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Die Entftehung diefes MWerfes hat eine doppelte Beranlaffung, eine 
wiffenfchaftliche und eine practifche. Die erftere gaben mir meine Vor— 
arbeiten zu einer Darftellung des Wölferrechtes in gefchichtlicher Ent- 
widelung, die andere meine amtliche Stellung, Wie jene zu ber 
Beachtung des hier zufammengeftellten Materials von dem Gefichts.- 
punfte des allgemeinen Rechtslebens der Staaten aus aufforberten, 
fo führten mich meine Dienftverhältniffe zu einem Eingehen auf die 
Details eines nicht unerheblichen Theiles der beftehenden preußifchen 
Staatöverträge. Der Kreis nämlich, den als Landrath zu verwalten, 
ich bis jegt die Freude hatte, ift ein Grenzfreis, wodurch mir öfters 
Veranlaffung wurde, in Amtsangelegenheiten auf die Quellen ber 
zur Zeit gültigen Rechtsverhältniffe Preußens mit anderen Staaten 
zurüdzugehen. Da hiervon eine bequeme Zufammenftellung nicht 
vorliegt, fo arbeitete ich zu meinem Gebrauche eine Ueberſicht aus, 
Fachleute, denen ich fie mittheilte, fanden fie brauchbar und fo ent- 
ſchloß ich mich, Die Arbeit mit einigen nothmendigen Erweiterungen 
dem größeren Publifum vorzulegen, indem ich annahm, da fie nicht 
bloß für Beamte von Sntereffe fein würde. Denn durd die Um— 
geftaltungen, welche das innere Staatsleben Preußens in den legten 
Fahren erfahren hat, ift die Zahl derer, welche fich überhaupt mit 
der vaterländifchen Politik befchäftigen, fehr vermehrt worden unb 
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die äußeren Beziehungen Preußens finden eine nach den verfchiedenften 
Seiten bin täglich wachfende Beachtung, Wie aber der, welcher die 
Geſetze gar nicht Fennt, über deren Zweckmäßigkeit oder nöthige Ab- 
änderung nicht zu urtheilen vermag, ebenfo wenig kann der über Die 
auswärtigen Beziehungen Preußens eine felbititändige Meinung fich 
bilden, dem deren Grundlagen nicht befannt find. Einen mefent- 
lichen Theil derfelben bilden die beitehenden Staatsverträge, melde 
in einzelnen Werfen und ziemlich zerftreut niedergelegt find, woher es 
zum Theil mit rühren mag, daß fie im Ganzen wenig gefannt wer» 
den. Aber auch denjenigen, melde ſich mit dem Völferrechte theoretifch 
oder practifch befchäftigen, hoffe ich einen Dienft erwiefen zu haben, 
indem ich die pofitiven Nefultate des völferrechtlichen Verkehrs einer 
europäifchen Großmacht zufammenjtellte: für Formen und für materielle 
Fragen bietet dieſe Sammlung eine reiche Fundgrube, welche zwar 
nicht erſt eröffnet, aber zugänglicher gemadt zu baben, ich bean- 
fpruchen darf. 

Um dem Bedürfniffe der Praris zu entfprechen, Fam es zunächſt 
darauf an, das Material, foweit es eben practiſch ift, zu fammeln, 
Dies habe ich gethan und gemwiffenhaft das gegeben, was mir über» 
haupt zugänglih war. Nur im Intereſſe der Naumerfparniß babe 
ich foldye Verträge, welche mit mehreren einzelnen Staaten mefentlich 
gleichlautend gefchloffen worden find, nur ein Mal abdruden laffen 
und darauf an den betreffenden Stellen verwiefen. Aus dem gleichen 
Grunde find Verträge, die zwar einen großen äußeren Umfang, aber 
nur eine locale oder untergeordnete Bedeutung haben, nachgewieſen, 
nicht aber abgedrudft worden, wie 3. B. die umfangreichen Aus— 
einanberfegungen in Folge von Ländertheilungen oder die Grenz» 
regulirungsverträge. Sodann bin ich bemüht geweſen, das Material 
in einer für den Gebrauch möglichit bequemen Weife zu ordnen, 
Zu diefem Behufe ift das Buch in drei Abtheilungen zerlegt: Die 
erjte liefert eine nad den Materien geordnete Weberiicht der Staats- 
verträge, welche nebenbei denjenigen, die ſich zum erften Male mit 
dem Gegenſtande beichäftigen, als anregende Einleitung dienen foll. 
Der Wunſch, dem Werfe nicht eine zu große Ausdehnung zu geben, 
bat nothwendig eine ausführlichere Darjtellung, die fonft wohl meiner 
Neigung entſprochen haben würde, ausgefchloffen. Auch ijt bierbei 
auf die einfchlagende Yitteratur verwiefen worden, wobei es nur darauf 
ankam, den Leſer auf die Fährte weiterer Forſchung zu leiten, nicht 
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aber den Raum mit den Titeln gelefener und ungelefener Schriften 
zu füllen. Die zweite Abtheilung ftellt die Terte der Verträge felbft 
nach den Ländern zufammen; die dritte endlich gewährt eine chrono⸗ 
fogifche Weberficht der preußiſchen Staatsverträge unter Angabe ber 
Schriften, wo fie ſich abgedruckt oder nachgewieſen finden. Durd) 
diefe Eintheilung hoffe ich die Mühe des Auffuchens einer Materie, 
eines Vertrages fehr erleichtert zu haben. Obgleih die Aufnahme 
der zur Ausführung oder Erläuterung von Staatöverträgen einfeitig 
erlaffenen Verordnungen der diesfeitigen Regierung ftreng genommen 
nicht gerechtfertigt it, To babe ıh doch um des practifhen Vortheils 
willen diefe theoretifche Inconfequenz mir bisweilen geftattet und be- 
fürchte darüber feinen ernjten Tadel. 

Meben der erjten und unmittelbaren Beftimmung des Buches, 
dem practifchen Zwede, babe ich mir nicht verfagen können, durch 
daffelbe auch denjenigen, welde actenmäßigen Belägen der vater- 
ländifchen Geſchichte nachgehen, ein Hilfsmittel zu bieten, indem ich 
in der chronologifchen Weberfiht auch auf Staatsacte, namentlich der 
neueren Zeit bingewiefen babe, welche zwar Feine unmittelbar prac- 
tifche Bedeutung mehr haben, wohl aber dazu dienen, ein Bild von 
der politifchen Ihätigfeit der Negierung überhaupt zu geben, Mag 
man diefen Theil der Arbeit als den erften Grundzug eines Codex 
Borussiae historico-politicus anfeben, den ausgeführt vorzulegen, 
mir vielleicht fpäter einmal gejtattet ift. Sch muß hiervon das be- 
merfen, was ich fo gern auf das ganze Buch angewandt wiffen möchte: 
es foll anregen zu weiterem Sammeln und Forfchen in dem reichen 
Gebiete, daß es umfaßt. 

Die Erbverträge und lehnrechtlichen Verhältniſſe Preußens mit 
einigen Staaten find in dem Buche erwähnt worden, obfchon fie mit 
gleichem Recht dem Privatfürftenrechte, der Darftellung der Rechte 
und der Verfaflung des Königlichen Haufes überwiefen werden fün- 
nen, Niemandem wird die MWichtigfeit des Gegenftandes entgehen; 
allein ein Seder, der fi) näher damit befchäftigt, wird auch bald die 
Schwierigkeit defjelben erkennen und fo wünfchenswerth und intereffant 
auch der wiffenfchaftlihe Ausbau unferes Privatfürftenrechts fein mag; 
fo fcheint er doch nicht im naher Ausjicht zu ſtehen. Hierauf die 
Leſer zu vertröften, hielt ich nicht für angemeffen und fo entfchloß 
ich mich, das Material, was zu fammeln mir Gelegenheit war, als 
Anregung zu weiterer Erörterung mitzutheilen. 


Sollte meine Arbeit Beifall finden, fo werde ich bemüht fein, 
fortdauernd das Werk mit dem zu bereichern, was Anderer Theil- 
nahme und eigener Fleiß mir zuführen werden, *) 


Bromberg, December 1851. 
v.NR. 


* Zur Ergänzung und Fortfegung des Werfes werden wir von Zeit zu Zeit 


Supplemente erfcheinen laffen. 
D. Berl. 
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Erklärung der bei öfter angeführten Schriften gebrauchten 
Abkürzungen. 


Annalen — von Kamptz, Annalen der 
preußifchen inneren Staatsverwaltung. 1817 
bis 1839. Jeder Jahrgang beftebt aus vier 
Heften oder zwei Bänben in 8. Den Inhalt 
bilden hauptſächlich die von den Minifterien 
der Verwaltung erlaffenen Berfügungen von 
allgemeinem Intereffe. Das Minifterialblatt 
für die innere Verwaltung ift die Fortiepgung 
derſelben. 

Gonfularb. — Handbuch für Preußiſche 
Conſular⸗Beamte, Rheder, Schiffer und Be— 
frachter. Nah amtlichen Quellen. Berlin. 
1847. 8. Trocken, aber brauchbar. 

Cussy Recueil manuel et pratique 
de traites, conventions et autres actes dı- 
lomatiques, sur lesquels sont etablis les re- 
—— et les rapports existant aujourdhui 
entre les divers &tats souverains du globe 
depuis l’annee 1760 jusqu’a l’epoque actuelle 
par le Bn. Ch. de Martens et le Bn. Ferd. 
de Cussy. Leipzig. 1846 — 1849. 

Ein für den Handgebrauch bequemer, chro- 
nologiſch georbneter Auszug aus dem großen 
Martens’ichen Werke, der ſich auf die Mit- 
tbeilung der zur Zeit noch aültigen michtigiten 
Urkunden beichränft, mit felbitftändigen Zu— 
gaben. Doch ift bei dem Gebrauche Vorficht 
nötbig, indem längſt aufgehobene Verträge 
irrtbümlich darin ald noch in Kraft beftebend 
angegeben werben. 

ogiel — Codex diplomaticus regni Po- 
loniae et magni ducatus Lithuaniae. Vilnae, 
1758—1764. S. I, IV, V.®) 

Dumont — Corps universel diplomatique 
des gens, contenant un recueil de traites 
d’alliance, de paix, de treve etc. depuis le 
regne de l’empereur Charlemagne jusqu’ä 
present etc. VIII Tom. à Amsterdam et ä 
la Haye. 1726—1731. Fol. 

Diefer Sammlung, deren Geſchichte die Vor- 
rede erzählt, liegt der ſ. g. große bolländifce 
Recueil (IV. Tom. Amsterdam. 1700, Fol.) 
zu Grunde: bei der Herausgabe erfreute fi 
Dumont der Unterflügung vieler Höfe, na- 
mentlich auch des Berlinere. Es erſchien dazu 
1739 ein Supplement in fünf Bänden, deren 
eriter die Verträge des Altertbums bis auf 
Karl den Großen enthält und von Barbayrac 
bearbeitet it. Der vierte und fünfte Band 
behandeln le ceremonial diplomatique des 


") Le pere Dogiel, piariste a Vilna en a laisse deux 
exemplaires compleis ecrils par sa main, dont l’un a ete 
transporte a Saint-Petersbourg et laulre est conserve au 
convent des piaristes ä Vılna. Martens, Guide diploma- 
tique 1, 325. 


cours de l’Europe; ber zweite und dritte Band 
in je zwei Abtbeilungen vervollftändigen das 
Dumontfhe Werk bis 1738. Gie find von 
Rouſſet bearbeitet, wohl zu unterfcheiden von 
dem Recueil par Rousset (f. Rousset). 
G. S. — Gefeg- Sammlung für die Kö— 
nigliben Preußiihen Staaten; erſcheint feit 
dem 27. October 1810 jährlich in einem Quart- 
bande; für die Jabre 1806—1810 ift ein Er- 
änzungsbandb in Folio und Quart erfchienen. 
Sir ift für die Staatäverträge ber neueren 
Je die bedeutendfte officielle Duelle: ihre 
ebaction läßt bierbei Manches zu wünſchen 
übrig. Hilfemittel zur Drientirung in dem 
umfangreichen Stoffe find: Kletke, Repertorium 
der Gesetz-Sammlung für die Königl. Preuss, 
Staaten. 1806— 1845. Berlin. 1846. 4. 
Richard, Syſtematiſche Ueberfiht fämmtlicher 
in ber Sefep- Sammlung feit dem Jahre 1806 
erichienenen Geſetze ꝛc. Berlin. 1851. 
Gercken — Codex diplomaticus Branden- 


burgensis. & Bände. 4. 1.—4. Salzwedel 
1769— 1772. 5.—8. Stendal 1775— 1785. 


Handelsarchiv — Sammlung der neuen 
auf Handel und Schiffahrt bezüglichen Ge- 
setze und Verordnungen des In- und Aus- 
landes und statistische Mittheilungen etc. 
Nach amtlichen Quellen. Herausgegeben im 
Ministeriam für Handelete. 1847— 1849. Unter 
Redaction von Delbrüf und Hegel, fpäter 
Kleffker, feit 1850 von v. Viebahn und St. 
Pierre. Diefe Sammlung, worin mit großem 
Fleiße viel intereflantes Material zufammen 
aetragen ift, erſchien früber in monatlichen 
Heften, wovon ſechs einen Band bilden; jept 
werben wöchentlich zwei Bogen ausgegeben. 

Hertzberg Recueil — Recueil de deduc- 
tions, manifestes, d&clarations, traites et autres 
actes et &crits publies, qui ont été rediges 
et publié s pour la cour de Prusse par le 
ministre d’&tat comte de Hertzberg. Vol. 1. 
(1756— 1778.) edit. sec. Berlin. 1790. Vol. II, 
(1778—1779.) 1789. Vol. III. (1789—1790.) 
1782. 8. 

Jahrbücher — v. Kamptz, Jahrbücher für 
die Preußische Geſetzgebung, Rechtswiſſenſchaft 
und Rectsverwaltung. 1814— 1844. Jährlich 
4 Hefte oder 2 Bände. Das darin in Bezug 
auf Gefergebung und Rectsverwaltung ent- 
baltene Material bat zum bei Weitem größern 
Theil feinen practifchen Werth mehr, dagegen 
befindet fib unter den Abbandlungen zur 
Rechtswiſſenſchaft mande wertbvolle. 

Juſtiz-Min.-Blatt — Yuftiz- Minifte- 
rial-Blatt für die preußifche Gefepgebung und 
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Nectänflege herausgegeben im Bureau bes 
Juſtiz ⸗Miniſteriums. Seit 1839 erfcheint jähr- 
ih ein Banb in 4. 

Klüber's Acten — Acten des Wiener 
Congreſſes, berausgegeben von Dr. Johann 
Ludwig Klüber. 8 Bände. Erlangen. 1815]ı9. 

Kritische Jahrbücher — für deutsche 
Rechtswissenschaft, her. von Richter und 
Schneider. XII Jahrgänge in je zwei Bän- 
den. Leipzig. 1837—48. 

Lünig — das teutfche Reichs-Archiv nebft 
dem Spicilegium ecclesiasticum und Spicil, 
seculare XXIV. Vol. Leipzig 171022 Fol. Ntur- 
brandenburg betrifft im Öauptwerfe Pars spe- 
eialis, dritter Theil, der vierten Abtbeilung 
dritter Abſatz und in den Fortſetzungen bie 
Fortfegung der andern Continuation der vier- 
ten Abtbeilung dritter Abſatz. Bei den Ci— 
taten ift der Abfchnitt im Hauptwerfe mit 
Lünig, der Abſchnitt in den Fortſetzungen mit 
Lünig Contin. bezeichnet. 

Lünig C. 6. dipl. — Codex Germaniae 
diplomatieus ete. 2 Thle. Frankfurt und 
Leipzig 1732]a3. Bol. 

M. — Recueil des principaux traites d’al- 
liance etc. par Mr. G. F. de Martens. VII 
Tomes. Göttingen 1791 —1801. Zweite Aus- 
gabe in act Bänden. Gött. 181735, Diefe 
Sammlung mit den dazu gebörigen Supple= 
menten (f. N. R. — N, S. — Mh.) enthält 
die befannt gewordenen Staatäverträge von 
1761 an bis auf die Gegenwart. Als ſehr 
brauchbare Handhabe zu dem nicht bequem 
geordneten Stoffe des f. a. großen Martens. 
ſchen Recueils, welder M., N. R. und N. S., 
die Jahre 1761-1839 beareift, dient Table 
generale chronologique du Recueil des traites 
ete. II. Parties A Gottingue 1837, 1843, 
welde die aufgenommenen Documente fowobl 
nach der Zeitfolge als auch nach den Ländern 
georbnet nachweiſt. 

Mh. — Nouveau Recueil general ‘de traites 
etc. par Frederic Mushard. Continuation du 
grand recueil de feu M.de Martens, Tom. I—V, 
à Gottingue. 1813]4e. 

Minifterialbl. — Minifterial- Blatt für die 
gefammte innere Verwaltung in ben königlich 
preußifchen Staaten. Heraudgeg. im Mini- 
ferium des Innern. Berlin. 4. Erſcheint 
feit 1840 als Fortiegung der Annalen. 

Miruss — das Europäische Gesandschafls- 
recht etc. 2 Abtheilungen, Leipzig 1847, 

Mylius €. 6. M und N.C.C. — Mylü 
corpus constitutionum Marchicarum. VI Bde, 
Fol. mit vier Continuationen und einem Sup- 
plementbanbe reicht bis 1747. Das Novum 
corpus constitutionum PrussicoBrandenburgen- 
sium (ſ. g. academiſche Edicten-Sammlung) 
reicht in XI Folianten bis 1806, wozu als 
zwölfter und letzter Band 1822 die Folio- 
ausgabe der GeſetzSammlung (ſ. G. ©.) 
für 1806— 1810 erfchienen iſt. 

N. R. — Nouveau Recueil de traites d’al- 
liance etc. par G. J. de Martens, Charles de 
Martens, Saalfeld, Mushard. XIV. Tom. ä 
Gottingue 1812, 


N. S. — Nouveaux Supplömens au Recueil 
de traites etc. par Muchard, IH. Tom, & 
Gottingue 183942. 

Nanwerck — Die Tbätigfeit der deutſchen 
Bundesverfammlung oder die wefentliben 
Verbandlungen und Beſchlüſſe des Bunbes- 
tages. Vier Hefte. Berlin 1845]46. 

Oelrichs — Beiträge zur brandenburgifchen 
Geſchichte. Berlin, Stettin, Yeipzig 1761. 

Pauli — Allgemeine preußiihe Staatsge- 
ſchichte. Halle 1760/69. 4. reicht bis auf den 
Negierungeantritt Friedrichs des Großen. 

Protocolle d. B.:VB. — Protocolle der 
deutichen Bundes-Verfammlung. Mit bober 
Bemilliaung. Frankfurt a. M. 4. 

Riedel — Novus codex diplomaticus Bran- 
denburgensis. Zweiter Haupttheil oder Ur- 
kundensammlung zur Geschichte der auswär- 
tigen Verhältnisse der Mark Brandenburg etc. 
Band 1-5. (1200—1494). Berlin 1843]4s 

Die Vollendung biefer mit großem Fleiß 
und erbeblibem Stoftenaufwande begonnenen 
Sammlung fcheint leider durch bie Ungunft 
N in ferne Ausficht geſtellt 
zu fein. 

Rousset — Recueil historique d’actes, ne- 
gociatıons, mémoires et traites (1714— 1748) 
ä la Haye, Amsterdam, Leipzig 172855. XXI. 
Tomes, wovon aber der XII. aus zwei Parties 
beitebt und zum XVIIL ift ein Supplement» 
band erſchienen. So ift die Frage bei Klüber, 
Völferrebt ©. 413. zu beantworten. 

Schmauß — Corpus juris publiei S. R. 
Imperii academicum ete. feipzig 1774. 

Schmauß Jus gent. — Corpus juris gen- 
tium academicum. 2 Bände. Leipzig 1730. 

Das Bud ift ein verftändiger Auszug aus 
ber Dumontſchen Sammlung und bildet mit 
ben Werfen von Wend und Cuſſy eine für 
ben Handgebrauch meiſt ausreichende Biblio- 
tbef des vertragsmäßigen Staate- und Völfer- 
rechte. 

Schoell — Histoire abrégée des traites de 

aix entre les puissances de l’Europe depuis 
I paix de Westphalie par feu M. de Koch; 
ouvrage entierement refondu, augmente et 
continue jusqu'au congres de Vienne et aux 
traites de Paris de 1815 par F. Schoell. 
XV. Tom. Paris 1817]ı8. Das Werk mweilt 
bie meiften Staatöverträge nad, von vielen giebt 
es den Inhalt, von einzelnen den Tert jelbit. 

Simon Staatsr. — Das preußiice 
Staatereht von Heinrih Simon. 2 Tbeile. 
Breslau 1844. Ein Sammelwerf. 

Staatslericon — Encyflopäbdie der fämmt- 
lihen Staatswilfenichaften für alle Stände von 
C. v. Rotteck und C. Welder. Neue Auflage. 
12 Bde. Altona 1818046. Die einzelnen Ar- 
tifel find von ſehr verſchiedenem Mertbe. 

Stenzel — Geſchichte des preußischen Staats. 
14. Theil (bis 1756). Hamburg 18%0]s1. 
Quellenmäfig, patriotiih, ungefchminft. 

Wenck. — Codex juris gentium recentis- 
simi. 11. T. Lipsiae 179!/o5, entbält völfer- 
rechtliche Urfunden aus den Jahren 1735— 1772. 





Einleitung. 


VBertragsmäßiges Staatörecht. 


Zwiſchen dem Staatsrechte des einzelnen Staates und dem allge | 
meinen Bölferrechte, welches vie Beziehungen des Verkehrs ver gebil- 

deten Völfer unter einander regelt, ſtehen die Rechtsverhältniſſe mitten inne, 

welche durch epofitive Uebereinfunft, durch Verträge zwiſchen beftimmten 

Staaten begründet find.) Sie find zwar Refultate des völferrechtlichen 

Verkehrs und fteben vielfah im Zufammenbange mit dem Völkerrechte: 

allein während diefes auf dem anerfannten Ufus berubt, ift ihr Titel eben 

der Bertrag, und in ihren Wirfungen unterfcheiven fie fi dadurd von dem— 

jelben, daß ihre Gültigkeit fi) zumächft nicht auf alle, fondern nur auf 

beftimmte Staaten erftredt. 

Ihr Inhalt ift ein ſehr verfchiedenartiger, doch Ffann man ihn auf 
folgende beiden Punkte zurüdführen: entweder entfcheidet er offene Fragen 
des Bölferrechtes zwifchen beftimmten Staaten, indem er allgemeine völfer- 
rechtliche Normen für dieſelben fpecialifirt, oder aber er greift dauernd oder 
vorübergehend in Das Gebiet des Staatsrechts der Pariscenten in beftimmten 
Punften ein. | 

Nach dieſen beiden Nichtungen bin nähert ſich dieſes Vertragsrecht 
der Staaten bald mehr bald weniger dem Völkerrechte oder aber dem 


1) Nur biefe Art von Verträgen — Berträge Preußens mit andern fouverainen 
Staaten — verfteben wir bier unter den Staatsverträgen Diele Bezeichnung wird 
font wohl auch angewandt auf vactirte Berfajlungen, auf Verträge der Staatsregierungen, 
auch mit Untertbanen, namentlich in neuerer Zeit auf Verträge deutfcher Megierungen mit 
Mediatifirten. Im Gebraude des Ausbruds iſt Die Praris ſich nicht confequent, wie über- 
baupt im Staatsd- und Völferrechte eine beftimmte deutſche Terminologie fih noch nicht 
gebildet bat. Wohl nur Zufall it es, daß vorzugsmweife, nicht ausschließlich, die Verträge 
neuerer Zeit amtlich als Staateverträge bezeichnet werden, durch die eine Regulirung des 
Stantsgebietes erfolgte. Beifpielsweife fei bingewiefen auf den Staatsvertrag mit Han- 
nover wegen ftreitiger Hobeitögränge vom 25. November 1837, den Staatsvertrag mit 
Medlenburg-Strelig wegen Gebietsabfindung vom 21. Mai 1819, den Staatsvertrag mit 
Sacbjen-Eoburg-Gotha wegen Abtretung von Lichtenberg vom 31. Mai 1834, die Staats- 
verträge vom 10. April 1841 wegen der Magbeburg-Mindener Eifenbahn, wogegen bie 
Eifenbahn von Halle nab Caſſel auf dem Vertage vom 20. December 1841 beruht. ©. 
auch Stantsverträge vom 2%4. Juli (Breslau-Dresvener Eifenbahn) und vom 30. Auguf 
1543 (das Revifionsverfahren auf ber Elbe betreffend). 
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Staatsrechte: will man es als eine jelbitftändige Disciplin aufnehmen, fo 
dürfte e8 in Beziehung auf den Staat, auf welden es fidh bezieht, als 
vertragsmäßiges Äußeres Staatsrecht zu bezeichnen fein ). 

Die Beziehungen der einzelnen Staaten zu einander find im Staaten: 
und Bölferleben ebenfo vielgeftaltig und mannichfach wie die Verhältniffe 
der Individuen im Privatverfehre. Während aber für die Regelung der 
fegtern neben dem Vertrage viele andere Inftitutionen befteben, ift es vor- 
zugsweife die Form des Vertrags, durd welche Beziehungen der Staaten 
ihre Feftitellung erfahren. Dies deutet bin auf das weite Gebiet dieſes 
Vertragsrecht, Das bei fteigendem Werfehre, bei Vermehrung der Berüh— 
rungen der Staaten unter einander an Ausdehnung immermebr gewinnt 
und möglicher Weife zu einer pofitiven Löſung ftreitiger Fragen des Bölfer- 
rechtes führen kann. 


Dreufens Staalsverträge. 


Die Berträge eines Staats find für feine Geſchichte wie für fein 
Staatdrecht von der größten Wichtigfeit: für die erftere find fie Nefultate, 
für das andere Quellen. Dieſes relative Intereſſe erbält bei den Staate- 
verträgen Preußens eine allgemeine Bedeutung, weil Preußen eine euro- 
päiſche Großmacht und dabei diejenige deutfche Macht ift, welche von jeber 
bemüht, Deutſchlands Interefjen zu wahren, in neuerer Zeit vorzugsweife 
es unternahm, die Aufgaben zu löfen, zu deren Löfung die deutfchen Volks— 
fämme den Bundestag berufen glaubten, ver aber, ſei e8 wegen der 
urfprünglih mangelhaften DOrganijation, ſei e8 wegen der fpäter mehr und 
mehr um ich greifenden Theilnahmloſigkeit an den allgemeinen internatio- 
nalen, wie den fpeeififch veutichen Fragen der Zeit, dieſen Glauben voll- 
ſtändig zerftörte, 

Die Gefchichte der Staatsverträge Preußens ftebt im engften Zufammen- 
bange mit der politifchen Geſchichte des Reichs überhaupt: die bei dieſer 
übliche Eintheilung in Perioden greift auch bei jener Platz. Bei dem 
pofitiven Zwede des vorliegenden Buches, wobei nur diejenigen Staats— 
verträge in nähern Betracht zu zieben find, welde nod zur Zeit gültige 
Beftimmungen enthalten, genügen zur geſchichtlichen Ueberficht vier Perioden. 
Die erfte gebt bis auf den großen Kurfürſten. Die Thätigfeit der Landes— 
berren bezieht fih auf die Befeftigung der innern Landesmacht und die 
Abrundung des Gebietes, auf ihre Stellung zum deutſchen Neiche und zu 
den deutichen Nadhbarn, nur nah Oſten bin findet ein erfolgreicher Verfehr 
mit einem nichtveutichen Stante, mit dem Königreide Polen Statt. Die 
zweite Periode beginnt mit dem großen Kurfürften und ſchließt mit Fried— 
rih I. In ihr entwidelt ſich Preußen zur felbitftändigen Macht unter und 
neben den europäifchen Großmächten, welcher Stellung durch vie Annahme 
der Königskrone auch ein äußerer Ausdruck gegeben ward. Die folgende 


1) Hieraus ergeben fih zwei Geſichtspunkte bei der Auffaffung der Staatsverträge, 
welche man bei einer freilich umfafendern Bearbeitung als bie vorliegende ift, zu berüd- 
fiptigen baben wird: ber völferrechtliche und der des innern Staaterechts. 
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Periode umfaßt die Zeit der franzdfifchen Revolution und ihren formellen 
Schluß durd die beiden Parifer Friedensſchlüſſe. Die vierte Periode endlich 
enthält vie reiche Zahl von Verträgen, welche die geftörten Verhältniſſe ver 
europäifchen Staaten im Einzelnen ordnen follten und wobei Preußen als 
ordnende Macht mitwirfte, fo wie die Refultate der in Folge diefer Ordnung 
neu eingetretenen biplomatifchen Thätigfeit. Ob das Jahr 1848 ven Grenz- 
punft einer neuen Periode bildet, wird die Gefchichte der kommenden 
Sabre entfiheiden, 


$or m. 


Während früberhin die Etaatöverträge von den Fürften perſönlich abge- 
jchloffen oder wenigfteng unterzeichnet wurden), geſchieht dies in neuerer 
Zeit durch Besollmächtigte, in der Regel mit Vorbehalt ver landesherrlichen 
Ratification. Da wo ſchon der Minifter des Auswärtigen an fi zur Ein- 
gehung von Berbindlichfeiten ermächtigt ift, tritt flatt der Dertragsform 
meift eine Auswechſelung gleichlautender Minifterial-Erflärungen ein, wos 
gegen fürmliche Verträge unter auspdrüdlicher Benennung der Bevollmächtigten 
ausgefertigt werden. 

Die frühere viplomatifche Sprache war die lateiniſche); fie wurde 
befonders durch ven Einfluß des franzöfifchen Hofes unter Ludwig AIV. von 
der franzöfifchen Sprache verdrängt). In neuerer Zeit fcheint in Preußen das 
Prineip Geltung zu gewinnen, daß bei Verträgen mit außerdeutfchen Staaten 
Eremplare in je beiden Sprachen der Contrabenten ausgefertigt werden ), 


1) Als Halle diefer Art aus neuerer Zeit find zu nennen: das Concordat von Fon- 
tainebleau vom 25. Januar 1813, und die Acte über die Stiftung der heiligen Allianz: beiden 
fann man freilih ben Character von Staatsverträgen ftreitig machen. 

2) Sie ift befanntlich gegenwärtig noch die officiele Sprade bes römischen Hofes. 
Mirus $$. 266. 267. Die NRatificationsurfunde der Convention mit der Schweiz vom 
20. Mai 1815 war ſeitens Rußlands ruſſiſch, feitens Englands englifch, feitens Preu- 
ßens franzöſiſch, ſeitens Defterreihs Tateinifch abgefaßt. Klüber Acten V., 343. Bon 
beutfhen Bunde ift die lateiniſche Sprache neben der franzdfifchen als vermittelnde Hülfs- 
fprache anerkannt. — Beihluß vom 12. Juni 1817. 

3) Mit Redt hat man darin einen großen Vortheil für bie franzöfifhe Diplomatie 
erfannt. Vorbehalte bei Anwendung dieſer Spradie gegen die Confequenz für die Zukunft 
finden fi öfters: ber zweite Separat-Artifel der Raftädter Friedensverhandlungen (1714), 
welche in franzöfiiher Sprache Statt hatten, verwahrt ausdrüdlihd dagegen. Auf dem 
Wiener Congreffe wurden bie Verhandlungen zwifchen ben europäifchen Mächten ebenfalls 
in franzöſiſcher Sprache geführt, felbft Verträge zwifhen nur deutſchen Staaten find aud 
in ihr abgefaßt. Der Artifel 120 ber franzöfifch niedergefchriebenen Miener Congrefacte 
enthält die für nöthig erachtete Verwahrung: auf ihn nimmt ber Artifel 49. des Frank— 
furter Zerritorial-Receffes vom 20. Juli 1819 Bezug. 

4) Der Handelövertrag mit England vom 2, März 1841 if von jedem Bevollmäd- 
tigten nur in feiner Landessprache unterzeichnet. Die franzöfiihe Sprache vertritt bier 
bisweilen eine der beiden Landesſprachen. So ift der Schiffabrtsvertrag mit ben Nieder- 
landen vom 3. Juni 1837 beutfch und franzöfiih, der Freundſchafts-, Schiffahrts- und 
Handelsvertrag mit Brafilien vom 9. Juli 1827 franzöſiſch und portugiefifch abgefaßt. Leber 
den Berlehr mit ber Türkei Heffter $. 239. Not. 1., Herpberg, Recueil III., 35.: 
C'est jusqu’ä ce temps-lä (1789), que toutes les leliros des Rois de Prusse aux Sultans et 
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wobei jeder Gefandte den in feiner Landesſprache abgefaßten Tert unter- 
zeichnet"). 


Quellen. 


6 Die Quellen, aus denen die Texte der Staatsverträge zu ſchöpfen ſind, 
zerfallen in officielle und ihnen gleich zu achtende, und nicht officielle. Zu den 
erſtern gehören die Mylius' ſche Edicten-Sammlung, die Geſetz-Sammlung, 
die Amtsblätter, die Miniſterialblätter, das Handelsarchiv, die Staatszei— 
tungen und die namentlich in früherer Zeit üblichen Staatsſchriften, zu denen 
ſeit Einführung der conſtitutionellen Staatsform die den Kammern ſeitens 
der Miniſterien vorgelegten Denkſchriften gekommen ſind“). Die andern find 
theils einzelne Schriften geſchichtlichen oder politiſchen Inhaltes, namentlich 
auch die Zeitungen, theils Urkundenſammlungen. Bon den Geſchichtsſchreibern 
iſt vorzugsweiſe Pauli zu nennen, auf andere wird bei Beſprechung ein— 
zelner Verträge hingewieſen werden. Von den allgemeinen Urkundenſamm— 
lungen kommen hier in Betracht die Werke von Dumont und Rouſſet, 
von Lünig, Schmauß, Wenck, Martens und ſeinen Fortſetzern. Spe— 
ciell auf Preußen beziehen ſich die Regeſten von Raumer?), ſo wie ſein 
Codex diplomaticus Brandenburgensis, die Arbeiten von Oelrichs, Ger— 
ken und Riedel. Specialſammlungen über einzelne Materien werden 
an den betreffenden Orten angegeben werden; eine Sammlung im Sinne 
des vorliegenden Buches iſt noch nicht vorhanden 9). 


Hülfswiffenfhaften. 
7 Zur Würdigung der einzelnen Verträge ift es nöthig, fie in dem Zu— 
fammenbange zu betrachten, in dem fie fowohl mit der allgemeinen politifchen 


aux Grand-Vizirs ont &te &crites en langue latine, mais du depuis on a commence ä 
ecrire a la Porte Ottomane en frangois, parceque le Sieur de Dietz assure, que les Turcs 
entendent encore moins la langue latine que la frangoise et qu'ils se font tout traduire. 
Das diefjeitige Eremplar des Vertrags mit der Türfei vom 22, März 1761 ift in italienifcher 
Spracde abgefaßt, melde man wohl noch heutigen Tages als die Verkehrsſprache der Le— 
vante anfeben fann. 

1) Beim Abbrude der Verträge babe ich ftetd den franzöfifchen oder deutſchen Dri- 
ginaltert oder officielle Weberfepung gegeben mit einziger Ausnahme des eben erwähnten 
Vertrags mit der Türkei vom Jahre 1761. 

2) Die Titel der bezeichneten Werke find in der voraufgehenden Erflärung ber ge- 
brauchten Abfürzungen näber angegeben. 

3) Regesta historiae Brandenburgensis. Chronologisch geordnete Auszüge aus allen 
Chroniken und Urkunden zur Geschichte der Mark Brandenburg von Georg Wilhelm 
von Raumer. 1. Band bis 1200. Berlin 1836. 4. Leider ſcheint diefe verbienftliche Arbeit 
nicht fortgeführt zu werben. 

4) Berzeichniffe von Specialfammlungen für einzelne Pänder findet man in dem von 
Ompteda-Kampt'ſchen Werke über Pitteratur des Völkerrechts, bei Mirus IL, ©. 95. 
Martens Manuel diplomatique, ©. 584. Für Preußen pflegt nur die Sammlung ber 
Staatsfhriften des Grafen Herpberg angeführt zu werden; fie beſchränkt fih auf ben 
Zeitraum von 1756-1790. 
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Lage des Staates überhaupt als auch mit den ſpeciellen Verhältniſſen ſtehen, 
in welchen zur Zeit des Abſchluſſes beziehungsweiſe gegenwärtig die einzelnen 
darin behandelten Fragen ſich befunden haben oder noch befinden. So bieten 
ſich die Geſchichte und die Statiſtik in ihrem weiteſten Umfange als vor- 
zügliche Hilfsmittel bei dem Eingehen in einzelne Verträge dar’). Außer— 
dem berühren fie in größerer oder geringerer Ausdehnung das vaterländiſche 
Staatsreht?), die Staatöverwaltung, überhaupt das practifche Gebiet der 
Staatswiffenfchaften: namentlih ergänzen fie das Völkerrecht), durch 
welches fie hinwiederum erläutert werden. Die Kenntniß diefer Disciplinen 
ift daher weſentlich förderlich bei vem Studium der Preußiſchen Staatsver— 
träge. Zum Verſtändniß der Originalterte ift die Befanntfchaft mit der 
deutfchen Sprache, auch in ihrer ältern Seftalt, fo wie mit dem Yateinifchen, 
Stalienifchen und Franzöfiichen erforderlid. *) 


pri ncipiem 

Staatöverträge find ihrer Natur nach mehr oder minder offene Ausprüde 
der von einer Regierung angenommenen Politik. Es Tiegt nicht in der 
Aufgabe diefes Werkes, in den verfchiedenen Staatsverträgen die politifchen 
Prineipien der preußiichen Staatsregierung aufzufuchen; dies wäre vielleicht 
das Thema der beſondern Geſchichte der preußifchen Diplomatie. Allein 
auf drei überall bervortretende Grundſätze der preufifchen Politif geftatten 
wir und bier hinzumeifen: in den einzelnen Staatsyerträgen felbft wird 
_ man dafür die zahlreichiten Beläge finden. 


1) Nach dem Zwede der vorliegenden Arbeit muß davon abgefeben werben, die Ber- 
träge mit umfaffenden biftorifhen Einleitungen oder mit fritifchen Erläuterungen zu begleiten; 
dagegen ift an einzelnen Stellen auf die bezügliche Litteratur bingemwiefen worden zum Dienfte 
derer, welche auf eine Specialität näber eingeben wollen. Als wichtige vaterländifche Ge— 
ſchichtswerke find bier nur zu nennen: Befchichte des preußifchen Staates von Guſtav Adolf 
Harold Stengel. Bd. I—IV. (bis 1756). Hamburg 1830—1851. Manfo, Gefchichte 
bes preuß. Staates vom Ärieden zu Hubertsburg bis zur zweiten Parifer Abfunft. Drei 
Bände. 3. Ausgabe. Leipzig 1839. Menzel, Zwanzig Dahre Preußifcher Geſchichte 
1786—1806. Berlin 1849. Neun Bücher Preußifcher Befcichte von Leopold Ranke. 
Drei Bände. Berlin 1848, geben bis Friedrich I. einſchließlich. 

2) Bei dem Preufifchen Staatsrechte ift auf Simon bingewiefen worben, ber ein 
reihes Material zwar nicht verarbeitet, doch aber zufammengetragen bat. Bon den Dar- 
ftellern des deutichen Staaterechtes find der gründlicht, litteratur- und notigenreiche Klüber, 
der geſchmeidige Maurenbrecher und der Meinungen fammelnde Zahariä neben einander 
zu Eitaten benußt worden. 

3) Außer den ältern Merken über daffelbe ift vorzugsweiſe auf Klübers Nöfferrecht, 
Ausgabe von Morftabt, auf Heffters faubere Arbeit, bie und ba auf Oppenbeims 
Raifonnements Bezug genommen. 

4) Zu ben befannten Beifpielen, melde zur Achtſamkeit auf die Ausbrudsmeife 
mabnen (der Pyrenäiſche Friebe, Heffter ©. 388. Not. 3., ber Art. 5. des Parifer Friedens 
vom 30. Mai 1814, das jusqu'à la mer enthaltend, Klübers Staatsr, $. 571.) findet fid auch 
in den Preußiſchen Staatsverträgen ein fleiner Beitrag. In dem Art. 15. ber Kartel- 
Gonvention mit Rußland vom 17/0. März 1830 lauten die Worte bes franzöfifchen Tertee: 
„ou qui sont accuses ou pr&venus d’en avoir commis un (sc, delit criminel)* in dem 
deutfchen „ober eines ſolchen angefchulbigt oder verbädtig find‘. 
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In dem völferrechtlichen ‚Berfehre bringt Preußen die zusorfommenpfte 
Reciprorität zur Anwendung obne engberzige Berechnung). Dabei ift feine 
Politif eine weſentlich deutſche). Und obgleich ver höchſte Inhaber ver 
Staatsgewalt einer beſtimmten Confeffion zugethban ift, fo bat doch feine 
Regierung die preußifche in der thatfächlihen Gleichftellung der riftlichen 
Slaubensbefenntniffe übertroffen. 


Eintheilung des Stoffes. 


Bei den Lehrern des Völferrechtes findet man verſchiedene Berfuche 
einer Eintheilung der Staatsverträge ); ohne hier die Eintheilung theore— 
tifch begründen zu wollen, orpnen wir Das in Betradht fommende Material 
nad zwei Rubrifen, indem wir unterfcheiden: Verträge zur unmittelbaren 
Erreihung, zur Ordnung pofitiver einzelner Angelegenheiten, im Gegenfage 
von Verträgen allgemein politifchen Inhaltes, fei es nun daß dieſer Inhalt 
an fi ein allgemeiner ift oder daß die darin erledigte fpecielle Frage eine 
allgemeinere, völferrechtlihe Bedeutung hat. Die legtern werden ven erftern 
in der Darftellung voraufgehen. 


1) Dies Princip beweift faft jeder Vertrag, bei verfchiebenen Gelegenheiten ift es 
auch gefenlih ausgefprohen worden. ©. die Eabinetsorbres vom 11. April und 20. Juni 
1822, 28. Deebr. 1836, $. 38. der Verordnung vom 11. Juni 1837 über den Schug gegen 
den Nachdruck. 

2) Auf weltgefchichtlihe Thatſachen aufmerffam zu machen, erachte ich für überflüffig. 
Aber daneben bat auch die Preußijche Regierung in ber innern Verwaltung das zur Mabhr- 
beit werden lafen, was es mit ben übrigen beutichen Regierungen ben Untertbanen der 
deutfhen Bunbesftaaten verfprochen bat, Beifpielsweife fihert der Art. 18. der beutfchen 
Bundesacte den legtern die Freiheit ter Auswanderung und des Ermwerbed son Grundeigen- 
thum innerhalb der Bundesitanten zu. Diefe Beſtimmungen fommen in Preußen zur unbe- 
dingteften Anwendung: dagegen wird in einem angrenzenden beutfchen Königreiche der Eivilbefig 
des Grundeigenthums von der Beibringung der geftatteten Niederlaffung in der Gemeinde 
und ber damit erworbenen Staatsangebörigfeit abhängig gemadht, während Audwanderern 
der Auswanderungsconſens verweigert wird, fo lange fie Grundeigenthum im Staate befipen. 

3) Au berfelben Zeit, wo der römifche Stuhl bie liberalitas und clementia des Könige 
son Preußen gegen bie Untertbanen katholiſchen Glaubens rühmte, durften bie Proteftanten 
in Wien fih nicht der Sloden zum Firdlichen Gebrauche bedienen. — Pauli fagt von 
Kurfürft Joachim IL: „Er brüdte nicht die Putberaner, da er noch ein Papilt war. Er 
fränfte nicht die Papiften, ba er Iutberifch geworben.“ Hierin liegt bas Prineip der preu— 
Bifchen Regierung in Glaubensſachen. Wenn auch die Wirkungen deſſelben ſich zunächſt auf 
das innere Staatsrecht bezieben, fo find fie doch auch für die Verbältniffe zum Auslande 
von hoher MWichtigfeit, 

4) Heffter ©. 138, 


Erfte Abtheilung. 
Ucberficht Der Materiem. 


Erfter Abſchnitt. 
Politifche Verträge überhaupt. 


l. Bündniſſe. 


Allgemeine Sriedens- und Freundſchafts-Perträge. 


Der Verfehr unter ven ciwilifirten Wölfern der Erde findet in dem 10 
Nölferrechte Schon feine allgemeine Regeln: er wird durch daſſelbe gefichert, 
auch obne daß zmwifchen ven verfebrenden Nationen darüber befondere Ber: 
träge geſchloſſen find, Indeſſen beftehen zwifchen den meiften Staaten aus— 
drückliche Verficherungen des Ariedens und ver Freundfchaft '), fei es nun, 
daß die Wiederberftellung des wirklich geftörten guten Einverſtändniſſes, fei 
ed, daß der Eintritt eines Staates in den WVölferverfehr überhaupt 2) oder 
vie erften diplomatifchen Berübrungen mit einem einzelnen Staate dazu eine 
Veranlaffung gegeben baben. Dabei finden nicht felten Verabredungen über 
die Gewährung gegenseitiger Vortheile Statt: diefe und andere fperielle 
Feſtſetzungen übertreffen für den vorliegenden Zwed die allgemeinen Zufagen 
bei Weitem an Wichtigkeit; fie find die Hauptfache, bei ihrer Erwähnung 
wird auf jene mit hingewiefen werden. 

Seit den großen Bewegungen der Freiheitsfriege ift Preußen nur mit 
Diünemarf in den Fall gefommen, fi an einem wirflichen Friedensſchluſſe 
zu betbeiligen. Die Sache gehört als fchwebende noch der Tagesgefchichte 
an: vie bezügliben Dofumente werden in der zweiten Abtheilung dieſes 
Buches nadıgewiefen werben ?). 


1) Eind folhe Verträge auf Zeit gefchleffen, fo dauern nad ihrem Ablaufe die auf 
dem Völlkerrechte beruhenden Beziebungen fort; ein Beijpiel giebt Brafilien. Eine bübfche 
Deutung des Ausdruds „ewig* bei Verträgen — ewiger Friede — bei Mably, Droit public 
de l’Europe Il. p. 560. 

2) Beifpielaweife in neuerer Zeit Merico, Brafilien; namentlih das Letztere hat eine 
Menge von Verträgen geſchloſſen, das befte Mittel, feine Selbftftänbigfeit formell zu conftatiren. 

3) Vergl. das den Kammern vorgelegte Promemoria des Minifteriums bes Auswärtigen 
über bie däniſche Angelegenheit vom 8, September 1849, 
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Allianzen. 


Bündniſſe, Allianzen zur Erreichung beftimmter Einzelzwecke haben ihrer 
Natur nad nur eine vorübergehende Beveutung. ) Meift entitehen fie bei 
drobendem oder ausgebrochenem Kriege und find von der höchſten Wichtig— 
feit zur Zeit ihres thatſächlichen Beſtehens; allein fie finden ihr natürliches 
Ente in der Erreihung oder Bereitelung des vorgeftedten Zieles, oft auch 
in ver Roderheit des Bandes, das bei der erften Probe ſchon reißt, wie die 
Geſchichte hinlänglich Tehrt. 

Obgleich nicht immer in der Paragraphenform von Verträgen abgefaßt, 
haben im Staats- und Völkerleben der Neuzeit die Allianzen eine hohe Be— 
deutung, welche auf der Gemeinſamkeit der Intereſſen der mächtigſten Staaten 
Europa's beruhen; zur Orientirung möge hier genannt ſein: die Erhaltung 
des politiſchen Gleichgewichts in Europa?) und der damit verknüpfte Beſtand 
der Großmächte, ſowie die Bekämpfung des revolutionairen Elementes, ?)- 
welches Staaten zu zerſtören, nicht aber dauernd zu bilden vermag. *) 


Die jüngſten Allianzen. 


Bei dem Kampfe gegen Napoleon traten ald allüirte Mächte in ven 
Vordergrund Preußen, England, Defterreih, Rußland, ihnen fchloffen fich 
die meiften übrigen Staaten Europa’ als Verbündete an.) Der erfte Friede 
mit Franfreich som 30. Mai 1814 wurde von ihnen unterzeichnet, Spanien, 
Schmeden und Portugal traten ihm ausprüdlid, bei. Der Diplomatie des 
bourbonifchen Franfreich gelang ed, an den demnädft in Wien Statt fin- 
denden Verhandlungen fich zu betheiligen; man weiß, mit weldem Erfolge. 
ALS ordnende Gewalten laffen fi auf dem Wiener Congreffe drei Staaten- 
gruppen unterfcheiden: die fünf Großmächte, die acht Unterzeichner des erften 
Parifer Friedens, die deutfchen Staaten. 9) Die Befchlüffe der erftern, gewiß 
von dem beftimmenpften Einfluß auf die Verhandlungen ver beiden lestern, 
find als ſolche nicht vollftändig zur Öffentlichen Kenntniß gefommen, die Ne: 
fultate des Congreffes der acht Mächte enthält im Wefentlichen die Wiener 
Eongreßarte und die Ausarbeitung ”) der deutichen Bundesafte fchlieft das 
Werk ver Besollmächtigten der deutfchen Staaten. 


1) Schuß. und Trupbündniffe, Defenfiv- und Offenfiv- Allianzen, Barantie-, Subfivien- 
verträge: eine Aufzäblung (bie 1800) bei Martens Cours diplomatique. 

2) Artifel XVI des Vertrags von Chaumont. 

3) Die Unbeftimmtbeit des Ausdrucks wird vielleicht dur den gewählten Jufag ge- 
milbert: fie liegt in der Sache. 

4) Als Correlate fann man daneben auf den Beſitzſtand und die Legitimität binweifen. 

5) Verträge mit Rußland, Kaliſch 28 Jannar';g gebr.; mit Nußland und Defterreich, Töplitz 
9. September 1813; England, Chaument !. Märy/y7, Februar 18145 Allianz mit Defterreich, 
England, Rußland, Wien 25. März, Paris 20. November 1815. 

6) Klüber, Acten VIII, 71. 

7) Der Urtifel 6. des Parifer Friedens vom 30, Mai 1814 beftimmt: die Staaten 
Deutfhlands werden unabhängig und burd ein füberatives Band vereinigt fein. 


Die Großmächte. Die Militairmädte. 


Die Verbindung der acht Mächte bat nach der Beendigung des Wiener 13 


Eongreffes eine weiter dauernde Wirkung nicht geübt, dagegen baben bie 
fünf Großmächte als natürliche Verbündete gemeinfam wichtige völferrecht- 
liche Fragen ) der Neuzeit georbnet und ihre Thätigfeit den europäifchen 
Staaten gegenüber läßt ſich weninftens einem völferrechtlichen Tribunale 
vergleichen. 

Unter ihnen find als enger mit einander verbunden die f. g. drei Mi- 
litairmächte, Preußen, Defterreih, Rußland bervorgetreten: die perfönliche 
Freundfhaft der Monarchen, die räumliche Lage der Staaten, namentlich bie 
gemeinfame Betheiligung an dem Befige der polnifchen Provinzen, ſowie 
die bis vor Kurzem gleiche innere Staatöverfaffung find hierauf gewiß von 
Einfluß gemwefen. 2) 


Staatenbündniffe. 


Eine in fi organifirte Verbindung bilden die Staatenbündniffe, welche 
eine Vertretung und Anerfennung im wölferrechtlichen Verkehr beanfprucen. 
Dabin gehört der in Wien zu Stande gefommene deutſche Bund, welcher 
nad dem Aufbören der Union bier allein in Betracht fommt. Freilich ift 
die Darftellung der rechtlichen Werhältniffe der deutſchen Bunvesftaaten einer 
befonderen Disziplin, dem deutſchen Bundesrechte zu überweifen, weshalb 
nur die fpeciellen Beziehungen Preußens im deutichen Bunde hervorzuheben 
find, ) womit wir eine Erinnerung an Preußens Stellung im beutfchen 
Reiche verbinden. 


Preußen im deutfchen Reiche. 


Zur Zeit des Beftanves des beiligen Römiſchen Reiches war der König 
von Preußen nicht bloß ale Kurfürft von Brandenburg und Reidie-Erz- 
Kämmerer *) beim Kurfürftencollegium betbeiligt, fondern er hatte auch zahl— 


1) Einige diefer fragen werben meiter unten berührt. 

2) Trotz der audgefprodhenen Verfchiedenbeit der Principien, ift man doch fchließlich 
zu einer Entſcheidung gefommen. Congreſſe zu Aachen, Troppau, Laibach, Verona; die grie- 
hifche Angelegenheit. — Die Europäifche Pentarchie und die darüber erfchienenen Streit» 
fchriften. — De Pradt, l’Europe aprös le congres d’Aix-la-Chapelle. Paris 1819. — 
Chateaubriand, le congrös de Verone, Paris 1838, 

3) In der zweiten Abtbeilung bee Buches’ find die Grundgeſetze des beutfchen Bundes 
und bie feiner Befchlüfe zufammengeftellt, welche auch auf preußifhe Verbältniffe einen 
Einfluß üben oder geübt haben. 

4) Daher führte Preußen den Ecepter im Mappen; Kurfürſt Friedrich II. nabm ibn 1466 
in fein Mappen auf, bei ber Neubilbung beffelben (1817) wurde er fortgelaffen. Gleich 
den ſächſiſchen Kurſchwertern bat er fich big in bie neuefte Zeit ale Zeichen bed Porcellans 
der Königl. Manufactur erbalten. Meuerbings fcheint er wieder in Gebrauch zu fom- 
men: Königliches Privateigentbum wird gezeichnet mit einem Wappen, beffen Mittelfchild 
den preußiihen ſchwarzen Adler, deſſen quabrirtes Hauptichild den Kurfcepter, ben branden- 
burgifchen Adler, ben nürnbergifchen Löwen und die bobenzollernfchen Farben zeigt. 


— 
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reihe Stimmen im Fürftencolfegium '), felbft in den fränfifchen und weſt— 
phälifchen Grafenfolfegien 2). IThatfächlih war Brandenburg aud das Haupt 
der Evangelifchen in Deutfchland, feit Kur-Sachſen zur fatholifchen Kirche 
zurüdgefehrt war, obgleich Diefem das Directorium des Corpus Evangelicorum 
auf dem Reichstage verblieb. Nach Auflöfung des deutfchen Reiches bildete 
die Mehrzahl der deutfchen Fürften unter Napoleons Protectorate den Rhein: 
bund, dem Preußen nicht beitrat. Für furze Zeit nur beftand ein durch die 
Noth der Umftände gebotener Anſchluß an Frankreich; das mit Nußland zu 
Kaliſch geſchloſſene Bündniß eröffnete die Verbindung der europäifchen 
Staaten gegen Frankreichs Oberberrfchaft 9. Den blutigen Kämpfen folgte 
der Frieden; eins feiner Nefultate war die deutſche Bundes-Acte vom 
8. Juni 1815. 


Preußen im deutfhen Bunde. 


Durd die deutſche Bundesacte vereinigten ſich die ſouverainen Fürften 
und freien Städte Deutichlands zu einem beftändigen Bunde, dem veutfchen 
Bunde, deffen Organifation die beiden Grundverträge, die fchon erwähnte 
Bundesarte vom 8. Juni 1815 und vie f. g. Wiener Schlußacte vom 
15. Mai/g. Juni 1820, näher beftimmen. 

Preußen gehört zu denjenigen Staaten des Bundes *), welche neben 
den eigentlichen Bundesländern aud noch bundesfreies Gebiet befisen, indem 
es urfprünglich dem Bunde nur mit feinen gefammten, vormals zum deutfchen 
Reiche gehörigen, Befigungen beitrat, nad der Erflärung vom 4. Mai 1818 °) 
namentlich mit den Provinzen Pommern, Brandenburg, Schleſien, Sachſen, 
Eleve-Berg und Niederrhein. 1848/4849 wurden indeflen aud die Provinzen 
Oſt- und Weft- Preußen, Das Königreich Preußen im engeren Sinne und 
der überwiegend deutſche Theil der Provinz Pofen (Demarfationslinie) in 
den deutichen Bund aufgenommen; die Angelegenheit wartet wohl noch einer 
erneuten Prüfung und Ordnung ©). 


üchte 


Das Organ des deutfchen Bundes, die Bundesyerfammlung, der Bundes— 
tag in Frankfurt a. M., beſteht aus den Bevollmächtigten ver betbeiligten 
Staaten und bildet nad Verſchiedenheit der zur Beratbung vorliegenden 


1) Die legten Feſtſetzungen hierüber enthält ber 8.32. des Neichsbeputations-Haupt- 
fohluffes vom 25. Februar 1803. 

2) Mofer, Grundriß der Staatsverfaffung bes teutfchen Reichs IV. 12. $$.5. 6. 

3) Preußens Bemühungen für das Juftandefommen einer Einheit weifen Klüber's 
Alten, befonders Band II. nad. Das Mievererfcheinen Napoleons befchleuniate befanntlich 
den Abſchluß. 

4) Außerdem Defterreich, die Niederlande, Dänemarf, früher auch England wegen 
Hannover. 

5) Protofolle ber D. B.V. 1818, $. 105. 

6) Stenograpbiicher Bericht der Verbanblungen ber zweiten Kammer 18450 ©. 1821 ff. 
und 2643 ff.; von Boigts-Rhep, Denkſchrift über die politifche Stellung der Provinz 
Pofen. Berlin 1849, 
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Gegenftände entweder das Plenum mit neun und fechzig Stimmen, wovon 
Preußen vier zufteben, oder den engeren Rath mit fiebzehn Stimmen, von denen 
Preußen cine führt, Der legtere faßt feine Beichlüffe nach einfacher Stimmen- 
mehrheit, im erfteren find zwei Drittheile ver Stimmen zum Zuftandefommen 
eined Majoritätsbeichluffes nöthig. Indeſſen befchränft der Kreis der Gegenftände, 
über welche die Buntesverfammlung in diefer Weiſe befchließen kann, fi 
lediglich auf die Fälle, wo bereits feftftchende allgemeine Grundfäge in An- 
wendung oder befchloffene Geſetze und Einrichtungen zur Ausführung zu 
bringen find. Außerdem aber, alfo bei den an fich wichtigften Fällen), iſt 
zu jedem Befchluffe Stimmeneinhelligkeit erforverlih. Erwägt man ferner, 
daß die einzelnen Bevollmächtigten am Bunvestage von ihren Committenten 
unbedingt abhängig und an deren Inftruftionen gebunden find?) und daß 
die Bundesbeſchlüſſe erft durch die Publifation ſeitens der Staatsregierung 
für die Unterthanen gefegliche Kraft erhalten, fo muß man dieſe f. g. 
Bunvesbeihlüffe ihrem innern MWefen nad durchaus ald Verträge anfehen, 
weshalb fie auch in der zweiten Abtheilung dieſes Buches ihren Plag ge- 
funden haben ?). 


Leiflungen. 

Zu dem Bunvesheere von zehn Armeecorps ftellt Preußen das vierte, 
fünfte und fechfte, jechs Divifionen. In der Bundesfeftung Luxemburg be- 
fteht die Sarnifon zu zwei Drittbeilen aus preufifchen, zu einem Drittbeile 
aus niederländifchen Truppen, Gouverneur und Commandant werden von 
Preußen ernannt 9. 

Die Belastung der Bundesfeltung Mainz wird im Frieden durch ein 
Bataillon großberzoglich heffifcher und durch eine gleihe Zahl preufifcher 
und öfterreichiicher Truppen, im Kriege aus einem Drittel preußifcher, einem 
Drittel öfterreichifcher und einem Drittel gemifchter Bundestruppen gebilvdet?). 
Der Gouverneur und der Commandant werden von fünf zu fünf Jahren ab> 
wechjelnd von Defterreih und Preußen ernannt, fo daß, wenn Defterreich 


1) Artifel 7. der Bunbesalte, Art. 10—15 64. der Schlußakte. Man barf vielleicht 
unterfcheiden zwifchen der legislativen und abminiftrativen Thätigfeit ber Bunbesverfammlung: 
zur erfteren gebört Stimmeneinbelligfeit, zur andern genügt Stimmenmehrheit. 

2) Art. 8. der Schlufafte. 

3) Diefe Auffaffung wird beftätiat durch die Einficht der Protofolle über das Zuftande- 
fommen biefer Beſchlüſſe. Uebrigens bat der Bundestag einen ſehr erbeblihen Theil feiner 
Beſchlüſſe nicht proburirt, fondern er bat die ibm fertig vorgelegten Mefultate andermweiter 
Beratbungen nur burc das formelle Hinzutreten feiner Zuftimmung zu f. g. Bundesebeſchlüſſen 
erheben. In diefe Kategorie gehört namentlih auch die Wiener Schlufßafte, welche, unterm 
15. Mai 1820 auf den Minifterialconferenzgen in Wien vereinbart, in der Sitßzung dee 
Bundestages vom 8. Auni beffelben Jahres durch Plenarbeſchluß angenommen murbe, 
Protokolle d. d. B.-®, IX. 9. 

4) Verträge vom 31. Mai 1815, 8. November 1816, 12. März 1817, Frankfurter 
Territorial-Receß vom 20, Auli 1819. Art. 35—37, 

5) Bertrag vom 30. Iuni 1317, Frankfurter Territorial-Receß Art. 15. 16. 20-23. 38. 


— 
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den Gouverneur beftellt, Preußen ven Commandeur beftimmt. Die Artillerie: 
direftion gebührt Defterreich, die Geniedireftion Preußen. 

Bei Gelvumlagen zu Bundeszwecken trägt Preußen nach der Matrifel 
von 1842 zu 30,000 Fl. 7905 Fl. 7 Sr. bei '). 


1848. 


Die Stürme des Jahres 1848 warfen den in der Öffentlichen Meinung 
nicht eben beliebten Bundestag?) über den Haufen; das Vorparlament, die 
franffurter National» Verfammlung drängten ihm in den Hintergrund, und 
unterm 12. Juni 1848 Schloß die Bundesverfammlung auch formell ihre 
Thätigfeit, indem fie Namens der deutfchen Regierungen die Ausübung ihrer 
Befugniffe und Verpflichtungen an die proviforifche Centralgemwalt, ven Erz- 
herzog Reichsverweſer, übertrug’). Als die Frankfurter Verfammlung fi 
auflöfte, ohne vaf das hohe Ziel ihres Zuſammentritts erreicht wart), ver: 
ſuchte Preußen durch Bildung des Dreifönigsbünpniffes vom 26. Mai 1849, 
der Union?), nad Abtritt der beiden mitbetheiligten Königreiche, eine fräf- 
tigere Verbindung Deutſchlands herbeizuführen‘), während Defterreich mit 
feinen Verbündeten die Wiederbelebung des Bundestages, der verfuchsweife 
als ein fait accompli etablirt werben follte, anſtrebte. Mitten inne ftand die 
an Stelle des Reichsverweſers getretene neue proyifortiche Bundes-Eentral- 
commiffion?). Faft fchien es, als würde diefe Concurrenz, welde in dem 
heſſiſchen Berfaffungsftreite eollivirte, zum Kampfe auf dem Schlachtfelve 
führen; allein durd die Olmüger Convention zwifchen Preußen und Defter: 
reih wurde der Streit der Diplomatie übermwiefen. Die Dresdner Kon 
ferenzen wurden gehalten; ihre Refultate find nicht öffentlich geworben, doch 
das Eine fteht feft: im Mai dieſes Jahres ift der Bundestag in Franffurt 
wiederum in der alten Weiſe zufammengetreten®). 


1) Defterreih 9430 Fl. 33 Kr., Fichtenftein 5 Fl. 31 Ar. Mach dem Peitritte der 
Provinzen Pofen und Preußen wird ſich allerdinas das Zahlenverhältniß ändern, 

2) Eine fcharfe Kritif deffelben in den Erläuterungen zu ben Borlagen ber Regierung 
über bie deutfchen Verfaffungsangelegenbeiten. Sitzung der 2. Kammer vom 25, Auguft 1849, 

9) Zadariä (in Göttingen), die Nechtswidrigfeit ber verfuchten Reactivirung ber im 
Jahre 1848 aufgehobenen deutfhen Bundesverfammlung. Göttingen 1850. 

4) Die beutfche National-Berfammlung von R. Hapm. Berlin, 1850. Jürgens, 
zur Gefchichte des deutſchen Verfaſſungswerkes 1848— 1849. Braunfchweig, 1850. 

5) Aftenftüde, betreffend tas Bündniß vom 26. Mai und bie beutfche Berfaffungs- 
Angelegenheit. Berlin, 1849. Fol. (Amtlih.) — Dr. W. Adolf Schmidt, Preußens 
beutfche Politif, Die drei Fürftenbünde 1785, 1806, 1849. Berlin. Deffelben Geſchichte 
ber preußifch-beutfchen Unionsbeftrebungen ſeit der Zeit Friedrichs des Großen. Berlin, 1851. 

6) Der Verwaltungérath trat am 18. Auni 1849 in Thätigfeit: auch das proviforifche 
Schiebägericht trat um biefelbe Zeit in Erfurt zuſammen. 

7) Uebereinfunft zwifchen Preußen und Oefterreid vom 30. September 1849 in ben 
amtlihen Aftenftüden zur deutſchen Arage. (1. Proviforiihe Yundes-Eommiffion. II. Ber- 
banblungen mit ben dem Bünbdniffe vom 26. Mai nicht beinrtretenen Regierungen. IH. Ver- 
bandlungen bes Vermwaltungeraibes.) Berlin, 1849. 

8) Zwei pofitive Refultate find ung von dem franffurter Parlamente und ber Union 
geblieben: bie allgemeine deutſche Wechfelorbnung vom 26. November 1848 — welde durch 
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1. Verträge über Fragen des Völkerrechts. 
Die heilige Alliany. 


Unter dem 26. Auguft/44.Septbr. 1815 erließen die verbündeten Monarchen 
Preußens, Deiterreihs und Rußlands von Paris aus jene Erflärung, die 
unter dem Namen der heiligen Altianz befannt ift. Sie unterſcheidet ſich 
nad Form und Inhalt wejentlih von den fonft üblichen Verträgen und 
Allianzen. Die Fürften felbft haben fie unterzeichnet und geloben darin, fich 
"unter einander ald Brüder zu betrachten, ihren Völkern aber Väter zu fein, 
Die Länder Preußen, Defterreih und Rußland, drei Zweige Einer großen 
Familie, werden von ihnen regiert im Auftrage des Höchſten, dem allein das 
hriftliche Volk gehört. Das Chriftenthbum wird für fie die einzige Nicht: 
Ihnur ihren Völkern und den auswärtigen Staaten gegenüber fein’). Alle 
europäifchen Regierungen, mit Ausnahme des Pabftes und ves Sultans, 
wurden eingeladen, dieſem Vertrage beizutreten 2). 

Dbgleih die Monarchen diefe Erflärung als eine vertragsmäßige auf- 
faßten ), und der inhalt verfelben, wenn feine allgemeine Faſſung ver be— 
fimmten, unbeftrittenen Sirirung fähig wäre, einen großen Einfluß auf die 
gefammte Geftaltung des Völferverfehrs geübt haben würde, fo hat doch die 
heilige Allianz, welde der Aachener Congreß wiederholte, folde Wirkungen 
nicht gehabt. Nach der neueren Sprachweiſe dürfte fie als ein Glaubens: 
befenntniß der böchften politiſchen Marimen oder aber ald ein Gelübde *) der 
hohen Stifter zu bezeichnen fein, das zwar biftorifche Bedeutung, nicht aber 
praftifche völferrechtliche Wirkffamfeit hat’). 


das Geſetz vom 4. Februar 1850 in Preußen eingeführt ift, und ber bis jept fämmtliche 
fähifhe Staaten, Hannover, Idürtiemberg, Helfen, Braunfhweig, Medlenburg, Nalfau, 
Oldenburg, Schwarzburg, Walded, Neuß, Fippe- Detmold und die freien Städte beigetreten 
find, Handelsardiv 1850. ©. 1. — und die Erflärung der zur Union gehörenden Regierungen 
vom 6, Septbr. 1850 über die Außerkursſetzung von Papiergeld. Kin lehrreicher Bingerzeig 
für Politifer, auf welchem Felde es banfbare Arbeit giebt. 

I) Xitteratur bei Klüber Dr. 8. 146. 

2) Sie traten mit Ausnahme Englands fämmtlich bei: der Prinz-Regent lehnte ben 
Beitritt allein aus dem formellen Grunde ab, weil die Alte vom 26. September 1815 von 
ben Souverainen unmittelbar gefchloffen und gezeichnet fei, während die englifche Verfaſſung 
verlange, daß die Verträge durch einen verantwortliden Minifter unterzeichnet werben, 
Cussy IH. 202. 

3) Es beißt: Les trois monarques contractans. Heffter rechnet die b. Allianz zu ben 
Freundſchaftsbündniſſen. 

4) So Lancizolle über Königthum und Landſtände in Preußen (Berlin 1846.) ©. 82, 

5) Die Urkunde der h. Allianz ift in der Gefep-Sammlung, die die Documente jener 
Zeit ziemlich vollftändig giebt, nicht abgebrudt: es ift bies bier gefcheben, weil fie mehr ge- 
nannt als gefannt wird, und man fo geneigt ift, ihr möglichft viel Uebles nachzuſagen, 
namentlich bemübt man fich, in ihr die Grundlage einer Reihe fpäterer iMiberaler Maßregeln 
zu finden, während aus der Zeit ihres Erlaffes und von ihren Stiftern die Verordnung über 
die zu bildende Repräjentation bes Volkes in Preußen und die erfte Verfaſſung für das 
neugebildete Königreich Polen berrühren. — Da fie völferrechtliche Prineipien wenigſtens 
ausfpricht, war fie bier zu erwähnen, 
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Kriegsgebrauch. 


Auch der Krieg, das äußerſte Mittel, Streitigkeiten zwiſchen ſouverainen 
Staaten zur Entſcheidung zu bringen, findet in dem Völkerrechte ſeine leider 
oft verlegten Grenzen. Daber fommt es, daß in manchen Verträgen für 
diefen Fall des Streites gewiſſe Feſtſetzungen getroffen find”). Aus dem 
Principe, daß der Krieg zwiſchen den Staaten als ſolchen beftebt, nicht aber 
gegen die einzelnen Staatdangebörigen gerichtet ift, folgen die Stipulationen, 
dag man bei ausbrechendem Kriege den Angehörigen des anderen Staates 
entwerer eine geräumige Frift zum Abzuge läßt oder ihnen überhaupt 
ein gefichertes Bleiben gewährt”). Ebenſo gelobt man, fi der Beſchlag— 
nahme des Privatvermögens ?) von Staatswegen aus Anlaf des Krieges 
zu enthalten; eine Beſchlagnahme in Folge richterlihen Verfahrens ift 
nit ausgeſchloſſen). Selbft über die Behandlung der Kriegsgefange— 
nen find zur Milverung ihres Looſes vertragsmäßige Feltfegungen getroffen 
worden’). 


Hechle zur See 


Wie das Element ded Meeres unfiderer ift ald das feite Land, fo bat 
auch das allgemeine Seerecht von jeher einer größeren Willfürlichfeit, man- 
nigfacheren Schwanfungen unterlegen und ift in feiner allgemeinen Aus- 
bildung und Anerfennung weiter zurüdgeblieben als andere Theile des 
Bölferrehts®). Ein weientlider Grund davon mag darin liegen, daß bis zu 
unfern Tagen berab auf ter See nicht ein thatfächlihes Gleichgewicht unter 
ven ſeefahrenden Staaten Statt gehabt, vielmehr zumeift ein einzelner 
Staat eine wenn aud nicht diplomatifch anerfannte, doch factiſch ausgeübte 
Hegemonie auf dem Meere erereirt hat. Allein die jüngfte Zeit, namentlich 
das Emporwachſen Nordamerifa’s zu einer Großmacht im Weltverfehre der 
sivilifirten Staaten befeftigt die Hoffnung, daß auch ter Verkehr auf dem 
Meere in feinen wichtigften Punkten eine allgemeine völkerrechtliche Grund» 
lange und einen vwölferrechtliden Schutz — consensu omnium populorum — 
finden werde. Vorzugsweiſe wichtig und zugleich beftritten find hierbei die 
Rechte der Neutralen während eines Seekrieges. Durch Verträge mit eins 


1) Die bier in Betracht fommenden Verträge find unter $. 66. ausführlich angegeben: 
durch feine Einficht werben bie bier gebraucdten Abfürzungen verftändlich werden. — ©. über- 
baupt dem nicht mebr gültigen Art. 23. des Vertrags mit Norbamerifa v. 1785. 

2) Amerifa 1799, Art. XXIII. Merito 1831, Art. 8.9, 10. Dänemark 1818, Art, 28. 

3) Hierher gebörten confequenter Weiſe auch Kauffahrteiſchiffe; wenigſtens ift bas 
Embargo derfelben mehrfach befchranft worden: Amerika Art. XVI. Dänemark 11. 12. 

4) Merilo a. a. D. 

5) NAmerifa 1799, Art. 24. a 

6) Beim Ueberblide der Verträge über Materien bes Seerechts wirb man finden, daß 
fie vorzugsmweife gegen, zum Theil bis in die neuefte Zeit berab reichende Gebräuche gerichtet 
find, welche bie aufgeflärte Stimme bes Jahrhunderts als barbarifh bezeichnet. — Heffter 
(Br. 119.) bemerkt mit Recht, daß der Seekrieg im Bergleihe mit dem Landkriege zur 
Hälfte als ein Raublrieg angeſehen werben müſſe. 
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zelnen Staaten bat audy Preußen fie zu ſichern gefucht; fie find in der Kürze 
zu erwähnen '). 


Frei-Schiff, Frei-&ut. Eontrebande Blocade. 


Zwei entgegengefeßte Syfteme fteben bei der Lehre von dem Handel der 
Neutralen zur See während eines Krieges einander gegenüber, die 
man als das englifche, das ftrengere, und das franzöfiihe, das den Neu- 
tralen günftigere bezeichnen Fann. In der Ordonnanz v. I. 1778 ſprach 
Aranfreich den Grundfag allgemein aus: le pavillon couvre la marchandise, 
während die herrſchende Seemacht ſich zur gegentbeiligen Lehre befannte und 
befonders während des engliſch-amerikaniſchen Krieges den Handel der Neu- 
tralen drüdte?). Dies veranlaßte Rufland (1750) zur Bildung des Syſtems 
ver bewaffneten Neutralität, indem es die Anerkennung nachſtehender Grund- 
jfäße von den kriegführenden Mächten fordere, fo nöthig mit den Waffen zu 
erzwingen erflärte: 1) Jedes neutrale Schiff fann ungehindert von Hafen 
zu Hafen und an den Hüften ver friegführenden Staaten fdhiffen. 2) Das 
Eigentbum der Untertbanen ver friegführenden Mächte ift, mit Ausnahme 
der Sriegscontrebande, frei auf neutralen Schiffen. 3) Für Contrebande 
werden nur erachtet Waffen, Kriegsmunition einſchließlich Schwefel und Sal- 
peter, Armaturgegenftände, foweit der Vorrath den eigenen Bedarf über: 
ichreitet ). 4) Als blofirt wird ein Hafen allein angefehen, wenn das Ein- 
laufen in denfelben durch aufgeftellte Schiffe der Macht, welche ibn blofirt, 
mit offenbarer Gefahr verbunden if. 5) Neutrale Schiffe follen nur aus 
gerechten Urfachen und wegen klarer Thatfachen angehalten werben. Die 
Aburtelung foll ohne Aufenthalt erfolgen und das Verfahren gleichmäßig, 
fchnell und legal fein. Da wo Berlufte ohne Schuld derer, die es angeht, 
eintreten, muß außer ber Entſchädigung auch der beleidigten Flagge eine 
vollftändige Genugtbuung werden. 

1) Litteratur bei von Kaltenborn, Grundfäße des practifchen europäifchen Seerechts. 
Band L Berlin 1851, in ben einleitenden Bemerkungen. Dies ift das neuefte Werk, dem 
Fleiß nicht abzuſprechen ift, dagegen fehlt die lepte Beile. An allgemeinen Werken feien noch 
genannt: Nau, Grunbjäge des Völkerrechts. Hamburg 1802, Jouffroy, le droit des 
gens maritime universel. Berlin 1806, und dad ausgezeichnete Buch von Meno Pöhls, 
Darftellung des Scerechts. Hamburg 1830—33. 4 Theile, mit burchlaufenden Seitenzablen. 

2) In dem Handels. und Schiffahrisvertrage zwiſchen Frankreich und England 
d. d. Utrecht, den 11, April 1713, (Art. 17—27.) batte das Leptere das franzöfifche Princip 
anerkannt. Kine Ueberſicht der Streitfrage mit biplomatiichen Beilagen gewährt die Schrift: 
Le trait& d’UÜtrecht reclam& par la France, ou coup d’oeil sur le systeme maritime de 
Napoleon Bonaparte etc. Leipzig 1814. Jacobſen, Srerecht des Friedens und bes 
Krieges in Bezug auf Kauffahrteiſchiffahrt. Altona 1815, 

3) Der Vertrag weift hierüber auf die Artikel X. und XI des zwiſchen England und 
Rußland unterm 20. Juni 1766 gefchloffenen Handelsbündniſſes hin, wo die confiscablen 
Gegenftände fpeciell aufgeführt werben: Tous les canons, mortiers, armes & feu, pistolets, 
bombes, grenades, boulets, bales, fusils, pierres ä feu, möches, poudre, salpötre, souflre, 
cuirasses, piques, &pees, ceinturons, poches a cartouches, selles et brides, au-delä de la 
quantit& qui peut Ötre necessaire pour lusage du vaisseau ou au-delä de celle, que doit 
avoir chaque homme servant sur le vaisseau et passager, seront r&pules munitions ou 
provisions de guerre — (MN. I. 3%, Wenck Ill. 579). 
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Durch den Bertrag vom 8. Mai 1781 trat Preußen viefem Syſteme 
bei’), deſſen Prineipien e8 in dem BVertrage mit Amerifa zu weiterer Ans 
erfennung brachte ?). 


Durchſuchungsrecht. 


Dieſe Grundſätze wurden durch die ſogenannte bewaffnete zweite Neu: 
tralität 1800 erneuert und dahin erweitert: 1) Ein Schiff ſoll nur dann 
als Contravenient angeſehen werden, wenn es nach vorheriger Mittheilung 
ſeitens des Befehlshabers des Blokadegeſchwaders über den Blokadezuſtand 
des Hafens in denſelben mit Gewalt oder mit Liſt einzulaufen verſucht. 
2) Die Erflärung des Dfficiers, welder vie Kauffarteifchiffe geleitenven 
Kriegsſchiffe befehligt, daß jih am Borde feine Eontrebande befinde, ſchließt 
die Vifitation aus. 

Wenn nun aud das Bündniß der bewaffneten Neutralität als ſolches 
aufgehört hat, fo find jeitens Preußens diefe Grundfäge feinesweges auf 
gegeben, vielmehr ift ihre Anerfennung in dem Bertrage mit Dänemarf 
vom Jahre 1818 ausgeiprocdhen’) und find die bezüglichen Feftfegungen ver 
älteren Berträge mit Norbamerifa ausprüdlic erneuert worden 9). 

Die in neuefter Zeit feitend Preußens gefchloffenen Handels- und 
Schiffahrtsverträge enthalten nicht ein fo vollftändiges Syftem, dagegen 
wird darin eine gemeinfame Einigung über viefe beftrittene Materie in 
Ausficht geftellt®), nur das Princip ift mehrfach ausgefprocden worden: 


1) Hierher gehören die Orbonnanzen vom 30. April, 3. Novbr., 8. Dezember 1781. 
Dersberg, Recueil I. 450 f.; auch bei M. 

2) Le Roi de Prusse a dejä soutenu les mêmes principes de la neutralit& maritime 
dans la guerre entre la France et la Grand-Bretagne avant la paix d’Aix-la-chapelle 1748. 
Des armateurs anglois ayant pris des vaisseaux prussiens, le Roi ayant inutilement demande 
leur restitution a l’Angleterre, fit etablir a Berlin un tribunal, qui jugea entre ses sujets 
leses et les armateurs anglois en contumace et fit indemniser les premiers par les sommes, 
que les Anglois avaient avancees sur la Silesie. La contestation qui en survint entre 
l’Angleterre et la Prusse fut arrangee par un article separe du trait& d’alliance de West- 
minster de 1756,°) par lequel le Roi d’Angleterre paya aux sujets prussiens pour leur 
indemnisation la somme de 20,000 livres Sterlings. Mr. de Herzberg fit en 1747 une 
deduction sur cette dispute, qui n'a pas été imprimee, mais delivree ä la cour d’Angleterre. 
1 suit de toutes ces circonstances, que c'est Frederic II. qui a le premier soutenu les 
principes de la neutralit& maritime et emporte hautement, comme on dit, in coniradictorio, 
et que Mr. de H. en a &tö le premier defenseur. Hertzberg, Recueil I. 471. Dagegen 
Dohm in den Denfwürdigkeiten IL. Außer der Yitteratur bei Klüber, Vr. $. 303 der 
zweite Band ber nouvelles causes celebres du droit des gens par Martens; über bie preu- 
Bifch-englifhe Differenz wegen der Kreuzer Tome Il. der Causes cölebres deſſelben Autors. 

3) Urt. 11. 12. Embargo, 15. 16. 17. Handel der Neutralen, 18. Begriff der Blo- 
fade, 21. der Gontrebande, 22. Kaperei u. f. w. 

4) Die Nrtitel XII. XXIV. des Vertrags von 1799 find durch Artikel XII. des 
Handels- und Sciffahrtsvertrags vom 1. Mai 1828 erneuert worden. Die bier getroffenen 
Seftfegungen find zum Theil noch günftiger: fo erfolgt nicht die Confiscation der Contre- 
bande, jondern der Ankauf, Sicherung gegen Kaperei — Wichtige Beltimmungen über bie 
bem Feinde abgenommenen Schiffe des andern Staates (Reprifen). — 

5) Griechenland Art. 20., Merico Art. 12. u. f. w. 

*) Wend II, 67. 


ein nach einem blofirten Hafen beftimmtes Schiff foll in der Regel wegen 
eines erften Verſuchs des Einlaufens nicht aufgebracht werben ). 


Strandredht. Aaperei. 


Nah vem Allgemeinen Landredite verzichtet der Staat auf die Aus: 
übung des barbarifhen Strandrechtes zum Beften der dur die Ser Ver— 
unglüdten ?): die Bergung der geftrandeten Sachen ift den Obrigfeiten zur 
Pflicht gemacht, gegen Erftattung der Koften und ein beftimmtes Bergelohn 
werden fie den Eigenthümern zurüdgewährt. Nur als Netorfion blieb es 
zuläfig. Theile die fortichreitende Eivilifation, theils ausdrückliche Verträge 
baben das Strandrecht nicht nur außer Hebung gebracht, jondern e8 ift den 
Geftrandeten wie den Notbbafnern Schus und Unterftügung verbeißen, 
namentlih aud dadurch, daß bei folder Gelegenheit nur yon den Waaren 
der Zoll erhoben wird, die zum wirklichen Verbraude in das Land eingehen‘). 

Dem Strandredhte an Rohheit verwandt ift das SKapereiwefen, ber 
privilegirte Seeraub in Kriegszeiten. Beichränfungen in Ertheilung der Kaper—⸗ 
briefe jind mit Amerifa, Dänemark verabredet‘). Die Seeräuber in feinen 
Gewäſſern zu unterdrüden, hat Griechenland ausprüdlid verfprocden®). 


Nationalität der Schiffe. 


Nach dem Vorgange der englifhen Gefesgebung ift früherhin die Be— 
jabung der wichtigen Frage Über die Nationalität der Schiffe von dem Zus 
fammentreffen einer Reihe von Beringungen abhängig gemacht und dies in 
den einzelnen Verträgen ausprüdlih ausgeiprocdhen worden‘). In neuerer 
Zeift ift man hiervon abgegangen und bat es lediglich der innern Gefeg- 
gebung überlaffen, die Erforderniffe zu beftimmen, melde die Nationalität 
eines Schiffes bedingen‘). Im diefer Beziebung ift es nad der gegenwär— 
tigen Lage der Geſetzgebung genügend, aber aud durdaus nothwendig, daß 


1) 3.98. Sicilien Art. 16., Sarbinien Art. 13., Merico Art. 13. 

2) MER. I, 15. $. 81. Dort ift nur als allgemeiner Grundſaß ausgeſprochen, 
was fhon feit Jabrbunderten an ben pommerſchen und preußifchen Küften gefepliche Praris 
war. Jouflroy, Droit des gens maritime, ©. 55. | 

3) Türkei 1761 Art. 1. Sicilien Art. 10. 11. Sardinien Art. 8. 10. 

4) Norbamerifa 1799 Art. 15. Dänemark Art. 22—23. bes Vertrags mit Amerila 
von 1785, enthält für den Fall des Krieges zwiſchen den beiden Contrabenten auch die Be- 
fimmung: Et les deux puissances contractantes s’engagent A n’accorder aucane commission 
& des vaisseaux armös en course qui les autorisat A prendre ou à dötruire ces sortes de 
vaisseaux marchands ou à interrompre le commerce. Dazu bie Note in Herpberg Re- 
cueil I., 482. und Pütter, Beiträge zur Völferrehts-Gefchichte und Wiſſenſchaft S. 220,, 
aber aub Jouffroy a. a. O. ©. 69. 

5) Art. 13. des Vertrags von 1839, 

6) Der Art. 17. des Vertrags mit Dänemarf v. 3. 1818 fordert, baß ber Gapitain 
und die Hälfte der Mannfchaft Inländer ſeien; aufgehoben durch Art. 9. der Convention 
von 1846. 

7) Berträge mit Portugal Art. 4., Sarbinien Art, 14., Sicilien Art. 17., Belgien 
Art. 15., Griechenland Art. 7., Merico Art. 5., Niederlande und Schweben Art. 6. 
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das Schiff, welches die preußifche Nationalität beanfpruct, fi ausfchlief- 
ih im Eigentbume preußiicher Untertbanen befindet. Als Legitimationg- 
papiere foll es bei fich führen: 1) den Beylbrief — cerlificat de construction 
— 2) den Mefbrief — document de mesurage — 3) die Mufterrolle — 
röle d’equipage '). 

Eonfularwefen?). 


Die Anftellung von Conſuln ift zwar jest allgemein, ihre Zulaffung 
beruht indeffen auf einer ausprüdlihen Einwilligung des Staates, wo fie 
ihren Aufenthalt nehmen, ganz abgejehen von dem befondern Falle, wo 
Staatsangehörige vefjelben Staates, wo fie domiciliren, zu Confuln eines 
andern Staates beftellt werden. Die Friedens- und Freundſchaftsbündniſſe, 
fo wie die Handels- und Sciffahrtöverträge pflegen die Beftimmungen 
hierüber zu enthalten®). Den Confuln in entferntern Staaten wird dadurd 
vertragsmäßig eine befchränfte Gerichtsbarfeit über Angehörige des Staates, 
den fie vertreten, zugeftanden. So in der Regel die Befugniß, entlaufene 
Matrofen feftinehmen und binnen einer beftimmten Friſt) in vie Heimath 
fenden zu laffen, fofern es nicht Angehörige des Staates find, wo ber 
Conſul refidirt; ferner als Schiedsrichter bei Streitigfeiten zwifchen Natio- 
nalen zu fungiren, berufener Beiftand bei Rechtshändeln diefer vor dem 
fremden Gerichte zu fein, bei Tovesfällen von Staatsangehörigen unter 
Ausfhluß der Ortsbehörde das Inventarium aufzunehmen und die Nach— 
lafregulirung zu beforgen.?) 


1) Circular vom 16. April 1845, zunächſt veranlaßt durch ben Vertrag wegen Unter- 
drüdung des Sclavenhandels. Conſularb. ©. 12. 

2) Handbuch für Preußifche Eonfularbeamte, Rheder, Schiffer und Befrachter. Nach 
amtlihen Quellen. Berlin 1847. Die erfte Abtbeilung banvelt vom preußiſchen Gonfular- 
weien, die fünfte (S. 706.) über das Verhäliniß der fremden Gonfularbeamten in Preußen, 
Manuel pratique du cpnsulat. Ouvrage consacre specialement aux consuls de Prusse et 
des autres &lats formant le Zollverein par J. A. de Mensch. Leipzig 1846. Der Abichnitt 
von den preußifhen Eonfuln (S. 93—169.) foll nicht ganz de Mensch’fchen Urfprungs, 
fondern in Berlin entitanden fein. Durch feine Mohlfeilbeit zeichnet fih das Bub aus. 

3) Das Erequatur bleibt dabei für jeden einzelnen Fall erforderlich. Ueber deſſen 
Entziehbung Frankreich gegenüber, Kabinetsorbre vom 9. Novbr, 1834: Die fünigliche fran- 
zöſiſche Regierung hat in neuerer Zeit den Grundſatz aufgeftelli, daß das Grequatur einem 
Eonful einfeitig von der Regierung, bei welder er angeitelt it, entzogen werden fann, 
obne vorber mit der Regierung, bie ibn ernannt bat, Rückſprache zu nehmen und biejen 
Grunbfag auf den preußifchen Conſul Bardewiſch zu Bayonne angewendet. Da in allen 
Verhälmiſſen diefer Art die Reciprocität zwiſchen zweien Regierungen die einzige Norm 
abgeben kann, fo finde Ih Mich veranlaft, denjelben Grundſaß in Hinfiht der franzöfifchen 
Eonfuln anzunehmen unb feftzuftellen. Sollte alfo ihr Benebmen von Seiten der Provinzial- 
Behörden zu lagen Anlaß geben, fo wird Mir der Minifter ber auswärtigen Angelegen- 
beiten unverzüglid darüber berichten und auf Meinen Befehl dem beſchuldigten Conſul das 
Erequatur entziehen. In Anfebung der in Meinen Staaten angeftellten Conſuln aller andern 
Mächte bleibt es bei dem durch das Herfommen feitgeftellten Verbältnig. Cuſſy IV., 398. 
v. fampp Annalen 34. 934. 

4) Zwei Monate — Griechenland, Portugal; drei Monate — Sicilien, Sardinien, 
Belgien, Merico, Norbamerifa. Nach Ablauf diefer Frift werben die VBerbafteten freigelaffen. 

5) Art. 16. Briechenland, Art. 13. Merico, Am Weiteſten geben die Befugniffe ber 
Conſuln ın der Zürfei, Art. 4. 5. des Vertrags von 1761. 
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Der Gefandptenrang. 


Es ift befannt, welche Rangftreitigfeiten früherhin zwifchen Fürften und 
ihren Gefandten Statt gefunden haben und welche Wichtigfeit man denſelben 
beigelegt bat’). Auch auf dem Wiener Eongreffe wurde eine Commifjion 
zur Erörterung der über den Rang gefrönter Häupter anzunehmenden Grund- 
füge niedergefegt, welche indeſſen fpäter ihre Thätigfeit auf Feſtſtellung des 
Ranges der diplomatifchen Agenten verfelben beſchränkte). Das Refultat 
war das von den Abgeordneten der acht Mächte unterzeichnete Rangregle— 
ment vom 19. März 1815%. Daffelbe nimmt drei Klaffen diplomatiſcher 
Agenten an: 1) Ambaffadeure, Legaten, Nuncien; 2) außerordentliche Ge— 
fandte, beglaubigt bei vem Souverain, 3) Beauftragte, die nur bei dem 
Minifter der auswärtigen Mächte beglaubigt find. Die Agenten derfelben 
Klaffe rangiren unter einander nad der amtlichen Anzeige ihrer Anfunft; 
bei ver Unterzeichnung von Urfunden feitens mehrerer Mächte wird bie 
Reihenfolge zwifchen Gefandten folder Mächte, welche ſich gegenfeitig das 
Alternat geftatten, dur das Loos beftimmt. Diefes Reglement, welches 
durch das Aachener Protocoll vom 21. Novbr. 1818 in Betreff der Minifter- 
Nefidenten *) vervollftändigt worven ift, bildet die Grundlage der jegigen 
völferrechtlichen Prarie. 


Die Ionifhen Infeln Die Schweiz. 

Die Jonifchen Inſeln befanden ſich feit dem dreizehnten Jahrhundert 
in dem Befige Venedigs, nach deſſen Untergange fie Franfreih (1797) 
einnahm. Cine ruffifch-türfifche Flotte eroberte fie, und durch den Vertrag 
vom 21. März 1800 CM. VIL, 41.) wurden fie zu einer Föderativrepublik 
unter türfifcher Oberhobeit und dem Schuge Rußlands geftaltet. Letzteres 
überließ fie im Tilfiter Frieden (M. VII, 637.) an Franfreich, das fie 1814 
wieder verlor. Durd den zwifchen den Alliirten am 5. Detober 1815 zu 
Paris geichloffenen Vertrag, dem die Türfei unterm 24, April 1819 CN. 
R. V. 387.) beigetreten ift, wurden die fieben Infeln zu einem freien unab- 
bängigen Staate mit dem Namen „Bereinigte Staaten der Joniſchen Ins 


ſeln“ unter dem unmittelbaren und ausfchließlihen Schuge Großbritanniens 
vereinigt?). 


1) Martens Erzählungen merfwürbiger Fälle des neuern europäifchen Völkerrechts. 
2 Bde. Göttingen 1804. 4. enthalten derartige Fälle. 

2) Frühere Beifpiele ſolcher Feſtſetzungen: Receß zwiſchen den Aurfürften wegen bes 
Ranges ihrer Sefandten von 1671. Lünig deutfches Reichearchiv P. spec. 1. Abth. ©. 335. 
Rece mit Schweden wegen Titulatur und Reception der Miniftrorum d. d. Cöln a. Spree 
7. Zan. 1684, Lünig aa. D. Eont. I. Fort, 1. ©. 2347. 

3) Auch Beilage 17. der Wiener Congreßacte. Nusführlichere Mittheilungen bei 
Klüber, Acten VI. 


4) Sie find als Zwiſchenklaſſe zwiſchen bie zweite und dritte eingefchoben. Heffter 
Br. $. 208, 


5) Auch die italienifhen Staaten erfuhren durch den Wiener Eongreß ihre Regelung: 
die Artikel 85—104, der Congreßacte enthalten die näheren Feſtſetzungen. Art. 105—107. 
betreffen Portugal. 


2% 
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Unterm 20. März 1815 erließen die acht Unterzeichner des Parifer 
erften Friedens eine Erflärung über die Angelegenheiten ver Schweiz, worin 
verfelben nad Annahme gewiſſer Bepingungen ewige Neutralität verheißen 
wurde”). Die Annahme erfolgte dur die Arte vom 27. Mai 1815 °), 
worauf feitend ver fünf Großmächte die ewige Neutralität der Schweiz 
anerfannt und die Unverlesbarfeit ihres Gebietes garantirt wurbe?). 


Holland. Arakau. 

Die Ereigniffe der Jahre 1845; hatten zwei neue Staaten aus ent 
gegengefegten Elementen geſchaffen: durd Preußen, Defterreih und Rußland 
wurde die alte Königsftadt Krakau zu einem Freiftaate erflärt‘), und durch 
die Unterzeichner der Schlußacte des Wiener Congreffes wurde das fouve- 
raine Königreich der Niederlande aus den ehemaligen republifanifhen un 
den früber öfterreichifchen Niederlanden gebildet’). Beide Schöpfungen haben 
fib nicht erhalten. Der Freiftaat Krakau ift untergegangen durch den Aus— 
ſpruch feiner Stifter: der Vertrag d. d. Wien, den 6. Novbr. 1846 bat 
denfelben ven Öfterreichifchen Staaten, wozu das Gebiet vor 1809 gehörte, 
wiederum einverleibt‘). Die Julirevolution in Franfreich befchleunigte den 
Bruch der niederländifchen Union: die Londoner Verträge der fünf Groß— 
mächte mit den Niederlanden und Belgien vom 19. April 1539”), welchen 
der Vertrag der Großmächte vom 15. November 1831 (N. R. AXl., 350.) 
voraufgegangen war, führten zur völferrechtlichen Anerfennung des neuen 
Königreichs Belgien als eines unabhängigen und beftändig neutralen Staates®). 


Die Paffage der Dardanellen. 


Ein herrliches Land Europa’s, die Wiege europäifcher Eultur, ftebt 
unter der Botmäßigfeit eines nichtchriftlichen,, orientalifchen Völkerſtammes; 
die Türfen find Herren eines großen Theiles von Griechenlands elaſſiſchem 
Boden. Einft gefürchtet von vem Abendlande, ift ihr Aufenthalt in Europa viel- 
leicht durch das ftrenge Princip der Yegitimität wie durch eine gewiſſe Eifer- 
fucht der Großmächte, oder wiſſenſchaftlicher ausgedrüdt, durch die Theorie 
vom politifhen Gleichgewichte gefhüst. Hieraus entfteht eine fürforglüche 
Berheiligung der Großmächte an den Angelegenheiten der boben Pforte; 


1) Bon Wien aus datirt. KHlüber, Acten V., 310, 

2) Klüber, Acten V., 323. 

3) GErflärung d. d. Paris, den 20. Novbr. 1815. Klüber, Acten V., 483, Wiener 
Gongrefacte Art. 84. 

4) Vertrag vom 3. Mailgı, Aprit 1815, Beilage 3. der Wiener Congreßacte. 

5) Die Grundlage bildet der Bertrag vom 31. Mai 1815. Wiener Congreßacte 
Art, 65—73, 

6) Auf Krakau bezügliche Piecen bei Euffy V., 727—752. 

7) Zu dem Abſchluſſe diefes Vertrages waren ber preußifche und öfterreichifche Ge— 
fandte zugleich feitene des deutſchen Bundes ermächtigt, der wegen Furemburg concurrirte; 
ber Berluft am leptern wurde burd Limburg dem deutſchen Bundesgebiete erfept, 

8) Artikel VIL des Bertrags; enthält er nicht in fi einen Widerſpruch? 
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ein Zeugniß davon giebt die Uebereinkunft derfelben mit dem Sultan d. d. 
London, den 13. Juli 1841, wonach fein nichttürfifches Kriegsſchiff die 
Meerengen der Dardanellen und des Bosporus fernerhin paffiren foll, mit 
Ausnahme leichter unter Kriegsflagge fegelnder Schiffe, welche zum Dienfte 
der Geſandtſchaften befreundeter Mächte beftimmt find; doch bedürfen auch 
diefe der befondern großberrliden Genehmigung"). 


Die Abfhaffung des Uegerhandels. 


Enaland gebührt das Vervienft, daß es zuerft und in ber umfaflenpften 
Reife die Abſchaffung des Negerbanvels betrieben hat®). Bereits vor dem 
Jahre 1814 bat es fich dieſelbe von einzelnen Staaten verfprechen laffen; 
auf dem Congreſſe zu Wien brachte es vie Angelegenheit gleichfalls in 
Anregung, und erließen unterm 8. Februar 1815 von Wien aus die Bevoll- 
mächtigten der Unterzeichner des erften Parifer Friedens die in edler, warmer 
Sprache abgefaßte Erflärung in Bezug auf die Abſchaffung des Neger: 
handels ). Nachdem auch fpätere Congreffe und Conferenzen ſich mit der 
Angelegenheit befchäftigt hatten), wurde endlich den 20, December 1841 zu 
London von den Bevollmächtigten ver fünf Großmächte ein Vertrag zur 
Unterbrüfung des Negerhandels unterzeichnet, worin biefer dem Seeraube 
gleichgeftellt und zu feiner Hinderung ein ausgedehntes Durchſuchungsrecht 
etablirt wird. Der legtere Umftand namentlich hinderte die Ratification des 
Vertrags feitens Frankreichs; von den übrigen Großmächten erfolgte fie 
unterm 19. Februar 1842*). An weiterer Folge dieſes Vertrags ift in 
Preußen die Verordnung wegen Beftrafung des Negerhandels erlaffen 
worden. ®) 


1) Hier iſt noch des Vertrags der Großmächte mit der Türkei wegen Orbnung ber 
Ungelegenbeiten in der Levante — Streit mit Mehemed Ali — vom 15. Juli 1840 
zu gebenfen, 

2) Db allein aus Nüdfihten der Humanität, bleibe dahin geftelt. Dppenbeim 
Tr. ©. 334. ff. 

3) Klüberé Acten IV., 531. auch Beilage 15. der Wiener Congreßacte. Bei ben 
bezüglichen Verhandlungen erflärte der portugiefiide Sefandte: quo la question de la traite 
des negres n'interessant que les puissances qui ont des colonies, en ce qu'elle regardait 
un objet de legislation interieure, il ne lui paraissait pas convenable, de la remettre ä 
une commission generale. En consequence il a propose de n’admettre ä la discussion 
que les plenipotentiaires de la Grande-Bretagne, de la France, de l’Espagne et du Por- 
tugal, sauf à inviter des puissances continentales A y intervenir par leurs offices, Dagegen 
erflärte fib der engliſche Befandte, weil die Frage nicht dies oder jenes locale Antereffe, 
nicht Die Particulargefeggebung dieſes oder jenes Staates betreffe, fondern weil dabei weſentlich 
die ganze Menfchheit — V’humanite entiere — beibeiligt fei — Klüber a. a. O. VII, 98. 

+) Auch im Adbitional-Artifel zum zweiten Parifer Frieden wird der Frage gedacht. 
Tergl. außerdem N. S. III. 48. 87. Congreſſe zu Naben, Verona. 

5) (ine Ueberficht des gegenwärtigen Standes ber Angelegenbeit giebt Cuſſy V., 436. 

6) G. S. 1844. ©. 399, 
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I. Garantien, 


Activ- und Paffivgarantien. 


Wie bei dem Zuftandebringen politifcher Verhandlungen oft eine dritte 
Macht das Amt des Vermittlers übernimmt, jo fommen zur Aufrechtbaltung 
von gefchloffenen Verträgen dritte Mächte ald Garants vor, welde die 
Verpflichtung Übernehmen, auch ihrerfeits für die Erfüllung ber getroffenen 
Abredungen mit ihrer Macht zu wirfen. Diefe übernommene Verpflichtung 
wird in mächtiger Hand leicht Berechtigung), und ift daher ihr Zulaſſen 
nicht immer ohne Bedenken, namentlich feitend minder mächtiger Staaten 
mächtigern gegenüber ?). 

Der Garantievertrag ift feiner Natur nad accefforifh 9; in Beziehung 
auf einen beftimmten Staat fann man active und paflive Garantien unter: 
fcheiden: erftere find die, wo der Staat ald Garant auftritt, wo er garantirt, 
während bei ven lestern ihm eine dritte Macht Garant ift, ihm garantirt 
wird. Die Betheiligung mehrerer Mächte bei verfchtedenen Pofitionen eines 
Vertrages macht es möglich, daß für denfelben Staat dabei gleichzeitig eine 
Activ: und Paffivgarantie Statt findet‘). 

In neuerer Zeit bat man diefen Zweck auch dadurd erreicht, daß man _ 
Verträge einzelner Staaten für Theile von Verträgen, die unter dritten 
Staaten gefchloffen worden find, erflärt, oder aber fie geradezu in viejelben 
aufgenommen hat. Das beveutendfte Beifpiel diefer Art ift die Wiener 
Eongreßacte vom 9. Juni 1815, auf welche wir verweilen, da fie überhaupt 
die hier in Betracht zu ziehenden Verhältniſſe umfaßt’). 


1) Namentlich giebt die Sarantie ben Titel zur Intervention. 

2) Die Politif einiger größerer Staaten läßt, wie ed ſcheint, bie Garantie dritter 
Staaten nicht zu, wie fie fih auch gegen Vermittler fträubt. 

3) Es giebt aber auch einen felbititändigen Garantievertrag, ber die Natur eines 
Schutzbündniſſes hat, 3. B. Erhaltung eines beſtimmten Länderbeſtandes. 

4) In Bezug auf beutfche Fürften übernahm ſolche Garantien öfter das deutſche Reich, 
z. B. wurde der Dresdener Friede von ihm garantirt, Schmauß 1515. 

5) Belgiens ift ſchon oben unter 30. gedacht. 


Zweiter Abſchnitt. 
Verträge über einzelne Gegenftände des staatlichen Verkehrs. 





I. Berträge über den Zänderbeftand. 
Einleitung. 


Aus den verfchiedenartigften Titeln hat die Krone Preußen den gegen- 
wärtigen Yänverbeftand erworben: Beleihbung, Kauf, Taufh, Erbſchaft, 
Deeupation, Eroberung. Die Gefdichte der Bildung des Staates nennt 
fie bei den einzelnen Panvestheilen '), die hiftorifche Erläuterung des könig— 
lichen Wappens?) und Titels zählt fie auf, die Ueberficht der Provinzials 
rechte mweift darauf bin. Hier genüge es die gefchichtlichen Hauptmomente 
des Anmwacfens ver preußifchen Monardie unter dem Haufe Hohenzollern 
bervorzubeben. | 

Seit dem erften hobenzollernfchen Kurfürften bat faft jeder feiner Nach— 
folger ven territorialen Umfang des Staates erweitert. Die erbeblichften 
Vergrößerungen erfolgten durh Johann Sigismund, den großen Kur: 
fürften, Sriedrih Wilhelm J., Friedrich den Großen, Friedrid 
Wilhelm I.; unter Friedrich Wilhelm IM. erfuhr das Staatsgebiet 
eine Vergrößerung und weſentliche Umgeftaltung. 


| Hiftorifhe Meberficht bis zum erflen Rönige. 
Bereits Kurfürſt Friedrich II., Eifenzabn, vermehrte ven Befisftand 
durh die Einlöfung der Neumark und den Erwerb von Cottbus, Peig, 


1) 9. Lancizolle, Geſchichte der Bildung des preußifchen Staates. I. Theil, 1. und 
2. Abtbeilung. Berlin und Stettin 1828. Leider fcheint dies ausgezeichnete Werk, das bie 
1608 reiht und auf brei Theile berechnet iſt, micht vollendet zu werben, v. Raumer, 
Naclefe zu dem Werke des Profeffors v. Lancizolle 2. Berlin 1830. — Möller, 
Verſuch einer Territorialgeichichte des preußifhen Staates. Hamm und Münfter 1822, — 
v. Ohneſorge, Geſchichte des Entwidelungsganges der Brandenburgifch - Preußifchen 
Monarchie. Leipzig 1841. — v. Grabowski, Territorialgefchichte des preuß. Staates. 
Berlin 1845. — 

2) Zulegt beftimmt burch bie Verordnung wegen bes Föniglichen Titels und Mappens 
vom 9. Januar 1817. ©. ©. 17. ©. 17. ff. Der Titel bat feit dem Erwerbe von Hohen- 
zollern einen Zufap erhalten, Patent vom 12. März 1850. ©. ©. 50. ©. 295. Baron 
Stillfried-Rattonig Ariedrihd Wilhelm III., König von Preußen, das Wappen feines 
Haufeg und die Stammburg feiner Väter, Eine furggefaßte biograpbifch-genealogifch-Hifto- 
riſche Darſtellung. Berlin 1835. 4. 
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fo wie den größern Theil der von den Niederlanden cedirten vormals 
naffausoranifchen Befigungen in Deutſchland') —, an ©. Weimar mehrere 
Aemter und Orte von dem ihm als Entihädigung zugetheilten Herzogthume 
Sachſen, dem erfurter Gebiete und den fuldaifchen Ländern 2). 

Als Entihädigungslande erhielt Preußen von Sachſen vie Fleinere 
Hälfte des Königreihs nach der Bevölferung, die größere dem Flächenraume 
nah, namentlich die Nieverlaufig und einen Theil der Oberlaufig, ven 
Kurfreis mit Barby und Gommern, einen Theil des Meißner und Leip— 
ziger Kreifes, den größten Theil der Stifte Merfeburg, Naumburg, Zeig, 
das Fürſtenthum Duerfurt, den neuftädter Kreis, den ſächſiſchen Antheil 
von Mansfeld und Henneberg, nebft den voigtländifchen Enclaven®) —, 
von Hannover das wieder an Dänemarf abgetretene Yauenburg, das Amt 
Klöge, die Dörfer Nüdigersbagen und Gänſeteich) —, von Dänemarf das 
im Kieler Frieden von Schweden überlajfene Neuvorpommern und Fürften- 
thum Rügen’) —, von Kurbefjen die oben erwähnten an Hannover und 
Naffau cedirten Gebietätheile —, von Hejlen-Darmftadt das Herzogtum 
Weftpbalen, die Souverainetät über die Grafſchaften Wittgenftein, Berleberg 
und Wittgenftein-Wittgenftein®) —, von Holland die vormals naffausora- 
nifhen Befitungen in Deutichland, zum Theil vertaufcht gegen herzoglich 
naffauifche Gebietstheile”) —, von Schwarzburg die Aemter Kelbra und 
Heringen und das Dorf Wolframshaufen®). Außerdem erhielt es das 
Großherzogthum Berg”), die ehemalige freie Reichsſtadt Weplar ') und den 
größern Theil der von Frankreich abgetretenen auf der linfen Seite des 
Rheins belegenen deutfchen Gebiete ') mit ver Maßgabe jedoch, daß auf der 
linfen Rheinſeite dem Grofberzogthume Heſſen als Erfag für das Herzog— 
thum Weftphalen ein Bezirk von 140,000 Seelen mit den Städten Worms, 
Frankenthal und Oppenheim '9), und im Saarvdepartement ein Diftriet mit 
69,000 Einwohnern für Oldenburg, S. Coburg, Medlenburg-Strelig, Heſſen— 
Homburg und ven Grafen Pappenheim ausgewiefen werden follte ). 


1) Namentlih die Fürftenthümer Diez, Hadamar und Dillenburg. Bertrag vom 
31. Mai 1815. 

2) Bezirfe mit 27,000 Einwohnern. Verträge vom 1. Juni und 16. October 1815. 

3) Vertrag vom 18. Mai 1815. Wiener Congrefacte Art. 18. 

4) Berträge vom 29. Mai und 4, uni 1815. 

5) Perträge vom 4. und 7, uni 1815. 

6) Werträge vom 10. Juni 1815 und 30. Juni 1816. 

?) Die beiden Verträge som 31. Mai 1815. 

8) Merträge vom 15. und 19. Juni 1816. 

9) Artikel 24, der Wiener Congreßacte. 

10) Artikel 42, dafelbft. 

11) Durch bie beiden Parifer Friedensſchlüſſe. 

12) Artikel 47. der Congreßacte. 

13) Artikel 49. dafelbit. Das (Gebiet für den Grafen Pappenbeim follte unter preu- 
ßiſcher Souverainetät bleiben. Die in den erworbenen Gebieten belegenen mebdiatilirten 
Länder wurden Preußen überwiefen und ihr Verhältniß zu biefem wurde der Regelung bee 
Bundes vorbehalten. 
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Der Srankfurter Territorial-Receh. Spätere Erwerbungen. 


Diefe Feitfegungen fanden ihre fperiellere Erledigung und Beltätigung 
durd den Frankfurter Territorial-Receß vom 20. Juli 1819, der überhaupt 
die Veränderungen der deutfchen Ländergebiete definitiv ordnete). Die 
Forderungen von Medlenburg-Strelig?) und des Grafen Pappenheim ?) 
im Saarbepartement waren bereit3 auf andre Weiſe erledigt; in Land 
dagegen wurden abgefunden : Oldenburg durd das Fürftenthbum Birfenfeld, 
S. Coburg durch das Fürftenthum Lichtenberg und Heſſen-Homburg durch 
das Amt Meifenbeim‘. Später fiel Lichtenberg durch Kauf wieder an 
Preußen zurüd®). 

Ganz unabhängig von den damaligen Länderveränderungen wurden 
1849 durd einen Act antieipirter Erbfolge die Fürftenthümer Hobenzollern- 
Hechingen und Sigmaringen mit Preußen vereinigt‘). Endlich ift bier des 
Vertrags zu gedenfen, durch welchen die zeither mit Lippe gemeinſchaftlich 
befeffene Souverainetät über die Stadt Lippftadt Preußen allein über: 
laffen wurde). 


Territorial-Schuldverhältniffe. 


Seitdem in neuerer Zeit Staatsichulden die Regel, Freiheit von 
Schulden die Ausnahme geworden find, ift die Negulirung derfelben bei 
der Theilung oder der Uebergabe eines Staatsgebiet an eine andre Derr- 
Scherfamilie Öfters der Gegenftand von Verträgen gewefen. Aehnlich ven 
Hypothefen des Privatredts werben fie, fofern fie an fi in rechtsverbind— 
licher Weife entftanden find, als an dem Territorium baftend angefeben 
und gehen auf ven Nachfolger in der Regierung ohne Weiteres über. Papier- 
geld ift in diefer Beziehung den Staatsſchulden gleichzuftellen ®). 


1) Die Wiener Eongreßacte ift älter ala der zweite Parifer Frieden, welder aber in 
Betreff der Grenze Aranfreihs andere Beftimmungen enthält als der erſte: deshalb waren 
auch bierburch neue Feſtſezungen nöthig. Bergl. Art. 25. der Wiener Congreßacte mit 
Art. 13, des Territorial-Receffes wegen der Grenze des preuß. Herzogthums Niederrhein, 

2) Der Tractat vom 18. Eeptember 1816 wies eine Pandabfindung auf, wofür 
indeffen der Staatövertrag vom 21. Mai 1819 eine Milton Thaler gewährte. 

3) Die Pappenbeimfhe Abfindung follte in Domainen im Regierungebezirf Cöln mit 
einem jäbrlihen Ertrage von 30,000 Thlr. angemwiefen werben; dafür murbe fpäter ein 
Capital von 800,000 Thlr. gegeben. 

4) Artifel XXVII- XXIV. des Receſſes. 

5) Vertrag vom 31. Mai 1834. 

6) Vertrag vom 7. December 1849, Die aus bochberzigen Motiven entiprungene Refig- 
nation ehrt die auf ihre Landeshobeit verzichtenden Fürften ebenfo, als das feitene der Krone 
Preußens dabei beobachtete uneigennüpige Verfahren biefer zum Lobe gereiht. Die darauf 
bezüglicden Verhandlungen find ein chrenvolles Blatt in der preußifchen wie beutfchen Ge- 
ſchichte. 

7) Vertrag vom 17. Mai 1850; ratificirt 24. Mat / . apri 1851. 

8) Außer den Staatd- oder Landesſchulden fommen auch perfönlihe Schulden abtre- 
tenber Landesherren oder aber Forderungen von Privaten als Gegenftände von Staatsver- 
trägen vor. Erſterer Hall trat z. B. ein bei der Abdication des letzten Könige von Polen, 
bei Jerome Napoleon von Weſtphalen, ber andere bei der berüchtigten Bayonner Convention 
som 10, Mai 1808, melde der Vertrag vom 30. März 1815 wieder aufbob; dazu vergl. 
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Bei der Neugeftaltung des vpreußifchen Staatsgebietes find als Die 
erheblichern befonders nachſtehende Negulirungen hervorzubeben: 1) Die 
Auseinanderfegung mit dem Königreiche Sachen. Diefes mühſame Ge- 
ſchäft erledigte vie Daupteonvention vom 28, Auguft 1319), welche ſämmt— 
liche Activa und Pafjiva ver beiden Theile gegen einander ausglich?). 
Da Seitens Preußens einige Gebietstheile des erft erworbenen Herzogthums 
Sadfen an S. Weimar abgetreten worden waren, fo war mit biefem 
gleichfalls eine Auseinanderfegung nothwendig, welche durch die Convention 
vom 1. Mai 1826 erfolgte. 2) Die Schuloverhältniffe der wieder erwor— 
benen Sandestheile son Polen wurden durch die unterm 22/11. Mai 1819 
mit Rußland getroffene Convention vefinitis geregelt. 3) Das Schulden» 
weien des Münfterlandes wurde durch den Vertrag mit Hannover und Olden— 
burg vom 16, October 1839 georbnet®). 


Weſtphäliſche Schuld. 


Eigentbümlicher Art waren die Schuldverhältniffe des Königreichs Weft- 
phalen, veffen Gebietstheile nach feiner Auflöfung an Preußen, Hannover, 
Kurbeffen und Braunſchweig kamen, beziehungeweiſe zurüdfielen. Preußen 
ausgenommen waren bie übrigen Staaten gar nicht in der Lage gewefen, 
diefe Napoleon’fhe Schöpfung anzuerfennen, weshalb fie überhaupt Ver— 
fügungen der weitphälifchen Regierung für fie nicht verbindende Handlungen 
eines Uſurpators erachteten. Die deutfche Bunvesverfammlung, deren Hülfe 
die welipbälifchen Staatsgläubiger anriefen, erflärte fich felbft in ver Sache 
für incompetent, empfahl aber vie Negulirung der weſtphäliſchen Central- 
angelegenbeiten vertrauensvoll ver zu diefem Zwecke von den betheiligten 
Regierungen in Berlin niedergefegten Commiffion 9), aus deren Verhand— 
lungen der Staatevertrag vom 29. Juli 1842 hervorgegangen ift 9), der 


Eontintion vom 22. Auguf 1819. Intereffante Feftfepungen über ſolche BVerbältniffe finden 
fih $. 77 fi. des Reichsdeputations - Hauptichluffes v. 3. 1803, — Die Fitteratur über die 
allgemeine Frage bei Klüber, Staatär. $. 252. 

1) Deshalb beſonders Schwierig, weil durch die gezogene Grenzlinie Länder zerfchnit- 
ten wurden, welche durch gemeinfame Intereffen aller Art feit Jahrhunderten mit einander 
eng verwachſen waren. \ 

2) Die Activa befteben nicht in fällig gewordenen Steuern und in öffentlichen Fonde. 
Hierher gehören aub Stiftungen aller Art mit öffenslibem Character, fofern nur ihre Br- 
flimmung nicht eine bloß locale it. Gerade Sachen war daran reich, Convention vom 
23. Juli 1817 über die Peräguationg-, Yieferungs-, Nequivalent- und Controlfteuer- Ange- 
legenbeiten, — vom 27. Juli 1817 über die Auseinanderjeßung der Stiftungen im König— 
reihe und im Herzogthume Sachſen —, vom 2. Junt / 13. September 1828 über das Aräulein- 
ftift zu Ioadbimflein. 

3) Ueber den MRbeinoctroi weiter unten bei der Rheinſchiffahrt. Weber die Schulden 
bes Sroßberzogtbums Aranffurt und des Fuldadepartements Vertrag mit Defterreih, Baiern, 
Heffen - Eaffel und Franffurt vom 2. Juli 1828, Kurcölniſche Schulden Art. 7. des Ver— 
trage mit dem Großherzogthum Helfen vom 10. Juni 1815; über bie Naffauifchen Qandes- 
ſchulden Receß vom 14. 19. December 1816 2. Januar 1817. Notizen gewährt die Einficht in offi- 
zielle Schriften über dag preußiſche Staatsfchuldenmweien. 

4) Beihluß vom 10, Auguft 1826. 

5) Naumwerd IV. 7. erwähnt eined Vertrages vom 21. Dezbr. 1813, woburd ſich bie 
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freilich die Wünfche und Erwartungen ver betheiligten Privaten nicht ber 
friedigt bat D. 


Die gegenwärtigen Örenzen. 


Die Grenzregulirungen neuerer Zeit pflegen meift ein dreifaches Sta— 
dium durchzumachen: der Staatsvertrag über den Erwerb eines Landestheiles 
beftimmt im Allgemeinen die Grenze feines Umfanges?); die fperiellern 
Feftfegungen, namentlich in den Fällen, wo eine neue Grenzlinie zu beftimmen 
ift, erfolgen durch beſondere Commiffionen, die in der Regel am Orte ihren 
Auftrag erledigen ; ſchließlich Folgt ver Aft der fpecicllen Bezeichnung der 
Grenze durch äußere fichtbare Zeichen. Die bier in Betradt fommenven 
Verträge ver erftern Art find publicirt, auch einige der zweiten, nur wenige 
der dritten Gattung. Da die fpeeiellen localen Feftfegungen bier von unter— 
georbneter Bedeutung find und bei Streitfragen vorzugsmweife auf nicht 
publicirte Protofolle wird zurüdgegangen werden müjlen, fo begnügen wir 
ung bier, die hauptfächlichften Grenzverträge nambaft zu machen ?), von denen 
die meiften neben ver Feftfegung der Yandesarenze aud andre aus dem 
Grenzverhältniſſe originirende Beftimmungen enthalten ®). 


1. Erwerbungen in Ausficht. 


Erledigte Fälle, 


Wichtig für die Succeſſionsrechte des Königlichen Haufes, insbefondere 
auch für fpäter geltend zu machende Anfprüce gleicher Art, ift die Gefchichte 
der auf Grund von Erbverträgen, Anwartjchaften und fonftigen lehnredht- 
lichen Berbältniffen bereits früber Statt gehabten Erwerbungen. Als Ueber: 
gang zur Aufführung derjenigen Rechtöverhältniffe, aus welchen auf friedliche 
Weiſe dem Haufe Hohenzollern noch Gebietserweiterungen in Ausficht ftehen, 


betbeiligten Regierungen zur Zablung der mweftpbälifchen Anleihe vom 19. Dctbr. 1808 ver- 
pflihtet haben; ich habe einen Abdruck dieſes Bertrags nirgend gefunden. 

1) Eine formell zwar nicht gefchleffene, allein, wie es fcheint, für immer ruhende 
Angelegenbeit iſt die ſchleſiſche Zchuldforderung, welche aus den Anleihen berrührt, die 
Oeſterreich auf Schlefien 1734 1737 in Amfterbam contrabirt batte, deren Tilgung aber Preußen 
im Art. IX. des Berliner Friedens vom Jahre 1742 übernahm, jedoch mit der ausbrüdlichen 
Bedingung, dagegen die Forderungen in Anrechnung zu bringen, die ed gegen Holland babe. 
Auch bei der Bunbesverfammlung wurde die Sache anbängig gemacht, allein burch Beſchluß 


vom 22. April 1819 abgewiefen. Naumwerd I. 34. (Klüber) Aftenftüde, beir. die, 


Forderungen der Eigenthümer fchlefiicher Staatsobligationen aus den Jahren 1734 b. 1737. 
Franffurt a. M. 1830. 

2) Hierher gehören die oben 37—39 angeführten Territorialverträge und ber franf- 
furter Territorial-Receß. 

93) Mit Rußland Verträge v. 3. Mai 1815, 11. Roobr./sg, Detbr. 1817, 4. Märy]go, gedt. 1835, 
mit Oeſterreich fchlefifcher Grenzrezeß (Ratibor) vom 6, Dezember 1742; doch ift nach den 
Mittheilungen Öffentlicher Blätter erit in diefen Tagen die Grenze Schlefiens mit Böhmen 
definitiv geregelt worden; mit Sadfen Sauptconvention vom 28, Auguft 1819, mit Hannover 
vom 25. November 1837, mit den Niederlanden vom 26. Auni und vom 17. October 1816, 
mit Sranfreih vom 11. Juni 1827 und 23. October 1829. 

9 Diefe find in der zweiten Abtbeilung ebenfalle berüdfichtigt worden. 
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mögen bier die beveutendern jener erledigten Succeffionsfälle erwähnt werben, 
namentlich fofern darüber eine Litteratur vorhanten ift Y: 1) Die Suceeffion 
in die Herzogtbümer Jülich, Eleve und Berg und die Graffchaften Marf 
und Ravensberg 2); 2) der Erwerb von Pommern ?); 3) die oranifche Erb- 
ihaft I; 4) die Succeſſion in die ſchleſiſchen Fürftentbümer Jägerndorf, 
Liegnis, Brieg und Wohlau ); 5) die Befignahme von Oftfriesiand °) und 
Limburg 7); 6) die neuerdings anticipirte Erbfolge in Hohenzollern-Hechingen 
und Sigmaringen ®). 


Erboerbrüderung mit Sahfen und Heſſen. 


Neben zahlreichen Erbeinigungen) zwifchen Brandenburg, Sadfen und 
Heffen beftand zwiſchen diefen drei Häufern feit 1457 eine Erbverbrüverung “), 
welche zulegt 1614 zu Naumburg in beftimmter, Flarer Form erneuert worden 
iſt!“). Die darin enthaltene wichtigfte Feftfeßung betrifft die Erbfolge im 
Falle des Ausſterbens einer der drei betbeiligten Herrjcherbäufer im Manns: 
ftamme. Hiernach follen*beim Ausfterben von Heſſen die Kurfürften und 
Fürften von Sachſen zwei Theile von Yanden und Leuten, das Haus Bran- 
denburg ven dritten Theil erhalten. Falls das Lestere ausftirbt, follen 
Sadfen und Heffen zu gleichen Theilen erben, jedoch fo, daß unter dem an 
Heſſen fallenden Theile die Kurwürde mitbegriffen fei. Die Bedingung, 
daß die Neumark jenfeits der Dver, Sternberg und die Lehnfchaft über 
Loknig und Bierraden nebft Pertinenzien von der Erbverbrüderung aus- 
gefchloffen feien, ift durdy das Ausfterben der Herzoge von Pommern er- 


I) 9. Kampp fitteratur der Verfaffung des Königlichen Haufes im 25. Band ber 
Jahrbücher und befonders gebrudt. Berlin 1824. Nachgedruckt in einzelnen Abfchnitten 
bei Simon, Staatsrebt IL. 107. gegen das Belenntmif der Vollſtändigkeit (2?) ber v. 
ſtamp'ſchen Arbeit. 

2) v. Kampp a. a. O. $. 25. Glafey, Kern der Gefhichte von Sachſen, Bud II. 
Cap. 6. $. 5. 

3) Berträge von 1529 und 1571. Lepterer enthält keineswegs nur eine Erbeinigung, 
wie v. Kamptz a. a. D. $. 26. annimmt, es if vielmehr eine Erbverbrüberung, welde 
Begriffe in der angezogenen Schrift überhaupt nicht auseinander gehalten worden find. ©. 
auch v. Lancizolle Gefchichte der Bildung des preuß. Staates, ©. 548. 

4) v. Rampp a. a. D. 8. 27. 

5) v. Hampba.a.D.$ 239 v. Pancizolle aa. D. ©. 640. 

6) Expectanz von 1694, Rousset XIX. ©. 1. ff. v. Kamptz a. a. D. $. 30. 

7) Erpectanz; von 1693. Lünig P. spec. contin, I. Fortſetzung 1. ©. 988. 
v. Kampp, $. 31. 

8) Pacta gentilitia et successoria dv. 1695 u. 1707. v. Kamptz $. 14. ©. oben 39. 

9) Erbeinigung ift ein namentlich im fpätern Mittelalter vielfach vorfommenbes Bündniß 
zu gegenfeitiger Vertbeidigung und Unterftügung, deffen Verbindlichkeit auch auf die Erben 
übergeben fol. Grbverbrüderung it ein Vertrag über gegenfeitige Erbfolge im Falle des 
Ausfterbens eines Theils, während Erbverträge nur einem ber paciseirenden Theile ein 
Erbfolgerecht gewähren. 

10) Diefer erfte Bertrag ift zu Naumburg an der Saale am Freitage nad Quasimodo- 
geniti 1457 gefchloffen, 1587 erneuert worden. Die beiv. Kamptz a. a. O. $. 32. aufer- 
dem aufgeführten Erbverbrüderungeverträge find Feine ſolche, fondern Erbeinigungen, deren 
Zabl fih aus dem Riedel'ſchen Coder IV. und V. ſehr vermehren ließe. 

11) Es wurbe zu gleicher Zeit eine Erbeinigung geſchloſſen. 


31 


lofhen y. Sollte das kur- und fürftlihe Haus Sachſen ausfterben, fo 
fommen an Heffen zwei Theile, ausschließlich ver Kur, an Brandenburg 
ein Theil 9). 


Eventual-Suecceffion in Mechlenburg. 


Schon feit dem erften Kurfürften aus dem Haufe Hobenzollern machte 
Brandenburg lehnsherrliche Rechte über Medlenburg geltend und brachte fie 
zur Anerfennung feitend der Herzöge wie des deutfchen Kaiſers ). Das 
ſchon bieraus folgende Heimfallsreht Brandenburgs im Erledigungsfalle 
wurde indeffen durch befondere Verträge ausprüdlich dahin ftipulirt *): „So 
es geſchehe, daß die Herzoge von Medlenburg obne männliche Leibes-Lehns— 
Erben abfterben, fo follen ihre Lande und Yeute an die Markgraffchaft Bran- 
denburg fallen“ °). 


Anwartfhaft auf Sraunfhweig-Grubenhaaen. 


Im Jahre 1564 hatte das Haus Brandenburg vom Kaifer Marimilian IT. 
die Anwartichaft auf das Fürftentbum Grubenhagen erbalten; fie wurde 
1574 für den Kurfürften Johann Georg und feine männlichen Nachkommen 
auf die fümmtlichen braunfchweigifchen und lüneburgifchen Lande und 


1) Dur ben 1571 unter Zuftimmung von Sadfen und Heffen mit Ponmern ge- 
fchloffenen, 1574 vom Kaifer beftätigten Vertrag waren birfe Yandestheile den Herzogen von 
Pommern beim Ausfterben von Brandenburg beftimmt, und von der fachien-beififhen Erb- 
verbrüberung, fo lange die Herzoge von Pommern lebten, ausgeſchloſſen worden. 

2) Der Pitteratur bei v. Kamp ift v. Hellfeld, Beiträge zum Staaterecht und ber 
Geſchichte von Sachſen, hinzuzufügen. 

3) Dorumente von 1415 an, in: „Kurtze biltorifche und aus authenticis documentis 
et Actis fideliter gezogene Information von dem Urfprung und Verfolg tes Königl. Preu- 
Bifchen und Markgräflih Brandenburgifchen Eventual-Successions-Redtes, an denen ſämmt- 
lichen Medlenburgifchen Reichelchen ꝛc., Eöln an der Spree 1708, Fol., auch abgebrudt in 
Faber's Staats-Hanzlei XIV. ©. 73. f. In Klüver's Beichreibung des Herzogthums 
Medlenburg I. Cap. XXVI. wird biefes urfunblicy nachgewiefene Lehnsverhältniß — vielleicht 
aus Patriotismus — beftritten. 

4) Der Vertrag ift geichlojien zu MWittftod 1442, am Donnerftage nad dem Sonntage, 
da man in der Slirche finget Quasimodogeniti (12. April). Es ift diefer Vertrag Feine Erb- 
einigung, wie v. Hampp a. a. O. $. 33. annimmt, jondern eine einfeitige Sucreffions- 
zuficherung ſeitens Medlenburge für Brandenburg, obne daß dieſes eine Gegenzuficherung 
gleicher Art gewährt. Dies Verhältniß wird daraus erflärlich, daß Brandenburg bereits vorher 
bie Lehnsherrlichkeit über Medlenburg zuſtand. Im den faiferlichen Yebnbriefen über bie 
Marf und KHur-Brandenburg werben bie Kurfürſten ‚zugleich mit ber gefambten Hand an 
dem Herzogthbume Pommern uno mit dem Angefälle an dem Herzogthume Medlenburg““ be— 
lieben. Es ift diefer Vertrag mehrmals ergänzt und erneuert worden, 1673 wegen Rapeburg 
und Schwerin, 1701, 1717, 1752, 1787. 

5) Friedrich I. nahm 1708 bei Gelegenheit feiner Bermäblung mit einer m.-fchwerin- 
ſchen Prinzefjin alle medienburgifchen Wappenbilde (fieben) in das Höniglibe Wappen auf, 
Vergl. Affecuration Sr. Königl. Majeftät in Preußen gegen Herrn Adolph Friedrich zu 
Medlenburg-Strelip, daß die Annebmung des Titels und Mappene von Medlenburg ihm 
im jure succedendi nicht nachtheilig fein folle, bei Rünig, Reichsarchiv P. spec. II. ©. 289. 
— fitteratur bei v. Kampp a. a.D.$. 33., Gündling, Leben und Thaten Friedrichs 
des Andern, ©. 40. und 60. Bollgraff, Politif IV. $. 240. 
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Rechte ausgedehnt, wenn das Haus Braunfhweig-tüneburg im männlichen 
Stamme erlofchen fein würde. ') 


Anſprüche auf Holſtein. 


Kurfürſt Joachims J. Gemahlin war die Prinzeſſin Eliſabeth, Tochter 
König Johanns J. von Dänemark und Schweſter König Chriſtians II. 9) 
Sie leiftete bei ihrer Verheirathung ven üblichen Verzicht auf das Erbfolge- 
recht an Fand und Leuten, fo lange männliche Leibes- und Lehnserben 
vom Bater vorhanden, andernfall€ wurde ihr und ihren Erben das Erbrecht 
vorbehalten). Gleicherweije erklärte fih König Johann ). Kaiſer Mari- 
milian 1. beftätigte 1517 nicht bloß das Erbredt auf die eine Hälfte von 
Schleswig und Holftein, fondern ertbeilte auch ihrer Deſcendenz das even- 
tuelle Erbrecht auf die andere Hälfte der beiven Herzogthümer ), was Kaifer 
Karl V. 1530 wiederholte 9. 


1) So ftelt Pauli II. 233. die Eade dar und fie wirb durch die Einficht ber im 
Königl. Geheimen Staatd- und Cabinetsarchive befindlichen Original- Urkunden beftätigt. 
Da dieſe noch nicht veröffentlicht find, laſſe ich die jüngere in der zweiten Abtbeilung voll- 
fändig abdruden. Hiernach find die ungenauen Angaben bei andern Scriftftellern, 3. B. 
v. Stillfried, v. Rancizolle, zu berichtigen. — In dem Geral'ſchen Hausvertrage 
wirb verordnet, daß bei ber Kur außer beftimmten Ländern aud alle erlangte Anwartungen 
nachfolgender Fürftentbumben, als Pommern, Medlenburgf, Holftein, Anhalt, Braunfchweig, 
Lüneburgf und bergleichen bleiben follen. — Zahariä, im deutihen Staats- und Bundes- 
recht 1. 93. erflärt alle Faiferlihen Erpectanzen oder Anwartfcaften für erlojchen, weil fie 
nur ein perfönlihes Net gegen den Lehnherrn gewähren, welches, wenn das Subject der 
Lebnberrlichfeit ganz mwegfällt, notbwendig auch erlöfchen müſſe. Autoritäten entgegengefepter 
Meinung find ebenfalls dort angegeben. Unzmweifelbaft find erlofhen alle Anwartſchaften im 
Sinne des ſächſiſchen Lehnrechts (Homeyer, Sachſenſpiegel II. 2. ©. 329. f.), unbenannte 
Gebinge; anders aber verhält es fich mit ben Fällen, wo die Lehnsnachfolge in ein beftimmtes 
Lebn bei eintretender Apertur verlieben war. Die ältere Prarid (Schilter, Codex juris 
feudalis alemannici, 2da edit. pag. 170.) ftellt geradezu die Anwartſchaft burd bie Ber- 
fhreibung und durch die Inveftitur ala die beiden Fälle des benannten Gedinges neben- 
einander. In der fpätern Zeit wurde überhaupt bie Inveſtitur felbft vielfach allein durch 
Lehnbrieſe documentirt und die jüngfte MWablcapitulation fpricht (Art. XL. $. 12.) nur von 
den Erfpectangien, obne deren Arten irgendwie zu fcheiden. Die Regeln des Privatlehnrechts, 
namentlich des Altern, in ihrer Strenge auf das Reichelehnrecht anwenden wollen, beißt ben 
ganzen Entwidelungsgang bes leptern ignoriren. ine weitere Begründung ber bier ange- 
beuteten Meinung muß einem andern Orte vorbehalten bleiben. 

2) Die Erbfolge in Schlesmwig-Holftein. Halle 1837. Die Erb-Anfprüde des Königl. 
Preußiſchen Haufes an die Hergogtbümer Schleswig-Holftein. Ein biftorifch-ftaaterechtlicher 
Verfuh von Dr. Ernft Hellwing. Lemgo und Detmold 1846. Kritiſche Jahrbücher 1847. 
©. 1041. v. Rancigolle a. a. O. ©. 65i. 

3) Die Ebeberedung von 1500 bei v. Naumer, Codex diplom. contin, I. 205. 
und darnad bei Hellwing. 

4) Um 1508 v. Raumer a. a. O. II. 207. 

5) Nur den f. a. Segeberger Antbeil befaß in Folge ber Tbeilung von 1490 König 
Johann. 

6) Nah einer Abſchriff Riedel's iſt die Urkunde zuerſt von Hellwing a. a. O. 
S. 258, veröffentlicht worden. 
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Schnsherrlihe Beziehungen mit Anhalt. 

Der Umfang der lebnsrechtlihen Anfprüce Brandenburgs auf Anhalt 48 
vor dem Weftpbälifchen Frieden ift beftritten Y; dagegen wurden beftimmte 
Theile deifelben Brandenburg lehnpflichtig, als dieſes 1648 das Erzbisthum 
Magdeburg erwarb 2), welchem die Lehnsherrlichfeit über einen großen Theil 
des Fürſtenthums zuftand 9. Der große Kurfürft verzichtete indeffen auf 
die Lehnsberrlichfeit über diefe Anbaltinifchen Landestheile *) und refervirte fich 
und feinen Nachkommen nur den Anfall, wenn der ganze Anhalt'ihe Mannes 
ftamm ausfterben follte. Der unterm 7. Januar 1681 hierüber gefchloffene 
Vergleih wurde den 12. October 1681 vom Kaiſer beftätigt und wurden 
die Fürften von Anhalt ven 20. Juni 1695 mit diefen Herrfchaften unmit- 
telbar belehnt. 


Schlufnotizen. 

Im Jahre 1756 erfchien „ein Furzer doch gründlicher Beweis, daß das 49 
Königreich Böhmen Sr. Königl. Majeftät in Preußen zuſtehe“ 9: auf Befehl 
Friedrichs des Großen ward diefe Schrift ven 16. Januar 1757 in Berlin 
durd den Scharfrichter öffentlich verbrannt %). Nach diefer Kundgebung bat 
fein Publicift diefe Frage wieder zur Erörterung gezogen. — Die dem fürft- 
lichen Haufe Waldeck gehörige Graffchaft Pyrmont ift paderbornfches Mann: 
lehn, worauf fi die Möglichfeit des Rückfalles an Preußen gründet ). — 
Ueber das behauptete eventuelle Erbrecht Preußens auf die deutfchen Be— 
figungen des Haufes Naffan 9 fehlen mir die urfundlichen Nachweife 9. 


) © Lancizolle a. a. O. ©. 651. 

2) Instrument. pacis Osnabr. Art. XI. $. 6. verlieh zunächſt zwar nur bie Expectativa 
in Archi-Episcopatum Magdeb. für den Fall des Todes oder ber Nachfolge in der Kur 
feiteng des damaligen Adminiftratore, Herzogs Auguft von Sachſen: 1680 aber erfolgte bie 
Befipergreifung, indem in diefem Jahre der Herzog in Halle ftarb. 

3) Namentlih über Schloß und Fand Cöthen, Schloß und Land Bernburg, Herrfchaft 
Sandersleben, Gröbzia, Warmsdorf, Fippene, Möndh-Nienburg, Coswig u. f. w. 

4) Aus befonderer Gewogenheit gegen den Fürften Johann Georg, Furbrandenburgifchen 
Feldmarſchall. 

5) Der Anſpruch wird aus folgendem Schema genealogicum hergeleitet: 

Elifabeth, Erbin des Königreichs Böhmen, 
Albertus II. Gemahl, römifcher Kaiſer. 


Il. Anna, Gemahlin Wilhelms, Herzogs zu II. Elifabetb, Gemahlin Caſimirs IV. v. Polen. 
Sadfen. | 
| Wladislaus IL 
Margaretba, Gemahlin Johannis, Kurfürften 
son Brandenburg, aus welcher Ehe die Anna, Gemahlin Kaifer Ferdinand I,, aus 
jegigen Kurfürften in geraber Linie ab- welcher Ehe die Ergberzöge von Defterreich 
ftammen. ſtammen. 
6) Berliner Zeitung 1757. Nr. 9. ©. 36. Dieſe Notiz iſt dem auf ber Königl. 
Bibliotbef in Berlin befindlichen Eremplare entnommen, 
7) Lünig, Spicileg. ecclesiast. II, 754. 
8) Rüder, fatift. Handbuch der Monarchien und Republilen auf das Jahr 1846, 
S. 19%. 
9) Art. 5. bes Vertrags mit ben Niederlanden vom 31. Mai 1815 dürfte nicht 
ausreichen, 
3 
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Mit ven beiden Fürftenthümern Schwarzburg ift auf die Lehnrechte in den 
gegenfeitigen Staatögebieten eine Berzichtleiftung ftipulirt worden, jedoch 
findet fih dabei die Beftimmung vor): Sr. Majeftät dem Könige von 
Preußen verbleibt nah Abgang aller zur Lehnsfolge nach der bisherigen 
Verfaſſung Berechtigten das Heimfalldrecht in demfelben Maake ausprüdlich 
vorbehalten, in welchem es vor Abjchluß des gegenwärtigen Tractats be— 
ftanden hat?). 


IL. Verträge über Firchliche Berbältniffe. 
Allgemeine Ueberſicht. 


50 An den Kämpfen, aus welchen die ftaatliche Anerfennung der Augs— 
burgifchen Glaubensverwandten in Deutfchland hervorging, ift das Kurhaus 
Brandenburg in bobem Grade betbeiligt geweien. Den 1. November 1539 
befannte fib Joachim II. zur lutherifchen Lehre: den Paffauer Vertrag wie 
den Augsburger Religionsfrieden half er wefentlih mit zu Stande bringen. 
Durch den MWeftphälifchen Frieden wurde den Lutheranern wie den Refor— 
mirten die unbehinderte Glaubensübung zugefichert ?), vie veutiche Bundesarte 
ſprach die Gleichberechtigung der chriſtlichen Religionsparteien im deutfchen 
Bundedgebiete aus‘). 

Durch diefe allgemeinen Beftimmungen haben die in Betreff der Re— 
ligionsübung in einzelnen früheren Verträgen enthaltenen Feftfegungen ihre 
unmittelbare wölferrechtlihe Bedeutung verloren; wohl aber haben mehrere 
derjelben, indem fie gleichzeitig Nechte verfchiedener Kirchengeſellſchaften inner— 
halb eines beftimmten Landestheiles firirten, jegt noch practiiche Gültigkeit’). 


1) Art, 9, der Verträge vom 15. und 19. Juni 1816. 

2) Defterreich bat auf die böhmiſche Lehnsherrlichkeit über den preußiſchen Theil der 
Laufipen vorbehaltlich des Nüdfalles beim Ausfterben des regierenden Hauſes — quod Deus 
avortat! — verzichtet, Wiener Congreßacte Art. 18. Weber gegenfeitige Nerzichtleiftungen 
auf lehnsherrliche Rechte mit andern beutfhen Staaten Art. 19, 28, 29, lc. u. Klüber 
Staatsrecht $. 541, 

3) Art. V. 1. Instr. pacis Osnabr.: — In reliquis omnibus autem inter ulriusque 
religionis electores, principes, status omnes et singulos sit aequalitas exacta mutuaque, 
quatenus formae reipublicae, constitutionibus imperii et praesenli conventioni conformis 
est, ita ut quod uni parli justum est, alteri quoque sit justum, violentia omni et via facti, 
ut alias, ita et hinc inter utramque partem perpetuo prohibita. 

4) Artikel 16. Intereffante Mittbeilungen über bie Ihätigfeit der Aurfürften von 
Brandenburg und Könige von Prenfen an ben Angelegenheiten ber Kirche enthält von 
Mübler’s Geſchichte ber evangelifhen SKirchenverfaflung in der Mark Brandenburg. 
Meimar 1846. Die Schrift: Erinnerungen an bie Kurfürften von Brandenburg und 
Könige von Preußen aus dem Haufe Hohenzollern, binfihilih ihres Verhaltens in Ange- 
Iegenheiten ber Neligion und der Hirhe. Hamburg 1838, fenne ich nur dem Titel nad, 
ben ich bier angebe, weil er bierber Gehöriges verbeißt. 

5) Beifpielsweife erinnere ich am bie Concordate |beutfcher Nation, die oben erwähnten 
Neihefriedensfhlüffe im Allgemeinen, in Betreff Schlefiens an die Altranftäbter Convention 
vom Alız, Auguft 1707, und die Friedensſchlüſſe der drei ſchleſiſchen Kriege, in Betreff ber 
Laufig an den Prager Trabitiongreceß, in Betreff Weitpreußens und Pofens an den War- 
ſchauer Tractat v. 1768, in Betreff des linfen Rheinufere an bas Concorbat vom 15. Juli 1804, 
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Die Bulle de salute animarum. 

Kirhe und Staat bilden in Preußen feine Einheit, vielmehr beftebt 
namentlich die fatholifche Kirche als eine anerkannte Genoſſenſchaft in und 
neben dem Staate, welche in dem Pabfte zu Rom ein anerkanntes Ober: 
haupt, einen fichtbaren Vertreter bat, der einer Landeshoheit nicht unter- 
worfen if. Dadurch wird cs möglid, daß der päbftlidhe Stuhl Staats— 
verträge nicht blos über feine eigenen Berechtigungen in einem beftimmten 
Gebiete, fondern über Nechte und Befugniffe der eigenen Unterthanen ver 
contrahirenden Staatsregierung felbft abjchließt. 

Förmliche Verträge diefer Art beftehen indeſſen zwifchen Preußen und 
dem römifchen Hofe nicht; vielmehr haben nur Berabredungen Statt ge: 
funden, auf Grund deren die päbftlidhe Bulle de salute animarum vom 
16. Zuli 1821 erlaffen worden ift, welche der König unterm 23. Auguft 
veifelben Jahres „als bindendes Statut der Katholifchen Kirche des Staats“ 
genehmigt bat '). 

Der Inhalt ver Bulle betrifft vorzugsweife die Einrichtung, Ausftattung 
und Begrenzung *) der Erzbisthümer und Bisthümer innerhalb des preußifchen 
Staates. Auf Einzelnheiten ift bier nicht weiter einzugeben; nur die Feft- 
fegung fei hervorgehoben, "daß die Freiheit der Wahl der Capitel bei Bes 
fegung der bifchöflichen Stühle zu Cöln, Trier, Breslau, Paderborn und 
Münfter infofern befchränft ift, als fie fih richten muß auf ein Mitglied der 
Geiftlichfeit „des Preußiſchen Reihe“. 


Rirhlihe Beziehungen mit Oldenburg. 


Schon in der Bulle de salute animarum wird einiger Fatholifchen 
Pfarreien Olvenburgs gedacht ), namentlih werben mehrere verfelben dem 
Bistbum Münfter überwiefen. Später bat hierüber zwiſchen der olden- 
burgifhen Regierung und dem vom Pabfte delegirten Vollzicher der ge- 
dadıten Bulle eine befonvere Vereinbarung ) über den Anſchluß der katholiſchen 
Kirche im Grofberzogtbum Dlvenburg an die Didcefe Münfter Statt ges 


bei Hermene, Handbuh der gefammten Staatsgefepgebung über den chriftlichen Kultus 
und über die Verwaltung ber Kirchengüter und Einfünfte in den Königl. Preuß Nbein- 
prosinzgen am linken Rheinufer (Aachen und Leipzig, III. Babe. 1833 — 41.) I. 464. — 
Menzel, das Reglement über bie Gravamina im geiftlihen Saden x. (Schlefien). 
Breslau 1833. Simon, bas Kirhenreht und die Kirchenverfaffung von Schleſien. 
Breslau 1847. — Ausgezeichnet, leider aber bis jept noch nicht vollendet if: Laspeyres, 
Geſchichte und heutige Verfaſſung der Fatholifchen Kirche Preußens. I. Theil. Halle 1840, 
— In den Staatsverträgen neuerer Zeit fommen fehr vereinzelt Beftimmungen zum Schupe 
der Religion der Staatsangebörigen vor; fo enthält der Art. 10, des Freundfchafts-, Schiff- 
fahrts- und Handelsvertrags mit ben vereinigten Staaten von Merifo vom 18, Febr. 1831 
die Befimmung, daß Preußen in den vereinigten Staaten von Mexiko auf Feine Weife 
wegen ihrer Religion beläftigt oder beunruhigt werben follen, 

1) Ueber die Geſchichte der Entftehbung der Bulle 0. Laspeyres a. a. O. 788, 865. 
— Paulus im Sophronizon, VII 2. ©. %. 

2) Daber der Name Eircumferiptionsbulle. 

ı) ©. ©. 21., 181. 

4) Bom 5. Januar 1830. 
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funden. In Folge derfelben ift über die daraus bervorgebenden ftaatsrecht- 
lihen Berbältniffe unterm 10, Mai 1837 zwiſchen der preußifchen und 
oldenburgifchen Negierung ein befonderer Staatsvertrag gefchloffen worden, 
der namtentlid der legtern das Recht der Stiftung zweier Ehrenfanonifate 
an ber Domfirdhe zu Münfter, die Mitbenugung des SKtlerifal- Seminars 
und einen Antbeil am Emeriten- und Demeritenbaufe vafelbit, ſowie mebrere 
Ehrenrechte einräumt, 


IV. Berträge zur Erleichterung des Verkehrs und 
Beförderung des Handels, 


1. Freizügigkeit. 
a) Mit den deutfhben Staaten. 


Das ftrenge Heimfallrecht (jus albinagii) des älteren Rechtes, wonach 
die Erbſchaft des Fremden, des Gaſtes dem Fiskus oder einem anderen in- 
ländifchen Berechtigten anbeimfiel D, erwähnt das Allgemeine Landrecht 
nicht 9: es ift von felbft fo ziemlich außer Gebrauch gekommen, einzelne 
neuere Verträge fprechen feine Aufhebung noch austrüdlid aus”). Dagegen 
bat fih das Abzugsrecht, Die Nachfteuer in einem weit größeren Umfange 
erhalten: urfprünglic wohl ein voigteiliches und grundherrliches Necht bat 
es fih im Laufe ver Zeit zu einem niedern Regale ausgebildet, in deſſen 
Beſitze fih Staatsregierungen wie Privaten befinden 9. Es begreift a) das 
Abfahrtögeld — census emigrationis —, weldes von dem Vermögen eines 
Auswandernden und b) das Abfchofgeld — gabella hereditaria —, weldes 
von den aus dem abjchoßpflichtigen Bezirfe gebenven Erbichaften erhoben wird’). 

Nachdem Preußen Schon früher mit den meiften veutfchen Staaten gegen- 
feitige Nachfteuer= und Abzugsfreiheit durch f.g. Freizügigfeitsverträge ftipulirt 
hatte, beichloß die deutiche Bundesvyerfammlung unterm 23. Juni 1817 9% 
die allgemeine Aufbebung des Abſchoſſes in feinem ganzen Umfange in den 
Gebieten der deutſchen Bundesftaaten ). Durd befondere Verträge ift 


1) Das Jus albinagii befchränfte die Fähigkeit des Vererbens. Eichhorn Reide- 
und Nectsgefchichte $. 373. not, f. Cussy I. im Index explicatif unter Aubaine gibt eine 
Ueberficht der bierber einfchlagenden ältern Yandesgefepe und Verträge. — Wir erwähnen 
bier ber Freizügigkeit als eines directen Mittels zur Förderung bes Verkehrs im weitern 
Sinne bes Wortes. Auch die Verträge zum Schutze bes Eigenthums wirken darauf ein; 
fie werden unter den Verträgen zur Beförderung der Rechtspflege nachgewieſen. 

2) Unzmeifelbaft fonnte es ala Retorfion zur Anwendung gebracht werben. 

3) Artikel 1. des Vertrags mit Griedenland vom 29. Mär / 7. September 1839. 

1) Das Allgemeine Lardrecht bezeichnet es als einen Ausfluß ber Gerichtsbarkeit: 
tbeoretifch aewiß falfch, im practifchen Refultate wobl nicht unrichtig. Ueber das Hiſtoriſche: 
Eichhorn Privatredbt $. 77., über die Grundſähe bes Landrechts Simon Staater. II., 602. 

55 Die Höhe beträgt nad dem Landrechte (II. 17. $$. 141—183.) zebn vom Hundert. 

6) Auf Grund der Art. 18. der deutjchen Bundesacte; publicirt jeboh in verän- 
derter Faſſung durch die Berorbnung vom 11. Mai 1819. ©. ©. 19., ma. 

7) Die eingeführte Freizügigkeit hebt fowohl dad vom Staate, als das von Privaten 
geübte Abzugsrecht auf; durch einen Erläuterungebefhluß ſetzte die Bundesverfammlung 
noch feit: daß bei Anwendung ber unter ben deutſchen Bundesſtaaten beſtehenden Sreizügig- 
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diefem Befchluffe auch in Betreff ver zeitber bundesfreien Provinzen Preußen 
und Pofen Gültigkeit gegeben worden. Nur gegen die freie Stadt Bremen 
fommt in den genannten Provinzen das Abzugsrecht überhaupt, fowie gegen 
Baden feitens der Privatberechtigten noch zur Anwendung "). 


b) Mit nichtdeutſchen Staaten. 


Auch mit ven außerdeutfchen Staaten befteben zum Theil ausprüdliche 
Freizügigfeitsverträge, zum Theil ift auf das Prineip der Gegenfeitigfeit 
gegründet das Abzugsrecht gegen fie außer Uebung gefommen, indem die 
Cabinetsordre vom 14. April 1822 den ſchon früher angewandten Grundſatz 
allgemein feftftellte, daß binfort das jus detractus nur im Wege ver Re- 
torfion zur Anwendung gebradıt werden follte. Als practiſches Refultat 
ftellt fich heraus, daß das Abzugsrecht den außerdeutichen Staaten gegenüber 
nur gegen Ungarn und Siebenbürgen bei Nichtmilitaire und gegen bie 
italienifchen Staaten Maffa, Carrara und San Marino überhaupt zur 
Anwendung fommt ?), 


2. 3oll- und Sjandelsverträge. 


Als nad glücklich beendigtem Kriege das Abgabenwefen neu geregelt 
werben follte, trat vie Notbwendigfeit einer Umgeſtaltung und Neubildung 
des älteren indireften Steuerſyſtems Far vor die Augen. Trotz aller Schwie: 
rigfeiten, die in den tbatfächlichen Verhältniſſen lagen, theils an fih in ver 
Natur der Sache begründet find, erfchien gleichwohl bereit3 unterm 26. Mai 
1818 das Geſetz über ven Zoll und die Verbrauchsſteuern von ausländifchen 
Waaren und über den Verkehr zwifchen den Provinzen des Staates ’). Es 
bob vie Binnenzölle auf, erfannte die Handelsfreibeit ala Prineip an, firirte 
das Marimum der zur Confumtion aus dem Auslande eingehenden Manu— 
faftur- und Fabrifwaaren auf zehn Procent des MWertbes und fette dabei 
die Erhebung ver Gefälle nach Gewicht, Maß und Stüdzahl feft. Obgleich 
das hierin adoptirte Syftem als ein liberales bezeichnet werden fann, fo 
führte doch einestheils Die Strenge feiner Anwendung, anderntheils die 
räumliche Yage des Reichs zu vielen Beichwerniffen 9. Ein Blid auf die 
Karte lehrt, daß ſowohl die Theilung des Geſammtgebietes des Staates in 
zwei getrennte Dauptmaffen, eine weftliche und. eine öftliche, als auch die 


feit ber Tag bes wirklichen Abzugs entfcheide. Protofolle der d. B. B. XIX. ©. 107. von 
Mever, Staatdacten f. Gefchichte und öffentliches Mecht des d. B. IL, 318. 

1) Das dronologifhe Regiſter weift diefe Verträge näber nad. 

2) Die näbern Nachweiſe bei Simon, Staaterebt II. ©. 601. 

3) Höchſt intereffante Nachrichten über das Zuftandefommen dieſes Geſetzes überlie- 
fert Dieterici, der Vollswohlſtand im Preußifchen Staate. In Vergleihungen aus ben 
Jahren 1806 und von 1828 bis 1832, fo wie aus ber neueſten Zeit, nad ftatiftifchen Er- 
mittelungen und dem Gange der Geſetzgebung aus amtlichen Quellen. Berlin, 1846, ©. 61 ff. 

4) Dönniges, in der meiter unten angeführten Schrift ©. 114: Als das preu- 
ßiſche Zollſyſtem 1818 in’s Leben trat, erfchien es den Nachbarn und befonders den für- 
mweitlihen Staaten, wie ein Probibitivfpftem, meil es eine firengere Grenzbewachung mit 
ſich brachte. Niemand bedachte, daß darin gerade ein Uebergang aus bem alten Berbot- 
ſpſteme in das einer gemäßigten Handelefreiheit lag. 
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Unregelmäßigfeit der Grenzen ven zu bewachenden Grenzlinien eine unver- 
hältnißmäßig große Ausdehnung geben mußten, abgefehen davon, daß 
preußifche Landestheile von fremden Stantögebieten und hinwiederum fremp- 
herrliche Befigungen vom dieffeitigen Territorium eingefchloffen waren. Und 
felbft als in ven Jahren 1819 bis 1829 mehrere Fleinere deutiche Gebiete 
und Gebietötheile ), oft nach ſchwerem Entſchluſſe 9, dem preußifchen Zol- 
ſyſteme ſich angefchloffen hatten, blieben immer noc die preußifchen Staaten 
in einen öftlihen und weftlichen Zollverband getheilt. Erft dur den Ver— 
trag mit Kurbeffen vom 25. Auguft 1831, welchem bereits das Großher— 
herzogthum Heffen — Vertrag vom 14. Febr. /28, Febr. 8. März 1828. G. S. 28. 50. 
— voraufgegangen war, wurde die Verbindung des ganzen Staates zu Einem 
Zollſyſteme möglid. 


Der deutfhe Zoll- und Handelsverein. 


Der preußifch-beffifche Zollverein beftand in ven Jahren 1832 und 1833. 
Durd den Vertrag vom 22. März 1833 traten Baiern und Würtemberg, 
die früher bereits unter ſich Zollvereinigungen getroffen hatten, bemfelben 
bei, ebenfo au das Königreih Sachſen. Gleichzeitig bildete fih aus den 
preußifchen Kreifen Erfurt, Scyleufingen und Ziegenrüdf und aus den Staate- 
gebieten beziehungsweiſe Gebietstheilen von Kurheſſen, S. Weimar-Eifenadh, 
S. Meiningen, ©. Altenburg-Gotha, den beiden Schwarzburg und ben 
reußifchen Staaten der Thüringifche Zoll und Handelsverein, welcher als 
Mitglied dem arößern Zollvereine beitrat, ver ſich im Gegenfake davon 
Gefammtzollverein nannte. Gewiß mit Recht führt er ven Namen des 
deutfchen Zoll: und Handelsvereins ), nachdem auch Baden, Naffau, Frank— 


1) Zuerſt Schloß ſich Schwarzburg-Sondersbaufen mit der f. g. Unterberrfchaft durch 
ben Vertrag vom 25. October 1819 bem preußifchen Zollipfteme an. Es folgten Schwarzb. 
Rudolfiadt (1822), ©. Weimar (1823), Anbalt- Bernburg (1826), Lippe (1826) u. f. w. 
mit einzelnen Sebietstheilen, nur Anhalt: Defiau und Köthen traten 1828 ganz bei. 

2) NPublifationspatent des Herzogs von Anbalt- Dean vom 30. Auguft 1828. — 
Mit Köthen entipann fi eine längere Differenz, die bei ber Bundesverfammlung anbän- 
gig gemacht wurde. Sie gebt burd die Bände X., XI. und XII. der Protofolle: weiteres 
Material in der Schrift von v. Wangenheim, das Dreifönigebündniß vom 26. Mai 1849 
und bie Radowitzſche Politif u. f. wm. Stuttgart 1851. S. 126 ff. — Angeregt wurbe bei 
ber Bundreverfammlung die Herftellung bes freien Handels und Verfehrse in Deutfchlanp, 
vergl. 3. B. den freilich fehr vorläufigen Commiffionsbericht Bb. X. ©. 112, der Protofolle. 
Beſchlüſſe darüber find befanntlich nicht zu Stande gefommen. 

3) Mäber meilen bie Detaild der Verhandlung und der Ausführung nad die unter 
Aufficht des Eentral- Büreau’d des Zollvereins nach amtliden Schriftſtücken abgebrudten 
„Verträge und Verhandlungen aus dem Zeitraume von 18?3—1836 über die Bildung und 
Ausführung des deutfchen Zol- und Handelsvereins 2 Bde. Berlin 1845. Fol.“ 

4) Aus der zahlreichen Literatur über den Zollverein beben wir hervor: Ueber ben 
beutfchen Zollverein nad deſſen finanziellen Ergebniffen für die Jahre 1834— 1839. Der 
beutiche Zollverein während der Jahre 1834— 1845. Berlin 1846, Kurz, aber inhaltereic. 
Bomwring, Bericht über ben beuifchen Zollverband an Ford Biscount Palmerfton. Ber- 
lin 1840. Friedrich Lift, gefammelte Schriften, herausgegeben von Ludwig Häuffer 
I. ©. 369, — Nebenius, der deutſche Zollverein, fein Spftem und feine Zufunft. 
Earlörube 1835. Die Aufgabe der Hanfeftädte gegenüber dem deutfhen Zollverein. Ham- 
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furt, Heffen-Homburg, Lippe, Waldeck, Braunfhweig, Luremburg ihm bei- 
getreten find’). 


Mitgliedfhaft des Soll- und Handelsvereins. 


Die Mitglieder des Zoll und Handelsvereind zerfallen in zwei Klaffen, 
einmal in ſolche, welche unmittelbare Glieder des Geſammtvereins find, 
als Preußen, Baiern, Sadhfen, Württemberg, Baden, Kurheſſen, Groß— 
berzogtbum Heffen, ver Thüringifche Zoll- und Hanvelsverein, Braunſchweig, 
Naffau und die freie Stadt Franffurt —, ſodann in diejenigen, weldye 
zunäcft dem Zollfufteme eines der unmittelbaren Glieder des Zollvereind 
fid) angefchloffen baben und von dieſem im Gefammtvereine mit vertreten 
werden. In diefe Klaſſe gehören Luremburg, die medlenburgifchen Enflaven, 
das oldenburgiſche Fürſtenthum Birkenfeld, die anhaltinifchen Herzogtbümer, 
Waldeck und Pormont, Kippe, das landgräflich beffifche Amt Homburg und 
Dberamt Meifenheim, Hobenzollfern-Hechingen und Sigmaringen und einige 
bannöverfhe Enflaven d. 


Spflem. Allgemeine Grundſähe. 


Die allgemeinen Grundfäge des deutichen Zoll- und Handelsvereines 
find: die Freibeit des Verkehrs zwifchen ven verbündeten Staatögebieten ), 
fie bilden einen Binnenbezirf, die Annahme eines gemeinfamen Zollfyftems 
und Die Theilung der reinen Zollerträge *) nah dem Mafftabe der Bevöl— 


burg 1847; ebaleich nicht gerade freundnachbarlich, doch fehr beachtenswerth. Dönnines, 
das Spftem des freien Handels und der Schupzölle mit vorzüglicher Rüdficht auf ben beut- 
fben Zollverein. Berlin 1847. Bülow-Cummerom, der Zollverein, fein Syſtem und 
deffen Gegner. Berlin 1844. Das Vereinsblatt. Das Handelsartiv, 

!) Durd den Vertrag mit Baiern, Sachſen, Würtemberg, Baden, Aurbeffen, Heffen- 
Darmſtadt, dem Thüringifchen Zoll» und Handelsvereine, Nafau und frankfurt vom 8, Mai 
1841 ift die Dauer des Zoll- und Handelsvereind bis zum legten December 1853 feftae- 
fegt. Später find noch beigetreten Braunſchweig und Luremburg. 

2) Hobenzollern-Hecdingen und Sigmaringen baben fib an Mürtemberg, Homburg 
an Heffen-Darmitabt, die übrigen an Preußen angefchloffen. Außerdem find einzelne enfla- 
virte Gebietätheile von Pereinsftaaten dem umſchließenden Staatsgebiete zugelegt, 3. B. das 
S. Weimarſche Amt Oſtheim Baiern, bie baierfche Enflave Kauledorf dem Thüringiſchen 
Berein u. f. w. — Um bier das öftere Eitiren zu vermeiden, find in der zweiten Abthei- 
lung unter der Rubrif „Zollserein® die auf ihn bezüglichen Verträge zufammergefteflt. 

3) Dies it die Regel; von ben Ausgleihungsabgaben wegen verfchiedener Beftene- 
rung ber innern Erzeugniffe weiter unten. Ausnahmen find die privilegirten und die mo- 
nepolifirten Artifel, Sal, Spielfarten, wie Kalender und natürlich auch Stempelpapier. 

4%) D. h. der Eingangsabgaben nad Abzug der Erhebungs- und Bewadhungsfoften 
an den gegen bas Ausland belegenen Grenzen: bie Koſten für die innern Steuerämter 
und Padhöfe fallen dem betreffenden Staate zur Pal. Der Ertrag ber Aus- und Durd- 
gangsabgaben bei den Hebeftellen der öftlichen Provinzen Preußens wird zwiſchen Preußen, 
Sachſen und dem Thüringiſchen Vereine vertbeilt, der Ertrag bei den übrigen Hebeftellen 
fällt an die übrigen Bereinstbeile. — Die Zahl der Beamten an ber Grenze mwirb vom 
Bereine beftimmt; für fie find die Gehaltsfäge, die dem Einzelſtaate vergütet werden, firirt. 
Ein Ober- Infpector erbält 1100 Thlr. und 330 Thlr. Eauipagengelder, ein Auffeber zu 
Pferd 270 Thlr. und 120 Thlr. fürs Pferd, ein Auffeber zu Fuß 140 Thlr. Die Zahl 
der Bemahungsmannichaften fteigt von vier bis funfzehn Mann für die Meile Grenzlinie. 
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ferung). Das gemeinfame Zollſyſtem ift begründet durd das Zollgeſetz, 
die Zollordnung) und den Zolltarif). Veränderungen darin find nur 
unter Zuftimmung fämmtlicher Contrabenten zuläffig. 

Die Vollziehung der gemeinfchaftlichen Gefeggebung fteht jedem Staate 
in feinem Gebiete zu: er ernennt die Beamten für die Zollerbebung ) und 
Auffiht und bildet zur Leitung des Dienftes eine oder mehrere Zolldirec- 
tionen, zu welden aber jeder der andern Bereinsftaaten Beamte abſenden 
fann, um von den Gefchäften Kenntniß zu nehmen. Ebenſo ftebt den 
Staatöregierungen gegenfeitig die Befugniß zu, den Hauptzollämtern an ven 
Grenzen der Bereinsländer Controleure beizuorbnen ?). 


Befondere Seſtimmungen. 


Da nicht in allen Staaten eine gleiche Befteuerung der im Innern 
produrirten Bereinsgegenftände, namentlich des Biere, Branntweins, Tabade 
und Weines Statt findet, fo wird ſolche zwar erftrebt werden; bis dahin 
aber, wo fie erreicht ift, werden bei dem Uebergange folder Producte aus 
einem Bereinslande in das andre Ergänzungs- oder Ausgleihungsabgaben 
erhoben, welche jedoch die Differenz der etwa in beiden Staaten beftebenden 
Steuern nicht überfteigen dürfen. Diefe Ausgleichungsabgaben find von 
der Gemeinfchaft ausgeichloffen, ebenfo Waſſer- und Wegezölle und andere 
Abgaben für die Benugung von Communicationsmitteln und Einrichtungen 
zur Erleichterung des Verkehrs. Doc follen Wegegelver nur in dem Um— 
fange beibehalten oder neu eingeführt werden, daß fie die Herftellungs- und 


1) Zu biefem Bebufe finden je alle drei Jahre vom 9. 1834 an im Monate De- 
cember Vollszählungen in allen Bereinsftaaten nach gleichen Grundfägen ftatt. Die Re- 
fultate fommen für die folgende dreijährige Periode bei Vertbeilung der Einfünfte zur An- 
wendung. Für die Stadt Frankfurt ift hierbei eine für fie günftige Abweichung getroffen. 
Urt. 7. des Vertrags vom 8. Mai 1841. 

2) Zollgefeg und Zollerdnung publicirt durd Verordnung vom 23. Januar 1838, 
beide beruhen auf Vereinbarung mit den Zollvereinsftaaten; dagegen ift das Geſeßz wegen 
Unterfuhung und Beftrafung der ZJollvergeben vom 23. Januar 1835 ein in gewöhnlicher 
Weiſe entftandenes Landesgeſetz. 

3) Der Zolltarif wird auf je drei Jahre feſtgeſetzt; der jüngſte iſt für die Jahre 1846, 
1847, 1848 durch bie Cabinetsordre vom 10. Oktober 1845 publicirt worden. Da bie Zeit- 
verhältniffe feine Revifion binderten, fo ift er durch den Erlaf vom 8. November 1848 
(G. ©. 48. 351.) bis auf Weiteres für gültig erflärt. Es baben biefes Jabr Zollconferen- 
zen fattgefunden und ſteht ein revidirter Zolltarif in Ausfichtz ich laſſe gleichwohl den zeit- 
berigen Zolltarif in der zweiten Abtbeilung folgen, weil er zur Zeit noch gültig und auch 
nah dem Erfcheinen eines neuen nicht ohne Intereſſe if. 

4) Für die Dienfttreue der Beamten und die Sicherheit der Kaffenlocale baftet ber 
Staat, der fie anftellt oder einzurichten bat, 

5) Um die Gefchäfte nicht unnötbig zu verzögern, ift man übereingefommen, daß bei 
feiner Zollbireetion mehr als rin Abgeordneter feinen bleibenden Aufentbalt nebmen fol; 
über die Bertbeilung diefer Bevollmächtigten finden unter den Regierungen befondere Ber- 
ſtändigungen je alle drei Jahre ftatt. Gehalt und Koften eines folhen Abgeorbneten trägt 
bie ihn jenbende Negierung. 
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Unterhaltungsfoften decken. Als böchfter zuläffiger Sag gilt bierbei der 
preußijche Chauffeegeldtarif vom Jahre 1828). 

Die Aufhebung oder Verminderung der Schiffahrtsabgaben foll eritrebt 
werden, in Betreff ihrer aber find alle Gewerbtreibenden ver Vereingftaaten 
gleich zu behandeln: eine Erhöhung ver zur Zeit beſtehenden Erhebungsfäge 
foll nicht mehr eintreten. 


. Sortfehung. 


Die verbündeten Staaten verfprechen, gegenfeitig dahin zu wirfen, daß 
dur Annahme gleichförmiger Grunpfäge die Gewerbfamfeit befördert und 
der Defugniß der Unterthanen des einen Staates, in dem andern Arbeit zu 
ſuchen, möglichſt freier Spielraum gegeben werde. Bereinsländifche Handel 
und Gewerbe treibende Unterthanen unterliegen feinen andern Abgaben, 
melde nicht auch von den eigenen Staatsangebörigen zu entrichten find. 
Insbeſondere follen Fabrifanten und Gemwerbtreibende, welde Anfäufe von 
Fabrifationgftoffen machen oder aber Neifende, welche nur Beftellungen 
ſuchen, infofern fie in dem Vereinsſtaate, wo fie ihren Wohnfig haben ‚zu 
diefem Gewerbebetriebe berechtigt find, hierzu in dem gefammten Vereing- 
gebiete befugt fein, ohne dafür weitere Abgaben zu entrichten. Bei dem 
Beſuche der Märkte und Meffen werben vereinslänpifche Unterthanen wie 
pie eigenen behandelt. 

leberhaupt foll die Förderung des Verkehrs im Innern durch gemein- 
fame Ordnung des Münz-, Maß- und Gewichtsweſens und fonftige Er: 
leichterungsmittel des Handels, nach Außen hin aber durch den Abſchluß 
von Handelöverträgen erftrebt werden d). 


Ausführung. 


Nach beiden Richtungen hin ift feit vem Jahre 1833 Bedeutendes ge- 
leiftet werden. Außer dem BZollgefege, ver Zollorbnung, dem Zolltarife und 
dem Zolfcartel?) find feitvem zu Stande gefommen: die Uebereinfunft wegen 
der gleichmäßigen Befteuerung des Runfelrübenzuders®), die Annabme eines 
allgemeinen Zollgewichte 9), die allgemeine Münzconvention nebft Münz- 


)®. ©. 238. 6. Ein Silbergroſchen pro Meile und Pferd bei Perfonenfubrwerfen, 
geringere Sätze beim Laſtfuhrwerk. 

2) Auch find die Conſuln der einzelnen Vereinsſtaaten, namentlich die preußiſchen 
angemwiefen, ſich der vereinslänbifchen Untertbanen im Auslande überhaupt anzunehmen. 

3) Zoll-Eartel vom 11. Mai 1833 zunäcft zwiſchen Preußen, Kurbefien, dem Groß— 
berzogtbum Heffen, Baiern, Würtemberg und Sachſen einerfeite und dem Thüringiſchen Zoll- 
und Hanbelsvereine andrerfeits geſchloſſen; die mit Preußen zu einem Zollſyſteme verbunde- 
nen Staaten traten bemfelben beſonders bei. Minifterialbef. vom 11. Juli 1834. G. ©. 34. 90. 

) Die erſte Uebereinfunft iR vom 8. Mai 1841, das jüngfte hierauf bezügliche preu- 
Bilde Befep vom 11. März 1850, G. ©. 50. ı98, Die intereffanten Motive ju dem Ent- 
wurfe biefes Geſetzes befinden fih im den jtenograpbifchen Berichten der Verhandlungen der 
zweiten Kammer 1849-1850 ©. 2100, 

®) Verordnung, bie Einführung des Zollgewichts betreffend vom 31. October 1839. 
G. ©. 39. 325. Der Zollgentner hat 100 Zollpfund, das Zollpfund 30 Loth, ein Zoll- 
zentner = 106 Pfund 28,1081404 Loth preußifh. Nach diefem Gewichtsſatze erfolgt die 
Berechnung der Ein-, Aus- und Durchgangszölle. 
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cartel '), die Webereinfunft wegen Ertheilung von Erfindungspatenten und 
Privilegien 9. 

Handels: und Schiffahrtsverträge find mit den Niederlanden, ver Türkei, 
Sroßbritanien, Portugal, Belgien, Sardinien, Sicilien, Verträge wegen 
gegenfeitiger Verfehrserleichterungen mit dem Steuervereine — Hannover 
und Oldenburg“) —, mit demfelben ) fowie mit Belgien zur Unterbrüdung 
des Schleihbandels abgefchloffen worden); der erft genannten wird weiter 
unten näher zu gevenfen fein, 


Gleichheit der innern indirerien Steuern. 


Eine engere Verbindung in dem großen veutfchen Zollvereine bilvet 
der Thüringifche Zoll- und Hanvelsverein, der fi dur den Vertrag vom 
10. Mai 1833 conftituirte und dem deutſchen Gefammtzollvereine unterm 
11. Mai veffelben Jahres beitrat®). Für die Ein-, Aus: und Durchgangs— 


) Allgemeine Münzfonvention der zum Zoll- und Handelsverein verbundenen Staa- 
ten vom 30. Juli 1838 läßt einen doppelten Münzfuß au: ben Rierzebntbalerfuß, 1 Thaler 
— Ms Dark fein Silber — 1% Gulden, und den 24% Buldenfuß, wobei die Marf feinen 
Eilbers zu 24% Gulden ausgebradt wird, 1 Gulden — #7 Thaler. Das f. g. Remedium, 
Schlagſchatz beim Prägen ift ausgeſchloſſen. Als Bereinsmünge werden die Zweithaler- oder 
Dreieinhalbguldenftüde ausgeprägt, wovon bis 1842 mindeftene zwei Millionen Stüch in 
Umlauf gefept fein follten. Die Ausführungsverorbnung bierzu für Preußen ift die Cabi- 
netsorbre vom 5. März 1839. ©. ©. 39., a. Durch das Münzcartel vom 21. Octo- 
ber 1845, publicirt dur die Kabinetsorbre vom 26. September 1846 ift ber Unterſchied 
bei Berbrechen und Vergeben gegen bas biesfeitige oder ein audwärtiges Münzregal in 
Betreff des vereinsländifchen Geldes und Parpieres aufgehoben. — Berübrt wurbe dag 
beutfhe Münzwelen auf dem Miener Congreffe, Klüberse Acten II. 194. und 1821 in 
ber beutfchen Bundesverfammlung. Vergl. den ſehr charakteriftifchen Beichluß in den Pro- 
tofollen XII. 26. 

2) Schon die Zollvereinigungsverträge — 3. B. Vertrag vom 22. März 1833 Art. 
7. c. — fliegen vom freien Verkehre diejenigen Gegenſtände aus, welche obne Eingriff in 
die von einem Staate ertbeilten Erfindungspatente oder Privilegien nit nadgemadt ober 
eingeführt werben können und baber für die Dauer der Patente oder Privilegien von ber 
Einfuhr in ben Staat, welcher diefelben ertbeilt bat, noch auegeſchloſſen werben müjlen. 
In diefer Beftimmung lag der natürliche Heim zu einer Berftändigung über die bei Fribei- 
lung son Erfindungspatenten und Privilegien zu befolgenden Grundbfäge. Sie erfolgte un- 
term 21. Eeptember 1842, publicirt durch die minifterielle Befanntmahung vom 29. Juni 
1843, wodurch einerfeits den ertbeilten Patenten ein gegenfeitiger Schutz gewährt, dagegen 
auch ber Ertheilung verfelben beftimmte Grenzen gezogen werben. 

3) Vertrag vom 16. October 1845 — frübere Verträge vom 1. November 1837 und 
17. December 1841 — nebit ſechs Beilagen. Hierdurch ift einmal eine Purififation ber 
beiderfeitigen Srenzlinien durch gegenſeitige Zulegung von Yandestheilen zu dem Zoll- oder 
Steuervereine, je nach der räumlichen Lage, erfolgt; ſodann bat man fih zur gemeinfamen 
Unterbrüdung des Schleihbandeld verbündet; enblich find dem Steuervereine gegenüber 
gewiffe Modificationen des Zollvereindtarifs nachgelaſſen worden. 

4) Beilage I. des Vertrags vom 16 October 1845. 

5) Vertrag vom 26. Juni 1846; die Dauer feine: Gültigkeit richtet fih nad dem 
Fortbeiteben des Handels- und Schiffabrtsvertrags vom 1. September 1844. 

6) Er beſteht aus den preußifchen Kreiſen Erfurt, Schleufingen und Ziegenrüd, ber 
baierfchen Enclave Kaulsdorf, dem kurheſſiſchen Kreiſe Schmalkalden, ©. Weimar aus- 
fhließlich der Nemter Oſtheim, Allſtedt und Oldisleben, den fächfifhen Herzogthümern aus— 
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zölle gelten natürlich diefelben Grundfäge, welche bei dem Gefammtvereine 
in Anwendung fommen; außerdem aber ift eine gleiche Befteuerung ber 
Branntweingfabrifation, des Tabads- und Weinbaues durch Annahme ver 
in Preußen gefeslichen Steuern in fämmtlichen Gebietstbeilen des Vereins 
herbeigeführt worden, und. follen auch die Abgaben von ver Bereitung 
des Bieres nicht unter den Betrag der hiervon in Preußen zu entrichtenden 
Steuer herabgefegt werben.- Die Verwaltung erfolgt unter der Conirole 
eines General-Infpeetors: der Reinertrag der gemeinfchaftlich zu erhebenden 
Abgaben wird nad der Seelenzahl getheilt. Auf gleichen Grundfägen in 
Betreff der innern Befteuerung beruhen die Verträge Preußens und des 
Thüringifchen Vereins mit dem Königreihe Sachſen ), wodurch zwifchen 
den drei Gebieten eine Gemeinfcaftlichfeit der Abgaben eingetreten ift, 
melde von den aus einem andern Zollvereingftaate eingehenden Tabade- 
blättern und Kabrifaten, Traubenmoften, Weinen oder Bieren erhoben werden; 
ebenfo find die Einnahmen aus der Befteuerung der Branntweinbrennes 
reien und aus ber Webergangsfteuer für ven aus andern Bereinsftaaten 
eingebrachten Branntwein zwifchen den verbündeten Staaten gemeinſchaftlich?). 

Diejenigen Mitglieder des Zolle und Handelsvereins, welche vemfelben 
zunächft durch den unmittelbaren Anfchluß an Preußen (f. o. 57.) beige: 
treten find), fo wie Braunfchweig‘), haben auch das preußifche indirecte 
Steuerfpftem im Innern des Stantegebietes adoptirt und ift dadurch mit 
ihnen, Braunfhweig und Luremburg ausgenommen, eine mehr over we- 
niger ausgedehnte Gemeinfchaftlichfeit der hieraus originirenden Einnahmen 
eingetreten ®). 


ſchließlich der gothaiſchen Aemter Königsberg und Rolfenrode, den beiden ſchwarzburgiſchen 
Oberberrfchaften, ben Befipungen der Fürſten Neuß, mit circa einer Million Einwohnern. 

1) Verträge vom 11. Mai 1833, vom 8. Mai 1841. 

2) Ueber das Salz find in allen diefen Verträgen befondere Beftimmungen verabre- 
dei worben: entweder iſt ein befchränfter Verkehr, oder aber bie Gleichftelung der Salz- 
preife ftipulirt worben. 

3) Bereits vor der Bildung des Zellvereing hatten fih mehrere Regierungen mit 
einzelnen encavirten Pandestheilen an Preußen wegen der an ben äußern Grenzen zu er- 
bebenden Zoll- und Verbraucsfteuern angefchloffen; dabei blieb entweder eine Uebergangs— 
fteuer befleben, oder aber es wurde für die fraglichen Artifel die gleichmäßige Belteuerung 
ftipulirt. Verträge vom 25. Ditober 1819 bis 10. October 1823; dur den Vertrag mit 
Lippe» Detmold wegen Lipperode, Cappel und Gravenhagen vom 917. Juni 1826 wurbe 
zuerft eine Gemeinfchaftlichfeit der Maiſch- und Braumalzfteuer zwiſchen dieſen Gebiets— 
theilen unt der Provinz Meftphalen eingeführt: das Netto - Einfommen wurde nad der 
Seelenzahl vertheilt. Hieraus originirt wahrfcheinlih der Jrrtbum bei Cuſſy V. 225., mel- 
her Lippe (1826) den erften Anfchiuß an das preuß. Zollfpftem zufhreibt, während folder 
bereits 1819 feitens Echwarzburg-Rubolftabts erfolgt war. 

4) Vertrag vom 19. October 18413 dur Verträge diefee Inhalts werden gegenfeitig 
die Täftigen Uebergangsfteuern befeitigt. 

5) In Waldeck erreicht z. ®. die Branntweinfteuer nur bie Hälfte des biesfeitigen Satzes. 
— Preußifhe Gebietstheile find dur ben Vertrag vom 19. October 1841 dem braun- 
fhweigfhen Steuerfofteme unterworfen worden und findet in Betreff ihrer eine Gemein- 
Ihaftlichfeit der Einfünfte an Zollgefällen, an Branntwein-, Braumalzj- und Tabadsfteuer 
nah dem PVerbältniffe der Bevölkerung zwifchen beiden Regierungen ftatt. 
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Staliftifhe Kefultate. 

Der deutſche Zoll- und Handelsverein umfaßt jest die Königreiche 
Preußen, Sachſen, Baiern, Würtemberg, das Churfürftenthum Heilen, die 
Großherzogthümer Baden, Heffen, Sachſen-Weimar, Luremburg, die Herzog- 
tbümer Braunſchweig, Sacfen-Meiningen, Altenburg und Coburg-Gotba, 
Anhalt⸗Deſſau, Cöthen und Bernburg, Naffau, die Fürftenthümer Schwarz» 
burg-Rudolftadt und Sonvershaufen, Lippe, Waldeck, Neuß, Birfenfeld 
(Oldenburg), Landgrafſchaft Heſſen, die freie Stadt Franffurt und mehrere 
bannöverfche und medlenburg-fchweriniche Lanvdestheile mit ohnaefähr 30 
Millionen Einwohnern. Im Jahre 1834 betrug die Brutto - Einnahme 
14,515,722 Thaler, die Ausgabe für gemeinfchaftliche Rechnung 2,336,961 Tha- 
ler’), fo daß zur Vertheilung famen 12,178,761 Thaler, was auf ven Kopf 
der Bevölkerung 15 Sar. 6,74 Pfg. betrug und wovon Preußen 7,101,727 Tha— 
ler erhielt, während es zur Bruttoeinnahme 10,312,796 Thaler, zu dem 
zur Bertheilung fommenden Leberichuffe aber 8,990,582 Thaler ablieferte. 
Im Jahre 1845 war die Bruttoeinnahme 27,422,535 Thaler, die gemein- 
Ihaftlich zu tragenden Ausgaben betrugen 2,299,423 Thaler, zur Verthei— 
lung famen 24,910,545 Thaler und außerdem erbielt Branffurt 212,567 Tha— 
ler im Voraus und betrug der Ueberſchuß pro Kopf der Bevölferung 
26 Sgr. 3,4 Pfg., Preußen erbielt auf feinen Antheil 13,865,974 Thaler, 
während es zur Bruttoeinnahme 18,972,842, zur VBertheilungsmaffe 
17,808,668 Thaler abführte?). 


Schlufbemerkung. 


Obgleich das fisfalifche Intereffe, die Erhebung und Sicherung der 
Zölle ein fehr wejentliches ift und feine durch den Zollverein erfolgte För— 
derung gewiß nicht wenig zu dem guten Rufe deffelben beigetragen bat, fo 
mögen wir es doch nicht in den Vordergrund ftellen und haben vaber den 
Zollverein nicht unter einer Rubrif von Berträgen zur Vermehrung der 
Staatdeinnahmen, zur Förderung der Staatsfinangen aufgeführt. Die Der- 
ftellung eines freien Verkehrs mit feinen belebenden Folgen für die In— 
duftrie durch vermehrten Abfat wie auch durch die gefteigerte Concurrenz ), die 


1) Nach dem Hinzutritte von Naſſau und Frankfurt betrug die Zollgrenze 1,068,4 Mei- 
Ien, wovon 775 Meilen auf Preußen famen. Zum Schutze und zur Erhebung der Gefälle 
waren angejtellt: 86 Ober- Infpertoren, 83 Hauptzellamts-Rendanten, 83 Controleure, 189 
Alfiftenten bei den Hauptzollämtern, 161 Nebenzoll-Einnebmer eriter Klaſſe, 90 Aſſiſtenten 
dabei, 218 Amtsdiener bei Haupt- und Nebenämtern, 293 Obergrenz- Controleure, 646 
Grenzaufſeher zu Pferde, 4030 Ghrenzaufieber zu Fuß. Auf Preußen kamen 50 Ober-In- 
fpertoren, 49 Hauptzollämter. Zollvereinsverbandlungen I. 422. 426. Bor Bildung des 
Zollvereing hatte Preußen allein eine Zollgrenze von 1073 Meilen zu bewaden. 

2) Diefe Notizen find aus der oben angeführten Schrift eines dur Mort und That 
bewährten Pflegerö des Zollverein „der beutfche Zollverein während ber Jahre 1834 bis 
1845 entnommen. Im PVereinsblatte und dem Handelsarchiv findet man weitere Nab- 
richten. 

3) Den fcheinbaren Widerſpruch, den man vielleicht in dem Nebeneinanderftellen bes 
Abfapes und der Concurrenz bier finden Fönnte, möchte ich menigitens burd zwei Worte 
löfen: der Nbfap fördert bie Induſtrie materiell, die Concurrenz geiftig. 
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Befchränfung des die Moralität tief untergrabenden Scleichhandels und 
Scmugglergewerbes, der erfolgreiche Verſuch auf dem Gebiete der Prarig, 
die Verſchiedenheit der materiellen Intereffen, die einer commerciellen wie 
politifchen Einheit Deutichlands entgegenfteben, zu befeitigen ), fallen unferer 
Anficht nad ſchwerer in die Wagfchale als die finanziellen Vortheile des 
Zollvereind, obgleich auch diefe von hoher Bedeutung find. 

Von der fortfchreitenden Aufklärung läßt fih erwarten, daß fie ben 
gegen den Zollverein bier und da zu Tage gefommenen Unmuth, mag er 
aus Mifgunft oder Miftrauen entftanden fein, beichwichtigen und Regie— 
rende wie Negierte dazu führen wird, das nah manden Mühen erreichte 
Kleinod feftzubalten, welches competente, unbefangene Stimmen des Aus— 
landes als ein bewunderungswürbiges Werk bezeichnet haben ®). 


2. Gandels- und Schiffahrtisperträge. 


Die wefentlichen Beftimmungen ver befonders mit überfeeifchen Staaten 
gefchloffenen Handels- und Schiffahrtsyerträge betreffen folgende Punkte: 
1) Die Handelsrechte der Staatsangebörigen in den gegenfeitigen Gebieten, 
2) die Ausübung der Schiffahrt und die von ihr zu entrichtenden Abgaben, 
3) die Normirung der Waarenzölle, H die Feftitellung offener oder zweifel- 
bafter Fragen des Völkerrechtes. Die zulegt berührten Berhältniffe find 
bereitö oben (22 ff.) beſprochen worden, die übrigen follen bier aufgeführt 
werden; ihnen wird fich eine Ueberſicht der über einzelne Stromgebiete ge: 
troffenen Vereinbarungen anſchließen. Im Allgemeinen fei bier nur noch 
bemerft, daß man nad der Praris und dem diplomatischen Sprachgebraude 
in der Gewährung von PVortheilen bei Handel und Schiffahrt folgende 
Stufen annimmt: 1) vollftändige Gleichſtellung der beivderfeitigen Nationalen, 
2) Gleichftellung mit den am Meiften begünftigten Nationen, 3) überhaupt 
begünftigt (Cfavorise), im Gegenfage der nicht begüinftigten. 


1) Welche Bedeutung es hat, die Barrieren im Inlande zu befeitigen, darüber barf 
man auf preußifche Erfahrungen hinweiſen. Kritifche Jahrbücher 1847. ©. 759, Ber- 
wandte Folgen werben auch bier eintreten. 

2) Obgleich über ben beutfchen Zollverein manches Gute gefagt und gefchrieben wor- 
ben ift, fo fehlt doch noch eine zufammenhängende Würdigung beffelben nad den verfchie- 
denen Seiten bin. Denn neben den finanziellen und national» öfonomishen Beziehungen 
find auch die allgemein-politifchen wie handelspolitiſchen Rüdfihten in Erwägung zu zieben. 
Sehr ſchwach iſt der Artifel „Zollverein im Stantölericon. Intereffante Bemerfungen 
bei Hoffmann, bie Lehre von den Steuern (Berlin 1840) ©. 339 ff. 

3) Die Grundlage ber preußifhen Schiffahrtspolitik ift die Eabineisorbre vom 20, 
Juni 1822 wegen Begünftigung inländifcher Rhebereien: In Erwägung der ungünftigen 
Berhältniffe, in welchen fih das Gewerbe der inländifhen Rhederei feit mehreren Jahren 
befindet, und in Folge bes, auf den Grund mebrfeitiger Berathbung, Mir gehaltenen Bor- 
trages, daß bie ungünftigen Zeitumftände auf das gedachte Gewerbe um fo nachtbeiliger 
einwirfen, als die biefiger Seit ftets beobachteten Grundfäge einer mäßigen Abgaben-Be- 
legung fremder Schiffe bei der Benupung biefiger Häfen, und einer gleichen Beiteuerung 
der ein- und ausgehenden Waaren in fremden und inländiſchen Schiffen, in mehreren aus— 
ländiſchen Häfen, welde bie preußiihen Schiffe befuchen, nicht gleihmäßig zur Anwendung 
fommen: babe Ih beſchloſſen, jo lange jene ungünftigen, die Erhaltung dieſes wichtigen 
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Ueberſicht. 

Unter den zur Zeit beſtehenden Handels- und Schiffahrtsverträgen kann 
man drei Klaſſen unterſcheiden: 

J. Verträge, welche Preußen Namens des Zollvereins geſchloſſen hat ). 
Hierher gehören 1) der Handelsvertrag mit der ottomaniſchen Pforte vom 
10,22. Octbr. 1840), nur über die Gültigkeit des dazu gehörigen Tarifes, nicht 
über die Dauer des Vertrages felbft find Zeitbeftimmungen verabredet 9; 2) die 
Handels und Schiffahrts-Eonvention mit Großbritannien vom 2, März 1841 9; 
3) der Handels: und Schiffahrtövertrag mit Belgien v. 1. Septbr. 18449. Der- 


Zweiges der innern Gewerbfamfeit bebrobenden Berbältriffe befteben, dem gedachten Gr- 
werbe größere Begünftigungen, als bies biäber der Kal gewefen ift, zu bemilligen. Ich 
serorbne demnach: 1) Die Küſten-Frachtfahrt von einem preußifchen Hafen nad einem an- 
bern inländifchen Plage (cabotage) fell als ein ausſchließlich inländifches Gewerbe ange- 
feben und beren Betrieb nur inländifhen Seefchiffern erlaubt fein, bei Strafe der Konfiz- 
cation von Schiff und Gut, in fofern ein ausländifhber Seeſchiſſer dabei betroffen wird. 
Ausnahmen biervon können nur in dringenden Fällen von ben Provinzial-Bebörden und 
nur zum allgemeinen Beten geitattet werden. 2) Es foll eine Erböbung ber bieberigen 
Hafen- Abgaben von ausländiſchen beladen ein- und ausgehenden Schiffen in allen preußi- 
ſchen Häfen eintreten, diefelbe jedoch auf die Schiffe derjenigen Nationen feine Anwendung 
finden, A) mit welchen Preußen wegen Bebandlung ihrer Schiffe und deren Ladungen gleich 
den inländifchen ober den am meiften begünftigten Nationen in Traktaten ftebt, und zwar 
unter den darin feitgefepten Bebingungen; B) welche ihrer Seits aus anderer Veranlaffung 
die preußischen Schiffe und deren Ladungen gleich den inlänbifhen bebandeln. Mit diefer 
Beſchränkung foll die Erböbung nah folgenden Sägen ftattfinden: a) von eingehenden 
Schiffen 2 Thlr. Yer Laft von 4000 %.; b) von ausgehenden Schiffen 1 Thlr. Yır Laft 
von 4000 4.5; c) von Schiffen, die nur bis zum vierten Theil oder weniger ihrer Faftengröße 
belaben find, beziebungsweije der halbe Sag, alfo eingehend 1 Thlr. Yr Lat von 4000 ., 
ausgehend 15 Sur. Yer Laſt von 4000 4. Schiffe, die mit Ballaft beladen find, unterliegen 
diefer erböbeten Schiffsabgabe nicht. Der Ertrag biefer Abgabe foll nicht als eine erhöhete 
Einnahme» Quelle der Staatsfaffe angefeben, fondern zum Beten der Mbeberei, nah den 
von Ihnen, dem Hanbelsminifter, Mir beshalb zu machenden VBorfchlägen, verwendet wer. 
den. 3) Um dem Rhederei-Gewerbe auch zugleich, foweit dies Seitens des Staats möglich 
ift, eine reelle Nabrungsquelle darzubieten, foll der Transport berjenigen Waaren, welder 
für Rechnung des Staats ftattfindet, vorzugsmeife durch inländiſche Schiffe beforgt werben, 
weshalb Ih auf Meine befondere heute erlafjene Drbre Bezug nehme. Obige Belimmun- 
gen treten Hinfichts ber Anorbnungen zu 1. und 3. fogleih, Hinfihts des 2. Punkte aber, 
erft drei Monate nah Publication biefer Orbre in Kraft, welde durch die Geſetzſammlung 
zur öffentlihen Kenntniß zu bringen, und hiernach das Erforderliche zu verfügen iſt. Ber- 
lin, den 20. Juni 1822, ©. ©. 22. €. 177. — Hamburger Dentfdrift ©. 207. von 
Kampp Handels. und Schiffahrtsverträge ©. 281. 

1) Die Hanbels- und Schiffahrtsverträge des Zollvereins. Sefammelt und mit Rüd- 
fiht auf der Fremdländer Gefepgebung und gewerblide Verhältniſſe beleuchtet von K. N. 
v. Kampp, Königl. Preuß. Regierungsrathe und Bereinsbevollmäctigten. Braunſchweig 
1845. 406. ©. Auch die Hamburger Denffchrift enthält mandes hierher Gehörige. 

2) Derjelbe erneuert den Freundſchafts- und Handelsvertrag von 2. April] 22, Mär, 1761, 
und dehnt ihn auf die Zollvereinsftaaten aus. 

3) v. Kamptz a. a. O. ©. 13—99., irrtbümlih wird ber Vertrag v. 9. 1761 ins 
Jahr 1764 verfept; Hamburger Denkſchrift ©. 257. 

4 Die Sültigfeit erftredte fi zunachit bis zum 1. Januar 1842, — 1. Januar 1848, 
jept bis zum 1. Januar 1854, mit zwölfmonatliger Kündigung v. Kampp, ©. 100., 
Hamburger Denkſchr. 207 ff. 

5) v. Kamp S. 190-—233,, Hamb. Denffhr. S. 241— 256, 
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jelbe ift mar bis zum Ende des Jahres 1850 abgelaufen, doch ſchweben die Ver- 
banvlungen zum Zwede einer anderweiten Berftändigung); 4) der Handels- 
und Schiffahrtsvertrag mit Sardinien einfchließlich des Fürftentbums Monaco 
vom 23. Juni 1845°); zunächſt gültig bis zum 1. Januar 1852 und, wenn 
ſechs Monate vor dieſem Termine nicht gekündigt worden ift, weiter bie 
zum 1. Januar 1858; von bier an greift eine zwölfmonatliche Kündigungs— 
frift Pag; 5) Handels- und Schiffahrtsvertrag mit dem Königreiche beider 
Sicilien vom 27. Januar j2. Mat 1847?) gilt bis zum 1. Januar 1857, 
wenn nicht ſechs Monate vorher gefündigt, bis zum 1. Januar 1858, von 
da an tritt ein zwölfmonatlidhes Kündigungsrecht ein. 


Sortfehung. 


N. Berträge, welde Preußen zwar allein gefchloffen bat, wozu aber 
jedem Zollvereingftaate der Beitritt ausprüdlich offen gehalten iſt). Diefer 
Art find: 1) der Handels- und Schiffahrtevertrag mit Griechenland vom 
12. Auguſt / 31. Juli 1839, ratifieirt 5. December/gg, November deifelben Jahres, 
zunächſt gültig auf zehn Jahre, von da ab mit zwölfmonatlicher Kündt- 
gung‘). 2) Der Hanveld- und Sciffahrtsvertrag mit Portugal) vom 
20. Bebrwar/g, Juni 1844 bis zum 1. Januar 1854 verbindlih ”), von da an 
zwölfmonatliche Kündigung zuläffig ®). 


Sortfegung. 


IM. Berträge, melde fich allein auf Preußen beziehen, ale: 1) ver 
Handelövertrag mit Großbritannien”) vom 2. April 1824, zunächft auf zehn 
Jahre gefchloffen, von va ab mit zwölfmonatlicher Kündigungsbrefugniß; 
2) Vertrag mit Medlenburg- Schwerin wegen gegenfeitiger Aufhebung alles 
Unterfchiedes in der Behandlung der beiderfeitigen Schiffe und deren La— 
dungen in den Häfen vom 19. December 1826, vom 1. April 1827 auf 
adıt Jahre verbindlich, dann zmwölfmonatliche Kündigung zuläffig; 3) Handels— 
und Schiffahrtövertrag mit Schweden und Norwegen '®) vom 14. März 1827 
mit den gleichen Zeitbeftimmungen; 4) der Handels- und Schiffahrtövertrag 


1) Hanbelsardiv 1850. ©. 159,5 vorläufig ift derfelbe für die Dauer bes Jahres 1851 
verlängert. Hanbelsardiv 1851. I. ©. 27. 

2) Hamb. Denffhr. ©. 2360, 

3) Handelsarchiv 1847. II. 1. ftellt die Begünftigungen zufammen, welde der preit« 
hiſchen Flagge durch die theilmeife Gleichſtellung mit der nationalen im Königreiche beider 
Sicilien zu Theil geworden find. 

4) In den Namens bes Zollvereins gefchloffenen Verträgen pflegt ausbrüdlich be- 
flimmt zu fein, daß jeder deutfche Staat, welcher demfelben beitritt, auch als mitvertragender 
Theil des bezügliben Vertrags angefeben werden joll. 

5) v.Kamppa.a.d. S.134—161. Art.21. läßt ben Zollvereinsftaaten ben Beitritt offen. 

6) Der Bertrag bezieht fih auf Portugal, einfchließlih der Infeln Mabeira, Porto 
Santo und ber Azoren. 

7) Art. 19. läßt den übrigen Zollvereinsftanten gegen Reciprocität den Zutritt frei. 

8) v. Kamptz aa. O. ©. 162—189. 

9) Nur für die Häfen Großbritanniens unb Irland bat der Vertrag Gültigkeit. 

10) Einfchließlich der Infel St. Barthelemy. 
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mit ben vereinigten Staaten von Amerifa vom 1. Mai 1828 auf zwölf 
Jahre, nah Ablauf verfelben zwölfmonatliche Kündigung zuläſſig );3 5) der 
Handels- und Schiffabrtsvertrag mit den freien und Hanſeſtädten Lübed, 
Bremen und Hamburg vom 4. October 4528 bis zum 1. Januar 1540, 
von bier ab zwölfmonatliche Kündigungsbefugniß; 6) der Schiffahrtevertrag 
mit Oldenburg vom 26. Juli 1830 mit gleicher Stipulation über die Kün— 
digung; 7) die Erklärung vom 1. Mai 1831 mit Defterreih, und 8) die 
Befanntmadhung des Abkommens mit der päpftlichen Negierung vom 22, Sep— 
tember 1834 über die gegenfeitige gleiche Behandlung der Schiffe und ihrer 
Ladungen in den beiderfeitigen Häfen); 9 der Freundſchafts-, Schiffahrte- 
und Handelövertrag mit Merico vom 18. Februar 1831 auf zmölf Jahre 
gefchloffen, nad deren Ablauf beiden Theilen eine zwölfmonatliche Kün— 
digung freiftehtz 40) der Schiffahrtsvertrag mit den Niederlanden vom 
3, Juni 18379) zunächſt bis Ende 1841 gültig, dann von Jahr zu Jahr 
unter Zulaffung von fedsmonatlicher Kündigung ); 11) der Handelstractat 
mit Tänemarf vom 17. Juni 1818, erneuert durch die Convention vom 
26. Mai / 6. Juli 1846, aültig bis zum 1. Juli 1851, von da an von Jahr 
zu Jahr mit fehsmonatlidher Kündigungsbefugniß ’). 


Aufgehobene — ruhende Derträge. 


69 Von den in neuerer Zeit gefchloffenen Handels- und Schiffahrtsver— 
trägen find bereit wieder außer Kraft getreten: der Freundfchafte-, Schif- 
fahrts- und Handelsvertrag mit Brafilien vom 9. Juli 1827/21, April 1828 
und der Handelövertrag des Zollvereins mit den Niederlanden vom 
21. Januar /2, Aprit 1839, fo wie die damit im Zufammenhange ftehenten 
Verträge vom 31. December 1839 mit Hamburg und vom 6. Juli 1840 
mit Bremen. Eigenthümliche Berhältniffe beftehen mit Rußland und Defter- 
reich in Betreff ver vormals polnischen Landestheile. Durch vie beiden 
Verträge vom 3. Mai / 21. Aprit 1815 hatten ſich die drei Mächte verpflichtet, 
die neuen politifchen Begrenzungen ihrer volniſchen Befisungen fein Hin— 

1) Derfelbe beftätigt und erneuert ben Urt. XII. bes Vertrags von 1785 und bie 
Artifel XIII-XXIV. des Berliner Vertrags von 1799 mit Ausfchluß des legten Abjapes des 
Artifel XIX. 

2) Mit Defterreich ift nach zebnjährigem Beftande eine jährliche Kündigungsfrift ver- 
abredet, in dem Vertrage mit dem Kirchenſtaate findet fich feine Zeitbeffimmung vor. 

8) Der Vertrag begiebt ſich nur auf die europäiſchen Beſitzungen. 

4) Diefer Vertrag it feitend Preußens bergeftalt aufgelündigt worben, daß er vom 
1. Januar 1850 ab als nicht mehr zu Recht beftebend betrachtet wird. Um jedoch für bie 
Zeit bis zum Abſchluſſe eines anderweiten Vertrages mit den Niederlanden bie gegenfeitigen 
Verkehrsverhältniſſe nicht obne eine anerfannte Grundlage zu laffen, bat bie Staatsregierung 
mit der Kündigung bes Vertrages den von der Föniglich niederländifchen Negierung ange- 
nommenen Vorſchlag verbunden, den durch den Vertrag begründeten Rechtszuftand auch vom 
1. Januar 1850 ab bis auf Weiteres bergeftalt aufrecht zu erbalten, daß Aenderungen darin 
nur nach einer dem andern Theile ſechs Wochen vorber ertbeilten Benachrichtigung vorge- 
nommen werben bürfen. Schreiben des Handeldminifteriums vom 18. Auguft 1849, Han- 
delsarchiv 1849. I. ©. 199, 

5) An Betreff der Aarder- Anfeln, Islands, Grönlande und ber däniſchen Eolonien 
enihält der Vertrag befonbere Beftimmungen, 
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derniß des Verkehrs zwiſchen diefen früher zufammengehörigen Landestheilen 
fein zu lajjen. Zu dem Ende follten dem Grenzverfehre der ehemals pol- 
niſchen Untertbanen feinerlei Hemmungen in den Weg gelegt, der Tranfit 
nur mäßig belaftet und von der Schiffahrt nur ſolche Abgaben erhoben 
werden, melde die Erhaltung der Ströme in fchiffbarem Zuftande nöthig 
madyen würde. Außerdem verabreveten Preußen und Rußland, daß die 
gegenfeitigen Ein: und Ausgangszölle von Waaren in den altpolnifchen 
Provinzen zehn Procente des Werthes am Abfendungsorte nicht überfteigen 
follten. Der bierauf fich beziebende fernere Vertrag vom 197. December 
1818 (der ſ. g. acle addilionnel) wurde einfeitig von Rußland außer Kraft 
gefegt und der ſpätere Handels- und Schiffahrtövertrag vom 11. März / 27. Februar 
1325 war nur auf neun Jahre gefchloffen, nach deren Ablauf er nicht erneuert 
wurde. Nun follten zufolge Artikel 23 veffelben die Grundſätze des Ber- 
trags vom Jahre 1815 zur Anwendung fommen; allein diefer fcheint gleich 
dem auf Grund des Bertrages von 1815 mit Defterreich gefchloffenen 
Handeld- und Ehiffahrtövertrage vom 22. März 1817 zu ruhen). 


Handels- und Derkehrsfreiheit. 


In ven Handels- und Schiffahrtöverträgen wird gegenfeitig ausbrüd- 
li die Handels- und Verkehrsfreiheit der beiderfeitigen Staatsangehörigen 
anerfannt 9. Unter dem Handel wird in der Regel der Hanvel im Großen 
verftanden, vertragsmäßig ift auch die Zulaffung des örtlichen Kleinhandeld 
biöweilen ftipulirt 9. Zu diefem Zwede ift den Hanveltreibenden der uns 
befehwerte Aufenthalt im andern Lande geftattet 9) und wird ihren Perjonen 
und Eigenthume Schuß gewährt, oft unter Ertbeilung gewiſſer Bevorrech— 
tigungen, wohin das Recht, Grund und Boden zu erwerben, zu rechnen ift ’). 
Sie behalten freie Verfügung über ihr Vermögen unter Lebenden und auf 
den Todesfall; mit Kriegspienften bleiben fie verfchont. 


Betrieb der Schiffahrt. 


Zum Betriebe der Schiffahrt an ſich werden in der Regel die Unter: 
thanen der contrahirenden Staaten als berechtigt anerfannt, mobei aber in 
Betreff der von den Ladungen zu entrichtenden Abgaben eine Verſchiedenheit 
eintreten fann. Gelbft aber da, wo aud in diefer Beziehung eine gegen- 
feitige vollſtändige Gleichftellung Statt findet, bleibt die Küftenfchiffahrt 
(cabotage) den Nationalen ftetö vorbehalten. Und ift ausdrücklich nicht ein 
Anderes beftimmt, fo beziehen fi) die über die Schiffahrt getroffenen Feſt— 


1) ©. Kamptz a. a. O. ©. 331. 394. Hiernach ift Herr v. Voigts-Rhep Denk⸗ 
fchrift über die politifche Stellung der Provinz Peſen ©. 44. zu berichtigen. 

2) freier Ein- und Verkauf ohne nöthige Dazmwifchenfunft Dritter; Berechtigung zur 
Ein- und Auefubr, 

3) So mit Merifo: Auflauf und MWiederverfauf im Innern mit ber Türkei, 

14) Nach dem Vertrage mit Belgien foll von den Handlungsreiſenden eine gleichmäßige 
Patentfteuer erhoben werben. 

5) Art. 21. des Vertrags mit Sicil'en. 
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feßungen nur auf den Seeverkehr, nicht auf die Flußſchiffahrt). Die Be— 
fugniß zur ganzen wie theilweifen Ladung oder Löſchung an verichiedenen 
Orten pflegt ausdrücklich ftipulirt zu werben 2). 


Abgaben von a) den Schiffen; b) den Ladungen. 


In Betreff der von den Schiffen jelbft zu entrichtenven Abgaben, wie 
ber Hafen-, Tonnen, Leuchtthurm-, Lootſen- und Äbnlicher Gelder ift mit 
den Staaten, mit welden Preußen überhaupt Schiffahrtsverträge geichloiten 
bat, eine gegenfeitige Gleichftellung der Staatsangebörigen eingetreten *). 
Anders verhält es fih mit den von den Ladungen zu entrichtenden Abgaben: 
bier wird in ven Fällen, wo die GSleichftellung nicht erfolgt ift ), ein Unter: 


I) Die getroffenen Feitiegungen find auch auf dieſe ausgedehnt in ben Verträgen mit 
Belgien, den Niederlanden, Oldenburg. 

2) Unter Ausihluß localer Vorrechte, des Stapel-, Umfchlagsrectes u. f. w. Nur 
in dem Bertrage mit Dänemarf wird (Art. 13,) der Vorrechte von Gefellichaften und von 
Städten, namentlich von Königsberg, Elbing und Danzig in Betreff des Handels mit 
polnischen und ruffifchen Waaren gedacht. 

9) Durch die Gabinetdordre vom 1. Februar 1847 find reciproce Kriegsſchiffe von 
Hafen- und Schiffahrtsabgaben befreit: zur Zeit die Kriegeſchiffe von England, Frankreich, 
Rußland, Dänemark, Schweden, Nieberlande. Eonfularb. ©. 711. 

4) Tiefelbe ift auggeiproden mit Schweden und Norwegen, Oldenburg, Medlenburg- 
Schwerin, Oeſterreich, dem Stirchenftaate, Amerifa, Yübel, Bremen, Hamburg, Dänemarf, 
jedoch mit der Beſchränkung, daß ber Verkehr preußiicher Schiffe mit den überſeeiſchen 
Kolonien, mit den Farder-Infeln, Island und Grönland unter den Beringungen, unter 
welchen er den meift begünftigten Nationen geftattet wird, nachgelaffen it, Sardinien, mit 
Ausschluß der Zufuhr von Getreide, Dlivenöl und Mein aus den Häfen des ſchwarzen, des 
adriatiſchen und des mittelländifchen Meeres bis zum Cap Trafalgar, (fiebe 74, Note 7.) 
ferner mit Griechenland; mit Merifo ift die gegenfeitige Bebandlung der Ediffe nad 
Mafgabe derer der begünftigtfien Nation verabredet. Kine befchränfte Reciprocität beiland 
durch den Vertrag vom 2, April 1824 mit England: fie wurbe weiter begründet durch den 
Geheim⸗Rathsbefehl vom 25. Mai 1824 über die von preußiſchen Schiffen und ibren 
Ladungen zu zahlenden Abgaben — N.S. I. 405, Cussy IM. 593. — und ben vom 
3. Mai 1826 — N. s. II. 469, — wodurch den preußifchen Schiffen ber Handel mit den 
englifhen Kolonien geftattet wurbe. Hierauf ergieng die Kabinetsordre vom 20. Mai 1826: 
Auf Ihren gemeinſchaftlichen Bericht vom Iten d. M. über die Meinem Gefandten zu London, 
Königlich. Sroßbritannifcher Seits ertheilte Zufiherung, daß bdirjenigen Begünftigungen, 
welde in der Ute 6. Geo. IV, Cap. 114. den Untertbanen fremder Staaten im Handel mit 
den engliſchen überfeeifhen Befipungen bedingungemeife eingeräumt worden find, Meinen 
Untertbanen fofort zu Theil werden folen, wenn der Handel und die Schiffahrt Englands 
und beffen überfeeifcben Befigungen in Meinen Staaten gleih denen ber bajelbft am meiften 
begünftigten Nation behandelt werben; genebmige Ach: daß von jegt an biefe Behandlung 
eintrete, auch fo lange fortbauere, ald Meine Untertbanen im Genuſſe ber ibnen durch ob- 
gedachte Afte zugeficherten Vortbeile verbleiben, und beauftrage Sie, biernadh dag Weitere 
zu veranlajfen. Berlin, den 20ften Mai 1826. — G.⸗S. 26, 50. — Durch die in neueiter 
Zeit eingetretene Abänderung ber engliihen Sciffabrtegefege find die Verbältniffe in eine 
andere Yage gekommen. Der Vertrag mit den Niederlanden jept directe Fahrt zu gleicher 
Behandlung der Schiffe voraus; dagegen ift eine Begünftigung ber vereinsländifhen Schiffe 
dur den Königl. Beſchluß vom 9. Dezbr. 1850 eingetreten: Wir, Wilhelm II. 2c. Auf Vortrag 
unferer Minifter der Finanzen und der Kolonien vom 4, und 6. Dezember 1850, No. 168, 
in Beziebung auf die Ein- und Ausgange-Abgaben ia A. No. 12. In Betracht der damit 
vorgelegten Erklärung des preußifchen Geſandten; und in Anfehung, daß laut berjelben 
durch Preußen und die übrigen Staaten des beutjchen Zollverbandes den im Art. 1 bes 
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ſchied tbeild nach dem Urfprunge der Erzeugniffe, tbeild nad der directen 
oder indireeten Fabrt '), in einer weitern oder engern Begrenzung, gemacht 2). 


Waarenzölle. 


Die in den Verträgen entbaltenen Beftimmungen über die Zölle von 
Waaren, von Produften des Yandes überhaupt find negativer Natur und 
bejchränfen fich darauf, daß man ſich gegenfeitig verforicht, ihre Ein- oder Aus: 
fuhr nad over aus dem anderen Staate nicht zu verbieten, ohne dies Ver— 
bot nicht auch aleidhzeitig auf die andern Nationen auszudehnen, anderntbeils 
aud die darauf gelegten Zolfäge nicht über die anderen Staaten gegenüber 
beobachteten zu erhöhen. Werden diefe legteren dagegen ermäßigt, fo foll 
diefe Herabfegung auch dem andern Staate zu Gute fommen; fo der Fall 
dazu angetban, gegen angemeffene Gegenleiftung, 

Das mit ver Türfei verabrevete Zollſyſtem ift ein fehr einfaches: vom 
Werthe ver Waare werden bei der Anfunft am Berfchiffungsorte neun, bei 
dem Ausgange felbft drei Procente, beim Eingange eben fo viele, zwei Pro: 
cente aber ald Confumtionsabgabe im Innern erhoben: der Werth der 


Sefepes vom 8. Auguft 1850 (Staatsblatt No. 47) zur Reglung der niederländiſchen Sciff- 
fabrt geftellten Bedingungen genügt wird; und ferner in Betracht des ebenerwähnten Artifels 
und des Artifels 6 deſſelben Gefepes, haben verordnet und verordnen: Art 1. Den preu- 
ßiſchen Schiffen und denjenigen der übrigen Staaten des beutichen Zollverbandes wird 
diefelbe Freiheit verlieben, welde durch Art. 3, $. 1 bes Gefepes vom 19. Juni 1845 
(Staarsblatt No. 28) den nieberländifhen Schiffen zuerkannt if, Art. 2, Die genannten 
Schiffe werden in ben Kolonien und Belipungen des Reiches in anderen Melttbeilen mit 
den nieberlänbifchen Schiffen gleihgekellt. Diefe Gleichftellung erſtreckt ſich nicht auf bie 
Küftenfahrt in Nieberländiich- Oftindien. Unfere Minifter der Finanzen und ber Kolonien 
find, Jeder in feinem Reffort, mit der Austührung der gegenwärtigen Verordnung, welche 
in das Etanteblatt aufzunehmen it, beauftragt. Het oo, den 9. Dezember 1850, — 
Handelsarchiv 1851, 1. 111. Eine Gleichftellung der Schiffe Preußens und Chili's ift durch die 
Annahme des Reciproritätsprineips ſeitens des leptern erfolgt. Handelsarchiv 1851, 1. 164. 218, 

1) Gleichheit bei directer Fahrt (obne Unterfchied des Urfprunges ber Maare) aus 
den Häfen bes Zollvereing, bei indirecter Fahrt Differenzialgölle, Belgien, Art. 5 und Separat- 
Artifel. Directe Fahrt und Urfprung in dem mitcontrabirenden Staate werden vorausgefept 
in dem Bertrage mit Sicilien, Art. 4. Gleiche Vorausſetzung bei ber Einfuhr, wo dann 
gleiche Behandlung eintritt, directe Einfuhr nicht inländifcher Erzeugniffe nach den mit ben 
meift begünftigten Nationen beitebenden Grundſäßen, Ausfuhr überhaupt gleich behandelt. 
Portugal Art. V—VII. 

2) Schiffe des Zellvereins, welche aus der Maas oder Elbe oder aus der Mündung 
eines fchiffbaren, zwiſchen der Elbe und der Maas liegenden Bluffes fommen oder babin 
geben, werden als auf directer Fahrt begriffen angefeben und demgemäß bebanbelt. Con— 
vention mit England vom 2. März 1841, Art. 1. Belgien, Art. 6. Portugal, Art. 9. 

3) Menn nämlich die Begünftigung gegen Gewährung eines Vortheils erfolgt ift, fo 
ift diejer oder ein Aequivalent dafür ebenfalls zu leiften. 

4) Der mit der Zürfei geihloffene Vertrag gilt auch für die nicht europäifchen Be- 
figungen derſelben. Die Durdgangsabgabe beträgt ebenfalls drei Proceni, wie bie allge- 
meine Eingangsabgabe. Es it dies Zellipftem dasjenige, weldes überbaupt ben meiſtbe— 
günftigten Nationen gegenüber zur Anwendung gebracht wird, Einige ber in dem ältern 
Bertrage vorfommenden Ausbrüde und Berhältniffe findet man erläutert in „bes osmani- 
fchen Reiches Stantsverfalfung und Staatsverwaltung von Joſeph v. Hammer. 2 Bänbe. 
Wien 1815,” 
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gangbaren Artifel wird von Zeit zu Zeit ermittelt und vertragemäßig als 
Zarif feitgefest D. 


Specielle Stipulationen. 


Specielle Feftfegungen über einzelne Gegenftände find getroffen mit 
Belgien I: vaffelbe bat auch die Erftattung des Scheldezolles verfproden, 
den Holland erbebt ?). Desgleichen mit England wegen der Einfuhr von Zuder 
und Neis ), mit Dänemark wegen des Sundzolles ®) und der Beichiffung 
der Eider und des Schleswig-Holfteinifhen Kanals ); mit Sardinien ”) 


1) Je aller fieben Jabre fann einer der contrabirenden Theile die Revifion des Ta- 
rifs beantragen, welche tann dur fachverftändige Kommiſſarien bewirft wird. — Uebrigens 
ergiebt die Einficht des Vertrags, daß bei feinem Abſchluſſe auf einen Activhandel feitens 
der Türfei nach ten Zollsereinsftaaten nicht gerüdfichtigt worden ift. 

2) Statt der belgiſchen Differenzialzölle bei indirecter Fahrt wird von den belgijchen 
Schiffen eine Flaggenabgabe erhoben, vie jedech die Hälfte des gefeplien Sapes nidt 
überfteigen fell. Für die Durcdgangsabgaben der aus und nad Belgien gehenden Waaren 
ift eine Ermäßigung feitens des Zollvereins bewilligt, desgl. für die Gingangeabgabe vom 
belgischen Käſe, Eiſen, Hammelvieh; die Ausgangsabgabe von Wolle nah Belgien ift auf 
die Hälfte herabgeſetzt. Fernere Beitimmungen betreffen den Wein, Mode- und Seiben- 
mwaaren, Yohrinde, Nürnberger Waaren, Mineralwaffer, Yeinengarn. 

3) Auf Grund des $. 3. Art. IX. des Vertrags vom 19. April 1839, 

4) Hierbei follen engliibe Schiffe denen der meiſt begünftigten Nationen gleichgeſtellt 
fein. Ueber die Bücherzölle ſ. unten 94, 

5) Die preußifben Schiffe follen nad dem unterm 1. Januar 1842 publicirten Sund— 
und Beltzolltarif bebandelt werden, mit der Maßgabe, daß jede Reduction deflelben zu 
Gunften irgend einer Nation auch fofort — ipso facto — ben preußifchen Untertbanen zu 
Theil werben foll. — Der gedachte Tarif mit den fpätern Zufägen (bis 1846) ift abgebrudt 
Gonfularb. ©. 546— 611. 

6) Hierbei follen die preußiſchen Schiffe auf demfelben Fuße bebanbelt werden, wie 
die der am meiften begünftigten Mationen. 

7) In Folge befonderer Verhältniffe wurde Sarbinien bie Forterhebung ber befteben- 
den Differenzialzölle von Getreide, Olivenöl und Mein, welde direct aus ben Häfen des fchwar- 
zen, des adriatiſchen und des mittellänbifhen Meeres bis zum Gap Irafalgar unter fremder 
Flagge eingeführt werben, bis zum Ausgange bes Jahres 1847 geftattet. Sollten fie dann 
noch nicht in Wegfall gebracht fein, jo follten zum Nachtbeile der farbinifchen Flagge gleich- 
mäßige Differenzialzölle ſeitens des Zollvereins eingeführt werden. Die Befeitigung ber 
ſardiniſchen Differenzialabgaben wurde möglih durch das Gefep vom 6. Juli 1850. Bicter 
Emmanuel II. König von Sardinien ꝛc. Der Senat und die Deputirtenfammer haben ge- 
nebmigt und Wir haben verordnet und verorbnen hiermit wie folgt: Art. 1. Alle Differen- 
zialabgaben, ſowohl der Zollverwaltung, ala der Schiffahrt, unter welchem Zitel oder Be— 
nennung immer ſolche zum Vortheil der Regierung, ber Gommunen, Corporationen oder 
irgend welcher Individuen erboben worden fein mögen, follen zu Gunſten berjenigen Na- 
tionen aufgehoben fein, welche unferer Flagge biefelbe Behandlung einräumen werden. Art. 2. 
Ueber dies wird die Regierung ermächtigt, die Aufhebung der vorgedachten Differenzialabga- 
ben auch zu Gunſten derjenigen Nationen in Ausführung zu bringen, welche obne bie Re- 
ciprocität anzubieten, unferer Flagge unmittelbar zum Bortbeil gereichende equivalente Be- 
günftigungen zugefteben. Art. 3. Durch das gegenwärtige Gefeg wird in Braug auf bie 
Küftenfchiffabrt unferes Staates nichts geändert. Die Minifter, Staatsfecretäre für bie Fi- 
nanzen, ben Aderbau und den Handel find, ein jeder in feinem Geſchäſtekreiſe, mit der Aus- 
führung diefes Sefepes beauftragt, weldes in die Seneralcontrole eingelragen, publicirt und 
in der Sefepfammlung ber Regierung abgedrudt werden fol. Turin, den 6. Juli 1850. — 
Handelsardiv 1850. ©. 452. Cine Erwiderung bierauf ift das dieoſeitige Geſetz vom 12, 
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und Sicilien ') wegen der Differenzialzölle von Dlivenöl, Getreide und 
Wein. 


3. Flußſchiffahrt. 


Zu den Mafregeln einer Furzfichtigen Finanzpolitik, welche die Mittel 
zum Erwerbe, nicht jeine Refultate befteuert, gehört die große Abgaben— 
belaftung der fhiffbaren Ströme, diefer natürlichen Verkehrswege zwifchen 
den Bölfern und Ländern. Befonders beläftigt war durch hohe Abgaben, 
viele Zollftätten, mancyerlei Berechtigungen (wie z. B. durd Stapel- und 
Umſchlagsrechte) der Verkehr auf ſolchen Flüſſen Deutichlands, welche mehrere 
Staaten berühren, deren jeder möglichft hohen unmittelbaren Gewinn von 
der Schiffahrt zu erzielen ftrebte, während oft für die nöthige Unterhaltung 
ver Schiffbarfeit des Stromes fehr wenig geſchah. Mit Necht wurde der 
Gegenftand auf dem Eongreife in Wien in Erwägung gezogen, deren Re: 
fultate die Artifel 105 — 117, der wiener Congreßacte enthalten. Auf den 
wiener Minifterials Conferenzen wurde die Erfüllung diefer Artikel auf's 
Neue gelobt und dieſes Gelöbniß in dem Protofolle der Bundesverfammlung 
som 3. Auguft 1820 zum fürmlichen Bundesbefchluffe erboben 2). 

Unter Zugrundelegung biefer allgemeinen Grundfäge und Erklärungen 
find fpäter zwifchen den betheiligten Staaten über die Schiffahrt der ein- 
zelnen Ströme befonvere Uebereinfommen getroffen worden, welde vorzugs- 
weile folgende durch die Natur der Verhältniffe gegebenen Gegenſtände be- 
treffen: 1) gegenfeitige Geftattung der Schiffahrt unter gleicher Behandlung 
aller Schiffahrt Treibenden; 2) Bereinfachung und Ermäßigung ver Ab- 
gaben in Folge vereinbarter Tarife; 3) Befeitigung von factifhen und 


Juni 1851, deffen Motive der im Handelsarchive abgedrudte Bericht des Staateminifteriums 
enthält. Der darin erwähnte neue Vertrag mit Sardinien ift noch nicht publicirt. 

1) Bei der Einführung von Probucten des Zollvereins durch Schiffe des Zollvereins 
ober durch Schiffe beider Sicilien erfolgt eine Ermäßigung von zehn Procent des Eingangs» 
zolles, auch werben aller Tarifermäßigungen, die andern Nationen bewilligt werben, die 
Zollvereinsftaaten theilbaftig. Dagegen wird feitend des Zollvereins die Cingangsabgabe 
für Del in Fäſſern um 20 Procent ermäßigt und feitens Preußens auf Erbebung der aufer- 
ordentlichen Flangengelder von Schiffen beider Sicilien bei directer Fahrt verzichtet. — 
Beachtenswerth ift die Beftimmung, daß da, wo ber Zoll nach dem Werthſatze erhoben wirk, 
die Declaration des Eigenthümers genügt; doch bat die Zellbebörde das Recht, die Waare 
mit zehn Procent Aufgeld anzufaufen. 

2) Der Beſchluß lautet: Der in den Minifterial» Eonferenzen zu Wien verabrebete 
Artifel wegen ber Flußſchiffahrt, welcher wörtlich folgendermaßen lautet: „Um der Flußſchiffahrt 
die derfelben durch die Wiener Congreßacte Art. 109. bis 116. incl. zugeficherte Freiheit wirklich 
zu gewähren, machen fämmtliche dabei betbeiligte Bundesglieder fich verbindlich, die darüber in 
der Eongrefacte gegebenen und vermöge des Art. 19. der Bundesacte ben Berathungen ber Bun- 
besverfammlung zum Grunde gelegten Vorfchriften unverbrüchlich zu befolgen, wie aud bie dee- 
halb ſchon beftehenden Unterbandlungen aufs thätigfte zu betreiben und in ber Fürzeftmöglid- 
ften Friſt zu beendigen, wo aber noch feine Unterhandlungen eingeleitet find, ſolche unver- 
züglich eintreten zu laſſen,“ wird in bas Protofoll der Bundesserfammlung aufgenommen 
und, nad) gleichförmiger Zuſtimmung fämmtlicher Bundesregierungen, deſſen förmlide Annahme 
son Seiten des beutfchen Bundes mit gleich verbindlicher Kraft, wie die Schlußacte felbit, 
hiermit erflärt, Protokolle der B. V. IX. ©, 228. 
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rechtlichen Hinderniſſen der freien Schiffahrt, einerſeits durch die Unter— 
haltung eines beſtimmten Fahrwaſſers und Herſtellung des Leinpfades, an— 
dererſeits durch Aufhebung hindernder Privatberechtigungen; 4) gemeinſame 
Regulirung der Strom- und Schiffahrtspolizei ). 


Die Elbe. 


Die erfte in Folge der Wiener Befchlüffe zu Stande gefommene Ueber: 
einfunft über vie Flußſchiffahrt ift die von den betheiligten Staaten Preußen, 
Defterreih, Sachſen, Hannover, Dänemarf (Holitein- Lauenburg), Medlen- 
burg- Schwerin, Anbalt, Hamburg unterm 23. Juni 1821 vereinbarte Elb— 
Schiffahrts-Afte 9, welde durch das Schlußprotocoll der Elb-Schiffahrts— 
Revifions- Commiliion vom 18. September 1824 und die Aopditional> Akte 
som 13. April 1844 eine weitere Fortbildung erfahren bat’). Hierdurch 
find die Schiffahrtsverhältniffe geregelt, die Abgaben auf eine einzige, den 
Elbzoll, redueirt, ein gemeinfamer Tarif vereinbart, die Vertheilung der Ein- 
nahmen feftgefeßt 9 und dur Verminderung der Zollftätten der Verkehr er: 
leichtert worden 9. Durd einen befonderen Vertrag vom 13. April 1844 
find zugleich ausführlihe Grundſätze feftgeitellt worden, melde jeder ver 
genannten Staaten in den innerhalb feines Gebietes zu erlaffenden Schiff— 
fahrte- und ſtrandpolizeilichen Ordnungen zu befolgen ſich verpflichtet hat. 


Srunshäunfer Zoll. Kevifionsperfahren. 


Der Brunshäufer, d. i. der alte Stader Elbzoll, von weldem Hannover 
behauptete, daß er ein Seezoll fei, wurde in der Elb-Schiffahrts-Akte im 
status quo belaffen; erft durd den Staatsvertrag vom 13. April 1844, bei 
dem auch Lübeck wegen des Mitbefiges von Bergedorf fich betheiligte ), er- 
fuhr er eine Reaulirung I. — Zur Bequemlichkeit der Schiffer ift zwiſchen 
Preußen, Sachſen, Hannover, Dänemarf und Medlenburg: Schwerin 9) ein 
vereinfachtes Revifionsverfahren miederbolt, zuletzt durch den Staatsvertrag 


1) Das Seerecht und die Flußſchiffahrt nad den preußiſchen Geſetzen ꝛc. von A. 
Mirus. 2 Be. Leipzig 1838 — 39. Kritiſche Jahrbücher 1840, ©. 69. — Auf die in 
den Zollvereinsverträgen enthaltene Beitimmung über die Flußzölle ift ſchon unter 60 bin- 
gewieſen worden. 

2) Mirus II, $$ 944— 1025. Das gemeinfchaftlihe Archiv der Elbuferfiaaten be- 
findet fih in Mien. 

3) Die Elbſchiffahrts-Acte fegte zwei Abgaben feft: ben Elbzoll von ber Ladung, 
bie Recognitionegebübr vom Schiſfſegefäße; durch die Appitional- Arte Fam leptere in 
Wegfall. 

%) An Elbzoll werden von Melnif bis Hamburg 1 Thlr. 3 Sar. 11 Pf. pro Elbioll- 
Zentner entrichtet, wovon auf Preußen 16 Sar. 7 Pf. fommen. 

5) Durd die Elbihiffahrts-Acte wurden bie big dahin beftandenen 35 Zollämter auf 
14 rebucirt. 

6) Auch die Additional-Acte ift von Lübeck mit gezeichnet. 

7) Zachariä deutſch. Staatsrecht II. ©. 170. und bie dafelbft angeführte Schrift von 
Soetbeer, des Stader Elbzolles Urfprung, Kortaang und Beltand. Hamburg 1839. 

8) Wegen Hamburg f. Aufgabe der Hanfeftäbte dem beutfchen Zollvereine gegen- 
über. ©. 113. 
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vom 30. Auguft 1843 verabredet worven ). — Endlich ift durch die Vers 
träge vom 17. Juli 1828 und vom 17. Mai 1831 mit den Anbaltinifchen 
Fürftenthümern die Befreiung der beiverfeitigen Unterthanen vom Elbzolle 
vereinbart worden. 


Saale Elſter. 


Von den Nebenflüffen ver Elbe ift in Betreff ver Saale, für deren 
Schiffbarmadung feitens der preußifchen Regierung große Summen, na— 
mentlich durch Anlage von Scleufen, verwandt worten find, mit den An— 
baltiniichen Fürſtenthümern durd Art. 5. des Vertrages vom 17. Juli 1828 
und die beiden Verträge vom 17. Mat 1831 eine ermäßigte Firation ber 
Schiffabrtögebühren, welche auf die Schleufengefälle reducirt worden find, 
vereinbart worden. 

Der Artikel 17. des Frievengfchluffes mit vem Königreihe Sachſen vom 
18. Mai 1815 beitimmt, daß die allgemeinen Grundſätze, welde der Congreß 
zu Wien in Betreff ver Schiffahrt auf ven Flüffen angenommen, in Abficht 
des Flößens aud auf ven Elfterwerdaer Floßgraben, die ſchwarze und weiße 
Elfter fowie auf den Floßgraben, der aus der legtern abgeleitet ift, zur Anz 
wendung zu bringen find. 


Ems. 


Die über die Ems, den Hafen von Emden und den Stednig-fanal in 
dem Artifel 30, der wiener Congrefacte enthaltenen Beftimmungen wieder: 
holen fid in dem Artifel 5. des Vertrages mit Hannover vom 19. Mai 1815. 
Ihre weitere Ausführung fanden fie durch den Vertrag über die Erweiterung 
der Emsfchiffahrt und der auf der Ems zu erbebenden Schiffahrtsabgaben 
vom 13. März/7, Mai 1843, Hierdurh find die Schiffbarfeit der Ems bis 
Greven ftipulirt, die Strompolizei georpnet, der Emszoll und feine Ver— 
theilung feftgelegt, die Scyleufenabgaben nad) dem Bruttogemwichte der Ladung 
nad gleihen Sägen regulirt, die Zolftätten beftimmt worden ?). 


bein. 


Der Rhein, unter allen deutſchen Strömen nad feiner Schiffbarfeit und 
Ausdehnung für den Handel der bedeutendfte, war vorzugsweife mit Zöllen 
und anderen die freie Schiffahrt hindernden Beläftigungen befhwert). Der 
erfte erfolgreihe Schritt, diefelben auf ein erträgliches Maaß zurüdzuführen, 
geſchah, ald auch Frankreich an dem deutſchen Strome ein Miteigenthbum er- 


1) Doaffelbe bat vorläufig Gültigkeit bie zum 31. März 1853. (Urt. 11.) Die frü- 
bern Verträge ©. ©. 22, ı01., 25, ı73., 28, 20., 34, 69. 

2) Bom 1. April 1851 ab baben Preußen und Hannover gegenfeitig bie Erhebung 
des Emszollee und des Scleufengelbes bis auf Weiteres eingeftelt. Handelsarchiv 1851, 
I. ©. 389. 

3) Mirus 88. 1110-1364. — v. Nau, Beiträge zur Kenntniß und Beförderung 
des Handels und der Schiffahrt — Staatslericon unter Rheinoctroi und Rheinſchiffahrt — 
Klüberg Arten — beutfh. Staatsrecht $. 568 ff. — Zachariä deutſch. Staatorecht I. 
$ 174. — „Die Schiffahrt auf dem Rheine” im Handelsarchive 1847. II. ©. 167. 
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langt hatte, durch ven lüneviller Frieden (9. Februar 1801) und den ihn 
ausführenden Reichsdeputations-Hauptſchluß vom 25, Februar 1803. Hier: 
durch wurden auf der zwifchen Deutſchland und Frankreich gemeinfhaftlichen 
Rheinftrede, von den Grenzen der bataviſchen bis zum Gebiete der helvetifchen 
Republif, alle Rheinzölle aufgehoben, ein von beiden Staaten gemeinfam 
zu erhebender Detroi eingeführt, deffen Ertrag zunächit zur Beftreitung der 
Koften der Erhebung, Verwaltung und Polizei verwandt, ver Ueberfhuß 
aber getheilt werden follte. Auf der rechten Rheinfeite war verfelbe haupt— 
fählih zur Unterhaltung der Leinpfade und der im Sntereffe ver Schiffahrt 
nöthigen Uferarbeiten beftimmt: ver hiernach verbleibende Reſt follte zur Zah—⸗ 
lung und Tilgung der Renten verwandt werden, welche für die in Folge 
des lünesiller Friedens eingetretenen Länververlufte einzelnen Reichsfürften 
und Privaten, vorzugsmweile dem Kurfürften Erz-Kanzler auf die Rheinzölle 
angewiefen worden waren.?) Dem leßtern wurde zur Vertretung des deutſchen 
Reihe in diefen Dingen Vollmacht ertheilt: fpäter trat der Fürft Primas 
die Deutfchland zuftehenden Rechte auf den Rheinoctroi an Franfreid ab”). 


Wiener Derhbandlungen. 


81 Nach Herftellung des Friedens war eine neue Ordnung ver auf den 
Rhein bezüglihen Angelegenheiten fowohl im Intereſſe der Schiffahrt wie 
der Rentenberechtigten erforderlih *). Bereitd der parifer Friede vom 
30, Mai 1814 (Art. 5.) fprad die Freiheit der Rheinſchiffahrt aus, und 
neben den ſchon oben angeführten Artifeln 108.— 116. ver wiener Congreß— 
arte, welche die allgemeinen Feftießungen vom 24. März 1815 über tie 
freie Schiffahrt enthalten, fand in Betreff des Rheins unter vemielben 
Datum noch eine befondere Vereinbarung Statt, welche im Artikel 117. für 
einen integrirenden Theil der Congreßacte erflärt und ihr unter Nr. 162 
beigefügt wurde). Hierdurch wurde eine Eentral-Commiffton für den Rhein 
errichtet ), der Tarif und die Verwaltung einer gemeinfamen Regelung 
unterworfen, das auf dem Rheinoetroi haftende Renten und Penfionswefen 
georpnet ?) und dabei aud) die bemerfenswerthe Beftimmung (Art. 26.) ges 
troffen, daß im Falle eines Krieges zwifchen den Uferftaaten die Erhebung 
des Octroi ungeftört ihren Fortgang haben, die Fahrzeuge (les embarcations) 


1) Herner gehört bieher bie zwifchen Deutichland und Franfreih am 15. Auguft 1804 
geſchloſſene Detrei- Convention und bie convention suppletive vom 1. Detober beffelben Jab- 
red. Klübers Acten II. 280. 328., wo überhaupt der Gegenftand ausführlich behandelt if. 

2) Diefe Renten waren theild unbedingte, theils fubfidiarifche. Vergl. SS. 9. 14, 
17. 19. 20, und $$. 7. und 27. des Reichsdeputations⸗Hauptſchluſſes. 

3) Vertrag vom 19, Februar 1810. Die Renten wurden auf die Fürftentbümer Zulda 
und Hanau übernommen. Schoell VII. 95, 

4) Die betbeiligten Uferftaaten find außer Preußen, Frankreich, die Niederlande, 
Baiern, Baden, Heffen-Darmitadt, Naffau. 

5) Klüberd Acten III. 257—275. 

6) Sir begann am 5. Auguft 1815 ihre Thätigfeit. Das gemeinfchaftlihe Archiv 
befindet fi zu Mainz. 

7) Art, 28—30.; über ftreitige Anſprüche entfchied eine befondere in Wien nieberge- 
fegte Spruchcommiſſion. 
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und die Beamten volle Neutralität genießen und die Bureaus und Kaffen 
Schutzwachen erhalten follen. Endlich wurde der Central-Commiſſion vie 
Aufgabe geftellt, ein Reglement für die Rheinichiffahrt zu entwerfen. 


Rheinfhiffahrts-Acte. 


Die Commiffion löfte nad) ſechsundzwanzigjähriger Arbeit diefe Aufgabe 82 
durch die Rheinſchiffahrts-Acte vom 31. März 1831"), welche bis jest durch 
neunzehn Zufaßartifel ergänzt worden ift®). Hiernach ift die Lage der Ans 
gelegenheit in allgemeinem Umriffe folgende. Die Schiffahrt auf dem Rheine 
ift bis in die See frei: Led und Waal gelten als Fortfegung des Rheins, 
wogegen jede Regierung beftimmte Freihäfen für ven Verkehr mit den Nieder: 
landen gewährt‘), An Abgaben werden eine Sciffgebühr vom Schiffe‘) 
und ein Zoll von der Ladung nad dem vereinbarten Tarife?) und an den 
geitatteten Zollftätten, fechszehn bei Thal-, achtzehn bei Bergfahrt erhoben‘) ; 
die Strom: und Schiffahrtspolizei einschließlich des Lootſenweſens ift nad 
gemeinfamen Grundfägen geregelt, bei Defraudationen und Contraventionen 
in Rheinfchiffahrtsangelegenheiten wird nach gleichen Principien verfahren; 
vie Organifation und die Befugniffe der Eentralcommiffion, fowie die Zabl 
und Verhältniſſe des nöthigen Beamtenperfonals find näher beftimmt ?). 
Schließlich wird die Rheinfchiffahrts-Acte ausprüdlic für einen Vertrag 
erflärt, der nur mit allfeitiger Bewiligung eine Abänderung erleiden fann. 


Mofel. Lahn. 


Durch befondere Artifel, die der wiener Congreßacte beigefügt find, 83 
wurde die Freiheit der Schiffahrt wie für den Rhein, fo auch für ven Nedar, 
Main, die Mofel, Maas und Schelve feftgefegt, namentlich nicht nur jede 
weitere Erhöhung der beftehenden Abgaben für unzuläffig erflärt, fonvern 


1) Wer diplomatifche Formen flubirt, den machen wir auf die Reihenfolge, in mwel- 
her die Bevollmächtigten ber betbeiligten Staaten aufgeführt find, aufmerffam: fie ver- 
legt bie hierbei font üblichen Grunpfäge. 

2) Davon find jedoch die Artikel II. V. und VIL durch Art. XVII wieder aufgebo- 
ben mworben. 

3) Hierdurch hat der befannte Streit über das jusqu' ü la mer feine Erledigung ge- 
funben. 

4) Nah der Labungefähigfeit von 50 Centner niederl, (1 = 50 Kilogramme) bie 
5000 Gentner und darüber in zwölf Stufen von 3 Ser. bis 16 Thlr. ſteigend; dieſer Sap 
ft an jeder Zollſtätte zu entrichten. 

. 5) Der Zufagartifel XVI. enthält ven neueften vereinbarten Tarif, ergänzt durch 
bie Verordnung vom 21. Juli 1851. G. ©. 51, 520 Meber bie Organifation ber Rheinzoll- 
gerichte: Verordnung vom 30. Juni 1834, G. ©. 34, 138. 

6) Belondere Begünftigungen ber Schiffahrt: Art. 7. des Sciffabrtövertrags mit 
den Niederlanden vom 3. Yuni 1837. Bereinigung mit Baiern, Baden, Württemberg, 
Heffen-Darmitadt wegen gegenfeitiger Abfchaffung der Rbein- und Nedarzölle M. N. R. XII. 
435. — Ueber das bierbei zur Anwendung kommende Princip ber Neciprorität vergl. Eabi- 
netdorbre vom 28. December 1836. 9. ©. 36, 33. 

?) Das Stimmenverbälmiß ift folgendes: von den angenommenen 72 Stimmen bat 
ber preußifche Commiſſarius 24, der franzöfifche und nieberländifche je 12, der badenfche 11, 
der heſſiſche 6, ber naſſauiſche 3. 
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auf ihre Verminderung Bedacht zu nehmen verbeißen. Das für Mofel unt 
Maas zu vereinbarende Sciffabrtereglement foll fid dem rheiniſchen mög: 
lichft anſchließen.!) 

Bereits der Augeinanderfegungsrecek mit Naflau vom 14/19. December 
1816 gedenft der Schiffbarmahung ver Lahn, namentlid verfprad Die 
naffauifche Regierung die Arbeiten zur Schiffbarmahung von Weilburg 
aufwärts bis zur preußifchen Grenze zu verfelben Zeit beginnen und auf 
ihre Koften vollftändig ausführen zu laffen, in der dieſe Arbeiten preußiicher: 
feits von Weslar an abwärts in Angriff genommen würden. Später bat 
fich hierbei auch die großberzoglich heſſiſche Negierung betheiligt, jo daß 
nunmehr die Yahn von ihrer Mündung an bis Gießen für Fahrzeuge von 
100°, preußifche Yänge und 2°. Einſenkung ſchiffbar gemacht und unterbalten 
werden foll. Dies, fo wie die Erhebung und Vertheilung der Schiffahrte: 
Abgaben regelt der unter den drei betbeiligten Uferftaaten zu Coblenz ge: 
ichloffene Vertrag vom 16. Drtober 1844 °). 


Wefer. Werra. 


Für die Weſer fam unterm 20. September 1823 zwiſchen ven bethei— 
ligten Staaten Preußen, Hannover, Kurheſſen, Braunſchweig, Olvdenburg, 
Lippe und Bremen die Wefer-Schiffahrts-Nete zu Stande’), welde durch 
die Schlußprotocolle d. d. Bremen, den 21. December 1825% und d. d. 
Nenndorf, den 16. Auauft 1839 ergänzt, beziebungsmweife modificirt worden 
it. Hierdurch find die freie Schiffahrt auf der Wefer bergeftellt®), vie 
Strompolizei geregelt, die Zollftätten und Zollfäge beftimmt”), ver Yeinpfar 
gefichert und das Verfahren zur Sicherung der Gefälle nach gleichen Grund— 
fügen geordnet worden”). 


1) Klüberd Arten II. 245. Staatsrecht $. 581 ff. — Art. 12, 15. des Dandels- 
und Schiffahrtsvertrags mit Belgien vom 1. September 1844, 

2) Bei den Beratbungen der auf dem Wiener Congreſſe gebildeten Commiſſion für 
bie freie Schiffahrt der Ströme wurde die Lahn außer Betracht aelaflen, weil fih die Ar— 
beiten der Commiſſion nur auf ſolche Ströme erftredten, welche Länder trennten, Klübere 
Acten IN. 227. Der Grund ift wohl nicht richtig; auch Alüffe, die verſchiedene Länder 
durchfirömen, obne gerade die Grenze zu bilden, fallen unter die Artifel vom 24. März 
1815, aber die Pedingung dabei ift, daß fie damals auf diefen Strecken auch ſchiffbar fein 
mußten, was bei der Yahn nicht der Fall war. 

3) Mirus $$. 1030-1109. 

1) Durch biefes wurde namentlih der Weferzoll auf drei Viertel feines zeitherigen 
Betrages von 315 Pf. für 300 Pfund bremiſch auf 236% Pf, ermäßigt. Hiervon erbält 
Preußen 44% Pf. 

5) Für ben Lauf der Mefer „bis ins offene Meer und umgefchrt.‘ 

6) Es wird nur ein „Meferzoll’’ nach dem Bruttogewicht der Ladung erboben. 

7) Ueber den zur ftaatsrechtlichen Antiquität gewordenen @lefletber Zoll Klübers 
Arten III. 174. Staaterebt $ 566. not. c. Naumwerd I. 38. — Auf ein fpecielles 
Rechtsverhältniß zwifchen Minden und Bremen bezieht ſich die mit leßterem unterm 10. Sep- 
tember 1823 zu $. 15. der Wefer-Schiffahrte- Arte geichloffene Convention; die Sache fcheint 
dadurch erledigt zu fein. 2 

8) Der Zoll» und Handelsvertrag mit Kurheſſen vom 25. Auguft 1831 beftimmt 
Artifel 14.: Ueber den Verkehr mittelit der WWefer, und wegen der Erhebung des conventio- 
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Ueber die Benusung des Flofrechtes auf der Werra und Schleuſe ift 
mit der Regierung zu Meiningen unterm 14. Juli 1834 ein bejonderes 
Abkommen getroffen worden, das ſich im Amtsblatte der Regierung zu 
Erfurt für 1838 ©, 342—346 abgedrudt findet. 


Weichſel. Wartha. 


Die beiden Verträge mit Rußland und Oefterreic in Betreff des 
Herzogtums Warſchau vom 3. Mai 1815 erflären im Artifel 22. die 
Schiffahrt auf allen Strömen und Kanälen der Borzeit (Jabres 1772), ja 
jelbft auf allen fünftig fchiffbaren Strömen over neu anzulegenden Kanälen 
für dergeftalt frei, daß fie feinem Einwohner der polnifchen Provinzen unterz 
fagt werden fann. Speciellere Beftimmungen enthalten hierüber die Handels— 
und Schiffahrtöverträge mit Rußland vom 19,7. December 1818, Artifel 2. 
und vom 11. März 97, Februar 1825, Artikel 5., fowie der Handels- und 
Schiffahrtsvertrag mit Tefterreih in Bezug auf die beiderfeitigen ehemals 
zu Polen gehörigen Provinzen vom 22. März 1817, wonady namentlich) 
die Weichfel und Wartha von den Schiffen ver Bewohner Galliziens mit 
der Freibeit von jeder Sciffahrtsabgabe befahren werden bürfen ). 


5. Ehauffeen, 


Den Chauffeen, welche vem Güterverfehre zum Theil einen Fünftlidyen 
Erfag für die natürlichen Mafferftraßen gewähren, bat Preußen befanntlich 
eine große Aufmerffamfeit gewidmet: es verftebt fih, daß fie, wie andere 
Wege, mit den Straßen angrenzender Länder in Verbindung gebracht find, 
worüber die fperiellen Einigungen die zunäcft berufenen Provinzialbehörden 
getroffen haben. Nur über einzelne Fälle liegen befondere Staatsverträge vor”). 


nellen Weſerzolls wird zwifchen der Königl. Preußifchen und Aurfürftl, Heſſiſchen Regie- 
rung Folgendes verabredet: a) An Hinfiht aller Waaren, welche auf ber Wefer ſowohl 
firemab- als firomanfwärts durch die Gebiete beider contrabirenden Theile, es fei mit ober 
ohne Umladung, durchgeführt werben, verbleibt es lediglich bei der Erhebung bes einer jeden 
Regierung zuftänbigen conventionellen Waſſerzolls; b) MWaaren, welde aus bem Gebiete 
des einen der contrabirenden Staaten in das Gebiet des andern mit ber Beftimmung zum 
Verbleib im Lande eingeführt werben, bleiben von dem conventionellen Waſſerzoll beider 
eontrabirenden Staaten frei; c) dieſelbe Pefreiung tritt ein für Waaren, welche aus Län- 
bern außerhalb bes Zollvereing auf der Weſer dur das Gebiet dei einen contrahirenben 
Theils bindurd in das Gebiet des andern contrahirenden Iheils eingeführt werben; d) eine 
gleiche Befreiung genießen enblich auch diejenigen Gegenftände, melde aus dem Gebiete 
eines der contrabirenden Staaten durch das Gebiet des andern hindurch mittelft der Mefer 
nab dem Auslande geführt werben, mobri ed e) fih von felbft verfteht, daß ſewohl für die 
auf diefem Waſſerwege in dag Gebiet des gemeinfamen Zollvereins zum Verbleib eingehenben 
Waaren bie gefeplihen Fingangs-Abgaben, als beim weiteren Landtransport in ben gerig- 
neten Fällen die gefeplichen Ausgange- und Durchgangs-Abgaben zu erheben find. 

I!) Ueber biefe Verträge oben 69. 

2) Im Art, 4. bes Vertrags mit Hannover über die Emsſchiffahrt vom 13. März] 7. Mai 
1843 bat fib Preußen verpflichtet, eine Ehauffee von Greven nach Münfter anzulegen und 
zu unterbalten. Ein allgemeines VBerfprechen über Unterhaltung und PVerbefferung ber zmwi- 
fchen beiden Staaten beitebenden Verbindungswege enthält ver Artikel 3 bes Vertrags mit 
den Niederlanden vom 3, Juni 1837. Ein Bertrag vom 27. Juni 1841 wegen Herftellung 
einer Ehauffee zwifchen Berlin und Hamburg wird erwähnt Poftblatt 50, 263. 
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Die unter den Zollvereingftaaten wegen Höhe der Chauffee- und Wege— 
gelver getroffene Feſtſetzung ift ſchon oben 59. erwähnt worden. 


6. Eifenbahnen. 


Unter ven Communicationgmitteln und Wegen find in neuerer Zeit die 
Eifenbahnen in erfte Linie getreten: des Brief» und Perfonenverfehre haben 
fie fich bereits bemächtigt und auch für den Gütertransport fteigt mit jedem 
Tage ihre Bedeutung. Der Eifer und das Vertrauen, welches die Speru- 
lation der finanziellen Seite diefer Anlagen zumandte, bat dahin geführt, 
daß in den preußifchen wie andern vdeutichen Staaten die Bahnen fchnell 
eine bedeutende Ausdehnung erhielten. Und wenn auch die Speculation 
fi gegenwärtig minder lebhaft an vergleichen Unternehmungen betheiligt, 
fo ift doch ihre Wichtigkeit in der Anerfenntnif ver öffentlichen Meinung 
und der Stantsregierungen feineswegs verringert worden. 

Es liegt in der Natur der Sache, daß das Bedürfniß bald aufforberte, 
die Binnenlinien der Eifenbabnen mit den gleichen Unternehmungen des 
Auslandes zu verbinden, jo daß die Scienenwege, den Strömen nidt 
unähnlich, verfchienene Staatögebiete durchſchneiden. Und während nament: 
lich das preußifche Gouvernement big zu den legten Jahren fich nicht unmittel- 
bar an vom Baue von Eifenbahnen betbeiligte, fondern dieſe der Privat: 
induftrie unter ftaatlicher Aufficht überlaffen hatte, wurde nunmehr eine 
unmittelbare Betheiligung der Staatsregierungen nothwendig, um durd 
Staatsverträge derartige Unternehmungen zu fihern. Größer noch wird 
diefe Betheiligung, wo eine Verpflichtung zum Selbftbaue oder aber eine 
Garantie der Eifenbahnactien binzutritt. 

Die Gegenftände, welche beim Abfchluffe derartiger Staatsverträge in 
Betracht fommen, find theils eigentlich technifche, theils find fie juriftifcher 
oder polizeiliher Natur, theils betreffen fie die Wahrung der fisfalifchen 
Intereffen over die Feftftellung ftaatshoheitlicher Fragen, namentlih alfo 
die Richtung der Bahnlinie und den Anichluß der Seitenbahnen, die Art 
und Weile des Baues, die Spurweite); das Erpropriationsverfahren, den 
Betrieb, die Bahn-, Paß- und Fremvdenpolizeid, ven Gerichtsſtand, Die 
Dberaufficht, die Sicherung des Poftregales und ver Zölle, die Benugung 
ver Transportmittel feitendg der Staatsregierungen, insbejondere zu milis 
tairifchen Zwecken. 


Deutfhe Eifenbahnen. 


Ueber folgende Eifenbahnen liegen befondere Staatsyerträge vor: 
1) die Eifenbahbn von Magdeburg über Oſchersleben nad Braunfchweig, 
Hannover und Minden wurde mit Hannover und Braunfchmeig durd den 

ı) Diefelbe beträgt durdaängig 4 Fuß 8% Zoll englifhen Maßes im Lichten der 
Schienen. 

2) Ueber die Paßkarten weiter unten. Zu ben beachtenswertben Beftimmungen ge- 
bört au, daß geaenfeitig die Nichtgeftattung son Hazardfpielen auf den Bahnhöfen ober 
in den Bahngebäuden ftipulirt iftz das Spieletabliffement auf dem Bahnhofe bei Köthen mag 
bierzu die nächte äußere Veranlaffung gegeben haben. 
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Vertrag vom 10. April 1841 verabredet. Durd einen Vertrag von dem— 
felben Tage übernahm Braunfchweig den Bau von Ofcersleben nad) 
Wolfenbüttel; e8 ward ihm zu dieſem Behufe auf diesfeitigem Gebiete 
eine servitus publica conftituirt. Für ven Bau ver Strede Dannover- 
Minden traten Kurbeffen und Schaumburg-Lippe dur den Vertrag vom 
4. December 1845/2, Februar 1846 als Berheiligte hinzu. 2) Durd den mit 
dem Königreiche Sachſen am 24. Yuli;30, September 1843 gefchloffenen Bertrag 
wurde der Bau der BreslausDresvener Bahn im Anfchluffe an die Leipzig— 
Dresdener und in Verbindung mit der Niederfchlefiich: Märfifchen gefichert. 
3) Als Verbindungsbahn zwifhen ver Leipzig-Halle-Cöthen-⸗Magdeburgiſchen 
und der Cöln- Mindener Bahn wurde mit Kurheſſen, S. Weimar und 
Sadyfen» Coburg: Gotha die Halle» Eaifeler Yinie dur den Vertrag vom 
20. December 1841/24, Januar 1842 verabredet. Ein befonderer Vertrag mit den 
legtgenannten beiden Staaten betrifft ven Bau der Strede von Halle 
bis zur Eurbeffichen Grenze (Gerftungen) ). 4) Die beiten Berträge vom 
8. November 1841/48, Februar 1842 mit Dänemarf, Medlenburg Schwerin, 
“ Hamburg und Lübeck orpnen die Herftellung der Berlin-Hamburger Bahn 
und ihr Verhälmig zur Hamburg-Bergevorfer. 5) Zur directen Verbindung 
zwifchen Berlin und Dresven unter Vermeidung des Umwegs über Halle 
und Leipzig ift die Verbindungs-Bahn zwifchen Jüterbog (Berlin-Anhalt) 
und Röderau (Reipzig-Dresven) beftimmt; ihre Ausführung wurde durch 
den Bertrag mit Sachſen vom 6. März/7, Mai 1848 ftipulirt. 6) Durch den 
Staatsvertrag mit Baiern vom 30. März/ı2. Juni 1850 hat ſich die preußifche 
Regierung verpflichtet, im Anfchluffe an die pfälzifche Ludwigsbahn von der 
bairiſchen Grenze nad der franzöfifchen zu eine Eifenbahn auf Staatskoſten 
zu bauen ?), 


Eifenbahnverbindung mit Belgien und Srankreid. 


Die Verbindung der preußifhen Eifenbahnen mit den Linien angren- 
gender nichtdeutfcher Staaten, namentlih Belgiens und Frankreichs, bat 
zunähft um die Eingangszölle zu fichern ohne ven Verkehr zu ftören, be— 
fondere Berabredungen veranlaßt, deren Refultate das Reglement über den 
internationalen Eifenbahndienft zwifchen Preußen, Franfreih und Belgien 
d. d. Brüffel, ven 8. October 1848 enthält. 


7. Telegrapben. 


Durch die Eifenbahnen ift die Anwenpung eines andern Communicationd- 
mittels weſentlich befördert worden, das für Mittheilungen den Unterfchied 
der Entfernung auf ein Minimum redueirt, wir meinen ben electrosmagne- 
tifhen Telegrapben. Binnen wenig Jahren hat fi ein intereffantes phyſi— 
kaliſches Erperiment zu einer hochwichtigen Anftalt für ven Verkehr ausge> 


1) Die betreffenden Regierungen beibeiligten fi an dem Unternehmen felbft mit 
zwei Millionen Thaler. 

2) Der Art. 10. bes Vertrags mit den Nieterlanden enthält das gegenfeitige Ber- 
fprecben über die Beförderung einer dereinftigen die Grenze überjchreitenden Eiſenbahn. 


9) 
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bildet. Die Staatsregierung bat die Wichtigfeit des Inftituts, die durch 
feine Ausdehnung wächft, nicht verfannt und feine Benugung aud über die 
Grenzen des Staates hinaus dem Publiftum möglih gemacht. Der erfte 
Vertrag diefer Art wurde mit dem induftriellen Belgien zu Brüffel unterm 
16. Mai 1850 geſchloſſen, ibm folgte bereits unterm 25. Juli deſſelben 
Jahres die Bildung des deutfch-öfterreichifchen Telegraphenvereind. Der Ber- 
trag ift zunächſt mit Defterreih, Baiern und Sachſen geſchloſſen); durd 
ihn ift die internationale Correfpondenz ?) auf fämmtlichen Telegrapbenfta- 
tionen, worüber den Bereinsregierungen die Dispofition zufteht?), für 
Jedermann zugelaffen, die Verwaltung und der Dienft gleichmäßig georpnet 9), 
die Gebühren find beftimmt und die weitere Ausbildung des Vereins nament: 
lich durch den zeitweifen Zufammentritt einer deutfchen Telegrapben-Eonferenz 
und durch den andern deutſchen Regierungen offen gehaltenen Beitritt 
möglih gemacht. 


8 Poflwefen. 


91 Die Staatsverträge über das Poſtweſen haben theils die Ausübung des 
Poſtregals in einem andern Staate, theils die Herſtellung und Sicherung 
des Poſtverkehrs zum Gegenſtande“). In erſterer Beziehung iſt zu be— 
merken, daß Preußen in ven drei anhaltiniſchen Herzogthümern“), in 
Schmwarzburg-Sondershaufen und Rudolftadt, in der weimariſchen Enflave 
Auftent”), in Waldeck und Prrmont®), in dem oldenburgifchen Fürftenthume 
Birfenfeld”) das Poftregale ausübt und in Hamburg ein Ober-Poftamt, 


1) Diejer wichtige Vertrag ift in der Gefep-Sammlung nicht abgebrudt. 

2) Auf diefe beziehen fib zunächſt die Beltimmungen des Vertrags. Durch ben 
Königl. Erlaß vom 26. September 1850 find biejelben aud für den telegrapbiichen Verkehr 
im Innern ber preußifchen Staaten ald maßgebend erklärt. Die ausführende minijterielle 
Verordnung, der Meilenzeiger unb der Tarif vom 26. September 1850 find im Staats- 
anzeiger und in bem Handelsarchive 1850 ©. 376 ff. abgebrudt. 

3) Es können alfo auch Stationen fein, die eine Staatsregierung im Auslanbe unterhält. 

4) Die Telegrapbenbeamten werben auf Bewahrung des Telegrapben - Geheimniffes 
vereibet. 

5) Beiträge zur Gefchichte des preußifhen Poftweiens in Matthias. Ueber Poſten 
und Pojt-Regale. II Be. Berlin, und deſſelben Darftellung des Poſtweſens in den Königl. 
Preuß. Staaten. 2 Bode. 2. Auflage. Berlin 1829. Material auch in Schweders 
Theatrum praetensionum, — Entſchädigungsverträge mit Thurn und Taris für bie Poften 
auf der rechten Rheinſeite und in Weftpbalen vom 4, Juni 1816 und 11. Mai 1819. 
Simon Ötaatsrecht IL. 400. — Bei den Verhandlungen über die beutfche Bunbesacte kam 
auch der Erlaß allgemeiner Beitimmungen über das Poftwejen in Deutfchland zur Sprade. 
Klübers Acten II. 94. 194. 197. Beim Bunbestage drangen befonders bie Hanſeſtädte 
auf Herftellung einer Poftverwaltung in Deutichland, allein ihre Anträge fanden feine Er- 
ledigung. Protocolle ber Bundes⸗Verſ. VII. 178., Aufgabe der Hanfeftäbte ©. 66.; Nau- 
werd II. 59. 

56) Die Poft-Anftalten in ihnen find ber Ober-Poft-Direction in Magdeburg unter- 
georbnet. 

7) Die Ober-Poft-Direction in Erfurt ift die vorgefepte Behörde dieſer Poftanftalten. 

8, Die Voftanftalten gehören zum Bezirfe der Ober-Poftdirertion Minden, 

9) Die Ober-Poft-Direstion Trier ift bie Aufjichtebehörbe. 
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in Bremen ein Poftamt'), in Boigenburg ?) eine Pofterpedition unterhält ?). 
Ueber dieſe Verhältniſſe, fowie andererfeits über die Regelung des Poſtver— 
kehrs find in neuefter Zeit Verträge bereits gefchloffen worden t) oder es 
schweben darüber noch die Verhandlungen. Hierher gebören die Poft- 
verträged) mit Franfreih®), Schweden und Norwegen”), Braunfchweig?), 
den Niederlanden), ferner ter veutichsöfterreichtiche Poſtverein '%), welcher 
außer Preußen ven öfterreichifchen Staat mit fümmtlihen Kronländern, 
Baiern, Sahfen, Hannover, Baden, beide Medlenburg, S. Weimar, 
S. Meiningen, ©. Coburg-Gotha, beide Schwarzgburg, die reußifchen 
Fürftenthümer, Holftein, Heffen-domburg und die freie Stadt Frank 
furt umfaßt’). 

Wohlfeilheit und Schnelligkeit der Beförderung der Correſpondenz ift 
erreicht; das dritte Requifit einer guten Poftverwaltung, die Sicherheit, 
läßt vielleicht im Einzelnen noch eine größere Berüdfichtigung zu wün— 
ſchen übrig. 


1) Bergl. Poftblatt 51, 41. 

2) Boigenburg in Medlenburg- Schwerin, aufgehoben durch den Vertrag vom 17. März 
1847 — Pofiblatt 47, 79. — mwiederbergeftellt dburh den Bertrag vom 18. December 1850, 
Poftblatt 50, 467. 

3) Durd ben Artifel XII. des Vertrags mit Orfterreih und Rußland über die freie 
Stadt Krakau vom 3. Mai 1815 war jedem ber drei Höfe das Recht zugeltanden, in Kra— 
fau ein eignes Poftamt zu balten. Bon diefem Rechte hatte Preußen Gebrauch gemacht; 
nach der Einverleibung Krakau's in die öfterreihiihen Staaten ift das preußifche Poftamt 
daſelbſt eingezogen worden. Poitblatt 47, 100. — Das Berzeichnif über die preußifchen 
Poftanftalten im Auslande, das im Auftiz- Minifterialblatte 42, 203. abgebrudt ift, bedarf 
der Berichtigung. 

4) Zahlreiche Abkommen über einzelne Gegenftände des Poſtverkehrs find von ben 
Pofverwaltungen unter einander getroffen worben; von allgemeinem Sntereffe it das Ab- 
fommen über Debit und Epebition der Zeitichriften — Poſtblatt 49, sos. — welches feinem 
weſentlichen Inhalte nach in den beutfch- öfterreichifchen WVereinsvertrag aufgenommen mwor- 
ben ft, 

5) Gegenftand und Zmed biefer Verträge find eine geficherte Poftverbindung, billiger, 
einfacher, gleihmäßiger Pofttarif, vereinfachte Abrechnungsweife, Regulirung der Zranfit- 
verbältniffe und bes Expeditionsweſens. 

6) Bom Jahre 1847. Hanbelsardiv 48. I. ©. 1. Poftblatt 47, ı65. 

?) Verträge vom 14. September 1840 und 21, Auauft 1847. Handelsarchiv 48, I. 
&. 5. Poſtblatt 47, 278. 

8) PRertrag vom 30, April 1849. Inftruction dazu Poftblatt 49, 189. 

9) Vertrag vom 26. Januar 1851, 

10) Vertrag mit Defterreih vom 6. |26. April 1850, Die Inftruction zur Ausführung 
deſſelben — Poitblatt 50, 243. — erörtert zugleich die in Folge diefes Vertrages eintretenden 
Beränderungen in den Berhältniffen mit den betbeiligten Staaten, fofern mit biefen ältere 
Verträge bereits beftehen. — Die gegenwärtigen Mitglieder des Vereins zählt die Belannt- 
madung bes General-Poftamts im Staatd-Anzeiger vom 16, Juli 1851 auf, — Herz, die Poft- 
Reform im beutfch-öfterreichifchen Poftverein. Wien 1851. 

. 11) Motizen über fonftige Poftverträge gibt das Poſtblatt; beifpielsweife mit Rußland 
Appditionalvertrag vom 21. Mai |, Zunt 1843, mit Puremburg Vertrag vom 16.|23, März 1547, 
Poftfonvention mit England vom 1. October 1846. 

12) Dazu gebört, daß man in ben Stand gefept wird, abfichtlich oder zufällig abhan- 

den gefommene Briefe zu verfolgen. 
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v. Berträge zur Handhabung der Nechtspflege und der 
Polizei. 


1. Ausübung der Iuftizhoheit. 


92 Mit dem Herzogthume Anhalt-Bernburg und dem Fürftentbume Waldeck 
beftehen über die Ausübung des Hoheitsrechtes der Gerichtöbarfeit befonvere 
Verträge; mit dem erftern die beiden Berträge vom 11. September 1850 
und vom 22. Februar/z. 6. März 1851: durch jenen werben die Gemeinheits- 
theilungs⸗ und Ablöfungscefchäfte im Herzogthume Anhalt-Bernburg preu- 
ßiſchen Behörden übertragen, durd viefen wird das Ober-Tribunal in 
Berlin zum oberften Gerichtshofe in Straffachen fowie in Diseiplinarfachen 
der Nichter für dag gedachte Herzogthum beftellt. In gleicher Weife ift das 
Dber-Tribunal zum oberften Gerichtshof in Straffahen für die Fürften- 
thümer Waldeck und Pormont durdy den Vertrag vom 1./8. 28. Februar 1851 
beftimmt worden. 

Einzelne nach der innern Gefeggebung anderer Staaten gegen preußifche 
Untertbanen und umgefehrt beftebende Nechtsungleichheiten find aufgehoben 
worden). So die Anwendung einer für Ausländer läftigen Beftinmung 
über den Arreftprocek im Fürftenthbume Waldeck?). Die als Netorfion früber 
angeordnete dänische und niederländiſche Gollateralfteuer fommt bereits feit 
1816 nicht mehr zur Ausübung). Ebenfo foll die in dem Anhange $. 34. 
zu der Allgemeinen Gerichtsordnung enthaltene Beſtimmung, wonach jever 
Ausländer, der in Preußen bewegliches oder unbewegliches Bermögen beſitzt, 
von jedem preußifchen Unterthban bei demjenigen Gerichte, in deſſen Bezirke 
fidh dieſes befindet, auch zur Befriedigung perfönlicher Forderungen aus dem 
im Lande befindlichen Objecte verklagt werden fann, gegen Einwohner ver 
deutfchen Bundesftaaten nicht mehr angewandt werden), außer zur Wieder: 
vergeltung ?). 


1) Die Territorialveränderungen im Jahre 1815 machten in Betreff ſchwebender Pro- 
zefje, fo wie der Rechteverbältniffe der durch die neue Landesgrenze getbeilten Beſitzungen 
und ihre Eigenthümer nöthig. Dabin gehören befonbers die mit Sachſen wegen Abgabe 
und Fortfepgung anbängiger Rectefahen, wegen der von ber Grenze getroffenen Lehngüter 
geichloffenen Eonventionen. Die Grenzverträge mit Frankreich, namentlich ber vom 23. Octo— 
ber 1829 und mit Rußland vom Y1. November | 30, October 1817 entbalten bierber gehörige 
Beftimmungen. 

2) Vertrag vom 6. Mai 29. Mär; 1840. 

3) Verordnung vom 20. Auguft 1816. 

4) Berorbnung vom 7. Juli 1819: Mir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaben, 
König von Preußen 1. x. In dem $. 34. des Anhanges zur Allgemeinen Gerichts - Drd- 
nung ift verordnet, daß jeder Ausländer, welcher in ben Preußifhen Staaten bemwegliches 
oder unbewegliches Vermögen befikt, von einem Preußifchen Untertban bei demjenigen Ge— 
richte, unter welchem fih biefes Bermögen befindet, auch wegen perfönlicher Forderungen 
zum Zmwed der Befriebigung aus dem im Lande befindlichen Objekte, in Anſpruch genom- 
men werben fann. In Erwägung, daß bie gegenwärtigen Berbhältniffe eine Beibehaltung 
diefer, aud Unferm SHabinets-Befehl vom 15. März 1809 bervorgegangenen Beſtimmung, in 
Beziebung auf bie Staaten des deutſchen Bundes, nicht länger nöthig machen, verorbnen 
Wir, nah rrfordertem Gutachten des Staateratbe, wie folgt: Der $. 34. des Anbanges 
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2. Naddrud. 


a) Deutfde Staaten. 


Mitten inne zwifchen dem Eivil- und dem Criminalrechte ftehen diejenigen 
Beftimmungen, weldhe nach zwei Eeiten bin zum Schutze des Eigenthbums 
mit mebreren Staaten vereinbart worden find: die Mafregeln zur Unter: 
drüdung des Nachpdrudes und zum Schutze der Rabrifzeichen*). Nachdem 
Preußen durch eine Reihe von Verträgen mit den meiften deutichen Staaten 
den litterarifchen Diebftahl, das buchhändleriſche Kapergewerbe zu unter: 


zur Allgemeinen Gerichte-Ordnung fol Künftig in denjenigen Theilen der Monarchie, wo er 
bis jeßt geltend ift, gegen bie Einwohner der beutfchen Bundesftaaten nicht weiter zur An- 
wendung gebracht werben; jedoch wird bas MWiebervergeltungsrecht in ben dazu geeigneten 
Fällen vorbehalten. Des zu Urkund haben Wir biefe Verordnung Höchfteigenbänpig voll- 
zogen und mit Unferm Königlichen Infiegel bedruden laſſen. Gegeben Berlin, den 7. Juli 
1819. ©. ©. 19, 212. 

5) So namentlih gegen Kurbeflen, Refcript des Königl. Juftiz-Minifteriums vom 31. 
Detober 1835: Nah dem $. 34. des Anbanges zur Allgemeinen Gerichts - Orbnung fann 
jeder Ausländer, welcher in ben Preußiſchen Staaten bewegliches oder unbewegliches Ver— 
mögen befigt, von einem Preußifchen Untertban bei bemjenigen Bericht, unter welchem fich 
dies Bermögen befindet, auch wegen perlönlicher Forberungen zum Zwed der Befriedigung 
aus bem im Lande befindliben Dbjerte in Anfpruch genommen werden. Dieſe Vorfcrift 
it durch die Allerböchfte Verorbnung vom 7. Auli 1819 (Gefepfammlung ©. 212.) im Ver- 
baltmiß zu beutfchen Bunbesftaaten aufgehoben worben, indem bafelbit beftimmt ift: „ber 
8. 34. des Anbanges zur Allgemeinen Gerichte-Orbnung foll künftig in denjenigen Theilen 
ber Monarcie, wo er bis jegt geltend if, gegen bie Einwohner der deutſchen Bundesftaaten 
nicht weiter zur Anwendung gebracht werben, jeboch wird das Miedervergeltungsrecht in den 
dazu geeigneten Fällen vorbehalten.“ Zufolge bes lepteren Zufages gebt die Verordnung 
davon aus, daß 1) die übrigen beutfchen Bundesftaaten gleiche Grundfäge, wie nah Auf- 
bebung des $. 34. bed Anhanges biesfeits gegen die Untertbanen berfelben würden in An- 
wendung fommen, auch gegen Preußifche Untertbanen gelten faffen, mithin, daß fie Preußifche 
Untertbanen wegen perfönlicher Forderungen nicht vor ihr Forum ziehen; 2) daß fie, wenn 
fie foldes gleihmwohl thun, einem Princip ber Gerechtigkeit, worauf die diesfeitigen Vorfarif- 
ten wegen Begründung des Gerichtsſtandes beruhen, zuwider handeln, hierdurch aber 3) ber 
biesjeitigen Regierung das Recht geben, ein äbnliches Verfahren gegen fie zu beobachten, 
weshalb benn auch bie Anwendung dieſes Rechts durch die Verordnung in den dazu geeig- 
neten Fällen auadrüdlich vorbehalten wird. Den vorſtehenden, der Allerböchften Verordnung 
vom 7, Juli 1819 zur Grundlage dienenden Grundſätzen zuwider ift in ber Kurheſſiſchen 
Verordnung vom 24, Juli 1825 beftimmt, daß Ausländer ohne Unterſchied, alfo auch Preu- 
ßiſche Unterthanen aus allen Theilen ber Monarchie, bie mit Grundeigentbum jeglicher Art 
im Kurheſſiſchen angefeffen find, vor den dortigen Gerichten au wegen aller perfönlichen 
Forderungen des Aurbeffiichen Staates oder beffen Untertbanen in Anfpruch genommen mwer- 
den fönnen. Die fämmtlihen Gerichtsbehörben werden baber fraft des in der vorgebadten 
Allerböchften Verortnung gemachten ausbrüdlichen Vorbehalts hiedurch angewieſen, das nad 
vorftebendem Geſetze in Kurbeffen zu beobactende Berfabren gegen biefen Staat ebenfalls 
geltend zu machen, und demzufolge Stlagen biegfeitiger Untertbanen gegen jeden Kurheſſiſchen 
Untertban, der mit Grunbeigentbum irgend einer Art in Preußen angefeffen ift, wegen per- 
fönlicher Forderungen bei den biesfeitigen Gerichten ebenfo zuzulaflen, ale dies gegen Preu- 
Bifhe Untertbanen vor Kurheſſiſchen Gerichten gefchiebt. v. Kampp Jahrb 1835. Bd. I. 
©. 486. 

*) Die Berträge zum Echupe bes litterarifchen Eigenthums find ein Beifpiel neueſten 
Datume, wie bie Aucbildung bes particularen Rechtes einen Einfluß auf das Völkerrecht 
übt und üben wird. 
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trüden mit Erfolg bereits bemüht gewefen war), gieng aud der deutſche 
Bundestag auf Diefe Materie auf Anregung des preußifchen Bundestags— 
gefandten ein?). Durd den Beichluß vom 6. September 1832 verpflichteten 
fih die deutjchen Regierungen bei der Anwendung der eigenen gegen den 
Nachdruck erlaffenen Gefege einen Unterfchied zwifchen ihren gegenfeitigen 
Untertbanen nicht zu machen. Weiter gieng der Beichluß vom 29, November 
1837, welder das geiftige Eigentbum an litterarifchen Grzeugniffen und 
Producten der Kunft anerfennt und innerhalb eines beftimmten Zeitraums 
pofitiv ſchützt); die darin ausgefprochenen Grundſätze wurden durch den 
Beſchluß vom 22. April 1841 aud auf die Darftellung mufifalifcher Com— 
pofitionen und dramatiicher Werfe ausgedehnt. Endlich ift durd den Be- 
ſchluß vom 19. Juni 18459) nicht allein der Zeitraum, innerbalb deſſen 
der Schus gewährt wird, erweitert ®), fondern es find auch Beltimmungen 
über die im Falle des Nachdrucks zu gewährenvden Entichädigungen und zu 
verhängenden Geldftrafen getroffen worden ®). 


b) England. 


Bon nichtveutfchen Staaten befteht nur mit Großbritannien ein Vertrag 
wegen des gegenfeitigen Schutzes der Autorrechte gegen Nachdruck, unbe: 
fugte Nachbildung oder Vervielfältigung berausgegebener Werke der Litteratur 
und der fchönen Künſte, ſowie gegen unbefugte Öffentliche Darftellung oder 
Aufführung dramatifcher oder mufifaliiher Werfe, Desgleichen wegen ver 
in Großbritannien zu erbebenden Zölle von den dahin aus Preußen ein- 
gehenden Büchern, Stichen oder Zeichnungen vom 13. Mai 16. Juni 1846, 
Dadurd wird den beiderfeitigen Untertbanen ein gleiher Schug gewährt”), 
worauf durch die Eintragung in das Regiftrirungsbud des Buchhändler: 
vereins in London bei einem dieſſeitigen Werlagswerfe oder aber durch 
Aufnahme in das Verzeichniß, welches das preußifche Minifterium ver 
Unterrichts =Angelegenbeiten führen läßt, bei einem in England zuerft 
erfcheinenden Werfe der Anfpruch erworben wird. Achnliche Beftimmungen 
fommen in Betreff der Darftellung dramatifcher und mufifaliicher Werke 
und der Nachbildung von Kunftwerfen zur Anwendung. Diejenigen deutſchen 


) Die Vereinbarungen fanden in den Jahren 1827, 1828 und 1829 ftatt. Die Ca- 
binets-Orbre vom 16. Auguſt 1827 — G. €. 27, 123. — mies bazu bie betheiligten Mi- 
nifterien an. 

2) Der Nrtifel 18. der deutſchen Bunbesacte unter d. verbeißt bereits gleiförmichge 
Verfügungen über die Sicherftellung der Rechte der Schriftfteller und Verleger gegen den 
Nachdruck. 

3) Mährend eines Zeitraums von mindeſtens zehn Jahren, höchſtens zwanzig Jahren. 

4) Alle diefe Befchlüfe fommen bei vorausgefepter Reciprocität auc in den nicht zum 
beutfchen Bundesgebiete gebörigen preußischen Lanbestheilen zur Anwenbung. 

5) Bis auf dreißig Jahre nad dem Tode bed Autors, beziebungemweife feines Rechts- 
nacfolgers, 

6) Geldentſchädigung nah dem Verfaufspreife des Originalwerfes zu bemeſſen, Gelb» 
bufe bis 1000 Gulden, wo die Landesgeſetzgebung nicht neh höhere Strafen vorſchreibt. 

7) Das neue preußische Strafgefepbuh enthält Feine Beſtimmungen über den Nad- 
brud, Das Grfep som 11, Juni 1837 — ©, ©. 37, 165. — fommt no zur Anwendung. 
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Staaten, welche zum deutfchen Zoll- und Handelövereine gehören, oder 


demfelben fpäter noch ſich anfchliefen, haben das Recht, diefer Uebereinfunft 
beizutreten '). 


3, Waarenbezeihnung. 


Das Gefeg zum Schuge der Waarenbezeichnungen vom 4. Juli 18409) 
fommt in Folge von Neciproritätserflärungen aud zum Schutze der Unter: 


1) Bon diefer Befugniß bes Beitritts haben das Königreih Sachſen — ©. ©. 46, a9ı. 
— Braunfhweig — ©. ©. 47, 120. — und ber Thüringiſche Zoll- und Handelsverein — 
G. ©, 47, 215. — Gebrauch gemadt. Diefe beutfhen Gebiete werben unter ſich als eine 
angejeben, fo daß ein Werk, was in dem einen erſchienen, in dem andern aber ausgeführt 
wird, fo zu betrachten ift, als würde cd aus dem Lande feines Erfcheinens ausgeführt. — 
Die Zolfäge enthält der Art. 4. 

2) Es lautet: Mir Friedrich Milhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ac. ır. 
verordnen, um den Hanbelsverfehr gegen fälihlide Waarenbrzeichnungen zu fhüßen, auf 
den Antrag Unferes Staats-Minifteriums und nach erfordertem Gutachten Unferes Staats» 
ratbs, für den ganzen Umfang Unferer Monarchie, was folgt: 8. 1. Wer MWaaren oder 
deren Verpadung fälfchlih mit dem Namen oder ber Firma und mit dem Mohn- ober Fa- 
briferte eines inländifchen Fabrik Unternehmers, Produzenten oder Kaufmanns bezeichnet, 
oder wiſſentlich dergleichen fälfchlich bezeichnete Waaren in ben Verkehr bringt, bat, infofern 
damit nicht ein ſchwereres Verbrechen verbunden ift, Sefängnißftrafe, welche die Dauer Eines 
Jahres, und zugleih eine Geldbuße, welde die Summe von Ein Taufend Thalern nicht 
überfteigen barf, verwirkt; es kann jedod in geringfügigen fällen oder bei befonders mil- 
bernden Umftänden bloß auf Geldbuße erfannt werden. $. 2. Tiefe Strafe ($. 1.) wird 
dadurch nicht ausgeichloffen, daß bei der MWanrenbezeihnung ber Name oder die Firma und 
ber Wohn - ober Fabrikort mit geringen Abänberungen wiedergegeben worden, welche nur 
durb Anwendung befonderer Aufmerkffamfeit wahrgenommen werden können. Ob ein fol- 
her Fall vorhanden fei, bat ber Richter zu ermeſſen, welchem überlaffen bleibt, dag Gut- 
achten von Sachverſtändigen einzubolen. $. 3. Alle dem gegenwärtigen Gefege entgegen- 
ftebenden allgemeinen und befonderen Borfchriften werben hierdurch aufgehoben, infonderbeit: 
1) der $. 1451. Titel 20. Theil MH. des Allgemeinen Landrechts, 2) das Geſetz wegen Ein- 
führung eines Fabrıfjeichens in den Provinzen Schlefien, Pojen, Preußen, Weitpreußen, 
Pommern, Brandenburg und Sachſen auf dem daſelbſt verfertigten Stabeifen, vom 3. Juli 
1818, 3) bie Artikel 72 bis 79 des für bie vormals Bergiſchen Landestheile ergangenen 
Dekrets wegen der Einrichtung ber Fabrifengerichte vom 17. December 1811, 4) bie auf 
der linken Rhbeinfeite beftebenden Vorfchriften a) des Geſetzes wegen der Manufacturen, 
Fabrifen und MWerfftätten vom 22. Germinal des Jahres XI, NArtifel 16. bis 18, und 
b) bes durch das Decret vom 20. Februar 1810 in einer abgeänderten Faſſung nen publi- 
eirten Reglements für ben Ratb der Gewerbeverftändigen vom 11. Juni 1809, Artikel 4, 
bie 9,, und 5) der Artifel 142. des Rheinifchen Strafgeſetzbuchs, foweit er fih auf fälfch- 
liche Waarenbezeichnungen mittelt Nachahmung der Siegel, Stempel oder Marfen ber im 
$. 1. bezeichneten Perfonen bezieht. F. 4. Die Beftimmungen der $S. 1. und 2, finden 
auch zum Schutze ber Unterthanen berjenigen Staaten Anwendung, mit benen über bie Re- 
eiprocität Mebereinfunft getroffen worden ift. Urfundlich unter Unferer Höcfteigenbändigen 
Unterfchrift und beigedrudtem Königlichen Infiegel. Gegeben Sanefouci, ven 4. Juli 1840, 
G. ©. 40, 4. Die Beftimmungen der $$. 1. und 2, mit Ausnahme des Schlußſatzes 
des letztern bilden den $. 269. des neuen Strafgefepbuces, nur if folgender Zwifchenfag einge- 
ſchoben: „biefelbe Strafe tritt ein, wenn bie Handlung gegen die Angebörigen eines frem- 
ben Staats gerichtet ift, in welchem nad publicirten Verträgen oder Geſetzen die Gegenſti- 
tigfeit verbürgt if.“ 
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tbanen von Sachſen ), Reuß- Plauen 9), Baiern ) und Braunfhweig *) 
zur Anwendung. 


4. Derträge über die Rechtspflege. 


Mit den angrenzenden deutfchen Staaten find zur Beförderung ber 
Rechtspflege befondre Abfommen getroffen worden ): in Betreff der öſtlichen 
Hälfte der Monarchie fehr ausführliche mit vem Königreihe Sachſen, Sachſen— 
Weimar und den ſächſiſchen Herzogthümern, mit Braunfchweig, beiden 
Schwarzburgs, Reuß und Anbalt-Bernburg®). Sie beziehen fidy auf die 
Gerichtsbarkeit in bürgerlich ftreitigen wie nichtftreitigen Rechtsſachen, ſowie 
auf die Strafgerichtöbarfeit). Die angenommenen Prineipien find in diefen 
Verträgen diefelben: bei ihrer bier folgenden Aufzählung werden die mit 
andern Staaten verabredeten Feftfegungen angeführt werden. 


Civilrecht. 


Als allgemeiner Grundſatz iſt angenommen, daß ſich die Gerichtsbe— 
hörden in Civil- wie Criminalſachen diejenige Rechtshülfe leiſten, welche 
den Gerichten des Inlandes nach deſſen Gerichtsverfaſſung nicht verweigert 
werden darf“). Für die Gerichtsbarkeit in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten 


1) Erklärung vom 12, Februar 184, G. ©. 41, 4. 

2) Erklärung vom 5. October 1842. G. ©. 42, aı2. 

3) Erflärung vom 24. Juli 1843. ©. ©. 43, 309, 

4) GErflärung vom 15. Auguft 1843. ©. ©. 43, 320. 

5) Das neuefte und intereffantefte Werk über bie bier berübrte Materie ift von Foe- 
lix, Traitö du droit international prive. Paris 1843. Darin ift auch die Gefrggebung und 
das vertragsmäßige Staatsrecdht Preußens ziemlich ausführlich berüdfichtigt worden. Gleichwobl 
dürfte cd der Mühe werth fein, die Materie fperiell vom preußiſchen Standpunfte aus zu 
bearbeiten, vielleicht als einen Theil bes preußischen Arembenrechts, das die Grundſähe zu- 
fammenzuftellen bätte, welche die preußifche Regierung gegen fremde Staatsangehörige über- 
baupt befolgt. Sehr gern werde ih Bearbeitern dieſes Thema's und anderer, deren dieſes 
Buch eine reiche Zahl darbieten dürfte, die Notizen gewähren, bie mir darüber zur Hand 
find. — Weitere Litteratur bei Föhix und bi Schäffner, Entwidelung des internationalen 
Privatrebts (Frankfurt a. M. 1841) $. 5. 

6) Königreich Sachen 14. Ostober| 5, December 1839, Sachſ.Weimar 31. März 1819, 
25. Mal /g, Juni 1824, Braunfhweig %-|9. Dec. 1841, Schwarzb.-Sondersb. 13. Rev. 27. Der. 
1843, ©. NRubolftabt 12. Auguſt 18. October 1840, Reuß-Plauen ältere Linie 15. Nov. 49, Der. 
1845, jüngere Linie 5. Juli 1834, Anbalt- Bernburg 9 er. September 1840, ©. Eoburg- 
Gotha 23. December 1833, ©. Altenburg 8. Mai 1819, 18. Bebruar | 54 Januar 1842. 

7) Die daneben beftebenden befonderen Berträge über die Forftfrevel und Auslieferung 
ber Verbrecher und Deferteure werben weiter unten erwähnt werben. 

3) Die allgemeinen Grundſätze, nach melden bie Infinuationen im Auslande zu be- 
wirfen find, enthalten die Cabinetdorbred vom 4. Juni 1838 — G. S. 38, 55. — und vom 
21. Juni 1836 — ©. ©, 36, 202. dazu zahlreiche Erläuterungs-Referipte in den Jahrbüchern, 
wovon fih eine Jufammenftelung in dem leßtern, Jahrgang 1844, ©. 207 ff. befindet. 
Ueber das Verhältniß mit mehreren ſüddeutſchen Staaten macht das Refeript des Yuftiz- 
Miniftere vom 22. November 1834 Mittbeilung: Durd die zwifchen Preußen und mebreren 
deutſchen Buntesftaaten in den Jabren 1819 und 1820 hinſichte der gegenfeitigen Beförde- 
sung gerichtlicher Requifitionen und Infinuationen getroffenen und durd die Jahrbücher für 
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gilt das Prineip, daß der Kläger dem Beklagten folgen muß"). Die Eri- 
terien des perfönlichen Gerichtäftandes ?), des Forums der Sache, der Erb- 
haft, des Arreftes, des Contrarts, des Concurſes) und der geführten 
Verwaltung find nebft ven daraus folgenten rechtlichen Wirfungen feitge- 
ſtellt): namentlich ift jede an einem zuläffigen forum rechtshängig gewordene 
Nechtöfache dafelbft zu beendigen und jede Intervention begründet bei dem 
Gerichte des Hauptproceffes die Gerichtäbarfeit auch über ven ausländischen 
Intervenienten ®). 

Die in Eivilfahen in einem Staate ergangenen vollftrefbaren richter: 
lihen Erfenntniffe, ſowie die vor Gericht in Proceſſen abgefchloffenen voll: 
firedbaren Vergleiche werden auf vorherige NRequifition auch in dem andern 


die Preußiſche Gefepgebung zur öffentlihen Kenntmiß gebrachten Vereinbarungen *) ift be- 
ſonders beftimmt worden, daß bie Beförberung der Requifitionen und Infinuationen banpt- 
fachlich durch den Preußifhen Seneral-Profurator zu Köln als Gentralbebörbe bemwirft, und 
dadurch der unmittelbare Berfehr der gerichtlichen Behörden in ben betreffenden Bunpes- 
faaten vermieden werben folle. Dieſe Vereinbarungen find jedoch im Paufe dieſes Dahres 
auf diplomatifhem Wege dahin mobdificirt worden, daß 1) in Bezug auf die Preußifchen 
Mbeinprovinzen die bisherige Stellung bes General-Profurators zu Köln ald Vermittelunge- 
bebörbe für die gerichtlichen Requifitionen und Infinuationen ganz wegfällt, und die Cor- 
refpondenz unmittelbar von und mit ben Ober-Profuratoren jebes Rheiniſchen Landgerichts, 
dem Tiuftigfenat zu Koblenz, und refp. dem General-Profurator für die ben Appellationshof 
zu Köln betreffenden Sachen zu führen ift, daß ferner 2) in Anfebung ber übrigen Preuß. 
Provinzen die gerichtlichen Requifitionen und Infinuationen auswärtiger Staaten durch je- 
des Obergericht für feinen Bezirk befördert und beforgt werben follen, und daß dagegen auch 
3) tie diesfeitigen Rrquifitionen an Gerichtsbehörden in den veutichen Bundesftaaten durch 
unmittelbare Gorrefpondenz mit den auswärtigen Gerichtsbehörden zu befördern find. Fin— 
tet fih bei auswärtigen Requifitionen,, taß die Beförderung derfelben durch ein anbe- 
reg, als das requirirte Obergericht erfolgen muß, fo ift bie Requifition nicht zurüdzufenden, 
fondern an das betreffende Dbergericht mittelft Marginalverfügung fchleunigft abzugeben. 
Bei jeder dergleihen Correſpondenz mit auswärtigen Behörden find übrigens bie, binfichts 
der Koften- und Portofreibeit der gerichtlichen Infinuationen in den zwifchen Preußen und 
den betreffenden Staaten abaefchloffenen Abfommen enthaltenen Beftimmungen genau zu be— 
rüdfihtigen. Das Königl. ꝛc. bat fih biernach zu achten und zugleich die Untergerichte fei- 
ned Departements mit ben nötbigen Anmeifungen zu verfeben. Berlin, den 22. November 
1834. Jahrbücher Bv. 44. ©. 358, 

1) Zur Infinuation einer Vorladung auf eine angeftellte Widerflage, fo wie zur Boll- 
firedung bes in einer MWiderflagfache ergangenen Erfenniniffes ift das requirirte Gericht nur 
unter ben in feinem Staate in Betreff der Widerflage geltenden Beftimmungen verpflichtet. 

2) Diefer Gerichtäftand, den der Mohnfig beftimmt, bildet die Regel: bat Jemand 
in beiden Staaten feinen Wohnfip, fo hängt die Wahl des Gerichtsſtandes von dem Kläger 
ab. Bei eintretendem Concurſe entfcheibet in diefem Falle die Prävention, 

3) Befondere Hebereinfunft mit Defterreich zur Beförderung der Rechtepflege in ben 
Fällen des Concurſes vom 12. Mat | 6. Zuni 1844, 

4) Provocationsklagen gehören vor bas Gericht, vor welches die Hauptfadhe gebören 
mürbe. 

5) Sie ſei principal ober acceſſoriſch, doch darf ſie nicht eine beſonders zu behandelnde 
Rechtsſache ſein. In der Convention mit Reuß-Plauen j. L. wird eine ſolche Intervention 
als eine „ächte“ bezeichnet. 

*) Mit Baiern, Hıflen-Darmfabt und Baben, Refeript vom 17. Januar 1820 (Jahrb. Bb. 14. S. '97.), mit 
Sachſen Coburg, Refcript vom 7. Juli 1820 (Jabrb. Bb. 15. S. 264.), mit Naſſau, Refeript vom 25. Mär, 920 


(Jadrb. Dr. 15. ©. 266.), mit Hefirn-Homburg und ranffurt a. M., Refeript vom 31. Januar und 15. Februar 
1821 (Jabrb. Br. 17. S. 4. 36.). 
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Staate an dem dortigen Vermögen des Sadfälligen unmeigerlih voll- 
ftredt N. 

In nicht ftreitigen Rechtsfachen, bei Rechtsgeſchäften unter Lebenden wie 
auf ven Todesfall wird die Gültigfeit verfelben rüdfichtlich ihrer Form nach 
den Gefegen des Ortes, wo fie eingegangen find, beurtheilt, mit der Be— 
Ichränfung, daß, wenn nad der Staatsverfaffung die Gültigkeit einer 
Handlung von der Aufnahme vor einer beftimmten Behörde abhängig ift, 
ed dabei fein Bewenden behält. Berträge über ein dingliches Recht auf 
unbewegliche Sachen richten fich nach den Gefesen des Orts, wo die Sachen 
belegen find. 


Strafredt. 


Verbrecher und andere Uebertreter von Strafgefegen werden von dem 
Staate, dem fie angebören, in der Regel nicht ausgeliefert, fondern wegen 
der in dem anderen Staate begangenen Berbrechen beftraft 9. Iſt ein zur 
Unterfuchung gezogener Verbrecher gegen juratorifhe Caution oder Hand— 
gelöbniß entlaffen worden, fo wird auf Requifition das gegen ihn ergangene 
Erfenntniß in dem Heimathsſtaate, fofern das Vergeben nad deffen Gefeg- 
gebung nicht bloß als eine polizeiliche oder finanzielle Uebertretung anzufeben 
iſt ), vollftredt 9. 

Entzieht ſich der Verbrecher vor der Berurtbeilung der Unterſuchung 
durch die Flucht, fo ſteht e8 dem unterfuchenvden Gerichte frei, unter Mit— 
theilung ter Acten auf Fortfegung der Unterfuchung und Beitreibung der 


1) Die Vollfiredbarfeit der Erfenntniffe in dem Bezirke bes Appellationegerichts zu 
Cöln und in der Provinz Rheinheſſen geaenfeitig fipulirt dur den Vertrag vom *-|19. 
Juni 1841, 

2) Das neue Strafgeſetzbuch enthält im $. 4. folgende allgemeine Beftimmungen: 
Wegen der im Auslande begangenen Verbrehen und Vergehen findet in Preußen in der 
Regel feine Verfolgung und Beltrafung ftatt. Jedoch kann in Preußen nach preußijchen 
Strafgefegen verfolgt und beitraft werben: 1) ein Ausländer, welcher im Auslande gegen 
Preußen eine in diefem Strafgefepbube als eine bodverrätberifce oder als eine Majeftäts- 
beleidvigung bezeichnete Handlung oder ein Münzverbrechen begangen batz 2) ein Preuße, 
welcher im Auslande gegen Preußen eine bochverrätberifche oder eine lanbesverrätberifche Hand» 
lung, eine Majeftätsbeleibigung oder ein Münzverbrechen begangen bat; 3) ein Preuße, welcher 
im Auslanbe eine Handlung begangen bat, welche nach preußischen Geſetzen als ein Verbrechen 
ober ein Vergeben bejtraft wird, und auch durch die Geſetze des Orts, wo fie begangen wurbe, 
mit Strafe bedroht if. Die Verfolgung und Beftrafung bleibt jedoch in diefem Falle audge- 
fchloffen, wenn von den Gerichten des Auslandes über die Hanblung rechtokräftig erfannt 
und die etwa ausgeſprochene Strafe vollzogen ober durch Begnadigung erlaffen if. Meber- 
tretungen, bie im Auslande begangen werden, follen in Preußen nur dann beitraft werben, 
wenn bies durch befondere Geſetze oder Staatsverträge angeordnet ift. 

3) Bei derartigen Uebertretungen wird auf Requifition der Angeklagte zwar nicht 
zwangsweiſe geftellt, ihm aber verftattet, ſich freiwillig zu ſtellen, um fi zu veriheidigen und 
das bier zuläffige Eontumazialverfahren zu verhüten. Verurtheilungen in diefen Fällen find 
an ben in Beichlag genommenen Gegenſtänden ſtets vollfiredbar. Die —— des 
Zollkartels vom 11. Mai 1833 werden hierdurch nicht alterirt. 

4) Das dem requirirten Staate zufländige Strafverwandlungs= und Begnadigungs- 
recht wird dadurch nicht ausgeſchloſſen. 
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aufgelaufenen Untoften aus dem Vermögen des Verbrechers anzutragen. Iſt 
diefer nicht im Stande, die Koften der Strafvollitrefung zu bezablen, jo 
bat ſolche der requirirende Staat zu tragen. 

Verbrecher, welche aus dem Staate, wo fie das Verbrechen begangen 
haben, in den andern Staat flüchten, ohne vemfelben als Unterthanen ans 
zugebören, müffen nad vorgängiger Requifition obne Erftattung ver Koften 
ausgeliefert werden Y. Daffelbe findet Statt, wenn in Beziehung auf beide 
Staaten der flüctige Verbrecher ein Ausländer ift, jedoch mit der Be— 
fchränfung, daß dem requirirten Staate überlaffen bleibt, ob er dem Aus: 
lieferungsantrage Folge geben will, bevor er die Regierung, welder der 
Verbrecher als Unterthan angehört, von dem Antrage in Kenntniß gefegt 
und deren Erflärung erhalten hat, ob fie den Angefchulvigten zur eigenen 
Beftrafung reelamirt. 


KRoften. 


Gerichtliche und außergerichtliche Unterfuhungsfoften, welde von dem 
competenten Gerichte des einen Staates feftgefegt find, follen auf Verlangen 
auch in dem anderen Staate von dem dafelbft fi aufhaltenden Sculpner 
ohne Weiteres erecutivifch beigetricben werden. Liegt die Zablung dazu 
unvermögenten Perfonen ob, fo werden bei Requifitionen in Civil- wie 
Criminalſachen, nur die baaren Vorläge, als Porto, Botenlöhne, Zeugen- 
gebühren, Copialien, Transportfoften liquipirt ). 

Zum Nachweiſe der Zahlungsunfähigfeit einer Perfon genügt das Zeug: 
nik des Gerichts des Wohnorts. Hat diefelbe in einem dritten Staate ihre 
Heimathb und follte die Beitreibung der Koften von dorther mit Schwierig: 
feiten verbunden fein, fo wird angenommen, es fei fein Bermögen vorhanden. 
Eben fo wird verfahren, wenn der Angefchuldigte zur Zragung der Koften 
nicht verurtbeilt wird. 

Die aus Prozeffen und Unterfuchungen ver Anwälte berrührenven For: 
derungen gehören zwar, fobald fie durd dag betreffende Gericht Feftgeftellt 
find, zu den beizutreibenden Koften, doch müſſen fie in Preußen im Wege 
des Mandatsproceſſes geltend gemacht werden ), wobei dem auswärtigen 
Rechtsanwalte behufs Foftenfreier Beitreibung ein Affiftent von Amtswegen 
beftellt wird. *) 


!) Durd den Vertrag vom 10. April 1841 ift mit dem Großherzogthum Heffen ge- 
genfeitig die Verfolgung der Verbrecher über die Landesgrenze binaus ftipulirt. Erläute- 
runge-Refeript dazu vom 23, Auguft 1841 Juſtiz-Miniſterialbl. 41, 203. 

2) Befonbere Abkommen hierüber mit Mürttemberg vom 1, Auguft 1826, mit Med- 
Ienburg- Strelipg vom 18. Mai 1830, mit Defterreich 13. Auguf | 0. September 1844, mit 
Baiern vom 17. Mai 1834, mit Naffau vom 27. März 1828, mit den Nieberlanden vom 
7. Juni 1823; der Vertrag mit dem Königreihe Sachſen vom 12. März 1823 ift durch 
$. 45. der Uebereinfunft vom 14- Deteber | 14, December 1839 erledigt. Durch Reciprorität ber- 
beigeführt erfolgen Infinuationen aus und nach Frankreich Foltenfrei. Reſcript des Juſtiz— 
Minifterse vom 23. Mai 1827, Jahrbücher Br. 30. ©. 204. 

3) Nach $. 1. der Verordnung vom 1. Juni 1833. 

4 Gleiche Grunbfäge enthalten bie befondern Uebereinkünſte mit Württemberg, Kur- 
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Auslieferung von Derbredern. 


100 Mit anderen deutfchen und nichtdeutichen Staaten beftehen mit Belgien '), 
Franfreih 9, den Niederlanden 9), Luremburg ) und Rußland ®) befondere 
Verträge über die Auslieferung von Verbrechern. Ein wefentlicher Unter: 
fchied der Verträge mit den erft genannten Staaten und dem mit Rußland 
beitebenden liegt darin, daß in jenen die einzelnen Kategorien von Ber: 
brechern, welche ausgeliefert werden follen, fpeciell genannt und dabei po— 
litifche Verbrecher auägefchloffen find: beides ift in dem preußifcheruffifchen 
Bertrage nicht der Fall. Ausdrücklich ift nod mit Defterreih und Rußland 
ftipulirt ©), daß, wer in einem der drei Staaten der Verbrechen des Hoch— 
verraths, der beleidigten Majeftät oder der bewaffneten Empörung fich ſchuldig 
gemacht oder in eine gegen die Sicherheit des Thrones oder der Regierung 
gerichtete Verbindung fich eingelaffen hat, in feinem der anderen Staaten 
weder Schug noch Zuflucht finden, vielmehr der Regierung, der er angehört, 
auf Reclamation ausgeliefert werden foll. 

Dur ven Bundestagsbeihluß vom 18. Auguft 1836 ift jevem Bun- 
desſtaate die Verpflichtung auferlegt, Individuen, welche ſich der Anftiftung 
eines gegen den Souverain oder gegen die Eriftenz, Integrität, Verfaffung 
oder Sicherheit eines anderen Bundesftaates gerichteten Unternehmens oder 
einer darauf abzielenden Verbindung beinzichtigt, find, dem verlegten oder 
bevrobten Staate auszuliefern 9). 


Unterdrühung der Forfifrevel, 


101 Das Zollcartel wie das Müngcartel unter den Zollvereinsftaaten, bie 
Uebereinfunft mit dem Steuervereine wie mit Belgien wegen Unterdrüdung 
des Schleichhandels, welde ſämmtlich auch die Materie dieſes Abfchnittes 
berühren, find fchon angeführt worden. Hier bleiben noch die Verträge zu 
erwähnen, welche mit benachbarten Staaten zur Unterdrückung der namentlich 
in den Grenzwaldungen verübten Forftfrevel geſchloſſen worden find; dieſe 
Stipulationen find mit mehreren Staaten aud auf Jagd-, Fifch- und Feld— 
frevel ausgedehnt worden. Nach denſelben erfolgt gegenfeitig die Beftrafung 
derer, welche in dem anderen Gebiete gefrevelt haben in gleicher Weife, ale 
wäre ver Frevel im eigenen Staatögebiete verübt worden: vie Verfolgung 


beifen, Baden, publicirt unterm 27, November 1837, und mit Schwarzburg-Sondershaufen, 
publicirt unterm 7. März 1838. 

I) Bertrag vom 29, Juli 1836, 

2) Pertrag vom 21. Juni | 20, Yuguf 1845. 

3) Vertrag vom 17. November 1850. 

4) Vertrag vom 11. März 1844, 

5) Die Cartel-Convention vom %@.|s, Mai 1844 bezieht fih auf Verbrecher wie auf 
Deferteure; durch fie find die früberen Conventionen vom 9. |,7. März 1830 und vom 
25. Maiig, Augup 1816 aufgehoben. 

6) Yublications-Patent vom 15. März 1834. BVeranlaffung zu biefen Stipulationen 
war der Befig früber polnifcher Landestheile. 

7) Naumerd IV. 92. Diefer Bundesbefhluß erflärt auch einen Angriff gegen den 
Bund für ein Verbrechen des Hoch- ober Landesverraths. 
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der Spur über die Grenze ift den Beamten geftattet und ift denfelben von 
den anderfeitigen Behörden jede Hülfe zur Entdeckung des Thäters zu leiften. 
Die Strafe gebührt dem Staate, in welchem der Gontravenient wohnt, 
Schadenerſatz und Prandgeld dem, in deifen Gebiete der Frevel begangen 
ift. Derartige Abkommen beflehen: a) wegen ver Forſtfrevel 1) mit Kur: 
heſſen vom 3. Juni 1821, 2) Nafau vom 10. October 1821, 3) Hannover 
vom 20, November 1821, 4) Baiern vom 4. Mat 1822, 5) Heffen-Darm- 
ſtadt vom 24. Mai 1822, 6) Schwarzburg-Sondershaufen vom 16. Juli 1822, 
7) Kippe som 31. Juli 1822, 8) Schwarzburg-Sondershauſen vom 13. No— 
vember 1822, 9 Waldeck vom 9. November 1822, 12. März 1831, 27. Of: 
tober 1846, 10) Schaumburg > Kippe vom 23. Februar 1824, 11) Heffen- 
Homburg vom 15. Auguft 1826, 12) Niederlande vom 16. Auguft 1828, 
13) Medlenburg- Schwerin vom 5. November 1828, Sadfen-Meiningen vom 
28. October 1824, 28. Juli 18314), 15) Königreih Sachſen vom 12. Oec— 
tober 1835, 16) Medlenburg-Strelig vom 6. Januar 1838, 17) Oldenburg 
som 26. Mai 18389, — b) mwegen der Forſt- und Jagdfrevel mit: 
1) Reufs Plauen jüngere Yinie vom I. Mai 1834, 2) Sachſen-Coburg-Gotha 
vom 21. December 18479), 3) Anbalt-Deffau vom 26. Auguft 1847, 
4) Anhalt» Bernburg vom 5. September 1839, 4. Febrwar/2, Mär, 1850, 
5) Braunſchweig vom 23. Januar /7, Februar 1827, 25. Januar / 4. Mprit 1839, 
16. Februar / j7. März 1848, — c) wegen ver Jagd», Forſt- und Fiſcherei— 
frevel mit Luremburg vom 9. Bebruar/g2, März 1849, — d) wegen der Forft>, 
Jagd, Fiſch- und Felpfrevel mit DOefterreih vom 19. April 1842, 
erneuert unterm 15. Janwar/g, Februar 1848, 


Heimathwefen. 


Ein bequemes Mittel, ſich läftiger Individuen zu entledigen, ift die 102 
Landesverweiſung, freilich zur großen Beläftigung der Nachbarſtaaten oder 
aber bei geübter Reciprocität zur gegenfeitigen Beſchwerniß, ganz abgefeben 
davon, daß ſolche Verwieſene oft Jahre lang ein Gegenftand des Hin- und 
Herſchubes geweſen find, wovon es nicht bloß zur Zeit des heiligen Rö— 
mifchen Reiches, fondern auch in der neueften Gefchichte an Beifpielen nicht 
gefehlt hat. Hierzu fommt, daß bei einem lebhaften Verfehr zwiſchen an- 
grenzenden Yändern über die Staatsangehörigkeit eines Einzelnen gar leicht 
Zweifel entftehen fönnen. Zwar forechen die Lehrer des Völkerrechts mit 
großer Sicherheit den Grundſatz aus, daß fein Staat ſich weigern könne, 
feine Staategenoffen wieder bei ſich aufzunehmen, allein felbit bei angenom- 
mener allgemeiner Gültigkeit dieſes Satzes reicht er doch Feineswegs aus, 
die hierbei vorfommenven Streitfragen zu entfcheiden, wie ſchon die einfache 
Erwägung ergibt, daß über ven Erwerb oder den Berluft ver Staats: 


1) Die Convention war urfprünglic mit ber Regierung von Sadien, Hildburghau- 
fen geſchloſſen, fie wurbe fodann an das gefammte Gebiet von S. Meiningen ausgedehnt, 

2) Daburd ift die frühere Convention vom 26. Mai 1838 aufgeboben. 

3) Die Erflärung vom 15. December 1824 ift durch vieles Abkommen außer Kraft 
geireten, 
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genoſſenſchaft Feftiegungen zu treffen, jede Staatsregierung befugt ift, wo— 
durch die Carbinalfrage ihrer einfeitigen Entſcheidung unterliegt. 

Diefe Umftände haben zu der Abſchließung fogenannter Vagabunden— 
Eonventionen geführt, dur welche die Grundſätze beftimmt werben, welche 
bei der frage über die Staatsangehörigkeit bezichungsmeife Aufnahme ein- 
zelner Individuen maßgebend fein follen. 


Eonventionen mit deutſchen Staaten. 


103 Da der Gegenftand feitens der deutichen Bundesverfammlung, in deren 
Bereiche er wohl gelegen hätte), nicht in Betracht gezogen wurde, fo haben 
die meiften deutſchen Staaten bierüber befondere Verträge und namentlich 
hat Preußen mit folgenden Regierungen lebereinfünfte wegen gegenfeitiger 
Nebernahme der VBagabunden und Ausgewiefenen getroffen I: 1) Anbalt: 
Bernburg, 27. September/j6, Oktober 18395 2) Anhalt-Cöthen, 24. Juli 1839 
und 15. Mai 18415 3) Anbalt-Deffau, 21. Juni/gg, Juri 1839, 4) Baiern, 
21. Mai 1818, 10, April 1840; 5) Braunſchweig, 4. Oftober 1839; 6) Han: 
nover, 20. Auguſt /25. September 1839; 7) Heffen-Eaffel, 11. Oftober 1820, 
26. Mai 1840; 8) Heffen-Darmftadt, 30. April 1819, 19. Februar 1840; 
9) Lippe-Detmold, 22. Mai/ıg, Juli 1839; 10) Medlenburg-Schwerin, 14. No: 
vember 1811, 283. Oktober 1817, 25. Februar 18315 11) Medlenburg- 
Strelis, 7. Mai 1819, 26. Januar 1824; 12) Naffau, 16. April 1819; 
13) Dlvdenburg, 18. November 18405 14) Neuß: Plauen ältere Linie, 
5. Juni/g, Juli 1821, 16. Februar 1839, 15) NReuß- Plauen jüngere Linie 
5. April 1821, 12. Juni 1839; [16) Königreih Sachſen, 5. Februar 1820, 
12. November 1838] 9); 17) S.-Altenburg 13. September/7. December 1822, 


1) Die Beftimmung bes Artifels 18. der deutichen Bundesacte hätte wohl hinreichende 
Beranlaffung zu einem allgemeinen beutichen Heimatbegefege geben können. Angeregt wurbe 
die UAngelegenbeit 1819 von S. Meiningen, Hildburgbaufen und Coburg, allein ohne Er- 
folg. Protocolle der deutfhen B. V. Bd. VII. ©. 9. Nauwerd IM. 51. Nah Zei- 
tungenachrichten ift nicht von dem Bundestage, fondern von Abgeorbneten der deutichen 
Staaten in Gotha am 16. Yuli diefes Jahres eine allgemeine deutliche Heimatbs-Gonvention 
abgeichloffen worden. Gleichwohl behandeln wir bier dies Thema auf Grund ber zeitheri- 
gen Eonventionen ausführlicher, weil es für die Praris fehr wichtig, bie erwähnte allge- 
meine Convention noch nicht publicirt und babei zweifelhaft ift, ob durch fie alle Fragen 
werben erlebigt jein. 

2) Diefe Eonvertionen find die alleinige Enticheidungsauelle für alle von Abfchlug 
derfelben an zwifchen ben beiberfeitigen Staaten binfichts der Uebernahme-Berbindlichkeit zur 
Eonteftation fommende Specialfäle, obne Rüdfiht darauf, ob das vertragsmäßig enticei- 
bende Kriterien vor oder nach dem Abfchluffe der Konvention eingetreten if. Minifterial- 
blatt 41, 275. 

3) Die mit dem Königreihe Sachſen getroffenen Verabredungen liegen einer Reibe 
fpäterer Conventionen mit andern Staaten zum Grunde: für Sadjen jelbit aber iſt an 
ibre Stelle der Vertrag vom 31. Dec. 1850 getreten. Diefe, in formeller wie materieller Beyie- 
bung eingetretene Aenberung ber zeitherigen Praris ift namentlich deshalb erfolgt, um ben Ab- 
ſchluß einer allgemeinen deutſchen Heimath-Eonvention anzubahnen. Dur das Zuftandefommen 
ber legtern mwirb ber Vertrag wohl wieder befeitigt werden. Bei biefer Zufammenftellung 
ift er nicht berüdfichtigt; er ift aber in ber zweiten Abtheilung unter Sachen vollftändig ab- 
gedruckt. 
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18. Januar/g, April 1839; 18) S. Coburg⸗Gotha, 16. April 1839, 19) S.-Mei- 
ningen, 27. September 1839, 20) S.-Weimar, 12. Juni 1822, 12. Februar / 4. März 
1839; 21) Schwarzburg-Nudolftabt 21. Ianuar/;, Fepruar 1820, 4. Februar 
1839, 22) Schwarzburg- Sonvershaufen, 26. Deeember/23, Februar 1822, 
18. Januar /6, Februar 18395 23) Waldeck, 12. Desember 1839 /6. März 1840; 
24) Württemberg, 5. December 1845. Diefe Eonventionen enthalten nach— 
folgende Feſtſetzungen '). 


Allgemeiner Srundfap. 


Kein Bagabunde over Verbrecher darf in das Gebiet des anderen 104 
Staated ausgewieſen werden, wenn derfelbe nicht entweder ein Angehöriger 
desjenigen Staates ift, dem er zugemiefen werben foll, oder aber durd das 
Gebiet als ein Angehöriger eines rückwärts liegenden dritten Staates auf 
gerader Route notbwendig feinen Weg nehmen muß. In dem erfteren Falle 
genügen indeflen die eigenen Angaben des betreffenden Individuums allein 
über feine Staatsangehörigfeit nicht, fondern es muß, wenn diefelbe nicht 
aus einem unverbäctigen Paſſe oder aus anderen völlig glaubhaften Ur- 
funden hervorgeht, oder wenn die Angabe des Bagabunden nicht Durch be— 
fondere Gründe und die Verbältniffe des vorliegenden Falles unzweifelhaft 
gemacht wird, von den Behörden vie Wahrheit vorher ermittelt werben, 
nöthigenfalls durch Communication mit der angeblich zur Aufnahme ver- 
pflichteten Regierung. Ebenſo müffen im anderen Falle die angegebenen 
Thatſachen urkundlich zur völligen Ueberzeugung nachgewiefen werden. 

Nimmt der dritte Staat den ihm zugewiefenen Bagabunden nicht auf, 
fo fann verfelbe in denjenigen Staat, welcher ihn ausgewiefen hat, wiederum 
zurüdgewielen werben. 


Erwerb der Staats-AÄngehbörigkeit 


a) burh Geburt; b) durch Aufnabme. 


Als Staatsangehörige, deren Aufnahme gegenfeitig nicht verfagt werben 105 
fann, werden angefeben: 1) alle diejenigen, deren Vater oder, wenn fie 
außer der Ehe gezeugt wurden, deren Mutter zur Zeit ihrer Geburt Unter: 
thanen des Staates waren 9), fo lange fie ein anderes Heimathsrecht nirgend 
erworben baben; 2) viejenigen, welche von heimathloſen Eltern zufällig 
innerhalb des Staatsgebietes geboren find, fo lange fie nicht in einem an- 
dern das Untertbanenrecht nach deifen Berfaffung erworben haben; 3) die— 
jenigen, welde ausprüdlich zu Untertbanen aufgenommen worden find ®). 


1) Bon den verfchiedenen Redactionen biefer Verträge ift je eine in ber zweiten Ab- 
theilung volltändig abgebrudt worben. 

2) Die Frage über bie Untertbanenfchaft eines Individuums ift jedesmal nad ber 
eigenen, innern Gefepgebung bes betreffenden Staates zu beurtheilen. Kür Preußen be- 
ftimmt bierüber das Geſetz über die Erwerbung und ben Berluft ber Eigenfchaft als pren- 
ßiſcher Untertban vom 31. December 1842. ©. ©. 43, ıs. 

3) Die Aufnahme als Gemeindemitgliedb fann an fi der Aufnahme als Unterthan 
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Hierbei, mie in allen übrigen Fällen, gilt ver Grundfag, daß, wenn ein 
Staatögehöriger durch irgend eine Handlung der ftaatsbürgerlichen Rechte 
in feinem urfprünglichen Heimathsſtaate fich verluftig gemacht hat, dieſer 
gleichwohl die Beibehaltung oder Wiederannahme veffelben nicht verwei— 
gern Fann. 


ec) dur VBerbeiratbung; d) durch zebnjährigen Aufenthalt. 


106 4) Ferner diejenigen, welche zwar weder in dem Staatögebiete geboren 
find, noch das Unterthbanenrecht nach deſſen Berfaffung erworben haben, hin— 
gegen nach Aufgebung ihrer vorberigen ftantsbürgerlichen Berhältniffe oder 
überbaupt als heimathlos vadurd in nähere Verbindung mit dem Staate 
getreten find, daß fie ſich dafelbft unter Anlegung einer eigenen Rirthichafe ') 
verheiratbet haben ). Der Begriff der eigenen Wirthfchaft ift dahin näher 
beftimmt, daß folde auch dann ſchon vorhanden fei, wenn felbft nur einer 
der Eheleute auf eine andere Art als im herrſchaftlichen Gefindedienft ſich 
Beföftigung verfchafft hat. 

5) Ebenfo erwerben diejenigen die Staatsangehörigfeit, welche während 
eines Zeitraumes von zehn Fahren ) ohne Unterbrehung fi in dem Staate- 
gebiete aufgehalten haben 9, wobei es dann auf Eonftitwirung eined Do- 
micils, Verheirathung over fonftige Nechteverhältniffe nicht weiter anfommt ®). 
Nur Handlungsdiener, Handwerksgeſellen over Dienftboten, ſowie Schäfer 
und Dorfbirten 9%, welche, ohne eine felbftftändige Wirthſchaft zu haben 7) 
in Dienften ftehen, ingleichen Zöglinge und Stubirende, welde der Er- 
ziebung und des Unterrichts wegen irgendwo verweilen, erwerben durch 
diefen Aufenthalt, wenn derſelbe auch länger als zehn Jahre dauern follte, 
fein Heimathsrecht 9. 

Zeitpächter werden den genannten Individuen nur dann gleich geachtet, 
wenn fie nicht für ihre Perlon, noch mit ihrem Hausſtande und Vermögen 
fihh an den Ort der Pachtung binbegeben haben. 


nicht gleichgefellt werben. Minifterialbl. 41, 275., wohl aber die Leiftung des Bürgereides, 
" ebend, 41, 10. 

1) Die Wirtbihaftsanlegung muß mit ber Verheirathung zufammentreffen, oder boch 
der letztern unmittelbar folgen. Minifterialbl, 45, a13. 

2) Die Vollziehung der Ehe muß in demſelben Staate erfolgen, in welchem die 
Niederlaffung ftattfindet, wenn dieſe die Staatsangebörigfeit begründen fell. Minifterialbl. 
41, 112, 116.5 42, 259, 

3 Die Erfüllung dieſer Frift ift nöthig, felbft wenn das Domicil ſtillſchweigend oder 
ausdrüdlich genebmigt werben ift. Minifterialbl. 41, 274. 

4) Der bloße Aufenthalt entſcheidet. Minifterialbl. 40, so. 

5) Gleichgültig ift es auch, ob das betreffende Individuum fein Heimathsverhältniß 
aufgegeben hat ober nicht. Minifterialbl. 40, 109. 

6) Dagegen gehören in diefe Aategorie nicht: Delonomie- Berwalter, Minifterialbl. 
47, 48., Lohnhuren, Minifterialbl. 41, 10. 

?) Dies ift die Bedingung der ausnahmsweiſen Stellung ber Handwerksburſchen ıc. 
Minifterialbl. 41, 11.5 44, 63. 

8) Minifterialbl, 42, 9. 
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Collifion der Merkmale. 

Wenn ein Bagabund in dem einen Staate zufüllig geboren ift, in dem 107 
anderen aber das Unterthanenrecht ausprüdlich erworben, oder mit Anlegung 
einer Wirthſchaft fich verheirathet orer durch zehnjährigen Aufenthalt ſich 
einheimifh gemacht bat, jo ift der legtere Staat vorzugsweife ') ihn aufzu— 
nehmen verbunden. Trifft das ausdrücklich erworbene Unterthanenrecht in 
dem einen Staate mit der Verheiratbung oder dem zebnjährigen Wohnen 
in dem anderen Staate zufammen, fo ift das erftere Verhältnis entfcheidend. 
Iſt ein Heimathlofer in vem einen Ztaate in die Ehe getreten, in dem ans 
dern aber nach feiner Verheirathung während eines Zeitraums von zehn 
Jahren geduldet worden, fo Muß er in dem leßtern beibehalten werden 2). 

Sind auf einen Fall feine der angegebenen Eriterien anwendbar, fo 
muß derjenige Staat, in weldem fih der Wagabund befindet, ihn vorläufig 
behalten. 


Ehefrauen. Witwen Gefhiedene Binder, 


Ehefrauen find dem Staate zuzuweifen, welchem ihr Ehemann zugebört ; 108 
Witwen find eben fo zu behandeln, es wäre denn, daß während ihres 
Witwenftandes eine Veränderung eingetreten ift, durch welche fie nad ven 
oben entwidelten Grundfügen dem andern Staate zufallen. Auch iſt ver: 
witweten, gefchiedenen oder von ihren Ehemännern verlaffenen Frauen bie 
Rückkehr in ven Staat, dem fie vor der Verbeiratbung angehörten, vorbe— 
halten, wenn die Ehe innerhalb ver erften fünf Jahre nad) deren Schliefung 
wieder getrennt worden und finderlos geblieben ift. 

Befinden fi unter einer heimathlofen Familie Kinder unter vierzehn 
Jahren oder welde fonft wegen des Unterhaltes, den fie von ven Eltern 
genießen, von dieſen nicht getrennt werden Fünnen, fo find folche ohne Rück— 
fiht auf ihren zufälligen Geburtsort in denjenigen Staat zu verweifen, 
welchem bei ehelichen Kindern der Vater, bei unehelihen die Mutter zus 
gehört. ft aber die Mutter unebelicher Kinder nicht mehr am Leben und 
find diefe bei ihrem Vater befinplich, fo werden fie von dem Staate über: 
nommen, welchem der Vater angehört. 


Rinder, 


Unfelbfiftändige®) d. b. aus der elterlichen Gewalt noch nicht entlafjene 199 
Kinder werden ſchon durch die Handlungen ihrer Eltern an und für fid 
und ohne daß es einer eigenen Thätigfeit oder eines befonders begründeten 


) Amtliche Meberfegung von principaliter. 

2) Das einfachfte und richtigfte Princip ſcheint das zu fein, dab das jüngfte Erito- 
rium das entfcheidende fei. Im erften und britten Falle ift es, wie es fcheint, unbemußt 
zur Geltung gelommen, im zweiten fann es verlegt werden, 

3) Diefer Ausbrud fell nicht den jurifiifchen Begriff der väterlihen Gewalt bezeich- 
nen, fondern nur das natürliche Abhängigfeitsverhältniß andeuten, in welchem ſich ebeliche 
Kinder zu ihrem Bater, unebeliche Kinder zu ihrer Mutter befinden, fo lange fie ihren Un— 
terbalt noch nicht ſelbſtſtändig erwerben. Minifterialbl. 42, 260. 336. 
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Rechts der Kinver bedarf, derjenigen Staatsangehörigfeit theilhaftig, welche 
die Eltern während der Unfelbftftändigfeit ver Kinder erwerben '). 

Auf die Staatsangehörigfeit unfelbftftändiger ehelicher Kinder?) find 
Veränderungen, welche nach dem Tode des Vaters in die Staatsangehörig- 
feit der Mutter eintreten, obne Einfluß; vielmehr entfcheivet über ibre 
Staatsangehörigfeit lediglih die Condition des Vaters, und eine Ver— 
änderung derſelben fann nur unter Zuftimmung ibrer vormundidaftlichen 
Behörde erfolgen. 


J 


Derfahren. 


110 Die Provinzial» Regierungsbehörden find ermächtigt, gegenfeitig Die 
näbern Berabredungen wegen der Richtung der Transporte und der Ueber— 
nahmeorte zu treffen. Die Ueberweifung geſchieht je nad der Natur des 
Auszuliefernden vermittelft Transportes oder Zwangspaſſes, doch follen 
nie mehr als drei Perfonen zugleih auf den Transport gejegt werden, es 
fei denn, daß fie zu Einer Familie gehören und daher nicht wohl getrennt 
werden fünnen. 

Einigen vie betheiligten Staatöbehörden in einem einzelnen Falle ſich 
nicht und ift die Differenz auch auf dem viplomatifchen Wege nicht zu be> 
feitigen, fo fommt der Streitfall zur fompromifjarifchen Entſcheidung eines 
dritten deutſchen Bundesftaates, welcher fid) mit beiden Staaten wegen 
gegenfeitiger Uebernahme ver Ausgewiefenen in denfelben Bertragsverhält- 
niſſen befindet. Die Wahl der Bundesregierung bleibt dem Theile über: 
laffen, der zur Uebernabme des Ausgewieſenen verpflichtet werden ſoll. An 
diefe dritte Regierung bat jede der betheiligten Regierungen nur eine Dar- 
legung der Sadjlage, wovon der andern Regierung eine Abfchrift nadhrichtlich 
mitzutbheilen ift, in fürzefter Frift einzureihen. Bis die fchiedsrichterliche 
Entſcheidung, gegen deren Inhalt feinem Theile eine weitere Einwendung 
zufteht, erfolgt, bat derjenige Staat, in deſſen Gebiete das auszuweiſende 
Individuum beim Entſtehen der Differenz fi befunden, die Verpflichtung, 
dafjelbe in feinem Gebiete zu behalten. 


Koflen. 


11 Da die Ausweifung der Vagabunden nicht auf Nequffition des zur 
Annahme verpflichteten Staates gefchieht und dadurch zunächſt nur der eigene 
Vortheil des ausweifenden Staates bezwedt wird, fo wird für den Trans: 
port und die Verpflegung der Bagabunden von dem übernehmenden Staate 
feine Entihädigung gewährt. Wird ein nad einem dritten rüdmwärts lies 
genden Staate Ausgewiefener von dieſem nicht angenommen und veshalb 


1) Diefer Grundfag gilt auch für diejenigen Fälle, in denen die Frage wegen ber 
Staatsangebörigfeit der Kinder nicht während der Daner ibrer Unfelbiiftändigfeit, ſondern 
er dann zur Epracde kommt, wenn biefelben der elterlihen Gewalt entlaffen und felbftflän- 
big geworben find. Minifterialbl. 43, ı89. 

3) Inebeliche Kinder dagegen erwerben und verlieren mit der Mutter die Staatdan- 
gebörigfeit. Annalen 1838, 274. 
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in den Staat, welcher ihn ausgewiefen hat, zurüdgebracht, fo muß leßterer 
auch die Koften des Transportes und der Verpflegung erftatten, weldye bei 
der Zurüdführung aufgelaufen find. 


Heimathſcheine überhaupt. 


Um vieffeitigen Untertbanen den Aufenthalt im Auslande möglich zu 112 
machen, ohne die dieffeitige Staatsangehörigfeit zu verlieren, werben den— 
felben Heimathſcheine ertheilt Y); um ven Staat dagegen vor den Folgen 
ber vertragämäßigen Feftfegungen in Betreff ver Ausländer, welche fich in 
demſelben längere Zeit aufhalten, zu fichern, werben von diefen Heimath— 
fheine gefordert). Heimathicheine find Reverſe, durch welche der betref- 
fenden auswärtigen Negierung gegenüber die Verpflichtung der Wiederauf- 
nahme des Inhabers während des Zeitraums, auf welden der Heimath- 
ſchein lautet, obne Nüdficht auf die in feinem Untertbansverhältniffe fonft 
etwa vorgegangenen Beränderungen übernommen wird’). 


Erforderniffe der Heimathfheine. 


Die Heimatbfcheine für preußifche Unterthanen werden von den Pro: 113 
vinzial-Regierungen nach einem allgemein vorgefchriebenen Formulare aus— 
geftellt, durd das Landrathsamt des legten Domicils ausgefertigt und 
lauten auf einen beftimmten Zeitraum. Auf wirkliche Ehefrauen und Kinder 
fünnen fie mit ausgeftellt werden, nicht aber auf zufünftige Ehefrauen 9. 
Unfelbfiftändige uneheliche Kinder fünnen in die Heimatbicheine der Mütter 
mit aufgenommen werten, fofern legtere aber fich im Auslande verheirathen, 
jollen für ihre unchelichen Kinder Heimathfcheine nicht ertheilt werden ®), 

Heimatbfcheine, welche von Ausländern produeirt werden, müſſen von 
der competenten Behörde ausgeftellt fein‘) und dürfen ſich nicht auf die Zus 


1) Die allgemeine Geſetzgebung bierüber beginnt mit der nur dur bie Amtsblätter 
publicirten Cabinetsorbre vom 20. Mai 1838; dazu Annalen 1839. ©. 22. — Simon, 
Staatsrecht II. 591. 

2) Durch den Heimathſchein fol dem Inhaber ein temporärer Aufenthalt in dem an« 
dern Staate möglid gemacht werben, feineswegs eine Niederlaffung unter Vorbehalt des 
Indigenatse. Minifterialbl. 40, 367. 42, 366. 43, 78. Daher liegt es in der Natur des In- 
fituts, baß der Heimatbichein die Anwendung der Conventionen, fo weit fie gewilfe Folgen 
an den Aufenthalt fnüpfen, augfchließt: zu weit aber ging, ald man annabm, daß ber Hei- 
matbfchein jede Anwendung der Conventionen ausfchließe, fo daß 3.2. auch durch die Zus 
laffung der Verbeiratbung unter Anlegung einer Wirtbfchaft die Staatsangehörigkeit nicht 
erworben werbe und verloren gebe. Minifterialbl. 41, 276. 42, 366. Diefe fehlerhafte Praris 
bat man durch eine veränderte Faſſung der Heimathſcheine befeitigt. Minifterialbl. 43, 78. 

3) Minifterialbl. 43, 220, 44, 202. 

4) Minifterialbl. 40, 103. 

5) Minifterialbl. 41, S. 275. — Durd befondere Vereinbarung ift mit Sachſen- 
Altenburg, Minifterialbl, 43, 159. Neuß» Plauen j. %., Minifterialbl. 43, 235. Königreich) 
Sadfen, Minifterialbl. 44, 64. Oldenburg, Minifterialbl. 47, 37. feftgefept, daß bei vorfom- 
menden Berbeiratbungen der Mütter unehelicher Kinder für diefe feine Heimathſcheine ge- 
fordert werden follen. 

6) Nachmweifungen ber zur Ausftellung von Heimathſcheinen competenten ausländifchen 
Behörden, im Minifterialbl, 43, 220. 44, 124, 203, 46, 53. 
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fiherung der Wiederaufnahme innerhalb der Beftimmungen der beftebenden 
Stanteverträge befhränfen, fondern müſſen eine größere Garantie dafür 
darbieten ’). 


Derhältniffe mit auferdeulfhen Staaten. 


114 Sperialbeftimmungen in diefer Materie befteben in Betreff außerdeutſcher 
Staaten nur bezüglich Franfreihs und Rußlands. Mit erfterem ift das 
Abkommen getroffen, daß jedes zur Handiwerferflaffe gehörige Individuum, 
welches fich zur Ausübung feines Handwerks in dem andern Staate auf- 
halten will, außer dem üblichen Wanderbuche mit einem die Verpflichtung 
feiner vdereinftigen Wiederaufnahme unbedingt enthaltenden Heimatbicheine 
verſehen fein muß ?). 

Die eigenthümlichen gefeglihen Anordnungen über die Fremden in 
Nufland?) haben es nöthig gemacht, über den Aufenthalt diesfeitiger Unter- 
tbanen im ruffifchen Neiche befonderg Beftimmungen zu treffen, welde die 
Gabinetsordre vom 1. November 1841 entbältt). Hiernach dürfen überhaupt 


1) Annalen 1839, ©. 787. Minifterialbl. 42, 367, 45, 397. Verhältniſſe mit außer- 
deutſchen Etaaten. 

2) Belanntmahung vom 21. Auli 1827. 8. ©. 27, sı. 

3) Mach der Geſetzgebung Rußlands behalten Ausländer, welche fib dort niederlaſſen 
und ebenfo deren Nachfommen fortdauernd die Eigenfdhaft von Aremben, bis fie freiwillig 
den Eid als ruffifche Untertbanen leiften, welches die einzige Form ift, unter welder Aus- 
länder die ruffiihe Untertbanenichaft erwerben können. Im Königreih Polen fommt dies 
Princip nicht zur Anmwenbung. 

4) Der Inhalt ift ausführlid mitgetbeilt in dem Reſcripte des Minifteriums bes 
Innern vom 24. December 1841: Ueber die Grundſätze, melde bei Ertbeilung von Heimatb- 
fcheinen an dieffeitige in Rußland fih aufbaltende Untertbanen, insbefondere an tie darunter 
befindlichen militairpflichtigen Individuen zu befolgen find, ift von den Minifterien des Krieges, 
des Innern und der auswärtigen Angelegenheiten an des Königs Majeftät berichtet worben. 
Allerhöchſt diefelben baben Sich in der bierauf unter dem 1. November d. 9. erlaffenen 
Allerhöchſten Ordre damit einveritanden erflärt, daß das fonft befolgte Princip, wonach bir- 
jenigen Individuen als ausgefchieden aus dem Preufifchen Unterthbanenverbande angefeben 
werben, welde ihr Domizil in ben bieffeitigen Staaten aufgegeben und fih unter Umftän- 
ben im Auslande nicbergelaffen haben, aus benen bie Abficht zu folgern ift, in die Heimath 
nicht wieder zurüdzufehren, auf die in Mußland mwohnenden Preußischen Untertbanen, mit 
Rückſicht auf die dortigen eigentbümlichen Verhältniffe und die binfichtlich des Eintrittis in 
ben Ruſſiſchen Untertbanen- Verband beftebenven Geſetze, nicht angewendet, vielmehr nur 
ſolchen Individuen dag Anerkenntniß der fortdauernden dieffeitigen Staattangebörigfeit ver- 
fagt werde, welche 1) entweder ben Auswanderungs-Konſens erhalten haben, 2) ober ſich 
im ruſſiſchen Militair- oder Eivildienfte befinden, oder 3) ſich der Erfüllung ihrer dieffeitigen 
Militairdienftpflicht entzogen haben, wie dies bereite in ber Eirfular- Verfügung v. 9. Novbr. 
v. I. vorgefchrieben worden if. Was dagegen bie Erfüllung diefer Militairbienftpflicht anlangt, 
fo haben Se. Königl. Majeftät Folgendes zu beftimmen gerubt. 1) In Anfehung der bereite 
früber nad Nufland gezogenen und dort angefiedelten bieffeitigen Untertbanen foll a) wenn 
ſolche jept fhon über 20 Jahre alt find, von dem Verlangen der Erfüllung ihrer Militair- 
bienfipflicht ganz abftrabirt werben. Es Fönnen ibnen daber, wenn fonft Feine Bedenken in 
einzelnen Fällen obwalten, die erforderlichen Heimathſcheine ertheilt werden. Dagegen follen 
diejenigen, welche b) gegenwärtig erft 20 Jahre alt find, oder künftig dies Alter erreichen, 
innerhalb Jabresfrift nach diefem Zeitpunkte ihrer Militairbienäpflicht im In’ande Genüge 
(eiften. Bis zur Zeit des Eintritts dieſer ihrer Verpflichtung follen ihnen zwar feine Hei- 
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Militairpflichtige Heimatbfcheine für Rußland gar nicht erbalten; auf das 
Königreih Polen finden dieſe Beſtimmungen Feine Anwendung). Jeder 
der beiden Staaten bat fidh verpflichtet, diejenigen feiner Untertbanen wieder 
aufzunehmen, welde der andere Staat, weil fie ibm aus irgend einem 
Grunde läſtig gemorden find, ausmweift, jedoch erlöfcht dieſe Verbindlichkeit, 
wenn einem ſolchen Individuum der Aufentbalt zehn Jahre lang geftattet 
worden, ohne daß es ſich im Befise eines gültigen Paffes oder Heimath— 
fcheines befunden hat?). 


matbs-, jedoch bie in Rußland üblichen Schupfcheine ertheilt werben, welche von der Königl. 
Geſandtſchaſft in St. Petersburg, in fofern fie deren bebürfen, auf ben Nachweis ihrer Eigen- 
ſchaft als dieffeitige Untertbanen auszuitellen find. Da es übrigens denjenigen Individuen, 
melde nicht in den angrängenden ruffifchen Provinzen, fondern tiefer in Rußland wohnen, 
Öfter zu Schwer fallen dürfte, fih zur Genügung ihrer Militairdienfipflicht in bie bieffeitigen 
Staaten zu begeben, fo baben Se. Königl. Majeftät fib vorbehalten, da, wo es in einzelnen 
Fällen erforderlich, dergleichen Individuen auf den über ihre Verhältniſſe jedesmal zu er- 
ftattenden Bericht von Erfüllung der Militairdienftpflicht zu Dispenfiren. 2) Dagegen follen 
allen denjenigen biefleitigen Untertbanen, welde von jept an fib nah Rußland begeben, obne 
einen Auiwanderungs- Konfens nachzuſuchen und dadurch ganz aus dem bieffeitigen Unter- 
tbanen-Verbande zu treten, Heimatbicheine überhaupt nur dann ertbeilt werben, wenn fie 
ihrer Militairbienftpflicht dieffeits genügt, oder ibre Untauglichfeit zum Militairdienft nacdh- 
gewiefen haben. Wo bigs nicht der Fall ift, find daher die Ertrabenten nur mit erforber- 
lihen Reifepäffen zu verfeben, foweit deren Ertheilung nad den dieferbalb beſtehenden all- 
gemeinen Rorfohriften überhaupt zuläffig fein möchte. Indem ich die Königl. Megierung 
mit vorftebenden Beftimmungen befannt made, wirb zugleich der 1. Januar 1822 als der 
Termin feftgefegt, welcher bei Beurtbeilung der Zuläffigfeit der in den Fällen ad 1. a. zu 
ertbeilenden Heimatbjcheine zu Grunde zu legen ift, dergeftalt, daß die an diefem Tage unb 
fpäter geborenen Individuen männlichen Geſchlechts als militairdienftpflichtig anzufeben. wo- 
gegen den vor biefem Tage geborenen, in Rußland bomizilirenden bieffeitigen Unterthbanen 
die Erfüllung ihrer Militairdienftpflit dur die Gnade Sr. Königl. Majeftät erlaffen wor- 
ben ift. Die Königl. Regierung wirb beauftragt, nach vorſtehenden Beftimmungen von nun 
an zu verfahren, auch den nah Rußland bin auszuftellenden Heimatbfcheinen eine Klanfel 
des Inhalts, daß diejelben nur auf die darin ausbrüdlic benannten Perfonen zu beziehen feien, 
beizufügen, damit nicht militairbienftpflichtige Söhne, denen nad dem Obigen feine Heimath- 
fcheine zu ertheilen find, durch die ihren Eltern ertbeilten derartigen Urkunden auch ihre eigene 
Legitimation zu führen in den Stand gefept werben. Dagegen wirb es fih als zwechmäßig 
empfeblen, wenn die Ehefrauen und nicht militairbienftpflichtigen Kinder, deren Abftammung 
von ihren Eltern gehörig nachgewieſen ft, unter Angabe des Tages ihrer Beburt, in dem Heimath- 
ſchein namentlich aufgeführt werben. Endlich wird der Königl. Negierung noch bemerflich ge- 
macht, baf es nicht erforderlich ift, über jedes Ihr zugefertigte Geſuch befonbers zu berichten; 
es wird vielmehr gewünfcht, daß die Geſuche, in möglichiter Zufammenfaflung, in eine tabellarifche 
Ueberfiht zufammengetragen und bie nöthigen Erläuterungen dazu entweder in eine befondere 
Rubrik diefer Meberficht bei jebem einzelnen Gefuche fpeziell aufgenemmen, oder in einem 
Berichte vorgetragen werben. Auch brauchen diejenigen Geſuche, welde von den Ertrabenten 
bei der Königl. Regierung bireft angebracht find, nicht bierber eingereicht zu werben; viel- 
mebr find die Antragiteller unmittelbar von Ihr, event. unter Zuftellung bes Heimathſcheins, 
mit Beſcheid zu verſehen. Berlin, ben 24. Dezbr. 1841. — Minifterialbl. 41, a3. Bol. 
außerdem Minifterialbl. 43, ı89. 42, 72, 123, 261. 
1) Minifterialbl. 42, sı5. 
2) Art. 23 ber Cartel-Eonvention vom 20.)s, Mai 1844. 
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8 Paßweſen. 

Das Inftitut der Päſſe ift nothwendig im Intereffe der Sicherheits— 
polizei, bauptfächlih aber im Intereffe des reifenden Publifums felbft, weil 
durch den Pag dem Inhaber vie Möglichkeit gegeben ift, fich jeder Zeit 
fofort zu legitimiren. Den legteren Vortheil hat die öffentlihe Stimme 
vielleicht zu gering angefhlagen, als äußere Berbältniffe, namentlid das 
Herumtreiben vieler brodlofer Individuen nad beendigtem Kriege eine ftren= 
gere Handhabung des Paßweſens erheifhten. Dandwerferverbindungen in 
der Schweiz und Franfreih veranlaßten die deutfche Bundesverfammlung 
die ftrenge Beauffihtigung des Wanderns der Handwerksgeſellen anzu- 
ordnen !), während im Uebrigen die Paßgefeggebung Gegenftand der Par— 
tieulargefeggebung blieb. Zmifhen einzelnen Nachbarſtaaten fanden bier- 
über Verftändigungen Statt, fo namentlich zwifchen Preußen und Sadfen?). 

Das fchnelle und viele Reifen, welches die Eiſenbahnen hervorgerufen 
- haben, fteigerte die Anforderungen an die Fremdenpolizei, wobei man aber 
zugleich jede Beläftigung des Publikums zu vermeiden ftrebte. Dies führte 
zu der Einrichtung der Papfarten, weldhe bequem zum Beifihführen 
billigen Anforderungen nah allen Zeiten bin entfprecden. 

Durch Einigungen mit einer Reihe von Staaten ift das Gebiet der 
Gültigkeit ver Paßkarten fehr erweitert worden: vielleicht umfaßt ed binnen 
Kurzem ganz Deutihland 9). 


1) Beichluß vom 15. Januar 1835. 

2) Kür Preußen erfchienen das Pah-Edict vom 22. Juni 1817, und bie General. 
Paf-Inftruction vom 12. Juli 1817 mit überaus zahlreichen Erläuterungerefcripten. 

8) Died Abfommen ift publicirt durch das Minijterialrefcript vom 20. April 1819: 
Des Königs Majeftät haben mittelft Allerhöchſter Sabinets-Ordre vom 22. v M. zu einer, 
von Seiten ber Königl. Sächſiſchen Regierung in Antrag gebrachten, Einigung babin, daß 
zur Erleichterung des Verkehrs zwiſchen den Königl. Preußiſchen und Königl. Sächſiſchen 
Staaten, den beiderfeitigen Untertbanen der Eingang in bie refp. Lande auf Pälle ihrer 
Orts» Polizei» Obrigfeiten geftattet werde, die Allerhöchſte Senchmigung unter folgenden 
Modalitäten zu ertheilen gerubt: 1) daß den Königl. Sächſiſchen Unterthanen der Eingang 
in die biefjeitigen Staaten auf Päſſe derjenigen orbentlihen Orts-Polizei-Obrigkeiten, in 
in deren Verwaltungsbezirken fie ihren Wohnſitz baben, nachzugeben ift, in fofern dieſe Päfle 
noch nicht abgelaufen, übrigens nicht fehlerhaft, und mit der binreichenden Perſonsbeſchreibung 
des Inhabers verfeben find, wobei in Anſehung des lehten Erforderniffes jedoch bei hinlänglich 
befannten und bijtinguirten Perfonen eine Ausnahme gemacht werben kann; daß 2) gleich 
den Pälfen, bie von Königl. Sächſiſchen Behörden, den aus dem Königreihe Sachſen ge- 
bürtigen Handwerfsgefellen, ertheilten Wanderbücer, wenn gegen ihre Richtigkeit nichts zu 
erinnern ift, die Einlafung ber rechtmäßigen Inhaber in die bieffeitigen Lande, obne daß 
es für diefelben eines befondern Paſſes bedarf, begründen follen, und daß 3) in allen dieſen 
Punkten von Seiten ber Königl. Sächſiſchen Regierung in Anfehung der Päſſe dieffeitiger 
Behörden in foweit fie in bie zu 1. gedachte Kategorie gehören, die vollfommenfte Reciprocität 
beobachtet wird. Ich beauftrage bie Königl. Regierung, deren Unterbehörben ben vorfiebenden 
Beitimmungen gemäß anzuweiſen. Berlin, den 20. April 1819, — v. Kamptz, Annalen 
1819. ©. 469. 

4) Der jüngfte Bertrag vom 21. October 1850 if gefcloffen von Preußen, Baiern, 
Sadien, Hannover, Medienburg-Schwerin, S.-Weimar, Altenburg, Eoburg-Gotha, Braun- 
ſchweig, beive Reuß, Schaumburg, Lippe, Bremen, Hamburg. Später find dem Bertrage 
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VI. Berträge über Militair-Angelegenbeiten. 


1. Eartel, 


Nacvem bereits in den Jahren 1818 und 1819 mit den meiften 116 
deutfchen Bundesftaaten Gartel- Conventionen wegen der Militairbeferteurg 
geſchloſſen worden waren, fam durd den Bundestagsbeſchluß vom 10. Fr- 
bruar 1831 ') eine allgemeine Gartel- Convention wegen gegenfeitiger Aus— 
lieferung der Militairdeferteure und flüchtigen Conferiptionspflichtigen zu 
Stande), welche 1832 eine Declaration erfahren hat®). Hiernach werden 
Deferteure gegenfeitig obne weitere Requifition ausgeliefert, nur bei Officieren 
wird eine Rerlamation abgewartet. Armatur und Pferd werben zugleich 
zurüdgegeben, und Untertbanen, welche Deferteure einliefern, erhalten be- 
ftimmte Prämien. — Die Verfolgung eines Deferteurs über die Landes— 
grenze ift ausdrücklich nicht geftattet. | 

Außer Defterreich *) beſtehen mit folgenden nichtveutfchen Staaten wegen 
Auslieferung der Deferteure Verträged): mit Dänemarf‘), Franfreidh”), 
den Niederlanden”), Rußland”). 


2. Elappenflraßen. 


Da an fi fein Staat befugt ift, ohne Friedensbruch mit bewaffneter 117 
Macht das Gebiet eines andern Staates zit betreten, fo ift bereits bei der 
allgemeinen Ordnung ver Territorialverbältniffe Deutſchlands im Jahre 1815 
dabin Fürforge getroffen, daß Behufs der Herftellung einer militairifchen 
Verbindung zwifchen ven getrennt liegenden Theilen, namentlich zwifchen 
der öſtlichen und weftlihen Hälfte ver Monardie feitend der Zwilchen- 
ftaaten Preußen beftimmte Hrerftraßen — Etappenftraßen — zu gewähren 
find, Servituten des öffentlichen Rechts. Indeſſen ift nicht bloß die Be— 
nugung diefer Straßen ald Wegefervituten geftattet, fondern es ift unter 
Concurrenz der betreffenden Staatsbehörden und gegen feftgeftellte baare 
Zahlung aud die Bequarticrung der anliegenden Ortfchaften zugelaffen. 
Diefe Verbältmiffe find durch befondere Durchmarſch- und Etappen-Eonven- 


beigetreten: Kurheſſen, Naffau, Echwarzburg- Sondersbaufen und Rubelftadt, Lübeck. Belkannt- 
madung bed Minifteriums des Ännern vom 8. März 1851. Minifterialbt. 51, 42. 

1) Schon Artifel XXIV. der Striegeverfallung des beutfchen Bundes v. 9. April 1821 
beftimmt, daß zwifchen ſämmtlichen Bunbesftaaten ein allgemeines Cartel beftehen fol. 

2) Publicirt dur Patent vom 12. März 1831. 

3) Publicirt durd Patent v. 15. Juni 1832, dazu Cabinetsordre v. 29. Mai 1834, 
G.S. 34, 123. 

4) Eartel-Konvention vom 9. Auguſt 8. Octbr 1818. 

5) Eine verwandte Materie, das Feſtnehmen entlaufener Matroſen iſt bereits oben 
unter 27 berührt worden. 

6) Gartel-Konvention vom 25. Dezember 1820, 

7) Gartel-Eonvention vom 25. Juli 1828, 

8) Kartel-Gonvention vom 11. Juni 1818 und Declaration vom 10. Juni 1828. 

9) Artikel 1.—14. der Convention vom %./s, Mai 1844, dazu Kabinetsorbre vom 
27. September 1844, 9. S. 44, co. 
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tionen geregelt, andererfeits aber bat auch Preußen mehreren Staaten 
Etappenftraßen zu geftatten. 


a) Etappenreht in frembem Staatdgebiete. 


118 Folgende Etappenftraßen fteben Preußen (Hetivfervituten) vertragsmäßig 
zu: 1. in Hannover: a) von Wolfenbüttel über Groß-Lafferde nad Hildes- 
heim und von da «) nad Alfeld auf Eſchershauſen, #) nad Coppenbrügge 
auf Oldendorf; b) von Heiligenftadt über Nörthen, Einbed, Alfeld, Coppen— 
brügge auf Oldendorf); 2. in Sachſen-Coburg-Gotha: Militairftraße von 
Erfurt über Gotha nad Eifenah 9; 3. in Heffen-Eaffel: a) von Heiligen 
ftant über Wigenbaufen und Eajfel nach Warburg; b) von Goppenbrügge 
über Divendorf nah Minden; c) von Erfurt über Berfa over Vacha, Hers- 
feld, Aläfeld nach dem Rheine’); 4. in Heffen-Darmitadt: a) Erfurt-Coblenzer 
Militairftraße über Hersfeld, Alsfeld, Grünberg, Gießen, Braunsfeld; 
b) Eoblenz-Mainzer Militairftraße über St. Goar und Bingen; c) Militair- 
ftraße von Mainz nad Trier, Yuremburg und Saarlouis); 5. in Naffau: 
Erfurt-Coblenzer Militairftraße über Montabour und Limburg als Haupt- 
etappenpläge®); 6. in Braunfchweig: a) Hauptftraße über Halberftant und 
Hildesheim mit Dauptetappe Wolfenbüttel; b) Straße für Remonte-Com— 
mando's von Großlafferde über Lehndorf, fowie über Lehre und PVersfelve 
nad Orbisfelde; c) Straße von Hörter nad Hildesheim mit Hauptetappe 
Ejcheröbaufen für Commando's bis zur Stärke eines Bataillond oder einer 
Escadron®); 7. in den drei anbaltinifchen Herzogthümern: a) Magdeburg— 
Wittenberger Straße über Coswig, Roßlau, Zerbft als Etappen; b) Mag- 
deburg-Hallefche Straße über Bernburg und Förderftädt — nur audnahme- 
weife werden auf diefer Straße Marfhquartiere gewährt ); 8. in dem 
oldenburgifhen Fürftenthbume Birkenfeld Etappe Birkenfeld auf der Straße 
von Saarbrüd nad Saarlouis); 9. in Kippe-Detmold eine Hilfsmilitairftrage 
bei Märfchen von Cöln nah Hameln, von Magdeburg nad Paderborn, 
von Paderborn nah Hameln’); 10. in Sachfen- Weimar: a) Heerftraße 
zwifchen Erfurt und Naumburg über Stotternbeim, ausnahmsweiſe auch 


1) Art. 31. ber Wiener Congreß-Acte, Artikel 6 des Vertrags d. d. Wien, den 
29, Mai 1815, Durdmärfde und Etappen» Gonventionen vom 6. Derember 1816 und 
25. Mai 1838, 

2) Gonventionen vom 3. Ianwar|;, Mir, 1817, 8.22. October 1829, 10. Januar 1842, 

3) Art. 28. des Territorial- Bertrags vom 16, Detbr. 1815, Konventionen v.9 Mai 1817, 
vom 28. September 1833, 

4) Artikel 24, des Territorial-Bertragd vom 30. Juni 1816, Gonventionen vom 
17. Janvarıg, Mär, 1817, 7. Detober 1828, 20. November 1838, 20. Wpril|,s. Mat 1947. 

5) Art. 15. des Territorial-Bertrage vom 31. Mai 1815, Durchmarfdh- und Etappen- 
Convention vom 17. Januar 5, Mär, 1817, 

6) Konvention v. 23. Deebr. 1817, 112, Jan. 1818, 14. Auguſt 8. Sepibr. 1835, 5. Aug. 1845. 

?) Drei Durchmarſch; und Etappen Eonventionen mit Anhalt-Bernburg, Cöthen und 
Deffau vom 12. Rovember| 17. December 1818. 

8) Urt. 15. des Staatsvertrags vom 9, April 1817, Conventionen vom 28. Septem- 
ber 1818, 22. Auguft 1831 und 12, Juli 1845. 

9) Die erfte Convention ift vom 98. Juni|25, Yugup 1818, erneuert unterm 25. Be- 
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Etappenftraße über Buttſtedt; b) Erfurt-Eoblenzer Militairftraße über vie 
Etappen Eiſenach und Vacha; c) Militairftraßen nach dem neuftädter Kreife 
bleiben vorbehalten ’). 


b) Etappenlaft in preußifhem Gebiete. 


Dagegen ſtehen durd dag preußifche Gebiet folgenden Staaten Militairz, 119 
Durchmarſch- und Ctappenftraßen zu: 4. Hannover, vie Straße von 
Denabrüf nah Bentheim über vie Etappen Ippenbühren und Rheine ?); 
2. Hejfen-Eaffel, die Militairftrafe von Carlshafen nah Rinteln mit den 
Etappen Hörter und Lunge’); 3. Sacfen-Coburg- Gotha, Etappenftraße 
durch den preußifhen Theil ver Graffchaft Denneberg über Suhl und 
Scleufingen ); 4. Sadhfen- Weimar, Weimar: Eifenahiche Straße über 
Erfurt ale Etappe’); 5. Anhalt-bernburgiihen Truppen ift bei dem Marſche 
von Bernburg nad Ballenftädt und umgekehrt der Durchmarſch durch Aſchers— 
leben geftattet®). 


3. Seflungen. 


Die befonvern Berechtigungen, welche Preußen in Betreff ver veutfchen 120 
Bunbesfeftungen zufteben, find bereits oben (17) erwähnt; bier ift noch 
anzuführen der Artikel 5. des Vertrags mit Naffau vom 31. Mai 1815, 
welcher Preußen das Recht gewährt, im Falle des Wiederaufbaues der 
Feſtung Ehrenbreititein innerbalb der Entfernung von 1500 rheinländiſchen 
Ruthen von der Feftung militairifche Werfe auch in ven Marken naffauifcher 
Orte gegen Entfhädigung der Grundeigenthümer und unbeſchadet ver Terri— 
torial-Berbältniffe anzulegen. 


bruar 1823 und 19. Juni 1827 bis zum 1. Januar 1833. Wie es jept mit ihrer Sültig- 
feit ſteht, conftirt nicht. 

1) Art. IX. des Staatsvertrags vom 22. September 1815, Durchmarſch- und Etap- 
pen- Gonventionen vom 31. December 1816, 12. 19. Januar 1830, 12. December 1837, 
10. Juli 1847. 

2) 8. 2. ter Durchmarſch- und Etappen- Convention vom 25. Mai 1838, 

3) Art. 38. des Staatsvertrags vom 16. October 1815, Art. 4. ber Convention vom 
28. September 1833, 

4) Gonvention vom 5-/ıo. Januar 1842. 

5) Art. I. der Convention vom 12. Januar 1830. 

5) $. 2. ber Convention vom 12. November | 7, December 1818. 


Zweite Abtheilung. 


Die Texte Der Staatsverträge. 


I. Deutfche Staaten. 


A. Deutfchland überhaupt. Deuticher Bund. 


1. Deutfche Bundesacte. 
vom 8, Yuni 1815. 


Im Namen der Allerbeiligften Au nom de la tres-sninte 
und untbeilbaren Dreieinigfeit. et indivisible Trinite,®) 


Die fouverainen Fürften und freien Les Princes souverains et les vills 
Städte Deutfchlande, den gemeinfa- libres de l’Allemagne, animes du de- 
men Wunſch hegend, ven 6. Artifel sir commun de meltre ä execulion 
des Parifer Frievens vom 30. Mai Narticle 6 du traité de Paris, du 30. 
1814 in Erfüllung zu fegen, und von mai 1814, et convaincus des avan- 
den Vortheilen überzeugt, weldhe aus tages qui resulteront de leur union 
ihrer feften und dauerbaften Verbin- solide et durable, pour la sürete et 
dung für die Sicherheit und Unab- l'indépendance del’Allemagne, et pour 
hängigfeit Deutichlands, und die Nube l'équilibre de l’Europe, sont conve- 
und das Gleichgewicht Europens her- nus de former une confederation per- 
vorgehen würden, find übereinge-  peluelle, et ont pour cet effet muni de 
fommen, fi zu einem beftändigen leurs pleins-pouvoirs leurs envoyes 
Bunde zu vereinigen, und haben zu el depulds au congres de Vienne; 
diefem Behufe ihre Gefandten und savoir: 

Abgeordneten am Kongreffe in Wien 

mit Vollmachten verfeben; nämlidy: 

S. K. K. A. M. ven Herrn Clemend Wenzeslaus Fürften von 
Metternih-Winneburg-Ohfenbaufen, Ritter des goldenen Vlieſſes, 
Großkreuz des Königl. Ungarifchen St. Stephans-Ordens, Ritter des Or- 
dens des heiligen Andreas, des heiligen Alexander-Newsky, und ver heiligen 
Anne erfter Caſſe, Großfreuz der Ehren-Legion, Nitter des Ordens vom 
Elepbanten, des Ordens der Annoneiation, Des Schwarzen Adlers und des 
rothen Adlers, des Seraphinen-Ordeng, des heiligen Joſephs von Toscana, 
des heiligen Hubertus, des goldenen Adlers von Würtemberg, der Treue 
von Baren, des heiligen Johannes von Jerufalem u. a. m.; Kanzler des 


“ 


Es iſt der franzöſiſche Text mit abgedrudt worden, weil er an einigen Stellen beut- 
licher ift, als der deutſche. 
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militairifhen Marien-Thereſien-Ordens; Eurator der KR. K. Academie der 
vereinigten bildenden Künfte; Kämmerer, wirflihen Geh. Rath S. M. ves 
Kaiſers von Defterreeih, Könige von Ungarn und Böhmen, Allerhöchitveffen 
Staate> und Conferenz:Minifter, auch Minifter der auswärtigen Angelegen- 
heiten, und erften Plenipotentiarius am Congreß; und 

Den Herrn Johann Philipp Baron von Weffenberg, Großkreuz 
des Königl. Sardinifchen Ordens des ir Mauritius und heiligen La— 
zarus, wie auch des Königl. Ordens der Bairifhen Krone, Kammerberrn 
und mwirflihen Geb. Rath S. K. K. A. M., Höchſtdeſſelben zweiten Pleni- 
potentiariud am Congref. 

S. KM. von Preußen, den Herrn Fürften von Hardenberg, Ihren 
Staatsfanzler, Ritter des fchwarzen und rothen Adler-Ordens, des Preuß. 
St. Jobanniter-Ordeng, und des Preuß. eifernen Kreuzes, Ritter des Ruf- 
fifihen St. Andreas-, St. Alexander-Newsky-Ordens und St. Annen-Ordens 
erfter Klaffe, Großfreug des Ungarifhen St. Stephan- Ordens, Großkreuz 
der Ehrenlegion, Großfreuz des Spanifchen St. Carls-Ordens, Ritter des 
Sardinifhen Annunciaden-, des ſchwediſchen Seraphinen-, des Dänifchen 
Elephanten-, des Bairifchen St. Huberts-, des Würtembergifchen goldnen 
Adler: und mehrerer anderer Orden; und 

Den Herrn Carl Wilbelm Freiberrn von Humboldt, Ihro Staate- 
Minifter, Kammerberrn, außerordentlihen Gefandten und bevollmächtigten 
Minifter bei J. K. K. A. M., Ritter des rothen Adler-Ordens, des Preußi— 
ſchen eiſernen Kreuzes erſter Klaſſe, Großkreuz des Kaiſerl. Oeſterreichiſchen 
Leopolds-, des Ruſſiſchen St. Annen-Ordens, und des Ordens des Ver— 
dienſtes der Bairiſchen Krone. 

S. K. M. von Dänemark, den Herrn Chriſtian Günther Grafen 
von Bernstorf, Ihren Geh. Conferenz-Rath, außerordentlichen Abge— 
ſandten und bevollmächtigten Miniſter am Hofe S. K. K. A. M. und Be— 
vollmächtigten am Congreſſe, Ritter des Elephanten-Ordens, Großkreuz des 
Dannebrog-Drvens und des Königl. Ungariſchen St. Stephans-Ordens, und 

Den Herrn Joachim Friedrich Grafen von Bernstorf, Ihren 
Geb. Conferenz-Rath, Bevollmächtigten am Congreß, Großfreuz des Danne- 
brog⸗Ordens. 

S. K. M. von Baiern, den Herrn Aloys Franz Xavier Grafen 
von Rechberg und Rothenlöwen, Kämmerer und wirklichen Geb. Rath, 
außerordentlihen Gefandten und bevollmächtigten Minifter am K. K. Hofe, 
Großkreuz des St. Huberts-Ordens, Kapitular: Comthur des St. Georgs-, 
und —— des Bairiſchen Civil-Verdienſt-Ordens. 

S. M. der König von Sachſen, den Herrn Hans Auguſt Fürchte— 
gott von Globig, Ihro Geh. Rath, Kammerherrn, Hof- und Juſtitien— 
Rath und Geh. Referendar. 

S. M. der König der Niederlande, ven Herrn Franz Chriſtoph 
Freihern von Gagern, Plenipotentiarius S. M. des Königs der Nie- 
derlande, und Ihrer Durchlauchten des Herzogs und des Fürften von Naſ— 
fau, Großfreug des Heffiihen Ordens vom goldenen Löwen, und des Ba— 
pifhen Ordens der Treue. 

S. M. ver König von Großbritannien und Hannover, den Herrn Ernft 
Friedrich Herbert Grafen von Münfter, Erblanpmarfchall des König— 
reihs Hannover, Großfreuz des Königl. Ungarifhen St. Stephand-Drveng, 
©. 8. M. von Großbritannien und Hannover Staatd- und Kabinets-Mi- 
nifter, erften Bevollmächtigten am Congrefjfe zu Wien; und 

Den Herrn Ernft Ehriftian Auguft Grafen von Hardenberg, 
Großkreuz des Kaiferl. Oeſterreichiſchen Leopolds-Ordens, Ritter des Königl. 
Preußifchen rothen Adler: Ordens und des Sohanniter-Ordene, ©, K. M, 
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von Großbritannien und Hannover Staats- und Cabinets- Minifter, deſſen 
außerordentlihen Abgefandten und bevollmächtigten Minifter an dem Hofe 
S. K. K. A. M., und deffen zweiten Bevollmächtigten am Congreffe zu Wien. 

S. K. H. der Churfürft von Heflen, den Herrn Dorothbeus Ludwig 
Grafen von Keller, Höchſt-Ihro Staatd-Minifter, Großfreug vom golde= 
nen Löwen und des Preußischen rothen Adlers; und | 

Den Herrn Georg Ferdinand Freibern von Lepel, Ihren Kam— 
merberrn und Geh. Regierungs-Rath. 

©. 8. H. ver Großherzog von Heffen, den Herrn Johann Freiberrn 
von Türfhbeim von Altdorf, Ihren Geh. Ratb, Staats-Minifter und 
außerordentlihen Abgeſandten am Congreſſe, Großkreuz des Heffiichen 
ER: Commandeur des Königl. Ungarifhen St. Stephans— 
Ordens. 

S. 8.9. der Großherzog von Sadhfen- Weimar, den Herrn Ernft 
August Freiberrn von Gersporf, Ihren wirklihen Geh. Rath, jept an 
deſſen Stelle den Herrn Friedrich Auguft Freiberen von Mindwis. 

©. D. der Herzog von Sachſen-Gotha, den Herrn Friedrich Auguft 
Freiherrn von Mindwis, Ihren Geh. Rath. 

3 D. die Herzogin von Sachen» Coburg- Meinungen, ald Negentin 
und Vormünderin Ihres Sohnes, eben denfelben Freiberen von Mindwis. 

S. D. der Herzog von Sachſen-Hildburghauſen, den Herrn Carl Lud— 
wig Friedrich Freiherrn von Baumbad, Ihren Geh. Rath und Res 
gierungs-Präftdenten. 

©. D. der Herzog von Sacfen=Coburg= Saalfeld, den Herm Franz 
Xavier Kreiberrn von Fiſchler von Treuberg, Ihren Oberften, Ritter 
des K. Oeſterreichiſchen Leopolds-Ordens und des Ordens der Bairifchen Krone. 

S. D. der Herzog von Braunfchweig-Wolfenbüttel, an die Stelle des 
Herrn Wilbelm Juſtus Eberbard von Schmidt-Phiſeldeck, Ihres 
Seh. Raths, ex substitutione den Herrn Dorotheus Ludwig Grafen 
von Keller, Ehurfürftl. Heſſiſchen Stants-Minifter u. ſ. f. 

S. D. der Herzog von Holftein-Divdenburg, den Herrn Hans Al: 
brecht Freiherrn von Maltzabn, Präfiventen der Regierung des Fürs: 
ſtenthums Lübeck, Großkreuz des Nuffiichen Ordens der heiligen Anna und 
Ritter des Ordens des heiligen Johannes von Jerufalem. 

S. D. der Herzog von Medlenburg- Schwerin, ven Herrn Leopold 
Freiherrn von Pleffen, Ihren Stants-Minifter, Großkreuz des Danne- 
brog⸗Ordens. 

S. D. der Herzog von Mecklenburg-Strelitz, den Herrn Auguſt Otto 
Ernſt Freiherrn von Oertzen, Ihren Staats-Miniſter, Großkreuz des 
Preußiſchen rothen Adler-Ordens. 

S. D. der Herzog von Anhalt-Deſſau für ſich, und als Vormund des 
minorennen Herzogs von Anhalt-Köthen, und S. D. der Herzog von An— 
halt-Bernburg gemeinſchaftlich den Herrn Rolf Carl Auguft von Wolf: 
ramsporf, Präfidenten ver Regierung zu Deffau. 

S. D. ver Kürft von Hohenzollern» Hechingen, den Herm Franz 
Anton Kreibern von Frand, Ihren wirfliden Geb. Natb. 

S. D. ver Fürſt von Hohenzollern» Sigmaringen, den Herrn Franz 
Ludwig von Kirdbaur, Ihren Geb. Legations-Rath. 

S. D. der Herzog und S. D. der Fürft von Naffau, den Herrn Franz 
Ehriftoph Areiberen von Gagern, und Herrn Ernft Franz Ludwig 
Freiherrn Marſchall von Bicberftein, Plenipotentiarius S. M. des Kö— 
nigs der Niederlande für Seine Deutſchen Staaten, und Ihrer Durchlauchten 
des Herzogs und des Fürſten von Naſſau, Großkreuz des Ordens der Treue. 

S. D. der Fürſt von Lichtenſtein, den Herrn Georg Walther Vin— 
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cenz von Wiefe, Bice- Kanzler der Regierung tes Fürften von Reuß 
zu Gera. 

©. D. der Fürft von Schwarzburg-Sonvershaufen, den Herrn Adolph 
von Weiſe, Ihren Geh. Rath und Kanzler. 

S. D. der Fürſt von Schwarzburg-Rudolſtadt, ven Herrn Friedrich 
Wilbhelm Freiherrn von Ketelhodt, Ihren Kanzler und Präſidenten, 
auch Erbſchenk der gefürſteten Grafſchaft Henneberg, des Großherzogl. Ba— 
diſchen Ordens der Treue Großkreuz. 

„S. D. der Fürſt von Waldeck und Pyrmont, den Herrn Günther 
Heinrich von Berg, Doctor der Nechte und Regierungs-Präfidenten des 
Fürften von Schaumburgsfippe. 


II DD. die Fürſtin von Neuß, Älterer und jüngerer Linie, den Herrn 


Georg Walther Vincenz von 
su Gera. 


Wieſe, Vice-Kanzler der Regierung 


S. D. der Fürft zu Schaumburgsfippe, den Herm Günther Hein: 


rich von Berg. 


J. D. die Fürſtin von der Lippe, als Regentin und Vormünderin 
des Fürſten, Ihres Sohnes, den Herrn Friedrich Wilhelm Hellwing, 


Ihren Regierungs-Rath. 


Die freie Stadt Lübeck, den Herrn Johann Friedrich Hach, Doctor 


der Rechte und Senator dieſer Stadt. 


Die freie Stadt Frankfurt, den Herrn Johann Ernſt Friedrich 
Danz, Doctor der Rechte, Syndikus dieſer Stadt. 
Die freie Stadt Bremen, den Herrn Johann Smidt, Senator die: 


fer Stadt. 


Die freie Stadt Hamburg, den Herrn Johann Midhael Gries, 


Syndikus diefer Stadt. 

In Gemäfbeit dieſes Beſchluſſes 
haben die vorftebenden Bevollmäd- 
tigten, nach geichebener Auswechſelung 
ihrer richtig befundenen VBollmachten, 
folgende Artikel verabredet: 


I. Allgemeine Beftimmungen. 
Erfter Artifel, 

Die fouverainen Fürften und freien 
Städte Deutfchlands, mit Einſchluß 
II MM. des Kaifers von Oeſter— 
reich und der Könige von Preußen, 
von Dünemarf und der Niederlande, 
und zwar 

Der Kaiſer von Oeſterreich, 
Der König von Preußen, 
beide für Ihre gefammten, vormals 
zum Deutſchen Reiche gehörigen Be- 

ſitzungen; 
Der König von Dänemark für 
Holſtein; 

Der König der Niederlande für 
das Großherzogthum Luremburg; 
vereinigen ſich zu einem beſtändigen 
Bunde, welcher der Deutſche Bund 

heißen ſoll. 


Et, confermement ä la susdile 
resolulion, les plenipotentiaires ci- 
dessus nommes, apres avoir echange 
leurs pleins-pouvoirs trouv6s en bonne 
et düe forme, ont arrele entre eux 
les articles suivans: 

1. Dispositions Generales. 
Article premier. 

Les Princes souverains et les 
villes libres de l’Allemagne, en com- 
prenant dans celte transaction LL. 
MM. l'’empereur d’Autriche, les rois 
dePrusse, de Danemarck et des Pays- 
Bas, et nommement 

L’empereur d’Autriche et 

Le roi de Prusse, 
pour toutes celles de leurs posses- 
sions qui ont anciennement ap- 
partenu à l’empire Germanique; 

Le roi de Danemarck pour le 
duche de Holstein, 

Le roi des Pays-Bas pour le 

grand-duche de Luxembourg, 
etablissent entre eux une confedera- 
tion perpeluelle qui portera le nom 
de Confederation Germanique. 
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Zweiter Artifel, 

Der Zwed defjelben ift Erhaltung 
der Äufern und innern Sicherheit 
Deutſchlands und ver Unabhängig- 
feit und Unverlegbarfeit der einzelnen 
Deutſchen Staaten. 


Dritter Artifel, 


Alle Bundes-Glieder haben, ale 
ſolche, gleiche Rechte; fie verpflichten 
ſich alle gleihmäßig die Bundes-Akte 
unverbrüchlich zu balten. 


Vierter Artikel. 


Die Angelegenheiten des Bundes 
werden durd eine Bundes-Verſamm— 
lung beforgt, in welcher alle Glieder 
deſſelben, durch ihre Bevollmächtigten, 
theils einzelne, tbeild Gefammt-Stim- 
men folgendermaßen, jedoch unbejcha- 
det ihres Ranges, führen: 

1. Defterreih . i 
2. Preußen . 
3. Baiern 

4. Sadıfen 

5. Hannover 

6. Würtemberg . 
7 

8 

9 

0 


Stimme. 


. Baden . 
. Eburbeifen — 
9. Großherzogthum Heſſen 
.Dänemark wegen Hol- 
BE ee a 
11. Niederlande wegen des 
Großberz. Luremburg . 1 - 
12. Die Großberzoglich und 
Herzogl. Sächſ. Häufer 1 
13. Braunfhweigu.Naffau 1 
14. Medlenburg-Scdwerin 
u. Medlenburg-Ztrelig 1 - 
15. Holſtein-Oldenburg, Ans 
halt u. Schwarzburg . 1 - 
16. Hohenzollern, Yichten- 
ftein, Reuß, Schaum- 
burg-Lippe, Lippe und 
Waldeck..1— 
17. Die freien Städte Lübeck, 
Frankfurt, Bremen und 
Hamburg 


J 


1— 
Total 17 Stimmen. 
Fünfter Artikel. 


Defterreih bat bei der Bundes— 
verfammlung den Vorfiß; jedes Bun- 
desglied ift befugt, Vorfchläge zu mas 


Article second, 

Le but de cette confederation est 
le maintien de la sürete exlerieure 
et interieure de l’Allemagne, de l’in- 
dependance et de l’inviolabilite des 
elats confederes. . 


Article troisieme. 


Les membres de la confederalion, 
comme tels, sont egaux en droits; 
ils s’obligent tous &galement à main - 
tenir l’acte qui constilue leur union. 


Article quatrieme. 


Les affaires de la confederation 
seront confices ä une diete federative, 
dans laquelle tous les membres vo- 
teront par leurs plenipotentiaires, soit 
individuellement, soit collectivement, 
de la maniere suivante, sans prejudice 
de leur rang: 

. Autriche . 
. Prusse 
. Baviere 
Saxe 
Hanovre . 
Wurtemberg . 
Bade 
Hesse clectorale 
. Grand duche de Hesse 
Danemarck pour Hol- 
Holt’ 5: 5 we 
. Pays-Bas pour Luxem- 

DORE 4 au ee 
. Maisons grand - ducale 

et ducales de Saxe . 1 
. Brunswick et Nassau. 1 - 
. Mecklembourg-Schwe- 

rin et Strelitz . . . 1 - 
. Holstein - Oldenbourg , 

Anhalt etSchwarzbourg 1 - 
. Hohenzollern, Lichten- 

stein, Reuss, Schaum- 

bourg-Lippe, Lippe et 

Waldeck . . . ..1- 
17. Les villes libres de Lu- 

beck, Francfort, Breme 
et Hambourg 


< 
u ee u 3 
2 


— — 
>» SO7222 BRD. 
—— — ———— — — —— 


— 
— 


— — 
u 


— — 
nm 5 


— 
Total 17 voix. 


Article cinquieme. 


L’Autriche presidera A la diete 
federative: chaque état de la confe- 
deration a le droit de faire des pro- 


hen und in Vortrag zu bringen, 
und der Vorfigende ift verpflichtet, 
folde in einer zu beftimmenven Zeit: 
frift der Berathung zu übergeben. 


Sechſter Artikel, 


Wo es auf Abfaffung und Ab- 
änderung von Örundgefegen des Bun- 
des, auf Befchlüffe, welche die Bun— 
desafte felbft betreffen, auf organifche 
Bundes » Einrichtungen und auf ge- 
meinnügige Anordnungen fonftiger rt 
anfömmt, bildet fich vie Verfammlung 
zu einem Plenum, wobei jedoch, mit 
Rüdfiht auf die Verfchievenbeit ver 
Größe der einzelnen Bunpdesftaaten, 
folgende Berechnung und Bertheilung 
der Stimmen verabredet ift: 


4 Stimmen. 


. Defterreich erbält . 
. Preußen. . . . 

. Sadjfen . 

Baiern 

. Hannover 

. Würtemberg 

Baden . . — 
. Churheſſen . . . . 
. Großberzogth. Heilen 
10. Solften . . 2... 
11. uremburg . 

12. Braunichweig . . . 
13. Medlenburg- Schwerin 
14. Roflau -. . » . .» 
15. Sachſen-Weima 


SD U re CO 
I 


16. — Gotha . 

17. — Coburg . 

185. — Meinungen 

19. — Hildburgbaufen 


20. Medlenburg-Strelig . 
21. Holftein-Dlvenburg 
22. Anbalt-Deffau . 
23. — Bernburg . 
24. — Götben. 
25. Schwarzburg-Sonders- 
2 2 SP rn 
26. Schwarzburg = Rupol- 
BRDL.n.V 2: u we. 
27. Hohenzollern-Hechin— 
3 DE TR 
28. Fihtenftein ee 
29. Hohenzollern» Sigma: 
TIBGER 0, 
2. Raled . ....1  - 


6 Etimmmen, 


— — — — — — — — — OD OD SD CD CD SD SD a ee 
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positions, et celui qui preside est 
tenu ä les mettre en deliberation dans 
un espace de temps qui sera fixe. 


Article sixieme, 


Lorsqu’il s’agira de lois fonda- 
menlales ä porter, ou de changemens 
ä faire dans les lois fondamentales 
de la confederalion, de mesures à 
prendre par rapport ä l’acte federatif 
m&me, d’institulions organiques, ou 
d’autres arrangemens d’un interöt 
commun ä adopter, la diete se for- 
mera en assemblee generale, et, dans 
ce cas, la distribution des voix aura 
lieu de la maniere suivante, calculee 
sur l’etendue respective des etats 
individuels: 

. L’Autriche aura. . . 4 voix. 
. La Prussse . ...4 - 

. La Saxe . 

La Baviere 

Le Hanovre . 

. Le Wurtemberg 

Bade . . .. 

. Hesse electorale . . 
. Grand duche de Hesse 
. Holstein 

11. Luxembourg . 

12. Brunswick —J 
13. Mecklembourg-Schwerin 
14. Nassau ; 

15. Saxe-Weimar 


— 
SEPÄADTMWU- 


16. — Gotha . 

17. — Cobourg . 

18. — Meinungen . . 
19. — Hildburghausen . 


20. Mecklembourg-Strelitz 
21. Holstein-Oldenbourg . 
22. Anhalt-Dessau . 


— — — — — — — — — — AND to to CAD CAD CAD CAD CAD pie Hin Hin Hi 


23. — bernbourg 
24. — Coethen 
25. Schwarzbourg-Sonders- 
hausen . . .»...71- 
26. Schwarzbourg - Rudol- 
stadt i 1 - 


27. Hohenzollern - Hechin- 
DER ee 
28, Lichtenstein . . . . 1 
29. Hohenzollern - Sigma- 
rigen 4141 
30. Waldeck . . ... 41 
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61 Stimmen. 

31. Reuß älterer Linie 
32. Reuß jüngerer Linie . 

33. Schaumburg-Fippe 
34. ip 2. 2.2.2. 
35. Die freie Stadt Lübeck 
36. — Frankfurt 
37. — Bremen . 
38. — Hamburg 
Total 69 etimmen. 
Db den mebiatifirten vormali- 
gen Reiheftänden auch einige Curiat— 
Stimmen im Pleno zugeftanden wer: 
den follen, wird die Bunves-Verfamm: 
lung bei der Berathung der organi- 
ihen Bundes-Gefege in Erwägung 

nebmen. 


Siebenter Artifel. 


In wiefern ein Gegenftand, nad) 
obiger Beftimmung, für das Plenum 
geeignet fei, wird in ber engern Ber: 
fammlung durch Stimmen» Mehrheit 
entſchieden. 


Munde je — — — 
I 


Die der Entfcheidung des Pleni 
zu unterziebenden Befchluß-Entwürfe 
werden in der engern Berfammlung 
vorbereitet, und bis zur Annahme over 
Verwerfung zur Reife gebradıt. So— 
wohl in der engern Berfammlung als 
im Pleno werden die Befchlüffe nad 
der Mehrheit der Stimmen gefaßt, 
jedoch in der Art, daß in der erftern 
die abiolute, in der legtern aber nur 
eine auf zwei Drittel ver Abftimmung 
berubende Mebrbeit entfcheidet. Bei 
Stimmen-&leichheit in ver engern Ber: 
fammlung ftebt dem Vorſitzenden bie 
Enticheivung zu. Wo es aber auf 
Annahme over Abänderung der Grund» 
gefege, auf organische Bundes-Ein— 
richtungen, auf jura singulorum oder 
Religions-Angelegenbeiten anfümmt, 
fann weder in der engern Ber: 
ſammlung, nod im Pleno ein Be: 
ſchluß durh Stimmen» Mehrheit ge: 
faßt werden. 

Die Bundes-Berfammlung tft be> 
ftändig, bat aber die Befugniß, wenn 
die ihrer Berathbung unterzogenen Ge— 
genftände erledigt find, auf eine be- 
ftimmte Zeit, jedoch nicht auf länger 
als vier Monate, ſich zu vertagen, 


De l’autre part 61 voix. 
31. Reuss, branche ainee. 1 - 
32. — branche cadette 
33. Schaumbourg-Lippe 
34. Lippe -. » 2 2.» 
35. La ville libre de Lubeck 
36. —  Francfort 
37. —  Breme 
38. — Hambourg 1 - 
Total 69 voix. 
La diete, en s’occupant des lois 
organiques de la conföderalion, exa- 
minera si on doit accorder quelques 
voix colleclives aux anciens etals de 
’empire mediatises. 


1 
1 
I - 
1 
1 
1 


Article septieme. 


La question si une affaire doit 
ötre disculde par l’assemblee gene- 
rale, conformement aux prineipes ci- 
dessus etablis, sera decidee dans 
l’asseinblee ordinaire & la pluralite 
des voix. 

La möme assemblee preparera les 
projels de resolution qui doivent etre 
porles à l’assemblce generale, et 
fournira à celle-ei tout ce quil lui 
faudra pour les adopter ou les rejeler. 
On decidera par la pluralite des voix, 
tant dans l’assemblee ordinaire que 
dans l’assemblee generale, avec la 
difference toutefois que dans la pre- 
miere il suffira de la pluralite absolue, 
landis que dans l'autre, les deux liers 
des voix seront ne&cessaires pour 
former la pluralite. Lorsqu'il y a 
parit& des voix dans l’assemblee or- 
dinaire, le president decidera la 
queslion. Cependant, chaque fois 
qu'il s’agira d’acceplalion ou de 
changement de lois fondamentales, 
d’institutions organiques, de droits 
individuels, ou d’affaires de religion, 
la pluralit& des voix ne suffira pas, 
ni dans l’assemblee ordinaire, ni dans 
l'assemblée generale. 

La diete est permanente. Elle 
peut cependant, lorsque les objets 
soumis a sa deliberation se lrouvent 
lermines, s’ajourner A une epoque 
fixe, mais pas au delä de quatre 
mois, 


Alle näheren, die Bertagung und 
die Beforgung der etwa während der: 
felben vorfommenden dringenden Ge— 
ſchäfte betreffenden Beftimmungen wer: 
den der Bundes» Berfammlung bei 
Abfaſſung der organischen Geſetze vor: 
bebalten. 


Achter Artikel. 


Die Abftiimmungs - Ordnung ber 
Bundesgliever betreffend, wird feftge- 
fegt, daß fo lange die Bundes-Ver— 
faffung mit Abfaffung der organischen 
Geſetze beſchäftigt ift, hierüber keiner— 
lei Beſtimmung gelte, und die zufäl— 
lig ſich fügende Ordnung keinem der 
Mitglieder zum Nachtheile gereichen, 
noch eine Regel begründen ſoll. Nach 
Abfaſſung der organiſchen Geſetze wird 
die Bundes-Verſammlung die künf— 
tige, als beſtändige Folge einzufüh— 
rende, Stimmen-Ordnung in Bera— 
thung nehmen, und ſich darin ſo wenig 
als möglich von der ehemals auf dem 
Reichstage, und namentlich in Ge— 
mäßbeit des Reichsdeputations⸗Schluſ⸗ 
ſes von 1803 beobachteten, entfernen. 
Auch dieſe Ordnung kann aber auf 
den Rang der Bundesglieder über— 
haupt, und ihren Vortritt außer den 
Verhältmiſſen der Bundes-Verſamm— 
lung, keinen Einfluß ausüben. 


Neunter Artikel. 


Die Bundes-Verſammlung hat 
ihren Sitz zu Frankfurt am Main. 
Die Eröffnung derſelben iſt auf ten 
1. September 1815 feſtgeſetzt. 


Zehnter Artifel. 


Das erfte Geihäft ver Bundes— 
Perfammlung nad ihrer Eröffnung 
wird die Abfaffung der Grundgeſetze 
des Bundes und deſſen organifce 
Einrihtung, in Rückſicht auf feine 
auswärtigen, militärifchen und inne— 
ren Verhälmiſſe fein. 


Eilfter Artikel. 


Alle Mitglieder des Bundes ver: 
iprechen fowohl ganz Deutichland, als 
jeden ei nded-Staat gegen 
jeden Angriff in Schus zu nehmen, 
und garantiren ſich gegenfeitig ihre 


93 


Toutes les dispositions ulterieures 
relatives ä l’ajournement et à l’ex- 
pedition des affaires pressantes qui 
pourroient survenir pendant l’ajour- 
nement, sont reservces ä la diete, 
qui s’en occupera lors de la redac- 
tion des lois organiques. 


Article huiti&me., 


Quant ä l’ordre dans lequel vo- 
leront les membres de la confedera- 
tion, il est arrete que, tant que la 
diete sera occupee de la redaction 
des lois organiques, iln’yaura aucune 
regle à cet egard; et quel que soit 
l’ordre que l'on observera, il ne pourra 
ni pr&judicier ä aucun des membres, 
ni etablir un principe pour l'avenir. 
Apres la redaclion des lois orga- 
niques, la dièéte deliberera sur la 
manicre de fixer cet objet par une 
regle permanente, pour laquelle elle 
s’ecartera le moins possible de celles 
qui ont eu lieu à l'ancienne diete, 
et nolamment d’apres le recez de la 
depulation de l’Empire de 1803. 
L’ordre que l’on adoptera, n’influera 
d’ailleurs en rien sur le rang et la 
preseance des membres de la confe- 
deration, hors de leurs rapports avec 
la diete. 


Article neuvieme. 


La diele siegera à Francfort-sur- 
Mein. Son ouverture est fixde au 
premier septembre 1815. 


Article dixieme. 


Le premier objet à trailer par la 
diele, apres son ouverlure, sera la 
redaclion des lois fondamentales de 
la confederation, et de ses institutions 
organiques relalivement ä ses rapporis 
exierieurs, militaires et interieurs. 


Article onzieme. 


Les etals de la confederation 
s’engagent a defendre non-seulement 
l’Allemagne enliere, mais chaque etat 
individuel de Yunion, en cas qu'il füt 
attaque, ei se garantissent mutuelle- 
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ſämmtlichen unter dem Bunde begrif- 
fenen Befigungen. 


Bei einmal erflärtem Bundes— 
friege darf Fein Mitglied einfeitige 
Unterhandlungen mit dem Feinde ein- 
geben, noch einfeitig Waffenftillftand 
oder Frieden fchließen. 


Die Bundesgliever behalten zwar 
das Recht der Bündniffe aller Art, 
verpflichten fich jedoch, in feine Ver: 
bindungen einzugeben, welde gegen 
die Sicherheit des Bundes oder einzel» 
ner BundessStaaten gerichtet wären. 


Die Bundesgliever machen ſich 
ebenfalls verbindlich, einander unter 
feinerlei Vorwand zu befriegen, noch 
ihre Streitigfeiten mit Gewalt zu vers 
folgen, fondern fie bei der Bundes— 
Berfammlung anzubringen. Diefer 
liegt alsdann ob, die Vermittelung 
durch einen Ausihuß zu verfuchen; 
fall diefer Verſuch fehlſchlagen ſollte, 
und demnach eine richterliche Ent— 
ſcheidung nothwendig würde, ſolche 
durch eine wohlgeordnete Aufträgal- 
Inſtanz zu bewirken, deren Ausſpruch 
die ſtreitigen Theile ſich ſofort zu un— 
terwerfen haben. 


II. Beſondere Beſtimmungen. 


Außer den in den vorhergehenden 
Artikeln beſtimmten, auf die Feſtſtel— 
lung des Bundes gerichteten Punkten, 
ſind die verbündeten Mitglieder über— 
eingekommen, hiermit über folgende 
Gegenſtände die in den nachſtehenden 
Artikeln enthaltenen Beſtimmungen zu 
treffen, welche mit jenen Artikeln gleiche 
Kraft haben ſollen. 


Zwölfter Artikel. 


Diejenigen Bundesglieder, deren 
Beſitzungen nicht eine Volkszahl von 
300,000 Seelen erreichen, werden ſich 
mit den ihnen verwandten Häuſern 
oder anderen Bunvesglievern, mit 
welchen fie wenigftens eine folde 
Volkszahl ausmaden, zu Bildung 
eines gemeinfchaftlichen oberften Ge— 
richts vereinigen. 

In den Staaten von folder Bolts- 


ment toutes celles de leur possessions 
qui se trouvent comprises dans celte 
union, 

Lorsque la guerre est declaree 
par la confederation, aucun membre 
ne peut entamer des negociations 
parliculieres avec l’ennemi, ni faire 
la paix ou un armislice, sans le con- 
sentement des aulres. 

Les membres de la confederation, 
en se reservant le droit de former 
des alliances, s’obligent cependant ä 
ne contracter aucun engagement qui 
seroit dirige contre la sürele de la 
confederation ou des étals individuels 
qui la composent. 

Les états confederes s’engagent 
de möme ä ne se faire la guerre 
sous aucun pretexie, et à ne point 
poursuivre leurs differents par la 
force des armes, mais ä les soumeltre 
ala diete. Celle-ci essaiera, moyen- 
nant une commission, la voie de la 
medialion. Si elle ne reussit pas, et 
qu’une sentence juridique devienne 
necessaire, il y sera pourvu par un 
jugement austregal (Austraegal-In- 
stanz) bien organise, auquel les parlies 
litigantes se soumettront sans appel. 


II. Dispositions Particulieres. 


Outre les points rögles dans les 
arlices precedens, relativement à 
l’etablissement de la confederalion, 
les elats confederes sont en m&me 
temps convenus d’arreter, à l’egard 
des objels suivans, les dispositions 
contenues dans les articles ci-apres, 
qui doivent avoir la même force et 
valeur que ceux qui precedent, 


Article douzieme. 


Les membres de la confederation 
dont les possessions n’alleignent pas 
une population de 300,000 ämes, se 
reuniront à des maisons regnanles 
de la m&me famille ou ä d’autres 
elats de la confederation dont la 
population, jointe ä la leur, atteindra 
le nombre indique ici, pour former 
en commun un tribunal supr&me. 

Dans les etals cependant d’une 


menge, wo fchon jegt dergleichen Ge— 
richte dritter Inſtanz en find, 
werben jedoch diefe in ihrer bisherigen 
Eigenſchaft erhalten, wofern nur Die 
Volkszahl, über welche fie ſich erftreden, 
nicht unter 150,000 Seelen ift. 


Den vier freien Städten ftebt das 
Recht zu, fich unter einander über vie 
Errihtung eined gemeinfamen ober: 
ften Gerichtes zu vereinigen. 

Bei den folchergeftalt errichteten 

emeinfchaftlichen oberften Gerichten 
* jeder der Parteien geſtattet ſein, 
auf die Verſchickung der Acten auf 
eine Deutſche Facullät oder an einen 
Schöppenftuhl zur Abfajfung des End— 
urtheild anzutragen. 


Dreizehnter Artikel. 


In allen Bundes» Staaten wird 
eine landſtändiſche Verfaſſung ftatt- 
finden. 


Vierzehnter Artikel, 


Um den im Jahr 1806 und feit- 
dem mittelbar gewordenen chemaligen 
Reihsftänden und Reichsangehörigen, 
in Gemäßbeit der gegenwärtigen Ber: 
bältniffe in allen Bundes - Staaten 
einen gleichförmig bleibenten Rechts— 
zuftand zu verfchaffen, fo vereinigen 
fih die Bundes-Staaten dahin: 

1° Daß diefe Fürftlichen und Gräf- 
lihen Häuſer fortan nichts deſtowe— 
niger zu dem hoben Adel in Deutjch- 
land gerechnet werben, und ihnen das 
Recht der Ebenbürtigfeit in dem bis— 
ber damit verbundenen Begriffe ver: 
bleibt. 

2° Sind die Häupter diefer Häufer 
die erften Standesherren in dem 
Staate, zu dem fie gehören. Gie 
und ihre Familien bilden die privi- 
legirtefte Klaſſe in demfelben, insbe: 
fondere in Anſehung ver Befteuerung. 


3° Es follen ihnen überhaupt in 
Rückſicht ihrer Perſonen, Familien 
und Beſitzungen alle diejenigen Rechte 
und Vorzüge zugeſichert werden oder 
bleiben, welche aus ihrem Eigenthume 
und deſſen ungeſtörtem Genuſſe ber- 
rühren, und nicht zu der Staatsge— 
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population moins forte, oü des tri- 


-bunaux pareils de troisieme instance 


existent deja, ils seront conserves 
dans leur qualil@ actuelle, pourvu 
que la population de l’elat auquel 
ils apparliennent, ne soil pas au- 
dessous de 150,000 ämes. 

Les quatre villes libres auront le 
droit de se réunir entre elles pour 
l’institulion d’un tribunal supr&me 
commun. 

Chacune des parlies qui plaideront 
devant ces tribunaux supr&mes com- 
muns, sera autorisee ä exiger le 
renvoi de la procedure à la faculte 
de droit d’une universite eirangere, 
ou a un siege d’echevins, pour y 
faire porler la sentence definilive. 


Article treizieme. 


Il y aura des assemblees d’Etats 
dans tous les pays de la confedera- 
tion. 


Article quatorzieme, 


Pour assurer aux anciens £tats 
de l’empire qui ont été mediatises 
en 1806 et dans les annees subse- 
quentes, des droils egaux dans tous 
les pays de la confederalion, et con- 
formes aux rapporis actuels, les 
etats confederes elablissent les prin- 
cipes suivans: 

1° Les maisons des princes et 
comtes medialises n’en appartiennent 
pas moins ä la haute noblesse d’Alle- 
magne, et conservent les droits d’ega- 
lite de naissance avec les maisons 
souveraines (Ebenbürtigkeit), comme 
elles en ont joui jusquiici. 

2° Les chefs de ces maisons 
forment la premiere classe des Etats 
dans les pays auxquels ils appar- 
tiennent; ils sont, ainsi que leurs fa- 
milles, au nombre des plus privi- 
legies, parliculierement en maliere 
d’impöt, 

3° Ils conservent en general pour 
leurs personnes, leurs familles et 
leurs biens, tous les droits et prero- 
galives allaches A leurs proprietes, 
et qui n’apparliennent pas ä l’autorite 
supr&me ou aux allribuls du gouver- 
nement, Parmi les droits que leur 
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walt und ven höheren Regierungs- 
rechten gehören. Unter vorerwähnten 
Rechten find insbefonvdere und na— 
mentlich begriffen: 

a) Die unbefchränfte Freibeit ihren 
Aufenthalt in jedem zu dem 
Bunde gehörenden oder mit 
demfelben in Frieden lebenven 
Staate zu nehmen; 

b) Werden, nad den Grundſätzen 
der frübern Deutichen Verfaſ— 
fung, die noch beftehenvden Fa— 
milien-Berträge aufrecht erbal- 
ten, und ihnen die Befugniß 
zugefichert, über ihre Güter und 
Familien-Verhältniſſe verbind— 
liche Verfügungen zu treffen, 
welche jedoch dem Souverain 
vorgelegt, und bei den höchſten 
Landesſtellen zur allgemeinen 
Kenntnig und Nachachtung ge: 
bradht werden müflen. Alle 
bisher dagegen erlaffene Ber: 
ordnungen follen für fünftige 
Fälle nicht weiter anwendbar 
fein. 

c) Privilegirter Gerichtsftand und 
Befreiung von aller Militair- 
Pflichtigfeit für fih und ihre 
Familien; 


d) Die Ausübung der bürgerlichen 
und peinlichen Gerechtigkeits— 
pflege in erſter, und, wo die 
Beſitzung groß genug iſt, in 
zweiter Inſtanz, der Forſtge— 
richtsbarkeit, Orts-Polizei, und 
Aufſicht in Kirchen- und Schul— 
ſachen, auch über milde Stif— 
tungen, jedoch nach Vorſchrift 
der Landesgeſetze, welchen ſie, 
fo wie der Militair-Verfaſſung, 
und der Oberaufficht der Res 
gierung über jene Zuftändig- 
feiten unterworfen bleiben. 


Bei der nähern Beftimmung der 
angeführten Befugniffe jowohl, wie 
überhaupt und in allen übrigen Punf- 
ten, wird zur weitern Begründung 
und Feitftellung eines in allen Deut- 
fhen Bundes-Staaten übereinftim- 
menden Rechtszuftandes der mittelbar 


assure cel article, seront sp&cialement 
et nommement compris : 


a) La liberte illimitée de sejourner 
dans chaque etat appartenant 
à la confederation, ou se trou- 
vant en paix avec elle; 


b) Le maintien des pactes de fa- 
mille, conformement ä l’an- 
cienne constitution de T’Alle- 
magne, et la facull@ de lier 
leurs biens et les membres de 
leurs familles par des dispo- 
sitions obligatoires, lesquelles 
toutefois doivent èetre porlees 
ü la connoissance du souverain 
et des autorites publiques. Les 
lois par lesquelles cette faculte 
a été restreinte jusqu’iei, ne 
seront plus applicables aux cas 
ä venir; 


c) Le privilege de n’etre justi- 
ciables que des tribunaux su- 
perieurs, et l’exemplion de 
toute conscriplion militaire pour 
eux et leurs familles; 

d) L’exercice de la juridietion 
civile et criminelle en premiere, 
et, si les possessions sont assez 
considerables, en seconde in- 
stance; de la juridiction fores- 
tiere, de la police locale et de 
l’inspection des eglises, des 
ecoles et des fondalions cha- 
ritables; le tout en conformite 
des lois du pays auquel ils 
restent soumis, ainsi qu'aux 
reglemens militaires et à la 
surveillance supr&me reservee 
aux gouvernemens, relative- 
ment aux objets des preroga- 
lives ci-dessus mentlionnees. 

Pour mieux determiner ces pre- 

rogalives, comme en general pour 
regler et consolider les droits des 
princes, comtes et seigneurs mediali- 
ses, d’une maniere uniforme dans 
tous les états de la confederation 
germanique, l’ordonnance publice ä 


ewordenen Fürften, Grafen und 

errn, die in dem Betreffe erlaffene 
Königl. Bayerifche Verordnung vom 
Jahr 1807 als Bafis und Norm 
unterlegt werven. 

Dem ehemaligen Reichsadel wer: 
den die sub No. a) et b) angeführten 
Rechte, Antheil ver Begüterten an 
Landftanpfchaft, Patrimonial- und 
Forftgerichtsbarfeit, Ortspolizei, Kir: 
chen⸗Patronat, und der privilegirte 
Gerichtsftand zugefichert. Dieſe Rechte 
werden jedody nur nach der Vorfchrift 
der Landesgeſetze ausgeübt. 


In den durd den Frieden von 
Züneville, vom 9. Februar 1801, von 
Deutfchland abgetretenen, und jeßt 
wieder damit vereinigten Provinzen, 
werden, bei Anwendung der obigen 
Grundfäge auf den ebemaligen un— 
mittelbaren Reichsadel diejenigen Be— 
fchränfungen Statt finden, weldye die 
dort ——— beſonderen Berbält- 
niſſe nothwendig machen. 


Fünfzehnter Artikel. 


Die Fortdauer der auf die Rhein— 
Ihiffahrts-Detroi angewieſenen direk— 
ten und ſubſidiariſchen Renten; die 
durch den Reichs-Deputations-Schluß 
vom 25ſten Februar 1803 getroffenen 
Verfügungen in Betreff des Schul— 
denweſens und feitgejegten Penſionen 
an geift- und weltliche Individuen 
werden von dem Bunde garantirt. 


Die Mitgliever der ehemaligen 
Dom- und freien Reichs-Stifter haben 
die Befugniß, ihre durch den erwähn- 
ten Reichs-Deputations-Schluß feft- 
gefegten Penfionen ohne Abzug in 
jedem mit dem Deutfchen Bunde in 
Frieden ftehenden Staate verzehren 
zu dürfen. 

Die Mitglieder des Deutichen 
Ordens werden ebenfalld, nad den 
in dem Neichs-Deputations-Haupt- 
fchluffe von 1803 für die Domtftifter 
feftgefegten Grundfägen, Penfionen 
erhalten, in fofern fie ihnen noch nicht 
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ce sujet par $. M. le roi de Baviere, 
en 1807, sera adoplee pour norme 
gencrale. 


L’ancienne noblesse immediate de 
l’empire jouira des droits enonces 
aux paragraphes a) et b) de celui 
de sieger ä l’assemble&e des Eltats, 
d’exercer la juridiction patrimoniale 
et foresliere, la police locale et le 
patronat des eglises, ainsi que de 
celui de n’etre pas jusliciable des 
tribunaux ordinaires. Ces droits ne 
seront toutefois excerces que d’apres 
les regles etablies par les lois du 
pays dans lequel les membres de 
cette noblesse sont possessionnes. 

Dans les provinces detachees de 
l’Allemagne par la paix de Luneville, 
du 9. fevrier 1801, et qui y sont 
aujourd’hui de nouveau reunies, l’ap- 
plication des principes ci-dessus €enon- 
ces, relativement ä l’ancienne noblesse 
immediate de l’empire, sera sujelte 
aux modifications rendues necessaires 
par les rapports qui existent dans 
ces provinces. 


Article quinzi&me. 


La conlinualion des rentes di- 
rectes et subsidiaires assignées sur 
l’octroi de la navigation du Rhin, 
ainsi que les dispositions du recez 
de la deputation de l'empire, du 
25. fevrier 1813, relativement au 
paiement des dettes et des pensions 
accordees ä des individus ecele- 
siastiques ou laics, sont garanties par 
la confederation. 

Les membres des ci-devant cha- 
pitres des eglises cathedrales, comme 
ceux des chapitres libres de l’empire, 
ont le droit de jouir des pensions 
qui leur sont assignees par le susdit 
recez, dans tout pays quelconque se 
trouvant en paix avec la confedera- 
tion germanique. 

Les membres de l’ordre Teuto- 
nique qui n’ont pas encore obtenu 
des pensions suffisantes, les obtien- 
dront d’apres les principes établis 
pour les chapitres des &glises calhe- 
drales par le recez de la deputation 
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hinreichend bewilligt worden, und 
diejenigen Fürften, welche eingezogene 
Bejisungen des Deutfchen Ordens 
erbalten haben, werden diefe Penfionen, 
nad Verhältniß ihres Antheild an 
den ehemaligen Befigungen, bezahlen. 

Die Beratbung über die Regu— 
lirung der Suſtentations-Caſſe und 
der Penfionen für die überrbeinifchen 
Biſchöfe und Geiftlihen, welche Pen— 
fionen auf die Beſitzer des linfen 
Rheinufers übertragen werden, ift der 
Bundes -Verfammlung vorbehalten. 
Diefe Regulirung ift binnen Jabres- 
frift zu beendigen. Bis dahin wird 
die Bezahlung der erwähnten Pen- 
fionen auf die bisherige Art fortgefest. 


Sechszehnter Artifel. 


Die Verfchiedenheit der chriftlichen 
Religions-Partbeien fann in den Län— 
dern und Gebieten des Deutichen 
Bundes feinen Unterfchied in dem 
Genuſſe der bürgerlichen und politi- 
ſchen Rechte begründen. Die Bundes— 
verfammlung wird in Berathung zie- 
ben, wie auf eine möglichft überein- 
ftimmende Weife die bürgerliche Ver— 
befferung der Bekenner des jüpifchen 
Glaubens in Deutfchland zu bewirken 
ſei, und wie infonderbeit venfelben 
der Genuß der bürgerlichen Rechte, 
gegen Uebernahme aller Bürgerpflich— 
ten, in den Bundesftaaten verfchafft 
und gefichert werben könne. Jedoch 
werden den Befennern viefes Glau— 
bens bis dahin die venfelben von den 
einzelnen Bundesftaaten bereits ein- 
geräumten Rechte erhalten. 


Siebenzebnter Artikel 


Das Fürftlie Haus Thurn und 
Taxis bleibt in dem durch den Reichs— 
Deputationdg- Schluß vom 25. Februar 
1803, oder jpätere Verträge beftätigten 
Beſitz und Genuß der Voften in den 
verichiedenen Bundesftaaten, jo lange 
als nicht etwa durch freie Uebereinkunft 
anderweitige Berträge abgeichloffen 
werden follten. In jedem Falle wer: 
den demfelben, in Folge des Art. 13. 
des erwähnten Reiche» Deputationg- 
Hauptichluffes, feine auf Belaffung 
der often oder auf eine angemejjene 


de l’Einpire, de 1803, et les princes 
qui ont acquis d’anciennes possessions 
de l’ordre Teutonique, acquitteront 
ces pensions en proporlion de leur 
part aux biens de l’ordre Teutonique. 


La diete de la confederation s’oc- 
cupera des mesures ä prendre pour 
la caisse de sustentation et les pen- 
sions des &vöques et autres eccle- 
siasliques des pays sur la rive gauche 
du Rhin, lesquelles pensions seront 
transferees aux possesseurs actuels 
des dits pays. Celte affaire sera re- 
glee dans le delai d’un an, et jusque- 
la, le paiement des pensions aura 
lieu comme jusquici. 


Article seiziöme, 


La difference des confessions 
chretiennes dans les pays et terri- 
toires de la confederation allemande, 
n’en entrainera aucune dans la jouis- 
sance des droits civils et poliliques. 
La diete prendra en consideralion 
les moyens d’operer, de la maniere 
la plus uniforme, l’amelioration de 
l’etat civil de ceux qui professent la 
religion juive en Allemagne, et s’oc- 
cupera particulierement des mesures 
par lesquelles on pourra leur assurer 
et leur garanlir dans les etats de la 
confederation, la permanence des 
droits eivils, a condition quils se 
soumeltent à toutes les obligations 
des autres citoyens. En allendant, 
les droits accordes deja aux membres 
de cette religion par tel ou tel elat 
en particulier, leur seront conserves. 

Article dixseptieme. 

La maison des princes Tour et 
Taxis conservera la possession et les 
revenus des postes dans les elats 
confederes, telles qu'elles lui ont ete 
assurees par le recez de la deputa- 
tion de l’empire, du 25. fevrier 1803, 
ou par des convenlions posterieures, 
autant qu'il n’en sera pas aulrement 
dispose par de nouvelles conventions 
librement stipulees de part el d’autre. 
En tout cas, les droits et pretenlions 
de cette maison, soit à la conserva- 
lion des postes, soit ä une juste in- 


Entfhädigung gegründeten Rechte und 
Ansprüche verfichert. Dieſes fol auch 
va Statt finden, wo die Aufhebung 
ver Poften Seit 1803. gegen den In— 
balt des Reichs-Deputations-Haupt— 
ſchluſſes bereits geicheben wäre, in 
fofern viele Entſchädigung durch Ver- 
träge nicht ſchon definitiv feſtgeſetzt iſt. 


Achtzehnter Artikel. 


Die verbündeten Fürſten und freien 
Städte kommen überein, den Unter— 
tbanen der Deutichen Bunpesftaaten 
folgende Rechte zuzuſichern: 

10 Grundeigenthum außerhalb des 
Staates, den ſie bewohnen, zu er— 
werben und zu beſitzen, ohne deshalb 
in dem fremden Staate mehreren Ab⸗ 
gaben und Laſten unterworfen zu ſein, 
als deſſen eigene Unterthanen. 

20 Die Befugniß, 

a) des freien Wegziehens aus einem 
Deutfchen Bunvesitaat in den 
andern, der ermeislid fie zu 
Untertbanenannebmen will; aud) 

b) in Eivil- und Militair-Dienfte 
deſſelben zu treten, beides jedoch 
nur in fofern feine Verbind— 
lichfeit zu Militair = Dienjten 
gegen das bisherige Vaterland 
im Wege ftehe. Und damit 
wegen der dermalen vorwalten- 
den Verſchiedenheit ver geſetz— 
lichen Vorſchriften über Militair- 
Pflichtigkeit bierunter nicht ein 
ungleichartiges füreinzelne Bun⸗ 
des⸗Staaten nachtheiliges Ver—⸗ 
hältniß entſtehen möge; fo wird 
bei der Bundes-Berfammlung 
die Einführung möglichit gleich- 
förmiger Grundfäge über dieſen 
Gegenftand in Berathung ge 
nommen werben. 

3° Die Freiheit von aller Nach— 
fteuer (jus detraclus, gabella emigra- 
tionis), in fofern das Vermögen in 
einen andern Deutſchen Bundesſtaat 
übergeht, und mit diefem nicht be— 
fondere Verhältniſſe dur Areizügig- 
feitö-Derträge befteben. 

4° DieBundes-Verfammlung wird 
fich bei ihrer erften Zufammenfunft mit 
Abfaſſung gleichförmiger Nerfügungen 
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demnile, tels que le susdit recez les 
a etablis, seront maintenus. Cette 
disposition s’applique aussi aux cas 
oü l’ancienne administration des postes 
auroilt été abolie depuis 1803, en 
contravenlion au recez de la depu- 
tation de l’empire, ä moins que l’in- 
demnile n’ait el& definilivement fixee 
par une convenlion parliculiere. 


Article dixhuitieme, 


Les princes et villes libres de 
l’Allemagne sont cunvenus d’assurer 
aux sujels des elats confederes les 
droits suivans: 

1° Celui d’acquerir et de posseder 
des biensfonds hors des limites de 
l’etat oü ils sont domicilies, sans que 
l’etat étranger puisse les soumeltre ä 
des contributions ou charges aulres que 
celles que portent ses propres sujels; 

2° Celui 

a) de passer d’un elat confedere 
a l’autre, pourvu qu’ilsoit prouve 
que celui dans lequel ils s’eta- 
blissent, lesregoit comme sujels; 

b) d’entrer au service civil ou 
militaire de quelque elat con- 
federe que ce soit; bien en- 
tendu cependant que l'exercice 
de l’un ou de laulre de ces 
droits ne compromeltte l’obli- 
galion au service militaire que 
leur impose leur ancienne patrie. 
Et pour qu’ä cel égard la dil- 
ference des lois sur l’obligation 
au service militaire, ne conduise 
a des resultats indgaux el 
nuisibles ä tel ou tel état par- 
ticulier, Ja diete de la confe- 
deralion deliberera sur les 
moyens d'établir une legislalion, 
aulant que possible @gale, rela- 
tivement a cet objet. 

3° La liberte de toute espece de 
droit d’issue ou de detraclion, ou 
aulre impöl pareil, dans le cas ou 
ils transporteroient leur fortune d’un 
elat confedere a l'autre, pourvu que 
des conventions parliculieres et r&ci- 
proques n’en aient autrement stalue. 

4° La diete s’occupera, lors de 
sa premiere réunion, d’une legislation 
uniforme sur la liberté de la presse, 
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über die Preßfreibeit und die Sicher: 
ftellung der Rechte der Schriftiteller 
und Verleger gegen den Nachdruck 


beichäftigen. 
Neunzebnter Artifel, 


Die Bundeöglieder behalten fich 
vor, bei der erften Zufammenfunft ver 
Bunvdes-Berfammlung in Frankfurt, 
wegen des Handels und Verkehrs 
zwiſchen den verſchiedenen Bundes— 
ſtaaten, fo wie wegen der Schifffahrt, 
nad Anleitung der auf dem Kongreſſe 
zu Wien angenommenen Grundſätze, 
in Berathung zu treten. 


Zwanzigfter Artifel. 


Der gegenwärtige Bertrag wird 
von allen contrahirenden Theilen ra— 
tifieirt werden, und die Ratificationen 
follen binnen der Zeit von ſechs 
Moden, oder, wo möglich, noch früher 
nah Wien an die Kaiferlich-Defter: 
reihifhe Hof- und Staatskanzlei eins 
gefandt, und bei Eröffnung des Bun- 
des in das Archiv vefjelben nieder: 
gelegt werden. 

Zu Urkunde deffen haben fämmt- 
liche Bevollmächtigteden gegenwärtigen 
Vertrag — * und mit ihrem 
Wappen beſiegelt. 

So geſchehen Wien, den achten 
Juni im Jahre ein tauſend acht hun— 
dert und fünfzehn. 


et des mesures à prendre pour ga- 
ranlir les auleurs et edileurs contre 
la contrefaction de leurs ouvrages. 


Article dixneuvieme, 


Les etats confederes se reservent 
de deliberer, des la premiere r&union 
de la diete de Francfort, sur la ma- 
niere de regler les rapporis de com- 
merce el de navigalion d’un etal à 
l’autre, d’apres les principes adoptes 
par le congres de Vienne. 


Article vingtieme. 


Le present acte sera ratiſié par 
toutes les parties conlractanles, et 
les ralifications seront, dans l’espace 
de six semaines, ou plulöt si faire 
se peut, adressces ä la chancellerie 
de cour et d’etal de S. M. l’empereur 
d’Autriche à Vienne, et dé posées Jans 
les archives de la confederalion, lors 
de l’ouverture de la diele. 


En foi de quoi, tous les pleni- 
potentiaires ont signe le present in- 
strument, et y ont appose le cachel 
de leurs armes. 

Faitä Vienne, le S. juin del’an 1815. 


2. Publicationd: Patent über die unterm 15. Mai 1820 vollzogene Schluß: 
Ucte der über Ausbildung und VBefeftigung ded deutfchen Bundes zu Wien 
gehaltenen Minifterial: Eonferenzen. 


Wir Friedrid Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preu— 
pen ꝛc. 20. verordnen bierdurd, daß die Schluß-Acte der über Ausbildung 
und DBefeftigung des deutfchen Buntes zu Wien gehaltenen Minifterial-Eon- 
ferenzen, welche wörtlich alfo lautet: 

Die fouverainen Fürften und freien Städte 
Deutſchlands, eingedenf ihrer bei Stiftung des deutfhen Bundes übernom- 
menen Verpflichtung, ven Beftimmungen der Bunves-Acte durd ergänzende 
und erläuternde Gruntgefege eine zwedinäßige Entwidelung und hiermit 
dem Bundes-Berein felbit Die erforderliche Vollendung zu fihern, überzeugt, 
daß fie, um das Band, welches das gefammte Deutichland in Friede und 
Eintracht verbindet, unauflöslich zu befeftigen, nicht länger anftehen durften, 
jener Berpflichtung und einem allgemein gefühlten Bevürfnijfe Durch gemein- 
ſchaftliche Berathungen Genüge zu leiften, haben zu dieſem Ende nachſte— 
bende Bevollmächtigte ernannt, nämlich: 


101 


1) Seine Majeftät ver Kaifer von Defterreih, König von Ungarn 
und Böheim: 
ben Herrn Clemens Wenzel Lothar Fürften von Metternid- 
Winneburg u. f. mw. 
2) Seine Majeftät der König von Preußen: 
den Herrn Grafen Ehriftian Süntber von Bernstorff, Ihren 
mirflihen Geh. Staatd- und Eubinetd-Minifter, wie auch Minifter der aus— 
wärtigen Angelegenheiten u. ſ. w.; 
den Herrn Friedrich Wilhelm Ludwig Freiberrn von Kruſe— 
mard, Ihren General-Pieutenant, außerordentlihen Gefandten und bevoll- 
mächtigten Minifter bei Sr. Kaiſerl. Königl. Apoſtoliſchen Majeftät; 
den Herrn Johann Emanuel von Küfter, Ihren Geh. Staats: 
ratb, außerordentlichen Gefantten und besollmädhtigten Minifter bei Sr. 
Majeftät dem König von Würtemberg und Sr. Königl. Hoheit dem Grof- 
berzog von Baden. 
3) Seine Majeftät der König von Baiern: 
den Herrn Freiherrn Friedrich von Zentner; 
den Herrn Freiherrn Jobann Gottlieb Eduard von Stainlein, 
Ihren Geh. Rath. 
4) Seine Majeftät der König von Sadfen: 
den Herrn Detlev Grafen von Einfiedel; 
den Herrn Friedrich Albrecht Grafen von der Schulenburg- 
Cloſteroda; 
den Herrn Hans Auguſt Fürchtegott von Globig. 
5) Seine Majeſtät der König von Großbritannien und Hannover: 
den Herrn Ernſt Friedrich Norbert Grafen von Münſter, Ihren 
Staats- und Cabinets-Miniſter, und 
Herrn Ernſt Chriſtian Georg Auguſt Grafen von Har— 
denberg. 
6) Seine Majeſtät der König von Würtemberg: 
den Herrn Ulrich Lebrecht Grafen von Mandelsioh 
7) Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Baden: 
den Herrn Reinhart Freiberrn von Berftett und 
den Herrn Friedrich Carl Freiberrn von Zettenborn. 
8) Seine Königliche Hoheit der Churfürft von Heffen: 
den Freiberrn von Mündbaufen. 
9) Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Heffen: 
den Herrn Carl du Bos freiberrn du Thil. 
10) Seine Majeftät der König von Dünemarf, Herzog von Holftein 
und Fauenburg: 
den Herrn Joachim Friedrid Grafen von Bernftorff. 
11) Seine Majeftät der König der Niederlanpe, Großherzog von 
Luremburg : 
den Herrn Anton Reinhart von Falck. 
12) Seine Königliche Hoheit ver Großherzog von Sadhfen-Weimar, und 
Ihre Durchlauchten die Herzoge von Sahfen-Gotha, Sahfen-Eoburg, 
Sahfen- Meinungen und Sachſen-Hildburghauſen: 
den Herrn Carl Wilhelm Freiberrn von Fritſch. 
13) Seine Durdlaudt der Herzog von Braunfhweig-Wolfenbüttel: 
den Herrn Grafen von Münſter ꝛc. und 
ben Herrn Grafen von Hardenberg ır. 
Seine Durdlaudt der Herzog son Naffau: 
den Herrn Freiberrn Ernft Franz Ludwig Marfhallvon Bie- 


berftein. 
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14) Ihre Königlihen Hohbeiten die Großherzoge von Medlenburg- 
Schwerin und Medlenburg-Strelik: 

den Herrn Leopold Hartwig Freiberrn von Plefjen. 

15) Ihre Durclauchten die Herzoge von Holſtein-Oldenburg, von 
Anbalt-Cötben, Anhalt-Deffau und Anbalt-Bernburg; die Für- 
ten von Schwarzburg-Sondershaufen und Rudolftadt: 

den Herrn Günther Heinrih von Berg. 

16) Ihre Durdlauchten die Fürften von Hohenzollern-Hechingen und 
Dobenzollern- Sigmaringen, Liechtenftein, Reuß ältere und 
jüngere Linie, Shaumburg-tippe, Lippe und Waldeck: 

den Derrn Freiherrn von Marfchallıe. . 

17) Die freien Städte Kübel, Franffurt, Bremen und Hamburg: 
den Herrn Johann Frievrih Dad, J. U. D., Senator zu Lübed 
und Geſandten; 

welche zu Wien, nad geichebener Ausmwechfelung ihrer richtig befundenen 

Vollmachten, in Cabinets-Conferenzen zufammengetreten, und, nad forgfäl- 

tiger Erwägung und Ausgleichung der wechfelfeitigen Anſichten, Wünſche 

und Vorſchläge ihrer Regierungen, zu einer definitiven Vereinbarung über 
folgende Artikel gelangt ſind: 

Art J. Der deutſche Bund iſt ein völkerrechtlicher Verein der deutſchen 
ſouverainen Fürſten und freien Städte, zur Bewahrung der Unabhängigkeit 
und Unverletzbarkeit ihrer im Bunde begriffenen Staaten, und zur Erhaltung 
der innern und äußern Sicherheit Deutſchlands. 

Art. I. Dieſer Verein beſteht in feinem Innern als eine Gemein— 
haft felbftftändiger, unter fih unabhängiger Staaten, mit wedhfelfeitigen 
aleihen Vertragsrechten und Bertrags-Öbliegenbeiten, in feinen äußern 
Verhältniffen aber, als eine in politifcher Einheit verbundene Gefammtmadht. 

Art. IM. Der Umfang und die Schranfen, welche der Bund feiner 
Wirkfamfeit vorgezeichnet hat, find in ver Bundesafte beftimmt, die ver 
Grundvertrag und das erfte Grundgefeß diefes Vereins if. Indem diefelbe 
die Zwede des Bundes ausfpricht, bedingt und begrenzt fie zugleich deifen 
Befugniffe und Verpflichtungen. 

Art. IV. Der Gefammtbeit ber Bundesglieder fteht die Befugniß der 
Entwidelung und Auebildung der Bundesafte zu, in fofern die Erfüllung 
der darin aufgeftellten Zwede ſolche nothwendig macht. Die deshalb zu 
faffenden Befchlüffe dürfen aber mit dem Geifte der Bundesafte nicht im 
Widerſpruch ftehen, noch von dem Grundcharakter des Bundes abweichen. 

Art. V. Der Bund ift aid ein unauflöslicher Verein gegründet, und 
F— * daher der Austritt aus dieſem Verein keinem Mitgliede deſſelben 

eiſtehen. 

Art. VI. Der Bund iſt nach feiner urſprünglichen Beſtimmung auf 
die gegenwärtig daran theilnehmenden Staaten befchränft. Die Aufnahme 
eines neuen Mitgliedes kann nur ftatt haben, wenn vie Gefammtheit der 
Bundesglieder foldhe mit den beftehenden Verhältniſſen vereinbart und dem 
Vortheil des Ganzen angemeffen findet. Veränderungen in dem gegen: 
wärtigen Befisftande der Bunbesglieber fünnen feine Veränderungen in den 
Rechten und Verpflichtungen verfelben in Bezug auf den Bund, ohne aus— 
drüdliche Zuftimmung der Gefammtheit, bewirfen. Cine freiwillige Abtre- 
tung auf einem Bundesgebiete baftender Souverainetäts-Rechte fann ohne 
ſolche Zuftimmung nur zu Gunften eines Mitverbündeten gefchehen. 

Art. VI. Die Bundesverfammlung, aus den Bevollmächtigten ſämmt— 
licher Bundesglieder gebildet, ftellt ven Bund in feiner Gefammtheit vor, 
und ift das beftändige verfaffungsmäßige Organ feines Willens und Handelne. 

Art. VIII. Die einzelnen Bevollmächtigten am Bundestage find von 
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ihren Committenten unbedingt abhängig, und diefen allein wegen getreuer 
Befolgung der ihnen ertheilten Inftructionen, fo wie wegen ihrer Geſchäfts— 
führung überhaupt, verantwortlich. 

Art. IX. Die Bundesverfammlung übt ihre Rechte und Obliegenheiten 
nur innerhalb ver ihr vorgezeichneten Schranfen aus. Ihre Wirkfamfeit ift 
zunächſt durch die Vorfchriften der Bundes-Afte, und durch die in Gemäß— 
heit derjelben befchloffenen oder ferner zu befchließenden Grundgeſetze, wo 
aber dieſe nicht zureichen, durch die im Grundvertrage bezeichneten Bundes— 
zwecke beftimmt. 

Art. X. Der Gefammtwille des Bundes wird durd verfaffungsmäßige 
Beichlüffe der Bunvesverfammlung ausgefproden; verfafjungsmäßig aber 
find diejenigen Beichlüffe, die innerhalb der Grenzen der Kompetenz der 
Bundesverfammlung, nad vorgängiger Berathung, durch freie Abftimmung 
entweder im engeren Rathe oder im Plenum, gefaßt werden, je nachdem das 
Eine oder das Andere durd die ale Beftimmungen vorges 
fchrieben ift. 

Art. X. In der Regel faßt die Bundesverfammlung die zur Bes 
forgung der gemeinfamen Angelegenheiten des Bundes erforderlichen Be— 
Ihlüffe im engeren Rathe, nach abfoluter Stimmenmehrheit. Diefe Form 
der Schlußfaſſung findet in allen Fällen Statt, wo bereits feftftehende alls 
gemeine Grundfäge in Anwendung, oder beichloffene Gefege und Einrich— 
tungen zur Ausführung zu bringen find, überhaupt aber bei allen Be- 
rathbungs-Gegenftänden, welche die Bundesafte oder fpätere Beichlüffe nicht 
beftimmt davon ausgenommen haben. 

Art. XI. Nur in den in der Bundesafte ausprüdlich bezeichneten 
Fällen, und, wo ed auf eine Kriegserflärung, oder Friedensfhluß-Beltäti- 
gung von Seiten des Bundes anfommt, wie aud, wenn über die Aufnahme 
eines neuen Mitgliedes in den Bund entichieven werben foll, bildet fidy die 
Verfammlung zu einem Plenum. Iſt in einzelnen Fällen vie Frage: ob 
ein Gegenftand vor das Plenum gehört? zweifelhaft, fo fteht die Entichei- 
dung verjelben dem engeren Rathe zu. Im Plenum findet feine Erörterung 
noch Berathung ftatt, Sondern ed wird nur darüber abgeftimmt, ob ein im 
engeren Rathe vorbereiteter Beichluß angenommen oder verworfen werben 
fol. Ein gültiger Befchluß im Plenum jegt eine Mehrheit von zwei Drit- 
theilen der Stimmen voraus. 

Art. XII. Ueber folgende Gegenftände: 

1) Annahme neuer Grundgefege, oder Abänderung der beftehenven; 

2) Organische Einrichtungen, das heißt, bleibende Anftalten, ale Mittel 

zur Erfüllung der ausgefprochenen Bundeszwecke; 

3) Aufnahme neuer Mitglieder in den Bund; 

4) Religiond-Angelegenbeiten; 
findet fein Beſchluß durd Stimmenmehrheit ftatt; jedoch fann eine definitive 
Abftimmung über Gegenftände diefer Art nur nad genauer Prüfung und 
Erörterung der ven Wipderfpruc einzelner Bundesglieder beftimmenden Gründe, 
deren Darlegung in feinem alle verweigert werden darf, erfolgen. 

Art. XIV. Was insbefondere die organischen Einrichtungen betrifft, 
fo muß nicht nur über die Vorfrage, ob foldhe unter den obwaltenden Um— 
ftänden nothwendig find, fondern auch über Entwurf und Anlage derfelben 
in ibren allgemeinen Umriffen und wmefentlichen Beftimmungen, im Plenum 
und durd Stimmen-Einbelligfeit entfchieven werden. Wenn die Entſcheidung 
zu Gunften ver vorgeichlagenen Einrichtung ausgefallen ift, fo bleiben die 
fämmtlichen weiteren Verhandlungen über die Ausführung im Einzelnen der 
engeren Berfammlung überlaffen, welche alle dabei noch vorkommende Fragen 
durch Stimmenmehrheit entſcheidet, auch, nad) Befinden ver Umftänte, eine 
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Kommiffion aus ihrer Mitte anordnet, um die verfchiedenen Meinungen und 
Anträge mit möglichfter Schonung und Berüdfichtigung der Verbältniffe und 
Wünſche ver Einzelnen auszugleichen. 

Art. XV. In Fällen, wo die Bundesglieder nicht in ihrer vertrags— 
mäßigen Einheit, fondern als einzelne, felbftftändige und unabhängige Staa- 
ten erfcheinen, folglich jura singulorum obwalten, oder wo einzelnen Bun- 
desgliedern eine befondere, nicht in den gemeinfamen Verpflichtungen Aller 
begriffene Leiftung oder Berwilligung für den Bund zugemutbet werden follte, 
fann ohne freie Zuftimmung fümmtlicher Betheiligten Fein biefelben verbin- 
dender Beſchluß gefaßt werden. 

Art. XVI. Wenn die Befigungen eines fouverainen deutſchen Haufes 
durch Erbfolge auf ein anderes übergeben, fo hängt es von der Gefammt- 
beit des Bundes ab, ob und in wie fern die auf jenen Befigungen haf— 
tenden Stimmen im Plenum, da im engeren Rathe fein Bundesglied mehr 
ale eine Stimme führen fann, dem neuen Befiger beigelegt werden follen. 

Art. XVII. Die Bundesverfammlung ift berufen, zur Aufrechthaltung 
des wahren Sinnes der Bundesafte, die darin enthaltenen Beftimmungen, 
wenn über deren Auslegung Zweifel entftehen follten, dem Bundeszwed 
gemäß zu erflären, und in allen vorfommenden Fällen den Borfchriften 
diefer Urfunde ihre richtige Anwendung zu fihern. 

Art. XVIII. Da Eintracht und Srkede unter den Bundesgliedern un— 
geftört aufrecht erhalten werden foll, fo hat die Bundesverfammlung, wenn 
die innere Ruhe und Sicherheit des Bundes auf irgend eine Weife bevrobt 
oder geftört ift, über Erhaltung oder Wiederherſtellung derfelben Rath zu 
pflegen, und die dazu geeigneten Beſchlüſſe nach Anleitung ver in ven fol: 
genden Artikeln enthaltenen Beftimmungen zu faifen. 

Art. XIX. Wenn zwifchen Bundesglievern Thätlichfeiten zu beforgen, 
oder wirflic ausgeübt worden find, fo ift die Bundesverfammlung berufen, 
vorläufige Maafregeln zu ergreifen, wodurd jeder Selbfthülfe vorgebeugt und 
der bereits unternommene Einhalt getban werde. Zu dem Ende hat fie vor 
allem für Aufrechtbaltung des Befpftandes Sorge zu tragen. 

Art. XX. Wenn die Bundesverfammlung von einem Bundesgliede 
zum Schutze des Befisftandes angerufen wird, und der jüngfte Befisftand 
ftreitig ift, fo foll fie für diefen befonderen Fall befugt fein, ein bei ver 
Sache nicht betheiligtes Bundesglied in der Nähe des zu ſchützenden Gebiets 
aufzufordern, die Thatfache des jüngften Tefiges, und die angezeigte Stör 
rung deffelben ohne Zeitverluft durd feinen oberften Gerichtshof fummarifch 
unterfuchen und darüber einen rechtlichen Beſcheid abfaffen zu laffen, veffen 
Vollziebung die Bundesverfammlung, wenn der Bundesftaat, gegen welchen 
er gerichtet ift, fih nicht auf vorgängige Aufforderung freiwillig dazu ver: 
ftebt, durch die ihr zu diefem Ende angemwiefenen Mittel zu bewirfen bat. 

Art. XXI. Die Bundesverfammlung bat in allen, nad Vorfchrift der 
Bundesafte bei ihr angubringenden Streitigfeiten der Bundesglieder die 
Vermittelung dur einen Ausschuß zu verfuhen. Können die entftandenen 
Streitigkeiten auf diefem Wege nicht beigelegt werben, fo hat fie die Ent- 
ſcheidung derfelben durd eine Aufträgal-Inftanz zu veranlaffen, und dabei, 
fo lange nicht wegen der Aufträgal: Gerichte überhaupt eine anderweitige 
Uebereinfunft zwifchen ven Bundesgliedern ftatt gefunden hat, die in dem 
Bundestags-Befchluffe vom ſechszehnten Juni achtzehnhundert und fiebenzehn 
enthaltenen Vorfchriften, fo wie den, in Folge gleichzeitig an die Bundes- 
tags⸗Geſandten ergehender nftruftionen, zu fuffenden befonderen Beſchluß 
zu beobachten. 

Art. XXI. Wenn nach Anleitung des obgedachten Bundestags Be- 
ſchluſſes der oberfte Gerichtshof eines Bundesſtaats zur Aufträgal- Inftanz 
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gewählt ift, fo fteht vemfelben vie Leitung des Prozeſſes und die Entfchei- 
dung des Streites in allen feinen Haupt> und Nebenpunften uneingefchränft 
und ohne alle weitere Einwirkung der Buntesverfammlung oder der Landes» 
regierung zu. Letztere wird jedoh, auf Antrag der Bundesverfammlung, 
oder der ftreitenden Theile, im Fall einer Zögerung von Seiten des 
— die zur Beförderung der Entſcheidung nöthigen Verfügungen 
erlaſſen. 

Art. XXIII. Wo keine beſondere Entſcheidungs-Normen vorhanden 
find, bat das Auſträgal-Gericht nach den in Rechtsſtreitigkeiten derſelben 
Art vormals von den Reichsgerichten ſubſidiariſch befolgten Rechtsquellen, 
in ſo fern ſolche auf die jetzigen Verhältniſſe der Bundesglieder noch an— 
wendbar ſind, zu erkennen. 

Art. XXIV. Es ſteht übrigens den Bundesgliedern frei, ſowohl bei 
einzelnen vorkommenden Streitigkeiten, als für alle künftige Fälle, wegen 
beſonderer Austräge oder Compromiſſe übereinzukommen, wie denn auch 
frühere Familien- oder Vertrags-Austräge durch Errichtung der Bundes— 
Auſträgal-Inſtanz nicht aufgehoben noch abgeändert werden. 

Art. XXV. Die Aufrechthaltung der inneren Ruhe und N in 
den Bundesftaaten fteht den Regierungen allein zu. Als Ausnahme fann 
jedoch, in Nüdficht auf die innere Sicherheit ded gefammten Bundes, und 
in Folge der Verpflichtung ver Bundesglieder zu gegenfeitiger Hülfsleiftung, 
die Mitwirfung der Gefammtheit zur Erhaltung oder Wieverberftellung der 
Rube, im Fall einer Wipderfeglichfeit der Untertbanen gegen die Regierung, 
eines offenen Aufruhrs, oder gefährlicher Bewegungen in mehreren Bundes: 
ftaaten, ftatt finden. 

Art. XXVI. Wenn in einem Bunvesftaate durch Widerſetzlichkeit der 
Untertbanen gegen die Obrigfeit die innere Ruhe unmittelbar gefährdet, 
und eine Verbreitung aufrübrerifcher Bewegungen zu fürchten, oder ein wirk— 
licher Aufruhr zum Ausbruch gekommen ift, und die Regierung felbft, nad) 
Erfhöpfung der verfaffungsmäßigen und gefeßlihen Mittel, den Beiftand 
des Bundes anruft, jo liegt der Bundesverfammlung ob, die fchleunigfte 
Hülfe zur Wiederberftellung der Ordnung zu veranlaffen. Sollte im legt- 
gedachten Falle die Regierung notorifh außer Stande fein, den Aufruhr 
durch eigene Kräfte zu unterbrüden, zugleih aber durd die Umftände ge— 
hindert werben, die Hülfe des Bundes zu begehren, fo ift die Bundesver- 
fammlung nichts defto weniger verpflichtet, auch ungerufen zur Wieder: 
berftellung der Dronung und Sicherheit einzufchreiten. In jedem Falle 
aber bürken die verfügten Maafregeln von feiner längeren Dauer fein, 
ald die Regierung, welcher die bundesmäßige Hülfe geleiftet wird, es noth— 
wendig erachtet. 

Art. XXVIL Die Regierung, welcher cine folche Hülfe zu Theil ge— 
worden, ift gehalten, die Bundesverfammlung von der Beranlaffung ber 
eingetretenen Unruben in Kenntniß zu fegen, und von den zur Befeftigung 
der mwieberhergeftellten gefeglichen Ordnung getroffenen Maafregeln eine be— 
rubigende Anzeige an diefelbe gelangen zu laffen. 

Art. XXVI. Wenn die Öffentlihe Ruhe und gefegliche Ordnung in 
mehreren Bundesftaaten durch gefährliche Verbindungen und Anfchläge be- 
droht find, und dagegen nur durch Zufammenmwirfen der Gefammtheit zu- 
reichende Maafregeln ergriffen werden fönnen, fo ift die Bundesverfammlung 
befugt und berufen, nadı vorgängiger Rüdfprache mit den zunächſt bedrohten 
Regierungen, ſolche Maafregeln zu berathen und zu befchliefen. 

Art. XXIX. Wenn in einem Bunvesftaate der Fall einer Juſtiz-Ver— 
meigerung eintritt, und auf gefeglihen Wegen ausreichende Hülfe nicht er— 
langt werben fann, fo liegt der Bundesverſammlung ob, erwiefene, nach ber 
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Berfaffung und ven beftehenden Gefegen jedes Landes zu beurtheilende Be- 
ſchwerden über verweigerte oder gebemmte NRechtöpflege anzunehmen, und 
darauf die gerichtliche Hülfe bei der Bundesregierung, die zu der Beſchwerde 
Anlaß gegeben bat, zu bewirfen. 

Art. XXX. Wenn Forderungen von Privatperfonen deshalb nicht be- 
friedigt werden fünnen, weil die Verpflichtung, denfelben Genüge zu leiften, 
wifchen mehreren Bundesgliedern zweifelbaft oder beftritten ift, fo bat bie 
— auf Anrufen der Betheiligten, zuvörderſt eine Aus— 
gleichung auf gütlichem Wege zu verſuchen, im Fall aber, daß dieſer Ver— 
ſuch ohne Erfolg bliebe, und die in Anſpruch genommenen Bundesglieder 
ſich nicht in einer zu beſtimmenden Friſt über ein Kompromiß vereinigten, 
die rechtliche Entſcheidung der ſtreitigen Vorfrage durch eine Auſträgalinſtanz 
zu veranlaſſen. 

Art. XXXI. Die Bundesverſammlung bat das Recht und die Ver— 
binplichfeit für die Vollziehung der Bundesafte und übrigen Grundgefege 
des Bundes, ver in Gemäßbeit ihrer Kompetenz von ihr gefaßten Beſchlüſſe, 
der durch Austräge gefüllten fehiedsrichterlichen Erfenntniffe, der unter die 
Sewährleiftung des Bundes geftellten fompromiffarifchen Entfcheidungen und 
der am Bundestage vermittelten Vergleiche, fo wie für die Aufrechthaltun 
der von dem Bunde übernommenen befonvderen Garantien, zu forgen, aud 
zu diefem Ende, nad Erfchöpfung aller anderen bundesverfaffungsmäßigen 
Mittel, die erforterlichen Erefutionsmaaßregeln, mit genauer Beobachtung 
der in einer befonderen Erefutionsordnung dieſerhalb feftgefegten Beftim- 
mungen und Normen, in Anwendung zu bringen. 

Art. XXX. Da jede Bundesregierung die Obliegenheit bat, auf 
Vollziehung der Bundesbefchlüffe zu halten, der Bundesverfammlung aber 
eine unmittelbare Einwirfung auf die innere Verwaltung der Bundesftaaten 
nicht zuftebt, fo fann in der Regel nur gegen die Regierung felbft ein 
Erekutionsverfahren ftatt finden. Ausnahmen von diefer Kegel treten jedoch 
ein, wenn eine Bundesregierung, in Grmangelung eigner zureichenden 
Mittel, felbft vie Hülfe des Bundes in Anſpruch nimmt, oder wenn die 
Bundesyerfammlung unter den im ſechs und zwanzigſten Artifel bezeichneten 
Umftänden, zur Wiederberftellung der allgemeinen Ordnung und Sicherheit 
age einzufchreiten verpflichtet ift. Im erften Fall muß jedoch immer 
in Uebereinftiimmung mit den Anträgen der Regierung, welcher die bundes— 
mäßige Hülfe geleiftet wird, verfahren, und im zweiten Fall ein Gleiches, 
fobald die Regierung wieder in Thätigfeit gefest ift, beobachtet werben. 

Art. XXX. Die Erefutionsmaaßregeln werden im Namen der Ge: 
fammtheit des Buntes bejchloffen und ausgeführt. Die Bundesyerfammlung 
ertheilt zu dem Ende, mit Berüdfichtigung aller Lokalumſtände und fonftigen 
Verhältniſſe, einer oder mehreren, bei der Sache nicht betheiligten Regie- 
rungen, den Auftrag zur Vollziehbung der befchloffenen Maafregeln, und be- 
ftimmt zugleich fowohl die Stärfe ver dabei zu verwendenden Mannicaft, 
als die nach dem jevesmaligen Zweck des Erefutionsverfahrens zu bemeſſende 
Dauer veflelben. 

Art. XXXIV. Die Regierung, an weldye der Auftrag gerichtet ift, un 
welche folchen als eine Bunvespflicht zu übernehmen bat, ernennt zu diefem 
Behuf einen Eivilcommiffair, der, in Gemäßheit einer, nad den Beftim- 
mungen der Bundesverfammlung, von der beauftragten Regierung zu ers 
theilenden befondern nftruction, das Ererutionsverfabren unmittelbar leitet. 
Wenn der Auftrag an mehrere Regierungen ergangen ift, fo beftimmt vie 
Bundesverfammlung, welche verfelben den Eivilcommiffair zu ernennen hat. 
Die beauftragte Regierung wird, während der Dauer des Ererutionsver- 
fahrens, die Bundesverfammlung von dem Erfolge deffelben in Kenntniß 
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erhalten, und fie, fobald der Zweck vollftändig erfüllt ift, von der Been— 
DIBmug des Geſchäfts unterrichten. 

rt. XXXV. Der Bund bat als Gefammtmaht das Recht, Krieg, 
Frieden, Bündniffe und andere Verträge zu beichließen. Nach dem im 
zweiten Artikel der Bundes-Afte ausgefprocenen Zwede des Bundes übt 
derfelbe aber dieſe Rechte nur zu feiner Selbſtvertheidigung, zur Erhaltung 
der Selbftftändigfeit und äußern Sicerheit Deutfchlands, und der Unab- 
bängigfeit und IUnverlegbarfeit ver einzelnen Bundesftaaten aus. 

rt. XXXVI. Da in dem eilften Artifel ver Bundes-Afte alle Mit- 
glieder des Bundes fich verbindlich gemacht haben, fowohl ganz Deutichland, 
als jeden einzelnen Bundesftaat, gegen jeden Angriff in Schug zu nehmen, 
und fi gegenfeitig ihre jämmtlihen unter dem Bunde begriffenen Be— 
figungen zu garantıren, fo fann ein einzelner Bundesftaat von Auswärtigen 
verlegt werden, ohne daß die Verlegung zugleich und in demfelben Maaße 
die Gefammtheit des Bundes treffe. 

Dagegen find die einzelnen Bundesftaaten verpflichtet, von ihrer Seite 
weder Anlaß zu vergleichen Berlegungen zu geben, noch auswärtigen Staaten 
ſolche zuzufügen. Sollte von Seiten eines fremden Staates Über eine von 
einem Diitgliede des Bundes ihm wiederfahrene Verlegung bei der Bundes: 
verfammlung Beſchwerde geführt, und diefe gegründet befunden werden, fo 
liegt der Bundesverfammlung ob, das Bundesglied, welches vie Beſchwerde 
seranlaßt bat, zur fchleunigen und genügenden Abhülfe aufzufordern, und 
mit diefer Aufforderung, nad Befinden der IImftände, Maafregeln, wodurch 
— friedeſtörenden Folgen zur rechten Zeit vorgebeugt werde, zu ver— 

inden. 

Art. XXXVII. Wenn ein Bundesftaat, bei einer zwifchen ihm und 
einer auswärtigen Macht entftandenen Irrung, die Dazwifcherfunft des 
Bundes anruft, fo bat die Bundesverfammlung den Urfprung folder Irrung 
und das wahre Sachverhältniß forgfültig zu prüfen. Ergiebt fich aus dieſer 
Prüfung, daß dem Bundesftaate das Recht nicht zur Seite fteht, fo bat die 
Bundesverfammlung denfelben von Fortfegung des Streited ernſtlich abzu- 
mahnen, und die begehrte Dazwiſchenkunft zu verweigern, auch erforderlichen 
Falls zur Erhaltung des riedensftandes geeignete Mittel anzuwenden. 
Ergiebt ſich das Gegentheil, fo ift die Bundesverfammlung verpflichtet, dem 
verlegten Bundesftaate ihre wirffamfte Verwendung und Bertretung anges 
deihen zu laffen, und foldhe fo weit auszudehnen, als nöthig ift, damit 
demfelben volle Sicherheit und angemefjene Genugthuung zu Theil werde. 

Art. XXXVIII. Wenn aus ver Anzeige eines Bundesftaates, oder 
aus andern zuverläffigen Angaben, Grund zu der Beforgniß geſchöpft wird, 
daß ein einzelner Bundesftaat, oder die Gefammthbeit des ——— von 
einem feindlichen Angriffe bedroht ſei, ſo muß die Bundesverſammlung 
ſofort die Frage: ob die Gefahr eines ſolchen Angriffes wirklich vorhanden 
iſt? in Berathung nehmen, und darüber in ver fürzeft-möglichen Zeit einen 
Ausiprud thun. Wird die Gefabr anerkannt, fo muß, gleichzeitig mit 
diefem Ausfpruche, wegen der in folhem Falle unverzüglich in Wirffamfeit 
zu ſetzenden Vertheivigungsmaaßregeln, ein Beſchluß gefaßt werden. Beides, 
jener Ausfprud und diefer Beichluß, ergeht von der engern Berfammlung, 
die dabei nad der in ihr geltenden Stimmenmehrheit verfährt. 

Art. XXXIX. Wenn das Bundesgebiet von einer auswärtigen Macht 
feindlich überfallen wird, tritt fofort der Stand des Krieges ein, und es 
muß in diefem Falle, was auch ferner von der Bundesverfammlung be- 
Ichloffen werden mag, obne mweitern Berzug gu den erforberlichen Vertheidi— 
gungsmaaßregeln geichritten werden. 

Art. XL. Sieht fi der Bund zu einer fürmlichen Kriegserflärung 
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genöthigt, fo fann folche nur in der vollen Verfammlung nach der für diefelbe 
vorgefehriebenen Stimmenmehrheit von zwei Drittheilen befchloffen werben. 

Art. XLI. Der in der engern PVerfammlung gefaßte Beſchluß über 
die Wirklichkeit der Gefahr eines feindlichen Angriffes verbindet fämmtliche 
Bnndesftaaten zur Theilnabme an den vom Bundestage nothwendig erach— 
teten Bertheidigungsmaaßregeln. &leicherweife verbindet die in der vollen 
Berfammlung ausgefprochene Kriegserflärung ſämmtliche Bunvesftaaten zur 
unmittelbaren Theilnabme an dem gemeinfcaftlichen Kriege. 

Art. XLU. Wenn die Vorfrage, ob Gefahr vorhanden ift, durch bie 
Stimmenmehrheit verneinend entfchieden wird, fo bleibt nichts defto weniger 
denjenigen Bundesftaaten, welche son der Wirflichfeit der Gefahr überzeugt 
find, unbenommen, gemeinfchaftliche Vertheidigungsmaaßregeln unter einander 
zu verabreden. 

Art. XLIII. Wenn in einem Falle, wo es die Gefahr und Befhüsung 
einzelner Bunvdesftaaten gilt, einer der ftreitenden Theile auf die fürmliche 
Vermittelung ded Bundes anträgt, fo wird bverfelbe, in fo fern er es der 
Lage der Sahen und feiner Stellung angemefjen findet, unter vorausge— 
fester Einwilligung des andern Theils, diefe VBermittelung übernehmen; 
jedoch darf dadurd der Beſchluß megen der zur Sicherheit des Bundesge- 
biets zu ergreifenden Bertheidigungsmaaßregeln nicht aufgehalten werden, 
noch in der Ausführung der bereits befchloffenen ein Stillftand oder eine 
Verzögerung eintreten. 

Art. XLIV. Bei ausgebrochenem Kriege ftebt jedem Bundesſtaate frei, 
zur gemeinfamen Vertheidigung eine größere Macht zu ftellen, als fein 
Bundescontingent beträgt; es fann jedoch in dieſer Hinficht feine Forderung 
an den Bund ftatt finden. 

Art. XLV. Wenn in einem Kriege zwifchen auswärtigen Mächten oder 
in andern Fällen Berhältniffe eintreten, welche die Beforgniß einer Ver— 
legung der Neutralität des Bundesgebiets veranlaffen, fo hat die Bundes— 
verfammlung ohne Berzug im engern Rathe die zur Behauptung diefer 
Neutralität erforderlichen Maafregeln zu befchließen. 

Art. XLVI. Beginnt ein Bundesftaat, der zugleich außerhalb des 
Bundesgebiets Befisungen hat, in feiner Eigenfchaft als europäifche Macht 
einen Krieg, fo bleibt ein folder, die Berhältniffe und Berpflichtungen des 
Bundes nicht berührender Krieg dem Bunde ganz fremd. 

Art. XLVII. Sn den Fällen, wo ein folder Bunvesftaat in feinen 
außer dem Bunde belegenen Befisungen bedroht oder angegriffen wird, tritt 
für den Bund die Verpflichtung zu gemeinichaftlichen Vertheidigungs-Maaß— 
regeln, oder zur Theilnahme und Hülfsleiftung nur in fo fern ein, als 
derfelbe, nad) vorgängiger Berathung durd Stimmenmehrheit in der engern 
Verfammlung, Gefahr für das Bundesgebiet erfennt. Im letztern Falle 
finden die VBorfchriften ver vorhergehenden Artikel ihre gleichmäßige Anwendung. 

Art. XLVIII. Die Beftimmung der Bundes-Acte, vermöge welder, 
nah einmal erflärtem Bundesfriege fein Mitglied des Bundes einfeitige 
Unterbandlungen mit dem Feinde eingeben, noch einfeitig Waffenftillftand 
oder Frieden fchließen darf, ift für fämmtliche Bundesftaaten, fie mögen 
außerhalb des Bundes Befisungen haben oder nicht, gleich verbindlich. 

Art. XLIX. Wenn von Seiten des Bundes Unterhandlungen über 
Abſchluß des Friedens oder eines MWaffenftillitandes ftatt finden, fo hat Die 
Bundesverfammlung zu fpecieller Yeitung verfelben einen Ausſchuß zu be: 
ftellen, zu dem Unterhandlungs-Geſchäft felbit aber eigene Bevollmädhtigte 
zu ernennen, und mit gehörigen Inftructionen zu verfehen. Die Annahme 
und Beftätigung eines Friedensvertrags kann nur in der vollen Verſamm— 


lung gefcheben. 
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Art. L. In Bezug auf die auswärtigen Verhältniffe überhaupt liegt 
der Bundesverfammlung ob: 

1) Ad Organ der Gefammtheit des Bundes für vie Aufrechthaltung 

friedliher und freundſchaftlicher Berbälmmiffe mit den auswärtigen 
Staaten Sorge zu tragen; 

Die von fremden Mächten bei dem Bunde beglaubigten Gefandten 
anzunehmen, und, wenn es nöthig befunden werden follte, im Namen 
des Bundes Gefandte an fremde Mächte anzuordnen; 

In eintretenden Fällen Unterhandlungen für die Gefammtbeit des 

Bundes zu führen, und Verträge für denjelben abzufchließen; 

Auf Verlangen einzelner Bundesregierungen, für viefelben die Ver— 
wendung des Bundes bei fremden Regierungen, und, in gleicher Art, 
auf Verlangen fremder Staaten, die Dazmwifchenfunft des Bundes bei 
einzelnen Bunvesgliedern eintreten zu lafjen. 

Art. LI. Die Bundesverfammlung ift ferner verpflichtet, die auf das 
Militairwefen des Bundes Bezug babenven organifchen Einrichtungen, und 
die zur Sicherftellung feines Gebiets erforderlichen Bertheidigungs-Anftalten 
zu beſchließen. 

Art. LI. Da zu Erreihung der Zwede und Beforgung der Anger 
legenheiten des Bundes, von der Gefammtheit der Mitglieder Gelpbeiträge 
zu leiften find, fo bat die Bundesverfammlung 

1) den Betrag der gewöhnlichen verfaffungsmäßigen Ausgaben, fo weit 
foldhes im Allgemeinen geſchehen fann, feftzufegen; 

2) in vorfommenvden Fällen die zur Ausführung befonderer, in Hinſicht 
auf anerfannte Bundeszwede gefaßten Beichlüffe erforderlichen außer: 
ordentlichen Ausgaben und die zur Beftreitung verfelben zu leiftenven 
Beiträge zu beftimmen; 

3) das matrifelmäßige Verbältniß, nad weldem von den Mitglievern 
des Bundes beizutragen ift, feftzufegen; 

4) die Erhebung, Verwendung und Verrechnung der Beiträge anzuordnen 
und darüber die Aufjicht zu führen. 

Art. LI. Die durd die Bundes-Acte den einzelnen Bundesftaaten 
—— Unabhängigkeit ſchließt zwar im Allgemeinen jede Einwirkung des 

undes in bie innere Staatseinrichtung und Staatsverwaltung aus. Da 

aber die Bundesglieder ſich in dem zweiten Abfchnitt der Bundes-Acte über 
einige befondere Beftimmungen vereinigt haben, welche ſich theild auf Ge— 
mwäbrleiftung zugeficherter Nechte, theils auf beftimmte sonen der Unter⸗ 
thanen beziehen, fo liegt der Bundesverfammlung ob, die Erfüllung ber 
durd dieſe Beftimmungen übernommenen Verbindlichfeiten, wenn fih aus 
binreihend begründeten Anzeigen der Betheiligten ergiebt, daß ſolche nicht 
ftatt gefunden babe, zu bewirfen. Die Anwendung der in Gemäßheit dieſer 
Berbindlichfeiten getroffenen allgemeinen Anordnungen auf die einzelnen 
Fälle bleibt jedoch den Regierungen allein überlaffen. 

Art. LIV. Da nah dem Sinn des dreizehnten Artifeld der Bundes— 
Acte, und den darüber erfolgten fpätern Erflärungen, in allen Bunbesftaaten 
lanpftändifche Verfaſſungen ftatt finden follen, jo hat die Bundesverſamm— 
lung darüber zu wachen, daß dieſe Beftimmung in feinem Bundesjtaat 
unerfüllt bleibe. 

Art. LV. Den fouverainen Fürften der Bundesftaaten bleibt über: 
laffen, diefe innere Randes-Angelegenheit, mit Berüdfichtigung ſowohl der 
früberbin gefeglich beftandenen ftändiichen Nechte, als ver gegenwärtig ob— 
waltenden Berbältniffe zu ordnen. 

Art. LVI. Die in anerkannter Wirkſamkeit beftehenven landſtändiſchen Ver— 
fafjungen fönnen nur auf verfaffungsmäpigem Wege wieder abgeänvert werben, 
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Art. LVII. Da der deutfche Bund, mit Ausnahme der freien Städte, 
aus fouverainen Fürften befteht, jo muß, dem hierdurd gegebenen Grund— 
begriffe zufolge, die gefammte Staatögewalt in dem Oberhaupte des Staats 
vereinigt bleiben, und der Souverain fann durch eine landſtändiſche Ver— 
faffung nur in der Ausübung beftimmter Rechte an die Mitwirkung der 
Stände gebunden werben. 

Art. LVIII. Die im Bunde vereinten fouverainen Fürften dürfen durch 
feine lanpftändifche Berfaffung in der Erfüllung ihrer bundesmäßigen Ber: 
pflihtungen gehindert oder bejchränft werben. i 

Art. LIX. Wo die Deffentlichfeit Ianpftändifcher Verhandlungen durch 
die Berfaffung geftattet ift, muß durch die Geſchäftsordnung dafür gelorgt 
werden, daß die gefeglichen Grenzen der freien Aeußerung, weder bei den 
Berhandlungen felbft, nocd bei deren Bekanntmachung durd den Drud, 
auf eine die Ruhe des einzelnen Bundesſtaats oder des gefammten Deutſch— 
lands gefährdende Weiſe überfchritten werden. 

Art. LX. Wenn von einem Bundesgliede die Garantie des Bundes 
für die in feinem Lande eingeführte kandtänpifche Verfaſſung nachgeſucht 
wird, ſo iſt die Bundesverſammlung berechtigt, ſolche zu übernehmen. Sie 
erhält dadurch die Befugniß, auf Anrufung der Betheiligten, die Ver— 
faſſung aufrecht zu erhalten, und die über Auslegung oder Anwendung 
derſelben entſtandenen Irrungen, ſo fern dafür nicht anderweitig Mittel und 
Wege geſetzlich vorgeſchrieben ſind, durch gütliche Vermittelung oder kom— 
promiſſariſche Entſcheidung beizulegen. 

Art. LXI. Außer dem Fall der übernommenen beſondern Garantie 
einer landftändifchen Verfaſſung, und der Aufrechthaltung der über ven 
dreizehnten Artikel der Bunbesedicte bier feftgefegten Beftimmungen, ift die 
Bundesverfammlung nicht berechtigt, in lanpftändifche Angelegenheiten, oder 
in Streitigfeiten zwifhen den Yandesherren und ihren Ständen einzumirfen, 
fo lange foldhe nidyt den im fedhs und zwanzigften Artifel bezeichneten 
Charakter annehmen, in weldem Falle die Beftimmungen dieſes, fo wie 
des fieben und zwanzigften Artifeld auch biebei ihre Anwenpung finden. 
Der ſechs und vierzigfte Artikel der Wiener Congreß-Acte vom Jahre achtzehn 
hundert und funfzehn, in Betreff der Berfafjung der freien Stadt Frankfurt, 
erhält jedoch hierdurch keine Abänderung. 

Art. LXIl. Die vorftehenvden Beftimmungen in Bezug auf den drei— 
zehnten Artifel der Bundes-Acte find auf die freien Städte in foweit 
— als die beſondern Verfaſſungen und Verhältniſſe derſelben es 
zulaſſen. 

Art. LXIII. Es liegt der Bundesverſammlung ob, auf die genaue 
und vollftändige Erfüllung derjenigen Beftimmungen zu achten, welde ver 
vierzehnte Artifel der Bundes-Acte in Betreff der mittelbar gewordenen 
ehemaligen Reichsſtände und des ehemaligen unmittelbaren Reichsadels 
enthält. Diejenigen Bundesglieder, deren Ländern die Befigungen derſelben 
einverleibt worden, bleiben gegen ven Bund zur unverrüdten Aufrechthaltung 
und der durd jene Beftimmungen begründeten faatsrechtlichen Berhältniffe 
verpflichtet. Und wenn gleich die über die Anwenvung der in Gemäßbeit 
des vierzebnten Artifeld der Bundes-Acte erlaffenen Berordnungen oder 
abgefchlofjenen Verträge entftehenden Streitigkeiten in einzelnen Fällen an 
die competenten Behörden des Bundesſtaats, in weldem die Befisungen 
der mittelbar geworvenen Fürften, Grafen und Herren gelegen find, zur 
Entiheidung gebracht werden müfjen, fo bleibt venfelben doch, im Fall der 
verweigerten gefeglichen und verfaffungsmäßigen Redtshülfe, oder einer 
einfeitigen zu ibrem Nachtheil erfolgten legislativen Erflärung der durch 
die Bundes Acte ihnen zugefiherten Nechte, ver Recurs an die Bundes- 
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verfammlung vorbehalten; und dieſe ift in einem ſolchen Falle verpflich— 
— ſie die Beſchwerde gegründet findet, eine genügende Abhülfe zu 
ewirken. 

Art. LXIV. Wenn Vorſchläge zu gemeinnützigen Anordnungen, deren 
Zwed nur durch die zufammenmwirfende Theilnabme aller Bundesftaaten 
vollftändig erreicht werden fann, von einzelnen Bunvesglievern an die 
Bundesverfammlung gebracht werden, und diefe fich von ver Zweckmäßigkeit 
und Ausführbarfeit folder Vorſchläge im Allgemeinen überzeugt, jo liegt 
ihr ob, die Mittel zur Bolführung verfelben in forgfältige Erwägung zu 
ziehen, und ihr anhaltendes Beftreben dabin zu richten, die zu dem Ende 
erforderliche freiwillige Vereinbarung unter den fämmtlichen Bundesgliedern 
zu bewirfen. 

Art. LÄV. Die in den befondern Beftimmungen der Bundes-Xcte, 
Artifel 16, 18, 19, zur Beratbung der Bundesverfammlung - geftellten Ge- 
genftände bleiben derſelben, um durch gemeinfchaftliche liebereinfunft zu 
möglichft gleichförmigen Verfügungen darüber zu gelangen, zur fernern 
Bearbeitung vorbehalten. 

Die vorftehende Acte wird als das Nefultat einer unabänderliden Ver— 
einbarung zwifchen ven Bunvdesgliedern, mittelft Präfivial-VBortrags an den 
Bundestag gebracht, und dort, in Folge gleichlautender Erklärungen ver 
Bundesregierungen, durch förmlichen Bundesbeſchluß zu einem Grundgejeg 
erhoben werden, weldes die nämliche Kraft und Gültigkeit wie die Bundes— 
Acte felbit haben und der Bunvesverfammlung zur unabweichlichen Richt: 
fchnur dienen foll. 

Zur Urfund veffen haben fümmtliche bier verfammelte Bevollmächtigte 
die gegenwärtige Acte unterzeichnet und mit ihren Wappen unterfiegelt. 

Sp gefheben zu Wien, ven funfzehnten des Monats Mai, im Jahr 
ein taufend acht hundert und zwanzig. 

Nachdem diefelbe durch einen in der Sitzung der Bundesverfammlung 
am Sten Juni d. I. einbellig gefaßten Beſchluß zu einem der Bundes-Acte 
an Kraft und Gültinfeit gleichen Grundgefege des Bundes erhoben worden, 
ale ſolches zur allgemeinern Kenntniß gebracht, und von allen Behörden 
und Untertbanen in den zum deutfchen Bunde gehörenden Provinzen Unferer 
Monarchie geachtet werde. 

Gegeben Berlin, ven 24. Juni 1820. 


3. Königlich Preußische Erklärung über die zum deutichen Bunde gehörenden 
Provinzen und Theile der Preußifchen Monarchie, vom A. Mai 1818, 
XXII. Sitzung 8. 105. 


Preußen Seine Majeftät der König glauben, daß Sie Ihre fernere 
aufrichtige Theilnahbme an Allem, was Deutichlands fünftige Ruhe zu be- 
gründen und die höchſte Entwidelung feiner inneren Sraft zu befördern 
verfpricht, nicht beſſer betbätigen fünnen, als indem Sie Sich zu dieſem 
Zwede dem teutfchen Staatenvereine mit allen denen deutſchen Provinzen 
Ihrer Monardie anfdliegen, weldhe urſprünglich ſchon im Reichsverbande 
ftanden, und durd Sprache, Sitten und Gefege, überhaupt durd Nationas 
lität mit Deutfchland verfnüpft find, — und haben mich daher ermächtigt, 
bei der jegt vorliegenden Veranlaſſung ver Feitfegung der Bundes-Matrikel 
hierdurch zu erflären: 

dag Seine Diajeftät der König nachftehende Provinzen ver Preußifchen 
Monardhie: Pommern, Brandenburg, Schlefien, Sadfen, 
Weftpbalen, Cleve-Berg und Niederrhein, ald zum deutichen 
Bunde gehörend, betrachten und demfelben damit beitreten. 
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4, Aufträgal:Orbnung vom 16. Juni 1817. 


Die verbündeten fouverainen Fürften und freien Städte Deutichlande 
haben vie fchon in der Wefenheit des deutſchen Bundes, ald eines mit 
einem gemeinſchaftlichen Nationalbande verbundenen Staatenvereind, ge— 
gründete Verpflichtung durd den XI. Artikel der Bundesacte ausdrücklich 
übernommen, fi) unter einander unter Feinerlei Borwande zu befriegen, 
noch ihre Streitigkeiten mit Gewalt zu verfolgen, fondern fie bei ver Bundes- 
verfammlung anzubringen. " 

Zur Verfolgung Diefes Bundeszweckes und zur Erfüllung der in ver 
Bundesacte hierüber noch befonvers übernommenen Pflichten hat die Bundes- 
verfammlung Folgendes feftgefegt: 

J. Die Bundesverfammlung ift diejenige Behörde, bei welder alle und 
jede Streitigfeiten der Bundesgliever unter fih anzubringen find. Es ver: 
ftebt fich jevod von felbft, daß ven Bundesgliedern überlaffen bleibe, auch 
ohne Zutritt der Bundesverfammlung die gütliche Ausgleihung ihrer Streitigs 
feiten unter fich zu treffen, und fi einander die Austräge zu gewähren; 
indem die Thätigfeit der Bundesverfammlung nur dann eintritt, wenn fich 
die Bundesglieder über einen ftreitigen Gegenftand auf feine Art unter ſich 
einigen können. 

I. Wenn eine ÖStreitigfeit mit gehöriger Darftellung der Anſprüche 
des Beſchwerde führenden Theild wirflich angebracht worden ift, fo wird 
die Bundesverfammlung vor Allem die Bermittelung unter ven ftrei- 
tenden Theilen 

a) durch einen Ausſchuß verfuchen, welder aus zwei und nad Be- 
finden aud aus mehreren Bundesgefandten befteht. — Dabei wird fie 
nad) Beſchaffenheit der jedesmaligen Umſtände ermeſſen, ob und wie 
fern eine Zeitfriſt zur Erledigung des Vermittelungsgeſchäfts von ihr 
vorgeſchrieben werden ſoll. Jedem der zwiſtigen Theile ſteht es jedoch 
frei, bei der Bundesverſammlung auf eine Friſtſetzung anzutragen. — 
Die Bundesverfammlung madıt die Ernennung des Ausfchuffes den 
Parteien befannt. 

b) Der Ausſchuß wird hierauf, unter Beftimmung eines furzen Terming, 
von dem beflagten Theile gleichfalls eine Darftelung der Sade und 
feiner Einreden begebren, um in Vergleichung verfelben mit der Dar- 
ftellung des Klägers angemefjene Vorſchläge zu gütlicher Beilegung 
der entitandenen Streitig eiten entwerfen zu fönnen. 

ec) Sodann wird derfelbe einen Termin zum Berfud der Güte anjegen, 

und fid) bemüben, einen Bergleih zu Stande zu bringen. Bei ein- 

tretenden Schwierigkeiten wird der Ausſchuß, fo wie Überhaupt von 
dem Erfolge, der Bundesverfammlung Bericht erftatten. 

Die Bergleihsurfunde wird in Urfchrift, Die gegenfeitigen Ratificationd- 

Urfunden aber werben in beglaubter Ahr in dem Bundesar> 

ie niedergelegt, und der Bund übernimmt die Garantie des Ver— 
eichs. 
N Wenn der Vermittelungs-Verſuch bei Streitigfeiten der Bundes— 
glieder unter fi ohne Erfolg bleibt, und daher eine richterliche Entfcheidung 
erfolgen muß, fo wird vor der Hand feftgelest, daß, um dem Bedürfniſſe 
des Augenblicks abzubelfen, für jeden vorfommenden Fall eine Aus— 
trägal-Inftanz gebildet werde. Was aber ven Vorfchlag wegen Errich— 
tung einer permanenten Austrägal-Commiſſion betrifft, fo wird 
verjelbe nicht als aufgegeben betrachtet, fondern ſich vorbehalten, nad dem 
Gange der Erfahrungen, welche fih bei Anwendung des gegenwärtigen Be: 
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ſchluſſes im Laufe der Zeit ergeben dürften, den erften Antrag in erneuerte 
Propofition zu bringen. 

Die Art und Weije der Aufftellung der vor der Hand angenommenen, 
erft für jedemvorfommenden Fall zu bildenden Austrägal-Inftanz 
wird folgendermaßen bejtimmt: 

1) Ausgegangen von dem Artifel XI. der deutfchen Bundes-Acte und 
dem würdevollen Standpuncte fämmtlicher deutichen Regierungen, kann vie 
deutſche Bundesverfammlung nur fich felbft, und Feine auswärtige Behörde 
unmittelbar als Yusträgal-Anflan; erfennen. 

2) Wenn der zur Bermittelung der Streitigfeit angeordnet gewefene 
Ausfhug die Anzeige von dem mißlungenen Berjuche bei der Bundesver- 
fammlung gemadt bat, jo hat binnen vier bis ſechs Wochen, von dem 
Tage der Anzeige an gerechnet, der Beklagte dem Kläger drei unparteiifche 
Bundesglieder vorzufhlagen, aus welchen dieſer eines binnen gleicher Frift 
wähle. — Gebt jene Friſt vorüber, ohne daß der Beflagte drei vorſchlägt, 
fo gebt diejes dreifache VBorfchlagsreht an die Verfammlung des Bundes- 
tags über, woraus alddann der Kläger einen zu wählen hat. 

3) Die dritte oberfte, Juftizftelle des auf eine oder die andere Art ge- 
wählten Bundesgliedes ift biernächft als die gewählte Austrägal-Inftanz zu 
betrachten, welde im Namen undanjtattder Bundesverfammlung, 
fo wie vermöge derſelben Auftrags handelt, und die Bunpesverfammlung 
bat dem gewählten Gerichtsbofe dieſe feine Beftimmung nicht nur befannt 
zu maden, jondern ihm aud unter Mittheilung der Vergleichsverhandlungen 
förmlichen Auftrag zur Vollziehung der Bundes-Acte als Austrägal-Inftanz 
u ertbeilen. — Sämmtliche dritte oberfte Juftizftellen*) ver veutjchen 

undesglieder find —84 als ſolche zu betrachten, aus denen in obiger 
Weiſe die Austrägal-Inſtanz gewählt und ſodann die beſtimmt gewählte 
von der Bundesverfammlung fürmlic dazu beauftragt wird. 

4) Die Uebernabme des Austrägal-Auftrages von der beftimmten dritten 
oberften Juftizftelle ift als Bundespflicht anzufehen. Nur ganz befonvere, 
der Bundesverfammlung etwa unbekannt gewefene Verhältniſſe, welche eine 
völlige Unfähigkeit der Inftanzellebernahme enthalten, können zur Entfchuls 
digung dienen, find aber binnen vierzehn Tagen von dem Tage des erhal- 
tenen Auftrages bei der Bundesverfammlung vorzubringen. — Da nad 
dem Artifel AI. der Bundes-Acte alle Staaten des Bundes fünftig ein 
eigenes oder gemeinfchaftliches Gericht dritter Inſtanz baben müſſen; fo 
fann auch jedes Bundesglied erforen werden, welches ein eigenes oder auch 
nur ein gemeinfames Gericht dritter Inftanz hat. — Wenn ein Bundesglied 
erwählt wird, in deſſen Staate mehrere Gerichte dritter Inſtanz beftehen, 
und der Kläger bat fich über die Wahl der Gerichtöftelle nicht ausgeſprochen, 
fo wird die Bundesverfammlung diefe Auswahl treffen. 

5) Der alfo eintretende oberfte Gerichtshof bat alsdann die Angelegen- 
beit zu inftruiren; beſteht derfelbe aus mehreren Senaten, fo bat er dieſe 
Austrägal-Sache in pleno zu verhandeln, und das Urtheil, es fei ein defi- 
nitives, oder ein Zwifchen-Erfenntniß, zu fchöpfen. In legterem Falle wird 
die Inftruction bei demfelben Gerichtshofe fortgefegt. In erfterem aber 


*) Diefe find: die k. k. oberfte Juftigftele zu Wien, das geheime Obertribunal zu 
Berlin und ber rheinifche Reviſions- und Gaffationshof daſelbſt, die Oberappellationdge- 
richte zu Münden, zu Dresden und zu Kelle, das DObertribunal zu Stuttgart, das 
DOberbofgeriht zu Mannheim, bie Oberappellationsgerichte zu KRaffel, zu Darmftadt 
und zu Stiel, der oberfte provif. Gerichtshof zu Yuremburg, die Oberappellationsgerichte 
zu Jena, zu Wolfenbüttel, zu Wiesbaden, zu Parchim, zu Oldenburg, zu 
Zerbft und zu Lübechk, eublich das tyrol- und vorarlbergifche Appellationsgericht zu Ins- 
prud (für Liechtenftein) — in allem neunzebn oberjte Juftisftellen. 
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wird das gefchöpfte Erfenntniß vor demfelben oberften Gerichtshofe aus: 
brüdlid im Namen und aus Auftrag des Bundes den Parteien 
eröffnet, und der Gerichtshof überſchickt demnächſt dem Bundestage die Arten 
und das Erfenntniß, um auf deſſen Befolgung balten zu fünnen. 

6) Die Inftruction des Proceſſes geichiebt nad der Proceß-Ord— 
nung, welde ver betreffende oberfte Gerichtöbof überhaupt beobachtet, und 
ganz in felbiger Art, wie die fonftigen allvort zu inftruirenden Rechts-Sachen 
verhandelt werden. 

7) Das Erfenntniß in der Hauptfache felbit aber erfolgt, in Erman— 
gelung befonderer Entfcheidungsquellen, nad) ven in Deutſchland bergebradhten 
gemeinen Rechten. 

8) Das Erfenntniß in der Hauptfache muß längftens binnen Jabresfrift, 
vom Tage der überreichten erften Klage oder Beſchwerdeſchrift, erfolgen. — 
Sollte e8 ausnahmsweiſe nicht thunlicd fein, jo bat ver oberſte Gerichte 
hof als Austrägal-Inftanz einen Beriht an die Bundesverfammlung zu 
erftatten, die Gründe eines nothwendig geglaubten längern Verzugs anzu— 
zeigen, und die Bewilligung oder Mifbilligung vom Bundestage zu empfangen. 

9) Das Erkenntniß ift gemäß des Artifeld AL. der Bundes-Acte für 
die ftreitenden Theile verbindlid. Es wird jedoch dem Neditsmittel der 
Reftitution ex capite novorum ftatt gegeben, welches, von dem Zeitpuncte 
der aufgefundenen Novorum an, binnen vier Jahren anzubringen ift. 

10) Das Reftitutionsmittel ift bei der Bundesverfammlung anzufün- 
digen, und diefe überfendet foldhes dem oberften Gerichtshofe, an weldem 
die Sache zum erftenmale verhandelt und entichieden ward, wo fodann über 
die Statthaftigfeit oder Unftatthaftigfeit des Nechtsmittels felbft geſprochen 
wird, und bie neu zu verhandelnde Rechtsangelegenheit wieder zu inftruiren 
und zu enticheiden ift. 

11) Was ie die näheren Beftimmungen bei Anwendung und 
Ausführung diefes Nechtsmittels, den Neftitutions-Eid, fo wie überhaupt 
das ganze Austrägal-Berfahren mit Einfchluß der Vollziehungs-Ordnung 
und des Koftenpunets u. dgl. betrifft, fo behält jich vie Bundesverfammlung 
vor, demnächſt hierüber einen befondern Beichluß zu fafjen. 


5. Bunbdeöbefchluß über das Aufträgal: Verfahren, vom 3. Auguft 1820. 


Art. I. Die Bundesverfammlung bat in allen, nad Vorſchrift der 
Bundes-Acte bei ihr anzubringenden Streitigfeiten zwiſchen den Bundes- 
gliedern, wenn die vorgängige Vermittlung ohne Erfolg geblieben ift, die 
Enticheivung durd eine AusträgalsÖnftanz zu veranlaſſen, und vabei, fo 
unge nicht wegen der Austrägalgerichte überhaupt eine anderweite Ueber- 
einfunft ftatt gefunden bat, die in dem Bundestags-Beſchluſſe vom 16. Juni 
1817 enthaltenen Borfchriften zu beobachten. 

Art. I. Wenn nad Anleitung des Bundestags-Beſchluſſes vom 16. Juni 
1817 der oberfte Gerichtshof eines Bundesftaates zur Austrägal-Änftanz 
gewäblt iſt; jo ftebt vemfelben die Leitung des Procefjes und die Entſchei— 
dung des Streitö, in allen feinen Haupt- und Nebenpuncten, uneingefchränft 
und obne alle weitere Einwirfung der Bundesverfammlung oder der Yandes- 
regierung zu. Letztere wird jedoch, auf Anfuchen ver Bunvdesverfammlung oder 
der ftreitenden Theile, im Falle einer Zögerung von Seiten des Gerichts, 
bie zur Beförderung der Enticheivung nötbigen Verfügungen erlafjen. 

Art. II. Zur Theilnabme an einem Nechtöftreit unter Bunvesftaaten 
fann ein drittes Bundesglied vor das erwählte Austrägalgericht nur dann 
zugelafjen werden, wenn das Gericht eine weientliche Verbindung der Rechts— 
verhältniſſe defjelben mit dem anhängigen Nectsftreit anerfennt. Auch eine 
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MWiederflage bat nur in dieſem Falle bei dem erwählten Austrägalgerichte 
ftatt, und nur, wenn fie fogleich bei der Einlaffung auf die Vorklage an— 
gebracht wird. 

Art. IV. Wo feine befondern Entjcheidungs-Normen vorhanden find, 
bat das Austränalgericht nady den in Nechtöftreitigfeiten derſelben Art vor: 
mals von den Neichsgerichten ſubſidiariſch befolgten Rechtsquellen, in fo 
fern ſolche auf die jegigen VBerbältniffe der Bundesalieder noch anwendbar 
find, zu erfennen. 

Art. V. Dem im Namen der Bundesverfammlung abzufafienden Er— 
kenntniſſe ſollen jederzeit die vollftändigen Entſcheidungsgründe beige- 
fügt werden. Weber ven Koftenpunct foll das erwählte Austrägalgericht nadı 
gemeinrechtlichen Grundfägen erfennen, und bei deren Beftimmung die ihm vor: 
gejchriebene Taxordnung befolgen, ohne weitere Gebühren in Anfag zu bringen. 

Art. VI. Die Austrägal-Erfenntnijfe find fofort nach ihrer Eröffnung 
als rechtöfräftig anzufeben und zu befolgen. Jedoch ift die Neftitution 
wegen neu aufgefundener Thatſachen und Beweismittel zuläffig. Sie muß 
aber innerhalb vier Jahren, vom Tage der Auffindung an gerechnet, nach— 
geſucht, und es kann dadurd die Vollziehung des Austrägal-Erfenntnijfes 
nicht aufgehalten werden, 

Art. VIE Ueber die Zuläffigfeit der Neftitution und über die Erheb- 
lichfeit und rechtliche Wirfung der neu aufgefundenen Thatfachen und Be— 
weismittel, bat derfelbe Gerichtshof zu erfennen, welcher die Entſcheidung 
in der Sache gefaft hat. . 

Art. VIN. Die Ableitung des Reſtitutions-Eides gefchiebt bei dem 
Austrägalgerichte durch den Vorftand derjenigen Behörde, unter deren Auf- 
fiht und Genehmigung die Reftitution nachgefucht wird, und von denjenigen 
Beamten des die Reftitution nachſuchenden Theile, welcher vie Sache bear- 
beitet hat, entweder in Perfon oder durch Special-Bevollmärhtigte. Sind 
mebrere dabei verwendet worden, fo foll dem andern Theile frei fteben, den 
zu benennen, welder ven Reftitutions-Eid abzuftatten bat. 

Art. IN. Die Bunvdesverfammlung verfügt die Vollziehung der Bundes- 
Austrägal-Erfenntniffe, in fo fern-denfelben nicht fofort oder nicht vollftändig 
Folge geleiftet wird. Hallen bei der Vollziehung noch Streitigfeiten vor, 
welche eine richterliche Entſcheidung erfordern, fo ſteht dieſe dem Austrägal- 
Gerichte zu, weldes das zu vollziehende Erfenntniß gefaßt bat. 

Art. X Es fteht übrigens ven Bundesglievern frei, für ihre Streitig- 
feiten ſowohl in einzelnen vorfommenven Fällen, als auch für alle fünftige 
Fälle wegen befonderer Musträge oder Compromiſſe übereinzufommen, wie 
denn auch frübere Kamilien- oder Vertrags-Austräge durch Errichtung der 
Bundes-Austrägal-Inſtanz nicht aufgehoben, noch abgeändert werben. 

Art. XL, Die Bundesverfammlung wird, in Beziebung über das 
Verfahren bei Streitigfeiten ver Bundesglieder unter fi, eine Nevijion des 
Bundestags-Beichlufies vom 16. Juni 1817 vornehmen, wobei jedem Bundes: 
glied weitere zweckmäßige Ergänzungen in Antrag zu bringen überlaffen bleibt ). 


6. Grecutiond: Ordnung?) des Bundes, fowohl für dad Aufträgalmwefen, ald zur 
Bollziehung der Bundesbefchlüffe, erlaffen am 3. Uuguft 1820. 


Art. I. Die Bundesverfammlung bat das Recht und die Verbindlich- 
feit, für die Volljiehbung der Bundesarte und übrigen Grundgefege des 


1) Die feitbem dur einzelne gelegentliche Beichlüffe gemachten Aenderungen und Zu⸗ 
fäge find zu erfeben in v. Meyer's Staatsacten ac. (Corp. Jur. C. @. ed. 11.) Th. II. an ver- 
febiedenen Orten; ſ. kurzes Regifter zum II. Th., bei der 1840 erfchienenen Kortiegung. 

2) Bergl. ‚Brovitorifche Erecutiond-Orbnung in Bezug auf den 2. Artifel der Bun« 
besacte,“ vom 20. Sept. 1819, Stautsarten ac. (Corp. Jur. C.G. ed. 11, Tb. 11. ©. 135. und 128 f. 
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Bundes, der, in Gemäßbeit ihrer Competenz, von ihr gefaßten Beſchlüſſe, 
der durch Austräge gefällten fchiedsrichterlihen Erfenntniffe, der unter die 
Gewährleiftung des Bundes geftellten compromiffarischen Enticheidungen und 
der am Bunvestage vermittelten Vergleiche, fo wie für die Aufrechtbaltung 
der von dem Bunde fibernommenen befondern Garantien, zu forgen, aud) 
zu diefem Ende, nad Erfchöpfung aller andern bundesverfaflungsmäßigen 
Mittel, die erforderlichen Erecutions-Maaßregeln in Anwendung zu bringen. 

Art. I. Zur Erfüllung diefer Berbindlichfeit wählt die Bundesver— 
fammlung jedesmal für den Zeitraum von ſechs Monaten, mit Einſchluß 
der Ferien, aus ihrer Mitte eine Commiffion von fünf Mitgliedern mit zwei 
Stellvertretern, dergeftalt, daß bei deren jevesmaligen Erneuerung wenigftens 
zwei neue Mitglieder darin aufgenommen werden. An diejelbe werden alle 
der Bundesverfammlung zufommenden Eingaben und Anzeigen abgegeben, 
welche auf die im 1. Arttifel bezeichneten Bollziebungsgegenftände Bezug 


ben. 

Art. IM. Diefer Commiffion liegt ‘ob, zuwörberft zu prüfen, ob der 
bundesmäßigen Verpflichtung vollftändige oder unzureichende Folge geleiftet 
worden fei, und darüber Vortrag an die Bundesverfammlung zu erftatten. 
Erhält dieſe dadurch die Ueberzeugung, daß in dem gegebenen Falle die ges 
feglichen Vorfchriften gar nicht, oder nicht hinlänglich befolgt worden find, 
fo bat fie, nach Befchaffenbeit der Umftände, einen kurzen Termin anzube— 
raumen, um von den Gefandten der Bundesftaaten, welche ſolches angeht, 
entweder die Erflärung der hierauf erfolgten Vollziehung oder die genügende 
und vollftändige Nachweiſung der Urfachen, welde der Folgeleiftung nod) 
entgegenfteben, zu vernehmen. — Nach erfolgter Erflärung, oder, in Er- 
mangelung diefer, nad Ablauf der beftimmten Friſt, hat die Bundesver- 
fammlung auf das von der Commiffion darüber abzugebende Gutachten zu 
beurtheilen, in wie fern die Sadye erledigt, oder der Fall der Nichterfüllung 
der bundesmäßigen Verpflichtung begründet, und ſonach das geeignete Exe— 
eutiong-Verfahren zu befchließen ift. 

Art. IV. Ehe die Bundesverfammlung die wirfliche Ausführung ihres 
wegen ber Erecution und der dabei anzumendenden Mittel gefaßten Be- 
fchluffes verfügt, wird fie denfelben der Meran des betheiligten Bundes- 
ftaates durch deſſen Bundestagsgefandten mittheilen und zugleich an dieſe 
eine angemefjene motivirte Aufforderung zur Bolgeleiftung , unter Beftimmung 
einer nach Lage der Sache zu bemeſſenden Zeitfrift, ergeben laſſen. 

Art. V. Wenn hierauf die Befolgung angezeigt wird, fo bat bie 
Commilfion ihr Gutachten darüber abzugeben, und der Bundestag zu be- 
urtheilen, in wie fern foldhes zur Genüge gefcheben if. — Ergebt feine 
ſolche Anzeige, oder wird felbige nicht hinreichend befunden, fo wird obne 
Verzug der wirflide Eintritt des angedrohten Erecutions-Berfahrens be- 
fhloffen, und zugleih der Bundesftaat, der zu dieſem Befchluffe Anlaß 
gegeben bat, davon nochmals in Kenntniß geſetzt. 

Art. VI. Da jede Bundesregierung die Obliegenheit bat, auf Voll: 
ziehung der Bundesbefchlüffe zu halten, der Bundesverfammlung aber eine 
unmittelbare Einwirkung auf die innere Verwaltung der Bundesftaaten nicht 
zuftebt; fo kann in der Regel nur gegen die Regierung felbit ein Erecutiong- 
Verfahren ftatt finden. Ausnahmen von diefer Negel treten jedoch ein, wenn 
eine Bundesregierung, in Ermangelung eigener zureichender Mittel, felbft 
die Hülfe des Bundes in Anfprucd nimmt, oder wenn die Bundesverfamm- 
lung unter den (im 26. Artifel ver Schlußarte) bezeichneten Umftänven, zur 
Wiederberftellung der allgemeinen Ordnung und Sicherheit unaufgerufen 
einzufchreiten verpflichtet if. — Im erften Falle muß jedoch immer in Ueber— 
einftimmung mit den Anträgen der Regierung, welder die bundesmäßige 
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Hülfe geleiftet wird, verfahren, und im zweiten Falle ein Gleiches, fobald 
die Regierung wieder in Thätigfeit gefegt ift, beobachtet werben. 

Art. VI Die Erecutiong-Maafregeln werden im Namen ver Ges 
fammtbeit des Bundes befchloffen und ausgeführt. Die Bundesverfammlung 
ertbeilt zu dem Ende, mit Berüdjichtigung der Kocal-Umftände und fonftigen 
Berhältniffe, einer oder mehreren bei der Sache nicht betheiligten Regie— 
rungen den Auftrag zur Vollziehung ver befchloffenen Maafregeln, und 
beſtimmt zugleich fowohl die Stärfe der dabei zu verwendenden Mannſchaft, 
als die nad dem jedesmaligen Zwede des Executions-Verfahrens zu be: 
mejlende Dauer deſſelben. 

Art. VI Die Regierung, an welde der Auftrag gerichtet ift, und- 
welde ſolchen als eine Bundespflicht zu übernehmen bat, ernennt zu diefem 
Bebufe einen Civil-Commiffär, der, nad einer von der Bundesverfammlung 
zu ertheilenden befondern Inftruction, das Erecutions-Berfabren unmittelbar 
leitet. — Wenn der Auftrag an mehrere Regierungen ergangen ift, fo bes 
ftimpit die Bundesverfammlung, welde derfelben den Civil-Commiſſär zu 
ernennen bat. Die beauftragte Regierung wird während der Dauer des 
Executions-Verfahrens die Bundesverfammlung von dem Erfolge deſſelben 
in Kenntniß erhalten, und fie, ſobald der Zweck vollſtändig erfüllt iſt, von 
der Beendigung des Geſchäfts unterrichten. 

Art. IX. Wenn eine Regierung ſich weigert, die Ausführung der 
ihr aufgetragenen Erecutiong-Maafregeln zu übernehmen, fo hat die Bundes— 
verlammlung über die Erheblichfeit oder Unzulänglichfeit der Weigerungs- 
gründe zu entfcheiden. Erkennt fie diefe Gründe für erheblih, oder findet 
fie ſelbſt Anftände, das Executions-Verfahren durch die früher bezeichnete 
Regierung vornehmen zu laffen, fo bat fie foldhes einer andern Bundes 
regierung zu übertragen. Dafjelbe findet auch ftatt, wenn die zuerft ernannte 
Regierung, obne anerfannte binlängliche Entihuldigungsgründe, auf Ab— 
— des Auftrags beharret, und dieſen deßhalb unerfüllt läßt; in ſolchem 
Falle bleibt jedoch lestere zum Schavenerfag gebalten und für alle fonft 
daraus entitehenden nachtheiligen Folgen dem Bunde verantwortlich. 

Art. X. Wenn nidt, nad einer beftimmten Erflärung der Bundes: 
yerfammlung, Gefahr auf dem Berzuge haftet, fol die mit dem Erecutiong- 
Verfahren beauftragte Regierung den betheiligten Bundesftaat von dem ihr 
erteilten Auftrag benachrichtigen, mit der Anzeige: daß, wenn binnen drei 
Wochen eine genügende Erfüllung der Beichlüffe, auf welche diefe Maaß— 
regeln Bezug baben, nicht nachgewieſen fein follte, die wirkliche bundes— 
pflichtmäßige Vollziehung ver legtern unfehlbar erfolgen werde. 

Art. XI. Die obere Leitung der angeordneten Vollziehung fteht aud) 
in ihrem Fortgange der Bundesverfammlung zu; an diefe werden alle darauf 
fich beziehenden Berichte und fonftigen Anzeigen gerichtet. — Die aus ihrer 
Mitte gewählte Erecutions-Commiffion erftattet ihr darüber nähere Anträge, 
worauf fie ihre Beichlüffe faßt und an vie mit der Erecution beauftragte 
Regierung die nöthigen Anweifungen erläft. 

Art. XI. Die Bollftredung der compromiffarifchen und Austrägal— 
Erfenntnijfe fann nur, auf Anrufen der Parteien, von der Bundesverfamm> 
lung veranlaßt werben. Diefe bat, nad gutachtlidher Vernehmung ihrer 
Commiffion, das Geeignete hierauf zu verfügen. — Das Erkenntniß felbft 
darf in feinem alle ver Gegenftand einer Berathbung und eines Beſchluſſes 
der Bundesverfammlung werden. Wenn indeß gegen die Vollziehbung nod) 
zuläffige Einreden vorgebradht werden, die ein weiteres rechtliches Verfahren 
veranlaffen fünnen; fo find dieſe unverzüglich an daſſelbe Austrägalgericht 
zu vermweifen, von welchem das Erfenntnif ausgegangen ift. In Gemäßbeit 
des hierauf erfolgten weitern Anfpruchs, ift durch die Bundesverfammlung 
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das erforderliche Erecutione-Verfahren nad den gegebenen Vorfchriften zu 
veranlaffen. Ergeben ſich ähnliche Anftände bei Compromifjen und gütlichen 
Vergleichen, fo ift in gewöhnlicher Art, jedoch mit möglichiter — 
ein Austrägalgericht zu ernennen, welches über die gegen die Vollſtrek— 
ae ae noch vorfommenden Einreden und Zweifel rechtlich zu erfen- 
nen bat. 

Art. XII. Sobald ver Vollziehungsauftrag vorſchriftsmäßig erfüllt ift, 
bört alles weitere Executions-Verfahren auf, und die Truppen müſſen obne 
Verzug aus dem mit der Ererution belegten Staate zurüdgezogen werden. 
— Die mit der Bollziebung beauftragte Negierung bat zu gleicher Zeit der 
- Bundesverfammlung davon Nachricht zu geben. — Entitehen * eines 

verlängerten Aufenthalts Beſchwerden, ſo hat die Bundesverſammlung über 
den Grund derſelben und die daraus erwachſenden Entfhädigungs-Anfprüche 
zu enticheiden. 

Art. XIV. Die Koften der GErecution find auf ven wirflichen, nach 
dem Zwecke zu bemefjenden Aufwand zu beſchränken. Die Bundesregierung, 
gegen welde die Erecution verfügt worden, bat dieſelben, fo weit fie liquid 
find, ohne Aufenthalt zu berichtigen, oder hinreichende Sicherheit dafür zu 
ftellen. Einwendungen oder Beſchwerden, welche nod dagegen erhoben 
werden, find bei Erecutionen, die nicht in Folge förmlicher Rechtöftreitig- 
feiten verhängt worden, durch die Bundesverfammlung auf erftatteten Vor— 
trag der Bundestags-Commilfion auszugleichen; bei Grecutionen austrägal- 
richterlicher Erfenntniffe aber find diefelben durdy das Austrägalgericht, welches 
das Erfenntniß erlaffen bat, zu enticheiden. Der Landesregierung bleibt es 
in den (im Art. 26. der Sclußacte) bezeichneten Fällen überlaffen, vie 
Schuldigen zur Bezahlung der durd ihre Bergebungen veranlaßten Koften 
im gefeglihen Wege anzubalten. 


7. Bublicationd: Patent, den Befchluß der Deutfchen Bundes: Verfammlung vom 
15. Sept. 1842 wegen Anordnung einer richterlichen Inſtanz zur Entſchei— 
dung gewifler im Wege des Nefurfes an diefelbe aelangenden Befchwerdes 
fachen der mittelbar gewordenen ehemaligen Neichaftände und des ehemaligen 

unmittelbaren Reichsadels betreffend. 


Wir Friedrih Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preu— 
fen ꝛc. ıc. tbun fund und fügen biermit zu willen: 

Die Deutſche Bundesverfammlung bat in ihrer ſechs und zwanzigften 
vorjährigen Sigung am 15. September 1842 zur Ergänzung der im 63, Ars 
tifel der Wiener Schlußakte enthaltenen Beftimmung wegen Erledigung ver 
im Refurswege an diefelbe gelangenden Beichwerden ter mittelbar gewor— 
denen ehemaligen NReichsftände und des ehemaligen unmittelbaren Reichs— 
adels den nachitehenden Beſchluß gefaßt: 

Da es in Folge des Art. 63 der Schlußafte der Bundesverfammlung 
zufommt, über den Grund oder den Ungrund von Befchwerden zu entjchei- 
den, welde im Rekurswege in Betreff Des durd den Art. 14 der Bundes» 
afte zugeficherten Nechtszuftandes der vormaligen Neichsangebörigen an fie 
gelangen, und demnächſt über die Art, wie ſolche Entſcheidung jedesmal 
herbeizuführen fein werde, beftimmte, den rechtlichen Anfprücen ver Be: 
theiligten angemefjene Vorfchriften zu geben, jo wird auf das diesfalls ein- 
gebrachte Geſuch mehrerer vormaliger Reichsſtände feitgeftellt: 

1) Bei Reklamationen, welde von mittelbar gewordenen ehemaligen 
Reichsftinden oder von Gliedern des vormaligen unmittelbaren Reichsadels 
auf den Grund des Art. 63 der Schlußafte, gegen die zur Vollziehung des 
Art. 14 der Bundesafte erlaffenen landesherrlichen Verordnungen, in ſofern 
biefe nicht auf Vertrag beruhen oder ohne dagegen erhobene Befchwerbe in 
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unbeftrittener Wirffamfeit befteben, bei ver Bunvesverfammlung angebracht 
werben, joll jedesmal, und bei Reflamationen gegen fpätere einfeitige 
legislative Erflärungen der durch die Bundesafte ihnen zugeficherten Nechte, 
fo oft das Bedürfniß dazu fich zeigt, dem in anderweiten Rechts— 
fachen der Reflamanten zuftändigen Yandesgerichte zweiter Inſtanz von der 
Bundesyerfammlung durd die betreffende Yandes-Regierung der nicht ab— 
zulehnende Auftrag ertbeilt werden, den Streitfall in feinem ganzen lim: 
fange für eine definitive Entfceidung, nad der von dem Gerichtähofe über: 
haupt beobadıteten Partifulars oder gemeinrechtlichen Prozeßordnung inner: 
balb der Fürzeftmöglichen Friſt zu inftruiren. 

2) Die definitive Entfheidung ift biernädhft nach den Umſtänden 
von der Bundesverfammlung, oder auf einen durd Stimmenmehrheit 
zu faſſenden Beſchluß, von einer ridterlihen Inſtanz, fo weit ver: 
jelben der Streitfall von der Bundesverfammlung zugemwiefen wird, in 
deren Auftrag und Namen zu erlaflen. 

3) Diele rihterlihe Inftanz wird für jeden einzelnen Fall dadurch 
gebildet werden, daß die Bundesverfammlung durch Stimmenmehrheit vier 
Mitglieder für dieſelbe aus ver Lifte der Spruchmänner für das Bundes— 
Schiedsgericht erwählt und in Abgangs- oder Sterbefällen erfegt, fo wie, 
das von dieſen erwählten vier Mitgliedern, oder, bei Stimmengleichbeit unter 
ihnen, von der Bundesverfammlung ein fünftes Mitglied ald Obmann aus 
derjelben Lifte gewählt wird. 

4) Bon diefer Inftanz ift jedesmal zugleich darüber zu erfennen, von 
welder Seite, oder in weldem Maaße von beiden Seiten antheilig bie 
Koften des richterlihen Verfahrens zu tragen feien. 

5) Alle Beitimmungen des Bunvesbefchluffes vom 30. Dftober 1834 
über dad Bunves- Schiedsgericht mit Ausnahme derjenigen, welche ſich auf 
die anders normirte Bildung und die Koften des Bundes» Schiedsgerichts 
und auf nur zwifchen Negterungen und Ständen vorfommende Streitig- 
feiten beziehen, follen auch bei vdiefer richterlichen Inftanz und ihren Aug: 
fprüchen eintreten, 

[Bunvesbeihluß vom 30. Oftober 1834: 

Art. I. Für ven Fall, daß in einem Bundesftaate zwifchen der Re- 
gierung und den Ständen über die Auslegung der Berfaffung oder über 
die Gränzen der bei Ausübung beftimmter Rechte des Negenten den Stän— 
ven eingeräumtn Mitwirfung, namentlich durch Berweigerung der, zur Füh— 
rung einer, den Bundespflichten und der Kandes- Berfaffung entfprechenden 
Regierung, erforderlichen Mittel, Irrungen entftehen, und alle verfaſſungs— 
mäßigen und mit den Gefesen vereinbarliden Wege zu deren genügender 
Befeitigung ohne Erfolg eingefchlagen worden find, verpflichten fich vie 
Bunpesgliever als ſolche gegen einander, ehe fie die Dazwiſchenkunft des 
Bundes nachfuchen, vie Entſcheidung folder Streitigkeiten durch Schiedsrichter 
auf dem in den folgenden Artifeln bezeichneten Wege zu veranlaffen. 

Art. I. Um das Schiedsgericht zu bilden, ernennt jede der fiebenzehn 
Stimmen des engeren Rathes der Bundesverfammlung aus den von ihr 
repräfentirten Staaten von drei zu drei Jahren zwei durch Charafter und 
Geſinnung ausgezeichnete Männer, welche durd mehrjährigen Dienft hin— 
länglide Kenntniffe und Gefchäftsbildung, der eine im juridifchen, ver an— 
dere im abdminiftrativen Face, erprobt haben. Die erfolgten Ernennungen 
werden von den einzelnen Regierungen der Bundesverfammlung angezeigt 
und von diefer, fobald die Anzeigen von allen fiebenzehn Stimmen einge: 
gangen find, öffentlich befannt gemacht. Eben fo werden die durch frei- 
willigen Rüdtritt, vurd Krankheit oder Tod eines Spruchmannes vor Ablauf 
der beftimmten Zeit eintretenden Erledigungen von den Regierungen für die 
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noch übrige Dauer ver dreijährigen Frift fofort ergänzt: Das Verhältniß 
diefer 34 Spruchmänner zu den Regierungen, welche fie ernannt haben, 
bleibt unverändert und es giebt ihnen die Ernennung zum Sprucdmanne 
auf Gehalt oder Rang feinen Anfprud. 

Art. III. Wenn in dem Art. 1. bezeichneten Falle ver Weg einer ſchieds— 
richterlichen — — betreten wird, ſo erſtattet die betreffende Regierung 
hiervon Anzeige an die Bundesverſammlung und es werden aus der bekannt 
gemachten Liſte der 34 Spruchmänner in der Regel ſechs Schiedsrichter und 
zwar drei von der Regierung und drei von den Ständen ausgewählt; die 
von der betheiligten Regierung ernannten Spruchmänner ſind von der Wahl 
zu Schiedsrichtern für den gegebenen Fall ausgeſchloſſen, ſofern nicht beide 
Theile mit deren Zulaſſung einverſtanden ſind. Es bleibt dem Ueberein— 
kommen beider Theile überlaſſen, ſich auf die Wahl von zwei oder vier 
Schiedsrichtern zu beſchränken, oder deren Zahl auf acht auszudehnen. 

Die gewählten Schiedsrichter werden von der betreffenden Regierung 
der Bundesverſammlung angezeigt. Erfolgt, in dem Falle der Vereinbarung 
über die Berufung an das Schiedsgericht, und nachdem die Regierung den 
Ständen die Liſte der Spruchmänner mitgetheilt hat, die Wahl der Schieds— 
richter nicht binnen vier Wochen, ſo ernennt die Bundesverſammlung die 
letzteren ſtatt des ſäumigen Theiles. 

Art. IV. Die Schiedsrichter werden von der Bundesverſammlung, 
mittelft ihrer Regierung, von der auf fie gefallenen Ernennung in Kennt— 
niß geſetzt und aufgefordert, einen Obmann aus der Zahl der übrigen Sprud- 
männer zu wählen; bei Gleichheit ver Stimmen wird ein Obmann von ver 
Bundesverfommlung ernannt. 

Art. V. Die von der betreffenden Regierung bei ver Bundesverfamm- 
lung eingereichten Akten, in welchen die Streitfragen bereits durch gegen- 
feitige Denfichriften oder auf andere Art feftgeftellt fein müffen, werden dem 
Dbmann überfendet, welder die Abfaffung ver Relation und Korrelation 
zwei Sciedsrichtern überträgt, deren Einer aus den von der Regierung, der 
Andere aus den von den Ständen Erwählten zu nehmen ift. 

Art. VI. Demnädft verfammeln fi die Schiedsrichter, einfchließlich 
des Obmanns, an einem von beiden Theilen zu beftimmenden, oder, in 
Ermangelung einer Webereinfunft, von der Bundesverfammlung zu bezeich- 
nenden Orte, und entfcheiden nad ihrem Gewiffen und eigener Einficht den 
Reden Fall durd Mehrheit ver Stimmen. 

rt. VII. Sollten die Schiedsrichter zur Fällung des definitiven Spruches 
eine nähere Ermittelung oder Aufklärung von Thatſachen für unumgänglich 
notbwendig erachten, jo werben fie dies der Bundes-Verfammlung anzeigen, 
welche vie Ergänzung der Aften durd den Bundestags» Gefandten der be— 
theiligten Regierung bewirken läßt. 

Art. VII. Sofern nicht in dem zulegt bezeichneten Falle eine Ver: 
zögerung unvermeidlich wird, muß vie Entfheidung fpäteftens binnen vier 
Monaten, von der Ernennung des Obmannes an gerechnet, erfolgen, und 
bei der Bundesverfammlung zur weiteren Mittheilung an die berheiligte Re: 
gierung eingereicht werden. 

Art. IX. Der fchiedsrichterliche Ausfprud hat die Kraft und Wirkung 
eines aufträgalgerichtlichen Erfenntniffes, und die bundesgefesliche Erefutiong- 
ordnung findet hierauf ihre Anwendung. 

Bei Streitigfeiten über die Anfäge eines Budgets insbefondere, erftredt 
fi) diefe Kraft und Wirfung auf die Dauer der Steuer-Bewilligungsperiode, 
welche das in Frage ftebende Budget umfaßt. 

Art. X. Sollten fih über den Betrag der durd das fchiedsrichterliche 
Verfahren veranlaßten, dem betbeiligten Staate in ihrem ganzen Umfange 
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zur Laft fallenden Koften Anftände erheben, fo werden viefe durch Feftfegung 
von Seiten der Bundesverfammlung erledigt. 

Art. Xl. Das in den vorftebenden Artifeln I—X näber bezeichnete 
Schiedsgericht findet auch zur Schlichtung der in den freien Städten zwifchen 
den Senaten und den verfaffungsmäßigen bürgerlihen Behörden verfelben 
fi) ergebenden Irrungen und Streitigfeiten analoge Anwendung. 

Der 46. Artifel der Wiener Kongrefafte vom Jahre 1815 in Betreff 
der Berfaffung der freien Stadt Frankfurt erhält jedoch hierdurch Feine 
Abänderung. ° 

Art. AU. Da es den Mitgliedern des Bundes unbenommen bleibt, 
fi darüber einzuverftehen, daß die zwifchen ihnen entftandenen Streitig- 
feiten auf dem Wege des Art. II gebildeten Schiedsgerichtd ausgetragen 
werden, fo wird die Bundesverfammlung eintretenden Falls, auf die hiervon 
von den ftreitenden Bundesgliedern gleichzeitig gemachte Anzeige, nad) 
Maafgabe der Art. II—X die Einleitung des fchiedsrichterlihen Verfahrens 
veranlaffen.] 

Wir bringen bierdurd die vorftehenden Beſchlüſſe der Bundesverſamm— 
lung ale eine weitere Entwidelung der in der Deutfchen Bundes- und Schluß: 
Afte bereits enthaltenen Grundfäge und Anordnungen über den Rechtszuftand 
ver vormald unmittelbaren Deutfchen Reichsſtände und als gefegliche auf 
die Berhältniffe ver, Unferer Monarchie einverleibten vormals unmittelbaren 
Deutſchen NReichsftände anwendbare Beftimmungen zur allgemeinen Kenntnif 
fämmtlicher Behörden und Untertbanen in Unferen zum Deutſchen Bunde 
gehörenden Landestheilen. 

So geſchehen und gegeben Charlottenburg, den 7. Juni 1849. 


8. Verordnung, betreffend die Aufhebung des Abfchoffes und Abfahrtägeldes in 
ben deutſchen Bundesftaaten. Vom 11. Mai 1819. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preu— 
fen ꝛc. ꝛc. thun fund und zu willen: 

Bald nah dem Abfchluffe der deutſchen Bundesakte haben Wir bereits 
Unfere Behörden angewiefen, die darin, Artifel 18, den Unterthanen ver 
deutfhen Bundesftaaten zugeficherte Freiheit von aller Nachfteuer in Be- 
ziebung auf alle Umfere zum deutſchen Bunde gehörigen Provinzen, unter 
Erwartung der Gegenfeitigfeit von den andern Bundesftaaten, eintreten zu 
laffen. Um nun aud die Ausübung diefer Freiheit in völlige Ueberein- 
ftimmung mit dem Befchluffe zu bringen, welden die deutfche Bundesver— 
fammlung in ihrer fieben und dreißigſten Sisung am 23. Junius 1817 über 
diefen Gegenftand gefaßt bat, verorpnen Wir, nach erfordertem Gutachten 
Unferes Staatsrathe, wie folgt: 

1) Die Nachfteuer- und Abzugsfreibeit von dem Bermögen, weldes 
aus dem Lande gebracht wird, findet Statt, zwifchen fämmtlichen Provinzen 
Unferes Staates, welche zum deutſchen Bunde gehören, namentlich den Pro- 
vinzen Pommern, Brandenburg, Schlefien, Sachſen, Weftphalen, Eleve-Berg 
und Niederrhein, und allen anderen deutſchen Bunvesftaaten. 

2) Jede Art von Vermögen, welches in einen anderen Staat übergeht, 
es fei aus PVeranlaffung einer Auswanderung, oder aus dem Grunde eined 
Erbfchaftsanfallg, eines Verkaufes, Taufhes, einer Schenfung, Mitgift, oder 
auf andere Weife, ift unter der Abzugsfreiheit begriffen. 

3) Jede Abgabe, weldhe die Ausfuhr des Vermögens, oder den Ueber- 
gang des Eigenthbums auf Angehörige eines anderen Bunvesftaats befchränft, 
wird für aufgehoben erflärt, dagegen ift unter der Areizligigfeit nicht be 
griffen: jede Abgabe, welche mit einem Erbfchaftsanfall, Legat, Verkauf, einer 
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Scenfung und dergleichen, verbunden ift, und ohne Unterſchied, ob das 
Bermögen im Lande bleibt oder hinausgezogen wird, ob der neue Befiser 
ein Inländer oder ein Fremder ift, bisher entrichtet werden mußte, namentlich 
Kollateral-Erbichaftsfteuer-Stempelabgabe und vergleichen, auch Zoll-Abgaben 
werden durch die Nachfteuerfreibeit nicht ausgefchloifen. 

4) Sollten in einzelnen Gemeinden wegen der Kommunalfhulden, Ab— 
züge vom ausmwandernden Bermögen eingeführt geweſen fein, fo werden fie 
als aufgehoben angefehen. 

5) Die Nachſteuer- und Abzugsfreiheit findet ohne Unterfchied Statt, 
ob tie Erhebung diefer Abgabe bisher dem Fisfus, den Standesherren, 
Kommunen, Patrimonialgerichten, oder ſonſt einem Privatberechtigten zuſtand; 
auch fann die Aufhebung aller und jever Nachfteuer feinen Grund zu einer 
Entfhädigungsforderung an den Staat für die den Berechtigten entgehende 
Einnahme abgeben. Eben fo wenig fann die Art der Verwendung der Ab— 
zugsgefälle einen Grund darleiben, viefelben beftehen zu laflen. 

6) Die mit einzelnen veutfchen Bunvesftaaten beftehenden Freizügig— 
feitöyerträge follen zwar in allen denjenigen Beftimmungen aufrecht erhalten 
werden, welche die in vorſtehenden Grundfägen enthaltene Freiheit von aller 
Nachſteuer begünftigen, erleichtern oder noch mehr ausdehnen, in allen übrigen 
aber nur, fo weit fie diefen Grundſätzen nicht entgegen find. 

7) Als allgemein geltender Termin, von welchem an die völlige Nach— 
fteuerfreiheit von allem in deutsche Bundesftaaten ausgehenden Vermögen, 
Statt haben foll, wird der 8. Junius 1815, jedoch unbefchadet der gün- 
ge Beltimmungen, welche aus Verträgen mit einzelnen Bundesftaaten 
fi) ergeben, angenommen, und dabei der Zeitpunkt der Vermögens-Ausfuhr 
zum Grunde gelegt. Wenn jedoch in Fällen, welche vor dem 1. Julius 1817 
vorgefommen, die Nachfteuer oder der Abzug von Privatberechtigten bereits 
eingezogen ift, fo bat es dabei fein Bewenden. 

Wir befeblen unferen Ober- und Unterbebörven, den Standesherren, 
Gemeinden, Gericdhtsberren, und allen andern, welde etwa biöber die 
pre, ter Nachfteuer zugeftanden, nach obigen Worfchriften genau ſich 
zu achten. 

Gegeben Berlin, ven 11. Mai 1819. 


9. Kriegäverfaffung des Deutfchen Bundes in ihren allgemeinen Umriſſen und 
twefentlichen Beftimmungen, als organifches Bundesgeſetz erlaffen. Plenum 
vom 9. April 1821. 


Art. I. Das Bundesheer ift aus ven Contingenten aller Bun- 
desſtaaten zufammengefest, welche nad ver jevesmaligen Bundesmatrifel 
geftellt werben *). 

Art. I. Das Verhältniß der Waffengattungen wird nad ven 
Grundfägen der neueren Kriegsführung feftgefest. 

Art. I. Zur Bereithaltung für den Fall des Ausrückens wird das 
Bundesheer fhon im Frieden gebildet, und deſſen Stärfe, fo wie die 
innere Eintheilung, durch beſondere Bundesbefchlüffe beftimmt. 

Art. IV. Das Bundesheer befteht aus vollftändig gebildeten, theils 
ungemifchten, theild zufammengefegten Armeecorps, welche ihre Unter: 
abtheilungen von Disifionen, Brigavden u. f. m. haben. 

Art. V. Kein Bundesftaat, deifen Contingent ein oder mehrere Armee— 
corps für ſich allein bildet, darf Contingente anderer Bundesſtaaten mit 
dem feinigen in eine Abtheilung vereinigen. 


*) Das gewöhnliche Kontingent jedes Bundesſtaates beträgt den bunbertften Theil 
(1 Procent) ber Bevölkerung. 
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Art. VI. Bei ven zufammengejetten Armeecorps und Divifionen 
werden ſich die betreffenden Bundesftaaten über die Bildung der erforder: 
lichen Abtheilungen, und deren vollftändige Organifation, unter einander 
vereinigen. — Wenn dies nicht gefchicht, wird die Bundesverfammlung 
enticheiden. 

Art. VI Bei der Organifation der Kriegsmacht des Bundes ift auf 
die aus befonderen Berbältniffen der einzelnen Staaten hervorge— 
benden Intereſſen derfelben in fo weit Rüdficht zu nehmen, ale es mit 
den allgemeinen Zweden vereinbar anerfannt wird. 

Art. VII. Nach der grundgefeglichen Gleichheit ver Rechte und Pflichten 
fol felbft ver Schein von Suprematie eined Bunvesftaates über den 
andern vermieden werden. 

Art. IX. In jedem Bundesftaate muß das Contingent immer in einem 
folhen Stande gehalten werden, daß es in fürzefter Zeit, nach der vom 
Bunde erfolgten Aufforderung, marfch- und fhlagfertig, und in allen 
feinen Theilen vollftändig gerüftet, audrüden könne. 

Art. X. Die Stärfe und die Zufammenziebung des aufjuftel- 
lenden Kriegsbeeres werden durch befondere Bundesbeſchlüſſe beftimmt. 

Art. Xl. Die Anftalten müſſen allentbalben fo getroffen fein, vaß das 
Bundesheer vollzäblig erhalten und im Falle der Nothwendigkeit verftärkt 
werden fünne. — Zu dieſem Ende foll eine befondere Reſerve befteben. 

Art. XU. Das aufgeftellte Kriegsheer des Bundes ift ein Heer, und 
wird von einem Feldherrn befehligt. 

Art. XI. Der Oberfeldberr wird jedesmal, wenn die Aufftellung 
des Kriegsheeres befchloffen wird, von dem Bunde erwählt. — Seine Stelle 
hört mit der Auflöfung des Heeres wieder auf. 

Art. XIV, Der Oberfeloberr wird von der Bundesverfammlung, welche 
feine einzige Behörde ift, in Eid und Pflichten des Bundes genommen. 

Art. XV. Die Beftimmung und Ausführung des Dperationsplang 
wird ganz dem Ermeſſen des Oberfeldherrn überlaffen. — Derfelbe ift dem 
Bunde perfönlid verantwortlid und fann einem Kriegsgerichte unter: 
worfen werben. 

Art. XVI Der Oberfeloherr ift gehalten, alle Theile des Bundes— 
heeres, jo weit e8 von ibm abhängt, durchaus gleibmäßig zu behandeln. 
— Er darf die feftgefeßte Heeres-Eintheilung nidht abändern; doch 
fteht es ihm frei, zeitliche Detachirungen zu verfügen. 

Art. XVII. Die Befeblsbaber der einzelnen Truppen-Ab- 
tbeilungen werben von dem Staate, deffen Truppen fie befehligen follen, 
ernannt. — Für die Abtheilungen, welche aus mehreren Contingenten zu— 
jammengefegt find, bleibt die Ernennung der Vereinigung ber betheiligten 
Regierung überlaffen. | 

Art. XVII. Die Pflichten und Rechte dieſer Befehlshaber, welche 
aus ihren Verhältniffen zum Bunde hervorgehen, find denen des Oberfelv- 
berrn analog. Sie haben unbedingten Gehorfam von allen ihren Unter: 
gebenen zu fordern, fo wie ihren Borgefegten zu leiften. 

Art. XIX. Die Gerihtsbarfeit fteht ven Befehlshabern der Heeres- 
—— zu, nach den von den Bundesſtaaten denſelben vorgeſchriebenen 

ränzen. 

Art. XX. Die Verpflegung des Bundesheeres wird unter der 
oberſten Leitung des Oberfeldherrn durch Bevollmächtigte ſämmtlicher Armee— 
corps, und, innerhalb der Bundesſtaaten, unter Mitwirkung der betreffenden 
Landes⸗Commiſſarien beſorgt. 

Art. XXI. Auf beſonderen Bundesbeſchluß wird aus den matrikularmä— 
figen Beiträgen fämmtlicher Bundesglieder eine eigene Kriegskaſſe errichtet. 
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Art. XXI. Die Vergütung von Durchmarſch- und Gantonirungs- 
foften, fo wie von andern allgemeinen Leiftungen in ven Bunvesftaaten, ſoll 
nach billig ermäßigten Preifen gefcheben, und den Yandesunterthanen immer 
fo fchnell ala möglich baare Bezahlung geleiftet werden. 

Art. XAIIll. Allenthalben ift der Grundfag einer gleichen Verthei— 
lung ver Laſten und Bortheile, fowobl rüdjichtlid der Heeres-Abtheilungen, 
als der Bundesftaaten, zur fteten Richtfchnur zu nehmen. 

Art. XXIV. Zwiſchen ſämmtlichen Bunvesftaaten foll ein allgemeines 
Cartel befteben. 


10. Königl. Bekanntmachung, die Bundestagsbefchlüffe vom 20. Septbr. 1819. 
betreffend. 

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ac. ıc. 
Thun fund und fügen biermit zu wiffen: Die deutiche Bundesverfammlung 
bat in ihrer Sisung vom 20. September d. J. zur Aufrechtbaltung ver 
innern Sicherheit und öffentlichen Orpnung im Bunde, vier Befchlüffe ge— 
faßt, die Wir bierdurd zur allgemeinen Kenntniß Unferer Staatö-Behörden 
und Untertbanen bringen. 


J. Beſchluß 


wegen einer proviſoriſchen Execulions Ordnung in Bezug auf ben 2. Artifel der Bundesakte. 
Erledigt durch bie Ereeutions-Orbnung vom 3. Yuguf 1820. 


I. PBroviforifher Beſchluß 


über die in Anſehung der Univerfitäten zu ergreifenden Maaßregeln. 


$. 1. Es foll bei jeder Univerfität ein, mit awedmäßigen Inftruetionen 
und ausgedehnten Befugniffen verfebener, am Orte ver Univerfität refidi- 
render, außerordentlicher Yanvdesherrlicher Bevollmächtigter, entweder in ver 
Perfon des bisherigen Kurators, oder eines andern, von der Regierung 
dazu tüchtig befundenen Mannes angeftellt werden. 

Das Amt diefes Bevollmächtigten foll fein, über die ftrengfte Boll: 
ziehung der beſtehenden Gefege und Disciplinar-Vorſchriften zu wachen, den 
Geift, in welchem vie afademifchen Lehrer bei ihren Öffentlichen und Privat- 
Vorträgen verfahren, forgfältig zu beobachten, und demfelben, jedoch ohne 
unmittelbare Einmifhung in das Wiffenfchaftlihe und die Lehrmethoden, 
eine beilfame, auf die fünftige Beftimmung ver ftudirenden Jugend beredh- 
nete Richtung zu geben; endlich Allem, was zur Beförderung der Sittlichkeit, 
der guten Ordnung und des äußern Anftandes unter den Studirenden dienen 
fann, feine unausgefeste Aufmerffamfeit zu widmen. Das Verhälmiß diefer 
außerordentlihen Bevollmächtigten zu den afademifchen Senaten foll, fo wie 
Alles, was auf die nähere Beitimmung ibres Wirfungsfreifes und ihrer 
Geſchäftsführung Bezug bat, in den ihnen von ihrer oberiten Staatsbehörde 
zu ertbeilenden nftructionen, mit Rückſicht auf die Umftände, durch melde 
die Ernennung diefer Bevollmächtigten veranlaßt worden ift, fo genau ale 
möglich feftgelegt werben. 

$. 2. Die Bundesregierungen verpflichten ſich gegen einander, Unis 
verſitäts- und andere Öffentliche Lehrer, die durch erweisliche Abweichung 
von ihrer Prlicht, oder Weberfchreitung der Grenzen ihres Berufes, durch 
Mißbrauch ihres rechtmäßigen Einfluffes auf die Gemüther der Jugend, 
durd Verbreitung verderblicher, der öffentlichen Ordnung und Ruhe feind— 
feliger, oder die Grundlagen der beftebenden Staatseinrichtungen unter: 
grabender Lehren, ihre Unfäbigfeit zu Verwaltung des ihnen anvertrauten 
wichtigen Amtes unverfennbar an ven Tag gelegt haben, von den Univer— 
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fitäten und fonjtigen Lehr-Anftalten zu entfernen, ohne daß ihnen bierbei, 
fo lange ver gegenwärtige Beſchluß in Wirffamfeit bleibt, und bie über 
dieſen Punft definitive Anordnungen ausgeiprocen fein werden, irgend ein 
Hinvdernig im Wege fteben könne. Jedoch foll eine Maafregel diefer Art 
nie anders, als auf den vollftändig motivirten Antrag des der Univerfität 
vorgefegten Regierungs-Bevollmächtigten, oder von demjelben vorher einge: 
forderten Bericht befchloffen werden. 

Ein auf folde Weife ausgefchloffener Lehrer darf in feinem andern 
Bundesftaate bei irgend einem öffentlichen Yehr- Inftitute wieder anges 
ftellt werben. 

$. 3. Die feit langer Zeit beitehbenden Gefege gegen gebeime oder 
nicht autorifirte Verbindungen auf den Univerfitäten, follen in ibrer ganzen 
Kraft und Strenge aufrecht erhalten, und inöbefondere auf den feit einigen 
Jahren geftifteten, unter dem Namen ver allgemeinen Burſchenſchaft 
befannten Verein und um fo beftimmter ausgedehnt werden, ald dieſem 
Berein die ſchlechterdings unzuläffige Vorausjesung einer fortdauernden 
Gemeinſchaft und Correſpondenz zwifcben ven verfchiedenen Univerfitäten 
zum Grunde liegt. Den Regierungs: Bevollmächtigten foll in Anfehung 
diefes Punktes eine vorzüglide Wachſamkeit zur Pflicht gemacht werben. 

Die Regierungen vereinigen fich darüber, daß Individuen, die nad) 
Bekanntmachung des gegenwärtigen Befchluffes erweislicd in gebeimen, oder 
nicht autorifirten Verbindungen geblieben, oder in foldye getreten find, bei 
feinem öffentlichen Amte zugelafien werden follen. 

$. 4. Kein Studirender, der durd einen von dem Negierungs-Be- 
vollmächtigten beflätigten, oder auf deilen Antrag erfolgten Beſchluß eines 
afademifhen Senats, von einer Univerfität verwiefen worden ift, oder der, 
um einem folden Befchluffe zu entgehen, fid von der Univerfität entfernt 
bat, ſoll auf einer andern Univerfität zugelafien, aud überhaupt fein Stu- 
dirender, obne ein befriedigendes Zeugnis feines Wohlverhaltens auf der 
von ibm verlajfenen Univerfität, von irgend einer andern Univerfität aufge: 
nommen werben. 


IM. Beſchluß 


wegen eines Preßgeſeßes. 


Wir bezieben Uns in Abficht auf dieſen Beſchluß auf Unſere befondere 
Berorbnung vom heutigen Tage. 


IV. Beſchluß 


wegen Beftellung einer Centralbehörbe zur näheren Unterfudung ber in mehreren Bunbes- 
ſtaaten entdeckten revolutionairen Umtriebe. 


(Weagelafien.) 


11. Berorbnung, wie die Genfur der Drucichriften nach dem Beſchluß des 
Deutfchen Bundes vom 20. Sept. d. I. auf fünf Jahre einzurichten ift. 
Bom 18. October 1819. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preu- 
fen ꝛc. ıc. Thun fund und fügen biermit zu wiffen: Durch das in der deutfchen 
Bundesverfammlung vom 20. September d. J. auf fünf Jahre einftimmig 
verabredete Prefgeieg, ift für ſämmtliche Bundesſtaaten feitgefegt worden: 

$.1. So lange, als der gegenwärtige Beichluß in Kraft bleiben 
wird, dürfen Schriften, die in Form täglicher Blätter over beftweife erfcheinen, 
deögleichen ſolche, die nicht über zwanzig Bogen in Drud ftarf find, in 
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feinem deutſchen Bundesftaate ohne Vorwiſſen und vorgängige Genehmbal- 
tung der Landesbehörden, zum Drud befördert werden. 

Schriften, die nicht in eine der bier nambaft gemachten Klaffen ge— 
' bören, werben fernerbin nad den in den einzelnen Bunvesftaaten erlaffenen 
oder noch zu erlajfenden Gefegen behandelt. Wenn vergleichen Schriften 
aber irgend einem Bundesftaate Anlaß zur Klage geben, fo foll dieſe Klage 
im Namen der Regierung, an welde fie gerichtet ift, nach den in den eins 
zelnen Bundesftaaten beftebenvden Formen gegen die Verfaſſer oder Verleger 
der dadurch betroffenen Schrift, erledigt werden. 

$. 2. Die zur Aufrechtbaltung dieſes Beſchluſſes erforderlihen Mittel 
und Vorkehrungen bleiben der nähern Beftimmung ver Negierung anheim— 
geftellt, fie müjjen jedod von der Art fein, daß dadurd dem Zinn und 
Zwed der Hauptbeftiimmung des $. 1. vollftändig Genüge geleiftet werde. 

$. 3. Da der gegenwärtige Bejchluß durch die unter den obwaltenden 
Umftänvden von den Bundes-Regierungen anerfannte Nothwendigfeit vor— 
beugender Manfregeln gegen den Mißbrauch der Preſſe veranlapt worden 
ift, jo fünnen die auf gerichtliche Verfolgung und Beftrafung der im Wege 
des Drucks bereits verwirklichten Mißbräuche und Vergebungen abzwedenven 
Geſetze, in foweit fie auf die im Aften $. bezeichneten Klaffen von Drud- 
fchriften anwendbar fein follen, fo lange dieſer Beſchluß in Kraft bleibt, 
in feinem Bunvesftaate ald zureichend betrachtet werden. 

$. 4. ever Bunvesftaat ift für die unter feiner Oberaufficht erfchei- 
nenden, mithin für fämmtliche unter ver Hauptbeftimmung des $. 1. be- 
——— Druckſchriften, in ſofern dadurch die Würde over Sicherheit anderer 
Bundesftaaten verlegt, die Verfaffung oder Verwaltung derfelben angegriffen 
wird, nicht nur den unmittelbar Beleivigten, fondern aud der Gefammtbeit 
des Bundes verantwortlich. | 

$.5. Damit aber dieſe, in tem Wefen des deutichen Bundesvereind 
gegründete, von deſſen Fortdauer unzertrennliche, wechfeljeitige Verantwort— 
lichfeit nicht zu unnügen Störungen des zwifchen den Bundesſtaaten obwal- 
tenden freundfchaftlihen Berbältnifies Anlaß geben möge; fo übernehmen 
fämmtliche Mitglieder des deutichen Bundes die feierliche Verpflichtung gegen 
einander, bei der Aufficht über die in ihren Ländern erfcheinenvden Zeitungen, 
Zeit: und Flugfchriften mit wachſamen Ernfte zu verfahren und dieſe Aufſicht 
dergeftalt handhaben zu laffen, daß dadurch gegenfeitigen Klagen und unan— 
genehmen Grörterungen auf jede Weiſe möglichſt vorgebeugt werde. 

$. 6. Damit jedoch aud die, durch gegenwärtigen Beſchluß beabſich— 
tigte allgemeine und wechfelfeitige Gewäbhrleiftung der moralifchen und poli— 
tiichen Unverleglichkeit der Gefammtheit und aller Mitglieder des Bundes 
nicht auf einzelnen Punkten gefährdet werden fünne, fo foll in dem alle, 
wo die Regierung eines Bundesftaats ſich durch die in einem andern Bundes- 
ftaate erſcheinenden Drudfchriften verlegt glaubte, und durch freundichaftliche 
Rückſprache oder diplomatische Korrefpondenz zu einer vollftändigen Befrie— 
digung und Abhülfe nicht gelangen fönnte, derſelben ausdrücklich vorbehalten 
bleiben, über vergleichen Schriften Beſchwerde bei der Bundesverfammlung 
zu führen, lettere aber fodann gehalten fein, die angebrachte Beſchwerde 
fommiffarifch unterfuchen zu laffen, und wenn bdiejelbe gegründet befunden 
wird, die unmittelbare Unterbrüdung der in Rede ſtehenden Schrift, auch 
wenn fie zur Klaffe der periodifchen gebört, alle fernere Fortfegung derfelben 
dur einen entfcheidenden Ausfpruch zu verfügen. 

Die Bundesverfammlung foll außerdem befugt fein, die zu ihrer Kennt- 
niß gelangenven, unter der Hauptbeftimmung des $. 1. begriffenen Schriften, 
in welchem deutſchen Staate fie auch erfcheinen mögen, wenn ſolche nad) 
dem Gutachten einer von ihr ernannten Commilfion, der Würde des Bundes, 
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ver Sicherheit einzelner Bundesftanten, oder der Erhaltung des Friedens 
und der Ruhe in Deutfchland zumiderlaufen, ohne vorbergegangene Auffor- 
derung aus eigener Autorität durch einen Ausipruh, von welchem feine 
Appellation Statt findet, zu unterbrüden, und die betreffenden Regierungen 
find verpflichtet, diefen Ausſpruch zu vollzieben. 

$.7T. Wenn eine Zeitung oder Zeitichrift durd einen Ausfpruc der 
Bundesverfammlung unterdrüdt worden ift, jo darf der Nedacteur derſelben 
binnen fünf Jahren in feinem Bundesftaate bei ver Nevdaction einer ähn— 
lichen Schrift zugelaifen werden. Die Verfaffer, Derausgeber und Verleger 
der unter der Dauptbeftimmung des $. 1. begriffenen Schriften bleiben 
übrigens, wenn fie den Vorfchriften vieles Beichluffes gemäß gehandelt 
baben, von aller weitern Verantwortung frei, und die im $. 6, erwähnten 
Ausiprüce der Bundesverfammlung werden ausjchließend gegen bie Schriften, 
nie gegen die Perfonen, gerichtet. 

$. 8. Sümmtliche Bundesglieder verpflichten fi, in einem Zeitraum 
son zwei Monaten die Bundesverfammlung von den Berfügungen und 
Vorſchriften, durch welche fie dem $. 1. dieſes Beichluffes Genüge zu leiften 
gedenken, in Kenntniß zu jegen. 

$. 9. Alle in Deutfchland erſcheinenden Drudjcriften, fie mögen unter 
den Beftimmungen diefes Befchluffes begriffen fein oder nicht, müſſen mit 
dem Namen des Verlegers, und in fofern fie zur Klaſſe der Zeitungen oder 
Zeitfchriften gebören, auch mit dem Namen des Redacteurs verfeben fein. 
Drudjcriften, bei welchen dieſe Vorfchrift nicht beobachtet ift, dürfen im 
feinem Bundesftaate in Umlauf gejegt, und müſſen, wenn ſolches beimlicher 
Weiſe gefchiebet, gleich bei ihrer Erſcheinung in Beichlag genommen, auch 
die Verbreiter derjelben, nach Beſchaffenheit der Umſtände, zu angemejfener 
Geld- oder Gefüngnifftrafe verurtheilt werden, 

$. 10, Der ———— einſtweilige Beſchluß ſoll, vom heutigen 
Tage an, fünf Jahre in Wirkſamkeit bleiben. Vor Ablauf dieſer Zeit ſoll 
am Bundestage gründlich unterſucht werden, auf welche Weiſe die im 18. Ar- 
tifel der Bundesacte in Anregung gebradıten gleichförmigen Verfügungen 
über die Preffreibeit in Erfüllung zu feßen fein möchten, und demnädft ein 
Definitiv-Befchluß über die rechtmäßigen Grenzen der Preffreibeit in Deutjch- 
land erfolgen. Wir find nicht nur entfchloffen, alle in gedachtem Bundes- 
gefese ausgefprochenen Berabredungen und Beftimmungen in Unſern zum 
deutſchen Bunde gehörigen Provinzen auszuführen und über die ftrenge Be— 
folgung derfelben wachen zu laffen, fondern wollen, daß die Cenfur nad 
gleihen Grundfägen in Unſerer gefammten Monarcie behandelt werde. 

Da ferner der von Uns übernommenen Verantwortlichfeit am beften 
enüget werden Fann, wenn alle auch mehr ald 20 Bogen ftarfe Druck— 
Khriften wie bisher der Genfur unterworfen bleiben, jo lange das gegen» 
wärtige Gefeg in Kraft bleibt, die Erfahrung aber gelehrt hat, daß die 
bisherige Einrichtung der Cenfur mangelhaft, nicht einfach genug und in 
mancherlei Rüdficht unvollkommen war, fo haben Wir befchloffen, das Cenſur— 
Ediet vom 19. December 1788, fo wie alle fih darauf beziebende, oder 
dafjelbe erflärende Edicte und Referipte, fo wie in den neuen oder wieder: 
erworbenen Provinzen die das Cenſurweſen betreffenden frübern Verordnungen 
bierdurch aufzuheben, zugleich aber für alle Staaten der Monarchie, gegen- 
wärtige neue allgemeine Cenſur-Vorſchrift für die in dem Bundesgeſetz 
äerwhnten fünf Jahre als künftig einzige Norm befannt machen zu laffen. 
Nac Ablauf derfelben behalten Wir Uns vor, dasjenige weiter zu beftimmen, 
was die Umftände erforder werden. 

Wir haben vemnad verordnet, was folgt u. |. w. 

Sp gefhehen und gegeben Berlin, ven 18. Detober 1819, 
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12. Befchluß der Bundeöverfammlung über die Nechte der. Landftände, die Uni— 
verjitäten und die Preffe vom 16. Auguft 1824. 


1) Es foll in allen Bundesftaaten, in welchen landftändifche Verfaſſungen 
befteben, ftrenge darüber gewacht werden, damit in der Ausübung der den 
Ständen durd die lanpftändifche Berfaffung zugeftandenen Rechte das mo— 
narchiſche Prineip unverlegt erbalten bleibe und damit zur Abhaltung aller 
Mißbräuche, welde durch die Deffentlichfeit in den Verhandlungen oder durdy 
den Druck verfelben begangen werden fünnen, eine den angeführten Be— 
ftimmungen der Schlußacte (Art. 57—59.) entiprechende Geſchäftsordnung 
eingeführt und über Die genaue Beobachtung derfelben ftrenge gehalten werde. 

Die deutſche Bunvdesverfammlung tbeilt ven Wunſch Seiner Kaiferlich- 
Königlihen Majeftät, daß diejenigen Bundesftaaten, bei welden die Def- 
fentlichfeit der lanpftändifhen Verbandlungen beftebt, fich über die Grund: 
linien einer folden Gefchäftsorpnung, im Sinne der angeführten bundes- 
geſetzlichen Borfchriften vereinbaren möchten, 

2) Das proviforifche Geſetz, welches die Bundesverfammlung über die 
deutjchen Univerfitäten am 20. September 1819 befchloffen, dauert zwar ſelbſt— 
verftanden fort, es foll aber aus der Mitte ver Bundes-Verſammlung eine 
Commiſſion von fünf Mitgliedern gewählt werden, welche mit Rüdblid auf 
die binfichtlih der Univerfitäten bereits vorliegenden Verhandlungen, die 
gegenwärtig bervortretenden Gebrechen des gefammten Schul-Unterrichts- und 
Erziehungswefen in Deutjchland zu erörtern und die Maafregeln, zu welden 
diefe Erörterung Anlaß geben wird, in Vorfchlag zu bringen babe. 

3) Das mit dem 20. September laufenden Jahres erlöfchende provi- 
forifche Preßgeſetz bleibt fo lange in Kraft, bis man fid) über ein definitives 
Preßgeſetz vereinbart haben wird. 


13. PBublifationd:- Patent, die Befchlüffe der deutfchen Bundesverfammlung vom 
5. Juli 1832, über die Mafregeln zur Aufrechtbaltung der gefeglichen 
Ruhe und Ordnung in Deutfchland betreffend. 


Wir Friedrid Wilhelm, von Gotted Gnaden, König von Preu- 
fen ıc. ꝛc. Durd die ftrafbaren Attentate, die in einigen Staaten dee 
deutfchen Bundes die innere Ruhe und Öffentliche Ordnung gefährdet haben, 
ift die eg veranlaßt worden, in ernftlicher Erwägung der 
Gefahr, über gemeinfame Maafregeln zur Aufrechthaltung eines gefegmäßigen 
Zuftandes in Deutjchland ſich zu vereinigen und in ihrer vier und anal 
diesjährigen Sitzung am 5. Juli 1832 nachſtehende Befchlüffe zu faſſen: 

In Erwägung der gegenwärtigen Zeitverhältniffe und für die Dauer 
derfelben, befchließt tie Bunvesverfammlung, in Gemäßbeit der ihr oblie- 
genden Verpflichtung, die gemeinfamen Maaßregeln zur Aufrechtbaltung ver 
Öffentlihen Ruhe und gefeglichen Ordnung zu beratben, nad) vernommenem 
Gutachten einer aus ihrer Mitte gewäblten Commiffion, wie folgt: 

1) „Keine in einem nicht zum deutſchen Bunde gehörigen Staate in 
deutfcher Sprade in Drud erfcheinende Zeit- oder nicht Über Zwanzig Bogen 
betragende fonftige Drudicrift politifhen Inhalts, darf in einem Bundes- 
ftaate, ohne vorgängige Genehmbaltung der Regierung deſſelben, zugelafjen 
und ausgegeben werden; gegen die Uebertreter diefes Verbote ift ebenfo, wie 
gegen die Verbreiter verbotener Drudicriften, zu verfahren. 

2) Alle Vereine, welcde politifche Zwecke baben, oder unter anderm 
Namen zu politfchen Zweden benugt werben, find in ſämmtlichen Bundes— 
ftaaten zu verbieten, und ift gegen deren Urheber und die Theilnehmer an 
denfelben mit angemejjener Strafe vorzuſchreiten. 
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3) Außerordentlibe Bolfsverfammlungen und Volfsfefte, nim- 
lich folche, welde bisher binfichtlich ver Zeit und des Orts weder üblich, 
noch geftattet waren, dürfen, unter welchem Namen und zu welchen Zwede 
ed auch immer fei, in feinem Bundesftaate, ohne vorausgegangene Geneh— 
migung der competenten Behörde, Statt finden. Diejenigen, welde zu 
folden Verfammlungen oder Feften durd Verabredungen, oder Ausfchreiben 
Anlak geben, find einer angemefjenen Strafe zu unterwerfen. 

Auch bei erlaubten Volksverſammlungen und Volfsfeften ift es nicht zu 
dulden, daß Öffentliche Reven politiihen Inhalts gebalten werden; diejenigen, 
weldye fich dies zu Schulden fommen laffen, find nachdrücklich zu beftrafen; 
und wer irgend eine Volfsverfammlung dazu mißbraudt, Adreſſen oder 
Beichlüffe in Vorfchlag zu bringen, und durch Unterfchrift oder münpliche 
Beiftimmung genehmigen zu laſſen, ift mit geſchärfter Ahndung zu belegen. 

4) Das öÖffentlibe Tragen von Abzeichen in Bändern, Stofarven, - 
oder dergleichen, jei es von ne oder Ausländern, in andern Farben, als 
jenen des Landes, dem der, welcher folche trägt, als Unterthan angehört, — 
das nicht autorifirte Auffteden von Fahnen und Flaggen, das Erricten 
von Freibeitsbäumen und dergleichen Aufruhrzeichen — iſt unnadyficht- 
lich zu beitrafen. , 

5) Der am 20. September 1819 gefaßte, gemäß weitern Befchluffes 
vom 12. Auguft 1824 fortbeftebende, proviforifche Befchluß über die in 
Anfebung der Univerfitäten zu ergreifenden Maafregeln, wird ſowohl 
im Allgemeinen, als insbefondere binfichtlich der in den $$. 2. und 3. des— 
felben enthaltenen Beftimmungen, in den geeigneten Fällen, in foweit es 
noch nicht geſchehen, unfehlbar zur Anwendung gebracht werden. 

($. 2. Die Bundesregierungen u. |. w. — |. ©. 124.) 

6) Die Bundes-Regierungen werden fortwährend die genauefte polizei- 
lihe Wachſamkeit auf alle Einbeimifche, welde durd öffentliche Neden, 
Schriften oder Handlungen, ihre Theilnabme an aufmwiegleriihen Planen 
fund, oder zu desfallfigem Verdacht gegründeten Anlaß gegeben baben, 
eintreten laſſen; fie werden ſich wechjelfeitig mit Notizen über alle Entdeckungen 
ftaatsgefährlicher geheimer Verbindungen und der darin verflochtenen Indi— 
viduen, aud in Verfolgung desfallfiger Spuren, jederzeit auf das Schleu— 
nigfte und Bereitwilligfte unterftügen. 

7) Auf Fremde, welde fi wegen politifcher Vergeben, oder Ver— 
breden, in einen der Bundesftanten begeben haben, fodann auf Einbei- 
mifhe und Fremde, die aus Orten oder Gegenden fommen, wo fid) 
Verbindungen zum Umfturzge des Bundes, oder der deutfchen Regierungen, 

ebilvet haben und der Theilnahme daran verdächtig find, ift befonvere 
(ufmerffamfeit zu wenden; zu diefem Ende find überall in ven Bundes» 
landen vie beftehenden Paßvorſchriften auf das Genauefte zu beobachten und 
— ra zu fchärfen. 
uch werden die ſämmtlichen Bundes-Regierungen dafür forgen, daß 
verdächtigen ausländifchen Anfömmlingen, welche fich über den Zwed ihres 
Aufenthalts im Lande nicht befriedigend ausweifen fünnen, verfelbe nicht 
geftattet werde. . 

8) Die Bundes-Regierungen machen fich verbindlich, diejenigen, welde 
in einem Bundesftaate politifche Vergeben oder Berbredhen begangen, und 
fih, um der Strafe zu entaehen, in andere Bundeslande geflüchtet haben, 
auf erfolgende Requifition, in fofern es nicht eigene Untertbanen find, ohne 
Anftand auszuliefern. 

9) Die Bundes-Negierungen fihern fich gegenfeitig auf Verlangen die 
promptefte militairifche Affiftenz zu, und indem fie anerfennen, daß 
die Zeitverbältniffe gegenwärtig nicht minder dringend, als im October 1830, 
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außerordentliche Vorfehrungen wegen Verwendung der militairifchen Kräfte 
des Bundes erfordern, werden fie ſich die Vollziebung des Beſchluſſes vom 
21. October 1830, betreffend Maaßregeln zur Herftellung und Erballung 
der Ruhe in Deutjchland, aucd unter den jegigen Umftänden und fo lange, 
als die Erhaltung der Ruhe in Deutfchland es wünſchenswerth macht, ernft= 
lich angelegen fein laffen. 

Bundesbefchluß vom 21. Detober 1830: Der vdeutfche Bund, von der 
Verpflichtung durddrungen, bei den gegenwärtig auf dem Bundesgebiete 
Statt gebabten, fo bevenflichen und allgemeine Gefahr drohenden, aufrüb- 
rerifhen Borfällen, im Sinne des 2ten Artifeld der Bundes-Acte und ven 
fi) bierauf beziehenden fpätern Beftimmungen der Schlufacte, die ver- 
faffungsmäßige Wirkfamfeit zu äußern, und in danfbarer Anerfennung der 
von dem K. K. Öfterreichifchen Hofe durch Anregung dieſes Gegenſtandes von 
Neuem bewährten Fürforge für das Gefammt-nterejje des Bundes, beſchließt: 

a) Für die Dauer der gegenwärtigen Zeitverbälmiffe jollen ‚in allen ven- 
jenigen Fällen, in welden nad der Beftimmung des Artifeld 26. der 
Schlußacte die Mitwirkung der Gefammtheit zur Wieverberftellung 
der Ruhe und Ordnung in den Bundesftaaten verfaffungsmäßig be— 

ründet ift, ſämmtliche Bundes-Regierungen zur gegenfeitigen Dülfe- 
eiftung in der Art verpflichtet fein, daß, wenn eine, den Beiltand 
ded Bundes bevürfende Regierung, ſich wegen Dringlichkeit der Gefahr 
unmittelbar an eine oder die andere benachbarte Regierung mit dem 
Erfuhen um militairifche Hülfe wendet, dieſe Hülfe fofort Namens 
des Bundes geleiftet werde, foweit die Kräfte des requirirten Bundes— 
ftaates hierzu ausreichen und foweit e8 ohne Gefahr für deffen eigenes 
Gebiet und ohne offenbare Compromittirung feiner Truppen ge— 
ſchehen kann. 
Zur Erreichung dieſes Zweckes ſollen während der Dauer der gegen— 
wärtigen außerordentlichen Zeitverhältniſſe die Bundes-Contingente in 
möglichſt disponibler Bereitſchaft gehalten werden. 
c) Sp wie die Bundes-Regierungen überhaupt die Verbindlichkeiten aner— 
fennen, von allen innerhalb ihres Gebiets vorfallenden aufrührerijchen 
Auftritten, welde einen politifchen Character andeuten, offene und 
rüdbhaltlofe Anzeige am Bundestage zu erftatten, und zugleich über 
die Veranlaffung der eingetretenen Unruben und über die zur Bes 
feftigung der Ordnung ergriffenen Maaßregeln, Nachricht zu geben; 
jo ſoll diefes insbefondere in dem ad a. bemerften Falle gejcheben und 
übrigens in diefem Falle auch von der angefuchten Hülfeleiftung unver- 
weilt der Bundesverfammlung, fowohl durch die Regierung, welche 
die Hülfe anfucht, ale durch diejenige, welche felbige leiftet, die An— 
zeige gemacht werden, damit die Bundes-Berfammlung fofort die ihr 
durch die Bundesgefeggebung vorgezeichnete Stellung annehme. 
Die Bundes-Regierungen, — erwägend, daß nad Artifel 8. der 
Schlußacte die einzelnen Bevollmächtigten am Bundestage von ihren 
Committenten unbedingt abhängig und nur nad) Maafgabe ver ihnen 
ertheilten Inftruetion vorzugehen berechtigt jind, daß aber in Fällen, 
wo es fih um Erhaltung der Sicherheit und Ordnung in Deutichland 
handelt, möglichſte Scnelligfeit in Ergreifung und Ausführung ber 
Maafregeln von ver höchſten Wichtigfeit ift, — vereinigen ſich, bie 
fih hierauf beziebenven Inftructionen in möglichfter Ausdehnung und 
mit thunlichfter Beſchleunigung an die Gefandtichaften gelangen zu laffen. 
e) Die GEenforen der Öffentlichen Blätter politifchen Inhalts, follen auf 
das Beftimmtefte angewiefen werden, bei Zulaffung von Nachrichten 
über ftattgefundene aufrübrerifche Bewegungen mit Vorfiht und mit 


b 


— 


d 


— 


131 


Vergewiſſerung der Quellen, aus welchen derlei Nachrichten gefchöpft 
find, zu Werke zu geben, und die beftehenden Bundesbefchlüffe vom 
20. September 1819 fich gegenwärtig zu halten. Dabei foll fidh die 
Wachſamkeit verfelben aud auf jene Tagblätter richten, welche aus— 
wärtigen Angelegenbeiten fremd, blos innere Verhältniſſe behandeln, 
indem auch dieſe bei ungehinverter Zügellofigfeit das Vertrauen in 
die Landesbehörden und Regierungen ſchwächen, und dadurch indirect 
zum Aufftand reizen. 

Der deutfhe Bund, indem derſelbe den gegenwärtigen Beſchluß 
faßt, überläßt fi mit Vertrauen der Hoffnung, daß die vermalen an 
verfchiedenen Punkten Deutſchlands fichtbar geworbene — bald 
der ruhigen und beſonnenen Ueberzeugung von dem Werthe des innern 
Friedens weichen und in der Weisheit der deutſchen Regierungen ihr 
Ziel finden werde, indem zu erwarten ift, daß diefe Regierungen 
einerfeitd gerechten Befchwerden, mo folche beftehen und im gefeglichen 
Wege vorgebradht werden, mit landesväterlichem Sinn abbelfen, vie 
ihnen bundesgefeglich obliegenden Berpflichtungen gegen ihre Unter: 
tbanen erfüllen, und auf diefe MWeife jeden Vorwand zu fträflicher 
Auflebnung befeitigen, andererfeits aber auch eben jo wenig einer 
ungeitigen, oder mit ihren Bundespflichten unvereinbaren und für die 
Sefammtbeit gefährlichen Nacgiebigfeit Raum geben werden.) 

10) Sämmtlihe Bundes-Regierungen verpflichten ſich, unverweilt die— 
jenigen Verfügungen, welche fie zur Vollziehung vorbemerfter Maafregeln, 
nad Maaßgabe des in den verichiedenen Bundesſtaaten fid ergebenden Er- 
fordernifjes getroffen haben, der Bundesverfammlung anzuzeigen.“ 

Wiewohl Wir in dem Vertrauen und in der erprobten Zuneigung 
Unferer treuen Untertbanen die zuverläffigfte Bürgfchaft für die Erhaltung 
der innern Nube des Landes befisen, und die beflagenswertben Erfchei- 
nungen, wider welde die Bundesgewalt gefeggebend einzufchreiten fich ge— 
nötbigt geſehen bat, Unfern Staaten überall fremde geblieben find; fo haben 
Wir doch, in Unferer Eigenfchaft als Bundesfürft, feinen Anftand ge: 
nommen, die vorftehenvden Befchlüffe der Bundesverfammlung als aefegliche, 
Unfern fümmtlichen Untertbanen in den Bunvesftaaten verprlichtenne, Wer: 
fügungen bierdurd Öffentlich befannt zu machen und Unfer Staatsminifterium 
anzumweifen, die Aufnahme diefes Publications-Patents in die Geſetzſamm— 
lung zu veranlaffen. 

Urfundlih unter Unferer Allerhöchſteigenhändigen Interfchrift und bei- 
gedrudtem Königlichen Infiegel. 

Sp gefcheben und gegeben Berlin, ven 25. September 1832. 


14. Publications: Patent, die Befchlüffe der deutfchen Bundesverfammlung vom 
28. Juni 1832, zur QUufrechtbaltung der gefeglichen Ordnung und Ruhe 
im beutfchen Bunde betreffend. 


In der zwei und zwangzigften diesjährigen Situng der deutichen Bundes— 
verfammlung, laut ihres öffentlichen Protofolls vom 28. uni, baben fich 
fämmtliche Bundes-Regierungen zur Aufrechtbaltung der gefeglichen Ordnung 
und Ruhe im deutfchen Bunde, mittelft einhelligen Beſchluſſes, über folgende 
Beftimmungen vereinigt: 

I. Da nad dem Art. 57 der Wiener Schlußafte die gefammte Staatd- 
—— in dem Oberhaupte des Staates vereinigt bleiben muß, und der 

ouverain durch eine landſtändiſche Verfaſſung nur in der AUusübung be— 

ſtimmter Rechte an die Mitwirkung der Stände gebunden werden kann, ſo 

iſt auch ein deutſcher Souverain, als Mitglied des Bundes, zur Verwerfung 

einer hiermit in Widerſpruch ſtehenden Petition der Stände nicht nur be— 
9* 
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edict vom 18. Detober 1819 aufgenommenen Bundesbeſchluſſes vom 20. Sep- 
tember 1819 hiermit für Unfere Staaten öffentlich befannt und verordnen, 
daß danach, insbefondere aud bei Auslegung und Aumwendung des Ar- 
tifelö XIII. des Cenſurediets vom 18. October 1819 verfahren werde. 
Unfer Staatsminifterium hat die Aufnahme diefes Publications: Patente 
in die Gefegfammlung zu veranlaffen. 
Urfundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedruck— 
‚ tem Königlichen Infiegel. 
Gegeben Berlin, ven 8. April 1847, 


16. PBublicationd- Patent über die von der deutfchen Bundeöverfammlung unterm 
10. Februar 1831 angenommene allgemeine Gartel: Convention. 


Wir Friedrich Wilbelm, von Gottes Gnaden, König von Preu- 
en ac. sc. verorbnen hierdurch, daß die von der deutihen Bundesverfamm: 
lung in ihrer am 10. Februar d. I. abgehaltenen vierten diesjährigen Sigung 
BRUNS angenommene allgemeine Cartelconvention, welche wörtlich alfo 
autet: 

Die fouverainen Fürften und freien Städte Deutfchlands haben in Folge 

des Artifeld XXIV. der in der Plenarverfammlung vom 9. April 1821 

feftgeftellten Grundzüge der Kriegsverfaffung des deutſchen Bundes eine 

allgemeine Cartelconvention abgeſchloſſen, deren Beftimmungen in folgen: 
genden Artifeln enthalten find: 

Art. 1. Alle von ven Truppen eines Bundesftaates, ohne Unterfchien, 
ob jelbige zu Provinzen gehören, welche im Bundesgebiete liegen oder nicht, 
unmittelbar oder mittelbar in die fämmtlichen Yande eines Bundesgliedes, 
oder zu deſſen Truppen, wenn diefe auch außerhalb ihres Baterlandes fich 
befinden, vefertirende Militairperfonen werden fofort und ohne befondere Re— 
clamation an den Staat ausgeliefert, dem felbige entwichen find. Gleich— 
mäßig werden auch alle Deferteure, melde in nicht zum Bundesgebiet ge— 
börige Provinzen der Bundesftaaten entweichen, an den Staat ausgeliefert, 
dem felbige entwichen find. 

Art. 2. Als Deferteur wird derjenige ohne Unterfchied ver Waffe an- 
geſehen, welcher, indem er zu irgend einer Abtheilung des ſtehenden Heeres 
oder der bewaffneten, mit demſelben im gleichen Verhältniffe ftehenden Lan— 
desmacht, nach den geſetzlichen Beftimmungen jedes Bundesftaates, gehört 
und durch feinen Eid zur Fahne verpflichtet ift, ohne Paß, Ordre oder fon- 
ftige Legitimation fid in das Gebiet eines andern Staates oder zu deſſen 
Truppen begiebt. 

Dfficiere niedern oder höhern Grades, wenn fich bei foldhen ein Defer: 
tionsfall ereignen follte, find nur auf ergangene Requffition auszuliefern. 

Art. 3. Sollte ein Deferteur fhon von einem andern Bundesftaate 
entwichen fein, fo wird er an denjenigen Bundesftaat ausgeliefert, in deſſen 
Dienfte er zulegt geitanden. 

Wenn ein Deferteur von einem Bundesftaate zu einem fremden Staate 
und von diefem zu den Truppen eines andern Bundesftaates entweicht, jo 
wird er an den erften Bundesftaat ausgeliefert, falls zwifchen dem leßtern 
und dem fremden Staate fein Cartel befteht. 

Art. 4 Nur folgenre Fälle können die Verweigerung oder Verzöge: 
rung der Auslieferung eines Deferteurs begründen: 

a) wenn der Deferteur zu dem Staate, wohin er entweicht, durch Geburt 
oder rechtlibe Erwerbung — abgejehen von dem anderswo übernom- 
menen Militairdienfte — im Unterthansverbande ſteht, alfo mittelft 
ver Defertion in feine Heimath zurüdfehrt; 
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b) wenn der Deferteur in dem Staate, in welchen er entwichen ift, ein 
Berbrechen begangen bat, in welchem Falle die Auslieferung erft nad) 
erfolgter — ſo weit es thunlich iſt, unter Mittheilung des 
Strafurtheils, jedoch ohne Anſpruch auf Erſtattung der Unterſuchungs— 
und Arreſtkoſten ſtattfinden fol. Schulden oder andere eingegangene 
Berbindlichfeiten geben aber dem Staate, in welchem er fh Aurbält, 
fein Recht, die Auslieferung zu verweigern. 

Art.5. Die Verbindlichkeit der Auslieferung erftredt fih auch auf bie 
Pferde, Sättel, Reitzeug, Armatur: und Montirungsftüde, welde der Defer- 
teur mitgenommen bat, felbft in dem Falle, wo ber Deſerteur nad Art. 4. 
nicht, oder nicht fofort ausgeliefert wird. 

Art. 6. Die Auslieferung gefchieht an den nächften Grengort, wo ſich 
entweder eine Militairbebörde, oder ein Gensd'armerie-Commando befindet. 

Wird ein Deferteur von einem Bundesftante ausgeliefert, der nicht 
unmittelbar an den Bundesftaat grenzt, welchem ver Dektien: angehört, fo 
wird derfelbe an die Militairbehörde des dazwiſchen liegenden Bundesſtaa— 
tes, unter Erfag der nothwendigen Auslagen, übergeben, von derſelben über- 
nommen, die Unterhaltungsfoften vefjelben während des Transports beftrit- 
ten und, mit Beobachtung der fonftigen Beftimmungen, dem Staate, dem 
dem er — abgeliefert. 

Art. 7. Sollte ein Deferteur der Aufmerkſamkeit der Behörden ent— 
gangen fein, fo erfolgt die Auslieferung auf die erfte vesfällige Requifition, 
auch wenn er in die Militairdienfte des Staats, in den er entwichen, getre: 
ten ift, oder fich dafelbft anfäfjig gemacht hat. 

Die Requifitionen ergeben an die oberfte Civil» oder Militairbehörde 
der Provinz, wohin der Deferteur fich begeben bat. 

Art. 8. Die Unterhaltungsfoften der Deferteure und der mitgenomme- 
nen Pferde werden dem ausliefernden Staate, von dem Tage der Verhaf— 
tung an bis einjchlieglich den der Ablieferung, in dem Augenblide erftattet, 
wo der Deferteur abgeliefert wird. 

Deferteure und mitgenommene Pferde, welche dem Bunvesftaate, dem 
fie angehören, zugeführt werden, werden auf dem Wege dahin in jedem 
Bundesftaate wie einheimifche, auf dem Marfche begriffene Mannfchaften und 
Pferde verpflegt, und es wird für viefe eig? ae jedem Staate die näm- 
liche Vergütung geleiftet, welche dort für die Verpflegung der eigenen, auf 
dem Marfche begriffenen Mannſchaften und Pferde vorgefchrieben ift. Der 
Betrag diefer zu vergütenden Auslage ift überall durch eine amtliche Be— 
fcheinigung auszumeifen. 

In den Fällen, worin der Deferteur durch verfchierene Gebiete fortzus 
fchaffen ift, muß von der ausliefernden Behörde jederzeit ein Transportzettel 
mitgegeben werden. Diejenigen Staaten, durch welche der Deferteur durch— 
— 2 wird, haben die erwachſenen Unterhaltungskoſten vorſchußweiſe zu 

ezahlen, welche auf dem Transportzettel quittirt und ſo dem nächſtvorlie— 
— Staate in Zurechnung gebracht werden, welcher hierauf bei der Aus— 
ieferung den vollen Erſatz erhält. 

Art. 9. Unterthanen, welche Deſerteure und mitgenommene Pferde 
einliefern, erhalten folgende Prämie: 

für einen Deferteur obne Pferd 8 Gulden C. M., 
für einen Deferteur mit Pferd 16 Gulden C. M., 
für jedes Pferd ohne Mann 8 Bulden C. M. 
re welche einen Deferteur einliefern, erhalten feine Prämie. 
rt. 10. Außer den Unterhaltungsfoften und der Prämie darf nichts 
weiter, unter feinerlei Borwand, er betreffe Löhnung, Handgeld, Bewa— 
hunge- oder Fortfchaffungsfoften, gefordert werben. 
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Art. 11. Allen Behörden wird es zur firengen Pflicht gemacht, auf 
Deferteure zu wachen. 

Art. 12, Alle nad ver Verfaffung der Bundesftaaten referve-, land: 
wehr- und überhaupt militairpflichtige Untertbanen, fie mögen vereidet fein 
oder nicht, einberufen fein oder nidyt, melde ohne obrigfeitliche Erlaubniß 
in die Länder oder zu den Truppen eined andern Bundesgliedes, fie mögen 
zum Bundesgebiete gehören oder nicht, übertreten, find der Auslieferung 
unterworfen, jedoch nur auf befondere Requifition der competenten Behörde. 

Mit den Unterbaltungsfoften ift es, wie bei den Deferteuren von den 
Truppen felbft zu balten. ine Prämie wird aber nicht gezahlt. 

Art. 13. Mlen Behörden und Unterthanen ver Bunbesglieber iſt 
ſtreng zu unterſagen, Deſerteure oder Militairpflichtige, welche ihre Militär— 
befreiung nicht hinlänglich nachweifen fünnen, zn Kriegsvdienften aufzunch- 
men, deren Aufenthalt zu verbeimlichen oder viefelben, um fie etwanigen 
Rerlamationen zu entzieben, in entferntere Gegenden zu befördern. 

Auch ift nicht zu geftatten, daß eine fremde Macht dergleichen Indivi— 
puren innerhalb der Staaten des deutschen Bundes anmwerben laffe. 

Art. 14. Wer fih der wiffentlichen Verhehlung eines Deferteurs oder 
Militairpflichtigen eines andern Bundesftaates, oder der Beförderung der 
Flucht deſſelben ſchuldig macht, wird nach Landesgefegen des Hehlers fo 
beftraft, als wenn die defertirenden oder austretenden Individuen dem 
Staate felbit angehörten, in welchem der Hehler wohnt. 

Art. 15. Wer Pferde, Sättel, Reitzeug, Armaturs und Montirungs— 
ftüde, welche ein Deferteur aus einem andern Bundesftaate bei feiner Ent: 
weichung mitgenommen hat, an fi bringt, hat felbige ohne Erfag zurüd- 
zugeben und wird, wenn er wußte, daß fie von einem Deferteur herrührten, 
eben fo beftraft, ald wenn jene Gegenftände dem eigenen Staat entwandt 
wären, 

Art. 16. Eigenmädtige Verfolgung eines Deferteurd oder austretens 
den Militairpflichtigen über die Grenze ift zu unterfagen. Wer fi ſolche 
erlaubt, wird verhaftet und zur gefeglichen Beftrafung an feine Regierung 
abgeliefert. Als eigenmächtige Verfolgung ift aber nicht anzufeben, wenn 
ein Commanbirter in das jenfeitige Gebiet abgefandt wird, um der Orte- 
ebrigfeit die Defertion zu melden. Der Commandirte darf fih aber an 
dem — nicht vergreifen, widrigenfalls er, wie vorerwähnt, zu beſtra— 
fen iſt. 

Art. 17. Jede gewaltſame oder heimliche Anwerbung in anderem Ter— 
ritorium, Verführung zur Deſertion oder zum Austreten von Militairpflich— 
tigen, iſt in dem Staate, wo ſolche geſchieht, nach den Geſetzen deſſelben zu 
beſtrafen. Wer ſich der Beſtrafung durch die Flucht entzieht, oder von ſei— 
ner Heimath aus auf obige Art auf jenſeitige Unterthanen zu wirken ſucht, 
wird, auf desfällige Requiſition, in ſeinem Lande zur Unterſuchung und 
geſetzlichen Strafe gezogen. 

Art. 18. Allen vor Abſchluß dieſer allgemeinen Cartelconvention de— 
ſertirten oder ausgetretenen, in den Artifeln 1, 2, 3 und 12 bezeichneten 
Individuen, wird eine Amneftie dahin zugeftanden, daß fie für ihre Perfon, 
entweder unter nicht zu verfagenter Entlaffung aus fremden Militairdien- 
ften, oder unter der Freiheit, darin zu verbleiben, wenn fie ihren Wunſch 
deshalb binnen ver Frift eines Jahres erflären, frei und unangefochten, jetst 
oder fünftig, ihre Heimath wieder befuchen dürfen. Wenn fie in ihre Hei— 
math zurüdfehren, treten fie jedoch im diejenige Verbindlichkeit zum Mili— 
tairdienfte wieder ein, welche daſelbſt noch gefeglich für fie fortbefteht. Auch 
gelangen fie wieder zur freien und unbeſchränkten Verfügung über ihr dort 
befinvliches, jeßiges oder fünftiges Vermögen, in fo fern daſſelbe nicht durch 
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Geſetz und Ausfprucd der competenten Behörde bereits der Confiscation an 
beim gefallen ift. 

Art. 19. Die Bundesgliever machen fich verbindlich, Feine befonderen 
Gartele unter fich beftellen zu laffen, oder von nun an einzugehen, beren 
Beftimmungen mit den Grundfägen dieſes allgemeinen Carteld in Wider— 
ſpruch fteben. 

Art. 20. Vorſtehende Cartelconvention tritt vom heutigen Tage an 
in volle Wirkfamfeit. Franffurt a. M., ven 10, Februar 1831, 
nachdem Wir verjelben Allerhöchſt Unfere Zuftimmung ertbeilt, in Unferen 
Staaten Kraft und Gültigfeit haben und in allen ihren Beftimmungen 
pünftlich zur Ausführung gebracht werden fol. Gegeben Berlin, ven 12. 
März 1831. 


17. Bublicationd » Patent, die Declaration der Artikel IX. und XVIII. der all: 
gemeinen Bundes: Gartel: Convention vom 10. Februar 1831 betreffend. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preu— 
en ꝛc. 2c, verordnen bierdurd, daß die von der deutfchen Bundesverfammlung 
in ihrer 17ten diesjährigen Sitzung durch einftimmigen Befchluß angenom- 
mene Deklaration der Artifel IX und XVII der allgemeinen Bundes-Cartel- 
Convention vom 10. Februar 1831, welde wörtlich alfo lautet: 

1) Nach den Beftimmungen des Artifels 9 ver Kartelsffonvention vom 
10. Februar 1831 können Gensd'armen, Polizeidiener, Militair- oder Sicher: 
beits-Wachen, und überhaupt alle obrigfeitliche Perfonen und Diener, fotern 
in ihrer Dienft-Obliegenbeit die Wachfamfeit auf alle verdächtigen In: 
dividuen liegt, Feine Prämie anfprechen, wenn fie Deferteure oder von diefen 
mitgenommene Pferde einliefern. i 

2) Allen vor Abſchluß der allgemeinen Cartel» Convention defertirten 
oder audgetretenen, in den Artifeln 1, 2, 3 und 12 bezeichneten Individuen 
fie mögen zu den Truppen oder in die Yande eines Bundesgliedes über: 
getreten, oder daſelbſt der ihnen obliegenden militairifchen Dienftverbind: 
lichfeit ausgewichen fein, fommt die im 18, Artifel zugeficherte Ammeftie zu. 

3) Die am 10, Februar d. 9. abgelaufene einjährige Frift, binnen 
welcher ſich diejenigen, tenen die Amneftie zugeftanden wird, in Gemäßbeit 
des Artifels 18 der Cartel-Convention zu erflären haben, ift durd den in 
der I4ten diesjährigen Sigung gefaßten Beſchluß, vom 5. April 1.9. an 
gerechnet, auf weitere 6 Monate — fonad bis zum 5. Oftober 1832 — 
"verlängert worden. In Abjicht auf Deferteure, vie fih in den überfee’fchen 
Befigungen einer europälfchen Macht befinden, welche zugleich Bundes» Re- 

ierung ift, wird Die angemejfene Verlängerung des Amneftie-Terming dem 
illigen Ermeſſen der Regierungen überlaffen. 

4) Den in die Militärdienfte eines anderen Bundesgliedes übergetre- 
tenen Individuen fteht frei, im venfelben zur Ausdienung ihrer eingegan- 
genen Kapitulation zu verbleiben, oder aus denſelben zu treten, in welchem 
legtern Falle ihnen die Entlaffung nicht verweigert werden darf. 

Die Regierungen werden den Militairbehörden auftragen, ihre Unter: 
gebenen mit dem Artifel 18 ver Cartel-Convention und deifen Erweiterung 
befannt zu macen, und diejenigen Perfonen, welche die Wohlthat der Am— 
neftie anfprechen wollen, baben, binnen der noch bis zum 5. Oktober 1832 
verlängerten Arift, ihrer vorgefesten Militairbebörde ihre Erklärung zu 
Protofoll abzugeben, widrigenfalls ihnen vor Ablauf der freiwillig über: 
nommenen Dienftzeit die Entlaffung verfagt werden fann. Won dieſer frei 
zu Protofoll abgegebenen Erflärung ift die Mittheilung an die Heimaths— 
Behörde zu maden, 
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5) Bei den Individuen, die in das Gebiet einer nicht zum Bunde ge— 
börigen Macht defertirt find, und fi) von da in Bundesgebiet begeben haben, 
von weldem fie zurüdfehren wollen, wird es der Beurtbeilung der betref= 
fenden Regierung überlajen, in wiefern fie nach ven hierbei obmwaltenden 
Berhältniffen die Wohlthat der Amneftie nach Artifel 18 auf viefelben an 
wendbar erachtet. 

6) Die im Artikel 18 zugeficherte Amneftie, deren Frift durch Bundes— 
beſchluß vom- 5. April d. J. bis zum 5. Oktober 1832 verlängert worden 
ift, ſteht den betreffenden Individuen auch in dem Falle zu, wenn fie in 
folde Staaten der Bundesglieder entwichen find, mit welchen ſchon früber 
befonvere Gartele beftanden baben. 

7) Geger wärtiger Beichluß foll öffentlich befannt gemacht, auch in den Bun— 
ded-Staaten in die Amtsblätter und Gefesfammlungen aufgenommen werden. 

Nachdem Wir derfelben Allerhöchſt Unfere Zuftimmung ertbeilt, in Unferen 
Staaten Kraft und Gültigkeit baben und in allen ihren Beftimmungen 
pünftlih zur Ausführung gebracht werben foll. 

Gegeben Berlin, ven 15. Juli 1832, 


18. ° Publications: Patent, den Befchluß der beutfchen Bundesverfammlung vom 
13. November 1834 binfichtlich der Auslegung des Artikels XII. der 
beutfchen Bundes-Acte betreffend. 


In der 39ſten vorjährigen Sigung der deutſchen Bundesverfammlung 
laut ihres Protofulls vom 13. November, haben ſich fämmtliche Regierungen 
des Bundes, Behufs der Deflaration der im Art. XII der deutfchen Bundes— 
afte enthaltenen Beftimmung wegen Verſchickung der Aften auf eine deutſche 
Fakultät over an einen Schöppenftuhl, mittelft einbelligen Befchluffes zu der 
folgenten erflärenden Beftimmung vercinigt: 

„Da ſich ergeben bat, daß die im Art. XI der Bundesafte enthaltene 
Deftimmung wegen Berfchidung der Aften auf eine deutſche Fafultät oder 
einen Schöppenftuhl zur Abfaſſung des End-Urtheils, zum Theil aud auf 
Polizei> und Kriminal- Erfenntniffe ausgedehnt worden iftz eine foldhe 
Ausdehnung aber nicht in dem inne jenes Artifels liegt; jo erklärt die 
ae daß der gedachte Art XI der Bundesafte nur auf 
Eivilftreitigfeiten Anwendung zu finden babe.“ 
Dem Allerhöchſten Befehle Seiner Majeftät des Königs zufolge, wird diefe 
Beftimmung, als eine weitere Entwidelung eines in der deutfhen Bundes— 
afte bereits enthaltenen Grundſatzes mit der, im Sinne derfelben ergangenen 
Verfügung: 
daß die Juriftenfafnltäten ver Univerfitäten in ven Königlichen Staaten, 
wenn ihnen Aften zur Abfaffung von Erfenntniffen in Polizei- und Kris 
minalfahen aus andern deutihen Bundesſtaaten zugeſchickt werden, ſich 
der Abfaffung folder Erfenntniffe zu enthalten und dergleichen Aften ohne 
Weiteres wieder zurüd zu ſenden haben, 
von dem Staatsminifterum fämmtlihen Landesbehörden und Unterthanen 
in den zum deutfchen Bunde gebörigen Provinzen der Monardie bierdurd 
zur Kenntnif gebracht. 
Berlin, ven 31. März 1835. 
Königlides Staatsminifterium. 


19. AUlterböchfte Bekanntmachung des Befchluffes der beutfchen Bundesverfamm: 
lung in deren 39. Sitgung am 14. November 1834 wegen ber beutfchen 
Univerfitäten und anderer Lehr- und Erziehungdanftalten. 


Rir Friedrich Wilbelm, von Gottes Gnaden, König von Preu- 
Gen ꝛc. ıc. thun fund und fügen hiermit zu wiffen : die veutfche Bundesverfamm- 
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lung bat in ihrer am 14. November 1834 ftattgehabten 39. Sigung zum 
Zwede ver Feftftellung und Aufrechthaltung gemeinfamer Mafregeln in Bes 
treff der Univerfitäten und anderer Lehr- und Erziehungsanftalten Deutſch— 
lands befchloffen: 

Art. 1. Die Regierungen werben auf ihren Univerfitäten für die Imma— 
trieulation eine eigene Commiffion niederfegen, welcher der außerordentliche 
Regierungsbevollmächtigte oder ein von der Regierung dazu ernannter Stell⸗ 
vertreter deijelben beimohnen wird. 

Alle Studirende find verbunden, fich bei diefer Commiffion innerhalb 
zwei Tagen nach ihrer Ankunft zur Immatriculation zu melden. Acht Tage 
nah dem vorfchriftsmäßigen Beginnen der Vorlefungen darf, ohne Gene 
migung der von der Regierung hierzu beftimmten Bebörve, feine Immatri— 
eulation mehr ftattfinden. Dicſe Genehmigung wird insbefondere alsdann 
erfolgen, wenn ein Studirender die Verzögerung feiner Anmeldung durch 
Nachweiſung gültiger Verhinderungsgründe zu entfchuldigen vermag. 

Auch die auf einer Univerfität bereits immatriculirten Studirenden 
müffen fich beim Anfange eines jeden Semefters in den zur Immatricula— 
tion angefegten Stunden bei der Commiffion melden und fi über ven ins 
zwifchen gemachten Aufenthalt ausmeifen. 

Art. 2. Ein Studirender, welcher um die Immatriculation nachſucht, 
muß der Commiffion vorlegen: 

1) Wenn er das afademifche Studium beginnt — cin Zeugniß feis 
ner wiffenfchaftlichen Vorbereitung zu demfelben und feines fittlihen Betra- 
gend, wie ſolches durch die Gefepe des Landes, dem er angehört, vorge— 
ſchrieben ift. 

Wo noch feine Verordnungen hierüber beftehen, werben fie erlaffen wer— 
den. Die Regierungen werden einander von ihren über diefe Zeugniffe er: 
laffenen Gefegen, dur deren Mittheilung an die Bundesverfammlung, in 
Kenntniß fegen. 

2) Wenn der Studirende fid) von einer Univerfität auf eine andere 
begeben bat, audy von jeder früher befuchten — ein Zeugniß des Fleißes 
und fittlihen Betragens. 

3) Wenn er die afademifchen Studien eine Zeit lang unterbrodyen hat 
— ein Zeugniß über fein Betragen von der Obrigkeit des Orts, wo er 
fi im legteren Jahre längere Zeit aufgehalten bat, in welchem zugleich zu 
bemerfen ift, daß von ihm eine öffentliche Lehranftalt nicht befucht fei. 

Päffe und Privatzeugniffe genügen nicht; doch fann bei ſolchen, mweldye 
aus Drten außer Deutfchland fommen, hierin einige Nachſicht ftattfinden. 

4) Jedenfalls bei ſolchen Studirenven, die einer väterlichen oder vor— 
mundfchaftlichen Gewalt noch unterworfen find — ein obrigfeitlih beglau- 
bigtes Zeugniß der Eltern oder derer, welche ihre Stelle vertreten, daß 
der Studirende von ihnen auf die Univerfität, wo er aufgenommen zu wer- 
ven verlangt, geſandt fei. 

Diefe Zeugniffe find von der IJmmatriculationd-Commiffion nebft dem 
Paſſe des Studirenden bis zu feinem Abgange aufzubewahren. 

Iſt Altes gehörig beobachtet, fo erhält ver Studirende die gewöhnliche 
Matrifel; die Regierungen der Bundesftaaten werben aber Verfügung 
Den daß diefe in feinem derjelben ftatt eines Pafjed angenommen wers 
ven fann. 

Art. 3. In den Zeugniffen über das Betragen find die etwa erfannten 
Strafen nebit der Urfache derfelben anzuführen, und zwar in allen Fällen, wo 
irgend eine Strafe wegen verbotener Verbindung erfannt ift. Die Anfüh— 
rung der Beftrafung wegen anderer nicht erheblicher Eontraventionen fann 
nad) dem Ermefjen der Behörde entweder ganz unterbleiben, oder nur im 
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Allgemeinen angedeutet werden. In allen Zeugniffen ift (wo möglich mit 
Angabe der Gründe) zu bemerken, ob der Inhaber der Theilnahbme an ver: 
botenen Berbindungen verdächtig geworden fei oder nicht. 

Jeder ift verpflichtet, um dieſe Zeugniffe fo zeitig nachzufuchen, daß er 
fie bei der Immatrieulation vorzeigen fann, und die Behörden find gebal- 
ten, foldye ohne Aufenthalt augzufertigen, falls nicht Gründe der Verweige— 
rung vorliegen, welche auf Verlangen des Studirenden befcheinigt werden 
me Gegen die Verweigerung fann derfelbe den Recurs an die Behörde 
nehmen. ’ 

Kann ein Studirender bei dem Geſuche um Immatrieulation die er: 
forderliden Zeugniffe nicht vorlegen, verfpricht er jedoch deren Nachlieferung, 
fo fann er, nad dem Ermefjen der Immatriculations-Commiſſion, vorerft 
ohne Immatrieulation, auf die academiſchen Gefege verpflichtet und zum 
Beſuche ver Collegien zugelaffen werden. Bon Seiten der Univerfität fol 
aber fofort an die Behörde, weldye die Zeugniffe auszuftellen over zu beglau- 
bigen bat, um Nachricht gefchrieben werden, welche von verfelben ohne Auf- 
enthalt zu ertbeilen ift. 

Art. 4. Die Immatriculation ift zu verweigern: 

1) Wenn ein Studirender ſich zu fpät dazu meldet, und fich deshalb 
nicht genügend entſchuldigen fann. (Art. 1.) 

2) Wenn er die erforverlien Zeugniffe nicht vorlegen kann. 

Erfolgt auf die Erfundigung von Seiten ver Univerfität längfteng bin- 
nen vier Wochen, vom Abgangstage des Schreibens an gerechnet, feine 
Antwort, oder wird die Ertheilung eines Zeugniffes, aus welchem Grunde 
es auch fei, verweigert (Art. 2. und 3.), fo muß der Angefommene in der 
Regel fofort die Univerfität verlaffen, wenn fi die Regierung nicht aug 
befonders rüdjichtswürdigen Gründen bewogen findet, ihm ven Beſuch der 
Collegien unter der im vorftehenden Artifel enthaltenen Befchränfung noch 
auf eine beftimmte Zeit zu geftatten, Auch bleibt ihm unbenommen, wenn 
er fpäter mit den erforderlichen Zeugniffen verfeben ift, fich wieder zu melden. 

3) Wenn der Ankommende von einer anderen Univerfität mittelft des 
Consilii abeundi weggewiefen ift. 

Ein folder fann von einer Univerfität nur dann wieder aufgenommen 
werden, wenn die Regierung dieſer Univerfität, nad vorgängiger nothwen— 
diger, mittelft des Regierungsbevollmächtigten zu pflegender Rüdfprache mit 
der Regierung der Univerfität, welche die Pe verfügt bat, es ge— 
ftattet. Zu der Aufnahme eines Nelegirten ift nebft dem die Einwilli- 
gung der Regierung des Landes, dem er angehört, erforderlich. 

4) Wenn fih gegen den Anfommenden ein dringender Verdacht ergiebt, 
daß er einer verbotenen Verbindung angehört und er fid von vemfelben auf 
eine befriedigende Weife nicht zu reinigen vermag. 

Die Negierungsceommiffaire werden darüber wachen, daß die Univerfi- 
täten jede Wegweifung eines Stubirenden von der Univerfität, nebft der 
genau zu bezeichnenden Urfache und einem Signalement des Weggemwiefenen 
ſich gegenfeitig mittheilen, zugleich aber auch vie Eltern des Meggewiefenen 
oder deren Stellvertreter davon benachrichtigen. 

Art. 5. Jedem Studirenden werden vor der Smmatriculation die Vor— 
Schriften der SS. 3. und 4. des Bundesbefchluffes vom 20. Sept. 1819 über 
die in Anfehung der Univerfitäten zu ergreifenden Maßregeln, fo wie die 
Beftimmungen ber bier folgenden Artifel, in einem wörtlihen Aborude ein- 
gehändigt, welcher ſich mit folgendem Reverſe ſchließt: 

„Ich Endesunterzeichneter verfpreche mittelft meiner Namensunterfchrift 
auf Ehre und Gewiſſen: 

1) daß ich an feiner verbotenen oder unerlaubten Brrbindung der Studi— 
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renden, insbefondere an feiner burfchenfchaftlichen Verbindung, welchen Namen 
diejelbe aud führen mag, Theil nehmen, mich an dergleichen Verbindungen 
in feiner Beziehung näber oder entfernter anfchließen, noch folche auf irgend 
eine Art befördern werde; 

2) daß id weder zu dem Zwecke gemeinfchaftliher Beratbichlagungen 
über die beſtehenden Gejege und Einrichtungen des Landes, noch zu jenem 
der wirflidien Auflehnung gegen obrigfeitliche Mafregeln mit Anderen mid 
vereinigen werde. 

Insbefondere erfläre ich mich für verpflichtet, den Forderungen, welche 
die diefem Reverfe vorgedrudten Beftimmungen enthalten, ftets nachzukom— 
men, widrigenfalld aber mid allen gegen deren Uebertreter vafelbft aus— 
— Strafen und nachtheiligen Folgen unweigerlich zu unter— 
werfen.“ 

Erſt nachdem dieſer Revers unterſchrieben worden iſt, findet die Imma— 
triculation ſtatt. Wer dieſe Unterſchrift verweigert, iſt ſofort und ohne alle 
Nachſicht von der Univerſität zu verweiſen. 

Art. 6. Vereinigungen der Studirenden zu wiſſenſchaftlichen oder geſelli— 
gen Zwecken können mit Erlaubniß der Regierung, unter den von letzterer feſt— 
zuſetzenden Bedingungen ſtattfinden. Alle andere Verbindungen der Studi— 
renden ſowohl unter ſich, als mit ſonſtigen Geheimen Geſellſchaften, find als 
verboten zu betrachten. 

Art. 7. Die Theilnahme an verbotenen Verbindungen foll, unbeſcha— 
det der in einzelnen Staaten beftehenvden ftrengeren Beftimmungen, nad fol 
genden Abftufungen beftraft werden: 

1) Die Stifter einer verbotenen Verbindung und alle diejenigen, welche 
Andere zum Beitritte verleitet orer zu verleiten gefucht haben, follen niemals 
mit bloßer Carcerftrafe, fondern jedenfalls mit dem Consilio abeundi, over, 
nad Befinden, mit der Relegation, die den Umftänden nad zu fchärfen ift, 
belegt werden. 

2) Die übrigen Mitgliever folder Verbindungen follen mit firenger 
Garcerftrafe, bei wiederholter oder fortgefegter Theilnahme aber, wenn ſchon 
eine Strafe wegen verbotener Verbindungen vorangegangen ift, oder andere 
Berfhärfungsgründe vorliegen, mit der Unterfchrift des Consilii abeundi, 
oder dem Consilio abeundi felbit, oder, bei beſonders erfchwerenden Um— 
ftänden, mit der Relegation, die dem Befinden nad zu fchärfen ift, belegt 
werden. 

3) Infofern aber eine Verbindung mit Studirenden anderer Univerfi- 
täten, zur Beförderung verbotener Verbindungen, Briefe wechfelt, oder durch 
Deputirte communicirt, fo follen alle diejenigen Mitglieder, welche an dieſer 
Correſpondenz einen thätigen Antheil genommen haben, mit der Relegation 
beftraft werben. 

4) Auch diejenigen, welde, ohne Mitglieder der Gefellfchaft zu fein, 
dennod für die Verbindung tbätig gewefen find, follen, nad Befinden ber 
Umftände, nad obigen Straf-Abftufungen beftraft werden, 

5) Wer wegen verbotener Verbindungen beftraft wird, verliert nad 
Umftänden zugleich die academifchen Beneficien, die ihm aus öffentlichen 
Fondscaſſen oder von Städten, Stiftern, aus Kirdyenregiftern u. |. w. ver: 
lieben fein möchten, oder deren Genuß aus irgend einem andern Grunde 
an die Zuftimmung der Staatöbehörden gebunden if, Desgleichen verliert 
er die feitber etwa genoffene Befreiung bei Bezahlung der Honorarien für 
Borlefungen. 

6) Wer wegen verbotener Verbindungen mit dem Consilio abeundi be- 
legt ift, vem fann die zur Wiederaufnahme auf eine Univerfität erforverliche 
Erlaubniß (Art. 4. Nr. 3.) vor Ablauf von ſechs Monaten, und dem, der 
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mit der Relegation beftraft worden ift, vor Ablauf von einem Jahre nicht 
ertheilt werden. 

Sollte die eine oder andere Strafe theild wegen verbotener Verbindun— 
gen, theild wegen anderer Vergehen erfannt werden, und das in Betreff 
verbotener Verbindungen zur Laft fallende Verſchulden nicht fo groß gewe- 
fen fein, daß deshalb allein auf Wegweiſung erkannt worden Ein würde, 
fo find die oben bezeichneten Zeiträume auf die Hälfte bejchränft. 

7) Bei allen in den academifchen Gefegen des betreffenden Staates 
erwähnten Bergebungen der Studirenven ift, bei dem Dafein von Anpicien, 
nachzuforſchen, ob dazu eine verbotene Verbindung näheren oder entfernteren 
Anlaß gegeben habe. Wenn dies der Fall ift, fo foll es als erfchwerenver 
Umftand angefehen werben. 

8) Dem Gefuhe um Aufhebung der Strafe der Wegmweifung von einer 
Univerfität in den Fällen und nad Ablauf ver feitgefegten Zeit, wo Be— 
gnadigung ftattfinden fann (Mr. 6 oben), wollen die Regierungen niemals 
willfahren, wenn der Nacfuchende nicht glaubhaft darthut, daß er die Zeit 
der Verweiſung von der Univerfität nüglich verwendet, ſich eines untadel- 
haften Lebenswandels befliffen bat, und feine glaubbafte Anzeigen, daß er 
an verbotenen Verbindungen Antheil genommen, vorliegen. 

Art. 8. Die Mitglieder einer burfhenfchaftlichen oder einer auf politifche 
Zwede unter irgend einem Namen gerichteten unerlaubten Verbindung trifft 
(vorbehaltlich der etwa zu verhängenden Eriminalftrafen) gefchärfte Relegation. 
Die fünftig aus folhem Grunde mit gefchärfter Relegation Beftraften follen 
eben fo wenig zum Civilvienfte, als zu einem firdlichen oder Schulamte, 
u einer arademifchen Würde, zur Advocatur, zur ärztlichen oder chirurgi— 
Shen Praris, innerhalb der Staaten des deutfchen Bundes zugelaffen werven. 

Würde fi eine Regierung dur befonders erhebliche Gründe bewogen 
finden, eine gegen einen ihrer Untertanen wegen Verbindungen ber bezeich- 
neten Art erkannte Strafe im Gnadenwege zu mildern oder nachzulaſſen, 
fo wird diefes nie ohne forgfältige Erwägung aller Umſtände, obne Ueber— 
zeugung von dem Austritte des Verirrten aus jeder gefegwidrigen Berbin- 
dung und ohne Anordnung der erforderlichen Aufficht gefchehen. 

Art. 9. Die Regierungen werden das Erforderliche verfügen, damit 
in Fällen, wo politifche Verbindungen der Studirenden auf Univerfitäten 
vorkommen, ſämmtliche übrige Univerfitäten alsbald hiervon benachrichtigt 
werben. 

Art. 10. Bei allen mit academifchen Strafen zu belegenden Gefeswidrig- 
feiten bleibt die eriminelle Beftrafung, nach Befchaffenheit ver verübten gefeß- 
widrigen That, und insbefontere auch dann vorbehalten, wenn die Zwede 
einer Verbindung der Studirenden oder die in Folge derfelben begangenen 
Handlungen die Anwendung bärterer Strafgefege notbwendig machen. 

Art. 11. Wer gegen eine Univerfität, ein Inftitut, eine Behörde oder einen 
acabemifchen Lehrer eine fogenannte VBerrufserflärung direet oder indireet unter: 
nimmt, foll von allen deutschen Univerfitäten ausgeſchloſſen fein, und es foll 
diefe J— öffentlich bekannt gemacht werden. Diejenigen, welche 
die Ausführung ſolcher Verrufserklärung vorſätzlich befördern, werden, nach 
den Umſtänden, mit dem Consilio abeundi oder mit der Relegation beſtraft 
werben, und es wird in Anfehbung ihrer Aufnabme auf eine andere Univer: 
fität dasjenige ftattfinden, was oben Art. 7. Nr. 6. beftimmt ift. 

Gleiche Strafe, wie Beförderer vorgedachter Verrufserflärungen, wird 
diejenigen Studirenden treffen, welche fich Verrufserflärungen gegen Privat: 
perfonen erlauben oder daran Theil nehmen. Der Landesgefeggebung bleibt 
die Beitimmung überlaffen, in wie weit Verrufserflärungen außerdem ale 
Injurien zu behandeln feien. 
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Art. 12. Jeder, der auf einer Univerfität ftudirt hat und in den Staats— 
bienft treten will, ift verpflichtet, bei dem Abgange von der Univerfität fich mit 
einem Zeugniffe über die Vorlefungen, die er befucht bat, über feinen Fleiß 
und feine Aufführung zu verfeben. 

Ohne die Vorlage diefer Zeugnifje wird feiner in einem deutichen Bun— 
desftante zu einem Examen zugelaffen und alfo auch nicht im Staatsdienfte 
angeftellt werben. Die Regierungen werden foldhe Verfügungen treffen, daß 
* auszuſtellenden Zeugniſſe ein möglichſt genaues und beſtimmtes Urtheil 
geben. 

Vorzüglich haben dieſe Zeugniſſe ſich auch auf die Frage der Theilnahme 
an verbotenen Verbindungen zu erſtrecken. Die außerordentlichen Regie— 
rungs Bevollmächtigten werden angewieſen werten, über den gewiſſenhaften 
Vollzug dieſer Anordnung zu wachen. 

Art. 13. Die academiſchen Gremien, als ſolche, werden der von ihnen bis— 
her ausgeübten Strafgerichtsbarkeit in Criminal- und allgemeinen Po— 
lizeiſachen über die Studirenden allenthalben enthoben. Die Bezeichnung und 
Zuſammenſetzung derjenigen Behörden, welchen dieſe Gerichtsbarkeit über— 
tragen werden ſoll, bleibt den einzelnen Landesregierungen überlaſſen. Vor— 
ſtehende Beſtimmung bezieht ſich jedoch eben ſo wenig auf einfache, die Stu— 
direnden ausſchließlich betreffende Disciplinar-Gegenſtände, namentlich die 
Aufſicht auf Studien, Sitten und Beobachtung der academiſchen Statuten, 
als auf Erkennung eigentlich academiſcher Strafen. 

Art. 14. Die Beſtimmungen der Artikel 1. bis 12. ſollen auf ſechs 
Jahre als eine verbindliche Verabredung beſtehen, vorbehaltlich einer weitern 
Uebereinkunft, wenn ſie nach den inzwiſchen geſammelten Erfahrungen für 
angemeſſen erachtet werden. 

Art. 15. Die Artikel 1. bis 12. ſollen auch auf andere Öffentliche fo- 
wohl ald Privats, Lehr» und Erziehungsanftalten, fo weit ed ihrer Natur 
nah thunlich ift, angewendet werden. Die Regierungen werben aud bei 
diefen die zweckmäßigſte Fürforge eintreten laffen, daß dem Verbindungs— 
weſen, namentlich fo weit vafjelbe eine politiihe Tendenz bat, Fräftigft vor: 
gebeugt und ſonach die Vorfchriften des 8. 2. des Bundesbeſchluſſes vom 
20. September 1819 insbefonvere auf die Privat-Inftitute ausgedehnt werben. 

Wir bringen bierdurd diefen Bundesbefhluß zur allgemeinen Kennt- 
niß Unferer Behörden und Unterthanen, und wollen, daß die in demfelben 
enthaltenen Beftimmungen von Unſeren fümmtlichen Behörden und Unter: 
tbanen, und zwar nit bloß in Unfern zum deutſchen Bunde gehörenden, 
fondern aud in allen übrigen Landestheilen Unferer Monardie, fo weit es 
fie angeht, pünftlich befolgt werten follen. 

o geichehen und gegeben Berlin, den 5. December 1835. 


20. Bundestagsdbefchluß über dad Wandern und die Verbindungen der Hand— 
mwerfögefellen vom 15. Januar 1835. 


Da e8 im Intereffe des deutfhen Bundes liegt, daß die beutfchen 
Handwerfögefellen an feinen Affociationen und Berfammlungen Theil nehmen, 
wodurd die Öffentlihe Ruhe im In- oder Auslande bedroht oder geftört 
werben fünnte, fo foll 

1) das Wandern der den deutfchen Bundesftaaten angehörigen Hand— 
werfögefellen nad denjenigen Ländern und Orten, in welchen offenfundig 
dergleichen Ajforiationen und PVerfammlungen geduldet werben, fo lange 
diefe Duldung notorifch befteht, verboten fein. 

2) In Abficht auf die Zurüdberufung der gegenwärtig in folchen Rändern, 
worin Afforiationen und Verfammlungen der gedachten Art geduldet werden, 
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befindlichen Handwerfögefellen und deren Beauffichtigung bei ihrer Rüdfehr 
nad der Heimat), werden von den höchſten und hoben Regierungen dem 
Zwede entfprechende Berfügungen getroffen werden. 

3) Ueber die in Deutichland wandernden Handwerfögefellen wird ftrenge 
polizeiliche Aufficht, insbeſondere rüdjichtlih der Verbindungen, in melde 
fie ſich einlaffen fünnten, geführt werden. 

4) Die Bunvesregierungen werden ſich durd ihre Bundrestagsgefandt- 
Ichaften in fortwährender Kenntniß erhalten, nad) welchen Yänvern und 
Drten fie, wegen darin notorifch ftattfindender Afjoeiationen und Verſamm— 
lungen ver oben erwähnten Art, das Wandern der Handwerfögefellen ver: 
boten haben. 


21. Publicationd- Patent, den in ber 16. diesjährigen Bundestagsfigsung wegen 
ber Beitrafung von Vergeben gegen den deutfchen Bund und wegen Aus: 
lieferung politifcher Verbrecher auf dem beutfchen Bundesgebiete, gefaßten 

Befchluß betreffend. 


Wir Friedrih Wilhelm, von Gotted Gnaden, König von Preu— 
en ac. ꝛc. Thun fund und fügen biermit zu wiffen: Die deutiche Bundes- 
verfammlung bat in ihrer diesjährigen ſechszehnten Sigung wegen der 
Beftrafung von Vergehen gegen den deutfchen Bund, und wegen Auslie- 
ferung politifher Verbrecher auf dem deutfchen Bundesgebiete, folgenden 
Beſchluß gefaßt: 

Art. 1. Da nicht nur der Zwed des deutfchen Bundes in ver Erbaltung ver 
Unabbängigfeit und Unverlegbarfeit ver deutſchen Staaten, fo wie in jener 
der äußern und innern Ruhe und Sicherheit Deutſchlands beſteht, fondern 
auch die Verfaſſung des Bundes wegen ihres mwefentlihen Zufammenbanges 
mit den Berfaffungen der einzelnen Bundesftaaten als ein notbwendiger 
Beſtandtheil der legteren anzufehen ift, mithin ein gegen den Bund over 
deſſen Verfaſſung gerichteter Angriff zugleich einen Angriff ‚gegen jeden 
einzelnen Bundesſtaat in ſich begreift; fo ift jedes Unternehmen gegen bie 
Eriftenz, die Integrität, die Sicherheit oder die Nerfaffung des deutſchen 
Bundes, in den einzelnen Bundesftaaten, nad Maafgabe der in den lep- 
teren beftehenden oder fünftig in Wirffamfeit tretenden Gefege, nach welchen 
eine gleiche gegen den einzelnen Bunvesftaat begangene Handlung als Hoch— 
verrath, Landesverrath oder unter einer anderen Benennung zu richten wäre, 
zu beurtbeilen und zu beftrafen. 

Art.2. Die Bundesftaaten verpflichten fich gegen einander, Individuen, 
welche der Anftiftung eines gegen den Souverain, oder gegen die Eriftenz, Inte 
grität, Verfaſſung oder Sicherheit eines andern Bundesftaates gerichteten Inter: 
nehmens, oder einer darauf abzielenden Verbindung, der Theilnahme daran, 
oder der Beglinftigung derſelben bezüdhtigt find, dem verlegten oder bedrohten 
Staate auf Verlangen auszuliefern, — vorausgefegt, daß ein foldhes In— 
dividuum nicht entweder ein Untertban des um die Auslieferung angegan- 
genen Staates felbft, oder in demfelben fchon wegen anderer ihm zur Laſt 
fallenden Verbrechen zu unterſuchen oder zu beftrafen ift. Sollte das Unter: 
nehmen, deſſen der Auszuliefernde bezüchtigt iſt, gegen mehrere einzelne 
Bundesftaaten gerichtet fein, fo bat die Auslieferung an jenen diefer Staaten 
zu gefcheben, welcher darum zuerft das Anfuchen ftellt. 

Wir bringen bierdurd diefen Bundesbefchluß zur allgemeinen Kenntniß 
Unferer Behörden und Untertbanen, und wollen, daß die in demſelben ent- 
baltenen Beftimmungen, und zwar nicht bloß in Unferen zum deutjchen 
Bunde gehörenden, fondern auch in allen übrigen Landestheilen Unſerer 
Monarchie pünktlich in Ausführung gebracht werben follen. 

Sp gefchehen und gegeben Berlin, den 28. October 1836, 
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22. Bublications-Vatent, den wegen Anwendung bes $. 2. der Bundeäbefchlüffe 
vom 5. Juli 1832 auf die fommuniftifchen Bereine von der Deutfchen Bun: 
bed: Berfammlung unter dem 6. Auguſt 1846 gefaßten Befchluß betreffend. 


Wir Friedrih Wilhelm, von Gotted Gnabden, König von Preu- 
gen ꝛc. 2. thun fund und fügen biermit zu wiſſen: 

Die deutfhe Bundesverfammlung bat in ihrer drei und zwanzigften 
vorjährigen Sitzung vom 6. Auguft 1846 den Beſchluß gefaßt: 

„das fommuniftiiche Vereine als unter vie Beftimmungen des $ 2 der 
Beſchlüſſe vom 5. Juli 1832 ausprüdlic zu ſubſumiren angefeben werben, 
wobei fidh von felbft verftehe, daß die Urheber, Häupter und Theilnehmer 
folder Vereine, ſoweit diefelben hochverrätheriſche Zwede verfolgen, in allen 
Bundesftanten die Strafe des Hochverraths, nach Maafgabe der befte: 
benven Landesgeſetze, zu gewärtigen haben follen.“ 

Nachdem die in Bezug genommenen, die Maafregeln zur Aufrechtbal: 
tung der gefeglichen Oronung und Rube in Deutichland betreffenden Bun- 
desbeichlülie vom 5. Juli 1832 durch das Patent som 25. September 1832 
(Gefeg- Sammlung S. 216) für Unfere zum deutfhen Bunde gebörigen 
Landestheile publizirt und durd die Kabinetsorder vom 5. Dezember 1845 
(Sefeg- Sammlung ©. 831) aud für die Provinzen Preußen und Pofen 
mit Gefegeöfraft verſehen worden jind, finden Wir Ing veranlaft, auch ven 
vorftebenden Bundesbeſchluß vom 6. Auguſt v. J. bierdurd zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen und dabei zu beftimmen, daß derfelbe ebenfalls für den 
ganzen Umfang Unferer Monarchie Gefegesfraft baben fol: 

Urkundlich unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterfchrift und beige- 
drudtem Königlichen Infiegel. 

Gegeben Berlin, den 1. März 1847. 


23. Publications = Patent für die zum Deutfchen Bunde gehörenden Provinzen 

der Monarchie über den von der Deutfchen Bundes: Berfammlung unterm 

6. Sept. 1832 gefaßten Befchluß, die Sicherftellung der Nechte der Schrift: 
fteller und Verleger gegen ben Nachdruck betreffend. 


Wir Frievrid Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preu- 
Ben ꝛc. ꝛc. tbun fund und fügen biermit zu willen: 

Nachdem in Folge Unferer Allerhöchſten Habinetsorder vom 16. Auauft 
1827 (Gefeg- Sammlung von 1827, Seite 123) von Unferem Minifterrum 
der auswärtigen Angelegenheiten mit dem allergrößten Theile der deutichen 
Bundesſtaaten über die ZSicherftellung der Nechte der Schriftfteller und Ber: 
leger gegen den Bücher-Nachdruck bereits in den Jahren 1827, 18528 und 
1829 bejonvere, feiner Zeit dur die Geſetz- Sammlung befannt gemachte 
Bereinbarungen über den Grundſatz: 

vaß in Anwendung der deshalb vorhandenen Gefese, der Unterſchied 
zwifchen Inländern und Ausländern in Beziehung auf die gegenfeitigen 
Untertbanen aufgehoben und venfelben ein gleicher Schu wie den In— 
länvern zu Theil werde, 
getroffen worden, biernächit aber, auf den Antrag Unfered Bundestags-Ge— 
ſandten, die deutſche Bundesverfammlung über die Annahme diefes Grund— 
fages zwiſchen ſämmtlichen Bundesflaaten in Berathung getreten ift, und 
auf den Grund ver legteren in ihrer 33ſten Sigung am 6. September v. J. 
fi) zu dem Beſchluſſe vereinigt bat, welcher wörtlich alfo lautet: 
Um nad Art. 18 ver deutichen Bunvdesafte vie Rechte der Schriftiteller, 
Herausgeber und Verleger gegen den Nachdruck von Gegenftänvden des 
Buch- und Kunftbandels fiher zu ftellen, vereinigen fich die fouverainen 
Fürften und freien Städte Deutſchlands vorerft über den Grundſatz, daß 
10 
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bei Anwendung der gefeglichen Vorschriften und Maafregeln wider ven 
Nachdruck, in Zukunft der Unterſchied zwifchen den eigenen Unterthanen 
eines Bundesſtaates und jenen der übrigen im deutſchen Bunde vereinten 
Staaten gegenfeitig und im ganzen Umfange des Bundes in der Art 
aufgehoben werben foll, daß die Herausgeber, Verleger und Schrift 
fteller eines Bundesftaates fih in jedem anderen Bunbesftaate des 
dort gefeglich beftehenden Schuges gegen ven Nachdruck zu erfreuen 
haben werben. 

Die höchſten und hoben Regierungen werden vie zur Vollziehung 
diefes Befchluffes nöthigen Verfügungen erlaffen; wie diefes geicheben, fo 
wie Überhaupt von den gegen den Nachdruck beftehenden Gefegen und 
Anordnungen binnen zwei Monaten der Bundesverfammlung Mitthei- 
lung maden; 

fo verordnen Wir hierdurch, daß tiefer Beſchluß, nachdem Wir vemfelben 
Alerböchft Unfere Zuftimmung ertbeilt, in den zum deutfchen Bunte ges 
börigen Provinzen Unferer Monardie Kraft und Gültigkeit haben und dem— 
gemäß in Anwendung gebracht werden foll. 

Gegeben Berlin, ven 12. Februar 1833. 


24. Verordnung über die Anwendung bes, von ber Deutfchen Bundes-Ver— 
fammlung unterm 6. September 1832 gefaßten Befchluffes, die Sicher: 
ftellung der Nechte der Schriftjtelier und Verleger gegen den Nachdrud 
betreffend, auf die zum Deutfchen Bunde nicht gehörigen Provinzen der 

i Monarchie. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gotted Gnaden, König von Preu- 
en ze. 20. thun fund und fügen hiermit zu willen: 

Co wie Wir in unferem heute vollzogenen Allerhöchſten Patente wegen 
Publifation des, von der deutfhen Bundesverrammlung unterm 6. Septem— 
ber 1832 gefaßten Beichluffes, die Sicherftellung der Rechte der Schrifts 
fteller und Verleger gegen den Nachdruck betreffend, verorpnet haben, daß 
dieſer Beſchluß, welcher wörtlich alfo lautet: 

Um nad Artifel 18 der deutſchen Bundesakte die Rechte ver Schriftfteller, 
Herausgeber und Verleger gegen den Nachdruck von Gegenftänden dee 
Bud» und Kunſthandels fiher zu ftellen, vereinigen fich die fouverainen 
Fürften und freien Städte Deutichlands vorerft über ven Grundfag, daß 
bei Anwendung der gefeglihen VBorfchriften und Maafregeln wider den 
Nachdruck, in aufunf der Unterfchied zwifchen den eigenen Untertbanen 
eines Bundesftaates und jenen der Übrigen im deutfchen Bunde vereinten 
Etaaten gegenfeitig und im ganzen Umfange des Bundes in der Art 
aufgehoben werben foll, daß die Herauggeber, Verleger und Schriftſteller 
eines Bundesftaates ſich in jevem anderen Bundesftaate des dort gefeglich 
beftebenden Schutzes gegen den Nachdruck zu erfreuen haben werten. 
Die höchſten und hoben Regierungen werden die zur Vollziehung 
diefes Pefchluffes nöthigen Verfügungen erlaffen; wie viefes geicheben, 
fo wie überhaupt von den gegen den Nachdruck beftehenden Geſetzen 
und Anordnungen binnen zwei Monaten der Bundesverfammlung Mit- 
theilung machen; 
in den zum deutſchen Bunte gebörigen Provinzen Unferer Monarchie Kraft 
und Gültigfeit haben und demgemäß in Anwendung gebracht werden foll: 
jo ift es zugleich Unfer Allerhöchſter Wille, auch in den zum deutfchen Bunde 
nicht gehörenden Provinzen der Monardie ten Schutz gegen den Nachdruck 
in dem ganzen lg zu gewähren, wie der gedachte Serkhluß der Bundes 
verfammlung für die Bunpdesftaaten ihn zugefichert bat. 
Wir verordnen demnad, daß bei Anwendung der gefeglichen Vorſchrif— 
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ten und Maafregeln wider ven Nachdruck von Gegenftänden des Buch- und 
Kunftbanvdeld in Zukunft ver Unterfchied zwifchen Unferen Untertbanen in 
den zum beutichen Bunde nicht gehörenden Provinzen der Monarchie und 
den Untertbanen ver, im deutichen Bunde vereinten Staaten, bei voraus: 
gefegter Beobachtung der Reciprocität, in der Art aufgehoben fein foll, daß 
die Herausgeber, Verleger und Schriftfteller eines Bunvesftaates ſich aud 
in Unferen zum beutfchen Bunde nicht gehörenden Provinzen des das 
felbft gefeslic beftebenden Schuges gegen den Nachdruck zu erfreuen haben 
werden. 

Urfundlih unter Unferer Höcheigenbändigen Unterfchrift und beigedruck— 
tem Inſiegel. 

So geſchehen und gegeben Berlin, ven 12. Februar 1833. 


25. Wublicationd: Patent über den, von der Deutfchen Bundes: Berfammlung 
unter dem 9. November d. I. gefahten Befchluß wegen gleichförmiger 
Grundfäge zum Schutze des fchriftitellerifchen und Pünftlerifchen Eigenthums 

gegen Nachdruck und unbefugte Nachbildung. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preu- 
ben ꝛc. ꝛc. Thun fund und fügen biermit zu willen: Nachdem die deutſche 
Bundesverſammlung darüber in Beratbung getreten ift, in Ausführung ver 
betreffenden Beftimmung des Artifel 18. der deutfchen Bundes-Acte, im: 
gleichen des Bundesbeſchluſſes som 2. April 1835, wodurd der Nachdruck 
im Umfange des ganzen Bundesgebietes verboten worden iſt, gleichförmige 
Grundfäge zum Schuge der Schriftfteller und aud ver Künftler gegen Nach— 
drud und unbefugte Nachbildung ihrer Werfe für den ganzen Umfang des 
Bundesgebietes feftzuftellen, und nachdem in Folge deſſen die beutichen 
Bundesregierungen in der 31ſten Sitzung der Bundesverfammlung vom 
9. November d. I. fih dahin vereinigt haben: 

Die im deutſchen Bunde vereinigten Regierungen fommen überein, zu 
Gunſten der im Umfange ded Bundesgebietes erfcheinenden literari- 
fhen und artiftifchen Erzeugniffe folgende Grundfäge in Anwendung zu 
bringen. 

an 1. Literarifche Erzeugnilfe aller Art, fo wie Werfe ver Kunft, 
fie mögen bereitd veröffentlicht Kin oder nicht, dürfen ohne Einwilligung 
des — oder Desjenigen, welchem derſelbe ſeine Rechte an dem Original 
übertragen hat, auf mechaniſchem Wege nicht vervielfältigt werden. 

Art. 2. Das im Artikel 1. bezeichnete Recht des Urhebers oder Deſſen, 
der das Eigenthum des literarifchen oder artiftiichen Werfes erworben bat, 
geht auf deſſen Erben und NRectönachfolger über, und foll, in fofern auf 
vem Werfe der Derausgeber oder Verleger genannt ift, in fämmtlichen 
Bunbesftaaten mindeftens während eines Zeitraums von zehn Jahren an- 
erfannt und geihügt werben. 

Diefe Frift von zehn Jahren ift Für die in ven let verflojfenen zwanzig 
Fahren im Umfange des deutſchen Bundesgebietes erſchienenen Drudichriften 
oder artiftiihen Erzeugniffe vom Tage des gegenwärtigen Bundesbeſchluſſes, 
bei = fünftig erjcheinenden Werfen vom Jahre ihres Erfcheinens an, 
zu rechnen. 

Bei den in mehreren Abtheilungen herausfommenden Werfen ift diefe 
a für das ganze Werf erft von Herausgabe des legten Bandes oder 

efted zu zählen, vorausgefegt, daß zwifchen ver Herausgabe der einzelnen 
Bände over Hefte Fein längerer als ein vreijähriger Zeitraum verfloffen ift. 

Art. 3. Zu Gunften von Urhebern, Herausgebern oder Verlegern von 
großen, mit bedeutenden VBorauslagen verbundenen Werfen der Wilfenichaft 
und Kunft (Art. 1.) wird das audgefprochene Minimum des Schußes der 
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Gefammtheit gegen den Nachdruck Art. 2.) auch bis zu einem längern, 
höchſtens zwanzigjährigen, Zeitraum ausgedehnt, und binfichtlich derjenigen 
Regierungen, deren Yandesgefeßgebung dieſe verlängerte Schußfrift nicht 
ohnehin erreicht, diesfalls eine Vereinbarung am Bundestage getroffen 
werden, wenn die betreffende Negierung drei Jahre nach dem öffentlichen 
Erfcheinen des Werfes hierzu den Antrag ftellt. 

Art. 4. Dem Urheber, Verleger und Herausgeber der Driginalien 
nachgedruckter oder nachgebildeter Werfe fteht der Anſpruch auf volle Ent- 
fhäpdigung zu. 

Außer den in Gemäßheit der Landesgeſetze gegen den Nachdruck zu 
verhängenden Strafen foll in allen Fällen die Wegnahme der nachgedruckten 
Eremplare, und bei Werfen der Kunft aud noch die Befchlagnabme ver 
zur Nachbildung gemachten Vorrichtungen, alfo der Formen, Platten, Steine 
vu. f. w., ftattfinden. 

Art. 5. Der Debit aller Nachdrücke und Nahbildungen der unter 1. 
bezeichneten Gegenftände, fie mögen im deutſchen Bundesgebiete oder außer: 
balb vefjelben veranftaltet fein, rt in allen Bundesftaaten, bei Vermeidung 
der Wegnabme und der durd die Landesgefeke angedrobten Strafen, unter- 
fagt fein. Es verfteht fi übrigens von jelbit, daß die Bundes-Negierungen, 
in deren Staaten bis jegt der Nachdruck gefeglich nicht verboten war, felbit 
zu bejtimmen haben, ob und auf wie lange fie im Bereiche ihrer Staaten den 
Vertrieb der vorrätbigen, bisher erſchienenen Nachdrücke geftatten wollen. 

Art. 6. Es wird der Bundesverfammlung davon, wie die vorftebenden 
allgemeinen Grundfäge von den Bundes-Regierungen durch fpecielle Geſetze 
oder Verordnungen in Ausführung gebracht werten follen, Nachricht gegeben, 
und dabei zugleich angezeigt werden, melde Förmlichfeit in den einzelnen 
Staaten erforderlich fei, um den Charafter einer Driginal-Ausgabe und ven 
Zeitpunft des Erfcheinend nachzuweiſen. 

Da übrigens eine große Mebrbeit der Bundesregierungen ſich dafür 
erflärt bat, daß den Schriftftellern und Berlegern eine noch ausgedehntere Schuß- 
frift im gefammten Umfange des Bundesgebietes gefichert werden möge, als 
diejenige ift, welche in dem Artifel 2. des gegenwärtigen Bundesbeſchluſſes 
als Minimum ausgefproden wird, fo foll mit Eintritt des Jahres 1842, 
wenn fih das Bedürfniß hierzu nicht früher zeigen follte, am Bunvestage 
fowohl die Frage megen einer verlängerten Dauer des den Nedten ver 
Schriftfteller und Verleger von der Gefammtbeit der Bundesglieder zu be- 
willigenden Schußes neuerdings gemeinfam beratben, als auch überhaupt 
der Einfluß in Erwägung gezogen werden, melden, nad ven inmittelft 

efammelten Erfahrungen, die gegenwärtigen Beftimmungen auf Kunſt und 
rer auf die ntereffen des Publifums und auf den Flor des Kunft- 
und Buchhandels bewährt haben. 
Wir aud zu diefer Wereinbarung durch Unferen Bundestags-Gefandten 
Unfere Zuftimmung unter der gleichzeitigen Erflärung ertheilt haben: es 
verftebe ſich von jelbft, daß 
a) aud nad Ausführung des gegenwärtigen Beichluffes ein über deſſen 
Inhalt hinausgehender Schutz gegen Nachdruck und unbefugte Nach— 
bildung, wo derſelbe durch die Landesgeſetzgebung fchon früber ge: 
währt worden tft, und in Folge des Bundesbeſchluſſes vom 6. Sep- 
tember 1832 allen Untertbanen veutfcher Bundesftaaten zu Gute fommt, 
nicht befchränft werden foll, und daß 
b) denjenigen deutichen Staaten, welde fünftig nod günftigere Beſtim— 
mungen zum Schutze des fchriftitellerifchen und fünftleriichen Eigen— 
ſhums, als ihre bisherige Geſetzgebung und der gegenwärtige Bundes- 
Beſchluß diefelben aufftellen, für ihre Untertbanen und die Untertbanen 
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der fi mit ihnen über gleiche Grundfäge vereinigenden Regierungen 

treffen wollen, bierin durchaus freie Hand bleibt, 
jo wollen Wir hierdurch dieſe, unter fämmtlichen deutſchen Bundes-Regie- 
rungen getroffene Vereinbarung veraeftalt zur allgemeinen Kenntniß bringen, 
daß Unfere Bebörden und Untertbanen, und zwar nicht bloß in Unſeren 
zum deutichen Bunde gehörigen Landen, fondern, in Vorausfegung der 
Beobachtung einer diesfälligen Neriprocität von Seiten der andern deutfchen 
Staaten, aud in den übrigen Provinzen Unferer Monarchie ſich danach zu 
achten haben. 

Sp geicheben und gegeben Berlin, ven 29. November 1837, 


26. Patent über die Publication des Bundestags-Beſchluſſes vom 22. April 1841 
wegen des den Verfaſſern mufifalifcher Kompofitionen und bramatifcher 
Werke zu gewährenden Schutzes. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preu— 
Ben ꝛc. ꝛc. Thun fund und fügen hiermit zu wiſſen: Nachdem die zum 
deutſchen Bunde vereinigten Regierungen in der 10ten diesjährigen Sigung 
der Bundesyerfammlung vom 22. April c. fi dahin vereinigt haben: 

Die im deutihen Bunde vereinigten Regierungen werden zum Schutze 
der inlänvifchen Verfaſſer mufifalifher Compofitionen und dramatifcher 
Werfe gegen unbefugte Aufführung und Darftellung derfelben im Umfange 
des Bunpesgebietes Folgende Beſtimmungen in Anwendung bringen: 

1) die öffentliche Aufführung eines dramatifchen oder mufifalifchen 
Werkes, im Ganzen oder mit Abfürzungen, darf nur mit Erlaubniß des 
Autors, feiner Erben oder fonftigen Rechtsnachfolger Statt finden, fo lange 
das Werf nicht durch den Drud veröffentlicht worden ift; 

2) vdiefes augfchließente Necht des Autors, feiner Erben oder fonftigen 
Rechtsnachfolger foll wenigstens während zehn Jahren, von der erften recht: 
mäßigen Aufführung des Werfes an, in fämmtlichen Bundesftaaten aner: 
fannt und gefchügt werden. Hat jedoch der Autor die be N feines 
Werkes ohne Nennung feines Familien» oder offenfundigen Autor-Namend 
irgend Jemanden geftattet, fo findet auch gegen Andere fein ausſchließendes 
Recht Statt; 

3) dem Autor oder deſſen Rechtsnachfolgern fteht gegen Jeden, welcher 
deſſen ausſchließliches Recht durd öffentlihe Aufführung eines noch nicht 
gedrudten dramatifchen oder mufifalifhen Werfes berinträchtigt, Anſpruch 
auf Entſchädigung zu; 

4) die Beftimmung diefer legtern und der Art, wie biefelbe gefichert 
und verwirflict werden foll, fo wie die Feftfegung der etwa noch neben dem 
Schadenerſatze zu leiftenden Geldbußen, bleibt den Landesgeſetzen vorbehalten; 
ftets iſt jedoch der ganze Betrag der Einnahme von jeder unbefugten Auf 
führung, ohne Abzug der auf diefelbe verwendeten Koften, und ohne Unter- 
ſchied, ob das Stück allein oder in Verbindung mit einem anderen ben 
Gegenſtand der Aufführung ausgemadt hat, in Befchlag zu nehmen, 
fo bringen Wir diefe, unter fämmtlichen deutfchen Regierungen getroffene 
Bereinbarung bierdurdy, mit Hinweiſung auf die $$. 32. 33. 34. des Ge— 
feges vom 11. Juni 1837 (Gefepfammlung Seite :65.), darch welche die 
nähere Ausführung der in dem vorgedachten Bundesbeichluffe aufgeftellten 
allgemeinen Grundfäge für Unfere Staaten bereits im Voraus erfolgt ift, 
zur allgemeinen Kenntniß und verordnen zugleich, daß Unſere Behörden und 
Untertbanen, nicht bloß in Unferen zum deutichen Bund gehörenden Landen, 
fondern aud in den übrigen Provinzen Unferer Monarchie, fih, nah Maaß— 
gabe des $. 38. des Gefeges vom 11. Juni 1837, danach zu achten haben. 

Sp geichehen und gegeben Sansſouci, den 6. November 1841. 


152 


3° Les cantons de Landau, Bergzabern et Langenkandel, ainsi que toute 
la partie du deparlement du Bas-Rhin cedee par la France sur la rive gauche 
de la Lauter par le trait@ de Paris du 20 Novembre 1815. 

Il est entendu que toutes les communes designees ci-dessus sont censees 
etre cédées avec leurs banlieues. 

Aar. IH. La ville de Landau est déclarée, sous le rapport militaire, 
une des forleresses de la Confederation germanique, sans que cette dis- 
position puisse alterer en rien le droit de souverainel€e qui est devolu 
à S. M. le roi de Baviere sur ladite ville. 

Anr. IV. 5. M. le roi de Baviere réunira egalement à sa monarchie 
les bailliages de Miltenberg, Amorbach, Heubach et Alzenau, lels qu'ils ont 
ete cedes par suile des negocialions de la commission lerritoriale de Franc- 
fort par S. A. R. le grand-duc de Hesse, en vertu du traité du 30 Juin 1816, 
lequel est annex& au present recez. 

Arr. V. La ligne de demarcation entre les elals bavarois sur la rive 
gauche du Rhin et la France, suit les limites qui, d’apres le trail& de Paris 
du 20 Novembre 1815, separent l’Allemagne des deparlements de la Mo- 
selle et du Bas-Rhin, jusqu’a la Lauler, qui sert ensuite de frontiere jusqu’ä 
son embouchure dans le Rhin. Toutefvis la ville de Weissenbourg, Iraversee 
par cette riviere, reste tout entiere à la France, avec un rayon sur la rive 
gauche qui ne peut pas exceder mille toises. 

Ar. VI. II sera elabli une route militaire dans la direction de Würz- 
bourg vers les provinces bavaroises, sur la rive gauche du Rhin, à Iravers 
les elats de S. A. R. le grand-duc de Bade. Elle sera tracée de maniere 
à elre aussi peu onereuse que possible au grand duche, et les arrangements 
à faire à cet egard sont reserves à une convenlion particulicre entre 8. M. 
le roi de Baviere et S. A. R. le grand-duc de Bade. 

Aar. VII. Les stipulations, cessions, relrocessions, conditions et clauses 
portees au traite de Munich du 14 Avril 1816 ayant été ralifices, et les 
ralifications ayant ete confirmees par la prise de possession et la paisible 
jouissance des pays acquis ou changes, à l'exceplion de la partie du bailliage 
de Wertheim designde dans l'article II du present recez, qui dependait de la 
negociation commise à la commission de Francfort, les arlicles qui com- 
posent ce traitl& ont @l& annexes au present recez. L’article IV dudit traite 
a dü moliver une delerminalion particuliere. Il est de la teneur suivanle: 

„la conliguit© des acquisitions que fait la Baviere en échange des 
retrocessions susmenlionnees, &lant une slipulation du traité de Ried. 8. M. 
l’empereur d’Autriche reconnait le droit de 5. M. le roi de Bavicre ä une 
indemnite pour le desistement du principe de contiguile. 

„Cette indemnite sera fixce à Francfort, en m&me temps et de la même 
maniere qlie les autres arrangements lerritoriaux de l’Allemagne. 

„A cet effet S. M. l’empereur d’Autriche s’engage à donner a $. M. le roi 
de Baviere un dedommagement qui a Ele regl& de gre à gre jusqu’a l’epoque du 
resullat eflicace de la negociation de Francfort, et que la Baviere ait pü etre 
mise en possession de l’indemnite, pour la renoncialion ä la contiguite.“ 

Les negocialions de Franclort ont eu en consequence pour objet de 
realiser en faveur de la Baviere un dedommagement pour son desistement 
de la contiguit@ de ses possessions. Mais lindemnite obtenue & la suite 
de ces negoc.alions ayant été rejetce par la Baviere, quoiqu’elle füt un 
juste equivalent de l’objet donne, les hautes parlies contraclantes se con- 
siderent comme entierement liberdes envers la Baviere, attendu que les 
engagemenls pris envers cette cour n’ont jamais été que condilionnels, et 
qu'ils ont regu de leur part tout l’accomplissement dont ils elaient suscep- 
tibles. En consequence, l’art. IV precite, et, par suite du me&me principe, 
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les articles additionnels qui pourraient avoir été annexes audit traile de 
Munich, cessent d’ötre obligatoires, et ne pourront plus l’Etre dans aucun 
cas, ni A aucune epoque, dans aucune relation ou correlalion pour ou contre 
une partie quelconque, l’etat de possession, tel qu'il ressort du present recez, 
etant formellement reconnu par les parties contraclantes. 

S.M. 1. et R. Apost. change toulefois en une rente perpetuelle, en faveur 
de la Baviere, la rente condilionnelle et temporaire de 100,000 florins quelle 
lui paye en suite des negociations qui ont eu lieu ä Munich en 1816, 

Arr. VII. 8. M. J. et R. Apost., pour elle, ses heriliers et successeurs, 
cede ä S. A. R. le grand-duc de Bade le comte de Geroldseck, devolu 
a l’Autriche en vertu de l’article LI de l’acte du Congres de Vienne du 
9 Juin 1815. En echange de celte cession, $. A. R. le grand-duc de Bade 
met a la disposition de S. M. I. et R. Apost. la partie du bailliage de Wertheim 
designee dans l’arlicle II du present recez. 

Ant. IX, Les articles additionnels du trait& de Francfort du 20 No- 
vembre 1813 *), renfermant une clause onereuse ä la charge du grand-duche 
de Bade, sont revoques. $. A. R. le grand-duc, ses heritiers el successeurs, 
en sont liberes ä jamais, et l'élat de possession du grand-duche, tel qu'il 
existe aujourd’hui, est formellement reconnu. 

Art. X. Le droit de suecession etabli dans le grand-duche de Bade 
en faveur des comles de Hochberg, fils de feu le grand-duc Charles-Frederie, 
est reconnu pour et au nom des puissances contraclantes. 

Le trait& renfermant les deux arlicles ci-dessus, IX el X, est annexe 
au present recez. 

Art. XI, S.M. le roi de Prusse, pour lui, ses heriliers el successeurs, 
possedera en toule souverainete et proprieie dans les deparlements de la 
Sarre el de la Moselle, les distriels qui, en vertu du traite conclu ä Paris 
le 20 Novembre 1815, ont el& cedes par 8S. M. T. Chr. aux puissances 
signataires dudit traite. 

Art. Xll. 8. M. l’empereur d’Autriche ayant cede ä S. M. le roi de 
Prusse les distriels que S. M. I. et R. Apost., possedait, en vertu de l’article LI 
de Yacle du Congres de Vienne du 9 Juin 1815, dans le departement de 
la Sarre, y compris ses parcelles sur la rive droite de la Moselle, qui 
appartenaient autrefois a Luxembourg, ainsi que les distriels du departement 
de la Moselle cédés par S. M. T. Chr. par le traite de paix de Paris du 
30 Mai 1814, à l’exceplion toutefois de ceux de ces lerriloires qui, suivant 
article II du present recez, passent sous la domination de $. M. le roi 
de Baviere; S. M. prussienne possedera lesdits distriets, pour elle, ses he- 
riliers et successeurs, en toule proprield et souverainete, en tant qu'elle 
n’en a pas dispose suivant les arlicles XXVIL XXVII et XXIX du present 
recez, pour remplir les engagements contractes par l’arlicle XLIX et L de 
V’acte du Congres de Vienne. 

Art. XII. Conformement & cette double «isposition, et par suile des 
cessions failes, la frontiere des etals prussiens sera desormais la suivante: 

En quittant le confluent de la Moselle avec la Sarre, qui formait l’extremite 
des limites prussiennes designdes par l’arlicle Il de l’acle du Congres de 
Vienne, elle remontera la Moselle jusque pres de Perle, qui passera ä la 
Prusse, se dirigera de lä sur Lannsdorff, Wallwich, Schardorff, Nieder- 
weiling, Pellweiler, tous ces endroits restant avec leurs banlieues ä la France, 
jusqu’a Houvre, et suivra de cet endroit les anciennes limites du pays de 
Sarrebrück, en laissant Sarrelouis et le cours de la Sarre avec les endroits 
situes à la droit de la ligne ci-dessus designee (c’est-A-dire situes du cöte 


) Nouy. Recueil de Martens, b. I, p. 649. 
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du ci-devant departement de la Sarre), et leurs bätiments a la monarchie 
prussienne. Des limites du pays de Sarrebrück la ligne de demarcalion 
continuera à @lre la meme que celle qui, d’apres larlicle I du traile de 
paix conclu ä Paris le 20 November 1815, separe la France de l'Allemagne 
jusqu’a Blies-Rauschbach, de sorte que lout ce qui jusqu’a ce point fait, 
d’apres larlicle cite, partie de l’Allemagne, sera possede desormais par 
S. M. prussienne. 

Du point oü, pres de Blies-Rauschbach appartenant a la Prusse, finit 
la fronliere de la France, jusq’au village de Braitenbach, qui se trouvera 
sous la dominalion bavaroise, la fronliere qui separe les cantons d’Arneval, 
d’Ottweiler et de Saint-Wendel, sur la ligne prussienne, des cantons de 
Bliescastel et Waldmohr, faisant partie du lerritoire bavarois, formera la 
limite entre les etats de LL. MM. le roi de Prusse et de Baviere. 

Les fronlieres des ci-devant cantons qui, d’apres ce qui vient d’eire 
stipule, forment les limites entre le territoire prussien et bavarois, sont en- 
tendues telles qu’elles etaient a l’epoque de la conclusion du traile de paix 
de Paris du 30 Mai 1814. 

De Braitenbach la nouvelle fronliere passera à Iravers les cantons 
d’Ottweiler, de Tholey et de Saint-Wendel, de fagon qu’elle laisse du premier 
les communes de Werschweiler, Doerrenbach, la metairie de Wertshausen, 
ainsi que les communes de Steinbach, Niederlinxweiler, Remesweiler, Mainz- 
weiler et Urexweiler, et du second les communes de Namborn, Gnides- 
weiler, Gronig, Offenbach avec Oberlhal, Immweiler, Elmeren, Bliesen, 
Niederhofen, Winterbach, Alzweiler et Marpingen, toutes avec leurs ban- 
lieues, à S. A. S. le duc de Saxe-Cobourg, et que le reste de ces can- 
tons demeure sous la domination prussienne; mais que du canton de 
Saint-Wendel les seules communes de Hasborn, Dautweiler et Theley, avec 
leurs banlieues, fassent partie du territoire prussien, le reste de ce canlon ap- 
partenant en parlie ä celui de Saxe-Cobourg, et en parlie à celui d’Öldenbourg. 

De là la frontiere traversera les canlons de Wadern et de Hermeskeil, 
en laissant du premier les communes de Neunkirchen, Sellbach, Gonnes- 
weiler et Eyweiler, du second celles de Soetern, Boosen et Schwartzen- 
bach, toules avec leurs banlieues, à $. A. R. le grand-duc d’Oldenbourg, 
le reste de ces cantons formant partie du territoire prussien; elle passera 
entre le canton de Hermeskeil et de Birkenfeld, ce dernier appartenant en 
enlier au lerritoire d’Oldenbourg, et coupera le canton de Herrstein et de 
Rhaunen, de maniere que le premier apparlienne à $. A. R. le grand-duc 
d’Oldenbourg, à l’exception des communes de Hottenbach, Hellertshausen, 
Asbach, Schauren, Kempfeld et Bruchweiler, qui avec leurs banlieues de- 
meurent ä la Prusse, et que le second (celui de Rhaunen) reste ä S. M. 
prussienne, ä l’exception de la commune de Bondenbach, qui, avec sa ban- 
lieue, fait partie du territoire d’Oldenbourg. 

Lorsque la nouvelle limite aura ainsi atteint celle qui separait a l’epoque 
du 30 Mai 1814, le departement de la Sarre du deparlement du Rhin et 
Moselle, elle suivra cette limite vers le confluent de la Glan avec la Nahe, 
en separant du lerritoire prussien une parlie du canton de Herrstein, laquelle, 
comme il vient d’elre dit, apparlient au grand-duc d’Oldenbourg, et le canton 
de Meisenheim, qui passe a S. A. S. le landgrave de Hesse - Hombourg. 
Au confluent des deux susdiles rivieres Ja nouvelle frontiere retombera dans 
les limites ſixées par l’arlicle XXV de l’acte du Congres de Vienne, et ad- 
mises au present recez. 

Arr. XIV. S. M. le roi de Prusse reunit à son grand-duche du Bas- 
Rhin tous les districls et terriloires compris dans les limites déerites dans 
article precedent. 
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Art. XV. Le droit de garnison dans la forteresse de Mayence est commun 
a S. M. l’empereur d’Autriche et à S. M. le roi de Prusse. La garnison 
de cette place sera cumposee d’un nombre egal de troupes aulrichiennes 
et de troupes prussiennes; S. A. R. le grand-duc de Hesse parlicipera au 
m&me droit pour un bataillon d’infanterie. 

Art. XVI. Par suite de l’article ci-dessus, LL. MM. l’empereur d’Au- 
triche el le roi de Prusse exerceront le droit de nommer le gouverneur et 
le commandant de la place de Mayence alternalivement de cing ans en cinq 
ans, et de maniere que, lorsque le poste de gouverneur sera occupe par 
un general autrichien, celui de commandant le sera par un general prussien, 
ei ainsi r@ciproquement. Il est egalement convenu que la direction de 
V’artillerie apparliendra, comme jusqu’ici, à l’Autriche, et celle du genie 
a la Prusse. 

Art. XVII. S. A. R. le grand-duc de Hesse cede ä S. M. le roi de 
Prusse le duch@ de Westphalie, tel qu’il a été possede par S. A.R. a l’epoque 
de la signature de l’acte final du Congres de Vienne du 9 Juin 1815, pour 
apparlenir ä S. M., ses descendanis et successeurs, en toule propricte et 
souverainele. 

Art. XVII. S. A. R. le grand-duc de Hesse renonce en faveur de 
S. M. le roi de Prusse, pour lui, ses descendanlis et successeurs, à loul 
droit de souverainele et de feodalite sur les comtes de Willgenstein-Wilt- 
genslein et Witigenstein-Berlebourg. 

Ces possessions seront placees envers la monarohie prussienne dans 
les relations etablies par la constitulion federative de "Allemagne pour les 
territoires medialises. 

Ant. XIX. En retour des cessions el renoncialions failes par le grand- 
duc de Hesse, S. A. R. possedera, pour elle, ses heriliers et successeurs: 

1° En toute souverainete les terriloires du prince et des comtes 
d’Isenbourg, y compris les villages de Heusenstamm et d’Eppertshausen, 
ä l’exceplion toutefois des distriets cedes a $. A. R. l’elecleur de Hesse, 
en vertu de l’article XXV du present recez; de m&me en toule souverainele 
les possessions du comte de Solms-Rödelheim et du comte d’Ingelheim, qui 
ont fait parlie du ci-devant departement de Francfort, lesquelles possessions 
et villages seront places envers le grand-duch@ de Hesse dans les relations 
etablies par Ja constilulion federalive de l’Allemagne pour les territoires 
medialises. 

Les rapports des comtes d’Isenbourg vis-a-vis du prince d’Isenbourg 
seront relablis sur le pied sur lequel ils existaient avant la Confederalion 
rhenane; bien entendu que tous les droits de souverainele apparliendront 
uniquement à LL. AA. RR. l’electeur et le grand-duc de Hesse, confor- 
mement ä l'arlice XXV ci-dessus menlionne. 

2° En propriete les salines situces dans la banlieue de Kreuznach, 
ainsi que les sources saldes qui y appartenaiert à l’epoque de la signature 
de l’acte du Congres de Vienne du 9 Juin 1815. La saline dite de Münster, 
qui est une propriete particuliere, est expressement exceplee. La souverainele 
de toutes ces salines restera ä 8. M. le roi de Prusse. 

Art. XX. S. A. R. le grand-duc de Hesse, ses heritiers et successeurs, 
possederont en toute propriete el souverainele: 

1% Le cercle d’Alzei, à l’exception du canton de Kirchheim - Poland, 
et les cantons de Pfeddersheim el de Worms dans le cercle de Spire, tels 
que ces pays se lrouvaient à l’epoque du 3 November 1815, sous l’ad- 
ministration @lablie a Worms, et de facon que les limites des elats prus- 
siens, la oü ceux-ci confinent au cercle d’Alzei, restent telles qu’elles sont 
fixces par l’article XXV de l’acte du Congres de Vienne du 9 Juin 1815. 
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2° La ville et le territoire de Mayence, y compris Castel et Kostheim, 
à l’exception de tout ce qui constitue la forteresse, laquelle est declaree 
forteresse de la Confederalion germanique. 

Arr. XXI. Tous les ouvrages, édiſices, lerrains et revenus qui appar- 
tenaient à la forteresse de Mayence, ä l’cpoque de la remise faile aux 
troupes allices, en exccution de la convention du 23 Avril 1814, soit que 
ces revenus fissent parlie de sa dotation, soil qu'ils fussent affectes à d’autres 
objels, resteront exclusivement äà la disposilion du gouvernement de la 
forleresse, et leur produit fera parlie de la dotation. 

Aar. XXII. Le droit de souverainete dans la ville de Mayence appar- 
tenant ä 5. A. R. le grand-duc de Hesse, l’administralion de la justice, la 
perception des impositions et contributions de toute espece, ainsi que toute 
autre branche de l’administration civile, restera exclusivement entre les mains 
des employes de S. A. R., et le gouverneur et le commandant leur preteront 
secours et assislance en cas de besoin. Toutefois le gouvernement militaire 
de la forteresse sera nanli de tous les pouvoirs n&cessaires pour lui assurer, 
conformement ä la responsabilite qui repose sur lui, l’exercice libre et in- 
dependant de ses fonctions. Les autoriles civiles et locales lui seront sub- 
ordonnees pour tout ce qui concerne la defense de la place et les rapports 
militaires. Il aura, ä ce me&me egard, nomme&ment la direction de la police, 
de maniere cependant qu’un employe civil de S. A. R. le grand-duc prendra 
part aux conferences du gouvernement, aussi souvent qu’il s’agira d’objels 
de cetie nature. Les ordonnances el reglements de police seront publies 
par le gouvernement, sous lintervenlion du president de la police de la 
ville. La garde bourgeoise de la ville sera, ainsi que cela se pratique dans 
toutes les forteresses, placee sous les ordres du gouvernement militaire, et 
ne pourra se rassembler que de son consentement. Il ne sera mis aucun 
obstacle ä la levce de la conscription dans la ville. Le gouvernement mi- 
litaire elant responsable de la defense de la place et du maintien de l’ordre 
interieur, et jouissant du droit de prendre dans ce but toutes les mesures 
necessaires, il pourra aussi placer des avant-postes au dehors de la for- 
teresse. En temps de guerre, ou lorsque l’Allemagne sera menacee d’une 
guerre, et la forteresse declaree en elat de siege, les pouvoirs du gou- 
vernement militaire seront illimites, et n’auront d’autres bornes que la pru- 
dence, les usages el le droit des gens. 

Art. XXI. S. A. R. le grand-duc de Hesse consent ä ce que la Prusse 
ait une roule militaire par ses elats pour les troupes qui passent d’Erfurt 
par Eisenach, Hersfeld, Giessen et Wetzlar à Coblence, et que celles qui 
viennent de Mayence ou qui y sont deslinees, prennent la route de Cob- 
lence par Bingen. 

Le reglement d’une route d’etapes pour les troupes aulrichiennes 
destinces à faire parlie de la garnison de Mayence est reservee à une 
convenlion particuliere entre les gouvernements respeclifs. 

S. A. R. le grand-duc de Hesse consent egalement ä ce que la Ba- 
viere ait une route militaire par ses états pour les troupes qui passent des 
provinces bavaroises ä la rive droite du Rhin dans celles nouvellement 
acquises sur la rive gauche de ce fleuve. Quant aux places d’elapes, aux 
moyens d’entrelien et de transport et autres objets d’administralion, ces ob- 
jels seront regles par une convention parliculiere entre $. M. le roi de 
Baviere et S. A. R. le grand-duc de Hesse. 

Ant. XXIV. Les engagements pris par S. A. R. le grand-duc de Hesse 
dans les articles additionnels du traite de Francfort du 23 Novembre 1813 *) 


2) Nouv. Recueil de Martens, t. IV, p. 97. 


157 


cessent; el la clause onereuse que ces arlieles renfermaient ne pourra plus 
dans aucun cas, ni à aucune &poque, devenir obligatoire pour $. A. R., ses 
heritiers el successeurs. 

Ant. XXV. 5. A. R. le grand-duc de Hesse remet S. A. R. l’electeur 
de Hesse en possession du bailliage de Dornheim, et lui cede, en echange 
des bailliages de Rodheim, Ortenbourg et Babenhausen, de la moitie de Vilbel | 
appartenante ä 5. A. R. l’eleeteur, et des communautes de Münzenberg, 
Traismünzenberg, Ostenheim. Heuchelheim et Burggräfenrode, les territoires 
suivants, savoir: 

1° Les endroits de Grossenheim, Grosskrotzenbourg et Oberrodenbach, 
et la moitie de Praunheim appartenante au grand-duche; 

2° Une partie du pays d’Isenbourg, composce des bailliages (Ge- 
richte) de Diebach, Langenselbold, Meerholz, Lieblos, Wärchtesbach, Spiel- 
berg et Reichenbach, et du village de Wolfenborn. 

Arr. XXVI. S. A. R. le grand-duc de Hesse reintegre, en execution 
de l'article XLVIN de l’acte du Congres de Vienne du 9 Juin 1815, S. A. S. 
le landgrave de Hesse-Hombourg dans les possessions, revenus, droits et 
rapports poliliques dont il a été prive par la confederation rhenane. 

I Sera conclu entre S. A. R. le grand-duc de Hesse et S. A. S. le 
landgrave de Hesse-Hombourg, un arrangement de famille ä l’eflet de con- 
eilier les rapports resultants de la presente stipulation avec les pactes et 
recez de famille existants. 

Art. XXVII. L’article XLIX de l’acte du Congres de Vienne ayant re- 
serve dans le ci-devant d“partement de la Sarre un district pour LL. AA. 
RR. les grands-ducs d’Oldenbourg, prince de Lubeck, et de Mecklenbourg- 
Strelitz, LL. AA. SS. le duc de Saxe-Cobourg, le landgrave de Hesse- 
Hombourg et le comte de Pappenheim, lequel distriet a regu plus tard de 
S. M. prussienne une plus grande extension en faveur de S. A. 8. le duc 
de Saxe-Cobourg, et S. M. le roi de Prusse s’etant engage, en considera- 
tion des cessions qui lui ont été faites à l’article XII du present recez, par 
S. M. P’empereur d’Autriche, ä meltre lesdits princes, ainsi que le comte 
de Pappenheim, en possession des territoires qui doivent leur appartenir, 
S. M. prussienne, de concert avec S. M. I. et R. Apost., 8. M. le roi du 
royaume-uni de la Grande-Bretagne et d’Irlande et 8. M. l’empereur de 
toutes les Russies, cede: 

1° A.S. A. R. le grand-duc d’Oldenbourg, prince de Lubeck, le canton 
de Herrstein, ä l’exception des communes de Hottenbach, Hellertshausen, 
Asbach, Schauren, Kempfeld et Bruchweiler; le canton de Birkenfeld; du 
canton de Hermeskeil les communes de Soetern, Boosen et Schwarzenbach; 
du canton de Wadern les communes de Neunkirchen, Sellbach, Gonnes- 
weiler et Eyweiler; du canton de Saint-Wendel les communes d’Asweiler, 
Eizweiler, Imsbach, Hirstein, Reichweiler et Mosberg, Steinberg et Decken- 
hard, Wallhausen et Schwarzhoff: du canton de Rhaunen la commune de 
Bondenbach; et du canton de Baumholder les communes de Nohen, Nohe- 
felden, Gimbweiler et Wolfersweiler. 

Art. XXVIII. 20 A S. A. S. le duc de Saxe-Cobourg le canton de 
Grumbach, ä l’exception des communes de Baerenbach, Becherbach, Otz- 
weiler, Hoppstädten, Saint- Julian et Eschenau; le canton de Baumholder, 
ä l’exception de Nohen, Nohefelden, Gimbweiler et Wolfersweiler; le can- 
ton de Saint-Wendel, à l’exception des communes de Bubach, Saal, Nieder- 
kirchen, Marth, Hoff, Osterbrücken, Hasborn, Dantweiler, Theley, Asweiler, 
Eizweiler, Hirstein, Reichweiler et Mosberg, Steinberg et Deckenhard, Wall- 
hausen et Schwarzhog et Imsbach; du canton de Consel les communes de 
Bourg Lichtenberg, Thallichtenberg, Ruthweiler, Pfeffelbach, Reichweiler et 
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Schwarzerden; ‚du canton de Tholey les communes de Namborn, Gnides- 
weiler, Gronig, Offenbach avec Oberthal, Immweiler, Elmeren, Bliesen, Nie- 
derhofen, Winterbach, Alzweiler et Marpingen; et du canton d’Ottweiler les 
communes de Werschweiler et Doerrenbach, la melairie de Werthshausen, 
ainsi que les communes de Steinbach, Niederlinxweiler, Meinzweiler et 
Urexweiler. 

Aur. XXIX. 3° A 5. A. S. le landgrave de Hesse-Hombourg, le can- 
ton de Meisenheim; et du canton de Grumbach les communes de Baeren- 
bach, Becherbach, Otzweiler et Hoppstädten. 

Aut. XXX. S. A. R. le grand-duc d’Oldenbourg, prince de Lubeck, 
LL. AA. SS. le duc de Saxe-Cobourg et le landgrave de Hesse-Hombourg 
possederont lesdits districis et lerriloires pour eux, leurs heriliers et suc- 
cesseurs, en toute souverainele et propriete, et d’apres les clauses et sti- 
pulations enoncees dans les acles dressös entre les parties interessees lors 
de la remise desdits territoires. 

S. A. S. le landgrave de Hesse-Hombourg, pour lui, ses heritiers et 
successeurs, jouira egalement d'une pleine et enliere souverainele à l’egard 
des possessions dans lesquelles il a été reintegre par l’article XLVIII 
de l’acte du Congres de Vienne; il prendra le litre de landgrave souverain 
de Hesse. 

Ant. XXXI. Il est entendu que les communes renfermees dans les 
distriets designes dans les articles XXVII, AXVII et XXIX du present recez 
sont censees &tre cédées avec leurs banlieues, qui ne seront nulle part 
coupees par les nouvelles limites. 

Ast. XXXII. La Prusse jouira du droit d’une route militaire par la 
prineipaute de Birkenfeld, pour conserver la communication necessaire avec 
le pays de Sarrebrück et la forteresse de Sarrelouis. 

Il a ete fail a cet egard une convention parliculiere entre S. M. le roi 
de Prusse et S. A. R. le grand-duc d’Oldenbourg. 

Aur. XXX. 5. A. R. le grand-duc d’Oldenbourg, prince de Lubeck, 
LL. AA. SS. le duc de Saxe-Cobourg et le landgrave souverain de Hesse 
ayant été mis en possession des territoires qui leur étaient deslines, S. A. R. 
le grand-duc de Mecklenbourg-Strelitz ayant fait un arrangement particulier 
avec S. M. le roi de Prusse*), et le comte de Pappenheim ayant oblenu 
une indemnite en domaines dans la monarchie prussienne, et ces derniers 
arrangements ayant été nolifies & la commission territoriale, S. M. prussienne 
est entierement liberee des engagements qu’elle a voulu prendre par l’art. 
XIIX de l’acte du Congres de Vienne. 

Ant. XXXIV. 5. M. le roi des Pays-Bas, grand duc de Luxembourg, 
possedera, pour lui, ses heriliers el successeurs, en pleine propriete et sou- 
verainete, tous les distriets qui, ayant fait partie en 1790 des provinces 
belgiques, de l’evöche de Liege et du duché de Bouillon ont ele cedes par 
la France aux puissances alliees en vertu du traile conclu ä Paris le 20 No- 
vembre 1815, ainsi que les territoires enclaves de Philippeville et Marien- 
bourg, avec les places de ce nom, cedes par le me&me traite, Par suite 
de cette disposition, les limites des etats de 8. M. le roi des Pays-Bas, 
grand-duc de Luxembourg, resteront telles qu’elles ont été fixees entre la 
France et les pays cedes aux puissances alliees par le traile de paix de 
Paris du 30 Mai 1814, a commencer de la mer du Nord jusque vis-a-vis 
de Quievrain. De Quievrain la ligne de demarcation suivra les anciennes 
limites des provinces belgiques, du ci-devant ev&che de Liege et du duche 
de Bouillon jusqu’a Villers pres d’Orval, comme elles etaient en 1790, 


2) Nouv. Rerueil de Martens, t. IV, p. 600. 
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conform&ment aux stlipulalions de larlicle I" dudit traité de Paris du 
20 Novembre 1815, de sorle que tous les pays qui se trouvent & la 
gauche de ladite ligne de de“marcation, en y comprenant les territoires 
enclaves de Philippeville et Marienbourg, avec les places de ce nom, le 
ci-devant eväche de Liege et tout le duche de Bouillon, appartiennent aux 
Pays-Bas. 

Arr. XXXV. L’article II du trait® conclu à Vienne le 31 Mai 1815, 
et l’article LXVII de l’acte du Congres de Vienne ayant slipul& que la for- 
teresse de Luxembonrg serail consideree comme forteresse de la Confede- 
ralion germanique, cette disposilion est mainlenue et expressement confirmee 
par le present recez. 

Cependant S.M. le roi de Prusse et S. M. le roi des Pays-Bas, agissant 
en sa qualit@ de grand-duc de Luxembourg, voulant adapter le reste des 
dispositions desdits articles aux changemenis survenus par le trait& de 
Paris du 20 Novembre 1815, et pouvoir de la maniere la plus eflicace 
a la defense combinde de leurs elats respectifs, LL. MM. sont convenues 
de tenir garnison commune dans la forteresse de Luxembourg, sans que 
cet arrangement, fait uniquement sous le rapport militaire, puisse alterer en 
rien le droit de souverainet@ de S. M. le roi des Pays-Bas, grand-duc de 
Luxembourg, sur la ville et la forteresse de Luxembourg. 

Ast. XXXVI, S. M. le roi des Pays-Bas, grand-duc de Luxembourg, 
cöde a S. M. le roi de Prusse le droit de nommer le gouverneur et le 
commandant de cetie place, et consent à ce que tant la garnison en general, 
que chaque arme en particulier, soit composee pour les trois quaris de 
troupes prussiennes et pour un quart de troupes des Pays-Bas, renongant 
ainsi au droit de nomination que l’article LXVII de l’acte du Congres de 
Vienne assurait ä 8. M, 

Les troupes seront solddes et équipées aux frais de leurs gouvernements 
respeclifs. Il en sera de m&me pour leur nourriture, lorsque la forteresse 
ne sera pas declarece en elat de siege. Dans ce cas la garnison se nour- 
rira des magasins de la forleresse, et il sera supplöe & son approvisionnement 
d’apres les principes etablis dans le traite conclu entre $. M. le roi de 
Prusse et S. M. le roi des Pays-Bas, grand-duc de Luxemhourg, à Franc- 
fort-sur-le-Mein le 2 Novembre 1816*) annexe au present recez. 

Aar. XXXVIl. Le droit de souverainet@ apparlenant dans toute sa ple- 
nitude à S. M. le roi des Pays-Bas, grand-duc de Luxembourg, dans la 
ville et forteresse de Luxembourg comme dans tout le reste du grand-duche, 
!’administration de la justice, la perception des imposilions et contribulions 
de toute espece, ainsi que toute aulre branche de l’administralion civile, 
restera exclusivement entre les mains des employes de S. M., et le gouver- 
neur et le commandant leur pr&teront secours et assistance en cas de besoin. 

De l’autre côlté le gouverneur sera nanli de tous les pouvoirs neces- 
saires pour lui assurer, conform&ment äa la responsabilite qui repose sur 
lui, l’exercice libre et independant de ses fonctions. et les autorites civiles 
et locales lui seront subordonndes pour tout ce qui concerne la defense 
de la place. 

Pour eviter neanmoins tout conflit entre l’autorite militaire et civile, 
S. M. le roi des Pays-Bas, grand-duc de Luxembourg, nommera un com- 
missaire special qui servira d’intermediaire entre le gouvernement et les 
autoriles civiles, et recevra les direclions du gouverneur dans les affaires 
de police, en tant qu’elles se lient aux rapports militaires et a la defense 
de la place. 


®) Nouv. Recueil de Martens, t. IV, p. 264. 


160 


Le gouverneur pourra pour le m&me objet, et toujours dans les limites 
qui viennent d’etre enoncdes, deleguer de sa part une personne ä son 
choix, et ces deux employes formeront une commission mixte., 

Mais en cas de guerre, ou si l’une ou l’autre des deux monarchies 
de Prusse ou des Pays-Bas etait menacee d’une guerre, et que la forteresse 
füt döelarde en état de siege, les pouvoirs du gouverneur seront illimites, 
et n’auront d’autres bornes que la prudence, les usages et le droit des gens. 

Si finalement la diele de la Confederation germanique venait a decider 
que les gouverneurs et commandants des forteresses de la ligue devront 
eire assermenles, le gouverneur et le commandant de la forteresse de 
Luxembourg preteront le serment d’apres la formule qui sera adoptee par 
la diete. 

Art. XXXVIN. Une partie des indemnites pecuniaires que S. M. T. Chr. 
s’est engagée de payer, par l’art. IV du traite de Paris du 20. Nov. 1815, 
etant destinde, en verlu des arrangements fails a Paris entre les puissances 
alli6es, a renforcer la ligne de defense des etats limitrophes de la France, 
cette somme est distribuce de la manicre suivante: 

S. M. le roi de Prusse en recevra, pour èêtre employes aux ouvrages 
destines a la defense du Bas-Rhin, vingt, S. M. le roi de Baviere, 8. M. 
le roi des Pays-Bas soixante, et S. M. le roi de Sardaigne dix millions de 
franes. Cinq millions de francs sont destines pour etre employes ä achever 
les fortifications de la forteresse de Mayence, et vingt millions pour la 
construclion d’une place federale sur le Haut-Rhin. 

L’emploi de ces dillerenles sommes sera fait conform&ment au systeme 
qui a été adopte par les puissances signalaires du traité de paix conclu A 
Paris le 20 Novembre 1815, et qui a et@ consignie au protocole de la con- 
ference de leurs ministres du 21 Novembre 1815*) annexe au prösent recez. 

Anr. XXXIX. La partie de la Savoid qui était restée à la France en 
vertu du traité de paix de Paris du 30 Mai 1814, et qui a ete retrocedee 
par le trait@ du 20 Novembre 1815, est nestituee à 8. M. le roi de Sar- 
daigne, pour être possedee en toule souverainele et propricte par lui, ses 
heriliers et successeurs; et les fronlieres entre la Savoie et la France seront 
telles qu’elles existaient en 1790, 

La commune de Saint-Julien reste exceptee de cette restitution, Elle 
a ele donnée A la Confederation suisse, qui en a relrocede à S. M. sarde 
la portion dans laquelle le chel-lieu est situe. 

Art. XL. Afin d’elablir une communication directe entre le canton 
de Geneve et le reste de la Suisse, la parlie du pays de Gex bornee ä 
l’est par le lac Leman, au midi par le territoire du canton de Geneve, au 
nord par celui du canton de Vaud, ä l'ouest. par le cours de la Versois 
et par une ligne qui renferme les communes de Collex-Bussy et Meyrin 
(laissant Ja commune de Ferney & la France) est r&unie definitivement au 
eanton de Geneve. La commune de Saint-Julien est reunie &galement A 
ce canton, à l’exceplion toulefois de la partie qui, conformement ä l'arlicle 
precedent, en a été cédée a 8. M. le roi de Sardaigne. 

Anr. XLl. En consequence des acles du Congres de Vienne, ainsi 
que des dispositions ulterieures des puissances allices, el nomm&ment en 
vertu du trait& conclu entre S. M. le roi de Sardaigne et la Confederalion 
suisse le 16 Mars 1%816, dont l'arlicle premier se lrouve transcrit ci-dessous, 
en tant qu'il s’agit de Ja descriplion des frontieres, le territoire cede par 
S$. M. le roi de Sardaigne pour être reuni au canton de Geneve, est limite 
par le Rhöne a partir de l’ancienne frontiere pres de Saint-Georges jusqu’aux 


*) Nouv, Recueil de Martens, t, TIL, p. 406. 


161 


confins de l’ancien territoire genevois, à l’ouest d’Aire la ville: de la par 
une ligne suivant ce même ancien territoire jusqu’a la riviere de la Loire, 
remonlant cette riviere jusqu’au chemin qui de la Terriere tend & Soral, 
suivant le chemin jusqu’audit Soral, lequel restera ainsi que le chemin en 
entier sur Geneve; puis par une ligne droit tiree sur l’angle saillant de la 
commune de Bernex ä l’ouest de Norcier. De cet angle la limite se dirigera 
par la ligne la plus courle à l’angle meridional de la commune de Bernex 
sur l’Aire, laissant Norcier et Turens sur Savoie. De ce point elle prendra 
la ligne la plus courte pour atteindre la commune de Compesieres, suivra 
le confin de cette commune & l’est de Saint-Julien jusqu’au ruisseau 
de l’Arande, qui coule entre Ternier et Bardonek, remontera ce ruisseau 
jusqu’a la grande route d’Annecy à Carouge, suivra cette route jusqu’ä 
l’embranchement du chemin qui mene directement a Colonge, a 155 toises 
de Savoie, avant d’arriver ä la Croix-de-Roson; atteindra par ce chemin 
le ruisseau qui descend du village d’Archamp, suivra ce ruisseau jusqu’ä 
son confluent avec celui qui descend du hameau de la Combe, au delä 
d’Evordes, en laissant neanmoins toules les maisons dudit Evordes sur 
Geneve; puis du ruisseau de la Combe prendra la route qui se dirige sous 
Rossey, sous Crevin et au-dessus de Veirier. De l’interseclion de celte 
route à l’est et pres de Veirier avec celle qui de Carouge tend à Etrem- 
bieres, la limite sera marquee par la ligne la plus courte pour arriver ä 
VArve, ä deux toises au-dessus de la prise d’eau du biez du moulin de 
Sierne. De lä elle suivra le Thalweg de cette riviere jusque vis-A-vis de 
l'embouchure du Foron, remontera le Foron jusqu’au delä de Cormières, 
au point qui sera indique par la ligne la plus courte, tiree de la jonclion 
de la route de Carra avec le chemin qui du nord de Publinge tend au 
nord de Ville-la-Grande; suivra ladite ligne, et ce dernier chemin vers 
l’est, en le donnant à Geneve; puis la route qui remonte parallelement au 
Foron jusqu’ä l’endroit où elle se Irouve en conlact avec le territoire de 
Jussy. De ce point la ligne reprendra l’ancienne limite jusqu’ä sa rencontre 
avec le chemin tendant de Guy à Foncenex, et suivra ledit chemin vers 
le nord jusqu’a la sortie du village de Gy, laissant ledit chemin sur Geneve. 
La limite se dirigera ensuite en ligne droit sur le village de Veigi, de 
maniere à laisser toutes les maisons du village sur Savoie, puis en ligne 
droit au point oü l’Hermance coupe la grande route du Simplon. Elle 
suivra enfin l’'Hermance jusqu’au lac, lequel bornera le nouveau territoire 
au nord-ouest; bien entendu que la propriete du lac jusqu’au milieu de 
sa largeur, à parlir d’Hermance jusqu’a Vesenaz, est acquise au canton de 
Geneve, et qu’il en sera de m&me des porlions du cours du Rhöne qui, 
ayant fait jusqu’ici frontiere entre les deux etats, apparlenaient ä 8. M.; 
que tous les chemins indiques, comme formant la ligne frontiere dans la 
delimitation ci-dessu:, appartiendront ä 8. M., sauf les exceptions indiquees, 
et que tous les enclos fermes de murs ou de haies altenants aux maisons 
des villages et hameaux, qui se trouveraient places pres de la nouvelle 
frontiere, apparliendront à l’etat dans lequel est situe le village ou hameau; 
la ligne marquant les confins des &lats ne pourra &tre rapprochee & plus 
de deux toises des maisons ou des enclos y attenants et fermes de murs 
ou de haies. Quant aux rivieres et ruisseaux qui, d’apres les changements 
de limite r&sultant du trait& de ce jour, determinent la nouvelle fronliere, 
le milieu de leurs cours servira de limite, en exceptant le Foron, lequel 
apparliendra en entier ä S. M., et dont le passage ne sera assujetli à aucun droit. 

Art. XLII. Les souverains qui, en vertu du present recez, obliennent 
des territoires qui ont élé detaches de la France par les traites de paix 
de Paris du 30 Mai 1814 et du 20 Novembre 1815, entrent dans tous 
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les droits, et prennent sur eux loutes les charges et engagements stipules 
a cet egard dans les deux susdits Lraites. 

Art. XLIII. L’etat de possession actuel des duches de Parme, Plai— 
sance et Guastalla, ainsi que celui de la principaute de Lucques, etant 
determine par les stipulalions de l’acte du Congres de Vienne, les dispo— 
sitions des articles XCIX, CI et CHI sont et restent maintenues dans toute 
leur force et valeur. 

Aur. XLIV. Lareversibilit des duches de Parme, Plaisance et Guastalla, 
prevue par l’article XC de l’acte final du Congres de Vienne, est determinee 
de la maniere suivanle: 

Les duches de Parme, Plaisance et Guastalla, apres le deces de $S.M. 
l’archiduchesse Marie-Louise, passeront en toute souverainele a 8. M. rme 
fante d’Espagne Marie-Louise, l'inſant Don Charles-Louis, son fils, et ses 
descendants mäles, en ligne directe et masculine, @ l’exception des distriets 
enclaves dans les etats de S. M. I. et R. Apost. sur la rive gauche du 
Pö, lesquels seront en toute propricle a sadite Majestic, conformement ä la 
restriclion etablie par l’art, XCIX de l’atte du Congres de Vienne. 

Ant. XLV. A cette m&me epoque, la reversibilil@ de la prineipaute 
de Lucques, prevue par l’article CII de l’acte du Congres de Vienne, aura 
lieu, dans les termes et sous les clauses du mèême article, en faveur de 
S. A. l. et R. le grand-duc de Toscane. 

Art. LXVI. Quoique la fronliere des états autrichiens en Italie soit 
determinee par la ligne du Pö, il est toulefois convenu d’un commun accord 
que la forteresse de Plaisance offrant un interet plus parliculier au systeme 
de defense de V'Italie, S. M. I. et R. Apost. conservera dans celte ville, 
jusqu’a l’epoque des reversions, apres l’extinclion de la branche espagnole 
des Bourbons, le droit de garnison pur et simple; lous les droits regaliens 
et civils sur cette ville elant reserves au souverain futur de Parme. Les 
frais de l’entrelien de la garnison dans la ville de Plaisance seront a la 
charge de l’Autriche, et sa force, en temps de paix, sera delerminee ä 
l’amiable entre les hautes parties inleressces, en prenant toulefois pour regle 
le plus grand soulagement possible des habitanls. 

Aur. XLVII. La reversion des duches de Parme, Plaisance et Guastalla, 
en cas d’exlinction de la branche de l’infant Don Charles-Louis, est expli- 
eitement maintenue dans les termes du traite d’Aix-la-Chapelle *), de 1748, 
ei de l’article separe du traite entre l’Autriche et le Sardaigne du 20 Mai 1815. 

Art. XLVIII. Les traites, convenlions, et autres acles qui se trouvent 
annexes au present recez, et nommement: 

1. Le trait entre S. M. le roi de Sardaigne, la Confederation suisse 
et le canton de Geneve, conclu à Turin le 16 Mars 1816; 

2. Le trait@ entre l’Autriche, la Prusse et le grand-duche@ de Hesse, 
conclu ä Francfort sur-le-Main, le 30 Juin 1816; 

3. Le trait@ entre la Grande-Brelagne et le grand-duche de Hesse, 
conclu ä Francfort sur-le-Mein le 30 Juin 1816; 

4. Le trait® entre la Prusse et les Pays-Bas, conclu ä Franclort sur- 
le-Mein, le 8 Novembre 1816; 

5. Le traitö entre la Grande-Bretagne et les Pays-Bas, conclu ä 
Francfort sur-le-Mein le 16 Novembre 1816; 

6. Le trait& entre l’Autriche et les Pays-Bas, conclu a Francfort-sur- 
le-Mein le 12 Mars 1817; 

7. Le traitö entre la Russie et les Pays-Bas, conclu a Francfort-sur- 
le-Mein le 5/17 Avril 1817; 


») Wenck, Codex juris gent. recentissimi, t. II. p. 310. 
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8. Le traite entre l’Autriche, l’Espagne, la France, la Grand-Bretagne, 
la Prusse et la Russie, conclu ä Paris le 10 Juin 1817; 

9. Le traite entre l’Autriche et le grand-duche de Bade, conclu ü 
Francfort-sur-le-Mein le 10 Juillet 1818; 

10. Le trait@ entre l’Autriche, la Grande-Brelagne, la Prusse, la 
Russie et le grande-duche de Bade, conclu a Franclort-sur-le-Mein le 
10 Juillet 1819; 

Sont consideres comme parties integrantes des arrangements stipules 
par le present acle, et auront, selon leur teneur respeclive, la m&me force 
et valeur que s'ils elaient inseres mot a mot dans le recez m&me. 

Quant au traitl& conclu ä Munich le 14 Avril 1815, entre l’Autriche 
et la Baviere, egalement joint au present acte, il y a été annexe dans le 
sens et l’esprit de l’article VII du present recez. 

Art. XLIX. La langue frangaise employée dans le present recez, l'a 
étéẽ avec les mêmes reserves énoncées i l’arlice CXX de l’acte du Con- 
gres de Vienne. 

Aut. L. Le present recez sera ralific, etc. 


B. Die deutfchen Einzelftaaten. 


1. Anbalt überhaupt. 
Vergleich wegen der magdeburgifchen Lehne vom 7. Januar 1681. 


Wir Friedrih Wilhelm, von Gottes Gnaden, Marggraf zu Bran— 
denburg, des heiligen römischen Reichs Erzfämmerer und Churfürft, in Preu— 
gen, zu Magdeburg, Jülich, Eleve, Berg, Stettin, Pommern, der Caſſuben 
und Wenden, auch in Schlefien, zu Croſſen und Yägerndorf Herzog, Burg- 
graf zu Nürnberg, Fürſt zu Halberftadt, Minden und Camin, Graf zu der 
Marf und Ravendberg, Herr zu NRavenftein und der Yande Lauenburg und 
Bütow ꝛc. Und Wir von deilelben Gnaden, Jobann George, Bictor 
Amadeus, Wilbelm und Carl Wilhelm, für Uns und in Vollmacht 
und Vormundſchaft Unferer rejpeetiven Brüder, Anton Güntbers, Jo— 
bann Adolphs und Johann Ludwigs, aud Pflegefohns Emanuel 
Lebrechts, alle Fürften zu Anbalt, Grafen zu Aſcanien, Herren zu Zerbft 
und Bernburg, Jevern und Kniphauſen ꝛc., urfunden und befennen biermit: 
Als Uns, dem Eburfürften, im nächſt verwichenen Junio das Erzftift Mag— 
deburg völlig eröffnet, und von Uns, als dem Erbberrn, dafjelbe, nach An— 
weifung des Instrumenti pacis, in wirflichen Befig genommen worden, daß. 
Wir zu beiden Theilen nöthig ermeifen, ſowohl wegen des hiebevor über 
Großalsleben im Fürftentbum Anbalt, und derer von Krofigf zu Beefen und 
Alsleben an der Saale, im Herzogthum Magdeburg belegenen Rittergüter, 
u Eleve am 20. (30.) Augufti Anno 1666 aufgerichteten Kauf- und Taufch- 

ontracts, als auch wegen der Lehnſchaft und Erbverbündniß, welche zwi— 
chen dem Erzftift Magdeburg und dem fürftlihen Haufe Anhalt fih von 
langer Zeit ber enthalten, und anderer Unferer der Fürften zu Anhalt ſon— 
derbaren und Uns dem Ehurfürften im Vertrauen entvedten und recommen= 
dirten Angelegenheiten eine Gonferenz etlicher Unferer geheimen Räthe anzu— 
ordnen, auch nachdem dieſelbe davon untertbänigft Relation erftattet, Uns 
folgenvergeftalt wohlbedächtig vereinbaret und verglichen. 

1) Soll der oberwähnte Kauf- und Permutationscontraet über Groß— 
Alsleben und der kroſeckiſchen Güter zu Beefen und Alsleben an ver Saale, 
aus bewegenden Urfachen rejeindiret und aufgehoben, verfelbe, wie auch Un— 
fer des Ehurfürften Conjens, und derer von Kroſigk Pflichterlaffung und 

11 * 


164 


Anweifung an das fürftlihe Haus Anhalt, Uns wieder eingeliefert, das 
Amt Großenalsleben hingegen von des Churprinzen Liebden, als jegigen 
Eigenthbumsherrn und Befiger veffelben Amts, dem fürftlihen Haufe An— 
halt gegen Erlegung zwei und vierzigtaufend Thaler an gangbaren 
und im oberſächſiſchen Kreife gültiger Curentmünzen, ſechs Wochen nad 
Weihnachten mit allen feinen Hoheiten, Epiſcopal- und Territorialgeredtig- 
feiten, Reichsimmedietät, dominio directo, Untertbanen, Ein» und Zugebö- 
rungen und Gerechtigfeiten, reftituiret und übergeben werden, wie es Uns 
dem Churfürften und Unferer in Gott rubenden Gemahlin, hochſeligen Ge- 
dächtniß, von dem fürftlihen Haufe Anhalt am 21. September Anno 1666 
tradiret und eingeräumet worden. Und wollen Wir wegen der, dem fürft- 
lichen Haufe Anbalt, und insbefondere Fürft Jobann Georgen zu Anbalt 
Liebden bisher abgegangenen Nugungen des Territorii, und von Derofelben 
übertragenen ordinair= und ertraordinair=Befchwerden des Amts Großen- 
Alsleben zebentaufend Thaler an der Kauffumma der zwei und vierzigtau- 
fend Thaler fürzen laffen, und Unſers vorgemeldten Sohns des Churprin- 
zen Liebden erftatten: hingegen aber Wir Fürft Johann George aud 
wegen der wirklichen Verbeflerungen der Amtsintraden und andern Melio- 
rationen des Churprinzen Liebden nach Ermäßigung beider Theile darzu 
gevollmächtigten Commiffarien Erftattung thun, die Meliorationes aber an 
Gebäuden, daferne deren etliche gezeuget würven, follen mit denen von Uns 
Fürften Johann Georgen zu Anhalt zc. nicht liquidirten Anno 1666 an- 
ewendeten Koften, faiferlichen Confirmationsgebühren, dem Städtlein Als- 
eben an der Saale verehrten Holze, und was Wir fonft etwa prätendiren 
fönnten, compenfiret und aufgehoben werden. So bald nun diefes Amt dem 
fürftlihen Haufe Anhalt obbeveutetermaßen eingeräumt fein wird, fo follen 
Unfern des Churfürften Commiffarien von Uns Fürft Johann Georgen 
zu Anhalt, und Unfern fämmtlichen Vettern eine Pflichterlaffung, darinnen 
Wir die von Kroſigk und ihre Untertbanen von der Huldigungs- und Lehns— 
pflicht Toszählen, und an Seine churfürftliche Gnaden, und dero churfürft- 
liches Haus wieder verweifen, Uns auch des verfchriebenen juris territorialis 
und dominii directi über fie und Ihro Güter begeben, ingleidhen ver kro— 
ſigkiſche Revers pari passu ausgeftellet, und die Summa an beiden Seiten 
in borigen Stand gefeget werden, als wenn der mehrerwehnte Kauf- und 
Zaufcheontraet mit dem churfürftlichen Confens und ver faiferlichen Confir- 
mation nie fürgegangen und getroffen worden wäre. Damit auch beide Theile 
Commiffarien, fo Großen-Alsleben retradiren, und deſſen an Uns Fürft 
Johann Georgen zu Anhalt, und Unſere Herren Vettern wieder verwei- 
fen, audy diefelben Unfertwegen in Pflicht nehmen werden, nicht etwa wegen 
des Pachters zu Großenalsleben Einmwenden, wie bei der Tradition geſche— 
hen, gebindert werden, over fonften Zweifel fürfallen mögen: fo ift verab- 
redet, daß er bis zu dem Ente des laufenden Pachtjahres die Pacht ronti- 
nuiren, und das Pachtgeld zwifchen des Churprinzen Liebden und Uns Fürft 
Sobann Georgen zu Anhalt, pro rata lemporis, da die Kauffumma 
gezahlet wird, getheilet, ver Genuß deg juris terrilorialis Ung Fürft Johann 
Georgen von Zeit der Tradition zufommen, und übrigens die alsdann 
rüdftändigen Gefälle, Zinfen, Pächte, Accis und andere Nutzungen feiner, 
des Churprinzen Liebden verbleiben, und fleißig eingetrieben, auch Derofel- 
ben allein und fonften niemanden werden follen. 

2) Demnad auch fürs andere, das fürftlihe Haus Anbalt som Erzftift 
Magdeburg biebevor unterfchiedene Herrichaften, Memter, Güter und Gerech— 
tigfeiten, wie diefelbe in den alten und neuen Lehnbriefen fpeeificiret und 
ausgedrudt ſeynd, auf gewiſſermaſſe zu Lehn recognofeiret, und daraus viele 
Zwiftigfeiten in vorigen Zeiten entftanden; als bat man darüber nach reifer 
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Fresse Noch Sachen vergeftalt tranfigiret: daß Wir der Churfürft, ale 
Herzog zu Magveburg, für Uns, Unfere Erben, Stammvermwandten und Mit- 
belehnten, auch alle nachkommende Derzoge zu Magdeburg, folder dem Erz- 
ftifte etwa zugeftandenen Lehnggerechtigfeit über alle und jede foldhe anhal— 
tische Herrfchaften, Nemter, Güter und Gerechtigfeiten, als da find das Schloß, 
die alte und neue Stadt und das ganze Land zu Cöthen mit allen Rechten 
und —— Lippene, das Schloß mit allen Rechten und Zugehö— 
rungen, ausgeſchloſſen Jeßnitz und Raguhn; die Herrſchaft und Schloß Bern— 
burg, die alte und neue Stadt und der Berg daſelbſt zu Bernburg, mit 
allen Rechten und Zubehörungen; die Herrſchaft, Schloß und Stadt San— 
dersleben und Freckleben, mit allen Rechten und Zubehörungen; das Schloß 
Gröbzig und das Fleck und der Zehenten daſelbſt, mit allen Rechten und 
Zubehörungen; das Schloß Warmsdorf, mit allen Rechten und Zubehörun— 
gen; das Haus Mönchen-Nienburg und die Vogtey des Kloſters daſelbſt, 
mit allen Rechten und Zubehörungen; die Höfe zu Opperode und zu Pför— 
ten, mit allen Rechten und Zubebörungen, und die Lehne der Schlöffer Err- 
leben und Genfefurtb, mit allen Rechten und Zubebörungen; das Schloß 
Coswig, mit allen Rechten und Zubehörungen, ald die in der Vogtey da- 
felbft gelegen find, und alle andere Schlöffer, Städte, Dörfer, Lande und 
einzelne verlegene Güter, wo die gelegen feynd, die dem Erzftifte zu Lehn 
gegangen, oder geben follen, fräftiglic und aus fonderbarer Huld und Ges 
mwogenbeit gegen Unfern Better, Schwager, Statthalter und Feldmarſchall 
Herrn Johann Georgen, Fürften zu Anhalt ꝛc. und zu ewigen Zeiten 
abfagen und renunciiren, auch dem fürftlihen Haufe Anbalt daran feined- 
weges hinderlich, fondern vielmehr beförverlic fein wollen, daß Sie und 
ibre fürftliche Erben und Nachkommen vie obbeichriebene Kehne nicht weniger 
al& andere Dero Reichslehne von den römischen Kaifern und dem Reich 
immediate zu Lehne empfangen und recognofeiren, aud in vemfelben Lehn 
Dero Regalien, Reichsimmebdietät und Territorialgerechtigfeit, nicht weniger 
als in ihren andern Neichelehnen, nad mie vor, ungehindert genießen und 
ebraucen mögen. Wir find aud ferner erbötig, daß fie, die fämmtlichen 
Kürften zu Anhalt und ihre Succeffores, nicht mehr zur Huldigung und 
und Introduction der Herzoge zu Magdeburg oder zu den Kandtagen gefor: 
dert werden follen, fondern es follen viele Lehnſchaft und Anfprüce des 
Erzftifts mit allen vorigen diesfalls ergangenen Yehnbriefen, Reverfalien, 
Gitationen und Erforderungen, Acten und Vetitaten nunmehr gänzlich todt, 
abgetban und annulliret fein, doch das Amt Mödern, und was oben nicht 
benennet ift, bierunter nicht begriffen fein, fondern es diesfalls im jegigen 
Stande allerdings verbleiben fol. Dabingegen follen und wollen Wir, die 
efamten Fürften zu Anbalt 1) für Ung, Unſere Erben und nachkommende 
ürften zu Anbalt, wohlbedächtig, fräftiglich und zu ewigen Zeiten der Lehn— 
haft an dem Droftenamte des Herzogthums oder Erzftift Magdeburg bier: 
mit renunciiren und abjagen, und Uns deſſen gänzlich begeben. 2) Weil 
Wir, der Ehurfürft zu Brandenburg, Unfere Erben und Succefforen, Her: 
zogen zu Magdeburg, billig den Anfall und fünftige Succeffion oberwehnter 
anhaltiſcher Herrichaften, Aemter, Güter und Gerechtigfeiten, fo das Erzftift 
von mehr als zweihundert Jahren, befage ver fürftlich anhältifchen Reverſa— 
lien und Kaiſer Friedrichs IM. Confeng, daran überfommen batte, referviret 
und ausbedungen; jo wollen auch Wir, die jego regierende Fürften zu Ans 
halt, für Uns und alle nachkommende Fürften zu Anhalt einen verbündlichen 
und ewig gültigen Revers Sr. hurfürftlihen Gnaden zu Brandenburg aus: 
ftellen, des Inhalts: Daß auf den gänzlihen Abgang Unfers Mannsftammes 
aller und jeder Fürften zu Anbalt, vie oberwehnten vorigen Lehngüter, fraft 
des uralten Lehnrechtes, Sr. Aurfürftlihen Gnaden, und ven Derzogen zu 
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Magpeburg fich eröfnen und heimfallen, und alfo die vor angeregte Caſſation 
der Lehnſchaft, dieſen einigen eflectum ver vorigen Yebnihaft, nemlid das 
jus succedendi, nicht aufheben folle. Wir wollen auch allen Fleiß anfehren, 
und bei Ihrer faiferlihen Majeftät es zumege bringen, daß dieſes der Her— 
zogen zu Magdeburg altes Succeffionsrecht, dem Faiferliden Lehnbriefe über 
diefe Güter fchierftfünftig mit inferiret werde. 3) Wollen Wir Fürft Jo— 
bann George zu Anhalt die churfürftlihe Begnadigung über funfzigtaufen 
Thaler cedirter fpanifcher Subfiviengelver, welche Se. königliche Majeftät in 
Spanien, auf Unfer Anfuchen und Faiferlihe Recommendation zu zahlen ver- 
fprochen, und bey jegigen Conjuncturen leichtlidy einzutreiben und zu erheben 
feynd, mit allen darob in Händen habenden Documenten Sr. dyurfürftlichen 
Gnaden, wegen NRenunciation und Annullirung der erzitiftiichen Lehngerech— 
tigfeit und ceſſirender obberührter Anſprüche und Citation, zur Introduction, 
Huldigung und Landtagen wieder abtreten, und Und deswegen mit obbe> 
nannten Unferer Herren Bettern Liebden, ohne Sr. churfürſtlichen Durdlaucht 
Zuthun und Befchwerung, vergleichen. 

3) Anreihend drittens, die Verbündniffe, fo das Erzftift Magdeburg, 
und das fürftlihe Haus Anhalt mit einander von vielen Seculis ber geftit 
tet; fo haben beide Theile, weil foldye auf die jegigen Zeiten und Conjunctu— 
ren fich nicht accommodiren laffen, undienlich gehalten, dieſelben zu renoviren, 
fondern wollen fie vielmehr in allen Puncten und Glaufuln hiermit caffiren 
und aufheben. Sonften aber tragen Wir, der Churfürft, fein Bevenfen, der— 
gleichen Verbündnif, daraus ein Theil des andern reciprocirlihe Treue, 
Aſſiſtenz und Areundfchaft zu verfpühren und zu genießen haben, mit dem 
fürftlichen Haufe Anhalt aufzurichten. 

4) Und demnach endlih Wir, die Fürften zu Anhalt des Fürhabens 
feynd, bey Ihrer Faiferlihen Majeftät und vem Reich zur Satisfaction, we: 
gen der abgefommenen Graffchaft Afcanien, eine Grpectanz auf biefelbe 
Grafſchaft und alle derfelben Pertinentien, benanntlih die Stadt Afchersle- 
ben, dies- und jenfeit des Waffers mit ihren Vorftädten, wie audy der Burg 
und der fiebenzig Hufen vafelbft, Winningen und Wilsleben, das Amt Al- 
tengattersleben mit feinen zugebörigen Dörfern und Pertinentien, dad Amt 
Schneitlingen, mit feinen Dörfern und Pertinentien, Böhnide, Weſtdorf, 
Kocftedt, das Städtlein Wegeleben, Kroppenftebt mit feiner Zubehör, Hab: 
meröleben mit feiner Zubehör, der Hadel, die Hoheit und Lehn über Erme- 
leben und Falfenftein, mit ihren Dörfern und Zubehörungen, und was fon- 
ften zur befagten Graffchaft Afcanien geböret bat, vergeftalt zu fuchen, daß 
nach Abgang des dhurfürftlihen und marggräfliden Hauſes Brandenburg 
(weldyes in Gottes Händen ftehet) fie dem fürftlihen Haufe Anbalt wieder 
wirflih anheim fallen folle: Und daneben, daß daffelbe die nächſten zwanzig 
Jahre über von allen Reichs- und Kreisbefchwerven, in Kriegs- und Fries 
dengzeiten, (einig und allein die Kammerzieler, fo wir nach Speyer zu be- 
ftimmter Zeit liefern laffen wollen, ausgenommen) frei und eremt feyn und 
bleiben mögen; So gönnen wir, der Churfürft, für Uns, Unfere Erben und 
Succeſſoren, in specie die Fürften zu Halberftadt, denen Fürften zu Anbalt 
nicht allein die Erpectanz auf die Graffchaft Afcanien und deren fpecificir- 
ten Pertinentien gerne, fondern wir wollen auch viefes Anfuchen und die 
Eremtion der zwanzig Jahre, nach Unferm beten Vermögen am faiferlichen 
Hofe und zu Regensburg treulich feeundiren und felber über die Eremtion 
halten, damit dasjenige, fo Ihro kaiſerliche Majeftät und das Reich dem 
fürftliben Haufe Anbalt viesfalld zuwenden und verfprechen, auch ohne Ein- 
trag und Fürwand der Neceffität oder anderer Urfachen, fie mögen Namen 
haben, wie jie wollen, richtig erfüllet und gebalten werben; alles treulich, 
bey hurfürftlihen und fürftlichen wahren Worten und Glauben. Zu deſſen 
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Beubrfundung ift diefer Receß zweimal mundiret, von Ung dem Churfürften, 

und Uns, denen regierenden fämmtlichen Fürften zu Anbalt für Uns in ob: 

benannter Bollmadıt und Bormundfchaft mit eigenbändiger Unterfchrift und 
angebängeten churfürſtlichen und fürftlihen Infiegeln vollenzogen, und das 
eine Eremplar in der churfürſtlich brandenburgiſchen, das andere aber zur 
anbaltifchen geheimen Kanzlei geliefert worden. So geſchehen ven 7. Januarii 
des eintaufend ſechshundert und ein und achtziaften Jahres. 

Friedrich Wilhelm, Churfürſt. 

Johann George, Fürſt zu Victor Amadeus, Wilhelm, Fürſt 
Anbalt und in Vormund— Fürft zu Anbalt. zu Anhalt. 
haft wegen Cöthen. Carl Wilhelm, Fürft zu Anbalt, für Une 

und von wegen Unferer Herren Gebrüdere Liebd. Liebd. Liebd. 


2. Anhalt- Bernburg. 
(5. aub Zollverein.) 


1. Durchmarfch- und Gtappen-Eonvention v. 12. November 1818, ratificirt 
17. December 1818. 


Da Preußen feiner geograpbifchen Lage wegen genöthigt ift, zur Unter: 
haltung der Verbindungen mit den refp. Provinzen untereinander, nad ver- 
ſchiedenen Richtungen bin, mit den betreffenden Truppenabtheilungen fremd— 
berrliche Gebiete zu berühren, Seine Majeftät der König von Preußen aber 
den Wunfch begen, vergleichen unvermeidliche Militairftraßen, fo mie alle 
übrige darauf Bezug habende Beftimmungen zwifchen Allerböchft-Ihnen und 
den dabei betbeiligten Regierungen in eben der Art tractatenmäßig feſtge— 
ftellt zu feben, wie dies bereits zwifchen Seiner Majeftät dem Könige von 
Preußen und mehreren andern deutſchen Bundesftaaten geſchehen; die Lage 
des Gebiets des Herzogthums Anhalt-Bernburg aber von der Art ift, bei 
den in der nachgehends bezeichneten Richtung ſich ereignenvden preußifchen 
Truppenmärfcen nicht umgangen werden zu fünnen; 

So haben Seine Majeftät der König von Preußen und Seine Durd- 
laucht der ältejtsregierende Herzog zu Anbalt Herzog zu Anhalt-Bernburg, 

egenfeitig verorpnet, alles dasjenige zu verabreden, feftzufegen und zu be— 
Ühlieken, was zur Erreichung des obengedachten Endzwecks führt, und des— 
balb zu Bevollmächtigten ernannt: 

Seine Majeftät der König von Preußen, den Grafen von Kottum, 
Ihren Staatsminifter und Generallieutenant; 

Seine Durchlaucht der älteftzregierende Herzog zu Anhalt, Herzog zu 
Anhalt-Bernburg, den General-Major von L'Eſtocq, Ihren Minifter-Re- 
fiventen zu Berlin, welche nach Auswechſelung ihrer Bollmachten, unter Vor— 
behalt höchſter Natification, Folgendes verbindlich verabredet und abgefchlof- 
fen baben. 


I. Seftftellung der Straßenzüge. 
$ 1. Die anhalt-bernburgfche Regierung geftattet ven preußifchen Trup⸗ 
— iig und Militairtransporten den freien Durchzug durd ihr Ge- 
1 


biet, wenn fie, nad dem Zwede ihres Marſches, folgende Straßen verfol: 
gen müffen: 
A. Bon Magdeburg nad Wittenberg und umgefehrt. 

Diefe Militairftraßenlinie berührt im Herzogthum Anhalt-Bernburg die 
Stadt Kosmwig ald Haupt-Etappenort, weshalb Folgendes feftgefegt wird: 

1) Die Beftimmung des diefem Etappenplage beigulegenden Arrondiffe- 
ments bleibt auf die Bedingung, daß die zu bequartierenden Ortichaften nicht 
über eine halbe Meile weit von der Straße abgelegen fein dürfen, dem Er: 
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meffen ver Landesbehörde überlaffen, und find dann die burchmarfchirenden 
Truppen gehalten, nad) -jevem als zum Etappenbezirf gehörig bezeichneten 
Drte zu geben, welcher ihnen von der Etappenbehörde angemwiefen wird; es 
fei denn, daß viefelben Artilleriemunitionds oder andere bedeutende Trans— 
porte mit ſich führen, welche nebft ver zur Bewachung erforderliden Mannfchaft 
ftets in ſolche Orte gewiefen werden müffen, melde hart an der Straße liegen. 

2) Da preußiiche Truppenmärfche auf diefer Straße nur felten und in 
unbedeutenden Abtheilungen vorfommen, fo werden in Betreff des Etappen 
ortd und Bezirfd Koswig dauernde Etappen- und Berpflegungs-Einrid- 
tungen nicht für nöthig erachtet. 

3) Bei trodenen guten Wegen und zur Zeit der langen Tage bes Früh— 
lings und Sommers werden die Truppen in Einem Marfche von Leitzkau 
nad Roßlau, und eben fo wieder von da in Einem Marfche nad Wittenberg 
inftradirt, vergejtalt, daß im Etappen-Arrondiffement Kos wig fein Nachtquar- 
tier gehalten wird, wenn nicht befondere Umftände das Gegentheil nöthig machen. 

4) Für die Herbſt- und Winterzeit und bei kurzen Tagen werden dage— 
gen die Truppen von hi auf Zerbft, von Zerbft auf Koswig 
und von Koswig auf Wittenberg inftradirt. Um ven ftarfen Marſch 
son Zerbfi nah Kos wig zu erleichtern, wird bei legterm Orte das Etaps 
pen Arrondiffement möglich! aus, gegen Zerbft liegenden Ortfchaften befteben. 

5) Die Entfernung von Zerbft nah Koswig wird auf vier Meilen, 
und von Koswig nad Wittenberg auf zwei Meilen und umgefehrt bier: 
durch angenommen und feftgefeßt. 


B. Ton Magdeburg auf Halle und umgekehrt. 


1) Auf diefer über Bernburg führenden Straße wird innerhalb des 
anhalt=bernburgfchen Gebiets in der Regel fein Nachtquartier gehalten, da 
der Marſch durch daffelbe füglich in Einem Tage, ohne große Befchwerde für 
das Militair, ir werden fann. 

2) Dep Endes find ohnweit der berzogliden Gebietsgrenzen zu preu- 
Bifchen Etappen, im merfeburgfchen Regierungsbezirf die Stadt Könnern, 
und im magpeburgfchen Regierungsbezirk die Stadt Kalbe gewählt. Nur 
bei Ueberfhwernmungen fünnen die Truppen nicht auf Kalbe, fondern fie 
müffen auf Förderſtädt dirigirt werden, Für unvorhergefebene Fälle wer- 
den den Etappenorten Könnern, Kalbe und Förderftädt einige benad- 
barte anhalt-bernburgſche Ortichaften zur eventuellen Aushülfe im Allgemei- 
nen hierdurch zugeftanden. Die Regierungen zu Magdeburg und Mer- 
feburg vereinigen ſich desfalls in jevem fpeciellen Falle mit der betreffenden 
berzoglichen Landesbehörde. 

3) Bei fi ereignenden Unfällen verpflichtet fich jedoch die anhalt-bern- 
burgfche Regierung, den marfchirenden Truppen durch Hülfspferde und an- 
dere nicht vorberzufehende, aber notbwendige und nicht zu umgebende Lei— 
ftungen freundnachbarlich zu Hülfe fommen zu laffen, ihr Fortfommen und 
das der hin= und rüdgehenden Anfpänner auf alle Weife zu erleichtern und 
überhaupt alles das zu thun, was das zwifchen beiden Regierungen  befte- 
bende freundfchaftliche Verhältniß erhalten und befördern fann. 

4) Sollte der Fall eintreten, daß ein marfchirendes Detachement drin— 
gender und unabmwendbarer Umſtände halber in dem feftgefegten Einen Ta— 
grau dag anhalt-bernburgiche Gebiet nicht verlaffen könnte, fo wird die 

ernburgfche — in dieſem ſeltenen Falle den Leuten und Pferden 
Aufnahme und Verpflegung nicht verſagen und auch für die Weiterbeförde— 
rung am folgenden Tage ſorgen. 

$. 2. I fofern die —— Regierung in den Fall kom— 
men ſollte, von Bernburg nach Ballenſtädt, und umgekehrt, herzogliche 
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Truppencommando's zu detachiren, wird denfelben der freie Durchzug durch 
das preußifche Gebiet über Afhersleben, ohne darin Nachtquartier zu 
balten, geftattet; in diefer Beziehung Überhaupt eine vollfommene Recipro- 
eität zugeftanden, wie ſolches vorftebend binfichtlib der über Bernburg 
marfchirenden preußifchen Truppen ftipulirt ift. 

$. Für den Rüdmarfch des Obfervationdcorpe aus Frankreich ift 
verabredet worden, daß, wenn die einzelnen Abtbeilungen bveifelben folche 
Marfchdirectionen erhalten, in teren Gefolge das anhalt-bernburgſche Gebiet 
wird berührt, oder die an der preußifchen Grenze liegenden Orrihaften dies 
ſes Gebiets zu Hülfsquartieren werden herangezogen werben müflen, die Lan— 
desregierung bereitwillig ihre Hand dazu bieten wird, die preußifchen Trup- 
pen aufzunehmen und ihnen die nötbigen Bepürfniffe, nach den Grundfägen 
diefer Convention, zu gewähren. 


I. Inftradirung der Truppen und Einrihtung der Marfchrouten. 


$. 4. Sämmtliche durd das anhalt=bernburgfche Gebiet marfchirende 
Zruppentbeile müſſen nach Maßgabe des erften Ab tchnitts diefer Convention 
intradirt fein, indem fie fonft weder auf Duartier noch auf Verpflegung 
Anspruch machen fünnen. Sollten aber in der Folge abweichende Beftim- 
mungen notbwentig werden, fo kann nur in Gefolge einer Vereinigung bei- 
der contrahirenden hoben Theile eine Aenderung darunter erfolgen. 

$. 5. Mas die Marfchrouten betrifft, fo fönnen fie nur von dem fönigl. 
preußifchen Kriegeminifterium oder den Generalcommando's in Sachſen, in 
Schlefien oder in Brandenburg mit Gültigfeit ausgeftellt werben. Auf die 
von andern Behörden gegebenen Marfchrouten wird weder Quartier nod 
Verpflegung verabreicht. In den augzuftellenden Marfchrouten ift die Zahl 
der Mannfchaft (Dffieiere, Unteroffieiere und Soldaten) und Pferde, fo wie 
der Soldatenweiber und Kinver, imgleichen die ihnen zukommende Verpflegung 
und der Bedarf der Transportmittel genau zu beftimmen, indem über das 
darin angegebene Duantum weder etwas verlangt noch gegeben werben fann. 

$. 6. Es ift darauf zu halten, daß die Behörden von den Truppen: 
märfchen jchon frühzeitig in Kenntniß gejegt werben, und wirb in biefer 
Hinſicht Folgendes feftgefegt: Die Detadements unter 20 Mann fönnen nur 
ven 1. und 15. eines jeden Monats von dem legten Haupt-Etappenorte ab- 
geben, widrigenfalls fie weder Quartier noch Verpflegung erhalten; fie follen 
aber nie ohne einen Vorgefegten marfhiren. Die Abfendung von Arreftan- 
ten ift dagegen an feine befondere Zeit gebunden. Den Detachements bie 
zu 50 Mann ift Tags zuvor ein Duartiermacer vorauszufchiden, um bei 
der Etappenbehörde das Nöthige anzumelven. Größere Detachements follen 
drei Tage zuvor angezeigt werden. Ganze Bataillens, Escadrons u. ſ. w. 
müffen nicht allein wenigftends act Tage vorher Sei den Etappenbehörben 
angemeldet, fondern es foll auch die herzogliche Landesregierung zu Bern— 
burg act Tage zuvor vurc die betreffende preußifche Behörde von dem 
Durchmarfche benachrichtigt werden. Wenn ein ganzes oder zwei Bataillone 
auf einmal marfchiren, Ar zu diefem Behuf ein Officer oder Commiſſar drei 
Tage voraus. Derfelbe, fo wie überhaupt die vorausgehenden Duartiermacher, 
müffen über die Zahl und Stärfe des marſchirenden Detachements, über 
feinen Bedarf an Verpflegung, Transportmitteln u. ſ. w. genau inftruirt fein. 


II. Einquartierung und Berpflegung der Truppen und bie 
dafür zu bezahlende Vergütung betreffen, 
A. Verpflegung der Mannfchaft. 
$. 7. Einzelnen Beurlaubten und fonft nicht im Dienfte befindlichen 
Militairperfonen wird weder Recht auf Quartier noch auf Berpflegung ge> 
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gegeben; diejenigen Truppen aber, welche zum Duartier und zur Verpfle— 
gung berechtigt find, erbalten folde entweder bei ven Einwohnern oder in 
den Barafen, veren Anlage der betreffenden Regierung überlaffen bleibt. 
Die Utenfilien in ven Barafen beftehen für den Unteroffizier und Gemeinen 
in Lagerftrob, einem Hakenbrett, einem Tifh, Stühlen over binreichenpen 
hölzernen Bänfen. ever Unterofficier und Soldat ift gehalten, mit der 
Einguartierung und Verpflegung in ven Barafen zufrieden zu fein, ſobald 
er dasjenige erhält, was er reglementsmäßig zu fordern berechtigt ift. 

Die durdmarfchirenden Truppen, welche der Marfchroute gemäß bei 
den Unterthanen einquartiert werden, erhalten anf die Anmweifung der Etap- 
penbehörten und gegen augzuftellende Quittung der Commandirenden die 
Naturalverpflegung vom Duartierwirtbe, indem Niemand ohne Verpflegung 
fernerbin einquartiert werden fol. Als allgemeine Regel wird in viefer 
Hinficht feftgeftellt, daß der Dfficier fowohl wie der Soldat mit dem Tiſche 
feines Wirths zufrieden fein muß. 

$. 8 Um jedoch ſchlechter Beföftigung von Seiten des Wirths, wie 
übermäßigen Forderungen von Seiten des Soldaten vorzubeugen, wird Fol: 
genves beftimmt: 

Der Unterofficier und Soldat und jede zum Militairetat gebörende Per: 
fon, die nicht den Rang eines Officiers bat, fann in jedem Nachtquartier, 
jei e8 bei dem Einwohner oder in den Barafen, verlangen: 2 Pfund gut 
ausgebadenes Roggenbrod, ', Pfund Fleifh und Zugemüfe, fo viel des 
Mittags und Abends zu elner reichlihen Mahlzeit gehört; des Morgens 
zum Frühſtück fann ver Soldat weiter nichts verlangen, fo wenig er berech— 
tigt ift, von dem Wirthe Bier, Branntwein oder gar Kaffee zu fordern; 
dagegen follen die DOrtsobrigfeiten dafür forgen, daß binreichender Vorrath 
von Bier oder Branntwein in jedem Orte vorbanden ift, und daß der Sol— 
dat nicht übertheuert wird. 

$. 9. Die Subalternofficiere, bis zum Capitain ausſchließlich, erhalten 
außer Quartier, und im Winter Ofenfeuerung und Licht, zur Mahlzeit das 
nöthige Brod, Suppe, Gemüfe und Pfd Aleifch, alles vom Wirthe gehörig 
gekocht, auch Mittags und Abends bei jeder Mahlzeit eine Bouteille Bier, 
wie e8 in der Gegend gebrauet wird; Morgens zum Frühſtück Kaffee, But- 
terbrod und 's Duart Branntwein. Der Gapitain erbält daſſelbe, und 
fann außerdem des Mittags noch ein Gericht mehr verlangen. 

: He 10. Für diefe Verpflegung wird folgende Vergütung liquidirt und 
ezablt: 

Für den Soldaten . . . 4 Gr. Gold, 

= =» Unteroffeier . . 4 =» s 

- 2 Gubalternofficier. 12 = ⸗ 

0Capitain... 16 
Staabsofficiere, Oberſten und Generale beköſtigen ſich auf eigene Rechnung 
in den Wirthshäuſern; in ſolchen Orten, wo dieſes nicht thunlich ſein ſollte, 
bezahlt der Staabsofficier 1 Thlr., jedoch zur Vermeidung weitläuftiger Be— 
rechnungen bei dergleichen Detailzahlungen nicht in Golde, ſondern in preu— 
ßiſchem Courant; der Oberſt und General 1 Thlr. 12 gGr. ebenfalls in 
preußiſchem Courant; wogegen der Quartierträger für anſtändige und reich— 
liche Koſt ſorgen muß. Dieſe Vergütung wird von den betreffenden Staabs— 
officieren unmittelbar berichtigt. 

$. 11. Weiber und Kinder ſollen in der Regel weder Duartier noch 
Verpflegung erbalten. Sollte jedoch ausnahmsweiſe Dies nidıt vermieden 
werden fönnen, fo ift diefe Berechtigung auf Quartier und Verpflegung in 
der Marſchroute nach $. 5. befonders zu bemerken, und werden alsdann 
ſowohl die Frauen als Kinder, gleich den Soldaten, gegen die oben feſtge— 
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fegte Entſchädigung einquartiert und verpflegt; jeboch wird für zwei Kinder 
nicht mehr als für eine Frau bezahlt, fo daß zwei Kinder einer Frau gleich 
gerechnet werden. Dagegen fönnen die rauen und Kinder der Officiere 
auf Duartier und Verpflegung nie Anfprud machen. 

$. 12. Sollten hin und wieder durdmarfchirende Soldaten unterweges 
franf werden und nach ibrem Zuftande nicht transportirungsfäbig fein, fo 
follen diefelben in einem Yanvesbospitale verpflegt und behandelt werben, 
bis der Transport nach einem benachbarten preufiichen Lazarethe nach ärzt— 
lihem GErmeffen ohne Gefahr möglich ift. Der Hospitalverwaltung werden 
die nachzumeifenden, auf die Apminiftrationgetats fich gründenden Selbitfo: 
ften in preußifchem Courant erftattet. 


B. Verpflegung der Pferde. 


$. 13. Die Etappenbehörden und Ortsobrigfeiten müſſen gehörig da— 
für forgen, daß den Pferden ftets möglichft gute, reinlihe Stallung ange> 
wieſen wird. ft der Einquartierte mit der feinen Pferden cingeräumten 
Stallung nicht zufrieden, fo bat er feine Befchwerde bei der Ortsobrigfeit 
anzubringen; dagegen ift e8 den Militairperfonen, welden Rang fie auch 
haben mögen, bei nachdrücklicher Strafe unterfagt, die Pferde der Quartier: 
in eigenmächtig aus dem Stalle jagen, und ihre Pferde bineinbringen 
zu laſſen. 

$. 14. Die Fourage-Nationen werden auf Anmweifung der Etappen- 
bebörde und gegen Duittung des Empfängers aus einem etablirten Maga- 
in in Empfang genommen, und die dabei etwa entftehenden Streitigfeiten 
von der Etappenbehörde unter Zuziebung eines Dfficierd oder des Vorge 
ſetzten des Detachements fofort requlirt. Wollen die ftäptifchen oder länd: 
lien Gemeinen die Fourage ſelbſt ausgeben, weldes ihnen jederzeit frei: 
fteht, oder machen die Umftände es in den, zum Etappenbezirf gehörenden, 
bequartierten Ortfchaften nothwendig, daß, weil die Fourage aus dem Etap- 
penmagazine nicht geholt werden fann, vie Rationen felbft im Orte geliefert 
werden müſſen, fo hat ein Commanbdirter des Detachementd die Fourage zur 
weitern Dispofition von der DOrtsobrigfeit in Empfang zu nehmen. Bon 
den Duartierwirtben felbft darf in feinem Falle glatte oder rauhe Fourage 
gefordert werben. 

$. 15. Die Sorge für die Beichaffung der Fourage übernimmt bie 
anbalt-bernburgiche Regierung ohne Dazwiſchenkunft preußifcher Behörden; 
jedoch erſtreckt ſich dieſe Kürforge nur auf ſolche Durchmärſche, welde, jeder 
Marſch einzeln genommen, die Zahl von 500 Pferden nicht überſteigen. Der 
Hafer wird nach dem jedesmaligen zweiten oder geringern Marktpreiſe, ſo 
wie ihn das, dem Durchmarſche zunächſt vorhergehende, Wochenblatt von 
Deſſau beſtimmt, Heu und Stroh aber nach den laufenden Preiſen, auf den 
Grund eines Atteſtes der Polizeibehörde, in preußiſchem Courant liquidirt 
und bezablt, jedoch vorbehalten, wenn dieſe Preiſe diejenigen, welche Preu— 
ßen auf feinen Etappen und in feinen Garnifonen für die Fourage gezahlt, 
unverhältnißmäßig überfteigen follten, deshalb ein anderes, beiden Tbeilen 
entfprechendes Arrangement ‚gütlich zu treffen. 

$. 16. Bei Durdmärichen, welde, jeder Marſch einzeln genommen, 
die Zahl von 500 Pferden überfteigen, forgt die jedesmal damit beauftragte 
fönigl. preußifche Behörde für den Fouragebedarf. Die Art und Weife der 
Beihaffung bleibt ihrem Ermeffen überlaffen, wobei fie von den betreffenden 
berzoglihen Behörden nady den Umftänven unterftügt wird. 

$. 17. Für franfe zurüdgelaffene Pferde werden die Kurfoften auf 
durch die berzoglichen Behörden atteftirte Rechnungen von dem fönigl. preu— 
Fifchen Gouvernement vergütet. 
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Alle Bebürfniffe an Wagenreparaturen, Befchlagen der Pferde, Schuhen 
und andern Dingen mehr, werden von den Truppen baar bezahlt. 


IV. Berabreihung des Vorſpanns und Geftellung der Fußboten. 


$. 18. Die Transportmittel werden den durdhmarfchirenden Truppen 
auf Anmeifung ter Etappenbehörden und gegen Duittung nur in fo fern 
verabreicht, ale deshalb in den Marfchrouten nad $. 5. das Nöthige gehö- 
rig und förmlich bemerft worden. 

$. 19. Nur diejenigen Militairperfonen, welde unterwegs erfranft 
find, fünnen außerdem, und zwar gegen Quittung, und nachdem die Unfäs 
bigfeit zu marfchiren durch das Atteft eines approbirten Arztes oder Wund- 
arıtes nachgemwiefen worden, auf Transportmittel zur Fortichaffung in das 
nächſte Hospital Anfprud machen. Wenn der Bedarf der Transportmittel 
für jede Abtheilung nicht befonders und beftimmt angegeben worben, und dem= 
nach diefe Ordnung nicht genau beobachtet werben kann, fo ift der Com— 
mandeur ber in einem Drte einquartierten Abtheilung zwar befugt, auf 
feine eigene Verantwortung Transportmittel zu requiriren, diefes muß aber 
durdy eine Ichriftliche, an die Obrigfeit des Drts gerichtete Requifition ges 
fchehen, welche für die Stellung der Fuhren, gegen die bei der Geftellung 
fogleich zu ertbeilende Quittung, forgen wird. Die quartiermacenden Com- 
mandirten dürfen auf feine Weife Wagen- oder Reitpferde für fich requiri— 
ren, es fei denn, daß fie fi durch eine fchriftliche Drore des Commandeurs, 
als dazu berechtigt, legitimiren können. 

$. 20. Die Transportmittel werden von einem Nachtquartier bis zum 
andern, d. b. von einem Gtappenbezirf bis zum nächſten geftellt. Die Art 
der Geftellung bleibt ven Landesbehörden gänzlich überlaffen. Die durch— 
marfchirenden Truppen find gehalten, die Transportmittel bei der Ankunft 
im Nachtquartier jofort zu entlaffen; dagegen muß von den Behörden dafür 
geforgt werden, daß es an den nöthigen frifchen Transportmitteln nicht fehle, 
und foldye zur gehörigen Zeit eintreffen. Die durchmarſchirenden Truppen 
oder einzeln reifende Militairperfonen, welche auf einer Etappe eintreffen, 
werden den andern Morgen weiter aefchafft. Sie fünnen nur dann verlan- 
gen, denfelben Tag weiter trangportirt zu werben, wenn deshalb Tags zu— 
vor eine ordnungsmäßige Anzeige gemacht worden, widrigenfalls fie, wenn 
fie gleich weiter und doppelte Etappen zurüdlegen wollen, auf eigene Koften 
Ertrapoftpferde nehmen müſſen. Den betreffenden Officieren wird es bei 
eigener Verantwortung zur befonderen Pflicht gemacht, darauf zu achten, 
daß die Wagen unterweges nicht durch Perfonen belaftet werden, weldye zum 
Fahren fein Recht haben, und daß die Fubrleute feiner übeln Behandlung 
ausgefest find. 

$. 21. Als Vergütung für den VBorfpann wird für jede Meile und 
für jedes Pferd incl. des Wagens die Summe von 6 gGr. Gold bezahlt. 
Es werden bei der Liquidation der VBorfpannfoften die, Abfchnitt I. S. 1. 
Lit. A. Nr. 5. angegebenen Entfernungen zum Grunde gelegt, die Fuhr— 
pflichtigen mögen einen weitern oder nähern Weg zurüdgelegt haben. Der 
Weg der Fuhrpflichtigen bis zum Anfpannungsorte wird nicht mit in Ans 
rechnung gebracht. 

$. 22. Die Fußboten und Wegweifer dürfen von dem Militair nicht 
eigenmäctig genommen, viel weniger mit Gewalt gezwungen werden, fon- 
bern es find foldhe von den Obrigfeiten des Orts, worin das Nachtquartier 
ift, oder wodurd der Weg gebt, fchriftlich zu requiriren, und die Requiren- 
ten haben darüber fofort nach Meilenzahl zu quittiren. Nach vorgängiger 
und richtig befundener Liquidation fol das Botenlohn für jede Meile mit 
4 gGr. Gold vergütet werben, wobel der Rückweg nicht gerechnet wird. 
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V. Liquidationsgang und Bezahlung. 


$. 23. Die anhalt:bernburgice Landesregierung fendet die zufammen- 
geftellten und gehörig juftifieirten Liquidationen quartaliter an die Regierung 
zu Magdeburg, welche fie im Allgemeinen mit den conventionsmäßigen Sägen 
ohne definitive Feſtſtellung vergleichen und dann, bei im Ganzen befundener 
Nichtigkeit, ohne allen Verzug, auf Höhe des liquidirten aa deſſen 
vorſchußweiſe Berichtigung aus ver Hauptcaſſe bewirken zu laſſen bat, 
um den Zweck prompteſter Zahlung zu erreichen. Die definitive Reviſion 
und Feſtſtellung der Liquidationen bleibt der Beſtimmung des königlichen 
Kriegsminiſteriums vorbehalten, weß Endes die Regierung zu Magdeburg 
die Liquidationen, gleich nach vorſchußweiſe bewirkter Zahlung, an diejenige 
Behörde einzuſenden hat, welche von gedachtem Miniſterium dazu auserſehen 
wird. Ergiebt die Reviſion, daß zu viel vergütet worden, ſo wird das Zu— 
vielvergütete durch Die Regierung bei der näcften Quartalzahlung in Ab—⸗ 
zug gebracht. Ueber die Form des Liquidationsweſens vereinigt ſich die Re— 
gierung zu Magdeburg mit der bernburgſchen Landesregierung nach Maß— 
gabe der desfalls in Hinſicht anderer dentſchen Bundesſtaaten aufgeſtellten 
Grundſätze. Die liquiden Geldbeträge zahlt die königl. preußiſche Regie— 
rung unmittelbar und Am Ganzen an die herzogliche Regierung, welcher die 
die Befriedigung ihrer Untertbanen lediglich überlaſſen bleibt. 

$. 24. Die anbhalt=bernburgfche Regierung macht ſich nach dem, von 
andern deutſchen Bundesstaaten fchon anerfannten Grundfage, der Billigfeit 
gemäß, hierdurch verbindlidy, bei vem bevorftehenden Rüdmarfche des Obſer— 
vationscorps aus Franfreih, wenn nah $. 3. einzelne Ortfchaften ihres 
Gebiets, von den dazu gehörigen Truppentheilen auf ihrem Marfche berührt 
werden möchten, nur die Hälfte der oben angeführten Preife für Portionen, 
Rationen, Vorſpann u. f. w. zu liquidiren, wogegen für die, blos behufs 
provincieller Communication, marfdiirenden Detachements ftetS vie vollen 
Bergütungspreife liquidirt und bezahlt werden. 


VI Aufrechthaltung der Ordnung und militairifhen Polizei. 


$. 25. Die Anführer und Vorgefegten der marfchirenden Truppen üben 
ihre volle Autoritat über diefelben innerhalb des anhalt=bernburgichen Ger 
bietS aus, enthalten fih aber aller und jeder Autorität über die anhalt- 
bernburgjchen Untertbanen und haften für die ftrengfte Mannszucht unter- 
weges. 

Für die Aufrechthaltung der Ordnung in den Nachtquartieren ſorgt die 
Ortsbehörde und der Vorgeſetzte des Detachements. Sollten hin und wie— 
der Differenzen zwiſchen dem Bequartierten und dem Soldaten entſtehen, 
fo werten diefelben von der Etappenbebörde und den commandirenden Offi— 
eieren oder dem Borgefegten des Detachements gemeinschaftlich befeitigt. Die 
Etappenbehörde ift berechtigt, jeden Unterofficier und Solvaten, welcher ſich 
thätlihe Mißhandlungen feines Wirths oder eined andern Unterthanen er: 
laubt, zu arretiren und an den Commanbdirenden zur weitern Unterfuchung 
und Beftrafung abzuliefern. Etwanige Befchwerden über die Vorgeſetzten 
der Detachements richtet die Behörde an das Generalcommando von Sach— 
jen in Merfeburg, welches fofort Unterfuhung zu verfügen, Remedur zu 
treffen und der Behörde über den Ausfall Mittheilung zu machen bat. 

$. 26. Den Behörden wird es noch zur befonvdern Pflicht gemacht, 
darauf zu achten, daß die Wege ftets in gutem Stande erhalten werben ; 
überhaupt haben viefelben ihre ftete Aufmerffamfeit darauf zu richten, daß 
es den durdhmarfchirenden Truppen an nichts fehle, was diefelben nach die: 
jer Convention mit Recht und Billigfeit verlangen fünnen. 
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$. 27. Die Commandirenden ſowohl wie die Behörden müſſen ftets 
mit Eifer und Ernft dabin trachten, daß zwilchen ven Bequartierten und 
den Solvaten ein guter Geift ver Eintracht erhalten werde, und daß bie 
Einwohner, in Beziehung auf ihre deutichen Brürer, willig diejenigen Laſten 
tragen, welde der Natur der Sache nad nicht ganz gehoben, aber durch 
ein billiges Benehmen von beiden Seiten ſehr gemilvdert werben können. 

$. 28. Die fönigl. preußifchen Truppen, welde auf den genannten 
Militairftraßen marjchiren, werden jedesmal von dem Inhalte dieſer Conven— 
tion, fo weit es nöthig ift, vollftändig unterrichtet, und die erforderlichen 
Auszüge aus derjelben follen auf den Etappen zur Nachricht befannt gemacht 
und affichirt werden. 

$. 29. Die vorftehbende Etappenconvention joll, ala bereits mit dem 
1. Januar 1818 in Straft getreten, angejeben werden, aud auf neun Sabre, 
von befagtem Dato an gerechnet, als gültig abgejchloffen fein. Es wird 
dabei feftgejegt, daß für ven Fall eines in diefer Periode eintretenden Krie— 
ges, den Umftänden nach, die etwa notbwendigen abändernden Beftimmun- 
gen durd eine bejondere Uebereinfunft regulirt werben follen. 

Dep zu Urfund ift diefe Durchmarſch-Convention in duplo ausgefertigt, 
unter Vorbehalt höchſter Ratification vollzogen und gegen einander ausge— 
wechfelt worden, 

Sp gefchehen Berlin, den 12. November 1818. 

(L. 8.) Graf Zottum. (..s) v. L’Eftorg. 


Ratifications-Urkunde. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preu— 
fen ꝛc. ꝛc. thun hiermit kund, daß Wir, um Uns der, zur Verbindung Uns 
ſerer Provinzen, innerhalb der herzoglich-anhalt-bernburgſchen Lande nöthi— 
gen Militairſtraße in eben der Art tractatenmäßig zu verſichern, wie dies 
bereits mit mehreren andern deutſchen Bundesſtaaten geſchehen iſt, Unſern 
Staatsminiſter des Schatzes und der Generalcontrole, Generallieutenant Gra— 
fen von Lottum, ernannt haben, um alles dasjenige, was dieſen Gegen— 
ſtand betrifft, zu verhandeln, abzuſchließen und zu unterzeichnen; welcher, 
und der von Seiner Durchlaucht dem Herrn Herzog zu Anhalt-Bernburg 
bevollmächtigte, als Miniſter-Reſident an Unſerm Hofe accreditirte General— 
major von L'Eſtocq, Ritter Unſers Militair-Verdienſt- und Unſers rothen 
Adlerordens dritter Claſſe, am 12. v. M. den hier angehefteten, aus neun— 
undzwanzig Paragraphen beſtehenden Durchmarſch- und Etappenvertrag ab— 
geſchloſſen und unterzeichnet haben. 

Wir haben, nachdem Wir dieſen Vertrag geleſen und erwogen, den In— 
balt deſſelben Unſerm Willen gemäß befunden und daher angenommen, ge— 
nebmigt, beftätigt und ratifieirt, fo wie Wir ihn biermit für Uns und Un- 
fere Nachfolger annehmen, genehmigen, beftätigen und ratificiren, und auf 
Unfer Königlihes Wort veriprechen, zu thun und darauf zu halten, daß er 
genau und getreulid in Erfüllung gebracht werde. 

Zu Urkund dejjen haben Wir Gegenwärtiges, von Uns eigenhändig un— 
terzeichnet und durch Unfern Staatsfanzler contrafignirt, mit Unſerm Kö— 
niglichen Inſiegel bevruden laffen. 

Sp gejcheben Berlin, am 17. December 1818. 


2. Elbſchiffahrts-Acte vom 23. Juni 1821 nebft den darauf bezüglichen Verträgen. 


(S. Hannover.) 
3. Bertrag wegen des Elbzolles und der Abgaben auf ber Saale, 17. Mai 1831. 


Seine Majeftät der König von Preußen und Seine älteftregierende 
Herzogliche Durchlaucht zu Anhalt, in der Abfiht, den am 17. Juli 1828 
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wifhen Preußen, Anbalt-Cöthen und Anbalt-Deffau, wegen gegenfeitiger 
ufbebung des Elbzolles abgeihloffenen Vertrag, zu weldem ver Beitritt 
im Artikel 8. defjelben Seiner Herzoglichen Durdlaucht vorbehalten worven, 
aud auf die anbalt-bernburgifchen Yande auszudehnen, haben Bevollmäd- 
tigte ernannt, nämlidy: 

Seine Majeftät der König von Preußen: Allerböchft-Ihren Geheimen 
Kegationsratb, Albrecht Friedrich Eihborn, und 

Seine älteftregierende Herzogliche Durdlaudt zu Anhalt: Höchft 
Ihren Geheimen Yegationsratb, Friedrich Wilbelm Ludwig, Frei— 
berrn von Salmutb, 
welde, nachdem die Hinderniſſe, die bis jest jenem Beitritte entgegenftanden, 
durd den heute, wegen Regulirung der Schiffahrte-Abgaben auf der Saale, 
zwifchen Preußen und Anbalt-Bernburg abgeſchloſſenen Vertrag, bejeitigt 
worden, nachſtehende Webereinfunft, mit Vorbehalt der Genehmigung, ver: 
abrevet haben: 

Art. 1. Seine älteftregierende Herzogliche Durchlaucht zu Anhalt treten 
dem, am 17. Juli 1828 zwiſchen Preußen, Ynbatt-Götben und Anhalt:Deffau, 
wegen gegenfeitiger Aufhebung des Elbzolles abgefchloffenen Vertrage bei. 

In Folge dieſes Beitritts fommen vom 1. Juli d. 9. ab folgende 
Beftimmungen in Anwendung. 

Art. 2. Don allen Gegenftänden, welche auf ver Elbe 

a) im anbaltsbernburgijchen Gebiete eingeladen worden find, um in das 
preußifche, anbaltscötbenfche oder anhaltsdeffauifche Gebiet eingeführt 
zu werben, oder 

b) aus dem Auslande nah dem anbalt-bernburgifchen Gebiete eingeben, 
mit der Beitimmung, dort zu bleiben, oder 

c) in dem anbalt:bernburgifchen Gebiete eingeladen worden find, um 
dur das preufifche, anhalt-cöthenſche over anbaltsdeffauifche Gebiet 
in’8 Ausland verfcifft zu werden 

foll weder an den preußiſchen Elbzollftellen, noch an denen Ihrer Herzog: 
lichen Durdlaucten der Herzöge zu Anbalt-Bernburg, Anhalt-Cöthen und 
Anbalt-Defiau, der tractatenmäßige Elbzoll erhoben werden. 

Art. 3. Ebenfo foll auch von allen Gegenftänden, welde auf der Elbe 

a) in dem preufifchen, anhalt-cöthenſchen und anhalt-deſſauiſchem Ge— 
biete eingeladen worden find, um in das anhalt-bernburgifche Gebiet 
eingeführt zu werden, oder 

b) aus dem Auslande mit der Beitimmung nadı dem preußifchen, anbalt- 
cöthenſchen und anhalt-deſſauiſchen Gebiete eingeben, oder 

ec) im preußifchen, anbaltscöthenfchen und anbalt-defjauifchen Gebiete ein- 
geladen worden find und dur das anhalt-bernburgifche in das preu— 
ßiſche, anbaltscötheniche und anbalt-dejjauifche Gebiet oder in das 
Ausland verfchifft werden, 

der tractatmäßige Elbzoll an den Zollitellen der gedachten Staaten nicht 
erboben werben. 

Ausgenommen find jetod Waaren, welde aus vem Padhofe in Roplau 
nah dem Auslande ausgeführt werden follen. Wie von diefen der Elbzoll, 
und zwar in dem vollen Sabe, der Preußen für die ganze Strede von 
Wittenberge bis Mübhlberg tractatenmäßig gebührt, preußifcher Seits er- 
hoben wird, jo ift derfelbe ferner auch tractatenmäßig an Anbalt-Bernburg 
zu entrichten. 

Art. 4. Die Abgabe von den Fahrzeugen oder die Recognitionggebühr 
wird nur dann erhoben werden, wenn die Schiffe nicht innerhalb des preu— 
ßiſchen und anbaltifchen Gebiets verbleiben, fondern die Beftimmung haben, 
ihre Fahrt in das Ausland fortzufegen. 
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Art. 5. An die Stelle des Elbzolles und der Recognitiondgebühr, 
wo beide nad vorftehenden Beftimmungen wegfallen, dürfen Feine andere 
Belaftungen treten. Doc verfteht e8 ſich von felbft, daß der Erhebung ver 
tarifmäßigen Ein- und Ausgangs-Abgaben, welche Preußen, in Folge der 
befonveren Verträge mit Ihren Herzoglihen Durdlaudten von Anhalt: 
Bernburg, Anhalt-Cöthen und Anhalt-Deſſau zuftebt, durch die gegenwärtige 
Uebereinfunft fein Eintrag geichehen fol. 

Art. 6. Wie mit Rüdficht auf die gegenfeitige Aufhebung des Elb- 
zolles, unter denfelben Umftänden, unter welchen viefer Zoll nicht entrichtet 
wird, im Verhältniß Preußens zu Anbalt-Cöthen und Anbalt-Deffau, aud 
auf der Saale preußifcher Seits ftatt aller bisherigen Abgaben nur bie 
Scyleufengefälle, melde zur Inftandfegung und Unterhaltung der Schleufen 
nach dem Tarife vom 31. December 1826 beftimmt find, anhalt-cöthenſcher 
Seits aber das bieherige Seilgeld bei Nienburg, nur in einem vorläufig 
auf 4 gGr. von dem Schiffe, für welches die Senfung des Seils gefchiebt, 
feftgefegten Betrage, erhoben wird, fo machen Eid Seine älteftregierende 
Herzoglihe Durchlaucht zu Anhalt gegen Preußen anheiſchig, vom 1. Juli 
d. J. ab, fo lange der gegenwärtige Beitrittövertrag in Kraft bleibt, im 
Verbältniß zu Anhalt-Cötben und Anbalt-Deffau, bei gleicher Herabfegung 
des Seilgeldes bei Nienburg auf 4 gGr., aud nur das Schleufengeld bei 
Bernburg und das Seilgeld bei Groß-Wirfchleben in dem Betrage erheben 
zu laffen, wie beide zwifchen Preußen und Anbalt-Bernburg in dem heute 
wegen Regulirung der Sciffahrts-Abgaben auf ver Saale unterzeichneten 
Vertrage, normirt worden find. 

Art. 7. Die etwa erforderlihen Maafregeln zur Verhütung von Unter: 
fchleifen follen zwifchen dem föniglichspreußifchen Generaldirector der Steuern, 
der herzoglich⸗ anhalt⸗bernburgiſchen, imgleichen ver herzoglich-anhalt⸗cöthenſchen 
und anbalt-deffauifchen oberftien Behörde, befonvers verabredet werben. 

Art. 8. Im Abficht der Dauer, der ftillfebweigenden Verlängerung und 
der Wiederaufhebung diefer Uebereinkunft, gelten die nämlichen Beftimmungen, 
welche in Beziehung auf die Erneuerung des Vertrages wegen Anſchließung 
der herzoglich-anhalt-bernburgiſchen Rande an das preußifche indirecte Steuer: 
foftem in Anwendung fommen. 

Art. 9. Da der ganze Inhalt der gegenwärtigen Uebereinfunft, auf 
das Verhältniß von Anball’Berndurg zu Anhalt-Cöthen und Anhalt-Defjau, 
wie fi von felbft verfteht, nur dann Anwendung findet, wenn die beiden 
legteren Staatsregierungen fich denfelben durch geeignete Erflärungen an- 
eignen, jo behält Preußen fih vor, Ihre Herzoglichen Durchlauchten von 
Anhalt-Eöthen und Anbalt-Deffau biezu befonders einzuladen. 

Gegenwärtige Uebereinfunft foll unverzüglich zur Natification vorgelegr 
und die Auswechſelung der desfallfigen Urkunden fpätefteng binnen vier 
Wochen bewirkt werben. 

Zu Urfund deſſen ift die Uebereinfunft von den beiverfeitigen Bevoll- 
a et unter Beitrüdung ihrer Siegel, unterzeichnet worden. 

Berlin, den 17. Mai 1831. 

Albredt Fror. Eichhorn. Frdr. Wilh. Ludwig Frh. v. Salmuth. 
(i. S.) (L. S.) 





Vorſtehender, königlichspreußifcher Seitd am 19. Mai 1831 und ber- 
zoglichsanhaltsbernburgifcher Seits unterm 20. Mai 1831 ratificirter Staats— 
vertrag, wird hierdurch mit dem Bemerfen zur öffentlichen Kenntniß gebracht, 
dag, dem im Art. 9. enthaltenen Vorbehalte gemäß, Ihre Hochfürftlichen 
Durdlaucten, die Herzöge von Anhalt-Cöthen und Anhalt-Deſſau, mittelft 
Höchfteigenhänpig refp. unterm 16. und 15. März 1832 vollzogener Urkunden, 
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den Beitritt Seiner Hocfürftlihen Durdlaucdt des Herzogs von Anhalt: 
Bernburg zu dem unterm 17. Juli 1828 abgefchloffenen Staatsvertrage, 
mit dem Berfprechen acceptirt haben, die Uebereinfunft vom 17. Mai 1831, 
in Abficht aller Verbindlichkeiten, welche Höchſt-Denenſelben danach obliegen, 
genau in Ausführung bringen zu lafjen. 
Berlin, ven 31. Mai 1832, 
Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten. 
Eichhorn. 


4. Grklärung wegen der Mafregeln zur Verhütung und Beftrafung der Forit: 
und Jagdfrevel in den Grenzwaldungen. 5. September 1839. 


Nachdem die föniglidy preußiſche und die berzoglich anbalt-bernburgifche 
Regierung übereingefommen find, wirffamere Maafregeln zur Verhütung 
der Forſt⸗ und Jagdfrevel gegenfeitig zu treffen , fo erflären diefelben Folgendes: 

Art. 1. Es verpflichtet ſich ſowohl die königlich preußifche als die 
berzoglih anhalt-bernburgiſche Regierung, die Forſt- und Jagpdfrevel, welche 
ihre Untertbanen in den Waldungen und Jagdrevieren des anderen Ge— 
bietes verübt haben möchten, fobald fie davon Kenntniß erhält, nach venfelben 
Geſetzen zu unterfuchen und zu beftrafen, nach welchen fie unterfucht und 
beftraft werden würden, wenn fie in inländifchen Forften und Jagprevieren 
begangen worden wären. 

Art. 2. Bon den beiderfeitigen Behörden foll zur Entvedung und 
Habhaftwertung der Forſt- und Jagdfrevler alle mögliche Hülfe ge: 
leiftet werben. 

Den Förftern und Walpwärtern des einen Theiles foll namentlich ge— 
ftattet fein, die Spuren begangener Forft- und Jagdfrevel, fo wie die 
Frevler jelbit, bi8 auf eine Meile auch in das Gebiet des anderen Theiles 
zu verfolgen. 

Greilen fie auf der diesfälligen Verfolgung die Frevler felbft, fo ift es 
ihnen, jedod nur unter der Beringung geftattet, diefelben anzuhalten, daß 
die Angehaltenen an die nächſte Ortöbehörde derjenigen Regierung über: 
liefert werben, auf deren Gebiet die Anhaltung ftattgefunden hat. 

Finden die auf der Verfolgung eines Forſt- und Jagdfrevlers begriffenen 
Forftbeamten eine Hausfuchung in dem Gebiete des anderen Theiles vorzu— 
nehmen für nöthig, fo haben diefelben foldyes an Orten, wo ver Sit eines 
Gerichtes ift, bei dem Drtsrichter, im Fall der Verhinderung deſſelben aber, 
fo wie an Drten, wo ein Ortögericht fich nicht befindet, bei dem Polizei: 
commifjair, Bürgermeifter oder Beigeorpneten, Ortöfchultheißen oder Orts- 
[höffen anzuzeigen, von welchen alsdann die Pausfuhung unverzüglich 
Ba werden wird. 

rt. 3. Dem nadeilenden Forft- und Jagdbeamten wird überlaffen, 
das über den Hergang, Befund und alle Umftände des begangenen Frevels, 
welche auf deſſen Beftrafung von Einfluß fein fönnen, im Gebiete feiner 
Landesherrſchaft aufgenommene Protocoll in dem benadhbarten Gebiete fort- 
pre und darin Alles, was er auf ber Nadeile in Beziehung auf den 
egangenen Frevel bemerkt, aufzuzeichnen. 

8 foll jedoch diefe Aufzeichnung unter Mitwirkung und Mitunterfchrift 
des nach dem vorhergehenden Artifel die Hausſuchung veranftaltenden Orts— 
vorftandes in Bezug auf denjenigen Theil des Protofolls erfolgen, welcher 
die von diefem Borftande vorgenommenen Handlungen betrifft, und ſoweit 
es fih von Hausfuchungen handelt, bei weldyen der Ortsrichter ꝛc. Art. 2.) 
jugegen war, unter Mitwirkung und Mitunterfchrift des Letzteren. Das 
Einverftändniß des Ortörichterd oder Drtsvorftandes, oder das, was er 
jeinerfeitö befonders oder abweichend zu erinnern hat, muß in dem Pro- 
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tokoll ausbrüdlich bemerkt werden. Von viefem Protofoll, worin jedesmal 
über etwaige Beſchlagnahme und Aufbewahrung entwendeter Gegenftände 
und von den Frevlern gebrauchter Gerätbichaften die nöthigen Bemerfungen 
aufzunehmen find, händigt der Forft- und Jagdbeamte —9 — ein Duplikat 
dem Behufs der Hausſuchung requirirten Beamten des Orts ein, welcher 
Letztere, ſofern dies nicht der Ortsrichter iſt, daſſelbe ſogleich ſeiner vorge— 
ſetzten Behörde zu überſenden hat, bei Vermeidung einer Polizeiſtrafe von 
1 bis 5 Rthlr. für denjenigen Ortsvorſtand, welcher der Requiſition nicht 
Genüge leiftet. 

Art. 4 Für die Conftatirung eines Freveld, welcher von einem Ange— 
hörigen des einen Staats in dem Gebiete ded andern verübt worden, Su 
den officiellen Angaben und Abſchätzungen, melde von den competenten und 

erichtlich verpflichteten Forft- und Polizeibeamten des Orts des begangenen 

—* oder von dem dort competenten polizeilichen Beamten aufgenommen 
worden, jener Glaube von der zur Aburtheilung geeigneten Gerichtsſtelle 
beigelegt werden, welchen die Geſetze den officiellen Angaben der inländiſchen 
Beamten beilegen. 

Art. 5. Die Einziehung des Betrags der Strafe und der etwa ſtatt— 
gebabten Gerichtöfoften foll demjenigen Staate verbleiben, in welchem der 
verurtbeilte Frevler wohnt und in welchem das Erkenntniß ftattgefunden 
bat, und nur der Betrag des Schadenerfages und der Pfandgebühren an 
die betreffende Kaffe desjenigen Staates abgeführt werden, in welchem ber 
Trevel verübt worden ift. 

Art. 6. Den unterfuchenden und beftrafenden Behörden in den föniglich 
preußifhen und in den herzoglich anhalt-bernburgifchen Landen wird zur 
Pflicht gemacht, die Unterfuhung und Beftrafung der Forft- und Jagdfrevel 
in jedem einzelnen alle fo jchleunig vorzunehmen, als e8 nad ver Ber: 
faffung des Kandee nur immer möglid fein wird. 

Art. 7. Gegenwärtige im Namen Seiner Majeftät des Königs von 
Preußen und Seiner Durchlaucht des Herzogs von Anbalt-Bernburg zweimal 
gleichlautend ausgefertigte Erklärung foll, nad erfolgter gegenfeitiger Aus— 
wechfelung, Kraft und Wirffamfeit in den beiderfeitigen Landeu erhalten, 
und zu dem Ende fofort Öffentlich befannt gemacht werden. 

erlin, ven 5. September 1839. 


. 8.) 
Königlich Preußiſches Miniſterium der auswärtigen Angelegenheiten. 
Frh. v. Werther. 


5. Vagabunden-Convention. 27. September / 16. October 1839. 


(S. Balern 1.1) und 5.2) 


6. Uebereinfunft zur WBefdrderung der Nechtöpflege. 9., 27. September 1840. 
(8. Sachſen 6.) 


1) Die $$. entfprechen einander vollftändig; nur bei $. 8. und $. 12. finden fi Fleine 
Abweichungen. In ber Convention mit Anbalt- Bernburg ift dem $. 8. hinzugefügt: Zeit- 
pächter find den bier oben benannten Individuen nur dann gleich zu achten, wenn fie nicht 
für ihre Perfon oder mit ihrem Haueftande und Bermögen ih an den Ort ber Padtung 
binbegeben baben. Und ber $. 12. dieponirt allgemein: Es bleibt ben beiberjeitigen Pro- 
vinzial-Regierungebebörben überlaffen, untereinander die näheren Verabredungen wegen ber 
zu beftimmenden Richtung ber Transporte, fowie wegen der Uebernahmsorte re treffen. 

2) Diefe Nachtragsconvention entfpricht dem legten, dem 15. $. ber Convention mit 
Unbalt- Bernburg. 
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7. Griweiterung der Mebereinfunft wegen Verhütung und Beitrafung der Forft: 
und Jagdfrevel. A. Februar 1850, 


Zur fräftigeren Handhabung des Echuges gegen Forft- und Jagdfrevel 
in den Grenzwaldungen find die Föniglih preußiihe und die berzoglich 
anbalt-bernburgifche Regierung dahin übereingefommen: 

Daß auc den zum Forftfchuge in den beiberfeitigen Gebieten fommandirten 
Militairperfonen in die Art. 2. der zwifchen Preußen und Anbalt-Bern- 
burg beftehenden Convention zur Verhütung ver Forſt- und Jagpfrevel in 
den Grenzwaldungen vom 5. September/27, Auguſt 1839 den Förftern und 
Waldwärtern ertheilten Befugniffe zuftehen follen, dieſelben jedoch dabei 
im Falle von Hausfuhungen auf preußifchem Gebiete den Beichränfungen 
des preußifchen Gefeges vom 24. September 1848 (Gefeg- Sammlung 
de 1848 ©. 257. ff.) oder des an deſſen Stelle tretenven Gefeges, auf 
anbalt-bernburgifchem Gebiete den Beftimmungen des Cirfular-Refceriptes 
der herzoglichen Landesregierung zu Bernburg vom 15. September 1842 
oder der an deſſen Stelle tretenden Anordnungen ſich zu unterwerfen haben. 
Zu Urfund deffen ift gegenwärtige a ey auggeftellt und 
egen eine übereinftimmende Erklärung des herzoglich anhalt-bernburgiichen 
Stantöminifteriumg ausgewechfelt worden. 

Berlin, ven 4. Februar 1850. 

Königlich Preußiſches Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten. 

Vorſtehende Erflärung wird, nachdem fie gegen eine übereinftimmenbe 
Erflärung des berzoglich anhaltbernburgifchen Staats-Minifteriums vom 
11. v. M. ausgewechſelt worden, unter Beifügung eines Abprudes des 
darin in Bezug genommenen Cirfular-Referiptes der herzoglich anhaltsbern- 
burgifchen Landesregierung zu Bernburg vom 15. September 1842 bierdurd) 
befannt gemadht. Berlin, ven 2. März 1850, 

Der Königlihe Staatd- und Minifter der auswärtigen Angelegenheiten 
von Scdleinig. 


Circular-Refeript, 
die Hausfuhungen in Jagd- und Forft- Eontraventionsfadhen betreffend. 


Nachdem über die Ausführung der Hausvifitationen in Jagd- und 
Forft-Eontraventionsfahen Zweifel entftanden find, fo findet berzogliche 
Lanpes-Regierung auf Antrag herzoglichen Forftamts ſich veranlaßt, folgende 
allgemeine Verordnung diejerhalb zu erlaifen. 

In allen Fällen, wo von Forftbeamten oder zur Anzeige überhaupt 
verpflichteten Perfonen, welche auf der Verfolgung eines Forft- und Jagd⸗ 
frevlerd begriffen find, die Vornahme einer Hauspifitation für erforderlich 
erachtet wird, fo wie in Fällen, wo Gefahr beim Berzuge ift, genügt es, 
wie auch in der Erflärung vom 27. Auguft 1839 wegen ver zwifchen ver 
föniglih preußifchen und der herzoglich anhalt-bernburgifchen Regierung ver: 
abredeten Maaßregeln zur Verhütung und Beftrafung ver Forft- und Jagd— 
frevel in den Grenzwaldungen Gefeg- Sammlung Th. 6. ©, 45. Art. 2.) 
bereitd vorgefchrieben ift, daß die desfallfigen Anträge bei der Ortsbehörbe 
gemadt werben, und ift von biefen, ohne meitere Autorifation von Seiten 
der Juſtizämter resp. Gerichte zu bedürfen, die beantragte Hausfuchung 
fofort gehörig zu veranftalten. 

Dagegen bleiben vergleihen Hausfuchungen, bei denen nad bereits 
—— eingeleitetem —— bezweckt wird, Gegenſtände, die zum That- 

eftande_ eines Verbrechens gebören, oder Perfonen, melde befjelben vers 
dächtig find, gehörig zu ermitteln, wie folhe ver 8. 163, der Forftorbnung 
12 ® 
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beſonders vor Augen bat, lediglich den competenten Yuftizämtern und Ge— 
richten vorbehalten. 

Innengenannte haben ſich hiernach überall zu richten und die betreffenden 
Drtsbebörden demgemäß mit weiterer Verfügung zu verfeben. 

Diefeg Cirkular ift gehörig zu präfentiren, weiter und zulegt zurück— 
zubefördern. Bernburg, am 15. September 1842. 

Herzoglich Anbaltiihe Landes-Regierung. 
(gez.) von Kerſten. Nettelbeck. 


An 
ſämmtliche Juſtizämter und Gerichte, resp. die 
Forfteommiffion in Coswig. 


8. Uebereinkommen wegen ber Außercurdfegung von Vapiergeld. 6. Sept. 1850. 
(8. Baben.) 


9. Vertrag wegen Uebertragung der Leitung der Gemeinbeitstheilungd: und 
AUblöfungsgefchäfte im Herzogtbume Anbalt:Bernburg auf bie Fönigl. preu— 
Bifchen Auseinanderfegungsd = Behörden. 11. September 1850; ratificirt 

21./19. September 1850. 


Nachdem Seine Majeftät der König von Preußen dem Wunfce Seiner 
Hoheit des Herzogs von Anhalt-Bernburg mit Bereitwilligfeit entgegenge: 
fommen find, die Zeitung der Gemeinbeitstbeilungs- und Ablöſungs-Geſchäfte 
im Herzogtbum Anbalt:Bernburg den Föniglih preußiſchen Auseinander— 
ſetzungs-Behörden zu übertragen, find zur Feſtſtellung der hierbei erforder: 
lihen näberen Beſtimmungen: 

föniglich preußifcher Seite: 
der Geheime Dber-Regierungsratb Kette, der Geheime Legationgrath 
Hellwig und der Regierungsratb Heyder, 

und herzoglich anhalt-bernburgifcher Seite: 

der Regierungsraib Steinfopff 
ufammengetreten und haben, unter Vorbehalt der Ratification, folgenden 

ertrag geichloffen : 

Art. 1. Die Leitung der Gemeinheitstheilungen und Ablöfungen in 
dem Herzogtbum Anbalt-Bernburg, fowie die Enticheidung der dabei vor- 
fommenden ÖStreitigfeiten, fol durd die für die Provinz Sachſen dazu 
berufenen königlich preußifchen Behörden, zur Zeit die königliche General- 
Commiffion in Stendal, und durd das Revifions-Collegium für Yandescultur- 
Saden in Berlin erfolgen. 

Art. 2. Dem Verfahren und den Enticheidungen follen vie im Her— 
zogthum Anhalt-Bernburg geltenden Gefege und Berordnungen zum Grunde 
gelegt werben. Geine Hoheit der Herzog von Anhalt-Bernburg behalten 

ich vor, das Gefeg, die Aenderung in den Reſſort-Verhältniſſen der Ge: 
neral-Eommiffton betreffend, vom 21. März 1850, im verfajlungsmäßigen 
Wege wieder aufzuheben. 

Art. 3. Die durch bie berzoglih anbalt-bernburgifhen Gefege und 
Verordnungen der früberen herzoglich anbalt:bernburgifchen General-Com— 
miffion beigelegten Befugniffe und Pflichten gehen auf die betreffende föniglich 
preußifche General-Commilfion über. In die Stelle der herzoglich bern- 
burgifchen früheren Landes-Regierung als Spruchbehörde zweiter Inftanz 
tritt das Revifions-Collegium für Landescultur-Sachen zu Berlin. 

Art. 4. Die richterlihen Entfceidungen der königlich preußiichen Be— 
börben in den im Herzogthum Anhalt-Bernburg vorfommenden Auseinander- 
ſetzungs-⸗Sachen ergeben unter der Formel: 
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in Gemäßheit des zwifchen Seiner Majeftät dem Könige von Preußen 
und Seiner Hoheit dem Herzoge von Anhalt» Bernburg gefchloffenen 
Staatövertrages vom 11. September 1850. 

Art. 5. Die betreffende königlich preußische General-Commiffion über: 
weiſet die Bearbeitung der einzelnen Gefchäfte ven geeigneten Specials 
Commiſſarien und Geometern, wobei jevod die im —— Anhalt—⸗ 
Bernburg bereits fungirenden Beamten vorzugsweiſe berückſichtigt werden 
ſollen. Die geſchäftliche Disciplin über dieſe Beamten ſteht ver königlich 
preußiſchen General-Commiſſion zu. 

Art. 6. Seiner Hoheit dem Herzoge von Anhalt-Bernburg ſteht das 
Recht zu, einen im Herzogthum Anhalt-Bernburg als Richter vereideten 
Beamten in die betreffende königlich preußiſche General-Commiſſion abzu— 
ordnen, welcher für alle das Herzogthum Anhalt-Bernburg betreffenden Ver— 
— und Entſcheidungen im Collegium Sitz und Stimme hat. 

rt. 7. Das herzoglich anhalt-bernburgiſche Staats-Miniſterium iſt 
—— von der betreffenden königlich preußiſchen General-Commiſſion über 
die Lage der einzelnen Auseinanderſetzungs-Sachen jederzeit Auskunft zu 
erfordern. Für den Fall, daß das herzoglich — Staats⸗ 
Miniſterium in einzelnen, das landespolizeiliche Intereſſe berührenden Punkten 
der betreffenden königlich preußiſchen General-Commiſſion beſtimmte An— 
weiſungen zu ertheilen haben ſollte, wird daſſelbe mit dem königlich preu— 
hiſchen Minifterium für landwirthſchaftliche Angelegenheiten in Communication 
treten, durch meldes legtere dann die Befcheidung der General⸗Com— 
miffion erfolgt. 

Auch in allen auf die Disciplin ver Behörde over der einzelnen Beamten 
Bezug habenden Fällen wird fih das herzoglich anbalt=bernburgifche Staats— 
Miniterium an das gedachte Föniglich preußifche Minifterium wenden. 

Art. 8. Statt der die Remuneration der Commiffare und Sachverſtändigen 
betreffenden Beftimmungen in den berzoglich anhalt-bernburgifchen Verord— 
nungen follen die im föniglichen preußifchen Staate wegen der Koften und 
der Nemunerirung der Beamten geltenden Vorfchriften, fie mögen fchon 
erlaffen fein oder noch erlaffen werden, aud bei den im Herzogthum Anhalt: 
Bernburg vorfommenden Auseinanderjegungs:Gefchäften Anwendung finden, 
wobei jedoch der $. 81. der herzoglich anbalt-bernburgifchen Verordnung über 
das Verfahren in Hütungs-, Separationd- und Ablöfungefahen vom 
23. December 1839 unverändert in Kraft bleibt. 

Seine Hoheit der Herzog von Anhalt-Bernburg behalten Sid vor, 
dieſerhalb das Nöthige im verfaffungsmäßigen Wege anzuorpnen. 

Art. 9. Seine Hoheit der Herzog von Anhalt-Bernburg verpflichten 
Sich, zu den General-Koften ver föniglid preußischen Augseinanderfegungs- 
Behörden, welche aus der füniglich preußifchen Staatsfaffe gewährt werden, 
an diefe einen angemefjenen Beitrag alljährlid zu zahlen. 

Diefer Beitrag wird für die nächften fünf Jahre auf die Summe von 
„ſechshundert Thalern jährlich“ feftgefegt und bleibt für die weitere Folgezeit 
befonderer Verabredung vorbehalten. 

Art.10, Die Ausführung des Vertrages erfolgt mit dem 1. October 1850. 

Von dem Vertrage zurüczutreten foll ſowohl Seiner Majeftät dem Könige 
son Preußen, als Seiner Hoheit dem Herzoge von Anbalt-Bernburg nad) 
Ablauf von fünf Jahren und von da ab jederzeit nad Einjähriger Kün- 
digung freiftehen. Eine gleiche Kündigung foll Seiner Majeftät dem Könige 
son Preußen auch innerhalb der vertragsmäßigen Zeit von 5 Jahren freis 
ſtehen, wenn an ver binfichtlich der Auseinanderfegungen im Herzogthum 
Anbalt-Bernburg jest beftehenden materiellen Gefeggebung Etwas geändert 
werden follte. 
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Art. 11. Gegenmwärtiger Bertrag foll, fobald er die verfaffungsmäßige 
Zuftimmung des Landtags des Herzogtbums Anhalt-Bernburg erhalten bat, 
unverzüglich zur landesherrlichen Natification vorgelegt, und follen die Ra- 
tificationg-llrfunden binnen vier Wochen in Berlin ausgewechfelt werben. 

Zu Urkund deffen haben vie beiderfeitigen Bevollmächtigten den gegen- 
wärtigen Vertrag unterzeichnet und unterfiegelt. 

erlin, den 14. September 1850. 
Gottlieb Wilhelm Kette. (L. S) Rudolph Steinfopff. (L.S.) 
Sriedrid Hellwig. (L. $.) 
Eduard Heyper. (L. $.) 


Vorſtehender Vertrag ift ratifieirt worden, und hat die Auswechſelung 
der Ratificationg-Urfunden vom 21,19. September 1850 bereits ftattgefunven. 


10. Vertrag wegen Beftellung bes Ober » Tribunals zu Berlin zum oberften 
Gerichtähofe in Straffachen und in Disciplinarfachen der Nichter für das Her: 
zogthum Anhalt-Bernburg. 22. Februar 1851; ratificirt 3.| 6. März 1851. 


Nachdem Se. Majeftät der König von Preußen dem Wunſche Sr. Hoheit 
bes — von Anhalt-Bernburg mit Bereitwilligkeit entgegengekommen 
find, die Entſcheidung der in dem Herzogthume Anhalt-Bernburg vorkom— 
menden Strafſachen und Dieciplinarfahen für Richter in oberfter Inſtanz 
dem föniglich preußifchen Ober-Tribunal zu übertragen, find zur Feftftellung 
der hiefür erforderlichen näheren Beftimmungen 

föniglich preußifcher Seite: 
— — Legationsrath Hellwig und der Geheime Juſtizrath 
iſchoff, 
herzoglich anhalt-bernburgiſcher Seits: 

der Staats-⸗Anwalt Petri, 
zufammengetreten und haben, unter Vorbehalt ver landesherrlihen Ratifi— 
ration, folgenden Vertrag gefchloffen: 

Art. 1. Das königlich preußifche Ober-Tribunal zu Berlin bildet in 
Straffahen und in Disciplinarfachen der Richter den oberften Gerichtöhof 
für das Herzogthum Anhalt-Bernburg. 

Art. 2. Dem Berfahren und den Entfcheidungen follen Seitens des 
föniglich preußifchen Ober-Tribunals die in dem Herzogthbume Anhalt-Bern- 
burg geltenden Gefege zum Grunde gelegt werben. 

Jedoch erfolgt die Verhandlung und Entſcheidung in dem für das 
föniglich preußifhe Ober-Tribunal bejtehenden Proceß-Verfahren. 

Art. 3. Die richterlichen Entfcheidungen des königlich preußifchen Ober: 
Tribunals in den aus dem Herzogthbume Anhalt:Bernburg an daſſelbe ge- 
langenden Straffadhen und Disciplinarfachen der Richter ergehen unter 
der Formel: 

in Gemäßbeit des zwifchen Sr. Majeftät dem Könige von Preußen und 
Sr. Hoheit dem Herzoge von Anhalt-Bernburg gefchloffenen Staats-Ver— 
traged vom 22. Februar 1851. 

Art. 4. Die Verridhtungen der Staatd-Anwaltfchaft bei dem — 
Dber-Tribunal werden auch in den aus dem ——— Anhalt⸗Bernburg 
an daſſelbe gelangenden Sachen durch die königlich preußiſche Staate-An- 
waltſchaft bei dem Ober-Tribunal wahrgenommen. 

Art. 5. In den aus dem Herzogthume Anhalt-Bernburg an das 
königlich preußiſche Ober-Tribunal gelangenden Strafſachen und Disciplinar— 
ſachen der Richter haben nur die bei dem letzteren angeſtellten Rechtsanwälte 
das Recht, die Angeſchuldigten vor dem Gerichtshofe zu vertreten. Die 
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——— derſelben find nach ver preußiſchen Gebühren-Taxe in Anſatz 
zu bringen. 

Art. 6. Der herzoglich anhalt-bernburgiſchen Staats-Regierung ſteht 
auf die Organiſation und Beſetzung des königlich preußiſchen Ober-Tribunals 
eine Einwirkung nicht zu. 

Art. 7. Inſoweit die herzogliche Staats-Regierung eine Auskunft über 
die Lage einer oder der anderen der aus dem Herzogthume Anhalt-Bernburg 
an das königlich preußiſche Ober-Tribunal gelangten Sachen bedürfen ſollte, 
wird dieſelbe darüber mit dem königlich — Juſtiz-Miniſterium in 
Communication treten, durch welches die erforderlichen Verfügungen alsdann 
an das gedachte Ober⸗-Tribunal ergehen. 

Art. 8. Die herzoglich anhalt-bernburgifhe Staatsd-Regierung ver: 
pflichtet fi in Rüdficht auf die von dem Föniglich preußifchen Ober-Tribunal 
als höchſtem Gerichtshofe in Straffachen und in Diseiplinarfachen für Richter 
für das Herzogthum Anhalt-Bernburg zu übernehmenven Arbeiten an bie 
königlich preußiiche rg eine angemeffene Summe jährlich zu zahlen. 

Die Feltitellung diefer Summe bleibt befonderer Verabredung, welche 
bezüglich des Herzogtbums Anhalt: Bernburg dem Landtage vorzulegen ift, 
vorbehalten. Bis legtere erfolgt, wird das föniglich preußifche Ober-Tribunal 
in den einzelnen aus dem Derzogtbume Anhalt-Bernburg zu feiner Ent: 
fheidung gelangenden Saden die in den preußiichen Gejegen beftimmten 
Gebührenſätze zum Anfag bringen. Ein Verzeichniß diefer Gebühren, fowie 
etwaiger baaren Auslagen, wird alljährlich der herzoglich anhalt=bernburgifchen 
Staatd-Regierung mitgetheilt werden und diefe verpflichtet fih, den Betrag 
derfelben aud dann, wenn die Gebühren durd die Anträge der Staats— 
Anwaltfchaft entftanden find, oder wenn die zur Zahlung der Gebühren 
verpflichtete Partei zahlungsunfäbig ift, an die föniglich preußifche General- 
Staatöfaffe zu Berlin abzuführen. 

Art. 9. Die Ausführung des Vertrages erfolgt mit dem 1. April 1851. 

Bon dem Vertrage zurüdzutreten foll jedem der beiden contrahirenden 
Theile nad zehn Jahren, und von da ab jederzeit nach einjähriger Kün- 
digung zuftehen. 

Art. 10. Gegenwärtiger Vertrag foll unverzüglich zur landesherrlichen 
Ratification vorgelegt und follen die Ratificationg-Urfunden binnen vier 
Wochen in Berlin ausgewechſelt werben. 

Zu Urfund deſſen haben die beiderfeitigen Bevollmächtigten gegenwär— 
tigen Vertrag unterzeichnet und unterfiegelt. 

Geſchehen Berlin, ven 22. Februar 1851. 

(L. S) Ariedrih Hellwig. CL. S) Reinhold Petri. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm Bifchoff. 


Vorſtehender Vertrag iſt ratifieirt worden, und bat die Ausmwechfelung 
der Ratificationg-Urfunden vom 3. und 6. März d. I. bereits ftattgefunden. 


3. Anhalt-ETöthen. 
(S. aub Zollverein.) 
I. Durchmarfch- und Gtappen-Gonvention. 12. November / 17 December 1818. 
Feftftellung der Straßenzüge. *) 


$. 1. Die anhalt-cöthenfche Regierung geftattet ven preußifchen Truppen- 
abtheilungen und Militair-Transporten den freien Durchzug durch ihr Ge— 


*) Der Eingang wie Anbalt-Bernburg 1. 
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biet, wenn fie, nach dem Zwed ihres Marfches, folgende Strafen ver« 
folgen müſſen: 


A. Bon Magdeburg nah Wittenberg, und umgekehrt. 


Diefe Militairftraßenlinie berührt im Herzogthum Anhalt-Cöthen 
= on Roßlau ald Hauptetappen-Drt, weshalb Folgendes feitge- 
est wird: 

1) Die Beftimmung des diefem Etappenplage beizulegenden Arrondiſſe— 
ments bleibt, auf Die a, daß die zu bequartierenden Ortſchaften 
nicht über eine halbe Meile weit von der Strafe abgelegen fein dürfen, dem 
Ermeffen ver Landesbehörde überlaffen, und find dann die durchmarſchirenden 
Truppen gebalten, nad) jedem, als zum Etappenbezirf gehörig bezeichnetem 
Orte zu geben, welcher ihnen von der Etappenbehörbe angewiefen wird; es 
fei denn, daß dieſelben Artilleriemunitiond- oder andere bedeutende Trans— 
porte mit ſich führen, welche, nebft der zur Bewachung erforderlihen Mann- 
Schaft, ftets in foldhe Orte gewiefen werden müffen, welde hart an ver 
Straße liegen. 

2) Da preußifche Truppenmärfche auf diefer Straße nur felten und in 
unbedeutenden Abtheilungen vorfommen, fo werden in Betreff des Etappen- 
ortd und Bezirks Roßlau dauernde Etappen- und Verpflegungseinrich— 
tungen nicht für nöthig erachtet. 

3) Bei trodnen guten Wegen und zur Zeit der langen Tage des Früh— 
lings und Sommers werden die Truppen in Einem Marfche von Leitzkau 
nah Roßlau, und ebenfo wieder von da in einem Marfche nah Witten: 
berg inftradirt. 

4) Für die Herbſt- und Winterzeit und bei kurzen Tagen werben da— 
gegen die Truppen von Leitzkau auf Zerbft, von Zerbſt auf Coswig, 
und von Coswig auf Wittenberg inftradirt, dergeftalt, daß im Etappen- 
Arröndiffement Noflau fein Nadtquartier gehalten wird, wenn nicht be> 
fondere Umftände das Gegentheil nöthig machen. 

5) Die Entfernung von Leitzkau nah Roßlau wird auf 4 Meilen, 
und von Roflau nah Wittenberg auf 4 Meilen und umgefehrt, bier: 
durh angenommen und feftgefeßt. 


B. Bon Magdeburg auf Halle, und umgefehrt. 


1) Auf diefer über Cöthen führenden Straße wird innerhalb des cö- 
tbenfchen Gebiets in der Negel fein Nachtquartier gehalten, da der Marſch 
dur daffelbe füglih in Einem Tage, ohne große Beſchwerde für das Mi- 
litair, zurüdgelegt werden kann. 

2) Deß Endes find unmeit der berzoglichen Gebietsgrängen zu preu> 
Bifhen Etappen, im merfeburgifchen Regierungsbezirk, die Stadt Zörbig, 
und im magdeburgifchen Regierungsbezirk, die Stadt Afen, gewählt. Für 
unvorhergeſehene Fälle werden den Etappendrtern Zörbig und Afen einige 
benachbarte anhalt-cöthenſche Ortſchaften zur eventuellen Aushülfe im All: 
gemeinen hierdurch zugeftanden. Die Regierungen zu Magdeburg und 
Merfeburg vereinigen ſich vesfalls in jedem Iherielfen Falle mit der be> 
treffenden berzoglichen Landesbehörde. 

3) Bei ſich ereignenden Unfällen verpflichtet ſich jedoch die anhalt- 
cöthenfche Regierung, den marfchirenden Truppen durch Hülfspferde und 
andere nicht vorberzufehenvde, aber nothwendige und nicht zu umgebende 
Leiftungen freundnachbarlich zur Hülfe fommen zu laffen, ihr Fortfommen 
und das der hin- und zurüdgehenden Anfpänner auf alle Weife zu erleidy- 
tern, und überhaupt alles das zu thun, was das zwifchen beiden Regie- 
rungen Leftehende freunpfchaftlihe Verhältniß erhalten und befördern fann. 


— 
f 
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4) Sollte der Fall eintreten, daß ein marfchirendes Detachement, drin- 
ender und unabwendbarer Umſtände halber, in dem feftgefegten Einen 
Tagemarſch das anhalt-cöthenſche Gebiet nicht verlaffen fünnte, fo wird die 
eöthenfche Regierung in dieſem feltenen Falle den Leuten und Pferden Auf- 
nahme und Verpflegung nicht verfagen und aud für die Weiterbeförderung 
am folgenden Tage forgen. 
$. 2, Für den Rückmarſch des Obſervationscorps aus Frankreich ift 
verabredet worden, daß wenn die einzelnen Abtheilungen veffelben ſolche 
Marfchvirectionen erhalten, in deren Gefolge das anhalt-cöthenſche Gebiet 
wird berührt, oder die an der preußifchen Gränze liegenden Ortfchaften 
dieſes Gebiets zu Hülfsquartieren werden herangezogen werden müſſen, bie 
Landesregierung bereitwillig ihre Sand dazu bieten wird, die preußifchen 
Truppen aufzunehmen, und ihnen die nöthigen Bepürfniffe nach den Grund— 


ſätzen dieſer Convention zu gewähren *). 


2. Elbſchiffahrts-Acte vom 23. Juni 1821 nebft den darauf bezüglichen Verträgen. 
(©. Hanneper.) 


3. Vertrag wegen Befreiung ber beiderfeitigen Untertbanen vom Glbzolle. 
17. Juli 1828. 


Um ven Abichluß des Vertrages, wegen der Zoll- und Berfehrs-Ber- 
bältniffe, zwifchen Preußen einerfeitd, und den herzoglich anhaltcöthenfchen 
und anbalt-veffaufhen Lanten andererſeits, zu erleichtern, baben Seine 
Majeftät ver König von Preußen und Ihre Hochfürſtliche Durchlauchten, die 
Herzöge zu Anhalt-Cöthen und Anhalt-Deffau, Sich vereiniget, wegen Er: 
bebung des Ihnen tractatenmäßig zuftehenden Elbzolles, bejondere Beftim- 
mungen zu treffen, und zu dem Ende durch Ihre beiderſeitigen Bevoll— 
mädhtigten, nämlich: 

Seine Majeftät der König von Preußen durch Allerhöchſt-Ihren Geheimen 

Legationgratb Albrecht Friedrich Eichhorn, und 

Ihre Hocfürftlihe Durchlauchten ver Herzog von Anhalt-Cöthen und der 

Herzog von Anhalt-Deffau, durch den cöthentfchen Geheimen Finanzrath 

Ludwig Albert und den deffaufchen Regierungsrath Ludwig Bafedom, 
nachftebende Uebereinfunft, unter Vorbehalt der Genehmigung, verab- 
reden laffen: 

Art. 1. Bon allen Gegenftänden, welde auf der Elbe 

a) im anhaltscöthenfhen und anhalt-deſſauſchen Gebiete eingeladen worden 
find, um in das preufifche Gebiet eingeführt zu werben, over 
b) aus dem Auslande nach dem anhalt-cöthenſchen und anhalt-deffaufchen 
Gebiete eingeben, mit der Beftimmung dort zu verbleiben oder in dem 
Packhofe zu Roßlau niedergelegt zu werben, oder 
c) in dem anbalt-cöthenfhen und anbalt-veffaufchen Gebiete eingeladen 
worden find, um durd das preußifche Gebiet ins Ausland verfchifft 
zu werben, 
foll weder an den preußifchen Elbzollftellen noch an denen Ihrer Hochfürſt— 
lihen Durdlauchten ver tractatenmäßige Elbzoll erhoben werden. 

Ausgenommen find jedoch Waaren, welde aus dem Padhofe in Roßlau 
nach dem Auslande ausgeführt werden follen. Von diefen ift der Elbzoll 
und zwar in feinem vollen Sabe, wie er Preußen für die ganze Strede 
von Wittenberge bis Mühlberg tractatenmäkig gebührt, auch ferner an den 
preußifhen Zollftellen zu entrichten. 

Art. 2. Eben fo foll aud von allen Gegenftänden,, welche auf der Elbe 


*) Die folgenden 88. 3— 28. entfprehen den $$. 4—29. ber oben abgebrudten 
Durchmarſch- und Etappenconvention mit Anbalt-Bernburg. 
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a) in dem preußifchen Gebiete eingeladen worden find, um in das anbalt- 
cöthenfche oder anhaltzveffaufche Gebiet eingeführt zu werben, oder 

b) aus dem Auslande mit der Beſtimmung nad dem preußifchen Ge- 
biete eingeben, over 

c) im preußifchen Gebiete eingeladen worden find, und durd das anhalt- 
eöthenfche und anhaltsveffaufhe Gebiet in das preußifche oder in das 
Ausland verfchifft werden, 

der tractatenmäßige Elbzoll an ven beiderfeitigen Zollftellen nicht erhoben werben. 

Art. 3. Die Abgabe von den Fahrzeugen, oder die Rerognitiong- 
Gebühr, wird nur dann erhoben werden, wenn die Schiffe nicht innerhalb 
des preußischen und anhaltſchen Gebiets verbleiben, fondern die Beftimmung 
haben, ihre Fahrt in das Ausland fortzufegen. 

Art. 4 An die Stelle des Elbzolleds und der Recognitioneg-Gebühr, 
wo beide nach vorftchenvden Beitimmungen wegfallen, dürfen feine andere 
Belaftungen treten. Doc verfteht es fich von felbft, daß der Erhebung ver 
tarifmäßigen Cin- und Ausgangs-Abgaben auf der Elbe, welche Preußen, 
in Folge des befondern Vertrags mit Ihren Hochfürſtlichen Durchlauchten 
von Anhalt-Cöthen und Anbalt-Deffuu, zufteht, durd die gegenwärtige 
Uebereinfunft fein Eintrag geſchehen foll. 

Art.5. Mit Rüdfiht auf die gegenfeitige Aufhebung des Elbzolles 
wird Preußen unter vdenfelben Umftänven, unter welchen dieſer Zoll nicht 
entrichtet wird, auch auf der Saale, ftatt aller bisherigen Abgaben, nur die 
Schleufengefälle, welche zur Inftanpfegung und Unterhaltung der Schleufen, 
nad dem Tarif vom 31. December 1826, beftimmt find, erheben laffen. 

Deesgleihen wollen Seine Hochfürftlihe Durchlaucht, der Herzog von 
Anhalt-Cöthen, in den Fällen, wo preußiicher Seits nur das gedachte 
Scleufengeld erhoben wird, das bisherige Seilgeld bei Nienburg bis zu 
einem Grade ermäßigen, daß die davon auffommende Einnahme, die mit 
der Einrichtung wegen Senkung des Seils verbundenen Koften nicht über- 
fteigt, und zu dem Ende vorläufig den zu entrichtenden Sag des Seilgelves 
auf Bier gute Grofchen von dem Schiffe, für welche daſſelbe gefenft wird, 
beftimmen. 

Art. 6. Die etwa noch erforderlihen Maafregeln, zur Verhütung 
von Unterfchleifen, follen zwifchen dem füniglich preußifchen General-Director 
der Steuern und der betreffenden herzoglich anbalt-cöthenfchen und anhalt- 
deflaufchen oberften Behörde befonders verabredet werden. 

Art. 7. In Abſicht der Dauer, ter ſtillſchweigenden Berlängerung 
und der Wiederaufbebung diefer Webereinfunft, gelten die nämlichen Be— 
fimmungen, weldye ver heute unterzeichnete Haupt-Vertrag, wegen der gegen: 
feitigen Berfebröfreiheit und der Anſchließung der Herzogthümer Anhalt- 
Cöthen und Anhalt Deffau an das preußiſche Syſtem der indirecten 
Steuern, aufftellt. 

Art. 8 Seiner Hocfürftlihen Durdlaudt, dem Herzoge von Anhalt— 
Bernburg, wird der Beitritt zu der gegenwärtigen Hebereinfunft vorbehalten. 

Art. 9. Gegenmwärtige Uebereinfunft foll zugleich mit dem ebenerwähnten 
Haupt-Bertrage zur Allerböchften und Höchſten Ratification vorgelegt, und 
auch gleichzeitig binnen einer 14tägigen Frift, nach Auswechfelung der Ra- 
tificattiong-Urfunden, zur Vollgiebung gebracht werden. 

Zu Urfund veffen ift dieſe Uebereinfunft von den beiverfeitigen Bevoll- 
mächtigten, unter Beiprüdung ihrer Siegel, unterzeichnet worden. 

So geſchehen Berlin, ven 17. Juli 1828. 

(L. S.) (L. S.) (L. S.) 
Albrecht Friedrich Eihhborn. Ludwig Albert. Ludwig Baſedow. 
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Vorftehender Bertrag ift von Seiner Majeftät dem Könige am 16. Aus 
uft c., imgleihen von Seiner Hodfürftlihen Durchlaucht dem Dergope von 
nhalt-Cöthen am 27. Auguft 1828, und von Seiner Hochfürftlichen Durch— 

laut dem Herzoge von Anbalt-Deffau am 28. Juli 1828 ratificirt worden. 


4. Bagabunden: Convention. 24. Juli 1839. 
(5. Andalt-Bernburg 5.) 


5. Uebereinfommen wegen der Außercursfegung von Papiergeld. 6. Sept. 1850. 
(8. Baben.) 


4. Anhalt-Deffan. 
(5. au Zollverein.) 


1. Durchmarfch- und Gtappen-Convention. 12. November 1818, ratificirt 
17. December 1818. 


$. 1. Die anhalt-veffaufche Regierung geftattet den preußiichen Trup— 
penabtbeilungen und Militairtransporten ven freien Duchzug dur ihr Ges 
biet, wenn FA nach dem Zwede ihres Marfcheg, 

die Straße von Magdeburg auf Wittenberg, und umgefehrt, ver- 
folgen müffen. 

iefe Militairftraßenlinie berührt im Herzogtum Anhalt-Deſſau, 
die Stadt Zerbft als Hauptetappenort, weshalb Folgendes feſtgeſetzt wird: 

1) Die Beſtimmung des dieſem Etappenplatze beizulegenden Arrondiſ— 
ſements bleibt, auf die Bedingung, daß die zu bequartierenden Ortſchaften 
nicht über Eine halbe Meile weit von der Straße abgelegen fein dürfen, 
dem Ermeſſen der Landesbehörde überlaffen, und find dann die durdmar- 
fhirenden Truppen gehalten, nad jedem als zum Etappenbezirf gehörig be> 
zeichneten Orte zu geben, weldyer ihnen von der Etappenbehörde angewiefen 
wird; es fei denn, daß diefelben Artillerie-Munitions- oder andere bedeutende 
Transporte mit fih führen, welche nebft ver zur Bewachung erforderlichen 
Mannſchaft ftets in foldhe Orte gewiefen werden müffen, welde hart an 
der Straße liegen. 

-2) Da preußifche Truppenmärfche auf diefer Straße nur felten und in 
unbedeutenden Abtheilungen vorfommen, fo werden, in Betreff des Etappen: 
orts und Bezirfs Zerbft, dauernde Etappen- und Berpflegungseinrichtun: 
gen nicht für nöthig erachtet. 

3) Bei trodnen guten Wegen, und zur Zeit der langen Tage des 
Frühlings und Sommers werden die Truppen in Einem Marfche von Leitz— 
fau nah Roßlau, und eben fo wieder von da in Einem Marfche nad) 
Wittenberg inftradirt. Um den ftarfen Marfch von Leitzkau nah Roß— 
lau zu erleichtern, wird bei erfterm Drte das Etappen-Arrondiffement mög- 
lihft aus, gegen Zerbft liegenden, Ortfchaften beſtehen; die anhaltsdeffaufchen 
Drtfchaften, welche ver Etappe Leitzkau desfalls zur eventuellen Aushülfe 
beigegeben werben, wird die herzogliche Rentkammer näher bezeichnen. 

4) Für die Herbft- und Winterzeit und bei kurzen Tagen, werben da— 
gegen die Truppen von Leitzkau auf Zerbft, von Zerbft auf Koswig, 
und von Koswig auf Wittenberg inftradirt. Um ven ftarfen Mark 
von Zerbft nad Koswig zu erleichtern, wird bei erfterm Orte das Etap- 
# ea möglichft aus, gegen Koswig liegenden, Ortſchaften 

eben. 

5) Die Entfernung von Leitzkau nah Zerbft wird auf zwei Meilen, 
von Leitzkau nah Roßlau auf vier Meilen, von Roßlau nad Witten- 
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berg auf vier Meilen, und von Zerbft nah Koswig auf vier Meilen, 
und umgefehrt, hierdurd angenommen und feitgefegt. 

$. 2. Für den Rüdmarfch des Obfervationscorpe aus Frankreich ift 
verabredet worden, daß, wenn die einzelnen Abtheilungen deſſelben folde 
Marfchdireetionen erhalten, in deren Gefolge das anhalt-deſſauſche Gebiet 
wird berührt, oder die an der preußifchen Grenze liegenden Ortfchaften die— 
ſes Gebiets zu Hülfsquartieren werden berangezogen werben müſſen, vie 
berzoglihe Rentfammer bereitwillig ihre Band dazu bieten wird, Die preu= 
fifhen Truppen aufzunehmen, und ihnen die nöthigen Bevürfniffe nach ven 
Grundfägen diefer Convention zu gewähren. *) 


2. Elbſchiffahrts-Acte vom 23. Juni 1821 nebft den darauf bezüglichen Verträgen. 
(8. Hannover.) 


3. Vertrag wegen Befreiung der beibderfeitigen Untertbanen vom Elbzoll. 
17. Zuli 1828. 


(8. Anbalt-Bernburg.) 


4. Vagabunden-Convention. 21. Juni/24, Juli 1839. 
(8. Anbalt-Bernburg 5.) 


5. Uebereinfunft zur Verbütung und Beftrafung der Jagd- und Forftfrevel. 
26. Auguft 1847. 


(8. Unbalt-Bernburg 4.) 


6. Uebereinfommen wegen der Außerfuräfegung von Papiergeld. 6. Sept. 1850. 
(S. Baden.) 


5. Baden. 


(8. au& Zollverein.) 


1. Natificationd » Urkunde der am 31. März 1831 zu Main; abgefchloffenen 
Uebereinfunft unter den Uferftaaten des Rheins und auf die Schiffahrt 
diefes Fluffes fich beziebenden Ordnung. 19. Mai 1831. 


Wir Friedrih Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preu- 
fen ꝛc. 2c. thun fund und befennen hiermit: 

Nachdem Wir; Seine Majeftät der König der Franzofen; Seine Ma: 
jeftät der König von Baiern; Seine Majeftät der König der Niederlande; 
Seine Königlihe Hoheit der Großherzog von Baden; Seine Königliche Ho— 
beit der Großherzog von Heffen und Seine Durdlaudt der Herzog von 
Naſſau; in Folge vieljähriger, von Commiffarien aller betheiligten Höfe, zu 
Mainz gepflogener Berhandlungen über die Abfaffung einer Rheinſchiffahrts— 
Drdnung auf den Grund der allgemeinen und befondern Beftimmungen, 
welde der, am Eongreffe zu Wien ven 9. Juni 1815 unterzeichnete Haupt- 
vertrag und die demfelben als integrirender Theil angehängten, von ber 
Rheinſchiffahrt handelnden zweiundpreißig Artikel zu diefem Ende feſtge— 
ftellt haben, und in Erwägung der, hierbei eingetretenen Scwierigfeiten 
dahin übereingefommen find, alle die, über allgemeine Grundſätze des ge- 
dachten Congreßvertrages in Bezug auf die Rheinfchiffahrt erhobenen Streit- 
fragen, fo wie die daraus abzuleitenden Folgerungen unberührt zu laffen, 
und auf der Grundlage eines Gefammt- Inbegriffs gegenfeitig gemachter 
und angenommener Borfchläge, jedoch unter dem ausprüdlichen Vorbehalt, 
daß diefe Berftändigung den allerfeitö behaupteten Rechten und Grundfägen 


*) Wegen der Einleitung und der weitern $$. f. die Bemerfungen zu Anhalt- Eöthen 1. 
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in feiner Art Eintrag thun folle, eine Vereinbarung über diejenigen Maß— 
regeln und reglementarifchen Beftimmungen zu treffen, deren die Rheinfchiff- 
kehrt nicht länger entbebren fann; 

Und nachdem gedachte Webereinfunft im gemeinfamen Einverftänpniffe 
glücklich zu Stande gefommen und am 31. März laufenden Jahres von den 
egenfeitigen Bevollmächtigten in acht gleichlautenden deutſchen Originals 
usfertigungen und in acht gleichlautenden franzöfifchen Original-Ausferti— 
gungen, wovon eine deutfche und eine franzöfifche für jeden der fieben con— 
trahirenden Theile, eine deutſche und eine franzöfiiche aber zur Hinterlegung 
bei den gemeinfchaftlihen Commiffionsacten, um dafelbft zum gemeinfamen 
Gebrauche der theilnehmenven Regierungen zu dienen, unter Vorbebalt der 
Ratificationen in Mainz unterzeichnet worden ift: fo erflären Wir hiermit, 
nad Toxgfältiger Prüfung und Erwägung aller und jeder, in dem erwähn- 
ten, ale: 

Uebereinfunft unter den Uferftaaten des Rheines und auf 
die Schiffahrt dieſes Fluffes ſich beziehende Ordnung, 
oder im franzöfifchen Terte, als: 

Convention entre les Gouvernemens des Etats riverains du 
Rhin et reglement relatif ä la Navigalion du dit Fleuve, 
bezeichneten Vertrage enthaltenen und vafelbft in zehn Titeln und hundert 
und neun Artifeln zufammengeftellten Beftimmungen, welde als wären fie 
bier von Wort zu Wort eingefchaltet anzufeben find, daß Wir diefelben im 
deutichen wie im franzöfifhen Original-Texte jedoch unter Beziehung auf 
den obenerwähnten, im Eingange des Vertrages befindlichen Vorbehalt, im- 
leihen auf die von Unſerm Bevollmächtigten zu den Protocollen der Rheins 
Niffabrt8-Gentralcommiffon gegebenen Erflärungen, und auf die unter beffen 
Mitwirkung von derfelben gefaßten Beſchlüſſe durchaus genehmigt haben; fo 
wie Wir ſolche Kraft der gegenwärtigen, in gewöhnlicher Form ausgeftellten 
Beftätigungsurfunde feierlich genehmigen, indem Wir für Uns und Unfere 
Nachkommen auf Unfer Königlihee Wort verfprechen, gedachten Beftimmun- 
gen getreulih nadzufommen, fo wie auch darüber zu wachen, daß fie von 

Unfern Bebörden und Untertbanen jederzeit genau erfüllt werden. 

Zu mehrerer Befräftigung deſſen haben Wir Unfere Beftätigungsurfunde 
in fteben gleichlautenden Eremplaren, wovon ſechs für die mitcontrahiren- 
den Theile je befonders, die fiebente aber zur Hinterlegung bei den gemein: 
ſchaftlichen Commiffionsacten beftimmt ift, eigenhändig unterfchrieben und mit 
Unferm größern Staatsfiegel verfeben. 

Sp gefcheben zu Berlin, ven Neungehnten Mai im Jahre des Herm, 
Ein Taufend Achthundert Einunddreißig und Unferer Regierung im Bier: 
undbreißigften. 


Uebereinfunft unter den Uferftaaten des Rheins und auf die Schiffahrt dieſes 
Fluſſes fich beziebende Ordnung. 

Da die Abfaffung einer definitiven Rheinſchiffahrts Ordnung, nad) den 
Beftimmungen der in Bee Congreßacte, Schwierigfeiten in Folge der Art 
und Weife gefunden bat, wie von den Regierungen der Uferftaaten die all- 
gemeinen Grundfäge diefer Acte in ihrer Anwendung auf die aus Deutſch— 
land geraden Weges durch die Niederlande ins offene Meer und umgefehrt 
fahrenden Schiffe verftanden worden find; indem Se. Majeftät der König 
der Niederlande beharrlich behaupteten, daß ſich Ihre Souverainitätsredhte, 
obne vie mindefte Befchränfung, über das Ihre Staaten befpiilende Meer 
felbft dahin erftreden, wo mit vemfelben die Gewäſſer des Rheins zufam- 
menfließen, und daß als vie Fortjegung dieſes Stromes innerhalb der Nie: 
derlande nur der Le allein, nad den der wiener Congrefacte vorausgegan— 
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genen Verhandlungen, angefehben werden müſſe, während Seine Majeftät 
ver König von Preußen, Seine Majeftät der König von Baiern und Seine 
Königliche Hoheit der Großherzog von Heſſen beharrlich behaupteten, die 
Ausübung diefer Nechte, fo weit folhe auf die aus dem Rhein ing offene 
Meer und umgefehrt fahrenden Schiffe angewendet werden wollten, ſei durch 
die wiener Gongreßacte bejchränft worden, und unter der Benennung des 
Rheins babe befagte Acte den ganzen Lauf, alle Arme und alle Ausmün— 
dungen diejes Stroms innerhalb der Niederlande ohne irgend einen Unter: 
ſchied — — Anſichten, welchen nun ebenfalls Seine Majeſtät der 
König der Franzoſen und Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Ba— 
den beigetreten find: jo haben die Uferſtaaten für angemeffen erachtet, alle 
die, über allgemeine Grunvfäge der wiener Congreßacte in Bezug auf die 
Rheinichiffahrt erbobenen Streitfragen, jo wie die daraus abzuleitenden Fol: 
gerungen unberührt zu laffen und auf der Grundlage eines Gefammtinbe- 
griffs gegenfeitig gemachter und angenommener Borfchläge, jedoch unter dem 
ausprüdlihen Vorbehalte, daß dieſe Berftändigung ven beiderfeits bebaup- 
teten Rechten und Grunpfägen in feiner Art Eintrag thun folle, eine Vers 
einbarung über diejenigen Maßregeln und reglementarifchen Beftimmungen zu 
treffen, deren vie Rheinſchiffahrt nicht länger entbehren fann. 

Zu dieſem Zwede haben die nachftehend bezeichneten hohen vertragsſchlie— 
benven Theile, namentlich: 

Seine Königliche Hoheit der Grofberzog von Baden den Herrn Jo— 
bann Lambert Büdler x.; 

Seine Majeftät der König von Baiern den Herrn Bernhard Seba— 
ffian von Nau 6,5 

Seine Majeftät der König der Franzoſen den Herrn Hubert Engel— 
bardt ꝛc.; 

Seine Königlihe Hoheit der Großherzog von Heffen und bei Rhein 
den Herrn Georg Carl Auguft Verdier ıc.; 

Seine Durdlaudt der Herzog zu Naſſau den Herm Ludwig von 
Roeßler ꝛc.; 

Seine Majeſtät der König der Niederlande den Herrn Johann Bour— 
courd ıc. 

Seine Majeftät ver König von Preußen ven Herrn Heinrich Delius x.; 
zu Ihren bevollmädtigten Commiſſarien ernannt, welche, nach Auswechfelung 
ihrer in guter und geböriger Form befundenen Vollmachten, über folgende 
Artifel übereingefommen find: 


Erfter Titel, 


Bon der Schiffahrt auf dem Rhein im Allgemeinen und von den in diefer Hinficht 
unter den hohen vertragsſchließenden Theilen gegenfeitig verabredeten Anordnungen 
und Zugeftändnilfen. 


Art. 1. Die Schiffahrt auf dem Rheinftrome in feinem ganzen Laufe 
foll von da an, wo diefer Fluß ſchiffbar wird, bie in die See, ſowohl auf- 
wärts als abwärtg, völlig frei fein und in Bezug auf den Handel Niemans 
den unterfagt werden können; wobei man ſich jedoch nach den Polizeivor- 
ſchriften, welche die Aufrechtbaltung der allgemeinen Sicherheit erfordert und 
* . durch die gegenwärtige Ordnung feftgefegten Beftimmungen zu 
achten bat. 

Art. 2. Seine Majeftät der König der Niederlande erklären Sid damit 
einverftanden, daß als Fortjegung des Rheins innerhalb des Königreichs der 
Niederlande, der LXef und der mit dem Namen „Waal“ bezeichnete Strom- 
arm betrachtet werben. 
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Auf diefe beiden, ald Verlängerung des Rheins zu betrachtenden Flüffe, 
finden demnach die Beftimmungen der gegenwärtigen Rheinjhiffahrts-Dros 
nung Anwendung. 

Art. 3. Schiffe, die Eigenthbum der Unterthanen der Uferftaaten und 
zur Rheinſchiffahrt gebörig find, dürfen, wenn fie durch das Königreich der 
Niederlande aus den Rheingewäflern in die offene See und umgefehrt fah— 
ren, zu feiner Umladung oder Yöfchung angehalten werden. 

Für die bier in Rede ſtehenden Eike. fall8 diefelben geraden Weges 
und ohne umzuladen durd das Königreich der Niederlande fahren, foll die 
Verbindung mit der offenen See, fowohl bei ihrer Ausfahrt durch den Led 
und die Waal, ald bei ihrer Einfahrt aus der See in diefe Stromarme, 
mittelft der befuchteften Wafferftraßen ftattfinden; nämlich für die Schiffe, 
welche fich des Leds bedienen, Rotterdam und Briel vorbei, und für dieje— 
nigen, welche ſich der Waal bedienen, Dortredt und Helvoetsluys vorbei 
durd das Hollandsdiep und das Haringvliet; alles jedoch unter den in ger 
genwärtiger Ordnung enthaltenen Klaufeln und Bedingungen, foweit ſolche 
darauf anwendbar find. 

Den befagten Schiffen ſoll auch die Benugung der, mittelft des Canals 
de Boorne etwa darzuftellenden fünftlihen Wafferverbindung mit Helvoetsluys 
unter dem Vorbehalte freifteben, daß fie alsdann viefelben befondern Ges 
bühren, welchen die niederländifchen National-Fabrzeuge wegen des Gebrau— 
ches der gedachten Wafferverbindung unterworfen fein werben, dafür zu ent» 
rihten baben würden. 

Sollte durch Naturereigniffe oder Kunftanlagen die directe Verbindung 
mit der offenen See Über Briel oder Helvoetsluss in der Folge für die 
Schiffahrt unbrauchbar werden: fo wird die niederländifche Regierung an 
deren Stelle dem Handel und der Schiffahrt der Rheinuferftaaten eine an- 
dere Wafferftraße anmeifen, melde eben fo gut ift als diejenige, die dem 
Handel und der Schiffahrt ihrer eigenen Unterthanen zum Erfage für jenen 
unbrauchbar gewordenen Berbindungsweg eröffnet werden wird. 

Eben fo foll für ven Fall, wenn der Canal de Voorne unfahrbar wer: 
den und an deſſen Stelle zu Gunften des Handels und der Rheinfhiffahrt 
der niederländifchen Untertbanen ein anderer fünftlicher VBerbindungsweg mit 
Helvoetsluys treten follte, ven Schiffen, welche Eigenthum der Unterthanen 
der übrigen Nheinuferftaaten und zur Rheinſchiffahrt gebörig find, die Mit- 
benugung dieſes Verbindungsweges unter denfelben Obliegenheiten verftattet 
fein, welche den niederländifchen Schiffen gleicher Art alsdann werben auf- 
gelegt werben. 

Als zur Nheinfchiffahrt im Sinne der gegenwärtigen Orbnung gehörig, 
ſollen alle Schiffe betrachtet werden, veren Patrone oder Führer, abgefehen 
von den im Artifel 27. bezeichneten Papieren, mit dem im Artifel 42, vor: 
geichriebenen Patente verfehen find. 

Art. 4 Waaren, die aus der offenen See eingehen, um durch die 
Gewäſſer der Waal oder des Lecks über Kobith nad Deutichland, Franfreich, 
der Schweiz oder weiter geführt zu werben, oder ſolche, die aus Deutfchland, 
Sranfreich, der Schweiz oder mweiterher fommen und dur die fraglichen 
Gewäſſer in die offene See ausgeführt werden follen, unterliegen zwar, wenn 
fie ohne Ausladung direct tranfitiren, den weiter unten im Artifel 39. an= 
angegebenen Kormalitäten, find jedoch bei ihrem Durchgange durch das nie- 
derländifche Gebiet auf den, im vorhergehenden Artifel vorgezeichneten Waf- 
ſerſttaßen, von allen Tranfito-Abgaben, Zöllen oder anderen dergleichen Ge- 
bühren frei. — An die Stelle diefer letztern tritt eine feftbeftimmte Ab— 
—* (droit ſixe) von dreizehn und einem Viertel Centen niederländiſchen 

eldes für den Centner bei der Bergfahrt und von neun Centen niederländiſchen 
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Geldes für ven Centner bei der Thalfahrt, mit Ausnahme derjenigen Artikel, 
welche in dem, der gegenwärtigen Webereinfunft unter Litt. A. beigefügten 
Verzeichniſſe einzeln nambaft gemacht find, und für welche, nad) den darin ent» 
battenen Anfägen eine feftbeftimmte Abgabe von höherem oder geringerem Be- 
trage zu zahlen if. Sofern es indeſſen Se. Maj. der König der Nieders 
lande etwa angemeffen erachten follten, einen Theil der Schiffahrts- Abgaben 
für die Strede von Lobith bis Krimpen oder Gorcum, oder umgefehrt nicht 
erheben zu laffen, foll es Allerhöchſt-Ihnen unbenommen fein, dieſen Theil 
noch der gedachten feftbeftimmten Abgabe binzuzufegen. Da diefe Abgabe nad) 
der Strede von Gorcum bis in die offene See, auf dem Wege Dortrecht und 
Helvoetsluys vorbei, durch das Hollandsdiep und das Haringvliet, mit Bes 
obachtung des Verhältniffeg der muthmaßlichen Entfernung zwiſchen Straß 
burg und der niederländifchen Grenze beredinet worden ift: jo hat man fich 
ferner dahin vereiniget, daß diefelbe, je nachdem das Nefultat ver in Ge— 
mäßbeit des nachfolgenden Artifeld 18. zu bewirkenden Vermeſſung bis in 
die offene See ausfallen wird, einer Vermehrung oder einer Verminderung 
unterliegen, und daß die im zweiten Abfage des nachfolgenden Artifels 19. 
enthaltene Beftimmung, eintretenden Falls, auch auf diejenigen Handelsar— 
tifel, welche in dem Berzeichnijfe Litt. A. unter Nr. 2. ſchon mit niedrigeren 
Zollfägen aufgeführt find, gleihmäßig, wiewohl nur in foweit Anwendung 
finden foll, als nicht die, unter Nr. 1. des nämlichen Verzeichniffes begriffenen 
Handelsartifel zum Gegenftande der fraglichen Beftimmung gemacht werden. 

Art. 5. Seine Majeftät der König der Niederlande ertheilen außer: 
dem Ihre Zuftimmung dazu, daß die Schiffspatrone oder Führer, welde 
zur Ausfuhr über See dur die Häfen von Nottervam, Dortreht oder Am- 
ſterdam beftimmte Waaren an Bord haben, gleichwohl aber fi in vem Falle 
befinden, dafelbft auszuladen, um Waaren in dortigen Niederlagen zu la- 
gern oder zum innern Verbrauche abzuliefern, oder auch um ihre Ladung 
zu vervollftändigen, — nachdem fie bei den, zur Erhebung der Schiffahrts- 
Gebühr errichteten Zollftellen zu Lobith, Vreeswik, Tiel, Gorcum oder Krim— 
pen die, im vorhergehenden Artifel erwähnte feftbeftimmte Abgabe nad Maf- 
gabe derjenigen verificirten Manifefte, womit jever Schiffspatron oder Führer 
verjeben fein muß, entrichtet haben, und fofern fie nur binfichtlih der zum 
Ausladen in den befagten Seehäfen beftimmten Waaren den Vorſchriften 
des im Königreiche der Niederlande gültigen allgemeinen Geſetzes, in Be— 
treff der Eingangs, Ausgangs» und Durdgangs-Abgaben Folge leiften — 
nad eigenem Belieben durch jedwede, zum Drte ihrer Beftimmung führende 
Gewäſſer, Flüffe over Ganäle ihre Fahrt nehmen, und demnächſt auch ihre 
Reife von den benannten Seebäfen bis in die offene Sce — gleichviel, durch 
welchen Arm des Meeres fie fahren wollen — fortfegen dürfen, ohne wegen 
der mebr oder minder langen Streden, welche fie dabei zu befahren geſon— 
——— zur Zahlung irgend einer Ergänzungsgebühr angehalten werden 
zu können. 

Die beſagten Schiffspatrone oder Führer ſollen, wenn ſie die im Arti— 
kel 3. angegebene gerade Waſſerſtraße verlaſſen, lediglich nur den, durch die 
allgemeine niederländiſche Geſetzgebung zur Verhinderung von Unterfchleifen 
vorgefchriebenen, Zollformalitäten und der Zahlung derjenigen Wafjer-We- 
— Schleuſen- und Brückengelder ꝛc., welche die niederländiſchen Schif— 
er entrichten, unterworfen werden. 

Die nämlichen Beſtimmungen, ſowohl hinſichtlich der feſtbeſtimmten Ab— 
gabe, als in Betreff der Befahrung niederländiſcher Gewäſſer, Flüſſe und 
Canäle, finden auf Patrone oder Führer ſolcher, den Unterthanen der Ufer— 
ſtaaten zuſtehender und zur Rheinſchiffahrt gehöriger Schiffe Anwendung, 
welche, von der See kommend, Waaren geladen haben, die zur Durchfuhr 
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nach ven Rhein, eine der Städte Rotterdam, Dortrecht oder Amfterbam vor- 
bei, beftimmt find und daſelbſt ausladen, fri es, um dort Waaren in Nie- 
derlagen zu lagern oder folde zum innern Verbrauche abzuliefern, oder fei 
es auch, um ihre Yatung zu vervollftändigen, und demnächſt, um fid an 
den Ort ihrer Beitimmung zu begeben, nach dem Rhein fahren wollen. 

Art. 6. Ebenfo wird für alle, rheinabwärts über See auszuführende, 
oder von der See ber auf dem Rhein nad Deutichland, Franfreich, der 
Schweiz oder einer weitern Beftimmung einzuführende MWaaren, wenn fie 
für die Häfen von Rotterdam, Dortrecht oder Amfterdam beftimmt find, um 
in den in befagten Häfen errichteten Zoll-Niederlagen auf längere over für- 
zere Zeit gelagert zu werden, Befreiung von den gewöhnlichen Tranfito-Ge- 
bühren zugeftanden. In diefem Falle tritt die, durch Artifel 4. und den ihm 
beigefügten Tarif feftbeftimmte Abgabe an die Stelle der Tranfito-Gebühren, 
gleichviel welcher unter den oben benannten Handelsplägen aud zum Orte 
der Niederlage gewählt werden mag; jedod mit Vorbehalt der, durch die 
allgemeine niederländische Geſetzgebung als Schutzwehr gegen Unterfchleife 
vorgefchriebenen ZolleFormalitäten, der Yocal-Berordnungen über Hafenpolizei 
und der Zahlung der gewöhnlichen Wajfer-Wegegelver, Scleufen- und Brüf- 
fengelver auf Flüffen, Gewäſſern und Ganälen, vie nicht zu den im Art. 3. 
bezeichneten directen Rheinſtraßen gehören. 

Die auf die oben befagte Weife in Niederlagen zu lagernden Waaren 
zablen, als zum Rheinhandel der Untertbanen von Uferftaaten gehörig, an 
Magazin, Bohlwerks-, Krabn- und Wagegebühren, fofern dabei von der— 
gleichen Anlagen Gebraud gemacht wird, überhaupt nur die, im nachfolgen- 
den Artifel 69. als Marimum angegebenen Beträge. 

Art. 7. Um bei den im vorbergebenden Artifel erwähnten niederlän- 
difchen Niederlagen die Vortheile der Befreiung von den gewöhnlichen Tran- 
fito- Gebühren zu genießen, müſſen die aus Deutfchland, Franfreich, der 
Schweiz oder weiterher kommenden Waaren auf Schiffen, die der Rhein: 
ſchiffahrt angehören, hingebracht worden fein, in weldem alle fie, obne 
Unterfchied der Flagge, unter welder fie weiter verladen werten, anftatt 
jeder andern Zollgebühr, die im Artikel 4. feftbeftimmte Abgabe in dem 
Augenblid erft zu entrichten haben, wenn fie zur Ausfuhr über See verla- 
rirt worden find. 

Waaren hingegen, die von der offenen See fommen — gleichviel wel- 
her Nation das Fahrzeug, worauf fie gebracht werden, angehören mag — 
folfen nach ihrer Ausladung in niederländifchen Häfen die feftbeftimmte Ab— 
gabe, anftatt der Eingangs, Ausgangs- oder Durdgangs- Abgaben, wozu 
eine andere Beftimmung derfelben etwa Veranlaſſung geben könnte, alsdann 
erft zu entrichten haben, wenn fie zur Ausfuhr auf dem Rhein nach Deutfch- 
land, Franfreich, der Schweiz oder einer weiteren Beftimmung deelarirt und 
zu diefem Ende an Bord eines zur Nheinfchiffahrt gehörigen und einem 
Untertban der Uferftaaten zuftebenden Fahrzeuges verladen worden find. 

In dem einen wie in dem andern Falle find die fraglichen Waaren nur 
bis zu dem Orte, wo fie den Rhein verlaffen, oder auch von der dem Orte, 
wo fie in diefen Strom einlaufen, am nächften belegenen Zollftelle an, ver 
Zahlung der gewöhnlichen Rheinichiffahrts- Gebühr unterworfen, wovon in 
den folgenden Titeln die Rede fein wird. 

Art. 8 Den See-Tonnen-Gelvern, fo nie den Leuchtthurms-Geldern, 
Lootſen⸗Geldern und andern dergleichen Abgaben, die jedes Seefchiff beim 
Eingange und Ausgange Über See in den Niederlanden zu entrichten hat und 
deren Erhebung ſich nad der dortigen gewöhnlichen Landes-Geſetzgebung 
richtet, gefchiebt durch die vorſtehenden Artifel in Feiner Art Eintrag, wobei 
jedoch die Beftimmung des nachfolgenden Artifeld 12. zu beobachten ift. 
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Art. 9. Die hoben Regierungen der Wferftanten machen fich zur Er- 
wiederung der ibnen günftigen, in den vorftehenden Artikeln enthaltenen 
Stipulationen dazu verbindlich, die bereits durch die wiener Congreßacte für 
den ganzen Lauf des Rheins verabredete allgemeine Befreiung von Trans 
ſito-Gebühr zu Gunften der niederländischen Schiffe auf den Waſſer-Trans— 
port foldyer Waaren auszudehnen, welde ven Rhein verlaffen und in Flüffe, 
Canäle over andere jchiffbare Verbindungswege des Inlandes einlaufen, um 
fodann durch die gedachten Staaten zu tranfitiren, in fo weit lesteres obne 
Vertaufhung des Waffer- Transportes mit einem Yand =» Transporte gefche: 

en fann. 

b Wo dieſer Fall einer Vertauſchung des Waſſer-Transportes mit einem 
Land-Transporte eintritt, unterliegen vie Waaren den Anordnungen der ge— 
wöhnlichen Gefeggebung jener refp. Regierungen. — Die Schiffer, welche 
den Rhein verlaſſen, um fich jchiffbarer Verbindungswege im Innern der 
Uferftaaten zu bedienen, haben fih in allen Fällen den vafelbft zur Ber: 
binderung von Unterſchleifen binfichtlidy des Tranſits beitebenden Formalitä— 
ten, fo wie der Zahlung der vafelbft angeordneten Waffer-Wegegelver, Brücken— 
und Scyleufengelver u. ſ. w. und zwar auf demfelben Fuße, wie äbnliche 
Fahrzeuge der refp. Uferftanten, zu unterwerfen. 

Art. 10. Die hoben Regierungen der übrigen Uferftaaten machen ſich 
auch ihrerfeits dazu anheiſchig, daß jede von ihnen eine oder mehrere Städte 
längs * Rheinufers zu Freihäfen für den Rheinhandel erklären werde, na— 
mentlich: 

die preußiſche Regierung, die Städte Cöln und Düſſeldorf, indem ſie ſich 
zugleich bereit erklärt, die Zahl der preußiſchen Freihäfen in der Folge, 
wenn das Bedürfniß oder die Umſtände es erfordern ſollten, noch zu 
vermehren; 
die naſſauiſche Regierung, Bieberich und Oberlahnſtein; 
die heſſiſche Regierung, Mainz; 
die badenſche Regierung, Mannheim; 
die baierſche Regierung, Speier; 
die franzöſiſche Regierung, Straßburg (ſ. Art. 11.)3 
ſämmtliche Regierungen unter dem Vorbehalte, die Zahl ihrer Freihäfen 
nach Gutfinden zu vermehren, 
ſolchergeſtalt, daß die aus dem Königreiche der Niederlande kommenden oder 
zum Transporte dahin beſtimmten Waaren, welche auf niederländiſchen oder 
auf allen andern den Unterthanen der Rheinuferſtaaten gehörigen Schiffen 
nach jenen Freihäfen gebracht werden, auf längere oder kürzere Zeit daſelbſt 
in Niederlagen gelagert, und demnächſt zum ferneren Tranſitiren auf dem 
Rhein oder auf den andern im Artikel 9. bezeichneten inneren ſchiffbaren 
Verbindungswegen, mit der Beſtimmung nach dem Innern von Deutſchland 
oder nach der Schweiz, durch die Gebiete der Uferſtaaten weiter befördert 
werden können, ohne in einem dieſer beiden Fälle irgend einer Eingangs-, 
Ausgangs- und Durchgangs-Gebühr unterworfen zu ſein; jedoch mit dem 
Vorbehalte, zur Zeit ihrer Lagerung die in den betreffenden Freihäfen all— 
gemein feſtgeſetzten Magazins, Bohlwerks-, Krahn- oder Wagegebühren ent— 
richten zu müſſen, welche aber in keinem Falle die durch den Artikel 69. der 
gegenwärtigen Ordnung firirten Sätze überſteigen dürfen. 

Uebrigens verſteht es ſich, daß-Waaren, welche in den oben vorgeſebe— 
nen Fällen die im Artikel 3. bezeichnete Rheinſtraße oder die mit dem Rhein 
zuſammenfließenden und einer ähnlichen Verwaltungs-Ordnung wie dieſer 
Strom unterworfenen Flüſſe verlaſſen, um auf anderen ſchiffbaren Waſſer— 
wegen durch die Uferſtaaten zu tranfitiren, den durch die beſtehende Geſetz— 
gebung in bejagten Staaten zur Controlirung und Beaufjichtigung der Zoll— 
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und Steuergebühren vorgejchriebenen Formalitäten, fo wie der Zahlung von 
Waffer- Wegegeldern, Barrieres, Brüden-, Scleufengelvern, und anderen 
Abgaben dieſer Art unterliegen Fönnen, ohne daß jedody die niederländifchen 
Schiffe oder die Waaren, welche aus den Niederlanden fommen oder dahin 
eben, auf eine weniger vortheilbafte Art, als die Schiffe oder Waaren der— 
jenigen Uferftaaten, durch deren Gebiet fie paffiren, behandelt werden dürften. 
Art. 11. Den Regierungen der Uferftaaten des Mains, des Nedars 
und anderer in den Rhein fallenden Flüffe foll für ihre Waaren in ven 
niederländischen, fo wie in den am Rhein zu errichtenden Freihäfen der Ge- 
nuß derſelben Vorrechte, wie ſolche in den vorftehenden Artifeln bewilligt 
find, von dem Zeitpunfte an verftattet fein, wo fie in ihren rejpertiven Ge— 
bieten und an den Ufern befagter Flüſſe ähnliche Freibäfen unter den im 
vorftehenden Artikel erwähnten Stipulationen errichtet haben werden. 


Da die franzöfifche Regierung den vorhergehenden drei Artikeln nicht 
unbedingt beitreten fann: fo beziebt fich viefelbe hinſichtlich ver Ausfüh— 
rung, welde auf ihrem Gebiet ftattfinden wird, auf die in dem Protocolle, 
welches diefem Reglement beigefügt ift, enthaltene Erklärung, indem folde 
die nämliche Kraft und Wirkung haben foll, als wenn fie wörtlich in ven 
Vertrag aufgenommen wäre. 

Art. 12. Als Gegenleiftung dafür, daß die dem nievderländifchen Rhein— 
banvel angebörigen, aus Deutichland, Franfreih, der Schweiz oder weiter- 
ber kommenden oder dahin gehenden Waaren, welche auf ſchiffbaren Waffer- 
wegen durd die Uferftanten geführt werden, von aller Tranfito= oder fonft 
feftbeftimmten Abgabe befreiet jind, gewähren Seine Majeftät der König der 
Niederlande ferner nod den zum Rheinbantel gehörigen Schiffen der Rhein- 
uferftaaten, wenn diefelben zugleich für die Seefahrt beftimmt find, Gleich— 
ftellung ibrer Flagge mit der nieverländifchen Slagge in Bezug auf Tonnen- 
Gelder, Lootſen-, Leuchtthurm- und andere dergleichen Gebühren. 

Um den Bortheil diefer Gleichflellung zu genießen, haben die Sciffe- 
patrone und Führer nichts weiter zu thun, als den mit Erhebung befagter 
Gebühren beauftragten Beamten in den niederländifchen Häfen das ihnen 
in ihrer Eigenfchaft als Rheinfciffer, dem nachftehenden Artifel 42. gemäß 
ausaeftellte Patent vorzuzeigen. 

Art. 13. Greignet fih der Sal, daß Schiffe, weldhe der Rheinſchiff— 
fahre angehörig und Eigenthum der Untertbanen der Uferftaaten find, wegen 
eintretenden Bedürfniſſes einer Unterbrechung ihrer Fahrt oder des Ueber: 
winterns balber, in einem niederländifchen Hafen einzulaufen und daſelbſt durch 
böbere Gewalt theilweife oder gänzlich auszuladen genöthigt find: fo follen 
fie alles des Schutzes und aller der Vortbeile zu genießen haben, weldye durch 
die im fraglichen Königreiche beſtehende Zollgefeggebung ven Schiffen aller 
anderen Nationen zugefichert find, wobei fie ſich jedoch den durch diefelbe 
Gefeggebung gegen den Unterfchleif vorgefchriebenen Borfihtsmaßregeln un- 
terzieben müſſen. 

Es wird bierbei ansdrücklich bevorwortet, daß der Aufenthalt von Rhein— 
ichiffen in niederländifchen Seebäfen, wenn folcyer durd die in gegenwärti- 
gem Artifel ausgedrüdten Urfachen berbeigeführt wird, zu feinem hieraus 
abzuleitenden Anjpruche auf Eingangs, Ausgangs= oder Durchgangs-Ab— 
gaben irgend einer Art Veranlaſſung geben fol. 

Dieke nämliche Beftimmung fommt aud alsdann zur Anwendung, wenn 
bei einer dem obigen Artifel 4. gemäß ftattfindenden Verbleiung oder Ber- 
fiegelung der Luken oder der zur Waaren-Niederlage dienenden Räume, die 
Patrone oder Führer von Schiffen, welde von Krimpen oder Gorcum bie 
in die offene See oder umgekehrt durch das niederländifche Gebiet paſſiren, 
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wegen Waffermangeld oder anderer außerorbentliher Umftände halber zu 
lichten oder einige Waaren überzuladen genöthigt find, ohne daß fie in irgend 
einen Hafen einlaufen; nur müſſen fie fi vorher — abgefehen von den in den 
nachfolgenden Art. 38. und 39. angegebenen Abwefenheitd- oder befonderen Noth— 
fällen — an die nächſten Zollbeamten gewendet haben, um die Bleie oder Siegel 
abnehmen zu laffen; auch müfjen fie fih den weitern Vorfehrungen, welche von den 
legteren zur Verhütung beimlider Einſchwärzung eines Theile der Ladung 
für nöthig gehalten werden, unterziehen; die foldhergeftalt abgeladenen Waa— 
ren aber müffen demnächſt, bevor fie an die legte zur Erhebung der Rhein— 
Schiffahrtszölle oder der feftbeftimmten Abgabe beftehende Zollftelle gelangen, 
wieder auf diefelben Schiffe verladen werden, welche fie gebracht haben. 


Zweiter Titel. 


Bon den a rg und den Mitteln, fih von ber gehörigen 
Entrichtung derfelben zu verfihern. 


Art. 14. Wer auf dem Nhein, von da, wo verfelbe fchiffbar wird, 
bis nad Krimpen oder Gorcum, mit Inbegriff des Leck's und der Waal, 
und umgefehrt, Schiffahrt treibt, hat unter dem Titel von Schiffahrtsabgaben:: 

1) eine Schiffsgebühr für jedes Schiff, deſſen Ladungsfähigfeit auf Bünfzig 
Gentner und höher fteiat; 

2) einen Zoll von der Yadung nad ihrem Centnergemwicht zu zahlen. 

Art. 15. Zur Erhebung ver Sciffts-Gebühr und des Zolled von ber 
Ladung find folgende Zolfftellen beftimmt: 

a) für die Fahrt abwärts: 

Breifach, bei Straßburg an der großen Nheinbrüde, Neuburg, Mann 
beim, Mainz, Caub, Eoblenz, Andernach, Linz, Cöln, Düffelvorf, 
Nuhrort, Wefel, Lobith, Vreeswyck und -Tiel; 

b) für die Fahrt aufwärts: 

Gorecum, Tiel, Krimpen, Breeswyd, Emmerich, Wefel, Ruhrort, Düſſel— 
dorf, Eöln, Linz, Andernad, Eoblenz, Caub, Mainz, Mannheim, Neus 
burg, bei Straßburg an der großen Rheinbrüde, und Breiſach. 

Art. 16. An jeder biernad zur Erhebung befugten Zollftelle, welder 

ein Schiff vorbei oder von welcher es abfährt, ıft die in dem Tarif unter B 
beftimmte Schiffsgebühr und für den Gentner Yadung, nad) den Entfernungen 
berechnet, der in der Anlage C proviforifch ausgemworfene Zoll, für jede Zoll- 
ſtelle beſonders zu entrichten. 

Die hoben Eontrabenten behalten fich jedenfalls vor, in der durch das 
gegenwärtige Reglement vorgefebenen Jahres » Berfammlung ihrer Com— 
mifjarien weiter prüfen zu laffen, ob die tarifirten Säße der Yadungs- und 
Schiffsgebühren im Ganzen over im Einzelnen nody zu ermäßigen find. 

Art. 17. Die Schiffsgebühr wird auf den Grund eines Aichungs— 
Manifeftes erhoben, weldes der Schiffspatron oder Führer bei ſich haben 
muß, und jeter Uferftaat hat die nötbigen Maafregeln zu treffen, damit 
diefe Aichung in Gemäßheit der gegenwärtig am Rhein zwifchen Straßburg 
und der Niederländifchen Grenze üblihen Methode mit einem, nadı dem 
Derimal- Syftem in Grade abgetheilten Maaßſtocke gefchehe; jedoch unbe— 
ſchadet der Abänderungen, welde die Central-Commiſſion bierbei eintreten 
zu laffen angemeifen finden Fönnte. 

Art. 18. Da die Feftfesung des im Tarif C ausgeworfenen Zolles 
nur auf den, aus vorhandenen Stromfarten entnommenen, mehr oder mwe- 
niger genauen Angaben berubet: fo fol im erften Jahre nach der Ratifica- 
tion der gegenwärtigen Ordnung fernerweitig zu einer Vermeſſung des 
Stromes in feiner ganzen Länge bie Krimpen und Goreum gefchritten und 


197 


ver Tarif demnächſt nach dem Nefultat diefer Vermeſſung vergeftalt definitiv 
feftgeftellt werben, daß der Gefammtbetrag der Gebühren nicht das Ber: 
haͤltniß überfteige, welches fi) im Iten Artifel des Anhanges von der Rhein: 
Ihiffahrt zur Miener Congreß-Acte feitgefegt findet, und daß die Entfernung 
von Lobith bis Goreum gleihmäßig zur Bafis für den Betrag des Zolles 
von Lobith bis Krimpen und umgefehrt dienen, und für beide Streden ver 
nämliche Zoll erhoben werden foll. 

Die Eentral-Commiffion wird zu diefem Ende einen Sachverſtändigen 
abordnen, venfelben im gemeinfchaftlichen Intereffe aller Uferftaaten eidlich 
verpflichten und ihm vie obere Leitung des ganzen Vermeſſungsgeſchäftes 
übertragen. 

Jedem einzelnen Uferftaate für fich fol es freiftehen, dieſem Geſammt— 
Abgeordneten zum Behufe der Controllirung feines Verfahrens einen Spe— 
cinl-Commiffarius auf eigene Koften beizugeben. 

Entfteht zwifchen dem Gefammt-Abgeorpneten und dem Special- Com: 
miffarius eine Meinungsverfchiedenbeit, fo ift von der Central-Commiſſion 
darüber zu entjcheiven. 

Die durd vorgenommene Stromeorreetionen bewirfte Abfürzung des 
Laufes foll a feine Minderung des Tarifs begründen; wohlverftanden 
jedoch, daß dergleichen Rectificationen, welche unbeftreitbar von allgemeinem 
Intereffe find, nur in Uebereinftimmung mit ven übrigen Uferftaaten unter: 
nommen werden. 

Art. 19. Der in dem Tarif C proviforifch feſtgeſetzte ganze Zoll foll 
für die in den Zufägen dieſes Tarifs benannten Yrtifel ermäßigt werben. 

Sollte e8 fi zeigen, daß auch andere Gegenftände diefe Ermäßigung 
des Zollfages nothwendig erfordern, oder daß es zwedmäßig fei, an den 
Zollfägen der gegenwärtig ſchon geringer belafteten Gegenftände Veränderungen 
vorzunehmen; fo wird vie Gentral-Commiffion bei ihren jährlichen Zufammen- 
fünften deshalb ihre Vorſchläge machen, welche alsdann von ven Staaten, 
die im Befige der Hoheit über das Strombett des Rheins find, geprüft, 
und in fo fern ihre Anfichten damit übereinftimmen, in einem Zulage zu 
dem Tarif aufgenommen werben follen. 

Art. 20. Die Tarife werden in den Zollftellen öffentlich angefchlagen. 

Art. 21. Unter dem Eentner wird das Gewicht von Fünfzig Kilos 
grammen Franzöfifhen Gewichtes oder Fünfzig Pfund Nievderländiichen Ge- 
wichtes verftanden. Die Erhebung ver Nbeintchiffahrtsahgaben fol nad 
biefem Gewichte und feinen Unterabtheilungen gefchehen. 

Zu dieſem Ende foll auf allen von den refpectiven Regierungen zu be— 
ftimmenden Zollftellen, auch Ein- und Ausladehäfen, richtiges Franzöfifches 
oder Niederländifches Gewicht vorhanden fein. 

Bei Gegenftänden, die nicht gewogen werben fünnen, foll die Feftftel- 
lung ihres Verhältniffes zum Gewichte auch fernerhin nad der, zu dieſem 
Bebufe von der ehemaligen General» Detroi>Direetion in Gemäßheit der 
Artifel 104 und 105 der Convention vom Jahre 1804 angefertigten Ge— 
wichtstabelle geichehen; jedoch mit Vorbehalt der Abänderungen, welche bie 
Gentral-Commiffion in der Folge dabei eintreten zu laffen nöthig finden dürfte. 

Art. 22. Die Zahlung gefchieht auf allen Zollftellen, ohne Unterfchied 
der Gebiete, wozu fie gehören, nad der Wahl des Schiffpatrong oder Füh— 
rers entweder in Gold- oder Silbermünze des Landes, wo fie zu leiften ift, 
oder in Franzöfifcher Gold» over Silbermünze, jedoch nur in 40-, 20-, 5», 
2:, 1= oder "gfranfenftüden nady dem Gefege vom 28. März 1803. Die 
Sranzöfifchen Münzen unter einem halben France follen zwar bei den deut— 
ihen Erbebungsämtern angenommen werden, jedenfalls nur um Zahlungen 
in Bruchtheilen unter 50 Centimen zu berichtigen. 
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Das Verhältnik des Courſes und der inländifchen Münzforten zum 
Franfen wird von jedem Yandesherrn für fein Gebiet gefeglich feftgeftellt. 

Die danach angefertigten befonderen Tabellen oder aud eine General- 
Valvationstabelle werden an jeder Zollftelle in der Amtsftube offen aus— 
gehängt, damit jeder Schiffspatron oder Führer folche einfehen fann. 

Außerdem werben fie von ben verfchiedenen Regierungen aud der Cen— 
traleommiffion zu Mainz mitgetheilt. 

Art. 23. Der Sciffspatron oder Führer muß bei jeder Zollftelle den 
Rheinzoll, fo wie der Tarif C ihn beftimmt, bis auf die darin angegebenen 
Ausnahmen, im Voraus für die folgende Flußftrede bis zur nächſten Zoll- 
ftele aucb in dem Falle zahlen, wenn er feine Fahrt nicht bis zum End— 
punfte dieſer Strede fortfegen oder auf dem Wege ganz oder zum Theil 
ausladen will. 

Eine Ausnahme von diefer Negel findet jedoch hinfichtlich derjenigen 
Fahrzeuge ftatt, welche den Strom, nachdem fie bei einer an demſelben be: 
legenen Zolfftelle vorübergefabren find, verlaffen und in einen Nebenfluf 
defjelben einlaufen, deſſen Ausmündung zmwifchen diefer und der folgenden 
Zollftelle liegt. 

In diefem Falle richtet fich die Verpflichtung zur Zahlung des Zolles 
nach dem Verhältniſſe ver Flußftrede, die der Schiffer von der betreffenden 
Zollftelle bi8 zur Mündung des Nebenfluffes zurüdlegen will. 

Die Eentraleommiffion bat den Uferftanten die zu diefem Ende nöthigen 
Zuſätze zum Tarif C in Vorfchlag zu bringen. 

Es foll jeder Regierung, die mehrere Zollftellen bat, freiftehen, bei 
Schiffen, melde obne auszuladen durch ihr ganzes Stromgebiet paſſiren, 
die davon zu erhebenden Rheinzölle an einer oder mehreren diefer Zollftellen 
zu ermäßigen und, nad Bedürfniß, die von den Ladungen der nämlichen 
Schiffe zu entrichtenden Abgaben an anderen Zollftellen des nämlichen Ge- 
bietes zu erhöhen; es verfteht ſich jedoch, daß in diefem Falle das Ganze 
der in der ganzen Ausdehnung des befagten Gebietes zu erhebenden Ab- 
gaben den Betrag derjenigen Abgaben nicht überfteigen darf, denen jene 
Schiffe oder ihre Ladungen, wenn feine Ausnahme von ver allgemeinen 
Regel ftatt fände, unterworfen fein würden. 

Art. 24. Wer feine Ladungen an einem Orte empfängt, wo feine 
Zollftelle ift, hat bis zur nächften Zollftelle weder Schiffönebühr, noch Rhein— 
zoll zu zablen. Die Ausnahmen ergiebt der Tarif. 

Art. 25. Mo ein und daffelbe Erhebungsamt zweien oder mehreren 
Uferftaaten angebört, werben diefe die Einnahme nad Verhältniß der Yängen- 
Ausdehnung ihrer reſp. Uferbefigungen unter einander vertheilen. 

Art. 26. Es foll einem Staate, der mehrere Zollftellen bat, auf ver: 
jenigen Etrede, wo er allein die Hoheit über das Strombett des Rheine 
ausübt, freiftehen, die bisherigen Rheinzolfftellen im Innern aufzuheben und 
die gefammten Nheinfchiffahrts-Abgaben, welche früher an ven aufgebobenen 
Stellen erhoben worden, an feiner erften Zollftelle zunächft ver Grenze zu 
erheben. Die Schiffspatrone oder Führer, die nicht blos durchfahren, fon- 
dern ihre Ladung ganz oder theilweife innerhalb ver bleibenden Zollftellen 
abfesen, follen aber an foldhen Abgaben an ver erften Rheinzollftelle des 
Staates mehr nicht von den Gütern, welche fie auszuladen haben, entrichten, 
als fie bei dem Kortbeftehen der aufgehobenen Zollftellen davon bezahlt haben 
würden. Dergleichen Aufbebungen einzelner Zollftellen werden ver Gentral- 
Commiffion oder, in Abwefenheit derfelben, dem Ober-Auffeher ver Rhein- 
Schiffahrt angezeigt. 

Art. 27. Ein Schiffspatron oder Führer foll nicht cher eine Waare 
einladen, oder wenigftens nicht eher von dem Ladungsplatze abfahren, ale 
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bis er darüber einen Frachtbrief over Connaiffement erbalten bat, woraus 
die Gattung, die Menge und der Empfänger der Waare erfichtlich ift. 

Die Ladung ift er jedem Zollamte, welches er berührt, durch Vorlegung 
der Frachtbriefe und des Manifeftes nachzuweiſen verpflichtet. 

Diefes Manifeft joll in allen Punkten nad dem unter D anliegenden 
Schema angefertigt und von den darin erwähnten Belägen begleitet fein. 

Es wird von dem Schiffspatron oder Führer felbft, oder für venfelben 
von einem Andern, der jedoch fein Rheinſchiffahrts- oder Hafenbeamter fein 
darf, gefertigt und von dem Sciffspatron oder Führer gezeichnet. 

Für den Inhalt des Manifeftes bleibt der Schiffspatron oder Führer 
verantwortli, mag er es ſelbſt abgefaßt oder ſich dazu fremder Hülfe be- 
dient baben. 

Wenn ein Theil der Ladung erft unterwegs zu derfelben binzufommt 
oder durch Auslarung davon abgeht: jo muß aud) diefes auf dem Manifefte 
sermerft und nöthigenfalls wie das Hauptmanifeft befcheinigt werden. 

Der Sciffspatron oder Führer hat das in Nede ftebende Manifeft da, 
wo die Ausladung des Schiffes erfolgt, und unmittelbar nach dieſer Aus— 
ladung, an die dafelbft angeftellten oder von dem Einnehmer des nächſt— 
gelegenen Zollamtes dahin gefandten RheinsZollbeamten abzugeben. 

Ein Scifföpatron oder Führer, welcher fein Manifeft und die erfor: 
derlichen dazu gehörigen Beläge auf desfallfiges Verlangen nicht in vor’ 
aefchriebener Form vorzeigt, hat feinen Antheil an ven ihm durd gegenwärtige 
Ordnung zugeficherten Begünftigungen. 

Art. 25. An dem Orte der Einladung können die Beamten, welde 
dazu vom Staate beftellt fein möchten, fichb bei der Einladung felbft, oder 
nachdem ſolche gejcheben ift, durd eine Unterfuchung überzeugen, daß bie 
Waaren nad Gattung und Menge mit dem Manifefte übereinftimmen. 

Soweit ihrerfeits eine Unterfuchung ftatt gefunden batte, atteftiren fie 
das Manifeft. 

Wird einem Sciffspatron oder Führer an einem Drte Ladung einzu: 
nehmen verftattet, an welcdem vie zu vorbemerfter Prüfung erforderlicdyen 
Anftalten nicht vorhanden find: fo fann er an der nächſten Rheinzollſtelle 
angehalten werden, die Ladung einer Unterfuchung zu unterwerfen. 

Die Rheinzollbeamten anderer Zolfftellen haben überdies die Befugnif, 
bei obwaltendem Verdachte, daß die Yadung nicht fo befihaffen fei, wie dag 
Manifeft es enthält, fich, fo weit es nöthig ift, durch die Befichtigung von 
ver Ladung Kenntniß zu verfchaffen. 

Auf gleiche Weife fünnen Rbeinzoll-Beamte, die fihb am Bord eines 
Bootes over Nachens mit der Flagge befagter Rheinzollverwaltung befinden, 
son jedem Schiffspatron oder Führer — wo fie ibm auf vem Strome be- 
gegnen mögen — die Vorzeigung feines Manifeftes fordern. Der oberfte 
Nheinzoilbeamte am Bord eines ſolchen Fahrzeuges atteftirt alsdann das 
fragliche Manifeft, fo wie die etwa darin befindlichen nachträglichen Decla— 
rationen und hält darauf, daß nichts darin in blanco, auch daß fein Zwifchen- 
raum, noch irgend eine Yüde darin gelaffen bleibe; in dem Attefte bemerft 
er die Örtlibe Stelle des Stromes, ven Tag und die Stunde, wo daſſelbe 
von ibm ausgeftellt wird. — Die bier in Rede ſtehenden Attefte werden 
ganz Foftenfrei ausgeftellt. 

Art. 29. Der Führer eines Floſſes ift gehalten, ein Manifeft vor: 
zulegen, worin die Summe der Stämme und ihr cubifcher Inhalt im Ganz 
sen nadı Cubicmetern angezeigt wird. Die Nheinzollbeamten controlliren 
diefe Angaben in Gemäßbeit ihrer Inftructionen und nadı der zu dieſem 
Behufe am Rhein zwifchen Straßburg und ver Niederländifchen Gränze 
üblichen Reductionstabelle. 
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Art. 30. Rheinfchiffahrts: Abgaben, die auf den Grund des bei der 
betreffenden Erhebungsftelle zu diefem Ende vorgezeigten Manifeftes geſetzlich 
erhoben worden find, werden in feinem Falle zurüd gegeben, wenn aud der 
Schiffspatron oder Führer bei Fortfegung feiner Reife einen außerordentlichen 
Verluſt erlitten haben follte. 

Art. 31. Schiffe, weldye bei einer Nheinzollftelle die Abgaben entrichtet 
und von dort aus ihre Reife fortgefegt haben, nachher aber durch Sturm, 
Eis oder andere Zufälle genöthigt worden find, mit derjelben Ladung an 
eben dieſe Zollftelle oder viefelbe vorbei noch weiter zurüdzufehren, können 
nicht angehalten werden, auf verfelben Stelle nochmals die beſagten Ab- 
gaben zu zahlen. | 

Art. 32. Bon der Zahlung der auf die Rheinfchiffahrt gelegten Ab— 
gaben findet eine Befreiung nicht ftatt. Weder die Gegenftände der Ladung 
und deren Beftimmung, noch die Perfon des Eigenthümerg, begründen bier 
eine Ausnahme. 

Jedem einzelnen Uferſtaate bleibt es inveffen unbenommen, für fid 
allein, oder wenn ein benachbarter Staat an ver Einnahme Theil nimmt, 
mit deffen Zuftimmung, Ermäßigungen der Rheinzollabgaben, oder Be— 
freiungen davon, nicht nur für gewilfe Gegenftände ohne Unterfchied ver 
Perfonen durd allgemeine Verordnungen, fondern aud in einzelnen Fällen 
zum Bortheile gewiffer, feinen Unterthanen angehöriger Fahrzeuge oder einer 
beftimmten Derfon zu ertheilen; wobei es ſich von felbit verfteht, daß der— 
gleichen Ermäßigungen over Befreiungen nur für das ausfchließliche Gebiet 
des Staates, welder fie gewährt, oder des mitbetheiligten Nachbarſtaates 
gültig find, wenn nicht auch die anderen WUferftaaten ihre Zuftimmung 
dazu geben. 

Art. 33. Bon einzelnen Uferftaaten fann jedoch der Tarif niemalg, 
wäre es auch nur durch Nebenabgaben, 3. B. durch Stempelgebühr u. |. w. 
erhöht werben. 

Eben fo wenig ift es geftattet, ohne Zuftimmung aller Rheinftaaten, 
die Zahl der Zollftellen zu vermehren oder — die Artifel 23 und 26 er: 
wähnten Fälle ausgenommen — anderswohin zu verlegen. 

Art. 34. Die Rheinfhiffahrts-Abgaben follen niemals weder ganz noch 
theilweife verpachtet, fontern von jedem Rheinftaate für eigene Rechnung 
durd; Beamte erhoben werden. 

Die betheiligten Regierungen der Rheinftaaten verpflichten ſich gegen- 
feitig, an ihren refpeetiven Zollftellen fo viele Beamten zu halten, daß in 
dem Dienfte dafelbft Fein Stillftand, und bei Abfertigung des Schiffspatrons 
oder Führers, fein Aufenthalt für viefelben eintreten könne. 

Art. 35. An Orten, wo eine Zollftelle ift, dürfen Schiffspatrone oder 
Führer nicht ein= oder ausladen, bis fie hierzu von dem Rhein-Zollbeamten 
die Erlaubniß erhalten haben; den Rhein-Zollbeamten aber ift von ihren 
refpeetiven Landesherrſchaften ausprüdlic zur Pflicht zu machen, daß fie den 
Schiffspatronen oder Führern feinen Aufenthalt verurfachen. 

Im Uebertretungsfalle hat der Schiffspatron oder Führer den doppel— 
ten Betrag des Rheinzolles von den früher ein- oder auggeladenen und 
an's Ufer gelegten, oder an Bord eines anderen Schiffes gebrachten Gütern 
zu zahlen; vorbehaltlich der übrigen Strafen, welde vie Abgabengefege des 
Landes, wo diefer Vorfihrift zumider gehandelt worden ift, gegen voreilige 
oder heimliche Ausladungen verhängt haben mögen. 

Was an anderen Orten bei dem Anlanden fowohl als dem Ein= 
* Ausladen zu beobachten iſt, beſtimmen die Abgabengeſetze jedes Ge— 

etes. 
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Dritter Titel. 


Von der Anwendung der in jedem Uferftaate geltenden Steuergefepe bei der 
Rheinſchiffahrt. 


Art. 36. Ein Schiff, das auf die vorgeſchriebene Weiſe mit einem, 
in gehöriger und vorſchriſtsmäßiger Form ausgeſtellten Manifeſte verſehen 
iſt, ſoll unter dom Vorwande, daß es nöthig ſei, deſſen Ladung zu unter— 
ſuchen, wegen eines öffentlichen Steuer-Intereſſe auf feiner Fahrt anderswo, 
als an einer Rheinzoll-Stelle oder in den, unter Artikel 41. gedachten Fällen, 
nicht aufgehalten werten. 

Art. 37. Auf dem NRheinftrome, von da, wo er fhiffbar wird, bie 
in’d Meer, und umgefehrt, ift ohne Nüdficht auf dag, was in einzelnen 
Staaten bei der Eins und Ausfuhr vorgefchrieben fein mag, die Durdfuhr 
aller Waaren obne Ausnahme erlaubt, und bei ihrem Transporte auf dem 
ganzen eben bezeichneten Rheinlaufe nur den, in der gegenwärtigen Ord— 
nung feftgeftellten Abgaben unterworfen. 

Die Steuergefege des Landes treten demnadh nur ein, wenn Waaren 
mit der Beftimmung anfommen, im Lande audgeladen zu werden; wenn 
Waaren von dem Lande zur Ausfuhr an Bord gebracht, aus dem Schiffe 
an’s Ufer gelegt, over aus reinem Schiffe in ein anderes geladen werben; 
jedoch bleibt es in Beziehung bierauf bei den, hinſichtlich der Freihäfen, 
in der gegenwärtigen Ordnung feſtgeſtellten Beſtimmungen; auch dürfen bei 
eintretenden außerordentlichen Beſchädigungen des Schiffes, oder bei ſtür— 
miſcher Witterung, oder wenn es an gewiſſen Stellen des Stromes wegen 
einer der —3 ungünſtigen örtlichen Beſchaffenheit des Strombettes für 
den Augenblick nöthig werden ſollte, die gewöhnlichen Ausladungen zur 
Erleichterung des Schiffes, aber auf offenem Strome, vom Ufer entfernt, 
und unter Nuffich von Steuerbeamten, oder wo dieſelben abwefend find 
oder fehlen, unter Aufficht der nächlten Ortsbehörde ftattfinden. 

In feinem Falle dürfen aber die Güter, welche auf dem Rhein einge: 
führt oder ausgeführt werden, mit einer größeren Ein» oder Ausfuhrabgabe 
belegt werden, ald Güter verfelben Gattung, die man zu Lande eins 
oder ausführt. 

Art. 38, Auf jedem Gebiete beftimmt die Regierung nach ihrem eigenen 
Gutfinden die Häfen oder Landungsplätze, wo es geftattet fein fol, einzuladen 
oder auszuladen. 

Wird indeffen ver Schifföpatron oder Kührer durch Sturm oder andere 
Zufälle an der Fortjegung feiner Reife verhindert, fo ift ihm auch an anderen 
I rten, wo ibm ein folder Unfall begegnet, erlaubt, Schiff und Ladung 
unter Aufficht der Steuerbeamten, oder wenn deren feine zugegen find, unter 
Aufficht der Rocalobrigfeit in Sicherheit zu bringen. 

Nimmt er nadber die Güter wieder ein, um feine Reife fortzufegen, 
fo bat er davon feine Ein» over Ausfuhrzölle, noch Durdfuhrabgaben 
zu entrichten, 

Wer unter folhen Umftänden an einem Orte landet, wo feine Steuer- 
beamten find, muß ver Ortsobrigfeit von feiner Anfunft unverzüglid An— 
zeige machen und dafür forgen, daß der Zwang, ver ihn zum Anlanden 
befimmt bat, glaubhaft feftgeftellet und eine Verhandlung darüber aufgenom- 
men werde. 

Die Steuerbeamten, weldhe an dem zunäcft gelegenen Orte deſſelben 
Gebiets angeftellt find, werben hiervon alsbald Denarichtige und dieſe 
fönnen bie abung unter Aufficht nehmen. 

Wird, um die Waaren feiner weiteren Gefahr auszufegen, das Schiff 
ausgelaven: fo hat der Schiffspatron oder Führer ſich jeder gefeglichen 
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Manfregel zur Verhinderung, daß fein Iheil feiner Ladung beimlich ein: 
geführt werde, zu unterwerfen, 

Eigenmächtige Borfehrungen, welde ver Schiffspatron oder Führer 
unternimmt, obne die Zteuerbeamten, oder in ihrer Abweſenheit oder Er: 
mangelung die Ortsobrigfeit vorber Davon benachrichtiget und ihre Dazwifchen- 
kunft abgewartet zu baben, find nur dann zu entfchuldigen, wenn ver 
Schiffspatron oder Führer far beweifet, daß die Nettung des Schiffes over 
ver Yaduna Davon abhing. 

Art. 39. Wenn ein Schiffspatron oder Führer, ohne ab- und zuzu— 
laden, mit ſeiner Ladung in einen Theil des Rheins eintritt, in welchem 
die Hoheit über den Rheinſtrom und beide Ufer ungetbeilt von einem Landes— 
berrn ausgeübt wird: jo iſt er für Die im erſten Abſatze des ‚obigen Ar: 
tifel8 37. bewilligte Tranſito-Freiheit, in Beziehung auf die das Steuerweſen 
betreffenden Formalitäten, nur Dazu verpflichtet, die Yufen oder die fonftigen 
Waarenräume verbleien over verfiegeln zu laffen, oder nad Ermeſſen ver 
Yocalbehörde, zur Verhinderung des Schleichhandels, Begleiter an Bord zu 
nehmen, oder ſich auch beiden ‚sormalitäten zugleich zu unterwerfen. 

Wenn bei ſtattfindender Verbleiung oder Verſiegelung der Luken oder 
der ſonſtigen Waarenräume, Schiffspatrone oder Führer, wegen Waſſer 
mangels oder anderer außerordentlicher Umſtände halber, zu lichten oder 
einige Waaren überzuladen genöthiget find, welde nachher jofort wieder in 
die nämlichen Fahrzeuge verladen werden ſollen: ſo haben ſie ſich an die 
nächſten Steuerbeamten zu wenden, um die Bleie oder Siegel abnehmen 
zu laſſen, auch ſich von den wellern Vorkehrungen, welche von den gedachten 
Beamten zur Verhütung heimlicher Einſchwärzung eines Theils der Waaren 
für nöthig erachtet werden, zu unterziehen. 

Die Begleiter haben fein anderes Recht, als Schiff und Ladung, oder 
Bleie und Siegel, zu dem angegebenen Iwecke zu bewachen. 

Den Schiffspatronen oder Führern liegt es ob, jene Begleiter an der Koſt 
der Schifismannfchaft Theil nehmen zu laffen, und ihnen das nöthige Feuer 
und Licht zu gewähren; außerdem aber dürfen die Begleiter dafür, unter 
feinem Vorwande, rinige Vergütung von dem Schiffspatron oder Führer 
fordern, noch foldye annehmen. 

Auch in denjenigen Theilen des Stromes, wo die einander gegenüber 
liegenden Ufer verfchiedenen Yandesberren angehören, Fünnen die sorftebenden 
Beftimmungen gleihmäfige Anwendbarkeit erhalten, wenn fich vie betref- 
fenden Landes: derrfchaften fiber ein gemeinfchaftliches Zteuerfsiten ge— 
einigt baben. 

Art. 40. Hat ein Schiffspatron oder Führer Waaren an Bord, welche 
in dem Yande, deſſen Grängen er auf der Fahrt berührt, ausgeladen werden 
follen: fo muß er, wenn es die Steuereinrichtung des Landes mit fid führt, 
feine Ladung vollftändig ten an der erften Rheinzollſtelle vieles Yandes 
anweſenden Steuerbeamten anzeigen. 

Es kann die Nevifion von ihnen veranlaft und vie Yandesfteuer von 
Waaren gefordert werden, welde ausgeladen und eingeführt werden follen. 

Dafjelbe findet in vem Falle ftatt, wenn der Echiffspatron oder Führer 
in einem Lande Waaren geladen bat, welde ausgeführt werden follen. Die 
eg Fee geichieht aber alsdann an ver legten Rheinzollſtelle, innerbalb 

der Landesgränze, bei den anmwelenden Steuerbeamten, oder wenn es Die 
Landesgejege verftatten, an der dem Yadungsorte zumächft belegenen Zollftelle. 

Art. 4. Wird ein Schiffspatron oder Führer überwiefen, daß er 
Schleichhandel zu treiben verſucht babe: fo foll ibn die Freiheit der Rhein— 
ſchiffahrt für feine Perfon und für die Waaren, die er unerlaubter Weiſe 
ein- oder ausführen wollte, gegen die Berfolgungen ver Steuerbeamten nicht 
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ſchützen. Die außerdem in dem Schiffe befindlichen Waaren follen jedod) 
wegen eines folhen Verſuches nicht in Beichlag genommen, aud foll im 
Allgemeinen gegen einen foldhen Schiffspatron oder Führer nicht ftrenger 
verfahren werden, als e8 die allgemeinen in Kraft ftehenden Gefege des 
Staates, wo der Unterfchleif entdeckt worden it, mit ſich bringen. 

Wird bei den Rheinzollftellen an der Gränze eines Gebietes, wo näm— 
lich das Schiff die Kandesgränge ein» oder ausgehend durchſchneidet, oder 
auch während feines Durchganges durd das Gebiet, befunden, daß deſſen 
Ladung von dem Manifefte vergeftalt abweicht, daß eine beabfichtigte oder 
erfolgte Bevortheilung der Landesſteuern daraus zu entnehmen ift: jo kann 
der Schiffspatron oder Führer auch dafür nah den Beltimmungen ver 
Steuergefege des Landes in Anfpruch genommen und mit der Strafe belegt 
werden, welche diefe wegen unrichtiger Declaration verhängen. 

Die hoben contrabirenden Theile verpflichten ſich weiterhin, wegen fonft 
etwa günftiger und mit Ihren Finanzintereffen verträglicher Beftimmungen, 
welche die Erfahrung in der Anwendung ihres Zollſyſtems auf die Rhein: 
ſchiffahrt als nothwendig erweiſen möchte, um den Handel und die Schiffahrt 
des Rheins zu beleben, übereinzufommen. 


Nierter Titel. 
Ton dem Rechte, die Schiffahrt auf dem Rhein auszuüben. 


Art. 42. Da vie Rheinfchiffahrt viele Erfahrung und Ortskenntniß 
erfordert: fo werden zu deren Ausübung nur erfabrene Sciffspatrene oder 
Führer zugelaffen, welde fi über ihre in viefem Stüde erworbene Kennt: 
niffe vorber ausgewiefen haben. — Wer jedoch einmal zur Rheinfciffahrt 
berechtiget war, bedarf über feine Fähigkeit feiner weiteren Nachweilung. 

Jede Ufer-Regierung wird die nötbigen Maaßregeln ergreifen, um ſich 
son der Fähigkeit derjenigen zu ren welchen fie die Rheinſchif— 
fahrt vertrauet. 

Das Patent, das hierüber dem Schifföpatron oder Führer von feiner 
Landes-Obrigkeit durch die hierzu verorpneten Behörden auggefertigt wird, 
giebt ihm das Recht, von dem Punkte an, wo der Rhein jchiffbar wirt, 
bis in’d Meer, und aus tem Meere bis an den gedachten Punft, vie 
Schiffahrt in Gemäßheit der Beftimmungen der gegenwärtigen Orbnung 
auszuüben. Unter der großen, intermebiären und Eleinen Schiffahrt gilt 
deshalb Fein rechtlicher Unterichied. Dergleihen Schifferpatente werden nur 
anerfannten Untertbanen ver NRheinuferftaaten ertbeilt und vie betreffenden 
Schiffe darin genau bezeichnet. 

Art. 43. Der Sciffepatron oder Führer, welchem vie Befahrung des 
Rheins verftattet ift, und welder venjelben befährt, darf nirgendwo ge— 
mungen werden, wider feinen Willen zu löfchen oder feine Yadung an Bord 
eines andern Schiffes zu bringen. Daber find alle Rechte, Privilegien und 
Gebräuche, die mit diefer Beftimmung direct oder indireet im Widerfpruche 
fteben, und in den Rheinhäfen, oder fonft wo auf dem Rhein bis in's 
Meer, entweder zum Vortheile einer Schiffergilvde und um die unter ihnen 
bergebrachte Rangfahrt zu begünftigen, oder aus einem andern Grunde her— 

ebracht waren, ein= für allemal abgefchafft, und dürfen, unter welchem 
Namen es immer fei, nie wieder eingeführt werben. 

Eben daffelbe gilt in Gemäßheit des Ürtifels 110. der Wiener Congreß— 
Acte und der ihr unter Nr. XVI. angehängten Artifel auch von den mit dem 
Rhein in direeter Verbindung ftehenden Flüſſen. 

Art. 44. Mle bis jest noch beftehenden Schiffergilden und Zünfte 
find aufgehoben. 
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Ihre Activa und Schulden werden mit Einwirfung der landesherrlichen 
Behörden, unter welden fie ihren Sit haben, liquivirt und die Schulden 
von den lebenden Mitgliedern berichtiget. 

Was übrig bleibt, ift gemeinfchaftliches Eigenthum diefer Mitglieder, 
welche darüber, in fo fern es nicht früher auf eine gültige Weife zu einem 
andern Zwede beftimmt war, nach Willführ verfügen. 

Art. 45. Die Zahl der Rheinfchiffer — Patrone oder Führer — ift 
unbeftimmt. 

So fern ihnen das Recht eingeräumt wird, auf den in den Rhein fich 
ergießenvden Nebenftrömen, als dem Nedar, vem Main, ver Mofel und 
der Maas, imgleihen auch auf der Schelde, die Schiffahrt auszuüben, 
find gegenfeitig aud die dortigen Sciffepatrone oder Führer auf dem 
Rhein zuzulaſſen. 

Sie beweifen alsdann nur, daß fie auf einem dieſer Nebenflüffe zur 
Schiffahrt berechtiget find, 

Art. 46. Das leberfegen von Perfonen, Pferden, Wagen, Gepäde, 
oder anderen Gegenftänden von einem Ufer an das gegenüberliegende, und 
was fonft zum gemeinen Verkehr der beiden Ufer gehört, bat mit biefer 
Schiffahrtsoronung nichts gemein. Auch wird diefelbe überhaupt nicht an— 
gewendet, wo die Fahrt eines Schiffspatrons over Führers auf das eigene 
Gebiet feines Landesherrn ſich beſchränkt. — Ein folder fteht allein unter 
der Obrigfeit des Landes, wo er fein Gewerbe treibt. 

Art. 47. Der Staat allein, auf deſſen Gebiete ein Sciffspatron oder 
Führer wohnt, bat das Recht, das viefem einmal ertheilte Schifferpatent 
aus erheblichen Gründen wieder einzuziehen. Diefe Beftimmung fchließt aber 
das Recht anderer Rheinuferftaaten nicht aus, den Schiffspatron oder Führer, 
der eines auf ihrem Gebiete verübten Vergehens oder Verbrechens befchul- 
diget wird, zur Verantwortung und Strafe zu ziehen und, nad Beſchaffen— 
beit der Umftände, bei der Behörde feines Wohnortes zu veranlaffen, daß 
fein Patent eingezogen werde. 


Sünfter Titel. 
Von Frachten und Rangfahrten. 


Art. 48. Die Frachtpreife und alle übrigen Bedingungen des Trans: 
ported beruhen lediglich auf der freiwilligen Lebereinfunft des Sciffspatrong 
oder Führers und des VBerfenders oder deſſen Committenten; und wie diefe 
unter mehreren Sciffspatronen oder Führern, ohne Rückſicht auf ihren 
Mohnort, die Wahl haben: fo bleibt c8 dem Sciffspatrone oder Führer 
freigeftellt,, eine ihm angebotene Ladung auszufchlagen oder zu übernehmen. 

Art. 49. Zwei oder mehrere Handelsſtädte fönnen gleihwohl mit einer 
beliebigen Anzahl Schifföpatrone oder Führer, die fie zu ihrem wechfeljeitigen 
Verkehr für nöthig erachten, Verträge auf eine beftimmte Zeit abſchließen, 
bierin die Frachtpreife, die Zeit der Abfahrt und Anfunft, und andere in 
ihrem Intereffe liegende, mit feinem gebietenden oder verbietenden Geſetze 
im Widerfpruche ftehente, Bedingungen feftftellen und alfo eine Rangfahrt 
einführen, welche dem Hanvelsftande billige Frachtpreife und ven Sciffe- 
patronen oder Führern, fo oft fie in einen Hafen einlaufen, eine baldige 
Rückfracht fichert. 

Art. 50. In den Städten, wo eine dergleihen Rangfahrt eingeführt 
wird, fteht e8 jedoch jedem einzelnen Handelsmanne, fo wie jedem Schiffs— 
patrone oder Führer frei, an dieſer Bereinigung Antheil zu nehmen over 
feinen Beitritt zu verfagen. Hanvelsleute ſowohl als Schiffsvatrone oder 
Führer, welde der Vereinigung einmal beigetreten find, fünnen, nachdem 
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fie drei Monate vorber aufgefündigt haben, mit dem Ablaufe jedes Kalender⸗ 
Jahres wieder ausſcheiden. — Sp lange ein Hanvdeldmann zu der Ber: 
einigung geböret, bleibt er verbunden, die Rangordnung zu beobachten und 
darf, dem Vertrage zuwider, feine Waaren weder unter feinem eigenen, noch 
unter einem fremden, zu dem Ende entlehnten, Namen in ein anderes Schiff 
verladen; unbefchadet der befonderen Verfügungen fremder Committenten, 
welche nicht zu der Vereinigung gehören. 

Ebenfo bat auch jeder Sciffspatron oder Führer, fo lange er zu ber 
Bereinigung geböret, die Rangorpnung zu beobachten. 

Wenn jedoch die Handels-Änterefjen zweier contrabirenden Städte eine 
Aenderung der vorftehenden Beftimmungen fordern follten: fo fann ſolche 
zwar ftattfinden; die Verträge müſſen aber in diefem Falle einer befonderen 
Genehmigung der refpertiven Regierungen unterworfen werten. 

Art. 51. Da Berträge über die Errichtung einer NRangfahrt, gleich 
jedem unter Privatperfonen abgefchloffenen Befrachtungs-Vertrage, nur 
diejenigen verbinden, welche darin gemilliget haben, und wenn fie Bedingungen 
enthalten follten, welche mit einem gebietenden oder verbietenden Gefege im 
Widerſpruche fteben oder Die Nechte anderer Perfonen verlegen, ohnehin 
ungültig fein würden: fo bedürfen fie feiner anderen Form und Faſſung 
ald der, welde überhaupt bei Verträgen diefer Art, nach ben gemeinen 
Rechten des Ortes, wo fie gefchloffen find, dazu erforderlidh if. — Die 
GEentral-Commiffion fo wenig, als der Oberaufjeber der Rheinfchiffahrt find 
berechtigt zu fordern, daß folche Verträge durch fie vermittelt oder die Fracht: 
preije mit ihrer Bewilligung beftimmt werden. 

Gleichwohl nehmen die betreffenden Regierungen von diefen Verträgen 
Kenntniß und laffen viefelben der Central-Commiſſion oder in deren Abs 
wejenbeit, dem Ober-Aufſeher der Rheinſchiffahrt mittheilen. 

Art. 52. Einigen fidy zwei Regierungen darüber, dak an beftimmten 
Tagen und Stunden ein Schiff von einem Orte abfahren fol, um Reifende, 
ihr Gepäd, ihre Wagen und auch Waaren an einen andern Ort zu führen: 
fo hat dieſes Schiff gleiche Nechte mit ven übrigen, die den Strom befahren. 

Die entral-Commiffion und der Ober-Auffeber der Rheinſchiffahrt 
baben gleichfalls über ſolche Schiffe feine befondere Auffiht; am wenigften 
baben fie etwas darüber zu beftimmen, ob und wo folde Anftalten 
errichtet, wie fie befördert und welche beſondere Vorfchriften deshalb erlaffen 
werben follen. 


Sedfter Titel. 
Bon den polizeilichen Borfchriften zur Sicherheit der Rheinfhiffahrt und des Handels. 


Art. 53. Meldet fih ein Schiffspatron oder Führer mit einem Fahr: 
zeuge, das zum erften Male zur Rheinichiffahrt zugelaffen oder beladen 
werden foll: ſo muß er foldyes zuvörderſt von hierauf eidlich verpflichteten 
Sachverſtändigen unterfuchen und bezeugen lafjen, daß diefes Fahrzeug für 
denjenigen Theil der Rheinfchiffahrt, wofür es beftimmt ift, tauglid bes 
funden worden; daß es dauerhaft gebaut, gut Ffalfatert, und mit allem 
nöthigen Tafelmerf und Sciffögeräthe verfeben, aud daß es zur Aufbe- 
wahrung der einzunehmenden Güter angemefjen eingerichtet ift und daß feine 
Schiffsmannfhaft aus einer zu feiner Führung binlänglichen Anzahl von 
Matrofen befteht. 

Diefe Unterfuhung muß, fo oft der Abfender es nöthig findet, und 
jährlich wenigftens einmal wiederholt werben. 

Mer Güter für fremde Rechnung auf dem Rheinftrome zu verfenden 
bat, ift berechtiget, von dem Schiffspatron oder Führer die Beibringung 
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eines durch die befagten Sadverftändigen legtlich ausgefertigten Zeugniffes 
zu verlangen. 

Unterläßt er diefe Vorficht und die Waaren geben auf der Reife wegen 
Untauglichfeit des Edyiffes zu Grunde, oder werden aus biefer Urfache be— 
ſchädiget: jo haftet dafür der Abſender, mit Vorbehalt feines Regreſſes gegen 
den Schiffer. 

Für jeden nach Artifel 38. zum Eins und Abladen anzumeifenden Hafen 
veranlaffen die betreffenden Negierungen der Uferftaaten das Erforderliche, 
damit das Verfahren der Sachverftindigen ordnungsmäßig eingerichtet und 
dem dabei interefjirten Handelsſtande die beabfichtigte Sicherheit gewährt werde. 

Art. 54. Welche Eigenfchaften zur Tauglichfeit eines Stromfabrzeuges 
gebören, wird nad den örtlichen Bevürfniffen mit landesherrlicher Geneh— 
migung feftgejtellt. Sonſt aber follen unter den zur Rheinſchiffahrt beftimmten 
Stromfabrzeugen feine andere Unterfchiede irgend einer Art gemacht werden, 

Art. 55. Ebenſo beftimmt jeder Staat die Maafregeln, die er in feinen 
Häfen und auf den Ein- und Ausladeplägen zur Erleichterung des Handels, 
zur Beförderung der Schiffahrt und Beichleunigung der Verfendungen, zur 
Handhabung einer guten Ordnung bei vem Ein- und Auslaven, zur Sicher— 
beit ver an's Ufer gelegten Waaren und Erhaltung derjenigen, welche man 
aufzunehmen fich weigert oder worüber Streit entftebt, und überhaupt zum 
Beften des Handelsftandes und der Schiffspatrone und Führer für dien— 
lich erachtet. 

Art. 56. Der Schiffspatron oder Führer baftet für die Güter, vie 
er zu laden übernommen bat, von dem Augenblide an, da fie an’s Ufer 
geftellt und ibm als Theil feiner Ladung überwiejen werden. 

Haben die Waaren erweislid durd Schuld der Beamten gelitten: fo 
ift die ihnen zunäcit vorgefegte Behörde den Erfag zu leiften verpflichtet, 
welcher durd den Regreß an die Beamten nicht aufgehalten werden darf, 

Art. 57. Während der Fahrt darf der Schiffspatron oder Führer 
feine Yadung nicht verlaffen, widrigenfalls wird auf deſſen Gefahr und 
Ktoften, wenn auch fein Schaden bieraus entftanden fein follte, wofür er 
auf jeden Fall verantwortlid bleibt, das Schiff von dem Rheinzollbeamten 
einem Setzſchiffer anvertraut. 

Es veriteht fi) von felbit, daß diefe Verfügung nicht ftatt bat, wenn 
der Schiffspatron oder Führer nur augenblidlidy jein Fahrzeug verläßt, um 
fi) mit Yebensmitteln zu verfeben, ven Zoll zu entriditen over aus ähn— 
lien Beweggründen. 

Art. 58. Allenthalben, wo wegen der Eigenfcaften des Fahrwaſſers, 
nach der Obfervanz oder den beftebenden PVorfchriften, vie Lootſen oder 
die Steuerleute wechſeln, ift der Eciffepatron oder Führer verbunden, 
einen andern Steuermann vder Lootfen an Bord zu nebmen und foll, 
wenn er diejes verfäumt, von den Rhein-Aufſichtsbeamten dazu angehalr 
ten werden. ; 

Unter mehreren zugleih anweſenden Lootfen und Steuerleuten bleibt 
dem Schiffspatron oder Führer die Wahl. 

Art. 59. Flußfabrzeuge von geringer Einfenfung, ald Nachen unter 
dreihundert Centner Yadungsfäbigfeit, Marftichiffe u. |. w. find son der im 
vorigen Artifel ausgedrüdten Regel ausgenommen, 

Art. 60. Was ven Dienft der Lootſen und Steuerleute betrifft: fo 
bat e8 Lei den in jedem Staate gegebenen oder zu gebenden Beftimmungen, 
und in Anfebung der Gebühren, welde fie zu fordern berechtiget find, bei 
der gegebenen oder zu gebenden Tarordnung mit der Maafgabe fein Be- 
wenden, daß dem fremden Schiffer feine anderen Verpflichtungen als dem 
einbeimifchen auferlegt werden. 
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Art. 61. Wer mehrere beladene Fahrzeuge führt, darf in keinem Falle, 
gleichviel ob er den Strom aufwärts oder abwärts fährt, eines dieſer Fahr— 
zeuge an das andere anhängen. 

Auch ein leeres Fahrzeug, das über dreihundert Centner Ladungsfähig— 
keit hat, darf einem beladenen Schiffe nicht angehängt werden. 

Tritt die Nothwendigkeit ein, das Schiff zu lichten: ſo ſollen die Lichter 
abgeſondert geführt und, wenn ſie ſtromaufwärts gehen, abgeſondert be— 
ſpannt werden. 

Art. 62. Mit einer Oberlaſt auf dem Rhein zu fahren iſt verboten. 
Während der Reife dürfen gleichfalls feine Waaren über Bord aus einem 
Schiffe in’s andere geladen werden, nur die Fülle ausgenommen, wo das 
Waſſer zu niedrig, wenn das Schiff beſchädiget ift oder jonft eine dringende 
Gefahr eintritt, welche den Schiffspatron oder Führer nöthiget, ohne Auf—⸗ 
ſchub zu lichten. Auch in diefen Fällen hat man ſich indeſſen nach der 
im Artikel 39. barüber enthaltenen Vorſchrift zu richten. 

Art. 63. Die Verfügungen des Artifels 61., fo wie das Verbot mit 
Oberlaft zu fabren, find auf die Rheinſchiffahrt nicht anwendbar, weldye mit 
Dampfjchiffen betrieben wird. 

Demnach follen die auf das Verded folder Schiffe niedergelegten Waaren 
an einer oder zwei Stellen in der Art vereiniget und mit einem Segeltuche 
bededt werden, daß die VBerbleiung Statt finden fann, wenn nad) Maafgabe 
des Artikels 37. die Durchfuhr aus einem Gebiete in das andere hierzu 
Beranlaffung giebt; obne daß jedoch eine Vermehrung von Koften oder 
Aufenthalt entjteben darf. 

Die reſp. Yandesberrichaften jorgen durch geeignete Maaßregeln für die 
Beförderung und den Schutz dieſes neuen Zweiges der Gewerbthätigfeit; 
jo wie dafür, daß aller Nortbeil, welchen verjelbe zu verfprechen ſcheint, 
dem Handelsſtande gefichert werde. 

Art. 64. Webertretungen der in den Artifeln 61. und 62. enthaltenen 
Vorfchriften werden von dem weiter unten näber zu erwäbnenden Rhein— 
zolfrichter des Ortes, wo fie zuerft entvedt wurden, mit einer Geldbuße 
von einhundert bis dreibundert Franken belegt. Sind andere Nachtbeile 
entftanden, welche der Schiffspatron oder Führer durch Nichtbefolgung der 
Vorfchriften verfchuldet: fo bleibt er auch dafür verhaftet. 

Art. 65. Schießpulver foll mit befonderen Fahrzeugen geführt und 
niemals unter andere Güter verladen werden. Schiffe, die damit beladen 
find, bleiben, fo viel es ſich thun läßt, von dem Ufer entfernt und wenn 
He, entweder um ausgelaͤden zu werden, oder weil fie aus einer andern 
Urfache die Reife nicht gleich fortiegen fünnen, vor Anfer legen, wird bie 
Polizeibebörde des zunächit gelegenen Ortes davon benadhrichtiget. — Dieſe 
beftimmt, was die öffentliche Sicherheit etwa noch weiter erbeifchen mag, 
und der Sciffspatron oder Führer hat die ibm gegebene Vorſchrift zu bes 
folgen; alles bei der im Artifel 64. ausgeprüdten Strafe, worauf von dem 
Rheinzollrichter erfannt wird. 

Art. 66. Die Flößer find fchuldig, einen Nachen vorauszufchiden, um 
die auf dem Strome vder in dem Hafen befindlichen Schiffe, die Mühlen 
und Brüden zu warnen, damit jeder auf feiner Hut ſei und bei Zeiten die 
erforderlichen Maafregeln zu feiner Sicherheit ergreifen könne. 

Dieſer Nachen ſoll dem Floße wenigſtens eine Stunde vorhergehen, und 
damit er auch ſchon von weitem bemerkt werde, zum Zeichen ſeiner Be— 
ſtimmung, eine aus ſechszehn roth und ſchwarz abwechſelnden Feldern be— 
ſtehende Flagge aufſtecken. 

Die Befolgung dieſer Vorſicht allein ſoll gleichwohl den Flößer niemals 
entſchuldigen, wenn er übrigens nicht alle mögliche Sorgfalt angewendet 
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bat, um Unglüd zu verhüten; wenn er nicht mit ten, nach der Größe feines 
Floßes erforderlichen Geräthſchaften verfeben war, in der Bauart gefehlt 
oder fonft etwas getban und unterlaffen bat, was ihn nad den allgemeinen 
Grundſätzen des Rechts verpflichtet, den durch Das Vorbeifahren feines Floßes 
verurfachten Schaden zu erfegen. 

Art. 67. Alle Rheinftaaten machen ſich anbeifchig, eine beſondere Sorg- 
falt Darauf zu verwenden, daß auf ihrem Gebiete der Leinpfad überall in 
guten Stand gefegt, darin erhalten und, fo oft es nöthig fein wird, ohne 
einigen Auffchub, auf Koften desjenigen, den es angeht, wieder bergeftellt 
ee in diefer Beziehung der Schiffahrt nie einiges Hindernig im 

ege ftebe. 

Sie verbinden ſich überdieß, jeder für feine Gebietsftrede, die nöthigen 
Daafregeln zu ergreifen, damit dur Mühlen oder andere Trieb- und 
Räderwerke auf dem Strome, imgleichen durch Wehre und fonftige Kunft- 
anlagen irgend einer Art, niemals eine Hemmung der Schiffahrt verurfacht 
werde; damit bei fliegenden oder Schiffbrüden die freie Durchlaffung der 
Fahrzeuge over Flöße, die ihre Fahrt fortiegen wollen, fo fchnell ala möglich 
geichehe, ohne daß dafür eine andere Zahlung als ein mäßiges, durch ge- 
meinfchaftliche Uebereinfunft und auf einen unveränderlichen Satz feitzuftel- 
lendes Entgeld gefordert werden könne, und damit endlich jedes andere im 
Strombette felbft vorfommenve Hinderniß der Schiffahrt — fofern dergleichen 
Hinvderniffe von einem Mangel an der gebörigen Stromauffiht und Inftand- 
baltung berrühren — ohne Yuffhub und auf ihre eigene Koften binweg- 
geräumt werde. Für das niederländifche Gouvernement find die Beftimmungen 
des sehn Artifeld, fo weit fie fh auf die gehörige Inſtandhaltung 
des Yeinpfades und des Strombettes felbit beziehen, nur in Anfebung der 
Waal verbindlich. 

Art. 68. Um den Leinpfad und die daranftoßenden Gebäude, Ges 
länder oder andere Anlagen zu fehonen, follen bei dem Heraufziehen ver 
Schiffe niemals mehr als drei Pferde auf einem Stidyfeile geben. Die 
Uebertreter dieſes Verbotes können von der gerichtlichen Ortsbehörde mit 
einer Polizeiftrafe belegt werden. 

Art. 69, Den auf dem Rhein fahrenden Schifföpatronen oder Führern 
find von den betreffenden Regierungen angemefjene Plätze zur Niederlage 
ihrer Waaren anzuweiſen; aud zum Behufe jeder wünjchenswertben Er— 
leichterung und Befchleunigung der Ein und Abladungen die nöthigen Ein- 
richtungen anzuordnen und in Stand zu erhalten. 

An anderen Orten und Plägen fünnen die Schiffspatrone oder Führer 
nur mit ausdrüdliher Genehmigung der Rheinzollbeamten Güter ein- 
oder abladen. 

An jedem Ein- oder Abladeplage forgen die betreffenden Regierungen 
ür die Beftellung einer mit Verwaltung der Hafenpolizei zu beauftragenben 

zeaufſichtigungs-Commiſſion. Zur Beftreitung der desfallfigen Unterbal- 
tungs⸗ und ° — —— wird unter der Benennung von Bohl— 
werks-⸗, Krahn- und Waagegebühren ein Entgeld erhoben, deſſen Betrag 
aber folgende Sätze, nämlich: 
a) an Bohlwerksgebühr, 5 Centimen 
b) an Krahngebühr, 5 Centimen bei ver btabung, | 
und 5 Gentinen bei ver Einladung, im Ganzen \ für den Gentner 
10 Eentimen 
e) an Waage-Gebühr, 5 Centimen 
nicht überfteigen darf. 

Güter, welche zu ihrer fiheren Aufbewahrung in den bierzu an jedem 

Ein- oder Abladeplatze befindlichen Magazinen gelagert werden, zahlen dafür 
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eine Magazingebühr, vie während des erften Monats den Betrag von 
'/, Eentime für den Tag, und während des folgenden Monats den Betrag 
von '/; Eentime für den Tag bei jedem Centner nicht überfteigen darf. 

Bei Beftimmung der Höhe der befagten Bohlwerks-, Krahn⸗, Waage: 
> Wagain- Gebühren wird der Ausländer dem Inländer völlig gleich 

ebantvelt. 

Art. 70. Wo Werfte, Bohlwerfe, Krahne, öffentlihe Waagen, Ma- 
gazine und Sicherheitshäfen, wie der vorbergehenve Artifel befagt, auf Koften 
des Staates, in deffen Gebiete der Drt gelegen ift, oder auf Koften einer 
Stadt errichtet find, ift nur derjenige, der fie wirklich gebraucht, die in Ge— 
mäßbeit vejjelben Artifeld von den refpectiven Randesherrichaften feftzufegen- 
den und zur Defung der Unterhaltungss und Beauffihtigungsfoften be— 
ftimmten Gebühren zu zahlen verpflichtet. 

Alle diefer Beltimmung zuwiderlaufende Gewohnheiten find hiermit 
abgeſchafft. 

Ein Schiffspatron oder Führer, der am Ufer anlegt und Waaren aus— 
fest oder einlavdet, ohne eine oder die andere ſolcher Anftalten zu benugen, 
und ohne die gewöhnliche Uferbenugung zu verhindern, ift die Gebühr nur 
für diejenigen diefer Anftalten zu zahlen verpflichtet, die er wirklich gebraucht 
bat und die benugt werden müffen, um das Gewicht der Ladung, indem 
fie an Bord gebracht wird, auszumitteln und feftzuftellen. 


Siebenter Titel. 
Bon Defraudation der Schiffahrts- Abgaben. 


Art. 71. Defraudationen der Rheinfchiffahrts- Abgaben werden mit 
einer Geldbuße beftraft, welde dem vierfadhen Werthe der nicht gezahlten 
Abgaben gleihfommt. — Die Abgaben felbft find bierbei allemal beſonders 
nachzuzahlen. 

Bei der Beſtimmung der Geldſtrafen nimmt man den ganzen Betrag 
der Abgaben zum Grunde, welche der Schiffspatron oder Führer an der 
Zollſtelle, wo der Betrug entdeckt wird, zu unterſchlagen verſucht hat, und 
die an allen übrigen auf demſelben Gebiete gelegenen Zollſtellen wirklich 
unterſchlagen worden ſind. 

Entdeckt ſich bei dieſer Unterſuchung, daß auch ein anderer Rheinſtaat, 
oder mehrere, von dem Schiffspatrone oder Führer an ihren Rechten verkürzt 
worden ſind: ſo wird das aufgenommene Protocoll den betheiligten Zoll— 
ämtern in beglaubigter Form mitgetheilt und zugleich die Strafe für ihre 
Rechnung miterhoben. — Der Schiffspatron oder Führer wird jedoch aus 
dieſem Grunde an der Fortſetzung ſeiner Fahrt nicht gehindert. 

Art. 72. Dem Schiffspatrone oder Führer iſt an jeder Zollſtelle über 
die dort geſchehene Zahlung eine Quittung auszufertigen und überdies die 
geleiſtete Zahlung unter ſein Manifeſt zu vermerken. 

Dieſe Quittungen müſſen genaue Angaben der Zahl von Centnern, 
wofür das Ganze, das Viertheil oder der zwanzigſte Theil des Rheinzolles, 
oder die doppelte Schiffsgebühr entrichtet worden iſt; auch den Betrag der 
verſchiedenen, ſowohl an Rheinzoll für die Ladung, als an Schiffsgebühr 
geleiſteten Zahlungen enthalten. 

Art. 73. Der Schiffspatron oder Führer kann auch an jeder Zollſtelle 
angehalten werden, durch ſeine Quittung zu beweiſen, daß er überall, wo 
er ſchuldig war, den Rheinzoll und die Schiffsgebühr bezahlt habe. — Wer 
eine oder mehrere dieſer Quittungen nicht beibringen kann, wird bis zum 
Beweiſe des Gegentheils als Defraudanı angefehen und bat einftweilen die 
nad Artitel 71. verwirfte Strafe zu erlegen. 
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Art. 74. Wer bei einem Zollamte vorbeifährt, ohne zur Entrichtung 
der Abgaben fih angemeldet und fein Manifeft vorgezeigt zu haben, oder 
wer vor gefchehener Entridtung der Abgaben von einem Zollamte wieder 
abfährt, verfällt in die oben Artikel 71. feftgefegte Strafe; es fei denn, daß 
er, um das Schiff, die Ladung oder die Schiffsmannſchaft zu retten, durch 
einen unausweichliden und klar zu erfennenden Nothfall dazu gezwungen 
gewefen. Unter folden Umftänvden ift e8 genug, wenn er bei dem Rhein- 
zollamte fich anmeldet, fobald das Schiff, die Güter und die Mannſchaft 
in Sicherheit gebracht find. 

Art. 75. Ergiebt es fi bei dem Ausladen des Schiffes oder beim 
Abwiegen der ausgeladenen Güter, daß die Anzahl der auf dem Schiffe 
befindlichen Kolli, deren Bezeichnung, oder die Gattung der Waaren, von 
den im Manifeft angegebenen verfchieden find: fo wird vor allem unterfucht, 
wovon der Unterfchied berrübre. 

Art. 76. Sind in dem Manifefte ganze Ladungs-Artifel oder Kolli 
ausgelaffen: fo bat der Sciffspatron oder Führer die im Artikel 71. be— 
ftimmte Geloftrafe nach Verhältniß der Abgaben verwirft, welche von den 
im Manifefte verfchwiegenen Yadungs-Artifeln hätten gezahlt werben müffen. 

Art. 77. I das Gewicht im Manifefte unrichtig ausgedrüdt, und 
ift die Verfchiedenheit von der Art, daß man fie nicht als die Folge eines 
bloßen Zufall anſehen fann: fo zahlt der Sciffspatron over Führer die 
Geldſtrafe nach Verhältniß des Mehrgewichts. — ft dagegen die Verſchie— 
denbeit fo unerheblich, daß eine ihr zum Grunde liegende Abficht zu defrau- 
diren nicht angenommen werden fann: fo findet nur eine Nachzahlung des 
einfachen Zollbetrages für das Mehrgewicht bei den einer und berfeiben 
Landesherrſchaft angebörigen Zollftellen ftatt. 

Art. 78. Wenn ftatt einer einem höheren Zolle unterworfenen Waare, 
das Manifeft eine niedriger befteuerte angiebt: fo wird die Gelpftrafe nad 
dem wahren Ertrage der unrichtig angegebenen Artifel berechnet. 

Art. 79. Der Sciffspatron over Führer baftet in jedem Falle für 
die Strafe; ihm bleibt indeffen der Negreß wider diejenigen vworbebalten, 
welche durch unrichtige Angaben ihn in Irrthum geführt und zu Schaden 
gebracht haben. 

Art. SO. Im Beziehung auf die Strafen, welden der Sciffspatron 
oder Führer bei den Landes-Ein- und Ausfuhrzöllen, durd unrichtige Er- 
flärungen und andere Contraventionen ſich ausfegt, wird auf den dritten 
Titel verwiefen, und foll durd die gegenwärtige Ordnung den in jedem 
Rheinftaate geltenden Steuergefegen fein Eintrag gefcheben. 


Achter Titel, 
Von den Gerichten in ftreitigen Rheinfhiffahrts - Angelegenheiten. 


Art. 81. Ehe die gegenwärtige Ordnung in Vollzug tritt, fol an 
jedem Ein- oder Ablavebafen, oder in jedem Gemeindebezirfe, worin ſich 
ein Rheinzollamt befindet, ein daſelbſt oder doch fo nabe als möglid wob- 
nender, auc außerdem einem richterlidhen Amte vorftebenver Beamter ernannt 
werden, zur jummarifchen Behandlung und Entſcheidung in erfter Inftanz: 

a) aller Gontraventionen gegen die, Beftimmungen diefer Schiffahrte- 
Ordnung und der bierdurd verwirften Strafen, infofern der Schiffe- 
patron oder Führer fich denfelben nicht freiwillig unterwirft; 

b) aller Streitigfeiten wegen Zahlung der Rheinſchiffahrts-, Krahnz, 
Waage-, Hafen-, und Werft- oder Bohlwerfs-Gebühren und wegen 
ihres Betrages; 

c) der von Privatperfonen unternommenen Demmung des Yeinpfabeg; 
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d) ver den Eigentbümern der Zugpferde, bei dem Heraufziehen ver 
Schiffe, zu Yaft gelegten Beihädigung an Grundeigentbum; jo wie 
über jeden Schaden, den Schiffer over Flößer, während ver Fahrt 
oder beim Anlanven, durch ihre Fahrläſſigkeit andern verurfacht 
baben jollen. 

Name und Wohnort des Zollrichters follen im Zollamte angeichla- 
gen werden. 

Art. 82. Die Nichter werden von dem Staate, der fie dazu beftimmt 
und anftellt, als ſolche erklärt. 

Sie werden nicht nur im Allgemeinen eivlid darauf verpflichtet, daß 
fie jedem, obne Unterfchied der Perfon, jehleunige und unpartbeiifche Ge: 
rechtigfeit widerfahren laffen wollen; jondern verſprechen zugleih, in allen 
durch Die gegenwärtige Ordnung vorgejehenen Fällen, die darin enthaltenen 
Beftimmungen zur Richtichnur zu nehmen. 

Das Protoroll über die Verpflichtung des bierbei angeftellten oder in 
ver Folge dort eintretenden Perfonals wird von den Richtern ſelbſt, dem 
Obernuffeber der Rheinſchiffahrt zur Nachricht eingefendet und von dieſem 
der Centralcommiſſion bei ihrer nächſten Zufammenfunft vorgelegt. 

Art. 83. Streitigkeiten, welde über die oben erwähnten Gegenſtände 
an der Zollftelle felbft entfteben, gehören ausjchlieplih zur Competenz des 
nach Artifel S1. vafelbft angeitellten Zollrichtere. 

Wird an einer Rheinzollftelle über Defraudation der Rheinſchiffahrts— 
Abgaben geklagt: fo unterfucht der* Richter nicht bloß den Betrug, den der 
—— oder Führer an der Zollſtelle ſelbſt begangen haben ſoll, wo er 
zuerſt beſchuldiget wird, ſondern auch die übrigen, auf derſelben Fahrt an 
den vorherigen von ihm ſchon zurückgelegten Zollſtellen deſſelben Gebietes be— 

angenen Defraudationen, und bringt auch dieſe bei Beſtimmung der Strafe 
in Auſchlag. 

Klagen wider Schiffspatsone, Führer ver Leinpferde oder andere Privat- 
perfonen, Über Hemmung des Yeinpfades, oder über Beſchädigung an 
Grunveigenthbum, find bei dem zunächſt wohnenden Zollrichter des Gebietes, 
wo fich der Vorfall ereignet bat, anzubringen. 

Art. 84. Der Zollrichter unterfucht die bei ibm angebrachten Streitig- 
feiten fummariih. — Slage, Antwort und alle weitern Ausführungen ver 
Parteien werden mündlich angebracht und zu Protocol! genommen, worauf 
nach Berfchiedenheit ver Umftände entweder noch Beweis aufgenommen, Ber 
fichtigungen ꝛc. gehalten, over ſogleich das Endurtheil erlaffen wird. 

In allen Fällen werden dem Urtbeile, es fei definitiv oder nicht, die 
Thatumftände, welche den Streit veranlaft haben, die Fragen, worauf es 
nach den beiverfeitigen Verhandlungen anfam, und vie Gntideidungs- 
gründe eingerüdt. 

Bei diefem Berfabren findet weder der Gebrauch von Stempelpapier, 
noch die Anwendung von Sporteltaren für die Richter oder ihre Gerichts- 
fchreiber Statt; die Parteien baben feine andere Koſten als foldye zu tragen, 
die durch Zeugen oder Sadverftändige und deren Vorladung, durd Inſi— 
nuationen, Porto ꝛc. veranlaft, und nach der für andere Streitſachen ein- 
geführten Taxordnung erhoben werden. 

Ueberdies fann der Schiffspatron oder Führer, oder der Flößer, wegen 
einer eingeleiteten Unterfuhung an der Fortfegung feiner Reife nicht ver- 
binvert werden, fobald er vie von dem Nichter für den Gegenftand ver 
Unterfuchung feftgefegte Caution geleiftet bat. 

Art. 85. Die Urtheile der Rheinzollrichter werden unter der Autorität 
des Landesherrn erlaffen; fie find gleichwohl, ſobald fie rechtskräftig ge: 
worden, auch auf dem Gebiete jedes andern Rheinſtaates, obne weitere 
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Unterfuhung, jedodh immer nady der in jedem Staate gültigen Proceß— 
Ordnung, vollſtreckbar. 

Art. 86. Hatte die Klage einen Werth von mehr als fünfzig Franken 
zum Gegenftande: fo bleibt es dem unterliegenden Theile unbenommen, 
wider das Urtheil der erften Inſtanz die Berufung einzulegen. Er bat 
deshalb nadı dem 9. Artikel des Wiener Vertrags vom 24. an 1815 
zwar unter der Gentral-Commiffion und der höheren Inftanz des Xandeg, 
wo das Urtheil ergangen ift, die Wahl; da jevod die Eentral-Commiffion 
ſich nur einmal im Jahre verfammelt und Gegenftände von mehrerer Wich— 
feit zu verhandeln bat, mithin ſolche Nppellationsfachen unmöglich fo bald 
entfcheiden fann, als es in diefen Sachen erforderlich ift: fo wird in dem 
Falle, da der Appellant feinen Recurs an die Central-Commiffion nimmt, 
das Urtheil erfter Inſtanz proviforifch wollftredt; wobei es der Einficht der 
Richter anbeimgeftellt bleibt, dieſe Volftredung nah Maafgabe der Regeln 
des gemeinen Rechtes mit oder ohne vorhergegangene Siherbeitsleiftung, 
zu verftatten. 

Art. 87. Im jedem Rheinftaate beftimmt der Kandesherr ein- für allemal 
das Gericht, bei welchem die Appellationen gegen die in dieſem Gebiete vor 
den Zollrichtern in erfter Inftanz gefprochenen urıbeile angebracht werben können. 

Dieſes Gericht darf feinen Sitz in feiner, von dem Rheinufer allzu 
entfernt liegenden, Stadt haben. 

Art. 88. Wird die Appellation bei diefem Gerichte eingelegt: fo bat 
der Appellant die dort bergebrachten Formen zu beobachten. Iſt e8 dagegen 
die Abficht, die Berufung bei der Eentral-Commiffion einzulegen: fo wird 
der Act, wodurd die Appellation eingelegt wird, in den nächſten gehn Tagen, 
von der Infinuation des Urtheild an zu rechnen, dem Gerichte, welches 
entfchieven bat, nach ber, durch die in dem betreffenden Staate gültige 
Proceß⸗Ordnung, vorgefchriebenen Form in der Perfon des Gerichtsſchreibers 
und dem obfiegenden Theile an dem in der erften Inſtanz dort erwählten 
Domicil, oder in deſſen Ermangelung, gleichfalls auf der Gerichtsfchrei- 
berei zugejtellet. 

Diefer Net enthält eine fummarifche Anzeige der Beſchwerden des 
Appellanten, nebft der Erflärung, daß die Appellation bei der Gentral- 
Commiſſion fortgefegt werben folle. 

Der Appellant übergiebt zugleih in den nächften vier Wochen nad der 

efchehenen Infinuation des Appellationg-Actes eine fchriftliche Ausführung 

ee Beſchwerden bei dem Richter, der in der erften Inſtanz erfannt bat. 
Der Appellat antwortet darauf in der ihm vworzubeftimmenden Frift. — 
Die Verhandlungen werden darauf mit den vorherigen Arten dem Ober- 
Auffeber ver Rheinſchiffahrt eingefchidt, der fie der Eentral-Eommifion bei 
ihrer nächften Zufammenfunft zur Entſcheidung vorlegt. 

Werden die in dem gegenwärtigen Artifel dem Abpellanten vorgefchrie- 
benen Formen nicht beobachtet, fo wird die Appellation als aufgegeben und 
nichtig angefehen. 


Neunter Titel. 


Bon den Amtsbefugniffen und Pflichten der Gentral-Commiffion, des Ober-Aufſehers 
und anderer bei der Rheinſchiffahrt angeftellter Beamten und deren Befoldung. 


Art. 89. Zur Vollziehung der gegenwärtigen Ordnung concurriren, 
jeder in dem ibm angewiefenen Wirfungsfreife: 
1) Die Eentral-Commiffion; 
2) Der Ober-Auffeber ver Rheinfciffahrt; 
3) vier Auffeher und 
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4) die auf den einzelnen Zolftellen oder fonft angeftellten Zolleinnehmer 
und andere Beamten. 

Art. 9. Bon jedem Rheinftaate wird jährlich ein Bevollmächtigter 
zur Gentral-Commiffion abgeordnet. 

Diefe Bevollmächtigten vereinigen fich regelmäßig jedes Jahr am 1. Juli 
in Mainz, und müſſen ihre Gejchäfte — eines Monats beendigen. 
Sind dieſer Geſchäfte zu viel, als daß ſie in einem Monate beendigt werden 
könnten: ſo verſammeln ſie ſich nochmals im nächſten Herbſte auf einen Monat. 

Art. 91. Die Bereinigung dieſer Abgeordneten bildet vie Central— 
Commiſſion. — Das Loos beſtimmt für die Dauer jeder Sitzung, wer bei 
derſelben das Präſidium führen, die vorliegenden Gegenſtände zum Vortrag 
bringen, die dazu erforderlichen Vorarbeiten unter die Mitglieder vertheilen 
und den Geſchäftsgang leiten ſoll. 

Ein anderes Mitglied, über deſſen Wahl man ſich S einigen hat, über— 
nimmt die Geſchäfte des Secretariats, führt in den Sitzungen die Feder 
und beſorgt durch die von der Central-Commiſſion dazu beſtimmten Schreiber 
die Ausfertigung aller Bejchlüffe. 

Art. 2. Die Commiffion ernennt, ehe für diesmal die verfammelten 
Commiffarien fid) trennen, den Oberaufſeher ver Rheinfchiffahrt und übergiebt 
demfelben die Aufbewahrung ihres Archive. 

Diefer Beamte ift, gleich den übrigen Auffehern, ihr in feinen Amts— 
serrichtungen untergeordnet. 

Art. 93. Die Beihäftigung der Eentral-Gommiffion befteht vorzüglich 
darin, daß fie über die Art, wie die Beftimmungen der gegenwärtigen Ord⸗ 
nung bis dahin befolgt worden, Erkundigungen einzieht bei ihren allerhöchſten 
und höchſten Committenten, inſofern es nöthig oder nützlich ſein mag, neue 
Beſtimmungen in Vorſchlag bringt; den betreffenden Behörden die Beſchleu— 
nigung der Arbeiten empfiehlt, die im Flußbette, zur Beſchützung des Ufers 
oder an dem Leinpfade entweder dringend nöthig ſind oder doch zur Be— 
förderung der Schiffahrt mit Vortheil würden vorgenommen werden können; 
und daß ſie den im 16. Artikel des Wiener Vertrags ihr vorgeſchriebenen 
umſtändlichen Bericht über den Zuſtand der Rheinſchiffahrt, ihre Fortſchritte 
oder ihre Abnahme, und über die dabei etwa eintretenden Veränderun— 
gen entwirft. 

Endlich entſcheidet fie in letzter Inſtanz die bei ihr eingeführten Proceſſe. 

Art. 9. Me Befchlüffe ver Gentral-Commiffion werden nad ver 
abfoluten Mehrheit ver Stimmen abgefaßt, die in vollfommener Gleichheit 
abzugeben find. — Ihre Beichlüffe erlangen jedoch für die Rheinuferftaaten 
alsdann erft Verbindlichkeit, wenn dieſelben ihre Ag hie I dazu durch 
die betreffenden Commiffarien ertbeilt haben; indem die Mitglieder der Central- 
Commiffion nur als nA der Uferftaaten, welche fich über deren gemein- 
fame Intereffen vereinbaren follen, betrachtet werden Fünnen. 

Die Commifjion fann auch nicht in ihrem Namen Gefege oder neue 
allgemeine Berordnungen erlaffen, und eben fo wenig einem Rheinftaate 
neue Berbindlichfeiten auferlegen, die diefer nie Übernommen zu haben behauptet. 

Art. 95. Die Central-Commiffion ernennt ven Oberauffeher auf Lebens— 
zeit. Diefe Ernennung gefchieht nach Vorfchrift des 13, Artifels des Wiener 
Vertrages. 

Demgemäß haben von überhaupt 72 Stimmen ver preußifche Com— 
miffarius 24; der franzöſiſche 12; der niederländifche Commiffarius 12, und 
die Eommiffarien der übrigen deutfchen Fürften 24 Stimmen, melde lestere 
ſich nach Verhältniß der Uferftreden mit eilf Stimmen für ven badenſchen, 
ſechs für den aroßbergog li beffiichen, vier für den baierifchen und drei für 
den nafjauifhen Commiſſarius vertheilen. 
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Art. 96. Der jährliche Bedarf der Eentral-Commiffion zur Beftreitung 
der gemeinfchaftlichen Koften wird allemal zum voraus bei der Zufammen= 
funft vom 1. Juli für das folgende Jahr beftimmt. 

Zu den gemeinfchaftlihen Koften werden nur die Befoldung des Ober- 
aufſehers, deſſen etwanige Penfion und die Canzleifoften gerechnet. 

Der Gehalt des DOberauffehers der Rheinſchiffahrt und feine etwanige 
Penfion, fo wie feine übrigen zur Vergütung geeigneten Ausgaben, werben 
von den Uferftaaten in dem Verhältniffe getragen, wie fie nach vorftehendem 
Artifel an der Ernennung jenes Beamten Theil nehmen. 

Zu den Eanzleifoften ver Central-Commiſſion, welche bei ven jährlichen 
Zufammenfünften vorfallen, entrichtet jeder Uferftaat einen gleichen Antbeil. 

Die Zahlungen geſchehen DENE zum voraus, fpäteltend am 24. De- 
cember, 24. März, 24. Juni und 24. September jedes Jahrs für das 
folgende Duartal. 

Die Mitglieder der Central-Commiffion beforgen, daß der Antheil ihrer 
allerböchften und höchſten Committenten zu geböriger Zeit an die gemein- 
Ihaftlihe Kaffe zu Mainz Eoftenfrei abgeliefert werde; der Oberaufjeber 
empfängt bieraus feine Befoldung und DeRreitet aus dem leberfchuffe vie 
bei der Berfammlung der Gentral-Commiffion aufgegangenen Canzleifoften. 

Art. 97. Die Befoldung des Oberauffehers befteht in 12,000 Franks 
jährlich mit Einfchluß feiner eigenen Bureaufoften. Ihm wird in Dienftfachen 
die Portofreiheit geftattet. 

Art. 98. Er bat feinen Wohnſitz in Mainz und correfpondirt mit ven 
Aufſehern, fo wie mit den von jedem Uferftaate bezeichneten Behörden. Seine 
Hauptpflicht ift, dafür zu forgen, daß gegründeten Befchwervden, weldye vie 
Auffcher, die Handelsleute oder die Schiffspatrone und Führer in Ange: 
legenbeiten ver Rheinfchiffahrt bei ihm anbringen, fchleunig abgeholfen werde. 

Sollten in irgend einem Hafen Unordnungen und Mißbräuche ſich ein: 
fchleihen, an einem Drte auf dem NRheinftrome zum Nachtheile der Rhein: 
Ihiffahrt, unter weldhem Vorwande es immer fei, neue Abgaben eingeführt, 
die bier feftgeftellten erhöhet over fonft ver Rheinſchiffahrt neue Laſten auf: 
gebürdet werben: jo fteht e8 Jedem, der fich hierdurch verlegt glaubt, frei, 
fih an die betreffende Orts- oder Bezirfs-Behörde, oder aud an den Auf: 
feber der Rheinſchiffahrt, in deſſen Bezirk fich der Vorfall ereignet hat, und 
wenn bierauf den Beſchwerden nicht abgeholfen wird, an den Oberaufſeher 
zu wenden. 

Letzterer kann zur Erörterung der ihm angezeigten Mängel und Be— 
fchwerven ven Auffebern und den Üheinsofbranten Auftrag ertbeilen. 

Wenn derfelbe die Angaben oder Klagen für begründet hält, bat er 
folche der betreffenden erften Departemental- oder Provincialbehörde befannt 
zu maden und auf Abhülfe anzutragen. | 

Erfolgt die Abftellung nicht: fo find ſolche Beſchwerden von ibm der 
Central> Commiffion vorzulegen und bleibt deren weitere Entichliefung 
abzumarten. 

Damit dieſe obne Aufſchub gefaßt werden kann, muß ber Dberauffeber 
die Departemental- oder Provincialbebörde auch davon in Kenntniß fegen, 
daß der ftreitige Gegenftand vor die Eentral-Commilfion werde. 
Jener Behörde liegt es alsdann ob, zu veranlajfen, daß der Bevollmäch— 
tigte des betreffenden Staats mit der erforderlichen Inftruction zeitig ver- 
sehen werde. 

Eben viefes Verfahren bat ftatt, wenn Hinderniffe, die im Flußbette 
entftehben und die Rheinfchiffahrt befchwerlih machen, nicht zu der erften 
gelegenen Zeit aus dem Wege geräumt; wenn die an dem Rheinufer und 
dem Leinpfade erforderlichen Reparaturen vernachläſſigt werden; wenn bie 
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Rheinzollbeamten durch ihr Benehmen zu gegründeten Klagen Anlaß geben, 
oder die Steuerbeamten, der gegenwärtigen Orbnung zumider, die Freiheit 
der Rheinſchiffahrt verlegen follten. 

Bor der jährlihen Verſammlung ver Central-Commiffion bält ver 
Dberaufieher alle Materialien bereit, die dazu beitragen fünnen, ihre Arbei- 
ten zu erleichtern, fie über den Zuftand der Rheinfchiffahrt, ihre Mängel und 
Bedürfniſſe gründlich zu unterrichten und ihr nüßliche Vorschläge zu machen. 

Art. 99. Der Oberauffeher legt feinen Amtseid vor der Central: 
Commiſſion in die Hände des Präfidenten ab und verfpricht alle in ver 
gegenwärtigen Ordnung ihm auferlegte Pflichten treu und genau zu erfüllen. 

Art. 100. Hält die Eentral-Commiffion für nöthig, den Oberaufjeher 
son feinem Poften zu entfernen: fo fann fie, nad — ———— der Um— 
ſtände, darüber berathſchlagen, ob er lediglich entlaſſen oder ob er vor Ges 
richt gezogen werben foll. 

In erften Falle erhält der Oberauffeher, wenn er noch nicht zehn Jahre 
gedient bat, die Hälfte, fonft aber zwei Drittel feiner bisherigen Befoldung 
als Gnadengehalt. — Eben dies gefchieht, wenn er in Ruheſtand deswegen 
gefegt wird, weil ihm fein Gefundheitszuftand nicht erlaubt, länger zu dienen, 

Die alſo bewilligte Penfion wird auf eben dieſe Weife, wie die Bes 
ſoldung jelbit, gezahlt. 

Im zweiten Falle entjcheivet die Central-Commiffion in einer, nad 
Vorschrift des 17. Artifeld des Wiener Vertrages vorgenommenen Berath- 
ihlagung, und alfo nad abfoluter Mehrheit ver Stimmen, welche Gerichte 
in erfter und zweiter Inſtanz ihn richten follen, und er wird alddann nad 
dem über ihn ausgefprochenen Urtheile behanvelt. 

Ueber die Frage, ob der Oberauffeber entlaffen werben foll, wird son 
der Gentral:Commilfton auf diefelbe Weife, wie bei Ernennung dieſes Beamten 
(Artifel 95.) abgeftimmt. Er verliert jedoch feine Stelle nicht, wenn er nicht 
wenigſtens zwei Drittel der im Artifel 95. beftimmten Anzahl von Stimmen 
gegen fich bat. 

Art. 101. Der Rhein wird in vier Auffichts-Bezirfe getheilt. Der 
erfte erjtredt fi von da, wo der Strom fchiffbar wird, bis zum Augfluffe 
der Sauter; der zweite von dort bis zum Ausfluſſe ver Nahe; der dritte von 
der Nabe bis zur niederländischen Gränze, und ver vierte auf den übrigen 
Theil des Stromes im niederländifchen Gebiete bis in’s Meer. 

Für jeden viefer Bezirfe wird ein befonderer Aufſeher für die Rhein: 
ſchiffahrt auf Yebengzeit ernannt. Franfreich und Baden ernennen den erften; 
Baiern, Großberzogtbum Heffen und Naffau den zweiten; Preußen ven 
dritten und die Niederlande ven vierten. 

Jeder Auffeber erhält feine Befoldung und feine etwanige Penftion von 
den Staaten, welche ihn ernannt haben. Bon dieſen wird ihm aud fein 
Rohnfig in einer rheinifchen Handelsſtadt feines Bezirfes angemwiefen. 

In Dienftfachen wird den Auffebern in allen Rheinftaaten die Porto: 
Freiheit geftattet. 

Art. 102. Das Amt des Aufſehers, welcher dazu von den Staaten, 
die ihn ernannt haben, auf die — Ordnung verpflichtet wird, 
beſteht darin, den ihm angewieſenen Bezirk zweimal im Jahre zu bereiſen; 
die in dem Fluſſe entſtandenen Schiffahrts-Hinderniſſe zu unterſuchen; den 
Zuftand des Leinpfades in Augenfchein zu nehmen, und hierüber ſowohl, 
wie über alle der gegenwärtigen Ordnung zumiderlaufende Mängel, die er 
entweder auf feinen Reifen entvedt, oder durch ein ezogene Berichte vernimmt, 
feine Regierung durch genaue Berichte zu PR oder, fofern er 
von ihr dazu ermächtigt ift, dieſe Mängel ſogleich abzuftellen. Leber ven 
Erfolg feiner Bemühungen und Vorſchläge benachrichtigt er den Oberaufjeber. 
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Die Auffeher dürfen wegen der bei ihnen angebrachten Beſchwerden 
feine Sporteln annehmen. 

Art. 103. Jeder Staat ernennt felbft die an den Zollftellen feines 
Gebietes zum regelmäßigen Dienfte und zur fchnellen Abfertigung der Schiffs— 
patrone oder Führer erforderlichen Zollbeamten, und verpflichtet fie eiblich 
auf die gegenwärtige Ordnung. 

Die Beftimmung ihrer Befolbungen und ihrer Penfionen, wenn fie in 
Ruheſtand verfegt werden, bleibt ebenfalls dem Gutbefinden des Landesherrn 
einzig anheim geftellt. 

Neben-Emolumente, wozu der Schiffspatron oder Führer etwas beizu— 
tragen hätte, dürfen in feinem Falle eingeführt werben. 

Wo der Rheinzoll für gemeinfchaftlihe Rechnung mehrerer Rheinftaaten 
erhoben wird, bleibt es den betreffenden Regierungen überlaffen, fih über 
ihre gegenfeitige Concurrenz zu den Ernennungen zu vereinigen. 

Art. 104 Die Rheinichiffahrts-Beamten, zu welcher Klaffe fie immer 
gehören, dürfen weder jelbft Handel treiben, noch fid mit einer Handlung 
verbinden, felbft nicht ald Commanvit-Gefellfchafter oder Theilhaber. 

Concuſſion oder Beftehung, zu welder legteren Klaffe aud jede An— 
nahme eines Gefchenfes von Zollpflichtigen oder für deren Rechnung gehört, 
ziehen auf jeden Fall, vorbehaltlih ver übrigen gefeslihen Strafen, die 
Dienftentfegung nach fidh. 

Art. 105. Alle Rheinzollbeamten find fchuldig, ihren Dienft in eigener 
Perfon zu verfeben. — Wünſchen fie auf beftimmte Zeit Urlaub zu erhalten: 
fo haben fie ſich deshalb an ihren unmittelbaren Borgefegten zu wenden, 
welcher alsdann durch zweckdienliche Maafregeln für die regelmäßige Fort: 
Iedung des dem abwefenden Zollbeamten obliegenden Dienftes an trägt. 

ie Auffeber wenden fich zu diefem Behufe an die competente Behörde 
— ED Regierung, müjfen aber auch dem Oberauffeher davon Kennt— 
niß geben. 

Art. 106. Alle Locallaften, wozu auch die Gehälter und Penfionen 
der Zollbeamten zu rechnen, find ausfchließlih für Rechnung der Staaten, 
welchen die Abgaben gehören. 

Art. 107. Jeder Regierung der Uferftaaten bleibt es überlaffen, welche 
Uniform fie ihren Rbeinzollbeamten geben will, — Eine allgemeine Uniform 
für fämmtliche Rheinzollbeamte wird nicht eingeführt. 

Die Schiffe und Nahen der Rheinzollverwaltung führen die Flagge 
desjenigen Staated, welchem fie angehören; jedoch zur Bezeichnung ihrer 
he. für die Rheingollverwaltung, mit dem Zuſatze des Wortes 
„Rhenus.“ 

Art. 108. Sollte zwiſchen einem oder dem andern Rheinuferſtaate 
(was Gott verhüten wolle) ein Kriegszuftand eintreten: fo dauert die freie 
Erhebung ver Rheinzollabgaben fort, ohne daß derfelben von einem oder 
dem andern Theile Hinderniffe in den Weg gelegt werden dürften. 

Den im Verwaltungsdienſte der Rheinzollabgaben verwendeten Sayiffen 
und angeftellten Perfonen fommen alle Borrechte der Neutralität zu ftatten; 
auch werden Schutzwachen (Sauvegardes) für die Rheinzollftellen und 
Kaffen bewilliget. 


Zehnter Titel. 
Bon der Vollziehung vorftehender Beftimmungen. 
Art. 109. Diefe Rheinſchiffahrts-Ordnung gilt als ein Vertrag, ver 


nur mit allfeitiger Bewilligung eine Abänderung erleiden fann. 
Die von den Staaten des Rheins genehmigten und mit der Ratification 
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verfebenen Urfunven veffelben werben, längfteng in zwei Monaten vom Tage 
der Unterzeihnung an zu rechnen, in Mainz ausgewechſelt. 

Den ein und vreißigften Tag nad erfolgter Auswechſelung wird die 
Ordnung in Vollzug gefest. Alle auf ver Rheinfhiffahrt bis jest haftende 
Laften, welche darin nicht ausprüdlich beibehalten find, find von eben dieſem 
Tage an abgefchafft. 

Mainz, ven 31. März 1831. 


Protorcoll, 


zu der Uebereinfunft und Rheinfhiffahrts- Ordnung vom 31. März 1831 in 
Betreff des 2. Alinea des Art. 11. des befagten Tractats gehörig. 


Sranfreid. Der Besollmädtigte hat vie Ehre, die Erflärung vorzulegen, 
worauf fi der Zufag zu dem It 11. des Reglements-Entwurfs bezieht: 
„Da die franzöfifche Regierung, ohne die allgemeinen Intereffen ihres 
Nationalbandels zu benachtheiligen, nicht unbedingt den Artikeln 9., 10. und 11. 
des bier beiliegenden Reglements zuftimmen fann; demohnerachtet aber dod) 
wünfcht, der Regierung der Niederlande, fo wie den übrigen Rheinuferſtaa— 
ten, ihren aufrichtigen Wunfch zu erfennen zu geben, mit ihnen beizutragen, 
die Schiffahrt und den Handel dieſes Stromes zu beleben: fo willigt fie 
ein, ihr gegenwärtiged Mautbgefeg durd nachitehende Verfügungen, welde 
viefelbe Gefegesfraft haben, als wenn fie in das Reglement ſelbſt eingerüdt 
wären, zu mobdifieiren. 

„1) Die Kaufmannsgüter und Colonialwaaren, welde auf dem anlie- 

— Etate verzeichnet ſind, werden in dem wirklichen Entrepot zu Straß— 
urg aufgenommen; nach den Bedingungen des Artikels 25. des Geſetzes 
som 8. Floreal Jahr XI., des Art. 14. des Geſetzes vom 17. Mai 1826 
und der früheren Berorbnungen, nach welchen diefes Entrepot gegründet wurde. 

„2) Jene diefer Kaufmannsgüter oder Colonialwaaren, die aus Län— 
dern jenfeits des Meeres herfommen, oder die das Product rheinifcher Ufer— 
ftaaten unterhalb Mainz find, müſſen entweder in legterem Hafen oder zu 
Thal geladen worden fein. 

„3) Sie fünnen auf allen Punften, ald Tranfitgut, weiter verführt 
werden, mit Ausnahme jener, welche der Art. 22. des Geſetzes vom 28. April 
1816 bezeichnet, indem viefe foldhes nur mittelft des Rheins oder des Ca— 
nals fünnen, um durch Hüningen wieder auszugeben. 

„D Sie fünnen, fei es durd das Entrepot, fei es für den Tranfit, nur 
der einfachen Waagegebühr von 15 Centimen von 100 Franfen Werth, over 
son 25 Gentimen per Centner Marfgewicht, nad der Wahl des Steuer: 
pflichtigen, unterworfen werden. 

„5) Jene von genannten Waaren, die fih in dem Art. 22, des Ges 
feßes vom 28. April 1816 verzeichnet finden, fünnen in feinem Falle, ob- 
gleich in dem Entrepot zu Straßburg aufgenommen, zum innern Verbrauche 
erflärt werben: fie müffen immer wieder ausgeführt werden, wie dies weiter 
oben gefagt if. 

„6) Wenn die Fahrzeuge, die in die Ill fchiffen, um in das Entrepot 
von Straßburg zu gelangen, mit Magazinen verfehen find, die folide Schei— 
dewände haben, und gänzlid) von den Zimmern und andern von der Schiffs— 
mannfchaft zugänglichen Drten getrennt find: fo find fie auf der Wanpenau 
nur der DVerbleiung der Rufe unterworfen, wovon die Mauth übrigens die 
Verſchließung durch Vorlege- oder Combinationsfihlöffer, durd Siegel und 
andere Mittel, welche fie für gut findet, anzumenden, zufammen oder ges 
trennt, fo wie durch Douanen-Begleitung, welche ihr immer freiftehen wird, 
an Bord zu geben, ficherftellen wird. 
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„D Die Waaren, welche nicht geraden Weges von der Wangenau nach 
Hüningen in den Fahrzeugen erpedirt werden, deren Zugänge fo verfchloffen 
find, wie oben gefagt ift, find der Verbleiung unterworfen, entweder auf 
der Wangenau, oder bei dem Ausgange aus dem Entrepot von Straßburg. 
In obigen Fällen wird die Verbleiung doppelt fein, wenn es fi von fa- 
brieirten Waaren bandelt, welche in vem anliegenden Etate mit einem Stern- 
chen (*) bezeichnet find. Jene fabrieirten Waaren, weldye auf beiliegendem 
Etate mit zwei Sternen C**) bezeichnet find, müfjen in Kiften, die in 
gutem Stande find, vorgezeigt werden. 

„8) Alle Fabrzeuge, welche den Uferftaaten des Rheins oder den Ne— 
benflüffen diefes Stromes angehören, follen ven franzöfiihen Schiffen hin- 
fihtlich der Gebühren und der Schiffahrtö-Befugnif auf der Ill bie Straß— 
burg gleichgeftellt fein. Diefelbe Begünftigung ift ferner auf die niederlän- 
bifhen Fahrzeuge für den Tranfit der Waaren, welche zum Entrepot zuge- 
laffen werben, von Straßburg bis nah Hüningen durch den Rhonecanal 
in den Rhein ausgedehnt.” 

— Der fönigl. niederländifche Bevollmächtigte bezieht fi auf das Sepas 
rat= Conferenz= Protocol! vom 23. März zum 512. Protocoll vom 30. des 
nämlichen Monats gehörig. 

— Der fönigl. franzöfifche Bevollmächtigte bezieht fich feinerfeits auf die 
gemeinjchaftlihe amtliche Erflärung hierüber, welche in dem befagten Proto> 
eolle der Centralcommiſſion angeführt ift. 

Engelhardt. 9. Bourcourd. 
Bühler v. Nau. Engelbardt. Verdier. v. Röfler. 
J. Bourcourd. Delius. 


Piece jointe à la declaration de Mr. le commissaire de France, 
concernant l’article 11. du traite du 31. Mars 1831. 


ETAT. 
Liege en planches. Ecailles de tortue. 
Bois de teinture en buches. Nacre de perle. 
Bois d’ebenisterie. Cornes debetailprepareeset en feuillets 
Cire non ouvrece. Plomb brut. 
Colle de poisson. Elain brut. 
Crins bruts et frises. ' Smalt et azur. 
Sucre brut et terre. . Peaux brutes. 
Cafe. Fanons de balaine bruts. 
Cacao. Pelleteries non ouvrées. 


Canelle, cassia lignea el scavisson. Poils en masse. 
Girofle (clous, griffes et antofles de). Soufre. 


Muscades. Gommes d’acacia (arabique), caout- 
Macis. chouc, aloes, opium, camphre, ca- 
Poivre et piment. chou et tous les sucs vegetaux 
The. d’Europe aulres que liquides. 
Riz, sagou et tapioca. Cochenille, indigo, rocou, orseille et 
Coton en laine. toutes autres teintures et lannins, 
Fromages. autres que liquides. 

Citrons, oranges et leurs varieles. Bitumes solides. 

Fruits secs. Bois odorans. 

Houblon. Bulbes et oignons. 

Laines en masse. Couleurs, celles liquides exceplees. 


Dents d’elephant. Graines d’amome. 


Especes medicinales. 
Graisses non liquides. 
Antimoine. 
Arsenic metallique. 
Mercure natif ou vil-argent. 
Produits chimiques, ceux liquides 
exceptes. 
Substances prupres ä la medecine 
et a la parfumerie. 
Tabacs en feuilles. 
Soies greges et moulinees. 
Os de betail. 
Dents de loup. 
Colle forte. 
Oreillons. 
Graines oleagineuses. 
Fruits ä distiller. 
Semences foreslales. 
Chicoree en racine. 
Chardons cardieres. 
Bois communs. 
Coques de coco. 
Callebasses vides. 
Grains durs ä lailler. 
Ecorces de tilleul pour cordages. 
Plants d’arbres. 
Jus de reglisse. 
Glu. 
Plantes alcalines. 
Marc d’olives sec (grignon). 
Plomb battu ou lamine. 
Zine aulre qu’ouvre, 
Mangancse. 
Graphite. 
Confitures seches. 
Gingembre. 
Fer platine ou lamine et fer blanc. 
Fer de trefilerie. 
Acier naturel et fondu. 
Cuivre et laiton bruts, battus ou la- 
mines. 
Fil de cuivre. 
Cuivre dore en lingots, battu et file 
sur fil. 
Cuivre argente en masses, baltu et 
file sur il. 
Elain battu et lamine. 
Bismuth. 
** Armes, autres quecelles de calibre. 
** Bimbeloterie. 
*Liege ouvre. 
*Caracteres d’imprimerie. 
**Cire ouvree. 
** Cordages. 
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## Feutres. 

*Chanvre et lin, 
**Fournitures d’horlogerie. 
** Horloges en bois. 

*Instrumens aratoires, d’oplique, de 
ealcul, d’observation, de chirur- 
gie, de chimie, de musique. 

** Joncs. 

*Limes et räpes. 

* Machines et mecaniques. 

* Mercerie. 

* Meubles. 

** Miroirs. 
* Qutils. 
**Quvrages en bois. 
** Parapluies. 
** Pierres ouvrees. 
* Plumes. 
*8cies. 
** Peignes et billes de billard. 
** Vannerie à denommer. 
**Verres aà lunetles. 
** Vitrificalions. 
** Parfumerie. 
**Epices preparees. 
** Amidon. 
** Bougies de blanc de baleine et de 
cachalot. 
**Chandelles de suif. 
%*Fanons de baleine appr£ötes. 
, grossiere, 
* Polerie | RN | as, 
de gres commun. 
** Porcelaine. 
grands miroirs 
elames. 
verresä cadran. 

*Ouvrages de poil, autre que les 
lissus. | 

*Carlon. 

* Papier. 

*Livres. 

** Carles g&ographiques. 

**Gravures et lithographies. 

** Musique gravee. 

** Pelleteries ouvrees. 

*Quvrages en plomb. 

**Corail taillE non monte. 

*Bäts non garnis de cuir. 

**Effets a usage. 

** Objets de collection hors de com- 
merce. 

*Sucres raflines. 

** Acier ouvre. 


** Verres el crislaux 
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** Cuivre allie de zine file poli (sauf 
celui pour les cordes d’instrumens 
et celui propre ä la broderie). 

**Cuivre dore file sur soie. 

** Cuivre dore file ouvre. 

**Cuivre argente file sur soie, 

** Cuivre ouvr6, autre que pour, allie, 
dore ou argente. 

** Elain ouvre. 

** Zinc ouvre. 

** Bismulh ouvr6. 


*# Savons. 

#*Poterie de gres fin. 

** Verrerie de toute sorle. 

** Glaces. 

** Schakos de feutre garnis de cuir. 
** Peaux préparées el ouvrées. 

** Plaques. 

#* Goutellerie. 

** Quvrages d’horlongerie montes. 
** Sellerie. 

%# Tablelterie. 


Nota. Les marchandises fabriqu&es non comprises dans cet &tat n’en jouiront pas moins 
du transit en passe-debout et sans enir‘pöt qui peut leur être accorde par les 


lois generales de France, 


Büchler. de Nau. Engelhardt. 
J. Bourcourd. 


Verdier. de Rössler. 


Delius. 


2, Genehmigungs-Urkunde der in dem VBrotocolle der Rheinſchiffahrts-Central— 
Eommiflion vom 1. December 1834 enthaltenen ergänzenden Beftimmungen 
zur Rheinſchiffahrts-Acte, vom 31. Mär; 1831. D. d. den 14. Juni 1835. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preus 
gen ꝛc. ꝛc. tbun fund und fügen biermit zu wiſſen: 

Da in Folge des Artikels 89. der am 31. März 1831 zu Mainz ab- 
geichloffenen Rheinfchiffahrts-Acte die Centrals Commiffion fih regelmäßig 
jedes Jahr am 4. Juli, und infofern die Gefchäfte innerhalb eines Mor 
nats nicht beendiget werden, nochmals im nächiten Herbite auf einen Monat 
in Mainz verfammeln fol, um fih von der vollftändigen Beobachtung der 
Acte zu Überzeugen, einen Bereinigungspunft zwiſchen ven Uferftaaten zu bil- 
den, um Abftellung von Befchwerden zu veranlaffen, auch Beranftaltungen 
und Maafregeln, melde, nad neuerer Erfahrung, Handel und Schiffahrt 
ferner erleichtern fönnten, zu beratben; und nachdem folchen gemäß die Cen— 
tral- Commiffion in ven Jahren 1831, 1832, 1833 und 1834 in Mainz 
zufammengetreten, Uns demnächſt aber von Unferem Bevollmächtigten bie 
nachfolgenden mit den Bevollmächtigten der übrigen RheinsUferftaaten in der 
20. Novemberfigung des Jahres 1834 verabredeten ergänzenden Beſtimmun— 
gen der Rheinſchiffahrts-Acte: 


Supplementar-Wrtifel I. 
zu dem Artikel 61. der Rheinſchiffahrts-Acte. 


„Auf dem Oberrheine jedoch können die Schiffer fortfahren, wie bisher 
mit Anhängen zu fahren.“ 

„Die Eentral- Commiffion wird näher unterfuhen, ob und in wiefern 
diefelbe Toleranz aud auf anderen Rheinftreden zuläffig fei.“ 


Supplementär-Artifel I. 
zu dem Artifel 62. der Rheinfhiffahrts- Acte. 


„Es foll eine Ausnahme von dem Verbote, mit Oberlaft zu fahren, 
geftattet fein, fo oft ein Schiff ausschließlich geladen hat: Strob, Heu, Loh— 
rinde, Holzfoblen, Bettfedern, Rauchcarden, Korkholz und Korkftopfen, Töpfer: 
waaren, Steingut, Faſchinen, Korbweiden, Körbe und andere Weiden-Ar- 
beiten, Binfen, leere Tonnen oder Fäſſer, Floffengeräthe, leere Bouteillen 
und andre Hohlglaswaaren, Wolle, Brandholz, Faßdauben, hölzerne Reife 
und Pfähle.“ 
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„Außer obigen Gegenftänden follen die Schiffe des Oberrheins, welche 
zwifchen Mainz und Bafel fahren, fortwährend befugt fein, auf dem Verdeck 
zu laden: 1) unverarbeiteten Hanf, 2) Seegras, 3) Gelbwurzel, 4) unver: 
padten Rrapp, 5) Süßholz, 6) Baum- und Reben- Seplinge, 7) Möbel 
und Hausgeräth.“ 

„Sp oft jedoch die Ladung in diefer Weife von der allgemeinen Regel 
abweicht, müſſen ver Eigenthümer der Waaren oder deſſen Gefchäftsführer 
und der Verficherer — wenn eine Berficherung ftattfindet — mit dem Schif- 
fer einverftanden fein. — Dieſes Einverftändniß wird ftillfchweigend gefol— 
gert aus der Lebergabe der Waaren, fobald der Schiffer über die Art der 
Zufammenfegung feiner Ladung, nad Ortsgebraud, feine Erflärung abgiebt.“ 

„Im ganzen Laufe des Rheins fünnen die in Ballen ohne Reife ver: 
packte Baumwolle, fo wie die Webercarden, als Oberlaft geladen werden.“ 


Supplementar-Artifel II. 
Beſchluß zu dem Artikel 16. der Rheinfhiffahrts - Acte. *) 


Supplementar-Artifel IV. 
zu dem Artikel 66. der Rheinfhiffahrts - Acte. 


„Bon der Verpflichtung, einen Nachen vorauszufciden, find jedoch 
die Fleinen Floſſe befreit, welche nad ven Yocalobfervanzen, früber over 
bis jest, dazu nicht verbunden waren, und die auf dem Nhein z. B. unter 
der Benennung einzelne Boden und einzelne Stümmel befannt find.“ 

„Die Führer folder Floſſe, die im Uebrigen ven allgemeinen Beftim> 
mungen dieſes Artifels unterworfen bleiben, find aber gehalten, auf dem 
Floſſe jelbft die vorgefchriebene Flagge aufzufteden, aud den fonftigen 
polizeilihen Anordnungen nadzufommen, welde in den einzelnen Ufer- 
ftaaten für die Sicherheit der Schiffahrt getroffen werden fünnen.” 

zur Beftätigung vorgelegt worden find, fo wollen Wir, auf ven Uns dar: 
über gehaltenen Vortrag, die obgedachten Beftimmungen hierdurch genehmi- 
gen, auch Unſere Behörden und Unterthanen, jo weit es dieſe angeht, ans 
weifen, fih danach genau zu richten. 

Zu mehrerer Befräftigung haben Wir dieſe Unſere Genehmigungs- 
Urkunde, von welder nur ein Eremplar, Behufs der Nieverlegung in das 
gemeinfchaftlihe Archiv der Central-Commiſſion, auögefertigt worden ift, 
eigenhändig unterfchrieben und mit Unferm größern Staatsfiegel verfehen laifen. 

Sp geſchehen zu Berlin, den 14. Juni 1835. 

(L. $.) Friedrich Wilhelm. 
Ancillon. 


Diefe Genehmigungs- Urkunde ift am 7. November v. J. in das zu 
Mainz befindliche Archiv der Rheinfhiffahrts-Central-Commiffion niederge- 
legt worden. Berlin, den 18. Februar 1836, 

Der Minifter der ——— Angelegenheiten. 
ne on. 


3. Genehmigungs-Urkunde der in dem Protocoll der NRbeinfchiffahrts » Central: 
Commiffion vom 1. Augujt 1837 enthaltenen fünf neuen Supplementar- 
Artikel zur Rbeinfchiffabrts:Acte vom 31. März 1831. 

D. d. 4. Dctober 1837 / 22. Februar 1839, 


Wir Friedrih Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preu- 
Ben ꝛc. ıc. thun fund und fügen biermit zu wiffen: 
*) ©. Zufag-Artifel XVII. 


222 


Nachdem bei der in Folge des Artifelö 89. der Nheinfchiffahrts - Acte 
vom 31. März 1831 ſich alljährlih zu Mainz verfammelnvden Eentral-Eom- 
miffion feit Verabredung der durd Uns unterm 14. Juni 1835 genehmig- 
ten, und in der Gefesfammlung für 1836 Seite 121 f. f. publicirten vier 
Supplementar=Artifel zu der gedachten Arte wiederum mehrere dieſe Acte 
abändernde, ergänzende oder modificirende Befchlüffe unter Mitwirfung Un— 
ſeres Bevollmächtigten gefaßt, und folche fodann in ver 19. diesjährigen 
Yulifigung in die nachfolgende fünf, am jene frührere Zufäge fi) anreihende 
neue Supplementar-Artifel zufammengeftellt worden find: 

V. Supplementar-Artifel®) 
VI. Supplementar-Artifel. 
Chaifen und Reifewagen, Moos, Rohr, Schilf find der im Schluß: 


fag des II. Supplementar-Artikels bezielten Klaffe der Gegenftänte bei- 
gefügt, welde von dem Dberlaft: Verbote ausgenommen fint. 


VH Supplementar-Artifel.* 
VII. Supplementar-Artifel. 


Die Worte „deſſelben Gebiets“ find im Artifel 83. der Rbein- 
ſchiffahrts-Ordnung geftrichen. 


IX. Supplementar=-Artifel. 


Zufaß zu dem zweiten Alinea des Artifeld 35. der Rheinſchiffahrts— 
Ordnung: 
Es bleibt jedoch den refpectiven Regierungen der Uferftaaten freigeftellt, 
vorftebendes Strafmaß durd eine Geldbuße von 3 bis 30 Franks zu 
erfegen, bei deren Anwenvung alsdann von den Rheinzoll-Gerichten in 
jedem einzelnen Falle die vorliegenden Belaftungs- oder Milderungs— 
gründe zu berüdjichtigen find. 
fo wollen Wir, auf den Uns darüber gehaltenen Vortrag, die eben angeführ- 
ten fünf neuen Supplementar-Artifel bierdurdy genehmigen, auch Unfere Bes 
börden und Untertbanen, jo weit es dieſe angeht, anweifen, ſich genau da— 
nach zu richten. 

Zu mehrerer Befräftigung baben Wir dieſe Unfere Genehmigungs-Ur— 
funde, von welder nur ein Eremplar, Bebufs der Niederlegung in das ge— 
meinfchaftlibe Archiv ver Central-Commiſſion zu Mainz, ausgefertigt wor: 
ven ift, eigenhändig unterfchrieben und mit Unferm größeren Staatsfiegel 
verjeben laſſen. 

So gefcheben zu Berlin, den 4. October 1837. 

(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Graf v. Alvensleben. Frh. v. Werther. 


Vorftebende Genehmigungs-Urfunvde ift am 5. Juli 1833 in das zu 
Mainz befindlihe Archiv der Gentral-Commiffion für die Rheinſchiffahrt nie= 
dergelegt worden. Berlin, ven 22, Februar 1839, 

Der Minifter ver auswärtigen Angelegenbeiten. 
Sch. v. Werther. 


4. Genebmigungs:Urfunde des in dem Vrotocolle der Gentral:Rhbeinfchiffabrts- 
Commiſſion vom 17. Juli 1838 enthaltenen zehnten Supplementar : Artifel 
zu der Rheinſchiffahrts-Acte v. 31. März 1831. D.d. 6. Sept. 1838. 


Wir Friedrid Wilbelm, von Gottes Gnavden, König von Preu— 
Ben ꝛc. ꝛc. tbun fund und fügen biemit zu willen: 


°) ©. Zufaß-Artifel XV 
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Nachdem die Eentral-Rheinihiffahrts-Commiffion in Beziehung auf die, 
ihrem Protocolle vom 25. Juni 1837 Nr. XII. als Anlage Nr. 3. beige- 
fügten Artifel eines Regulativs für die gleichförmige Aichung der Schiffe 
auf dem Rheine, welde alfo lauten: 

1) Für die conventionsmäßige Aichung der Schiffe von Deeimeter zu 
Decimeter, von ihrer geringften bis zur höchſten Yadungs-Einfenfung ift die 
ftereometriihe Vermeſſung des Schiffsraumes von innen, als allein gültige 
Methode, von allen Uferftaaten angenommen. 

Die beftehenden Inftruetionen über die Anwendung dieſer Aich⸗Methode, 
ſo wie über die äußere Bezeichnung des Schiffes, mittelſt Anbringung der 
Aich-Scalen, bleiben vorbehaltlich einer Reviſion derſelben in Kraft. 

2) Die Feſtſtellung und Erhebung der Aichgebühren bleibt den reſpec— 
tiven Regierungen anbeimgeftellt. 

3) Das vollftändige Nefultat der Aiche von Decimeter zu Decimeter 
ift in den Aichfchein ne welcher vem Schiffer ausgeftellt wird, und 
den verjelbe verpflichtet ift, bei fib auf dem Schiffe zu baben und den 
Rheingollbeamten vorzulegen. 

4) Jedes Rheinzollamt bat nach jedesmal zu machender Aufnahme ver 
Aiche, die Refultate auf dem Manifefte genau und vollftändig zu vermerken. 

Zeigt die Aich-Scala ein größeres Gewicht, ald das Manifeft des 
Schiffer, fo wird der Rheinzoll nady der Aiche erhoben. 

Bei Güterladungen aus verfchiedenen Tarifflaffen wird zu diefem Ende 
der Mehrbefund, wie früber, verbältnifmäßig auf die verfchiedenen Tarif: 
Hafen der manifeftirten Güter vertbeilt. 

Bringt der Schiffer fpäterbin, fei es durd Nevifion der Aiche, welche, 
wenn fie zu Gunften des Schiffers ausfällt, Foftenfrei geſchieht, fei es durch 
Verification bei der Ausladung, den rechtsgenügenden Beweis bei, daß er, 
durch die Erhebung des Rheinzolls nach der Aiche, prägravirt worden, fo 
findet Rüderftatttung des zu viel Erhobenen ftatt. 

Eine Ausnahme von vorftehender Beftimmung tritt jedoch alsdann ein, 
wenn in der im Artifel 28. ver Nheinfchiffabrtö-Orpnung vorgefebenen Weiſe 
das Manifeft des Schiffers und die Einfenfung des Schiffes bei der — 
beglaubigt ſind, und dieſe Einſenkung noch unverändert dieſelbe iſt. In 
dieſem Falle wird der Rheinzoll nach dem atteſtirten Manifeſte erhoben. 

Bei wirklichen oder beabſichtigten Defraudationen der Schiffahrts-Ab— 
gaben, finden die Beſtimmungen des 7. Titels der Rheinſchiffahrts-Ordnung 
ihre Anwendung. 

5) Jeder Rheinufer-Staat wird, ſo weit dies noch nicht geſchehen, 
allein oder im Verein mit anderen NRheinufersStaaten die nöthigen Aich— 
Anftalten einrichten, bei welchen die Schiffe feiner Unterthanen zu aichen fino. 

6) Die Schiffer ver Nebenftröme, weldhe den Rhein befahren wollen, 
und dazu berechtigt find, müſſen gleichfalls bei einer ſolchen Anftalt des 
Kandes, dem fie angehören, ihre Fahrzeuge aichen laſſen, wenn ihnen 
nicht von Seiten ihrer Regierung die Aich-Anftalt eines anderen Ufer-Staatg, 
mit deſſen Einverftändniß, dazu bezeichnet wird. ß 

Andere den Rhein befahrende und dazu berechtigte Schiffer müſſen ihre 
Schiffe bei irgend einer Aich-Anftalt eines Rheinufer-Staats aichen laſſen. 

7) Schiffe, die nicht vorſchriftsmäßig geaicht find, follen vom 1. Ja- 
nuar 1839 an in feinem Rheinhafen zur Ladung zugelajlen werden. 

Wenn die Schiffe zwar geaicht find, der Schiffer aber den Aichichein 
nicht vorlegt, gefchieht die rheinzollamtliche Abfertigung zwar nad dem Ma- 
nifefte, jedoch ift der Schiffer alavdann gehalten, für ven etwaigen Mehrbetrag 
des Rheinzolls, nad) Ausweis des nachzubringenden Aichfcheing, bis dieſes ge- 
iheben, eine von dem Rhein-Zollamte zu beftimmenvde Caution zu leiften, 
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in ihrer zwölften diesjährigen JulisSigung fid zu dem Beſchluſſe vereinigt 
bat, folgenden Eupplementar-Artifel zum Artifel 17. der Rheinſchiffahrts— 
Ace vom 31. März 1831 der Ratification der betheiligten Souveraine 
vorzulegen: 


„Supplementar-Artifel X. 
„Zuſatz zu Artikel 17. der Acte vom 31. März 1831. 


„Die in der Anlage 3. des Protocolld der Lentraleommiffion vom 

„25. Juli 1837 Nr. XI. enthaltenen fieben Artifel follen ale Regulativ 

„für die gleichförmige Aichung der Schiffe auf dem ganzen Rheine in 

„Anwendung fommen, und zu diefem Ende in allen Uferftaaten publi- 

„eirt werden”; 
fo wollen Wir, auf den Uns darüber gehaltenen Vortrag, den vorftehenden 
zehnten Eupplementar-Artifel bierdurdy genehmigen, auch Unfere Behörden 
und Unterthbanen, fo weit es diefe angehet, anweifen, fich genau danach 
zu richten. 

Zu mehrerer Bekräftigung haben Wir gegenwärtige, zur Niederlegung 
in das gemeinfchaftlihe Archiv der Central-Rheinſchiffahrts-Commiſſion in 
Mainz beftimmte Genehmigungsurfunde Allerhöcfteigenbäntig unterfchrieben 
und mit Unjerem größeren Staatsfiegel verſehen Iaffen. 

Sp gefhehen zu Berlin, ven 6. September 1838. 

(L.S) Friedrich Wilhelm. 


5. Genehmigungs-Urkunde der in dem Protocolle der Central-Rheinſchiffahrts— 
Gommiffion vom 27. Zuli 1839 enthaltenen Supplementar Artikel XI. XII. 
und XII, zur Rheinſchiffahrts-Acte v. 31. März 1831. D.d. 25. Oct. 1840. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gotted Gnaden, König. von Preu- 
en ꝛc. ꝛc. thun fund und fügen hiermit zu willen: 

Nachdem die Central-Rheinſchiffahrts-Commiſſion ſich in ihrer am 27. Zuli 
v. I. gebaltenen 23ften vorjährigen Sigung anderweit über die nachfolgenden 
drei SupplementarsArtifel zur Rheinſchiffahrts-Acte vom 31. März 1831: 


X. Supplementar-Artifel 
zu Artikel 62. der Ucte vom 31. März 1831. 


Die Worte des deutichen Tertes der Convention Art. 62: 
„mit einer Oberlaft auf dem Rheine zu fahren ift verboten 
Ba nichts anderes, ald was auch ver franzöfiiche Tert ausprüdt, 
„nämlich: 

„Waaren auf das Verdeck zu laden ift verboten, 
„Als Verde Cillac) ift aber auch die feftgezimmerte Bedachung eines 
„Schiffes zu betrachten. Weberfchreitung des Verbote ift daher vorhanden, 
„wenn ein Theil der Ladung, (worunter jedoch ein oder anderer uner— 
„beblicher Gegenftand nicht zu verfteben ift) auf dem Verdecke niedergelegt 
„Mt, oder über das durchbrochene Verde, rejpertive die feftgezimmerte 
„Bedachung binausragt, oder wenn der Schiffer diefe legte willführlich, 
„d. 1. ohne Gutheißung der nad Art. 53, der Convention zur Prüfung 
„angeftellten Sadverftändigen erhöht bat. 

„Bei Fahrzeugen ohne gezimmertes Verdeck oder Bedachung ift der— 
„jenige Theil der Ladung als Oberlaft over als Ladung auf dem Verbede 
„anzufehen, welcher die durch Dbfervanz oder die Sachfundigen, wo deren 
„in den verfchiedenen Einladungsbäfen angeftellt find, beftimmte Höhe 
„über das feſte Gebörde des Schiffes überfteigt. 

„Diejenigen Artikel, welche ausnahmsweiſe als Oberlaft geführt 
„werben dürfen, fünnen ohne Unterfchied ver Rheinabtheilungen als Ober: 
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„laſt geladen werden, die Ladung mag ganz oder theilweife aus ſolchen 
„Artifeln befteben. 


XII. Supplementar-Artifel 
zu Artifel 65. der Acte vom 31. März 1831. 


„Bei andern entzündlichen oder ätzenden Stoffen, als Schwefel-, 
„Salpeter-, Salzfäure, Streichfeuerzeugen und Zündhölzern u. f. w. hat 
„die Hafenpolizei-Behörde des Cinladungsorts zu beſtimmen, ob fie in 
„abgefonvderten Fahrzeugen geführt werden müſſen, oder mit andern Gütern 
„verladen werden dürfen. 

„Im legteren Falle bat fie die erforderlichen Vorfihtsmaßregeln an- 
„juorbnen und im Manifefte zu vermerfen, denen ſich ver Schiffer zu 
„unterwerfen bat. Zuwiderhandlungen werben nach den Landesgefegen 
„des betreffenden Uferftaates beftraft. 

„Es bleibt aber jeder Regierung unbenommen, den Art. 64. ver 
„Convention für anwendbar zu erflären, jevodh mit der Maaßgabe, daß 
„nur der geringfte Sag der darin vorgefebenen Geldbuße erfannt und 
„auch diefer, nad Umftänven, auf 10 Frances ermäßigt werben kann.“ 


X. Supplementar-Artikel. 


„Schiffer, veren Fahrzeuge tiefer geben als die Linie, durch welche 
„von der competenten Behörde die größte zuläflige Einfenfung derjelben 
„bezeichnet worden ift, verfallen in die durd die Gefege des Staats, in 
„beiten Gebiete die Uebertretung entdedt worden, gegen Ueberladung der 
„Schiffe verbängten Strafen. 

„Es bleibt aber jeder Regierung unbenommen, den Art. 64. der 
„Rheinſchiffahrts-Ordnung für anwendbar zu erflären, jedoch mit ber 
„Maafgabe, daß die darin feitgefegte Gelvbuße, nad Umſtänden, bis 
„auf 20 Franes ermäßigt werden fann. 

„Zugleich find folhe Schiffer anzuhalten, in dem erften Hafen die 
„Ladung bis zur erlaubten Einjenfung zu vermindern.” 

vereiniget hat, jo wollen Wir, auf den Uns darüber gehaltenen Vortrag, 
die vorſtehenden drei Supplementar-Artifel Nr. XI. XI. und XII. bierdurd) 
genehmigen, auch Unfere Behörden und Unterthanen, fo weit es diefe angeht, 
anmeifen, fidy genau danach zu richten. 

Zu mehrerer Beglaubigung haben Wir gegenwärtige, zur Niederlegung 
in das gemeinfchaftlihe Archiv der Central-Rheinſchiffahrts-Commiſſion in 
Mainz beitimmte Genehmigungsurfunde Aberhöcfteigenbändig unterfchrieben 
und mit Unferem größeren Staats-Inſiegel verfehen laſſen. 

Sp geſchehen zu Sansfouri, den 25. October 1840. 

(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


Vorſtehende Genehmigungssllrfunden find am 29. März 1841 in das 
zu Mainz befindliche Archiv der Central-Commiſſion für die Rheinſchiffahrt 
niedergelegt worden. 

erlin, ven 18. Mai 1841. 
Der Minifter ver auswärtigen Angelegenheiten. 


6. Genehmigungs:Urfunde der Zufag:Artifel XIV. und XV. zur Rheinſchiffahrts— 
Acte vom 31. März; 1831. D. d. 8. October 1841. 
Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preu— 
Ben ıc. ac. thun Fund und ragen biermit zu willen: 
Nachdem die Eentral-Rheinfhiffahrts- Commiffion fih in ihrer am 
21. September gehaltenen 17ten vorigjährigen Sigung anderweit über bie 
15 
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nachfolgenden beiden Supplementar=Artifel XIV. und XV. zur Rheinſchiff⸗ 
fahrts-Acte vom 31. März 1831. 


XIV. Supplementar=-Artifel. 


„Der Artifel 90. der Convention vom 31. März 1831 wird aufge- 
„boben, und durch folgende Beftimmung erfegt: 

„Bon jedem Rheinufer-Staate wird jährlich ein Bevollmächtigter zur 
„Central⸗Commiſſion abgeordnet.“ 

„Dieſe Bevollmächtigten vereinigen ſich regelmäßig jedes Jahr am 
„erſten September zu Mainz, und müſſen ihre Geſchäfte innerhalb eines 
„Monats beendigen. Sind dieſer Geſchäfte zu viel, als daß ſie in einem 
„Monate beendigt werden könnten, ſo haben ſie über die Anberau— 
‚mung einer außerordentlichen Sigung nad Vorſchrift des Artifel 94. zu 

ie 


„beſchließen.“ 
XV. Supplementar-Artikel. 


„Die Central-Commiſſion iſt ermächtigt, die Ausnahmen von dem 
„Oberlaſt-Verbote, je nach dem Bedürfniſſe des Handels und der Schiff— 
„fahrt, zu vermehren oder zu vermindern und die Bedingungen dafür 
„feſtzuſetzen und zu modificiren.“ 

„Die alſo auf Grund des Art. 94. der Convention und unter Gut— 
„heißung ſämmtlicher Regierungen, genommenen Beſchlüſſe haben, nach 
„vorhergegangener Bekanntmachung in den reſpectiven Uferſtaaten, für 
„alle Betheiligten, ſo wie auch für die Rheinzoll-Richter, dieſelbe Kraft 
„und Geltung, wie Supplementar-Artikel.“ 

vereinigt bat, fo wollen Wir auf den Uns darüber gehaltenen Vortrag die 
beiden vorftehennen SupplementarsArtifel hierdurdh genehmigen, auch Un— 
feren Behörden und Unterthbanen, fo weit es dieſe angeht, befeblen, fich 
genau darnach zu richten. 

Zu mehrerer Beglaubigung haben Wir gegenwärtige, zur Niederlegung 
in das gemeinfchaftlihe Archiv der Central-Commiſſion beftimmte Geneb- 
migungs-Urfunde Allerböhft eigenhändig unterfchrieben und mit Unſerem 
Königlichen Infiegel verfeben laſſen. 

Sp gefchehen und gegeben zu Berlin, ven 8. Drtober 1841. 

(L. 8.) Friedrich Wilhelm. 
Frh. v. Werther. 


Vorſtehende Genehmigungs-Urfunde ift am 15. December 1841 in das 
zu Mainz befindliche Archiv ver Central-Commiffion für die Rheinfchiffabrt 
niedergelegt worden. 

erlin, ven 25. Januar 1842. 
Minifterium der auswärtigen Angelegenbeiten. 
Frh. v. Werther. 
In Vertretung des Geheimen Staats- und Eabinetsminifterd Grafen v. Malpan. 


7. Genehbmigungs:Urfunde der Zufag- Artikel XVI. und XVII. zur Rheinſchiffahrts— 
Ucte vom 31. März 1831. D. d. A. Zuli 1845. 


Wir Friedrich Wilhelm, son Gottes Gnaden, König von Preu: 
fen ac. 20, urfunden und befennen biermit: 

Nachdem die RheinfhiffahrtösEentraleommiffion fich in ihren am 27. und 
30. Auguft gebaltenen 11. und 12, vorjährigen Sigungen anderweit über die 
— ——— beiden Zuſatzartikel XVI und XVII zur Rheinfhiffahrts-Acte 
som 31. März 1831, 
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XVI. Supplementar-Artifel. 


„Der in den Artifeln 16, 18, 19 und folgenden der Convention vom 
31. März 1831 und in den Supplementarartifeln zu diefer Convention er: 
wähnte proviforifhe Tarif Littr. C tritt am 31ſten Tage nad) erfolgter Aus— 
wechſelung und Hinterlegung der Ratificationen des gegenwärtigen Supple— 
mentarartifeld außer Kraft, und an feine Stelle der im Artifel 18 ver ge⸗ 
dachten Convention vorgeſchriebene nachfolgende definitive Tarif Littr. C.“ 


Liu. C. 


Tarif für den Rheinzoll. 


Bon allen Gegenftänden, welche auf dem Rhein verichifft werden, und 
die nicht ausdrücklich ausnahmsweife geringer belegt find, wird für den 
Eentner an Rbeingoll erhoben: 











Für die Rheinftrede Bei 
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XVII. Supplementar-Artifel. 

Die im Artifel 23 der Convention von 1831 erwähnten Ausnahmen 
vom Tarif Litt. C., fo wie auch die Supplementar=Artifel No. II., V. und 
VII. find aufgehoben und durd die nachfolgenden Beftimmungen erſetzt, 
welche ven 31ſten Tag, nach erfolgter Auswechſelung und Hinterlegung der 
Ratificationd- Urkunden des gegenwärtigen Supplementar-Artikels in Das 
Archiv der Eentral-Commiffion zu Mainz, in Kraft treten. 
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Yusnabmen. 


A. Folgende Artifel haben nur ein Viertel des Rheinzolleg 
zu entridten: 


Afche Cunausgelaugte); Asbeft (Erdflachs) roher; Asphalt Cpräparirter) ; 
Bruchſteine (behauene), Badofenfteine, Müblenfteine, fteinerne Platten, Mars 
mor in Blöden oder Platten, in fofern er unverpadt und nicht polirt ift, 
Lithograpbiefteine, lintenfteine, feine und grobe Weg: und Schleiffteine 
verpadt oder unverpadt; Bleiglanz; Bier- und Branntweinhefe, trodene 
(Preßhefe), Weinhefe, Drufen; Bimmftein; Binfen; Bucheln und Buchecker; 
Baumrinde aller Art, roh und gemahlen, auch Weidenrinde; Eichelmehl; 
Eifen Caltes), auch eiferne Bomben, Granaten, Kugeln und Kanonen (in- 
fofern diefe Artikel als altes Eifen zu betrachten find), ferner Gußeifen in 
Gänſen und Maffeln, Roheiſen und Stahlmafjeln, aud Stahlkuchen, obne 
weitere Fabrikation; Efelsfpiegel Cweißer Slanzftein) von Mannheim kom— 
mend; Galmey-Erz; Gelbwurzel (Curcuma); Gemüfe (dürre) over Hülſen⸗ 
früchte aller Art; Getraide aller Art, einfchließlich der grünen Körner (Sup- 
penförner) und Mais (Welſchkorn, türfifcher Waizen); Grätze und Afche 
von edlen und unedlen Metallen; Hornftüfe (mit Ausnahme der Hornfpigen), 
Hornſchuhe, Hornſchläuche (der boble untere Theil ver Hörner); Hanf und 
Flachs (ungehechelt und unverpadt); Kaftanien und Nüffe, außer den grünen 
Schalen; Kienruß, Eifenfhwärze; Knochen (ganze) und Knocdenftüde zum 
Verarbeiten; Kreide, gemahlen und ungemablen; Koblen, pulverifirt; Krip- 
pen, Mufcheln und Schalen aus Sanpfteinen; imgleichen unpolirte und un- 
verpadte Marmorarbeiten; auge Cfonzentrirte), Seifenfieder- oder alfalifche 
Lauge; Lumpen; Malz; Marienglas (auch unter ver Benennung Fraueneid 
oder Frauenglas); Mehl, Gries und Grüße aus Getraive aller Art; Meer- 
ſchaum, rober, Delfuchen und Mehl varaus; Pech aller Art, obne Unter: 
ſcheidung zwifchen Schiffs-, ſchwarzem oder Schufterpech einer Seits, und 
zwifchen gelbem und weißem anderer Seits, desgleichen Harz aller Art, Mi: 
neralfitt; Rotbftein oder Röthel, aud Blutftein; Sämereien nämlid: Gar- 
ten- und Feldſämereien und Samenförner aller Art, einfchlieglich des Senf-, 
Flöh- und Efparfettfamend, jedoch mit Ausnahme der Körner zum Ma- 
terial-, Medizinal- und Fabrik-Gebrauch als Anis-, Fenchel-, Koriander>, 
Kümmel-, Wurmfamen;, Salzpottafhe; Salz, nämlih: Koch-, Stein- und 
Viehſalz; Schmirgel, Amarilfteine; Theer und Mineraltbeer; Wau und 
Maid; Wismuth; Zunder (Feuerſchwamm). 


B. Einem Zwangigftel des Rheinzolles unterliegen: 


Alaunfteine (Alaunfciefer) und Alaunerde; Artillerie Nequifite, Mus 
nition zum Militairgebraud; Asphalt (Judenpech) rober; Brennholz aller 
Art, Holzfoblen, Wellen und Neifig, auch Hobel- und Zimmerfpäne; Blut; 
Cement; Cichorien (getrodnete); Erze Crobe) aller Art, fofern nicht binficht- 
lich einzelner Arten etwas Anderes fpeziell vorgefchrieben ift; auch Yraun- 
ftein; Erdharz (Bergharz); Flechſe und Füße von Thieren; Fäſſer (ge— 
brauchte, leere); gebrannte Steine aller Art, auch Dachziegel; Geriß, 
Steinkohlen, Koafs; Gyps (gebrannter); Glasgallen; Hornabfälle, Horn— 
ſchabſel, Hornſpäne; Kalk (gebrannter) auch hydrauliſcher Kalk; Kleie; Leien 
(Schieferſteine); Leimleder und Abfälle von Häuten, desgleichen Lederabfälle, 
(kleine Lederſchnitzel); Lohkuchen, Lohkäſe; Mörtel von Dachziegeln und Back— 
ſteinen; Muſchelſchalen (gemahlen); Papierſpäne (Abfälle); Reifftangen von 
Weiden, auch geſchälte und ungeſchälte Weiden für Korbmacher; Rohr für 
Tüncher; Runkelrüben (getrocknete); Sägemehl; Säcke, alte; Sandſteine von 
Engers und Bendorf; Salzabgang; Salzlauge; Salzwaſſer; Seegras, Wald- 
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haare; Schmweinsborften (Abgang von) für Salmiaffabrifen; Schwerfpath 
(unverpadter); Seifenfluß; Steinernes Gefchirr; Töpferwaaren (gemeine); 
Torf, Torffoble; Tufffteine (gemahlene und ungemablene), auch an der Luft 
getrodnete Baufteine, aus gemahlenem Tuffſtein; Traß (gemablener); Bi- 
triolftein und Bitriolerde. 


C. Frei vom Rheinzolle finp: 


Bäume (junge) und Nebenfeglinge; Birken» und NReifigbefen; Bierhefe 
Hüffige); Branntweinfpülig; Butter, welche nicht in Fäffern oder Töpfen 
verpadt iſt; Dünger aller Art, ausgelaugte Afche, Abfälle von Fabriken, 
Stallmift, —— Gyps, Kalkaſche, Mergel u. ſ. w.; Eicheln zur Saat 
und zur Maſt; Eier; Erde (gemeine), als Gartenerde, gemeiner Sand, Lehm, 
Kies u. f. w., auch ungefärbter Schreib» und Streufand; Erde (ſchwarze 
und gelbe) Walfer-, Töpfer, Pfeifen- und Porzellan-Erde, Sand von 
Frechem; Faſchinen zum Wafferbau, aud Weidenfeglinge; Fiſche (lebende) 
Floß- und Schiffsgeräthichaften; Futterfräuter aller Art, ald Gras, Klee, 
Efparfette, Heu u. : w.; Gartengewächfe Cfrifche, ſowohl ausländifche, ein- 
jchließlich der Gewächſe für Treibhäufer, als einheimifche), ald Blumen, Ge- 
müfe u. |. w. überhaupt alle geniefbaren Wurzeln ohne Unterſchied, 3. B. 
Kartoffeln, Zwiebeln, desgleichen frifche Runkelrüben und Cichorien; Ge— 
flügel; Glasfcherben; Gyps Crober gemahlen und ungemahlen); Knochen— 
oder Beinabfälle, Knochenmehl, alte Knochenftüde zum Verfoblen, gebrannte 
Knochen, Knochenkohlen; Krapp in grünen Wurzeln; Mid; Moos; Obſt 
(friſches), auch Nüffe in ven Schaalen; Schilf; Steine und zwar Baufteine 
(gebrochene unbehauene), Pflafterfteine, Sanpdfteine von abgebrocdenen Ge- 
bäupden, rohe ungebrannte Kalffteine, Kiefelfteine und Waden (robe zum 
Fabrifgebraub); Stroh, Spreu, Stoppeln; Scladen von Erz; Thiere (le 
bende); Trauben (geftoßene in offenen Butten), audy Traubentreftern; Waſch— 
eifen; Zinn- und Silberfand, Sand zu feinen Gußarbeiten. 


D. Es wird von Bau- oder Nutzholz ) nah cubiſchem Maaße 
entrichtet, und zwar: 


1) Bon Eichen-, Ulmen⸗, Eſchen-, Kirſchen-, Birn-, Apfel- und Kornel- 
holz von einem Eubifmeter: 
a) bei ver Fahrt abwärts, ſoviel wie von vier Eentnern nad der erften 
Geldſpalte des Rheinzolltarifg ; 
b) bei ver Fahrt aufwärts, ſoviel wie von zwei und einem halben Cent: 
ner nad) der zweiten Gelvfpalte deſſelben Tarifs; 
2) von Fichten-, Tannen-, Lerchen-, Buchen:, Pappeln-, Erlenholz und 
anderen weichen und barzigen Holzarten von einem Qubicmeter: 
a) bei der Fahrt abwärts, foviel wie von zwei Zentnern nach der erften 
Geldſpalte. 
b) bei der Fahrt aufwärts, ſoviel wie von einem und einem viertel Cent— 
ner nach der zweiten Geldſpalte des vorgedachten Tarifs.“ 
vereinigt hat, ſo wollen Wir, auf den Uns darüber gehaltenen Vortrag, die 
vorſtehenden beiden Zuſatzartikel hierdurch genehmigen, auch Unſeren Be— 
hörden und Unterthanen, ſoweit es dieſe angeht, befehlen, ſich genau danach 
zu richten. 
Zu mehrerer Beglaubigung haben Wir gegenwärtige, zur Niederlegung 
in das gemeinſchaftliche Archiv der Centralcommiſſion beſtimmte Genehmi— 


*) Darunter gehören auch Schiffsmaſten, unbearbeitete Gewehrſchaften, abgeviertes 
ober behauenes Baubolz. 
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ara nl Allerhöchfteigenhändig unterfchrieben und mit Unferem Kö— 
niglichen Infiegel verfeben laffen. 
So und gegeben zu Sansſouci, ven 4. Juli 1845. 
(L. $.) Friedrich Wilhelm. 
Freiherr von Bülom. 


Vorſtehende Genehmigungsurfunvde ift am 15. September c. in das zu 
Mainz befindliche Archiv der Gentralfommiffion für die Rheinſchiffahrt nieder: 
gelegt worden. 

Berlin, den 23. September 1845. 

Für den Minifter ver auswärtigen Angelegenheiten. 
Freiherr von Canitz. 


8. NAllerhöchfte Genehmigungs » Urkunde des Zufat: Artifeld XVII. zur Rhein: 
ſchiffahrts-Acte vom 31. März 1831. D. d. den 830. April 1846. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preu- 
Ben ꝛc. ꝛc. urfunden und befennen hiermit: 

Nachdem die Rheinſchiffahrts-Central-Commiſſion fib in ihrer am 
17. September 1844 gehaltenen 19ten Sigung anderweit über den nad 
folgenden Zufagartifel XVII. zur Rheinſchiffahrts-Acte vom 31. März 1831. 


„AV. Supplementar-Nrtifel. 


Der Artifel 52. der Uebereinfunft vom 31. März 1831 wird in Anfebung 
ver Dampfichiffe bierdurdy aufgehoben, und ftatt deſſelben, ſowohl bin- 
fichtlich derjenigen Dampfichiffe, welche den Rhein bereits befahren, als 
auch hinfichtlich derjenigen, welche dieſen Strom künftig befahren wollen, 
Nachſtehendes feſtgeſetzt: 

$. 1. Zum Erwerbe des Rechts auf dem Rheine, von demjenigen 
Punkte an, wo diefer Strom ſchiffbar wird, bis ind Meer, und aus dem 
Meere bis an den gedachten Punkt, die Schiffahrt mit Dampficiffen 
unter den Beftimmungen und Begünftigungen jener ebereinfunft auszu— 
üben, bedarf es nur des, in Gemäßbeit des vierten Titeld ver Ueber: 
einfunft auggeftellten Patents für die Schiffsführer, und außerdem für 
die Unternehmer ver, die Art des Dampfichiffabrtsbetriebes ($. 2.) be— 
zeichnenden Conceffion desjenigen Uferftaates, in weldem die Dampf- 
ſchiffahrtsgeſellſchaft (Sorietät, anonyme, Actiengeſellſchaft) ihren Sig 
bat, over welhem, Falls die Schiffahrt von einem Einzelnen unternommen 
wird, dieſer angehört. 

$. 2. Nur die, im $. 1. bezeichneten Bedingungen find, Behufs 
der Erlangung der Befugniß zur Dampficiffahrt zu erfüllen, es mag 
diefe Schiffahrt von einem Einzelnen, oder einer Gefellichaft, mit einem 
Schiffe oder mit mehreren Schiffen betrieben werden, es mögen bie 
Dampffciffe, deren Mafchinen und fonftiges Zubehör in einem Rheinufer: 
ftaate, oder anderswo verfertiget fein, eö mögen blos Perfonen nebft 
ihrem Gepäde und ihren Wagen, oder blos Waaren, oder Perfonen 
und Waaren befördert oder, fei es mit oder ohne gleichzeitige Beförderung 
von Perfonen und Waaren, oder von Perfonen oder Waaren auf den 
Dampffchiffen, durd die Dampffchiffe andere Gefäße irgend weldyer Art 
gefchleppt werben. 

Insbeſondere ift es, die Erlangung des vorfchriftsmäßigen Patentes 
und der Eonceffion vorausgefegt (8. 1.), jedem —— geſtattet, an 
beſtimmten Tagen und Stunden von jedem Hafen oder Landungsplatze 
abzufahren, um Neifenve ihr Gepäd, ihre Wagen und aud Waaren, in 
regelmäßiger oder unbeftimmter Fahrt nach einem anderen Hafen oder 
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Landungsplage zu führen und andere Gefäße irgend einer Art zu fchleppen, 
ohne daß es in irgend einer diefer Beziehungen einer Einigung unter 
den Uferregierungen bedarf, in deren Gebiete die Ab- und Anfahrte- 
orte liegen. 

$. 3. Welche Bedingungen, Behufs Erlangung der Eoneeffion zur 
Dampficiffabrt (8. 1.), von einem Einzelnen oder von einer Gefellfchaft 
zu erfüllen und für die Ausübung dieſer Schiffahrt vorzuſchreiben find, 
hängt lediglich von derjenigen erregierung ab, welcher ver einzelne 
Unternehmer als Untertban angehört, oder in deren Gebiet die Gefell- 
ſchaft ihren Sig bat. 

$. 4. In Anfehung der Prüfung der Tauglichkeit ver Dampficiffe 
fommen die Artifel 53. und 54. der Uebereinfunft mit denjenigen Maaß— 
gaben zur Anwendung, welche die Natur der Dampfſchiffe bedingt. 

Jede Regierung wird mit Nachdruck dafür forgen, daß die ihren 
Untertbanen, oder den, in ihrem Gebiete beſtehenden Gefellfchaften, ge— 
börigen Dampfichiffe, nebft Maſchinen und fonftigem Zubehör, befonvers 
dann, wenn fie zur Perfonenbeförderung dienen follen, in den gehörigen 
Zuftand gefest und ſtets darin erhalten, ingleichen daß nur folde Sciffe- 
führer, Mafchiniften und Schiffäleute zum Dienfte auf ven Dampffchiffen 
zugelaffen werden, melde, ihren perfönlichen Eigenfchaften nad), für die 
erforderlihe Sicherheit die genügende Gewähr geben. 

Außerdem behält ſich jede Regierung binfichtlih aller, und beſonders 
binfichtlih der zum Perfonentransporte dienenden, ihr Stromgebiet be- 
fahrenden Dampfichiffe die geeignete Controle und die geeigneten polizei- 
lihen Maafregeln zur Erreihung der erforderlichen Sicherheit vor. — 
Dabei foll jedoch jede irgend vermeidliche Beichränfung und Beläftigung 
unterbleiben und fein Dampfichiff, weldes einem anderen Uferftaate an— 
gehört, ftrenger oder ungünftiger als die eigenen Dampfſchiffe gleicher 
Art behandelt werben. 

Die vorftehenden Beftimmungen treten am ein und fechzigften Tage 
nad Niederlegun der Ratificationen im Archiv der Eentral-Rheinfchiffahrte- 
Commiffion in Wirffamfeit.“ 

vereiniget bat, fo wollen Wir, auf den Uns darüber gehaltenen Vortrag, 
den vorjtehenden Zufagartifel hierdurdy genehmigen, auch Unfern Behörden und 
Unterthanen, fo weit es diefe angeht, befeblen, fich genau danach zu richten. 

Zu mehrerer Beglaubigung haben Wir gegenwärtige, zur Niederlegung 
in das gemeinfchaftlihe Ardiv der Rheinſchiffahrts-Central-Commiſſion be— 
ſtimmte Genehmigungeurfunde eigenhändig unterfchrieben und ſolche mit 
Unferm Königlihen Inſiegel — laſſen. 

So geſchehen und gegeben zu Potsdam, den 30. April 1846. 

(L. 8.) Friedrich Wilhelm. 


Vorſtehende Genehmigungsurkunde iſt am 30. Mai c. in das zu Mainz 
befindlihe Archiv der Central-Commiffion für die Rheinfchiffahrt niederge- 
legt worden. 


9. Genehmigungs-Urkunde des Zufa: AUrtifeld XIX. zur Rheinſchiffahrts-Acte 
vom 31. März 1831. 10. September 1849. 


Wir Frievrid Wilhelm, von Gotted Gnaden, König von Preu- 
fen ꝛc. ac. urfunden und befennen hiermit: 

Nachdem die Rheinfchiffahrts » Central: Commifftion ſich in ihrer am 
19. Auguf/ 3, September 1847 und 9. December 1848 gehaltenen Sigung an- 
derweit über den nachfolgenden Zufag-Artifel XIX. zur Rheinſchiffahrts-Acte 
som 31. März 1831: 
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1) Wer in Gemäßheit des Art. 42, mit einem Rheinſchiffahrts⸗Pa— 
tente verfehen ift, darf fortan auf Einer Reife, und zwar auf dem Hin— 
und Rückwege, ein anderes, ald das in dem Patente bezeichnete Segel— 
fchiff, ohne Rüdficht darauf, welchem Rheinufer-Staate daſſelbe angehört, 
dann führen, wenn das zu führende Schiff von der Polizeibehörve des 
Einlade- oder Abfahrtsortes auf dem Patente felbft oder, beim Mangel des 
Raumes, auf einer Anlage veffelben genau bezeichnet wird. 

Für mehrere Reifen und überhaupt auf längere Zeit darf die Füh— 
rung eines in dem Patente nicht bezeichneten, irgend einem Rheinufer- 
Staate angebörigen Segelfciffes fortan von dem Patent- Inhaber als— 
dann übernommen werden, wenn zuvor von feiner Landes-Obrigfeit (Art. 42.) 
das zu führende Schiff in der vorangegebenen Weife auf dem Patente 
oder deſſen Anlage bezeichnet worden it. Außerdem muß, fall der Pa- 
tent= Inhaber und das von ihm zu führende Schiff nicht demfelben Ufer: 
Staate angehören, der erftere mit einem, auf Verlangen den Rheinzoll: 
Aemtern und Polizeibehörden vorzuzeigenden befonvern Atteſte verſehen 
ſein, welches, von der Behörde desjenigen Staates ausgeſtellt, dem das 
Schiff angehört, des letzteren Nationalität, Namen, Nummer, Ladungs— 
fähigfeit und Eigenthümer bezeichnet und feit deifen Nusftellung oder Re: 
cognition durd die Ausftelungsbehörde noch nicht zwei Jahre verfloffen find. 

2) ever Untertban eines Rheinufer-Staates fann fortan, mit Ein: 
willigung feiner Kandes-Obrigfeit, aud in denjenigen Uferftaaten, welchen 
er nicht angehört, nach den in dieſen beftehenven Vorfchriften mit vem 
Patente zur Führung von Dampficiffen verfehen werden; es darf durch 
das Patent dem Inhaber deifelben die Berechtigung ertheilt werden, jedes 
— zu führen, welches derjenigen Perſon oder Geſellſchaft gehört, 
in deren Dienſt er ſteht. 

Jeder Führer eines Dampfſchiffes muß deſſen Eigenthümer den Rhein— 
en und Polizeibehörden auf deren Verlangen glaubhaft nach— 
weiſen. 

vereinigt hat, ſo wollen Wir, auf den Uns darüber gehaltenen Vortrag, den 
vorſtehenden Zuſatz-Artikel hierdurch genehmigen, auch Unſeren Behörden 
und Unterthanen, ſo weit es dieſe angeht, befehlen, ſich genau danach zu richten. 

Zu mehrerer Beglaubigung haben Wir gegenwärtige, zur Niederlegung 
in das gemeinſchaftliche Archiv der Central-Commiſſion beſtimmte Genehmi— 
gungs-Urkunde Allerhöchſt eigenhändig unterſchrieben und mit Unſerem Kö— 
niglichen Inſiegel verſehen laſſen. 

So geſchehen und gegeben zu Charlottenburg, den 10. September 1849. 

(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. Schleinip. 


Vorftehende Genehmigungs-Urfunde ift am 25. September c. in das 
zu Mainz befindliche Archiv der Central» Commiffion für die Rheinſchiffahrt 
niedergelegt worden. 


10, Uebereinfommen wegen der Beitreibung der Gebühren der Rechtsanwälte. 1837. 


Ueber das bei Einziehung der Gebühren ausländifcher Sachwalter gegen- 
feitig zu beobacdhtende Verfahren ift zmifchen ver königlich preußifchen Mes 
gierung und ber großherzoglich badenfchen Regierung eine Uebereinfunft dahin 
getroffen worden, daß 

1) in den dieffeitigen Staaten die Beitreibung von Gebühren, welche 
ein großberzoglich badenfcher Öffentlicher Rechtsanwalt ald Mandatar eines 
preußifchen Untertbanen nad der Feſtſetzung feines vaterländifchen Ge— 
richts von feinem Mandanten zu fordern bat, durch das competente preu- 
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ßiſche Gericht nur auf vorgängige Requifition des großherzoglichen Ge— 
richte, bei welchem ver bezüglide Prozeß geſchwebt hat, bewirkt werben 
wird, und daß bie preußifchen Gerichte auf Grund der diesfälligen ge- 
richtlichen Requifition das inländische gefegliche Verfahren zur Beitreibung 
der betreffenden Manvatariengebühren einleiten, zugleih aber aud dem 
großherzoglich badenſchen Rechtsanwalte behufs der foftenfreien Betreibung 
der Sache einen Affiftenten von Amtswegen beftellen; 
daß Dagegen 

2) in dem Großberzogthbume Baden die Beitreibung der Gebühren, 
welche ein königlich preußischer öffentlicher Rechtsanwalt als Mandatar 
eines großberzoglich badenſchen Untertbanen nad einem Feftfesungspeerete 
feines vaterländifchen Gerichts von feinem Mandanten zu fordern bat, 
durd das competente badenfche Gericht nur auf vorgängige Requifition des 
föniglich preußifchen Gerichts, bei welchem ver bezügliche Rechtsſtreit ver: 
banvelt worden ift, bewirft werben foll, und daß die großberzoglichen Ge- 
richte auf den Grund der desfallfigen gerichtlichen Requifitionen das in 
dem Großherzogthume geltende Verfahren zur Beitreibung der betreffenden 
Mandatariengebühren einleiten, zugleich aber auch dem Föniglich preu- 
ßiſchen Rechtsanwalte behufs der — Erledigung der Sache einen 
Aſſiſtenten von Amtswegen beſtellen werden. 

Das königliche Oberlandesgericht wird von dieſer Uebereinkunft mit der 
Anweifung in Kenntniß gefegt: die bei demfelben angeftellten Juftizcommif- 
farien, fo wie die fämmtlichen Untergerichte des Departements mit der nd> 
thigen Anweiſung zu verfeben. 

Berlin, ven 27. November 1837. 

Der Juftigminifter. 
Mühler. 


11. Uebereinkommen wegen der Außercursſetzung von Papiergeld. 
6. September 1850. 


Die Regierungen von Preußen, Baden, Großberzogthum Hefjen, Braun: 
ſchweig, Medlenburg- Schwerin, Naffau, Sachen : Weimar und Eiſenach, 
Sahfen-Meiningen, Sachſen-Coburg-Gotha, Sachfen-Altenburg, Dlvenburg, 
Anhalt-Deffau und Cöthen, Anhalt-Bernburg, Schwarzburg-Sondershaufen, 
Schwarzburg-Rudolftadt, Neuß älterer und jüngerer Linie, Lippe, Schaum— 
burg-Lippe, Waldeck, Lübel, Bremen und Hamburg find, Behufs Abwen- 
dung der Uebelftände, welde für ihre Angehörigen engftehen, wenn ausge: 
ebenes Papiergeld ohne Feſtſetzung einer geräumigen Frift und ohne eine 
in weiter Ausdehnung erfolgende Öffentliche ee diefed Termins 
außer Curs gefegt wird, durch Erflärungen ihrer Bevollmächtigten zum Pro- 
tocolle de8 Verwaltungs-Rathes der auf Grund des Vertrages vom 26. Mai 
1849 verbündeten deutfchen Regierungen, beziehungsmeife des proviforifchen 
Fürften-Collegiums, über die folgende Beftimmung übereingefommen: 

Sie verpflichten ſich wechfelfeitig, eine Außercursfegung des von ihnen 
ausgegebenen oder auszugebenden Papiergeldes nicht anders eintreten zu 
laffen, als nachdem eine Einlöfungsfrift von mindeftens vier Wochen feit- 
efegt und wenigfteng drei Monate vor ihrem Ablaufe fowohl im eigenen 
Staate Öffentlich befannt gemacht, ald auch den übrigen verbündeten Re— 
gierungen Behufs der Berfündigung in ihren Staaten amtlid notificirt 
worden iſt. Dies wird hierdurd zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 

Berlin, ven 6. September 1850, 

Das Staatsminifterium. 
Graf v. Brandenburg. dv. Ladenberg. v. Manteuffel. v. d. Heydt. 
v. Rabe. Simons v. Stodhaufen. 
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12. Verordnung wegen Grmäfigung ber Rheinzölle. Vom 21. Juli 1851. 


Wir Friedrid Wilhelm, von Gotted Gnaden, König von Preus 
fen ꝛc. ꝛc., nachdem bie Regierungen der beutfchen Rheinuferknnten über: 
eingefommen find: 
son folgenden Gegenftänden: Kreuzbeeren, Duercitron, Saflor, Aloe, 
Galläpfeln, Sumach, Farbehölzern in Blöden, Weinftein und Salpeter 
nur ein Viertheil, und von Heringen nur ein Zwanzigftel der durch den 
Supplementar-Artifel XVI zur Rbeinfchiffahrts-Acte vom 31. März 1831 
feftgefegten Rbeinzoll- Gebühr, ingleihen von allen übrigen jener ganzen 
Rheinzoll-Gebühr unterworfenen Gegenftänden nur die in dem anliegenden 
Tarife verzeichneten Gebühren erheben zu laffen, fofern dieſe Gegenftände 
unter Flagge eines deutſchen Rheinuferfiaates auf dem Rhein befördert 
werden; 
fo verorpnen Wir, unter Vorbehalt der Genehmigung der Kammern, auf den 
Antrag Unferes Staateminifteriums, was folgt: 
$. 1. Die im Eingange erwähnten Rheinzoll- Ermäßigungen treten 
bei Unferen Rheinzollämtern vom 1. Oftober 1851 ab bis auf Weiteres in 
Wirkſamkeit. 
$. 2. Unſer Finanzminiſter wird mit der Ausführung dieſer Verord- 
nung beauftragt. 
Urfundlidy unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beiges 
drudtem Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Sangfouri, den 21. Juli 1851. 
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B. Bon den Gütern zur ganzen Gebühr, welche den Rhein verlaſſen 
und in die Lahn einlaufen. 
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6. Baiern. 
(5. auch 3Zeltverein.) 


1. Bagabunden-Convention vom 9. /21. Mai 1818. 


Wir Frievrih Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preu- 
fen ꝛc. 2. thun fund und fügen hiermit zu wiffen: 

Daß, nachdem Wir von der zwilchen Uns und Sr. Majeltät dem Kö— 
nige von Baiern am 9. Vai d. I. abgefchloffenen Uebereinfunft, Den 
wechfelfeitiger Uebernahme ver Vagabunden und Ausgemwiefenen, welde 
wörtlih aljo lautet: 

Seine Majeftät der König von Preußen, und Seine Majeftät ver 
König von Baiern, überzeugt von der Nothwendigfeit, in NRüdficht der 
wechjelfeitigen Uebernabme ver Vagabunden und Ausgewiefenen, Sich über 
gewiſſe Grundfäge zu vereinigen, haben die unterzeichneten Bevollmächtigten, 
und zwar Seine Majeftät der König von Preußen: 

Allerhochſt-Ihren wirklichen Geheimen Legationd- Rath x. Ludwig 

von Jordan; 

Seine Majeftät der König von Baiern aber: 

Allerhöhft- Ihren Kämmerer ꝛc., Grafen Joſeph von Rechberg— 

Rotbenlömen, 

zur Unterhandlung über dieſen Gegenftand beauftragt; von welchen hierauf, 
nach Auswechſelung ihrer refpectiven Vollmachten, folgende Webereinfunft, 
unter Vorbehalt Allerhöchfter Genehmigung, abgefchloffen worden ift. 

$. 1. Es fol in Zukunft fein Bagabunte oder Verbrecher in das 
Gebiet des andern der beiden boben contrabirenden Theile ausgewiefen 
werden. wenn berfelbe nicht entweder ein Angehöriger desjenigen Staates 
ift, welchem er zugewiefen wird, und in demfelben fein Heimmefen zu fuchen 
bat, oder doch durdy das Gebiet veffelben, als ein Angehöriger eines rüd- 
wärts liegenden Staates, nothwendig feinen Weg nehmen muß. 

$. 2. Als Staatsangehörige, deren Uebernahme gegenfeitig nicht vers 
jagt werden darf, find anzufeben: 

a) alle diejenigen, deren Bater, oder, wenn fie außer der Ehe erzeugt 
wurden, deren Mutter, zur Zeit ihrer Geburt in der Eigenfchaft eines 
Unterthans mit dem Staat in Verbindung geftanden hat, oder, welde 
ausprüdlich zu Unterthbanen aufgenommen worden find, ohne nachher 
wieder aus dem Unterthansverbande entlaffen worden zu fein, ober 
ein anderweitiges Heimathrecht erworben zu haben; 

b) viejenigen, welche von heimathlofen Eltern zufällig innerhalb des 
Staatsgebietd geboren find, fo lange fie nicht in einem andern Staate 
das Unterthanenrecht, nad deſſen Berfaffung, erworben, oder fi 
dafelbft mit Anlegung einer Wirthfchaft verheirathet, oder darin, unter 
Zulaffung ver Obrigkeit, Zehn Jahre lang gewohnt haben; 

ce) diejenigen, welche zwar weder in dem Staatögebiete geboren find, noch 
das Untertbanenreht, nach deſſen Berfaffung, erworben haben, hin- 
gegen nach Aufgebung ihrer vorberigen ftaatsbürgerlichen Berhältniffe, 
oder überhaupt ald heimathlos, dadurch in nähere Berbindung mit dem 
Staate getreten find, daß fie fich dafelbft unter Anlegung einer Wirth: 
fchaft verheirathet haben, oder, daß ihnen während eines Zeitraums 
en ee ftillfchweigend geftattet worden ift, darin ihren Wohn: 

6 zu baben. 

$. 3. Wenn ein Lanpftreicher ergriffen wird, welcher in dem einen 
Staat zufällig geboren ift, in einem andern aber das Unterthanenrecht aus— 
brüfli erworben, oder mit Anlegung einer Wirtbfchaft fi) verbeirathet, 
oder durch zehnjährigen Aufenthalt ſich einheimifh gemadt bat: fo ift ver 
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Iegtere Staat, vorzugsmweife, ihn aufzunehmen verbunden. Trifft das aus— 
drüdlich erworbene Untertbanenredht in dem einen Staate, mit der Berbeis 
rathbung oder zehnjährigen Wohnung in einem andern Staate, zufammen: 
fo ift das erftere Verhältniß entfcheidend. Iſt ein Heimatblofer in dem einen 
Staate in die Ehe getreten, in einem andern aber nach feiner Verheirathung, 
während des beftimmten Zeitraums von zehn Jahren, geduldet worden: 
muß er in dem leßtern beibehalten werben. 

$. 4. Sind bei einem Bagabunden oder augzumeifenden Verbrecher 
feine der in den vorftehenden Paragraphen enthaltenen Beftimmungen an— 
wenbbar, jo muß derjenige Staat, in welchem er fich befindet, in vor: 
läufig beibehalten. 

$. 5. Verheirathete Perfonen weiblichen Gefchlehts, find demjenigen 
Staate zuzumeifen, welchem ihr Ehemann, vermöge eines der angeführten 
Berhältniffe, zugehört. Witwen find nach eben denfelben Grundfägen zu 
behandeln; es wäre denn, daß während ihres Wittwenftandes eine Verän— 
derung eingetreten frei, durd welche fie nach ven Grundfägen der gegenwär— 
tigen Uebereinfunft, einem andern Staate zufallen. 

$. 6. Befinden ſich unter einer heimathloſen Kamilie Kinder unter 
14 Jahren, oder welche font wegen des Unterhalts, ven fie von den Eltern 
— von denſelben nicht getrennt werden können, ſo ſind ſolche, ohne 

ückſicht auf ihren zufälligen Geburtsort, in denjenigen Staat zu verweiſen, 

welchem, bei ehelichen Kindern der Vater, oder bei unehelichen die Mutter, 
zugehört. Wenn aber die Mutter unehelicher Kinder nicht mehr am Leben 
iſt, und letztere bei ihrem Vater befindlich ſind, ſo werden ſie von dem 
Staate mit übernommen, welchem der Vater zugehört. 

$. 7. Hat ein Staatdangehöriger durch irgend eine Handlung ſich 
feines Bürgerrechts verluftig gemacht, ohne einem andern Staat zugehörig 
geworben zu fein, fo Fann der erftere Staat der Beibehaltung oder dieber 
annahme veffelben fich nicht entziehen. 

$. 8. Handlungspdiener, Handwerfögefellen und Dienftboten, melde, 
ohne eine felbftftändige Wirthfchaft zu haben, in Dienften ftehen, imgleichen 
Zöglinge und Studirende, welche der Erziehung oder des Unterrichts wegen, 
irgendwo verweilen, erwerben durch diefen Aufenthalt, wenn derſelbe auch 
länger als Zehn Jahre dauern follte, fein Wohnſitzrecht. 

$. 9. Denjenigen, welde als Landftreicher, oder aus irgend einem 
andern Grunde ausgemwiefen werden, hingegen in dem benachbarten Staate 
nah den, in der gegenwärtigen lebereinfunft, feftgeftellten Grundfägen, 
fein Heimweſen anzufprechen haben, iſt leßterer, den Eintritt in fein Gebiet 
zu geftatten, nicht ſchuldig; es würde denn urfundlich zur völligen Ueber— 
zeugung dargethan werben fünnen, daß das zu übernehmende Individuum 
einem rüdwärts liegenden Staate zugehöre, welchem vaffelbe nicht mohl 
anders, ald durd das Gebiet des erfteren, zugeſchickt werden fann. 

$. 10. Sämmtlichen betreffenden Behörden wird es zur ftrengen Pflicht 
gemacht, die Abfendung der Bagabunden in das Gebiet des andern der 
hoben contrabirenden Theile, nicht blos auf die eigene unzuverläffige An— 
gabe verfelben zu veranlaffen, fondern, wenn das Verhältnis, wodurch der 
andere Staat zur Uebernahme eines Vagabunden conventionsmäßig ver- 
pflichtet wird, nicht aus einem unverbächtigen Pafje, oder aus andern völlig 
glaubhaften Urfunden, hervorgeht, oder, wenn die Angabe des Bagabunden 
nicht durch befonvdere Gründe und die Berhältnijfe des vorliegenden Falles 
unzweifelhaft gemacht wird, zuvor die Wahrheit forgfältig zu ermitteln, und 
nöthigen Falls bei der, vermeintlich zur Aufnahme des Vagabunden ver- 
pflichteten Behörde, Erfundigung einzuziehen. 

$. 11. Sollte der Fall eintreten, daß ein, von dem einen ver hoben 
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contrabirenden Theile vem andern Theile zum weitern Transporte in einem 
rüdwärts liegenden Staat, zufolge der Beftimmung des $. 9., zugeführter 
Bagabunde, von dem legtern nicht angenommen würde, fo fann verfelbe 
wieder in denjenigen Staat, welder ihn ausgewiefen hatte, zur vorläufigen 
Beibehaltung zurüdgebracht werben. 

$. 12. Für die beiverfeitigen Rheinlande werden föniglich preußifcher 
Seits Saarbrüf und Kreuznach, föniglid baierfcher Seits Blies- 
faftel und Alfey, zu Uebernahmsorten beftimmt. In folden Fällen, wo 
aus und nad andern Provinzen der beiden hoben contrabirenvden Theile, 
der Transport von Vagabunden erforderlich wird, werden legtere an bie 
nächſte Polizeibebörde desjenigen zwifchenliegenvden Staats 'abgeliefert, durch 
deifen Gebiet der gerade Weg vom Drte der Ergreifung aus nad der Grenze 
des zur Uebernahme verpflichteten Staats führt. 

$. 13. Die Ueberweifung der VBagabunden gefchieht in der Regel ver: 
mittelft Transports und Abgabe verfelben an die Polizeibehörde desjenigen 
Ortes, wo der Transport ald von Seiten des ausweijenden Staats been- 
digt anzufehen it. Mit den VBagabunden werden zugleich die Beweisſtücke, 
worauf der Transport conventionsmäßig gegründet wird, übergeben. In 
folhen Fällen, wo feine Gefahr zu beforgen ift, fönnen einzelne Bagabunven 
auch mittelft eines Laufpaſſes, ın weldhem ihnen die zu befolgende Route 
genau vorgefchrieben ift, in ihr Vaterland gewiefen werden. 

Es follen auch nie mehr als drei Perfonen zugleich auf den Transport 
gegeben werden, ed wäre denn, daß fie zu einer und derſelben Familie 
gehören, und in diefer Hinficht nicht wohl getrennt werden können. 

Größere, fogenannte Vagantenſchube, follen fünftig nicht ftattfinden. 

$. 14. Da die Ausweifung der Bagabunden nicht auf Requifition des 
zur Annahme verpflichteten Staats geſchieht, und dadurd zunächſt nur der 
eigne Bortheil des ausmweifenden Staates bezwedt wird, fo fünnen für ven 
Transport und die Verpflegung der Bagabunden, Feine Anforderungen an 
den übernehmenden Staat gemacht werben. 

Wird ein Auszuweifenver, welcher einem rüdwärts liegenden Staate 
zugeführt werden foll, von diefem nicht angenommen, und deshalb nad) 
$. 11. in denjenigen Staat, welder ihn ausgewiefen hatte, zurüdgebradht: 
jo muß lesterer auch die Koften des Transports und der Verpflegung 
erftatten, welche bei der Zurüdführung aufgelaufen find. 

$. 15. Vorftehende Lebereinfunft foll, nad erfolgter beiverfeitiger 
Ratification, in den Staaten ver hoben contrahirenden Theile, zur genaueften 
Befolgung befannt gemacht werden. 

Fur Beglaubigung deſſen haben die rejpeetiven Bevollmächtigten die— 
felbe unterzeichnet und befiegelt. 

Sp geſchehen Berlin, den 9. Mai 1818. 

(L. S) Ludwig v. Jordan. 

(L. S) Joſeph Graf v. Rechberg. 
Kenntniß genommen und fie in allen ihren Punkten Unferm Willen gemäß 
befunden, Wir die gedachte Llebereinfunft genehmiget und ratificiret haben, 
wie Wir fie durch die gegenwärtige Urfunde genehmigen und ratificiren; 
Wir geben Unfer Königlihes Wort, für Uns und Unfere Nachfolger, diefe 
Uebereinfunft zu erfüllen und aufrecht zu erhalten, auch feine Eingriffe in 
diefelbe zu geftatten. 

Dep zu Urfund haben Wir die gegenwärtige Natification eigenhändig 
unterfchrieben und mit Unferm Königlichen Infiegel verfeben laffen. 

Gegeben Berlin, den 21. Mai 1818. 
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2. Erklärung wegen der Maafiregeln zur Verhütung der Forftfrevel in den 
Grenzwaldungen vom A. Mai 1822. 


Nachdem die königlich preußifche Regierung mit der une baierifchen 
Regierung übereingefommen ift, wirkſame Maßregeln zur Verhütung der 
Forftfrevel in ven Grenzwaldungen gegenfeitig zu treffen, jo erflären beide 
Regierungen Folgendes: . 

1) Es verpflichtet ſich ſowohl die königlich preußifche, als die königlich 
baierifche Regierung, die Forftfrevel, welde ihre Unterthanen in den Wal- 
dungen des andern Gebiets verübt haben möchten, ſobald fie davon Kennt— 
niß erhält, nach venfelben Gefegen zu unterfuchen und zu beftrafen, nach 
welcden fie unterfucht und beftraft werden würden, wenn fie in inländifchen 
Horften begangen worden wären. 

2) Um von beiden Seiten zur Sicherheit des Forfteigentbums möglichft 
mitzuwirfen, follen die wechlelfeitigen, gerichtlich verpflichteten Forſt- und Po— 
ligeibeamten befugt fein, in den Fällen der Waldfrevel Hausfuhungen im 
Gebiete des andern Staates, wenn ſich dort der angegebene Thäter aufbält, 
oder der gefrevelte Gegenftand befinden dürfte, zu veranlaffen. Diefelben 
baben fich zu diefem Enve an den Ortövorftand der betreffenden Gemeinde 
zu wenden, und biefen zur Vornahme ver Bifitation in ihrer Gegenwart 
aufzufordern. 

3) Bei dieſen Hausſuchungen muß der Ortsvorſtand ſogleich ein Pro— 
tocoll aufnehmen, und ein Exemplar dem requirirenden Beamten einhändi— 
gen, ein zweites Eremplar aber feiner vorgejegten Behörde (Landrath oder 

eamten) überfenven, bei Vermeidung einer polizeilichen Geldſtrafe. 

4) Für die Conftatirung eines Forftfrevels, welcher von einem Ange- 
börigen des einen Staates in dem Gebiete des andern begangen worden, 
foll den officiellen Angaben und Abſchätzungen, welde von den competenten 
und gerichtlich verpflichteten Forſt- und Polizeibeamten des Drts des began- 

enen Frevels aufgenommen werden, jener Glaube von der zur Aburtheis 
ung geeigneten Gerichtöftelle beigemefjen werden, welchen die Gefege den 
offiriellen Angaben ver inländifchen Beamten beilegen. 

5) Die Einziehung des Betrages der Strafe, und der etwa ftattgehab- 
ten Gerichtöfoften foll demjenigen Stante verbleiben, in welchem der verur- 
theilte Srevler wohnt und in welchem das Erfenntniß ftattgefunden hat, und 
nur der Betrag des Schadenerfages und der Pfandgebühren an die betref- 
fende Caſſe desjenigen Staates abgeführt werden, in weldem ber Frevel 
verübt worden ilt. 

6) Den unterfuchenden und beftrafenden Behörden in den königlich 
preußifchen und in den königlich baierifchen Staaten wird zur Pflicht ge: 
macht, die Unterfuchung und Beftrafung ver Forftfrevel in jedem einzelnen 
alle fo fhleunig vorzunehmen, als es nad der Berfaffung des Landes nur 
irgend .. fein wird. 

7) Gegenmärtige, im Namen Sr. Majeftät des Königs von Preußen 
und Sr, Majeftät des Königs von Baiern zweimal gleichlautend ausgefer- 
tigte Erflärung foll, nad erfolgter gegenfeitiger Auswechfelung, Kraft und 
Wirkfamfeit in den beiden Landen haben, und öffentlich befannt gemacht werben. 

So geſchehen Berlin, ven 4. Mai 1822. 

Königl. Preuß. Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten. 
von Bernstorff. 


3. Rheinſchiffahrts-Acte vom 31. März 1831 nebft den darauf bezüglichen 
Verträgen. 


(S. Baden.) 
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4. Abkommen, die Correfpoudenz der beiderfeitigen Gerichtöbehörden betreffend. 
17. Mai 1834. 


Nachdem die füniglich preußifche Regierung mit der königlich baierifchen 
Regierung übereingefommen ift, zur Erleichterung und Sicherung der Rechts— 
pflege das Verfahren bei Correſpondenz der beiderſeitigen Gerichtsbehörden 
zweckgemäß feſtzuſtellen, erklärt das königlich preußiſche Miniſterium der aus— 
wärtigen Angelegenheiten hiermit Folgendes: 

rt. 1. Was die Beförderungs mittel der beiderſeitigen gerichtlichen 
Correſpondenz anbelangt, fo verbleibt e8 für die Rheinprovinzen beider Staa— 
ten vor der Hand bei den betreffenden Beftimmungen ver in dieſer Bezie— 
bung unterm 4./30. Detober 1819 getroffenen Hebereinfunft. *) 

Für die übrigen Provinzen ift bei jeder Correfpondenz eine gegenfeitig 
unmittelbare Communication der beiverfeitigen Gerichtsbehörden zuläflig. 

Art. 2. Bei allen Requifitionen, weldhe bloß vie Infinuation von 

Ladungen und Verfügungen betreffen, follen gegenfeitig Feine baaren Aus— 

lagen und ſonſtige Koften berechnet, Requifitionen diefer Art vielmehr un— 

bevingt Foftenfrei beförvert und erledigt werden. Es bleibt jedem Staate 
überlaffen, ob und welche Koften er von * Unterthanen für Bewirkung 
der Inſinuation einziehen will. 

Art. 3. Bei anderen Requiſitionen findet gegenſeitig Einziehung 
ſämmtlicher erwachſenen Koſten ſtatt, wenn und inwiefern 

a) in Unterſuchungsſachen der Angeſchuldigte zur Zahlung von Koſten 
rechtskräftig verurtheilt worden und vermögend iſt; 

b) in den übrigen gerichtlichen Angelegenheiten der Extrahent der Re— 
Kr zur Zahlung von Koften vermögend und geſetzlich verpflich- 
tet iſt. 

Art. 4. Für unvermöglid zur Bezahlung von Koften ift derjenige zu 
achten, welder durch ein Zeugniß feiner betreffenden Domicils-Behörde dar- 
zuthbun vermag, daß er dur Entrichtung von Koften außer Stande geſetzt 
werben würde, fih und die Seinigen nothbürftig zu ernähren. 

Es ift hierbei Fein hinlängliches Vermögen für vorhanden anzunehmen, 
wenn der Wohnfig des fraglichen Individuums in einem dritten Staate 
u die Einziehung von Koften dorther mit Schwierigfeiten ver 
nüpft ift. 

Art. 5. Für den Fall, daß nad) Maßgabe der Artifel 3. und 4. von 
den Parteien die Koften nicht eingezogen werden fünnen, find die unver: 
meidlich gewefenen baaren Auslagen, aber feine andere Koften, gegenfeitig 
zu erftatten. 

5 den jedenfalls zu erftattenden baaren Auslagen find zu rechnen 
Asung, Transport, Copialien, Neife- und Zehrungsfoften der Gerichtsbeam— 
ten und Zeugen, Botenlohn (Meilengelver), Dolmetfchergebühren u. |. w., 
nicht aber Stempel und das Porto von Schreiben und Padeten. 

Art. 6. An Reife- und Zehrungsfoften fünnen die Geridhtsbeamten 
nur diejenigen Süße fordern, welche ihnen im Inlande ald Auslagen aus 
Staatscaffen vergütigt werden. Den Zeugen gebühren vergleihen Koften 
nad) den bei dem requirirten Gerichte üblihen Tarfägen; doch haben vie: 
felben, wenn fie im Auslande vernommen worden, die Wahl zwilchen den 
Tarfägen ihres und denen des auswärtigen Staates. Uebrigens ift den 
Zeugen ihre Vergütung unverzüglich, fei es von dem requirirten Gerichte, 
fei es von dem requirirenden nad) der vom requirirten Gerichte übergebenen 
iquidation, zu verabreichen, und hierbei erforderlichen Falls von dem re 


) ©. v. Kamph Jahrbücher Bd. 14. S. 200. 
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quirirten Gerichte die nöthige Auslage vorfhußweife zu übernehmen, ſolche 
jedoch von dem requirirenden Gerichte forort auf erhaltene Benachrichtigung 
zu erftatten. 

Art. 7. Sowohl die gegenfeitig freie, als die gegenfeitig zahlbare Ge- 
richts- Correfponvdenz ift als ſolche durch „frei ©. ©.” (freie Gerichts— 
Sache) over durch „zahlb. G. S.“ Gablbare Gerichts-Sache) unter An— 
gabe der aufgebenden Gerichtsſtelle wi dem Couverte zu bezeichnen, 
und mit dem Amtsfiegel der legteren zu verſchließen. Außerdem ift ver 
Gegenſtand ver portofreien Gorreiponvdenz (Gerichtliche Inſinuations— 
Vorladungs- Armen: Fiscal-Sache) genau und deutlich auf dem Couverte 
zu vermerfen. 

Art. 8. In Betreff der gegenfeitig frei zu befördernden Gerichts-Cor— 
refpondenz werden zur Beförderung mit den Reitpoften nur Briefe bie zum 
Gewichte von 2 Loth ald geeignet erachtet. Alle fchwereren Schriften und 
Actenpadete find mit den Fahrpoſten zu befördern. Bei Mittheilung von 
Eriminal-Aeten können Corpora delicti nur infofern überfendet werden, als 
folhes überhaupt nad den gegenfeitig, beſtehenden geſetzlichen Vorſchriften 
nothwendig, auch der Gegenftand zur Beförderung mit den Poften nach den 
allgemeinen Verordnungen angethan ift. 

In Saden, wo die Partei zur Zahlung von Koften gefeglich verpflich- 
tet oder rechtsfräftig verurtheilt, und dazu vermögend ift, hat die betreffende 
Gerichtsbehörde bieter Partei für Entrihtung des Poftporto, ſowohl wegen 
der abzufendenden Briefe und Padete, ald wegen ver zu empfangenven, 
Sorge zu tragen; bei der Aufgabe wird nicht nur das inländifche Poftporto 
bis zur Grenze, fondern aud das ausländifche bis zum Beftimmungsorte, 
legteres als Weiterfranco, erhoben; und bei vem Empfange wird von ber 
auslänvifhen Aufgabs-Poftbehörde das Porto bis zur Grenze als Zutare 
zugerechnet, und von der anderfeitigen Poftanftalt vergütet. 

Art. 9. Nah den in vorftehenvden Artikeln 2. bis 8. enthaltenen Be— 
ftimmungen mobifteirt und erweitert fih die Anorbnung sub No. 3, der 
oben angeführten Webereinfunft vom 4./30. October 1819. 

Art. 10. Gegenwärtige Erflärung fol, nachdem fie gegen eine über- 
einftimmende Erflärung des föniglich baierifchen Dinifterii der auswärtigen 
Angelegenheiten ausgewechſelt worden, Kraft und Wirffamfeit in ven bei- 
verfeitiaen Landen haben und öffentlich befannt gemacht werben, 

Berlin, den 17. Mai 1834, 


(L. S.) 
Königlih Preufifhes Minifterium der auswärtigen 
Angelegenheiten. 


5. Grgänzung der Vagabunden-Convention. 16. März /10. April 1840. 


Zur Befeitigung derjenigen Zweifel und Mißverftändnijfe, welde ſich 
feither über die Beftimmungen des $. 2a. und c. der zwifchen der föniglich 
preußifchen und ver Föniglich baierifchen Regierung beſtehenden Convention 
wegen wechfelfeitiger Uebernahme der Ausgemwiefenen vom 9. Mai /6. Juni 
1818, namentlich) 

a) in Beziehung auf die Beantwortung der Frage: ob und in wie weit 
die in der Staatsangebörigfeit felbftftändiger Individuen eingetretenen 
Beränderungen auf die Staatsangehörigfeit der unfelbftftindigen Kinder 
derfelben von Einfluß feien? 


owie 
b) über vie Beſchaffenheit des, $. 2c. der Convention erwähnten zehn— 
jährigen Aufenthalts und ven Begriff der Wirthſchaftsführung 
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ergeben haben, find die gedachten Regierungen, obne bierdurd an dem in 
der Convention ausgefprochenen Principe etwas ändern zu wollen, daß die 
Untertbanenf at eines Individuums jedesmal nad der eignen innern 
Gefeggebung des betreffenden Staates zu beurtheilen fei, dahin überein- 
gefommen, Dinfünftig und bis auf Weiteres, nachftehende Grundfäge gegen- 
jeitig zur Anwendung gelangen zu laffen und zwar, zu a: 

1) daß unfelbftftändige Kinder ſchon durch die Handlungen ihrer Eltern 
an und für fi und ohne, daß es einer eignen Thätigfeit oder eines be- 
fonderd begründeten Rechts der Kinder bevürfte, derjenigen Staatsan- 
gebörigkeit theilhaftig werden, welche die Eltern während der Unfelbftftänvigfeit 
ihrer Kinder erwerben, ingleichen | 
2) daß dagegen einen folden Einfluß auf die Staatsangehörigfeit 
unfelbftftändiger ebelicher Kinder diejenigen Beränderungen nicht äußern 
fönnen, welche fih nad dem Tode des Vaters berfelben in ver Staats— 
angehörigfeit ihrer ehelichen Mutter ereignen, indem vielmehr über vie 
Staatsangebörigfeit ehelicher unfelbftftändiger Kinder lediglich die Conpition 
ihres Vaters entjcheidet, und Beränderungen in deren Staatsangehörigfeit 
nur mit Zuftimmung ihrer vormundfchaftlichen Behörde eintreten fünnen. 

3) Als unfelbftftändig find jene Kinder anzufeben, welche das 25. Lebens— 
jahr noch nicht zurüdgelegt, oder nicht ſchon früher für fich felbft ein eigenes 
Heimatberecht erworben baben. 

Nächſtdem foll zu b. die Verbindlichkeit eines der contrabirenden Staaten 
zur Uebernahme eines Individuums, weldes der andere Staat, weil e8 ihm 
aus irgend einem Grunde läftig geworden, auszuweiſen beabfichtigt, in den 
Fällen des $. 2c. der Convention eintreten: 

1) wenn der Auszuweiſende fih in dem Staate, in welden er aus— 
gewiefen werben foll, verheiratbet, und außerdem zugleich eine eigene Wirth: 
ſchaft geführt hat, wobei zur näheren Beftimmung des Begriff von Wirth- 
haft anzunehmen ift, daß ſolche aud dann ſchon eintrete, wenn felbft nur 
einer der Eheleute ſich auf eine andere Art, ala im berrfchaftlichen Gefinde- 
dienste Beföftigung verichafft hat; oder 

2) wenn Jemand fi zwar nicht in dem Staate, der ihn übernehmen 
fol, verheirathet, jedoch darin fih zehn Jahre hindurch ohne Unterbrechung 
aufgehalten hat, wobei ed dann auf Eonftituirung eines Domicild, Ber: 
heirathung und fonftige Rechtsverhältniſſe nicht weiter anfommen foll. 

Endlich find die genannten Negierungen zugleih annoch dahin über- 
eingefommen: Können die rejp. Behörden über die Verpflichtung des Staats, 
dem die Uebernahme angefonnen wird, der in der Convention und vor: 
ftehend aufgeftellten Kennzeichen der Verpflichtung ungeachtet, bei der dar- 
über ftattfinvenden Correfpondenz fich nicht vereinigen, und ift die diesfällige 
Differenz verfelben auch im diplomatiſchen Wege nicht zu befeitigen gewefen: 
fo wollen beive Theile den Streitfall zur compromifjarifchen Entſcheidung 
eines folden dritten deutſchen Bundesſtaates ſtellen, welcher ſich mit beiden 
contrahirenden Theilen wegen gegenſeitiger Uebernahme der Ausgewieſenen 
in denſelben Vertragsverhältniſſen befindet. 

Die Wahl der zur Uebernahme des Compromiſſes zu erſuchenden 
Bundesregierung bleibt demjenigen der contrahirenden Theile überlaſſen, der 
zur Uebernahme des Ausgewieſenen verpflichtet werden ſoll. 

An dieſe dritte Regierung hat jede der betheiligten Regierungen jedes— 
mal nur eine Darlegung der Sachlage, wovon der andern Regierung eine 
Abſchrift nachrichtlich mitzutheilen iſt, in kürzeſter Friſt einzuſenden. 

Bis die ſchiedsrichterliche Entſcheidung erfolgt, gegen deren Inhalt 
von keinem Theile eine weitere Einwendung zuläſſig iſt, hat derjenige 
Staat, in deſſen Gebiet das auszuweiſende Individuum beim Entſtehen 
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der Differenz fidh befunden, die Berpflichtung, daffelbe in feinem Gebiete 
zu bebalten. 
Berlin, den 16. März 1840. 


(L. 8.) 
Königlich Preußiſches Miniſterium der auswärtigen 
Angelegenheiten. 


6. Uebereinkunft wegen des Schutzes der gewerblichen Waarenbezeichnungen. 
24. Juli 1843. 
(S. Reuß-Plauen ji. 8. 5.) 


7. Staatövertrag über die Fortſetzung der pfälzifchen Ludwigsbahn in weitlicher 
Richtung nach Saarbrüden. 30. März 1850; ratificirt 12. Juni 1850. 


Se. Majeftät der König von Preußen und Se. Majeftät der König 
von Baiern, von dem Wunſche bejeelt, Allerböchftihren Untertbanen die 
Vortheile zuzumenden, welche fi von einer Verbindung Allerhöchſtihrer 
Staatögebiete, vermittelft der Anlegung von Eifenbahnen für die Belebung 
und Beförderung des gegenfeitigen Verkehrs erwarten laſſen, haben, zum 
Zwed ver Vereinigung über ein foldes Unternehmen und Behufs der Felt: 
ftellung der ſich darauf beziebenden Verhältniſſe, bevollmädtigt, und zwar: 

Se. Majeftät der König von Preußen Allerböchftihren Bergbaupt- 
mann Ernft Heinrich Carl von Deden; 
Se. Majeftät der König von Baiern Allerböcftibren Regierungs- 
Präfidenten Franz Almwens; Ä 
melde, nad vorbergegangener Verhandlung, unter dem Vorbehalte der 
Ratification, über folgende Punkte übereingefommen find. 

Art. 1. Die Königlich preußische Regierung verpflichtet ſich, auf ihrem 
Gebiete eine Eifenbabn berftellen zu laſſen, welche ſich in folgender Richtung 
an die pfälzifche Ludwigsbahn anſchließt: 

Bon dem Anfchlußpunfte an der baierifchen Grenze über Wellesweiler, 
Neunfirchen an Landsweiler vorüber, nach Friedrichsthal, Sulzbach, Dutt- 
weiler und Et. Johann, durd das Thal ver Deutſchmühle bis zur franzöji- 
jchen Grenze nad Korbach bin. 

Die baterifche Regierung verbindet ſich dagegen, die pfälzifche Ludwigs— 
je von Somburg bis zum Anfchlußpunfte an ver Grenze fortjegen zu 
affen. 

Der Anjchlußpunft beiver Bahnen liegt zwifchen vem Wege von Mittel- 
Bexbach nah MWellesweiler und der Blies. 

Art.2. Die vorftebend bezeichneten Eifenbabnen follen fi unmittelbar 
aneinander anfcließen, vergeftalt, daß die Transportmittel beiver Bahnen 
obne Unterbrechung von der einen auf die andere übergeben fünnen. 

Zur Sicherung dieſes Zweds werden die hoben contrabirenden Regie- 
rungen darauf Bedacht nehmen, daß die Conftruction fowohl der Bahnen 
jelbit, ala der Transportmittel, nach möglichft übereinftiimmenven Grundſätzen 
und BVerbältniffen erfolge. 

Insbefondere foll die Spurweite in Uebereinftimmung mit ven in ven 
beiverfeitigen Staatsgebieten bei den übrigen Eifenbabnen angenommenen 
Spurweiten überall gleichmäßig 4 Fuß 8’, Zoll englifhen Maaßes im 
Yichten der Schienen betragen. 

Art. 3. Die Bahn von Saarbrüden bis Ludwigshafen foll auf beiden 
Territorien ala die Hauptverkehrsbahn betrachtet werden, und damit eine dem 
Zwed entiprechende Benugung gefichert ift, ertbeilen die hoben contrabirenden 
Regierungen fich gegenfeitig die Zuſicherung, den Plan für die Fahrten auf 
der Bahn nur nad vorbergegangener Verſtändigung feftzufegen, und werden 
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demgemäß, fo weit die Bahn durch Privat-Unternehmer ausgeführt wird, 
fich die entiprechende Einwirkung auf die Anordnung und Aenderung der 
Fahrten vorbehalten. 

Art. 4. Die preußiſche Bahnftrede wird auf Necdhnung der Staatd- 
kaſſe ausgeführt und mit den erforderlichen Betriebs-Einrichtungen verfeben. 

Die pfälzifche Ludwigsbahn wird durch die hierzu in Baiern conzeffionirte 
Gejellihaft ausgeführt, welde in alle durch die gegenwärtige Uebereinfunft 
feftgeftellten Rechte und Berbindlichfeiten eintritt. 

Art.5. In der Nähe des Anſchlußpunktes der baierifchen Grube St. 
Ingbert mit der Bahn foll eine Anbalteftelle eingerichtet werden. 

Die königlich preußifche Negierung geftattet der Föniglich baierifchen 
Regierung, zwifchen diefer Halteftelle und der St. Ingbert Koblengrube jede 
Verbindung auf der Oberfläche, mit vollem Zubehör, Beförderungs-Ein- 
—— und Betriebsmittel und zwar unter Zuſicherung des Erpropriationg- 
rechts berzuftellen. 

Es wird jedoch eine vorgängige Verhandlung über die Richtung der: 
felben, unter Mittheilung des auf alleinige Koften ver baierifchn Regierung 
—— Bauplans, Behufs des Expropriations-Verfahrens vor— 
ehalten. 

Art 6. Die preußiſche Bahnſtrecke wird in der Nähe ver baieriſchen 
Gränze in Angriff genommen und möglichft gefördert werden, vergeftalt, 
daß diefelbe in mäßiger Frift zum Transport der Kohlen nach der baierifchen 
Bahn dienen fann. So weit die Umſtände es geftatten, foll auch für eine 
— Ausführung der übrigen Bahnſtrecke geſorgt werden. 

rt. 7. Die Verwaltungen der beiden Bahnen ſollen ſich die Ope— 
rationd- und Baupläne für die Strede von Homburg nah Saarbrüden 
gegenfeitig zur Einficht mittheilen. 

Art. 8 Zur Erzielung einer möglichften Uebereinſtimmung in den 
Arbeiten, fowie zur Erörterung und Entjcheidung folder Fragen der techni- 
ſchen Ausführung, melde ſich während des Baues ergeben, follen die mit 
dem Bau beauftragten Ingenieure zeitweife zufammentreten, die Bahnftreden 
bereifen und ſich ihre Erfahrungen mittheilen. 

Art. 9. Der Betrieb der Hauptbabn von Berbady bis Saarbrüden 
wird gleich wie auf der ganzen baierifchen Strede durch Locomotiven mit 
Dampffraft ftattfinden, ohne jedoch eine etwa ſpäter erfundene andere 
bewegende Kraft auszufcließen. 

Die ganze Bahn foll zu einem Doppelgeleife in der Art vorbereitet 
werben, daß nicht blos vie Tunnel- und Kunſt-, fondern aud die Erd— 
arbeiten für eine Doppelbahn ausgeführt werden, doc bleibt der Zeitpunft 
der Legung des zweiten Geleifes dem Ermeſſen jeder Regierung nad) 
Maafgabe des eintretenden Bedürfniſſes vorbehalten. 

rt. 10. Der Wechſel ver Perfonenzüge finder abwechjelnd in Neun- 
firhen und Homburg in der Art ftatt, daß die Züge der pfälzifchen Ludwigs— 
bahn bis Neunkirchen, die Züge der füniglich preußifchen Bahn bi8 Hom— 
burg geben. 

Die beiverfeitigen Güterzüge wechleln an dieſen beiden Stationen nur 
die Locomotiven, und durdlaufen die ganze Bahn zwifchen dem Rheine 
und der Saar. 

An feiner Station dürfen die anfommenden Züge länger aufgehalten 
werben, als im ntereffe des Betriebes nothwendig i 

Art. 11. Die auf Zweigbahnen anfommenden Güterzüge find bin- 
fichtlich des Durchganges zu behandeln, wie die Güterzüge auf der Hauptbahn. 

Arı 12. In Beziehung auf die Unterbringung der Fabrapparate an 
den beiden Stationen Homburg und Neunfirdhen haben fih die Bahn- 
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Verwaltungen zu einigen, jedoch behalten fich die hoben contrahirenden 
Regierungen gegenfeitig das Recht vor, in dem jenfeitigen Gebiete eine 
eigene Localität zu gedachtem Zwede herzuftellen. 

Art. 13. Das Betrichd-Reglement und das Signal-Spftem follen in 
voller Gleichheit auf beiden Bahnen eingeführt werden. 

Art. 14. Der Tarif für vie Bahnftrede von Homburg und Neun 
firhen wird einer gemeinfchaftliden NRegulirung vorbehalten. Der Tarif 
für die minder wertbvollen Güter, insbefonvere die Steinfoblen, foll auf 
beiden Bahnen in ihrer ganzen Ausdehnung möglichft niedrig geftellt werden. 

Die hoben eontrabirenden Regierungen machen fid) beiderfeits verbind— 
lich, die ein und ausgebenden Kohlen innerhalb ver nächften funfzig Jahre, 
vom Tage der Auswechfelung der Ratificationen diefer Uebereinfunft, mit 
feinerlei Zöllen oder Abgaben zu belegen. 

Art.15. Die preußifche Regierung verpflichtet fich, Anftalten zu treffen, und 
die baierifche Regierung, die Geſellſchaft der pfälzifchen Yudwigsbahn anzubalten, 
daß für die auf der Eifenbahn von Yudwigsbafen und Speyer nad Saar: 
brüden, fo wie in entgegengefeßter Richtung zu beförvdernden Transporte 
von Truppen, Waffen, Kriegs- und Verpflegungsbepürfniffen, fo wie von 
Militair- Effeeten jeglicher Art, nötbigenfalls auch außerordentliche Fabrten 
einzurichten und für veraleichen Transporte nicht blos die unter gewöhnlichen 
Umftänvden bei den Fahrten zur Anwendung fommenvden, fondern die fonft 
noch vorhandenen Transportmittel benugt werden. 

Den Militairs Verwaltungen der boben contrabirenden Staaten wird 
gegenfeitig die Befugniß vorbehalten, fich zu dergleichen Transporten eigener 
Transport: und Dampfwagen zu bedienen. 

In foldyen Fällen wird an die Eifenbahn Verwaltung aufer der Er- 
ftattung der Feuerungsfoften nur ein Bahngeld von zwei Thalern für einen 
Zug und eine Meile gewährt. Findet daneben auch die Benugung der 
Transportmittel der Eiſenbahn-Verwaltung ftatt, fo wird die Hälfte der 
fonft allgemein beſtehenden Tariffäge — fowohl was die Perfonen als die 
Pferde und fümmtlihe Militair-Effeeten betrifft — vergütet. Auch will vie 
königlich preußische Regierung eine Anzahl von Transport Fahrzeugen fo 
einrichten lafien, um nöthigenfalls auch zum Transporte von Pferden benugt 
werden zu Fönnen, und eine Anzahl von Wagen in einer Länge nicht unter 
12 Ruß zum Gebrauch bei der Abjendung der MilitnirsEffeeten bereit halten. 

Die königlich baierifche Regierung wird dagegen darauf binmwirfen, 
Dahn Geſellſchaft der pfälziſchen Ludwigsbahn dieſelben Einrichtungen 
ausführt. 

Die vorgedachten Vergütigungen bei Militair-Transporten haben die 
beiden hohen contrahirenden Regierungen der Geſellſchaft der pfälziſchen 
Ludwigsbahn gleichmäßig zu gewähren, ſowie auch die königlich baieriſche 
Regierung dieſelben Vergütigungen der königlich preußiſchen Regierung für 
Militair-Transporte auf der Saarbrüder Bahn gewährt. 

Die Beftimmungen der beftebenden Etappen-Eonventionen finden auch 
in allen denjenigen Fällen unverändert Anwendung, wo die Militair-Ber- 
waltungen es für angemefjen erachten, fih der Eifenbahn zur Beförderung 
von Truppen zu bedienen. 

Wenn Truppen oder Effeeten einzeln oder in bedeutenden Maffen zum 
Transport anfommen, ift der erforderlihe Weitertransport möglichſt obne 
Aufentbalt, und zwar aud in dem Falle, wenn die Truppen= oder Trans— 
portführer augenblidlih nicht mit Gelpmitteln zur Zahlung der Taren ꝛc. 
verfeben fein follten, auszuführen, und in dieſem Falle, wo nämlid die 
Vergütung nicht fogleich erfolgen fünnte, bleibt die Nachliquidation und 
alsbaldige Nachzahlung vorbehalten, 
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Art. 16. Nückfichtlich der Poſtverhältniſſe wird verabredet, daß über 
Alles, was auf den Poftverfebr Bezug bat, und foweit derfelbe durch den 
Betrieb der Eifenbabn alterirt werden fönnte, noch vor Eröffnung und 
Benugung der ganzen Bahn, oder eines Theiles derfelben, eine Einigung 
zwijchen den beiderfeitigen Poft-Anftalten ftattfinden foll. 

Art. 17. Um die zur Aufrechthaltung der Ordnung und Sicherheit bei 
dem Betriebe zu treffenden Vorfehrungen und Anordnungen in Ueberein— 
ftimmung zu bringen, werden die hoben contrabirenden Regierungen eine 
gegenfeitige Berftändigung hierüber treffen, fo wie überhaupt darauf Bedacht 
nehmen, für tie Eifenbahn in ihrer ganzen Ausdehnung ein gemeinfcaft- 
liches Bahn-Polizei-Reglement einzuführen. 

Art. 18. Zwiſchen den gegenfeitigen Untertbanen foll ſowohl bei 
Feitftellung der Beförberungspreile als der Zeit der Abfertigung fein Unter: 
ſchied gemacht werden, namentlich follen die aus dem Gebiete des einen 
Staates in das Gebiet des andern übergebenden Transporte weder in 
Beziehung auf die Beförberungspreife, noch rüdfichtlic der Abfertigung 
ungünftiger behandelt werden, als die aus dem betreffenden Staate abgehen 
den oder darin verbleibenden Transporte. 

Art. 19. Die boben contrabirenden Regierungen verpflichten fich, 
darauf ein wachſames Auge zu haben, daß auf ven Bahnhöfen oder in den 
zur Eiſenbahn gehörigen Gebäuden weder Spielbanfen angelegt, nody über: 
baupt vafelbit Hazarpfpiele irgend einer Art geduldet werden. 

Art. 20. Gegenwärtiger Vertrag foll zur landesberrlichen Genehmi— 
gung vorgelegt und die Auswechſelung der darüber auszufertigenden Ratifi> 
cationd-Urfunden fobald als möglich, fpäteftens binnen zwei Monaten zu 
München bewirkt werden. 

Deffen zu Urfund ift derfelbe von den gegenfeitigen Bevollmächtigten 
vollzogen und befiegelt worden. 

Sp gefchehen zu Frankfurt a. M., ten 30. März 1850, fage ven 
vreißigften März Eintaufend Achthundert und Funfzig. 
Ernft Heinrih Karl von Deden. Franz Alwens. 

(L. S. (L. 8.) 

Der vorſtehende Staatövertrag ift ratificirt, und die Auswechfelung ber 

Ratifications-Urfunden am 12. Juni 1850 zu Münden bewirft worden. 


8. Vertrag zwifchen Preußen, DOefterreich, Baiern und Sachfen, die Bildung 
des deutfchsöfterreichifchen Telegrapbenvereins betreffend. 25. Juli 1850. 


Die hoben Regierungen von Preußen, Defterreih, Baiern und Sadjfen, 
in der Abficht dem öffentlichen wie dem Privat-Verkehre Ihrer reipectiven 
Staaten die Vortbeile eines nad gleihmäßigen Grundfägen geregelten Tele: 
graphben-Syftems zuzuführen, haben die Errichtung eines deutfch-öfterreichiichen 
Telegrapben-Vereins bejchloffen und Behufs der hierüber zu pflegenden Ver— 
bandlungen zu Commiffarien ernannt und zwar: 

die königlich preußiſche A 
ven königlichen Regierungs- und Bauratd Friedrid Wilhelm 
Nottebobm, 
den föniglih commiffarifchen Poft-Infpeetor Wilhelm Wiebe; 
die f. f. öfterreihifche Regierung: 
den f. k. Sanitätsratb Dr. Carl Steinbeil, 
den k. f. Poft-Commiffar Herrmann Ridter; 
die königlich baierifhe Regierung: 
ven königlichen Minifterial-Rathb Ludwig Freiherrn von Brüd, 
den föniglichen Regierungsratb Carl Dyd, und 
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die königlich ſächſiſche Regierung: 
den königlichen Geheimen Rath Carl Wolf von Ehrenſtein, und 
ven königlichen Telegraphen-Director Maximilian Maria Freiherrn 
von Weber, 
welche Commiſſarien unter Vorbehalt der Ratification über nachſtehende 
Punkte übereingekommen ſind. 
J. Abſchnitt. 
Allgemeine Beſtimmungen. 
Umfang des Vereins. 

Art. 1. Als zum Bereiche des deutſch-öſterreichiſchen Telegraphen— 
Vereins gehörig, werden nicht allein die in den Gebieten der vorgenannten 
hohen Regierungen gelegenen, ſondern auch diejenigen Telegraphen-Linien 
und Stationen angeſehen, welche vie eine oder andere der Vereins-Regie— 
rungen in fremden Staaten unterhält, oder noch anlegen follte, legtere 
Linien und Stationen jedoch nur in fo weit, als die mit den betreffenden 
fremden Regierungen beftebenden oder noch abzuſchließenden Berträge die 
Ausdehnung der Vereinsbeſtimmungen auf jene zulaffen. 

Ueber die beftehenden Linien und Stationen, fo wie über die verfchie- 
denen Entfernungen in geograpbifchen Meilen werden ſich die contrabirenden 
boben Regierungen gegenfeitig Mittheilung machen. Gleichartige Benady- 
rihtigungen werden erfolgen, fobald neue Linien oder neue Stationen in 
Betrieb gefegt werben follen. 


Beihränfung auf internationale Eorrefponden;. 

Art. 2. Den Bereinsbeftimmungen ift zunäcft nur die internationale, 
d. b. diejenige telegrapbifche Correſpondenz unterworfen, bei welder vie 
Urfprungs- und die Enpftation verjcyiedenen Bereinsverwaltungen angehören. 
In wie weit aud die innere Correfpondenz in den betreffenden Staaten 
nad gleichen Grundfägen zu behandeln ift, bleibt jeder Regierung überlaffen. 
Die von fremden Stationen ausgehende oder dahin gerichtete telegraphiiche 
Eorrefpondenz ift, fall fie die Linien mehrerer Bereinsregierungen berührt, 
rüdfichtlich der Beförderung im Bereich des Vereins fo zu behandeln, als 
wäre fie bei der Eingangs-Station aufgegeben oder nad der Ausgangs- 
Station beftimmt. Beim Abſchluß neuer Verträge einzelner Bereingregie- 
rungen mit fremden Regierungen follen diefen gegenüber die Beftimmungen 
des Vereins zur Geltung gebracht werben. 


Vorbehalt wegen der Leitungen und Apparate. 

Art. 3. Jeder Regierung bleibt die Wahl beliebiger Syfteme von 
Leitungen und Apparaten für ihre Telegrapben-tinien vorbehalten und wird 
demgemäß in der Regel an demjenigen Punfte, wo die Telegraphenstinien 
zweier Vereinsregierungen zufammentreffen, ein Umtelegrapbiren jeder von 
einer Linie auf die andere übergehenden Depeſche ftattfinden. Den bierbei 
betbeiligten Regierungen ift jedoch unbenommen, ſich über das Durchtele- 
grapbiren derartiger Depeſchen zwifchen gewiffen beiderfeitigen Stationen 
zu verftändigen. 

Ueber die Einrichtung der beftehenden Linien und Apparate werden die 
contrabirenden hoben Regierungen ſich gegenfeitig Mittheilung machen. 
Dafjelbe wird bei Einrichtung neuer Linien gefchehen. 

Zufiherung gegenfeitiger Beförderungen. 

Art. 4. Die contrahirenden hohen Regierungen übernehmen gegenfeitig 
die Verpflichtung, die von ihren Stationen zur Beförderung angenommenen 
Depeichen mit Ausnahme der im Art. 19, vorgejehenen Fälle mit möglichfter 
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Schnelligkeit und Zuverläffigfeit weiter geben zu laffen, ohne jedoch für die 
richtige Ueberfunft jener Depeſchen überhaupt oder deren Ueberkunft in einer 
gewiſſen Zeit irgend eine Gewähr zu leiften. Auch verbleibt jeder Negie- 
rung die Befugniß, nad Gutbefinden einzelne Linien für alle oder für 
gewilfe Arten der Correſpondenz zeitweife außer Betrieb zu fegen. Sobald 
ein folder Fall eintritt, werden die übrigen Vereinsregierungen hiervon 
fofort in Kenntniß gejegt werben. 
Bewahrung des Telegraphen-Geheimniffes. 

Art. 5. Die contrabirenden hoben Regierungen werden Sorge tragen, 
daß die Mittbeilung von Depefhen an Unbefugte verhindert und daß das 
Telegraphen-Geheimniß überhaupt in jeder Beziehung auf das Strengſte 
gewahrt und das gejammte Telegrapben-Perfonal darauf vereidet werde. 

Fremden Perſonen ift der Zutritt zu den Apparatenzimmern ver Teles 
grapben-Stationen während des Telegraphirens nicht zu geftatten. 


1. Abſchnitt. 
Annahme der Depeſchen. 
Berechtigung zur Benußung des Telegraphen. 
Art. 6. Die Benugung der Telegrapben ver Bereing-Regierungen fteht 
Jedermann ohne Ausnahme zu. 


Die Aufgabe von Depeſchen Behufs der Telegrapbirung fann nur bei 
den Telegraphben-Stationen erfolgen. 

Telegraphirung nah Stations- und anderen Orten. 

Art. 7. Die Telegrapben-Stationen der Vereins-Regierungen find zur 
Annahme telegraphifcher Depeichen nach jeder anderen Vereinsftation befugt. 
Auch fann die Annahme telegrapbifcher Depefchen zur Beförderung über vie 
Enppunfte der Telegrapbenlinie hinaus, oder nad) feitwärts derfelben gele- 

enen Orten ftattfinden, in welchem Falle die Weiter-Beförderung von der 
esten Telegrapben-Station nach Beftimmung des Abfenders entweder durd) 
die Poft in rerommanpirten Briefen oder mittelft Eftafette, oder bei geringen 
Entfernungen mitteljt Boten erfolgt. 

Beſchränkung einzelner Stationen. 

Art. 8 In wie weit einzelne Telegraphen-Stationen zur Beförderung 
gewiffer Arten von Correſpondenz nicht befugt find, werden ſich die Vereins— 
Regierungen gegenjeitig mittheilen. 

Dienftftunden der Stationen. 
Art. 9. Die Telegraphen-Bureaus find täglih mit Einfluß ver 
Sonn- und Felttage 
a) vom 1. —* bis Ende September jeden Jahres von 7 Uhr Morgens 
bis 9 Uhr Abends, und | 
b) vom 1. October bis Ende März jeden Jahres von 8 Uhr Morgens 
bis 9 Uhr Abends für den Dienftbetrieb offen zu halten. 

Depeichen, welde außerhalb jener Stunden abgefendet werden follen, 
müfjfen vor 9 Uhr Abends unter Erlegung des Minimalbetrages für die 
nächtliche Beförderung auf der betreffenden Strede angemeldet werden, in 
welchem Falle die betheiligte Station den übrigen Stationen von dem zu 
erwartenden fpäteren Eingange der Depeſche ſogleich Nachricht zu geben bat. 

In jedem andern Falle werden Vorausbeftellungen nicht berüdfichtigt. 


Ausgleihung der Zeit-Differenzen. 
Art. 10. Um Unregelmäßigfeiten vorzubeugen, welde aus den Ab- 
weichungen ber mittleren Zeiten an den verſchiedenen Stationsorten entftehen 
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fönnen, werben die Uhren aller Telegraphen-Stationen einer und berfelben 
Regierung nad der mittleren Zeit der Hauptſtadt des betreffenden Staats 
gerichtet werden. Im mie weit bei weftlich gelegenen Stationen für die nad) 
dem Oſten zu befördernden Depefhen die Aufgabe der legteren vor Schluß 
der Dienftftunden eintreten muß, wird durch die betreffenden Telegraphen— 
Büreaus befannt gemacht werben. 


Tormelle Erforderniffe der Depefchen. 


Art. 11. Eine jede zu beförbernde Depefhe muß im Terte ohne Wort: 
abfürzungen und deutlich gefchrieben fein, auch die genügende Adreſſe ſowohl 
des Abſenders, als des Empfängers enthalten. 

Zum Niederfchreiben ver aufzugebenden Depeſchen darf Seitend ver 
Abfender nur ein unverwifchbares Schreibmaterial verwandt werben. Auch 
dürfen in ven Depefchen Rafuren nicht vorfommen. 

Bei denjenigen Depefchen, welche durd andere Mittel weiter beförbert 
werden follen, (Art. 7.) hat der Abfenvder die Art der gewünfchten Weiter: 
beförderung fchriftlich anzugeben. 


Fänge der Depefchen. 


Art. 12. Bis auf weitere Verabredung darf jede telegraphifhe De- 
peſche nicht aus mehr ald 100 Worten beftehen. Die Beförderung mehrerer 
Depeſchen eines und veffelben Abfenvders hinter einander ift nur in dem 
Falle zuläffig, ald die Apparate der Linie nicht anderweitig in Anſpruch 
genommen werben. 

Verzögerung der Abfendung. 


Art. 13. Sollte die Beförderung einer Depeſche aus irgend einem 
Grunde nicht fogleich bei ihrer Auslieferung ftattfinden können, fo ift der 
Aufgeber hiervon in Kenntniß zu ſetzen und die Depefche nur dann anzus 
nehmen, wenn der Erftere die Abſendung dennoch ausdrücklich verlangt. 


Aufbewahrung der Driginalien. 


Art. 14. Die Driginal-Eoncepte der aufgegebenen Depefchen, fo wie 
die telegraphiſchen Nievderichriften fämmtlicher Depeihen find mindefteng zwei 
Jahre lang aufzubewahren. 


Glaffification der Depeſchen. 


Art. 15. Abgeſehen von den vorſtehenden, bei fämmtlichen Depeſchen 
Anwendung findenden Beftimmungen, find in Bezug auf die Behandlung 
zu unterfcheiden: 

a) Staatsdepefhen, der dem Bereine angehörigen, fo wie der vertrage- 
mäßig berechtigten Regierungen, 

b) Eifenbahn-Depefcen. 

c) Privat-Depefchen. 

Ein Unterſchied zwiſchen Eiſenbahn-Depeſchen und Privat-Depefchen 
findet jedoch nur in fo weit ftatt, als foldyes in dem einen oder dem anderen 
Staate entweder durch allgemeine Borfchriften, oder durch beſondere Vertrags— 
beftimmungen feftgefegt worden ift. 


Staatsdepefhen. 


Art. 16. Welche Depeſchen jede einzelne der Vereinsregierungen als 
ihre Staatsdepefchen betrachtet zu fehen wünſcht, hängt von ihrem Er— 
meſſen ab. 

Art. 17. Die Staatövepefchen fünnen nach der Wahl der Abfenvder in 
deutscher oder in einer folchen fremden Sprade abgefaßt werben, deren 
Buchftabenzeichen ſich durd die vorhandenen Telegraphen-Apparate wieder: 
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geben laſſen. Auch ift bei jenen Depefchen die Anwendung von Chiffern 
—— nur von ſolchen zuläſſig, welche in Buchſtabenzeichen oder Ziffern 
eſtehen. 

Bei allen andern Depeſchen iſt vorläufig die Faſſung in deutſcher Sprache 
ohne Anwendung von Chiffernſchrift Bedingung. Sollie ſich ſpäter ein Be— 
dürfniß herausſtellen, entweder allgemein oder nur für beſtimmte Routen 
auch andere Sprachen zur Anwendung für telegraphiſche Privatdepeſchen 
zuzulaſſen, ſo werden die betheiligten hohen Regierungen ſich hierüber 
verſtändigen. 


Unterſiegelung der Staatodepeſchen. 


Art. 18. Zur Verhütung etwaigen Mißbrauchs ſollen die Staatsde⸗ 
peſchen jederzeit mit dem Siegel des Abſenders oder beziehentlich der abſen— 
denden Behörde verſehen fein. 


Materielle Erforderniſſe der Privatdepeſchen. 


Art. 19. Eine Controlle über die Zuläſſigkeit der Beförderung von 
Staatsdepeſchen mit Rückſicht auf ihren Inhalt, ſteht den ZTelegraphben- 
Büreaus nicht zu. Dagegen find diefelben verpflichtet, ſolche Privatvepeichen 
von der Annahme oder Weiterbeförderung augzufchließen, deren Inhalt gegen 
die Geſetze verftößt oder aus Nüdfichten des öffentlichen Wohls und der 
Sittlichfeit zur Mittheilung für nicht geeignet erachtet wird. 

Die Entſchließung liegt in folhen Fällen dem Vorfteber der Telegrapben- 
Station oder deffen Stellvertreter ob. 

An welche Behörde die gegen derartige Entfcheidungen etwa zu erbe- 
benden Beſchwerden zu richten jint, wird von den betreffenden Regierungen 
beftimmt werben. 


I. Abſchnitt. 
Beförderung der Depefden. 


Reihefolge der Beförderung. 


Art. 20. Die Beförderung der telegrapbifchen Depeſchen von jeder 
Station aus gefchieht der Negel nah in der Reihenfolge, in welcer fie 
entweder bei der Station aufgeliefert worden oder mittelft des Telegraphen 
zu derfelben gelangen; ven Vorrang bierbei haben jedoch jederzeit die Staate- 
depefchen und unter diefen wiederum diejenigen, welche von den betreffenden 
Staatsoberbäuptern, Minifterien oder Geſandtſchaften abgefandt werden, 
ohne daß aber (mit Ausnahme von Fällen, wo Gefahr ım PVerzuge if) 
durch das Dazmwifchentreten ſolcher Depefchen die bereits begonnene Tele: 
grapbirung anderer Depefchen unterbroden werden darf. 

Ferner gebührt ven Eifenbahn-Depefhen, falls fie nach Artikel 15 von 
Privatdepefhen zu unterfcheiden find, ebenfalls der Vorrang vor letzteren. 

Unter Staatsdepeſchen derfelben Gattung geben die ale dringlich be— 
zeichneten denjenigen vor, welche eine ſolche Bezeichnung nicht haben. 


Richtungswechſel. 


Art. 21. Das im vorſtehenden Artikel erwähnte Rang-Verhältniß der 
Depefchen-Gattungen findet auch beim gleichzeitigen Vorhandenſein mehrerer 
Depeſchen an verfchievenen Stationen einer und derfelben Linie in der Weife 
Anwendung, daß ein Nichtungswechfel zunächſt von jenem Rang-Verbält- 
nijje abhängig ift. 

Depeſchen gleicher Kategorie, welche auf derfelben Linie zur Abjendung 
in entgegengefegten Richtungen vorhanden find, follen in der Beför— 
derung alterniren. 
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Unterbrechung der Verbindung. 


Art. 22. Wird die Telegraphen-Verbindung nach erfolgter Annahme 
einer Depefche unterbrochen, fo ift diejenige Station, von welder ab die 
Weiterbeförderung auf telegrapbifdhem Wege untbunlich ift, verpflichtet, Die 
Depeſche fofort in einem rerommandirten Briefe an die nächſte Station, 
welche zur Weiterbeförverung im Stande ift, event. an die Enpftation oder 
direct an den Aoreffaten als portofreie Dienftfache zur Poft zu neben. Nach 
erfolgter Wiederberftellung der telegrapbifchen Verbindung ift die Depefche 
noch nachträglich durch den Telegrapben weiter zu fenden. 


Eollationirung. 


Art. 23. Jedem Abfenver einer Depefche ftebt das Necht zu, diefelbe 
—— d. h. ſich von der Adreßſtation zurücktelegraphiren zu laſſen. 
(Art. 29.) 


Abſetzung und Vervielfältigung. 


Art. 24. Jede zur Beförderung beſtimmte Depeſche kann auf Ver— 
langen des Abſenders an mehrere Adreſſaten gerichtet und in Folge deſſen 
ſowohl auf Zwiſchen-Stationen abgeſetzt, als auch bei dieſen oder bei der 
letzten Station vervielfältigt werden. (Art. 30 und 31.) 


Beſtellung. 


Art. 25. Jede Depeſche wird nach ihrer Ankunft auf der letzten Tele— 
graphenſtation oder auf ſolchen Zwiſchen-Stationen, wo dieſelbe abgeſetzt 
worden iſt, (Art. 24.) nach erfolgter Umſchrift ſogleich unter dem Amtsſiegel 
der Telegraphenſtation an den oder die Adreſſaten abgeſandt und zwar inſofern 
der Adreſſat am Stationsorte ſelbſt wohnt, durch einen verpflichteten Boten 
der Telegraphen-Verwaltung, im anderen Falle aber nach Maaßgabe der 
vom Abſender deshalb getroffenen Beſtimmung. (Art. 7.) 


IV. Abſchnitt. 
Beförderungs-Gebühren. 


Tarife. 


Art. 26. Kür die Beförderung der telegraphiſchen Depeſchen, ſoweit 
foldye nicht unentgeltlich gefchiebt, wird eine vorläufig nad der Geſammt— 
länge der zu durchlaufenden Telegrapbenlinien der Bereins-Regierungen und 
au der Zahl der Worte bemeffene Gebühr erboben, welder nur in dem 
Falle, daß die Depeche von einer Telegrapbenftation durch Poft oder erpreffen 
Boten nad einem anderen Orte weiter zu befördern ift, eine Transport> 
Vergütung binzutritt. 

Die Gebühr beträgt für eine Devefche auf eine Entfernung bis ein— 
ſchließlich 10 Meilen für 20 Worte 1 Fl. Conventmünze over 1 51. 12 Kr. 
Rheinisch over 20 Sgr. Diefe Gebühr fteigt jedesmal um venfelben Betrag 
für weitere 15, 20, 25, 30, 35, 40 u. ſ. w. Meilen, 

Wenn die Depefche über 20 bis einfchlieklih 50 Worte enthält, jo wird 
das Doppelte und wenn foldhe über 50 bis einfchließlih 100 Worte ents 
hält, das Dreifache erhoben. 

Der nach Maaßgabe des Obigen aufgeftellte Tarif für die Telegrapben- 
Gebühr ift folgender *): 


*) Diefer Tarif enthält weſentliche Herabſetzungen argen bie bieber üblich geweſenen 
Sätze; er ift in der Hauptfache nur darauf berechnet, bie Unterhaltungstoften zu decken. 
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Für eine Depeſche 
betragen die Gebühren für Worte 


bis 20 von 21—50 | von 51--100 
auf Meilen. einfchließlih | einfchlieglic einschließlich 
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u. ſ. w. u. ſ. w. u. ſ. w. 


Specielle Taxbeſtimmungen. 


Art. 27. Bei Ermittelung ‘der Gebühren nad der Wortzahl find 
folgende Grundſätze zu beobachten: 

I) Zufammengefegte Worte, welche mit Binveftrihen verbunden zu 
werden pflegen, find in der Negel als Ein Wort zu rechnen, als Marimal- 
Gränze eines Wortes werden jedoch 7 Sylben angenommen, fo daß der 
Ueberihuß von 7 zu 7 Sylben wiererum als ein Wort gerechnet wird. 

2) Interpunctionszeichen im Terte werden nicht mitgerechnet, dagegen 
fünnen alle durd den Telegraphen nicht wiederzugebenden Zeichen, melde 
daher durch Morte dargeftellt werden müffen, nur ala foldye berechnet werben. 

3) Einzelne Bucftaben oder Zublen, legtere bis zu 5 Ziffern, werben 
ebenfalls als Ein Wort gerechnet. Bei Zahlen von mehr Zifferftellen find 
je 5 Ziffern und ebenfo der etwaige Ueberſchuß als Ein Wort anzunehmen, 
er — Kommata und andere darſtellbare Zeichen als Ziffern mitzu— 
zählen ſind. 

4) Bei chiffrirten Depeſchen ſind je 5 Zeichen ſo wie der etwaige 
Ueberſchuß als Ein Wort anzuſehen. 

5) Adreſſe und Unterſchrift werden bei Auszählung ver Worte mit: 
gerechnet, dagegen find 

6) die etwaigen Notizen, in welcher Weife die Depefche von der legten 
Telegrapben-Station weiter befördert werden foll, ferner fämmtliche Zeichen 
und Worte, welche die Telegrapben- Verwaltung felbft der Depefche zum 
Zwede des Dienftes hinzufügt, nicht mitzuzählen. 

Gebührenfreibeit. 

Art. 28. Im internationalen Verkehre werden in ver Negel nur Die 
Depeſchen des Telegrapben-Dienftes gegenfeitig frei befördert. Alle übrigen 
Staatsdepeihen dagegen unterliegen der tarifmäßigen Gebühren-Berehnung 
son der Aufgabe: bis zur Adreßſtation unbefchadet der etwaigen andermweiten 
Verfügung einzelner Vereing-Regierungen, fo weit e8 deren Gebühren-An— 
theil betrifft. 

Collationirungs = Gebühr. 


Art. 29. Für das Gollationiren einer Depefche (Art. 23.) ift die 
Hälfte der Telegraphen-Gebühr für den Hinweg zu entrichten. 


Taxirung abzufeßender Depefchen. 


Art. 30. Depefchen, welche an Zwifchenorten abgefegt werben follen, 
(Art. 24.), find in der Art zu tariren, daß die Gefammtgebühr ſich aus 
den einzelnen Beträgen der für die Beförderung vom Abgangsorte bis zum 
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nächſten Abfegungspunfte und fofort von einem zum andern Abfegungs- 
punfte refp. bis zum Beftimmungsort entfallenden Gebühren zufammenfest. 


Bervielfältigungs - Gebühr. 

Art. 31. Bei Depefhen, welche an einer Station zu vervielfältigen 
find (Art. 24.), ift für die Ausfertigung des zweiten und jedes folgenden 
Eremplars eine Gebühr von 20 Kr. Conv. 24 Kr. Rhein. oder 7 Silber- 
oder Neugrofchen zu erlegen. 


Gebühren für Nachtvepefchen. 


Art. 32. Für Nachtvepefhen (Art. 9.) find ſämmtliche Telegraphirungs- 
Gebühren mit dem doppelten Betrage zu entrichten. 


Vergütung für den Weitertransport. 


Art. 33. Die Vergütung für den Transport der von einer Tele 
grapben - Station nad einem andern Orte weiterzufendenden Depefchen  ift 
vom Abfenvder mit dem durd jenen Transport wirflidh entftehenden Betrage 
zu zahlen. Kann die Höhe dieſes Betrages im Voraus nicht beftimmt über: 
ſehen werben, fo ift von dem Aufgeber eine den erſtern jedenfalld deckende 
Summe (vide unten) zu deponiren, von welcder ver lleberreft binnen 3 Tagen 
ar A werden kann. 

ie Telegraphen» Station, bei mwelder die Depefhe den Telegrapben 
verläßt und welche die fraglichen Koften ſonach auslegt, bat daher der Ab- 
———— die Höhe des Betrages möglichſt ſchnell auf telegraphiſchem 
ege mitzutheilen. Iſt die Auslage jener Koſten in anderer Währung 
geſchehen, als ſolche vom Abſender der Depeſche nach der üblichen Landes— 
münze zu zablen find, fo iſt die Reduction nach dem Verhältniſſe von 
20 5. &.-M. = 24", Fl. Rhein. = 14 Thlr. Preuß. zu bewirken; das 
vorerwähnte Depofitum foll bei jeder Depeſche mindeftend betragen: 
a) für Beförderung mittelft ordinairer Poft oder erpreffen Boten 1Y, Fl. 
E.:M. oder 1", Fl. Rhein. over Thlr. 
b) für Eftafettenbeförderung ebenfoviel für je Eine Meile. 


Borausbezahlungen. 


Art. 34. Sämmtliche Gebühren find zwar in der Negel bei Aufgabe 
der Depefhe im Voraus zu zahlen. Es bleibt jevodh dem Ermeffen der 
einzelnen Bereind- Regierungen überlaffen, in wie weit bei gewiffen Arten 
von Depeſchen ein Ereditiren der Gebühren nachgegeben werden darf. 

Ueber die Zahlung der Gebühren ift Quittung zu ertheilen. 


Nüderftattung der Gebühren. 


Art. 35. Wird eine zur Abfendung angenommene Privat- Depefche 
von einer weiterhin belegenen Station derfelben Regierung auf Grund des 
Art. 19. alin. 1. diefes Vertrages zurückgewieſen, fo ftebt dem Abſender ein 
Anfprud auf Rüderftattung der gefammten erlegten Gebühren zu. Erfolgt 
die Zurüdweifung hingegen bei einer Station einer anderen Vereins-Re— 
gierung, jo hat der Abfender nur den Betrag für diejenige Strede zurüd- 
zuerhalten, auf welder die Beförderung noch nicht ftattgefunden hat. 

Im Uebrigen findet eine Rüderftattung der Gebühren für telegrapbifche 
Depeichen in der Regel nur dann Statt, wenn foldye am Beftimmungsorte 
in einer Weife verftümmelt angefommen find, daß diefelben ihren Zwed 
nicht erfüllen können, eine rechtzeitige Berichtigung aber nicht zu ermöglichen 
geweſen if. In diefem Falle ift diejenige Verwaltung zur Zablung des 
zurüdzuerftattenden Betrages verpflichtet, deren Beamten die Verftimmelung 
verjchuldeten oder auf deren Linien die legtere ftattgefunden hat. 
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v. Abſchnitt. 
AbrehnungenunterdenTelegrapbenverwaltungendes Bereing. 
Iheilung der Gebühren. 

Art. 36. Die tarifmäßige Beförderungs- Gebühr wird bei jeder De- 
pefche zwifchen denjenigen Bereind- Regierungen, deren Telegrapben bei ver 
Beförderung betheiligt gewefen find, bis auf weitere Verabredung in dem 
Verhältniſſe der Beförderungsftreden gegen einander getheilt. 

Die Theilung gejhiebt nur nah ganzen Meilen, wobei Entfernungen 
unter %, Meile fortbleiben, von und über ', Meile als eine volle Meile 

erechnet werden. Ergeben fih bei den Refultaten Bruchgrofchen, fo werben 
eträge unter Y, Grojchen fortgelaffen, Beträge von und über "/, Grofchen 
als volle Grofhen angenommen. 

Bei Depeſchen, die unterwegs abaefegt werden, erfolgt die Theilung 
des Gefammtbetrages der Gebühren nach demſelben Grundſatze. 

Bervielfältigungs - Gebühr. 

Art. 37. Die für Vervielfältigung von Depefchen erhobene Gebühr 
ift derjenigen Regierung ungetbeilt zu vergüten, auf deren Stationen die 
Vervielfältigung Nattgefunben bat. 

Bergütung für den Weitertransport. 

Art. 38. Ebenfo find die vorausbezahlten Vergütungen für den Trang- 
port von der Telegraphen-Linie ab nah den Beftimmungsorten derjenigen 
Verwaltung ungetbeilt zu erftatten, welche ſolche ausgelegt hat. 

AUbrehnungsmeife. 

Art. 39. Die gegenfeitige Abrechnung zwiſchen den Vereins-Re— 
gierungen foll vierteljährlih nah Maßgabe ver Kalender-Quartale durch 
die Gentralftellen der Telegrapben-Berwaltungen vergeftalt erfolgen, daß 
jede Verwaltung Zahlung und Forderung einer jeden andern Verwaltung 
an Telegraphen- und Bervielfältigungs-Gebühren in derjenigen Währung, 
in welder die Erhebung jtattgefunden hat, Zahlung und Forderung an 
Auslagen hingegen in derjenigen Währung aufftellt, in der Legtere beftritten 
worden find, daß bierauf die Abrehnungen gegenfeitig zur Controlle mit- 

etheilt werden und daß alsdann die Differenz zwifchen Zahlung und 

ns baar ausgeglichen wird. Um den Differenzbetrag zu beftimmen, 
wird bei Reduction einer Währung in die andere das Verhältniß von 
1 5. €:M. = 1 Fl. 12 Sr. Rhein. = 20 Silber- oder Neugrofchen 
Anwendung finden. 

Der Reftbetrag ift ftets in der eignen Landesmünze zu zahlen. 


vi Abſchnitt. 
Schlußbeſtimmungen. 
Weitere Ausbildung des Vereins. 

Art. 40. Zur weiteren Ausbildung des Vereins ſowohl in techniſcher 
als adminiſtrativer Beziehung zur Einführung allgemeiner Verbeſſerungen, 
Gleichheit ver Gefeggebung und der Reglements wird der zeitweife Zu— 
fammentritt einer deutichen Telegrapben-Eonferenz vorbehalten. 

Beitritt anderer Regierungen. 

Art. 41. Jeder der nicht zum Verein gehörigen deutſchen Regierungen 
ſteht bei Errichtung von Telegraphen » Kinien der Beitritt zum deutſch— 
öfterreichifchen Telegrapben - Vereine offen. *) 


*) Der Anſchluß Hannovers ftebt in Ausficht, fobald deſſen Telegrapben- Linie von 
Hannover nah Bremen fertig fein wird. 
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Dauer des Vertrages. 

Art. 42. Gegenwärtiger Vertrag tritt mit dem 1. October 1850 in 
Wirkſamkeit und bleibt für die Dauer von Fünf Jahren in Kraft. Das 
Erlöſchen deſſelben bedingt jedoch eine vorherige einjährige Kündigung. 

Erfolgt dieje nicht, fo wird der Vertrag ftillfchweigend als für un- 
beftimmte Zeit gegen einjährige Kündigung verlängert angefehen. 

Ratification. 

Art. 43. Die Ratification diefes in vier gleichlautenden Gremplaren 
ausgefertigten und vollgogenen Vertrages foll binnen vier Wochen erfolgen. *) 

Sp geſchehen, Dresden, am 25. Juli 1850. 


9. Paſßkarten-Convention. 21. October 1850. 


Die Regierungen von Preußen, Baiern, Sachſen, Hannover, Medlen- 
burg-Schwerin, Sachſen-Weimar, Sachſen-Altenburg, Sachſen-Coburg-Gotha, 
Braunſchweig, Reuß älterer und jüngerer Linie, Schaumburg-Lippe, Bremen 
und Hamburg, von dem Wunſche geleitet, Ihren Angehörigen die bei der 
Anlegung von Eiſenbahnen in Ihren Staaten rückſichtlich der Beförderung 
des Verkehrs beabſichtigten Vortheile auch durch eine erleichterte, zugleich 
aber die im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit erforderliche Garantie ge— 
währende Handhabung der Paß- und Fremdenpolizei zu Theil werden zu 
laffen, baben behufs einer über diefen Gegenftand zu treffenden Ueberein— 
funft Commiffarien ernannt, welche nad ftattgefundener näherer Berathung 
über folgende Beftimmungen. übereingefommen find: 

Art. 1. Die Angehörigen der contrabirenden Staaten follen, foweit 
nicht in den nachfolgenden Artifeln 2. und 4. Beichränfungen feftgefegt find, 
befugt fein, ſich zu ihren Neifen, fei es auf den Eifenbahnen, mit der Poft 
oder fonft, innerhalb der Gebiete der, der gegenwärtigen Uebereinkunft bei- 
getretenen oder derjelben fünftig noch beitretenden Staaten, ftatt der gewöhn— 
lichen in den rejp. Staaten gefeglich vorgefchriebenen Päſſe künftighin ver 
Papfarten zu bedienen. 

Art. 2. Paßkarten dürfen nur folden Perfonen ertheilt werden, welche 

1) der Polizeibebörde als vollfommen zuverläffig und ficher befannt, auch 

2) völlig ſelbſtſtändig find, und 

3) in dem Bezirfe der ausftellenden Behörde (Art. 6) ihren Wohnſitz haben, 
In Beziehung auf die Bepingungen unter 2. und 3. fünnen aus— 

nabmsweile Paßfarten ertbeilt werden: 

a) Studirenden mit Zuftimmung ver betreffenden Univerfitätsbehörde am 
Univerfitätsorte, 

b) Militairperfonen mit Genehmigung ihrer Militairvorgefegten an ihrem 
jevesmaligen Aufenthaltsorte, 

c) unfelbitftändigen Familiengliedern auf den Antrag des Familienhauptes 
(Vaters oder Vormundes), jedoch nur, wenn fie das 18. Febensjahr 
überfchritten haben, 

d) Handlungspdienern auf den befonderen Antrag ihrer Principale am Wohn- 
orte der Yesteren. 

Art. 3. Ehefrauen und Kinder, weldye mit ihren Ehegatten und Ael— 
tern, fowie Dienftboten, welche mit ihren Herrſchaften reifen, werden durch 
die Paßkarten der Yesteren legitimirt. 

Art. 4. Die Paßfarten bleiben allen denjenigen verfagt, 

a) welde nad den beftebenten Gefegen aud bei Neifen im Inlande paß- 
pflichtig find, jedenfalls den Danpwerfögefellen und Gewerbegebülfen, 


*) Iſt immittelft erfolgt. 


255 


b) ven Dienftboten und Arbeitfuchenden aller Art, 
c) denen, welche ein Gewerbe im Umherziehen betreiben. 

Art. 5. Die Paßfarten find nur auf die Dauer eines Kalenderjah— 
res gültig. 

In der äußeren Form derſelben foll die möglichfte Lebeinftimmung zwi— 
chen allen, vem Pahfartenvereine angebörigen Regierungen beobachtet werden. 

Für jedes Kalenderjahr wird zwifchen den contrabirenden Regierungen 
eine beſondere Farbe verabredet, in welcher die Paßfarten überall gleihmäßig 
ausgefertigt werden. 

Art. 6. ever der contrabirenden Regierungen bleibt überlaffen, unter 
den zur Ertbeilung von Päffen zu Reifen in das Ausland berechtigten Be- 
hörden diejenigen zu beftimmen, welden die Befugniß zur Ertheilung von 
Paßkarten zufteben fol. Die Auswahl diefer Behörden wird mit befonderer 
Berüdfichtigung der Garantie geſchehen, welde das Interefje ver öffentlichen 
Sicherheit erfordert. 

Die von diefen Behörden ausgeftellten Paffarten werden in den Ge- 
bietötheilen der contrabirenden Staaten überall gleihmäßig reſpectirt. 

Art. 7. Eine Bifirung der Paßkarten findet nicht ftatt. 

Art. 8. Leder Mifbraud der Paßkarten, wohin insbefondere, außer 
ver Fälſchung verfelben, die Führung einer auf eine dritte Perfon lautenden 
Karte, die wifjentlihe Ueberlaffung der lesteren feitens des Inhabers an 
einen Anvern zum Gebrauche als polizeiliches Yegitimationsmittel oder die 
fälichliche Bezeichnung von Perfonen als Familienglieder oder Dienftboten 
(Artikel 3.) zu rechnen ift, unterliegt den mit Rückſicht auf die in den ein- 
zelnen Staaten beftehbende Polizei- und Griminalgefeggebung feftzufegenven 
Strafen, melde, außer ihrer Bekanntmachung im verfaffungsmäßigen Wege, 
auch auf ver Paßkarte felbit zu vermerken find. 

Art. 9. Jeder Angebörige eines der contrahirenden Staaten, welder 
außerhalb deſſelben reijet, ohne einen Pak (Wanderbuch) oder eine Paßkarte 
zu führen, bat zu gewärtigen, daß gegen ihn nach den wegen der nicht legi- 
timirten Fremden beftebenven Borjchriften verfahren, insbefondere, daß er 
von der Weiterreife bis zu geführter Legitimation ausgefchloffen wird. 

Art. 10. Die Aufficht über den Fremden-Verkehr auf ven Eifenbahnen 
wird von den Polizeibeamten der Stationgorte gehandhabt; es bleibt jedoch 
einer jeden der contrabirenven Regierungen überlaffen, nad Ihrem Ermeffen 
den Zügen Begleitungs-Polizeibeamte beizugeben. 

In Fällen fchleuniger polizeilicher Verfolgung eines verbächtigen Indi— 
viduums find die Polizeibeamten des einen der contrabirenden Staaten be— 
fugt, die Verfolgung in die Gebiete der andern fortzufegen, jedoch nicht um 
den Verdächtigen felbft zu verbaften, fondern nur um mit Vermeidung eines 
jeden durch fchriftliche Benachrichtigung entftehenden Aufenthaltes vie nächte 
Polizeibebörde von dem vorwaltenden Sadverhältniffe ſofort mündlich zu 
unterrichten und zu der in der Sache erforderlich fcheinenden Einfchreitung 
aufzufordern. 

Art. 11. Die Beftimmungen der vorftehenden Uebereinkunft treten mit 
dem 1. Januar 1851 in Kraft; mit demfelben Tage erlifcht für die gegen- 
feitigen Beziehungen der contrabirenden Staaten die Uebereinfunft vom 13, 
bis 17. September 184. Die Dauer der Wirffamfeit der gegenwärtigen 
Uebereinfunft wird zunächſt auf den Zeitraum von drei Jahren verabredet. 
Sie ift aber auf je weitere drei Jahre als in Kraft befinvlich für jede ver 
eontrabirenden Regierungen zu betrachten, welche nicht fpäteftens ſechs Mo— 
nate vor dem Ablaufe der Gültigkeit der Uebereinkunft diefelbe gefünpigt bat. 

Art. 12. Vorſtehende Uebereinfunft foll den gegenfeitigen oberiten 
Landesbehörden zur Genehmigung und Beftätigung vorgelegs, und die Aus— 
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wechfelung der darüber ausgefertigten Genehmigungs=Urfunden fobald als 
möglich bewirft werven. 

Zu Urfund deſſen haben die Commiffarien viefelbe eigenhändig unter- 
fchrieben und mit ihren Siegeln verfehen. 

Geſchehen zu Dresden, den 21. Ortober 1850. 


Protocoll. 
Verbandelt Dresden, den 21. October 1850. 

Anwefend für Preußen der Geh. Ober-Reg.Rath Frang, der Geh. 
Leg.-Rath Hellwig; für Baiern der Leg.-Rath Kammerherr Frhr. von 
Zautpböug; für Sachjen ver Geh. Reg.-Rath Körner; für Hannover 
der PolizeisDirector Dr. Wermutb; für Medlenburg- Schwerin ver Reg.- 
Rath v. Baffewis; für Sadfen- Weimar der Geh. Reg.-Ratb Scham- 
bad; für Sadfen- Altenburg der Regierungs-Director Schuderoff; für 
Sachſen-Coburg-Gotha der Minifterial-Ratb Brüdnerz für Braunſchweig 
der Kreis- Director Kammerherr v. Hohnhorſt; für Reuß-Plauen Älterer 
und jüngerer Linie der Geh. Neg.-Ratb Schambad; für Schaumburg- 
Lippe der Polizeis Director Dr. Wermutb; für Bremen der Senator Dr. 
Olbers; für Hamburg der Dr. Afber. 

Nachdem in den ftattgehabten Gonferenzen die Berathung über ven 
Vertrag wegen erleichterter Xegitimationsführung durd Paßkarten in den durch 
die nebenbezeichneten Commifjarien vertretenen Staaten beendigt worden war, 
wurde für nötbig erachtet, Die zur Ausführung dieſes Vertrages erforder: 
lichen gemeinfamen Anoronungen in nähere Erwägung zu ziehen. 

In Folge deſſen einigten ſich die Commiffarien, unter Vorbehalt ver 
Genehmigung ihrer refp. Regierungen, über folgende Feftfegungen: 


1. Formular der Paßffarten. 


Sämmtliche Papfarten follen nad dem anliegenden Formulare ausge: 
fertigt werden, und demzufolge auf der erften Seite: 
1) das Wappenſchild des betreffenden Staateg, 
2) das Stalenderjahr, auf weldes die Paßkarte lautet, 
3) den Namen, Stand und Wohnort des Inhabers, 
4) die Firma der augfertigenden Behörde mit der Namensunterfchrift und 
beigedrudtem Ziegel, und 
5) die Nummer des Paßkarten-Journals; 
auf der zweiten Seite: 
6) Das Signalement des Inhabers in den angegebenen vier Rubrifen, und 
7) deilen Namensunterfchrift, 
fo wie endlich auf dem Rande 
8) die Dinweifung auf die gegen den Mißbrauch der Paßfarten in dem 
betreffenden Staate beftebenden Strafbeftimmungen (Artifel 8. des 
Vertrages) 
enthalten. 


2. Anfertigung und Farbe derjelben. 


Der wünſchenswerthen Gleihförmigfeit wegen werden fämmtliche in den 
contrabirenden Staaten auszugebende Paßkarten in einer Officin angefertigt. 

Für die nächften drei Sabre wird die preußifche Negierung, wie bisher, 
diefe Anfertigung veranlaffen. 

Im Sabre 1851 follen blaue Paßfarten nach dem anliegenden Mufter 
zur Anwendung fommen. Für die folgenden beiden Jahre wird die preu- 
Bifche Regierung die zu wählenden Farben den betbeiligten Regierungen in 
Vorſchlag bringen, 
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3, Paßkarten-Journal. 


Die mit der Ausfertigung von Paßfarten beauftragten Behörden follen 
angewiefen wegden, ein Pahfartens journal zu führen, in welches die aus— 
gefertigten Paßkarten unter fortlaufender Nummer einzutragen find. Die 
Nummer des Journals muß auf der Paßkarte vermerft werden. 

Ob über die produeirten Paßkarten ein Journal zu führen fei, bleibt 
der Beftimmung der betheiligten Regierungen überlaffen. 


4. Ausfüllung des Signalements,. 


Da das den Paffarten einzuverleibende Signalement fib nur auf vie 
wejentlichften Kennzeichen erftreden fann, mithin eine genaue Angabe derſel— 
ben um fo unerläßlicher erfcheint, hierbei aber, und insbefonvdere bei Aus— 
füllung der Rubrik „befondere Kennzeichen” häufig Mängel in ver Bezeidh- 
nung wahrgenommen worden find, jo wird für nöthig erachtet, daß ven 
ausftellenvden Behörden eine forgfältige und genaue Ausführung der angege- 
benen Rubrifen des Signalements befonders zur Pflicht gemacht werde, 


5. Rüge vorfommender Berftöße. 


Um eine genaue Befolgung der in Gemäßheit des Vertrages und ber 
zu deffen Ausführung ergebenden Vorſchriften zu fichern, follen die Polizei- 
bebörden angewiefen werden, die von ihnen wahrgenommenen, bei der Aus- 
fertigung von Paßkarten an anderen Orten begangenen Verftöße der ihnen 
vorgefegten Behörde anzuzeigen, damit diele Berjtöße zur Kenntniß der vor: 
gefegten Inftanz derjenigen Behörde gelange, welche ven Berftoß begangen bat. 

6. Gefhäftsgang. 

Es erfcheint zwedmäßig, daß, jo lange das Bedürfniß nicht ein aber: 
maliges Zufammentreten von Commiſſarien der contrahirenden Staaten er- 
beifcht, eine Berabrevung über den Weg getroffen werde, auf weldhem Wahr: 
nebmungen und Borfchläge einer einzelnen Regierung in Beziehung auf die 
Ausführung des Vertrags zur Kenntniß der übrigen Staaten zu bringen 
find, und auf welchem eine Einigung über etwa zu treffende Maßregeln in 
möglichft kurzer Friſt herbeizuführen ift. 

Die preußifche Regierung erbietet fi, dergleichen Wahrnehmungen und 
Vorſchläge, welche ihr von irgend einer Seite ber zugeben, den übrigen be— 
theiligten Staaten mitzuibeilen, deren Erklärungen entgegenzunehmen, und 
von dem Ergebniß fämmtliche Regierungen in Kenntniß zu fegen. 


7. Gegenfeitige Mittbeilung der erlaffenen Berorpnung. 


Jede der contrabirenden Regierungen verpflichtet fi, die in Beziehung 
auf den Bertrag erlaffenen und nod zu erlaflenden Berorbnungen und In— 
firuetionen den übrigen Regierungen mitzutheilen. 

Nicht minder wird jede Regierung diejenigen Behörden, welche fie zur 
Ertheilung von Paßkarten in ihrem Gebiete ermächtigt bat, den übrigen be- 
Rn Regierungen bezeichnen. 

eide Mittheilungen fünnen auf dem unter Nr. 6 bezeichneten Wege 
gemacht werden. 


8 Nadhträglide Einladung an Kurbeffen und die anbalti- 
nifhen Regierungen zum Beitritt. 


Mit Rüdficht darauf, daß die dem Paßfartenvereine fchon angebörigen 
Regierungen von Kurbeifen und den anhaltiniſchen Herzogthümern bei ven 
gegenwärtig gefchloffenen Berathbungen durd Commiſſarien nicht vertreten 
gewejen find, follen die gedachten Regierungen durch das preußiſche Gou- 
vernement zum Beitritte zu der heute unterzeichneten Lebereinfunft eingela- 

17 


258 


den, und falls fie ihren Beitritt erflären, fo betrachtet werden, als wenn fie 
an dem Abfchluffe diefer Uebereinkunft felbft Theil genommen hätten. 
Geſchehen wie oben. 


® 
7. Sraunfhweig. 
(8. aub Zollverein.) 


1. Kaifer Marimiliand Il. Erpectanzverleihung auf Grubenbagen. 1564. 


Wir Maximilian der Ander von golles gnaden Erwelter Römischer 
Kaiser etc.’ Bekhennen für vns vnnd vnsere nachkomen am Reiche offentlich 
mit disem brief vnnd thun khundt aller menigelich: Das wir güellich han 
gesehen vnnd beiracht die sonndere stele allection lieb vnnd zunaigung, 
damit des Hochgebornnen Joachimen Marggrauen zu Brandenburg elc. vnsers 
lieben Ohaims vnnd Churfürsten vorfaren vnnd sein Lieb selbs weilennd 
vnnsern Vorfaren am Reiche Römischen Kaisern vnnd Künigen vns vnnd 
dem heilligen Reiche vnnd vnserm löblichen Hausz Österreich iederzeit zu- 
gelhan vnnd verwandt gewest vnnd noch, Auch die gelrewen angenemen 
nulzlichen vnnd ersprieslichen diennst, so gemelts vnsers lieben Ohaims 
vnnd Churfürsten vorfarn vnnd sein Lieb selbs weilennd vnnsern Vorfaren, 
Auch vns vnnd dem heilligen Reich vnnd vnserm löblichen Hausz Österreich 
in manigfaltig wege mit sonderm genaigtem vleis vnuerdrossenlich erlzaigt 
vnnd bewisen, Sein Lieb auch hinfüro nit weniger zu thun gehorsamlich 
vrpitlig ist auch wol ihun mag vnnd solle Vnnd darumb zu ains thails 
ergetzlichait gedachls vnsers Oehaims des Churfürsten zu Brandenburg Vor- 
faren, auch seiner Lieb selbs vnsern Vorfaren am Reich auch vns gelaistel 
getrewer diennst mit zeillichem wolbedachtem muelh, guelem Rath vnnd 
rechter wissen gedachtem vnserm lieben Ohaimen vnnd Churfürsten Marg- 
graue Joachimen zu Brandenburg etc. vnnd seiner Lieb mandlichen ehe- 
lichen leibs erben dise genedige zusag vnnd vertröstung gelhan vnnd 
Exspectantz gegeben haben — Vnnd thun das hiemit von Römischer Kaiser- 
licher macht wissentlich in crafft ditz brieues, also da sich über kurlz oder 
lang zutragen, das der mendlich stam der Jeiz Regierenden Fürsten von 
Braunschweig zum Grobenhagen gantz vnnd gar abgeen vnnd aufhören 
wurde, alsdann solch Fürstenthumb mit allen seinen Regalien, Grafschafften, 
Herrschafften, Manschafflten, Lehenschaften, Herrlichaiten, Wildpannen, Ehren, 
Wirden, Gerichtszwengen, Schlössern, Stetten, Flecken, Merckten, Dörffern 
vnnd guetern so vil dessen von vns vnnd dem heilligen Reich zu lehen 
rüert, auch derselben aller Privilegien, Freihaiten, Rechten, gerechtigkaiten 
vnnd zugehörungen, wie solches obgemelte Jetz Regierende Fürsten zu 
Braunschweig zum Grobenhagen Innhaben, auf obgemelten vnsern lieben 
Oehaim vnnd Churfürsten Marggraue Joachimen zu Brandenburg vnnd seiner 
Lieb cheliche mandliche Leibs Erben erblich fallen komen. Vnnd Inen so 
bald sich obgemelter Fall obgehörler massen zulregl von vns vnnd vnsern 
Nachkomen am Reiche vor meniglich zu rechten manlehen verliehen vnnd 
zuegestelt Vnnd darüber nottürflige Lehenbrieff wie sich gebürt verfer- 
tigt werden. 

Vnnd gemelter vnser lieber Ohaim vnnd Churfürst vnnd seiner Lieb 
Mandliche eheliche leibs erben obberüert Fürstenihumb Braunschweig zum 
Grobenhagen sambt desselben zugehörigen Grafschafllen etc. alsbaldt nach 
obangetzognem fall auf erlangte vnnser oder vnserer Nachkomen am Reich 
belehnung eintzunemen Vnnd damit als vnserm vnnd des Reichs Aigenthumb 
vnnd irem Lehen zu Ihuen vnnd zu hanndlen guet fueg vnnd macht haben 
Inen auch auf obberürten fall zur Possession obberürts Fürstenihumbs vnnd 
desselben zugehörigen Grafschafllen etc. vor menigelich one allen verlzug 
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oder verwaigerung verholffen werden solle -- Wir oder vnnsere Nachkomen 
am Reiche sollen vnnd wellen auch wider dise vnsere Kaiserliche Zusag 
vnnd Expeclantz oder derselben zu nachtail weder aus aigner bewegnus 
noch auf Jemandts anhalten nichts bewilligen noch ausgeen lassen — Da 
es aber villeicht aus vergessenhail oder auf Jemands anhalten oder in 
andere wege wie das were beschehe, solle doch dasselb kain crafft noch 
macht haben, sonndern nichtig vnnd von vnwirden vnnd vilgedachlen vnsern 
lieben Oehaim dem Churlürsten zu Brandenburg vnnd seiner Lieb mandlichen 
ehelichen leibs Erben an diser vnnserer Zusag vnnd Expectantz one allen 
nachtail vnnd schaden sein — Dann wir solches alles sovil es diser vnnser 
Zusage vnnd Expeclantz zuwider sein angelzogen oder gedeutet werden 
möchte Jeiz alsdan vnnd dann als Jetz für nichtig, crafftlos vnnd vnpündig 
erkennen ercleren -— Dasselb auch für vns vnnd vnser Nachkomen am 
Reich aus Römischer Kaiserlicher macht, volkomenhait vnnd rechter wissen 
aufheben, cassieren, abthuen vnnd vernichten. Auch hiemit also aufgehebt, 
cassiert, abgelhan vnnd vernicht haben wellen ete. — Mit vrkhundt ditz 
Brieues besiglet mit vnserm Kaiserlichen anhangendem Insigl — Geben in 
vnser Stat Wien den lelzten Augusti Nach Christi vnsers lieben herren 
vnnd Seligmachers geburt 1500 vnnd im 64., Vnserer Reiche des Romischen 
vnnd Hungerischen im Andern vnnd des Behaimischen im Sechtzehennden — 
Jaren. Maximilian. 


2. Kaifer Marimilians II. Erpectanzverleibung auf Braunfchweig und 
Grubenbagen. 1574. 


Wir Maximilian, der Ander, von Gottes gnaden Erwelter Römischer 
Kaiser zu allen Zeiten mehrer des Reichs, Inn Germanien, zu Hungern, 
Behaimb, Dalmatien, Croatien vnnd Sclavonien elc. König, Ertzhertzog zu 
Oesterreich, Hertzog zu Burgundt, zu Brabant, zu Steier, zu Khärndten, 
zu Crain, zu Lützemburg, zu Wirtemberg, Ober- vnd Nieder-Schlesien, 
Fürst zu Schwaben, Marggraue des heiligen Römischen Reichs, zu Burgaw, 
zu Märhern, Ober- vnnd Nieder-Lausnitz, Gefürster Graue zu Habspurg, 
zu Tyrol, zu Phierdt, zu Kiburg vnnd zu Görtz etc., Lanndigraue zu Elsas, 
Herr auf der Windischen Marckh, zu Portenau vnnd zu Salins etc. —Be- 
khennen für vnns vnnd vnnser Nachkhomen am Reich, offenntlich mit diesem 
Brief. — Nach dem wir hieuor auf vnnderthenig ansuechen weilandt den 
Hochgebornen vnnserm lieben Ohaim Schwager vnnd Churfürsten Marggraf 
Joachim zu Brandenburg, mit dem Anfall an dem Hertzogthumb Groben- 
hagen Allergenedigist begnadigt, darüber auch Seiner Lieb gepürlichen 
Schein miltgethaill — Vnnd sich aber dar sider verschines der ringern zall. 
Sibentzigisten Jahrs zugetragen, Das der Hochgeborn Julius Hertzog zu 
Braunschweig vnnd Lünenburg, vnnser lieber Ohaim, Guatter vnnd Fürst, 
von sein vnnd aller annderer Hertzogen zu Braunschweig vnnd Lünenburg 
wegen mit den Fürstenthumben Braunschweig vnnd Lünenburg, wie die- 
selben Ire vorfordern, Fürsten zu Braunschweig vnnd Lünenburg vnnd Sy 
biszhero Inngehabt, genossen, gebraucht vnnd herbracht, nichts aussge- 
schlossen, so von vnns vnnd dem Heiligen Reich zu Lehen rüeret, In 
gemainschafft vnnd versamblet empfangen. — Dessen sich aber der auch Hoch- 
geborn Johann Georg Marggraf zu Brandenburg, zu Stettin, Pommern, der 
Cassuben vnnd Wennden Hertzog, Burggraf zu Nürmberg vnnd Fürst zu 
Rugen, des heiligen Römischen Reichs Ertz-Cammerer, vnnser lieber Ohaim 
vnnd Churfürst, bey vnns ellicher massen beschweret, mit vermeldung das 
solche gesampte Hanndt aller Hertzogen zu Braunschweig, Seiner Lieb an 
obangeregter anwartung zu dem Hertzogthumb Grobenhagen, etwas prae- 
judicial vnnd nachthaillig fallen wolte, Vnnd darauf gehorsambs vleis ge- 
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petten, Sintemal Sein Lieb gleichwol gedachter von Braunschweig gesambte 
Belehenung, deren zwischen seiner vnnd Irer Liebden verwandinus vnnd 
Freundtschafft halben, vngern widerfechten, Herwider aber auch das 
unzweifelich verlrawen zu vnns Irüegen, das wir Seiner Lieb vnnd dero 
Voreltern wolerlanngte Privilegien, Freyhaiten vnnd gerechtigkhaiten, vil- 
mehr zu mehren, dann zu schmelern genaigl weren, Wir geruechten Seiner 
Lieb zu genaden vnnd guelem vnnd In erwegung das durch vorgemelte 
aller Hertzogen zu Braunschweig vnnd Lünenburg versamblung, die Sachen 
dahin kommen, Das Sein Lieb oder Ire Erben, wann Sy vnnserer Begnadung 
an der Hertzogen zu Grobenhagen Lannden etwas geniessen solten, nicht 
allain der Hertzogen zu Grobenhagen, sonnder aller Hertzogen zu Braun- 
schweig vnnd Lünenburg vnnd Irer aller Erben, Thötlchen Abganng er- 
warten müessten, mehr gemelte anwartschaflt, auf der Hertzogen zu 
Grobenhagen Landt allergenedigist zu erweittern, vnnd Seiner Lieb vnnd 
deren Erben auf den fahl, Wann alle Hertzogen zu Braunschweig vnnd 
Lünenburg vnnd derselben Erben, für vnnd für, one Manliche Leibs Lehens 
Erben absturben, die anwartung an aller Irer Liebden Braunschweigischen 
vnnd Lünenburgischen Landen, so vil deren von vnns vnnd dem Heiligen 
Reich zu Lehen rüeren, zu bewilligen. — Das wir demnach güellich ange- 
sehen solch Seiner Lieb vleissig pilten, Auch die gelrewen, angenemen, 
nutzlichen vnnd erspriesslichen dienst, So Sein Lieb vnnd weilendt dero 
Vorfordern Marggrauen vnnd Churfürsten zu Brandenburg, weilendt vnnsern 
vorfahren am Reich, Römischen Kaisern vnnd Künigen, vnns vnnd dem 
heiligen Reich vnnd vnnserm löblichen Haufz Oesterreich In manigfellig 
weeg mit sonnderm genaigten willen vnnd gehorsamb vnuerdrossenlich 
erzaiget und bewisen, Sein Lieb auch hinfüro nit weniger zu Ihun erpielig 
ist, Auch wol thuen mag vnnd soll. — Vnnd darumb zu desto mehrer 
ergetzligkait derselben mit zeitlichem wolbedachtem mueth, guetem Rath 
vnnd Rechter wissen, gedachtem vnnserm lieben Ohaim vnnd Churfürsten 
Marggraf Johann Georgen zu Brandenburg etc. vnnd Seiner Lieb Mann- 
lichen Ehelichen leibs Erben Dise genad vnnd Expectantz gegeben haben — 
Thuen das hiemit von Römischer Kaiserlicher macht wissenntlich In Chrafft ditz 
Briefs, Also, da sich vber khurlz oder lanng zutragen, das der Mänlich Stamm 
der Fürsten zu Braunschweig vnnd Lünenburg, gantz vnnd gar abgehn vnnd 
aufhören wurde, das alsdann solch Fürstenthumb mit allen vnnd Jeden 
Iren Regalien, Graffschaflten, Herrschaften, Manschafflen, Lehenschafften, 
Herrligkhailen, Wildipannen, Ehren, Wirden, Gerichtzwengen, Schlössern, 
Stetten, Fleckhen, Märckhten, Dörffern vnnd güeltern, souil deren von 
vnns vnnd dem Heiligen Römischen Reich zu Lehen ruert, Auch derselben 
aller Privilegien, Freyhaiten, Rechten, gerechtigkaiten vnnd Zugehörungen, 
wie solches obgemelte letz Regierende Fürsten zu Braunschweig vnnd 
Lünenburg Innhaben, auf obgemelten vnnsern lieben Ohaim vnnd Chur- 
fursten Marggraf Johan Georgen zu Brandenburg vnnd Seiner Lieb Ehliche 
Manliche leibs Erben oder derselben Erbens Erben Erblich fallen, kommen, 
vnnd Inen, so baldt sich obgemelter fahl, obgehörter massen, zutregt, von 
vnns vnnd vnnsern. Nachkhomen am Reiche, vor meniglich zu Rechtem 
Mannlehen verlihen vnnd zugestellt, vnnd darüber noltürfftige Lehenbrief, 
wie sich gepürt, verferttigt werden, vnnd gemelter vnnser Oehaim der 
Churfürst vnnd Seiner Lieb Mannliche eheliche Leibs Erben oder dero 
Erbens Erben obberüerte Fürstenthumb Braunschweig vnnd Lünenburg mit 
derselben zugehörigen Grafschafften, Herrschaften, Schlössern, Sletten, 
Fleckhen, Märckhten, Dörffern, Privilegien, Rechten, gerechtigkhaiten vnnd 
Zugehörungen, wie obsleel, Alsbaldt nach obangezogenem fall auff erlanngte 
vnnser oder vnnserer Nachkhomen am Reich belehenung eintzunemen, vund 
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damit, als vnnserm vnnd des Reichs Aigenthumb vnnd Ihrem Lehen zu 
thuen, vnnd zu handlen, guet fueg vnnd macht haben, Inen auch auf ob- 
berürten fall zu Possession obberüerts Fürstenthumbs vnnd desselben zu- 
gehörigen Grafschafflen, Herrschafflen, Schlössern, Stetten, Fleckhen, 
Märckhten, Dörffern, Privilegien, Rechten und gerechtigkaiten vor meniglich 
one allen verzug oder verwaigerung verholffen werden solle — Wir vnnd 
vnnsere Nachkhomen am Reich sollen vnnd wollen auch wider dise vnnsere 
Kaiserliche Zuesag vnnd Expectantz oder derselben zu nachtail, weder 
ausz aigner bewegnus, noch auf Jemants anhalten, nichts bewilligen noch 
auffgehen lassen, Da es aber villeicht aus vergessenhait oder auf Jemants 
anhalten, oder In anndere weege, wie das were, beschehe, solle doch 
dasselbig khain Crafl, noch macht haben, sonndern nichtig vnnd von 
Unwirden vnnd vilgedachtem vnnserm Oehaim dem Churfürsten zu Branden- 
burg vnnd Seiner Lieb Mannlichen Ehelichen Leibs Erben, an diser vnnserer 
Zusag vnnd Expectantz one allen nachtail vnnd schaden sein. Dann wir 
solches alles souil es diser vnnserer Zusag vnnd Expectantz zuwider sein, 
angezogen oder gedeültet werden möchte, Jetz alszdann, vnnd dann als 
Jetzt, für nichtig, Craffllos vnnd vnpündig erkennen, ercleren dasselb auch 
für vnns vnnd vnnser Nachkhomen am Reich aus Römischer Kaiserlicher 
macht volkhommenhait vnnd Rechter wissen, aufheben, Cassieren, abthuen 
vnnd vernichten, auch hiemit also aufgehebt, Cassiert, abgethon vnnd ver- 
nicht haben wollen — Doch Inn annder weeg vnns, vnnd dem heiligen 
Reiche an vnnseren Obrigkhaiten vnnd Rechten, der Anschleg vnnd annders 
halben, vnnd sonnst menigelich an seinen gerechtigkhaiten vnuergriffen 
vnnd vnschedlich, Auch also, das vilgemelter vnnser lieber Ohaim der 
Churfürst zu Brandenburg vnnd Seiner Lieb Eheliche Mannliche Leibs 
Erben auf obangezognen fall obberüerte Fürstenthumb Braunschweig vnnd 
Lünenburg, sambt derselben zugehörigen Grafschafften, Herrschafften, Mann- 
schafften, Lehenschafften, Stetten, Schlössern, Fleckhen, Märckhten, Dörffern, 
vnnd anndern seinen Rechten vnnd gerechligkaiten, souil deren von vnns 
vnnd dem Heiligen Reich zu Lehen rueren, Wann vnnd so oflt das zu 
fellen kombt, von vnns vnnsern Nachkomen vnnd dem Reich zu Lehen zu 
erkennen vnnd zu emphahen. Vnnd derwegen gewonlich Phlicht, vnnd 
alles annders, das sich dauon gepurth, vnnd von alter herkommen ist, zu 
Ihun schuldig sein sollen — Mitt vrkhundt ditz Brieffs besigelt mit vnnserm 
Kaiserlichen Anhanngennden Innsigel. Geben Inn vnnser Statt Wienn, den 
zehenden Tag des Monats Juny. Nach Christi vnnsers lieben Herren 
gepurdt Fünfftzehenhundert vnnd Im vier vnnd sibentzigisten — Vnnserer 
Reiche des Römischen Im zweflten, des Hungerischen Im Aindlfen des 
Beheinischen Im Sechs und Zwaintzigisten Jaren. 
Maximilian. 


3. Weſerſchiffahrts-Acte vom 10. September 1823 nebft den darauf bezüg— 
lichen Verträgen. 


(8. Bremen.) 


4. Grflärung wegen der verabredeten Maafregeln zur Verhütung der Forftfrevel 
in ben Grenzwaldungen. 23. Januar 1827. 


Nachdem die Föniglich preußifche Regierung mit der berzoglich braun- 
fchweigifchen Regierung übereingefommen ift, wirffamere Maafregeln zur 
Verhütung der Korfifrevel in den Grenzwaldungen gegenfeitig zu treffen, 
erflären beide Regierungen Folgendes: 

Art. 1. E38 verpflichtet un ſowohl die Füniglich preußifche als die 
herzoglich braunfchmeigifche Regierung, die Forftfrevel, melde ihre Unter 
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thanen in ven Waldungen des andern Gebiets verübt haben möchten, ſo— 
bald die betreffenden Forftbevienten oder Beamten, welde darauf mit zu 
achten haben, davon Kenntniß erhalten, unterfuchen und beftrafen zu laffen. 
Die königlich preußifchen Gerichte werden in folden Fällen die in Preußen 
— Geſetze zum Grunde legen, und auch die herzoglich braunſchweigiſche 

egierung macht ſich anheiſchig, die herzoglich braunſchweigiſchen Gerichte 
anzuweiſen, in ſolchen Fällen, wo von braunſchweigiſchen Unterthanen in 
Forſten des königlich preußiſchen Territorii gefrevelt worden, nach den anjetzt 
beſtehenden im Ganzen gelindern königlich preußiſchen Geſetzen zu erkennen. 
Sollte jedoch in Zukunft etwa eine Veränderung in der Geſetzgebung über 
die Forſtfrevel in dem einen oder andern Lande getroffen werden, ſo wollen 
die beiderſeitigen Regierungen ſich auf ſolchen Fall ein anderweites Ueber— 
einkommen vorbehalten. 

Art. 2. Don den beiderſeitigen Behörden’ ſoll zur Entdeckung der 
Frevler alle mögliche Hülfe geleiftet werden, und namentlich wird geftattet, 
daß die Spur ber Frevler durch die Förfter oder Waldwärter und das 
Polizei Militär bis auf eine Stunde Entfernung von der Grenze verfolgt 
und Hausfuchungen, ohne vorherige Anfrage bei den obrigfeitlihen Behörden 
und Aemtern, auf der Stelle, jevoh nur in Gegenwart und nad den An— 
ordnungen des zu diefem Behufe mündlich zu requirirenden Bürgermeifters 
oder Ortsvorſtehers, vorgenommen werden. 

Art. 3. Bei diefen Hausfuchungen muß der Ortsvorfteher fogleich ein 
Protofoll aufnehmen, und ein Eremplar dem requirirenden Angeber ein: 
bändigen, ein zweites Eremplar aber feiner vorgefegten Behörde (Landratb 
oder Beamten) überfenden, bei Vermeidung einer Polizeiftrafe von 1 bie 
5 Thlr. für denjenigen Ortsvorſteher, welcher der Nequifition nicht Genüge 
leiftet. Auch fann der Angeber verlangen, vaß ver Förfter, oder in deſſen 
Abwefenheit der Waldwärter des Orts, worin die Hausfuchungen vorge 
nommen werden follen, dabei zugezogen werde. 

Art. 4. Für die Conftatirung eines Forftfreveld, welcher von einem 
Angehörigen des einen Staats in dem Gebiete des Andern verübt worden, 
ſoll den vfficiellen Angaben und Abichägungen des competenten Forft- oder 
Polizeibeamten des Orts des begangenen Frevels die volle gefegliche, zur . 
Berurtheilung des Befchuldigten hinreichende Beweisfraft, von ver zur 
Aburtelung geeigneten Gerichtöftelle beigelegt werden, wenn diefer Beamte, 
der übrigens feinen Denuncianten- Antbeil an den Strafgelvern und feine 
Pfandgelder zu genießen bat, vor Gericht auf die wahrheitmäßige, treue 
und gewiflenhafte Angabe feiner Wahrnehmung und Kenntniß eidlich ver: 
pflichtet worden. 

Art. 5. Die Einziehung der Gerichtsfoften und Pfandgebühren ver: 
bleibt demjenigen Staate, in welchem ver verurtbeilte Arevler wohnt. Die 
nad preußifchen Gefegen zu erfennende Strafe und der Erfaß des tar: 
mäßigen Werths des entwendeten Da fällt dem Waldeigenthümer anbeim. 
In folden Fällen, wo der Holzdieb nicht vermögend ift, die Geldftrafe ganz 
oder zum Theil zu erlegen, und mo Gefängnißftrafe eintritt, ſoll legtere 
niemals nad der Wahl des Wald» Eigenthümers in Forftarbeit verwandelt 
werben fünnen. 

Art. 6. Den unterfuchenden und beitrafenden Behörden in den kö— 
niglich preußifchen und in ven berzoglid braunfchweigifchen Staaten wird 
zur Pflicht gemacht, die Unterfuchung und Beftrafung der Forftfrevel in 
jedem einzelnen Kalle fo fchleunig vorzunehmen, als es nad der Verfaffung 
des Landes nur immer möglich fein wird. 

Art. 7. Gegenmwärtige, im Namen Seiner Majeftät des Königs von 
Preußen und Seiner Durdlaudt des Herzogs von Braunfchweig zweimal 
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gleichlautend ausgefertigte Erflärung foll, nad erfolgter gegenfeitiger Aus— 

— Kraft und Wirkſamkeit in den beiderſeitigen Landen haben, und 

öffentlich befannt gemacht werden. So geſchehen Berlin, ven 23. Januar 1827. 
L. S.) 


Königl. preuß. Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten. 
von Schönberg. 


5. Durchmarfch: und Gtappen:Convention. 8. September 1835. 


Das unterzeichnete föniglich preußifche Minifterium der auswärtigen 
Angelegenheiten erklärt bierdurh, daß, nachdem die zwiſchen ver königlich 
preußifchen und ver herzoglich braunſchweig-lüneburgiſchen Regierung unterm 
23. December 1817 abgeſchloſſene und am 12, —— 1818 ratificirte 
Durchmarſch- und Etappen-Convention bereits mit dem Jahre 1827 abge⸗ 
laufen iſt, und ſeitdem nur ſtillſchweigend fortgedauert hat, das gegenſeitige 
Bedürfniß aber eine Modification mehrerer darin enthaltener Beſtimmungen 
erheiſcht, die beiderſeitigen betreffenden Miniſterien, kraft der ihnen von ihren 
Gouvernements ertheilten Autoriſation, nachſtehende anderweite Uebereinkunft 
verabredet und geſchloſſen haben: 

$. 1. Die Militairftraßen, welche für das marſchirende königlich preu— 
ßiſche Militair durch die herzoglich braunſchweigiſchen Lande führen, begreifen 
folgende Linien in ſich: 

A. die Hauptftraße, welche über Halberftadt und Hildesheim führt, 
und den Haupt-Etappenort Wolfenbüttel mit den dazu gehörigen Etappen: 
Bezirken berührt; derfelben werden 

a) für kleinere Durchmärfche unter dem Beftande eines ganzen Bataillons 
oder Escadrond der Etappe Wolfenbüttel folgende Ortſchaften zugelegt, 
nämlich Linden, Wendeſſen, Halcter, Monplaifir, Groß-Stödheim, 
Thiede, Fümmelfe, Atzum und Ablum; 

b) für Durdmärfche eines oder mehrerer Bataillone werden außerdem 
noch hinzugefügt, die Ortichaften Groß-Denfte, KleinsDenfte, Apeln- 
ſtedt, Neindorf, Leinde, Immendorf, Adersheim, Drütte, Beddingen, 
Geitelde, Steterburg und Nortenhof, Blekenſtedt, Sauingen und 


Uefingen. 
Auf derſelben kann, erforderlichen Falls, für Artillerie die Straße über 
Braunſchweig benutzt werden. 


Die Entfernung beträgt von 
Groß-Lafferde 3%, Meilen, 
Wolfenbüttel nach Dardeshbeim 4 P 
Dfterwied 3 P 
B. Straße, welde von Groß-Lafferde über Lehndorf nebft Delper, fo 
wie über Lehre und Vorsfelde nah Debisfelde führt, und für Remonte- 
Commando’3 des 7. und 8. Armeecorps nah den Marfen und nad Pom- 
mern einzig und allein beftimmt ift. 
Die Entfernung beträgt: 


von Groß-Lafferde nad Delper 3 Meilen, 
von Delyer nad Lehre . i 2,» 


von Lehre nad Debigfelde . . . . 4 > 

C. Straße, weldhe von Hörter nach Hildesheim führt und den Haupt- 
Etappenort Efchershaufen berührt. Derfelben werden bei fleineren Durch— 
märfchen bis zu einem Bataillon oder einer Esradron, die im Umkreiſe 
von '/, Stunde, bei größeren Durcdhmärfchen die im Umfreife von 1 Stunde 
von Eſchershauſen belegenen Ortſchaften nad jevesmaliger Defignation der 
berzoglichen Kreisdirection zugelegt. 

Die Entfernung beträgt: 
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son Hörter über Holzminden nad Efchershaufen . . 3 Meilen, 
von Hörter über Holzminden nad Stabtoldendorf . . 3'% ⸗ 
von Eſchershauſen (auf der Route nach Hildesheim) 

WEB MIRTEED: 5: 676 z 

von Stadtoldendorf (auf der Route nach Hildesheim) 

NA TED: 5.0 ee ⸗ 

$. 2. Die durchmarſchirenden Truppen, mit Ausnahme von kleinen 
Detafchements bis 50 Mann, find gehalten, nad jevem, als zum Bezirk 
gehörig, bezeichneten Drte zu geben, welcher ihnen von der Etappenbehörde 
angewiefen wird, e8 fei denn, daß dieſelben Artillerie, Munitions- oder 
andere bedeutende Transporte mit fich führen. Diefen Transporten, nebft 
der zur Bewachung erforderlihen Mannfchaft, müſſen ftets ſolche Ortichaften 
angewiefen werden, welcde hart an der Militairftraße liegen. Andere Ort- 
haften als die eben erwähnten, bürfen ven Truppen nicht angemwiefen 
werden, den Fall ausgenommen, wenn bedeutende Armeecorps in ftarfen 
Echelons marfchiren. In foldhen Fällen werden fich die mit der Dislocation 
beauftragten Dfficiere mit den Etappen-Behörden über einen weiter auszu— 
dehnenden Bezirf vereinigen, 

$. 3. Die durchmarfcirenden Truppen können bloß Ein Nadtquartier 
verlangen. Rubetage, oder noch längere Aufenthalte finden nicht ftatt, mit 
Ausnahme der Remonte-Commando's, für welche zu Wolfenbüttel over Lehn— 
dorf ein Ruhetag bewilligt wird. , 

$. 4. Sämmtlich durd die berzoglich braunſchweigiſchen Lande mar- 
fchirenden Truppen müffen auf vorgenannten Militairftragen mit genauer 
Berüdfihtigung der $. 1. feftgeftellten Etappen-Hauptörter inftradirt fein, 
indem fie fonft weder auf Duartier noh auf Verpflegung Anſpruch 
machen können. 

$.5. Was die Einrichtung der Marſchrouten betrifft, fo können bie 
Marfchrouten für die füniglich preußifchen Truppen, welde durd die ber- 
zoglich braunfchweigifchen Yande marfchiren, nur von dem königlich preußifchen 
Kriegdminifterio und dem General-Commando in Sadfen und Weftphalen 
mit Gültigfeit ausgeftellt werden. In den, von den eben erwähnten Be- 
börden auszuftellenden Marfchrouten ift die Zahl der Mannſchaft CDfficiere, 
Portd'epee⸗Fähnrichs, Compagnie-Chirurgen, Feldwebel, Unterofficiere, Sol: 
daten, Frauen und Kinder) und Pferde, wie die ibnen zufommende Ver— 
pflegung, und der Bedarf der Transportmittel genau zu beftimmen. 

$. 6. Insbeſondere ift darauf zu achten, daß die Behörden von den 
Truppenmärfchen frübzeitig genug in Kenntniß gefeßt werben. 

Den Detafhements bi zu 50 Mann ift Tags zuvor ein Quartier: 
macher vorauszufchiden, um bei ven Etappen-Behörden das Nöthige anzu— 
melden. Bon der Anfunft größerer Detafchements bis zu einem vollen 
Bataillon oder einer Escadron müſſen die EtappensBehörden mwenigftens drei 
Tage vorher benadrichtigt werden. Wenn ganze Bataillons, Escadrons 
oder mehrere Truppen gleichzeitig marfciren, jo müſſen nicht allein Die 
Etappen-Behörden wenigftens 8 Tage zuvor benachrichtiget werden, fondern 
es ſoll aud die berzoglich braunſchweigiſche Regierung wenigftens 8 Tage 
zuvor benachrichtiget und requirirt werden. Außerdem foll, wenn ein oder 
mehrere Regimenter gleichzeitig durchmarſchiren, vem Corps ein commandirender 
Dfficier wenigftend 3 Tage zuvor vorausgeben, um wegen der Dislocation, 
Verpflegung der Truppen, Geftellung der Transportmittel u. |. w. mit der 
die Direetion über die Militairftraße führenden Behörde gemeinfchaftlich die 
nöthigen Vorbereitungen am Etappen-Hauptorte für das ganze Corps zu 
treffen. Diefer commandirte DOfficier muß von der Zahl und Gtärfe der 
Negimenter, von ihrem Bedarf an Verpflegung, Transportmitteln, Tag der 
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Ankunft u. f. w. fehr genau inftruirt fein. Auch Fleine Detafchements unter 
20 Mann follen nie F einen Vorgeſetzten marſchiren. 

$. 7. Einzelnen Beurlaubten und ſonſt nicht im Dienſte befindlichen 
Militairperſonen, wird weder Recht auf Quartier noch auf Verpflegung 
gegeben, wenn ſie ſich nicht durch Marſchrouten als dazu berechtigt aus— 
weiſen; diejenigen Truppen aber, welche zum Quartier und zur Verpflegung 
berechtigt ſind, erbalten ſolche entweder bei den Einwohnern oder in den 
Baracken oder Ordonnanzhäuſern, deren Anlage der herzoglich braunſchwei— 
giſchen Regierung überlaſſen bleibt. Die Utenſilien in den Baracken oder 
Ordonnanzbäuſern beſtehen für ven Unterofficier und Gemeinen in Lagerſtroh, 
einem Hakenbrett, Stühlen, oder hinreichenden Bänken. Jeder Unteroffizier 
und Soldat iſt gehalten, mit der Einquartierung und Verpflegung in den Ba— 
racken oder Ordonnanzhäuſern zufrieden zu ſein, ſobald er dasjenige erhält, 
was er reglementsmäßig zu fordern berechtigt iſt. 

$. 8. Die auf den Durchmarſch, Verquartierung u. ſ. w. bezüglichen 
Geſchäfte, werden auf der Haupt-Etappenftraße ($. 1. A.) durch eine eigene, 
von dem berzoglich braunfchweigifchen Gouvernement dazu beftellte Etappen- 
Behörde zu Wolfenbüttel, und auf den andern beiden Etappenftraßen ($. 1. 
B. und C.) durdy die betreffenden Kreispirectionen und Otsobrigfeiten beforgt. 

Die durchmarfchirenden Truppen, welche, der Marfchroute gemäß, bei 
den Unterthanen einquartiert werden, erhalten auf die Anweifung der vor: 
genannten Behörden und gegen augzuftellende Duittungen der Commanz 
direnden, die Naturalverpflegung vom Duartiermwirthe, indem Niemand ohne 
Verpflegung fernerbin einquartiert werben foll. 

Als allgemeine Regel wird in diefer Hinficht feftgefegt, daß der Offizier 
fowohl als der Soldat mit dem Tifche feines Wirthes zufrieden fein muß. 
Um jedoch fchlechter Befüftigung von Seiten des Wirthes, wie übermäßigen 
Forderungen von Seiten der Soldaten vorzubeugen, wird Folgendes beftimmt. 

Der Unteroffizier und Soldat und jede zum Militair gehörige Perfon, 
die nicht den Rang eines Offizier bat, fann in jedem Nachtquartier, fei 
es bei dem Einwohner oder in den Baraden (Drdonnanzbäufern) verlangen: 
2 Pfund gut ausgebadenes Noggenbrod, '/, Pfund Fleifh und Zugemüfe, 
fo viel des Mittags und Abends zu einer reichlichen Mahlzeit gehört; des 
Morgens zum Frübftüd kann der Soldat weiter nichts verlangen, fo wenig 
er berechtigt ift, von dem Wirthe Bier, Branntwein oder gar Kaffee zu 
fordern; dagegen follen die Ortsobrigfeiten dafür forgen, daß binreichender 
Vorrath von Bier und Branntwein in jedem Orte vorhanden ift, und daß 
der Soldat nicht übertbeuert wird. Die Subaltern-Offiziere bi8 zum Ca— 
pitain exclusive erhalten, außer Quartier, Holz und Licht, das nöthige 
Brod, Suppe, Gemüfe und '/ Pfund Fleifh, Alles vom Wirthe gehörig 
gekocht, aud Mittags und Abende, bei jeder Mahlzeit, eine Bouteille Bier, 
wie es in der Gegend gebrauet wird; Morgens zum Frühftüd Kaffee, Butter- 
brod und '„ Duart Branntwein. Der Capitain fann außer der oben er- 
wähnten Berpflegung des Mittags noch ein Gericht verlangen. 

$. 9. Für diefe Verpflegung wird nad vorgängiger Liquidation von 
dem königlich preußifchen Gouvernement folgende u... bezahlt: 

für den Soldaten . 2 2 2 2 2 4G6Gr. in Golde, 
für den Unteroffjir . » 2 2 0. ds = 2 
für die Frauen diefer beiten Branden . .. 4 sr = s 
für deren Kinder, dafern fie zur Berquartierung 
und Berpflegung durd eine Marfchroute überall 
JakihiE Bub 5-3 2 0 0 ei 
für ven SubalternOffjir . : » 2 20. 0.12 
für ven Gapitain . Be a ee Re SIR 
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Staabsoffiziere, Obriften und Generale beföftigen fich auf eigene ar 
nung in den Wirthshäuſern; in foldhen Orten, wo dieſes nicht thunlich fein 
follte, bezahlt der Staabeoffizier 1 Rtblr. Gold, der Obrift und General 
1 Rthlr. 12 gGr., wogegen ver Duartierträger für reichliche und anftändige 
Koft forgen muß. 

Diefe Vergütung wird von den betreffenden Staabsoffizieren unmittels 
bar berichtigt. 

$. 10. Frauen und Kinder der durchmarfchirenden Offiziere haben feinen 
Anſpruch auf Duartier und Verpflegung, fontern müffen auf eigene Koften 
für ihr Unterfommen forgen. 

$. 11. Sollten bin und wieder durchmarſchirende Soldaten unterwegs 
franf werden, dergeftalt, daß fie nicht füglich gleich weiter transportirt werden 
fönnten, fo follen diejelben auf Koften des Füniglich preußifchen Gouverne— 
ments in einem dazu geeigneten Hospital untergebracht, verpflegt und ärzt— 
lich behandelt werden, worüber man fih mit dem königlich preußifchen 
Etappen-nfpeetor zu Hildesheim berechnen wird. 

$. Die Etappen-Behörden und Orts-Obrigfeiten müffen gebörig 
dafür forgen, daß den Pferden ſtets möglichft gute, reinliche Stallung an- 
gewiefen wird. 

Iſt der Einauartierte mit der feinen Pferden eingeräumten Stallung 
nicht zufrieden, fo bat er feine Befchwerden bei der Ortsobrigfeit vorzu- 
bringen; dagegen iſt es bei nachprüdlicher Strafe zu unterfagen, daß die 
Militairperfonen, welden Rang fie auch baben mögen, die Pferde ver 
Duartierwirthe eigenmäctig aus dem Stalle jagen und ihre Pferde binein- 
bringen lajfen. 

$. 13, Die Fourage-Rationen werden auf Anweifung der Etappen- 
Behörde und gegen Duittung des Empfängers, aus den in den Etappen- 
Hauptorten zu etablirenden Magazinen in Empfang genommen, und bie 
dabei etwa entftchenden Streitigkeiten werden von den Etappen-Behörben 
fofort regulirt. 

Wollen die Gemeinden vie Fourage felbft ausgeben, welches ihnen 
jederzeit frei fteht, oder machen es die Umſtände in den zu den Etappen- 
Bezirken gehörenden bequartierten Ortfchaften nochwendig, daß, weil bie 
Fourage aus den Etappen-Magazinen nicht geholt werden kann, die Nationen 
im Orte felbft geliefert werven müffen, fo bat ebenfalls ein Commandirter 
des Detafchements die Fourage zur weiteren Diftribution von der Orte: 
Obrigkeit in Empfang zu nehmen. Bon ven Quartierwirtben felbft darf 
in feinem Falle glatte oder raube Fourage gefordert werden. 

$. 14. Die Lieferung der Nationen foll in einem von dem königlich 
preußifchen Etappen-nfpector zu Hildesheim zu beftimmenven Zeitraume in 
deijelben oder feines Bevollmächtigten Gegenwart, durd) die h rzoglich brauns 
Ihweigifche Behörde licitirt und dem Minveftfordernden übertragen werben. 

er föniglich preußifche Etappen-Infpector fann darauf antragen, daß 
ein zweiter Picitationstermin anberaumt wird, wenn ihm die Preife zu hoch 
fcheinen, weldes ihm die berzoglich braunſchweigiſche Behörde nit ver- 
weigern fann. . 

In denjenigen Fällen, mo die Fourage nicht aus den Magazinen ge: 
nommen, fondern befonderer Umftände wegen von der Orts-Obrigkeit ge: 
liefert ift, erhält dieſe denſelben Preis, welchen ver Kieferant erhalten haben 
würde, wenn aus dem Magazine fouragirt wäre. 

$. 15. Die Transportmittel werden den durchmarſchirenden Truppen 
auf Anweifung der Etappen-Behörden und gegen Duittung nur infofern 
verabreicht, als deshalb in den fürmlichen Marfchrouten das Nöthige be- 
merft worden, 
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Nur diejenigen Militair-Perfonen,, welche unterwegs erfranft find, Fönnen 
außerdem, uud zwar gegen Quittung und nachdem die Unfäbigfeit zum 
Marſchiren durch das Akten eines approbirten Arztes oder Wunparztes nach— 
gewiefen worden, auf Transportmittel, zur Fortfchaffung in das nächſte 
Etappen⸗Hospital Anſpruch machen. 

$. 16. Wenn bei Durchmärſchen ſtarker Armeecorps der Bedarf der 
Transportmittel für jede Abtheilung nicht beftimmt angegeben worden, und 
demnach diefe Ordnung nicht genau beobachtet werben fann, fo ift ver Com— 
mandeur der in einem Orte bequartierten Abtbeilung zwar befugt, auf feine 
eigene Verantwortung Transportmittel zu requiriren, dieſes muß aber durch 
eine Schriftliche, an die Obrigfeit des Drts gerichtete Requiſition gefcheben, 
welche für die Etellung der Fuhren gegen die bei der Geftellung fogleich zu 
ertheilende Quittung forgen wird. 

Die Quartier machenden Commandirten, dürfen auf feine Weiſe Wagens 
oder Neitpferde für fich requiriren, es fei denn, daß fie fih durd eine 
ſchriftliche Ordre des Negiments-Commandeurs, als dazu berechtigt, legi— 
timiren fönnen. 

8. 17. Die Transportmittel werben von einem Nachtquartier bie zum 
anderen, das heißt, von dem Etappen-Bezirfe bis zum nächſten geftellt, und 
die Art der Geftellung bleibt den berzoglic braunſchweigiſchen Behörden 
gänzlich überlaffen. 

Die durchmarfcirenden Truppen find gehalten, die Transportmittel bei 
der Anfunft im Nachtquartier fofort zu entlaffen, dagegen muß von den 
Behörden dafür geforgt werben, daß es an den nöthigen frifchen Transport- 
mitteln nicht fehle und foldye zur gehörigen Zeit eintreffen. 

$. 18. Die durchmarſchirenden Truppen oder einzeln reifenden Militair: 
perfonen, welde auf der Etappe eintreffen, werden den anderen — 
weiter geſchafft. Sie können nur dann verlangen, denſelben Tag weiter 
transportirt zu werden, wenn deshalb Tags zuvor eine ordnungsmäßige 
Anzeige gemacht worden, widrigenfalls müſſen ſie, wenn ſie gleich weiter 
und doppelte Etappen zurücklegen wollen, auf eigene Koſten Extrapoſt— 
pferde nehmen. 

$. 19. Den betreffenden Offizieren wird e8, bei eigener Verantwortung, 
zur befonderen Pflicht gemacht, darauf zu achten, daß die Wagen unterweges 
nicht durch Perfonen erjchwert werden, welche zum Fahren fein Recht haben, 
und daß die Fuhrleute feiner üblen Behandlung ausgeſetzt find. 

$. 20. Als Vergütung für den Borfpann wird von dem königlich 
preußifchen Gouvernement für jede Meile und für jedes Pferd incl. des 
Wagens, wenn ein folder erforderlich ift, die Summe von 6 gGr. Gold bezahlt. 

$. 21. Die Entfernung von einem Nachtquartier in das andere wird 
der Entfernung des EtappensDauptortes bis zum andern gleich gerechnet, 
die Fuhrpflichtigen mögen einen weiteren oder näheren Weg zurüdgelegt 
haben. Der Weg der Fubrpflichtigen bis zum Anfpannungsorte, wird nicht 
mit in Anrechnung gebradıt. 

$. 22. Die Fußboten und Wegmweifer dürfen von dem Militair nicht 
eigenmädtig genommen, viel weniger mit Gewalt gezwungen werben, fondern 
es find folde von der Obrigfeit des Orts, worin das Nachtquartier ift, 
oder wodurd der Weg gebt, fchriftlicd zu requiriren, und die Requirenten 
baben darüber fofort zu quittiren. Das Botenlohn wird föniglich preußifcher 
Seits für jede Meile mit 4 gGr. Gold vergütet, wobei der Rückweg nicht 
gerechnet wird. 

$. 23. Die Liquidationen der Koften für Verpflegung des durchmar—⸗ 
ihirten königlich preußiichen Militairs in den verfchiedenen, $. 1. genannten, 
Etappen-Bezirfen, fo wie für die geftellten Transportmittel, (mit Ausſchluß 
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der Koften für die Fourage-Nationen, welche von Seiten des Lieferanten 
direct bei der Föniglich preußifchen Etappen-Infpection zu liquidiren find,) 
werben von dem herzoglich braunfchweigifchen Kriegscollegio quartaliter in 
einer Hauptrehnung zufammengeftellt, und nebft den Belegen an vie königlich 
preußifche Etappen-Infpection zu Hildesheim eingefandt, worauf von Seiten 
des königlich preußiſchen Gouvernements die Zahlung erfolgt. 

$. 24. Um die gute Ordnung auf den Etappen aufrecht zu erhalten, 
ift in Hildesheim ein föniglich preußischer Etappen-Inſpector angeftellt worden, 
deffen Beftimmung dahin geht, für die Aufrechtbaltung der Ordnung und 
Richtigkeit der Liquidationen Sorge zu tragen, und etwaigen Beſchwerden 
fo viel wie möglich abzubelfen. 

Beſagter Etappen-Inſpector wird auch die $. 1. genannten Etappen 
unter feiner Inſpection haben. Er bat aber feine Autorität über die her— 
zoglich braunfchweigifchen Unterthanen. 

Dem Etappensnfpeetor wird die Portofreiheit bei Dienftfiegel und 
Eonfignatur der Briefe zugeftanven. 

$. 25. Sollten bin und wieder Differenzen zwifchen ven Bequartierten 
und den Soldaten entftehen, fo werden diefelben von den Etappen-Behörden 
und den commandirenden Offizieren, wie auch von dem Etappen-Inſpector 
gemeinschaftlich befeitigt. 

Die Etappen-Bebörden find berechtigt, jeden Unteroffizier und Soldaten, 
welcher fich thätliche Mifhandlungen feines Wirthes oder eines anderen Unter: 
tbanen erlaubt, zu arretiren und an den Commandirenden zur weiteren 
Unterfuhung und Beftrafung abzuliefern. 

$. 26. Die herzoglich braunfchweigifchen Etappen-Behörden haben ihre 
ftete Sorgfamfeit a zu richten, das es den durchmarſchirenden Truppen 
an Nichts fehle, was dieſelben mit Recht und Billigfeit verlangen fünnen, 
über melden Gegenftand ver königlich preußiſche Etappen-Infpector zu 
Hildesheim gleichfalls zu wachen bat, und bei den Landesbehörden Be— 
ſchwerde führen fann. 

$. 27. Die commandirenden föüniglich preußifchen Offiziere fomohl, als 
die Etappen-Behörden, find anzumeifen, ftets mit Eifer und Ernft dahin 
zu traten, daß zwifchen den Bequartierten und den Soldaten ein guter 
Geift ver Eintracht erhalten werde, und daß die Einwohner in Beziehung 
auf ihre deutfchen Brüder willig diejenigen Laften tragen, welche der Natur 
der Sache nach nicht ganz gehoben, aber durch ein billiges Benehmen von 
beiden Seiten ſehr gemilvdert werden können. 

$ Die vorftehende Etappen-Convention wird von dem 1. Juli 
1835 angerechnet und foll auf zehn Jahre von befagtem Dato als gültig 
abgeſchloſſen fein. 

Es wird damit feſtgeſetzt, daß für den Fall eines in diefer Periode ein- 
tretenden Krieges, den Umftänden nach, die etwa nothwendigen abändernden 
Beftimmungen durd eine befondere Uebereinfunft regulirt werden follen. 

$. 29, Ausfertigungen der gegenwärtigen Uebereinfunft follen zwifchen 
den beiderfeitigen betreffenden Minifterien baldmöglichit aus ehe und 
alsdann den Staatd-Behörden und Unterthbanen zur Nachachtung gehörig 
befannt gemacht werben. 

Die Beftimmungen vorftehender erneuerter Durchmarſch- und Etappen 
Convention haben die Genehmigung Seiner Majeftät des Königs erhalten, 
und ift demzufolge gegenwärtige Ausfertigung verfelben vollzogen worden, 
um gegen eine gleihmäßige Erflärung des herzoglich braunſchweig-lünebur— 
giſchen Staats-Minifteriums ausgewechfelt zu werden, welchemnächſt die erfor- 
derlihen Bekanntmachungen zur Ausführung und Nachachtung erfolgen follen. 

Berlin, den 8. September 1835. 
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6. Abänderung der WUebereinfunft zur Verhütung der Forftfrevel. 
25. Januar/4, April 1839. 


In Betracht des Umftandes, daß der Grund der Beftimmung des 
Artifeld 1. der unter dem 23. Januar und 7. Februar 1827 zur Verhütung 
der Forftfrevel abgeichloffenen Uebereinfunft, zufolge welder herzoglich braun- 
ſchweigiſche Unterthanen wegen der im königlich preußifchen Gebiete began- 
genen Forftfrevel nach den föniglich preußiihen Gefegen beurtheilt werden 
jollen, mit dem Erſcheinen des herzoglich braunfchweigifchen Forſtfrevel— 
Geſetzes vom 26. Juni 1837 zu beftehen aufgehört hat, und ferner in Be: 
tracht, daß die Beitimmung des Artifeld 5. der gedachten Uebereinfunft dem 
beabfichtigten Zwecke einer angemeffenen Beftrafung der Forftfrevler in ihrer 
Ausführung nicht entipricht, find die Föniglich preußifche und herzoglich 
braunfchweigifche Regierung übereingefommen, die gedachten Artifel 1. und 5. 
auf folgende Weife zu modificiren: 

Art. 1. Es verpflichtet fih ſowohl vie königlich preußifche als die 
berzoglich braunfchweigifche Regierung, die Forftfrevel, welche ihre Unter: 
tbanen in den Waldungen des andern Gebiets verlibt haben möchten, fo: 
bald fie davon — erhält, nach denſelben Geſetzen zu unterſuchen und 
zu beſtrafen, nach welchen ſie unterſucht und beſtraft werden würden, wenn 
ſie in inländiſchen Forſten are worden wären. 

Art. 5. Geldbußen, Werths- und Scavenerfag follen dem Wald— 
eigentbümer, Gerichtsfoften, Pfändungs- oder Anmeldungsgebühren aber 
denjenigen Caſſen und Perfonen zufallen, denen fie zufallen würden, wenn 
der Frevel im Inlande verübt wäre. 

Gegen unvermögende Frevler foll ftatt der Geldſtrafe, den beftehenven 
Borfchriften gemäß, Forſt- oder fonftige Strafarbeit verhängt, jedod auf 
Koften und zum Nugen des Staats vollftredt werben, deffen Unterthan ver 
Verurtheilte ift. 

Gegenwärtige, im Namen Seiner Majeftät des Königs von Preußen 
und Seiner Durdlaudht des Herzogs von Braunfchweig zweimal gleich 
lautend ausgefertigte Erflärung foll, nad erfolgter gegenfeitiger Auswechfe- 
lung, in ben beiverfeitigen Landen Kraft und Rirfamfeit erbalten und 
Öffentlich befannt gemacht werden. 

Sp geſchehen Berlin, den 25. — 1839. 

(L. 8.) 
Königlich preußiſches Miniſterium der auswärtigen Angelegenheiten. 
Frh. v. Werther. 


Borftehende Erflärung wird, nachdem fie gegen eine übereinftimmende 
Erklärung des berzoglih braunfchmweigiichen Staatsminifteriums vom 25. 
Februar d. J. ausgewechſelt worden, hierdurch zur Öffentlichen Kenntniß 
gebracht. Berlin, ven 4. April 1839. 

Der Minifter der auswärtigen Angelegenheiten. 
Sch. v. Werther. 


7. Bagabunden: Convention. A. October 1839. 
(S. Hannsper 11.) 


8. GStaatövertrag zwifchen Preußen, Hannover und Braunfchweig über bie 
Ausführung einer Eifenbabn von Magdeburg, Braunfchweig, Hannover 
nad Minden. 10. April 1841; ratificirt 8. Juni 1841. 


Da Seine Majeftät der König von Preußen, Seine Majeftät ber 
König von Hannover und feine Durchlaucht ver — zu Braunſchweig 
und Lüneburg die Abſicht haben, Allerhöchſt und Höchſt Ihre Gebiete durch 
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eine Eifenbahn, welche fih an die von der Königlich Preußifchen Regierung 

bereitö genehmigten Bahnlinien anfchliegen foll, in nähere Verbindung zu 

bringen, jo find zur Feſtſtellung der dadurch entftehenden, eine gemeinfcaft- 

liche Uebereinfunft erfordernden Berbältniffe, zu Bevollmächtigten ernannt: 
von Seiner Majeftät dem Könige von Preußen: 

Alterböhft Ihr Geheimer Ober-Finanzratb Adolph Georg Theodor 

Pochhammer; 
nn Ihr Geheimer Ober: Finanzratb Adolph von Pommer 
e; und 

Allerhöchſt Ihr Geheimer Legationsrath Carl Ludwig Guſtav Bord; 

von Seiner Majeftät vem Könige von Hannover: 

Allerhöchſt Ihr Kammer-Eonfulent Friedrich Ernft Witte; und 

von Seiner Durdhlaudt dem Herzoge zu Braunfhmweig und 

Lüneburg: 

Höchſt Ihr Finanz» Director und Geheimer Legationsrath Auguft 

Philipp Ehriftian Theodor von Amsberg; und 
Höchſt Ihr Minilter-Nefivdent am Königlich Preußifchen Hofe, ver 
— — und Kammerherr Otto Wilhelm Karl von 
oeder, 
welche nach vorhergegangener Verhandlung über folgende Punkte überein— 
gekommen ſind: 

Art. 1. Die königlich preußiſche, die königlich hannoverſche und die 
herzoglich braunſchweigiſche Regierung verpflichten ſich, innerhalb ihres 
Gebiets die Errichtung einer Eiſenbahn von Magdeburg über Oſchersleben 
nach Braunſchweig, Hannover und Minden zu geitatten. 

Zwifchen den oben genannten Orten foll die Bahn in einer ununter: 
brocdhenen fo — Richtung geführt werden, als es die Territorial-, 
Terrain- und Verkehrsverhältniſſe irgend zulaſſen. 

Art. 2. Da die im Art. 1. bezeichnete Eiſenbahn ein zuſammenhängen— 
des Ganzes bilden foll, fo maden die hoben contrahirenden Regierungen 
ſich verbindlich, die Spurweite für diefe Bahn mit der auf den preußifchen 
Eifenbahnen angenommenen von 4 Fuß 8'% Zoll englifch im Lichten ver 
Schienen in Webereinftimmung zu bringen und zu erhalten, 

Art. 3. Es bleibt einer jeden der hohen rontrabirenden Regierungen 
überlaffen, innerhalb ihres Gebietes die Ausführung der Bahn entweder 
felbft zu übernehmen oder eine Gefellfchaft von Privatunternehmern dafür 
zu eonceffioniren, in weldem lestern alle den conceffionirten Geſellſchaften 
diefelben allgemeinen Erleichterungen zu Theil werden follen, welde die in 
den refp. Staaten bereits beftehenden oder Fünftig zu erlaffenden Ver: 
orbnungen anderen EifenbahnsUnternehmungen einräumen. Bon den foldyer- 

eftalt ertheilten Conceſſionen werben die hoben contrahirenden Regierungen 
dh gegenfeitig Mittbeilung machen. 

Art. 4. Die hoben contrahirenden Regierungen werden dahin feben, 
daß die Negulirung der Fahrten auf eine dem Zwede möglichft entſprechende 
Weile peidieht. Ansbefondere wollen diefelben durch nähere Verſtändigung 
zu erreichen fuchen, daß täglich wenigitens ein Mal vie Fahrten auf ven 
von verfchiedenen Unternehmern angelegten Eifenbabnen ineinandergreifen. 

Art. 5. Zwiſchen ven gegenfeitigen Untertbanen foll fowohl bei Feſt— 
ftellung der Beförverungspreije, als der Zeit der Abfertigung fein Unterfchied 

emacht werden; namentlid follen die aus dem Gebiete des einen Staats 

in das Gebiet des andern Staats übergebenden Transporte weder in 
Beziehung auf die Abfertigung, noch rüdfichtlih der Beförderungspreife 
ungünftiger behandelt werden, als die aus den betreffenden Staaten ab- 
gehenden oder darin verbleibenden. 
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Art. 6. Damit die Benugung der Eifenbahn zum Waarentransporte 
befördert werde, wollen die hoben contrabirenden Regierungen, jobald es 
thunlich fein wird, in Unterhandlung treten, um zu einer Bereinbarung 
über eine foldhe gegenfeitige Ermäßigung der Durdgangs-Abgaben zu 

elangen, daß dadurch die Waarendurchfuhr durd das Gebiet der contra- 
—— Staaten möglichſt erleichtert wird. 

Art. 7. Um den Aufenthalt zu beſeitigen, welcher entſtehen würde, 
wenn in jedem der drei contrabirenden Staaten die zur Befahrung der 
Eifenbahn dienenden Wagen und die auf denfelben zu transportirenden 
Waaren und Effecten den über Declaration, Revifion und fonftige Abferti- 
gung der ein- und ausgehenden Waaren beftebenvden zoll» reſp. fteuer: 
gefeslihen Vorſchriften an der Grenze unterworfen werden follten, find 
die hoben contrabirenden Regierungen übereingefommen, durch entfprechende 
und übereinftimmend zu trefrende Anordnungen, insbejondere durch gleich: 
mäßige Beftimmungen über die Berladung und den Berfchluß der auf der 
Eifenbahn zu beförbdernden Gegenftänte, jo wie durd Einrichtung einer 
Begleitung der eingehenden Wagenzüge von der Grenze ab bie zu einem 
zur Vornahme ver zollamtlichen Abfertigung geeigneten Orte im Innern 
und umgefehrt, fo weit nöthig, der Auen Wagenzüge von einem 
foldyen Orte bis zur Grenze durd Zolle und Steuerbeamte die Anwendung 
eines erleichternden Verfahrens möglich zu maden, durd welches der oben 
erwähnte Zwed erreicht werden fann, ohne das nterefje der gegenfeitigen 
Zoll und Steuer-Berwaltungen zu gefährven. 

Die deshalb anzuorbnenden fpeciellen Maafregeln bleiben einer be- 
fonderen Webereinfunft vorbehalten. 

Art. 8. Die königlich preußifche, die königlich hannoverſche und bie 
berzoglich ——— Regierung verpflichten ſich, bei Mobilmachungen 
und außerordentlichen Truppenbewegungen Anſtalten zu treffen und reſp. die 
Eiſenbahn-Unternehmer dazu anzuhalten, daß für die auf der Eiſenbahn 
zwiicen Magdeburg und Minden zu befördernden Transporte von Truppen, 
Waffen, Kriegs- und PVerpflegungsbedürfniffen und Militair- Effecten aller 
Art auch aufßerordentlihe Fahrten eingerichtet und für vergleichen Trans— 
porte nicht blos die unter gewöhnlichen Umftänvden bei den Fahrten zur 
Anwendung fommenden, fondern auch die fonft noch vorhandenen Trans: 
portmittel benugt werben. 

Den Militair-Verwaltungen der eontrabirenden Staaten wird gegenfeitig 
die Befugniß vorbehalten, fich zu dergleichen Transporten eigener Transport— 
oder eigener Dampfwagen zu bedienen. In folden Fällen wird an bie 
Eifenbahn Unternehmer außer der Erftattung der Feuerungsfoften nur ein 
mäßiges Bahngeld, fo wie eine Vergütung für die etwaige Benutzung der 
Transportmittel der Eifenbahn-Unternehmung gewährt. 

Auch wollen die hoben contrahirenden Regierungen darauf binwirfen, 
daß von den Eifenbahn-Unternehmern eine Anzahl von Zransport- Fahrzeugen 
fo eingerichtet wird, um nöthigen Falls aud zum Transport von Pferden 
benugt werden zu fünnen. 

Rüdfichtlic der Beförderungspreife für Truppen, Waffen, Kriegs- und 
DVerpflegungsbepürfniffe, fo wie Militair- Effeeten jeglicher Art, foll fein 
Unterfchied zwifchen den refp. Regierungen gemadt und von feiner derfelben 
ein höherer Preis gefordert werden, als derjenige, mwelden vie betreffende 
Regierung für ihre eigene Transporte der gedachten Art an die Unternehmer 
der in ihrem Gebiete belegenen Bahnftrede zu entrichten bat. 

Die den refp. Regierungen eigenthümlich gehörigen Militair - Effecten, 
welche auf der Eifenbahn befördert werden follen, bleiben von ver Entrichtung 
der Durhgangs-Abgaben befreit. Dergleichen Transporte müſſen jedoch zu 
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dem Behufe entweder unter militairifcher Begleitung geben, oder mit einem 
Paſſe ver abfendenden Militairbebörven verfeben jein. 

Art. 9. Die Beftimmungen in den zwifchen der königlich preußiichen 
und königlich bannoverfhen und zwifchen der königlich preußifhen und 
berzoglich braunfchweigifchen General-Poftverwaltungen beftebenvden Verträgen, 
welche auf den Tranfit der föniglid) preufifchen Reit-, Fahr- und Scnell- 
poft-Sendungen dur das königlich bannoverfche und durch das herzoglich 
braunfchweigifche Gebiet Bezug Kb werden nad Eröffnung einer Eiſen— 
bahn Anlage zwifhen Magdeburg und Minden über Braunfchmeig und 
Hannover in foweit aufgehoben, als ver befagte Tranfit auf den bisherigen 
Poftrouten und durch die bisherigen Transportmittel entbehrlich wird. Statt 
diefer Beftimmungen fommen dann folgende zur Anwendung. 

a) Die füniglih bannoverfche und die berzoglich braunfchweigiiche Re— 
gierung werden den preußiſchen Brief-, Geld- und Padetiendungen jeglicher 

rt, welde, ven beftehenden Gefegen gemäß, von der füniglich preußiſchen 
General = Poftverwaltung befördert werden, auf der Eifenbahn zwiſchen 
Magdeburg und Minden von einer preußifchen Grenzftation bis zur andern 
den ungebinderten Tranfit durd dag Füniglich bannoverfche und durch das 
berzoglich braunfchweigiiche Gebiet in derſelben Beſchaffenheit, wie ſolche, 
| nn tefp. Grenzen anfommen, fo lange geftatten, als jene Eiſenbahn 
efteht. 

b) Die gedachten Regierungen fichern der föniglich preußifchen General» 
Poftverwaltung bei dem unter a. erwähnten Tranfıt in ihren refp. Landes— 
gebieten auf der in Rede ſtehenden Eiſenbahn fchnelle und fichere Beförderung 
aller preußifchen Poftfendungen in demfelben Maaße zu, wie folde den 
eigenen Föniglich hannoverſchen und herzoglich braunſchweigiſchen Poſtſen— 
dungen von den reſp. Eiſenbahn-Unternehmern gewährt werden muß. 

c) Die königlich preußiſche General-Poſtverwaltung wird dagegen von 
dem Zeitpunfte an, wo vie Eifenbahn von der braunichweigifchen Grenze 
bis Minden zur Beförderung der preußifchen Poftfendungen benugt wird, 
an die königlich hannoverfche und an die herzoglich braunfchweigiiche General» 
—— — für obige Zugeſtändniſſe eine, den veränderten Verhältniſſen 
entſprechende Vergütung gewähren. 

Die Feſtſtellung Vergütung, von welcher die Erfüllung der sub 
a. und b. erwähnten Zugeſtändniſſe abhängig gemacht wird, bleibt einer 
näheren Vereinbarung ver gegenfeitigen oberften Poſtbehörden vorbehalten. 

d) Sollte in Folge der Eifenbahn> Anlage Fünftig im Hannoverſchen 
und im Braunfehweigifihen eine allgemeine Porto-Ermäßigung eintreten, fo 
machen die Regierungen beider Staaten ſich anheiſchig, vie königlich preußi- 
fcher Seite zu entrichtenden Tranfit- Portofäge nach dem Verhältniſſe jener 
allgemeinen Porto-Ermäßigung berabzufegen. . 

e) Die föniglich preußifche, fo wie die königlich hannoverfche Regierung 
machen -fich verbinplich, purd geeignete Verhandlung refp. mit der Furfürft- 
lich beifiichen und ver fürftlich lippefchen Regierung, zu erwirfen, daß den 
preußifchen Briefz, Packet- und Gelvfendungen jeglicher Art der ungehin— 
derte Tranfit durch den Theil des furfürftlich heſſiſchen oder fürftlich lippe— 
fhen Gebiets, der etwa von der Eifenbahn zwifchen Magveburg und 
Minden berührt werden möchte, fo lange dieſe Eifenbahn befteht, zuge— 
fihert werde. 

Art. 10. Obwohl nad Föniglich preußifchen, königlich bannoverfchen 
und herzoglich braunfchweigiichen Gefegen Hazardſpiele in den gegenfettigen 
Landen unterfagt find, fo wollen vie boben contrabirenden Regierungen 
doc noch befonvders ein wachfames Auge darauf haben, daß auf den Bahn- 
böfen, oder in ven zur Eiſenbahn gebörigen Gebäuden weder Spielbanfen 
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angelegt, nocd überhaupt dafelbft Hazardſpiele irgend einer Art geduldet 
werden. 

Art. 11. Gegenwärtiger Vertrag foll zur landesherrlichen Genehmigung 
vorgelegt und die Auswechjelung der darüber auszufertigenden Ratificationg- 
Urfunvden fobald ale möglich bewirft werben. 

Deffen zu Urfund tft derjelbe von den gegenfeitigen Bevollmächtigten 
unterzeichnet und befiegelt worden. 

Sp geſchehen Berlin, ven 10. April 1841. 


9. Staatävertrag über bie Herftellung einer Eiſenbahn von Magdeburg nach 
Braunfchweig. 10. April 1841, ratificirt 26. Mai 1841. 


Nachdem die königlich preußifhe und die herzoglich braunfchmweigiiche 
Regierung über die Herftellung einer Eifenbahnverbindung von Magveburg 
nah Braunfchmweig ſich verftändiget haben, in Betreff der Ausführung der— 
felben aber eine näbere Bereinbarung vorbehalten worden, jo baben zu 
diefem Behufe zu Bevollmächtigten ernannt: 

Seine Majeftät ver König von Preußen: 

Alerböhft Ihren Geheimen Ober- Finanzrath Adolph Georg Theo- 

dor Pochhammer, 

u Ihren Geheimen Ober: Finanzratb Adolph von Pommer- 

e, und 
ea Ihren Geheimen Legationsratb Carl Ludwig Guftav 
Bord, 
Seine Durdlaudt der Herzog zu Braunſchweig und Lüneburg: 
Höchſt Ihren Finanz» Director und Geheimen Legationsratb Auguft 
Philipp Ehriftian Theodor von Amsberg, und 
Höchſt Ihren Minifterrefidenten am königlich preußifchen Hofe, ven 
Dberft - Lieutenant und Kammerherrn Otto Wilhelm Carl 
von Roeder, 
welde, nad vorbergegangener Unterhandlung, über nachſtehende Artifel 
übereingefommen find. 

Art. 1. Die königlich preußifche Regierung geftattet der berzoglich 
braunfchweigifchen Regierung innerhalb des preußifchen Gebiets zum An- 
ſchluſſe an die Eifenbahn, welde von Magdeburg nah Dicersleben mit 
einer Seitenverbindung von dort nad Halberftadt im Wege der Actien- 
unternehmung ausgeführt werden foll, in der Richtung von Dfcersleben 
auf Wolfenbüttel eine Eifenbabn für eigene Rechnung zu bauen und in 
Betrieb zu nehmen, indem die herzoglich braunfhmweigifihe Regierung ihrer- 
ſeits die Verpflichtung übernimmt, die von Magdeburg nad Dichersleben 
zu erbauende Bahn von vielem lesteren Orte bis Wolfenbüttel zum An- 
ihluffe an die von dort nach Braunfchweig gehende Bahn weiter zu führen. 

Art. 2. In Betreff der obengedachten innerhalb des preußifchen Ge- 
biets auszuführenden Eifenbahn von Oſchersleben bis zur braunichweigifchen 
Grenze follen die Beftimmungen des königlich preußifchen Gefeges über 
die Eifenbahns Unternehmungen vom 3. November 1838 zur Anwendung 
fommen, in foweit nicht der befondere Umſtand, daß diefe Bahn von der 
berzoglichen Regierung felbft in Bau und Betrieb genommen wird, fo wie 
die Erwägung, daß die innerhalb des preußifchen Gebiets belegene Bahn 
ftrede mit dem im bergoglich braunfchweigifchen Gebiete belegenen Haupt- 
theile der nad Braunfchweig führenden Eifenbahn ein Ganzes ausmacht 
und nur im Zufammenhange damit zu benugen ift, zu Abweichungen davon 
Anlaß geben. 

Demzufolge ifl man tbereingefommen, daß die Beftimmungen in den 
$$. 1. 2. 3, 6. 27, 28. 29. 30, 31. 32, 33, 34. 35. 37. 38. 39, 40, 41, 
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47. und 48, des in Bezug genommenen Gefeges vom 3. November 1838 
rüdfichtlich der mebrerwähnten im preußifchen Gebiete belegenen Babnftrede 
außer Anwendung bleiben. 

Wegen der fonft nöthigen Abweichungen hat man fi dagegen über 
folgende Punfte vereinigt. 

Art. 3. Zu $ 4 des Geſetzes. Rückſichtlich der Feſtſtellung der 
Bahnlinie und des Bauplanes für die im Föniglich preußifchen Gebiete 
‚belegene Babnftrede bebält die herzoglich braunfchweigniiche Regierung die 
Mittbeilung des fpeciellen Projects, Behufs der weiteren Vereinbarung fi 
nod vor, indem dieſelbe übrigens ſich verbindlih macht, ſowohl auf der 
obengedadhten Babnftrede, ala ouf der meiteren Bahn nah Braunſchweig 
bin die Spurweite mit der auf den preußifchen Eifenbabnen angenommenen 
von 4 Fuß 8’, Zoll Engliſch im Lichten der Schienen in Uebereinftimmung 
zu bringen und zu erhalten. 

In Anſehung der auf der Bahn anzuwendenden Fahrzeuge, einfchließlid) 
der Dampfwagen, ift man darüber einverftanden, daf die von der berzoglid) 
braunfchweigifchen Regierung zu veranlaffende Prüfung gnenüge, und eine 
Genehmigung Seitens der föniglich preußifchen Regierung nicht erforderlich fei. 

Art. 4. Zus. 21. des Geſetzes. Die berzoglid braunfchweigifche 
Negierung verpflichtet fich, ven Bau der mehrerwähnten Bahnftrede und der 
weiteren Bahn nach Wolfenbüttel vergeftalt betreiben zu laſſen, daß die 
ganze Bahn nad Braunfchweig bin mit dem Anfange des Jahres 1845 
zur Befabrung eröffnet werden fünne, in der Vorausfegung, daß bis dahin 
aud die Bahn von Mandeburg nad Dfchersleben fertig bergeftellt werde. 

Art. 5. Zu s6. 23 des Gefeges. In Betreff des Bahnpolizei— 
Reglements bleibt die weitere Vereinbarung ſowohl wegen der auf den Betrieb 
fi) beziebenden Anordnungen, als der zur Sicyerftellung deſſelben Föniglich 
preußifcher Seite zu erlaſſenden polizeilichen Vorfchriften vorbebalten. 

Die herzoglich braunfchweigiiche Negierung wird die bei der Eiſenbahn— 
Vermaltung ihrerfeits anzuftellenden Beamten nicht nur auf die Wahr: 
nebmung des füniglich preußifchen Zoll» und Steuer- nterejje, ſondern 
auch auf die Handhabung der vorerwähnten von der königlich preußifchen 
Regierung zu erlaſſenden polizeilichen Anorpnungen mit vereidigen laffen. 

Art. 6. Zu 8. 26. des Geſetzes. Die Beitimmung der Förderungs— 
preife für Perfonen, Thiere und Sachen bleibt der herzoglich braunfchweigifchen 
Regierung überlaſſen, welche diefelbe, zum Beften des öffentlichen Verkehrs, 
fo billig als möglich ftellen wird. 

Die Förderungspreife für Sachen aller Art follen jedoch in feinem 
Falle höher angefegt werden, als die Fracht auf gewöhnlichen Chauffeen 
und Wegen gleichzeitig und bei gleicher Waarenqualität und Entfernung 
unter gleichen örtlihen Verhältniſſen zu fteben fümmt. Auch follen vie 
gegenfeitigen Unterthanen unter übrigens gleichen Verhältniſſen, fowohl in 
Anfebung der Perfonen als ver Waarenbeförderung gleichmäßig behandelt 
werden, fo daß den herzoglich braunfchweigiichen Unterthanen als folden 
dabei fein Vorzug vor den königlich preußifchen Unterthanen eingeräumt 
werden darf. | 

Art. T. Zu $. 36. des Geſetzes. Die berzoglidh braunſchweigiſche 
Negierung macht ſich verbindlich, der königlich preußischen General-Poft- 
verwaltung in Beziehung auf die Benutzung der innerhalb des preußiichen 
Gebiets belegenen Babnftrede von Dfchersleben bis zur herzoglich braun 
ſchweigiſchen Grenze unter allen Vorausfegungen ganz daſſelbe zu leiften, 
was verfelben in Gemäßbeit der Beftimmung in den $. 36. des Geſetzes 
vom 3. November 1838 von der zur Anlegung einer Eifenbahn von Magde— 
burg nach Dfchersleben zu eoncefjionirenden Geſellſchaft geleitet werden muß. 
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Auch wird die herzoglich braunfchweigifche Ya ri die föniglich preußifchen 
Brief, Geld» und Padetfendungen jeglicher Art, gegen die, in den zwifchen 
den beiden Regierungen beſtehenden Poftverträgen ftipulirten, oder andermeit 
beiverfeits verbhältnikmäßig zu moderirenden Porto Antheile in verfelben 
Beichaffenheit, wie fie bis zur herzoglich braunfchweigifchen Grenze gelangen, 
auf der Eifenbahn ungehindert, ſchnell und fiher bis Braunfchweig be- 
fördern laſſen. 

Art. 8. Zu $. 42. des Geſetzes. Die königlich preußifche Regierung 
behält fih das Necht vor; die in Rede ftehende innerhalb ihres Gebiets 
belegene Bahnftrede nebft allem zu der Bahn felbft zu rechnenden Zubehör 
nad Berlauf von 30 Jahren nad Eröffnung der Bahn in Folge einer 
mindefteng zwei Jahre vorher zu machenden Ankündigung, jederzeit gegen 
Erftattung des Anlage» Capitals zu erwerben. 

In fofern jedoch zur Zeit der Erwerbung der Zuftand der Bahn gegen 
die urfprüngliche Anlage ſich weſentlich verfchlecdhtert haben follte, foll von 
dem urfprünglichen Anlage-Capital nad einem durch Sadverftändige zu 
beſtimmenden Procentfage ein dem vermaligen Zuftande entfprechender Abzug 
gemacht werben. 

Art.9. Zu $. 45. des Geſetzes. Sofern von Seiten der füniglich 
preufifchen Regierung der Anſchluß von Seitenbahnen für angemefjen er- 
achtet würde, erflärt die herzoglich braunfchweigifche Regierung fich bereit, 
ſolchen nicht nur gefchehen zu laſſen, fondern auch die auf dieſen Seiten- 
bahnen mit den darauf gangbaren Bahnmwagen anlangenden oder abzu— 
führenden Transporte durdy ihre Betriebsmittel zu befördern. 

Art. 10. Zu $. 46. des Geſetzes. Die Füniglih preußifche Re— 
gierung wird, Falls fie fih bewogen finden follte, einen Commiffarius für 
die gedachte Bahnftrede zu beftellen, die auf den Bau und Betrieb verfelben 
ſich beziebenden Verhandlungen mit der herzoglich braunfdhmweigifchen Eifen- 
bahn- Verwaltung durd) bieten führen laffen. 

Art. 11. Zu $. 49. des Geſetzes. Sollte die königlich preußifche 
Regierung veranlaft werden, die in dem mehrerwähnten Geſetze vom 
3. November 1838 enthaltenen Beftimmungen durch neue Anordnungen zu 
ergänzen oder abzuändern und nad Umftänden venfelben ganz neue Be— 
ſtimmungen binzuzufügen, fo behalten beide Regierungen fi vor, ſich dar- 
über näber zu vereinigen, in wie weit dergleichen Abänderungen, Ergänzungen 
oder auch neue Beftimmungen auf die in Reve ftehende Bahnftrede zur 
Anwendung zn bringen fein werben, 

Art. 12. Für den Fall, daß die herzoglich braunfchweigifche Regierung 
veranlaft fein follte, die Babnanlage felbft oder den Betrieb der Transporte 
auf der Eifenbahn fünftig an Privatunternehmer, fei e8 im Wege einer 
Conceſſion oder der Veräußerung, oder Verpachtung ganz oder theilweife zu 
überlaffen, fo ift dazu die Zuftimmung ver königlich preußifchen Negierung 
erforderlich, und wird alsdann Über die einer Abänderung bevürfenden Punfte 
des gegenwärtigen Bertrages das Nähere zwifchen ven beiverfeitigen Re- 
gierungen verabredet werden. 

Art. 13. Die Landeshoheit bleibt in Anfehung ver in Rede ftehenven 
Eifenbahn, fo weit fie das königlich preußifche Gebiet berührt, der Krone 
Preußen ausfchlieplih vorbehalten. Demgemäß follen alle innerhalb des 
föniglich preußifchen Gebiets vorkommenden, die Bahnanlage oder den Trang- 
port auf der Bahn betreffenden Polizeis und Criminalvergehen ven Füniglich 
preußifchen Behörden zur Unterfuhung und Beftrafung angezeigt und nad) 
königlich preußifchen Gefegen beurtheilt werben. 

Insbeſondere erflärt die herzoglich braunfchweigifche Regierung fich auch 
damit einverftanden, daß die ihrerfeits in Dfchersleben zu beftellende Eifen- 

18 * 
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bahn- Verwaltung wegen aller Entfhädigungs >» Anfprüche, welche aus Anlaß 
der Eiſenbahn-Anlage auf preußifchem Gebiete oder des Betriebes auf der— 
felben gegen fie erhoben werden möchten, der Entfcheidung der competenten 
föniglidy preußifchen Gerichtshöfe nach den füniglich preußischen Gefegen fich 
zu unterwerfen habe, und daß die gegen die vorgedacdte Eifenbahn= Ber: 
waltung in Vertretung der herzoglich braunfchweigifchen Regierung ergebenden 
Entſcheidungen ihrerfeite als verbindlich anzuerkennen feien. 

Art. 14. Um ven Aufenthalt zu befeitigen, welcher entftehen würde, 
wenn in jedem ver beiden contrahirenden Staaten die zur Befahrung der 
Eifenbahn dienenden Wagen und die auf denfelben zu transportirenden 
Waaren und Efferten den über Declaration, Revifion und fonftige Ab— 
fertigung der eins uud ausgehenden Waaren beftehenvden zoll- refp. fteuer- 
gefeglichen Borfchriften an der Grenze unterworfen werben follten, find 
die hohen contrabirenden Regierungen übereingefommen, durch entiprechende 
und übereinftimmend zu treffende Anordnungen, insbeſondere durch gleich- 
mäßige Beftimmungen über die Verladung und den Verſchluß der auf der 
Eifenbahn zu befördernvden Gegenftände, fo wie durd Einrichtung einer Be— 
"yhige der eingehenden Wagenzüge von der Grenze ab bis zu einem zur 

ornahme der zollamtlichen Abfertigung geeigneten Orte im Innern und 
umgefebrt, jo weit nöthig, der ausgehenden Wagenzüge von einem foldyen 
Drte bis zur Grenze durd Zolle und Steuerbeamte, die Anwendung eines 
erleichternden Verfahrens möglich zu machen, durd welches der oben er- 
wähnte Zwed erreicht werden fann, ohne das Intereffe der beiverfeitigen 
Zoll und Steuerverwaltung zu gefährpen. 

Die deshalb anzuordnenden fpeciellen Maafregeln bleiben einer be— 
fonderen Uebereinfunft vorbehalten. 

Art. 15. Obwohl nad königlich preußifchen, fo wie nad herzoglich 
braunfchweigifchen Gefeger Hazarpfpiele in den beiderfeitigen Landen unters 
fagt find, fo wollen die hohen contrahirenden Regierungen doch nody befonders 
ein wacfames Auge darauf haben, daß auf den Bahnhöfen over in den 
zur Eifenbahn gehörigen Gebäuden weder Hazardfpielbanfen angelegt, noch 
überhaupt dafelbft Hazardfpiele irgend einer Art geduldet werden. 

Art. 16, Gegenwärtiger Vertrag foll zur landesherrlichen Genehmigung 
vorgelegt und die Auswechſelung der darüber auszufertigenden Ratificationg- 
Urfunden fobald als möglich, fpäteftens aber innerhalb vier Wochen be— 
wirft werben. 

Deffen zu Urfund ift derfelbe von den beiderfeitigen Bevollmächtigten 
unterzeichnet und befiegelt worden. 

So geſchehen Berlin, den 10. April 1841. 


10. Uebereinfunft zur Beförderung der Nechtäpflege. 4. /9. December 1841, 
publicirt 23. December 1841. 
(5. Sadfen 6.*) 


Art. 6. Das über die Klage fompetente Gericht ift auch zur Ent— 
ſcheidung über jede, nad den Landesgefegen zuläffige Wiverflage befugt, 
mit alleiniger Ausnahme der Realklagen, poſſeſſoriſchen Rechtsmittel und 
fogenannten acliones in rem scriplae, dafern fie eine, dem Gerichte der 
Borklage nicht unterworfene unbeweglidhe Sade betreffen. 

Art. 15. Perfonen, die feinen I ohnfit haben, können wegen per= 


*) Die abweichenden Nrtifel Taffe ich nachfolgend abbruden und bemerfe nur, daß 
durd die Einſchiebung des Art. 15. bie Convention mit Braunfhweig einen Artifel mehr 
enthält, als die mit Sadfen: Art. 6. — — Urt. 15. — — Urt. 16, — — (Art. 15. ber 
Convention mit Sachſen) — — Art. 29. — — $. 5. der Marft-, Gerichts» und MWedhfel- 
Ordnung d, d. Wolfenbüttel, den 1. December 1686. 
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fönlicher Amfprüche vor jedem Gerichte, in deſſen Bezirk fie ſich aufhalten, 
belangt werben. 

rt. 16. Die Beftelung der Perfonalvormundfchaft für Unmündige 
oder ihnen gleich zu achtende Perfonen gehört vor die Gerichte, wo ver 
Pflegebefoblene feinen Wohnfig bat, oder, bei mangelndem Wohnfige, wo 
er fih aufbält, und bei doppeltem Wohnfige (Art. 10.) ift das prävenirende 
Gericht competent. In Abficht der zu dem Vermögen ver Pflegebefohlenen 
gehörigen Immobilien, melde unter der andern Landeshoheit liegen, fteht 
der jenfeitigen Gerichtsbehörde frei, wegen diefer befondere Vormünder zu 
beftellen oder den auswärtigen Perfonalvormund ebenfalld zu beftätigen, 
welcher letztere jedoch bei den auf das Grunpftüd ſich beziebenden Gefchäften, 
die am Drte des gelegenen Grunpftüds geltenden gefeglichen Vorfchriften 
zu befolgen bat. Im erfteren Falle find die Gerichte der Hauptvormund— 
haft gehalten, der Behörde, welche wegen der Grundftüde befonvdere Vor: 
münder beftellt bat, aus den Acten die nöthigen Nachrichten auf Erfordern 
mitzutheilen; auch haben die beiderfeitigen Gerichte wegen Verwendung ver 
Einfünfte aus den Gütern, fo weit folde zum Unterhalte und der Erziehun 
oder dem fonftigen Fortfommen ver Pflegebefoblenen erforderlich find, fi 
mit einander zu vernehmen, und in deſſen Verfolg das Nöthige zu verab- 
reihen. Erwirbt der Pflegebefohlene fpäter in dem anderen Staate einen 
Wohnſitz im Iandesgefeglihen Sinne, fo kann die (Perfonal- oder Haupt-) 
Vormundichaft an das Gericht feines neuen Wohnfiges zwar übergehen, 
jevoh nur auf Antrag des Vormundes und mit Zuftimmung ver beider: 
feitigen obervormundfcaftlichen Behörden. 

Die Beendigung der (Perfonal-) Vormundſchaft richtet ſich nach den 
Gefegen des Landes, unter deſſen Gerichten fie fteht, und tritt bei berzoglich 
braunfchweigifchen Pflegebefohlenen mit dem zurüdgelegten 21. Jahre ein, 
jedoch dergeftalt, daß der übrigens Bolljährige bis zum Ablaufe des 25. 
Jahres bei Verfügungen über die Subftanz feines unbeweglichen und 
Kapitalvermögens, gleich einem Vormunde, an die Genehmigung ver vor- 
mundfchaftlihen Behörde gebunden ift. 

Mit der Vormundſchaft über die Perfon erreicht auch die rüdfichtlicy 
des im Gebiete des anderen Staates belegenen Immobiliarvermögeng ein- 
geleitete Vormundſchaft ihre Enpfchaft, felbit dann, wenn der Pflegebefoblene 
nad den Gefegen diefes Staates noch nicht zu dem Alter der Bolljährig- 
feit gelangt fein follte. 

Art. 29. Der Gerichtsftand des Contracts, vor weldem eben ſowohl 
auf Erfüllung, als auf Aufhebung des Contracts geklagt werden fann, 
Andet nur dann feine Anwendung, wenn der Contrabent zur Zeit ber 
Ladung in dem Gerichtsbezirf ſich anweſend befindet, in welchem der Con- 
fact gefchloffen worden ift oder in Erfüllung gehen fol. Jedoch werben 
bierdurch die Beftimmungen ver braunfchmweigiihen Marftgerichts- Ordnung 
$. 5. und ver Declaration zu derfelben vom 13. Detober 1712 über vie 
— des Kaufgerichts zu Braunſchweig, welche dieſer Uebereinkunft 
in Abſchrift beigefügt ſind, nicht abgeändert. Andrerſeits ſoll aber auch die 
Anwendung derſelben Grundſaͤtze gegen braunſchweigiſche Unterthanen auf 
preußiſchen Meſſen unbenommen fein. 


$. 5. Bor dieſes Kauff-Gericht ſollen gebracht werden alle in denen 
Märkten vorfallende ftreitige Sachen, da einer zu klagen hat wider Kauff— 
leute, Krämer, fo wol Ehriften ald Juden, Factorn, Handwerder, Medler, 
Gutfertiger, Fuhrleute, Handelspiener und Jungen; wegen Kauffen, Ver— 
lauffen und Vertauſchen, wie auch Wechſel, lagio, Interesse, Marktſchulden, 
jo in Braunſchweigiſchen Meſſen contrahiret, oder von andern Orten zur 
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Zahlung anbero remitliret und verwiefen, wie aud wegen Anlehens, Zing, 
Mieth-Gelvder, Fracht, übelverwahrter und beſchädigter oder gar zu fpät ges 
liefferter Güter, und denen Kauffleuten dadurch verurfachter Beſchwerden, 
Schadens oder Mif-Credits und in Summa alle diejenigen Saden die 
zum Commercio oder Handel und Wandel in den Meſſen immediate ge: 
hören, und davon herfommen und demfelben anhängig ſeyn, da die Be- 
flagte allbie wohnen over anbero handeln, und vie oder ihre Faclorn, 
Güter oder Handels -Eflecten bie anzutreffen: Diejenigen aber fo nicht 
Kauffleute ſeyn und weder Handlung noch Yaden haben, ob fie gleich fonft 
zu ihrem Gebraud etwas fauffen oder nad Nothdurft verfauffen, worunter 
auch die Landleute, fo ihr Korn, Vieh, Holg und dergleichen gemeine Land— 
Mahren zum Marft bringen, und die fo fie von ihnen kauffen, follen nicht 
dem Kauff-Gericht und deſſen Judicatur, fondern dem ordentlihen Magiftrat 
und deſſen Jurisdiction unterworfen fein. 


11. Vertrag zwifchen Preußen, Hannover, Heften und Braunfchweig, Die 
Regulirung der Central-Schuldverhältniffe des vormaligen Königreichs 
Weſtphalen betreffend. 29. Juli 1842, 


Nachdem in Folge der Auflöfung des vormaligen Königreiches Weft- 
phalen und in Gemäßbeit des fünften Separat-Artifeld des unter dem 
2. December 1813 zwiſchen den damals verbündeten Mächten und Kurheſſen 
aefchloffenen Bertrages Commiffarien der Regierungen von Preußen, Dan 
nover, Kurheſſen und Braunfhweig als DBefigern der zu dem Königreiche 
Weftphalen vereinigt gewefenen Länder zu Anfang des Jahres 1814 in 
Caffel zufammengetreten waren, theils um vie dort befindlichen auf ihre 
Landestheile bezüglichen Papiere, Arten und Documente zu fondern und in 
Empfang zu nehmen, theils um die bis dahin gemeinfchaftlich gemefenen 
Intereſſen diefer Länder zu reguliren, die Erfüllung der letzteren Aufgabe 
der Commilfion bis zu deren Auflöfung aber nicht hatte bewirft werden 
fünnen; das Bedürfniß einer diesfälligen Auseinanderfegung fpäterhin jedoch 
von Neuem fühlbar geworden, aud zum Zwecke dieſer Auseinanderfegung 
auf Einladung Preußens eine neue Commiffion zufammengetreten und mit 
Hülfe derfelben, unter mancherlei Unterbrechungen, der Gegenftand in allen 
feinen Beziehungen bis zu der Ueberzeugung erörtert worden war, daß nun 
die Verhandlungen als erfchöpft angefehen werden fonnten: fo haben vie 
betheiligten Negierungen, von dem Wunfce geleitet, das Refultat ihrer 
Verhandlungen in die Form eines Vertrages zufammen zu faffen, zu diefem 
Behufe Bevollmächtigte ernannt, welde, mit Vorbehalt der Genehmigung 
ihrer Höfe, folgende Berabredungen getroffen haben: 

Art. 1. Bei der Auseinanderfegung der betbeiligten Staaten banvelt 
ed fich überhaupt: 

a) bei ſolchen Anſprüchen, welche dritte Perfonen gegen das ehemalige 

Königreich Weftphalen zu haben behaupten, lediglich um die Frage, 
welchem der betheiligten Staaten ein jeder diefer Anfprüce zur Regu— 
lirung nad den von ihm bereits aufgeftellten oder noch aufzuftellenden 
Grundſätzen zu übermeifen fei, und 
um Regulirung derjenigen Anſprüche, welche die vier contrabirenden 
Staaten gegeneinander aus der Auflöjfung des vormaligen Königreichs 
Weftpbalen berleiten zu fünnen glauben. 

Mit Rüdfiht auf die von den einzelnen Staaten im Laufe der voraus- 
gegangenen Berhandlungen aufgeftellten und feitgehaltenen verjchiedenen 
Grundſätze über ihr Verhältniß zum Königreiche Weſtphalen verfteht es fich 
von felbft, daß aus der gegenwärtigen Uebereinfunft feine Folgerungen auf 


b. 
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— beſtimmter hierauf bezüglicher Rechtsgrundſätze gezogen werden 
önnen. 

Art. 2. Die in den betreffenden Staaten beſtehenden Vorſchriften, 
wodurch in Abſicht der Regulirung der im Art. 1. Litt. a. erwähnten Ans 
fprüche der Rechtsweg ausgefchloffen ift, follen durd gegenmwärtiges lieber: 
einfommen nicht aufgehoben werden, ſondern bleiben nad) wie vor in Kraft. 

Art. 3. Anfprüde, die von einem der contrabirenden Staaten in Be: 
ziehbung auf den betbeiligten Reclamanten durch Bergleicd oder durch eine 
Entjcheivung der beftellt gewejenen Liquidations-Commiſſion bereits erledigt 
worden find, fünnen auf Grund der gegenwärtigen Lebereinfunft weder bei 
demjelben Staate erneuert, nody gegen einen andern Staat gerichtet werden. 
Betraf die gefchehene Erledigung nur eine Duote des Anſpruchs, fo findet 
die vorftehende Beftimmung auf den Ueberreft des Anſpruchs feine Ans 
wendung. 

Iſt aber von der Liquidations-Commilfion eined Staates früher die 
Zurüdweifung eines Anfpruches blos deshalb erfolgt, weil dem Inhaber 
deffelben nah den damals angenommenen Beltimmungen die Unterthanen: 
Dualität mangelte, fo kann fih auf eine ſolche Zurückweiſung derjenige 
Staat nicht berufen, deifen Untertban nad den unten CArtifel 19) fol- 
genden Beftimmungen der Inhaber der Forderung am 31. Januar 1827 
geweſen ift. 

Art. 4. Sollten fi Fälle ergeben, wo von dem einen Staate Anz 
fprüche bereits befriedigt find, die nach den Beftimmungen der gegenwärtigen 
Vereinbarung einem andern Staate zur Regulirung (Art. 1. Litt. a.) zus 
fallen würden, fo findet wegen viefer Anfprüche Feine Ausgleichung unter 
den einzelnen Regierungen ftatt, fondern diefelben werden biermit allgemein 
gegeneinander aufgehoben, und entfagen die contrahirenden Regierungen bier: 
durch ausprüdlich allen derartigen gegenfeitigen Anforderungen, 

Art. 5. Anfprüce, die erft aus Handlungen der jegigen Regierungen 
entftanvden find, bilden feinen Gegenftand der gegenwärtigen Auseinander— 
jegung. Dahin gehören namentlih die gegen Hannover, Kurheſſen und 
Braunfchweig gerichteten Reelamationen der weſtphäliſchen Domainen- 
Käufer. | 

it 6. Die in dem PVertrage zwifchen Preußen und Hannover vom 
23. März 1830 in $. 3. worbehaltene Auseinanderfegung, wegen der dort 
unter Nr. 1. erwähnten Anfprüche, findet nur zwifchen ven genannten beiden 
Staaten, ohne Concurrenz von Kurheſſen und Braunfchweig ftatt. 

Wegen der Anfprüce von Untertbanen in den Eichsfeld-⸗Hannoverſchen 
Aemtern und in der Stadt Goslay aus VBerwaltungs-Rüdftänvden, die wäh— 
rend der Dauer des Königreichs Weſtphalen entitanden find, bleibt es bei 
der Beftimmung des Artifels 40. des gedachten Vertrags zwiſchen Preußen 
und Hannover vom 23. März 1830, foweit foldhe Anfprücde nicht bereits 
inzwifchen in Gemäßbeit diejer Beftimmung erledigt find. 

Art. 7. Die vor Errichtung des Königreichs Weftphalen contrahirten 
verbrieften Schulden, nämlich ſowohl 

a) ſolche, welche vor der franzöfifchen Decupation auf eine gefeg> und ver: 
faffungsmäßige Weife von den damaligen Regenten oder den Ständen 
eines jeden —5*— oder von beiden gemeinſchaftlich auf den Credit 
des Landes oder der Domainen aufgenommen worden, als auch 

b) ſolche, welche während oder nach der franzöſiſchen Occupation von den 

Landſtänden allein oder mit den Landes-Verwaltungs-Behörden jur 

Aufbringung der auf die occupirten Länder gelegten Kriegscontribu- 

tionen und zum Unterhalte der franzöfifchen Truppen contrabirt find, 
werden mit ihren rüdftändigen und laufenden Zinfen, ohne Unterſchied, ob 
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von Seiten der Regierung des Königreichs Weftphalen die Ausfertigung 
neuer Obligationen, Bons oder anderer Beſcheinigungen ftattgefunden hat, 
jevesmal von derjenigen Regierung, aus deren jegigem Gebiete fie origi- 
niren, nad) den von ihr darüber aufgeitellten oder noch aufzuftellenden 
Grundfägen regulirt werben, 

Art. 8. Was die aus der Zeit wor Errichtung des Königreihs Weft- 
phalen berrührenden unverbrieften Verbindlichkeiten anlangt, und 
zwar zunächſt vie Renten, welde durch befonvere Verträge fremden Res 
gierungen oder einzelnen fürftlihen und anderen Perfonen bemilligt find, fo 
bat, infofern wegen berfelben noch Anfprüce beftehen, derjenige Staat, der 
fih im Befig des Landes befindet, weldied vor der Gründung des König- 
reichs Weſtphalen zur Entridtung der Nente verpflichtet war, die deshalb 
erforderliche Regulirung (Art. 1. Litt. a.) zu bewirfen. 

Art. 9. Die nod unerledigten Anfprühe, wegen Gehalte und 
Penfionen, welche vor der Gründung des Königreihs Weftphalen be- 
willigt worden find, und zwar fowohl 

a) auf Nachzahlung ver bis zur Errichtung des Königreihs Weftphalen 
fällig gewordenen und noc nicht berichtigten Beträge, als auch 
b) auf Berichtigung der aus der Zeit von Errichtung des Königreichs 

Weſtphalen an bis zu deſſen Auflöfung rüdftändig gebliebenen Ter- 

mine, endlid) 

c) auf Fortgewährung der Gehalte und Penfionen feit Auflöfung des 

Königreihe Weftphalen, 
werben einem jeden der contrabirenden Staaten zur Regulirung Art. 1. 
Litt. a.) infomweit überwiefen, als fie, ihrer Veranlaffung nad), aus einem 
zu feinem jegigen Gebiete gehörigen Landestheile herrühren. 

Soweit über die Fortzahlung der vor Errichtung des Königreichs 
Weſtphalen bewilligten Penfionen für die Periode nach erfolgter Auflöfung 
des gedachten Königreichs befondere Vereinbarungen zwifchen Preußen, 
Hannover und Braunfchweig in den Jahren 1813 bis 1816 getroffen worden 
find, bat es bei denſelben auch ferner fein Bewenven. 

Art. 10. Bon allen übrigen Anfprüden an die vor Errich— 
tung des Königreichs Weftphalenbeftandenen Adminiſtrationen, 
mit Einjchluß der im weftphälifchen Deerete vom 2. Mai 1808 mit dem 
Namen Arrondiffements> Schulden bezeichneten Verbindlichkeiten bat 
ein jeder der contrabirenden Staaten diejenigen, welde aus den ihm jegt 
zugehörigen Gebietstheilen auf die weftphäliiche Regierung übergegangen 
find, ohne Beitrags-Verpflichtung der drei andern Staaten ebenfo zu regu- 
liren (Art. 1. Litt. a), ald wenn er im ununterbrochenen Befige dieſer 
Sebietstheile ſich befunden hätte. 

Art. 11. Auf gleiche Weife hat auch jeder Staat ohne Concurrenz 
der drei andern Regierungen von den Schulden der von Weftphalen auf: 
gehobenen Stifter, Klöfter, Innungen und Zünfte, ſowie von 
den Verpflidtungen aller Art, welche auf den dem franzöfifhen 
Kaifer vorbehbaltenen Domainen bafteten, und dur das Deeret 
vom 24. Februar 1809 in die weftphäliiche Reihsfhuld aufgenommen find, 
diejenigen zu reguliren (Art. 1. Litt. a.), welche von den feinem Gebiete 
angehörigen Corporationen und Gütern diefer Art herrühren. 

Art. 12. Bei den in den Artikeln 7. bis 11. erwähnten Schulden 
und Verbindlichkeiten findet ein Unterfchied nach dem Unterthanen-Verhält— 
niffe der betreffenden Neclamanten nicht ftatt, vielmehr werden von jedem 
der contrabirenden Staaten diejenigen Grundfäße, welche er bei den ihm 
zur Regulirung (Art. 1. Litt. a.) überwiefenen Anfprüden ver fraglichen 
Art auf feine eignen Unterthanen anwendet, aud auf die gleichen Anſprüche 
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der ihm nicht angebörigen phyſiſchen und juriftifchen Perfonen zur Anmwen- 
dung gebracht. 

Art. 13. Forderungen, zu deren Vertretung Feine der Regierungen 
fi) verpflichtet hält, find: 

„2 alle Anfprühe an die Perfon oder Civillifte des vormaligen Königs 
von Weftpbalen; 
2) rüdftändige Forderungen aus ber Dotation des weſtphäliſchen Kron— 

—— ſowie überhaupt alle Anſprüche aus Handlungen bloßer Frei— 

ebigkeit; 

Ynforüce auf Entſchädigungen, wobei das Recht, viefelben zu fordern, 
von der weftpbälifchen Regierung nicht ſchon ausdrücklich — durch 
engagement formel — anerfannt war; 

4) Forderungen wegen requirirter Lieferungen und Leiftungen für die weft- 
phälifche oder franzöfifche Militairverwaltung, mögen dafür Bons aus- 
geftellt jein oder nicht; 

5) die zur Abtragung von Kriegscontributionen durch die weftphälifchen 
Decrete vom 19. Detober 1808, 1. December 1810 und 12. Juni 1812 
nad Art einer Vermögengfteuer audgefchriebenen Zwangsanleihen mit 
den dazu gehörigen Zinfen-Anfprüden. 

Art. 14. Bon den Rüdftänden der von Weftpbalen bewilligten 
Gehalte und Penfionen bat ein jeder Staat diejenigen zu reguliren 
(Art. 1. Litt. a.), welde am 31. Januar 1827 Perfonen zuftanden, bie 
damals feine Untertbanen waren. 

Gebörte ver damalige Inhaber feinem der contrabhirenden Staaten an, 
fo bat er die Verfügung (Art. 1. Litt. a.) über feinen Anfprud von dem 
Staate zu gewärtigen, in deſſen jegigem Gebiete die Dienftftelle des ur: 
fprünglicdy Berechtigten sa geweſen ift. 

—— mit deren Dienſt kein feſter Wohnſitz verbunden war, die 
jedoch bis nach dem Ablaufe der im Artikel 17. des Pariſer Friedens vom 
30. Mai 1814 beſtimmten ſechsjährigen Auswanderungszeit in dem Gebiete 
eines der contrahirenden Staaten wohnten, haben die Verfügung (Art. 1. 
Litt. a.) von dem Letzteren zu erwarten. 

Art. 15. Die contrahirenden Staaten ſind darin einverſtanden, daß 
alle Anträge auf Zurückgabe von Cautionen eine, nöthigenfalls durch 
Edictalen zu bewirkende Nachweiſung erfordern, wonach wegen der Functionen, 
für welche die Caution beſtellt iſt, keine weiteren Anſprüche mehr ſtattfinden. 

Iſt dieſe Nachweiſung beſchafft, ſo werden 

1) vie hypothekatiſchen CTautionen ohne Weiteres gelöfcht; 

2) bei den mit weitpbälifchen Staatspapieren beftellten Cautionen werben, 
ohne Rüdfiht auf den Cautions-Nexus, diefe Papiere — fie mögen 
noch vorhanden, oder durch Befcheinigungen über ihre Ablieferung er- 
fest fein — ganz fo behandelt, wie alle andern Papiere diefer Gattung. 
Je nachdem daber eine zur Caution gegebene Obligation Älteren Ur- 
fprungs war oder zu den Zwangsanleiben gehörte, treten die Beftim- 
mungen des Artifeld 7. oder des Artifeld 13. Nr. 5. ein; 

3) binfichtlich der in baarem Gelde geleifteten Cautionen fommen die im 
vorigen Artikel (Art. 14.) wegen der Gehalte und Penfionen ges 
troffenen Beftimmungen zur Anwendung. 

Art. 16. Bon den Depofiten in baarem Gelde, weldhe nad dem 
weftphälifchen Gefege vom 14. Juli 1808 an die Amortifationscaffe und 
fpäter in Gemäßheit des Decrets vom 26. December 1811 an den Staats— 
has abgeliefert werden mußten, hat ein jeder Staat zunächſt die Reguli- 
rung (Art. 1. Litt. a.) derjenigen zu übernehmen, welche am 31. Januar 
1827 Perfonen zuftanden, die damals feine Unterthbanen waren. 


3) 
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‚Hat der Anfpruch auf ein ſelches Depofitum am genannten Tage einem 
Individuum zugeftanden, welches Feinem der contrahirenden Staaten damals 
ald Unterthan angehörte, fo ift verfelbe bei derjenigen Regierung anzu- 
bringen, in deren jegigem Gebiete vie Behörde ihren Sit hatte, durch 
welde das Depofitum der weftpbälifchen Staatscaffe eingezablt if. . 

Haben ſich endlich Depofiten von Obligationen oder andrer Art bei 
der Auflöfung des Königreihs Weftphalen nod in den Händen öffentlicher 
Behörden oder Beamten befunden, fo bat gleichfalls diejenige Regierung, 
deren jegigem Gebiete legtere ihrem amtlichen Sige nad angehörten, wegen 
Reftitution diefer Depofiten das Geeignete zu verfügen. 

Art. 17. Die von den einzelnen Präferten für ihre Departements 
contrabirten Schulden und Verbindlichkeiten find von einer jeden 
Regierung infoweit zu requliren (Artifel 1. Litt. a.), als ſie aus Departe- 
ments berrühren, welche ihrem jegigen Gebiete angehören. 

War ein Departement aus Gebietstheilen verfchiedener Staaten zuſam— 
mengefegt, fo baben legtere, infofern es noch erforderlich fein follte, wegen 
der Schulden deffelben fi, ohne Concurrenz der übrigen Staaten, augein: 
anderzufegen. 

‚Art. 18. m Beziehung auf die fonftigen Anfprücde an bie vor 
malige weftpbälifche Regierung aus Berwaltungs-Rüdftänden, foweit 
deren nicht fchon in den vorhergehenden Artifeln gedacht worden ift, hat 

1) wegen derjenigen Verbindlichkeiten, welche von ber weftphälifchen Re— 
gierung für die in den einzelnen Gebietstheilen belegenen Immobilien 
oder für die dortigen Einwohner, Corporationen, Anftalten und An— 
lagen eingegangen find, derjenige Staat das Geeignete zu verfügen 

(Art. 1. Litt. a.), zu deſſen jegigem Gebiete die in Frage kommen— 

den Immobilien, phyſiſchen und juriftifchen Perfonen, Anftalten und 

Anlagen gehören. 

Was dagegen 

2) alle noch übrigen Berwaltungs-Rüdjtände aus der Zeit der weſtphä— 
fhen Herrfchaft betrifft, für welche nad feinem der in Nr. 1. erwähn- 
ten Titel eine befonvere Verpflichtung vorhanden ift, fo hält fich Feine 

n betheiligten Regierungen zu deren ausſchließlicher Bertretung ver: 

unden. 

Art. 19. In allen Fällen, wo die Auseinanderfegung nad) Mafgabe 
des Unterthanen-Verhältniſſes ver betreffenden Reclamanten erfolgt (Artikel 
14. 15. 16.), hängt die Entfcheivung wegen Nebernahme ver Regulirung 
(Art. 1. Litt. a.) davon ab, in welchem Staate am 31. Januar 1827 
der damalige Inhaber ver Forderung fein ordentliches Domicil gehabt bat. 

Stand an dem gedachten Tage vie Forderung mehreren, in verſchie— 
denen Etaaten wohnenden Verfonen zu, fo bat ein jeder Staat nur den— 
jenigen Betrag derfelben zur Regulirung (Art. 4. Litt. a.) zu übernehmen, 
deffen Erledigung ibm nad den vorftchend verabredeten Beftimmungen zu— 
gefallen wäre, wenn jeder von den einzelnen Antheilen diefer Perfonen einen 
für fich beſtehenden Anspruch gebildet hätte. 

Hinfihtlih der in NArtifel 17. und 18. erwähnten Berbinplichfeiten 
findet dagegen die Beftimmung des Artifels 12. Anwendung. 

Art. 20. In Folge befonderer Verabredung übernimmt e8 die Föniglich 
preußifche Regierung ausfchließlih, die Forderung der von Loſſow'ſchen 
Familien- Stipendien - Stiftung wegen eines Darlehns an die vormalige 
Deutſch-Ordens-Balley Sachſen, foweit diefe Forderung gegen das vormalige 
Königreich Weſtphalen gerichtet ift, an Capital und Zinfen zu vertreten. 

benfo übernimmt vie Füniglich hannoverſche Regierung die Verpflich- 
tung, die Anfprüce des königlich würtembergifhen Generalstieutenants von 
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Röllwartb wegen der ibm zuſtehenden Penfion als Comthur des vormaligen 
Deutfchen Ordens, fowohl an Rüdftänden feit dem 1. Juli 1813, ale audy 
an laufenden Zahlungen, ihrerſeits ohne Concurrenz der übrigen contrabi: 
renden Staaten zu vertreten. 

Art. 21. Wegen der bei Auflöfung des Königreichs Weſtphalen noch 
rüdftändig gewefenen öffentliben Abgaben und Domanial— 
Einfünfte findet feine Auseinanderfegung unter den contrahirenden Re- 
gierungen ftatt; einer jeden derſelben verbleiben diejenigen Rüdftände, welche 
fie innerhalb ihres jegigen Gebiets vorgefunden bat. 

Art. 22. Non den der weftpbälifchen Regierung zugebörig 
gewefenen Häufern und fonftigen Immobilien behält ein jever 
der contrahirenden Staaten diejenigen, melde in feinem jegigen Gebiete 
belegen find. 

Art. 23. Die von der weftphälifchen Regierung zurüdgelaffenen 
beweglihen Saden werden, wenn fie fhon vor Errichtung des König- 
reihs Weſtphalen einem der contrabirenden Staaten gebört haben, dieſem, 
wo fie ſich auch befinden mögen, zurüdgegeben. Was diejenigen beweglichen 
Sachen anlangt, welde von der weſtphäliſchen Regierung angeichafft worden 
find, fo hat in Folge befonders getroffener Verabredung die föniglich preußis 
ſche Regierung | 

1) den Werth der Mafchinen und Gerätbichaften, welche ihr aus ber 
neuen Münze zu Eaffel gegen Vergütung überlaffen find, mit 39,605 Frances 
oder 10,561 Thlr. 8 gGr. Eourant zur gemeinfchaftlichen Bertheilung zu 
bringen, und 

2) für die der Provinzialregierung zu Halberftadt überwiefenen Bücher 
noch 74 Thlr. an Hannover und 28 Thlr. an Braunfchmweig zu zablen. 

Auch behält es 3) bei der am 26. Januar 1814, wegen der im Depot 
der Stempelmaterialien vorgefundenen Vorräthe von Papier und Spiel- 
farten, getroffenen Vereinbarung fein Bewenden, verzufolge Preußen ven 
van von 640 Thlr. 12 gGr. 7 Pf. an Hannover zu zablen bat. 

rt. 24. Die von der Berwaltung der Hofpitäler zu Eaffel 
zurüdgelaffenen Activbeſtände bilden feinen Gegenftand der gemeinfchaftlichen 
Auseinanderfegung, fonvdern werden ausſchließlich der furfürftlich heſſiſchen 
Regierung überlaffen, welche dagegen aud die Anfprüce an jene Berwal- 
tung zur Regulirung (Art. 1. Litt. a.) übernimmt. 

Art. 25. Wegen ded Brennholzmagazins zu Caffel wird, da 
deffen Borrätbe nur aus bannoverfchen und kurheſſiſchen Waldungen be- 
zogen worden, der königlich bannoverfchen und der furfürftlich heſſiſchen Re— 
gierung cine befondere Auseinanderfegung vorbehalten, bei welcder die 
föniglich preußifche und die berzoglich braunfchweigifche Regierung unbe: 
theiligt bleiben. 

rt. 26. Hinfichtlih der drei Bergwerks-Reſervefonds ver 
Weſer-, der Elbe- und der Harzpivifion behält es 

1) bei der bereits erfolgten Vertheilung tes Fonds der Weferbivifion, 
bei welcher nur Preußen, Dannover und Kurheſſen betbeiligt find, in ver 
Art fein Bewenden, daß, nachdem Preußen und Kurheſſen ibre Antheile 
bereitd in Empfang genommen haben, durd) —— von 902 Francs 56 
Cent. oder 240 Thlr. 16 gGr. 4 Pf. Courant von Seiten Kurheſſens an 
Hannover diefer Gegenftand feine definitive Erledigung erhält; 

2) wegen der Fonds der Elbe- und der Harzpivifion, wobei allein 
Preußen, Hannover und Braunfchweig concurriren, bleibt, indem vie her— 
zoglich braunfchweigifche Regierung anerfennt, wegen ihrer Anfprüche fchon 
befriebigt zu fein, eine befondere Auseinanderfegung zwifchen ven Kronen 
Preußen und Hannover vorbehalten. 
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Art. 27. Wegen des vorgefundenen Vermögens der weftphälifchen 
Generals Invalidencaffe ift verabredet, daß 

1) an Preußen die Forderung wegen eines dem Grafen von Bocholz 
dargeliehenen Capitals von 19,425 Francg, 

2) an Hannover drei auf das Gut Efchede radieirte Darlehnsforde— 
rungen an ben Grafen von Mervelot von resp. 45,456 Francs 22 Cent., 
16,000 Francd und 3,300 Francs, fowie zwei gleiche auf das Gut Sorfum 
von resp. 40,000 Francs und 30,000 Francg, 

3) an Kurheffen die urfprünglich gegen den Geheimenrath von Berner, 
nachher gegen deſſen Töchter, verehelichte von Buttler und von Spiegel, ges 
richtete Darlehnsforderung von 27,865 France 16'/, Cent., zwei Darlehng- 
forderungen an die Gemeinde Hohenkirchen jede von 1,942 France 50 Cent., 
eine an die Gemeinde Niederliftingen von 1,554 Francs, eine an die Ge— 
meinde Niederelfungen von 3,885 Frances, zwei an die Gemeinde Breuna 
von resp. 3,885 Frances und 2,331 Frances, zwei an die Gemeinde Ober- 
liftingen von resp. 2,525 Frances 25 Cent. und 1942 France 50 Eent., 
eine an die Gemeinde Nievermeißer von 6,604 France 50 Gent., eine an 
die Stadt Zierenberg von 3885 Frances und eine an die Gemeinde Ober- 
elfungen von 4,662 Frances, 

4) an Braunſchweig eine chirographifche Forderung an den Poſtdirector 
Otto von 1554 France 
ausfchließlich überlaffen werden. Einem jeden betreffenden Staate werben, 
fo weit dies noch nicht gefcheben, die Documente ausgehändigt, melde fich 
auf die nad dem Vorſtehenden ihm überwiefenen Forderungen beziehen. 

Art. 28. Bon dem nur in Obligationen beftehenden Vermögen des 
Ordens der weftpbälifchen Krone wird 

1) der Regierung von Hannover die Realifirung der Anfprüde über 
laffen, welche aus einer vom Grafen von Fürftenftein unter Verpfändung 
des Gutes Wiedelah ausgeftellten Obligation über 50,000 Frances und aus 
einer Sculpdverfchreibung des Grafen von Hardenberg auf Hardenberg über 
11,000 Francs der Drdenscaffe zuftanden ; 

2) der Regierung von Kurbeffen aber wird die Seiner Königlichen 
Hoheit dem Kurfürften von Heffen vor Errichtung des Königreichs Weft- 
phalen gehörig geweſene, von dem mweftphälifchen Kronſchatze an die Ordens— 
caffe cedirte Forderung von 97,115 Francs oder 25,000 Thlr., welche gegen 
die Frau von Spiegel von DefenburgsRotenburg gerichtet ift, reftituirt. 

Die auf die Forderungen zu 1. und 2. bezüglichen Documente werden 
resp. der Regierung von Hannover und Kurheſſen ausgehändigt. 

Art. 29. Don den Papieren, welde das Vermögen ver Geſellſchaft 
der Mutterpflege zu Gaffel bei ihrer Aufbebung bildeten, werben die 
drei Obligationen Litt. M. Nr. 5350, Nr. 1654 und Nr. 1657, jede über 
4000 Frances im Capitalbetrage nebft den darauf feit dem 1. Januar 1814 
rüdftändigen Zinfen von der königlich preußifchen Regierung in der Ges 
fammtfumme von fechstaufend vierhundert Thalern Courant zur gemein- 
ſchaftlichen Vertheilung geftellt. 

Eben ſo wird durch Vermittelung der kurfürſtlich heſſiſchen Regierung 
der Capitalbetrag der drei von der Stadt Caſſel ausgeſtellten Caſernenbau— 
Obligationen Litt. F. Nr. 53 und 54, jede über 500 France und Litt. D. 
Nr. 46 über 300 Franks mit 346 Thlr. 16 „Gr. Courant zur gemeinfchaft- 
lichen Bertheilung eingezahlt. Die rüdftändigen Zinfen von biefen drei 
Dbligationen werden hierdurch der Stadt Caſſel erlaffen. 

Art. 30. Nachdem von dem in der Forfteultur-Caffe vorgefunde- 
nen baaren Beftande der 10,011 Francs 11?, Cent. oder 2562 Thlr. 9 gGr. 
1 Pf. Conventionsmünze der Betrag von 2083 Thlr. 8 gGr. zur Berichti⸗ 
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gung einer Forderung des Factors Dameral zu Dfterode, und 431 Thlr. 
23 gGr. 9 Pf. zum Unterhalt der im Gefangenhaufe zu Caſſel in den Mo- 
naten September, Detober und November 1813 befindlich gewefenen Gefan- 
genen verwandt worden, was bierdurd allfeitig genehmigt wird, übernimmt 
es die furfürftlich beffiihe Regierung, den Reit mit 47 Thlr. 1 gGr. 4 Pf. 
Eonventionsmünge oder 47 Thlr. 17 gGr. Courant zur gemeinfchaftlichen 
Bertheilung einzuzablen. 

Von den der gedachten Caſſe gehörig geweſenen Obligationen werben 

das Capital und die feit vem 1. Januar 1814 fälligen Zinfen 
a) der Obligation Litt. E. Nr. 16 über 2000 France mit eintaufend feche- 
undfechszig Thalern 16 gGr. Courant von Preußen, 
b) der Obligation Litt. B. Nr. 554 über 1000 Francs mit fünfhundert 
dreiunddreißig Thalern 8 gGr. Courant von Hannover und 
c) der Obligation Litt. C. Nr. 203, Nr. 205, Nr. 207, Nr. 209, Nr. 210, 

Nr. 211 und Nr. 855 jede über 4000 Francs mit vierzehntaufend neun 

undzwanzig Thalern 22 gGr. 10 Pf. Courant von Braunfchweig 
zur gemeinfchaftlihen Bertheilung conferitt. 

Art. 31. Da der in der Korft-Gratificationd-Caffe vorhanden 
gewejene Beftand von 13,665 Franc 13", Cent. bis auf einen Betrag von 
465 Thlr. 3 gGr. 2 Pf. Conventionsmünge, theild zur Abtragung von rüd- 
ſtändigen Ausgaben dieſer Caſſe, theild zum Unterhalt der in den Straf: 
Anftalten zu Caſſel in ven Monaten September bis November 1813 befind- 
lich gemwefenen Gefangenen verwandt worden ift, fo find vie contrahirenden 
Staaten darüber einverftanden, daß durch gemeinjchaftliche Vertheilung des 
vorgedachten Reſtes diefer Gegenftand feine völlige Erledigung erhält. Be— 
hufs der BVertheilung übernimmt Preußen es, den in feinem Befig befind- 
lihen Betrag von 461 Thlr. Conventionsmünze mit vierhundert fiebenund- 
ſechszig Thalern I gGr. 8 Pf. Courant einzuzahlen, wogegen Kurheſſen ben 
Reſt von 4 Thlr. 3 gGr. 2 Pf. Eonventionsgeld mit 4 Thlr. 4 gGr. 7 Pr. 
Courant conferirt. 

Art. 32. Das von der Forft-Penfiong-Eaffe in Folge einer hy— 
pothefarifchen Forderung erworbene vormals von der Malsburgiihe Haug 
zu Caſſel, weldyes jegt im Befige Seiner Hoheit des Kurprinzen und Mit: 
regenten von Heſſen ſich befindet, verbleibt zu Höchſtdeſſen ausſchließlicher 
Dispofition, und wird eben fo auf das der gedachten Forſt-Penſions-Caſſe 
daran beftellte Pfandrecht als auf deren Forderungsrecht wegen des Kauf: 
geldes für diefes Haus von fämmtlichen contrahirenden Staaten verzichtet. 

Das übrige, für die vier contrabirenden Staaten verwaltete Vermögen 
diefer Caſſe wird zufolge der abgelegten und richtig befundenen Rechnung 
und nad Abzug der hierdurch zum Betrage von 438 Thlr. 1 gGr. 6 Pf. 
Courant genehmigten Adminiftrations- Ausgaben im Gefammtbetrage von 
9460 Thlr. 16 gr. 8 Pf. Courant, wovon Preußen 3154 Thlr. und Kurs 
heſſen 6306 Thlr. 16 gGr. 8 Pf. einzuzablen hat, zur gemeinſchaftlichen 
Bertheilung gebradt. 

Art. 33. Alle nady ven vorftehenden Beftimmungen (Art. 23. Nr. 1., 
Art. 29 bis 32.) zur gemeinfchaftlihen Bertbeilung zu bringenden Sum- 
men werden unter die vier contrabirenden Staaten nach Verhältniß ver 
Einwohnerzahl vertheilt, welde deren zum vormaligen Königreih Welt: 
phalen vereinigt geweſene Gebietötheile zur Zeit der Auflöfung des König- 
reich gehabt haben. 

Sn Folge der angelegten Ausgleichungsberechnung werden 

41) der königlich preußifhen Regierung 
a) von der Furfürftlich heſſiſchen Regierung 
„dreitaufend neunhundert neunundneungig Thaler 3gGr, 5 Pf. Cour.“; 
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b) von der herzoglich braunfchweigifchen Regierung 
„eilftaufend zweibundert und fünf Thaler 9 gGr. 11 Pf. Cour.“; 
2) der föniglich bannoverfchen Regierung dagegen von der furfürftlich heſſi— 
Ihen Regierung 
„achtundzwanzigtaufend neunbundert acht Thaler 9 gGr. 4 Pf. Cour.“ 
ausgezahlt werden, wodurd die Auseinanderfegung zwifchen den con- 
trabirenden Staaten vollftändig bewirkt ift. 

Art. 34. Die Zahlungen, welde nad dem vorftehbenden Artifel 33. 
von dem einen der contrahirenden Staaten dem andern zu leiften find, er- 
folgen binnen drei Monaten nad gefchehener Auswechfelung der Ratifica- 
tionen der gegenwärtigen Uebereinfunft. Binnen verfelben Frift werden aud) 
einem jeden der contrabirenden Staaten die durd die vorftehenden Beftim- 
mungen ihm übermwiefenen Documente von derjenigen Regierung ausgehän- 
digt, welche fich im Beſitze derfelben befindet. 

Art. 35. Wegen gegenfeitiger Aufgebung der Rechte der Lehnsherr— 
lichfeit auf feuda extra curtem behält e8 bei den zwifchen Preußen und Han— 
nover, Preußen und Braunſchweig und Hannover und Kurheſſen getroffe 
nen befonderen Berabredungen fein Bewenden, und bleibt die Regulirung 
ver diesfälligen Verhältniſſe zwifchen Preußen und Kurheſſen einer ——— 
Einigung unter dieſen beiden Staaten vorbehalten. 

Art. 36. Die weſtphäliſchen Centralacten bleiben ven vier contrahi— 
renden Staaten gemeinfchaftlih und werden von der Föniglich preußifchen 
Regierung, fo weit fie fih in deren Beſitz befindet, auch ferner aufbewahrt, 
wobei die Einfiht und Benugung diefer Acten den anderen Regierungen 
auf deren Wunſch jedesmal gewährt werben wird. Auch fichern ſich die 
rontrabirenden Staaten zu, über Alles, was fidy auf die weftpbälifchen An— 
gelegenheiten bezieht, jede fonft gewünfchte Auskunft, fo weit fie zu deren 
Ertheilung im Stande find, einander zufommen zu laffen. 

Art. 37. Der gegenwärtige Bertrag wird von Seiner Majeftät dem 
Könige von Preußen, von Eeiner Majeftät tem Könige von Hannover, von 
Seiner Hoheit dem Kurprinzen und Mitregenten von Heffen und von Seiner 
Durchlaucht dem Herzoge von Braunſchweig ratifieirt werden, und die Aus— 
wechfelung der Ratificationen binnen zwei Monaten, oder, wenn es geſche— 
ben Fann, früher erfolgen. 

Zu Urfund deſſen ift felbiger in vier gleichlautenden Gremplaren aus— 
gefertigt und von den im Eingange genannten Bevollmächtigten unterzeich- 
net und unterfiegelt worden. 

Geſchehen zu Berlin, ven 29. Juli 1842, 


Vorftehender Vertrag wird in Gemäßheit der Allerböchften Cabinets- 
Drdre vom 3. d. M. hierdurch mit dem Bemerfen zur öffentlichen Kennts 
niß gebracht, daß die Auswechſelung der darüber von den betheiligten Staa- 
ten ausgefertigten Ratifications-Urfunden ftattgefunden bat. 

Berlin, den 16, März 1843, *) 


12. Uebereinfunft wegen bed Schuges ber gewerblichen NBaarenbezeichnungen. 
15. Auguft 1843. 


(5. Reuß-Plauen j. 2. 5.) 


13. Uebereinfommen wegen der Außercuröfegung von Papiergeld. 6. Sept. 1850. 
(©. Baben.) 


2) Zur Ausführung bdiefes Vertrages ift die Gabinetsorbre vom 3. März 1843 — 
®.©. 44, 77. — ergangen. 
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14. Grueuerung der unterm 14. Auguf/g, September 1835 abgefchloffenen Durch: 
marfch- und Etappen-Convention; ratific. 5. Aug. 1845, public. 25. Aug. 1845. 


Nachdem die unterm 14. Auguſt / 8. September 1835 zwifchen der königlich 
preußijchen und der berzoglich braunfchweig » lüneburgiichen Regierung abge- 
fchloffene Durchmarſch- und Etappen-Convention mit dem 1. Juli d. J. ab- 
gelaufen ift, das Bedürfniß eines, die diesfälligen gegenfeitigen Verbältniffe 
regelnden Uebereinfommens aber noch fortbauert, jo find die beiderſeitigen 
Negierungen dahin übereingefommen, daß die gedachte Convention aud) für 
fernere zebn Jahre, und zwar vom 1. Juli 1545 bis zum 1. Juli 1855 
ihrem ganzen Inbalte nach Kraft und Gültigfeit haben fol, in foweit die nach— 
ftebenvden, auf die bisherigen Erfahrungen fich gründenden, gegenfeitig genehmig— 
ten Mopdificationen nicht eine Abänderung der Beftimuungen derfelben bedingen. 

Die viesfälligen Verabredungen befchränfen ſich auf folgende Punfte: 

a) zu $. 1. A. Die Enfernung von Wolfenbüttel nah Groß -Lafferve 
wird nad) den neueren Vermeflungen auf drei Meilen feitgefeßt; 

b) zu $. 1. B. Den bier benannten Ortfchaften treten noch die Ort- 
ſchaften Flechtorf und Lamme hinzu; 

c) zu $. 1. C. Die Entfernung von Hörter über Holzminden nad 
Efchershaufen wird auf vier und eine Viertel Meile feftgefegt; 

d) zu $.8. Die auf den Durdymarfch, die Verquartierung u. |. w. be— 
züglichen Gefchäfte werden durch die, von dem berzoglih braunfdweigiichen 
Gouvernement dazu beitellten Etappenbebörver beforgt; 

e) zu $. 9. Stabsofficiere, Obriften und Generale logiren und befö- 
ftigen fid) auf eigene Rechnung in den Wirthshäuſern. In folden Fällen, 
wo diefes nicht thunlich ift, erbalten fie nach ihrer Wahl entweder Quartier 
mit Verpflegung oder Quartier ohne Verpflegung. Erfteren Falls bezahlt 
der Stabsoffieier einen Thaler Gold, der Oberſt und General einen Thaler 
12 gGr. Gold, wogegen der Duartiergeber für reichliche und anftändige 
Koft forgen muß; legteren Falles wird für das Duartier eines Generals 
oder Oberften eine Vergütung von täglich vierzehn gGr. Gold und für das 
Duartier eines andern Stabsofficiers von täglich zehn gGr. Gold geleiftet. 

Diefe Vergütungen werden von den betreffenden Stabsofficieren an die 
Etappenbehörden zur weiteren Beſorgung berichtiget. 

Hinfichtlih der Verpflegung für die Militairbeamten — einfchlieglich 
des Duartierd für diefelben — ift man übereingefommen, daß: a) für die 
Regimentsärzte mit Hauptmannsrang, fo wie für die Militair-Previger und 
Auditeure fechzehn gute Grofchen Gold; b) für die Bataillonsärzte mit Lieu— 
tenantsrang zwölf qute Grofchen Gold und c) für die Compagnicdhirurgen, 
Kurfchmiede, Büchſenmacher und Küfter vier gute Grofchen Gold pro Tag, 
in eben ver Art zu zablen find, wie dies für die Officiere und Dannfher, 
ten feftgeftellt worden ift. 

Die zu c. bezeichneten Beamten haben nur auf die den Soldaten zu 
gebende Verpflegung Anfpruch zu maden. 

N Zu $. 13. Die von den Gemeinden geleifteten Fuhren zur Herbei- 
fhaffung der Fourage aus den Etappenmagazinen werden nad) dem im 
$. 20. beftimmten Satze vergütet. 

Gegenwärtige im Namen Sr. Majeftät des Könige von Preußen und 
Sr. Hoheit des Herzogs von Braunfchmweig » Lüneburg zweimal gleich- 
lautend ausgefertigte Erflärung, foll nach erfolgter gegenfeitiger Auswechfe- 
lung, durch öffentliche Bekanntmachung in den beiderfeitigen Staaten Kraft 
und Wirkfamfeit erhalten. Berlin, ven 5. Auguft 1845. 


15. Maßfarten: Convention. 21. October 1850. 
(5. Baiern) 
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8. Bremen. 


1°. Die Weferfchiffabrtö-Acte vom 10. September 1823, ratificirt am 24 Jan. 
1824, nebjt Ergänzungen vom 21. December 1825. 


In der Abficht, die in der Wiener Congreß-Acte vom 9. Juni 1815, 
$$. 108— 116, einfchließlih ausgefprochenen allgemeinen Grundfäge über 
die Schiffahrt ver Flüffe, welche verfchievdene Staaten in ihrem fhiffbaren 
Laufe trennen oder durdftrömen, auch bei der Wefer, mit Berüdfichtigung 
der dafelbft vorkommenden befonderen Berbältniffe, zur Ausführung zu 
bringen, haben die Staaten, deren Gebiet diefer Strom in feinem fchiffbaren 
Laufe berührt oder durchſchneidet, eine gemeinfchaftlihe Kommiffion zu 
Minden fich vereinigen laffen, um alle für diefen Zwed erforderlichen Be— 
fimmungen im gemeinfamen Ginverftänpniß zu erwägen und feftzuftellen, 
und zwar find zu bevollmächtichten Commiffarien ernannt, welche, nad) 
Auswechſelung ihrer, in guter und geböriger Form befundenen Vollmach— 
ten, über folgende Beftimmungen übereingefommen find. 


l, Allgemeine Beftimmungen. 


$. 1. Die Schiffahrt auf dem Weferftrome foll, von feinem Urfprunge 
durch Zufammenfluß der Werra und Fulda bis ins offene Meer, und um— 
gekehrt aus dem offenen Meere, (ſowohl firomauf- als niederwärts,) in 
Dezug auf den Handel, völlig frei fein; jedoch bleibt die Schiffahrt von 
einem Uferftaate zum andern Ccabolage) auf dem ganzen Strome aus— 
fchließend den Untertbanen verfelben vorbehalten. Niemand darf fich da- 
gegen den Borfchriften entziehen, welche für Handel und Schiffahrt in 
gegenwärtiger Convention enthalten find. 


*8. 2, Ale ausschließlichen Berechtigungen, Frachtfahrt auf der Weſer 
zu treiben, oder aus foldhen Privilegien bervorgegangene Begünftigun: 
gen, welde Sciffergilden oder anderen Corporationen und Individuen 
isher zugeftanden haben möchten, find hiermit gänzlich aufgehoben, und 
es follen vergleihen Berechtigungen auch in Zufunft Niemanven ertheilt 
werden. 


1. Genebmigungs-Urfunde der in dem Schlufprotocolle der Weſer-Schif— 
fahrts-Reviſions-Commiſſion d. d. Bremen, den 21. December 1825, 
entbaltenen ergänzenden Beftimmungen ber Weſer-Schiffahrtsacte vom 

10. September 1823 — 14. Februar 1836. 


Wir Friedrid Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ꝛc. sc. 
thun fund und befennen hiermit: 


Da in Folge des 54. Artikels der am 10. September 1823 zu Minden ab- 
efchloffenen Wefer - Schiffahrtsarte von Zeit zu Zeit eine Reviſions-Commiſſion 
id verfammeln fol, um fih von der vollftändigen Beobachtung jener Convention 
zu überzeugen, einen Vereinigungspunft zwifchen den Uferftanten zu bilden, um 
Abftellung von Beſchwerden zu veranlaffen, auch Veranftaltungen und Maafregeln, 
welche nad neuerer Erfahrung, Handel und Schiffahrt ferner erleichtern könnten, 
zu berathen; und nachdem, foldem gemäß die erfte Revifions-Commiffion in Bremen 
zufammen getreten, Uns demnädft aber von Unferm Bevollmädtigten die nad 
folgenden, mit den Bevollmächtigten der übrigen Wefer - Uferftaaten verabredeten 
ergänzenden Beftimmungen der Wefer- Schiffahrtsacte: 

Zu $. 2. der Weferacte. Die Befißer von Fähranftalten auf dem Wefer- 
ftrome follen die Niederlaffung ihrer Fährlinien vor vaffirenden Schiffen, fo wie 
die * Wiederaufwindung derſelben, lediglich durch ihre eigenen Leute ohne 


Verzug bewirken laſſen, ohne dabei den Schiffern irgend eine unfreiwillige Bei— 
hülfe anſinnen zu dürfen. 
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Auf Fähren und andere Anftalten zur Ueberfahrt von einem Ufer 
zum gegenüberliegenden, bezieht fich jedoch die allgemeine Sciffahrts- 
Ordnung nid. 

Eben fo wenig auf diejenigen Schiffer und ihr Gewerbe, deren Fahrt 
fih blos auf das Gebiet ihres eigenen Landesherrn befchränft, und die 
vermöge der Schiffahrts- Polizei, welche jever Staat nah Maafgabe feiner 
Hoheit über den Strom ausübt, allein unter der Obrigfeit des Landes fteben, 
wo fie ihr Gewerbe treiben. 

$. 3. Alle bisher an der Wefer beftandenen Stapel- und Zwangs— 
Umſchlags-Rechte, namentlich die zu Bremen, Minden und Münpen, And 
bierdurh ohne Ausnahme für immer aufgehoben, und es fann aus diefem 
Grunde fünftig fein Schiffer gezwungen werden, den Beltimmungen des 
gegenwärtigen Vertrags zuwider, gegen feinen Willen aus- oder umzuladen. 

$. 4 Die Ausübung der Weferfchiffahrt ift einem Jeden geitattet, 
welcher mit geeigneten Rabrzeugen verfeben, von feiner Landes-Obrigkeit, 
nad) —— Prüfung, hierzu die Erlaubniß erhalten hat. 

Jede Regierung wird die nöthigen Maafregeln ergreifen, um ſich der 
Fähigkeit derjenigen zu verfichern, welchen fie die Wejerfchiffahrt geftattet. 
Der Erlaubnißichein (Patent), der bierüber dem Schiffer von feiner Landes— 
Obrigkeit durch die hierzu verordneten Behörden ausgefertigt wird, giebt 
ihm das Necht, auf der ganzen Strede von Münden bis in die offene See 
und aus der offenen See bis Münden, die Schiffahrt auszuüben, fo wie 
es fih von felbit verftebt, va Schiffer und Schiffe, welche aus der Weſer 
ind Meer oder zurüdfabren, diejenigen Eigenſchaften haben müffen, welche 
zu Seefahrten erforderlich find. Der Staat allein, auf deſſen Gebiete ein 
Schiffer wohnt, bat das Net, das ibm einmal ertheilte Schiffer Patent 
wieder einzuziehen. 

Diefe Beftimmung fchließt aber das Necht anderer Staaten nicht aus, 
den Schiffer, ver eines auf ihrem Gebiete begangenen Vergehens beſchuldigt 
wird, Falls fie feiner babbaft werden, oder fie fonft eine Strafe an ibm 
sollftreden fünnen, zur Verantwortung und Strafe zu ziehen, auch nad) 
Beichaffenbeit der Umftände, bei der Behörde zu veranlaffen, daß fein 
Patent eingezogen werde. 

$. 5. Jedes zur Handelsfrachtfahrt auf der Weſer dienende, dem 
Unterthan eines der contrabirenden Staaten angebörige oder von ihm geführte 
Schiff joll mit der Angabe des Orts, wohin es gehört, einer für vielen 
Ort laufenden Nummer und der Laftenzahl, welche es böchftens tragen kann, 
auswärts deutlich verfeben fein. 

$. 6. Die ordentlichen Schiffögüge auf der Wefer follen vorläufig aud) 
fünftig wie bisher, aus nicht mehr als drei Fahrzeugen befteben, und diefe 
die bisher üblich geweſene Yadungsfäbigfeit nicht überjchreiten dürfen. 

$.7. Schießpulver in Duantitäten über 5 Pfund foll nur in befonderen, 
mit einer fchwarzen, drei Ellen langen und eine Elle breiten Flagge ver: 
febenen Fahrzeugen geführt, und felbft in geringeren Duantitäten niemals 
zwifchen anderen Waaren verpadt werden. 

Seder Schiffer, welcher Schießpulver geladen hat, muß, bevor er irgendwo 
anlandet, der Ortö-Polizei-Bebörde hiervon Anzeige machen, und die von 
derfelben etwa anzuorpnenden Sicherheitsmaaßregeln zur DBefolgung ge 
wärtigen. Verſäumt er dieſe' Anzeige, jo unterliegt er da, wo nicht durch 
Landesgeſetze bereits Strafen deshalb feftgefest find, außer der Verpflichtung 
zum eventuellen Schadenserjfas, einer GSelpftrafe von 2— 100 Thlr. 

$. 8. Die Frachtpreife und alle übrigen Bedingungen des Transports 
beruben lediglich auf der freien Hebereinfunft des Schiffer und des Ver— 
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fenders oder deffen Kommittenten, und follen von Zeit zu Zeit durd den 
Drud befannt gemacht werben. 

$. 9. Durd die 88. 4-8. einfchließlih, bat der dDireft aus der 
See fommenden oder direft dahin gehenden Schiffahrt feine neue 
Beichränfung auferlegt werden follen, 

$. 10. Es bleibt dem Handelsftande zweier oder mebrerer Weferpläge 
überlaffen, mit einer beliebigen Anzahl qualifieirter Schiffer über Frachtpreife, 
Kieferungszeiten und andere Beringungen ihres gegenfeitigen Verkehrs, 
Contracte auf beftimmte Zeiten, doc jedesmal böchftens auf fünf Jahre ab- 
zufchließen, und folchergeftalt Neihefabrten unter fich zu errichten, weldye dem 
Kaufmanne billige Fracht, und dem Schiffer fchnelle Befrachtung fichern. 

$. 11. Bei ſolchen Reihefahrten wird jedoch zu ihrer Gültigfeit Fol— 
gendes vorausgefegt: 

1) Niemand, weder Kaufmann nod Schiffer, fann genöthigt werben, 
ſich venfelben anzufchließen. 

2) Der Inhalt ihrer Reglements darf nirgends mit gegenwärtiger Akte 
im Widerſpruche ftehen. 

3) Die Reglements müffen ven Regierungen der Orte, zwifchen weldyen 
die Reihefahrt ftatt finden foll, zu ihrer Genehmigung vorgelegt und dem— 
nächſt öffentlih im Drude befannt gemacht werben. 

Die Genehmigung wird nur dann verfagt werden, wenn die Bedin— 
gungen der Neihefabrt mit gegenmwärtiger Convention oder den landes- 
berrlidhen Geſetzen im Widerſpruche fteben. 

4) Die contrahirenden Staaten fünnen verlangen, daß ihre Schiffer in 
einer, dem Verbältniß der verfehiedenen Territorial-Uferlängen entiprechenden 
Anzahl bei den Reihefahrten zugelaffen werden. Doch foll hinſichtlich ver 
gegenwärtig angenommenen Neibefchiffer, diefe Beftimmung erft nad) Aus— 
jterben oder jonftigem Abgange derfelben in Kraft treten, dann aber für Kippe 
das Doppelte feines prineipmäßigen Theilnahmeverbältnifieg, für Bremen aber 
Ein Schiffer auf jede der jest beſtehenden drei Reihefahrten zugeftanden fein. 

5) Bei den Neibefabrten fol es ven Sciffern, unbefchadet jedoch ihrer 
contraetmäßigen Verpflicdtung zu beftimmter Ablieferungsfrift im einzelnen 
Falle, nicht unterfagt werden Fünnen, zu DQutbergen, Minden, Vlotho, 
Erder, Rinteln, Hameln, Bovenwerder, Holzminden, Hörter 
und Karlshbafen Güter einzunehmen, und am Beltimmungsorte wieder 
auszuladen. 

6) Mo auf der Stromftrede zwifchen Bremen und Stolzenau die Reibe- 
ichiffer Vorſpann bevürfen, foll felbiger auf dem Streckentheile zwijchen 
Bremen und Hoya zu % von bannöverichen und zu von bremifchen 
Untertbanen, auf dem Stredentbeile zwiſchen Hoya und Stolzenau aber 
ausfchlieglih von bannöverfchen Untertbanen genommen werden müſſen, 
beides jedoch mit freier Auswahl unter allen refpectiven Untertbanen und in 
freier Einigung über den Geftellungspreie. 

*$. 12, Bei allen, nad gegenwärtiger Afte erforderlichen Längenmaaß— 
Peftimmungen, wird der bremer Fuß (1 = 2897,, Millimeter over 128 ?°%/ g00 
Parifer Yinien) und bei den Gewichtsbeftimmungen das Echiffspfund zu 
300 bremer Pfunden (1-=', Kilogramm — 3 pro mille) nad den übrigens 
in der Anlage A. gegebenen Berbältmiffen, zum Grunde gelegt. 

$. 13. Ale durch gegenwärtige Acte verordnete Zahlungen find in 


Zu $. 12. Die dem $. 12. der Weferacte unter A. anliegende Tabelle der 
Maaf- und Gewictsverbältniffe in fümmtlichen Mefer-Uferftaaten ift in der Art 
berichtigt worden, wie fie, zur Fünftigen alleinigen Anwendung dem heutigen 


Protofolle unter A. anliegt. 
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Conventionsmünze nah dem Zwanzig-Gulvenfuße zu berechnen, und werden 
nad den Beftimmungen des sub B, anliegenden Tarifs geleiftet. 


1. Bon den Abgaben. 


$. 14. Sämmtliche bisher auf der Wefer beftandene Zollabgaben,, fo 
wie aud jede, unter was immer für Namen befannte, Erhebungen und 
Auflagen, womit die Schiffahrt diefes Fluffes von feinem Urfprunge durch 
Vereinigung der Werra und Fulda bis in die offene See und umgefehrt, 
bisher belaftet war, bören biermit auf, und werben in eine allgemeine 
Schiffahrtsabgabe verwandelt, die von den Ladungen bei den durch gegen- 
wärtige Convention feftgefesten Erhebungsämtern entrichtet werden muß. 

iefe Abgabe, welche weder im Ganzen nody theilweife in Pacht gegeben 
werden darf, wird unter dem Namen „Weferzoll“ und zwar nad dem 
Bruttogewichte erhoben, mit Ausnahme der im $. 18. bezeichneten Fälle. 

*$. 15. Für den Lauf ver Wefer von ihrem Urfprunge bis Bremen 
einschließlich und umgekehrt, follen überhaupt nicht mehr als Dreibunvert 
und Funfzehn Pfennige Eonventionsmünze von jedem Schiffspfunde ad 300 Pfo. 
Bremiſch an Weferzoll erhoben werden, und zwar von Preußen 59 Pfennige, 
Hannover 126, Kurheſſen 41, Braunfchmweig 16, Yippe 13, Bremen 60, 
zufammen 315 Pfennige. Von Bremen bis in's offene Meer und umgekehrt, 
findet weder Zoll noch fonftige Abgabenerhebung ftatt. 

*$. 16. Die Erhebung geſchieht leviglih an den in der Anlage C. 
benannten Empfangsftätten: Bremen, Dreye, Stolzenau, Minden, 
Ervder, Rinteln, Hameln, Holzminden, Beverungen, Lauen— 
förde und Gießelwerder, und in den dafelbft angegebenen Berhältniffen. 

*s, 17. Um jedoch die innere Induftrie und die Ausfuhr der Landes: 
produete zu befördern, und zugleich ven Verkehr der erften Lebensbedürfniſſe 
zu begünftigen, und mebrere Gegenftände von großem Gewichte und ge- 
ringem Wertbe zu erleichtern, ſoll, rückſichtlich dieſer, folgende verbältniß- 
mäßige Herabjeßung ftatt finden. 

$. 18. Bon lebendigen vierfüßigen Thieren fol der Weferzoll mit 
4 Pfennigen pro Stüf, von lebendigen Vögeln mit 1 Pfennig pro Stüd, 
und von Bäumen zum PVerpflangen mit 4 Pfennigen pro Schod, an jeder 
paffirten Empfangsftätte erhoben werben. 

$. 19. Leer paffirende Schiffe, auch die neuen und zum Berfauf be> 
fimmten, find gänzlich frei. 

* 6. 20. 68 bleibt zwar den Schiffern unbenommen, von allen Waaren, 


Zu $. 15. Der im $. 15. der Weferacte vereinbarte Weferzoll wird a 
drei Viertel feines Betrages dergeftalt ermäßigt, daß Fünftig für den ganzen Yau 
der Wefer überhaupt nicht mehr als Zweihundert Sechs und Treißig Ein Viertel 
Pfennige von jedem Sciffspfunde zu 300 Pfund Bremiſch erhoben werden follen, 
und zwar von Preußen 444 Pf., Hannover 944, Kurheſſen 304, Braunſchweig 12, 
Lippe 94, Bremen 45, zufammen 2364 Pf., doch behalten fämmtliche contrahirende 
Staaten fih die Wiederherftellung des Zollfages der Weferacte für den Fall bevor, 
wenn die Zweckmäßigkeit derjelben unter etwa günftig veränderten Handels- und 
Shiffahrts- Conjuncturen bei irgend einer künftigen Revifions - Commiffion ein- 
fimmig anerfannt werden möchte. 

Zu $. 16. Die dem $. 16. der Weferacte beigefügte Anlage C. ift nach den 
neuen zum $. 15. gefaßten Befchlüffen in der Art berichtigt worden, wie fie nun- 
mehr dem gegenwärtigen Protocolle unter B. zur alleinigen Anwendung beiliegt. 

Zu $. 17. Der $. 17. der Weferacte ift modificirt wie folgt: *) 

Zu 8. 20. Die dem $. 20. der Weferacte unter D. beigefügte Normalgewichts- 
Tabelle, ift in der Art berichtigt und vervollftändigt worden, wie fie unter C. dem 
heutigen Protocolle zur künftigen alleinigen Nichtichnur beiliegt. 


2) ©, Art. 4. des Nevifiond-Protorolls, d. d. Nenndorf, den 16. Auguſt 1839. 
19* 
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welche fie führen, auch von denjenigen, welche im Handel gemöhnlid nicht 
nad) dem Gewichte verfauft zu werden pflegen, ihr wirflidhes, der Entrich— 
tung des Weferzolls zum Grunde zu legendes Gewicht, gehörig beglaubigt 
nachzumweifen; in Ermangelung folder Nachweifung, fol aber für die legt: 
gedachten Waaren, ver in Anlage D. ausgeworfene Normal-Gewichitsſatz, 
bis auf anderweitige gemeinfame Beltimmung, angenommen werden. 

*$. 21. Die Befugnig für jede Empfangsftätte zur Erhebung des ihr 
zugewiefenen Weferzolls, wird dadurd begründet, daß Die Ladung wirklich 
bei ihr vorliber geführt wird, von welcher derfelbe erboben werden fol. 

$. 22. Außer den durd gegenwärtige Uebereinfunft feftgejegten Gefällen, 
follen auf ver Wefer feine anderen weiter gefordert oder erhoben werden; auch 
übernehmen die paciscirenden Staaten die förmliche Verpflichtung, die feſtgeſetz— 
ten Abgaben nicht anders, als in gemeinfihaftlicher Lebereinfunft, zu erböben. 

$. 23. Unter den Abgaben, wovon die Artifel 15. bis 22. einſchließ— 
ih handeln, find nicht begriffen: 1) die Eingangs-, Ausgangs: und Ver— 
brauchöfteuern, mit welchen einem jeden Staate Das Recht verbleibt, die in 
fein eigenes Yandesgebiet ein und aus demfelben zu führenden Waaren, 
fobald fie reipeetiv den Fluß verlaffen haben, oter noch nicht auf den Fluß 
gefommen find, nach feiner Handelspolitif zu belegen; 2) vie Hafen-, Krahnz, 
Maage: und Niederlagegebübren in den Danpelsplägen, wovon jedoch alle 
Führer von folden Ecdiffen, die auf der Wefer oder ihren Nebenflüffen zu 
Haufe gebören, nicht mehr, als ver Einlänvder, bezahlen follen. Auch jollen 
die Zablungsfäge diefer Gebühren feſt bejtimmt zur Kenntniß des Publicums 
gebradyt, und nur von denjenigen gefordert werden, welche ſich der vorban- 
denen Anftalten bedienen. Kür den Dienft ver Pootien bat es bei den in 
jedem Staate gegebenen oder zu gebenven Beltimmungen, und für die Ges 
bühren, welche ſie zu fordern berechtigt find, bei der gegebenen oder zu ges 
benden Tarorpnung, mit der Maafgabe fein Bewenvden, daß feinem Unter: 
than der contrabirenden Staaten eine läftigere Verpflichtung, ald vem Ein: 
länder, auferlegt werde. 

$. 24. Beamte, welche ſich unterfangen würden, irgend etwas an 
Geld oder Naturalien, in ihren Privatnutzen, von der tranfitirenden Schiff- 
fahrt zu erheben, jollen, außer der Erftattung des ungebührlich Erbobenen, 
nachdrücklich beſtraft werden. 


I. Bon der Controlle. 

$. 25. Alle Waaren werten bei Entrihtung des Weferzolls in der 
Negel zu demjenigen Gewichte angenommen, welches das in geböriger Form 
vorgezeigte Kadungamanifeft (8. 39.), allenfalls mit Zuziehung der vorftehend 
$. 20. erörterten Normalgewichts-Beltimmung, beurfundet. 

$. 26. ever Staat hat das Necht, die Hebereinftimmung der Mani: 
fefte mit dem wirfliden Inhalte ver Ladung, theils durd genaue Prüfung 
ver erfteren in Bezug auf Anweſenheit aller dabei vorgefchriebenen Formen, 
theils durd generelle Reviſion, theils durch Nachwägung und felbft durch 
materielle Verification der letzteren, auf jeder durch das Schiff paſſirten 
Erhebungsſtätte des Weſerzolls zu conftatiren. 

Es ift aber vereinbart worden, der Nachwägung und materiellen Beri- 
fication nur in folgenden Fällen Anwendung zu geben: 1) wenn der Führer 
einer verpadten Ladung für viefelbe, gang oder theilweife, die geringere 
Verzolung nad einem Bruchtheile des Normalfages in Anfprud nimmt, 


Zu $. 21. In Bezug auf die Beftimmung des $. 21. der Weferacte in Ver— 
bindung mit $. 16. derjelben, wird feitgejeßt, Daß von den beiden einander gegen» 
über liegenden Zollftätten Beverungen und Yauenförde, Die Erftere als unter- 
halb ver Letzteren belegen, angenommen werben fol. 
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rücdfichtlih der Waaren, auf melde ver Anfpruch gerichtet ift; CS. 31.) 
2) wenn gegen den Schiffsführer ver Verdacht beabfichtigter Defraudation 
des Weferzolld oder der innern Zolle und Confumtionsabgaben ves betref- 
fenden Staats begründet ift; 3) wenn zwar die Gattung, aber die das 
innere Steuerſyſtem des betreffenden Staats intereffirende Art der Maaren 
entweder gar nicht, oder doch nur ſchwankend angegeben ift; jedoch in diefem 
Falle nur in Bezug auf die fo angegebenen Waaren. 

$. 27. Die Begründung des Verdachts ($. 26. No. 2.) foll ange: 
nommen werden: 1) wenn das Yadungsmanifeft fich nicht in geböriger Form 
befindet, oder dem Verdachte einer damit vorgenommenen Verfälfchung unters 
liegt; 2) wenn eine generelle Revifion der Yadung erhebliche und begründete 
Zweifel gegen die Richtigkeit des Manifeftes veranlaßt; 3) wenn der Schiffer 
auf dem, nicht etwa durch augenfcheinlicen Nothſtand und Beobachtung der 
für dieſen Fall vorgefchriebenen Maafregeln gerechtfertigten Verſuche einer 
Anlegung an verbotenen Uferftellen oder gar einer vorher nicht angezeigten 
Ein: oder Ausladung fich betreten läßt. 

$. 28. Für jede, den Weferzoll nah vollem Normalfage entrichtende, 
von einem Drte zum andern auf der Wefer lediglich tranfitirende Sciffe- 
ladung, ift alfo zur Abfertigung an jeder dazwiſchen liegenden Erhebungs— 
ftätte, in der Regel nichts weiter erforderlih, als: 1) Beibringung des, 
nach der weiter unten vorgefchriebenen Form eingerichteten, Ladungsmanifeſtes 
abfeiten des Schiffer, und Prüfung abfeiten der Behörde, ob jene Form 
überall beobachtet worden; 2) generelle, d. b. ohne Deffnung und, fo viel 
ale möglich, ohne Verrückung der Colli vorzunehmende Revifion der Ladung 
durch den Erheber, zur GErmittelung des $. 27. 2. erwähnten Verdachts— 
grundes; 3) Zahlung des tarifmäßigen Weferzolld nah dem Normalfage 
pro Sciffepfund des im Manifefte angegebenen und ale richtig anerfannten 
Yadungsgewicts; 4) Bemerfung der anerfannten Richtigfeit und geleifteten 
Zablung, fo wie des Tages und der Stunde der Anfunft und Abfertigung 
auf dem Manifefte von Seiten der betreffenden Behörde; 5) Ausftellung 
einer befonvdern, beftändig in den Händen des Schiffers bleibenden und zu 
feiner Legitimation dienenden, Quittung nach dem Schema in Anlage E. 

$. 29. Die in dem vorftehenden $. befchriebenen Abfertigungen foll 
jede Empfangsbebörde fo fchnell als möglih, und fpäteftens binnen drei 
Stunden für jeden Schiffszug, nad erhaltener Anzeige von deffen Anmefen- 
heit, bei Fünf Thaler Ordnungsſtrafe für jeden Contraventiongfall, zu be— 
wirfen verpflichtet fein, jedoch nur zwifchen Sonnen-Auf- und Unter- 
gang, und bdergeftalt, das wenn mehrere Schiffszüge zugleich anfommen, 
die Friſt für jeden folgenden erſt von der beendigten Abfertigung des voran: 
gehenden läuft. Die Schiffer können indeffen nur dann verlangen, daß die 
Abfertigung in drei Stunden gefchehe, wenn fie eine richtige Abfchrift des 
Manifeftes bei dem erften Zollamte eines jeden Staats übergeben. m ent- 
gegengefegten Falle muß derjenige Zeitraum binzutreten, welcher zur Anfer- 
tigung einer Abfchrift erforderlich ift. 

Nahmägungen und materielle Verificationen follen den im $. 28. be- 
fchriebenen Abfertigungen jederzeit nachfteben. 

$. 30. Jeder Empfangsbeamte, welcher durch einen, bei feiner gene- 
rellen Padungsrevifion, nad $$. 27. 2. und 28.2. gegen die Nichtigfeit des 
Manifeftes ihm aufftoßenden Verdacht, zur Anftellung einer Nachwägung 
oder materiellen Berification der ganzen Ladung, oder eines Theils derfelben 
fi veranlaßt findet, muß die Dringlichkeit und Erbeblichfeit feines Ver— 
dachts nachher, auf Erfordern, zu juftificeiren im Stande fein, bei Vermei- 
dung einer Orbnungsftrafe. 

$. 31. Wenn der Führer einer Schiffsladung Waaren, melde nad 
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$. 17. nur einem Bruchtbeile des Normalfages unterworfen find, bei ſich zu 
haben declarirt, und für felbige den betreffenden geringern Tariffag in An— 
fpruch nimmt, fo ift er verbunden, ver Empfangsbehörde die vollftändige 
Ueberzeugung zu verfchaffen, daß jene Waaren wirflich diejenigen find, wofür 
er fie ausgiebt. Es ift alfo binfichtlidh ihrer, die Behörde zur mate— 
riellen Verification, mit Darlegung und Oeffnung der einzelnen Colli, be— 
rechtigt; — Sache des Sciffers bleibt e8, feine Ladung fo einzurichten, 
daf die Ueberzeugung von wirklicher Anwefenheit ver zum geringeren Zariffage 
berechtigten und beclarirten Waaren — als worauf e8 bier allein anfommt — 
der Behörde auf die fürzefte und einfachfte Weife gewährt werten fönne. 

$. 32, Wo die materielle Berification aus der angegebenen Urſache ftatt- 
findet, foll fie unfehlbar binnen drei Stunden, nachdem zur Abfertigung des 
Schiffers gefchritten worden, angefangen und nah Möglichkeit befchleu- 
nigt werben. 

$. 33. Wenn das Schiff rein tranfitirt, ohne Ab- und Zuladung, fo 
foll eine materielle Berification wegen der zum geringeren Tariffabe ange- 
meldeten Waaren jedenfalld nur Einmal in jedem Territorio vorgenommen 
werben, und ihr auf dem Manifefte verzeichnetes Refultat bei allen übrigen 
Empfangsftätten deffelben Gebiets für richtig gelten. 

$. 34. Nahmägungen oder materielle Verificationen, welche wegen fich 
ergebenden Verdachts einer Unrichtigfeit des Manifefted vorgenommen wer— 
den, follen gleichfall8 in der $. 32. angegebenen Art gefchehen. Hat fich 
aber das Manifeft ald unrichtig ergeben, fo eriftirt die Vermuthung beab— 
fihtigter Defraudation nicht nur des Meferzolls, fondern auch der innern 
Zolle und Verbrauchsſteuer des betreffenden Staats mit allen ihren gefeß- 
lichen Folgen, jedoch nur in Bezug auf den Schiffer und den unrichtig de— 
clarirt befundenen Theil feiner Ladung. 

$. 35. Materielle Berificationen, welche nad $. 27. 3. wegen begrün- 
beten Verdachts einer Contravention gegen das innere Zoll und Verbraude- 
fteuer-Spyftem eines Territoriums ftattfinden müffen, werden nad ven Ge— 
fegen dieſes Syſtems bebanvelt. 

$. 36. Das Refultat aller gefchehenen Nachwägungen oder materiellen 
Berificationen, fo wie bei den zum geringeren Tariffage deelarirten Waaren, 
der darnach geleifteten Zahlung, wird von jeder Zollftätte auf vem Mani: 
fefte bemerft. 

$. 37. Wenn die Beftimmung eines Schiffes, auf verfelben Fahrt, 
fuccefiiv an mehrere Drte lautet, wo es ein- oder ausladen foll, fo muß 
an jedem derfelben, das Gewicht der geſchehenen Ein- oder Ausladung 
für jedes Collo durch die dazu ernannte Behörde, welche die contrabirenden 
Staaten ſich gegenfeitig befannt machen werden, auf dem Manifefte certifizirt 
werden. Das nädftfolgende Erhebungsamt prüft die formelle Richtigkeit 
diefes Certificatd, und verfährt dann übrigens nach den betreffenden vor- 
ftebenden Beftimmungen. 

$. 38. Ausladungen dürfen überhaupt nur in Gemäßheit der Decla— 
rationen des Manifeftes vom Orte der Einladung oder einer etwa bei dem 
miar berührt werdenden Zollamte nadıträglich beigebrachten glaubwürdigen 

bänderung feiner desfallfigen Beſtimmung, immer jedoch nur an den dazu ge— 

feglich erftatteten Orten und unter Aufficht der dazu ernannten Behörden gefcheben. 
Das Gefäß muß feine Abfertigung von der Land-, Zolle und Steuerbehörde, 
welche jedoch jederzeit nad Möglicyfeit befchleunigt werven foll, auf der Anlege- 
ftelle abwarten, ohne, ewidenten Nothftand ausgenommen, feinen Plaß vers 
ändern zu dürfen. 

Iſt Leichterung erforderlich, und follen dazu Fahrzeuge genommen werben, 
die nicht zum Schiffszuge felbft gehören, fo müffen deren Führer zuvor bei 
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der nächften Ortsbehörde desjenigen Gebiets, wo die Keichterung aefchieht, 
Anzeige davon machen. Jeder Verſtoß gegen die Vorfchriften dieſes $. be— 
ründet den Verdacht einer Defraude gegen das Land-, Zoll und Steuer: 
* des betreffenden Staats, und ſeine geſetzlichen Folgen. 

$. 39. Die zur Legitimation des Schiffers an den Erhebungsſtätten 
dienenden, in den vorftebenden $$. erwähnten Ladungs-Manifeſte follen, 
nach dem sub F. anliegenden und beifpielöweife ausgefüllten Schema, unter 
Ricytigkeitsatteft der dazu von jedem Staate ernannten und den übrigen 
Staaten befannt zu By are Behörde, abgefaßt und in der Regel am 
Einladungsorte genommen werben. Schiffer jedoch, melde mit einer aus 
Seeſchiffen unmittelbar gehobenen Ladung bei Bremen vorbei, aufwärte 
tranfitiren wollen, baben die Wahl, entweder an einem Yabungsplage 
—— Bremen oder erſt zu Bremen ſelbſt ihr Manifeſt ſich ausſtellen 
zu laſſen. 

Eine gleiche Wahl zwiſchen einer unterhalb Bremen oder zu Bremen 
befindlichen Behörde fol Schiffern, welche in die Weſer einkommen und etwa 
mit ihrer Ladung, Bremen vorbei, aufwärts tranfitiren wollten, zuſtehen. 

Am legten Ausladungsorte wird, nad geböriger Berification, das 
Manifeh zu den Acten der angeordneten Behörde gegeben und daſelbſt 
aufbewahrt. 

Der zur direeten Ueberladung in Seefchiffe, oder auch etwa zur eigenen 
Weiterführung in See oder über die Watten, ftromabwärts tranfitirende 
Schiffer muß, bei 50 Thlr. Strafe, entweder zu Bremen, oder an einem 
der unterhalb Bremen am Ufer befindlichen Yadungspläße, fein Manifeft bei 
der Bebörve deponiren und der Schluß-BVerification ſich unterwerfen: wofür 
er jedoch, eben fo wie in den vorgedachten Fällen bei der Auffahrt, etwaige 
Krahn- und Waagegebühren ausgenommen, nichts zu bezahlen hat. 

Beſteht vie Ladung eines Schiffes in Holz, oder ift es ein Floh, fo 
muß das Manifeit ein genaues Verzeichniß aller bei fich führenden Stämme 
und andern Holzforten, mit Bemerfung des cubiſchen Inhalts, enthalten. 

$. 40. ever der contrabirenden Staaten hat das Recht, Pläge inner: 
halb feines Gebietes zu beftimmen, an denen allein überhaupt angelegt 
werden darf, auch wenn von feiner Ab- oder Zuladung die Rede ift. 

Jede Anlegung an einem nicht dazu verftatteten Orte — ben einzigen 
Fall augenicheinlichen und fofort bei der nächſten Ortsbehörde des betreffen- 
den Staats angemeldeten Notbitandes ausgenommen — begründet den Ber: 
dacht beabfichtigter Defraudation des innern Zolle und Steuerſyſtems, und 
feine gefeglichen Folgen. 

on den in einem Staate verftatteten Liege- und Ladepläßen muß ein 
Verzeichniß in jeder Zollftätte des betreffenden Staates —— werden. 
$. 41. Jeder der contrahirenden Staaten hat das Recht, in Fällen, 
wo er für das Intereſſe feiner Landzölle oder Verbraudsfteuern es nüßlich 
erachtet, innerhalb feines Gebiets, einen Begleiter auf tranfitirende Schiffe 
zu fegen. Doc darf aus Anwendung diefer Maafregel für den Schiffer 
weder irgend ein durch gegenwärtige Acte nicht gerechtiertigter Aufenthalt, 
noch irgend eine Ausgabe, noch irgend eine nicht ohnehin frhon ihn gefeg- 
lich treffende Beſchränkung erwachſen. 

Diejenigen Staaten, welche eine ſolche Begleitung für nöthig erady'en, 
werden, wenn bie Aufnahme oder die Entlaffung ver Begleiter an andern 
Punften, als in den Zoliftätten erforderlich ift, die Orte befannt machen, 
wo folche erfolgen fol. Der Schiffer iſt verpflichtet, dort anzulegen und, 
nach erfolgter Anmeldung, eine Stunde auf Anfunft oder Abgang der Bes 
gleiter zu warten. 
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IV. Bon den Maafregeln gegen natürlide Sciffahrts- 
Hinderniffe und Unglüdsfälle. 

$. 42. Alle Staaten, welche eine Hoheit über das Strombette der 
Weſer ausüben, verpflichten fih, jeder in ven Grenzen feines Gebiets, alle 
im Fahrwaſſer ver Wefer ſich findenden Schiffahrtshinverniffe, ohne allen 
Verzug, auf ihre Koften wegräumen zu laffen, und feine die Sicherheit der 
Schiffahrt gefährdenden Strom- und Uferbauten zu geftatten. 

Für die Fälle, wo die gegenüberliegenden Ufer verfchievenen Landes— 
berren gehören, find die contrabirenden Staaten übereingefommen, es bei 
der bisherigen Obfervanz zu laffen, vorfommende Beſchwerden aber bei ver 
Revifionscommiffion zur Sprade zu bringen. 

$. 43. Sollte ein Schiff oder deffen Mannfchaft verunglüden, fo find 
die Ortsobrigfeiten verpflichtet, dafür zu forgen, daß die erforderlichen 
Rettungs- und Sicherungsanftalten, fo fchnell als möglich, getroffen werden. 

Zu diefem Ende machen die contrahirenden Staaten ſich anheiſchig, die 
Lofalbehörden mit der nöthigen allgemeinen nftruction im Voraus zu ver: 
feben, und vie deshalb beftehenden befondern Verordnungen zu erneuern. 

Sollte ein Strandrecht irgenpwo an der Wefer ausgeübt werden, fo 
wird ſolches bierdurd für immer aufgehoben. 

V. Bom Keinpfade. 

$. 44. Alle Staaten, welche eine Hobeit über das Strombette der 
Weſer ausüben, machen fi anbeifchig, eine befondere Sorgfalt darauf zu 
verwenden, baß auf ihrem Gebiete ver Leinpfad überall in guten Stand 
gefest, darin erhalten und, fo oft es nöthig fein wird, ohne einigen Aufſchub, 
auf Koften desjenigen, den es angeht, wieder hergeftellt werde, damit in 
diefer Beziehung der Schiffahrt nie ein Hinderniß entgegenftehe. 

$. 45. Hingegen follen die Schiffer, bei eigner Berantwortlichfeit zum 
Schadenserſatze und angemefjener Polizeiftrafe, dafür haften, daß durd ihre 
Pferdetreiber vom Leinpfade überall fein anderer Gebrauh, als eben ver 
zum Rinienzuge erforberlihe, gemacht, und auch in der Nachbarfchaft veffelben 
fein Schade verübt werde. 

Sie haben die in dieſer Hinficht von den einzelnen Uferftaaten etwa 
zu erlaffenden Special-Polizei-Reglements zu befolgen, welche übrigens mit 
feiner ausprüdlichen Beftimmung ver gegenwärtigen Acte im Widerſpruche 
ftehen dürfen. 

$. 46. Es wird gänzlich der freien Wahl ver Schiffer überlaffen, an 
welchen und bis zu welchen Orten, und von den Untertbanen welches ver 
eontrabirenden Staaten, fie ihre Linienzugsfräfte an Pferden oder Menfchen 
in freier Vereinigung über den Geftellungspreis dingen wollen und fünnen, 
mit einziger Ausnahme der diefe Regel theilweife bejchränfenven Beftimmung 
im $. 11. Nr. 6. 

$. 47. Ob, wie in einigen der contrabirenden Staaten bisher die 
Gewohnheit beftanden bat, die Linienzüge zur leichteren Verhütung und 
eventuell zur Taration vorfommender Beihädigungen, durch Adhtsleute aud 
fernerhin begleitet werben follen, hängt zwar vom Ermeffen jedes Uferftaates 
ab; doc ift vereinbaret, daß fünftig durch folche Begleitung den Sciffern 
weder irgend eine Ausgabe, noch irgend ein Aufenthalt verurfacht werden darf. 

$. 48. Die Ueberfegung der Linienzugspferde von einem Ufer auf das 
andere ift Sache des Sciffers, darf aber nur an den dazu verorbneten 
Plägen gefchehen. 

VI. Bon den Nebenflüffen. 


$. 49. Die Anwendung oder Ausdehnung der Beftimmungen biefer 
Convention auf Nebenflüffe, weldhe das Gebiet verfchievener Staaten trennen 
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oder durchſtrömen, fo weit nicht befondere Umſtände entgegenftehen, bleibt 
den betreffenden Staaten zum befonderen Abkommen überlaffen. 


VI. Bon Ausführung der Weſer-Schiffahrts-Acte und 
fünftiger Revifion derjelben. 


*$.50. So weit durd gegenwärtige Convention Beftimmungen getroffen 
find, bat es bei venfelben, ohne Rückſicht auf bisher beftehende Special- 
Verträge, Gefege, Verordnungen, Privilegien und Gebräuche, fein alleiniges 
Bewenden. 

* 6. 51. Dieſe Schiffahrts-Acte ſoll, nach erfolgter Ratification, von 
allen contrahirenden Staaten öffentlich durch den Druck bekannt gemacht 
werben, und mit dem 1. März 1824. in volle Wirkſamkeit treten. 

$. 52. Gin im Ort des Zollamts oder möglichit nahe wohnender, dem 
richterlichen Dienfte vorftebenvder, Beamter foll zur fummarifchen Behandlung 
und Entſcheidung folgender Gegenftände beftellt und verpflichtet werben: 
1) über alle Zoll» Contraventionen und die hierdurch vermwirften Strafen, 
in fofern der Schiffer verfelben fih nicht freimillig unterwirft; 2) über 
Streitigfeiten wegen Zahlung der Zoll-, Krahn-, Waage-, Hafen- und ber: 
gleihen Gebühren und deren Betrag; 3) über die von Privatperjonen 
unternommene Hemmung des Leinpfades; 4) über die beim Schiffsziehen 
veranlaßte Beſchädigung an Wiefen und Feldern, fo wie überhaupt jeden 
Schaden, ven Flößer oder Schiffer während der Fahrt oder beim Anlanden 
durch ihre Rahrläffigfeit Anvdern verurfacht haben möchten, 5) über ven 
Betrag der Bergelöhne und anderer Hülfsvergütigungen in Unglüdsfällen, 
in fofern die Intereffenten darüber nicht einig find. Namen und Wohnort 
des Zollrichters follen in der Zolftätte angefchlagen werben. 

$. 53. Aud verbinden fi die contrahirenden Stanten, den dazu 
angeoroneten Zollbeamten und Zollrichtern die Weifung zu ertheilen, daß, 
wenn ein oder mehrere Zollbeamten eines der andern Staaten bei ihnen 
darauf antragen follten, die Schiffer anzubalten, um die Nachbezahlung der 
umgangenen Gebühren zu bewirken, welche, im Kalle eines Widerſpruchs 
von Seiten des Schiffers, immer nur auf den Grund ver Entſcheidung eines 
competenten Zollrichters erfolgen fann, dieſem Anfuchen gemwillfabret werden 
foll; fo wie auch, auf Verlangen, die Nefultate der vorgenommenen Re— 
vifionen längs des ganzen Weferftroms, und jede andere gewünfcte Aus- 
funft einander bereitwilligft mitzutheilen. 

* 9.54 Nachdem gegenwärtige Convention in Rirffamfeit getreten fein 
wird, foll fih von Zeit zu Zeit eine Revifions-Commiffion in irgend einer 
der an der Mefer belegenen Städte vereinigen, zu welder von jedem der 
contrabirenden Staaten ein Bevollmächtigter delegirt, und deren Vorfig durd 
Stimmenmehrheit beftimmt wird. Der Zweck und die Wirffamfeit diefer 
Reviſions-Commiſſion find, fi von der vollftändigen Beobachtung der gegen= 


Zu $. 50. Someit durch gegenmwärtiges Protokoll feine Abänderungen aus- 
geiproden worden find, behält es bei den Beltimmungen der Weferfhiffahrts- 
acte fein alleiniges Bewenden. 

Zu $. 51. Die Beftimmungen des gegenwärtigen Protocolls follen mit dem 
1. Mai 1826 nah binnen drei Monaten a dato vorhergegangener allfeitiger 
Benehmigung, auf allen Punkten der Wefer in volle Wirffamfeit geſetzt, und zu 
dem Zweck durh den Drud öffentlich befannt gemacht, aud den betreffenden Be- 
börden mitgetheilt werden. 

Zu $. 54. Die nädfte Revifions-Commiffion wird fih am 1. Mai 1829 
zu (Hannöverifh) Münden verfammeln. 
zur Bewirkung eines Beihluffes in Vorfchlag gebradht worden find; fo mollen 
Wir, auf den Uns darüber gehaltenen Vortrag, die obgedachten Beftimmungen 
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wärtigen Convention zu überzeugen, und einen bleibenden Vereinigungs— 
punft zwifchen den contrabirenden Staaten zu bilden, um Abftellung von 
Beſchwerden zu veranlaffen, auch Veranftaltungen und Maafregeln, welche, 
nach neuerer Erfahrung, Handel und Schiffahrt ferner erleichtern fünnen, 
au beratben. Diefe wird jeder Bevollmächtigte bei feiner Negierung, zur 
Bemirfung eines Beſchluſſes, in Borfchlag bringen. Die erfte dieſer Re- 
viſions-Commiſſionen wird unmittelbar nach Ablauf des erften Jahres der 
Wirffamfeit diefer Acte, zu Bremen fich verfammeln; Zeit und Ort der 
nächitfolgenven aber, jedesmal durch die nächſt vorhergehende beftimmt werben. 

$. 55. Die vorbehaltenen Ratificationen des gegenwärtigen Vertrages 
follen fpäteftens binnen drei Monaten vom heutigen Tage an gerechnet, 
gegen einander ausgewechfelt werben. 

Zu Urfund veifen ift diefe Schiffabrts- Arte von fänmtlichen Bevoll- 
mädhtigten ihrer Allerböchften, Höchften und Hohen Committenten unterzeichnet, 
und mit ihren Privatlicgeln bedruckt werben. 

So gefheben Minden, ven 10. September 1823. 


hierdurch genehmigen, auch Unſere Behörden und Untertanen, fomweit es dieſe 
angebt, anmeifen, fih genau darnach zu richten. 

Zu mehrerer Befräftigung deilen, haben Wir diefe Unfere Genehmigungs- 
Urkunde, von welder nur Ein Eremplar, Behufs der Niederlegung in das ge- 
meinfchaftliche Ardiv der Wefer - Uferftaaten, ausgefertigt worden ift, eigenhändig 
unterfchrieben und mit Unſerem größeren Stantefiegel verjehen laſſen. 

Sp gefhehen zu Berlin, den 14. Februar 1826. 


Verzeichniß 
der durch die Weſer-Schiffahrtsacte beibehaltenen Zollſtätten an der Weſer, 
mit ſpecificirter Angabe der daſelbſt zu erhebenden Zollſätze. 


Bemerkung. 

Nur bei den im 8. 16. der Weſeracte benannten und bier durch — 
Lettern bezeichneten Eilf Zollſtätten iſt der Schiffer, in Beziehung auf Abgaben— 
Erhebung, anzuhalten verpflichtet. Zugleich ſind aber die aufgehobenen und mit 
ihnen combinirten Zollftätten deshalb wieder aufgeführt, weil in Fällen, wo das 
tranfitirende Schiff nicht bei allen früher beftandenen Zollftätten vorbeigeführt 
wird, au nur für Diejenigen, welche es wirklich paffirt, der Zollfaß in nach— 
Rehendem Berhältniffe erhoben werden foll; er ijt zu erheben vom 4.4. Brutto: 

A. Kür Preußen. 

I. Zu Beverungen, und zwar: a) für Beverungen 8, Pf., b) für Hör- 
ter 3, zufammen 9 Pf. 

I. Zu Minden, und zwar: a) für Vlotho 9 Pf., b) für Hausberge 8}, 
c) für Minden ?, d) für Petershagen 9, e) für Schlüffelburg 84, zufammen 354 Pf. 
oder 2 gGr. 114 Pf 

BR. Für Hannover. 

I. Zu Fauenförde, aber*bfos in der Niederfuhr, Die Auffubr ift daſelbſt 
in der Regel frei, und zwar: a) für Lauenförde 9 Pf., b) für Polle 4, c) für 
Grohnde 5, d) für Obfen 5, e) für Hameln 28} Pf., zufammen 514 Pf. oder 
486Gr. 34 Pf. 

Wird Lauenförde in der Niederfuhr nicht berührt, fondern nur Polle, Grohnde, 
Ohſen und Hameln, einzeln oder ſämmtlich: jo wird zu Hameln, als beibehaltener 
Zollftätte, der vorbemerfte Zollſatz ſowohl für Hameln, ale für die berührten ein- 
gegangenen Zollftätten erhoben; und eben fo wird im entgegengefepgten Falle 
derfelbe Zollfab zu Yauenförde ausnahmsweiſe in der Auffuhr erhoben, wenn 
Hameln nicht berührt wird, fondern Yauenförde entweder allein, oder auch zugleich 
mit einer oder mehreren der zwifchenliegenden eingegangenen Zollftätten. 

I. Zu Sameln, aber blos in der Auffuhr, die Niederfuhr ift dafelbit in 
der Regel frei, und zwar: a) für Hameln 2653 Pf., b) für Obfen 5, c) für Grohnde 
5, d) für Polle 5, e) für Pauenförde 9, zufammen 514 Pf. oder 4 gGr. 34 Pf. 
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Wird Hameln in der Auffuhr nicht berührt, fondern nur Obfen, Grohnde, 
Polle und Yauenförde, einzeln oder fämmtlich: fo wird zu Lauenförde, als bei- 
behaltener Zollftätte, der nebengefegte Zollfaß ſowohl für Lauenförde, als für die 
berührten eingegangenen Zollftätten erhoben; und eben fo wird im entgegen» 
ige Falle derfelbe Zollfaß zu Hameln ausnahmsweiſe in der Niederfuhr er- 

oben, wenn Fauenförde nicht berührt wird, fondern Hameln entweder allein oder auch 
zugleich mit einer oder mehreren der zwifchenliegenden eingeaangenen ZJollftätten. 

I. Zu Stolzgenau, aber blos in der Niederfuhr; die Auffuhr ift da— 
felbt in der Regel frei; und zwar: ») für Stolzenau 6 Pf., b) für Yande- 
bergen 6, 5) für Nienburg 6, d) für Hoya 6, e) für Intſchede 8, M für Dreye 
103 Pf, zufammen 423 Pf. oder 3gGr. 6 Pf. 

Wird Stolzenau in der Niederfuhr nicht berührt, fondern nur Landsbergen, 
Nienburg, Hoya, Intſchede und Dreve, einzeln oder fämmtlich, fo wird der neben- 
gefeste Zollfaß zu Dreye, als beibehaltener Zollftätte, fomohl für Dreye, als für 
die berührten — Zollſtätten, erhoben, und eben ſo wird im entgegen— 
geſetzten Falle zu Stolzenau derſelbe Zollſatz ausnahmsweiſe in der Auffuhr er- 
hoben, wenn Dreye nicht berührt wird, ſondern Stolzenau entweder allein, oder 
auch zugleich mit einer oder mehreren der zwiſchenliegenden eingegangenen Zollſtätten. 

IV. Zu Dreye, aber blos in der Auffuhr; die Niederfuhr iſt daſelbſt in 
der Regel frei; und zwar: a) für Dreye 105 Pf., b) für Intſchede 8, ©) für 
Hoya 6, d) für Nienburg 6, e) für Landsbergen 6, FM) für Stolzenau 6 Pf., zu- 
jammen 424 Pf. oder 3 gGr. 64 Pf. 

Wird Dreve in der Auffubr nicht berührt, fondern nur Intſchede, Hoya, 
Nienburg, Landebergen und Stolzenau, einzeln oder fämmtlih (mie ſolches na» 
mentlich mit den zu Hutbergen einzuladenden und aufwärts gehenden Gütern ber 
Fall ift), jo wird der nebengeſetzte Zollfag zu Stolgenau, als beibehaltener Zoll» 
fätte, fowohl für Stolgenau, als für die berührten eingegangenen Zolftätten 
erhoben; und eben fo wird im entgegengefepten Falle derjelbe Zollfab zu Dreye 
ausnahmsmweife in der Niederfuhr erhoben, wenn Stolzenau nicht berührt wird, 
fondern Dreye entweder allein, oder auc zugleich mit einer oder mehreren ber 
zwifchenliegenden eingegangenen Zollftätten. 


C. Für Hurbeffen. 1. Zu Gießelmwerder 11} Pf. 
1. Zu Rinteln (für Rumbeck und Rinteln zufammen genommen) 195 Pf., 
jufammen 303 Pf. oder 2gGr. 64 Pf. 
D. Für Braunfhmweig. Zu Holzminden 12 Pf. oder I gGr. 
. Für Yippe. Zu Erder 9 Pf. 
F. Für Bremen. Zu Bremen 45 Pf. oder 3 gGr. 9 Pf. 














Recapitulation. 
. — bei den ein- 
Iſt zu erheben vom 4.4 Brutto: zelnen Zoll überhaupt. 
— ee N 
Für Preußen: | Hr. gGr. PM. | Ihe. gGr. Pf. 
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Für Hannover: 




















Fu Lauenförde oder Hameln . . . . . — 1 3* 

Zu Stolzenau oder Dreve . ee 5 — | 3| % 7| 10% 
Für Kurheſſen: 2 Ba Kur 

BEER u ie A | | 71% 

Zu Rinteln . er an — ı Mr N BEE 6% 
Kür Braunfhmeig: zu Holzminden . . . TT II —|1—- | 1 — 
BReRinneszu Erder . - -. : 2 20006 a et —————— 
Für Bremen: gu Bremen. ; ie d 

Zufammen . —— — 19 8% 


Normal: Gewichts: Tabelle 
zur Berechnung des Weferzollese. (G. ©. 26, 35.) 
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2. Convention ad $. 15. der Weſer-Acte. 10. September 1823. 


Nachdem bei vem, unter heutigem Datum erfolgten Abfchluß der Weſer— 
Schiffabrtsacte zu $. 15. derfelben, zwifchen ven dazu Bevollmächtigten 
Seiner Majeftät des Könige von Preußen einerfeitd, und der freien Hanſe— 
ftadt Bremen anvererfeits, die befondern Nechte zur Sprade gefommen, 
welde die Stadt Minden aus dem Vertrage befigt, der zwifchen befagter 
Stadt und der freien Hanfeftadt Bremen am 26. Auguft 1769 rechtsver— 
bindlich abgefchloffen worden: und nachdem man fid) gegenfeitig darüber 
erklärt bat, wie es nicht die Abficht fer, dur die Stipulation des befagten 
Artifels 15. der Weſeracte weder königlich preußifcher Seits die Stadt 
Minden an ihren durch ven Vertrag von 1769 erworbenen Gerechtſamen 
verlieren zu laffen, noch Stadt-Bremifcher Seits fih mit Nachtheil derfelben 
zu bereichern: fo ift zur genaueren Befräftigung deſſen, gleichzeitig mit ver 
MWeferacte, nachftebende Separateonvention zwifchen den vorgedachten Bevoll— 
mächtigten beider Staaten verabredet und geichloffen worden. 

$. 1. Der Artifel 15. ver Meferaete findet, hinſichtlich der darin für 
Bremen beftimmten Abgabe, vorläufig aud auf tranfitirende Schiffe und 
Waaren, welche der Stadt Minden und ihren Einwohnern gehören, ebenfo wie 
auf die der übrigen föniglich preußifchen Unterthanen feine volle Anwendung. 

$. 2. Würde aber die Stadt Minden nachzuweifen im Stande fein, 
dag mindenfhe Schiffe und Güter, durdy den nad $. 15. der Weferacte be— 
fimmten bremer Zollfag, während eines Zeitraums von wenigftens fünf 
Fahren im Ganzen höher befteuert geweſen, als fie ed, nad ven Beſtim— 
mungen des Vertrags vom 26. Auguft 1769 gemwefen fein würden, jo über- 
nimmt die freie Hanſeſtadt Bremen für die Vergangenheit jede danad) 
liquidable Entſchädigung, von dem Augenblide an, wo die Weferacte in 
Vollziehung getreten fein wird, der Stadt Minden und deren Einwohnern 
zu leiften; in welchem Falle es ver befagten freien Hanſeſtadt Bremen 
fodann jun obliegen wird, für die Zufunft entweder eine verhältniß— 
mäßige Derabfegung ihres im $. 15. der Weferacte beftimmten Zollſatzes 
für mindenſche Schiffer und Güter, oder nad ihrer Wahl, die Wiederein— 
führung ver im Jabre 1769 vereinbarten Abgaben- Tarife für felbige ein- 
treten zu laffen. 

$. 3. Die Liquidität eines folchen Entſchädigungs-Anſpruchs der Stadt 
Minden für fi oder ihre Einwohner foll, entſtehenden Falls, vorab im 
Wege der Sühne, unter Vermittelung der für die Stadt Minden compe— 
tenten föniglich preußifchen Regierung feftzuftellen verfucht werden. 

$. 4. Gelänge der Sühneverfuh nicht, fo foll die Feſtſtellung durch 
eine fchiedgrichterliche Behörde erfolgen, über welche beide contrabirenve 
Theile binnen 6 Wochen, nad darauf gemachtem Antrage, fi zu einigen 
verſprechen. 

$. 5. Im jedem Falle ſoll aber derjenige Entſchädigungs-Anſpruch zu 
Bremen ald vollfommen liquivde anerfannt werden, melden etwa die Stadt 
Minden gegen den Föniglich preußifchen Fiscus, im gewöhnlichen Gange des 
Prozefjeg, vor der competenten Gerichtsbehörde rechtskräftig in dieſer Ange: 
legenbeit erftritten hätte: vorausgefest jedoch, daß ver füniglich preußiſche 
Fiscus, wenn jemals ein folher Prozeß abfeiten ver Stadt Minden wider 
ihn angefangen werden möchte, die freie Hanſeſtadt Bremen davon benach— 
richtigt haben wird, um ihre Nechte interveniendo vabei wahrnehmen zu fönnen. 

$. 6. Endlich rejervirt fich die freie Hanfeftant Bremen die Befugniß, 
nad Ablauf von wenigftens fünfzehn Jahren, nachdem die Weferacte in 
Vollziehung getreten fein wird, Die Stadt Minven zu einer Erflärung 
aufzufordern: 
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ob fie es nad ven bis dahin gefammelten Erfahrungen geratben finde, 
fih den Beftimmungen des $. 15. der Weferacte, binfichtlidh des Bremer 
Zollfages definitiv anzufchliefen, und demgemäß den Stipulationen des 
Vertrages von 1769, jo weit fie Das Bremer Abgabenwefen betreffen, 
zu entfagen bereit jei? 
und dafern die Stadt Minden fidy dazu nicht verfteben möchte, alsdann für 
diefelbe, ftatt des Zollfages der Weferacte die Äbgabenſätze des Bertrages 
von 1769 obne Weiteres wieder in Kraft treten zu laffen. 
$. 7. Gegenwärtige Uebereinfunft foll zwiichen Preußen und Bremen 
ebenfo gelten, als wenn fie der Weferacte wörtlich einverleibt worden wäre. 
Auch foll die Ratification derfelben gleichzeitig mit derjenigen der Weferacte 
zwifchen beiden Theilen ausgemwechfelt werden. 
Urfundlich deſſen iſt dieſe Separatconvention von den Bevollmächtigten 
beider Staaten eigenhändig unterfchrieben und befiegelt worden. 
Sp geſchehen Minden, den 10. September 1823, 


3. Genebmigungs= Urkunde der in dem Echlußprotocolle der Weſerſchiffahrts— 
Gommifiton, d. d. Menndorf, den 16. Auguft 1839, enthaltenen ergänzenden 
Beftimmungen der Weferfchiffabrts-Acte vom 10. September 1823. 
22. October 1839. 


Wir Friedrih Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preu— 
ben ꝛc. 2c. thun fund und fügen biermit zu willen: Da in Folge des Ar— 
tifels 54. der am 10. September 1523 zu Minden abgejchloffenen Wefer- 
ſchiffahrts-Acte von Zeit zu Zeit eine Commiffion fi) verfammeln fol, um 
fih von der vollſtändigen Beobadıtung jener Convention zu überzeugen, einen 
Vereinigungspunft zwiſchen ven Uferftinaten zu bilden, um Abftellung von 
Beichwerden zu veranlaffen, auch Beranftaltungen und Maafregeln, melde 
nach neuerer Erfahrung Handel und Schiffahrt ferner erleichtern könnten, 
zu berathen, und nachdem abermals ein Zufammentritt der Reviſions-Com— 
miffion Statt gefunden bat, Uns demnächſt aber von Unferm Bevollmäd- 
tigten die nachfolgenden, mit den Bevollmächtigten der übrigen Weferufer: 
Staaten verabreveten ergänzenden Beftimmungen ver Wefer-Schiffahrtsacte, 
welche wörtlich aljo lauten: 

Art. 1. Zu$.2 der Weſerſchiffahrts-Acte und zu Artifeli. 
des Schlußprotocolls der Weſerſchiffahrts-Reviſionscommiſ— 
fion zu Bremen vom 21. December 1825. Das vorichriftsmäßige 
Nieverlaffen ver Fährlinien, um ven Sciffern bei der Auf- und Niederfahrt 
die fofortige ungebinderte Vorbeifahrt zu geſtatten, muß obne Zeitverluft 
vorgenommen werden, jobald vie Schiffe in einer von der betreffenden Be— 
börde nad Maaßgabe der Yocalität feftzufegenden und durch Aufrichtung 
eines Pfahls am Ufer zu bezeichnenden Entfernung von der Fähre ange: 
langt find und ein ihnen vorzufchreibendes Signal gegeben haben. 

Die desfallſige Verpflichtung der Inhaber der Fähranſtalten ift nicht 
auf die Tagesitunden befchränft, jondern fie find gehalten, verfelben zu jeder 
Zeit, mithin aud vor Sennenaufgang und nach Sonnenuntergang unwei— 
gerlih nachzukommen. 

Den Fährinhabern ift verboten, ihre Fähren da queer in dem Strome 
fteben zu lajfen, wo Schiffe am Ufer vorüberfabren müſſen. 

Art. 2, ad $. 6. der Weſerſchiffahrts-Acte. Diefer Paragraph 
fällt für die Zufunft weg und ift ftatt dejfelben die nachſtehende Beltimmung 
vereinbart worden: Die Zahl ver Schiffe eines Eigenthümers ift nicht be> 
Ichränft, eben fo wenig als vie den Schiffen zu gebende Form und Ein- 
richtung, unbefchadet der in den SS. 4. und 5. der Weſerſchiffahrts-Acte 
enthaltenen Beftimmungen. 
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Es ift verboten, an die Schiffe Balfen zu hängen, um ſolche auf dieſe 
MWeife zu transportiren. 

Art. 3. ad $. 13. der Weferfhiffabrts:Aete ift in der zu dem— 
felben gehörigen Tabelle, Anlage B. sub A. 3, ftatt der Worte: „Alles preu— 
Bifche Eourant“, zu fegen: „Das im 21 Fl.Fuß ausgeprägte Courant der 
Wefer-Uferftaaten.“ 

Art. 4. ad Art. 5. der Weferfhiffabrts-Ergänzungsacte vom 
21. December 1525. Der Art. 5. der Weſerſchiffahrts-Ergänzungsacte 
vom 21. December 1825 ift mopdificirt, wie folgt: 1) Auf die Hälfte des 
Weferzolle Alaun, Anis, Blech (Eiſen-), Blut, Eier, Eifenwaaren in 
der Nieverfubr, Eſſig (inländiſcher), Farbehölzer, Fiſche (lebendige und grüne), 
Gartengewächſe (mit Ausnahme yon Sämereien, Bohnen und Kartoffeln), 
Harz, Kienruß, Kreide (ganze und gemablene), Kümmel, Leinfaat, Lein— 
wand (inländische), Mil, Obſt Ctrodenes), Pech, Salz (Küchen-, inlän- 
diſches), Echmirgel, Stärfe, Stuhlrohr, Theer, Trippel, Vitsbohnen, Zunver, 
Feuerfhwamm. 

2) Aufein Viertelveg Weſerzolls. Aſche (Perl-, Waid-, Pott-), 
aud Aſchenkalk, Blei, Bohnen Cauber Vitsbohnen), Bomben, Borften, 
Braunftein, Drath Ceiferner), Eicyenborfe (ganze und gemahlene), Eifen 
(Stab- und Guß-), Gußwaaren (eiferne), Grbfen, Garn (leinenes), Getreide 
aller Art, Glas aller Art (inländiſches), Glasgalle, Glätte, Graupen, Grieg, 
Grüge, Hirfe, Holzkohlen, Kanonen, Kiften und Faftagen (leere), Kugeln 
Ceiferne), Linfen, Malz, Marmor Crober), Mehl, Mennige, Metall-Erven, 
Mörſer (Bomben), Mufcelfalf, Obft Cfrifches), Pottloh, Nappfaat und 
alle Nübölkörner, Schilf und Dadrohr, Seegras, Stahl, Widen, Zinf 
(gewalztes). 

3) Auf ein Achtel des Weſerzolls. Aſche (unausgelaugte), 
Bolus, Eiſen (altes), Eifen (Roh- und Bruch-), Erze Crobe, einſchließlich 
Bleierz), Gras, Heu, alles inländiſche (nordeuropäiſche) Bau⸗- und zuge‘ 
fchnittene Nugbolz, von welder Gattung e8 auch fein mag (blos mit 
Ausſchluß der zu '/, tarifirten Brenn-, Buſch- und Faſchinenhölzer ꝛc. ꝛc., 
ſo wie der dem vollen Normalſatze unterliegenden ausländiſchen Holzgattungen 
für Tiſchler und der zu tarifirten Farbehölzer), Farbe-Erde, irdene Waare 
(ordinaire), Holzwaare (grobe), Kalf und Gyps, Kandieskiſtenbretter, Kar: 
toffeln, Knicker, Ocker, Oelkuchen, Packmatten von Schilf und Baſt, Pfeiffen 
(irdene), Schmelztiegel, Soda, Stroh, Wachholderbeeren, Zink in Blöcken. 

4) Auf ein Bierundzwanzigstheil des Weſerzolls. Aſche 
(ausgelaugte), Auſterſchaalen und Muſchelſchaalen aller Art, Bäume zum 
Verpflanzen, Brenn-, Buſch- und Faſchinenholz aller Art, einſchließlich der 
Schlagt- und Zaunpfähle, des Brandholzes für Böttger-Arbeit und des 
Ruthenholzes für Korbmacher-Arbeit, ſo wie auch der Birkenbeſen und Haid— 
beſen, Cement, Dachſchiefer, Flaſchenkeller, Glasſcherben, Kohlen (Braun— 
und Stein), Mergel, Miſt und Dünger, Sand nebſt Grand, Kies und 
aller gemeinen Erde, auch Thon und Pfeifen-Erve, Steine (fowohl gebrannte 
Ziegel- und Bad, ale Mühl-, Scleif-, Sollinger, wie auch behauene oder 
unbehauene inländifhe Bruch- und Felpfteine aller Art), desgleichen aus 
gemeinem inländifchen Material gefertigte fteinerne Tröge, Kümpe, Krippen, 
Leichenſteine ꝛc,, Torf und Traß. 

Art.5. ads. 18 der Weferfhiffahrts-Aete. Diefer Paragraph 
it gegenwärtig dahin vereinbart worden: „Lebendige vierfüßige Thiere und 
Vögel find Feiner Verzollung unterworfen; Bäume zum Verpflangen werben 
nad dem Tariffage des Fafchinenbolzes verzollt.“ 

Art. 6. ad $. 50. der Weferfhiffabrts- Acte. Bei den Be 
fiimmungen der Weſerſchiffahrts-Acte und den diefelben modificirenden oder 
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ergänzenden Beftimmungen des Reviſions-Schluß-Protocolls vom 21. Des: 
cember 1825. behält es fein alleiniges Bewenden, foweit diefelben durd) 
gegenwärtiges Protocol nicht ausprüdlid abgeändert werden. 

Art. 7. ad $. 51. der Weſerſchiffahrts-Acte. Die Beltim- 
mungen des gegenwärtigen, unter Vorbehalt der Natification vereinbarten 
Protocolls follen nad vorgängiger, binnen drei Monaten vom heutigen Tage 
an entgegen zu ſehender, allieitiger Genehmigung mit dem 1. März 1840. 
in Bollzug gefegt und zu dem Ende bis dabin in allen Weferufer-Staaten 
publicirt werden. 

Art. 8 ad $ 54 der Weferfhbiffabrts-Mcte. Die nächfte 
Reviſions-Commiſſion wird fib am 1. Auguft 1842, zu Karlshafen ver: 
jammeln. 
zu Bewirfung eines Befchluffes in VBorfchlag gebracht worden find, fo wollen 
Wir, auf den Uns darüber gehaltenen Vortrag, vie obgedachten Beftim- 
mungen hierdurch genehmigen, audy Unſere Behörden und Unterthanen, fo 
weit es dieſe angeht, anmweifen, fidy genau danach zu achten. 

Zu mehrerer Befräftigung deſſen haben Wir gegenwärtige Genehmi- 
gungs-Urfunde, von welder nur Ein Eremplar, Behufs der Niederlegung 
in das gemeinfchaftliche Archiv der Weferufer- Staaten ausgefertigt worden 
ift, eigenhändig unterfchrieben und mit Unſerem größeren Staatsd- Siegel 
verfeben laſſen. 

Sp geſchehen zu Berlin, ven 22. October 1839. 


4. Handels- und Schiffabrtä: Vertrag. A. October 1828, 
(8. tübed.) 


5. Uebereinfommen wegen der Außercursfegung von Papiergeld. 6. Scpt. 1850. 
(3. Baben.) 


6. Moaffarten: Convention. 21. October 1850. 
(5. Baiern.) 


9. Srankfurit. 
(©. Bellverein.) 


10. Gamburg. 


1. GElbichiffabrtsacte v. 23. Juni 1821, nebjt den darauf bezüglichen Verträgen. 
(©. Hannover.) 


2. Handeld- und Schiffabrtävertrag. A. October 1828. 
(5. Lübed.) 


3. Vertrag zwifchen Preußen, Dänemark, Mecklenburg:Schwerin und den freien 
und SHanfeftädten Lübee und Hamburg, die Herftellung einer Eiſenbahn— 
Verbindung zwifchen Berlin und Hamburg betreffend. 8. November 1841, 

ratificirt 18. Februar 1842, 


Die füniglich preußifche, die königlich däniſch-herzoglich lauenburgijche 
und die großherzoglich medlenburg-fchwerinfche Regierung, fowie die Senate 
der freien und Hanfeftädte Yübef und Hamburg, in dem Wunfche überein« 
ftimmenpd, eine Eiſenbahnverbindung zwiſchen Berlin und Hamburg auf dem 
rechten Ufer der Elbe bergeftellt zu feben, baben zum Behuf einer hierüber 
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zu treffenden Vereinbarung zu Bevollmächtigten ernannt, u. f. w., welde 
nad) vorangegangener Unterbandlung, mit Vorbehalt der Ratification, über 
nachſtehende Artikel übereingefommen find. 

Art. 1. Die königlich preußifche Regierung erflärt fich bereit, einer 
Behufs der Herftellung einer Eifenbabnverbindung auf dem rechten Ufer ver 
Elbe zwifchen Berlin und Hamburg fich bildenden Aetiengefellfchaft die An— 
legung einer Eifenbabn von Berlin in der Richtung * Wittenberge oder 
Perleberg und weiter bis zur mecklenburg-ſchwerinſchen Gränze zu geftatten. 

Zur Fortführung diefer Eifenbabn von ver preußifch- medlenburgifchen 
bis zur medlenburgslauenburgifchen Gränze wird die großberzoglich medlen- 
burg=fchwerinfche Regierung und zur weiteren Fortfegung der Bahn durch 
das Herzogthum Yauenburg in der Richtung auf Bergedorf, wird die könig— 
fih däniſche Regierung derſelben Aetiengefellfchaft die Conceſſion ertheilen. 

Die Senate der beiden freien und Danfeftädte werden die Fortführung 
diefer Bahn durch das beiderftäptiiche Gebiet bis zu der bereits im Bau 
begriffenen Hamburg-Bergedorfer Bahn, fowie den Anfchluß an die legtge 
nannte Bahn, genehmigen und die erforderliche Conceffion verleihen. Für den 
Fall, daß die Berlin-Bergedorfer Eiſenbahngeſellſchaft fi mit der Hamburg: 
Bergedorfer Eijenbabngejellichaft über den Anſchluß nicht einigen follte, 
werden die Senate in Gemäßbeit des von ihnen in den Concefjionen der 
legtgedachten Geſellſchaft vom 11/25. Mai 1840 gemachten Vorbehalts, vie 
Bedingungen des Anſchluſſes feftitelen. Sollten die beiden Geſellſchaften 
unter Genehmigung der Senate fid) darüber verftändigen, daß die Hamburg- 
Bergedorfer Bahn integrirenver Theil des Unternehmens werde, fo haben 
die Übrigen contrahirenden Negierungen dagegen nichts zu erinnern. 

Art. 2. Die Bahn foll in eimer ununterbrochenen möglichft geraden 
Richtung, foweit als die Territorialz, Terrain: und Berfehröverbältnifje es 
geftatten, zwifchen Berlin und Bergedorf geführt werden. 

Unter Aufrechtbaltung dieſes wejentlichen Grundſatzes bleibt jeder der 
contrabhirenden Regierungen überlaffen, die fperielle Richtung ver Bahn in 
ihrem Gebiete zu betimmen. 

Art. 3. Für den Fall, daß die großherzoglich medlenburg-fchwerinfche 
Regierung mit ver Geſellſchaft über eine, gleich ver Hauptbahn mit Loco— 
motiven zu befabrende Zweigbahn nad Schwerin ſich verftändigt, find die 
übrigen contrahirenden Regierungen damit einverftanden, daß dieſe Zweig: 
bahn als ein integrivender Theil des gefammten Unternehmens betrachtet 
und gleichzeitig mit der Hauptbahn zur Ausführung gebradıt werde. 

Art. 4 So wie die beabfichtigte Eifenbahnunternebmung ihrem ganzen 
Zwede nady nicht in einzelne für fich beftebenvde und verwaltete Theile nad 
den von ihr berührten Staatögebieten abgefondert werden fann, ſondern als 
ein Ganzes nad gleichmäßigen Grundfägen behandelt und von einem Punkte 
aus geleitet und verwaltet werden muß, fo werden aud die Verhältniſſe ver 
Gefelichaft zum Staate und zum Publikum von den contrabirenden Regie- 
rungen ei, gleichmäßig georbnet werden. In diefer Rüdficht und da 
der größte Theil der beabfichtigten Eifenbahn auf dem Gebiete der Füniglich 
preußifchen Regierung belegen fein wird, erflären die übrigen Regierungen 
ſich bereit, die legislativen und adminiftrativen Anordnungen für die in 
ihrem Gebiete belegenen Babnftreden mit den Beftimmungen des füniglich 
preußischen Gefeges vom 3. November 1838 über die Eifenbahnunterneb- 
mungen und dejjen etwaigen Modificationen in llebereinftimmung zu bringen, 
infowei nicht Gigenthümlichfeiten ver verfchiedenen Yandesgefeggebungen over 
Localverhältniſſe Abweichungen davon bedingen. 

In Bezug auf die einzelnen Paragraphen dee ebengedachten Geſetzes 
ift nody Folgendes befonders verabredet worden, Ä 
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Art. 5. zu $. 3. des Geſetzes. Die contrabirenden Regierungen werben 
über den Inhalt des Statuts der Gefellichaft vor Ertheilung der Beftäti- 
gungen ſich verftändigen. 

Art. 6. zu $. 4. des Gefeged. Die Spurweite der Eifenbahn in ihrer 
ganzen Ausdehnung wird auf 4 Fuß 8%, Zoll englifhen Maaßes im Lichten 
der Schienen feftgefeßt. Die durch die königlich preußifche Regierung zu 
veranlafjende Prüfung der auf der Eifenbahn anzumwendenden Fahrzeuge 
wollen die andern contrabirenden Regierungen aud für die in ibren Ges 
bieten belegenen Babnftreden genügend halten. 

Art. 7. zu $. 8. bis 19. des Gefeged. Statt diefer Beftimmungen 
werden für das Herzogthbum Lauenburg und das Großherzogthum Medlens 
burg-Schwerin über die Verpflichtung der Grundeigenthümer den zur An- 
lage der Eiſenbahn und deren Beiwerfe erforderlichen Grund und Boden, 
jei es zu bleibenden oder vorübergehenden Zweden, der Geſellſchaft zu über- 
laſſen, anderweite gefegliche Vorſchriften unvermweilt ergehen. 

Für das beiverftäptifche Gebiet werden die Vorſchriften des dort gel- 
_. Erpropriationsgefeged vom 13. (22) Mai 1840 zur Anwendung 
ommen. 

Art. 8. zu $. 23. des Geſetzes. Mit Rüdficht auf die Nothwendigkeit 
übereinftimmender polizeilicher Anoronungen für die Bahn in ihrer ganzen 
Ausdehnung werden die contrabirenden Regierungen über den Erlaß eines 
weſentlich gleihmäßigen BahnpolizeisReglements fowie über die in der Folge 
etwa nöthig werdenden Abänderungen deſſelben fich gegenfeitig verftändigen. 

Art. 9. zu $. 26. bis 35. des Gefeges. Die hierin enthaltenen Vor— 
fchriften werden zwar im Wefentlichen für die Bahn in ihrer ganzen Aus— 
dehnung durd die der Geſellſchaft zu ertheilenden Conceffionen maßgebend 
erflärt werden, vor ihrer Anwendung wollen jedoch die contrahirenden Re: 
gierungen nad den inzwifchen gemachten Erfahrungen etwanige Mopifica- 
tionen in gemeinfchaftliche Erwägung nehmen. Jedenfalls werden viefelben 
nur nad vorangegangener gegenfeitiger Berftändigung andere Transport- 
unternehbmer außer der Geſellſchaft felbft zulaffen. Innerhalb des eigenen 
Gebiets bleibt jeder Regierung die Zulaſſung folder Unternehmer zwar un- 
benommen, jedoch darf bierdurd die zwedmäßige Anordnung und Aenderung 
der Hauptfabrten nicht gehindert werden. 

Art. 10. zu $$. 36. und 37. des Geſetzes. Die königlich däniſche und 
die großherzoglich medlenburgsfchwerinfdhe Negierung, fowie die Senate der 
beiten freien und Hanfeftädte werden, in Anfehung der Berhältniffe ver 
Geſellſchaft zum Poftwefen, feine für diefelbe läftigeren Bedingungen ftellen, 
als in den $$. 36. und 37. des Gefeges enthalten find. 

Art. 11. zu $$. 38, und 39. des Gefegee. Die contrahirenden Re— 
gierungen find übereingefommen, daß außer der Abgabe, welde in Folge 
der für die preußifchen Eifenbahnen zu gewärtigenden allgemeinen Beftim- 
mungen von dem Reinertrage des Unternehmens in feiner gefammten Aus- 
dehnung von Berlin bis Bergedorf wird erhoben werden, der Gefellfchaft 
feine bejondern 1 Stdn für die im den verfchiedenen Gebieten belegenen 
Babnftreden, als Gewerbefteuer, Conceſſionsgeld und dergleichen auferlegt 
werben follen. Es wird der Ertrag der Abgabe ausfchlieglich zur Amorti- 
fation des in dem Unternehmen angelegten Capitals verwendet werben. 
An dem Amortiſationsfonds foll einer jeden Regierung ein nach dem Längen- 
verhältniffe ver Bahnſtrecke zu berechnender Antheil zuftehen, vergeftalt, daß 
wenn dereinft die Amortifation zu Stande gebracht fein wird, die in jedem 
Gebiete belegene Babnftrede in das Eigenthbum der Regierung übergeht. 
Die königlich preußifche Regierung wird die Erhebung der Abgabe und die 
Verwaltung des gemeinfchaftlihen Amortifationsfonds übernehmen und die 
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Refultate derfelben von drei zu drei Jahren zur Kenntniß der mitbetheiligten 
Regierungen bringen. Die Art und Weife der Ausführung der Amortis 
fation bleibt näherer Verſtändigung vorbehalten. 

Art. 12. zu $. 40. des Geſetzes. Es wird dem Grundfage beigetreten, 
nad vollendeter Amortifation dem Unternehmen eine foldhe Einrichtung zu 

eben, daß der Ertrag des Bahngeldes vie Koften der Unterhaltung ver 
ahn und der Verwaltung nicht überfteige, und behalten die contrahirenden 
Regierungen fih vor, fodann im gemeinfchaftlichen Einverftänpniffe foldye 
Veranftaltungen zu treffen, daß der Transport auf der Bahn ununterbrochen 
und im Zuſammenhange, fei es von Seiten der Regierungen felbft, over 
von hierzu mit Conceffion verfebenen Unternehmern betrieben weıde. 

Art. 13. zu $. 41. des Geſetzes. Die contrahirenden Regierungen 
find darin einverftanden, daß der Ertrag der Abgabe, welche ven mit der 
Gefellihaft concurrirenden Transportunternehmern auferlegt werden möchte, 
zur Verftärfung des im Artifel 11. erwähnten Amortifationsfonds verwendet 
werden foll. 

Art. 14. zu $. 42 des Geſetzes. Falls der Anfauf der Bahn nad 
den Grundfäßen des $. 42. eingeleitet werden follte, werden die contrabi- 
renden Regierungen darüber eine vorherige Verſtändigung eintreten laffen, 
wobei dann der von einer jeden Regierung zu übernehmende Antheil an ver 
zu leiftenden Entfhädigung und an den etwaigen Schulden der Gefellfchaft, 
ſowie die Vertheilung tes von diefer den Regierungen zu übereignenven 
nventariums und des Reſervefonds feftzuftellen fein wird. Für diefen Fall 
werden bie contrahirenden Regierungen die zur zwedmäßigen Benugung ver 
Bahn zu treffenden Einrichtungen vereinbaren. 

Art. 15. zu $. 44. des Geſetzes. Der durd dieſe Beftimmung dem 
Unternehmen im preußifchen Gebiete zugefiherte Schuß gegen eine Concur— 
renzbahn foll vemfelben in gleicher Art aud in den übrigen Stantögebieten 
gewährt werden. 

Auch erflärt die Föniglich preußifche Negierung, eine durch die Altmarf 
zu leitende directe Eifenbabnverbindung zwilchen Berlin und Hamburg am 
linfen Ufer der Elbe jedenfalld während eines Zeitraums von fünf Jahren 
vom Tage der definitiven Gonceffiongs - Ertheilung für die Bahnanlage auf 
dem rechten Elbufer angerechnet, nicht geftatten zu wollen. 

Art. 16. zu $. 45. des Geſetzes. Jeder der contrabirenden Regie- 
rungen bleibt es überlaffen, innerhalb ihres Gebiets die Anfchliegung und 
Einmündung von Zweig: oder Seitenbahnen an vie beabfichtigte Eifenbahn 
in jeder Richtung zu geftatten oder ſelbſt zu veranftalten. 

Art. 17. Die Direction der Eifenbabngefellichaft foll zwar ihren Sie 
in Berlin haben; viefelbe muß jedoch, ſowohl für das medlenburgifche als 
auch für das lauenburgifche und das beivderftädtifche Gebiet, dafelbit wohn- 
bafte Bevollmächtigte beftellen, welche den Regierungen auf Verlangen jede 
Auskunft über die Verwaltung des Unternehmens zu ertbeilen haben. 

Art. 18. Die Gefellfchaft hat ihren ordentlichen Gerichtsftand in Berlin; 
jedoch ift dadurch der Gerichtsftand der belegenen Sache und des Contractg, 
fowie das forum delicti commissi, nicht ausgeſchloſſen; auch bleibt jeder Re— 
gierung überlafien, die Geſellſchaft zu verpflichten, wegen Entſchädigungs— 
anfprüchen, welche aus der Anlage oder dem Betriebe der Bahn in ihrem 
Gebiete bervorgeben, vor den dortigen Gerichten Recht zu nehmen. 

Art. 19. Die Gefellfchaft ift verpflichtet, mit allen Anträgen, welche 
das Unternehmen in feiner Gefammtbeit betreffen, fich zunächſt an die von 
der föniglich preußifchen Regierung ihr dazu benannte Bebörde zu wenden. 

Die königlich preußifche Regierung wird fich darüber mit den übrigen 
eontrabirenden Regierungen in Beziebung fegen und demnächſt den erfor: 
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berlichen Befcheiv erlaffen. Ueberhaupt wird viefelbe in allenifzällen, mo 
die contrabirenden Regierungen über Anordnungen, welche das Unternehmen 
in feiner Gefammtbeit betreffen, einverftanden find, mit folden Anordnungen 
vorangehen, worauf ſodann nad erfolgter Mittheilung die contrahirenden 
Negierungen gleihmäßige Verfügungen erlaffen werden. 

Art. 20. Zwiſchen den gegenfeitigen Untertbanen foll ſowohl bei Feſt— 
ftellung der Beförderungspreife, als ver Zeit der Abfertigung fein Unter: 
ichied gemacht werden, namentlid follen die aus dem Gebiete des einen in 
das Gebiet des andern Staates Übergebenden Transporte, weder in Be— 
ziehung auf die Beförderungspreiſe, noch rüdfichtlich der — un⸗ 
günſtiger behandelt werden, als die aus den betreffenden Staaten abgehen— 
den oder darin verbleibenden Transporte. 

Art. 21. In Betreff der Durchgangsabgaben von den auf der Berlin— 
Hamburger Eiſenbahn durch die verſchiedenen Gebiete tranſitirenden Gegen— 
ſtänden baben die contrahirenden Regierungen vorläufig bis zum 1. Januar 
des Jahres 1868 Nachſtehendes vereinbart: 

A. Es werden an Durchgangsabgaben von Einhundert Pfund Brutto 
Hamburger Gewicht folgende Beträge in Courant nach dem 17 Guldenfuß 
erhoben werden: 1) im Großherzogthum Mecklenburg-Schwerin: Zwei 
und ein halber Schilling; 2) im Herzogthum Lauenburg: a) in der 
Regel der allgemeine Tranfitzoll von fünf Schillingen nebft 6 Procent 
Sporteln von diefer Abgabe, unter Aufrechtbaltung ver beftehenden Be— 
freiungen; b) ausnabmsmeife von allen auf der Eifenbahn tranfitirenden 
Gegenftänden, welche aus Preußen fommen over dahin gehen, von wo fie 
aud weiter herkommen mögen, oder welches auch ihre weitere Beftimmung 
fi: Ein Schilling; 3) in beiderftäntifhem Gebiete: Ein Biertel 
Schilling. 

B. Dem Gewichte von Einhundert Pfund werden bei der Erhebung 
der Durcdgangsabgaben gleichgerechnet: Ein Stück aroßes Vieh (Pferde, 
Ochſen, Kühe), zwei Stüd fleines Vieh, vierzig Stück lebendes Geflügel. 

C. Abgabenfrei tranfitiren: 1) Steinfohlen, 2) das Paffagiergut der 
Reifenden und deren Wagen. 

D. Die unter A. 2. b. gewährte Ausnahme wird für die königlich 
däniſche Regierung nur fo lange bindend fein, als ver Tranfit von der 
Nordſee und Elbe ber über preußifche Oſtſeehäfen und in umgefehrter Nich- 
tung nicht mit einer geringern Durchgangsabgabe als der unter A. 2. a. 
erwähnte allgemeine Zranfitzoll belegt fein wird. 

Die in dem Vertrage zwifchen Preußen und Dänemarf vom 27. Juni 
1834 auf einen Zeitraum von dreißig Jahren ftipulirte Zollfreibeit für den 
Tranfit von und nad Preußen auf der Berlin Hamburger Ehauffee wird 
mit Eröffnung der Eifenbahn aufhören, und es foll von da ab in Anfehung 
des von der königlich dänischen Regierung zu erhebenden Durdgangszolles 
die Gleichftellung der gedachten Chauffee mit der Eifenbahn eintreten. Im 
Laufe des Jahres 1867 wollen die contrabirenden Regierungen über bie 
fernere den Berfehrsverbältniffen entfprechende Normirung der Durchgangs— 
abgaben in Verhandlung treten. 

Art. 22. Bei der Anordnung und Ausführung der Maafregeln, welde 
zur Gontrolle ver Durchgangs- beziebungsmweile Ein» und Ausgangsabgaben 
von den auf der Eifenbahbn zu befördernden Gütern notbwendig werden, 
ſoll ver Gejellichaft jede zuläffige Erleichterung zu Theil werden. Um ins 
befondere Verzögerungen thunlichſt zu befeitigen, welche entjteben würden, 
wenn die zur Befahrung der Eifenbahn dienenden Wagen und die auf der— 
jelben zu transportirenden Waaren und Effeeten den über Declaration, Re— 
viſion und fonftige Abfertigung der eins und ausgehenden Waaren beftehen- 
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den zollgefeglichen VBorfchriften an der Gränze unbedingt unterworfen werben 
follten, behalten die contrahirenden Regierungen ſich vor, fowohl über die 
Verladung und den Verſchluß der auf der Eifenbahn zu befördernden Ge— 
genſtände, wie Über die Einrichtung einer Begleitung der eingehenden Wagen 
züge von der Gränze ab bis zu einem zur Vornahme zollamtlicher Abferti— 
gung geeigneten Orte im Innern und umgefehrt der ausgehenden Wagen 
züge von einem folden Drte bis zur Gränze durch Zoll» und Steuer- 
beamte, Bejtimmungen zu treffen, wodurd die Anwendung eines erleichternden 
Verfahrens in den überhaupt fich hierzu eignenden Fällen möglich wird. 

Art. 23. Die nad dem Bertrage zwifchen Preußen und Dünemarf 
vom 27. Juni 1834, fowie nad dem Bertrage zwifchen Preußen und 
Medlenburg- Schwerin vom 30. Juni 1824 und fpäteren Erflärungen, in— 

leihen nach der Uebereinfunft zwifchen Preußen und ven freien und Hanfe- 

Häbten Yübef und Hamburg vom 28. Juli, 28, October 1837 der föniglich 
preußifchen Poftverwaltung ping echte hinfichtlih der ungebinderten 
Durdführung der preußiichen Brief- und Pädereipoften auf der Berlin- 
Hamburger Chauffee finden auch rüdjichtlih der Benugung der Eifenbahn 
von Berlin nach Bergedorf und umgefehrt vergeftalt Anwendung, daß für 
den Durchgang eine Be überall nicht zu entrichten if. Ebenſo wird 
auf ber Eifenbahn jowohl ven großherzoglich medlenburg-fchwerinjchen Poſten 
durh das Herzogthum Lauenburg, als den Föniglid vänifchen und groß— 
herzoglich medlenburgsfhwerinfchen Poften auf beiderftäptifchem Gebiete bis 
Bergedorf und entgegengejegter Nichtung der abgabenfreie Durchgang ge: 
ftattet werben. 

Der Poftvertrag zwifchen Dänemarf und Medlenburg- Schwerin vom 
30. September 1840 erleidet hierdurd Feine Abänderung und wird in feinen 
Zugeftändniffen und Beichränfungen auf die Eifenbahn ausgedehnt. 

Die füniglih dänische und die großberzoglich medlenburg -ſchwerinſche 
Regierung, fowie die Senate der beiden freien und Hanſeſtädte, machen fich 
anheifchig, der Gefellfchaft die Berpflichtung aufzuerlegen, vie auf ver 
Eifenbahn tranfitirenden Poftgüter jegliher Art mir jeder Fahrt gegen Be- 
zablung des nach dem Gewichte, ohne Unterjchied der Gegenftänvde, feſtzu— 
jtellenden Frachtlohnes, unter Anwendung des niedrigften Tariffages für 
Pädereien mit befördern zu lafjen. 

Der Berechnung dieſes Frachtlohns wird das Gefammtgewicht der Poft- 
güter bei jeder Fahrt zum Grunde gelegt. 

Die Beförderung muß nad dem Berlangen der Poftverwaltungen in 
ven Wagen der Eijenbabngefellihaft oder in eigenen Wagen der Poftver: 
waltungen bewirkt werden. Im legterem Falle bat die Eifenbahngefellichaft 
die Untergeftelle obne weitere Vergütung, ald welche nad dem Gewichte ver 
verladenen Poftftüde bei jeder Fahrt im Ganzen zu entrichten ift, herzu— 
geben, auch wird diefelbe ven den Wagen begleitenden Poltconducteur oder 
Schirrmeifter auf diefem Wagen unentgeltlich mitreifen laffen. 

In foweit durch die Ausführung des beabfichtigten Eifenbabnunter- 
nebmens in den beſtehenden, auf Staatsverträgen berubenden Poftverbält- 
niffen zwifchen den contrabirenden Regierungen Abänderungen ſich als noth— 
De ergeben möchten, bleiben darüber abgefonderte Vereinbarungen vor: 

ebalten, 

Art. 24. Die contrabirenden Regierungen verpflichten fich, bei Mo— 
bilmahungen und außerordentlihen Truppenbewegungen Anftalten zu treffen 
und die Eifenbahngefellfchaft dazu anzubalten, daß für die auf ver Eifen: 
bahn zu befördernden Transporte von Truppen, Waffen, Kriegs: und Ber: 
pflegungsbepürfniffen und Militaireffeeten aller Art auch außerordentliche 
Fahrten eingerichtet und für dergleichen Transporte nicht blos die unter ger 
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mwöhnlichen Umftänden bei ven Fahrten zur Anwendung fommenven, fonbern 
auch die fonft noch vorhandenen Transportmittel benußt werben. 

Den Militairverwaltungen der contrahirenden Regierungen wird gegen- 
feitig die Befugniß vorbehalten, für dergleichen Transporte ſich eigener 
Transport: oder Dampfwagen zu bedienen. 

In folden Fällen wird an die Geſellſchaft außer der Erftattung ber 
Feuerungsfoften nur ein mäßiges Bahngeld, ſowie eine Vergütung für die 
etwanige Benußung ihrer Transportmittel, gewährt. 

Auch wollen die contrahirenden Regierungen varauf binmwirfen, daß 
von der Gefellichaft eine Anzahl von Transportfahrzeugen eingerichtet werde, 
um nöthigenfall® aud zum Transport von Pferden benußt werden zu fönnen. 
NRücdfichtlih der Beförderungepreife für Truppen, Waffen, Kriegs: und Ber- 
pflegungsbedürfniffe, ſowie Militaireffeeten jeglicher Art, ſoll fein Unterfchieo 
zwifchen den Regierungen gemacht und von feiner verfelben ein höherer Preis 


efordert werden, als derjenige, welchen jede Regierung für ihre eigenen 


ransporte der gedachten Art zu entrichten bat. 


Es foll übrigens dur dieſe Beftimmung eine Militairftraße „nicht 


ftipulirt fein, vielmehr jede Durchführung der genannten Art der berheißtäten 
Regierung in angemejfener Friſt vorher amtlich angezeigt werden. . 

Art. 25. Die contrahirenden Staaten mwollen ein wacfames Auge 
darauf haben, daß auf den Bahnnöfen oder in den Bahngebäuden weder 
Dazardfpielbänfe angelegt, nocd überhaupt Hazardſpiele geduldet werden. 

Art. 26. Um die PVerbandlungen über diejenigen Angelegenheiten 
thunlichft zu erleichtern, bei welchen fünftig eine Verftändigung der contra: 
hirenden Regierungen erforderlich fein wird, erflären dieſelben fich bereit, 
zu diefem Behufe demnächſt Commiffarien in Berlin zu beftellen. 

Art. 27. Wenn binnen Jahresfrift, vom Tage der Auswechſelung der 
Ratificationen des gegenwärtigen Vertrages an gerechnet, der Nachweis der 
Ausführbarfeit des Unternehmens nicht gegeben ift, fo foll diefer Vertrag 
als nicht gefchloffen angefehen werden, und daher feine der contrahirenden 
Regierungen in irgend einer Beziehung mehr daran gebunden fein. 

Art. 28, Gegenwärtiger Vertrag foll ven hoben Contrahenten zur 
Genehmigung vorgelegt und die Ausmwechfelung der darüber augzufertigenven 
Ratifications-Urkunden fo bald ald möglich, fpäteftens aber innerhalb acht 
Mocen in Berlin bewirft werden. 

Deſſen zu Urfund ift verfelbe in vierfacher Ausfertigung von ben 
Bevollmächtigten unterzeichnet und befiegelt worden. 

So geſchehen Berlin, ven 8. November 1841. 


4. Bertrag zwifchen Preußen, Dänemark, Mecklenburg » Schwerin und den 
Senaten der freien und Hanfejtädte Lübeck und Hamburg, die Feſtſtellung 
der Berbältniffe der Hamburgs Bergedorfer Eifenbabn zur Berlin-Bergedorfer 

Gifenbahn betreffend. 8. November 1841, ratificirt 18. Februar 1842. 


Nachdem die föniglich preußische, die Föniglich vänifch-herzoglich lauen— 
burgifche und die großberzoglich mecklenburg-ſchwerinſche Regierung, ſowie 
die Senate der freien und Hanſeſtädte Lübeck und Hamburg wegen Her- 
ftellung einer Eifenbahn von Berlin nah Hamburg auf dem rechten Ufer 
der Elbe unter dem heutigen Tage einen Staatsvertrag abgeichloffen haben, 
und dadurd die Nothmwendigfeit eingetreten ift, diejenigen Verbältniffe, rüd- 
fihtlich deren bei der Ausführung des gedachten Unternehmens vie hamburg- 
bergedorfer Eifenbahn in Betracht kömmt, näber fetftellen zu laffen, fo find 
zu dem Behufe Besollmächtigte ernannt, welche nad vorgängiger Verhand— 
lung, unter dem Vorbehalte der Ratification, folgende Verabredungen ge— 
trofen haben: 


Am. 
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Art. 1. Die Spurweite der hamburg-bergedorfer Eiſenbahn foll mit 

der zu 4 Fuß 8'/ Zoll engliihen Maaßes im Yichten ver Schienen feft- 
efegten Spurweite ver berlinsbergedorfer Bahn fortwährend in Ueberein— 

* gehalten werden. 

Art. 2. Es wird dafür Sorge getragen werben, daß das Regulativ 
der Bahn-Polizei für die hamburasbergerorfer Bahn feinem wefentlichen 
Inhalte nady mit dem fünftigen Polizeireglement der berlin-bergedorfer Bahn 
in Einklang gebradht werde, 

Art. 3. Eine Verftändigung über die Beförderung der Poften auf der 
bamburg=bergeborfer Eifenbabn zwiſchen ven betbeiligten Poftverwaltungen 
und der Eifenbahngejellichaft find die Senate zu vermitteln bereit. 

Art. 4. Die beiden Senate verpflichten fih, bei Mobilmakhungen und 
außerordentlihen Truppenbewegungen Anftalten zu treffen, und die hamburg— 
bergevorfer Eifenbabngefellichaft dazu anzubalten, daß für die, auf den im 
Artifel 1. dieſes Bertrages erwähnten Eifenbahnen zwiſchen Berlin und 
Hamburg zu befördernden Transporte von Truppen, Waffen, Krieges und 
Berpflegungsbedürfniffen und Militaireffeeten aller Art auch außerordentliche 
Fahrten eingerichtet, und für vergleichen Transporte nicht blos tie unter 
gewöhnlichen Umftänden bei ven Fahrten zur Anwendung fommenden, fondern 
die fonft noch vorhandenen Transportmittel benußt werden. 

Den Militairverwaltungen der contrabirenden Regierungen wird gegen: 
feitig die Befugniß vorbehalten, zu dergleichen Transporten fich eigener 
Transport- oder Dampfmwagen zu bedienen. In folden Fällen wird an vie 
Geſellſchaft, außer der Erjtattung der Feuerungsfoften, nur ein mäßiges 
Bahngeld, fo wie eine Vergütung für die etwanige Benugung ihrer Trane- 
portmittel gewährt. Auch wollen die beiden Senate darauf binwirfen, daß 
son der Sefellfchaft eine Anzahl von Transportfahrzeugen eingerichtet werte, 
um nöthigenfalle auch zum Transporte von Pferden benußt werden zu 
fünnen. NRüdfichtlid der Beförderungspreife für Truppen, Waffen, Kriegs— 
und Berpflegungsbepdürfniffe, ſowie Militaireffeeten jeglicher Art foll Fein 
Unterfchied zwifchen ven Regierungen gemadt und von feiner derfelben ein 
höherer Preis gefordert werden, als derjenige, welchen jeve Regierung für 
ihre eigenen Transporte der gedachten Art zu entrichten bat. 

Es foll Übrigens durch dieſe Beftimmung eine Milttairftrage nicht ſti— 
pulirt fein, vielmehr jede Durchführung der genannten Art in angemefjener 
Frift vorher amtlich angezeigt werben. 

Art. 5. Es foll ein wachſames Auge darauf gehalten werden, daß 
auf den Bahnhöfen oder in den Bahngebäuden der bamburgsbergedorfer 
Bahn weder Hazardfpielbänfe angelegt, noch überhaupt Hazarpfpiele ge: 
duldet werden. 

Art. 6. Der Senat ver freien und Hanſeſtadt Hamburg erklärt, daß 
mit Eröffnung der Eifenbahn zwifchen Berlin und Hamburg am rechten 
Elbufer während der Dauer der, föniglich däniicherfeits für den Tranfit 
auf der Eifenbahn ertheilten Zufagen, zur unmittelbaren Durchfuhr beftimmte 
Maarentrangporte von und nad Altona, nad und von dem Depotbofe der 
bamburgsbergedorfer Bahn vor dem Deichtbor auf dem Wege durd das 
Dammthor ſowohl in Laftwagen in ungebrodener Ladung unter unentgelt- 
licher Begleitung, als mittelft verfchließbaren, an ver Eingangsftätte mit 
einem Vorbängefchloß zu verfehenven und im Depothofe oder in umgefebrter 
Richtung an der Ausgangsftätte des Dammthors wieder zu eröffnenden 
Wagen oder Fourgons zolffrei durdgeführt werden fönnen. Die näberen 
Anordnungen und refpectiven Vereinbarwigen in dem Sinne einer tbunlichen 
Förderung der gegenfeitig dabei obwaltenden Intereſſen werden ver füniglich 
dänifchen Regierung und dem Senate der Stadt Hamburg vorbebalten. 
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Eine gleiche Beftimmung foll für den Fall der Fortführung der bamburg- 
bergevdorfer Bahn auf dem linfen Elbufer bie zum 1. Januar 1868 eintreten. 
Art. 7. Sollte die berlinsbergedorfer Eifenbabn auf den Grund des 
Eingangs erwähnten Vertrages vom heutigen Tage nicht zu Stande fommen, 
jo wird der gegenwärtige Vertrag als nidyt gefchloffen angefeben werden. 

Art. 8. Derfelbe fol ven Hohen Contrahenten zur Genehmigung vor- 
gelegt und die Auswechſelung der Darüber auszufertigenden Ratificationsur- 
funden ſobald ala möglich, fpäteftend aber innerhalb 8 Wochen in Berlin 
bewirft werden. 

Deſſen zu Urfund ift derfelbe in vier gleichlautenden Eremplaren aus— 
gefertigt, und von den Bevollmächtigten unterzeichnet und befiegelt worden. 

So geſchehen Berlin, ven 8. November 1841. 


5. Uebereinfommen megen der Außercursfegung von Papiergeld. 6. Sept. 1850. 
(S. Baden.) 


6. Wahfarten: Convention. 21. October 1850. 
(S. Balern.) 


1. Gannopver. 
{S. aub Zellverein.) 


1. Territorial: Vertrag. 29. Mai 1815. *°) 


Im Namen ver bochheiligen und untheilbaren Dreieinigfeit! 


Seine Majeftät der König von Preußen, und Seine Majeftät der König 
des vereinigten Königreichs Großbritannien und Irland, König von Han- 
nover, wünfcen die in den Protocollen des Ausſchuſſes ver Bevollmächtigten 
Englands, Oeſterreichs, Rußlands, Preußens und Frankreichs, vom 13. und 
21. Februar Ein Tauſend achthundert und funfzebn, enthaltenen Bedingungen 
in einem befondern Tractat aufzuzeichnen, um die Beftimmungen des zu 
Reichenbach ven vierzebnten Auni Ein Zaufend achthundert und dreizehn 
abgeichloffenen Tractats in Ausführung zu bringen, und die in Folge jener 
von Seiner königlich preußiichen Majeftät übernommenen Berpflichtung ent» 
ſtehenden Zerritorial- Anordnungen zu bewerfftelligen. Beide Souveraine 
baben vaher Bevollmächtigte ernannt, welde, nachdem fie ihre im guter 
und geböriger Form befunvdenen Vollmachten ausgewechfelt haben, über 
folgende Artikel übereingefommen find: 

Art. 1. Se. Majeftät der König von Preußen tritt ab an Se. Majeftät 
ten König des vereinigten Königreihs von Großbritannien und Irland, 
König von Hannover, um von Ahnen und Ihren Nachfolgern im vollen 
Eigenthum und mit voller Landeshoheit und Oberberrlichfeit befeffen zu werden: 

1) das Fürftentbum Hildesheim, weldhes mit allen Rechten und Laften, 
die zur Zeit, ala es unter preußifche Herrichaft fam, darauf bafteten, jegt 
ebenfalls zu Seiner Majeftät Herrfchaft übergeben wird; 

2) die Stadt und das Gebiet von Goslar; 

3) das Fürftenthum Oftfriesland, das fogenannte Harlinger Land mit 
einbegriffen, unter ven, in Betreff ver Emsſchiffahrt und des Handels durd) 
den Emdener Hafen, im fünften Artifel gegenfeitig feftgefegten Beftimmungen. 
Die Stände des Fürſtenthums behalten ihre Rechte und Privilegien; 

4) die niedere Grafſchaft Lingen und den zwifchen viefer Grafichaft 
und dem von der hannöverfchen Regierung befegten Theile von Rheina- 


*) Amtliche Ueberfegung des franzöfifhen Driginaltertee. 
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Wolbeck belegenen Theil des Fürftenthbums Preußifh-Münfter. Da jedoch 
beide hohe contrahirende Theile übereingefommen find, durch diefe Abtretung 
dem Königreiche Hannover eine Landeserweiterung mit einer Volksmaſſe von 
zwei und zwanzig taufend Seelen zuzuwenden, und die hier erwähnte Nieder: 
Grafſchaft Lingen nebft dem befagten Theile des Fürftenthbums Münfter viefer 
Bedingung nicht entfprechen möchten, fo verpflichtet fih Seine Majeftät der 
König von Preußen die Demarcations-Linie in dem Fürftentbum Münfter 
um fo viel zu erweitern, ald zur Erreichung der verfprocdenen Volkszahl 
erforderlicd fein wird. Die Commiffion, welche die preußifche und bannd- 
verfche Regierungen unverzüglich ernennen werben, um zur genauen Grenz: 
berichtigung zu fchreiten, wird mit ver Vollftrefung dieſer Beſtimmung 
befonders beauftragt werben. 

Seine föniglih preußifche Majeftät leiften auf ewige Zeiten für Sid, 
alle Ihre Nahfommen und Nachfolger, auf die im gegenwärtigen Artifel 
erwähnten Provinzen und Gebiete, fo mie auf alle fi darauf beziehende 
Rechte, Verzicht. 

Art.2. Seine Majeftät der König von Preußen entfagen auf ewige Zei- 
ten für Sich, Ihre Nachfommen und Nadıfolger, allem und jedem Rechte, und 
jedweder Forderung, welche Seine Majeftät in Ihrer Eigenfchaft als Souverain 
vom Eichsfeld auf das Kapitel St. Peter im Fleden Nörten, oder auf die 
. hannöverſchen Gebiet belegenen Pertinenzftüde deſſelben geltend machen 
Önnten. 

Art. 3. Seine Majeftät der König von Preußen verpflichten Sich mittelft 
Erfagleiftungen aus der Gefammtmafle ver Länder, deren Befig durd die auf 
PA ae Congreß feftgefeßten Bedingungen Allerhöchſt Ihnen zuge: 
ichert iſt, 

1) Seine königliche Hoheit den Kurfürſten von Heſſen dahin zu be— 
wegen, daß Sie Seiner Majeſtät dem Könige des vereinigten Königreichs 
von Großbritannien und Irland, König von Hannover, die drei Aemter 
Uechte, Freudenberg und Aubourg, ſonſt auch Wagenfeld genannt, mit den 
davon abhängenden Bezirken und Gebieten, ſo wie auch den Seiner könig— 
lichen Hoheit zuſtändigen Theil von der Grafſchaft Schaumburg, und die 
Herrſchaften Pleſſen und Neuengleichen abtreten, um von Seiner Majeſtät 
und Ihren Nachfolgern in vollem Eigenthums-, Landeshoheits- und Ober— 
herrlichkeitsrechte beſeſſen zu werden. 

2) Seine Durchlaucht, den Landgrafen von Heſſen-Rothenburg dahin zu 
bewegen, daß ſie den Rechten, die Ihnen in beſagter Herrſchaft Pleſſen zu— 
ſtehen, auf ewige Zeiten entſagen, und dieſe Rechte Seiner königlich groß— 
britanniſch-hannöverſchen Majeſtät überweiſen. 

Da die oben erwähnte Abtretung von Seiten Seiner königlichen Hoheit 
des Kurfürſten von Heſſen und die Verzichtleiſtung des Landgrafen von 
Heſſen-Rothenburg nicht binnen der im vierzigſten Artikel des Protocolls 
vom dreizehnten Februar vorgeſchriebenen dreimonatlichen Friſt erlangt wor— 
den ſind, und da kraft des erwähnten Artikels, die gegenſeitigen Abtretungen 
mit dem Vorbehalte in Ausführung gebracht werden ſollen, daß während 
Preußen fortdauernd im Genuß des dem Kurfürſten von Heſſen und Land— 

rafen von Rothenburg als Schadenerſatz zugedachten Gebiets verbleibt, 
annover ſeinerſeits den Theil des Herzogthums Lauenburg zurückbehalten 
ſoll, über welchen vermittelſt des vierten Artikels zu Gunſten Seiner königlich 
preußiſchen Majeſtät disponirt worden iſt, ſo wird dieſe Anordnung fort— 
während ſo lange Statt finden, bis daß Hannover beſagte heſſiſche Abtre— 
tungen und Verzichtleiſtungen wirklich erlangt haben wird, oder die preußiſche 
und hannöverſche Regierungen über eine verhältnißmäßige Entſchädigung 
einverſtanden ſein werden, welche den für Hannover aus dem Verluſte der 
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in gedachter Abtretung und Berzichtleiftung begriffenen Gebiete entftehenden 
Abgang aufmwiege. Diefe Entſchädigung würde aus dem Eichsfeld und dem 
preußifchen Antbeil an der Graffchaft Hobenftein zu leiften fein. 

Da, betreffend die übrigen Abtretungen, welche fraft der im Protocol 
vom dreizebnten Februar Ein Taufend achthundert und funfzehn Statt finden 
follen, die Genehmigung einer füniglich preußiihen Majeftät und Seiner 
fönigliden Hoheit des Prinzen-Regenten von Großbritannien und Hannover, 
zu diefem Behuf bereits erfolgt ift, fo werden beide hohe contrahirende 
Theile die nöthigen Befehle erlaffen, damit jene Abtretungen binnen acht 
Wochen von der Unterzeichnung des gegenwärtigen Tractats an gerechnet, 
vollzogen werben. 

Art. 4. Seine Majeftät der König des vereinigten Königreichs Groß— 
britannien und Irland, König von Hannover, tritt Seiner Majeftät dem 
Könige von Preußen ab, um von Ihm und Seinen Nadfolgern in vollem 
Eigenthums-, Landeshoheits- und Dberherrlicfeitsrechte befeffen zu werben: 

1) den auf dem rediten Elbufer gelegenen Theil des Herzogthums 
Lauenburg mit den auf demſelben Ufer gelegenen lüneburgifchen Dörfern. 
Der auf dem linfen Ufer gelegene Theil diefes Herzogthums verbleibt dem 
Königreih Hannover. Die Stände des zur preußifchen Herrfhaft über: 
gehenden Theil des Herzogtbums behalten ihre Rechte und Vorrechte, 
und namentlih diejenigen, welche auf den von Geiner jegt regierenden 
föniglihen großbritanniſchen Majeftät unter dem ein und zmwanzigften Juni 
Ein Taufend fiebenhundert fünf und fechszig beftätigten Provinzial Recek 
vom funfzehnten September Ein Taufend fiebenhundert und zwei gegründet find. 

2) das Amt Klöge; 

3) das Amt Elbingerode; 

4) die Dörfer Rüdigershagen und Gänfeteich; 

5) das Amt Redeberg. 

Seine königlich großbritannifch-bannöverfche Majeftät entfagen auf ewige 
Zeiten für Eid, Ihre Nach- und Thronfolger, den in dem gegenwärtigen 
Artifel enthaltenen Provinzen und Bezirken, fo wie auch allen fih darauf 
beziehenden Rechten. 

Art. 5. Seine Majeftät der König von Preußen, und Seine königlich 
großbritannifch-hannöverfche Majeftät, vom Wunſche befeelt, die Vortheile des 
Handels auf der Ems und im Emdener Hafen für Ihre refpectiven Unter: 
tbanen ganz gleich und gemeinfchaftlich zu ftellen, fommen in diefer Rüdficht 
über Folgendes überein: 

1) die bannöverfche Regierung verpflichtet fih, in den Jahren Ein 
Tauſend adıtbundert funfzehn und fechszehn auf ihre Koften die Arbeiten 
vollführen zu laffen, welche eine von Preußen und Hannover unmittelbar 
ernannte zufammengelegte Commiſſion facfundiger Männer für nötbig 
balten wird, um den Theil des Emsfluffes von der preußifchen Grenze an 
bis zu feiner Mündung fchiffbar zu machen. Nach Vollführung vdiefer Ars 
beiten wird die hannöverſche Regierung dieſen Theil des Fluffes beſtändig 
in dem Zuftande erhalten, in welchen befagte Arbeiten ihn zum Vortbeil 
der Schiffahrt werben gebract haben. 

2) E38 wird den preußifchen Unterthanen freigelaffen, vurd ven Emdener 
Hafen alle und jedwede Waaren, Erzeugniffe, Natur» und Kunftproduete 
eine und audzuführen, und in ver Stadt Emden Vorraths- oder Lagerbäufer 
zu halten, um während zweier Jahre von ihrer Anfunft in ver Stadt an 
gerechnet, gedachte Waaren darin niederzulegen, ohne daß jene Vorrathe- 
oder Lagerhäuſer einer andern Aufficht unterworfen feien, als die, welcher 
die Vorraths- und Lagerhäuſer der bannöverfchen Untertbanen felbft unter: 
worfen find. 
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3) Die preußifchen Schiffe und preußifchen Kaufleute follen für die 
Schiffahrt, die Aus- und Einfuhr der MWaaren, fo wie für die Zeit, wäh— 
rend welcher leßtere in vem Lagerhaufe liegen bleiben, feinen andern Zoll 
oder irgend andere Abgaben entrichten, als die, zu deren Entrichtung die 
bannöverfchen Unterthanen ſelbſt verpflichtet find. Dergleichen Zölle und 
Abgaben follen dur ein agemeinfchaftliches Uebereinfommen Preußens und 
Hannovers feitgefegt werden, und der Tarif fann nachher nur durd ein 
ähnliches Uebereinfommen beider Theile abgeändert werden. Die bier auf: 
gezeichneten Prärogativen und Freiheiten erftreden ſich gleichfalls auf die 
bannöverfchen Untertbanen, welde den Seiner königlich preußifchen Majeftät 
verbleibenden Theil des Emeafluffes befchiffen werden. 

4) Die preußifchen Untertbanen follen nicht gehalten fein, ſich Emdener 
Kaufleute für den Handel zu bedienen, den fie nad befagtem Hafen treiben, 
und es bleibt ihnen freigeftellt, den HDandel mit ihren Waaren in Empen, 
entweder mit Einwohnern der Stadt, oder mit Fremden zu treiben, ohne 
andere, als nur folche Abgaben zu zahlen, denen die hannöverjchen Unter: 
tbanen jelbft unterworfen find, und die nur in Webereinitimmung beider 
Theile erhöbt werden fünnen. 

Seine Majeftät der König von Preußen verpflichten Sich Ihrerſeits, 
den hannöverfchen Unterthanen die freie Schiffahrt auf dem Gtedniger 
Canal zu bewilligen, und zwar fo, daß fie nur zu denfelben Abgaben ge: 
halten fein werden, welche die Einwohner des Herzogthums Lauenburg ent: 
richten. Seine königlich preußiiche Majeftät verpflichten Sich ferner, den 
bannöverfchen Untertbanen jene Vortbeile felbft in dem Fall zu fihern, wo 
Sie das Herzogthum Yauenburg einem andern Yandesherrn abtreten follten. 

Art. 6. Seine Majeftät der König von Preußen und Seine Majeftät 
der König des vereinigten Königreichs Großbritannien und Irland, König 
von Hannover, willigen gegenfeitig ein, daß drei Militairftraßen durd Ihre 
refpectiven Staaten befteben: 

1) eine von Halberftadt durd das Hildesheimifche nach Minden; 

a 2) eine zweite von der Altmark aus, durd Gifhorn und Neuftadt nad 
inben; 

3) eine dritte von Osnabrück durch Ippenbüren und Rheina nad 
Bentheim. 

Die beiden erften zu Gunſten Preußens, die dritte zu Gunften Hannovers. 

Beide Negierungen werden unverzüglich eine Commilfion ernennen, um 
die nöthigen Anordnungen und Vorfchriften, in Anſehung befagter Militair: 
ftraßen, gemeinichaftlich entwerfen zu laffen. 

Art. 7. Die bei der einen und der andern der beiden hohen contra- 
birenden Mächte vienfttbuenden, und aus den kraft diefer Convention gegen- 
feitig abgetretenen Ländern gebürtigen Militairperfonen, follen innerhalb eines 
Jahres, von der Auswechſelung der Ratificationg-Urfunden an gerechnet, in 
ihr Vaterland zurüd geſchickt werden. 

Die Offiziere von jepwedem Grade, fünnen, wenn fie es vorziehen, 
fortwährend in dem Dienfte, worin fie jest fteben, verbleiben. 

Die Penfionen der Militärperfonen jedes Ranges follen von derjenigen 
Macht, welche fie bewilligt hat, fortdauernd gezahlt werden. 

Art. 8. Die hoben contrabirenden Theile verpflichten fich, ſämmtliche auf 
die abgetretenen Provinzen und Bezirfe fich beziebende Dominial-Titel, Do— 
cumente und Papiere gegenfeitig auszuliefern, und zwar binnen zweimonat— 
licher Friſt, vom Tage der Uebergabe einer jeden vieler Provinzen oder 
Bezirfe an gerechnet. Diefelbe Verfügung betrifft auch die Pläne und 
Karten oberwähnter Städte und Länder. 

Art. 9. In allen durch gegenwärtigen Bertrag abgetretenen oder ver: 
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taufchten Ländern wird der neue Beſitzer die auf ven Grund und Boden befag- 
ter Länder baftenden Special-Hypotheken, und aud) diejenigen Schulden über: 
nehmen, welche zur Beftreitung ver Ausgaben für die wirfliche Verbeſſerung 
der Länder contrabirt worden find. Die im Namen des Landes verfaſſungs⸗ 
mäßig contrahirten Schulden, beſonders diejenigen, welche ſeit Ein Tauſend 
ſiebenhundert acht und neunzig im Herzogthum Lauenburg zur Beſtreitung 
der Unkoſten der Demarcations-Linie, und der durch die franzöſiſche Deru- 
pation veranlaßten Ausgaben gemacht worden, follen als Yanvesihulden 
anerfannt, und e8 foll mit Zuziehung der Proyinzialftände auf Mittel zur 
Ichleunigen und genauen Abtragung ver Gapitale und Zinſen Bedacht ge: 
nommen werben. 

Art. 10. Das dem Herzog von Aremberg zugebörige Amt Meppen, ſowohl 
ald ver dem Herzog von Looz-Corswaren zugehörige Theil von Rheina-Wolbeck, 
welche beide jest eben von der bannöverfcen Regierung proviforifch befebi 
worden, ſollen gegen das Königreich Hannover in die nämlichen Verhält— 
niſſe zu ſtehen kommen, als die Bundesverfaſſung für die mediatiſirten Ges 
biete feſtſetzen wird. Da indeſſen die preußiſche und hanndverſche Regierungen 
fih in dem drei und vierzigften Artifel des Protocolls vom dreizehnten 
Februar vorbehalten haben, nöthigenfalls in der Folge, über eine andere 
Grenzberichtigung der dem Herzog von Looz-Corswaren gehörigen Graf— 
ſchaft übereinzukommen, ſo werden beſagte Regierungen die mit der Ab— 
grenzung des dem Hannöverſchen abgetretenen Theils der Grafſchaft Lingen 
beauftragte Commiſſion anweiſen, ſi ch mit obbeſagtem Gegenſtande zu be— 
ſchäftigen, und die Grenzen des, dem Herzog von Looz-Corswaren ge— 
hörigen Antheils, welchen, wie geſagt, die hannöverfche Regierung befegen 
wird, definitiv zu beftimmen. 

Die Verbältniffe zwiſchen ver bannöverfchen Regierung und ber Graf: 
ihaft Bentheim verbleiben fo wie fie durch die zwiſchen Seiner großbri— 
tannifhen Majeftät und dem Grafen Bentheim beftebenden hypothekariſchen 
Verträge regulirt worden ſind, und nachdem die aus dieſem Tractat er— 
wachſenen Rechte erloſchen ſein werden, kömmt die Grafſchaft Bentheim gegen 
das Königreich Hannover in die nämlichen Verbältniffe zu fteben, welche 
Deutihlanns Bundesverfaffung für die mediatifirten Gebiete feſtſetzen wird. 

Art. 11. Da Seine Majeftät der König von Preußen mit Seiner Durd- 
laucht dem Herzog von Braunfdweig zum Behuf einer negenfeitigen Gebiete- 
Säuberung, einige Territorial-Augwechfelungen zu treffen wünſchen, fo ver- 
pflichten Sich Seine Majeftät der König des vereinigten Königreichs Groß— 
britannien und Irland, König von Hannover, alles, was von Ahnen ab- 
hängt, anzumenden, um Seine Durchlaucht zu diefen Ausaleihungen au 
bewegen, und ſelbige zu erleichtern. Auch willigen Sie zum Voraus in die 
Abtretungen ein, worüber beide Theile übereinkommen könnten. 

Gegenwärtiger Artikel ſoll befonders auf Calvörde und Walfenried 
ee haben, obne ſich blos auf dieſe beiden Ortfchaften zu beichränfen. 

Art. 12. Zur Beförderung des von Seiner föniglich preußiichen Majeftät 
geäußerten Wunſches verfprechen Seine” föniglih arokbritannifch- hannöver— 
ſche Majeſtät, Seiner Durchlaucht dem Herzog von Oldenburg eine ange⸗ 
meſſene Territorial-Erweiterung zuzuwenden, und Ihm zu dem Ende einen 
Bezirk mit fünftauſend Ares Ba abzutreten. 

Art. 13. Gegenmwärtiger Tractat foll ratifieirt, und die Ratificatione- 
Urfunden binnen vier Wochen, oder früber, wenn es fein kann, ausgewechfelt 
werden, 

Zu Urfund deffen haben ihn die Bevollmächtigten mit Beidruckung ihrer 
Mappen unterzeichnet. 

Beheben zu Wien, am 29. Mai, im Jahre Ehrifti 1815. 
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2. Territorial: Vertrag. 13. September 1815. 


Im Namen ver hochheiligen und untheilbaren Dreieinigfeit! 


Seine Majeftät der König von Preußen und Seine Majeftät der König 
des vereinigten Königreichs Großbritannien und Irland, König von Han- 
nover, beiderfeits geneigt in Folge des zwifchen Ihnen unterm 29. Mai 
des laufenden Jahres 1815 zu Wien gefchloffenen Staatsvertrages die 
Entfhädigung zu beftimmen, welde dem Königreihe Hannover nad dem 
dritten Artifel des gedachten Vertrages für den Kurheſſiſchen Antheil an der 
Grafihaft Schaumburg gebührt, deſſen Abtretung von Seiner Königlichen 
Hoheit, dem Kurfürften von Heſſen, nicht zu erlangen gemwefen ift, haben 
Bevollmächtigte ernannt, um Alles, was hierauf Bezug bat, gemeinſchaftlich 
feftzufegen und zu unterzeichnen, und welche, nachdem fie ihre Vollmachten 
gegenfeitig in guter gehöriger Form befunden und gegen einander audge- 
wechfelt haben, über folgende Artifel übereingefommen find. 

Art. 1. Seine Majeftät der König von Preußen treten ab, an Seine 
Majeftät ven König des vereinigten Königreichs Großbritannien und Irland, 
König von Hannover, um von Ihnen und Ihren Nachfolgern im ea 
Hannover eigenthümlich und mit voller Landeshoheit und Oberherrlichkeit 
befeffen zu werden, die bisher zum Eichsfelde gehörigen Aemter Lindau 
und Gibolrshaufen, und das bisher eben dahin gehörige Geriht Du- 
derftadt, ſämmtlich in denjenigen Grenzen, welche auf der zu Weimar im 
Jahre 1806 herausgefommenen Sperial: Karte des Eichsfeldes vom %.-®. 
Lingemann verzeichnet find. Seine Königliche Majeftät von Preußen leiften 
Verzicht für Sich, Ihre Nachkommen und Nachfolger auf die vorftehend 
benannten, bisher zum Eichsfelde gehörigen Diftriete und alle fih darauf 
beziebenden Rechte, und werden Befehl ertbeilen, daß dieſelben baldmöglichſt 
und fpäteftens innerhalb vier Wochen nach Unterzeichnung des gegenwärtigen 
Staatövertrages an Seine Königliche Majeftät von Großbritannien und 
Hannover übergeben werben. 

Art. 2. Seine Majeftät der König von Preußen entfagen ferner für 
Sih und Ihre Nachkommen und Nachfolger dem Ihnen aus dem Eingangs 
erwähnten Staatövertrage vom 29. Mai des laufenden Jahres 1815 zuftehen- 
den Anrechte auf die Erwerbung und den erb- und eigenthümlidhen Beftg, 
a) des Amtes Elbingerode, b) und des zu dem Herzogthume Kauenburg 
gehörigen Amtes Neuhaus, nebft ven in diefem Amte oder zwifchen dem— 
jelben und dem Meflenburgiichen Gebiete eingefchloffenen, auf dem rechten 
Elbufer belegenen Lüneburgifchen Ortichaften und Ländereien. 

Die vorftehend benannten Diftriete werden auch ferner, wie biöher, 
dem Königreiche Hannover angehören. 

Art. 3. Die nad Art. 1. zu dem Königreiche Hannover übergehenden, und 
nach Artifel 2. bei demfelben verbleibenden Diftriete, find beftimmt, Seiner 
Königlichen Großbritannifchen und Hannöverfchen Majeftät als Erfab für 
den Kurbeffifchen Antbeil ver Grafſchaft Schaumburg zu dienen, deſſen Ab- 
tretung nicht zu erlangen gewefen ift. Da jedoch fein Zweifel darüber ob- 
waltet, daß diefer Erfaß fich aud auf das Einfommen aus dem erwähnten 
Theile von Schaumburg bezieben müffe, und die Zulänglichfeit deſſelben in 
diefer Rüdficht nicht fogleich, bei Abichluß des gegenwärtigen Staatsvertragg, 
bat dargetban werden können: fo find beide Mächte übereingefommen, 
fogleich, bei Uebergabe der nach Artikel 1. abzutretenden Diftriete, Commiſ— 
farien zu ernennen, welde fih zu Dannover vereinigen und unausgefeßt 
damit befchäftigen follen, um in der möglichft fürzeiten Zeit eine genugtbuende 
Bergleihung zwiſchen den Einfünften aus dem Kurbeffiihen Antheile der 
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Graffhaft Schaumburg und den Einfünften aus den in Artifel 1. 2. des 
gegenwärtigen Vertrages benannten Diftrieten anzulegen. Sollte diefe Ber: 
geihung ergeben, daß die Einfünfte aus den in Artifel 1. 2. benannten 
Diftrieten feinen vollftändigen Erfag für die Einfünfte aus dem Kurbeffifchen 
Antheile der Grafihaft Schaumburg gewähren: fo werden beide Theile ſich 
unverzüglich darüber einigen, wie die Bervollftändigung dieſes Erfages, 
welche Preußen in diefem Falle obliegen wird, geleiftet werden fol. 

Art. 4 Seine Majeftät der König des vereinigten Königreichs Großbri- 
tannien und Irland, König von Hannover, leiften für Sid) und Ihre Nachkom— 
men und Nachfolger, gegen vorftehenden, in Art. 1.2. 3. beftimmten Erfag, Ber: 
zicht auf die Anrechte, welche Ihnen aus dem Eingangs erwähnten Staatö- 
vertrage vom 29. Mai des laufenden Jahres 1815 auf die Erwerbung und 
den erb> und eigentbümlichen Bejig des Kurheſſiſchen Antheils an der Graf: 
ihaft Shaumburg jufteben, und verfprechen nad) vollftändiger Leiſtung 
des gedadıten Erfages, niemals deshalb an des Königs von Preußen 
Majeität irgend eine Anforderung auf den Grund des — erwähnten 
Vertrages zu machen. 

Art. 5. Da Seine königliche Hoheit der Kurfürſt von Heſſen und Seine 
Durchlaucht der Landgraf von Heſſen-Rothenburg eingewilligt haben, die 
Herrſchaft Pleſſe nebſt dem Kloſter Hökelheim, ſo wie auch Neuen— 
gleichen und die Aemter Uechte, Freudenberg und Aubourg, welches 
letztere ſonſt auch Wagenfeld benannt worden iſt, mit allen Ihnen daran 
zuſtehenden beziehungsweiſe Landeshoheits-, Oberherrlichkeits-, Lehns-, 
Domanial- und anderen Rechten, welche Sie darin oder als Zubehör derſelben 
bisher beſeſſen haben, erb- und eigenthümlich an Preußen abzutreten, und 
diefelben binnen vier Wochen nad der Ratification des ſich darauf beziehen 
den Vertrages, oder eher, wenn es fein kann, zu übergeben: fo verpflichten 
Seine Majeftät der König von Preußen Sich biermit, dieſe vorſtehend 
benannten Diftriete in Gemäßbeit des Staatsvertrages vom 29, Mai dieſes 
Jahres Artikel 3. fogleich bei deren Uebergabe von Seiten der beiden Heſſi— 
ihen Häufer an das Königreich Dannover eben jo, wie Sie biefelben 
empfangen, zu überweifen. 

Art. 6. Seine Majeftät der König des vereinigten Königreichs Großbri— 
tannien und Irland, König von Hannover, erklären die Bedingungen, von wels 
chen die Uebergabe des aur dem rechten Elbufer gelegenen Theils des Herzog- 
tbums Lauenburg und der gleichfalls auf dem rechten Eibufer gelegenen 
Lüneburgifchen Ortſchaften und Yändereien in dem Staatsvertrage vom 
29. Mai vieles Jahres abhängig gemacht worden war, durd die Stipu- 
lationen Artifel 1. 2. 3. und 5. des gegenwärtigen Bertrages für erledigt, 
und verpflichten Sidy biermit, die Uebergabe des gedachten Theile des 
Herzogtbums Lauenburg, unt der auf dem rechten Elbufer gelegenen Lüne— 
burgiichen Ortichaften und Ländereien, jedoh mit Ausnahme des, nach vor- 
ſtehendem zweiten Artikel bei dem Königreihe Dannover verbleibenden 
Diftriets, ohne weitern Anftand gleichzeitig mit der im Artifel 1. und 5. des 
gegenwärtigen Vertrages verfprochenen Uebergabe der Eichsfeldiſchen und 
Heffiihen Diftriete vollziehen zu laffen, und deshalb fogleid Befehl an Ihre 
Behörden zu ertbeilen. 

Art. 7. Die Artikel ficben und acht des Eingangs erwähnten Ver— 
trages vom 29. Mai des laufenden Jahres 1815 find auch auf alle Di- 
ftriete anwendbar, melde in Folge des gegenwärtigen Staatövertrages zum 
Erfage für den Kurbeflischen Theil der Grafſchaft Schaumburg dienen. 

Art. 8. Der gegenmärtige Staatsvertrag foll ratifieirt und die Nati- 
ficationen defjelben binnen vier Wochen, oder eher, wenn es fein Fann, 
ausgewechjelt werben. 
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Zu Urfund deſſen haben die beiderfeitigen Bevollmächtigten ihn unter- 
zeichnet, und mit ihren Wappen unterfiegelt. 
Sp gejcheben Paris, ven 23. September 1815. 


3» Glbfchiffahrtäacte vom 23. Juni 1821 nebjt der Additionalacte vom 
13. April 1844, 


Wir Friedrich Wilhelm M., von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛe. 2c. thun fund und befennen hiermit: Nadvem Wir, Seine Ma- 
jeftät der Kaifer von Defterreih, Seine Majeftät ver König von Sachſen, 
Seine Majeftät ver König von Großbritannien und Irland, als König von 
Hannover, Seine Majejtät der König von Dänemark, ale Herzog von 
Holftein und Lauenburg, Seine Königliche Hoheit der Großherzog von 
Medlenburg- Schwerin, Ihre Durchlauchten die Herzöge von Anbalt-Bern- 
burg, Anbalt-Cöthen und Anhalt-Deffau, und der Senat der freien Bundes— 
und Hanfeftadt Hamburg, zur Bollzichung des 108. Artifeld des am Con: 
greife zu Wien den 9. Juni 1815 unterzeichneten Hauptvertrages dahin 
übereingefommen find, zu Dresden eine Commiffion aus alljeitigen Bevoll- 
mächtigten zufammenzufegen, um die Anwendung der im gedachten Congref- 
vertrage enthaltenen allgemeinen Beftimmungen für die Flußſchiffahrt auf 
jene der Elbe zu berathen, und das Nefultat diefer Berathung in einer ges 
meinfchartlichen Lebereinfunft feftzufegen ; 

Und nachdem gedachte Lebereinfunft im gemeinfamen Einverſtändniſſe 
glüdlich zu Stande gefommen, und den 23. Juni I. I. von den gegenfeitigen 

evollmächtigten in neun gleichlautenden Eremplaren, wovon act für jeden 
der contrabirenvden Theile, darunter ein gemeinfames Eremplar für die drei 
Herzöge von Anbalt, Durdlauditen, und das neunte zur Hinterlegung bei 
den gemeinfchaftlihen Commiſſions-Acten, um vafelbit zum gemeinfamen 
Gebrauche der theilnehmenden Regierungen zu dienen, unter Vorbehalt ver 
Natificationen unterzeichnet worden ift: jo erflären Wir hiermit, nad forg- 
fältiger Prüfung und Erwägung aller und jeder in der erwähnten, als Elb- 
Schiffabrts-Acte bezeichneten, Uebereinfunft enthaltenen Beftimmungen, 
welche als wären fie bier von Wort zu Wort eingefchaltet, anzuſehen find, 
daß Wir vdiefelben jedoch unter Beziehung auf die von der Commiffton in 
der 44. Conferenz, wo die Convention von den einzelnen Bevollmächtigten 
unterzeichnet worden ift, fowohl wegen der Recognitionsgebühr und der Bes 
fteuerung des Holzes, wie der dabei eintretenden Erbebungsform zu Artifel 
10. und 11. gefaßten bejondern Beſchlüſſe, als auf ven allgemeinen Be- 


35 Minifterial- Befanntmabung vom 7. October 1844, über die Publi- 
eation und Wirffamfeit der Adpditional-Acte zur Elbfchiffabrte- Acte 
vom 23. uni 1821, d. d. den 13. April 1844; ber lebereinfunft zwiſchen 
den Elbuferitaaten, die Erlaffung ſchiffahrts- und ftrompolizeilider 
Vorfhriften für die Elbe betreffend, von dbemfelben Tage; des Ber- 
trages, die Regulirung des Brunebaufer Zolles betreffend, von dem- 
felben Tage: und des Staats- Vertrages gwifhen Preußen, Sadfen, 
Hannover, Dänemark und Medlenburg- Schwerin, dad Revifiong- Ver- 

fabren auf ver Elbe betreffend, vom 30. Auguit 1843. 


Die am 13. April 1844. zu Dresden abgeſchloſſene Additional-Acte zur Elb— 
Ihiffahrts- Acte vom 23. Juni 1821., die an demfelben Tage zwiſchen den Elb— 
uferftanten vollzogene Uebereinfunft, die Erlaffung ſchiffahrts- und ftrompolizeilicher 
Vorfchriften für Die Elbe betreffend, desaleihen der Staatsvertrag vom 13. April 
1844 , die Regulirung des Brunshaufer Zolles betreffend, fo wie der unterm 
30. Auguft 1543. zwiſchen Preußen, Sachen, Hannover, Dänemark und Medlen- 
burg-Schwerin abgefchloffene Staatsvertrag, das Nevifionsverfahren auf der Elbe 
betreffend, werden nachſtehend mit dem Bemerken zur öffentliben Kenntniß ge- 
bracht, daß, da die Auswecjelung der KRatificationg- Urkunden der gedachten 
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ihluß zu dem 30, Artifel, wonad die in den vorbergegangenen 43 Con— 
ferenzen an die Revifionscommiffion verwiefenen Punkle ausprüdlich vorbe- 
halten bleiben follen, vurdaus genehmigt baben, fo wie Wir folde fraft 
der gegenwärtigen in gewöhnlicher Form auegeftellten Beſtätigungs-Urkunde 
feierlich genehminen, indem Mir für Uns und Unfere Nacfommen auf Unfer 
Königliches Wort verfprechen, gedachten Beftimmungen gaetreulich nachzu— 
fommen, fo wie auch darüber zu wachen, daß fie von Unferen Behörden 
und Untertbanen jederzeit genau erfüllt werben. 

Zu mehrerer Befräftigung deſſen haben Wir Unfere Beftätigungselir- 
funde in zehn aleichlautenden Eremplaren, wovon neune für jeden der mits 
eontrabirenden Theile, darunter für die drei Herzöge von Anhalt, Durchlauch— 
ten, je befonders, die zehnte aber zur Hinterlegung bei ven gemeinſchaftlichen 
Commiffions-Acten beftimmt ift, eigenhändig unterfchrieben, und mit Unferem 
größeren Etaatsfiegel verſehen Iaffen. 

So geſchehen zu Berlin, den 20. November im Jahre des Herrn, Ein- 
taufend Achthundert ein und zwanzig, und Unferer Regierung im Fünf 
und zwanzigiten. 


Elbſchiffahrts-Acte. 23. Juni 1821. 


Nachdem die Wiener Congreßacte vom 9. Juni 1815 die allgemeinen 

Grundfäge ausgefproden bat, nach welden die Schiffahrt auf den Strömen 
eordnet werten foll: fo haben vie Staaten, deren Gebiet die Elbe in ihrem 

Nhifbaren Laufe trennt oder durdftrömt, befeelt von dem Wunfche, die 
dadurd dem Handel und der Schiffahrt zugeficherten Vortheile und Erleich— 
terungen balpmöglichft ins Leben zu rufen, den Zufammentritt einer Com: 
miffion in Dresden veranlaft, um in gemeinfchaftlicher Uebereinfunft die 
für die Schiffahrt auf der Elbe nöthigen Beftimmungen zu treffen. 

Zu diefem Zwede find bevollmächtigte Commifjarien ernannt, welde, 
nach Auewechſelung ibrer, in guter und geböriger Form befundenen Boll 
machten, über folgende Beftimmungen übereingefommen find. 

* Art. 1. Die Schiffahrt auf dem Elbftrome foll son da an, 
wo diefer Fluß fchiffbar wird, bis in die offene See, und umge— 
fehrt aus der offenen See, (ſowohl ſtromauf- als niederwärts), in 


Verträge erft am 1. October 1844. hat bewirkt werden fünnen, diefelben der 
nachträglich getroffenen Berabredung gemäß, mit dem 1. Januar 1845 in 
Wirkſamkeit treten. 

erlin, den 17. October 1844. 


Additional- Arte zur Elbihiffahbrts-Acte vom 23. Juni 1821. 
D. d. den 13. April 1844. 


In Gemäßheit des Artifels 30. der Elbfhiffahrts-Acte vom 23. Juni 1821. 
haben die Elbuferftaaten, zur Beratbung von Maafregeln, mwelde nach neueren 
Erfahrungen zur Beförderung des Handels und der Schiffahrt auf der Elbe 
geeignet find, und zur Vereinbarung über die zu folhem Zwecke gemeinfchaftlich 
zu faffenden Befchlüffe, den Zufammentritt einer zweiten Elbſchiffahrts-Reviſions— 
Commiſſion zu Dresden veranlaft. 

Zu diefem Zwede find Beyollmäctigte ernannt, welche, nach Auswechfelung ihrer 
in geböriger Form befundenen Vollmachten, unter Vorbehalt der Ratification Ihrer 
Allerhöchſten, Höcften und Hohen Vollmachtgeber, über folgende Erläuterungen, 
Ergänzungen und Abänderungen verfchiedener Artikel der Elbſchiffahrts-Acte 
einig geworden fine, wodurch zugleich auch Das auf diefe Acte fid beziehende 
Schluß-Protocoll d. d. Hamturg, den 18. September 1524. und deffen Anlagen 
außer Straft treten. 

Zu den Art. I. und IM. $. 1. Die Beftimmungen der Elbfchiffahrts- und 
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Bezug auf den Handel völlig frei fein; jedoch bleibt die Schiff— 
fahrt von einem Uferftaate zum andern (Ccabotage) auf dem ganzen Strom 
ausichließend den Untertbanen verfelben vorbehalten. Niemand darf fich 
dagegen den Vorfchriften entziehen, weldhe für Handel und Schiffahrt in 
gegenwärtiger Convention enthalten find. 

* Art. 2. Alle ausſchließlichen Berechtigungen, Frachtfahrt auf der Elbe 
zu treiben, oder aus folden Privilegien bervorgegangene Begünftigungen, 
welche Sciffergilden oder anderen Corporationen und Individuen bisher 
zugeftanden haben möchten, find hiermit gänzlich aufgehoben, und es follen 
dergleichen Berechtigungen aud in Zufunft Niemandem ertbeilt werden, 

Auf Fähren und andere Anftalten zur Ueberfahrt von einem Ufer zum 
gegenüber liegenden bezieht fih jedoch die allgemeine Schiffahrts-Ord— 
nung nicht. 

Eben fo wenig auf diejenigen Schiffer und ihr Gewerbe, deren Fahrt 
fi blos auf das Gebiet ihres eigenen Landesherrn befchränft, und die ver- 
möge der Schiffahrtspolizei, welde jeder Staat nah Maaßgabe feiner Hoheit 
über vem Strom ausübt, allein unter der Obrigkeit des Landes ftehen, 
wo fie ihr Gewerbe treiben. 

Art. 3. Alle bisher an der Elbe beftandene Stapel- und Zwang: 
Umſchlagsrechte find hierdurdh ohne Ausnahme für immer aufgehoben, und 
e8 fann aus diefem Grunde fünftig fein Schiffer gezwungen werden, den 
Beftimmungen des gegenwärtigen Vertrags zuwider, gegen feinen Willen 
aus- oder umzuladen. 


diefer Additional-Acte über die Berechtigungen zur Elbfhiffahrt finden auf den 
Transport fowohl von Perfonen ala von Gütern Anwendung. 

Dampfſchiffe auf der Elbe find, jo weit nicht nachſtehend fir diefelben befondere 
Vorſchriften getroffen worden, gleid anderen Fahrzeugen zu behandeln. 

$. 2. Der Transport von Perfonen oder Gütern von der Nordfee nach jedem 
Elbuferplage und von jedem Elbuferplake nad der Nordſee fteht den Schiffen 
aller Nationen zu. 

Zum Schiffahrtsverfehr zwiſchen Elbuferpläßen verfchiedener Staaten find 
die Fahrzeuge ſämmtlicher Uferftanten ohne Unterſchied berechtigt. 

8. 3. Die Binnenfhiffahrt auf der Elbe, d. h. die Befugniß zur Beförderung 
von Perfonen und Gütern von einem Elbuferplage feines Gebietes nach einem an— 
dern Elbuferplaße deſſelben Gebietes, kann jeder Staat feinen Unterthanen vor- 
behalten. 

’ Jedoch dürfen Schiffe eines Elbuferftaates, wenn fie bei Gelegenheit größerer, 
vom eigenen Lande aus- oder dahin zurüdgebender Fahrten das Gebiet eines 
andern GElbuferftaates ganz oder theilweife durchfahren, in der Richtung ihrer 
Fahrt auch zwiſchen den Uferpläßen dieſes leßteren Gebietes Perfonen und Güter 
befördern. Dieſe Ausnahme gilt indeffen nit rüdjichtlih der Fahrten unterhalb 
Hamburgs und Harburgs. 

$. 4. Das Poftregal mit dem Rechte, die Beförderung von verfchlofenen 
Briefen, Zeitungen und pojtmäßigen Padeten ausfhließlid den Poften zuzuweiſen, 
bleibt den Elbuferftaaten in Beziehung auf die Elbftreden ihres Gebietes vor- 
behalten. Daffelbe wird jedoch von feinem Elbuferſtaate auf ſolche Padete an- 
gewendet werden, melde auf einem Elbſchiffe dur fein Gebiet ohne Zwilden- 
lagerung am Lande und ohne Umladung, falls foldhe nicht etwa durch Unglüdsfälle 
nöthig wird, geführt werden. 

Diefe Begünftigung darf indeffen nicht zur Verbindung von Poft- Anftalten 
unter ſich benupt werden. 

$. 5. Durd beſondere Uebereinfunft vom heutigen Tage find die Grundſätze 
fefgeftellt worden, nad welden die Elbuferftaaten fi verpflichtet haben, umfaffende 
und gleihförmige jhiffahrts- und ftrompolizeilihe Vorſchriften für die Elbe, ins- 
befondere für die Stromftrede zwiſchen Melnit und Hamburg oder Harburg, 
gleichzeitig mit der Verkündigung diefer Aoditional-Acte zu erlaffen. 
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* Art. 4. Die Ausübung der Elbichiffahrt ift einem Jeden geftattet, 
welcher, mit geeigneten Fahrzeugen verfeben, von feiner Kandesobrigfeit nad) 
vorbergegangener Prüfung hierzu die Erlaubniß erhalten hat. 

Jede Negierung wird die nöthigen Maaßregeln ergreifen, um ſich der 
Fähigkeit derjenigen zu verfihern, welchen fie die Elbſchiffahrt geftattet. Der 
Erlaubnißfchein (das Patent), der hierüber dem Schiffer von feiner Randes- 
obrigfeit durch die bierzu verordneten Behörden ausgefertiget wird, giebt 
ihm das Recht, auf der ganzen Strede von Melnid bis in die offene See, 
und aus der offenen See bi Melnid die Schiffahrt auszuüben, fo wie es 


Zum Art. IV. $. 6. Un die Stelle diefes Artikels treten die in 88. 7.—17. 
enthaltenen Beftimmungen, welche jedoh nur für die Befahrung der Stromftrede 
zwiſchen Melnid und Hamburg oder Harburg vertragsmäßige Gültigkeit haben. 

$. 7. Die Befugniß, Schiffe zur Befahrung der Elbe nah Maafigabe diefer 
Acte zu benugen, jo wie die Befugniß, Holzflößerei auf der Elbe zu treiben, fteht 
allen denjenigen zu, welche von der Regierung, deren Unterthanen fie find, zur 
jelbftftändigen Betreibung diefer Gewerbe zugelaffen werben. 

Ale Elbuferftaaten werden, jo weit deren innere Gefepgebung es geftattet, 
dafür Sorge tragen, daß zum felbftftändigen Betriebe der Rhederei behufs der- 
jenigen Elbſchiffahrt, welche ih auf das Gebiet anderer Staaten erftreden fol, 
nur folde Perjonen jugelaffen werben, deren öfonomijche und fonftige Verhältniffe, 
und nur foldhe Gefellihaften, deren Einrichtung und Statuten für die Erfüllung 
der sen Schiffgeignern obliegenden Verpflichtungen genügende Sicherheit gewähren. 

$. 8. Jedes Flußſchiff und jedes Flop, welches die Elbe befährt, ohne ſich 
auf das Gebiet des Uferftaates, dem es angehört, zu befchränfen, muß dem 
Befehle und der fpeciellen Yeitung eines Führers untergeben fein. Diefer ift für 
die genaue Befolgung der in den $$. 9 — 13. enthaltenen Vorfchriften ver- 
antwortlic. 

$. 9. Jedes der im $. 8. erwähnten Fahrzeuge muß während der Fahrt von 
den in den $$. 10— 13. bezeichneten, zur Legitimation des Schiffs und des Füh— 
rers erforderlichen, Patenten begleitet fein. Diefe find jeder Zoll- und Polizei- 
bebörde an der Elbe auf deren Verlangen vorzuzeigen und follen auch zu Hamburg 
und Harburg, jo wie unterhalb dieſer Orte, zur Yegitimation der von der oberen 
Elbe gefommenen Stromfahrzeuge und ihrer Führer genügen. 

In Ermangelung diejer Patente, oder werin während der Reife Veränderungen 
eintreten, durch welde die bei deren Antretung eingeholten Yegitimationspapiere 
nicht mehr vollftändig paſſen, darf die Reife nur fortgefegt werden, nachdem der 
nächſten Elbihiffahrts- Polizeibehörde jene Umftände anzeigt, und von diefer nad) 
unterfuchter Sade eine Beſcheinigung darüber ertheilt it, daß gegen die Fort— 
fegung der Reife feine Bedenfen gefunden find. 

an dergleihen Fällen ift die competente Behörde desjenigen Uferftaates, 
welhem das Fahrzeug angehört, jofort hiervon in Kenntniß zu fegen. 

Diejenigen Heinen Fahrzeuge, mit welchen lediglich landwirthſchaftliche Er- 
zeugniffe im gewöhnlichen Marktverkehr nad nahe gelegenen Orten geführt oder 
von daher geholt werden, bedürfen diefer Schiffspapiere nicht. 

$. 10. Das Sciffspatent ift von der zuftändigen Behörde des Staates, 
u deſſen Rhederei das Fahrzeug gehört, nad dem in der Anlage A. enthaltenen 
Mufter auszuftellen, nachdem jene Behörde durch technifche Unterfuhung von 
der Tüchtigfeit des Fahrzeuges fih überzeugt und die Tragfähigkeit deifelben feit- 

eftellt hat. 

i Das Schiffspatent ift von dem Eigenthümer des Fahrzeugs für diefes, bevor 
es feine erſte Fahrt antritt, zu ermwirfen und nad) jeder weſentlichen Veränderung 
oder Reparatur zu erneuern. 

$. 11. Das Schiffspatent verliert feine Gültigkeit, wenn das Fahrzeug, 
für welches dafjelbe ertheilt wurde, an die Rhederei eines andern Staates über- 
gegargen ift. 

affelbe ift von der zuftändigen Behörde des Staates, in welchem es aus- 
geftellt wurde, fowohl in diefem Falle, als aub dann, wenn das Fahrzeug zum 
Gebrauche nicht ferner volllommen tüchtig befunden wird, zurüdzunehmen. 
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fi) von felbft verfteht, daß Schiffer und Schiffe, welche aus ver Elbe ing 
Meer oder zurüdfahren, diejenigen Eigenſchaften haben müffen, welde zu 
Seefahrten erforderlich find. 

Der Staat allein, auf deſſen Gebiet ein Schiffer wohnt, bat das Nedht, 
das ihm einmal ertbeilte Schifferpatent wieder einzuzieben. 

Diefe Beftimmung fchließt aber das Recht anderer Staaten nicht aus, 
den Schiffer, der eines auf ihrem Gebiete begangenen Vergehens befchulvigt 
wird, Falls fie feiner habhaft werden, oder fie fonft eine Strafe an ihm 
vollftreden fünnen, zur Verantwortung und Strafe zu ziehen, auch nad 


Unbraudbar gewordene Fahrzeuge dürfen zu dem Zwede, um an einem 
andern Orte zerihlagen zu werden, nur dann auf der Elbe fortgeichafft werden, 
wenn dieſe Fahrt als die lebte des Fahrzeugs und jener Zweck derjelben von 
der jchiffahrts - polizeilichen Behörde des Abgangsortes unter dem Sciffspatente 
—— auch das Fahrzeug nicht mit andern Gegenſtänden als mit Holz be— 
laden ift. 

$. 12. Das Scifferpatent ift von einer der in jedem Elbuferftaate hierzu 
ermächtigten Behörden nad den unter R. und C. beiliegenden Mujtern auszuftellen, 
nachdem der Empfänger fi bei dieler Behörde ſowohl über feine Unbefcoltenheit 
und fonftigen perſönlichen Verhältnifie, ale aud darüber ausgemiefen hat, daß 
er in einer, durch amtlich beftellte Sacverftändige nad den in demfelben Staate 
eltenden Vorfchriften vorgenommenen Prüfung feine Fähigkeit zu dem fraglichen 

eſchäfte bemährt habe. 

Das Scifferpatent für Segel- und Dampfichiffe ermächtigt den Inhaber 
zur Führung jedes Elbfahrzeugs, welches der im Patente bezeichneten Gattung 
und der Rhederei des Staates, in welchem das Patent ausgefertigt wurde, an- 
gehört, fo wie das Patent für Flößer zur Führung jedes Holzfloßes, welches von 
einem Uferplaße dieſes Staates — 

Ein Patent zur Führung von Dampfſchiffen ermächtigt zugleich zur Führung 
von Segelſchiffen, nicht aber umgekehrt. 

$. 13. Das Schifferpatent verliert, wenn der Inhaber bei Ausftellung 
deffelben Unterthan des patentirenden Staats war, mit dem Aufhören dieſes 
Unterthanen » Berhältniffes feine Gültigkeit. 

Die Wiedereinziehung eines Schiiferpatents fteht nur dem Staate zu, welder 
daffelbe ausgeftellt hatte. 

Die zuftändige Polizeibehörde hat das Schifferpatent zurüdzunehmen, wenn 
diefelbe fih davon überzeugt hat, daß der Inhaber untauglih, oder daß deſſen 
Beibehaltung mit der Ordnung und Sicherheit des Schiffahrts - Verkehrs nicht 
vereinbar iſt. Xebteres fann namentlih dann angenommen werden, wenn ein 
Schiffsführer wegen Trunkſucht, wiederholter Elbzolldefrauden, Betrugs, Fälſchung 
oder anderer Verbrechen gegen das Eigenthum beftraft worden ift. 

$. 14. Wer es unternimmt, Schiffahrt oder Holzflößerei auf der Elbe zu 
treiben, obne die nah den 88. 9. 12. erforderlichen Patente erlangt zu baben, 
verfällt in eine, nad Ermeſſen der entiheidenden Behörde, auf 20—25 Thlr. für 
ein Dampfihiff, 10—20 für ein Segelihiff, 5-10 für ein Floß zu beftimmende 
Ordnungsitrafe. 

$. 15. Wer fih des, für einen anderen Führer oder ein anderes Fahrzeug 
ausgeftellten oder eines bereits ungültig gewordenen oder miderrufenen Patentes 
eine bedient, unterliegt derjelben Strafe, jedoh mit einer Verfchärfung von 
0 Thalern. 

$. 16. Führt ein patentirter Schiffs- oder Floßführer fein Schiffer- oder 
Schiffspatent auf einer Reife nicht bei fih, jo hat er eine Ordnungsftrafe von 
5 Ihalern verwirft. 

$. 17. Die in den 88. 14. 15. 16. angedroheten Strafen find für jede Reife, 
Hin» und Rüdfahrt zufammengenommen, nur einmal zu erlegen und die Nad- 
weifung eines auf diefer Reiſe bereits anhängig — erfahrens ſchließt 
die Wiederholung des letzteren wegen derſelben Uebertretung an einem anderen 
Orte aus. Werden jedoch die in jenen 88. erwähnten Uebertretungen bei folgenden 
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Beichaffenheit der Umſtände bei ver Behörde zu veranlaffen, daß fein Pa- 
tent eingezogen werde. 

*Art. 5. Die Fracdtpreife und alle übrigen Bedingungen des Trand- 
portes beruhen lediglich auf der freien Webereinfunft des Schiffers und des 
Verfenders, oder deſſen Committenten, und follen von Zeit zu Zeit durch 
ven Drud befannt gemacht werden. 


* Art. 6. Zwei ober mehrere Handelsſtädte fünnen unter fih Rang: 
und Beurtfabrten errichten, das beißt, mit einer beliebigen Anzabl Schiffer, 
die fie zu ihrem wechielfeitigen Verkehr für nöthig erachten, Verträge auf 
eine beftimmte Zeit abfchliegen, bierin die rachtpreife, die Zeit der Abfahrt 
und Ankunft, und andere in ihrem Intereſſe liegende, mit den landesherr— 
lihen Gefegen und ver gegenwärtigen Convention nicht im Widerfprud) 
ftehende Beringungen feftftellen. Dergleichen Verträge find jedoch nad er- 
folgter Genehmigung der betreffenden Regierungen zur Kenntniß des Pu— 
blifums zu bringen. 

*Art. 7. Sämmtliche bisher auf der Elbe beftandene Zollabgaben, fo 
wie auc jede, unter was immer für Namen befannte, Erhebung und Auf- 
lage, womit die Schiffahrt diefes Fluſſes belaftet war, hören hiermit auf, 
und werten in eine allgemeine Schiffahrtsabgabe verwanvelt, die von allen 


Reifen wiederholt, jo wird die Strafe im erſten Wiederholungsfalle auf das Andert- 
balbface, im zweiten und jedem ferneren Wiederbolungsfalle aber auf das Doppelte 
des einfahen Betrages erhöht. 


Zum Art. V. $. 18. Die in diefem Artikel enthaltene Beftimmung über 
Beröffentlihung. der Fractpreife durd den Drud iſt aufgehoben. 

Zum Art. VI. $. 19. An die Stelle diefes Artifels treten folgende Be- 
flimmungen: 

Die Haufleute und Schiffer zweier oder mehrerer Elbuferſtädte können fi 
über eine Beurtfahrt zwifchen diefen Städten für beftimmte Zeiträume vereinigen 
und dabei die Zeit der Abfahrt von jedem Orte, die Fractpreife und fonftige 
Bedingungen diefes Verkehrs feitfegen. 

An derfelben Art können die Kaufleute und Schiffer einer Elbuferftabt ſich 
rüdjichtlih der von diefer aus nad anderen Orten zu verfhiffenden Waaren über 
eine Reihefahrt auf beftimmte Zeit einigen. 

Zur Wirkſamkeit folher Vereinbarungen ift bei einer Beurtfahrt die Ge- 
nebhmigung der Regierungen aller Städte, zwiſchen welden jene errichtet werden 
fol, und bei einer bloßen Reihefahrt die Genehmigung der Regierung des Abfahrts- 
orte erforderlich. 

Diefe Genehmigung wird, nachdem zuvor fümmtlihen Elbuferftaaten Ge- 
legenheit gegeben ift, fih über Die mitgetheilten Bedingungen und Statuten der 
u errichtenden Beurt- oder Neihefahrt zu Äußern, ertheilt werden, wenn jene 
Bedingungen und Statuten mit den Elbiciffahrts » Verträgen und den Yandes- 
gefepen im Einklange fteben. 

Diefelbe wird verfagt werden, wenn dadurd ein den Elbichiffahrts - Ver- 
trägen wibderftreitendes Schiffahrte- Monopol begründet werden würde, und es 
follen weder dur die Statuten, noch durch fonftige Verabredungen Einzelne oder 
ganze Klaſſen von Kaufleuten oder Schiffern wider ihren Willen zum Beitritte 
genöthigt oder, ihrer way“ bir und Bereitmwilligfeit zur Erfüllung der für 
alle Theilnehmer geltenden Bedingungen ungeadtet, vom Beitritte ausgefchloffen 
werden dürfen. 

Nah erfolgter Genehmigung der Statuten find diefe durch den Drud zu 
veröffentlichen. 

Die Regierung, von welder die Genehmigung ausging, wird deren Befol- 
gung forgfältig überwachen und kann die ertheilte Genehmigung jederzeit zurüd- 
nehmen, fobald fie fi überzeugt, daß das Fortbeftehen der Beurt- oder Reihe— 
fahrt für Handel und Schiffahrt auf der Elbe nachtheilig fein würde. 


Zum Art. VI. $. 20. Die Recognitionsgebühr von den Fahrzeugen iſt 
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Fahrzeugen, Flögen und Ladungen, bei den durd gegenwärtige Convention 
feftgefeßten Erhebungsämtern entrichtet werden muß. 

Tiefe Abgabe, melde werer im Ganzen nod theilweife in Pacht ge- 
geben werden darf, wird theild von der Latung unter dem Namen: „Elb- 
zoll,“ theild von den Fahrzeugen unter dem Namen: „Recognitionsge— 
bühr“ erhoben. 

*Art. 8. Zur Erleichterung des Verfahrens bei Erhebung der Abgabe 
von ber Ladung foll diefelbe überall nach vem Gewichte berechnet und erlegt, 
dabei aber der hamburger Centner zu 112 Pfund, welcher ungefähr mit 
116 Pfund preußifchen und leipziger, over mit 96% Pfund wiener Ge— 
wichtd gleich ift, allgemein zum Grunde gelegt werben. 

Beim Kängenmaaße wird der hamburger Fuß gebraudt, wovon 100 — 
91'% preußifche, 101'%5 leipziger und 90°, wiener Fuß gleich find. 

Für die in der Anlage Nr. 1. bemerften, nicht füglich zu mwiegenden 
Segenftänve follen, bis auf anderweitige gemeinfame Beftimmung, die dabei 
bemerften Gewichtsfäge gelten. 

*Art. 9. Bon Melnid bis Hamburg follen überhaupt nicht mehr ale 
fieben und zwanzig Groſchen und ſechs Pfennige Conventiongmünze für ven 
Gentner Bruttogewidt an Elbzoll erbobın werden und zwar von: Defterreich 
1 Gr. 9 Pf, Sadfen 5 Gr. 3 Pf., Preußen 13 Gr., Anhalt 2 Gr. 8 Pf., 
Hannover 2 Gr. 6 Pf., Medlenburg 1 Gr. 8 Pf, Dänemark 8 Pf., zu: 
fammen 27 Gr. 6 Pf. 

Die ftredenweife Vertheilung dieſes Tariffages ift aus der Nr. 2. bei- 
liegenden Tabelle erfichtlich. z 


aufgehoben und es foll fünftig nur der Elbzoll von den Sciffsladungen und Floß- 
hölzern nad den im $. 23. beftimmten Sätzen fortbeftehen. 

Zum Art. VI. $. 21. Un die Stelle diefes Artifels treten folgende Be- 
fimmungen: 

Der Elbzoll wird nad dem Brutto-Gewichte der Schiffsladungen und Floß— 
hölzer erhoben 

Die dabei zu Grunde zu legende Gewichts-Einheit ift der Elb.oll» Eentner, 
welcher 100 Elbzoll-Pfunde enthält und 50 Kilogrammen gleihfommt. 

$. 22. Für nicht leicht mwägbare Glegenftände fommt, ftatt der Anlage Nr. 1. 
der Elbichiffahrts-Acte und flatt der Anlage A. des Hamburger Schluß-Protocolls 
vom 18. September 1824, die unter PD. beigefügte neue Gemwichts- Tabelle zur 
alleinigen Anmendung. 

Zum Art. IX. $. 23. An Elbzoll follen fünftig auf der Etrede zwiſchen 
Melnick und Hamburg, ftatt der in den Art. IN. und XI. der Elbſchiffahrts-Acte 
und im $. 7. des Hamburger Schluß-Protocolls angeführten Beträge, nicht mehr 
als 1 Thlr. 3 Sgr. I1 Pf. im Vierzehnthalerfuße, den Thlr. zu 30 Silbergroſchen 
oder 360 Pfennigen gerechnet, für den Elbzoll Ceniner Brutto- Gewicht erhoben 
werden, und zwar: von Deiterreib 2 Ser. 1 Pf., Sabien 6 Sgr. 4 Pi, 
Preußen 16 Sgr. 7 Pf., Anhalt-Eöthen — Sgr. 10 Pf., Anhalt-Deffau — Sgr. 
10 Pf., Anhalt-Bernburg — Egr. :0 Pf., Hannover 3 Sgr. 2 Pf., Medlenburg 
2 Sgr. 3Pf., Tänemarf 1 Egr. — Pf., mithin insgefammt 1 Thlr. 3 Ser. 11 Pf. 

Die ftredenweife Vertheilung diefer Tariffäbe wird durch die Anlage E. be» 
jtimmt, welde an die Stelle der Beilage Nr. 2. des Artikels IX. der Elbſchif— 
fahrts-Acte und der Anlage B. des Hamburger Schluß-Protocolls tritt. 

Jede Menderung der Zollftreden und jede Vermehrung der Erhebungsjlellen 
bedarf der ee. aller Uferftaaten. 

$. 24. Die Zollpfliht tritt ein: a) in Defterreih, Sahfen und Preußen 
(mit Ausnahme der Yenzer Fähre), bei Berührung der Zollftätte, b) in Anhalt, 
in Preußen bei der Yenzer Fähre, in Hannover, Mecklenburg und Yauenburg bei 
Berührung des Zollgeleitbezirtes. 

$. 25. Tranfitirende Schiffe fünnen an dem erſten Erbebungsamte jedes 
Staates den Zoll für die ganze Strede entrichten. 
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* Art. 10. Um jedoch die innere Induftrie und die Ausfuhr der Landes— 
produfte zu befördern, zugleih auch den Verkehr der erften Lebensbedürf— 
niffe zu begünftigen, und mehrere Gegenftände von großem Gewichte und 
geringem Werthe zu erleichtern, foll rückſichtlich dieſer folgende verhältniß— 
mäßige Herabfegung ftattfinden: 

Huf ein Viertheil des Elbzolld werden nachſtehende Artifel ermäßigt: 
Amboße, Anfer, Aſche Cunausgelaugte), Bier (mit Ausnahme des fremden), 
Blei, Dleierz, Bohnen, Bolus, Bomben, Borften (Schweins:), Eiſenblech, 
Eifen (gegoijenes), Erbien, Erz, Fälfer (leere), Früchte (gedörrte, Badobft), 
Geflügel, Gerfte, Glas (Hohl-), Glasgalle, Graupen, Gries und Grüge 
von allen Getreidearten, Gußeiſen-Waaren (grobe), Hafer, Hirſe, Holz— 
foblen, Kanonen, Kiehnruß, Kiften (leere), Korn (Roggen), Kreide (weiße 
und rothe), Kugeln Ceiferne), Lafetten, Linfen, Lohrinden (Borfe, Knoppern), 
Marmor (rober), Mehl Caller Getreivearten), metallifhe Mineralerde, Mi- 
neralwaffer, Mörfer (Bomben), Dfer, Delfuhen, Veh, Platten (marmorne 
und dergleichen), Rindshörner und Füße, Saamen Caller Art), Salz (Küchen: 
und Stein), Sauerkraut, Sciffstbeer, Schleif- over Wesfteine (feine), 
Spelz, Stangeneifen (gefchmiedetes), Trippel, Tonne (leere), Weizen, Widen; 

auf ein Fünftbeil ver Gebühr folgende Holzforten: Apfel-, Birn-, 
Kirfch-, Nuß- und Prlaumenbaum, Aspen, Birfen, Buchen, Eichen, Erlen, 
Eihen, Hainbuchen, Kiefern und Tannen, Linden, Pappeln, Ulmen- und 
Weidenholz, imgleihen die gröbern Böttcher: und andere Holzwaaren, als 
Leitern, Mulden, Schaufeln, Schwingen und vergleichen Feldgeräthe, fo 
wie die gröbern Korbforten zu Faftagen von Baummwurzeln ꝛc.; 

auf ein Zehntheil folgende Artikel: Blut (von Schlachtvieh), Brenn- 
bolz, Eier, Eifen (altes), Knochen, Laugenfluß, Milh, Butter und Käfe 
(frifber), Steingefdirr und Töpferwaaren (gemeine); 

auf ein Zwanzigtbeil folgende Gegenftänvde: Braunfohle, Eicheln, 
Fafchienen (Buſch aller Art), Früchte (friſche, Obft), Gemüfe Cfrifches), 
Gras und Heu, Gips, Kalt, Rohr (Dach-, und Schilf), Stroh, Torf, 
Wellen (Brandbufh), Wurzeln (eßbare); 

auf ein Bierzigtbeil: Alaun- und Bitriolfteine, Aſche Causgelaugte), 
Drufen (Trefter), Dünger, als Mit, Mergel, Stoppeln u. |. w., Galmei- 
fteine, Kufen, Rinnen und Tröge ıc. von Stein, Kies (gemeiner Stein), 
Leinpferde (zu Waffer rüdgebenve), Mörtel von Ziegel und Tuffſtein (Traß), 
Mühlſteine, Pfeifenerve, Pflafterfteine, Sand, Sand- und Bruchſteine aller 
Art, Schiefer (Dach-), Steinfoblen, Thon, Töpfer und Walfererde, Tuff: 
ftein, Ziegel (gebrannte und Luft), Ziegelcement. 

*Art. 11. Die Abgabe von den Fahrzeugen, oder die Recognitions- 
gebühr, wird nad vier Klaſſen und nad dem unter Nr. 2. beigefchloffenen 
Tarif erhoben. 

Diefelbe beträgt für die ganze Stromlänge: von der erften Klaffe unter 
30 hamburger Laft der Radungsfähigfeit (die Laft zu 4000 Pfd.) 3 Thlr. 
16 Gr., von der zweiten Klaffe von 10 bis 25 Laft 7 Thlr. 20 Gr., von 
der dritten Klaſſe von 25 bis 45 Laſt 11 Thlr. 12 Gr., von der vierten 
Klaſſe von 45 und darüber 14 Thlr. 16 Gr. 

Unbelavdene Fahrzeuge zablen allenthalben ein Biertheil vorſtehender Tare. 


Zum Art. X. $ 26. An die Stelle der in dieſem Artifel und der in den 

88. 4. 5. 6. und 11. des Hamburger Schluß-Protocolles benannten Zoll-Ermäßi- 

gungen und Befreiungen treten die in der Anlage F. zufammengeftellten erweiterten 
rmäßigungen und Befreiungen. 

Zum Urt. X. $. 27. Diefer Artifel wird in Folge des $. 20. dieſer 

Anditional-Acte aufgehoben. 
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*Art. 12. Die Berechnung des Elbzolled und der Recognitionsgebühr 
geichieht in Conventionsgeld nach dem 20-Gulden-Fuße in Thalern, Grofchen 
und Pfennigen, die Zahlung jedoch in den refp. bei den Uferftaaten cour- 
firenden Münzforten, nad) Manfgabe der unter Nr. 3. beigefchloffenen Re— 
durtionstabelle. 

Art. 13. Außer den, durd gegenwärtige Lebereinfunft feftgefesten 
Gefällen follen auf der Elbe feine anvere weiter gefordert oder erhoben 
werden; aud übernehmen vie paciseirenden Staaten die förmliche Verpflich- 
tung, die feftgefegten Abgaben nicht anders als in gemeinfchaftlicher Leber- 
einfunft zu erhöhen. 

Art. 14. Unter ven — wovon die Artikel 7. bis 13. handeln, 
find nicht begriffen: a) die Mauthen (Land- oder Stadtzölle), Eingangs— 
und Berbrauchsfteuern, mit welchen einem jedem Staate das Recht verbleibt, 
die in fein eigenes Landesgebiet einzuführenden Waaren, fobald felbe ven 
Fluß verlaffen haben, nach feiner Hanvelspolitif zu belegen; b) vie Krabnen>, 
Waage: und Niederlagegebühren in den Hanvelsplägen, wovon jedoch ber 
Ausländer nicht mehr als der Inländer bezablen foll; c) die Brüdenaufzug- 
und Scleufengelver; doch vürfen vie beftehenden nicht ohne gemeinfame 
Uebereinfunft erhöbet, und wenn die Anlegung neuer Brüden geſchieht, für 
das Durchgehen unter denfelben nichts erhoben werden. 

Auch follen die Zablungsfäge der Gebühren unter b. und c. feft be- 
ftimmt, zur Kenntniß des Publifumd gebradt, und nur von denjenigen 

efordert werden, melde fi der vorhandenen Anftalten bedienen, over 
rüden und Schleuſen paffiren. Für den Dienft der Lootfen und Steuer: 
leute hat es bei den in jedem Staat gegebenen over zu gebenven Beftim- 
mungen und für die Gebühren, welde fte zu fordern berechtigt find, bei der 
gegebenen over zu — Taxordnung mit der — ſein Bewenden, 
daß dem fremden Schiffer keine andere Verpflichtung als dem einheimiſchen 
ra werde. 

* Art. 15. Unbefchadet der in der Congrefacte über die Ausdehnung 


Zum Art. XII. $. 28. An die Stelle diefes Artifels treten folgende Be— 
flimmungen: 

Die ent des Zolles ift, mit Ausnahme von Böhmen, bis auf Beträge 
von } Thaler hinab in Silbermünzen zu leiften, welche nad dem Vierzebnthaler- 
fuße in einem der Elbuferftaaten ausgeprägt find. Ein Thaler ift gleich 30 Silber- 

rofhen oder 360 Pfennigen Preußifher, 30 Neugrofchen oder 300 Pfennigen 
Fiäfifher und 24 guten Örofhen oder 288 Pfennigen bannoverfher oder an- 
haltfher Münzeintheilung. 

Münzftüde unter 5 Silbergrofhen werden bei den Elbzoll- Kaffen unter- 
halb Böhmens nur zur Berichtigung der in + Thaler nicht aufgehenden Beträge 
angenommen. 

Mit diefer Befhränfung find von jenen Elbzoll-Kaſſen anzunehmen: 1) 
preußifche Silbergrofhen zu Thlr. und Pfennige zu „4, Thlr., 2) ſächſiſche 
Neugrofben zu z, Thlr. und Pfennige zu 255 Thlr., 3) bannoverfhe und an- 
Haltiche Gutegrofchen au Thlr. und Pfennige zu „4, Thlr. nebft den, in den 
genannten Staaten nad dem Verhältniffe diefer Groſchen und Pfennige fonft aus— 
geprägten, Münzftüden unter 4 Thlr. 

An Böhmen ift, ftatt der Münzen des Vierzehnthalerfußes, geſetzmäßige öfter- 
reihifche Conventiongmünge dergeftalt zu zahlen, dap Ein Gulden von 60 Kreuzern 
Eonventionsgeld für 21 Silbergrofhen oder 252 preußifhe, auch 210 ſächſiſche 
Pfennige angenommen wird. 

Uebrigens hängt es von jedem Elbuferftaate ab, ob und nach welchem Werth- 
verhältniffe er außer diefen vertragsmäßigen Müngforten noch andere bei feinen 
Elbzoll-Kaſſen zulaflen will. 


Zum Art. XV. $. 29. Der Brunshaufer Zoll von den von der Norbfee 
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der Flußſchiffahrt enthaltenen allgemeinen Grundfäge ift man wegen des 
Brunshäuſer Zolles übereingefommen,, aller und jeder weitern Erörterung 
biermit zu entfagen, gegen die von Hannover eingegangene Verpflichtung, 
den Brunshäuſer Zolltarif der Commiffion zur Nachricht mitzutheilen, und 
denfelben, in fofern eine Veränderung ver Faftagen und Gebünde eine 
bloße Declaration der Verzollungsprineipien nicht erforderlih macht, nicht 
willfürlih und nicht anders als im Einverftändniffe der dabei interefjirten 
Staaten, und namentlich ver freien Stadt Hamburg zu verändern oder 
zu erböben. 

Seine Majeftät der König von Dänemarf und der Senat der freien 
Stadt Hamburg baben ſich, auf dem Grunde beftehender Obfervanzen und 
Verträge, jede darauf berubende Gerechtfame verwahrt, fo daß in Bezie- 
bung auf den Stader Zoll denfelben res integra verbleibt. 

*Art. 16. Die bisher beftandenen 35 Elbzoll-Erbebungs-Aemter finv 
hiermit aufgehoben, und follen auf der ganzen Elbe nur 14 Zollämter be- 
fteben, nämlih in Auffig, Nievdergrund, Schandau, Strehle, Mühlberg, 
Coswig, Roslau, Deffau, Wittenberge, Schnadenburg, Dömig, Bledeve, 
Boigenburg und Lauenburg. 

Außerdem behält fich Preußen nody das Neben-Zollamt zu Lenzer Fähre, 
und die Aemter zu Wittenberg, Aaken, Barby und Schönebed reip. Mag— 
deburg vor, welche legtere jevod einachen werden, fobald die Urfachen ver 
einftweiligen Beibehaltung aufhören, imgleichen Sachſen die beiden Zollämter 
Dresden und Pirna für die Fabrzeuge, welcde keins der föniglich ſächſiſchen 
Grenz-Zollämter Streble und Scandau paffiren; fo wie Hannover für die— 
jenigen Fälle, wo feine feiner übrigen Zollftellen berührt wird, das interimi- 
ftifhe Erbebungsamt zu Hisader jich refervirt. 

* Art. 17. Ein Schiffer foll nicht eher eine Waare einladen, als bie 
er darüber einen Frachtbrief vom Abfenvder erhalten bat, woraus die Gat- 
tung, die Menge und der Empfänger der Waaren erfichtlich ift. 

Die Ladung ift er jevem Zollamte, weldes er berührt, durch Vorle— 
aung der Frachtbriefe und eines Manifefted naczumeifen verpflichtet. 

Diefes foll nah dem unter Nr. 4. anliegenden Schema gefertigt fein, 
und enthalten: 1) Namen und Wohnort des Schiffseigenthümers und deifen, 
der das Schiff führt, 2) Nummer und Namen des Schiffes, deſſen Trag- 
barfeit, Flagge und Bemannung, 3) den Einlade- und den Beftimmungsort 


gekommenen, elbaufwärts die Mündung der Schwinge paffirenden Gütern ift durd 
den am heutigen Tage abgefchloffenen befonderen Staats - Vertrag regulirt und 
dadurch der Art. XV. aufgehoben mworden. 

Zum Art. XVI. $. 30. Außer den in diefem Artikel genannten Elbzoll- 
ämtern dient für die aus Böhmen ftromabmwärts fommenden Fahrzeuge, deren Ya- 
dung nad einem ſächſiſchen Landungsplatze oberhalb Schandau beftimmt ift, oder 
welde blos Perfonen befördern, das ſächſiſche Zollamt in Schmilfa als Ab- 
fertigungsamt. 

Zum Art. XV. 8.31. An die Stelle diefes Artikels treten die folgenden, 
jo wie die in den $$. 32. und 33. enthaltenen Beftimmungen: 

Kein Schiffer oder Flößer darf vom Ladungsplatze abfahren, bevor er mit den 
Fractbriefen über die geladenen Waaren und mit einem vorfchriftsmäßigen 
Manifefte (vergl. $. 32.) verfeben it. 

Die Frahtbriefe müffen von den Abfendern ausgeftellt fein und die Gattung 
und Menge fo wie den Beltimmungsort und Empfänger der Waaren benennen. 

Das Manifeft ift von dem Sciffsführer oder für denfelben von einem Dritten, 
welcher jedoch fein Elbzoll- oder Hafenbeamter fein darf, anzufertigen. 

Jede unterwegs eintretende Bei- oder Ausladung muf fofort in dem Manifeite 
bemerft und von dem Elbzollamte des Bei- oder Ausladungsortes, oder wenn fid) 
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der Waare, 4) Nummer der Frachtbriefe nach ver Folgeordnung, 5) Namen 
des DVerfenders und —— 6) Zeichen und Zahl der Colli und Ge— 
bünde, 7) Benennung der Waare, 8) Gewicht derſelben, 9 Unterſchrift 
des Schiffers und Verſicherung der Richtigkeit. 

Es wird von dem Schiffer ſelbſt, oder für ihn von einem andern, der 
gleichwohl kein Elbſchiffahrts- oder Hafenbeamter ſein darf, gefertiget, von 
dem Schiffer unterzeichnet, und von einem hierzu verpflichteten Beamten 
durch amtliche Unterſchrift und Siegel beglaubigt. 

Für den Inhalt des Manifeſtes bleibt der Schiffer verantwortlich, wenn 
er es ſchon nicht felbft abgefaßt, fonvdern fich deshalb fremder Hülfe bevient 
baben follte. 

Wegen Beiladungen auf der Fahrt treten ganz gleiche Grundſätze ein, 
auch werben biefelben, fo wie alle Abladungen, nebft dem re Ge: 
bübrenbetrage, nad) Anleitung des beigefügten Schema, auf dem Manifefte 
vollftändig bemerft und vom nächſten Elbzollamte beglaubigt. 


Art. 18. Der Führer eines Floßes foll ein vollftändiges Verzeichniß 
aller Stämme des Floßes, mit Bemerkung der Holzart und Dimenfion eines 
jeven einzelnen Stammes, bei ſich führen. 

Derfelbe ift überdies gehalten, ein Manifeft vorzulegen, worin die 
Zotalfumme der Stämme und übrigen Holzforten, fo wie veren Fubifcher 
Inhalt im Ganzen angezeigt wird, und die etwaigen Beiladungen bemerft find. 

Die Elb-Zollbeamten controlliren ihre Angaben durch Bermemuns des 
Floßes und des Losholzes. 


Art. 19. Die Schiffer und Flößer find gehalten, bei jedem der in 
biefer Convention benannten Zollämter, weldyes fie auf ihrer Fahrt berühren, 
anzulegen, im Amte fich zu melden, und das Manifeft mit feinen Beilagen 
volftändig vorzulegen. 

Bei dem Zollamte zur Lenzer Fähre müffen zwar alle vorbeifahrenve 
Schiffer ihr Manifeft vorzeigen, doch braucden nur diejenigen anzulegen, 
welche nah oder von Schnackenburg und dortiger Gegend geladen haben. 

Art. 20. Auf den Grund der Manifefte und ver Beilagen, und nad 
dem Befunde der allgemeinen Revifion oder der fpeciellen, wo dieſe ftatt- 
findet, berechnen die Zollbeamten die zu erlegenden Gefälle. Den erhobenen 
Betrag verzeichnen fie gehörigen Orts auf dem Manifefte, beglaubigen ſolches 
durd die amtliche Unterfchrift, und geben dem Echiffer hierüber eine be- 
fondere. gedrudte Duittung nad dem unter Nr. 5. anliegenden Formular, 


ein folches dort nicht befindet, von dem auf der ferneren Fahrt zunächſt berührten 
Elbzollamte beglaubiget werden. 

$. 32. Die Schiffs- Dianifefte find nach dem in der Anlage G. beigefügten 
Mufter anzufertigen und müffen enthalten: 1) Die Nummer und fonjtige Be- 
zeichnung des Schiffes und die Orte, an melden deflen dermalige Fahrt ange- 
fangen bat und endigen fol. 2) Namen und Wohnort des Schiffs-Eigenthümere. 
3) Namen und Wohnort des Schiffsführere. 4) Die Angabe der Zahl der Be- 
mannung. 5) Aufzählung, Benennung und Gewicht der geladenen Maaren nad) 
der Nummer und Reihefolge der Frachtbriefe, in der Art, daß jedes Collo auf- 
uzählen und bei demfelben ») deffen Bezeichnung und Brutto-Gewicht, b) deilen 
Sinladungs- und Beftimmungsort nebft den Namen des Verfenders und Empfängers 
und c) die Benennung der in demfelben enthaltenen Waaren anzugeben ift. 6) 
Die Berfiherung der Nichtigkeit des Inhalts unter öffentlih beglaubigter Unter» 
fhrift des Schiffsführers. Diefer ift für den Inhalt des Manifefles auch dann 
verantwortlich, wenn er daffelbe durd Dritte hat anfertigen laijen. 

$. 33. Die Vorfhriften über Anlegen und Meldung bei den Eibzollämtern 
gelten auc für leere Fahrzeuge. 
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*Art. 21. Da die Manifefte für ven Fiscus, wie für den Kaufmann 
und Schiffer gleich wichtige Documente find, fo follen fie das Fahrzeug vom 
Einlavungs- bis zum Ausladungsorte begleiten, und an letterem bei der 
bierzu beftimmten Behörde zur Aufbewahrung und zur Benugung in geeigneten 
Fällen abgegeben werden. 

Sp oft der Schiffer ein anderes landesherrliches Gebiet berührt, ift die 
erſte Zollftelle bei Borzeigung des Manifeftes berechtigt, eine Abfchrift un- 
entgelvlich davon zu nehmen. 

Art. 22. Die contrabirenden Staaten haben fih das Recht ver Re: 
viſion oder Viſitation der Schiffe und Flöße an ihren Elb>Zollftellen allge: 
mein vorbehalten, 

Diefe Bifitation der Fahrzeuge ift entweder eine generelle oder eine 
beſondere Revifion. 

Die generelle befteht, nad vorbergegangener Prüfung des Manifeftes 
und deſſen Beilagen, in einer allgemeinen Ueberſicht und Unterfuchung der 
Fadung, und in deren Vergleihung mit dem Manifefte, in fofern ſolche 
obne Verrückung der Colli geſchehen fann. 

Die befondere Revifion befteht in der genauern Unterfuchung der La— 
dungen nady Dualität und Duantität. 

*Art. 23. Indeſſen haben zur Erleichterung des Elbverkehrs Sachſen, 
Hannover, Dänemark und Medlenburg fi) bewogen gefunden, das ihnen 
zuſtehende fpecielle Revifionsrecht vorläufig während ſechs Jahre bei ihren 
eigenen Zollämtern, den Fall eines gegründeten Verdachts ausgenommen, 
für alle diejenigen Schiffe und Flöße nicht ausüben zu laffen, welche eine 
der beiden preußifchen Elb-Zollämter zu Wittenberge oder Mühlberg pafliren, 
und dort einer fpeciellen Revifion unterliegen, und baben fich zu dieſem 
Behuf mittelft fperieller Einigung der an diefen beiden Zollämtern beftehenven 
preußiichen Revifion angefchloffen. 

Da jedoch die Erfahrung die Zweckmäßigkeit diefer Einigung am beiten 
ergeben wird, fo behalten fich die genannten Elbufer-Staaten das Recht 
ausprüdlic vor, die Dauer derſelben zu verlängern, und erforderlichen Falls 
deren Beftimmungen bei der erften Nevifionscommiffion zu verbeffern over 
zu vereinfachen. 

Sollte diefe Vereinigung den gegenfeitig davon gebegten Erwartungen 
nicht entſprechen, und man fich über eine andere bei der Reviſionscommiſſion 
nicht verftändigen, fo bleibt venfelben unbenommen, alsdann auf das ihnen 
zuftehende fpectelle Revifiongrecht in dem Maaße zurüdzufommen, ale die— 
felbe zur Sicherftellung des Elbzolles nöthig ift. 

Die Fahrzeuge, welche ihrer Beftimmung zufolge weder Wittenberge 
noch Mühlberg vaffiren, bleiben der vorbehaltenen fpeciellen Reviſion einmal 
in jedem diefer Uferftaaten unterworfen. 

An den herzoglich anbaltifchen Zollftellen wird, unter Vorbehalt des 
Rechtes zur fpeciellen NRevifion der Schiffe und Flöße, viefelbe bei Vorzei— 
gung vorfchriftsmäßiger Manifefte, außer in den Fällen eines begrünveten 


Zum Art. XXI. $. 34. Der Schlußſatz: „So oft der Schiffer“ u. f. m. 
wird dahin abgeändert, daß die Schiffer und Flößer verpflichtet fein follen, dem 
erften von ihnen berührten Elbzollamte jedes Staatsgebietes eine richtige Abſchrift 
des vorzuzeigenden Driginal-Manifeftes einzuhändigen. 

Zum Art. XXI. $. 35. Nah dem Ablaufe der in diefem Artikel er- 
wähnten Einigung ift, zur Erleichterung des Elbverkehrs, von Preußen, Sadfen, 
Hannover, Dänemarf und Medlenburg am 30. Auguft 1843 ein Vertrag über das 
gemeinſchaftliche Revifionsverfahren auf der Elbe abgefchloffen worden, durch 
weldhen die Regierungen von Hannover, Dänemark und Medlenburg, die Fälle 
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Verdachts, nicht vorgenommen, fondern es wird dafelbft nur eine allgemeine 
Revifion ver Schiffsladungen und Flöße ftattfinden. 

*Art. 24, Die Elb-Zollämter find verpflichtet, mit Anwendung aller 
ihnen zu Gebote ftehenden Mittel und mit befter Benußung der Dertlichkeit, 
die Revifion möglichft zu befchleunigen und die Schiffer nicht länger ale 
— iſt, aufzuhalten. 

In der Regel findet bei Abfertigung der Schiffer ohne Unterſchied eine 
ſtrenge Reihefolge ſtatt, ſo daß der zuerſt ankommende auch zuerſt abgefer— 
tigt werden muß, den Fall ausgenommen, wenn Schiffe durch eine allge— 
meine Reviſion ſchneller abgefertigt werden können, da dieſe dann den zur 
ſpeciellen Reviſion kommenden vorgehen. 

Eine angefangene Reviſion darf jedoch nicht durch die eines andern 
Schiffes oder Floßes unterbrochen werden. 

Die Zollämter haben eine ſtrenge Unparteilichkeit und ernſte Befliſſen— 
heit zu beobachten, die Schiffahrt möglichſt zu fördern und zu erleichtern, 
alle Ungebührlichkeiten aber gewiſſenhaft zu vermeiden. 

Die nähere Anweiſung für ihre Geſchäftsführung bleibt dem Staate, 
von welchem ſie beſtellt ſind, überlaſſen, man wird dabei die Begünſtigung 
der Schiffahrt und Belebung des Handels ſtets im Auge behalten. 

Diejenigen Beamten, welche ſich irgend eine, der gegenwärtigen Be— 
ſtimmung zuwider laufende Erhebung erlauben, ſollen nachdrücklich be— 
ſtraft werden. 

*Art. 25. Eine Zollcontravention iſt ſchon dann vorhanden, wenn die 
Ladung eines Schiffes von dem Manifeſte des Schiffers dergeſtalt abweicht, 
daß eine beabſichtigte oder erfolgte Bevortheilung des Elbzolls oder der Re— 


dringenden Verdachts ausgenommen, auf die eigene ſpecielle Revifion der Fahr— 
zeuge, welde das preußifche Elbzollamt Wittenberge vafliren, bis zum 31. März 
1853 verzichtet haben. 

Zum Art. XXIV. $. 36. An die Stelle des zweiten Abfages tritt folgende 
Beftimmung: 

In der Regel findet bei Abfertigung der Schiffer ohne Unterfhieb eine 
ftrenge Reihenfolge ftatt, fo daß derjenige, welcher nad feiner Anfunft feine vor- 
Ichriftsmäßigen Fadungspapiere dem Zollamte zuerjt übergeben hat, auch zuerft 
abgefertigt werden muß, ausgenommen, wenn Schiffe durd eine allgemeine Re- 
pifton ſchneller abgefertigt werben fünnen, in welchen Fällen diefe den zur fperiellen 
Revifion fommenden vorgehen. 

$. 37. Sämmtlihe Elbzollämter haben folgende Abfertigungsftunden ein- 
zubalten: 

Im Monate März von 7 Uhr Morgens bis 12 Uhr Mittags, von 1 Uhr 
Nahmittags bis 6 Uhr Abends; im April von 6 Uhr Morgens bis 12 Uhr Mit- 
tags, von 1 Uhr Nadhmittags bis 7 Uhr Abends; im Mai bis Auguft von 6 Uhr 
Morgens bis 12 Uhr Mittags, von I Uhr Nachmittags bis 8 Uhr Abends; im 
September bis November von 7 Uhr Morgens bis 12 Uhr Mittags, von 1 Uhr 
Nachmittags bis 6 Uhr Abends; im December, Januar und Februar von Sonnen— 
aufgang bis 12 Uhr Mittags, von 1 Uhr Nachmittags bie Sonnenuntergang; 
die Zeit des Sottesdienftes an Sonn- und Fefltagen ausgenommen. 

Zum Art. XXV. $. 38. An die Stelle des erften Abfabes dieſes Artifele 
treten die in den SS. 39—45. enthaltenen Beftimmungen. 

8. 39. Als Elbzoll- Defraude wird jede Handlung oder Unterlaffung eines 
Schiffs- oder Floßführers betrachtet, vermöge welcher einem Elbuferftaate der 
gebührende Zoll ganz oder theilweife entzogen worden ift oder im Falle der Nicht- 
entdedung entzogen fein würde. 

Dietzlbe wird namentlih dadurch begangen, daß elbzollpflihtige Güter 
entweder gar nicht, oder dergeftalt, daß dadurd cine geringere ald die gebüh— 
rende Terzollung bewirkt worden ift oder im Falle der Nichtentdeckung bemirft 


331 


eognitionsgebühr daraus zu entnehmen if. Die Beftrafung der Zolleontra- 
ventionen und Defrauven, fo wie das Verfahren dabei, wird nad den in 
dem Staate, wo die Entdeckung gefchehen over der Schiffer anaebalten 
worden ift, beftebenden Gefegen und Verordnungen ftattfinven. Zu dem 
Ente foll in der Negel bei jedem Zollamte eine Behörde zur Unterfuchung 
und Entſcheidung beftellt werden. 

Wird bei ten Elb-Zollftellen an ver Grenze eines Gebiet, wo das 
Schiff die Landesgrenze ein- oder ausgehend durchſchneidet, befunden, daß 


worden fein würde, im Manifefte aufgeführt oder bei deſſen Vorzeigung ange- 
meldet werden. 

$. 40. Die Strafe der Defraude befteht für den erften Straffall in einer 
Geldbuße zum zehnfahen Betrage des Zolles, welcher durch das Vergehen ent- 
zogen war oder bei deffen unentdedtem Gelingen entzogen worden fein würde. 

Hiebei ift der defraudirte Zollbetrag nicht allein für die bereits Durchfahrenen 
Stromftreden eines oder mehrerer Staaten, in Beziehung auf welde die Defraude 
begangen ift, fondern auch infomweit für die noch zu durdfahrende Strede zu Grunde 
zu legen, als das Zollamt, bei dem die Defraude entdedt wurde, flatt der auf 
der ferneren Fahrt zu paffirenden Zollämter des nämlichen oder eines anderen 
Staatsgebietes die Anmelde- oder Revifiongftelle bildet 

Die Strafe ift um die Hälfte zu fhärfen, 1) wenn nicht angemeldete zoll— 
pflihtige Güter in einem verborgenen Raume oder Behältniffe des Fahrzeuges 
vorgefunden werden; 2) wenn erhaltene Zollbegünftigungen zu betrügliden Zoll» 
verfürzungen gemißbrauct werden. In dieſem Falle verliert der Berurtheilte 
zugleich die mißbraudte Zollbegünftigung; 3) wenn zur Erlangung von Zollbe- 
freiungen oder Ermäßigungen unrichtige Angaben über den Cinladungs- oder 
Beftimmungsort geladener Güter gemacht werden. 

$. 41. Als bloße Ordnungemidrigfeit ift jede Uebertretung der in den Ar- 
tifeln XVIL.—XIX. und XXI. der Elbſchiffahrts-Acte, fo wie in den 88. 31—33. 
und 34. diefer Additional-Acte enthaltenen Vorfchriften zu beftrafen, infofern aus 
den vom Uebertreter gegebenen Nachmeifungen oder aus unzmweifelhaiten fonftigen 
Umftänden erhellt, daß eine Entziehung oder Verfürzung des gebührenden Zolls 
durch die Uebertretung nicht ftattfinden fonnte oder wenigftens nicht beabfichtigt wurde. 

Bloße Ordnungsmwidrigfeiten werden mit Geldbußen von 1 bis 10 Thlr., 
melde vorzüglihb nach der Erheblichfeit, Gefährlichkeit und Abfichtlichkeit der 
Uebertretung abzumeffen find, beftraft. 

Für diejenigen Handlungen oder Unterlaffungen, für welche eine Defraude- 
Strafe oder eine andere landesgefegliche Strafe verhängt wird, tritt neben dieſer 
eine befondere Ordnungsftrafe nicht ein. 

Uebertretungen, weldye erweislich ohne Verfhulden durch unabmwendbare Er- 
eigniffe herbeigeführt find, bleiben ftraflos. 

$. 42. Benn ein Schiffeführer ih, nah erfolgter Beftrafung, einer Elb- 
zoll» Defraude oder einer und derſelben Drdnungsmidrigfeit wiederholt fhuldig 
macht, fo foll die nah den 88. 40 und 41. aufiulegende Geldbuße im eriten 
Wiederholungsfalle auf das Andertbalbfache, im zweiten und jeden ferneren Wie- 
bersetunestalle aber auf das Doppelte des einfahen Straffages erhöht werden. 

Wenn ein Sciffsführer durch den Anhalt der von den Befrachtern mitge- 
gebenen Frachtbriefe oder fonftigen Papiere zu unrichtigen Angaben veranlaßt 
wurde, fo foll weder für dasmal die Strafe des Rüdfalls eintreten, noch die für 
diefen Fall zu verbängende einfahe Defraudeftrafe — wegen welcher dem Schiffer 
der Regreß wider den Befrachter zufteht -- bei etwaigen künftigen Rüdfällen 
behufs der Straferhöhung mitgezählt werden. 

$. 43. Abweichungen des Manifeftes oder der Anmeldung vom Revillond- 
befunde, welche nicht mehr als den zwanzigften Theil des angemeldeten Brutto- 
Gewichts für einen einzelnen Yadungsgegenitand ausmahen, haben nur die Nadı- 
zablung des Zolls für das Mehrgewicht, aber feine Strafe, zur Folge. 

Die Verlegung eines zollamtlih angelegten Waarenverichluffes bleibt nur 
dann ftraflos, wenn der Schiffsführer nachweiſt, daß diefelbe ohne fein und feiner 
Dienftleute und Paflagiere Verfchulden eingetreten ift. 
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defien Ladung von dem Manifefte dergeftalt abweicht, daß eine beabfichtigte 
oder erfolgte Bevortheilung der Landesabgaben daraus zu entnehmen, fo 
fann der Schiffer auch hierfür nad den Beftimmungen der Abgabengefege 
des Landes in Anfprud genommen werden. 

*Art. 26. Ehe die gegenwärtige Convention in Kraft tritt, foll ein 
im Drte des Zollamts oder möglichft nabe wohnender, dem richterlichen Dienfte 
vorftebender Beamter zur fummarifchen Bebandlung und Entfcheidung fol- 
gender Gegenftände beftellt und verpflichtet werden: a) über alle Zollcontra— 
ventionen und die bierdurd verwirfte Strafe, in fofern der Schiffer ſich 
derfelben nicht freiwillig unterwirft; b) über Streitigfeiten, wegen Zahlung 
der Zolle, Krahnen-, Waage-, Hafen, Werft, Schleufengebühren und 


$. 44. Neben den Elbzollftrafen find jederzeit die defraudirten Zollbeträge 
einzuzahlen. 

Durch die Elbzollſtrafe wird die geſetzmäßige Beſtrafung der, mit Elbzoll— 
Vergehen etwa concurrirenden, polizeilichen oder criminellen Vergehungen eben 
ſo — ausgeſchloſſen, als diejenige einer etwa zugleich geſchehenen oder ver— 
ſuchten Verkürzung von Landesabgaben. 

Erkannte Zollſtrafen ſind im Unvermögensfalle, nach den am Orte der Ver— 
urtheilung geltenden Geſetzen, durch Haft oder Strafarbeit abzubüßen. 

$. 45. Rückſichtlich der Zollſtrafen, der defraudirten Zollbeträge und der 
etwaigen Prozeßkoſten haften ſolidariſch: 1) der Schiffs- oder Floßführer für alle 
Handlungen und Unterlaſſungen Dritter, deren er ſich zur Erfüllung oder Ver— 
letzung feiner Zollpflichten etwa bedient hat, 2) die Waaren, in Beziehung, auf 
welde das Zollvergehen begangen ift, fo lange diefelben fih noch im Bereiche 
des Zollamts befinden, 3) das Fahrıeug, welches jene Waaren führte, oder mittelft 
deffen, oder in Beziehung auf welches das Zollvergehen begangen wurde. 

Zum Urt. XXVI. $. 46. Bebufs gerichtliher Verhandlung der im Ar- 
tifel XXVI. der Elbihiffahrts » Acte und der in dem $. 47. ** Adpditional- 
Acte bezeichneten Angelegenheiten, fo weit diefelben fih auf die Stromfchiffahrt 
zwiſchen Melnid und Hamburg oder Harburg beziehen, follen in ſämmtlichen Ufer- 
ftaaten Eibzollgerichte beftehen und von zum Richteramte befähigten Perfonen ver- 
mwaltet werden. 

Die Uferftaaten werden ſich allfeitig von den in ihren Gebieten beftehenden 
Elbzollgerichten und den neben oder ftatt derfelben zur Unterfuhung und Be- 
ftrafung ftrom- und fchiffahrtspoligeilicher Vergehungen beftellten Behörden (vergl. 
$. 48.), fo wie von den Veränderungen in Kenntniß ſetzen, welche rüdfichtlich der 
Zahl oder des Ortes jener Gerichte oder Behörden eintreten. 

$. 47. Außer den im Art. XXVI. erwähnten, werden den Elbzollgerichten 
noch folgende Gegenftände überwiefen: 1) die Unterfuchung und Beftrafung a) von 
Uebertretungen ſchiffahrts- und ftrompolizeiliber Vorſchriften durch Sciffe- oder 
Floßführer, deren Dienftlente, Paffagiere oder Schiffäzieher, h) von Exceſſen, melde 
die zur Bemannung der Stromfahrzeuge oder zum Sciffszuge gehörenden Per- 
fonen gegen einander oder gegen die in Ausübung ihres Amtes begriffenen Elb— 
ol» oder Elbihiffahrts-Polizeibeamten begeben und nicht etwa einen criminellen 

harakter an fib tragen, nebft der Entfcheidung über die in allen diefen Fällen 
etwa zu leiftende Entſchädigung; 2) die Unterfuhung und Entſcheidung von Strei- 
tigfeiten a) über Betrag und Zahlung der Footfengebühren, b) zwifchen Schiffe- 
führern und Paflagieren über Preis und fonftige Beringungen und Verhältniffe 
des Transports, c) zwiſchen den Eignern und führern, den Dienftleuten und 
Zugfnedten der Stromfahrzeuge über ihre Dienft- und Lohn-Verhältniſſe. 

Außer den im Art. XXVI. unter a. erwähnten Fällen der freiwilligen Unter- 
werfung foll das elbzollrichterlihe Verfahren aud dann nicht eintreten, wenn 
der Angefchuldigte nad der befonderen Geſetzgebung des betreffenden Staats durch 
Anrufung der höheren Berwaltungs-Behörde auf den gerichtliben Weg verzichtet hat. 

$. 48. Jedes Elbzollgericht ift berechtigt und verpflidtet, die ihm zuge- 
wiefenen Gegenftände, ohne Unterfchied des Wohnorts der Betheiligten und des 
Landes oder Orts, wo die Vergehen begangen oder die Streitigkeiten entflanden 
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wegen ihres Betrags; c) über die von Privatperfonen unternommene Hem⸗ 
mung des Leinpfades; d) über die beim Sciffziehen veranlaßten Beſchädi— 

ungen an Wiefen und Feldern, jo wie überhaupt jeden Echaden, den 

lößer oder Schiffer während der Fahrt oder beim Anlanvden vdurd ihre 
Bahrläffigfeit Andern verurfacht haben follten; e) über ven Betrag der Berge: 
löhne und anderer Hülfsvergütungen in Unglüdefällen, in fofern vie Inter— 
eifenten darüber nicht einig find. Name und Wohnort des Zollrichterg follen 
in der Zollftelle angeſchlagen werden. 

Art. 27. ud verbinden fidy die contrabirenden Ztaaten, den dazu 
angeorbneten Zollbeamten und Zollrichtern die Weifung zu ertheilen, daß, 
wenn ein oder mehrere Zollbeamten eined der andern Staaten bei ihnen 
darauf antragen follten, die Echiffer anzubalten und die Nachbezahlungen 


find, und ohne Rüdfiht auf etwaige privilegirte Gerichtsftände, zur Unterſuchung 
zu ziehen und zu entjcheiden, infofern 1) was die Zollvergehen betrifft, diefe in 
feinem Gerichtebezirfe entdedt oder die Gegenftände derjelben bei Fortſetzung der 
Fahrt, während welcher das Vergeben begangen ift, in feinem Gerichtsbezirfe bei 
Anbringung der Denunciation betroffen werden, 2) die een und ftrom- 
polizeilichen Vergeben während der Anmefenheit der Thäter in jeinem Gerichte- 
bezirfe entdeckt oder folche gegen Führer, Mannfchaft oder Paffagiere eines inner- 
balb feines Gerichtsbezirfs auf der Fahrt begriffenen Elbſchiffs bei ihm zuerft zur 
Anzeige gebradt werden, und 3) was die im Urt. XXVI. unter d. und e. der 
Elbfchiffahrts- Arte und im $. 47. unter 2 diefer Additional-Acte bezeichneten 
Streitigkeiten betrifft, die ftreitenden Parteien in feinem Gerichtöbezirfe anmwefend 
find und mwenigftens Eine derfelben feine Amtsthätigfeit wegen eines derartigen 
Anſpruchs anruft. — Uebrigens fann jeder Uferftaat zur Unterfuhung der ftrom- 
und fchiffahrtspolizeilihen Vergebungen neben den Elbzollgerichten oder ftatt der- 
felben au andere Behörden beftellen. 

$. 49. Das Verfahren bei den GElbzollgerichten ſoll möglichft kurz und 
fummarifh fein. — Bei Unterfuhung der elbſchiffahrts- und jtrompo.izeilichen und 
Zollvergeben findet in der Regel perfünlidyes mündliches Verhör der Angefchuldigten 
Statt. Das Elbzollgericht joll jedob, falls nicht etwa die Anhaltung von Schiffen 
und Ladungegegenftänden zur Conftatirung des Vergehens erforderlich ift, den An— 
geihuldigten gegen volljtändige Sicherheitsleiftung für Zoll, Strafen, etwaige Schä- 
den und Koften die Fortfegung der Elbfahrt geitatten. Der Angeſchuldigte hat 
indeffen vorber, behufs der weiteren Verhandlungen, einen Bevollmächtigten zu be— 
ftellen, widrigenfalls für ihn auf feine Gefahr und Koften ein Vertreter ernannt 
oder wider ihn das Verfahren, welches nad den Yandesgefeßen gegen abwejende 
Uebertreter zuläffig ift, eingeleitet werden foll. 

Rorftehende Beftimmungen finden auch da Anwendung, wo an die Stelle der 
Elbzollgerihte andere Behörden (vergl. $. 48.) eintreten. 

$. 50 Die Enticeidungen der Elbzollgerichte find den Betheiligten fchrift- 
lich zuzuftellen. — Die Recursnahme gegen diefelben beſtimmt fich, nebit den dabei 
eintretenden Friften, nach den Yandesgefeßen. — Bedarf es zur Vollftredung einer 
elbzollgerichtlihen Entſcheidung der Requifition einer anderen Gerichte-, Zoll- oder 
Poligeibehörte, fo ift derfelben in allen Elbuferftaaten unmweigerlih, jedoch nad 
den für die requirirte Behörde, der inneren Yandesgefepgebung gemäß, beftehenden 
Formen zu genügen. Von jeder wegen Uebertretung ftrom- und jchiffahrtspolizei- 
liher Beitimmungen oder wegen Zollvergehen erfannten Strafe hat die erfennende 
Behörde fofort nah Rechtskraft der Entſcheidung alle übrigen an der Elbe für 
diefe Segenftände beftehenden Behörden in Kenntniß zu fepen. 

$. 51. Die defraudirten Zollgefälle und erfannten Zollftrafen gebühren dem 
Staate, deſſen Zollgerehtfame durd das Vergeben verlegt find. 

Polizei-Strafgelder fallen demjenigen Staate zu, in welchem das polizeiliche 
Strafertenntniß abgegeben worden ift. 

Das Begnadigungs- und — Visit ale fteht in Rüdfiht auf Zoll» 
frafen dem Staate zu, auf deſſen Zollgerechtfane das bejtrafte Vergehen fih be- 
zieht, in Rückſicht poligeilicher Beitrafungen aber dem Staate, in welchem das 
Strafertenntniß abgegeben worden ift. 
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der umgangenen Gebühren zu bewirfen, welche im Falle eines Widerſpruchs 
von Eeiten des Schiffers immer nur auf den Grund einer Entſcheidung 
des competenten Zollrichters erfolgen fann, dieſem Anſuchen gemwillfahrt 
werben foll; jo wie aud auf Verlangen die Refultate der vorgenommenen 
Revifion längs der ganzen Elbe, und jede andere gewünfchte Ausfunft ein= 
ander bereitwilligft mitzutbeilen. 

* Art. 28. Alle Staaten, welde eine Hoheit über das Strombett ver 
Elbe ausüben, machen fih anheiſchig, eine befondere Sorgfalt darauf zu 
verwenten, daß auf ihrem Gebiete der Yeinpfad überall in guten Stand 
gefegt, darin erhalten und, fo oft es nöthig fein wird, ohne einigen Auf: 
ihub auf Koften vesjenigen, den es angeht, wieder bergeftellt werde, damit 
in diefer Beziehung der Schiffahrt nie irgend ein Hinderniß entgegen ftebe. 

Sie verbinden fich ebenfalld, jeder in den Grenzen feines Gebiets, alle 
im Fahrwaſſer ſich findende Hinderniſſe der Schiffahrt ohne allen Verzug 
auf ihre Koſten wegräumen zu laſſen, und keine die Sicherheit der Schiff— 
fahrt gefährdende Strom- oder Uferbauten zu geſtatten. 

Für die Fälle, wo die gegenüberliegenden Ufer verſchiedenen Landes— 
herren gehören, ſind die contrahirenden Staaten übereingekommen, es bei 


Zum Art. XXVIII. $. 52. Sämmtliche Elbuferſtaaten werden auch künftig, 
jeder in den Grenzen ſeines Gebiets, alle im Fahrwaſſer ſich findenden Hinder— 
niſſe der Schiffahrt unverzüglich hinwegräumen und jedesmal, bis dieſes geſchehen, 
die im Fahrwaſſer oder deſſen Nähe befindlichen der Schiffahrt gefährlichen Steine, 
Bäume ꝛc. regelmäßig mit Warnungszeichen verfehen laſſen. 

Die unter einzelnen Uferflaaten binfihtlih der Vertheilung von Yeiltungen 
für die Elbſchiffahrt beftehenden Berträge und Obfervanzen bleiben in Kraft. 

$. 53. In Uebereinftimmung mit den von Wafferbauverftändigen fämmtlicher 
Uferftaaten angeftellten Unterfuhungen des Elbftroms und ihrem darauf begrün- 
deten Gutachten vom 15. December 1842 werden die Uferftaaten, jeder für fein 
Gebiet, die geeigneten Maafregeln treffen, um dem Fahrwaſſer der Elbe zwiſchen 
Hamburg und Tetſchen eine Tier von wenigftens drei Fuß rheinländifch bei einem 
Wafferftande, welder um 6 Zoll höher ift, als der im Jahre 1842 beobachtete 
niedrigfte, zu verichaffen und zu erhalten. 

on den zur Erreichung diefes Zwecks in jenem Gutachten empfohlenen 
Mitteln, nämlich 1) Befeftigung der im Abbruhe befindlichen und Erhaltung der 
nod nicht im Angriffe liegenden Ufer, 2) Einfchränfung zu breiter Stromftreden 
und, erforderlihen Falls, unmittelbarer Aufräumung feichter Stellen, 3) An— 
fhließung oder Wegichaffung von Inſeln, foweit deren Beibehaltung der Her- 
ftellung und Erhaltung eines geregelten Fahrwaſſers hinderlich ift und nicht durd 
andere wichtige Nüdfichten erforderlich wird, 4) Anzucht und Erhaltung von Bufch- 
werf auf venjenigen Sandfeldern und Anlandungen, welde ohne Nachtheil für 
das Fahrwaſſer beitehen fünnen, wird jeder Uferftaat, innerhalb feines Gebiets 
und in den Grenzen feiner Berechtigungen, diejenigen in Anwendung bringen, 
welche er den jedesmaligen örtlihen und jonftigen VBerbältniffen entſprechend findet. 

Die Ausführung diefer Maafregeln foll ohne Aufihub begonnen und bis zur 
vollftändigen Erreichung des vertragsmäßigen Zweckes fräftigft fortgefegt werden. 

Ueber dasjenige, was in diefer ar che in jedem Staate geſchehen ift, wollen 
die Elbuferjtaaten fib am Schluſſe jedes Jahres alfjeitige Mittheilung maden. 

$. 54. Jeder Uferftaat wird neben oder auf den in feinem Gebiet vorban- 
denen Brüden die geeignete Vorkehrung treffen laffen, um die Handhabung der 
Maften zu erleichtern, und dahin Fräftigft Sorge tragen, daß durch Mühlen oder 
andere Irieb- und Räderwerfe, durd Wehre oder jonftige Kunſtanlagen irgend 
einer Art auf dem Strome, durch Hinabrollen von Blöden aus den Steinbrüden 
und Yagerung des Abraumes hart am Ufer, eine Hemmung oder Erfchwerung der 
Schiffahrt nicht verurfacht werde. 

Der Yeinpfad ift in Böhmen und Sadfen aud ferner in der bisherigen Art 
und Weiſe zu unterhalten. Auf der mittleren Stromftrede, bis zum Anfange 
des Fluthgebiets, genügt es, foweit den örtlihen Verhältniſſen nah thunlic, 
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der bisherigen Obfervanz zu laffen, vorfommende Beſchwerden aber bei der 
Revifions-Commilfion zur Sprache zu bringen. 

Art. 29. Sollte ein Schiff oder deſſen Wiannfchaft verunglüden, fo find 
die Orts⸗Obrigkeiten verpflichtet, dafür jorgen zu laffen, daß die erforderlichen 
Rettungs- und Sicherungsanftalten fo ſchnell wie möglich getroffen werden. 

Zu diefem Ende machen ſich die Uferftaaten anbeifchig, vie Xocalbe- 
börden mit den nötbigen allgemeinen Inftructionen im Voraus zu verjeben, 
und die deshalb beſtehenden befondern Verordnungen zu erneuern. 

Sollte ein Strandredt irgendwo an der Elbe ausgeübt werben, jo 
wird folches hierdurd für immer aufgehoben. 

* Art. 30. Nachdem gegenwärtige Convention in Wirffamfeit getreten 
fein wird, foll ſich von Zeit zu Zeit eine Nevifionscommiffien vereinigen, 
zu welcher von jedem Uferftaate ein Bevollmächtigter velegirt, und deren 
Vorſitz durch Stimmenmehrheit beftimmt wird. Der Zwed und der Wir: 
kungskreis diefer Revifions-Commiffion find, fich von der vollitändigen Beob— 
achtung der gegenwärtigen Convention zu überzeugen, einen Vereinigungs— 
punft zmwifchen den Uferftanten zu bilden, um Abjtellung von Beſchwerden 
zu veranlaften, aud Beranftaltungen und Maafregeln, welche nad neuerer 
Erfabrung Handel und Schiffahrt ferner erleichtern könnten, zu berathen. 

Dieie wird jeder Bevollmädtigte bei feiner Regierung zur Bewirkung 
eined Beſchluſſes in Vorſchlag bringen. 

Ein Jahr, nachdem dieſe Echiffabrtsacte in Kraft getreten fein wird, 
erfolgt in Hamburg die erfte Vereinigung der Revifions-Commilfion, welche 
dann vor Beendigung ihrer Berathbung über Zeit und Ort eines neuen Zu- 
jammentrittd das Näbere bejchließen wird. 

*Art. 31. Soweit durd gegenwärtige Convention Beftimmungen ge: 
troffen find, bat es bei venfelben, obne Rüdficht auf bisher beſtehende Spe— 
cialverträge, Gefepe, Verordnungen, Privilegien und Gebräuche, fein allei- 
niges Bewenden. 

Art. 32. Die Anwendung und Ausdehnung der Beftimmungen diefer 
Convention auf Nebenflüffe, welche das Gebiet verfchiedener Staaten trennen 


einen Weg von 8 Fuß Breite in gleicher Höhe mit dem natürlichen Boden zu 
ebnen, und von folhen Gegenftänden, welche den Schiffszug durch Menſchen hin— 
dern, frei zu erhalten. Innerhalb des Fluthgebietes bedarf es einer Vorkehrung 
für den Schiffszug nicht. 

Die Anlegung von Ladeplätzen und fchüßenden Winterhäfen foll nah Be- 
dürfniß befördert werden. 

$. 55. Die Staaten, deren Elbuferftreden an einander grenzen oder ſich 
egenüberliegen, wollen, behufs zweckmäßiger und gegenfeitig unnadıtheiliger Aus- 
Führung der Ufer- und Strommerfe, fich die Pläne folder von ihnen beabfichtigter 
Anlagen mittheilen und eine Verftändigung über die bei deren Ausführung in 
Betracht fommenden Rechtsverhältniffe, unter Zuziehung von Wafferbauverftändigen, 
jederzeit bereitwilligit befördern. 

$. 56. Die Elbe foll von Zeit zu Zeit durch Sacverftändige fämmtlicher 
Uferſtaaten gemeinschaftlich berahren werden, um die Beichaffenheit des Stromes, Die 
Wirkung der zu deffen Berbejlerung getroffenen Maafregeln und die etwa einge- 
— neuen Hinderniſſe einer regelmäßigen Schiffahrt zu unterſuchen und feſt— 
zuitellen. 

Zum Art. XXX. $. 57. Die dritte Revifions- Gommiffion wird fih fünf 
Jahre nach dem Eintritte der Wirkſamkeit diefer Additional -Acte verfammeln. 

Diefelbe hat vor Beendigung ihrer Berathungen Zeit und Ort der nächſten 
Zufammentunft feftzuftellen. 

Zum Art. XXXI. $. 58. Inſoweit dur diefe Additional-Acte feine Aende— 


tungen ausgeſprochen find, bleiben die Beftimmungen der Elbfhiffahrts-Acte vom 
23. Juni 1821 in Straft. 
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oder durchſtrömen, fo weit nicht beſondere Umftände entgegenftehen, bleibt 
den betreffenden Staaten zum befondern Abfommen überlaffen. 

*Art. 33. Diefe Schiffahrtsacte foll vom erften Januar 1822 auf 
allen Punkten der Elbe in volle Wirffamfeit gefegt, und zu dem Zweck durch 
den Drud öffentlich befannt gemadt, auch allen betreffenden Behörden mit- 
getheilt, die vorbehaltenen Natificationen derſelben jollen aber ſpäteſtens 
binnen zwei Monaten, vom heutigen Tage, ausgewechfelt werden. 

Zu Urfund veffen baben die Bevollmächtigten ihrer Allerhöchſten und 
Höchſten Committenten vie — Schiffahrtsacte unterzeichnet, und 
mit ihren Wappen beſiegelt. eſchehen zu Dresden, den 23. Juni 1821.*) 


Zum Art. XXXII. $. 59. Diefe Additional-Acte fol, nahdem die vor- 
behaltenen Ratificationen derfelben fpäteftens binnen 3 Monaten ausgemwechfelt 
fein werden, mit dem 1. Detober 1814 in Wirkfamfeit treten und ſchon vor diefem 
Zeitpunfte von ollen Uferftaaten öffentlich verfündigt und durch den Drud be- 
fannt gemacht werden. 

Zu Urfund deſſen ift diefelbe in eilffacher Urfchrift von den Eingangs ge- 
nannten Bevollmächtigten unterzeichnet und unterfiegelt worden. 

Geſchehen zu Dresden, den 13. April 1844. 


Gewichts-Tabelle für elbzollpflichtige, nicht leicht wägbare Gegenſtände. 
(®. ©. 44. 476.) 


Vergleihung 
des rheinischen oder preußifhen Gubif- und preußifhen Hohlmaaßes, jo 
wie des Zollgewidhts mit nahbemerften Maafen und Gewichten. 


I. 10,000 preuß. (oder rheinifhe) Cubikfuß — 10,000 anhaltſchen, 10,000 
dänifhen, 10,918 englifchen, 30,916 franzöfifchen Eubif-Decimetres, 13,148 ham- 
burger Cubikfuß, 12,405 hannoverfhen, 12,994 lübedifhen, 12,951 medlenburgi- 
ſchen, 13,613 ſächſiſchen, 9,785 wiener. 

II. 10,000 preuß. Quarts — 10,000 anhaltihen, 11,852 dänifhen Potts, 
2,520 englifchen Imperial Stand. Gallons, 11,450 franzöfifhen Litres, 3,163 ham— 
burger Stübchen (à 2 dergl. = 1 hamb. Biertel), 2,940; hannov. Stübchen 
(a 1 dergl. — 2 hannov. Kannen), 1,574 lübedifhen Bierteln, 12,652 medienb. 
Potts (à 4 dergl. = I hamb. Stübchen), 12,239 ſächſ. Kannen, 8,092 wiener Maaß. 

Ill. 10,000 preuß. Sceffel = 10,377 anhaltſchen, 3,951 däniſchen Ge- 
treidetonnen, 15,121 englifchen Imperial-Bushel (8 engl. = 1 Quarter), 5,496 
franzöfifchen Hectolitres, 10,000 hamburger Faß, 17,643 hannoverfhen Himten, 
15,842 lübedifhen Roggenſcheffeln, 13,909 lübeckiſchen Haferſcheffeln, 14,133 
medlenburger (roftoder) Scheffeln, 5,227 ſächſiſchen Scheffeln, 8,937 wiener Mepen 
oder 5,572 böhmiſchen Strich. 

IV. 10,000 Zoll-Pfunde (oder 100 Zoll-Gentner) — 10,690 anhaltihen auch 
bannoverfhen und preußiſchen Pfunden, 10,018 dänijchen, 11,027 engliſchen Avoir 
du poids-Pfunden, 10,600 franzöfiiben Pfunden à 500 Grammes, 10,324 hamb. 
Pfunden, 10,278 lübedifhen, 10,319 medienb., 10,710 ſächſ., 8,929 wiener. 


Anm. 1 preuß. (od. berl.) Quart enthält — 4 preuf. Mebe od. 64 preuß. 
GEubifzoll; 27 preuß. Quart = l preuß. Gubiffuß; 60 preuß. Quart — 1 preuß. 
Eimer; 1 preuß. Orboft = 3 preuß. Eimer, 1 preuß. Ohm — 2 preuß. Eimer, 
I preuß. Anker = ; preuß. Eimer, 1 preuß. Biertonne — 100 preuß. Quart, 
1 preup. Yeinfaat- Tonne — 113 preuß. Quart, 1 preuß. Kalk-, Steinfohlen -, 
Holz, Salze sc. Tonne — 192 preuß. Quart oder 4 preuß. Scheffel, oder 74 
preuß. Eubiffuß, 1 preuß. Scheffel = 1; preuß. Eubiffuß, 9 preuß. Scheffel — 
16 preuß. Cubitfuß, 9 preuß. Mepen — 1 preuß. Cubiffuß und 9 preuß. Kalk⸗ ꝛc. 
Tonnen — 64 preuß. Eubiffuß. 


*) Die Anlugen find weggelaſſen worten, da die der Mbbitional Arte an ihre Stelle 
getreten find. 
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Vertheilung des Normal-Elbzoll- Sages auf die einzelnen Streden. 


Uferftaaten, 
für deren Rech— Bezeichnung 
nung der Elb- ber 


— Strecken. 


Bemerkungen. 


Deſterreich . . || a) für die ganze Strecke von Mel- 
nid bis zur jähf. Grenze... . 

b) für Die Strede von Melnid bis 

BRBIE. oa. nen na 

e) für die Strede von Außig bis 

. zur fühl. Örene ........ 

Sadfen..... a) für die ganze Strede von der 
böhm. bis zur preuß. Grenze . . 

b) für die Strede von der böhm. 

Grenze bis Pirna. ...... 

e) für die Strede von Pirna bis 

DIEIIER ana 

d) für die Strede von Dresden 

bis an die preuß. Örenze . .. . | 

Preußen ... . || ») für die ganze Strede von ber 
fächf. bis zur mecklenb. Grenze |... 

b) für Die Strecke von der ſächſ. bie 

ur anbalt. Grenze ..... 

e) für die Strede von der anhalt. 

bis zur medlenb. Örenze.. 

d) für das Tochheimer Geleit .. 

e) aus dem Anhaltſchen bis nad 

Dornburg (Anbalt) ..... 

f} = den Curs von und nad 
chnakenburg und Gegend . 

Anhalt-Bernburg|| für die Berührung des Geleits von 
' DIEB. ea a 
» Köthen | für die Berührung des Geleits von 

| Roßlau 2.5.55 22 

» Deffau || für die Berührung des Geleits von 

i DEE... en 
Hannover... . | a) für Die ganze Strede von der 
preuß. Grenze bis zum Boißen- 

burger Seleite. ........ 
b) für die Berührung des Geleits 
von Schnafenburg ...... 
c) für die Berührung des Geleits 
von Dißader..... 2.2... 
d) für die Berührung des Geleits 
von Bledede... 2:2...» 
Medlenburg- a) für die ganze Strede. ..... 
Schwerin . . | b) für die Berührung des Geleite 
von Dömitz. .......... 

e) für die Berührung des Geleits 

| von Boigenburg ....... 
Dänemarf ... || für die Berührung des Geleits 
Lauenburg u 


Summe für die Strede von Melnid 
bie Hamburg ........ . 


Der von Eflingen früber u 4 ambur 8 verlegte, N wird nur von firomaufmwärte aus Hamburg abgebenden Schiffen mit 


P) 
4 Schilling bamburger Courant per Echiffelaft von 4000 an brutto (und einer geringen Echreibgebähr) entrichtet. 
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Claſſificirte Zufammenftellung der Erbzoll- Ermäßigungen. 


(®. ©. 44, 1%.) 


Alphabetifches Verzeichniß der im Elbzolle ermäßigten und elbzollfreien 
Waaren-Artifel. 
(®. ©. 44, 497.) 


Mufter eines Manifeftes für die auf der Strede zwifchen Melnif und Hamburg 
oder Harburg fahrenden Elbſchiffe. 


(8. ©. 44, 515.) 


4. Webereinfunft zwifchen Preußen, Oeiterreich, Sachfen, Hannover, Dänemark, 
Mecklenburg: Schwerin, Anhalt-Cöthen, Unbalt: Deffau, Anhalt: Bernburg, 
Lübeck und Hamburg, die Erlaffung fchiffahrts= und ftrompolizeilicher Vor— 

fchriften für die Elbe betreffend. 13. April 1844. 


Um die Sicherheit und Ordnung der Elbichiffahrt zu befördern, haben 
fämmtliche Elbuferftaaten durch ihre zur zweiten Elbſchiffahrts-Reviſions— 
Commiffion verfammelten Commiffarien folgende Uebereinfunft unter Vorbe— 
halt ver Allerhöchſten, Höchften und Hohen Ratificationen verabreden laffen. 

Art. 1. In Beziehung auf die Stromftrede zwiſchen Melnid und Ham- 
burg oder Harburg wird jeder Elbuferftant für fein Gebiet umfaſſende ſchiff— 
fahrts- und ftrompolizeilihe Vorſchriften gleichzeitig mit Werfündigung der 
Additional-Acte erlaffen und dabei die in den Art. 2. bis 30. enthaltenen 
Grundſätze feithalten. 

Für die Stromftreden zwifchen Hamburg oder Harburg und der Nord— 
fee werben die betbeiligten drei Staaten die erforderlichen ſchiffahrts- und 
ftrompolizeilichen Vorfchriften, foweit dies nicht bereits geſchehen ift, gleich- 
falls balvigft erlaffen und dieſe fowohl für die drei Staatsgebiete, als aud, 
fo weit die abweichenden Verhältniſſe es geftatten, mit ven in den Art. 2, 
bis 30. enthaltenen Grunpfägen in Uebereinftimmung zu bringen fuchen. 

Art. 2. Auf die Confruction, Ausrüftung und Erhaltung der Fahr— 
zeuge und ihrer Zubehörungen, insbefondere der Maſchinen und Keſſel auf 
Dampfichiffen, haben die Eigner eben fo, wie die Führer der Fahrzeuge, 
ganz vorzügliche Sorgfalt zu verwenden, und namentlich in Bezug auf die 
Dampfſchiffe die beftehenden, befondern BVorfchriften wegen Anlage und Ge— 
brauchs von Dampfapparaten genau zu beobadıten. 

Sie find verpflichtet, fich ven von Zeit zu Zeit vorzunchmenden amt- 
lichen Unterfuchungen ihrer Babrzeuge nebft Zubebörungen zu unterwerfen, 
und die etwa hierbei gerügten Mängel fofort abzuftellen. 

In Fällen entftandener, mit Gefahr verfnüpfter Beihädigung des Fahr— 
zeuges während der Reife ift letztere jofort einzuftellen und erjt nach erfolgter 
vollftändiger Ausbeſſerung des Schadens weiter fortzufeßgen. 

Art. 3. Die ein Holzfloß bildenden Stämme, Balfen und anderen 
Materialien müfjen unter ſich feft und dauerhaft verbunden, und die Floße 
felbft an beiden Enden mit einem Steuerruder verfeben fein. Die Breite 
eines Holzfloßes darf in der Regel 20 Fuß preußiſch nicht überjchreiten. 
Doch kann von jedem Uferftaate für feine Elbftreden eine größere Breite 
der Holzfloße zugelaffen werben. 

Art. 4. Kein Schiff oder Floß darf ftärfer belaftet werden, als es 
die befannte Befchaffenheit der Fahrbahn und ver berrichenne Waſſer— 
ftand erlauben. 

Art. 5. Dei jedem auf der Fahrt begriffenen, zur Fracht oder Per: 
fonenfahrt dienenden Schiffe muß ſich mwenigftens ein gut und dauerhaft 
gebautes Boot befinden. 
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Art. 6. Während der Fahrt darf fein Schiff oder Floß die Fahrbahn 
abfichtlich verlaffen. 

Jede Verunreinigung der lesteren durch Auswerfung von Ballaft, 
Steinen, Steinfoblenfhladen, oder andern der Schiffahrt hinderlichen over 
gefährlichen Gegenftänven ift verboten. 

Aus diefem Grunde müffen die zur Beichwerung der Steuerruder die- 
nenden Steine oder anderen Körper vergeftalt * und verwahrt ſein, daß 
das Herabfallen derſelben in die Fahrbahn oder Leichterſtellen verhütet wird. 

Art. 7. Die Ufer nebſt den an denſelben befindlichen Werken und 
Anlagen, ſo wie die Brücken, Schiffsmühlen, Fähren u. ſ. w. dürfen von 
den Schiffen und Holzflößen auf ihrer Fahrt nicht berührt und beſchädigt, 
auch die Leinpfade von den Zugknechten oder dem Zugvieh weder verdorben, 
noch zum Rachtheil der anliegenden Grundſtücke überſchritten werden. 

Dampfſchiffe müſſen ſich von den Uferanlagen möglichſt entfernt halten, 
damit letztere vom Wellenſchlage nicht beſchädigt werden. 

Art. 8. Die Schiffs- und Floßführer dürfen in der Regel nur an den 
beftimmten Landungs- und Ladeplätzen, oder da, wo ed außerdem für ge: 
wöhnlich nachgelaffen ift, anlegen und vor Anfer geben. 

Nur in Notbfällen ift es geftattet, auch an anderen Uferftellen anzu- 
legen, wobei jevody Buhnen, Padwerfe, Uferbefeftigungen (Bernähterungen), 
Dämme, und unterbrüdyige oder durch Verbotstafeln bezeichnete Uferftreden 
zu meiden find. 

An das Ufer, auf weldyem fich ver Leinpfad befindet, darf ein Schiff 
oter Floß nur dann anlegen, wenn ihm vie Yadung oder Löſchung feiner 
MWaaren oder das Aus- und Einladen der Hölzer —88 erlaubt iR, oder 
wenn Unwetter oder Beichärigung daffelbe bierzu nöthigen. 

Dergleichen außergewöhnliche Kandungspläge find jedoch von den Schiffs— 
und Flopführern fofort nad entfernter Gefahr oder erfolgter Ein oder Aus— 
ladung wieder zu verlaffen, auch find die Fahrzeuge und Floße, fo lange 
fie daſelbſt liegen, bei Nacht oder dichtem Nebel durch Ausftefung einer ers 
leuchteten Laterne zu fignalifiren, und, um den Zug anderer Schiffe an der 
Zeinpfapfeite nicht zu hindern, die Maften niederzulegen. 

Das Einfchlagen von Pfählen auf dem Ufer, um die Schiffe und Floße 
mittelft ver Taue an folche zu befeftigen, ift an folden außergewöhnlicyen 
Anferplägen unbedingt unterfagt. 

Das Anlegen und Anfern unmittelbar vor oder hinter den Pfeilern 
ſtehender Brüden ift unter allen Umſtänden verboten. 

Art. 9. Im ver Fahrbahn darf ein Schiff over Floß nur an foldyen 
Stellen vor Anker geben, an melden jene fo breit ift, daß andere, felbft 
die größten Fahrzeuge oder Floße, neben jenem nod bequem vorbeifahren 
können. Solchenfalls und wenn ein Schiff auf einer vom Ufer entfernten 
Stelle vor Anker geht, treten wegen deſſen Signalifirung die Beftimmungen 
des Art. 8. ein. 

Art. 10. Kein Schiff darf im Fahrwaffer da ums oder überladen, 
wo es dem Sciffsverfehr binverlidy ift. 

Iſt die Ableitung nöthig, um das Schiff Über Untiefen im Fahrwaſſer 
zu Schaffen, fo muß fie ſtets vor den legteren und an ſolcher Stelle geſchehen, 
wo weder das beladene Schiff, noch der Leichter den Schiffsverkehr hindern 
oder erjchweren. 

Wird ein Schiff im Fahrwaſſer dergeftalt feftgefahren, daß daſſelbe 
nicht fofort oder nur durch Ableichtung wieder abgebracht werden fann, fo 
ift der Führer ftrafbar. 

Art. 11. Sind gefährliche oder ſchwierige Stromftellen den Schiffe: 
oder Floßführern nicht genau befannt, jo müſſen fie viefelben durch voraus— 
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eſchickte Häupter unterfuchen laffen, infofern fie nicht vorziehen, fi) da, wo 
At zu haben find, verfelben gegen Erlegung der tarmäßigen Gebühren 
zu bedienen. 

Art. 12. Stebende Brüden dürfen von Dampfichiffen nur mit halber 
Geſchwindigkeit und zurüdichlagenden Rädern paffirt werben. 

Beladene Segelichiffe können, bei ftarfer Strömung durd die Brüden- 
bögen, da, wo Lootſen zu haben find, ſich der legteren bedienen, müſſen 
aber auferdem die größte Vorficht und Aufmerffamfeit beim Paffıren ver 
Brüde anwenden und namentlid in der Thalfahrt mittelft des Anfers faden 
oder umlegen. 

Unbelavene Fahrzeuge und Floße Fünnen ſtromrecht durchgehen. 

Segel- und Dampfichiffe haben dabei ihre Maften und NRauchfänge fo 
weit nieverzulegen, daß die Bogenwölbung von denjelben nicht berührt werden 
fann, auch ift von Fahrzeugen und Holzfloßen jedes Anftreifen an die Seiten» 
wände der Pfeiler zu vermeiden. 

Art. 13. Jedes Schiff, welches im Begriff fteht, eine im Gange be- 
findlihe Fähre zu paffiren, muß in angemejjener Entfernung beilegen, bie 
die Fähre aus dem Bereiche des Fahrwaſſers und des Wellenfcylages gelangt ift. 

Dagegen haben vie Fäbrmeifter oder Fährknechte während des Vorbei— 
fahrens von Holzfloßen den Gang der Fähre jo lange, bis dieſe Floße 
vorüber find, einzuftellen. 

Art. 14. Während des Fahrens bei finfterer Nacht oder dichtem Nebel 
muß jedes Schiff oder Floß in der Thalfahrt drei, in der Bergfahrt zwei 
über einander befindliche, bellerleuchtete Yaternen am halben Maft over, 
wenn ed ohne Maft fährt, an einer, nach allen Seiten bin fichtbaren 
Stelle führen. 

Außerdem hat jedes Dampffhiff von 5 zu 5 Minuten und, dafern es 
ein Fahrzeug in feinem Fabrftrich vor fich bemerkt, fofort nach deſſen Wahr- 
nehmung ein deutlich vernehmbares Zeichen durd die Glode oder Dampf: 
pfeife zu geben. ’ 

Art. 15. Don zwei, fih im freien Fahrwaſſer begegnenden Segel: 
Ihiffen oder Floßen behält dasjenige, welches gezogen wird, die Leinpfad— 
feite. Wird aber feins Dderjelben gezogen, jo muß Das zu Berg gebenpe 
dem zu Thal fahrenden, jo weit es Wind und Dertlichfeit geftatten, aus— 
weichen und gleichzeitig diejenige Seite, auf welcder legteres vorbeifommen 
fann, von einem an der Spise aufgeftellten Mann in angemefjener Ent- 
fernung durch Zuruf und verſtändliche Zeichen andeuten laſſen. 

Auf diefen Zuruf ift von dem thalwärtsfahrenden Sciffe oder Floße, 
zum Zeichen, daß er richtig verftanden worden, ſtets zu antworten. 

Art. 16. Vegegnen fih im freien Fahrwaſſer zwei Dampfichiffe, fo 
muß jedes derfelben beim Ausweichen, jo weit es thunlich ift, das ibm zur 
Rechten liegende Ufer halten. Begegnen fie ſich zur Nachtzeit oder bei dichtem 
Nebel, jo hat jedes derfelben durd 2 Zeichen mit der Glode anzufündigen, 
daß es rechts ausweiche. Iſt aber ein Dampfichiff durch die Dertlichfeit ver- 
— auszuweichen, ſo hat deſſen Führer ſolches dem entgegenkommenden 
Fahrzeuge durch 3 Zeichen mit der Glocke und gleichzeitig durch Zuruf, der 
beantwortet werden muß (Art. 15.) anzudeuten; in dieſem Falle muß das letz— 
tere Fahrzeug nad der ihm als fahrbar bezeichneten Stelle ganz ausweichen. 

Art. 17. Dampfichiffe müſſen im freien Fahrwaſſer ven Segelfdiffen 
oder Floßen ausweichen und zwar nach derjenigen Seite hin, auf welcer 
fie an legteren ohne Gefahr vorbeizufommen vermögen. Geftattet invefjen 
die Dertlichfeit vem Dampfichiffe nicht, feinerfeits auszumweichen, fo bat deſſen 
Führer foldes dem entgegenfommenven Fahrzeuge oder Floß ‚zur Tageszeit 
durd Aufziehung einer blauen Flagge bis zum halben Maft und gleichzeitig 
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durch 3 Zeichen mit der Glode und durch Zuruf, der nach Art. 15. beant, 
wortet werden muß, zur Nachtzeit oder bei dichtem Nebel aber durch 3 Zeichen 
mit der Glocke und durd Zuruf, welder nah Art. 15. beantwortet werden 
muß, unverzüglich zu erfennen zu geben. Solchenfalls muß das Segel 
. oder Floh nad ver, ihm als fahrbar bezeichneten Seite ganz aus— 
weichen. 

Art. 18. ft von zwei fich entgegenfommenvden Fahrzeugen oder Floßen 
eine ſchmale, für das gegenſeitige Ausweichen feinen hinlänglichen Raum 
darbietende Stromrinne zu paffiren, und das Eine derfelben ſchon in legtere 
eingelaufen, fo muß das noch außerhalb der Stromrinne befindlihe Fahr— 
zeug oder Floß fo lange beilegen, bis das andere diefelbe völlig durchfahren 
bat. Kommen beide ſich entgegenfahrenve Fahrzeuge gleichzeitig an den Ein- 
und Ausgängen der Stromrinne an, fo muß das zu Berg fahrende jo lange 
anhalten, bis das zu Thal fahrende die Rinne zurüdgelegt bat. Vermöchie 
jevoh das ftromabwärts fommende Fahrzeug oder Flop nicht mit aufges 
fpannten Segeln oder nicht ftromrecht hindurch zu fahren, fo muß es ans 
halten und dem zu Berg fahrenden Schiffe oder Floße das Paffiren ver 
Rinne zuerſt einräumen. 

Das gleichzeitige Einlaufen beider fich entgegenfommenvden Fahrzeuge 
in die vor ihnen liegende fchmale Stromrinne ift unterfagt. Im Falle einer 
Uebertretung dieſes Verbots muß das zu Berg fahrende Fahrzeug oder Floß 
wieder zurüd bis vor die Ausmünpung der fhmalen Stromrinne geben und 
das thalwärtö fahrende vorbeilaffen. 

Art. 19. Erreicht im freien Fahrwaſſer ein fchneller fahrendes Dampf- 
oder Segelfchiff oder Floß das voraus- und langfamer fahrende, fo ift erfteres 
befugt, zu verlangen, daß es von legterem yorbeigelajfen werde. Diefes 
Verlangen und die Seite, an welder es vorbeifabren will, hat das hinter- 
brein fommenve Fahrzeug oder Floß dem vorausfahrenden durd die im 
Art. 15. angeordneten Signale zu erfennen zu geben, und das vorausfah- 
rende a oder Floß ift verpflichtet, diefen Signalen ohne Berzug Folge 
zu leiften. 

Erreicht ein Dampfſchiff das Segelichiff oder Floß am Eingange in 
eine ichmale Stromrinne, jo müſſen lestere das erftere jederzeit vorbeilaſſen. 

Art. 20. In allen Fällen, wo ein Dampfidhiff an fleineren Fahr— 
jeugen, oder auch an fchwer beladenen größeren, mit geringer Bordhöhe 
rabrenden, Schiffen vorüber zu geben genöthigt ift, muß dies in geböriger 
Entfernung und nur mit halber Mafchinenfraft geicheben, um jede aus dem 
Wellenichlage etwa entſtehende Gefahr möglichit abzuhalten. Wäre jedoch 
erfteres den legteren jchon fo nabe gefommen, daß der Wellenfchlag für diefe 
auch noch bei halber Mafchinenfraft gefahrbringend werden fünnte, fo muß 
das Dampficiff die Räder fo lange hemmen, bis alle Gefahr vorüber ift. 

Hierbei müſſen fich übrigens das Dampffchiff und die anderen Fahrzeuge 
in der vorgefchriebenen Art und Weife vorher gegenfeitig fignalifiren. Vergl. 
Art. 15. 

Art. 21. Die im Strome zur Bezeichnung des Fahrwaſſers, der Un— 
tiefen oder fonft gefährlicher Stellen gelegten oder ausgeftedten Merfmale 
und Warnungszeichen dürfen von den vorbeifahrenden Sciffern und Schiffä- 
leuten weder beſchädigt, noch verrüdt, noch weggenommen werden. Iſt dies 
ohne Verſchuldung eines Schifferd gefcheben, fo muß derjelbe bei ver nächften 
Polizeibebörde hiervon Anzeige machen. 

Uebrigens hat fi jeder Sciffsführer bei der Fahrt nach dergleichen 
Merkmalen und Warnungszeihen gebührend zu richten. Namentlich bat 
derfelbe die durch folche bezeichneten, hinderlichen und gefährlichen Stellen 
forgfältig zu vermeiden. 
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Art. 22. Schiffe, welche Schießpulver ...- haben, müffen eine 
fhwarze Flagge führen und dürfen nicht bei Nacht fahren. Anderen Fahr— 
zeugen, insbefondere ven Dampficiffen, haben fie möglichit fern und vor 
dem Winde zu bleiben. 

Sie dürfen niemals in der Nähe anderer Schiffe vor Anfer gehen und 
müffen fi) anfommenven Fahrzeugen bemerflich machen. 

Größere Militairz oder andere ungewöhnliche Pulvertransporte unter- 
liegen den befonderen Sicherheitsvorfchriften, die nad dem Ermeſſen ver” 
dabei betheiligten Uferftaaten, entweder im Allgemeinen oder für den ein- 
zelnen Fall als erforderlich angeſehen werben dürften. 

Art. 23. Der Schiffsführer bat in allem, was das Fahrzeug felbft, 
deffen Leitung, Erhaltung, Ladung u. f. m. und die Aufrechtbaltung ver 
uten Ordnung auf demjelben betrifft, ven Oberbefehl über Mannichaft und 
Daflagiere, welche verpflichtet find, fih dem von ibm in jenen Beziehungen 
ertheilten Anordnungen ohne Wivderfpruch zu fügen. Daffelbe gilt von den 
Floßführern und den ihnen beigegebenen Leuten. 

Mipderfpenftige, unrubige und Unordnung erregende Individuen fünnen 
noch während der Fahrt aus dem Schiffe oder von dem Floße entfernt und 
der nächſten Polizeibebörde zur Beftrafung übergeben werben. 

Dagegen ift der Scifisführer verpflichtet, nicht allein gegen die ihm 
untergebene Mannſchaft ein anftändiges, das ihm unbedingt nöthige An— 
feben bei derfelben ficherndes Benehmen zu beobadıten, fonvern auch die 
Achtung genen feine Paffagiere niemals aus den Augen zu fegen, und die— 
felben nicht mit Zumuthungen zu behelligen, zu deren Befolgung fie in ge- 
dachter ihrer Eigenfchaft nicht verbunden find. 

Insbefondere dürfen Hgndleiftungen von den Paffagieren nur in Fällen 
dringender Gefahr gefordert werben. 

Art. 24. Sobald ein Lootſe die Führung des Fahrzeugs übernommen 
hat, geht alle Befugniß, Verpflichtung und Berantwortlichfeit in Bezug auf 
die Leitung des Schiffs vom Sciffsführer auf denfelben über, und die 
Mannschaft ift zur unbedingten Befolgung feiner Befehle verbunden, Nach 
Zurüdlegung der gefährlichen Stelle tritt der Schiffsführer in die, ihm ale 
folhem zufommenven Befugniffe und VBerbinvlichfeiten obne weiteres wieder ein. 

Art. 25. Der Sciffsführer ift verpflichtet, die größte Aufmerffamfeit 
auf die geladenen Fracht- und Paffagier-Güter zu verwenden, und nicht 
allein das Abhandenfommen oder Berverben, ſondern auch jeve Beſchädigung 
derfelben möglichft zu verbüten. 

Gleiche Fürforge liegt jedem Einzelnen der Schiffsmannſchaft ob. 

Für den Erfag des, durd Abbandenfommen, Verlegung oder Ber: 
derben ver Ladung berbeigeführten, Schadens ift der Sciffsführer ftete 
zunächft verhaftet, infoweit er nicht nadızumweifen vermag, daß der Schade 
durd inneren Fehler der Sache, mangelhafte Berpadfung oder unabweislihe 
Ereigniffe verurfacht worven fei. 

Art. 26. An der Waarenladung verübte Diebftähle find vom Sciffe- 
führer, unmittelbar nach ihrer Entvedung, der nächſten elbſchiffahrts-polizei— 
lihen Behörde unter genauer Angabe aller Umſtände zur weitern polizei- 
lichen Erörterung anzuzeigen. 

Art. 27. Der auf Frachtſchiffen over Floßen dienenden Mannſchaft ift 
ed unterfagt, neben den eingeladenen Gegenftänver, gleichnamige oder andere 
Waaren für eigene Rechnung auf dem Schiffe oder Floße mit ſich zu führen 
und Handel oder Ähnliche Gefchäfte mit folchen zu treiben. 

Der Schiffs- oder Floßführer darf über das Fahrzeug over Floß oder 
über die auf denfelben geladenen Gegenftände in einer, mit vem Manifefte 
in Widerſpruch ftehenden Art und Weife nicht verfügen, infofern er fich nicht 


343 


als Eigener des Schiffes oder Floßes, oder der Ladung, ſoweit er darüber 
disponiren will, oder endlich, als hierzu vom Schiffs-, Floß- oder Waaren- 
Eigentbümer ausprüdlic beauftragt nenügend auszuweiſen vermag. 

Niemand darf ſich mit den Schiffsleuten oder mit hierzu nicht gehörig 
legitimirten Sciffs- oder Floßführern in dergleihen Hanvelsgefchäfte auf 
irgend eine Weife mittel- oder unmittelbar einlaffen. 

Uebertretungen dieſer Verbote follen von den fchiffahrtsspolizeilichen Be- 
hörten zur Unterfuhung gezogen und entweder fofort polizeilich beftraft 
(Art. 30.) oder, dafern fich bei der Unterfuchung ver Verrat eines crimi- 
nellen Verbrechens berausftellen follte, zur weiteren Unterfuchung und Be— 
ftrafung an die zuftändige Gerichtsbehörde abgegeben werven. 

Art. 28. Bei fidh ereignenden, das Fahrzeug oder Floß mit Gefahr 
bedrohenden Unglüdsfällen dürfen Führer und Mannfhaft, bei Vermeidung 
Iharfer Ahndung, das Ziff oder Floß nicht fogleich verlaffen. Vielmehr 
müſſen fie vor allen Dingen auf Befeitigung der Gefahr, dafern hierzu noch 
die Möglichfeit vorhanden, wo aber nicht, und wenn die Gefahr dringend 
ift, vorerft auf Rettung der Paflagiere, fodann auf Bergung der Waarens- 
ladung die angeftrengtefte TIhätigfeit verwenden. Führer und Mannfcaft 
der in der Näbe befindlichen Fahrzeuge aller Art und der Floße find zu 
ſchleunigſter Hülfsleiftung verpflichtet. 

Der zuftändigen Behörde ift demnächſt von dem Vorfall fofort Anzeige 
zu maden, und deren weiteren Anordnungen Folge zu leiften, aud vom 
Schiffsführer vem Gigenthümer des Fahrzeuges und ven Waarenabfendern 
balpmöglihft Nachricht zu geben. 

Art. 29. Führer, Paffagiere und Mannfchaften haben die, in den 
Staaten, auf welde die Fahrt ſich erftredt, geltenden paßpolizeilihen Vor— 
fchriften zu beobachten.‘ 

Der Schiffsführer ift in diefer Beziehung nicht allein für feine Schiffs— 
leute verantwortlich, fondern auch berechtigt und verpflichtet, die Paſſagiere 
zur Erfüllung ihrer Obliegenheiten aufzufordern. 

Wenn jedoh ein Elbſchiff, nach ver Geſetzgebung des Staates, welchem 
ed angehört, eine amtlich beglaubigte Mufterrolle führt, in welcher Name, 
Alter und Wohnort der Schiffsleute und die Bedingungen ihres Dienftver: 
bältniifes angegeben find, fo foll eine ſolche Mufterrolle zur perfönlichen 
Legitimation der darin aufgeführten Sciffsleute, fo lange diefe fich bei 
ihrem Schiffe befinden, in allen Elbuferftaaten ald genügend angenommen 
werden. 

Art. 30. Die Uebertretung einer der obigen Vorfchriften wird, außer 
dem vom Angefchulvigten etwa zu leiftenden Schadenerſatze, mit einer, nad) 
der größeren oder geringeren Abfichtlichkeit, Schäplichfeit oder Gefährlichkeit 
der Webertretung abzumefjenden, Ordnungsftrafe von 1 bis 10 Thalern, 
oder, im Fall des Unvermögens, mit verhältnigmäßigem Gefängniß beftraft. 
Daneben bleibt, infofern vie ftrafbare Handlung ein criminelles Verbrechen 
enthält, die Unterfuhung und Beftrafung deſſelben den zuftändigen Gerichts: 
behörden vorbebalten. 

Die erfannten Gelpftrafen find in der Währung bes 14 Thalerfußes 
zu erlegen, mit Ausnahme Böhmend, in weldhem lettere im Verhältniſſe 
von 21:20 auf dÖfterreichifche Conventiong-Münge reducirt wird. 

Wegen viefer Gelpftrafen baften 1) der Schifföführer für vie verur— 
theilten Andivipuen von der Schiffsmannfchaft, infofern gegen biefe weder 
die erfannte Gelpftrafe, noch die fubfiviarifche Gefängnißftrafe vollftredt 
werden fann, wobei jevoh dem Schiffsführer der Regreß gegen die Schul- 
digen vorbehalten bleibt, 2) das Schiff für den Schiffsführer. 
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Art. 31. Die Ratificationen dieſer Uebereinfunft follen gleichzeitig und 
in Verbindung mit denjenigen der Elbſchiffahrts-Additional-Acte ertheilt und 
ausgewechjelt werden. 3 

Deffen zu Urkund ift diefe Lebereinfunft von fämmtlichen Commiſſarien 
unterfchrieben und unterjiegelt worden. 

Gefchehen zu Dresden, den 13, April 1844. 


5. Staatövertrag, die Negulirung des Brunshauſer Zolles betreffend. 13. April 
1844, ratificirt 1. October 1844. 


In Gemäßheit der Artifel 108 bis 116 der wiener Congreß-Acte vom 
9. Juni 1815 haben die Elb-Uferftaaten über eine verbeflerte, Schiffahrt 
und Handel erleichternde Ordnung des Syſtems und der Controle der Ab- 
gaben, welche die königlich hannoverſche Regierung von den aus der Nord- 
fee gefommenen, elbaufwärts die Mündung der Schwinge paffirenden Waaren 
unter der Benennung des Brunshaufer- (ebemals: Stader:) Zolles zu 
erheben bat, durch die zweite zu Dresden verfammelte Elbſchiffahrts-Revi— 
ſions-Commiſſion eine Verhandlung eintreten laffen. Zu verfelben finv 
Commiffarien beftellt, welche fi, unter Vorbehalt ver Allerhöchſten, Höchſten 
und Hohen Ratificationen, über folgende Beftimmungen geeinigt haben: 

Art. 1. Die Berbältniffe des Brunshauſer Zolles find durch das in 
der Anlage enthaltene Regulativ geordnet, welches mit dem 1. October 1844 
in Kraft tritt und nur unter allfeitiger Zuftimmung ver contrahirenven 
Staaten abgeändert werden fann. 

Art. 2. Den fünftigen Elbichiffahrts-Revifions-Commiffionen ſteht es 
zu, den Tarif und die fonftigen Verbältniffe des Brunshauſer Zolles in 
derfelben Art und Form, wie diejenigen der übrigen Elbzölle zur Erörte— 
rung zu ziehen und namentlid) die dem Zarıfe ald Anlage 4. beigefügte 
Bewichts- Tabelle, welche dazu beitimmt ift, vie Verzollung verjenigen 
Waaren zu erleichtern, die regelmäßig nach Gewicht nicht verfauft und ver- 
fandt werden, mit dem wahren und durchichnittlichen Gewichte der darin 
enthaltenen Gegenftände in Webereinftimmung zu erhalten und nad Be- 
dürfniß zu vervollftändigen. 

Art. 3. Die zur Ausführung des vereinbarten Requlativs erforder: 
lichen weiteren Verfügungen werden von der föniglich bannoverfchen Regie: 
rung erlaffen, bürfen jevod den Beftimmungen deielben und dieſes Staats: 
vertrages nicht widerfprechen. 

Art. 4 Sollte die Regierung eines Elb-Uferſtaates durd eine Ent- 
ſcheidung des Brunshaufer Elbzollgerichts ihre vertraggmäßigen Rechte be- 
einträchtigt finden, fo bleibt e8 derſelben vorbehalten, hierüber mit der kö— 
niglich hannoverſchen Regierung in Verhandlung zu treten. 

Art. 5. Die königlich bannoverfche Regierung wird in Beziehung auf 
ven Brunshauſer Zoll die Schiffahrt fämmtlicher Elb-Uferſtaaten ftets an 
allen Bortheilen und Begünftigungen Theil nehmen laffen, welde in jener 
Beziehung der Schiffahrt der am meiften begünftigten Nationen durd Ver— 
trag zugeftanden worben find over Fünftig zugeftanden werben. 

Es bezieht ſich Dies jedoch, wie fich von felbft verftebt, nicht auf Die 
dem Binnenlandsgute in Binnenlands= Fahrzeugen und dem hamburgiſchen 
Bürgergute in Bürgerfchiffen zugeftandenen oder fünftig zuzugeſtehenden 
Befreiungen und Erleichterungen. 

Art. 6. Der Art. 15. der Elbſchiffahrts-Acte und fämmtliche frübere, 
diefem Bertrage und deffen Anlagen widerftreitenden Anfprücde und Rechts— 
verbältniffe find hiermit aufgehoben. 
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Art. 7. Die Ratificationen dieſes Vertrages werben gleichzeitig und 
in Verbindung mit denen zu der Schluß-Acte der zweiten Elbſchiffahrts— 
Revifions-Commiffion ertheilt und ausgewechfelt werben. 

Deffen zu Urfund ift diefer Vertrag von den Bevollmächtigten unter: 
zeichnet und unterfiegelt worden. 

So gefcheben, Dresden ven 13. April 1844. 


Regulativ über die Berhältniffe des Brunshaufer Zollee. 


(®. ©. 44, 527.) 


Brunsbaufer Zoll: Tarif. 


(8 ©. 4, 54.) 


6. Staatövertrag zwifchen Preußen, Sachfen, Hannover, Dänemark und Mecklen: 
burg:Schwerin, das Nevifiond- Verfahren auf der Elbe betr. 30. Auguft 1843, 
ratificirt 1. October 1844. 


Ihre Majeftäten die Könige von Preußen, Sachſen, Hannover und 
Dänemarf und Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Mecklenburg— 
Schwerin haben, in Anerkennung der Vortheile, welche der von Allerchöchſt— 
und Höchſtdenſelben über das Reviſionsverfahren auf der Elbe am 23. Juni 
1821 abgeſchloſſene und bis zum Jahre 1839 ausdrücklich verlängerte, ſeit⸗ 
dem aber bis auf Weiteres in Anwendung gebliebene Staatsvertrag in 
abminiftrativer und gewerblicher Beziehung bewirft bat, über vie Erneuerung 
dieſes Staatövertrages unter einigen, namentlid durch ven Beitritt des 
Königreichs Sadfen zum großen deutichen Zollvereine berbeiceführten Mo- 
dificationen, durch Allerhöchſt- und Höchftihre Bevollmächtigten bei der zweiten 
Elbſchiffahrts-Reviſions-Commiſſion nachitebende Vereinbarung, unter Vor— 
bebalt Ihrer Allerhöchſten und Höchſten Ratificationen, abfchließen laffen. 

Art. 1. Ihre Majeftäten die Könige von Hannover und Dänemarf 
und Seine Königlihe Hoheit der Großberzog von Medlenburg - Schwerin 
werden, wie bisher, fo auch ferner und bis zum 31. März 1853 das ihnen 
zuftehende Recht der fpeciellen Revifion bei ibren Elbzoll-Aemtern, die Fälle 
dringenden Verdachts der Defraude ausgenommen, gegen diejenigen Schiffe 
und Flöße nicht ausüben laffen, melde das königlich preußifche Hauptzoll- 
amt Wittenberge paffiren und dort, unmittelbar oder durd die Begleitfchein- 
Controle, einer _Tpeciellen Revifion unterworfen werden. 

Art. 2. Seine Majeftät der König von Preußen werden dagegen die 
fämmtlichen Schiffsladungen und Flöße, welche Wittenberge pafliren, dort 
einer ſpeciellen Reviſion, fo weit diefelbe zur Sicherung der Elbzolleinfünfte 
der drei genannten elbnieverwärts belegenen Staaten erforderlih ift, aud 
in den Fällen unterzieben laffen, wenn die eigenen Caſſen Preußens bei 
dem Ausfalle der Revifion nicht beibeiligt find. 

Die fpecielle Revifion in Wittenberge foll nur unterbleiben a) in der 
Niederfabrt: wenn eine folde fchon früber bei einer dazu befugten kö— 
niglich preußifchen over königlich ſächſiſchen Zoll- oder Steuerſtelle erwieſe⸗ 
nermaßen ſtattgefunden hat, b) in der Auffahrt: wenn die Ladung auf 
ein föniglich preußiiches oder föniglich füchfifches Zoll- oder Steueramt zur 
Abfertigung abgelaffen wird, und in beiden Fällen zugleich die Identität 
und Quantität der Yadung durdh Anlegung des Verfchluffes, oder in fonft 
geeigneter Weife feftgeitellt worden ift. 

Alerböcftviefelben und Seine Majeftät der König. von Sachſen werden 
ihre Zoll- und Steuerbeamten beſonders verpflichten laſſen, in allen Fällen, 
wo nah dem Obigen eine fpecielle Revifion zu Wittenberge nicht erfolgt, 
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diefe Revifion bei denjenigen Allerhöchſtihrer Zoll» oder Steuerämter, bei 
welchen die Erlegung des Begleitfcheins oder die Abfertigung auf Begleit- 
fhein geſchieht, forgrältigft auch dann vornehmen zu laffen, wenn dabei die 
Caſſen des eigenen Staates nicht betbeiligt find. 

Allerhöchitdiefelben werden das Ergebniß der bei Allerhöchſtihren Zoll- 
oder Steuerämtern bewirften fpeciellen Nevifionen in die Manifeſte vollftän- 
dig und genau eintragen laffen. 

Art. 3. Außerdem genehmigen Seine Majeftät der König von Preußen, 
daß von Ihren Majeftäten den Königen von Hannover und Dänemarf und 
Seiner Königlichen Hoheit dem Großherzoge von Medlenburg Schwerin 
ein gemeinfcaftlicher Elbzoll- Commilfar zu Wittenberge auch ferner ange— 
ftellt werde, 

Der Turnus der ihnen abwechſelnd zuſtehenden Befesung dieſer Stelle 
bleibt der a der anftellenden Staaten überlaffen. Diefe werden 
nur gefittete, verträgliche und erfahrene Männer zu dem fraglichen Amte 
befördern und dieſes ausreichend dotiren. 

Sporteln und Nebeneinnahmen von den Zollpflichtigen darf ver Elbzoll- 
Commiffar unter feinem Namen over Vorwande bezichen. 

Bon der Ernennung jedes Elbzoll-Commiffard und von jeder neuen 
oder veränderten Dienftinftruetion deſſelben werden die königlich preußische 
und königlich fächfifche Regierung benacrichtigt werben. 

Der gemeinſchaftliche Elbzoll-Commiſſar fowohl, ale die Zollbeamten 
zu Wittenberge werden zu einem verträglicen negenfeitigen Benehmen be— 
ſonders verpflichtet werden. 

Dem Elbzoll-e Commiffar fann von den Staaten, für welche verfelbe 
fungirt, ein Gehülfe beigegeben werden, melcher Jenem untergeorbnet ift, 
und ihn nur ausnahmsweiſe in Fällen der Abmwefenbeit oder fonftiger Ber: 
hinderung felbfiftändig zu vertreten hat. 

Art. 4. Der gemeinfchaftlihe Elbzoll-Commiffar foll bei dem Haupt: 
Zollamte Wittenberge a) das Üntereffe feiner Allerhöchſten und Höchſten 
Committenten in allen Elbzoll: Angelegenheiten vertreten und zu dem Ende 
namentli b) befugt fein, den Reviſionen der Sciffslanungen und Flöße, 
welde jedoch ven königlich preußifchen Beamten allein zuftchen, mit beizus 
wohnen, um dadurd die Meberzeugung zu gewinnen, daß auch die Rechte 
feiner Alterböcdften und Höcften Committenten beſtens wahrgenommen 
werben. Er darf jedoch durch feine Anmwefenbeit dabei den Föniglich preußi- 
fchen Zollbebörden in ihren Amtsverrichtungen nicht binverlich werden und 
an dem Geſchäftsbetriebe verfelben nicht unmittelbar Theil nehmen. c) Die 
Zollregifter des füniglich preukifchen Haupt-Zollamts Wittenberge über eins 
gehende, ausgehende und durchgehende Güter und über die davon erhobenen 
zollvereinsfändifchen und Elbgefälle, nicht weniger die aufzunehmenden 
Notate Über vie Revifion ſolcher Elbichiffe » Yadungsgegenitände, welche in 
Hannover, Dänemarf und Medlenburg elbzollpflichtig find, in Preußen oder 
Sachſen aber vielleiht von allen Abgaben frei find und in den dortigen 
Zollreaiftern nicht aufgeführt werden, follen ihm jederzeit auf Verlangen im 
Amtslocale vorgelegt werden, um daraus das Nöthige zu ertrabiren und 
die ihm von den Zollämtern feiner Allerböchften und Höchſten Committenten 
zugehenden Manifeite damit zu vergleichen. d) Er foll in jedem Falle des 
dort eintretenden Begleitfcheinverfabrens von dem Ausfall der am Beftim- 
mungsorte der Ladungen vorzunehmenden fpeciellen Reviſion vollftändi 
durch das Haupt: Zollamt zu Wittenberge unterrichtet werden. e) Er darf 
den zollrichterlichen Unterfuchungen, foweit diefe das Intereſſe feiner Aller: 
böchften und Höchſten Committenten betreffen, perſönlich beimohnen und vie 
Arten über folche Unterfuhungen einfeben und ertrabiren. NM Er bat vie 
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nacherhobenen Gefälle, Strafen, Koften und Entfchäbigungsbeträge in 
Empfang zu nehmen und an die Zollämter feiner Allerböchiten und Höchften 
&ommittenten zu befördern. g) Es bleibt ibm überlaffen, behufs einzu— 
leitender Strafverfahren zwifchen mehren zuftändigen Gerichtöftänten die 
Wahl zu treffen. h) Er bat, was feine Beziehungen zu Föniglich preußi- 
fchen Zollbehörden betrifft, in allen Fällen nur mit dem Oberinfpertor und 
refp. mit dem Zollrichter des Zollamts, bei dem er angeftellt ift, amtlich 
zu verbanveln. 

Art. 5. Seine Majeftät der König von Sachſen genehmigen, daß 
son Ihren Majeftäten den Königen von Hannover und Dänemarf und 
Seiner Königlichen Hoheit vem Großherzoge von Medlenburg- Schwerin, 
falls Allerböhft- und Höchſtdieſe es angemeffen finden follten, aud bei dem 
Haupt-Zollamte Schandau ein gemeinfchaftlicher Elbzoll- Commiffar ange 
ftellt werde, auf deſſen Verhältniſſe alsdann vie Art. 3. 4. Anwendung finden. 

Art. 6. Sämmtliche Elbzollämter der contrabirenden Staaten und 
der zu Wittenberge (fowie eventuell der zu Schandau) angeftellte Elbzoll- 
Commiffar baben ſich unter einander auf Verlangen Mittbeilungen aus den 
Regiftern zu machen und die Einfiht der legteren am Orte ihrer Aufbe— 
wahrung dem Borftande des requirirenden Zollamts oder dem gemeinschaft 
lichen Elbzoll-Commiffar zu geftatten. 

Art. 7. Ergeben, rüdfihtlib elbaufmärts nah — over durch 
Preußen geführter Schiffsladungen, die durch königlich preußifche oder Fönig- 
lich ſächſiſche Zoll- oder Steuerämter vorgenommenen fpeciellen Revifionen 
eine Abweichung — von den, bei Paffirung eines oder mehrer der füniglic 
hannoverſchen, Föniglich dänifchen over großberzoglih medlenburgifchen Elb— 
zoll-Hebungsftellen abgenebenen, Declarationen und eine Verfürzung der dort 
zu entrichten gewefenen Zollbeträge, fo wird der Schiffer bei der betreffenden 
föniglıch aa Tora oder königlich fäcfifchen Revifionsftelle nicht abaefertigt, 
bevor er nicht dafelbft, behufs Aushändigung an den gemeinfchaftlichen Elb- 
zolle Commijfar, 1) die verfürzten Zollgefälle nachgezahlt und zugleid 2) 
Strafe und Koften erlegt oder dieferbalb Sicherheit beftellt hat. 

Art. 8 Wenn die in der Auffahrt zu Wittenberge anlangenden Schiffe 
dort wegen angeiegter Begleitfchein- Eontrolle obne fpecielle Revifion zur 
Weiterfahrt abgefertigt werden follen, fo ift, bevor legteres gefchieht, davon 
jedesmal der gemeinfchaftliche Elbzoll-Commiffar zu benachrichtigen und auf 
deffen Berlangen der Schiffer vor feiner Weiterfahrt zur Beftellung einer 
befonvdern Sicherheit für die bei den paffirten hannoverfchen, däniſchen und 
medlenburgfchen Elbzoll-Erhebungäftellen etwa zu wenig entrichteten Gefälle 
anzubalten. 

NRüdfichtlidh derjenigen Elbzollämter, bei melden ter Schiffer feine 
Ladung nah dem Manifefte verzollt zu baben nachweiſt, foll jedoch viefe 
Sicherheit nicht höher ald auf ein Drittheil der bezahlten Zollbeträge fich 
belaufen. 

Art. 9. Für die elbniederwärts zur Verfchiffung in oder durd 
die hannoverfchen, dänifchen oder medlenburgifchen Zollgeleite beftimmten 
Ladungen bildet das Haupt-Zollamt Wittenberge die gemeinfchaftliche An- 
meldungs- und Revifionsftelle. 

Ergiebt fi) durch die dafelbft vorgenommene Nevifion eine unrichtige 
Manifeftation folcher Kadungen dahin, daß zu verfelben gehörende Gegen— 
ftände entweder gar nicht, oder in zu geringer Menge, oder in einer Gat- 
tung, welche die Zollfreiheit oder die Anwendung eines geringern Zollfateg 
zur Folge gehabt haben. würde, veclarirt find, fo wird rücdfichtlich dieſer 
Güter der davon für die hannoverfchen, däniſchen und medlenburgiichen Elb— 
zollgeleite, weldye die verfchwiegenen oder unrichtig angegebenen Güter nad 
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Inhalt des Manifeftes oder ver fonft Über die Ladung fprechenden Papiere 
erreichen follten, zu erlegende Zoll als defraudirt angenommen, und es 
findet auch auf diefe Fälle der Art. 7. Anwendung. 

Art. 10. Ihre Majeftäten die Könige von Hannover und Dänemarf 
und Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Medlenburg - Schwerin 
behalten fi, in Gemäßheit der Elbſchiffahrts-Acte, das Recht zur fpeciellen 
Revifion derjenigen Ladungen, welche Wittenberge in der Niederfahrt nicht 
paffirt haben und in der Auffahrt nicht zu erreichen beftimmt find, ſowie 
zur allgemeinen Revifion aller Fahrzeuge ausprüdlid vor. 

Art. 11. Diefer Vertrag tritt gleichzeitig mit der Schluß-Acte ber 
zweiten Elbſchiffahrts-Reviſions-Commiſſion in Wirffamfeit. 

Derfelbe erliiht mit vem 31. März 1853, infofern die Allerböcften und 
Höchſten Contrabenten fich nicht über deſſen Verlängerung verftändigen follten. 

Die Allerböchften und Höchſten Ratificationen deſſelben werden gleich 
zeitig mit denen der obengenannten Schluß-Acte ertheilt und ausge— 
wechjelt werben. 

Deffen zu Urfund ift derfelbe von den betreff. Bevollmächtigten unter- 
ſchrieben und unterfiegelt worden. 

Geſchehen zu Dresden, den 30. Auguſt 1843. 


7. Erklärung wegen der Maafiregeln zur Verhütung ber Forſtfrevel in ben Grenz— 
mwaldungen. 20. November 1821. 


Nachdem die Föniglich preußische Regierung mit der föniglich großbritan- 
niſch-hannöverſchen Regierung übereingefommen ift, wirffamere Maafregeln 
zur Verhütung der Korftfrevel in den Grenzwaldungen gegenfeitig zu treffen, 
erflären beide Regierungen Folgendes: 

Art. 1. Es verpflichtet ſich ſowohl die königlich preußifche als die 
königlich großbritanniſch-hannöverſche Negierung vie Korftfrevel, melde ibre 
Untertbanen in ven Waldungen des andern Gebiets verübt haben möchten, 
fobald fie davon Kennmiß erhält, nad venfelben Gelesen zu unterſuchen 
und zu beftrafen, nach welden fie unterfucht und beitraft werden würden, 
wenn fie in inländifchen Forften begangen worden wären *). 

Art. 4 Den unterfuchenden und beftrafenden Behörden in den fünig- 
lich preußifchen und in den königlich großbritanniſch-hannöverſchen Staaten 
wird zur Pflicht gemacht, die Unterfuchung und Beftrafung der Foritirevel, 
in jedem einzelnen Falle, nach den Grundfägen der im Jahre 1798 des— 
halb getroffenen Vereinbarung, welche biermit auf die, beiden Staaten nad) 
diefem Zeitpunkt binzugefommenen Provinzen erftredft wird, fo fchleunig vorzu— 
nehmen, als es nad) der Verfaſſung des Yandes nur irgend möglich fein wird. 

Art. 5.  Gegenwärtige im Namen Sr. Majeftät des Königs von 
Preußen und Sr. Majeftät des Königs von Großbritannien und Hannover 
zweimal gleichlautend ausgefertigte Erflärung, foll, nad erfolgter gegenfeitiger 
Auswechſelung, Kraft und Wirffamfeit in den beiverfeitigen Landen baben, 
und Öffentlich befannt gemacht werben. 

Berlin, den 20. November 1821. 


8. Webereinfunft wegen der Koſten-Erſtattung bei Auslieferung von Werbrechern. 
15. Auguſt 1823. 


Die föniglich preußifche Regierung bat ſich wegen Erftattung der Koften 
bei gegenfeitiger Auslieferung von Verbrechern, mit der föniglich großbritan- 
nifch-bannöverfhen Regierung folgendermaafßen geeinigt: 


*) Art, 2. 3. f. Heffen - Homburg. 
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Wenn die Auslieferung eines Verbrechers von einer königlich hannöver- 
hen Bebörde an eine föniglich preußifche, oder umgefehrt, nadı ven 
beftehenden Grundſätzen des einen oder des andern Staates geſchehen fann 
und verfügt wird, jo follen, wenn der an die requirirende Behörde ausge: 
lieferte Verbrecher binreichend .. Vermögen befigt, der requirirten 
Behörde hieraus nicht allein alle baaren Auslagen, fondern aud die ſämmt— 
lichen, nad ver bei ver legteren üblichen Tare zu liquidirenden Gerichts- 

ebühren, weldye durdy die Haft, die Unterhaltung und den Transport des 
erbrechers und die gegen ihn geführte Unterfuhung bis zu feiner Abliefe- 
rung veranlaft find, entrichtet werden. 

Wenn aber der ausgelieferte Verbrecher Fein dazu hinreichendes Ber: 
mögen befist, jo follen die Gebühren für die Arbeiten der requirirten 
Behörde durchgehends wegfallen und es foll die requirirende Behörde der 
requirirten lediglich die baaren Auslagen, weldye durd die Haft, die Unter: 
baltung und den Transport des Berbrechers bis zu erfolgter Ablieferung 
deſſelben veranlaßt worven find, erftatten. 

Diefe im Namen Seiner Majeftät des Königs von Preußen und Seiner 
Majeftät des Königs von Großbritannien und Hannover zweimal gleich— 
lautend ausgefertigte Erklärung, wird zur allgemeinen Befolgung hierdurch 
öffentlich befannt gemacht. 

Berlin, ven 15. Auguft 1823. 


9. MWeferfchiffabrts:Ucte vom 10. September 1823, nebft den darauf bezüglichen 
Verträgen. 
(©. Bremen.) 


10. Staatövertrag, betreffend die Berichtigung der ftreitigen Hoheitsgrenze auf 
dem rechten und linfen Weſerufer. 25. Novbr. 1837, ratif. 24. Jan. 1838. 


Da die zwifchen ven Kronen Preußen und Hannover unterm 29. Mai 
und 23, September 1815 abgejchlojjenen Staatöverträge, foweit fie fi) auf 
gegenfeitige Abtretung von Provinzen und Landestheilen beziehen, bis auf 
die Ueberweiſung der Hannover in Beziehung auf die Niedergrafichaft Lingen 
noch gebührenvden 1654 Seelen ihre definitive Erledigung erhalten haben, 
dieje Ueberweifung aber in Folge der vorläufig getroffenen Berabredung, die 
gegenjeitige Convenienz hierbei möglichft zu vereinigen, mandperlei Schwierig- 
feiten gefunden, demnächſt abjeiten Preußens ver Wunfcd zu erfennen ge: 
geben worcen ift, die ihm obliegende Verbindlichkeit auch auf eine andere 
Weiſe, wenigftens theilweife, als durd wirkliche Ueberweiſung von Unter: 
thanen erfüllen zu fünnen und’ diefer Wunſch abfeiten Hannovers eine bereit- 
willige Berüdfichtigung erhalten bat, — nachdem ferner für angemefjen er: 
achtet worden ift, die an mehreren Stellen verdunfelte und ftreitige, die 
Gegend bei dem Dorfe Würgafjen, die Grafihaft Tedlenburg und das 
Fürftentbum Osnabrüf, audy die Grafjchaften Hoya und Diepholz, fowie 
das Fürftenthbum Minden und die Grafichaft Navensberg berührende Hoheits— 
grenze am rechten Weferufer von dem bannoverfchen Flecken Wiedenfahl und 
dem preußifchen Dorfe Diojenbagen an, jowie der vom ſ. g. Büdeburger 
Waldthore (der Stelle, wo die hannoverjchen, preußiichen und lippesbüde- 
burgifchen Landesgrenzen zufammentreffen) bis zu dem auf dem linfen Wefer: 
ufer belegenen Grenzfteine am Poſtdamme von dem hannoverſchen Kirchipiele 
Lär nad der preußifchen Stadt Versmold berichtigen zu laſſen, — und 
endlich zur Erreichung einer zwedmäßigen Hoheitögrenze als wünſchenswerth 
anerfannt ift, die Mißverhälmiſſe binfichtlich der an dieſer Grenze belegenen 
f. 9. Mengevörfer durch Austauſch zu befeitigen: fo find zu dem Ende Ber 
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vollmächtigte ernannt, welche, nachdem fie ihre Vollmachten in geböriger 
Form befunden und gegen einander ausgewechſelt haben, unter Vorbehalt 
der Ratıfication ihrer Allerhöchſten Höfe, über folgende Beftimmungen über- 
eingefommen: | 

Art. 1. In Anfehung der an der Grenze des hannoverfchen Amts 
Stolzenau und des preußiſchen Kreifee Minden belegenen |. g. Mengedörfer 
Ovenſtedt, Halle, Hävern, Glifen, Brüninghorſtedt und Weftenfelo ift ein 
Austaufch verabredet worten, und werden demnach zu völliger Landeshoheit 
abgetreten: a) an die Krone Preußen: königlich bannoverfcherfeits Die 
Dorfichaften Ovenſtedt und Hävern, b) an die Krone Hannover: föniglich 
preußifcherfeitös die Dorffchaften Glifen, Halle, Brüninghorftent und 
Weftenfelv. 

Art. 2. Don Sr. Majeftät dem Könige von Preußen wird abgetreten 
an die Krone Hannover die auf der Reute von Lemförde nad) Bohmte be— 
findliche, unten näher bezeichnete, durdy das Dorf Reiningen führende Chaufjee- 
ftrede, foweit folde das königlich preußifche Territorium berührt, fammt den 
dazu nn Gräben und Grabenfanten. 

er Anfangspunft diefer an die Krone Hannover abzutretenden Chauſſee— 
ftrede, ift von Lemförde aus, durd die im Jahre 1785 vereinbarte und im 
Jahre 1785 durch Grenzfteine bezeichnete Hoheitsgrenze beftimmt, und der 
Endpunkt ift die erfte drüce hinter der Brüde über ven Reininger Bad 
nad Bohmte zu, wofelbit die vereinbarte Hoheitsgrenze wieder eintritt, fo 
daß an jedem Theile der Chaufjeeftrede zwifchen Lemförde und Bohmte, ohne 
alle Ausnahme, die volle Kandeshobeit der Krone Hannover zuftebt. 

Nad der durd vie beiderfeitigen Wegebau-Dffizianten gemeinſchaftlich 
vorgenommenen Bermeffung und angefertigten, diefem Vertrage beigefügten, 
von denjelben atteftirten Karte, beträgt die Länge diefer abgetretenen Chauſſee— 
ftrede 525 Ruthen 4 Fuß Rheinländiſche Maaße. Die Breite der Straße 
in der Kappe ohne die zu beiden Seiten daran berlaufenden Chauffeegräben 
und die äußerften Grabenfanten oder Sohlbanf beträgt von dem Anfangs: 
punfte auf der Grenzlinie von 1785 an, durch das Dorf Neiningen bis zur 
Brüde über den Neininger Bach 34 Fuß rbeinländifh, und von da an bie 
zu der darauf folgenden Brüde nad Bohmte zu 40 Fuß rheinländifch, für 
die daran berlaufenden, an die Krone Hannover mit abgetretenen Gräben 
nebft Grabenfante ift die Normalbreite von 16 Fuß rheinländifch auf jeder 
Seite, incelufive der Grabenfante oder Sohlbanf, faft nirgends vorhanden, 
fondern es ift die wirflicd abgetretene Breite, wie foldhe auf der Karte ein- 
BEREADEN worden, ſehr verfchiedenartig. 

as zu beiden Seiten diefer an die Krone Hannover abgetretenen 
Chaufjeeftrede befindliche Territorium verbleibt, foweit cö bisher zum preu- 
ifchen Territorium gehört bat, nad der unten folgenden Grenzbeichreibung 
der Krone Preußen und wird nicht abgetreten. 

Da die volle Landeshoheit über dieſe Chauffeeftrede nunmehr auf die 
Krone Hannover übergeht, fo folgt daraus von felbft, daß der dort föniglich 
preußifcherfeits früher angelegte, feit dem 1. Juli 1834 aber vorläufig 
aufgebobene Zoll gänzlich hinwegfällt. 

Art. 3. Die königlich preußifcherfeitd nad den vorftehenden Artifeln 
abzutretenden Dorfichaften Glißen, Brüninghorſtedt, Weſtenfeld, Halle, ent: 
halten 146 bisher königlich preußifche Unterthbanen, dagegen enthalten die 
von Hannover an Preußen abzutretenden Dorfſchaften Ovenſtedt, Hävern, 
100 bisher föniglih hannoverſche Unterthanen. 

Da die Zahl der von Preußen an Hannover abgetretenen Unterthanen, 
die von Hannover an Preußen abgetretenen hiernach um 46 überfteigt, fo 
follen dieſe auf die preußifcherfeits an Hannover nod zu überweifenden, 
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im Eingange diefes Vertrags erwähnten 1654 Seelen abgerechnet werben. 
Statt Ueberweifung der biernach fehlenden 1608 Seelen macht fid) die Krone 
Preußen verbindlich, jeden Kopf mit einer jährlihen Rente von 3", Thlr. 
preußifch Courant zu reluiren und demgemäß an dem auf den 1. December 
jeden laufenden Jahres verabredeten Termin die Summe von Fünftaufend 
Sechshundert acht und zwanzig Thalern preußiſch Courant jährlich frei an 
die Generalfaffe in Hannover zu zablen. 

Die Ablöfung diefer Nente durch Capitalifirung zu 4 Prozent, ald dem 
25fachen Betrage, oder durch Lleberweifung von Domanialgefällen, weldye 
die Krone Preußen im Königreiche Hannover dermalen zu erheben berechtigt 
ift, bleibt einer ferneren Verabredung vorbebalten. 

Uebrigens verfteht es ſich von jelbft, Daß die nadı Ausweis des in Ab- 
Schrift bier beigefügten Protocolld vom 23. März 1830 vorläufig unter den 
beiderfeitigen Regierungen getroffenen Berabredungen, wegen der einftwei- 
ligen jährlih von der Krone Preußen für die 1654 Seelen zu zahlenden 
Rente bis zur erfolgten Auswecjelung der Natificationen dieſes Vertrags, 
in Kraft bleiben. 

Art. 4. Seine Majeftät der König von Preußen und Seine Majeftät 
der König von Hannover leiften Verzicht für Sid), Ihre Nachkommen und 
Nachfolger auf die in den vorjtehenden Artikeln 1. und 2, benannten wechjels 
feitig abzutretenden Dorſſchaften, Unterthanen und Gebietötheile, ſammt ven 
auf die abzutretende Landeshoheit fidh beziehenden Rechten, und foll die förm— 
liche wechfelfeitige Uebermweifung baldmöglichſt und fpäteftens innerhalb vier 
Wochen nad) der Auswechſelung des ratifieirten Vertrags erfolgen. 

Art. 5. Die Hoheitsgrenze ift unter Berüdfichtigung der in den vor- 
ſtehenden Artikeln 1. u. 2. vereinbarten wechjeljeitigen Abtretungen auf dem 
Grenzſtriche am rechten Weferufer von dem bannoverfchen Fleden Wiedenfahl 
und dem preußiichen Dorfe Roſenhagen (oder von dem f. g. Büdeburger 
Waldthore, der Stelle, wo die Grenzen von Hannover, Preußen und Kippe- 
Düdeburg zufammentreffen) an, bis zu dem Grenzfteine am Poſtdamme von 
dem hannoverfchen Kirchipiele Lär nad ver preußifchen Stadt Versmold 
unter Berüdfictigung des Grundfages, „die Landesgrenze möglichft der 
Grenze ver Privatbefigungen folgen zu laſſen,“ fo ee worden, wie 
die nachſtehende Grenzbeichreibung des Mehreren ergiebt. Zugleich ift ver- 
abrevet worden, daß auf den Punkten, wo die Hoheitsgrenze durch unge— 
teilte Marten und Gemeinbeiten führt, dieſelbe nad erfolgter Theilung, 
fomweit folches unter Berüdfichtigung der Convenienz der beiderfeitigen Landes— 
berrihaften thunlich fein wird, nad der Gemeinheitd- und Marfengrenze 
abgeändert werden full. Ebenmäßig ift die Hoheitsgrenze bei dem Dorfe 
Würgaffen over Würrigfen, nad Maaßgabe der nachfolgenden Grenzbe— 
ſchreibung regulirt worden. 

(Hier folgt die Befchreibung der Hoheitsgrenze zwifchen dem König: 
reiche Preußen und dem Königreihe Hannover auf dem rechten und linfen 
Weferufer.) 

Art. 6. Beide Allerböchfte Contrahenten verzichten auf alle bisherigen 
lanteshoheitlihen Anſprüche jenfeitd der Hobeitögrenze in dem Maaße, wie 
foldyes der nunmehr feitgeftellten Grenzbeftimmung und dem übrigen Inhalte 
dieſes Vertrages entipricht. Auch foll die gegenwärtig erfolgte Feftftellung 
der Hoheitögrenze gleichzeitig mit der nach Artifel 4. berührten Ueberweiſung 
und zwar balvthunlichit und fpäteftens innerbalb vier Wochen nad ver 
Auswechſelung des ratificirten Bertrages in Wirffamfeit treten. 

Art. 7. Da die jegt vereinbarte Hoheitsgrenze als ſolche die Schei- 
dung aller landesherrlichen Gerechtſame und Pflichten, in fofern nicht be— 
fonvere Ausnahmen deshalb verabredet jein oder auf befonderen Rechts: 
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verhältniffen beruhen follten, nach fich zieht, fo foll auch vie Befteuerung 
des Grundeigenthbums in Zufunft der Landesgrenze folgen. 

Diefer Grundfag tritt gleichzeitig mit ver jegigen Grengbeitimmung in 
Wirkſamkeit. Inzwiſchen bleibt die Ausgleihung und Entſchädigung wegen 
der nod zur Zeit beſtehenden, durch den gegenwärtigen Vertrag aber auf> 

ehobenen Bejteuerung einiger jenfeits der Hoheitsgrenze belegenen Grund— 
Hide einem bejonderen Steuer-Ausgleichungs-Receſſe vorbehalten. Nur bei 
Abtretung der nad den Artifeln 1. u. 2. auszutaufchenden Ortſchaften und 
Sebietstheile, — wobei eine folhe Entihäpigung nicht eintritt — findet 
hiervon eine Ausnahme Statt. Es verfteht ſich jedoch von felbit, daß in 
Beziehung auf die Befteuerung der verfchievenen an den Grenzen belegenen 
Grundſtücke fünftighin diejenigen Rechte und Grundfäge Anwendung finden 
werden, welde in dem Lande gelten, in dem die Grundſtücke belegen find. 

Art. 8 Die Communication auf denjenigen Wegen, deren Mitte die 
Hoheitsgrenze bildet, und die daher in Anfehung ver Benugung gemein- 
Ichaftlidy für beide Kanveshoheiten find, foll von jeder Steuer: und Zoll ° 
Abgabe befreit fein. Inzwifchen follen zur Verhütung von Defrauden die 
Transporte fteuers oder zollpflichtiger Gegenjtände mit der amtlichen Be— 
zettelung der legten, auf einfeitigem Gebiete belegenen Steuer- over Zoll: 
ftele — zu beurtbeilen nad) der Richtung, in welcher der Transport geführt 
wird — begleitet und diefe Kegitimationen von den zur Ausübung der Steuer: 
oder ZolleEontrolle verpflichteten oder berechtigten Angeftellten des anderen 
Staats auf gleihe Weife refpeetirt werden, wie wenn eine ÖSteuer- oder 
Zollftelle des eigenen Staates die Legitimationen ertheilt hätte. Die Er- 
theilung dieſer Kegitimationen und die Ausübung der Controlle auf den ge— 
meinfchaftlihen Communicationsitraßen richtet ſich im alle der Verfchieven- 
heit der Gefeggebungen beider Staaten nad) ven Gefegen desjenigen Staats, 
von deſſen Behörde die Kegitimationen ausgeftellt worden, oder deſſen Ge: 
biet der Transport, feiner Richtung nach, zulegt verlaffen bat. 

Solde Grenzbewohner, welche auf ven beregten Communicationswegen 
gewöhnliche ländliche Erzeugniſſe mit Ausſchluß aller Fabrifate und der 
Materialwaaren (namentlich mit Ausfchlug von Branntwein, Zuder, Syrup, 
Tabak 20.) transportiren, wegen der Entfernung von der betreffenden Steuer— 
oder Zollbehörde aber ohne erhebliche Beläftigung die fraglichen Kegitimationen 
fi) zu verfchaffen nicht im Stande find, follen zwar von der Verpflichtung, 
dergleichen Legitimationen vorzuzeigen, befreit, jedoch ſchuldig fein, über 
die zu transportirenden Gegenftände erforderlichen Falls Befcheinigungen 
ihrer Ortsbehörden beizubringen. 

Ein folder Fall wird als vorhanden angenommen, wenn bie nächfte 
Amtsftelle von dem Abfendungsorte eine halbe Meile entfernt liegt und aud 
in der Richtung, welche der Transport zu nehmen bat, eine Amtsftelle nicht 
berührt wird. Auch fünnen diefelben den ordnungsmäßigen Nevifionen von 
Seiten des Steuer: und Zoll oder anderer zur Verhütung von Defrauden 
gefeglich angewiefenen Angeftellten ſich nicht entziehen. Der Communications— 
weg zwifchen ven Dorfichaften Leeſe und Loccum, foweit folder. nady der 
Grenzbejchreibung auf dem rechten Weferufer Nr. 18. und 19. durch könig— 
Bus Gebiet führt, wird ebenfalls als ein gemeinſchaftlicher Weg 

ehandelt. 

Auf den Communicationsweg zwiſchen Buchholz und Schlüſſelburg, die 
ſ. g. Kogel- und Marſchſtraße, ſo weit derſelbe am linken Weſerufer nach 
Nr. 4. und 5. der Grenzbeſchreibung durch königlich hannoverſches Gebiet 
führt, finden für den wechfelfeitigen Verkehr mit den Producten des Ader- 
baues, der Viehzucht und der Forftwirtbichaft die gleich unten sub B. fol- 
genden Beftimmungen wegen Communication der Orenzbewohner binfichtlic 
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ihrer über vie Grenze liegenden Grunpftüde Anwendung, ohne daß e8 er- 
forderlich ift, daß die Verkehrenden dort einen verbundenen Grundbefig haben. 

Die Transporte müffen aber mit den nämlichen Legitimations-Papieren 
oder Urfprungs-Eertificaten begleitet fein, die oben für die Benugung der 
gemeinſchaftlichen Wege vorgeichrieben find. 

Auch foll den beiderfeitigen betreffenden Verwaltungsbehörden geflattet 
fein, unter Berüdfichtigung und Befolgung der vorftehenden leitenden Grund 
füge, nad Maafgabe der gefammelten Erfahrungen über die nach der Dert- 
lichfeit etwa wünfchenswertben und erforderlichen Modificationen diefer in 
Anfehung der gemeinfhaftlichen Wege getroffenen Beftimmungen demnächſt 
ſich zu vereinbaren. 

Die Producte des Aderbaues, ver Viehzucht und der Forftwirtbfchaft, 
welche Grenzanwohner von ihrem von der Landesgrenze durchfchnittenen und 
dur eine und diefelbe Öconomifche Bewirtbichaftung verbundenen Grund» 
befige beziehen, follen abgabenfrei in das Gebiet, in weldem fi die Sohl— 
ftätte folder Grundftüde befindet, eingeführt werden, auch foll überhaupt 
eine völlig abgabenfreie Communication mit den zum Betriebe der Yand- 
oder Forftwirtbichaft oder Viehzucht erforderlichen Gegenftänden zwifchen ven 
verfchiedenen Theilen jenes Grundbeſitzes ftattfinden. 

Solide Grenzanwohner haben jedoch, wenn es von der Steuer= oder 
Zollbehörde verlangt wird, durch Beicheinigungen ihrer Ortsbehörde nach— 
zuweifen, daß fie jenfeits der Doheitögrenze Grundftüde beſitzen, und fünnen 
jolde auch den orbnungsmäßigen Nevifionen von Seiten der Steuer- oder 
Zoll- oder anderer zur Verhütung von Defrauden gefeglih angewiefenen 
Angeftellten ſich nicht entziehen. 

Für die zu Pachtzins-, Zehnt- und fonftigen Natural-Abgaben in dem 
jenfeitigen Randesgebiete verpflichteten beiderfeitigen Untertbanen foll ebenfalls 
eine fteuer- und zollfreie Aus- und Einfuhr ſolcher Gefälle, unter Beobach— 
tung der von den oberen Steuer= oder Zollbebörden des betreffenden Staats 
erlaffenen oder nody zu erlajenden Gontroll» Borfchriften ftattfinden. Da— 
gegen find jevodh die Bewohner aller zu Gütern over Colonaten in dem 
jenfeitigen Landesgebiete gehörigen Pachthöfe und Deuerbäufer unbedingt 
denjenigen indireeten Steuern und Zoll-Abgaben und ſich darauf beziehenden 
Geſetzen unterworfen, welche in dem Lande gelten, worin fie wohnen, ohne 
dag der Verband mit einem auswärtigen Gute oder Golonate ihnen irgend 
eine Befreiung gewähren kann. 

Endlich ift auf der nach Art. 2. an die Krone Hannover abgetretenen 
Chauffeeftrefe den an beiden Seiten wohnenven föniglich preußischen Unter: 
tbanen der ungeftörte nachbarlidıe Verkehr, ingleiden auch den königlich 
preußifchen Givilbeamten und Militair die freie Communication geftattet, 
und foll von denfelben überall fein Zoll» und Wegegeld auf dieſer Chauſſee— 
itrede erhoben werden. 

Es verfteht fich übrigens von ſelbſt, daß durd diefe Beftimmungen die 
königlich bannoverfche Regierung in denjenigen Anordnungen nicht gehinvert 
werden kann, welde fie nach der ihr zuftehenden Juſtiz- und Polizeigewalt, 
fo wie nach Anleitung ihrer Steuergejeggebung zur Sicherung gegen Steuer: 
und Zoll-Eontraventionen für nothwendig bält. 

Art. 9. Da durd die Abtretung ver Chaufjeeitrede bei Reiningen auch 
die Juſtiz- und Polizeigewalt über diefelbe auf Hannover übergeht, vie be> 
jondere Lage diefer Strede aber zum Schutze der öffentlichen Sicherheit und 
zur Berbütung von Verbrechen und Freveln aller Art im Intereſſe beider 
Staaten die gegenfeitige Zuficherung aller möglichen Hülfe erbeifcht, fo wird 
in diefer Hinſicht Folgendes feftgelegt: Die beiverfeitigen Regierungen ver— 
pflichten fih, alle Berbrechen, Frevel und Vergehen, welche ihre Unterthanen 
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auf und an diefer Ehauffee verübt haben, ſobald fie davon Kenntniß er— 
halten, nach den Gefegen des Inlandes unterfuchen und beftrafen zu laffen. 

Die königlich hannoverfche Regierung wird nad) erfolgter Uebergabe 
der Chauffeeftredfe die Ausübung der Gerichtsbarfeit und Polizeigewalt über 
diefelbe, insbefondere die Unterfuhung und Beftrafung der darauf verübten 
Verbrechen und Frevel einem möglichft nabe gelegenen föniglich hannoverſchen, 
der Föniglich preußifchen Regierung demnächſt namhaft zu machenden Amte 
übertragen, weldes dabei die im Königreich Hannover geltenden und dem— 
nädhft auch auf die beregte Chauffeeftrefe anwenpbaren Geſetze und Bor- 
Schriften zur Direction ſich wird dienen laffen. 

Zur Entdeckung aller Frevel und Verbrechen, welde auf und an dieſer 
Chauffeeftrede verübt werden möchten, fowie zur Ergreifung der Verbrecher 
und Frevler follen die beivderfeitigen betreffenden Behörden fich die bereit- 
willigfte Hülfe leiften und ihre Untergebenen anweifen, bei Ausübung ihrer 
Dienftpflicht jede, das gute Vernehmen ftörende Neibung forgfältig zu vers 
meiden. Auch wird den beiderfeitigen Officianten geftattet, die auf frifcher 
Ihat betroffenen Verbrecher und Frevler aller Art, welche auf und an diefer 
Chaufjeeftrede Berbrechen und Frevel begangen haben, entweder auf der 
Chauffee felbft unter Vorbehalt der Ablieferung an die zuftändige königlich 
bannoverjche Behörde zu verhaften, oder innerhalb einer halben Stunde 
von der Ehauffee ab auf das jenfeitige Gebiet zu verfolgen und dort 
anzubalten. 

Gefchieht legteres, fo find die Angebaltenen dem nächften Gerichte des— 
jenigen Gebiets, worauf ihr Ergreifen erfolgt ift, vorzuführen. Findet diefes, 
daß das Verbrechen over der Frevel auf demfelben Gebiete verübt worden, 
wo die Ergreifung des Verbrechers oder Frevlers ftattgebabt, over ift 
Zesterer ein Untertban viefes Gebiets, fo kann eine Auslieferung nicht ver: 
langt werben. Diefe ift aber nicht zu verweigern, vielmehr fofert zu be- 
wirfen, wenn der Verhaftete in dem Gebiete des anderen Staats ein Ver— 
brechen begangen bat, und entweder ein Unterthban dieſes Gebiets oder ein 
einem dritten Staate angeböriger Fremver ift. 

Ferner wird den offieiellen Angaben der competenten eitlid, verpflichteten 
Dffieianten von der zur Aburtheilung geeigneten Behörde jener Glauben 
beigemefjen, welchen die Geſetze den officiellen Angaben ver inländiſchen 
Beamten derfelben Klaſſe beilegen. 

Den beiderfeitigen betreffenden Officianten wird geftattet: auf denjenigen 
Wegen, deren Mitte die Grenze bildet, welde daher in Anfebung der Be— 
nutzung gemeinfchaftlid für beide Kanvdeshoheiten find, Verbrecher und Frev— 
ler anzubalten, jevody nur unter der Bedingung ver fofortigen Ablieferung 
föniglich bannoverfcher Untertbanen an die zuftändigen königlich hannoverſchen 
Behörden, und umgefehrt föniglicd preußischer Unterthanen an die Föniglich 
preußifchen Behörden; Fremde, d. h. einem dritten Staate angebörenve 
Untertbanen, werden an die competente Behörde desjenigen Staats abge- 
liefert, in deſſen Bezirke fie ein Verbrechen oder einen Frevel begangen 
haben. Im Uebrigen finden die binfichtlich der Neininger Chauffecftrede 
getroffenen Verabredungen wegen der Verpflichtung der beiderfeitigen Re— 
gierungen, die auf und an jener Strede begangenen Verbrechen und Frevel 
unterſuchen und beftrafen zu laffen, ferner wegen Verfolgung der auf frifcher 
That betroffenen Verbrecher und Frevler und wegen Eonftatirung eines Frevels, 
fowie wegen geaenfeitiger Willfährigfeit der beiderfeitigen Officianten auch 
auf die gemeinfchaftlihen Wege, deren Mitte die Hoheitsgrenze bilvet, ihre 
Anwendung. 

Für die Unterhaltung der gemeinfchaftlihen Wege wird von den beider: 
feitigen competenten Behörden Sorge zu tragen fein, welche fi auch über 
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das Eoncurrenz-Berbältniß nad Maaßgabe desjenigen, was darunter bisher 
beobachtet worden, zu vereinigen haben. 

Die vorftehenden, nur die Ausübung der Juſtiz- und Polizeigewalt 
auf der Neininger Ehauffeeftrede und ven gemeinfcaftlihen Wegen bezie- 
lenden Beftimmungen beziehen ſich übrigens nicht auf Steuers und Zoll: 
Eontraventionen, in Anſehung deren eine gegenfeitige Nechtshülfe durch diefen 
Vertrag nicht zugefichert wird, vielmehr bejondere etwa zu treffende Berein- 
barungen zur Anwendung fommen werden. 

Um die nachtheiligen Folgen einer Trennung des Grundbeftandes von 
Colonaten durd die Hoheitsgrenze möglichft zu befeitigen, fol bei allen frei— 
willigen oder nothwendigen gerichtlichen, oder von competenten öffentlichen 
Beamten befchafft werdenden Verkäufen von Colonaten oder Sohlftätten (zu 
den nach der Stelle, wo der Haupthof oder das Dauptwohngebäupe 
liegt) deren Grundbeftand durd die Landesgrenze getrennt ift, die amtliche 
Geſchäftsbeſorgung fih allgemein nach dem Berhältniffe, dem das Colonat 
oder die Sohljtätte unterworfen ıft, auch auf die im Auslande belegenen 
untrennbaren Zubebörungen (deren Dualität nad ver Gefeggebung des 
Landes, worin der Haupthof oder das Dauptwohngebäude liegt, zu beurs 
theilen ift) ausdehnen, wobei die auswärtigen Behörden alle Rechtswill— 
fahrung zur Erreihung des beabfichtigten Zwedes ohne irgend einen Anz 
Iprud auf eigene Competenz zu leiften haben und wobei Ar im Falle eines 
eingetretenen Concursverfahrens die Befriedigung der Gläubiger lediglich 
von dem für das Colonat over die Sohlftätte competenten Gerichte zu be— 
forgen ift. Zugleich foll die Ausübung der Gerichtsbarkeit in Anfehung des 
gefammten Hypothekenweſens über die vorhin bezeichneten untrennbaren Zus 
behörungen lediglich von dem für das Colonat oder die Sohlſtätte zuftän- 
digen Richter ausgehen, welder dabei namentlich auch ſoviel die Eintra- 
aung der Hypotheken in Hypothekenbüchern ꝛc. betrifft, die für das Colonat 
oder Hauptgut geltenden Gefege und Borfchriften zu befolgen verpflichtet ift. 

Inzwiſchen verfteht es jich hierbei von ſelbſt, daß Rechte und Vorzüge 
der nad den Gefegen des Yandes, worin die Grundftüde bisher belegen 
gewejen find, etwa bereits gültig begründeten Hypothefen und Privilegien 
hierbei vom Nichter gehörig werden berüdfichtigt werden, fowie aud aus 
den obigen Beftimmungen ſich ergiebt, daß felbige auf |. g. trennbare Per: 
tinenzen oder Erbländereien, — welde lediglich dem nach der Geſetzgebung 
des Landes, worin fie liegen, zuftändigen Richter unterworfen find — fi) 
nicht beziehen. Uebrigens follen durch den nad den vorftehenden Beftim- 
mungen bezwedten ungetrennten Verkauf der Colonate, die in Anfehung der 
öffentlichen Laſten beftebenden Verhältniſſe nicht verändert werden, dergeſtalt, 
daß alle auf den im Auslande belegenen untrennbaren Zubehörungen des 
Colonats oder der Sohlftätte haftende Steuern und öffentliche Laſten jeder 
Art, die rüdjtändigen, wie die laufenden, felbft während eines über den 
Hof ausgebrochenen Concurſes ohne Mangel entrichtet und getragen werben, 
und durd den auswärts vor fich gehenden Verfauf des Colonats die Bes 
fugniß, wegen jener Steuern und Laften an die Grundftüde ſelbſt, auf 
welchen fie haften, ſich zunächſt und unmittelbar zu halten, nicht alterirt 
werden joll. 

Bei Privatftreitigfeiten über die ald Hoheitögrenze angenommenen Eins 
friedigungen von Grunpftüden follen fofort die beiverfeitigen betreffenden 
Obrigkeiten zufammentreten, um die wahre Landesgrenze nad) den Beftim- 
mungen dieſes Vertrags in Gewißheit zu fegen, und wenn dieſes geſchehen, 
den beiderfeitigen berbeiligten Untertbanen darüber das Nöthige eröffnen, 
worauf es dieſen indeß überlaffen ift, ihr vermeintliches Necht bei dem zu- 
ftändigen Gerichte zu verfolgen. Sollte demnächſt durch richterlihe Ent— 
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ſcheidung eine von der Territorialgrenze abweichende Privatgrenze beftimmt 
werden, fo bleibt — wie fid) obnebin von felbft verfteht — es unbenommen, 
biernacdh den Lauf der Hoheitsgrenze abzuändern, dafern folches ver Eon- 
venienz der beiverfeitigen Regierungen entfprecdhen würde, 

Art. 10, Die landeöherrliche Jagd» und Fiſcherei-Gerechtſame follen 
durd die Hoheitögrenze gänzlich geſchieden (und hiernach wechjelfeitig abge: 
treten) fein. 

Jedoch bleibt die Anwendung viefes Grundfages und die Ermittelung 
einer hiernach dem einen oder andern Staate etwa zufommenden einiger: 
maaßen erheblichen Entſchädigung noch ausgefegt, und werben die besfalle 
anzufnüpfenden Unterhandlungen an vie wegen Austaufches der Dominial- 
gefälle einzuleitenden verwiefen. 

Art. 11. Die den beiderfeitigen Staaten zuftehenden Eigenthumsrechte 
der Domainen und Domaniale oder gutsberrlichen Serechtfame erleiden durch 
diefe Grenz-Regulirung feine Veränderung und werden nicht mit abgetreten; 
fie follen jedoch bei den balvigft einzuleitenden Unterhandlungen über ven 
Austaufch der wechfelfeitig zu erbebenden Domanialgefälle berüdfichtigt werben. 

Art. 12. Alle und jeve Rechte von Privatperfonen und Corporationen, 
welcher Art fie auch feien, werden durch die Hoheitslinie nebft den damit 
verbundenen Abtretungen nicht verändert, und wie beide Allerhöchite Landes— 
herrſchaften denſelben den gebührenden rechtlichen Schuß angeveiben laffen 
wollen, jo follen auch die beiderfeitigen Behörden in allen Fällen ven Rechten 
auswärtiger Unterthbanen und orporationen die forgfältigfte Berüdfichti: 
gung widmen. 

Art. 13. Ale aus dem Communale, Gemeinheitd- over Marfen- 
Verbande folgende, oder fich darauf beziebende Rechte und Pflichten follen 
auf feine Weife durd die requlirte Hoheitsgrenze gefränft fein und werden, 
es mögen diefe Nechte und Pflichten Einzelnen zuftehen oder für Gemein: 
heiten und fonftige Corporationen beftehen. Da, wo die Hoheitsgrenze durd 
noch ungetbeilte ir die beiderfeitigen Unterthanen gemeinfcaftlidhe Gemein- 
heiten oder Marken führt, follen vie beivderfeitigen Behörden angewiefen 
werden, deren Theilung zu befördern und die Grenze möglichft fo zu ver: 
einbaren, daß darnach aud der Kauf der Hoheitsgrenze abgeändert und feſt— 
geftellt werden kann. 

Art. 14. Die auf den gegenfeitig nach den Artifeln 1. und 2. abzu- 
tretenden Ortſchaften und Yandesgebieten etwa baftenden Landesſchulden 
werden gegen einander aufgehoben und verglichen, dergeftalt, daß weder die 
Krone Dannover etwas von preußifchen, nod die Krone Preußen von 
bannoverfchen Yandesfchulden übernimmt. 

Art. 15. Diejenigen, den wechſelſeitig zu überweifenden Ortfchaften 
angebörigen Individuen, welde kraft der Militair- Aushebungsgefege fich 
im Militairdienfte befinden, werben fofort nach erfolgter Ueberweiſung jener 
Ortſchaften in ihre Heimath entlaffen und die namentlichen Verzeichniffe 
davon gegenfeitig mittheilt. 

Art. 16. Die Gebäude in den nad Art. 1. wechfelfeitig zu überwei- 
fenden Drifchaften gehen aus dem Verbande der Brand-Afjecurationsfaffe 
des Landes, dem fie bisher angehört haben, in die betreffente Feuer-Ver— 
fiherungs-Anftalt des Staats über, an den fie abgetreten werden, jedoch 
unbefchadet der dabei demnächſt etwa gefeglih oder verfaffungsmäßig ein— 
tretenden Veränderungen, 

Zu dem Ente follen die behufigen Werzeichniffe über die Verfiherungen 
fofort bei der Ueberweiſung wechſelſeitig ausgeliefert werden, um danach das 
Erforverlidhe wegen des Tags des Ueberganges binfichtlich der verfchiedenen 
Nereptionstermine und der daraus entftandenen Verpflichtungen feftzuftellen. 
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Art. 17. Die bisherigen firchlichen und damit in Verbindung fteben- 
den Schulverhältniffe in den mwechjelfeitig zu überweifenden Ortſchaften follen 
vorläufig bis auf weitere Feftfeßung fortbeftehen. Auch verbleibt den Geift- 
lichen, Schul» und Kinder-Lehrern ver Genuß ihrer Emolumente und fon- 
ftigen Einfünfte bis auf weitere Beftimmung. Diefelben follen aber ver 
pflichtet fein und von ihren vorgefegten Behörden dazu angewiefen werden, 
den Verfügungen Folge zu leiften, welde die Regierung jedes Landes in 
Beziebung auf die ihrer Landesboheit unterworfenen Diftriete und Unter— 
tbanen zu erlaffen nöthig finden vürfte. Es wird jedoch zwifchen beiden 
Staaten in dazu geeigneten Fällen, befonders bei eintretenden Bacanzen, 
für die Fünftige und baldige Aufhebung der in firchlicher Beziehung, im— 
gleichen in Anjehung des Schulwelens unter beiden Staaten vorfommenden 
gemifchten Verhältniſſe, und Dabei zugleich dafür geforgt werben, daß bei 
den desfalls für nöthig befundenen und eintretenden Veränderungen die ders 
maligen Inhaber ver geiftlihen, auch Schul: und Lehrerftellen eine ange- 
meſſene Entſchädigung erhalten. In Folge der Abtretung der Landeshoheit 
geht auch das bisher der Krone Preußen zugeftandene Patronat über die 
Sculjtellen zu Brunningborftedt und Weſtenfeld an die Krone Hannover über, 
und wird das bisherige Patronat über die Schulftelle in dem hannoverſchen 
Dorfe Kangern, Amts Stolzenau, wegen derfelben obwaltenden Verhältniſſe, 
ebenfall$ von ver Krone Preußen an die Krone Hannover abgetreten, 

Art. 18. Ale Urkunden, Karten, Küutafter, Acten und Nachrichten, 
die nach Artikel 1.2. und 6, abzutretenden Diftricte betreffend, follen, wenn 
darin feine fremdartigen Gegenſtände berührt find, in originali, fonft aber 
in beglaubter Abfchrift von ven Behörden gegenfeitig binnen den nächften 
6 Monaten, vom Tage der Natification dieſes Vertrags an, ausgeliefert 
werden. 

Die Ertracte aus den Hypotbefenbüchern über die inferibirten Hypotbefen, 
die Vormundſchaftsacten über nod anhängige Vormundfchaften und die Arten 
über noch anbängige Proceffe, follen jedoch ſchon früber und möglichtt aleich 
bei der Meberweifung an die neuen competenten Behörden ausgehändigt 
werden, foweit Died unbefchadet des Intereſſes der betheiligten Parteien ge: 
icheben fann. 

Alle diefe Auslieferungen gefcheben Foftenfrei und ohne Vergütung von 
Eopialien, indem die empfangende Behörde nur das Porto oder die Trans— 
portfoften zu bezablen bat. 

Art. 19. Bon der vereinbarten Landeshoheitsgrenze fol durch beiver- 
feitige beeidigte Geometer gemeinichaftlih eine Grenzfarte aufgenommen und 
von den beiden landesherrlihen Commiffarien beglaubigte und unterfchrieben 
werden. uch foll diefe vereinbarte Hoheitölinie nach der Natification dieſes 
Bertrages noch einer genauen Abgrenzung auf gemeinfchaftlihe Koften ge: 
börig bezeichnet werden und zwar: 1) Auf allen vorzüglich zu bemerkenden 
Grenzpunkten, nämlich folden, welde der Grenzlinie eine Hauptrichtung 

eben, oder welde eine Berdunfelung der Grenze zur Folge haben fünnten. 
ier ift die Grenzlinie zu bezeichnen durd regelmäßig behauene Grenzfteine 
von mindeftens 4 bis 6 Auf Länge, verfehen auf der einen Seite mit dem 
Buchſtaben P. und auf der anderen mit dem Buchftaben H. und mit der 
untergefegten Jahreszahl 1837, und find diefe Steine in der Art aufzurichten, 
daß fie resp. 2 und 3 Fuß in die Erde gelangen. 2) Auf den nicht be- 
ſonders ſich auszeichnenden Grenzpunften jollen dagegen f. g. Zwifchenläufer 
oder Zmifchengrenzfteine von 3 bis mindeftens 2 Fuß Länge, mit gleichen 
Buchſtaben verfeben, in angemeffenen Entfernungen eingefegt werben, um 
die fortlaufende zweifelöfreie Richtung der Grenze zu bezeichnen. 3) Auch 
foll, wo das Lokal es geftattet, bin und wieder in Streden von einigen 
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Nuthen ein Grenzgraben gemeinfchaftlich aufgeworfen werden, damit ver 
Grenzlauf in entfprechender Weife jo fennbar als möglich gemacht werde. 

iefe Grenzzeichen follen in die anzufertigende Grenzfarte eingetragen 
werden. Den beiden lanvesherrlichen Commiffarien bleibt e8 nach Ratificas 
tion diefes Vertrages lediglich überlaffen, nad vorftehender Grundlage die 
Abgrenzung anzuordnen und zu bewerfftelligen. Es follen jedoch über das— 
jenige, worüber die Commiffarien ſich vereinigt haben werden, und über die 
hiernach beichaffte Abgrenzung gemeinſchaftlich vollzogene Protocolle aufge: 
nommen werben. 

Art. 20. Damit jeder Ungewißheit über die Grenze, welche im Kaufe 
der Zeit fich bilden könnte, thunlichft vorgebeugt werde, follen die beider: 
feitigen betreffenden Grenzbehörden genau auf die Grenze achten, bei Ir— 
rungen und Zweifeln, weldye ſich ergeben möchten, fofort gegenfeitig Mitthei— 
lung maden, auf gütliche Ausgleihung forgfältig Bedacht nehmen, von 5 
zu 5 Jahren zu einer allgemeinen Revifion fchreiten und dabei jede Diffe- 
ren; auf den Grund dieſes Vertrages und der Grenzregulirungs-Berhand- 
lungen möglichſt befeitigen. 

Art. 21. Es verpflichten ſich die beiderfeitigen Regierungen alle und 
jede Frevel, welche von ihren Unterthbanen an den nach Art. 19. aufzuftel- 
lenden Grenzzeichen verübt werden follten, und jede Grenzverrückung nad 
den Gefegen des Landes, deſſen Unterthan der Angefchuldigte ift, von den 
zuftändigen Behörden unterfuchen und beftrafen zu laſſen. Auch foll die be: 
treffende auswärtige Behörde, Falls diefe die Anzeige von dem begangenen 
Trevel gemacht hat, von dem Refultate der eingeleiteten Unterfuchung obne 
Verzug durch diejenige Behörde, welche die Unterfuchung geführt hat, in 
Kenntniß geſetzt werden. 

Art. 22. Sollte wider Erwarten nad der Ratification des Vertrages 
über die — der Hoheits-Grenzzeichen irgend ein Zweifel hervor— 
treten, und ſich bei dieſer Feſtſtellung der Grenzzeichen namentlich ergeben, 
daß in Anfertigung der Grenzbeſchreibung ein Irrthum entſtanden wäre, 
ſo ſind die beiderſeitigen Commiſſarien zu deſſen Beſeitigung ermächtigt. 

Art. 23. Dieſer Vertrag ſoll ratificirt, und die Ratificationen bald— 
möglichſt ausgewechſelt werden. 

Zu Urkund deſſen haben die beiderſeitigen Bevollmächtigten ihn unter— 
zeichnet und mit ihrem Wappen unterſiegelt. 

So geſchehen Bückeburg, den 25. November 1837. 


11. Erneuerte Durchmarſch- und Etappen-Convention. 25. Mai 1838, 
publicirt 23. Auguſt 1838. 


Der unterzeichnete föniglich preußifche Geheime Staats- und. Cabinets- 
Minifter und Minifter ver auswärtigen Angelegenheiten erflärt bierdurd: 
daß, nachdem die zwifchen dem füniglich preußifchen und Füniglich hannover: 
fchen Gouvernement am 6. Dezember 1816. abgefchloffene und im Jahre 
1827. verlängerte Durchmarfch- und Etappen-Conyention mit dem 1, Januar 
v. 3. abgelaufen ift, und feitdem nur ſtillſchweigend fortgedauert bat, eine 
Erneuerung und refp. Mopification derſelben jedoch von den beiderfeitigen 
Souvernements für nothwendig und angemefjen erachtet worden, die beider- 
feitigen betreffenden königlichen Minifterien Namens ihrer Regierungen die 
nachftehende andermeite Lebereinfunft abgeichloffen haben: 

$. 1. Die Militairftraßen, welche die beiderfeitigen Allerböchften Gou— 
vernements für die durchmarfchirenden Truppen feftgefegt haben, begreifen 
folgende Linien: 
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A. Für die königlich preußifchen Truppen: 1) Bon Wolfenbüttel über 
Groß-Lafferde nad Silvesbeim, und von da, a) nach Alfeld auf Efchers- 
haufen, b) nad Coppenbrügge auf Divdendorf. 2) Bon Heiligenftadt über 
Nörtben, Einbed, und Alfeld nad GCoppenbrügge auf Olvenvorf. 

Gegen Einräumung der Straßen von Hildesheim über Alfeld, fällt vie 
bisherige Straße über Hameln weg, und gegen Cinräumung der unter 
Nr. 2. bezeichneten Straße ift von dem föniglich preußifchen Gouvernement 
diejenige Militairftraße, welche nad den unterm 29. Mai 1815. zu Wien 
abgejchloffenen Tractaten über Gifhorn, Celle u. ſ. w. führen follte, für vie 
Zeit des Friedens völlig aufgegeben und wird nur für den all eines 
Krieges und der hierdurch fich verändernden Truppen>Directionen vorbehalten. 

B. Für die föniglich bannoverichen Truppen: Von Osnabrüd über 
Ippenbühren nad Rheine auf Bentheim. 

$. 2. Die Etappen-Pauptorte, deren Entfernungen von einander und 
die ihnen beigelegten Rayons find folgende: 

1) Auf der Straße von Wolfenbüttel nab Eſchershauſen 
oder Oldendorf: von Wolfenbüttel nad Groß=Lafferde, mit Klein— 
Lafferde, Gadenſtedt, Lengede, Münftadt, Oberg, Groß-Ilſede, Adenftadt, 
Steinbrüd, Söblve, Groß-Himſtedt, KleinsHimftedt, Bettrum, Feldbergen, 
Oedlum, Möllme, Garmiſſen, Garbolzum, Hoheneggelſen 3 Meilen; von 
Groß-Lafferde nach Hildesheim, mit Steuerwald, Simmelsthär, Sorfom, 
Emmerfe, Groß-Eſcherde, KleinsEfcherde, Groß-Giefen, Klein-Gieſen, Bett 
mar, Drispenftedt, Barenftent, Einum, Dinflar, Kemme, Adtbum, Uppen, 
Scelverten, Morisburg, Achterſum, Harfum, Hönnerfum, Borfum, Hafede, 
Afel, Machtſum 3 Meilen; von Hildesheim nach Alfeld, mit Sad, Langen— 
bolzen, Gerzen, Imſen, Yimmer, Fährfte 3", Meilen; von Alfelo nad 
Eichershaufen 3 Meilen; von Hildesheim nad Coppenbrügge, mit Brünnig- 
baufen, Brullfen, Neuftadt, Hohnſen, Herfenfen, Bentorf, Dörpe, Marienau 
und PVolldagjen, Hemmendorf, Salgbemmenvorf, Yauenftein, Belfingen, 
Dideſſen, Behrenfee, Oldendorf, Bensvorf, Derfum, Bigperode 4 Meilen; 
von Coppenbrügge nach Adendorf 4 Meilen. 

2) Aufder Straße von Heiligenftadtnad Oldendorf (ſ. $.3.): 
von Deiligenftadt nad) Nörthen 5 Meilen; von Nörthen nach Einbed 3%, Meilen; 
von Einbed nad Alfeld 3! , Meilen; von Alfeld nach Coppenbrügge 4 Meilen. 

3) Auf der Straße von Dsnabrüf nad Bentheim: von 
Osnabrück nad Ippenbühren, mit Lehne, Klofter Gravenhorft, Puſſelbühren, 
Langenbeck, Weftcappeln nebſt Dependenz, Lotte, Mettingen, Bevergen 3'; 
Meilen; von Ippenbühren nad Rheine, mit dem Kirdyfpiele Rheine und 
Dependenz, Meſum nebſt Depenvenz, Neuenfirchen nebft Dependenz 3 Meilen; 
von Rheine nady Bentheim 3 Meilen. 

$. 3. Die durdhmarfchirenden Truppen (mit Ausnahme von Fleinen 
Detafchements bis 50 Mann, welde in die Baraden [Drvonnanzhäufer] 
fommen, fobald viefelben eingerichtet fein werden) find gehalten, nad 
jedem als zum Bezirk gehörig bezeichneten Drte zu geben, welder ihnen 
von der Etappen: Behörde angewiefen wird; es fei denn, daß biefelben 
Artillerie-, Munitions- oder andere bedeutende Transporte mit fich führen. 
Diefen Transporten, nebft der zur Bewadhung erforderliden Mannfchaft, 
müſſen ftets ſolche Ortſchaften angewiefen werden, weldhe hart an ber 
Militairftraße liegen. Andere Ortfchaften, als die oben erwähnten, dürfen 
den Truppen nicht angewiefen werden, den Fall ausgenommen, wenn be> 
deutende Armee» Corps in ftarfen Echelons marſchiren. In ſolchen Fällen 
werden fich die mit der Dislocation beauftragten Dfficiere mit den Etappen: 
Behörden über einen weiter auszudehnenden Bezirk vereinigen. 

In fofern den königlich preußifchen Truppen bei ihrem Durchmarſche 
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auf der Straße von Wolfenbüttel nach Efcheröhaufen oder Oldendorf ein 
Ruhetag zu geben ift, foll foldhes auf der Etappe Hildesheim gefcheben. 

Die Straße von Heiligenftadt nach Oldendorf darf nur felten und nur 
zum Marfche von Fleineren Truppen=Abtheilungen, zu böchftens 1 bis 2 
Bataillond oder Escadrong, benugt werden. Es find daher den dortigen 
Etappen-Drten feine dauernden Rayons beigelegt worden, jedoch bleibt der 
königlich bannoverfchen Regierung vorbehalten, folche in einzelnen Fällen, 
wo es nöthig fein follte, zu beftimmen und foll diefelbe von etwa beabſich— 
tigten Truppen-Durchmärſchen auf diefer Straße (kleine Detachements unter 
20 Mann ausgenommen) jedesmal drei Wochen vorber benachrichtigt werden. 

$. 4. und $. 5. gleich $. 4. und $. 5. der Convention mit Braun 
fhweig vom 8. September 1835. 

$. 6. Insbeſondere ift darauf zu achten, daß vie Behörden von den 
Truppenmärſchen frühzeitig genug in Kenntniß gefett werden. 

Den Detahements von 20 bis 50 Mann ift Tags zuvor ein Duartier: 
macher vorauszufhiden, um bei der Etappen-Behörde das Nöthige anzu> 
melden. Bon ver Anfunft größerer Detachements, bis zu einem vollen 
Bataillon oder einer Escadron, müſſen die Etappen-Behörden wenigſtens 
3 Tage zuvor benachrichtigt werden. Wenn ganze Bataillond, Escadrons 
oder mehrere Truppen gleichzeitig marfchiren, fo müſſen nicht allein vie 
Etappen-Behörden, fondern auch die negenfeitigen Kandes-Regierungen we: 
nigftens 8 Tage zuvor benadjrichtigt werben. 

Außerdem foll, wenn ein oder mehrere Negimenter gleichzeitig durch— 
marfchiren, dem Corps ein commanbdirter Offizier wenigftens 3 Tage vor: 
ausgeben, um wegen der Dislocation, Verpflegung der Truppen, Geitellung 
der Transportmittel u. f. w. mit der die Direction über die betreffende 
Militairftraße führenden Behörde gemeinfchaftlih die nöthigen Worberei- 
ar auf fänmtlichen Etappen-Haupt-Orten für das ganze Corps zu 
treffen. 

Diefer commanbirte Offizier muß von der Zahl und Stärke ver Re 
———— von ihrem Bedarf an Verpflegung, Transport-Mitteln, Tag der 

nfunft u. f. w. genau inftruirt fein. 

Auch Feine Detachements unter 20 Mann follen nie obne einen Vor— 
geſetzten marſchiren. 

$. 7. gleih $. 7. der Convention mit Braunſchweig. 

$. 8. Die durchmarfcirenden Truppen, weldye der Marfchroute gemäß 
bei ven Untertbanen einquartiert werden, erhalten auf die Anweifung ver 
Etappen-Behörden und gegen auszuftellende Duittungen der Commandiren- 
den die Natural-Verpflegung vom Duartierwirtbe, indem Niemand obne 
Verpflegung einquartiert werben fol. Als allgemeine Regel wird in vieler 
Hinficht feftgefegt, daß der Offizier fomohl wie der Soldat mit dem Tiiche 
feines Wirthes zufrieden fein muß. Um jedoch fchlechter Beköſtigung von 
Seiten des Wirthes, wie übermäßigen Forderungen von Seiten des Sol— 
daten vorzubeugen, wird Folgendes beftimmt: 

Der Unteroffizier und Soldat, fowie jede zum Militair gebörenve 
Perfon, welche nicht den Rang eines Offizierg bat, kann in jedem Nacht 
quartier, fei e8 bei dem Einwohner oder in Baraden (Ordonnanzhäuſern) 
verlangen: 2 Pfund gut ausgebadenes Roggenbrodt, "2 Pfund Fleifch und 
Zugemüfe, fo viel des Mittags und Abends zu einer reichlihen Mahlzeit 
gehört. Ein Mehreres können Linteroffiziere, Soldaten u. ſ. w. überall 
nicht fordern, namentlich nicht die Berabreihung von Frühſtück, Bier, 
Branntwein und Caffee; dagegen follen die Ortsobrigfeiten dafür forgen, 
daß hinreichender Vorrath von Bier und Branntwein in jedem Orte ver 
fäuflich ift, und daß der Soldat nicht übertheuert wird, 
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Die Subaltern- Offiziere, bis zum Capitain erclufive, erhalten außer 
Duartier, Heizung und Licht, das nöthige Brod, Suppe, Gemüfe und 
Pfund Fleiih, alles vom Wirthe gehörig gekocht, auch Mittags und 
Abends bei jeder Mahlzeit eine Bouteille Bier, wie es in der Gegend ge: 
braut wird, Morgens zum Frübftüd Caffee, Butterbrod und Y, Duart 
Brunntwein. 

Der Capitain fann außer der eben erwähnten Verpflegung des Mittags 
noch ein Gericht verlangen, 

$. 9. Kür Duartier und Verpflegung der bierauf angewiefenen Mili- 
tairperfonen werben, nach Berfchievenbeit der Grade, die folgenden Ber: 
gütungs-Sätze bezablt: für den Soldaten und eine jede in diefem Grade 
ftebende Militairperfon, aud jeden Offizier-Bedienten 4 gGr. Gold, für 
den Unteroffizier 4 gGr. Gold, für die Frau aus dieſen beiden Klaffen 
4 gGr. Gold, für jedes Kind 2 gGr. Gold, für den Subaltern-Dffizier 
12 gGr. Gold, für ven Capitain 16 gGr. Golp. 

Stabs-Offiziere und Generale beföftigen fi auf eigene Rechnung in 
den Wirthshäuſern; in ſolchen Orten, wo diefes nicht thunlich fein follte, 
bezahlt ein General oder Dberft 1 Thlr. 12 gGr. Gold, jeder andere Stabe- 
Dffizier 1 Thlr. Gold, wogegen der Duartierträger für anftändige und 
reichlidhe Koft forgen muß. 

$. 10. Den Frauen und Kindern von Unteroffizieren, Soldaten u. . w. 
gebührt nur dann Duartier und Verpflegung, wenn fie in den Marfchrouten 
befonders aufgeführt find; dagegen haben Frauen und Kinder von Offizieren 
auf Duartier und Verpflegung nie Anfpruch. 

$. 11. Sollten durchmarſchirende Unteroffiziere und Soldaten u. f. w. 
dergeſtalt erfranfen, daß fie nicht füglich gleich weiter transportirt werden 
fünnten, fo follen diefelben auf Koften ibred Gouvernements in einem ge- 
eigneten Locale, die königlich preußiichen Truppen wo möglich in dem Mi: 
litair=Hospitale zu Hildesheim, untergebracht, verpflegt und ärztlich be— 
handelt werven. 

Wofern jedoch gegen die bisher geftattete Mitbenusung des Militair- 
Hospitals in Hildesheim für erfranfte Füniglich preußiſche Militaird auf 
Zeiten der königlich hannoverſchen Regierung künftig Bedenken eintreten 
follten, ift die königlich preußifche Regierung nur berechtigt, dafelbft die un- 
entgeltlihe Einräumung eines Locals zu dem einzurichtenden befonveren 
Etappen «Hospitale zu verlangen, und bat fodann für die Anfchaffung der 
nöthigen Effecten, fo wie für alle fonftigen Erforderniffe auf eigene Koften 
zu ſorgen. 

Führen die durchmarſchirenden Truppen Arreftaten mit fi, deren Uns 
terbringung in einem Arreſt-Locale erforderlich ift, fo wird außer den ge— 
wöhnlichen ——— der Quartierwirthe bezahlt auf jeden Arreſtaten 
für Lagerſtroh 1 Gr., für Aufwartung 1 Gr., und daneben in den Winter— 
monaten, vom 1. October bis ult. März, für Heizung und Licht im Arreft- 
Lorale 4 Gr., Alles in Courant. 

$. 12. Die Etappen-Behörden und Orts-Obrigkeiten müſſen gehörig 
dafür forgen, daß den Pferden ftets möglichſt qute reinliche Stallung an— 
gewiefen wird. 

Iſt der Einquartierte mit der feinen Pferden eingeräumten Stallung 
nicht zufrieden, fo hat er feine Befchwerde bei der Orts-Obrigkeit vorzus 
bringen; dagegen ift es durchaus unzuläffig und bei nachvrüdlicer Strafe 
zu unterfagen, daß von den Militair-Perfonen, welchen Rang fie auch haben 
mögen, die Pferde der Duartierwirthe eigenmächtig aus dem Stalle heraus 
und ihre Pferde bineingebradht werden. Die Fourage-Rationen werben auf 
Anweifung der Etappen=- Behörden und gegen Duittung des Empfängers 
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aus einem in jedem Etappen = Hauptorte zu etablirenden Magazine in 
Empfang genommen, und die dabei etwa entftehenden Streitigkeiten werben 
von der Etappen- Behörde fofort regulirt. Wollen die Gemeinden die 
Fourage felbft ausgeben, weldes ihnen jederzeit freiftebt, fo bat ein Com— 
mandirter des Detachements die Fourage zur weiteren Diftribution von 
der Orts: Obrigkeit in Empfang zu nehmen. Bon den Duartierwirthen 
jelbft darf in feinem Falle glatte oder raube Fourage gefordert werben. 
Iſt auf dem Marfche ein Pferd vergeftalt erfranft, daß es vorerft nicht 
weiter zu bringen ift, fo wird auf die Dauer der Kranlheit für ven Mann 
und das Pferd dieſelbe Vergütung geleiftet, welde für einen auf dem 
Marſche befindlichen Mann und deſſen Pferd gewährt wird. 

$. 13. Die Lieferung der Rationen foll von der mit der Direction 
über die betreffende Milttairftraße beauftragten Behörde jährlich öffentlich 
lieitirt und dem Minveftfordernden übertragen werben. 

Der königlich preußiſche Etappen-Inſpector muß zu diefer Yicitation 
eingeladen werden, und kann darauf antragen, daß ein weiterer Licitations— 
Termin anberaumt werde, -wenn ihm die Preife zu hoch fcheinen, welches 
die föniglich hannoverfche Behörde nicht verweigern kann. 

In denjenigen Fällen, wo die Fourage nicht aus dem Magazine ge: 
nommen, fondern von der Gemeinde geliefert ift, erhält diefe venfelben Preis, 
welchen der Lieferant erhalten haben würde, wenn aus dem Magazine 
fouragirt wäre. 

$. 14. Die Transportmittel werden den durchmarſchirenden Truppen 
auf Anmweifung der Etappen-Behörden und gegen Quittung nur infofern 
verabreicht, als deshalb in den Marfchrouten das Nöthige bemerkt worden. 
Nur diejenigen Militairperfonen, welde unterwegs erfranft find, können 
außerdem und zwar gegen Duittung, und nachdem die Unfähigfeit zum 
Marſchiren durch das Atteft eines approbirten Arztes oder Wundarztes nach— 
gewiefen worden, auf Transportmittel zur Fortichaffung in das nächſte 
Etappen=Hospital Anfpruc machen. 

In den Fällen, wo fein Arzt fih an Ort und Stelle befindet, um die 
nöthigen Attefte auszuftellen, oder wegen Entfernung vom Haupt-Etappen— 
Orte nicht leicht Darum angegangen werden fann, foll die Befcheinigung des 
Detachementsführers allein genügen, um die Notbwendigfeit der zu gewäh— 
renden Kranfenfuhren zu conftatiren. Uebrigens find die Koften, welche 
die ärztlihen Unterfuhungen und Attefte in Fällen der Leiftung von Kran: 
fenfubren veranlaffen, von dem betreffenden Gouvernement zu vergüten. 

$. 15. Wenn bei Durchmärſchen ftarfer Armee-Corps der Bedarf der 
Transportmittel für jede a beftimmt angegeben worven, jo 
ift der Commandeur der in einem Drte bequartierten Abtheilung zwar be— 
fugt, auf feine eigene Berantwortung Transportmittel zu requiriren, dieſes 
muß aber durch eine jchriftlidhe an die Obrigkeit des Drts gerichtete Re— 
quifition geſchehen, welche für die Leiftung der Fuhren, gegen vie bei der 
Stellung fogleih zu ertheilende Duittung, forgen wird. Die quartier- 
machenden Commanvirten dürfen auf feine Weite Wagen oder Reitvferbe 
für fi requiriren, es fei denn, daß fie ſich dur eine jchriftlihe Ordre 
des Regiments-Commandeurs als dazu berechtigt legitimiren können. 

$. 16. Die Transportmittel werden von einem Nachtquartier bis zum 
andern, d. b. von einem Etappen-Bezirfe bis zum nächſten geftellt, und die 
Art der Stellung bleibt ven Landesbehörden überlaſſen. Die durchmar— 
fchirenden Truppen find gebalten, die Transportmittel bei der Ankunft im 
Nachtquartier fofort zu entlaffen, dagegen muß von den Obrigfeiten dafür 
geforgt werden, das es an den nötbigen frifchen Trangportmitteln nicht 
fehle und ſolche zur gehörigen Zeit eintreffen. 
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$. 17. Die durchmarfchirenden Truppen oder einzeln reifende Militairs 
Perſonen, welcde auf einer Etappe eintreffen, werden den andern Morgen 
weiter geſchafft. Sie fünnen nur dann verlangen, venfelben Tag weiter 
trangportirt zu werden, wenn deshalb Tags zuvor eine orbnungsmäßige 
Anzeige gemacht worden, widrigenfall® müſſen fie, wenn fie gleich weiter 
und doppelte Etappen zurüdlegen wollen, auf eigene Koften fich fortfchaffen. 

$. 18. gleich $. 19. $. 19. gleich $. 20. 8. 20. gleih $. 21. 8. 21. 
gleich $. 22. der Convention mit Braunfchweig. 

$. 22. Die Commandirenden baben über die von den Quartierwirthen 
präftirte Naturalverpflegung und über die fonftigen Leiſtungen ordnungs— 
mäßige, deutliche und hinreichend fperielle Befcheinigungen zu ertbeilen, in 
welche auch alle verpflegten Offiziere jederzeit mit aufzunehmen find; dieſe 
Befcheinigungen find an vie Ortsbehörden abzugeben. Sollten die Ber 
fcheinigungen nicht gehörig ausgeftellt oder ganz verweigert worden fein, 
jo foll die von der Etappen-Behörde pflichtmäßig geſchehene Atteftation der 
nad der Marfchroute befchafften Leiftungen aller Art bei der Liquidation 
als gültige Duittung angenommen werden. 

$. 23. Die wegen Vergütung der verabreichten Beföftigung, des 
geitellten Borfpanng und der Boten oder Wegmweifer bisher ftattge: 
babte Duartalsliguidation foll nur für die einzeln durchmarſchirenden 
Soldaten und fleinen, obne Dffiziere marfchirenden Detachements 
fortdauern; dagegen follen bei Durdmärfchen größerer unter Führung 
von Dffizieren marfcirender Detachements und ganzer Truppenabtheis 
lungen die vorerwähnten Leiftungen nad den beftimmten Sägen in der 
Regel unmittelbar und fofort von den Commandirenden der in jeder 
einzelnen Ortſchaft einquartierten Mannfchaft an die Ortsobrigfeit gegen 
deren Duittung bezahlt werden. 

Sollte dieſe unmittelbare fofortige Bezahlung in feltenen Ausnahme: 
fällen durd die Truppen felbft nicht haben bewirft werden können, fo tritt 
das Fiquidationsverfahren ein, jedoch nicht erft am Scluffe des Duartalg, 
fondern in jedem einzelnen Falle fonleich, und foll daſſelbe fo viel als thuns 
lich bejchleunigt werden, damit die Befriedigung der Berechtigten in den 
möglichft fürzeften Friften erfolge. Im Uebrigen behält es bei den bishe— 
rigen Quartalsliquidationen fein Bewenden. 

$. 24. In allen ven Fällen, wo nad dem vorftehenden $. eine fofor- 
tige Bezahlung der Beföftigung, des Vorſpanns und der Boten erfolgt, ift 
die Bezahlung der im $. 9. normirten Vergütungsſätze nad folgender Res 
duction baar in grobem Courant mit gänzlicem Ausfchluffe aller auslän- 
difhen Scheidemünge zu leiften: für den Vergütungsfas von 2 gGr. Gold 
2 gGr. 3 Pf. Courant, von 4 gGr. Gold 4 gGr. 6 Pf. Courant, von 
6 gr. Gold 6 gGr. 9 Pf. Courant, von 12 gGr. Gold 13 gGr. 7 Pf. 
Courant, von 16 gGr. Gold 18 gGr. 2 Pf. Courant, von 1 Thlr. Gold 
1 Thlr. 3 gGr. 2 Pr. Courant, von 4 Thlr. 12 gGr. Go 1 Thlr. 
16 gGr. 9 Pf. Courant. 

Die fofortige Bezahlung des Botenlobns ift nadı den von der Orte: 
Dbrigfeit dem Commandirenden zu atteftirenden Entfernungen zu leiften. 

Uebrigens haben die Commandirenden auch bei fofortiger Bezahlung 
der Beföftigung, des Vorſpanns und der Boten über den Natural-Empfang 
diefer Leiftungen die im $. 22. vorgefchriebenen Befcheinigungen, jedoch mit 
der Bemerfung zu ertheilen, daß ihrerfeits die conventionsmähige Vergütung 
dafür bezablt worden fei. 

$. 25. Um die gute Ordnung auf den Etappen aufrecht zu erhalten, 
ift in Hildesheim ein föniglich preufifcher Etappen - Infpeetor angeftelit 
worben, deſſen Beftimmung auch dahin geht, für die Richtigkeit der Liqui— 
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dationen Sorge zu tragen, und etwanigen Beſchwerden fo viel wie möglich 
abzubelfen; er hat aber überall feine Autorität über die Füniglic hannover: 
fchen Unterthanen. 

Dem Etappen - Infpeetor wird die VPortofreiheit bei Dienftfiegel und 
Eontrafignatur der Militairbriefe zugeftanden; er foll ein angemeſſenes 
ohne Verpflegung gegen eine billige Vergütung in Hildesheim 
erhalten. 

$. 26. Sollten bin und wieder Differenzen zwifchen dem Bequar- 
tierten und den Soldaten entjtehen, fo werden dieſelben von der betreffenden 
Etappen» Behörde und den commandirenden Offizieren, wie aud von dem 
oben erwähnten Etappen-nfpector gemeinfchaftlich befeitigt. Die Etappen- 
Behörde ift berechtigt, jeden Unteroffizier oder Soldaten, weldyer ſich thät- 
lihe Mißhandlungen feines Wirths oder eines andern Untertbanen erlaubt, 
zu arretiren und an den Commandirenden zur weitern Unterfuchung und 
Beſtrafung abzuliefern. 

$. 27. Den gegenfeitigen Etappen-Behörden wird es noch zur befon- 
dern Pflicht gemacht, ihre ftete Sorgfamfeit darauf zu richten, daß es den 
durdhmarfchirenden Truppen an nichts fehle, was dieſelben mit Necdt und 
Billigfeit verlangen fönnen, worüber der Etappen = Infpector gleichfalls zu 
wachen bat, und bei den Landesbehörden Befchwerde führen fann. 

Die commandirenden Dffiziere fowobl, wie die Etappen-Behörden, find 
anzumeifen, ftets mit Eifer und Ernſt dahin zu trachten, daß zwiſchen ven 
Duartiermwirtben und den Soldaten ein guter Geift der Eintracht erhalten 
werde, und daß die Einwohner in Beziehung auf ihre deutfchen Brüper 
willig diejenigen Laften tragen, welche der Natur der Sache nach nicht ganz 
gehoben, aber durd ein billiges Benehmen von beiden Seiten fehr gemil- 
dert werben fünnen. Die refp. föniglich preußifchen und Föniglich hannover: 
fhen Truppen, melde auf eine der genannten Militairftraßen inftradirt 
werden, follen jedesmal von dem Inhalte dieſer Convention, fo weit es 
nötbig ift, vollftändig unterrichtet werden, fo wie die erforderlichen Auszüge 
aus derfelben auf allen Etappen zur Nachricht befannt gemacht und affidirt 
werden follen. 

Die vorftehende, Namens der königlich preußifchen und der Föniglich 
bannoverfchen Regierung abgefchloffene erneuerte Durchmarſch- und Etappen: 
Convention foll nad erfolgter Auswecfelung der darüber auggefertigten 
gegenfeitigen Minifterials Erklärungen vom 1. Juli 1838 bie 1. Juli 1848 
Kraft und Wirffamfeit in ven beiderfeitigen Staaten baben und zu dieſem 
Bebufe öffentlich befannt gemacht werden. 

Jedoch wird dabei bevorwortet, daß für ven Fall eines in Diefer Periode 
eintretenden Krieges den Umſtänden nach die etwa nothwendigen abändernden 
Beftimmungen durch eine befondere Webereinfunft regulirt werden follen. 

Berlin, den 25. Mai 1838, 


12. UWebereinfunft wegen gegenfeitiger Uebernabme von Ausgewieſenen. 
20. Aug. /25. Sept. 1839, ratif. 12. Aug., publ. 25. Sept. 1839. 


Zwiſchen der königlich preußifchen und der königlich hannoverſchen Re: 
gierung ift nachſtehende Uebereinfunft wegen ver Uebernahme von Auszu- 
weifenden aefchloffen worden. 

$. 1. In Zufunft foll fein Individuum, weiches die eine der genannten 
Regierungen, weil es ihr aus irgend einem Grunde läftig ift, in ihrem 
Gebiete ferner nicht behalten will, in das Gebiet der andern Regierung 
ausgewieſen oder bingefchafft werden, wenn es nicht entweder ein Ans 
gehöriger des Staats ift, welchem es zugewiefen werben foll, oder nur 


365 


durch das Gebiet deffelben einem dritten Staate, deſſen Angehöriger es ift, 
in weldem es aber nicht wohl anders, als durch das Gebiet Des einen 
contrabirenden Staats gelangen fann, zugemwiefen oder zugeführt werben foll. 

$. 2. Als Staatsangehörige follen angeſehen werden: 1) alle vie 
jenigen, deren Bater oder, wenn fie außerehelich geboren und nicht durch 
nadfolgende Ehe legitimirt find, deren Mutter zur Zeit der Geburt der 
Auszumeifenden Untertban des Staats gewefen ift, over welche in dieſem 
zu Untertbanen aufgenommen find, obne nachher aus dem Untertbanen- 
Verbande wieder entlaffen worden zu fein oder in einem anderen Staate 
Untertbanenrechte erworben zu baben. Die Unterthbaneneigenfcaft eines 
Individuums iſt ftets lediglich nach der Gefeggebung des Staats, als 
deſſen Unterthan es bezeichnet wird, zu beurtbeilen und zu entſcheiden. 
Unfelbftftindige Kinder, d. h. folde, welche nocd bei ihren Eltern ſich 
befinden und von diefen ernährt werden oder wenigftens zum eignen Er- 
werbe ihres Lebensunterhaltes noch nicht im Stande find, follen ſchon durch 
die Handlungen ihrer Eltern von felbft, obne daß es einer eignen Thätig- 
feit der Kinder oder eines fonftigen Grundes bevarf, derjenigen Staats— 
angehörigkeit theilhaftig werden, welche ihre Eltern während der Unſelbſt— 
ſtändigkeit der Kinder erwerben. Jedoch ſollen dieſen Einfluß auf die 
Staatsangehörigkeit unſelbſtſtändiger ehelicher Kinder diejenigen Verände— 
rungen nicht äußern, welche ſich nach dem Tode ihres Vaters in der Staats— 
angehörigkeit ihrer Mutter ereignen, vielmehr ſoll über ihre Staatsange— 
hörigkeit lediglich die Staaksangehörigkeit ihres Vaters entſcheiden und eine 
Veränderung derſelben nur mit Zuſtimmung ihrer vormundſchaftlichen Be— 
hörde eintreten können. Dieſe Grundſätze hinſichtlich der unſelbſtſtändigen 
Kinder gelten auch bei den übrigen Beſtimmungen dieſer Uebereinkunft, 
wenn nicht ein Anderes ausdrücklich feſtgeſetzt iſt. 2) Diejenigen, welche 
zufällig innerhalb des Staatögebiets von heimathslofen Eltern, d. b. 
ſolchen, die in feinem ver contrabirenden Staaten Untertbanenrecdhte haben, 
geboren find, und nicht nacber in einem andern Staate Unterthanen— 
rechte erworben, oder dajelbft mit Anlegung einer Wirthſchaft, Ceines 
eigenen Haushalts) ſich verheiratbet, oder darin, mit Wiffen der Orts— 
obrigfeit, zehn Jahre ohne Unterbredung gewohnt baben. Unfelbft- 
ftändige Kinder folder beimatbslofen Eltern ift jevoh, ohne Rück— 
ficht auf ihren zufälligen Geburtsort, der Staat aufzunehmen ſchuldig, 
welchem ihr Bater oder, fall die Kinder außer ver Ehe geboren find, 
ihre Mutter angehört. Wenn aber vie Mutter unehelicher Kinder nicht 
mehr am Yeben ıft und die legtern ber ibrem Water befinplich find, fo fol 
der Staat, dem ihr Vater angehört, fie aufzunehmen verpflichtet fein. So— 
wohl bei der vorftebenden, als auch bei den übrigen Beltimmungen 
dieſer MWebereinfunft fol ter Ausdrud: Wirthſchaft over Haushalt 
jo verftanden werden, daß dies Verhältniß auch dann ſchon vorhanden fei, 
wenn das Individuum, und zwar von Eheleuten auch nur der Mann oder 
die Frau, auf andere Art, als durch Gefindedienft im Haufe der Brodherr- 
ſchaft, ſich Beföftigung verfihafft hat; der Ausprud: Wohnen aber nur den 
Aufenthalt in dem Staate bezeichnen, obne Nüdficht darauf, ob das in Frage 
ftehbende Individuum ein Domicil (Recht zum bleibenden Aufenthalte) er: 
langt bat, oder Mitglied einer Gemeinde geworden ift, oder dergleichen. 
3) Diejenigen, weldye zwar werer in dem Staatsgebiete geboren find, nod) 
dafelbft Untertbanenrechte erlangt haben, jedocd in demſelben unter Anlegung 
einer Wirthſchaft fich verbeirathet, oder darin, mit Wiffen der Ortsobrigfeit, 
zehn Fahre ohne Unterbrediung gewohnt baben. 

$.3. Wenn ein Individuum ausgewiefen werden foll, welches zufällig 
in dem einen Staate geboren ift, in dem andern aber entweder Unterthanen- 
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rechte erworben, oder mit Anlegung einer Wirtbfchaft fich werheirathet, oder 
10 Jahre hindurch gewohnt bat, fo ift vorzugsweiſe diefer legte Staat 
dafjelbe aufzunehmen verbunden. Hat der Auszumweifende in dem einen 
Staate Untertbanenrechte erworben, in dem andern aber fich verbeiratbet oder 
10 Sabre gewohnt, fo foll der Staat, deſſen Untertban er ift, ibn aufzu— 
nehmen fchulvig fein. Wenn endlich ein Auszuweiſender, welder in feinem 
der contrabirenden Staaten Untertbanenrechte erlangt bat, in dem einen 
Staate in die Ehe getreten ift, in dem andern aber nach feiner Verheirathung 
10 Jahre hindurch gewohnt bat, fo liegt dem zulegt genannten Staate die 
Pflicht zu feiner Aufnabme ob. 

$. 4. Iſt auf ven Auszuweifenden feine der im $. 3. enthaltenen Be- 
ftimmungen anwendbar, fo muß ver Staat, in welchem er fich befindet, ibn 
vorläufig bebalten. 

$.5. Berbeirathete Perfonen weiblichen Geſchlechts find ald Angehörige 
des Staats anzufeben, dem ihr Ehemann nad ven vorftebenden Beſtim— 
mungen angebört. Dajjelbe gilt von Wittwen, fo lange nicht während ihres 
Wittwenſtandes eine Veränderung eingetreten ift, durch welche fie nach den 
Srundfägen diefer Uebereinfunft Angehörige eines andern Staats werden, 
als weldem ihr gewejener Ehemann angehört bat. 

Jedoch fol Wittwen und gefchievenen oder von ihren Ehemännern ver: 
laffenen Ebeweibern die Nüdfehr in den Staat, deſſen Angehörige fie, vor 
ihrer Verheirathung, nach den Beftimmungen dieſer Webereinfunft waren, 
dann freiftehen, wenn die Ehe innerhalb 5 Jahren nad deren Schließung 
wieder getrennt worden und finderlos geblieben ift. 

$. 6. Hat ein Untertban des einen contrabirenden Staats fich feines 
Unterthanenrechts in demſelben durch irgend eine Handlung verluftig ge- 
macht, obne Angehöriger des andern Staats geworden zu fein, fo ijt der 
zuerft bezeichnete Staat jchuldig, ihn beziehungsweife zu behalten over wie: 
der aufzunehmen. 

$. 7. Handlungsdiener, Handwerfögefellen und Dienftboten, mit Ein- 
ſchluß der Schäfer und Dorfbirten, welche ohne Anlegung einer Wirthſchaft, 
imgleihen Zöglinge und Studirende, welche der Erziehung oder des Unter: 
richts wegen irgend wo verweilen, werden durch vielen Aufenthalt, wenn 
derjelbe auch länger als 10 Jahre dauert, nicht Angehörige des Staats, in 
weldem fie fin aufgehalten haben. 

Zeitpächter find den vorftehend benannten Perſonen nur dann gleich zu 
achten, wenn fie nicht entweder perſönlich oder mit ihrem Dausftande und 
Bermögen an den Drt der Pachtung fid) begeben und während der Dauer 
derjelben dort gewohnt haben. 

$. 8 Können die Behörden der beiden contrabirenden Staaten über 
die Verpflichtung des Staats, dem die Aufnahme eines Auszuweifenden an- 
gefonnen wird, ſich nicht vereinigen, und ift Die Meinungsverſchiedenheit auch 
im diplomatischen Wege nicht zu befeitigen, fo wollen die beiden contrahiren- 
den Regierungen den Streitfall zur compromifjarifchen Entſcheidung eines 
folden vritten deutfchen Bunvesftaates, welcder ſich mit beiden contra- 
birenden Theilen wegen der Uebernahme von Ausgewiefenen in denfelben 
Bertragsverhältniffen befindet, oder wenn fein folcher vorhanden ift oder die 
Entſcheidung übernehmen will, irgend eines anderen, bei dem Streitfalle 
nicht betbeiligten Bundesftaates ftellen. Die Wabl der um Uebernabme des 
Compromiffes zu erfuchenden Bundesregierung bleibt demjenigen der con- 
trahirenden Theile überlaifen, welcher zur Uebernahme des Auszumeifenden 
verpflichtet werden fol. An diefe dritte Negierung bat jede ver betbeiligten 
Negierungen nur eine Darftellung ver Sachlage, von welder der anderen 
Regierung eine Abjchrift nachrichtlich mitzutheilen ift, in fürzefter Friſt ein- 
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zufenden. Gegen die compromiffarifche Entfcheidung ift von feinem Theile 
eine weitere Einwendung zuläffig. Bis diefelbe erfolgt, hat derjenige Staat, 
in deffen Gebiete das auszumeifende Individuum beim Entfteben ver Differenz 
fi befand, die Verpflichtung, daſſelbe in feinem Gebiete zu behalten. 

$. 9. Denjenigen Individuen, welde der eine contrabirenre Staat 
auszumweifen beabfichtigt, die aber der andere contrabirende Staat nad den 
in gegenwärtiger Uebereinfunft feftgeftellten Grundjägen aufzunehmen nicht 
die Prlicht bat, ift der legtere den Eintritt in fein Gebiet zu gejtatten nicht 
fchuldig, außer wenn durd Urkunden völlig überzeugend dargethan wird, daß 
ver Auszuweiſende einem dritten Staate, in welden derſelbe nicht wohl 
anders als durch das Gebiet des mitcontrabirenden Staats geführt werden 
oder gelangen fann, angeböre und von demſelben werde aufgenommen werden. 

$. 10. Sämmtlichen Polizeibehörvden der beiden contrabirenden Staaten 
wird zur ftrengiten Pflicht gemacht, die Abſendung eines Auszuweiſenden in 
das Gebiet des andern contrabirenden Staates nie bloß auf die eigenen 
Angaben des Auszumweifenden über das Verhältniß, auf welches vie Ueber: 
nahmeverbindlicyfeit nach den Beftimmungen diefes Vertrages gegründet wird, 
zu veranlaffen, jondern, wenn jenes Verhältniß nicht aus völlig glaubhaften 
Urfunden hervorgeht, zuvor die Nichtigfeit deſſelben forgfältig und insbe— 
fondere durch Erfundigung bei der zuftindigen Behörde des Staats, dem 
die Aufnahme angefonnen wird, zu ermitteln. 

$. 11. Sollte ein Auszumweifender, welder von den Behörden des 
einen contrabirenden Etaats den Behörden des anderen Contrahenten zur 
Weiterfhaffung in einen vritten Staat nach den Beftimmungen des $. 9. 
zugeführt ift, von diefem legtern nicht angenommen werben, fo fann derſelbe 
in den Staat, der ibn ausgewiefen bat, zurückgebracht werden. 

$. 12. Den Provinzial-Regierungs=Behörven beider contrabirenden 
Staaten bleibt überlajien, nähere Verabredungen wegen der zu beftimmenden 
Richtung der Transporte und der Uebernahmeorte zu treffen. 

$. 13. Die Ueberweifung des Auszuweiſenden foll, in der Regel, ver: 
mittelft Transports und Abgabe deſſelben an die Polizeibehörde desjenigen 
Orts, wo der Transport als von Seiten des ausweifenden Staats beendigt 
anzujeben ift, gefchehen. Mit vem Auszuweiſenden find zugleich die Be- 
weisurfunden, worauf die Uebernahmepflicht vertragsmäßig gegründet wird, 
zu übergeben. In foldhen Fällen, wo feine Gefahr zu beforgen ift, Fünnen 
einzelne Auszuweiſende auch mittelft eines Laufpaſſes, in welchem ihnen die 
zu befolgenve Route genau vorgefchrieben ift, in den zu ihrer Aufnahme 
verpflichteten Staat gewieſen werden. 

Der Negel nady follen nie mehr als drei Perfonen zugleih auf den 
Transport gegeben werden, es fei denn, daß fie zu einer und berjelben 
Familie gebören und deshalb nicht wohl getrennt werden können. 

Ausweifungen in Maffe Cfogenannte Bagantenfchube) follen auch fünftig 
nicht ftattfinven. 

$. 14. Die Koften des Transports und der Verpflegung von Aus— 
zumweifenden ift der zur Aufnahme verpflichtete Staat zu erfegen nicht ſchuldig. 
Nur wenn ein Auszumeifender, welder einem vritten Staate zugeführt wer— 
den foll, von diefem nicht angenommen und deshalb nady $. 11. in den— 
jenigen Staat, welcher ihn ausgewiefen bat, zurücdgebracht wird, muß ber 
legtere die Koften des Transports und der Verpflegung erftatten, welde bei 
der Zurüdführung aufgelaufen find. 

Die zwifchen ven beiden contrabirenden Regierungen am 15. Auguft 
1823 getroffene Uebereinfunft wegen Berechnung der Koften in Fällen ver 
Auslieferung verhafteter Verbrecher wird durch die vorftehenden Be— 
ftimmungen nicht aufgehoben. 
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$. 15. Jede der beiden contrahirenden Regierungen bat das Recht, 
von dem gegenwärtigen Vertrage zurüdzutreten, wenn fie ihre hierauf ge— 
richtete Abficht Ein Fahr vorher der andern Regierung angezeigt bat. 
Hierüber ift königlich preußifcherfeitd gegenwärtige Minifterial » Erflä- 
rung auggefertigt und folde mit dem Föniglichen Infiegel verfehen worden. 
Berlin, den 20. YAuguft 1839. 


13. Staatövertrag wegen der Magdeburg: Mindener Eifenbabn. 10. April 1841. 
(&. Braunfdmelg.) 


14. Vertrag twegen der Central: Schulden des Königreichd Weſtphalen. 
29. Juli 1842. 
(&. Braunfdmweig.) 


15. Vertrag, die Erweiterung der Gmöfchiffahbrt und die auf der Ems zu er= 
bebenden Schiffabrtsabgaben betreffend. 13. März, ratif. 17. Mai 1843. 


Um die in dem Staatsvertrage zwifchen der Krone Preußen und Hans 
nover vom 29. Mai 1815, fo wie in der wiener Congreßacte vom 9. Juni 
1815 enthaltenen Verabredungen über vie Beflimmung einer Schiffahrts— 
abgabe auf der Ems zur Ausführung zu bringen, zugleich aber aud ver 
Emsichiffahrt durch Befeitigung mancher feither beftandenen Hinderniffe und 
dur Einrichtung neuer, die beffere Benugung dieſes Fluſſes bezwedenden 
Anlagen eine größere Erleichterung und Ausdehnung zu verihaffen, find 
Bevollmächtigte ernannt, welche nad) vorbergegangener Verhandlung, unter dem 
Borbehalte der Ratification, über folgenden Vertrag Üübereingefommen find: 

Art. 1. Die föniglid bannoverfche Regierung erneuert und wieder: 
bolt unter Bezugnahme auf die Beftimmungen des Protocolles vom 26, 
April 1820 wegen Schiffbarmadhung der Ems, in deren Gemäßbeit fie be— 
reitd einen Canal und eine Neibe von Werfen verfchiedener Art auf dem 
ihrer Hoheit unterworfenen Theile der Ems ausgeführt bat, um dort die 
Befabrung ter Ems möglich zu machen, die gleichfalls dafelbft übernommene 
Verpflihtung, die Scyiffbarfeit der Ems innerhalb der hannoverſchen Yan- 
desgränze auch ferner in dem vertragsmäßigen Zuftande zu erhalten. 

Art. 2. Da indeffen ven gemachten Erfahrungen zufolge die von der 
Emsſchiffahrt erwarteten WVortheile dadurch nicht vollftäntig erreicht werden, 
jo lange nicht auch die Schiffbarmachung der Ems auf föniglich preußiſchem 
Gebiete fortgejegt wird, fo verpflichtet fich die föniglic preußische Negierung: 
in einem Zeitraume von 4 bis höchſtens 5 Jahren, vom Abjchluffe dieſes 
Vertrages an, die Ems von der hannoverifch-preußifchen Landesgränze auf: 
wärts bis nad dem preufifchen Drte Greven nicht allein von allen jegt 
vorhandenen Schiffabrte - Hinderniffen Cnamentlih ten bei Rheine be> 
ftehenden) zu befreien, fonvdern auch verfelben in jener Ausdehnung durch 
Anlegung der erforderlichen Schleufen in den bei den bannoverfchen Ems— 
ihleufen zur Ausführung gefommenen, oder doc jevenfalld in feinen ge- 
ringeren Dimenfionen, die nämliche Waffertiefe zu geben und fortwährend 
zu erhalten, welde durd das Protocol! vom 26, April 1820 für den ban- 
noverjchen Theil der Ems verabredet ift. 

Art. 3. In Beziehung auf den für die Schiffahrt erforderlichen Lein— 
pfad maden die beiden contrabirenden Staaten ſich anbeifchig, eine befon- 
dere Sorgfalt darauf zu verwenden, daß in ihrem Gebiete der Leinpfad 
überall in einen ſolchen Etand gefegt und darin erhalten werde, welder 
dem durd die Erfahrung nachgewiefenen Bedürfniſſe entfpricht. Ueberhaupt 
verjprechen beide Staaten, dafür Sorge tragen zu wollen, daß die durch 
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den gegenwärtigen Vertrag bezwedte Erleichterung der Emsſchiffahrt für 
die Dauer erreicht und den etwa durch Naturereigniife oder fonft herbeige— 
führten Störungen möglichft ſchnell abgeholfen werde. 

Art. 4. Um ven Berfehr auf der Ems aud durch einen erleichterten 
Landtransport zu befördern, übernimmt ferner die königlich preußifche Re— 
gierung die Verpflichtung: gleichzeitig mit der nah Art. 2. zugeficherten 
weiteren Sciffbarmahung der Ems und binnen gleicher Frift eine Chauffee 
von Greven nah Münfter anzulegen und ſolche ftets in gutem Stande zu 
erbalten, aud auf verfelben fein höheres Wegegeld zu erheben, ald nad 
* allgemeinen Chauſſeegeld-Tarif auf anderen preußiſchen Chauſſeen er: 

oben wird. Ä 

Art. 5. Nicht minder macht fid die Föniglich preußifche Regierung 
hierdurch anheiſchig, bei dem Haupt» Zollamte zu Rheine alsbald und ſpä— 
teftens innerhalb der nächften fünf Jahre folhe Einrichtungen zu treffen, 
daß die zu Schiffe beförderten oder noch zu befördernden Waaren unmittel- 
bar am Waſſer abgefertigt werden können. 

Art. 6. Der Erlaß befonderer Ufer» und Strompolizei-Reglements 
bleibt unter der Befchränfung, daß diefelben mit feiner Beftimmung des 
gegenwärtigen Vertrages im Widerſpruche fteben dürfen, ver freien Ber: 
fügung jedes einzelnen der contrabirenden Staaten binfichtlidy der zu feinem 
Gebiete gehörigen Flußſtrecke überlaffen. Ueber folgende dahin gehörige 
Punfte ik indeffen eine gemeinfame Verabredung getroffen und treten dieſe 
daher mit dem gegenwärtigen Bertrage in Kraft: 1) Zur Ausübung ver 
Flußſchiffahrt auf der Ems, welde an fich lediglich ven Unterthbanen ver 
beiden contrabirenden Staaten vorbehalten bleibt, bedarf ein Jeder eines 
Legitimationgicheines (Patents) feiner Obrigfeit, um ſich dadurch über feine 
Befugniß zur Ausübung des Schiffergewerbes jederzeit ausweiſen zu können. 
Diefer Kegitimationsfchein berechtigt ihn, die ganze Ems bis in die offene 
See und umgekehrt fo weit zu befahren, als er mit feinem Fahrzeuge ge: 
langen fann. Ausſchließliche Berechtigungen, Frachtfahrt auf der Ems zu 
treiben, oder aus foldhen Privilegien bervorgegangene Begünftigungen für 
Shiffergilvden oder andere Corporationen und Individuen beftehen nicht, 
und follen auch in Zufunft Niemandem ertheilt werden. Eben fo wenig 
findet ein Stapel- und Zwangsumfchlagsrecht auf der Ems ftatt, und fein 
Schiffer fann gezwungen werden, den Beftimmungen des gegenwärtigen 
Vertrages zuwider, gegen feinen Willen aus- oder umzulaten. 2) Die 
Einrihtung von Neibefahrten zwifchen zwei oder mehreren Emsplägen, fo 
wie die Bildung von anderen Sciffahrtsvereinen, wodurd einzelne Schiffer 
vorzugsweije begünftigt werden könnten, foll ohne tie gemeinfchaftliche Ge— 
nehmigung der von jeder Negierung für zuftändig erflärten Behörden beider 
Staaten nicht ftattfinden. 3) Der freien Wahl der Schiffer bleibt es gänz- 
lich überlaffen, ob fie fid) zum Fortſchaffen der Fahrzeuge, wie bisher, ihrer 
eignen Pferde bedienen oder wegen Annahme fremder Zugfräfte in freier 
Vereinigung mit den Unterthbanen der contrabirenden Staaten über ven Ge- 
ftellungspreis dingen wollen. 4) Scyiefpulver in Duantitäten über 5 Pfund 
foll nur in befonderen, mit einer ſchwarzen, drei Ellen langen und eine 
Elle breiten Flagge verfehenen Fahrzeugen geführt und felbft in geringeren 
Duantitäten niemals zwifchen anderen Waaren verpadt werden. Auch muß 
jeder ua welcher Schießpulver geladen bat, bevor er irgendwo anlan— 
det, der Ortöpolizeibehörde oder den Wafferbaubeamten hiervon Anzeige 
machen und die von denſelben etwa anzuorbnenden Sicherheits - Mafregeln 
zur Befolgung gemwärtigen. Berfäumt er diefe Anzeige, fo unterliegt er ba, 
wo nicht bereits Strafen dieferhalb feftgefegt find, außer der Verpflichtung 
zum Scabenerfage, einer Gelvftrafe von 2 bis 100 Thalern. 5) Jedes 
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zur Handelsfchiffahrt auf der Ems dienende, den Unterthanen eines der 
contrabirenden Staaten zugehörige oder von venfelben geführte Schiff fol 
unter Angabe des Orts, wohin es gebört, mit einer für diefen Ort laufen 
den Nummer und mit Angabe der höchſten Laftenzabl, welche es tragen 
fann, fowie mit einer Scala, woraus die jevesmalige Schwere der Ladung 
zu erfennen ift, auswärts deutlich verſehen fein. 

Art. 7. Für die Defabrung der Ems von dem Punfte an, wo fie 
fhiffbar wird, bis in die offene See, und umgefehrt, wie auch für vie 
Holzflößerei (Art. 15.) fol, außer einem Cchleufengelve (Art. 12.), ftatt 
der Durchgangsabgaben, welde die königlich hannoverſche, und des Schleufen- 
elves, welches die königlich preußifche Regierung bisher von ven auf der 
Sms ohne Berührung des Yandes beförderten Waaren erhoben haben, unter 
dem Namen Emszoll eine Schiffabrtsabgabe entrichtet werden, die von 
den Ladungen an den durd gegenwärtigen Vertrag feftgefegten Hebeftellen 
nad dem Pruttogewichte erhoben wird, und welche weder im Ganzen noch 
theilmeife in Padıt gegeben werben darf. 

Art. 8 Diefer Emszoll wird zu feinem vollen Betrage auf Drei 
Thaler für jede Laft ver wirflihen Ladung feftgefegt. Beide Staaten 
baben fich jedoch zur größeren Belebung des Verkehrs vereinbart, dieſe Ab— 

abe während ver erften ſechs Jahre nad ihrer Einführung nur zu zwei 
Drittbeilen oder mit Zwei Thalern für die Laſt als volle Gebühr er- 
heben zu wollen. 

Art. 9. Bei den behufs Berechnung des Emszolles nöthig werdenden 
Gewichts: Beftimmungen wird die Laſt zu 4000 Pfund cölniſches Cpreußi- 
ſches) Gewicht, bei allem Yängenmaaß der preußifche oder rheinländiſche 
Fuß (139% franzöfifhe Linien) zu Grunde gelegt. 

Alle, durd gegenwärtigen Bertrag verordneten Zablungen find in 
preußifchem oder bannoverfchem Courant (14 Thaler aus der feinen Marf) 
zu leiften; Summen unter Bier gute Grofhen (5 Ser.) aber in der 
Minzforte des Landes der betreffenden Empfangsftätte. 

Art. 10. Auch fol, um die innere Induſtrie und die Ausfuhr der 
Landesproducte zu befördern und zugleich den Verkehr ver erſten Lebens— 
bedürfniffe zu begünftigen, fowie aud) um mehrere Grgenftände von großem 
Gewichte und geringem Wertbe zu erleichtern, rückſichtlich dieſer folgende 
verhältnißmäßige Herabſetzung ftattfinden. 

1) Auf die Hälfte des Emszolles: Anis, Amidon, Alaun, 
Blei, Bleiweiß, Butter, Eiſenblech, grobe geſchlagene Eiſenwaaren, Flachs, 
Graupen, Gries, Grütze, Hanf, Leinengarn, Leinſaamen, Leinwand, Klee— 
ſaamen, Käſe, gedörrtes Obſt, Del, Pottaſche, Reis, Seife, Stahl, Syrup, 
Talg, Thran, Waidaſche, Waizenmehl, Zink. 

2) Auf ein Biertel der Gebühr: Bier, eiſerne Gußwaaren, 
Eifen in Stangen, Farbehölzer, Getreide aller Art, Hülfenfrüchte und 
Sämereien, Beeren, Heeringe und Laberdan, Hohlglas, gemeine Holz 
waaren, Holz; in Flößen, Hörner, Korbwaaren, friſches Obft, Delfucen, 
Pech, Nappfaat, Theer, gemeine Töpferwaaren, Bitriol. 

3) Auf ein Sechstheil der Gebühr: Altes Eifen und Robeifen, 
Aſche, Borfe oder Gerberlobe, leere Fäſſer, weiße Flechtweiden, Holz in 
Dauben, Klappbolz, Bretter, fowie überhaupt alles Baus und Nutzholz in 
Schiffen verladen, bölzerne Reifen, Kartoffeln, Knochen, Salz. 

4) Auf ein Zwölftel der Gebühr: Kalf, Steinfoblen, Ziegel- 
fteine und Dachziegel, behauene Steine, Dachſchiefer, Cement, Traft, Brenn- 
und Fafchinenholz, Heu und Stroh. 

5) Auf ein Adtzehntel der Gebühr: Bruchfteine, Kalffteine, 
Thon, Kies, Dünger, Lehm und Sand, 
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6) Gänzlich frei von dem Emszolle bleiben leer paffirende, fo 
wie neue, zum Berfauf beftimmte, und die nicht mit einer halben Laft be- 
ladenen Schiffe, desgleihen Reifende und deren Reife-Effeeten und Wagen. 

Art. 11. Eine Erhöhung ver vollen Gebühr und des nad dem vor: 
ſtehenden Artifel für einzelne Segenitände ermäßigten Tarifs fann nur nad) 
gegenfeitiger Uebereinfunft beider contrabirenden Staaten ftattfinden. Da- 
gegen fteht es jedem verjelben frei, auf der ibm zugehörigen Stromftrede 
eine Derabjegung, fei es im Ganzen over theilweije eintreten zu laſſen; 
jedoch ſoll diefe, jo wie jede andere die Emsſchiffahrt betreffende Begünftigung 
den Untertbanen beider Staaten ftets in gleihem Maafe zu Gute kommen. 

Art. 12. Das nah Art. 7. neben dem Emszolle zu entrichtenve 
Schleuſengeld befteht in einer Abgabe von 4 gGr. (5 Sgr.) von jedem 
Fahrzeuge und jedem Holzfloffe für jede auf der Fahrt zu paflırende Schleufe. 

Art. 13. Die Erhebung des Emszolles nefehieht bei der Auf- und 
Nicderfahrt an fünf Stellen, nämlich zu Halte, Meppen, Lingen, auf ver 
Emsfchleufe bei Möhringen und auf der zu Bentlage. An jeder diefer 
wo wird ein Fünftheil des Emszolles entrichtet; die Einnahme 
der Hebeſtelle zu Bentlage füllt an Preußen, die der andern Hebeftellen an 
Hannover. Wenn eine Fahrt ftromaufwärts unterhalb Halte oder zwifchen 
zwei Hebeftellen angefangen bat, und noch über die nächfte Hebeftelle hinaus 
fortgefegt wird, jo ift bei diefer die Abgabe doppelt zu bezahlen, und wenn 
eine Fahrt den Strom hinab zwifchen zwei Hebeftellen endigt, jo muß bei 
der legten, welche berührt wirt, die Abgabe auch noch für vie nächfte Hebe— 
ftelle entrichtet werben. 

Als Grunvfag ift jedoch gegenfeitig anerkannt, daß von dem Emszolle, 
wie er durd den gegenwärtigen Vertrag feftgeftellt ift, bannoverfcher Seite 
in feinem Falle mehr als *,; und preußifcher Seits mehr als ', der Ab— 
gabe erhoben wird, dergeftalt, daß wenn ein Schiff, welches unterhalb Halte 
oder zwifchen zwei Hebeftellen die Fahrt begonnen hat, und viefe über die 
Emsfcleufe zu Möhringen hinaus fortzufegen beabfichtigt, in ſolchem Falle 
bei der Hebeftelle zu Halte, oder der erften, welche es berührt, nur die eins 
fache Abgabe zu entrichten ift. 

Der Betrag des zu entrichtenden Schleufengelves richtet ſich in jedem 
Falle nah der Zahl der Schleufen, welche auf der Fahrt wirklich paffirt 
werben, und zwar ift daffelbe, wenn die Fahrt von einer Hebeftelle bis zur 
andern fortgejegt werden foll, für alle auf diefer Strede befindlichen, und 
wenn fie zwifchen zwei Hebeftellen endigt, für die wirklich berührt werdenden 
Schleuſen bei der Zollhebeftelle zu pränumeriren, für diejenigen aber, welche 
vor der erften Entrichtung des Emszolles paffirt find, bei der erften Zoll: 
bebeftelle, die erreicht wird, nachzubezahlen. 

Art. 14. Sollte die königlich preußifche Negierung e8 für zweckmäßig 
erachten, die Ems Fünftig noch über Greven hinaus fchiffbar zu machen, fo 
ift fie berechtigt, nad vorgängiger Uebereinkunft mit der königlich hannover: 
chen Regierung aud auf der alsdann oberhalb Greven ſchiffbar gemachten 
Strede, eine der Länge derfelben und dem für den übrigen Theil ver Ems 
entfprechende verhältnigmäßige Abgabe zu erheben. 

Mie indeffen für diefen Fall den bannoverfchen Unterthanen vieferhalb 
eine völlig gleihe Behandlung mit ten preußifchen Unterthanen zugefichert 
wird, fo bleiben beiden aud für den Fall, daß die Ems demnächſt einmal 
mit anderen Gewäſſern verbunden werden follte, die bereits im Art. 4. des 
Protocolleds vom 26. April 1820 verheißenen Borrechte ungefchmälert vor- 
behalten, 

Art. 15. Außer dem im Staatsvertrage mit Preußen vom 29. Mai 
1815 den preußifchen Untertbanen in Beziehung auf den Hafen zu Emden 
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zugeftandenen Rechte, geftattet die königlich hannoverfche Regierung auch, 
9 alle zu Emden, Leer und Halte ſee- oder flußwärts ankommenden Güter 
und Waaren aller Art dort in vorſchriftsmäßig eingerichtete Niederlagen, 
unter Beobachtung der deshalb beſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen ans 
Land gebracht oder aus einem Schiffe in ein anderes geladen, und in dem 
einen, wie in dem anderen Falle auf der Ems oder ſeewärts weiter ver— 
fahren werden, ohne deshalb der Durchgangsabgabe oder ſonſt irgend einer 
Abgabe, außer dem jetzt vereinbarten Emszolle, fo wie den allgemeinen, für 
die Aufnahme und Aufbewahrung der Waaren in unverfteuerten Niever- 
lagen etwa zu entrichtenden Gebühren zu unterliegen. 

Ebenfo verfpridht die königlich preußifche Regierung für die Waaren, 
welche auf der Ems paffiren, eine zollfreie Niederlage zu Nbeine, und fo- 
bald es das Berürfnif des Fünftigen Verkehrs erbeifchen follte, auch zu 
Greven in der Art einzurichten, daß aud damit gleiche Begünftigungen, 
* rd die vorerwähnten hannoverſchen fteuerfreien Niederlagen verbunden 

n follen. 

Bon den Abgaben freier Niederlagerechte zu Halte und Leer find jedoch 
die Holzflöße ausgenommen, und foll davon neben dem tarifmäßigen Ems— 
zolle audy die bisherige Durdgangsabgabe von 6 gGr. 8 Pf. pr. Laft zu 
4000 Pfund beim Cintritte in das hannoverfche Gebiet zu Möhringen 
erhoben werden, ohne daß fie jedodh dann, wenn fie zum Werbleiben in 
den hannoverfhen Staaten beftimmt find, einer weitern Gingangsabgabe 
unterliegen. 

Art. 16. Aud in den Fällen, wo die Schiffer durch Noth, Waſſer— 
mangel, oder irgend ein anderes phyſiſches Hinderniß, gezwungen werden, 
ihre Ladung ganz oder theilmeife zu löfchen, find die Güter, wenn fie auch 
bei diefer Gelegenheit das Land berührt haben, darum doc der Durchgangs— 
abgabe des betreffenden Gebietes nicht unterworfen; jedod muß die Aus— 
und Wiedereinladung unter Auffiht und Controlle der Zoll» und Steuer: 
beamten oder der nächſten Ortsbehörde erfolgen. 

Art. 17. Obgleich biernadh von den auf der Ems tranfitirenden 
Waaren und Gütern eine Durdgangsabgabe in der Negel nicht entrichtet 
zu werben braudt, fo bleiben dieſelben doch nichts defto weniger in beiden 
Staaten den zur Sicherung der Eingangs-, Ausgangs- und Durchgangs— 
Steuern (Zöllen) und Berbrauds - Steuern beftebenden Controlle-Maaß— 
regeln unterworfen, fo weit darin nicht durd die Beftimmungen des gegen- 
wärtigen Vertrages Mopdificationen verabredet worden find. (Art. 23.) 

rt. 18. Zur Sicherung und leichteren Erhebung des Emszolles haben 
fih die, die Ober-Ems befahrenden Schiffer und Flößer mit einem Ladungs— 
manifefte, welches nad dem betr. Schema abgefaßt fein muß, zu verfeben. 

Den Seeſchiffen beider contrabirenden Staaten ift die Benutzung der 
Ems, fo weit fie für Seefchiffe zugänglich ift, auf Grund ihrer Schiffe- 
— und Steuerlegitimationen nach den Vorſchriften dieſer Convention 
eſtattet. 

Art. 19. Jenes Ladungsmanifeſt ſoll bei einer von den dazu von 
jedem Staate ernannten und gegenſeitig bekannt zu machenden Behörden, 
und zwar in der Regel am Einladungsorte auf Grund der vorzulegenden 
Steuerlegitimationen oder in Fällen, wo dergleichen geſetzlich nicht ni rt 
lich find, auf Grund der Frachtbriefe und in deren Ermangelung auf mind- 
liche Angabe durd den Schiffer aufgeftellt werden, und muß mit einer Ber 
merfung der Richtigkeit von Seiten der gedachten Behörde verfehen fein. 

Etwa vorfallende Veränderungen durch Zu- oder Abladung während 
der Fabrt find im derfelben Weife bei der betreffenden Empfangsbebörde 
anzumelden und dur diefe auf dem Manifefte zu beglaubigen. 
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Art. 20. Behufs der hiernach erforderlichen Gewichtsbeftimmung bleibt 
es zwar den Schiffern unbenommen, von allen Waaren, welde fie führen, 
auch denjenigen, welche bei ver Einfuhr in den beiden contrabirenden 
Staaten nicht nach dem Gewichte verfteuert werden, ihr wirfliches ver Ent- 
richtung des Emgzolles zum Grunde zu legendes Gewicht gehörig beglaubigt 
nachzumweifen; in Ermangelung folder Nacweifung foll aber für die leßt- 
gedachten Waaren der betreffende Normal: Gemwidhtsfag bis auf ander: 
mweitige gemeinfame Beftimmung angenommen werben. 

Beſteht jedoch die Ladung eines Schiffes in Holz oder in anderen Ge— 
genftänden, die nur zu ", "4, oder "4, tarifirt find, fo iſt es zuläffig, 
wenn die ganze Ladung einem und demfelben Tariffage unterliegt, daß Die 
Duantität nah dem Tiefgange des Schiffes ermittelt und im Manifefte 
— werde. 

ei einem Floße muß das Manifeſt ein genaues Verzeichniß aller dar— 
auf befindlihen Stämme mit Bemerfung des cubifhen Inhalts enthalten. 

Art. 21. Das Manifeft ift bei jeder Hebeftelle vem Empfangsbeamten 
zu überreichen; auch find daneben auf Erfordern die Steuerlegitimationen 
zur Vergleichung vorzuzeigen. 

Findet fih dabei nichts zu erinnern und ift eine Verification der Ladung 
nicht erforderlich (Art. 23.), fo ift die Zahlung des tarifmäßigen Emszolles 
nad tem Normalfage des im Manifefte angegebenen Ladungsgewichts von 
dem Schiffer oder Flößer zu leiften, die anerfannte Richtigkeit, die geleiftete 
Zahlung, fo wie Tag und Stunde der Anfunft und Abfertigung aber von 
dem Empfangsteamten auf dem Manifefte zu bezeugen und außerdem über 
die Berichtigung des Emszolles und des Schleufengelded eine befonvere 
Quittung dem Schiffer zu feiner Legitimation zu behändigen. 

Art. 22. Die im vorftehenden Artifel fejtgefegten Abfertigungen foll 
jede Empfangsbehörde fo fchnell ald möglich und überhaupt nach den, in 
jedem Staate wegen der Zolls oder Steuerabfertigungen beſtehenden, allge- 
meinen Borichriften zu bewirfen verpflichtet fein. 

Art. 23. Jeder Staat bat das Necht, die Uebereinftimmung ver Ma— 
nifefte mit dem wirklichen Inbalte der Ladung, theils durch genaue Prüfung 
der erfteren, in Bezug auf das Vorhandenſein aller, dabei vorgejchriebenen 
Formen, theild durch generelle Revifion, theild durch Nachwägung und felbft 
durch materielle Berification der lesteren, fowohl von den zur Bewachung 
des inneren Zoll» oder Steuerſyſtems angeordneten Behörden, als von 
en aut Hebung des Emszolles angeftellten Empfangsbeamten conftatiren 
zu laſſen. 

Es ift aber vereinbart worden, daß eine fpecielle Reviſion bei den in 
einem der beiden Staaten unter amtlichen Verfchluß gelegten Waaren überall 
nicht ftattfinden und auch fonft der Nachwägung und materiellen Berification 
nur in folgenden Fällen Anwendung gegeben werden foll: 1) Wenn der 
Führer einer verpadten Ladung für diefelbe ganz oder theilweife die gerin— 
gere Berzollung nad einem Bruchtheile des Normalfages in Antoruch 
nimmt, rückſichtlich der Waaren, auf welche der Anfpruch gerichtet ift (Art. 
24.). 2) Wenn gegen den Schiffsführer der Verdacht beabfchtigter Defrau: 
dation des Emszolles oder der inneren Zoll» und Confumtionsabgaben des 
betreffenden Staates begründet ift CArt. 26.), oder 3) wenn zwar die Gat- 
tung, aber die, das innere Steuerfsftem des betreffenden Staates intereffi- 
rende Art der Waaren entweder gar nicht, oder doch nur ſchwankend ange: 

eben iftz jedoch in diefem Falle nur in Bezug auf die fo angegebenen 
aaren. 

In allen Fällen, wo ſpecielle Reviſionen und Nachwägungen ſich wäh— 
rend der Fahrt als nothwendig ergeben, ſind ſolche bei der nächſten Hebe— 
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ftelle, wohin die Fahrt gerichtet ift, vorzunehmen und dort zweckmäßige Ein— 
richtungen dazu zu treffen. 

Art. 24. Wenn der Führer einer Schiffsladung Waaren, welche nad 
Art. 10. nur einem Bruchtbeile des Normalfages unterworfen find, bei ſich 
zu haben declarirt, und für felbige ven betreffenden, geringeren Tariffag in 
Anfpruch nimmt, fo ift er verbunden, der Empfangsbehörde vie vollftändige 
Ueberzeugung zu verfchaffen, daß jene Waaren wirflidy diejenigen find, 
wofür er fie ausgiebt. Es ift alfo hinſichtlich ihrer, fofern dieſelben 
nicht ſchon unter amtlichen Berfchluß gelegt find, die Behörde zur materiellen 
BVerification, mit Darlegung und Deffnung ver einzelnen Colli berechtigt; 
— Sache des Schiffers bleibt e8, feine Ladung fo einzurichten, daß Die 
Ueberzeugung von wirflicher Anweſenheit der zum geringeren Tariffage be— 
rechtigten und berlarirten Waaren — ald worauf es bier allein anfommt, 
— der Behörde auf die fürzefte und einfachite Weife gewährt werden fünne. 

Art. 25. Wenn das Schiff rein tranfitirt, ohne Ab- und Zuladung, 
fo ſoll eine materielle Berification wegen der zum geringeren Tarifſatze an: 
gemeldeten Waaren jedenfalld nur einmal vorgenommen werden fönnen, 
und ihr auf dem Manifefte verzeichnetes Nefultat bei allen übrigen Empfangs— 
ftätten für richtig gelten. 

Art. 26. Die Begründung des Verdachtes (Art. 23. Nr. 2.) foll 
angenommen werden: 1) wenn das Yadungsmanifeft ſich nicht in gebö- 
riger Form befindet, oder dem Verdachte einer damit vorgenommenen 
Fälfhung unterliegt; 2) wenn die angelegten Plomben oder Ziegel ver: 
legt befunden werden; 3) wenn eine generelle Revifion der Ladung er— 
hebliche und begründete Zweifel gegen die Richtigfeit des Manifeftes ver: 
anlaft; 4) wenn der Schiffer auf dem, nicht etwa durch augenfceinlichen 
Notbftand und Beobachtung ver für diefen Fall vorgefchriebenen Maaß— 
regeln gerechtfertigten Berfuche einer Anlegung an verbotenen Wferftellen 
oder gar einer vorher nidyt angezeigten Eins over Ausladung ſich be— 
treten läßt. 

Art. 27. Jeder Empfangs- oder Steuerbeamte, welcher durch einen 
bei feiner generellen Yadungsrevifion nach Art. 26. Nr. 3. gegen die Rich— 
tigfeit des Manifeftes ihm aufſtoßenden Verdacht, zur Anftellung einer Nach— 
wägung oder materiellen Berification der ganzen Ladung oder eines Theiles 
derjelben, ſich veranlaßt findet, muß die Dringlichfeit und Erheblichfeit feines 
Verdachts nachher auf Erfordern zu juftifieiren im Stande fein. 

Art. 235. Wo die materielle Verification aus der, im Art. 24. ange: 
gebenen Urſache ftattfindet, ſoll fie unverzüglih, nachdem zur Abfertigung 
des Schiffes gefchritten worden, angefangen und nach Möglichkeit beſchleu— 
nigt werben. 

Art. 29, Nachwägungen oder materielle Verificationen, welche wegen 
fidh ergebenden Verdachts einer Unrichtigfeit des Manifeftes vorgenommen 
werden, follen gleichfalls in der Art. 28. angegebenen Art geſchehen. Hat 
fid) aber das Maniſeſt als unrichtig ergeben, jo eriftirt die Bermuthung be— 
abjichtigter Defraudation nicht nur des Emszolles, ſondern auch der innern 
Zoll und Verbrauchsſteuer des betreffenden Staates mit allen ibren geſetz— 
lihen Folgen, jevodh nur in Bezug auf den Schiffer und den unrichtig de: 
elarirt befundenen Theil feiner Ladung. 

Art. 30. Die Strafe der Emszoll- Defraude beftebt in einer, dem 
vierfachen Betrage der der Caſſe entzogenen gefeglichen Abgabe gleichfom: 
menden Geldbuße, neben welcher auch jedesmal die einfache Abgabe nad: 
zuzablen ift. 

Bei wiederholten Defrauden tritt, nachdem der Schuldige ſchon einmal 
durch rechtsfräftiges Erkenntniß verurtbeilt ift, oder aber die Strafe ohne 
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Erfenntniß erlegt bat, außer der Nachzahlung der einfachen Abgabe im erften 
Falle der achtfache, im zweiten und in ferneren Fällen ver fechözehnfache 
Betrag der Abgabe als Geldbuße ein. 

Wenn der Schiffer ſich diefer Strafe ohne Erfenntniß nicht unterwirft, 
fo wird ganz nad dem für die Umgehung der Eingangs-, Durchgangs— 
und Ausgangsabgaben beſtehenden Eontraventiong:Berfahren des betreffenden 
Staates von dem Zollrichter (Art. 40.) erkannt. 

Art. 31. Das Refultat aller gefchebenen Nachwägungen oder mate— 
riellen Berificationen, fo wie bei ven zum geringeren Tarifſatze declarirten 
Waaren der danach geleifteten Zahlung, wird von jeder Zolfftätte auf dem 
Manifefte bemerft. 

Art. 32. Hat der Schiffer die legte Hebeftelle erreicht, die er auf 
feiner Fahrt berührt, fo bat er das Manifeft der angeorpneten Empfangs— 
behörde zu belajfen, damit daſſelbe bei deren Acten aufbewahrt bleibe. 

Art. 33. ever der contrabirenden Staaten hat das Recht, Pläge 
innerhalb feines Gebietes zu beftimmen, an denen allein angelegt werden 
darf, aud wenn von feiner Ab> oder Zuladung die Rede iſt. 

Man wird darauf Rüdjicht nehmen, folhe in fo geringen Entfernungen 
von einander zu beftimmen, dab dem Schiffer dadurd für die Fortfegung 
feiner Reife möglichſt wenig Aufenthalt verurfacht wird. 

Jede Anlegung an einem nicht dazu verftatteten Drte — den Fall 
augenjcheinlichen und fofort bei der nächſten Ortsbehörde des betreffenden 
Staates angemeldeten Notbftandes ausgenommen — begründet ven Verdacht 
beabfichtigter Defrauration des inneren Zoll und Steuerfoftems und feine 
geſetzlichen Folgen. 

Von ven in einem jeden Staate verftatteten Lieges und Lateplägen 
muß ein Berzeihniß in jeder Zollftätte des betreffenden Staats ange— 
fchlagen werben. 

Art. 34. Jeder der beiden contrabirenden Staaten bat das Recht, in 
Fällen, wo er für das Intereſſe feiner Landzölle oder Berbrauchsfteuern es 
nüglich erachtet, innerhalb feines Gebiets Begleiter auf vorbeipafjirende 
Schiffe zu fegen. 

Dod darf aus Anwendung dieſer Maafregel für den Schiffer weder 
irgend ein, durch gegenwärtigen Vertrag nicht gerechtfertigter Aufenthalt, 
noch irgend eine Ausgabe, oder irgend eine, nicht ohnehin fchon ihn ges 
feglich treffende Beſchränkung erwachſen. 

Derjenige Staat, welcher eine foldhe Begleitung für nöthig erachtet, 
wird, wenn die Aufnahme oder die Entlaffung der Begleiter an anderen 
Punkten ald an den Zollftätten erforderlich ift, die Orte befannt machen, 
wo folde erfolgen fol. Der Schiffer ift verpflichtet, dort anzulegen und 
nach erfolgter Anmeldung eine Stunde auf Anfunft oder Abgang der Be— 
gleiter zu warten. 

Art. 35. In Anfehbung der, auf dem unteren Theile der Ems vor: 
fommenven, levdiglih die Seeſchiffahrt treffenden Abgaben und Gebühren, 
namentlich der Laſten-, Feuer», Tonnen= und Baafengelver, fo wie der zu 
Leer bergebrachten ſtädtiſchen Schiffabrtsabgabe von den dort ausgebenden 
oder anfommenden Seejciffen, follen die Schiffe und Güter preußifcher 
Untertbanen den bannoverfchen vollfommen gleichgeftellt fein, und ein Unter: 
Ihied in ver Behandlung beiver nicht ftattfinden. 

Art. 36. Desgleihen follen die beiverfeitigen Untertbanen hinſichtlich 
der Hafen-, Krahn-, Waage: und Re in den Handels- und 
Umlageplägen, fo wie binfichtlih der etwa vorfommenden Hafen: und Werft: 
gelver nah gleihen Grundſätzen behandelt und die Zablungsfäge vieler 
Gebühren billig und feft beftimmt, zur Kenntniß des Publifums gebracht 
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und nur von denjenigen gefordert werben, welche fich der vorhandenen An— 
ftalten bedienen. 

Art. 37. Für den Dienft der Kootfen auf der Ems wird die königlich 
bannoverfhe Regierung das Nähere anordnen und einen angemefjenen Ges 
bübrentarif feftfegen und befannt machen. 

Preußifchen Unterthanen follen auch in diefer Hinficht Feine läftigeren 
a als den hannoverfchen auferlegt werben, 

Art. 38. Sollten Seefchiffe die Ems oberhalb Halte befahren wollen, 
jo fteht ihnen gegen Dune der für die Flußſchiffahrt beftimmten Abgaben 
dies frei. Ebenfo foll auch bei Flußfchiffen, welche ihre Fahrt bis unterhalb 
Leer, oder in die offene See, fortfegen möchten, für diefe Strede rüdfichtlich 
der Fälle, in melden Gebühren zu entrichten find, und des Betrages der— 
felben, die im Dbigen für Seefchiffe verabrevete Behandlung eintreten. 

Art. 39. Hinfihtlih der, von den Sciffern für die Betreibung tes 
Schiffergewerbes zu entrichtenden Gewerbefteuer haben beide Staaten ſich 
dahin vereinbart, daß diefe nur von den eigenen Unterthanen erhoben werden 
foll, fo daß der Schiffer des einen Staats bei ver Befahrung der Emsftrede 
in dem andern Staate von der dortigen Regierung nicht nochmals zur Er— 
legung einer befondern Patent oder Gewerbsabgabe angehalten werben fann. 

Ari. 40. Ein Mitglied desjenigen mit ver Ausübung der Civilgerichts: 
barfeit beauftragten Amtd oder Gerichts, in deifen Bezirf die Zollftelle be- 
legen ift, fol, ohne Rüdficht auf ven fonft etwa begründeten bevorzugten 
Serichtöftand, zur fummarifchen Behandlung und Entſcheidung folgender 
Segenftände verpflichtet werden: 1) Ueber alle Emszoll- und Scyleufengelver- 
Gontraventionen und die bierburd verwirften Strafen, infofern der Schiffer 
denfelben fich nicht freiwillig unterwirft; 2) über Streitigfeiten wegen Zab- 
lung der Zoll, Krabn:, Waage- und Hafengelver, fo wie der anderen in 
den Artikeln 35., 36. und 37. bezeichneten Gebühren und deren Betrag; 
3) über die von Privatperfonen unternommene Hemmung bes Leinpfades 
4) über vie beim Sciffsziehen veranlaßte Beſchädigung an Wiefen und 
Feldern, fo wie überhaupt jeden Schaden, den Flößer oder Schiffer während 
der Fahrt oder beim Umladen vdurd ihre Fahrläſſigkeit Anderen verurfacht 
haben möchten; 5) über ven Betrag der Bergelöhne und andere Hülfsver— 
gütungen in Unglüdsfälfen, infofern die Intereffenten darüber nicht einig find. 

Namen und Wohnort des Zollrichters follen in ver Zollftätte ange: 
fchlagen werden. 

Art. 41. Soweit durd gegenwärtige Convention Beftimmungen getroffen 
find, hat es bei venfelben, ohne Srüctficht auf bisher beftehende Sperialverträge, 
Geſetze, Verordnungen, Privilegien und Gebräuche fein alleiniges Bewenten. 

Art. 42. Der Vertrag foll nad erfolgter Ratification von beiden con- 
trabirenden Staaten öffentlih befannt gemacht werden, und ſechs Woden 
nad Auswechſelung der Ratificationen in volle Wirffamfeit treten. 

Art. 43. Die vorbehaltenen Ratificationen des gegenwärtigen Ver: 
trages follen fpäteftens binnen zwei Monaten, vom beutigen Tage an ge 
rechnet, gegen einander ausgewechſelt werden. 

Zu Urfund deſſen ift gegenmwärtiger Vertrag von den Bevollmächtigten 
unterfchrieben und befiegelt worden. 

Sp geichehen zu Berlin, den 13. März 1843. 


16. Vertrag zwifchen Preußen, Hannover, Kurbeifen und Schaumburg = Lippe 
über die Ausführung einer Gifenbabn von Hannover nach Minden. 
4. December 1845, ratificirt 2. Februar 1846. 


Art. 1. Die königlich preußifche, die königlich hannoverſche, die fur- 
fürftlich beffifche und die fürftlich fchaumburgelippefche Regierung verpflichten 
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fi, innerhalb ihres Gebiets für die Errichtung einer Eifenbahn von Han- 
nover über Wunftorf, Hafte und Büdeburg nad Minden zum Anfchluffe an 
die Cöln-Mindener Eifenbahn und für deren Vollendung fpäteftens bie zum 
Ablaufe ded Jahres 1547 zu forgen. 

Zwifchen ven oben genannten Orten foll die Bahn in einer ununter- 
brochenen und fo geraden Richtung geführt werden, als e8 die Terrainver- 
bältmiffe irgend geftatten, 

Art. 2. Die genannten boben Regierungen machen ſich verbinvlich, 
die Spurweite für die im Art. 1. bezeichnete Bahn mit der auf den preu- 
Bifchen und bannoverfchen Bahnen angenommenen von 4 Fuß 8", Zoll Eng- 
lifch im Lichten der Schienen in Uebereinftimmung zu bringen und zu er: 
halten, und darauf Bedacht zu nehmen, daß auch im Lebrigen die Bahn 
nach übereinftimmenden Grundfägen und Berbältniffen erbaut werde. Dem 
Bahnförper wird gleih die Breite für zwei Schienen = Geleife gegeben 
werben. 

Art. 3. Die genannten boben Regierungen verpflichten ſich, gemein- 
ſchaftlich dahin zu wirfen, daß der Betrieb auf der Bahn von Hannover 
nad Minden, wenigftens zwiſchen Wunftorf und Minven, ftets in der Hand 
Einer Verwaltung vereinigt fei. 

Art. 4. Zwiſchen ven gegenfeitigen Untertbanen foll ſowohl bei Feſt— 
ftellung der Beförderungspreife für Perfonen, Saden und Thiere, als ver 
Zeit der Abfertigung fein Unterfchied gemacht werden, namentlich follen die 
aus dem Gebiete des einen Staates auf der Eifenbabn in das Gebiet des 
anderen Staats übergebenden Transporte weder in Beziehung auf die Ab- 
fertigung, noch rüdhatlid der Beförderungspreife ungünftiger behandelt 
werden, als die aus den betreffenden Staaten abgehenden oder darin 
verbleibenden. 

Art. 5. Die genannten hoben Regierungen werden fich binfichtlich ver 
zu erlaſſenden Bahnpolizei » Reglements über möglichft übereinftimmende 
Grundfäge einigen. Bei diefer Einigung werden, fo viel als irgend thun- 
lich, diejenigen BahnpolizeisReglements zum Grunde gelegt werden, welche 
von der, den Betrieb der hannoversmindener Eifenbahn übernehmenven Ber: 
waltung auf fonftigen ihr untergebenen Eifenbabnen zu befolgen find. 

Art. 6. Die furfüritlich beifiiche und die fürftlich ſchaumburg-lippeſche 
Regierung treten in Anfehung der ganzen Grafihaft Schaumburg und dee 
ganzen Fürftentbums Schaumburg = Lippe dem Lebereinfommen bei, weldes 
zwifchen der föniglich preußifchen und der füniglich hannoverſchen Regierung 
binfichtlich der Wahrnehmung ver Paß- und Fremdenpolizei auf Eiſen— 
bahnen beftebt. 

Art. 7. Auch für den Fall, vaß die furfürftlich beffifche und die fürft- 
lich fchaumburgslippefche Regierung oder eine vderfelben zu einem felbftitän- 
digen Zoll- und indireeten Steuerfyfteme übergehen möchten, follen die über 
die Zolle und Steuerabfertigung u. f. w. im Art. 7. des Staatsvertrages 
über die Eifenbahn von Magdeburg nadı Minden vom 10. April 1841 ge: 
troffenen Berabredungen unter den vier contrabirenden Regierungen ale 
gültig angenommen werben. In Uebereinftimmung mit dem dafelbit aus— 
gefprochenen Grundfage wollen auc die furfürftlich beffifche und die fürft- 
lich ſchaumburg-lippeſche Regierung die durch ihre Gebiete auf der Eiſen— 
bahn tranfitirenden Wagenzüge der Zollcontrolle wegen nicht aufbalten 
laffen unter dem Vorbehalte, mit der föniglich preußifchen und ver kö— 
niglih hannoverſchen Regierung fich Über die zur Sicherung ihres Zoll: 
intereifes erforderliben Maaßregeln zu verftändigen. Diefe Verſtändigung 
foll fi zugleich auf die Höhe der auf der Eifenbahbn von Hannover nad) 
Minden im furfürftlich beffifchen und fürftlich fhaumburg-lippefchen Gebiete 
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zuläffigen Durchgangsabgaben erftreden, wobei von dem Grundfage mög- 
lichfter Verfehrserleichterung ausgegangen werden wird. 

Art. 8 Die vier hoben Ben verpflichten fih, bei Mobil: 
machung und außerordentlihen Truppenbewegungen Anftalten zu treffen und 
reip. die Eifenbabntransportslinternehmer dazu anzubalten, daß für die auf 
der Eifenbahn zwifchen Hannover und Minden zu befördernden Transporte 
von Truppen, Waffen, Kriegs- und BVerpflegungsbepürfniffen und Militair: 
effecten aller. Art auch außerordentliche Fahrten eingerichtet, und für ver: 
gleichen Transporte nicht blos die unter gewöhnlichen Umſtänden bei ven 
Fahrten zur Anwendung fommenden, fondern auch die fonft nody vorhandenen 
Transportmittel benugt werden. 

Den Militairverwaltungen der contrabirenden Staaten wird gegenfeitig 
die Befugniß vorbehalten, ſich zu dergleichen Transporten eigener Trans- 
port und eigener Dampfwagen zu bedienen. In folhen Fällen wird an 
die Eifenbahntransport- Unternehmer außer der Erftattung der Feuerungs— 
foften nnr ein mäßiges Babngeld gewährt. Findet die Benugung der Trang- 
portwagen der Eifenbahntransport= Unternehmer Statt, fo wird dafür eine 
billige Bergütung geleiftet. 

Auch wollen die hoben contrabirenden Regierungen darauf binwirfen, 
daß von den Eifenbahntransportsllnternebmern eine Anzahl von Transport— 
Fahrzeugen fo eingerichtet werde, um nöthigen Balls aud zum Transport 
von Pferden benugt werden zu Fünnen. 

Rückſichtlich der Beförderungspreife für Truppen, Waffen, Kriggs- und 
Verpflegungsbedürfniffe, fo wie Militaireffecten jeglicher Art foll fein Unter: 
ſchied zwifchen ven refp. Regierungen gemacht werpen. 

Die den reip. Regierungen eigenthbümlich gehörigen Militaireffecten, 
welche auf der Eifenbabn befördert werden follen, bleiben von der Entridys 
tung der Durchgangsabgaben befreit. Dergleichen Transporte müſſen jedoch 
zu dem Behufe entweder unter militairifcher Begleitung geben oder mit 
einem Pafle der abſendenden Militairbehörden verfeben fein. Der Trans— 
port von Truppen auf der Eifenbahn wird den zuftändigen Behörden, be> 
ziehungsweife den gegenfeitigen LYandesregierungen, jedesmal vorher zeitig 
genug angezeigt werben. 

Art. 9. Die vier hohen Regierungen verpflichten ſich, darauf ein wach— 
famed Auge zu haben, daß weder auf ven Bahnhöfen, noch in den zur Eifen- 
bahn gehörigen Gebäuden, noch fonft in der Nähe ver. Eifenbahn Spiel» 
banfen angelegt oder Hazardipiele irgend einer Art geduldet werden. 

Art. 10. Die Regierung von Kurheſſen und Schaumburg-kippe fihern 
den Regierungen von Preußen und Hannover den ungebinderten Tranſit 
der preufifchen, beziehungsweiſe der preußiſch-hannoverſchen Brief-, Packet— 
und Geldſendungen jeglicher Art über die von der Eifenbahn zwifchen Han— 
nover und Minden berührten furfürftlich heſſiſchen und fürftlich fchaumburg- 
lippefhen Gebiete auf fo lange zu, als diefe Eifenbahn befteht. 

Es wird dieſer Tranfit mittelft durchgehender befonderer Eifenbahns 
Poftwagen oder mittelft der Gepädwagen ver Eifenbahn-VBerwaltung, unter 
Begleitung von preußifchen oder hannoverſchen Poftconducteurs ftatthaben. 

Die Regierungen von Preußen und Dannover fagen Dagegen den Res 
gierungen von Kurheſſen und Schaumburg-tippe zu, daß der Tranfit ver: 
fchloffener Brief- und Zeitungspadete zwiſchen den dermalen unter fürftlich 
Thurn= und Tarifcher Verwaltung ftebenven furfürftlich beffifchen und fürftlich 
fhaumburg=lippefhen Poftanftalten, und zwifchen viefen und andern Poſt— 
Anitalten, wie folder vertragsmäßig gegenwärtig beftebt, aud 
mit den preußifchen und bannoverihen Eiſenbahnpoſten, wenn ſolche für 
die Beförderung gedachter Brief und Zeitungspadete geeigneter befunden 
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werben follten, als die bisherigen Poftcourfe, unter ven jegt vertragsmäßig 
beftehenden oder fünftig etwa noch zu verabredenden Bedingungen folle ftatt- 
finden können. 

Außerdem machen die Regierungen von Preußen und Hannover ſich 
verbindlich, die zwifchen Minden und Hannover cireulirenden Eifenbahnpoften 
für die inneren Poftverbindungen der kurheſſiſchen Grafichaft Schaumburg 
und des Fürſtenthums Schaumburg-tippe in der Art nugbar fein zu laffen, 
daß diefe Potverbindungen auf den verfchiedenen Eifenbahnftationen an die 
Eifenbahnpoften in den Nichtungen von Hannover und von Minven fid 
anſchließen fönnen. Die demgemäß ven Eifenbahnpoften zugebenden und mit 
felbigen anfommenden Poftfendungen aller Art, follen, fo weit die fur: 
beffitche und die ſchaumburg-lippeſche Eifenbabnftrede reicht, von der könig— 
lih bannoverjchen Poftverwaltung unentgeltlich befördert werden. Das 
Nähere über die derartige Mitbenugung der preußifch- bannoverfchen Eifen- 
babnpoften für die inneren Wojtverbindungen ver furbefliihen Grafichaft 
Schaumburg und des Fürftentbums Schaumburg-?ippe wird von der königlich 
preußifchen und der föniglich bannoverfhen Poftapminiftration mit der, jene 
Poftverbindungen leitenden, fürſtlich Thurn- und Tarifchen Poftverwaltung 
feftgeftellt werven. 

Art. 11. Nach der Fertigftellung der Bahn von Hannover nad Mins 
den wird die föniglich bannoverfche Eifenbahnvermwaltung ven Betrieb auf 
derjelben im Zufammenbange übernehmen. Die vier hohen Regierungen be- 
halten ji vie Auflöfung dieſes Verhältniſſes nach einer, jeder von ihnen 
zuftebenden, zweijährigen Auffündigung vor, wollen jedoch von der Befugniß 
zur Auffündigung feinenfalls früber, als nad Ablauf eines Zeitraumes von 
zehn Jahren, vom Tage der Eröffnung des Betriebes auf der ganzen han— 
noversmindener Bahn an gerechnet, Gebraud machen. 

Von den über das erwähnte Verhältniß zwifchen der königlich hanno— 
verjchen Regierung und jeder der drei anderen hohen Regierungen zu treffen: 
den Vereinbarungen werden legtere fich gegenfeitig Mittbeilung machen. 

Art. 12. Sp lange die königlich bannoverfche Eifenbahnverwaltung 
den Betrieb bebält, bleibt der königlich hannoverſchen Negierung die Felt: 
jegung ver Fahrzeiten, foweit folche nicht die durchgehenden Züge betreffen 
(wie dieſe durch Das unterm 12. März 1844 zu Berlin aufgenommene, von 
ven betheiligten hoben Regierungen genehmigte Protocoll feftgefegt find, oder 
fünftig gemeinfchaftlich feitgefegt werden), allein überlaffen. 

Die königlich bannoverfche Negierung wird bei Feftftellung des Fahr— 
plans das Intereile ſowohl des allgemeinen Verkehrs, ald auch des inneren 
Verfebrs der von der Eiſenbahn durchſchnittenen Yandestheile auf jede thun— 
lihe Weiſe berüdjichtigen. 

Art. 13. Ebenſo Toll der königlich bannoverfchen Regierung für die 
Dauer des erwähnten Verbältnifjes vie Beftimmung ver Fahr- und Fracht: 
preife allein zufteben. Diefe follen für die ganze Bahn von Hannover nad) 
Minden nad gleichen Grundſätzen und nicht höher für die Meile beftimmt 
werden, als auf der Eifenbabn von Hannover nach Braunfchweig. 

Art. 14. Sollte die königlich bannoverfhe Eifenbabnverwaltung ven 
Betrieb auf ver Babn fünftig nicht behalten, fo werden die vier hoben Re— 
gierungen, welche ſich von einer erfolgten Auffündigung fofort gegenfeitig 
Mittbeilung macen werden, fi angelegen fein laffen, eine anderweite Ver: 
einbarung in der Art zu treffen, daß dabei ter im Art. 3. verabredete Grund: 
fag zur Anwendung gebradyt wird. ine foldhe Veränderung im Betricbe 
foll nie eine Unterbrechung veffelben berbeiführen. Auch wollen vie vier 
boben Regierungen dafür forgen, daß jeder Unternehmer, welcher den Betrieb 
fünftig übernimmt, die Fahrten auf eine möglichft zweckmäßige Weiſe und 
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jedenfalls fo einrichte, daß dieſelben wenigſtens einmal täglich nach beiden 
Richtungen mit den Kahrten auf den angrenzenden Bahnen fo ineinander 
greifen, daß eine zufammenbängenvde Beförderung von Berlin nad Cöln 
und von Cöln nad Berlin ftattfinden kann. 

Ueber den von den Transportunternehmern anzumentenden Tarif wer: 
den die vier hoben Regierungen ſich gemeinfchaftlich verftändigen. 

Art. 15. Es wird der gegenwärtige Vertrag den hohen Regierungen 
alsbald zur landesherrlichen Genehmigung vorgelegt und die Auswechfelung 
der Ratifications -Urkunden fpäteftens binnen vier Woden vorgenommen 
werden. 

Deffen zu Urkund ift der gegenwärtige Vertrag von den gegenfeitigen 
Bevollmächtigten unterzeichnet und befiegelt worden. 

So geſchehen Hannover, den 4. December 1845. 


17. Vertrag über den Bau und Betrieb der preußifchen Strece der Eifen: 
bahn von Hannover nach Minden. 4. December 1845, ratificirt 
2. Februar 1846. 


Art. 1. Die königlich preußifihe und die königlich hannoverſche Regie: 
rung werben darauf Bedacht nehmen, den Abfchluß eines Vertrages zwiſchen 
der füniglich bannoverfchen Eiſenbahndirection und der cöln-mindener Eifen- 
babn-Getelfchaft herbeizuführen, durch welchen die Letztere an die Erftere 
den Betrieb auf der auf föniglich preußifchem Gebiete belegenen Strede der 
Eifenbahn von Dannover * Minden gegen ein angemeſſenes Bahngeld, 
unter dem Vorbehalt gegenſeitiger Kündigung, überläßt, und die königlich 
hannoverſche Eiſenbahndirection alle Verpflichtungen übernimmt, welche der 
cöln⸗mindener Eiſenbahn-Geſellſchaft als Betriebsunternehmerin nach Maaß— 
abe ver 88. 24., 25. und 36. des königlich preußiſchen Geſetzes über vie 

ifenbabnunternehbmungen vom 3. November 1838 und nad $. 77. der Sta: 
tuten der cölnsmindener Eifenbabngefellichait vom Jahre 1843 Cbeftätigt am 
18. December 1843) obliegen würden. Sobald ein folder Vertrag unter 
angemefjenen Beringungen abgeichloffen fein wird, werden die hoben cons 
trahirenden Regierungen venfelben genehmigen und fich über die erfolgte 
Genehmigung gegenfeitig Mittheilung machen. | 

Aud einem über ven Bau und die Unterhaltung der Bahn und ihres 
Zubehörs zwifhen ver königlich hannoverſchen Eifenbahnvireetion und der 
cöln-mindener Eifenbabngefellfchaft etwa zu Stande fommenden angemeifenen 
Uebereinfommen werden die hoben contrabirenden Regierungen ihre Gench: 
migung ertbeilen. Durch ein ſolches Lebereinfommen foll die cöln-mindener 
Citenbabngefellfchaft ihr Eigentbum an ver Bahn nebft Zubehör an die 
königlich hannoverſche Eifenbabndirection nicht abtreten können. 

Art. 2. Die föniglich preußifche Regierung verpflichtet ſich, von der 
in $. 27. des Föniglic preußiichen Gefeges über die Eifenbahnunterneb: 
mungen vom 3. November 1838 dem Dandelaminifterium vorbebaltenen Be: 
fugniß, Conceffion zu einem ConcurrenzTransportbetriebe zu ertbeilen, für 
die auf ihrem Gebiete belegene Strecke der Eiſenbahn von Hannover nad) 
Minden feinen Gebrauch zu machen, fo lange vie königlich bannoverfche 
Eiſenbahndirection den Betrieb auf der bezeichneten Babnftrede behält und 
bie föniglich bannoverfche Regierung einen Concurrenzbetrieb auf ihrem eigenen 
Bahntheile nicht geftattet. 

Art. 3. Hinfichtlich der Feftiegung der Fahrzeiten und der Transport- 
preife follen die Beftimmungen der unterm heutigen Tage zwifchen der könig— 
lich preußifchen, ver königlich bannoverfchen, ver furfürftlich beififchen und 
ver fürftlih fchaumburg-lippefchen Regierung über die Herftellung einer Eifen: 
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bahn son Hannover nah Minden abgefchloffenen Uebereinfunft zur Anwen- 
dung fommen. 

Art. 4. In Anfehung der auf der Bahnftrede im königlich preußifchen 
Gebiete anzuwendenvden Fahrzeuge, einfchließlih ver Dampfwagen, ift man 
darüber einverftanden, daß die von der füniglich bannoverfchen Regierung zu 
veranftaltende Prüfung genüge und eine Genehmigung feitens ver füniglich 
preußifchen Regierung nicht erforderlich fei. 

Art. 5. Die föniglich preußiſche Regierung verpflichtet ſich, fo lange 
die königlich hannoverſche Eifenbahnverwaltung den Betrieb auf der im Ar- 
tifel 1. bezeichneten Eifenbabnftrede behält, auf derſelben binfichtlich des Poft- 
zwanges für die genannte Eijenbabnverwaltung dieſelben Beftimmungen in 
Anwendung zu bringen, welde im Königreihe Hannover für die Landes- 
Eifenbabnen befteben. 

Art. 6. Die Landeshoheit bleibt in Anfebung der in Rede ftehenven 
Eifenbabn, fomweit fie das königlich preußifche Gebiet berührt, der Krone 
Preußen ausjchlieglid vorbehalten. — Demgemäß follen die auf der bezeich- 
neten Bahnſtrecke zu errichtenden Hoheitszeichen nur die preußifchen fein, 
Auch follen alle innerhalb des königlich preußifchen Gebiets vorkommenden, 
die Bahn-Anlage oder den Transport auf der Bahn betreffenden Polizei: 
und Griminal-Bergeben den Königlich preußischen Behörden zur Unterfuchung 
und Beltrafung angezeigt und nad königlich preußiſchen Gefegen beur- 
tbeilt werben. 

Insbefonvere erflärt die föniglich bannoverfche Regierung ſich auch damit 
einverftanvden, daß die ihrerfeits in Minven zu beftellende Eiſenbahn-Ver— 
waltung wegen aller Entihädigungzanfprüde, welde aus Anlaß des Be— 
triebes auf der im preußifchen Gebiete belegenen Bahnſtrecke gegen fie er- 
hoben werden möchten, der Entſcheidung der zuftändigen föniglich preußifchen 
Gerichtshöfe nach den füniglich preußifchen Gefegen fich zu unterwerfen babe, 
und daß die gegen die vorgedachte Eifenbabnverwaltung in Vertretung der 
töniglich bannoverfhen Regierung ergebenden Entſcheidungen ihrerfeits als 
verbindlich anzuerfennen feien. 

Die zur Betriebsverwaltung innerhalb des Föniglich preußifchen Gebietes 
etwa angeftellten bannoverfchen Untertbanen erwerben durch ihre Anſtel— 
lung feine Heimatbörechte in Preußen; fie find rüdjichtlih der Disciplin 
des ihnen übertragenen Dienftes der königlich bannoverfchen Eifenbahnver: 
waltung, im llebrigen aber ven föniglich preußifchen Behörden und königlich 
preußifchen Gefegen unterworfen. 

Die föniglich preußifche Regierung erflärt fih damit einverftanden, daß 
die Föniglich hannoverſchen Eifenbahbnbeamten auf der innerhalb des könig— 
lich preußifchen Gebietes belegenen Strede der in Rede ftehenden Eiſenbahn 
die bannoverfche Uniform tragen. 

Die föniglih hannoverſche Negierung wird die bei der Eifenbahnver: 
waltung ihrerjeits anzuftellenden Beamten auf die Wahrnehmung des fünig- 
lich preußifchen Zoll- und Steuerintereffes und auf die Handhabung der von 
der föniglich preußifhen Regierung zu erlaffenden bahnpolizeilihen Anord— 
nungen mit vereiden lajjen. 

Art. 7. Die föniglich preußifche Regierung wird die auf den Betrieb 
der Bahnftrede im preufifchen Gebiete fich beziehenden Veßhandlungen mit 
der föniglich hannoverfchen Eifenbabnverwaltung durd den für die cöln- 
mindener Eifenbahn beftellten Commiſſarius führen laffen. 

Art. 8 Sollte die füniglid preußifche Regierung veranlaßt werden, 
die in dem Gefege vom 3. November 1838 über die Eifenbahn-Unterneb- 
mungen enthaltenen Beftimmungen durch neue Anordnungen zu ergänzen 
oder abzuändern und nad Umftänden denfelben ganz neue Beftimmungen 
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inzugufügen, fo werden beide Regierungen fi tarüber näher vereinbaren, 
in wieweit dergleichen Abänderungen, Ergänzungen oder auch neue Ber 
fimmungen auf den Betrieb ver Bahnftrede im preußifchen Gebiete, fo 
lange derjelbe in ver Hand der königlich hannoverſchen Verwaltung bleibt, 
zur Anwendung zu bringen fein werben. 

Art. 9. Es wird der gegenwärtige Vertrag den hoben Regierungen 
alsbalv zur landesherrlihen Genehmigung vorgelegt und die Auswechjelung der 
Ratificationsellrfunden jpäteitens binnen vier Wochen vorgenommen werden. 

Deſſen zu Urfund ift der gegenwärtige Vertrag von den gegenfeitigen 
Bevollmächtigten unterzeichnet und befiegelt worden. 
So geihehen Hannover, den 4. December 1845. 


18. Vahfarten- Convention. 21. October 1850. 
(5. Baiern.) 


12. Geffen. 


Naumburger Erbverbrüderung zwifchen Brandenburg, Heffen und Sachfen. 1614. 


„Bon Gottes Gnaden Wir Johann Georg Herkog von Sachſen, Erb» 
Marichall, Landgraff in Thüringen, Marggraff zu Meiffen, Burgaraff zu 
Magveburg, Johann Sigismund, Maragraf zu Brandenburg, Erg-Gämmerer 
in Preuffen, zu Stettin, Pommern, der Cajjuben und Wenden, aud in 
Schlefien zu Erojjen Herzog, Burggraff zu Nürnberg und Fürft zu Rügen, 
beyve deß heiligen Römifchen Neichs Churfürften; Auguftus, Johann Phi- 
lippus, Frievrih, Johann Ernft ver iüngere, Frievrih Wilhelm und Als 
breit, Johann Eafimir und Johann Ernſt der ältere, Gebrüvere und Bet- 
tern, Derzoge zu Sachſen, Land- Graffen in Thüringen und Marggraffen 
zu Meijjen; Johann Sigismund Churfürft, Marggraff zu Brandenburg, in 
Preuffen, Stettin, Pommern, der Eaffuben und Wenden, aud in Schlejien 
zu Eroffen, Jägerndorff Herzog, Burggraff zu Nürnberg und Fürft zu Rügen, 
vor unfern freundlichen lieben Herrn Schweher, Vatern und Bettern; Al: 
brecht Friedrichen Marggraffen zu Brandenburg, Herzog in Preuffen, Chris 
ftian, Joachim Ernft, Johann Georg Marggraffen zu Brandenburg, in 
Preuffen, aud Schlefien zu Eroffen und Jägerndorff Herzogen, Ehriftian 
Wilhelm poftulirter Adminiftrator des Primats und Ers-Stiffts Magdeburg, 
als ein gebohrner Marggraff zu Brandenburg, und George Albredt, Sieg— 
mund und Johanns, gleichfald Marggraffen zu Brandenburg; Und dann 
Morig und Ludwig, Philipps und Friedrich, Landgraffen zu Heilen, Graffen 
zu Kapen-Ellenbogen, Dies, Ziegenhain und Nidda ꝛc. Bekennen für ung, 
alle unfere Erben und Nachkommen öffentlich in diefem Briefe allen Leuten, 
die ihn ſehen oder hören leſen. Nachdem Unſer, ver Ehur- und Fürften zu 
Sachſen und Heffen Ureltern und Vorfahren löblicher und feliger Gedächt— 
niß, von undenflien Jahren, ſich mit allen ihren gegenwärtigen und zus 
fünftigen Yanden, Chur- und Fürftenthumben, mit gnädigften Conſens und 
Befräfftigungen weyland der Römifchen Kayſer und Könige, zufammen ver> 
brüverte, auch Unfer, der Chur- und Fürften zu Brandenburg Ureltern, 
löbliher Gedächtniß, ſich vor diefer Zeit gleichergejtalt in diefelbe der Häufer 
Sadfen und Heffen, hergebrachte Erbverbrüderung begeben und eingelajfen, 
darzu alle drey Häufer Sachſen, Brandenburg und Heffen, in befondere 
Erbvereinigung, vor langer Zeit hero mit einander berfommen, immaffen 
deßhalben auch fonverlide Sigill und Briefe zwilchen ihren Liebven aller- 
ſeits aufgerichtet, und noch vorhanden ſeyn, daß wir und dem allen zu Folge, 
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Gott zu Rob und Ehren, und fonverlicd wegen jegiger Läuffte und vorfte- 
henden des Heil. Reichs Gelegenheiten, umb gemeiner Wohlfahrt willen, mit 
wohlbedahtem Mutb und qutem Natb unferer Räthe, Manne und der Unfern, 
turd angebohrne Yieb, rechter Treu, und fonderlicher Freundſchafft willen, 
auc mit fonderlicher Erlaubniß und Gunft des Allerdurchleuchtigſten, Groß— 
mädhtigften und Unüberwindlichften Fürften und Herren, Herrn Mattbiä 
Röm. Keyſers, unfers gnädigften lieben Herrn, Uns, unfern Yanden, und 
den Unfern zu Fried, in dem beften erblich verbrüdert, gütlich vereinigt, zu— 
jammen getban, und gefegt, und gegen einander Auf- und Nebergebung ges 
tban baben; Werbrütern, vereinen und thun ung zufammen, gegenwärtiglic 
in und mit Krafft diefes Briefs in der allerbeften und beftändigften Form, 
Weis und Maaß, als foldhes iure publico militari und fonft zu Recht ge— 
fcheben fan und mag, mit allen unfern Ehurfürftentbumben, Fürſtenthumben 
und Herrfchafften, Lehn, Angefällen, Anwartungen und Pfandfhafften, mit 
allen unfern Landen und Leuten, die wir jetzo baben, oder hernachmals ge» 
winnen mögen, alfo es gefchebe, daß der Allmächtige Gott lange zu ver- 
hüthen gerube, daß unfere einige vorgenandte Partey, oder unſere Leibes 
Lehns Erben, nach ung binführo von Erben zu Erben fürben, und von 
Todes wegen abgingen, ohne männliche cheliche rechte Leibes und Lehns 
Erben, daß alsdann verfelben abgangenen Ehurfürftentbumb, Fürftenthumb 
und Herrſchafften, Zehn, Angefällen, Anwartungen und Pfandſchafften, mit 
Landen und Leuten, Erben, Eigen, Kleinodien, Schulden und Gülte, Ge- 
hüg und zugehörige Artollery, aud aller anderer fahrender Haab, nichts 
ausgeſchloſſen, beweglid orer unbeweglid, die wir jegund haben, oder wir 
oder unfere Leibes Lehns Erben nod gewinnen würden, in aller maaffen, 
wie folgt, auf die andere Chur- und Fürften, und alle ihre leibliche Lehns 
Erben gänzlih und gar zu erbeigen, in aller maafjen, als die von natür- 
licher angebohrner Sipſchafft, nach feyferlichen Recht, gejegten Rechten und 
löblicher Sansehariohnkent ererbt und angeftorben wären, gefallen, und erb— 
lid bey ihnen und ihren Erben, als rechten Erbberren, bleiben follen: 
Nemlih und unterſchiedlich, da es Gott ver Allmächtige alfo ſchickte, daß 
fi die Fälle an Und dem Landarafen zutrügen, fo follen vie Chur- und 
Fürften zu Sachſen, an unfern Landen und Leuten zwey, und das Haus 
Brandenburg den dritten Theil ererben. Wo ſich aber die Fälle nad Got- 
tes Willen alfo begeben, dag das Haus Brandenburg ledig verfiele, fo follen 
die Chur- und Fürftlihen Häufer, Sachſen und Hefjen, unfer der Chur: 
und Fürften zu Brandenburg, verlaffene Lande und Leute zugleich erben, 
und unter dem Theil, welcher alsdenn auf Heffen fallen wird, die Dignität 
der Chur mit begriffen feun; Jedoch haben wir die Chur- und Fürften zu 
Brandenburg uns ausdrüdlicd bedinget und vorbehalten, daß von folden 
unfern Yand und Leuten der Ort Landes, fo auf jener Seiten der Oder 
elegen, nemlicy die Neue Mark und Fand Sternberg, desgleichen aud vie 
Lehnſchaft über die Häufer Yödenig und Vierraden, fambt derfelben zuge: 
börigen Gütern, fo viel der über die Märfifche Pand- Grenze in Pommern 
elegen, jo lange die Herzogen zu Pommern und verofelben männliche Erben 
ür und für im Leben bievon ausgezogen feyn, und in diefe Erbverbrüderung 
nicht gehören, die übrige Lande aber alle auf Sacfen und Heffen fallen 
jollen. Wo fich aber die Fälle, Gottes gnädigem Willen nad, alfo zutrügen, 
daß fih das ganze Chur- und Fürftlihe Haus Sachſen verledigte, jo follen 
an allen ver Chur: und Fürften zu Sachſen jesigen und zufünfftigen Lan— 
den und Leuten, nichts ausgenommen, die Chur- und Fürften zu Brandens 
burg einen, und vie Randgraffen zu Heffen zwey Theil, unter welden 
zwey Theilen die Dignität ver Ehur mit begriffen feyn folle, zu erben 
haben ꝛc. ꝛc. 
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Gefchehen zu Naumburg den dreyßigſten Monaths-Tag Martii nach 
Fe unfers lieben Herrn Geburtb, im fechzebenbundert und vierzebenden 
Jahr,” 


13. Heffen-Eaffel (Burbeffen). 
(S. aub Zollverein.) 


1. Territorial: Vertrag. 16. October 1815. 


Art. 1. Seine Majeftät der König von Preußen treten an Seine 
Königliche Hoheit den Kurfürften von Heffen ab, denjenigen Theil des 
zum vormaligen Großherzogtbume Frankfurt gehörig gewefenen Departements 
Fulda, der Ihnen durd die Wiener Congreß-Acte überwiefen worden ift, 
jedoch mit Ausnahme der Bezirfe Dermbad und Geyfa, welche in derjenigen 
Begrenzung, die fie nach der jegt beſtehenden Landeseintheilung haben, an 
den Großherzog zu Sacfen-Weimar-Eifenadh übergeben. Sie übergeben 
ferner an Eeine Königl. Hoheit ven Kurfürften die ritterfchaftlichen Gerichte 
Lengsfeld, Mannsbach, Buchenau und Werda nebft dem Dorfe Wenigentaft, 
in deren Beſitz Sie gleichfalls durd die gedachte Congreß-Acte gelangt find. 
Seine Königliche Hoheit der Kurfürft von Heffen werden die vorgedadten 
Landesantheile, Diftriete und Drtjchaften für Eih, Ihre Nachkommen und 
Nachfolger, mit allen Landeshoheits-, Oberherrlichkeits-, Lehns-, Domanial- 
und andern Rechten befigen, welde Seiner Majeftät vem Könige von Preußen 
dur die Wiener Congreß-Acte deshalb übertragen worden find. 

Art. 2. Seine Königliche Hoheit der Kurfürft von Heffen treten 
dagegen ab, mit allen Landeshoheits⸗, Oberherrlichkeits,, Lehne-, Do- 
manials und andern Necdten, welde Sie darin, oder ala Zubehör derfelben 
am 1. Auguft viefes Jahres befeffen haben, an des Könige von Preußen 
Majeftät, deren Nachfommen und Nachfolger, die niedere Grafſchaft Katzen— 
ellnbogen, die Herrfchaft Pleffe mit Einfhluß des Klofters Hödelbeim, vie 
Aemter Neuengleichen, Uechte, Auburg und Freudenberg und die Probftei 
Göllingen. Ganz in gleiher Art treten Sie ferner ab, an des Großherzogs 
zu Sachſen-Weimar-Eiſenach Königl. Hoheit, deren Nachkommen und Nah 
folger, das Amt Frauenfee mit Einfluß von Gosperode; das Gericht Völ— 
fershaujen; das Gericht Lengsfeld; das Amt Vacha einfchließlich der Stadt 
Vacha nebft der Nogtei Kreuzberg; jedoh mit Ausnahme der Ortichaften 
Kreuzberg, Pbilippethal, Thalhaufen, Nippe, Hillartshaufen, Röhrich und 
Unter-Neurode; von dem Amte Friedewald die DOrtichaften Dippach, Gafterope, 
Vitzerode und Abtarode; endlich das Dorf Wenigentaft. 

Art. 3. Seine Königliche Hoheit der Kurfürft von Hefjen willigen 
zugleih ein, daß Seine Majeftät der König von Preußen durch eine 
freie Uebereinfunft mit dem Herrn Landgrafen zu Heſſen-Rothenburg auch 
das ewige und unwiderruflice freie Eigenthum aller derjenigen Rechte und 
Nutzungen erwerben fünne, weldye derſelbe in den nad vorftehendem Artikel 
an Sie übergehenden Befigungen oder deren Zubehör am 1. Auguft viefes 
Jahres in Gemäßheit der Hausverträge befeffen haben möchte. Seine Ma- 
jeftät der König zu Preußen übernehmen dagegen die vollftändige Gewährs 
leiftung, daß von Seiten des Herrn Landgrafen zu Heffen-Rotbenburg fein 
Widerſpruch, gegen die nach vorftehendem Artifel von Seiner Königlichen 
Hoheit dem Kurfürften bewilligte Abtretung, erboben werde. 

Art. 4 Man ift gegenfeitig einverftanden, daß Seiner König- 
lichen Hoheit dem Kurfürften, und Seiner Durdlaudt dem Landgrafen 
eine Bm vollftändige Entfhävdigung für alles reine Einfommen gebübre, 
welches Ihnen dur die Abtretungen an des Königs Majeftät nach Artifel 
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2. und 3. entgeht. Es foll daher deshalb eine Liquidation nach den in den 
nachftebenden Artifeln 8. bis 17. einſchließlich beftimmten Grundfägen an- 
gelegt werden. Ergiebt diefe Liquidation, daß der nach Artifel 7. abzutre— 
tende Theil von Fulda ein binreichendes oder überwiegendes reines Ein- 
fommen gewährt, um das nach Artifel 2. und 3, beiden heffifchen Häufern 
entgebende reine Cinfommen zu decken, fo hat feine Nachforderung von feiner 
Seite ftatt. Sollte dagegen durdy diefe Liquidation ausgemittelt werden, daß 
die nach Artifel 7. vice Vertrages angewiefene Entfhädigung unzulänglich 
fei, fo ift Preußen zum vollftändigen Erfage an Land und Leuten im * 
tiguo von Heſſen, für das annoch Mangelnde verpflichtet. Die Liquidation 
wird durch eine Commiſſion von königl. preußiſchen, kurfürſtlich und land— 
gräflich heſſiſchen Bevollmächtigten angefertigt, die ſich vier Wochen nach 
Unterzeichnung dieſes Vertrages oder eher, wenn es fein kann, in Caſſel 
vereinigen, um in dem möglichft fürzeften Zeitraume, und fpäteftens in ſechs 
Monaten dieſes Gejchäft zu beendigen. 

Art. 5. Die Artifel 2. bezeichnete Ceffion an Sadfen- Weimar: 
Eifenah foll als ein auf gleiches gegenfeitiged Bedürfniß gegründeter 
Austausch gleicher Bevölferung gegen einander angefehben werden. Seine 
Königliche Hoheit der Kurfürft werden daher die gleiche Volkszahl in ven 
dem weimarfchen Gebiete zunächft belegenen fuldaifchen Diftrieten, als voll- 
ftändigen Erfag für dieſe Eeffion auswählen, und es findet in Rückſicht der— 
felben feine Nachrechnung über entgehendes Einkommen ftatt. Seine Kö- 
nigliche Hoheit der Großherzog werden an allen Verpflichtungen, welche 
fowohl auf dem gefammten vormaligen Großherzogthume Frankfurt, als auf 
deffen Departement Fulda insbefonvere ruhen, und auf die jegigen und fünf- 
tigen Befiger von dazu gehörigen Yänderantbeilen übergehen, in dem Ver— 
bältniffe beitragen, als ob Sie die Ihnen durd die Congref-Acte ange: 
wiefenen fieben und zwanzigtaufend Einwohner wirflih ganz in Fulda er- 
halten hätten. Seine Königliche Hoheit der Kurfürft werden dagegen an 
diefen Verpflichtungen nur in dem Maaße Antheil nehmen, als ob Sie blos 
Befiger vesjenigen Theild des an Preußen überwiefenen Diftriets von Fulda 
wären, der nad Abzug der gedachten fieben und zwanzigtaufend Einwohner 
noch übrig geblieben fein würde. Diejenigen Aemter, Gerichte und Ort- 
ichaften, die nach Artifel 2. von Kurbeffen an Weimar übergehen, werden 
frei von Randesfchulden übergeben. Communal-Schulden und Communal- 
Laften haften nad wie vor auf den Communen. Die Loralvienerfchaft geht 
in dem Zuftande, wie fie fih vorfindet, über; eben fo auch Kirchen, Schulen 
und andere Öffentliche gemeinnügige Anftalten. Gentraldienerfchaft ift nirgend 
in der Abtretung an Weimar nad Artikel 2. begriffen, und wird überhaupt 
in Rüdficht aller öffentlichen Verhältniſſe und alles übergehenden landes— 
herrlichen Eigenthbums feine Nachrechnung mit vemfelben aus gevachter Abs 
tretung ftattfinden. 

Art. 6. Die ritterfchaftlichen Gerichte Lengsfeld, Mannsbah, Bus 
henau und Werda nebft dem Dorfe Wenigentaft find nur in Folge der 
Kriegsunruhen wiederum aus kurheſſiſchem Befige gefommen. Ihre Rüd- 
kehr unter denfelben foll daher als eine bloße Reftitution angefehen, und 
mithin das Einfommen daraus nicht als ein Erfag für Abtretungen, welche 
Kurheſſen nad Artikel 2. macht, angerechnet werben. 

Art. 7. Die zunähft von Preußen an Kurbeffen und SHeffen- 
Rothenburg überwieſene Entihädigung, für die an daſſelbe nad Artikel 
2. und 3. zu machenden Eeffionen, befteht demnach aus demjenigen Theile 
des nah Artikel 1. an Kurbeflen abgetretenen Diftriets des Departe- 
ments Fulda, welcher nad Abzug des Erfages für die Ceffion an Weimar 
nad Artikel 5. übrig bleibt. 
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Art. 8 Bei der Artifel 4. vorbehaltenen Liquidation werben in 
Einnahme von beiden Seiten geftellt, die landesherrlihden und Domanials 
Einfünfte aus Abgaben in Geld und Naturalien und dem Ertrag der herr— 
fchaftlichen Ländereien, Schäfereien, Forſten, Jagden, Fifchereien, Bergwerke, 
Mühlen und anderen nutzbaren Eigenthums nach Abzug der örtlichen Hebungs— 
und Verwaltungskoſten, nach einem Durchſchnitt aus den achtzehn Jahren 
von 1788 bis 1805 einſchließlich. Einkünfte öffentlicher Unterrichts-Anſtalten, 
frommer und milder Stiftungen, unter weſſen Hoheit ſie auch liegen mögen, 
werden als Privat-Eigenthum betrachtet und kommen mithin nicht zu der 
unter Artifel 4. angeordneten Liquidation, 

Art. 9. Die Koften der GEentraldienerfchaft, der Juſtiz, der Por 
lizei, des Cultus und der Unterrihts-Anftalten, werden nad dem Zu— 
ftande vom 1. Auguft diefes Jahres in Ausgabe gebracht, und ift dagegen 
auch jeder Theil verpflichtet, diefelben in dieſem Zuftande zu übernehmen. 

Art. 1 Der Antheil an dem Einfommen aus dem Rheinzoll, 
welcher von dem Befite des Rheinufer in der niedern Graffchaft Katzen— 
elinbogen abhängt, foll nad den durd die Wiener Congreß-Acte feftgejepten 
Grundſätzen berechnet und vergütet werben. 

Art. 11. Die in Folge der Artifel 2. und 18. des gegenwärtigen 
Vertrages auf der bremer und franffurter Straße, zum Nachtheil ver kur— 
heſſiſchen Pofl-Einfünfte, entftebenden Beränvderungen follen, bei ver Ar: 
tifel 4. vorbehaltenen Liquidation in Betrachtung fommen, wenn e8 nicht 
möglich befunden werben follte, vie bis zum Jahre 1806 auf diefen Eurfen 
beftandenen Poftverhältniffe unter preußifcher Vermittelung wieder herzuftellen. 

Art. 12. Das aus Lehnsverhältniffen bervorgebende Interefje mit 
Ausnahme beftändiger jährlicher Gefälle, fol bei der nach Artifel 4. anzule— 
genden Liquidation auf Feiner Seite in Anrechnung fommen. Kein Theil 
wird fünftig in den Befigungen des anderen, fo wie fie nah Bollziebung 
des gegenwärtigen Bertrags beftehen werben, foldhe Lehnsrechte ausüben, 
welche aus den Abtretungen nad Artikel 1. 2. 3. herrühren. 

Art. 13. Beiden Theilen ftebt frei, fo viel von den Schulden, 
die etwa auf den gegenfeitig nad Artifel 1. 2. 3. abzutretenden Be— 
fisungen haften möchten, als fie wollen, auf eine andere Hypothek zu über- 
tragen, oder fonft anderweitig zu deden. Was der andere davon mit 
dem abgetretenen Lande übernimmt, wird ohne Rückſicht auf den Zins— 
fuß, zu dem es angelichen ift, vergeftalt vergütet, daß für hundert Thaler 
Schuld zu Abtragung der Zinfen und Tilgung des Capitals Sieben und 
ein halb Thaler Einfünfte gewährt werden. 

Art. 14. Strittige und illiquide Forderungen, die etwa nad Ar- 
tifel 13. mit den abgetretenen Pändern übernommen werden follen, ſucht 
die Liquidationd- Commiffion in unftrittige und liquide zu verwandeln, 
Iſt dies in dem zu ihren Arbeiten beftimmten Zeitraum nicht möglich, fo 
wird man fi) gütlich über ein Paufd-Duantum vereinigen, wofür fie an: 
genommen und nad Artifel 13. behandelt werden. 

Art. 15. aa Zins-Rückſtände werden zum Capital gefchlagen, 
illiquide nach Artikel 14. behandelt. 

Art. 16. Leibrenten und Penfionen werben dergeftalt vergütet, daß 
für Einhundert Thaler Rente Fünfzig Thaler Einfünfte gewährt werden. 
Die Artifel 13. vorbehaltene Wahl in Rüdfiht der Schulden ift auch auf 
Leibrenten und Penfionen anwendbar. 

Art. 17. Wirflihe Communal-Schulden und Communal- Laften 
find Fein Gegenftand der Artikel 4. angeordneten Liquidation, fondern 
bleiben nach wie vor auf den Communen ohne Mitverpflichtung des Yan- 
besherrn haften. Sollten jedoch feit dem Jahre 1806 erweislich offen: 


387 


bare Landes-Schulden oder Landes-Laſten einzelnen Communen aufgebürbet, 
oder dergleichen auf die einzelnen Communen der ganzen Provinz vertheilt 
und dadurch anfcheinend in Communal-Schulden und Laſten verwandelt 
worden fein, fo follen die betroffenen Communen, fobald dies von der Li— 
quidations-Commiffion anerfannt ift, derfelben entledigt, und diefe Schulden 
und Laften nad Artifel 13. 14. 15. 16. behandelt werden. 

Art. 18. Se. Majeftät der König von Preußen verpflichten Sich, 
in Einverftänpnig mit Ihren hoben Berbündeten, fofort die wirffamften 
Maafregeln zu ergreifen und bis zu vollftändiger Erreihung des Zwecks 
unausgejegt fortzujegen, um die Wiedereinfegung Sr. Königlichen Hoheit 
des Kurfürften von Heffen in den Befis der vier banauifchen Aemter 
Babenhauſen, Dorbeim, Rodheim, Ortenberg und der Gemeinfchaften in 
dem Zuftande derfelben vor der feindlichen Beſetzung im Jahre 1806 bald» 
möglichft zu erlangen. Zur Erleichterung der Verhandlungen ift man über- 
eingefommen, daß Seine Königliche Hoheit für das Amt Babenhaufen und 
äußerften Falls auch für vie Aemter Ortenberg und Rodheim nebft ven Ge— 
- meinfchaften einen vollftändigen Erfag annehmen wollen. Diefer Erfat fann 
jedoch nur in Yand und Leuten mit voller Yandeshoheit und Oberherrlichfeit 
beftehen, und fann nicht anders als in völlig freier Uebereinfunft mit Ihnen 
beftimmt werben. 

Art. 19. Seine Durdlaudt der Landgraf zu Heffen- Rothenburg 
empfangen innerhalb ver Furbeffifhen Staaten, fo wie fie nad Voll— 
ziehung des gegenwärtigen Tractats befchaffen fein werben, blos Vergü— 
tung Fir dasjenige Domanial» und grundherrlihe Einkommen, weldes 
Ihnen durd die darnach ftipulirten Abtretungen entgehet. Diefes Einfommen 
wird von der Artifel 4. angeorpneten Commiffion nad den Artifel 8, bis 
17. einfchlieglih angenommenen Grundſätzen liquibirt. 

Art. 20. Die Entfhädigung dafür fann nur durch Anmeifung 
und Uebergabe von dem gleichen Betrage eines Einfommend aus Domainen 
und grundberrliden Nugungen erfolgen, weldes ebenfalld von derfelben 
Liquidations-Commiffion und nad denſelben Grundfägen, wie Artikel 19. 
angenommen worden, ausgemittelt wird. 

Art. 21. Die Befisungen, aus deren Einkommen die Artikel 
19. 20. beflimmte Entſchädigung erfolgt, follen in gemeinfchaftlicher 
freier Uebereinfunft zwifchen Seiner Königl. Hoheit dem Kurfürften und 
Seiner Durdlaudt dem Landgrafen ausgewählt und der Liquidationg- 
Commiffion zu Anlegung der Berechnung darüber angezeigt werden. 
Seine Majeftät der König von Preußen werben bei dieſer Auswahl nur 
infofern eine Vermittelung übernehmen, als dieſelbe von einem Theile oder 
beiden gewünfct werden follte. Als Grundlage der Auswahl ftehet feft, 
daß beide Theile dabei die möglichfte Vereinfachung und Erleidhterung der 
Ueberſicht und Verwaltung ihres Domanial- und grundherrlihen Einfommeng 
und in Folge deſſen eine den Wirthſchaftszwecken angemefjene Territorials 
Abrundung beabfidhtigen. 

Art. 22. Seine Durdlaudt der Landgraf werden die Ihnen bier 
nady zu überweifenden Domainen und grundherrlichen Rechte mit eben ven 
Befugniffen und Verpflichtungen befigen, welche Ihnen hbausvertragsmäßig 
in Rüdficht der Rothenburger Duart zuftehen und obliegen; ohne Rückſicht 
auf andere oder befjere Berechtigungen, unter welchen Sie die dagegen ab- 
zutretenden Befigungen bisher inne gehabt haben möchten. 

Art. 23. Die Uebergabe fämmtlicher gegenfeitiger Abtretungen nad) 
Artikel 1. 2. 3. erfolgt vier Wochen nad Unterzeichnung des gegenwärtigen 
Trartats oder eher, wenn es fein Fann. 

Seine Königliche Hoheit der Kurfürft verpflichten Sich zu ſolchen vor⸗ 
25* 
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men Sriegsrathe, Herrn von Stard, eine erneuerte Uebereinkunft abge- 
ſchloſſen worden ift, welche wörtlich alfo lautet: 

„Nachdem vie zwifchen den Bevollmächtigten Seiner Majeftät des Kö— 
nigs von Preußen und Seiner föniglihen Hoheit des Kurfürften von Heffen, 
zu Berlin am 9. Mai 1817 abgefchloffene und am 16/22. Mai 1817 Aller: 
höchſt ratificirte Durchmarfchs und Etappen-Eonyention bereits mit dem Jahre 
1821 abgelaufen ift und feitdvem nad Maafgabe des $. 52. verfelben nur 
ftillfhweigend fortgedauert bat, das gegenfeitige Bedürfniß aber eine Modi— 
fication mehrerer darin enthaltenen Beftimmungen erheiſcht, fo haben vie 
beiverfeitigen betreffenden Staatsminifterien, fraft der ihnen von deren Gou— 
vernements ertbeilten Autorifation, nachftehende anderweite Lebereinfunft ver— 
abredet und abgeichloffen: 


1. Abſchnitt. 


Feftftellung der Militairftraßen, der Etappen-Hauptorte und deren Bezirke, ſowie 
der wechfelfeitigen Entfernung derfelben. 


Art. 1. Die Militairftraße von Heiligenftadt über Witzenhauſen und 
Caſſel nah Warburg wird königlich preußifcherfeits nah Maafgabe des 
Staats:-Vertrages vom 16. Detober 1815 zwar fortwährend vorbehalten, je— 
doc zugleich erflärt, daß diefelbe nicht anders benugt werden fol, ald wenn 
dem kurfürſtlich heſſiſchen Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten zwei 
Monate zuvor davon Nachricht ertheilt worden ift. 

Für diefen Fall werden Wisenhaufen und Caffel zu Etappen= Haupt: 
orten beftimmt und die Entfernung von Heiligenftadt nah Wigenhaufen auf 
3 Meilen, von Wigenhaufen nad Caſſel * 4'/, Meilen und von Caſſel 
nah Warburg gleichfalls auf 42* Meilen feftgefest. 

Art. 2. Kür die Militairftraße von Coppenbrügge nad Minden wird 
auf dem kurheſſiſchen Gebiete die Stadt Oldendorf zum Etappen=Hauptorte 
beftimmt, mit einem Bezirke, weldyer die Ortfchaften Großenwieden, Klein: 
wieden, Koblenftedt, Dftendorf mit Hof Coverden, Welſede, Roden, Barffen, 
Segelborft, Zerfen, Krüdeberg, Weibfe, Höfingen, Fifhbed, Pögen, Haddenſen 
und Widbolvden umfaßt. 

Die Entfernung von Coppenbrügge nad Oldendorf wird auf 3'/, Mei- 
len und von Dlvendorf nad Minden auf 3%, Meilen feftgefest. 

Art. 3. Für die Militairftraße von Erfurt nad dem Rheine, in ver 
Richtung von Berfa oder Vacha nah Alsfeld, wird in dem Furbeffifchen 
Gebiete die Stadt Hersfeld zum Haupt-Etappenorte beftimmt, und verfelben 
die Ortfchaften Eichhof nebft Mühle, Asbach, Kohlhauſen, Beyershaufen, 
Niederaula, Hattenbad, Kerspenhaufen, Mengshaufen, Oberjoffa, Nieder: 
joffa, Kalfobes, Oberrode, Katus, Kühlbach, Petersberg, Bingartes nebft 
Mühle, Unterhaune, Sorga, Friedewald und Lautenhauſen, zum Bezirk für 
Fleinere, und außerdem die Ortfchaften Medlar, Meckbach, Tann, Robrbad, 
Klebe, Kirchheim, Gershaufen, Frielingen, Rederode, Solms, Oberhaune, 
Meiſebach, Gittersporf, Almershaufen, Heddersdorf, Goßmannsrode, Ober: 
und Untergeis zum Bezirf für größere Durchmärſche beigelegt. 

Die Entfernung von Berka nach Hersfeld wird auf 4 Meilen, von 
Vacha nad Hersfeld auf 3"/, Meilen und von Hersfeld nad Alsfeld auf 
4 Meilen feftgefest. 

Art. 4. Auf der Kurheſſen vertragsmäßig zuftehenden Militairftrafe 
von Karlshafen nach Rinteln wird die Stadt Hörter mit dem Bezirk von 
Boffien, Godelbeim, Schloß Corvey, Lüchtvingen, Albaren, Brenfhaufen, 
Bören und Fürftenau, wie auch Lüdge und Gegend zu Etappen-Plägen be: 
ftimmt, und die Entfernung von Karlshafen nad Hörter auf 2", Meilen 
und die von Hörter nad Lüdge auf 3 Meilen feftgefest. 
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Art. 5. Die föniglich preufifchen Truppen dürfen nur die in Art. 1. 
2. und 3. genannten Etappen-Orte berühren. Kleinere dagegen bandelnde 
Abtheilungen werden an die nächte königlich preußiſche Militairbebörde ab— 
geliefert. Größere Abtbeilungen werden der Föniglich preußischen Liquidations— 
bebörde angezeigt, welche vie Leiftungen aller Art, fo vdiefelben verurfacht 
baben, in ven foftenven, von den furfürftlichen Beamten atteftirten Preifen, 
nicht weniger jeden dur einen ſolchen Marich entitandenen Schaden, nad) 
der pflichtmäßigen Taration dreier im 49, Artifel diefer Convention näber 
bezeichneten Taratoren zu bezahlen verbunden ift. Eben dieſe Beftimmungen 
finden auch bei ven furfürftlich heſſiſchen Truppen auf der Militairroute von 
Karlshafen nah Rinteln ftatt. 

Art. 6. Die Föniglid preußifchen Truppen find aehalten, auf jeden 
zum Etappen=Bezirf gehörenden und von der Furfürftlichen Bebörde ibnen 
angewiejenen Ort zu geben. Nur müſſen biejenigen, weldye Artillerie, Mus 
nitiond- oder andere bedeutende Transporte mit fich führen, ftets an folde 
Drtihaften angewiefen werden, welde bart an der Militairftraße liegen. 
Kleine Detachements bis zu 50 Mann werden aud in ſolche Baradenftuben 

elegt, ald im 16. Artifel viefer Convention erwähnt find, fobald vergleichen 
— eingerichtet ſein werden. 

Art. 7. An jedem Etappen-Hauptorte wird eine kurfürſtliche Etap— 
pen-Behörde ernannt, um alle Einquartierungs-, Verpflegungs- und 
Transport = Angelegenheiten zu beforgen, fo wie die Etappen » Polizei 
zu leiten. 

Art. 8. Zur Handhabung der Ordnung bei den durchmarſchirenden 
Truppen, fo wie zur Vermittelung der Yiquidation und Bezahlung der Ver: 
pflegungs-, Transport> und anderer Koften wird feitens der Föniglich preu- 
fifhen Regierung ein eigener Etappen » Infpeetor zu Hersfeld angeftellt, 
welcher jedoch von der Stadt weder Quartier, noch Verpflegung, noch ſon— 
tige Vortheile erhalten foll; er darf ſich aud nicht in die den Yandesbe- 
börven zuftehende Gefhäftsführung mifchen. 

Art. 9. Königlich preußifcherfeits follen zur Unterhaltung der Com: 
munication feine ftehenden Truppen» Commandos aufgeftellt werden, noch 
irgend eine Einrichtung zu ſolchem Zwede auf dem Ffurbeffifchen Gebiete 
ftattfinden. 


1. Abſchnitt. 
Bon der Inftradirung der Truppen, Einrichtung der Marfch-Routen sr. 


I. Abſchnitt. 


Einquartierung und a un — En die dafür zu bezablende 
ergütung betreffend. 


IV. Abſchnitt. 
Borfpann- und andere Transportmittel, auch Fußboten betreffend. 


V. Abſchnitt. 
Ordnung und Militair-Polizei betreffend. 


vi. Abſchnitt. 
Liquidation. 


VII. Abſchnitt. 
Allgemeine Beſtimmungen. 
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6. Erneuerung ber Durchmarfch: und Gtappen:Convention. 30. März 1838. 


Nachdem die zwifchen ver föniglich preußifchen und ver Furfürftlid 
heſſiſchen Regierung im Jahre 1833 erneuert abgefchloffene Militair-Durdy- 
marſch- und Etappen» Convention, der in ihrem Art. 52. enthaltenen Ber - 
fimmung zufolge, mit dem 1. October 1837 abgelaufen ift, fo find die 
beiderfeitigen Regierungen übereingefommen, die vorgedachte Convention in 
allen ihren Punften vergeftalt iu erneuern, daß 1) vdiefelbe weiter bis zum 
1. October 1846 in Kraft bleiben foll, jedoch mit der Modification, daß 
2) von königlich preußifcher Seite die Benusung der im Art. 1. vorbehal- 
tenen, von Heiligenftadt über Witenhaufen und Caſſel nah Warburg füh— 
renden Militairftraße nur in außerordentlichen Fällen angeordnet, und eine 
jeve ſolche Benutzung vierzehn Tage vor ihrem Eintritte dem kurfürſtlich 
heſſiſchen Miniftertum angefündigt, 3) den Ortfchaften, welche der im Art. 2. 
mebhrerwähnten Convention angeführte Bezirf umfaßt, die Gemeinde Benfen 
zugezäblt, und 4) die gleichfalls in diefem Artifel gedachte Enfernung von 
Coppenbrügge nach Oldendorf auf vier Meilen feftgejegt wird. 

Hierüber ift königlich preußifcherfeits gegenwärtige Miniftertal-Erflärung 
ausgefertigt und folde mit dem königlichen Infiegel verfehen worden. 

Berlin, den 30. März 1838. 


7. Uebereinfommen wegen Beitreibung der Gebühren der Nechtdanmälte. 1837. 


Es ift zwifchen der königlich preußifchen und ver furfürftlich heffifchen 
Regierung über das bei Einziehung der Gebühren ausländischer Sachwalter 
gegenfeitig zu beobachtende Berfabren folgende Webereinfunft getroffen 
worden: 1) Es foll in Zufunft in den dieffeitigen Staaten die Beitreibung 
der Gebühren, welche ein furfürftlich heſſiſcher Öffentlicher Rechtsanwalt, als 
Mandatar eines preußifchen Unterthbanen, nad der Feftfegung feines vater: 
ländifchen Gerichts, von feinem Mandanten zu fordern bat, durch das com— 
petente preußifche Gericht nur auf vorgängige Requifition des Furfürftlich 
heſſiſchen Gerichts, bei welchem ver bezügliche Proceß geichwebt bat, bemwirft 
werben, und follen die preußifchen Gerichte, auf Grund ver diegfälligen ge— 
richtlichen Requifition, das inländifche gefegliche Verfahren zur Beitreibung 
der betreffenden MandatariensSebühren einleiten, zugleih aber aud dem 
furfürftlich beffifchen Rechtsanwalte, Behufs der foftenfreien Betreibung der 
Sade, einen Affitenten von Amtswegen beftellen,; dagegen wird, 2) jo oft 
von Seiten einer Föniglich preußifchen, nicht in der Föniglichen Rheinprovinz 
ihren Sig habenden Gerichtsbehörde an ein Furfürftlich beffiihes Gericht 
das Erfuchen gelangen wird, in feinem Bezirfe Gebühren, welche von jener 
ordnungsmäßig feftgefegt worden und in Folge glaubbafter Vollmacht einem 
gerichtlichen Sachwalter im Königreiche Preußen zu zahlen find, beizutreiben, 
von dem gedachten Gerichte, ohne daß es des Auftretens eines jenfeitigen 
Mandatars oder eines Koftenvorfchuffes bedürfte, die Hülfsvollſtreckung, bie 
dagegen Einreden, welche in der Executions-Inſtanz zuläffig find, vors 
gebracht werden oder die Erecution in paralissima fruchtlos bleibt, verfügt 
werden. Berlin, ven 27. November 1837. 


8. Groänzung der Bagabunden: Convention. 26. Mai 1840, ratificirt 
9. Juni 1840. 
(5. Baiern. 5.) 


9, Vertrag über die Gifenbahn von Halle nach Eaffel. 20. Decbr. 1841. 
(8. S.-Goburg- Gotha.) 
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10. Bertrag wegen der Gentral:Schulden des Königreichs Weſtphalen. 
29. Juli 1842. 
(©. Braunſchweig.) 


11. Vertrag über die Anlage einer Gifenbabn von Hannover nach Minden. 
4. December 1844, ratificirt 2. Februar 1845. 


(S. Hannover.) 


14. Heſſen-Darmſtadt (Großherzogthum). 
(S. auch Zollverein.) 


1. Territorial: Vertrag. 10. Juni 1815. °) 


Im Namen der hochheiligen und untheilbaren Dreieinigfeit! 


Da Ihre Majeftäten der König von Preußen und ver Kaifer von 
Defterreich einerfeits, und Seine Königl. Hobeit der Großherzog von Heffen 
andrerjeits, alles, was fih auf die Abtretung des Herzogthums Weftpbalen 
an Seine Königl. preußifche Majeftät, und auf die für befagte Abtretung 
zu beftimmenve Entihädigung bezieht, berichtigen wollen, fo haben Sie zu 
diefem Behuf Bevollmächtigte ernannt, welche, nachdem fie ihre in quter und 
gehöriger Form befundenen Vollmachten ausgemwechfelt haben, über folgenve 
Artifel übereingefommen find. 

Art. 1. Seine Königl. Hoheit der Großherzog von Heffen treten 
Seiner Majeftät dem Könige von Preußen das Herzogtbum Weftpbalen ab, 
um von Ihnen, Ihren Erben und Nacdfolgern in vollem Eigenthum und 
mit voller Zandeshobeit und Oberherrlichkeit befeifen zu werben. 

Art. 2. Für die im vorbergebenven Artifel erwährste Abtretung erbält 
Seine Königliche Hoheit auf dem linfen Rheinufer ein Gebiet, welches eine 
Bevölferung von 140,000 Seelen ausmacht, um von Ahnen, Ihren Erben 
und Nacfolgern in vollem Eigenthum und mit voller Yanvdeshoheit und 
Dberberrlichfeit gleichmäßig beſeſſen zu werben. 

Dies Gebiet foll völlig zufammenhängend fein, und die Städte Worms, 
Franfentbal und Oppenheim mit in fich faffen. Es werden von Seiten 
Seiner Majeftät des Kaiſers von Defterreich und von Seiten Seiner König- 
lichen Hobeit unverzüglich Commiffarien ernannt werden, um die Abſchätzung 
und die Grenzen diefes Gebiets zu beftimmen und alles, was die Boll: 
ziebung des gegenwärtigen Artifels betrifft, zu requliren. 

Art. 3. Seine Königl. Hobeit der Großherzog erhält ebenfalld das 
völlige und freie Eigentbum und den Genuß der auf dem linfen Ufer ver 
Nabe belegenen Kreuznacher Salzwerfe. Die Nutzung und Ausfuhr des 
Erzeugniſſes befagter Salzwerfe foll von aller Auflage oder fonftigen Ab» 
gaben frei fein. 

Art. 4 Das Herzogthum Weſtphalen, fo wie e8 zulest beſeſſen 
‚worden ift, wird den von Seiner Majeftät dem Könige von Preußen zu 
diefem Behuf eingefegten Behörden am 15. Juli übergeben, und Seine 
Königliche Hoheit der Großherzog alsdann zugleich in Befip der in Artifel 
2. und 3. bezeichneten Gebiete und Gegenſtände gefegt werden, 

Art. 5. Die Einfünfte des Herzogtbums Weftphalen bis zum 15. Juli 
find Seiner Königlichen Hoheit dem Großherzog von Heffen ausdrücklich 
vorbehalten, und Seine Majeftät der König von Preußen verpflichten ſich, 
vor Ende des laufenden Jahres die Nüdftände eintreiben zu laflen. Seine 
Königliche Hoheit der Großherzog von Heffen tritt, vom 15. Juli an ge— 


*) Amtliche Weberfegung des franzöfifhen Originals. 
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rechnet, in den Genuß aller Einfünfte ver im Art. 2. und 3. bezeichneten 
Länder und Gegenftände. 

Art. 6. Seine Majeftät der König von Preußen machen Sid ans 
heiſchig, für alle bei ver Verwaltung des Herzogthbums Weftphalen ange: 
ſtellte, ſowohl in Dienftthätigfeit befindliche als auf Jahrgeld gefegte Civil— 
beamte zu forgen. 

Art. 7. Die aud dem Kurfürftentbum Cöln entftehenden Sculven, 
welche auf das Herzogthbum Weftphalen angewiefen, oder die für deſſen 
innere Verwaltung contrahirt find, bleiben auf bejagtem Herzogthum haften. 
Ein Gleiches gilt von den, durch den Reichs-Receß von 1803 auf jenes 
Land übertragenen Penfionen und Yaften, namentlich von der auf dem Her— 
zogthbum zu Gunften. des Fürften von Wittgenftein=Berleburg baftenden 
Rente von 15,000 Gulven. 

Art. 8. Nachdem die früheren Verträge die Ränder des linfen Rhein- 
uferd von allen Lehnsrechten fowohl als von denen auf gedachte Gebiete 
ehemals bypotheeirten oder conftituirten Schulden und Penfionen gefäubert, 
und biefe Laften auf die deshalb entſchädigten Beſitzer der Staaten des 
rechten Nheinufers zurüdgeworfen haben: fo it man übereingefommen, daß 
ohne Einwilligung Seiner Königl. Hoheit des Großberzogs Feine dieſer 
Laſten mehr auf jene Länder foll überwiefen werden fünnen. Es wird jedoch 
feftgefeßt, daß der Art. 27. des Parifer Tractats vom 30. Mai 1814, die 
Käufer der National: Domainen betreffend, feine völlige Wirfung in den be> 
fagten Ländern erhalten foll. | 

Art. 9. Die aus dem Herzogtbum Weftphalen gezogenen Truppen 
follen ein Jahr lang, mit dem Armee-Corps Seiner Königlichen Hoheit des 
Großherzogs, vereinigt bleiben. Die Dffiziere, welche in großberzoglich heſſi— 
Shen Dienften nicht bleiben wollen, follen mit Beibehaltung ihres Grades 
zum Dienft Seiner Majeltät des Königs von Preußen übergeben. 

Art. 10, Seine Königlihe Hoheit der Großherzog von Heſſen wird 
den Titel eines Fürften von Worms annehmen. 

Art. 11. Seine Kaiferl. Königl. Apoſtoliſche Majeftät und Seine 
Majeftät der König von Preußen leiften Seiner Königl. Hoheit dem Groß- 
herzog von Heſſen wegen der Landeshoheit, Oberherrlichkeit und Unabhän— 
gigkeit Seiner Staaten die Gewähr, und verſprechen von Seiten des ruſſi— 
ſchen Hofes dieſelbe Gewährleiſtung zu verſchaffen. Die in Gemäßheit des 
Frankfurter Tractats vom 23. November 1813 etwa noch zu treffenden Aus— 
gleichungen, ſollen in gemeinſchaftlicher Uebereinſtimmung getroffen werden. 
Dieſer Vorbehalt findet beſonders auf die hanauiſchen Aemter ſeine An— 
wendung. 

Art. 12. Gegenwärtige Convention ſoll ratificirt und die Ratifications— 
Urkunden binnen dreißigtägiger Friſt ausgewechſelt werden. 

Zu deſſen Urkund haben die reſpectiven Bevollmächtigten ſelbige unter— 
zeichnet und mit ihren Wappenſiegeln verſehen. 

Geſchehen zu Wien am 10. Juni, im Jahre Chriſti, 1815. 


2. Territorial-Vertrag. 30. Juni 1815. 


Im Namen der hochbeiligen und untheilbaren Dreieinigfeit! 


Da Seine Majeftät der König von Preußen, Seine kaiſerlich Föniglich 
apoftolifche Majeftät, und Seine fünigliche Hoheit der Großherzog von Heffen 
den Wunſch gebeat, alles dasjenige feftzufesen, was fich auf die Territorials 
Ausgleihungen bezieht, über welchen Ihre Majeftäten durch den franffurter 
Tractat vom 23. November 1813, durch den am 10, Juni 1815 zu Wien 
abgeichlofjenen Trartat und durd die Congreß-Acte vom 9. Juni 1815 mit 


— 
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Seiner königlichen Hoheit vorläufig übereingefommen waren, und da Gie 
ben im Monat November 1815 zu Paris verabredeten Stipulationen gemäß, 
befagte Ausgleihungen zu vervollftändigen und zu vollftreden willeng find: 
fo haben Ihre Majeftäten und Seine fönigliche Hoheit befchloffen, zu diefem 
Behuf einen Definitiv-Tractat abzufchließen, und um alles dasjenige, was 
fih auf jene Gegenftände bezieht, zu verabreden, feitzufegen und zu unter: 
zeichnen, haben Sie Bevollmächtigte ernannt, welche, nad Auswechſelung 
ihrer in guter und gehöriger Form befundenen Vollmachten, über nachftehenve 
Artifel übereingefommen find. 

Art. 1. Seine fönigliche Hoheit der Großherzog von Heſſen treten 
Seiner Majeftät dem König von Preußen das Herzogthbum Weftphalen ab, 
fo wie Seine königliche Hoheit zur Zeit der Unterzeichnung der Endarte des 
wiener Congreſſes vom 9. Juni 1815 felbiges befaßen, um in vollem Eigen> 
thum und in voller Landeshoheit und Oberberrlichfeit von Seiner Majeftät, 
Ihren Descendenten und Nachfolgern befeifen zu werben. 

Art. 2. Seine füniglide Hoheit der Großherzog von Heffen entfagen 
zu Gunften Seiner Majeftät des Königs von Preußen für Sid, Ihre Des— 
cendenten und Nachfolger allen Lehen- und Oberberrlichfeits-Nechten auf die 
Grafihaften Wittgenftein-Wittgenftein und Wittgenftein-Berleburg. 

Diefe Befigungen follen gegen vie preußische Monarchie in die Berhält- 
nifje gefegt werden, welche die deutſche Bundesverfaffung für die mediatifirten 
Gebiete feſtſetzt. 

Art. 3. Seine fünigliche Hoheit ver Großherzog von Heilen treten 
Seiner Majeftät dem König von Baiern Ihre Oberherrlichfeits: Rechte auf 
die Aemter Miltenberg, Amorbach und Heubach und Ihre Eigentbums- und 
Dberberrlichfeits-Rechte auf das Amt Alzenau ab, fo wie diefe Aemter am 
3. November 1815 beflanden, um von Seiner befagten Majeftät, Ihren Des- 
cendenten und Nachfolgern beſeſſen zu werben. 

Art. 4. Seine fönigliche Hoheit ver Großherzog von Heffen verpflichten 
Sid, ven Kurfürften von Heilen in Befig des Amtes Dorheim wieder ein- 
zufegen, und Ihm gegen die Aemter Rodheim, Ortenberg und Babenhaufen, 
gegen die Seiner föniglihen Hoheit dem Kurfürften zugebörige Hälfte der 
Ortſchaft Bilbel und die Gemeinden Münzenberg, Traismüngenberg, Affen: 
beim, Heuchelheim und Burggräfenrode, folgende Gebiete abzutreten, näm— 
lih: 1) Die Ortichaften Bee, Groffrogenburg und Oberrodenbach 
und bie dem Großberzogthum zugebörige Hälfte von Praunheim. 2) Einen 
aus den Gerichten Diebach, Langenſelbold, Meerholz, Lieblos, Wächtersbach, 
Spielberg und Reichenbach und der Ortſchaft Wolfenborn beftehenden Theil 
des Landes Iſenburg, alles nad den Bedingungen des zwifchen den Be— 
vollmädtigten Ihrer königlichen Hoheiten des Kurfürften und des Großher—⸗ 
zogs am 29. Juni 1816 zu Frankfurt unterzeichneten Tractats. 

Art. 5. Seine fünigliche Hoheit ver Großherzog von Heffen verpflichten 
Sich, in Bollziehung des 48. Artikels der wiener Congreßacte vom 9. Juni 
1815, Seine Durdlaudt, den Landgrafen von Heffen-Homburg, in die Be— 
fitungen, Einfünfte, Rechte und politischen Werhältniffe, die ihm von dem 
Rheinbunde entzogen worden, wieder einzufegen. Diefe Wiedereinfegung foll 
zu gleicher Zeit ftattfinden, als die durd gegenwärtigen Tractat abgetretenen 
Gebiete ihren neuen Befigern gegenfeitig werden überwiefen werben. 

Es foll zwiichen Seiner föniglicdhen Hoheit dem Großherzog von Heſſen 
und Seiner Durchlaucht dem Landgrafen von Heffen-domburg ein Familien— 
Vertrag abgeichloffen werten, um die aus gegenwärtiger Stipulation ent- 
fpringenden Berbältniffe mit ven beſtehenden Familien Parten und Recefjen 
auszugleichen. 

Art. 6. Da die Beflimmungen des 49. Artifeld der wiener Congreb- 
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acte vom 9. Juni 1815 Seiner Durdlaudt dem Landgrafen von Heffen- 
Homburg eine völlige und gänzliche Oberberrlichfeit zufichern, fo verpflichten 
fi die * contrahirenden Theile ihre guten Dienſte einzulegen, um bei 
dem deutſchen Bundestage Seiner Durchlaucht eine durch den 6. Artifel ver 
Bundesacte feftgefegte Stimme in der Bundesverfanmlung und zugleich das 
Recht auszumirfen, in der durch den vierten Artifel der befagten Acte feft: 
gejegten Abftimmung an einer Gefammiftimme Antheil zu nehmen. 

Art. 7. Als Crfan der im 1. 2. 3. 4 und 5. Nrtifel enthaltenen Ab- 
tretungen und Entjagungen, erhalten Seine fünigliche Hoheit der Großherzog 
von Heffen, und nad Ihnen, Seine Descendenten und Nadfolger: 1) In 
voller Landeshoheit und DOberberrlichfeit vie Gebiete des Fürften 
und der Grafen von Iſenburg, mit Inbegriff der Derfichaften Heufenftamm 
und Eppertshaufen, (jedoch mit Ausnahme ver fraft des 4. Artikels des 
gegenwärtigen Tractats Seiner föniglichen Hoheit dem Kurfürften von Heſſen 
abgetretenen Diftricte,) imgleichen vie Befisungen des Grafen von Solms— 
Rödelheim und des Grafen Ingelbeim, welche einen Theil des ehemaligen 
franffurter Departements ausgemacht haben. Diefe Befigungen und Dorf- 
haften follen gegen das Großherzogthum Heſſen in die von der deutihen 
Bundesverfaffung für die mediatifirten Gebiete feftgefesten Verhältniſſe ge— 
ftellt werden. Die Berbältniffe ver Grafen Iſenburg zu dem Fürften Iſen— 
burg jollen auf eben den Fuß wieder bergeftellt werden, wie fie vor dem 
Rheinbunvde beftanden; jedoch verfteht es fich, daß, vorerwähntem 4 Artifel 

emäß, alle Oberberrlichfeits-Rechte einzig und allein Ihren föniglichen Ho- 

Briten dem Großherzog und dem Kurfürſten von Heffen zuftehen. 2) In 
vollem Eigentbum die im Kreuznachſchen Weichbilde belegenen Salz: 
werfe, nebft den zur Zeit der Unterzeichnung der wiener Congrefacte vom 
9. Juni 1815 dazu gehörigen Salzquellen. Das Münfterfche Salzwerf, 
welches ein Privateigentbum ift, wird ausdrüdlic davon ausgenommen. 
Die Landeshoheit und Oberberrlichfeit über dieſe Salzwerfe verbleibt Seiner 
Majeftät vem König von Preußen. 

Art. 8. Seine fünigliche Hoheit ver Großherzog von Heilen, und nad) 
ihm, Seine Descendenten und Nachfolger werden mit vollem Eigenthum und 
in voller Landeshoheit und Oberberrlichfeit befigen: 1) Den Alzeifchen Kreis 
mit Ausnahme des Cantons Kirchheim-Poland, und die Cantone Pfedvers- 
heim und Worms im Speyerfchen Sreife, fo wie diefe Ränder zur Zeit des 
3. Novembers 1815 unter der zu Worms eingefegten Verwaltung beſtanden, 
und zwar dergeftalt, daß die Grenzen ver preußiſchen Staaten, da, wo fie 
an den Alzeifchen Kreis anftoßen, fo verbleiben, wie fie durch den 25. Art. 
der wiener Congrefacte vom 9. Juni 1815 feitgefegt worden find; 2) die 
Stadt Mainz mit ihrem Gebiet, Caftel und Koftbeim ebenfalls einbegriffen; 
jedodh mit Ausnahme alles deifen, was die Feſtung ausmacht, welche für 
eine deutſche Bundesfeftung erklärt wird. 

Art. 9. Im der Ueberlieferungs-Urkunde der Stadt Mainz an die 
großberzoglichen Behörden follen ausgenommen werden: ſämmtliche Werfe, 
Gebäude, Grundſtücke und Einfünfte die zur Feſtung Mainz gehörten, als 
fie, in Gemäßbeit ver Convention vom 23. April 1814, an die verbündeten 
Truppen übergeben wurde, fei es, daß diefe Einfünfte einen Theil ihrer Do— 
tirung ausmachten, oder aber, daß fie auf andere Gegenſtände angewiefen 
wären; fie bleiben ausschließlich ver Dispofition des Feſtungs-Gouvernements 
vorbehalten und der Ertrag foll einen Theil feiner Dotation ausmachen. 

Art. 10. Es foll unmittelbar nad) der Unterzeichnung des gegenwär— 
tigen Tractats eine, aus einem oder mehreren Beamten Seiner Füniglichen 
Hoheit des Großherzogs von Heffen, und aus einem oder mehreren von 
dem Feftungs-Gouvernement zu diefem Behufe abgeorbneten Offizieren bes 
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ftebende Commiffion, ernannt werden, um die Gebäude und Grundftüde 
auszumitteln, welche, laut des vorbergebenden Artikels, als Zubehörungen 
ver Feftung anzufeben find. Auch foll über alle dieſe Gebäude und Grund- 
ftüde ein genaues Verzeichniß aufgenommen werden, das bei richterlicher 
Entfcheidung ver in der Folge etwa entitebenden Streitigkeiten zur Richt— 
ſchnur dienen könne. Dieſelbe Commifjion foll in ſtrenger Gemäßbeit der 
Deftimmungen des gegenwärtigen Trartats, alle übrigen, zwifchen dem Mi- 
litair- Gouvernement und der Civil-Behörde, zu berichtigenden Punfte feft- 
jegen, als zum Beifpiel Truppen » Einquartierung, Yeiftungen der Bürger, 
Grercierpläge und andere Gegenſtände diefer Art. 

Diefe Commiffion foll auch für die Wahl eines dem Feftungs- Gous 
verneur angemejjenen Daufes Sorge tragen, da das Deutſche Haus Seiner 
föniglihen Hoheit dem Großherzog vorbehalten bleibt. 

Art. 11. Seine fünigliche Hoheit der Großherzog von Heffen foll an 
dem Befagungsreht in der Mainzer Feftung Antheil haben, und fie zu 
diefem Behuf mit einem Bataillon Infanterie verfehen. 

Art. 12. Sobald eine binlänglice Anzahl Kafernen reparirt oder er: 
bauet fein wird, ſoll die Mainzer Garniſon dort allmälig untergebracht wer: 
den. Diefe Reparaturen und Bauten, welche Seiner füniglichen Hoheit als 
Landesherrn feinesweges zur Laft fallen, follen fo viel als möglich beſchleu— 
nigt werden. Inzwiſchen übernimmt die Stadt die Militair-Einquartierung, 
und befolgt in dieſer Nüdjicht die bieher beftandenen Verordnungen und 
Berfabrungsmweile. Hingegen verpflichten Sich die hoben contrabirenden Theile, 
bei dem Deutichen Bunde ihre Verwendung dahin einzulegen, daß der Stadt, 
vom Tage der Natification gegenwärtigen Tractats an gerechnet, eine ange— 
meſſene Vergütung diefer Yaft angewieſen werde. 

Art. 13. Nebft dem Seiner füniglihen Hoheit dem Großherzog von 
Hejjen in der Stadt Mainz zugehörigen Oberberrlichfeitsrechte verbleibt auch 
Seinen Beamten ausfchlieglid Die Juftizverwaltung, die Erhebung der Auf 
lagen und Abgaben aller Art, fo wie jeder andre Zweig der Eivil-Verwal- 
tung. Der Gouverneur und der Commandant leiften ihnen im Notbfall 
Hülfe und Unterftügung. Indeſſen foll das Militair- Gouvernement der 
Seltung mit aller erforderlichen Macdıt und Gewalt verfeben fein, um ver 
ibm obliegenven Berantwortlichfeit gemäß, fich die freie und unabhängige 
Ausübung feiner Amtsverrichtungen zu fihern. Die Ortö- und Civil» 
Behörden follen in Allem, was die Vertheidigung des Platzes und die Mi- 
litair-Verhältniſſe betrifft, ihm untergeorbnet fein. In diefer Rüdficht ge— 
bört jelbigem namentlich vie Leitung ver Polizei, jedoch vergeftalt, daß ein 
Civil-Beamter Seiner füniglichen Hoheit des Großherzogs, jo oft ald Ge- 
genftände diefer Art verbanvdelt werden, an den Berathichlagungen des Gou— 
vernements Theil nimmt. Die Polizei-Vorfchriften und Verordnungen follen 
unter dem Beitritt des Staptpolizei- Präfiventen durch das Gouvernement 
publieirt werden. Die Mainzer Bürgergarde foll, fo wie es in allen Fe— 
tungen gehalten wird, unter den Befehlen des Militair-Gouvernements 
jtehen, und darf fi nur mit deffen Einwilligung verfammeln, Der Aus- 
bebung der Eonferibirten in der Stadt foll fein Hinderniß in den Weg ge- 
legt werden. Da das Militairs Gouvernement für die Vertheivigung des 
Platzes und die Erhaltung der inneren Ruhe verantwortlich ift, folglich auch 
berechtigt ift, alle zu diefem Zweck dienlichen Mafregeln zu nehmen, jo wird 
es gleichfalls außerhalb der Feftung Vorpoſten ausftellen fönnen. In Kriegs- 
zeiten oder wenn Deutjcland mit einem Kriege bedroht umd die Feftung 
in Belagerungszuftand erflärt wird, foll die Gewalt des Militair- Gouver- 
nements unumfchränft fein, und feine andere als ſolche Grenzen fennen, bie 
Vorficht, Gebräuche und Völkerrecht gebieten. 
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Art. 14. In fofern die Garnifon nicht aus großherzoglichen Truppen 
beflebt, foll fie einer gänzlichen Befreiung von der großberzoglichen Gerichts- 
barkeit, der freien mann der Befreiung von Abgaben für bie 
Militair-Efferten, vom Chauffeegelvde in einer Entfernung von vier Meilen 
um die Feftung, und vom Briefporto in dem großherzoglichen Gebiete ge- 
niegen. Um jeden Mißbrauch zu vermeiden, follen diefe Abgabe - Freiheiten 
durch die im 10. Artifel erwähnte Commiffion genau beftimmt und feftgeiest 
werden. Eben fo foll es auch mit der Einrichtung des freien Briefporto 
gehalten werben. 

Art. 15. Jeder Domainen-Verfauf oder andere Domainen-Veräuße— 

rung, welche in denen durd den gegenwärtigen Tractat einer- oder anderer= 
feits abgetretenen Ländern früher als zu den im 1. 3. 5. 7. und 8. Artikel 
feftgefegten Zeitpunkten geicheben fein könnte, foll aufrecht erhalten werben ; 
dagegen alle fpäterbin geichebenen Berfäufe und Veräußerungen als null und 
nichtig und als nicht gejcheben angefeben werden. Wo es jedoch unmöglich 
fein follte, eine Veräußerung umzuftoßen, ohne das Privat-Intereſſe der: 
jenigen Erwerber zu verlegen, weldye die Verfaufögegenftände unter läftigen 
und rechtmäßigen Bedingungen an ſich gebracht haben, verfprechen die con- 
Ay is Theile über ven Ertrag diefer Beräußerungen ſich gegenfeitig 
u berechnen. 
Art. 16. Indem Seine fönigliche Hoheit der Großherzog von Heilen 
die im 8. Artifel des gegenwärtigen Tractats verzeichneten Bänder unter 
feiner Landeshoheit und Oberherrlichfeit vereiniget, treten Seine königliche 
Hoheit in alle Rechte und übernehmen alle Verpflichtungen, welche in dem 
am 30. Mai 1814 zu Paris abgefchloffenen Friedenstractat, in Bezug auf 
die von Frankreich —— Provinzen und Diſtricte, ſtipulirt worden. 

Art. 17. Seine königliche Hoheit der Großherzog verpflichten Sich, 
binnen dreimonatlicher Frift, von der Ratification gegenwärtigen Tractats 
an gerechnet, alle das Herzogthum Weftphalen und die Wittgenfteinifchen 
und Berleburgifchen Befisungen betreffende Domanial= Titel, Documente, 
Karten und Papiere der preußifhen Regierung übergeben zu laffen. 

Diefelbe Uebergabe der Papiere, Documente und Karten foll für Seine 
Majeftät den König von Baiern, Seine fünigliche Hoheit den Kurfürften von 
Hefjen und Seine Durdlaudht den Landgrafen von Heffen-Homburg in Nüd: 
ficht der ihnen zu übergebenden Diftricte ftattfinven. 

Alle die Domanial-Titel, Documente, Karten und Papiere, welche die 
Seiner füniglihen Hoheit dem Großherzog von Hefjen abgetretenen Länder 
und Gegenftände betreffen, follen in verjelben Frift Seinen Commiffarien 
übergeben werden. 

Art. 18. Die Einfünfte der im Herzogthum Weftphalen belegenen 
Domainen bis zum 1. Juli d. I. find, nah Abzug der für befagte Dos 
mainen beftrittenen Ausgaben, Seiner föniglihen Hoheit dem Großherzog 
von Heſſen ausprüdlich vorbehalten, und Seine Majeftät der König von 
Preußen verpflichten Sich, foldhe vor Ende des Jahres beitreiben zu laffen. 
Die direeten und indireeten Steuerrüdftände werden von dieſer Stipulation 
— ausgenommen und verbleiben Seiner Majeſtät dem König von 

reußen. 

Die Steuerrückſtände in den am linken Rheinufer belegenen und dem 
Artikel 8. gemäß zur Landeshoheit und Oberherrlichkeit Seiner königlichen 
Hoheit übergehenden Länder, verbleiben vom 16. Juni 1814 an gerechnet 
bis zum 1. Juli des laufenden Jahres zum Nutzen der großherzoglichen 
Regierung, und dieſe verpflichtet ſich, denen auf beſagte Rückſtände ange— 
wieſenen Verwaltungs-Ausgaben zu genügen. 

Die Rückſtände der im 3. Artikel Seiner Majeſtät dem König von 
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Baiern abgetretenen vier Aemter werden Seiner füniglichen Hoheit vem Groß- 
herzog von Heſſen bis zum 1. Juli gegenwärtigen Jahres vorbehalten. 

rt. 19. Die vom Kurfürſtenthum Cöln herrührenden auf dem Her— 
zogthum Weftphalen ftehenven und für deſſen befondere Verwaltung con- 
trabirten Schulden, bleiben auf befagtem Herzogthum haften. Eben fo ver: 
hält es fidh mit den durd den Reichsreceß von 1803, auf ven Befig dieſes 
Landes angewiefenen Penfionen, fo wie mit der zu Gunften des Fürften von 
MWittgenftein- Berleburg auf diejes Herzogtbum angelegten Rente von fünf- 
zehn Taufend Gulden. In Betreff der dem Herzogthum Weftphalen urfprüng- 
lich fremden, aber auf dieſes Yand überwiefenen Schulden und Laſten, find 
die hoben contrabirenden Theile übereingefommen, daß Seine Majeftät der 
König von Preußen blos die von den Schulven der Grafſchaft Hanau-kich— 
“tenberg berrübrende Summe von fünfhundert Taufend Gulden übernehmen 
wird, über welche, unterm 1. April 1810, Obligationen ausgeftellt, und auf 
das Herzogthbum Weftphalen fperialiter bypotbecirt find. 

Die Yandes- und Kammerfchulden und Penfionen, womit das Grofber- 
zogthum Hefjen durd die Erwerbung der Aemter Alzenau, Amorbach, Mil: 
tenberg und Heubach belaftet worden, geben in jo weit auf den neuen 
Beſitzer über, als fie von der großherzoglichen Negierung nicht berichtiget 
worden find. 

Die auf dem Fürftentbum Ifenburg rubenden Schulden bleiben auf 
befagtem Lande haften. Seine königliche Hoheit übernehmen die Hälfte der 
Privatichulden des jegigen Fürften von Iſenburg. Es foll von Seiner 
faiferlicy königlichen apoftoliichen Majeftät und von Seiner königlichen Ho— 
beit dem Großherzog von Hefjen eine Commiſſion ernannt werden, um dieſen 
Sculvdenbeftand auszumitteln, und deren Bertheilung zu berichtigen. 

Die laut dem 45. Artifel des Hauptrecefjed der Reichsdeputation, vom 
25. Februar 1803, auf das Herzogthbum Weftphalen etwa überwiefenen Fa— 
milien-Erbfolgerechte, werden auf die Seiner Föniglichen Hoheit dem Groß—⸗ 
berzoge zum Erfage und Austaufche, ald Aequivalent des befagten Herzogs 
tbums, durch den 8. Artifel des gegenwärtigen Tractats zugetheilten Dis 
ftriete verlegt. 

Art. 20. Die aus dem Herzogthum Weftphalen und aus den Wittgen- 
ftein-Wittgenftein und Wittgenftein=Berleburgifchen Befigungen, fo wie die 
aus den im 3. Artifel Seiner Majeftät dem König von Baiern abgetretenen 
vier Aemtern gezogenen Truppen, follen während eines Zeitraums von zwei 
Monaten mit dem Armeecorps Seiner königlichen Hoheit des Großherzogs 
vereinigt bleiben. Nach Verlauf diefer Frift müfjen die Soldaten und Unter- 
offiziere in ihre Heimath zurüdfehren. Während verfelben Zeit fünnen die 
in Activität ftehenden Offiziere den refp. Dienft wählen, in welchem fie vor— 
zugsweife verbleiben wollen. Die aus dem Herzogthum Weftphalen gebür- 
tigen und auf Penfionsetat ftehenden, oder aber aus dem Kurfürſtenthum 
Cöln und aus den Wittgenfteinichen Graffchaften übergegangenen Offiziere 
bleiben Seiner königlich preußiſchen Majeftät zur Laſt. 

Seine füniglihe Hoheit der Großherzog von Heſſen übernehmen die 
Truppen des Landes Iſenburg für den mit dem Großherzogthum  verei- 
nigten Theil. 

Art. 21. Alle bei ver Berwaltung des Herzogthums Weftphalen, ver 
Grafſchaften Wittgenftein und der Seiner Majeftät dem König von Baiern 
abgetretenen vier Aemter angeftellten Eivilbeamten, fowohl diejenigen, welche 
in Dienftthätigfeit find, als die penfionirten, gehen auf die neuen Befiger über. 

Diefe Beſtimmung findet gegenfeitige Anwendung auf die Seiner fü- 
niglihen Hoheit dem Großberzoge von Heffen abgetretenen Diftriete und 
Gegenftände, und Seine füniglihe Hoheit übernehmen namentlich die auf 
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den durch gegenwärtigen Tractat mit dem Großherzogthum vereinigten Theil 
des Departements vom Donneröberg angemwiefenen Penfionaird. Sie wird 
aleihfalls auf die Kreuznacher Salzwerfe, mit Ausnahme des preußifchen 
Commiffairs, welchem gegenwärtig die Leitung derfelben anvertraut ift, ans 
gewendet. 

Art. 22. Das Salz der Kreuznacher Salzwerfe foll mit Feinerlei 
Steuer over Abgabe weder beim Sieden, noch bei der Ausfuhr belegt wer- 
den. Gleichmäßig frei von allen Einfuhrabgaben find die zur Nußung, 
Anbau und Reparaturen dienenden Holze, Kohlen und andere Materialien. 
Indeſſen foll diefe Steuer» und Abgabenfreiheit nicht auf die perfönlichen 
Berbältniffe und Beſteuerungen der bei der Salzſiederei oder bei der Salz: 
werks-Inſpection angeftellten preußifchen Untertbanen ausgedehnt werden. 
Die Individuen, welde urfprünglich nicht preußifche Unterthanen find, aber 
die Salzwerfe bewohnen, follen venfelben Gefegen unterworfen, und nad) 
eben den Verbältniffen, ald andere in der preußifchen Monarchie wohnende 
Fremde behandelt werden. Das in den Seiner füniglichen Hoheit dem Groß— 
herzog abgetretenen Salzwerfen fabrieirte Salz foll in den preußifchen Staa- 
ten als fremdes Salz angefehen, und allen in Beziehung auf fremde Ealze 
in der preußifchen Monarchie gegenwärtig beftehenden, oder noch in der Folge 
etwa einzuführenden Auflagen und Vorſchriften unterworfen werden. 

Um zu verhindern, daß der Unterfchied der Salzpreife zwifchen den auf 
dem linfen Rheinufer belegenen beffifchen Etaaten und den auf demfelben 
Ufer belegenen preußiſchen Staaten die betrügerifche Einfuhr des Kreuz— 
nacher Salzes in das Großherzogthum Niederrhein begünftige, wird vie 
großherzogliche Regierung über Keffeung eines von un zu zehn Jahren 
zu erneuernden Preijes mit den preußifchen Behörden übereinfommen. Eben 
fo wird man zur Verhütung des Scleichhandeld fowohl in Beziehung auf 
die Ausfuhr der Salze, als auf die Einfuhr des zur Siederei, zu den * 
ten und Reparaturen nöthigen Materials, wegen einer zweckmäßigen Con— 
trolle übereinfommen. 

Seine preußiſche Majeftät verpflichten Sich, in dem Kreuznacher Weich— 
bilde fein neues Salzwerf anlegen zu laffen, welches etwa der Nugung der 
Seiner füniglihen Hoheit dem Großherzoge abgetretenen Salzwerfe, fei es 
in Bezug auf die Quellen oder auf die Gewäſſer der Nabe, ſchaden könnte. 

Die am Tage der Uebergabe in den Magazinen befindlichen Holz- und 
Koblenvorrätbe verbleiben der preußifchen Regierung und werden der groß: 
berzoglihen Verwaltung abgetreten. Sollten dieſe Gegenftände von ber 
preußiſchen Negierung noch nicht bezahlt worden fein, fo tritt die großher— 
zogliche Verwaltung in die deshalb von gedachter Regierung abgefchlofjenen 
Eontracte. Im entgegengefegten Falle erftattet die Verwaltung der preu— 
gifchen Regierung den Foftenden Preis binnen fehsmonatlicher Frift. Die 
Salzvorräthe bleiben zur Dispofition der preußifchen Negierung. 

Art. 23. Die großberzoglich-beffiihe Regierung bat die Befugniß, die 
zur Verforgung der Kreuznacher Salzwerfe nothwendigen Kohlen und Holz- 
bebürfniffe dur die preußiichen Staaten ungebinvert führen zu laſſen, und 
fie entrichtet blos die gewöhnlichen Durchfuhr- und Floßabgaben, mit Be: 
folgung der in biefer Sinficht beftehenden Polizeis Berorbnungen und Vor: 
Ihriften. Die Floßabgaben auf der Nabe follen für befagte Gegenftände 
über die gegenwärtige Taxe nicht erhöht werden. 

Seine Majeftät der König von Preußen und Eeine Majeftät der Kaiſer 
son Defterreih verpflichten Sich, durch Ihre forgfältige Verwendung der 
großberzoglich beffiichen Regierung für den Transport und das Flößen ver 
Kohlen und des Holies durd die baierfchen Staaten von Raiferslautern bie 
Kreuznach gleihmäßige Erleichterungen zu verfchaffen. 
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Art. 24. Seine Fönigliche Hoheit ver Großherzog von Heffen bewilligen 
der Krone Preußen eine Militairftraße durch Seine Staaten für die von 
Erfurt über Eifenadh, Hersfeld, Gießen und Weglar nad Coblenz gehenden 
Truppen, und geftattet auch, daß die von Mainz kommenden oder nad Mainz 
beftimmten Truppen den Weg von Eoblenz über Bingen nehmen. 

Die über viefen Gegenftand binnen vreimonatlicher Friſt abzuſchließende 
Convention foll fi) nad der Uebereinfunft richten, welche in Nüdficht der 
durd die königlich hannöverſchen und Furfürftlich beffiichen Staaten führenden 
preußifchen Militairftraßen, getroffen fein wird. Diefelbe Convention wird 
die Etappenpläge auf diefen Straßen beftimmen. 

Es ift verabredet worden, daß die Einrichtung einer Etappenftraße für 
die zur Mainzer Garnifon beftimmten öfterreichifchen Truppen einer Privat: 
Eonvention zwifchen den refp. Regierungen vorbehalten bleibt. 

Seine fönigliche Hoheit der Großherzog von Heffen bewilligt gleich- 
falls der Krone Baiern eine Militairftraße durd Seine Staaten für die 
von den baierfchen Provinzen auf dem rechten Rheinufer nach den auf dem 
linfen Ufer dieſes Fluffes neulich erworbenen Provinzen gehenden Truppen. 
Was die Etappenpläge, die Unterhaltungs und Transportmittel und übrigen 
Berwaltungsgegenftände betrifft, foll durd eine Privat-Eonvention zwifchen 
Seiner Majeftät dem König von Baiern und Seiner föniglichen Hoheit dem 
Großherzog von Heffen regulirt werden. 

Art. 25. Die Uebergabe aller durch den 1. 2. 3. 4. 5. 7. und 8. Ar- 
titel de8 gegenwärtigen Tractats gegenfeitig abgetretenen und überwiefenen 
Diftricte, foll am 7. Juli d. 9. mittel Protocolle geicheben, welche zu Frank— 
furt aufgenommen und von den Bevollmächtigten der verfchiedenen Fürften, 
zu deren Landeshoheit diefe Diftriete übergehen, unterzeichnet werden. Auf 
dieje Protocolle foll unmittelbar die wirkliche Beſitznahme folgen. Die Ueber- 

abe der Kreuznacher Salzwerfe und ihrer Zubehörungen gefchiehet auf die- 
Felbe Art, und die großberzoglichen Behörden erhalten biete Salzwerke mit 
fämmtlihen auf das Eigenthbum befagter Salzwerfe Bezug nehmenden Titeln, 
Rechten und Anfprücden, imgleihen mit denen zur Bearbeitung dienenden 
Werkzeugen und Geräthichaften, welche zur preußifchen Regierung mit über: 
gegangen waren. 

om 4. Juli d. J. an gerechnet, findet die Nugung dieſer Salzwerfe 
für Rechnung Seiner —R Hoheit ſtatt. 

Art. 26. Seine Majeſtät der König von Preußen und Seine Majeſtät 
der Kaiſer von Oeſterreich garantiren Seiner königlichen Hoheit dem Groß— 
herzog von Heſſen die völlige und gänzliche Landeshoheit und Oberherrlichkeit 
Seiner Staaten, ſo wie die Integrität Seiner Beſitzungen in dem Zuſtande, 
worin ſie ſich nach gegenwärtigem Tractat befinden. 

Art. 27. Gegenwärtiger Tractat ſoll ratificirt und die Ratificationen 
binnen ſechswöchentlicher Friſt, oder noch eher, wenn es thunlich iſt, zu Franf- 
furt ausgewechſelt werden. 

Zu deſſen Urfund haben vie refpectiven Bevollmächtigten felbigen mit 
Beidrudung ihres Wappenfiegeld unterzeichnet. 

Gefiheben zu Franffurt am Main, den 30, Juni 1816. 


3. Bagabunden » Convention. 23. Februar 1819. 


Zwifchen der föniglich preußifchen und der großherzoglic heſſiſchen Regie- 

rung ift unterm 23. Februar d. J., wegen gegenfeitiger Uebernahme ber 

Bagabunden und Ausgemwiefenen eine Uebereinfunft abgefchloffen worben, 

welche mit der durch die Gefegfammlung pro 1818 sub Nr. 478. publicirten 

dergleichen Convention mit dem Königreich Baiern, vom 21. Mai 1818, 
26 
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mit Ausnahme des in der Anlage befonders abgevrudten Artifels 12., völlig 
gleichlautend ift. 

Indem dieſe Convention, welche vom Tage gegenwärtiger Bekannt— 
machung an in Kraft tritt, hierdurch zur allgemeinen Kenntniß gebracht wird, 
ift es der Wille Seiner Majeftät des Königs, daß diefelbe von allen Militair- 
und Eivilbebörden, wie aud von fämmtlichen Allerhöchſt Ihren Unterthanen, 
in allen Stüden auf das Genauefte befolgt werde. 

Berlin, den 30. April 1819. 


Auszu 
aus der unterm 23. Februar mit der — heſſiſchen Regierung abge— 
ſchloſſenen Uebereinkunft wegen gegenſeitiger Uebernahme der Vagabunden 
und Ausgewieſenen. 

Art. 12. Rückſichtlich der Uebernahmsorte für die beiderſeitigen Rhein— 
lande, wird auf die, zwiſchen den beiderſeitigen Provinzial-Behörden bereits 
getroffenen oder künftig noch zu verabredenden Correſpondenztags-Einrich— 
tungen hiermit Bezug genommen. 

In folhen Fällen, wo aus und nad andern Provinzen der beiden 
hoben contrahirenvden Theile ver Transport von Bagabunden erforderlich 
wird, werden lettere an die nächte Polizeibehörde desjenigen zwiſchenlie— 
genden Staats abgeliefert, durch vejien Gebiet der gerade Weg vom Orte 
der Ergreifung aus nad der Grenze des zur Uebernabme verpflichteten 
Staats führt. 


4. Uebereintommen zur Verhütung ber Forftfrevel in den Grenzwaldungen. 
24. Mai 1822. 
(S. Heffen- Eaffel. 8.) 


5. Militair-Durchmarfch- und Etappen-Convention. 7. October 1828. 


Nachdem die zwifchen ver königlich preußifchen und der großberzoglich 
beifiihen Regierung am 17. Januar 1817 zu Frankfurt a. M. abgeſchloſſene 
Nilttair-Durchmarih- und Etappen-Convention, der in dem $. 33. der— 
jelben enthaltenen Beftimmung zufolge, mit dem 1. Januar 1827 abgelaufen 
ift, das Bedürfniß eines, die diesfälligen gegenfeitigen Verhältniffe regelnden 
Uebereinfommeng aber noch fortbauert: fo haben die beiderfeitigen Minifterien, 
fraft des ihnen von ihren reſp. Gouvernements ertheilten Auftrages, nach— 
ftebende anderweite Lebereinfunft verabredet: 

Kriıitel ii 
Feftftellung der königlich preußifchen Militairftraßen, der 
Haupt-Etappen-Derter und ver Etappenbezirfe. 
A. Militairftraße von Erfurt nad Coblenz. 

$. 1. Die Linie der Militairftraße, welde von Coblenz nad Erfurt 
führt, berührt im Großberzogthume Heffen folgende Haupt-Etappen-Derter mit 
den dazu beftimmten Etappenbezirfen. 

Bon Hersfeld nah Alsfeld, zu 4 Meilen gerechnet, ift Alsfeld der 
Haupt-Etappen-Ort. Der Etappenbezirf beftebt aus den Orten: Romrod, 
Linderbach, Altenburg, Zell, Billertshaufen, Eudorf, Eifa, Elbenrod, Dogel- 
rod und Reibertenrod. 

Bon Alsfeld nad Grünberg, zu 4 Meilen gerechnet, ift Grünberg ver 
Haupt-EtappensDOrt. Der Etappenbezirk beftebt aus den Orten: Reigfirchen, 
Lindenftrutb, Edingshaufen, Münfter, Saafen, Harbach, Göbelnrod, Dued: 
born, Wetterfeld, Lauter, Wirberg, Stangenrod, Flenfungen, Weitpertö- 
bain, Merlau und Ilsdorf. 
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Bon Grünberg nad Gießen, zu 3 Meilen gerechnet, ift Gießen zwar 
der Haupt-Etappen-Ort; er nimmt aber blos den Stab und die Haupt- 
quartiere auf, und fommt mit feinen Feuerftellen nicht in Aufrechnung. Der 
Etappenbezirf befteht weiter:- aus den areßberao ih heſſiſchen Orten: Heuchel— 
heim, Kleinlinden, Großlinden, Leihgeſtern, Wieſeck, Großenbuſeck, Burk— 
hardsfelden, Annerod, Trohe, Rödichen und Altenbuſeck. An königlich preu- 
Bifchen Ortſchaften wird dieſem Etappenbezirke — Atzbach, Duden⸗ 
hofen, Münchholzhauſen, Kinzebach, Lützenlinden, Groß- und Kleinrechtenbach. 

Von Gießen nach Braunfels werden 3 Meilen gerechnet. Zu den 
Etappenbezirken dieſer letztern Etappe, fo wie zu dem Rayon von Wetzlar, 
werden feine großberzoglichen Drte zugezogen. 


B Militairftraße von Coblenz nah Mainz. 


Auf diefer Militairftraße ift St. Goar die nächſte königlich preußifche 
Etappe. — Von St. Goar bid Bingen, zu 4 Meilen gerechnet, ift Bingen 
der Haupt-Etappen-Drt. — Der Etappenbezirf befteht Tebanz nebit Bingen 
noch: aus den großberzoglich heffiihen Orten: Kempten, Galshain, Büdes— 
beim, und wird aus den königlich preußifchen Orten zu dem Etappenbezirfe 
beigegeben: Münsler, Sarresheim, Weiler, Walvalgelöheim, Niederheim- 
bach und Dreiedshaufen. 


C. Militairftraße von Mainz auf Trier, Yuremburg und Saarlouis. 


Auf diefer Militairftraße ift die nächfte Föniglich preußifche Etappe Simmern. 

Bon Simmern bis Bingen, zu 4 Meilen gerechnet, ift Bingen der 
Haupt-Etappen-Ort, deſſen Etappenbezirf aud für dieſe Straße aus den 
vorftehend sub B. gedachten großberzoglich heffifchen und föniglich preußifchen 
Ortichaften beftebt. 

Bei den Etappenbezirfen, bei denen die Rayons gemeinfchaftlic find, 
wird die Ginquartierung nach der Anzahl der Feuerftellen repartirt, und jede 
Feuerftelle, das Haus mag groß oder Fein fein, als eine Einheit ange- 
nommen. — Rüdfichtlih der einzuqguartierenden Mannſchaft wird der Soldat 
und Unteroffizier ald eine Einheit, für den Subaltern-Dffizier das Dreifache 
und für den Capitain das Bierfache verfelben in Anſatz gebracht, und nad) 
diefen Verhältniffen die Vertheilung der Einquartierung auf die einzelnen 
Ortſchaften des Etappenbezirfd, durch die großherzogliche Etappenbehörde 
vorgenommen. Dem königlichen preußiſchen Etappen-Inſpeector ſteht in ſolchen 
gemeinſchaftlichen Rayons die Einſicht der Etappenbücher zu, um ſich hieraus 
zu überzeugen, daß die Vertheilung der Einquartierung durchgehends nach 
den Grundſätzen dieſer Convention geſchehen ſei, und ſich im Zeitraume von 
3 Monaten die Laſt auf ſämmtliche Gemeinden des Etappenbezirks thunlichſt 
vertheilt habe. 

8. 2. Da man königlich preußiſcherſeits gewünſcht hat, zur Erleich— 
terung der Stadt Mainz einen Theil der dortigen königlichen Garniſon auf 
ſo lange nach Wetzlar zu verlegen, bis der Pr ee zu Mainz fo weit 
vorgerüdt ift, um den königlich preußifchen Antheil an der Befasung voll- 
ſtändig aufnehmen zu können: fo haben Se. Königliche Hoheit der Groß- 
berzog von Heffen zu diefer Abficht gern die Hand geboten, und bemilligen, 
bis zur Beendigung des Kafernenbaues, daß die Föniglichen Truppen ver 
Garnifon von Mainz, welde von da nah Wetzlar und von dort wieder 
zurüdmarfchiren, ihre Nachtlager in Friedberg nehmen. Auch geftatten Se. 
Königlihe Hoheit eben dieſes Nachtlager zu Friedberg für diejenigen zur 
Garnifon von Mainz gehörigen füniglichen Truppen, welche über Höchſt und 
Grünberg nad den rückwärts liegenden Föniglichen Landen, oder von dort 
nah Mainz marfhiren, mit der Bemerkung, daß diefe Bewilligung auf 
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andere zur Garnifon von Mainz nicht gehörige Föniglich preußifche Truppen 
feine Anwendung findet. — Für dieſes Nachtlager treten alle jene Bedin— 
gungen und Bergütungspreije ein, welche diefe Convention für die auf den 
beiden Militairftraßen marfchirenden Föniglich preußischen Truppen feitgefest. 
Es wird Übrigens zur Unterftügung der Stadt Friedberg derjelben ein Rayon 
beigegeben, der aus den Ortichaften Ober- und Nieverwöllftadt, Odftädt, 
Ober- und Niedermörle, Fauerbach und Bruchenbrüden beftebt. — Die 
Entfernung von Höcft nad Friedberg wird bierbei zu 4 Meilen, jene von 
Friedberg nad Grünberg zu 4 Meilen und jene von Friedberg nad Weslar 
zu 4", Meilen angenommen. 

$. 3. Die königlich preußifchen Truppen find gehalten, auf Feinen 
‚anderen ald den bezeichneten Etappenftraßen zu marfchiren, und nur bie 
benannten Orte als Etappen-Drte zu betrachten. Kleinere dagegen ban- 
delnde Detachements und einzeln marfcdirende Militairperfonen werden von 
den Landesbehörden an die zunächſt gelegene preufifche Militairbehörde ab— 
geliefert. Größere Corps, welde nicht angehalten werden können, werben 
der preußifchen Liquidationsbehörde angezeigt, welche vie an dieſelbe gefche- 
benen Leiftungen aller Art nicht in den Preifen diefer Convention, fondern 
in den von den Beamten atteftirten Eoftenden Preifen, fo wie allen durd 
den Marfch entitandenen Schaden, nad) der unter Zuziehung der Föniglich 
preußifchen Etappen = Infpecteurs vorzunebmenden pflichtmäßigen Taration 
dreier Taratoren bezahlen wird. 

$. 4. Die königlich preußifchen Truppen, mit Ausnahme von Fleinen 
Detachements bis 50 Mann (welche in die Barraden fommen, fobald die— 
felben eingerichtet fein werben), find gehalten, nach jedem als zum Etappen- 
bezirf gehörig bezeichneten Drte zu gehen, weldyer ihnen von der großber> 
zoglichen Etappenbehörde angewiefen wird; es fei denn, daß dieſelben Ar- 
tilleries, Munitions- oder andere bedeutende Transporte mit ſich führen. — 
Diefen Transporten, nebit der zur Bewachung erforderliben Mannfchaft, 
müffen ftets folche Ortichaften angewiefen werden, welde bart an der Mi- 
litairftraße liegen. — In andere Ortichaften als die obenerwähnten, dürfen 
die Truppen nicht gelegt werden, den Fall ausgenommen, wenn bedeutende 
Armeecorps in ftarfen Echelons marjchiren. — In folden Fällen werben 
fi) die mit der Dislocation beauftragten föniglich preußifchen Offiziere mit 
den großberzoglichen Etappenbehörden über einen weiter auszudehnenden 
Bezirf vereinigen. 

$. 5. An jedem Etappen-Drte wird eine großberzoglich heſſiſche Be— 
hörde, aus dem betreffenden Landrathe oder einem fonftigen Civilbeamten 
beftehend, ernannt, melde die Einquartierungs-, Verpflegungs- und Trang- 
port-Angelegenbeiten, jo wie die Etappen-Polizei leiten und beforgen wird. 

$.6, Die fünigl. preußifchen Etappen-Inſpectoren zu Mainz, Hersfeld und 
Wetzlar, und zwar erfterer in Dinficht auf die Etappe Bingen, ver zweite 
auf die Etappe Alsfeld, und legterer in Hinficht auf die übrigen Etappen, 
unterftügen die großberzoglidhen Etappen-Behörden in der Weife, daß fie 
alle bei ihnen angebrachten Beichwerden gegen die durchmarſchirenden könig— 
lichen Truppen auf der Stelle zu enticheiden, zu fchlichten, oder fonft zu 
befeitigen, befonders beauftragt find. — Es ift ferner ihres Amts, durch 
die geeignete Requifition und Einleitung bei den großherzoglichen Landes— 
behörden dahin zu wirfen, daß die Füniglichen Truppen auf den Etappen 
nad den Beftimmungen diefer Convention behandelt, und die Wege allent- 
halben in fahrbarem Stande erhalten werden. 


Artikel 1. 
Inftradirung der Truppen und Einrihtung der Marfchrouten. 
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Artifel M. 
Ginquartierung und Verpflegung der Truppen, und die dafür 
zu zahlende Bergütung betreffend. 
A. Einquartierung und Verpflegung der Mannſchaft. 
B. Transport, Verpflegung und nächtlihe Bewachung der Militair-Arreftaten. 
C. Einquartierung und Berpflegung der Pferde. 


Artikel W. 
Berabreihung des Vorfpanns und Stellung der Fußboten. 


Artitel % 
Aufrehtbaltung der Ordnung und militairifhen Polizei, 


artıTe}, W. 
Yiquidation der zu leiftenden Vergütungen. 


Artikel Vi 
Allgemeine Beftimmungen. 

$. 34. Die vorftebende Etappen-Eonvention tritt mit dem 1. Octbr. 1828 in 
Kraft, und ift big zum 1. October 1837 mit dem Vorbehalte jedoch abge- 
fchloffen, daß für den Fall eines in diefer Periode eintretenden Krieges, 
den Umftänden nad, die etwa nothwendig abändernden Beftimmungen durd) 
eine bejondere Uebereinfunft feſtgeſetzt werden follen. 

$. 35. Gegenwärtige Uebereinfunft fol, nachdem fie gegen eine gleich- 
lautende, von dem großberzoglid heſſiſchen Minifterio der auswärtigen An- 
gelegenbeiten vollzogene, Ausfertigung ausgewechjelt worden fein wird, durch 
Öffentliche Bekanntmachung in den beiverfeitigen Staaten Kraft und Wirf- 
famfeit erhalten. 

Geſchehen Berlin, den 7. October 1828. 


6. Rheinſchiffahrts-Acte vom 31. März 1831 nebft den darauf bezüglichen 
Verträgen, publicirt 10. Januar 1832, 
(S. Baden.) 


7. Minifterial: Erflärung vom 20. November 1838/46, Februar 1839, die Erneue: 
rung der Durchmarfch: und Gtappen:Gonvention betreffend. 


Nachdem die zwifchen ver königlich preußifchen und der großherzoglich 
beififchen Regierung am 17. Januar 1817 zu Franffurt a. M. abgefchlofjene 
und am 7. Detober 1828 durch wechſelſeitige Minifterial = Erklärungen er: 
neuerte Militair-Durchmarfch- und Etappen-Convention, der in dem $. 34. 
dieſer Erklärungen enthaltenen Beſtimmung zufolge, mit dem 1. October 
1837 abgelaufen iſt und ſeither nur flllſhweigend fortgedauert hat, das 
Bedürfniß eines, die diesfälligen gegenſeitigen Verhältniffe regelnden Ueber⸗ 
einkommens aber noch fortdauert: jo haben vie beiderfeitigen Minifterien, 
fraft des ihnen ertheilten Auftrages, verabredet, daß befagte Uebereinfunft 
bis zum 1. Detober 1846 ferner beftehen und unter nachfolgenden Modifi— 
cationen von Neuem abgeichloffen fein fol. 

1) Zu $. 1c. ver Minifterial- Erklärungen vom 7. October 1828. Die 
währenn eines Jahres die Etappe Bingen paffirenden Truppen werden von 
jest an unter fämmtliche, zu dieſer Etappe gehörenden Ortfchaften nad 
Verbältnig der Feuerftellen vertheilt werden, weshalb über bie Ans 
zahl ver lesteren ein Gatafter angelegt werden wird. 

2) Zu $. 2. der gedachten Erflärungen. Da fein Theil ver * De- 
fasung von Mainz gehörenden Föniglihen Truppen mehr zu Weslar in 
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Sarnifon fteht, fo foll die Beftimmung des $. 2. wegen Geftattung eines 
Nachtlagers zu Friedberg auf diejenigen preußifchen Truppen der Garnifon 
von Mainz befchränft bleiben, melde über Höchft und Grünberg nach den 
rückwärts liegenden königlichen Landen oder von dort nad Mainz marfchiren. 
Uebrigens bleiben die Beftimmungen des $. 2. in Anfehung der Bergütungs- 
preife, des Rayons und der Entfernungen ganz unveränvert. 

Zu $. 7. ebendafelbft. Die Marfchrouten für die königlich preußi- 
ſchen Truppen fünnen, außer von dem föniglich preußifchen Kriegsminifterium, 
den Generalcommandos ded 4. Armeecorps zu gg, oder Berlin, 
und des 8, Armeecorps zu Coblenz, aud noch von dem Militair-Gouverne- 
ment oder von der Commandantur zu Mainz, je nachdem die eine oder die 
andere diefer Stellen von Seiten der Krone Preußen befegt ift, mit Gül- 
tigfeit ertheilt werben. 

4) Zu $. 33. ebendaſelbſt. Die wegen Vergütung der verabreichten 
Munpdbeföftigung, des geftellten Vorſpanns und der Boten oder Wegmweifer 
bisher ftipulirt gewefene Quartals Liquidation findet, nah Mafgabe des 
bierunter feit dem 1. Januar 1834 bereitd eingetretenen, abgeänverten Ber: 
fahreng, nur für die einzeln durchmarſchirenden Soldaten und für die Heinen, 
ohne Dffiziere marfchirenden Detachements ferner noch ftatt, wogegen bei 
Durchmärſchen ganzer Truppenabtheilungen und größerer, unter Führun 
von Dffizieren marfcirenden Detachements, die — Leiſtungen 
den conventionsmäßig feſtgeſtellten Sägen in der Regel direct und ſogleich 
von den Truppenabtheilungen an die großherzoglichen Etappen-Commiſſarien 
gegen deren Quittungen und unter Ertheilung von Gegenbeſcheinigungen 
über die gezahlten Geldbeträge bezahlt werden. Sollte dieſe directe, ſofor— 
tige Bezahlung in ſeltenen Ausnahmefällen durch die Truppen nicht haben 
bewirkt werden können, ſo tritt das Liquidations-Verfahren ein, und zwar 
nach der Wahl der großherzoglichen Behörde entweder in jedem einzelnen 
Falle ſogleich oder vierteljährlich. 

Wenn die Truppenabtheilungen mit dem zur Bezahlung der oben ge— 
dachten Leiftungen erforberlihen Golde in natura nicht verfehen find, fo 
wird die Zahlung in preußifchem Silbergelve mit 13, Procent Agio, alfo 
in Stelle von 5 Thlr. Gold mit 5 Thlr. 20 Sgr. in Silbergelv (ven 
Thaler zu 30 Silbergrofchen gerechnet) geleiftet. 

Hierüber ift königlich preußifcherfeits gegenwärtige Minifterial-Erflä- 
rung ausgefertigt und mit dem Föniglichen Inſiegel verfehen worden. 

Berlin, den 20. November 1838. 


8. Groänzung der Bagabunden : Convention. 19. Februar 1840. 
(5, Baiern 5.) 


9. Uebereinfommen wegen gegenfeitiger Verfolgung der Verbrecher über die 
Landeögrenze binaud. 10. April 1841. 


Die königlich preußifche Regierung ift mit der großberzoglich beffifchen 
Regierung übereingefommen, gegenfeitig die Verfolgung der Verbrecher über 
die Landesgrenze hinaus unter folgenden Mafgaben zu geftatten: 

Art. 1. Die mit der Handhabung der öffentlihen Sicherheit beauf- 
tragten Polizei- und Gerichtsbehörvden des einen contrabirenden Staates, 
fo wie deren bierzu nad den eigenen Landesgefegen befugte Organe, follen 
ermächtigt fein, flüchtige Verbrecher und andere, ver öffentlichen Sicherheit 
gefährlihe Perfonen über die Landesgrenze des anderen contrabirenden 
Staates, ohne Befchränfung auf eine gewiffe Strede, zu verfolgen und in: 
nerhalb verfelben zu verbaften, jedoch mit der Verbindlichkeit, ven Arretirten 
unverzüglich der nächften Polizei= oder Juftizbehörbe abzuliefern, in deren 
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Bezirke die Verhaftung erfolgt ift. Letztere wird den Berhafteten, falls er 
fein Unterthban desjenigen Staates ift, in welchem er verhaftet worden, auf 
ergangene Requifition der betreffenden Behörde des andern contrahirenden 
Staates unverzüglich ausliefern. 

Art. 2. Im Falle hierbei eine Hausfuhung auf dem Gebiete des 
anderen Theiles nothwentig wird, hat der verfolgende Beamte ſich zu dem 
Ende an den Drtövorftand der betreffenden Gemeinde oder an den Orts— 
Polizeibeamten zu wenden und diefen zur Vornahme der Vifitation in feiner 
Gegenwart aufzufordern. Derfelbe bat ven Berfolgten, wenn er hierbei 
aufgefunden wird, in fichere Verwahrung bringen zu laffen, auch über eine 
folde Hausfuhung fogleih ein Protocoll in doppelter Ausfertigung aufzu> 
nehmen, und für diefe eben bezeichnete Mitwirfung feine Belohnung zu 
empfangen. Die eine Ausfertigung des Protocolles ift alsdann dem requi- 
rirenden Beamten einzubändigen, die zweite Ausfertigung aber dem Unter: 
gerichte des Bezirkes zu überfenden, 

Eine Dienft-Orpnungsftrafe, welche in Preußen auf ?; Thlr. bis 3 Thlr., 
im Großberzogtbum Heffen auf einen bi8 5 Gulden feftzufegen ift, trifft 
denjenigen Ortsvorftand oder DOrtd-Polizeibeamten, welcher der Requifition 
nicht Genüge leiftete. Zugleich foll aud den zur Nacheile Berechtigten die 
Ueberwadhung des Haufes, worin ſich der Geflüchtete befindet, bis zur Her— 
beifunft des Drtö-Polizeibeamten geftattet fein. 

Art. 3. Es ift jedoch in ven obigen Fällen erforderlich, daß der ver: 
folgende Beamte zu feiner Legitimation mit einem fchriftlichen Ausweiſe ver: 
feben fei, wenn ihn nicht fchon feine Dienftfleivung kenntlich macht. 

Hierbei ift königlich preußifcherfeits vorſtehende Minifterial-Erflärung 
ausgefertigt und mit dem Föniglichen Infiegel verfehen worden. 

Berlin, den 10. April 1841. 


10. Webereinfunft wegen wechfelfeitiger Vollſtreckbar-Erklärung der in dem Be: 
jirfe des Föniglichen QAppellations = Gerichtähofese in Göln und in ber 
Provinz Rheinheſſen ergebenden Givil = Urtheile. 4. Juni / 6. Zuli 1841, 

ratificirt 19. Juni 1841. 


Von Seiten der königlich preußifchen Regierung ift mit der großherzog- 
lich heifiihen Regierung zur mechielfeitigen Beförderung der Rechtspflege ın 
dem Bezirfe des königlich preußifchen Appellationg » Gerichtshofes zu Cöln 
und in der großberzoglichen Provinz Rheinheſſen, mit Rüdficht auf die we— 
fentlihe Uebereinftimmung ver Gefeggebung und der Gerichtöverfaflung in 
den eben erwähnten beiverfeitigen Gebietstheilen, nachfolgende Uebereinfunft 
getroffen worden. 

Art. 1. Die in einem der genannten beiden Landestheile in Civil- 
fahen gegen Privatperfonen fünftig ergebenven, gerichtlichen, dort vollftred- 
baren Definitiv-Urtheile follen aucd in dem anderen fo, ald ob fie in dieſem 
ergangen wären, unter den nachfolgenden Bedingungen, gegen den Verur— 
tbeilten ſowohl Hypothefar- Inferiptionen begründen, ald auch unweigerlich 
vollftredt werden. 

Ausgefchloffen find biervon nur diejenigen Eivilurtheile, durch welche 
in dem einen der genannten Landestbeile über Streitigfeiten entſchieden 
worden ift, welde den Stand der Perfon (quaesliones status) oder foldhe 
Angelegenheiten eines Angehörigen des anderen Landestheiles betreffen, in 
welchen nah den in diefem geltenden Gefegen eine Prorogation des Ge— 
richtöftandes nicht ftatthaft if. 

Art. 2. Die im Art. 1. bezeichneten, in dem einen Landestheile er: 

angenen Civilurtheile können jedod nur dann in dem anderen Hypothekar— 
Infeription begründen und vollftredt werben, wenn fie in demfelben von 
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demjenigen Gerichte erfter Inſtanz für vollftrefbar erklärt worden find, in 
deffen Bezirfe die Infeription oder Erecution ftattfinden foll. 

Sollten die Urtheile in den Bezirken mehrerer dieſer Gerichte inferibirt 
oder vollftrecdt werden, fo genügt die von einem derfelben erfolgte Vollſtreck⸗ 
bar-Erflärung. 

Art. 3. Diejenige Partei, welche die Vollftredbar- Erflärung nach— 
fuchen will, hat dem Präfidenten des Gerichtes des Erecutiondortes (Art. 2.) 
durd einen Anwalt eine erecutorifche Ausfertigung und eine beglaubigte 
Abfchrift des Urtheild mit dem fchriftlichen Geſuche zu überreihen, das 
Urtheil für vollftrefbar zu erflären. 

Art. 4. Ueber dieſes Gefuh wird, ohne daß es einer vorgängigen 
Ladung bedarf, nad erfolgtem Bericht eines Referenten und dem Antrage 
der Staatsbehörde in der Rathskammer erkannt. 

Erflärt das Gericht das Urtheil für vollftrekbar, fo wird eine Augfer- 
tigung der diesfälligen Entfcheidung auf die überreichte erecutorifhe Aus— 
fertigung des Urtheild gefest und diefelbe dem Anwalte übergeben, wogegen 
die überreichte beglaubigte Abfchrift jenes Urtheils der Urfchrift des bezüg- 
lih der Vollftrekbarfeits-Erflärung erlaffenen Urtheild angebogen und nebft 
diefem auf der Gerichtsfanzlei aufbewahrt wird. 

Verfagt die Rathskammer die VollftrefbarsErflärung, fo geſchieht dieſes 
in einem befonderen Urtheile, in welchem die Rüdgabe der überreichten Aus— 
fertigung des Urtheild verordnet wird. Gegen diefe Entſcheidung kann der 
Ertrahent, unter Vorlegung einer Ausfertigung derfelben und der des Urtheils, 
ein Recursgefuch bei dem Gerichte der zweiten Inſtanz anbringen, unter 
Beobachtung der im Art. 3. worgefchriebenen Form. 

Die Gerichte erfter und zweiter Inftanz haben in foldhen Fällen nur 
zu prüfen, ob das Urtheil nicht zur Categorie der im Art. 1. alinea 2. 
erwähnten Ausnahmen gehört. Außerdem fteht ihnen weder eine Prüfung 
der Competenz des Gerichte, welches das Urtheil erlaffen hat, noch eine 
Beurtbeilung der Gefegmäßigfeit der Entfcheidung zu. 

Art. 5. Die Vollſtreckung der in Gemäßheit des Art. 4. für erecu- 
torifch erflärten Urtheile findet fowohl in das bemegliche und unbeweglice 
Vermögen, ald auch, infomweit die Gefege des Landestheils, wo fie gefchehen 
foll, dies geftatten, gegen die Perfon des Verurtheilten ftatt. 

Art. 6. Einſprüche des DVerurtheilten wider die Vollftredung des für 
erecutorifch erklärten Urtheils gehören nur dann vor das Gericht erfter Ins 
ftanz des Bezirks, in welchem fie gefchieht, wenn fie auf einen der nachfol- 
genden Gründe geftügt werden: 1) daß das Urtheil zur Categorie ver im 
Art. 1. alinea 2. erwähnten Ausnahmen gehöre; 2) daß die Vollftrefungs- 
fähigfeit des Urtheils durch eingelegte Rechtsmittel oder fonft ſuspendirt, 
oder im gefeglihen Wege aufgehoben oder erlofhen ſei; 3) daß gegen bie 
am Vollſtreckungsorte geltenden Förmlichkeiten der Erecution gefehlt, oder 
eine unftatthafte Art der Erecution ftattgefunden,; 4) daß nad Erlaffung 
des für erecutorifch erflärten Urtheild die Schuld vurd Zahlung, Compen- 
fation, Erlaß, Vergleich oder fonft erlofchen fei, infoweit dieſe Cinrede 
nicht im Wege der Rechtsmittel wider das Urtheil felbft geltend gemacht 
werben fann. 

Art. 7. Einfprüche, welche von dritten Perfonen gegen die Vollftred- 
barfeit des Urtheils erhoben werden, insbefondere diejenigen, durch welche 
das Eigentbum der gegen den Schuldner gepfändeten Gegenftände in An- 
ſpruch genommen wird, gehören vor das Gericht, in deſſen Bezirke vie 
Ererution gefchiebt. 

Art. 8. Alle gegen das für vollftrekbar erklärte Urtheil felbft, nad 
den Gefegen, unter deren Herrfchaft e8 erlaffen worben, zuläffigen Rechts— 
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mittel, müffen bei den competenten Gerichten desjenigen Landes angebracht 
werben, in welchem es ergangen ift, felbft wenn fie auf ven Einwand ver 
Ineompetenz des erfennenden Gerichts geftügt werden. 

Art. 9. Das Gefes vom 10. December 1807 über die Körperhaft 
gegen Fremde findet in der Föniglich preußifchen Rheinprovinz gegen Ange— 
hörige der großberzoglichen Provinz Rheinheſſen, und in viefer gegen An— 
gehörige der preußifchen Rheinprovinz feine Anwendung. 

Art. 10. Die Dauer der gegenwärtigen Webereinfunft wird unter 
nee des fortvauernden Beftandes der gegenwärtigen Civilgefeg- 
rg und Civilgerichtsverfaffung in dem Bezirke des Appellationsgerichte- 

ofes zu Eöln und der Provinz Rheinheffen auf zwölf Jahre, vom 1. Juli 
1841 angerechnet, feſtgeſetzt. 

Erfolgt ſechs Monate vor dem Ablaufe feine Auffündigung von einer 
oder der anderen Seite, fo gilt fie, ihrem ganzen Inhalte nad, auf einen 
ferneren Zeitraum von zwölf Jahren. 

Hierüber ift Föniglich preußifcherfeits vorſtehende Minifterial-Erflärung 
ausgefertigt und mit dem Föniglichen nfiegel verfeben worden. 

Berlin, ven 4. Juni 1841. 


11. Vertrag über die Schiffabrtäverbältniffe auf der Lahn. 16. October 1844, 
ratificirt 19. Auguft 1845. 


12. Minifterial-Frflärung vom 20. April 1847/18, Mai 1817, betreffend die Gr: 
neuerung der unterm 17. Januar 1817 abgefchloffenen Durchmarfch- und 
Etappen: Convention. 


Nachdem die zwifchen der königlich preußifchen und ver großberzoglid 
heſſiſchen Regierung am 17. Januar 1817 zu Frankfurt a. M. abgefchloifene 
und refp. am 7. Detober 1828 und 20. November 1838 durch wechſel— 
feitige Minifterial> Erflärungen erneuerte Durchmarſch- und Etappen-Con— 
vention mit dem 4. October 1846 abgelaufen und feitdem nur ftills 
fchweigend in Wirffamfeit geblieben ift, das Bedürfniß eines, die diesfälligen 
gegeneitigen Verhältniffe regelnden Webereinfommend aber fortvauert, To 
haben vie beiderfeitigen Minifterien, fraft des ihnen ertbeilten Auftrages 
verabredet, daß befagte Lebereinfunft bis zum 4. Detober 1852 ferner 
befteben und unter nachfolgenden Modiftcationen von Neuem abgeſchloſſen 
fein foll: 

1) zu $.9. der MinifterialsErflärung vom 7. Detober 1828, 
„Die Remonte-Commando's baben nicht nad zwei Marfchtagen zu 2 bie 
an Meile, ſondern erft nad vreien ſolcher Tagemärfche einen Ruhetag 
zu halten.“ 

2) zu $. 13. der ebengedadhten Erflärung. „Pinfichtlic der 
Militair-Beamten gilt, nadı Maafgabe ihres Ranges, das im $. 13. verab- 
redete Verfahren wegen der Verpflegung dergeftalt, daß: a) für die Regi— 
ments⸗Aerzte mit Hauptmanns-Rang, für die Militair-Prediger und Audi: 
teure Sechszehn gute Groſchen Gold, b) für die Bataillond= Aerzte mit 
Lieutenantd-Rang Zwölf gute Grofchen Gold, und c) für die Compagnie- 
Chirurgen, Kurfchmiede, Büchſenmacher und Küfter Vier gute Groſchen Gold 
in cben der Art zu zablen find, wie dies für die Offiziere und Truppen 
feftgeftellt worden iſt.“ 

3) „Die in der Minifterial-Erflärung vom 20. November 1838 zu 1. 
bis 4. enthaltenen Verabredungen behalten aud für vie jegt vereinbarte 
anderweite Dauer der Uebereinfunft Kraft und Gültigfeit.“ 
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Hierüber ift königlich preußifcherfeitS gegenwärtige Minifterial-Erflä- 
rung auögefertigt und ſolche mit dem Föniglichen Infiegel verjehen worden. 
Berlin, ven 20. April 1847. 


13. Uebereinfommen wegen ber Außercursfegung von Wapiergeld. 6. Sept. 1850. 
(S. Baben.) 


15. Heffen-Gomburg. 
(S. aud Zollverein.) 


Uebereinfunft zur Verhütung der Forſtfrevel. 15. Auguft 1826. 


Art.1. Es verpflichtet ſich ſowohl die königl. preußifche als die landgräfl. 
heſſen-homburgiſche Regierung, die Forftfrevel, welche ihre Unterthanen in 
den Waldungen des andern Gebiets verübt haben möchten, fobald fie davon 
Kenntniß erhält, nach denſelben Gefegen zu unterfuhen und zu beftrafen, 
nad welchen fie unterfucht und beitraft werden würden, wenn fie in inlän— 
diſchen Forften begangen worden wären. 

Art. 2. Bon den beiderfeitigen Behörden foll zur Entdeckung ver 
Srevler alle mögliche Hülfe geleiftet werden, und namentlich wird geftattet, 
daß die Spur der Frevler durch die Förfter oder Waldwärter bis auf eine 
Stunde Entfernung von der Grenze verfolgt, und Hausſuchungen, ohne 
vorherige Anfrage bei ven landräthlichen Behörden und Aemtern, auf der 
Stelle, jedoh nur in Gegenwart und nad der Anordnung des zu dieſem 
Behufe mündlich zu requirirenden Bürgermeifterd oder Ortsfchultheißen, 
vorgenommen werden. 

Art. 3. Bei diefen Hausfuhungen muß der Ortsvorftand fogleich ein 
Protocoll aufnehmen, und ein Eremplar dem requirirenden Angeber ein: 
bändigen, ein zweites Eremplar aber feiner vorgefegten Behörde (Landrath 
oder Beamten) überfenden, bei Vermeidung einer Polizeiftrafe von einem 
bis fünf Thaler für denjenigen Irtsvorftand, welcher der Requifition nicht 
Genüge leiftet. Auch kann der Angeber verlangen, daß der Körfter over in 
deffen Abmwefenheit der Waldwärter des Orts, worin die Hausſuchungen 
vorgenommen werben follen, dabei zugezogen werde. 

Art. 4. Die Einziehung des Betrages der Strafe und der etwa ftatt: 
gehabten Gerichtskoſten foll demjenigen Staate verbleiben, in weldem ver 
verurtheilte Srevler wohnt, und in weldem das Erfenntniß ftattgefunden 
bat, und nur der Betrag des Schaten-Erfaßed und der Pfant-Gebühren 
an die betreffende Caſſe desjenigen Staates abgeführt werden, in weldem 
der Frevel verübt worden ift. 

Art. 5. Den unterfucenden und beftrafenden Behörden in den könig— 
lich preußiſchen und in den landgräflich beffen-bomburgiihen Staaten, wird 
zur Pflicht gemacht, vie Unterfuchung und Beftrafung der Forftfrevler in 
jedem einzelnen Kalle fo fchleunig vorzunehmen, als es nad der Verfaſſung 
des Landes nur irgend möglich fein wird. 

Art. 6. Für die Conftatirung eines Korftfreveld, welder von einem 
Angehörigen des einen Staates in dem Gebiete des andern verübt worden, 
fol ven officiellen Angaben und Abſchätzungen, welde von den competenten 
und gerichtlich verpflichteten Forſt- und Polizeibeamten des Orts des be— 
gangenen Frevels aufgenommen worden, jener Glaube von der. zur Ab: 
urtelung geeigneten Gerichtöftelle beigemeffen werden, welden vie Geſetze 
den offieiellen Angaben der inländifchen Beamten beilegen. 

Art. 7. Es wird in der Regel nicht erforderlich fein, die denuncirenden 
Horftbedienten in ven ausländifchen Gerichten zur Beftätigung ihrer Anzeigen 
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erfcheinen zu laffen, ſondern das requirirende Gericht wird in den mehrften 
Fällen blos die Rüge, nebft Beichreibung des Pfandes und den übrigen 
BDeweismitteln, dem requirirenden Gerichte mitzutbeilen baben. 

Art. 8. Gegenwärtige, im Namen Seiner Majeftät des Königs von 
Preußen und Seiner Hochfürftlihen Durclaucht des fouverainen Landgrafen 
von Heffen-Homburg zweimal gleichlautend ausgefertigte Erflärung fol, nad 
erfolgter gegenfeitiger Auswechſelung, Kraft und Wirkfamfeit in den beider: 
feitigen Landen haben, und öffentlich befannt gemacht werben, 

Berlin, den 15. Auguft 1826. 


16. Hohenzollern. 


1. Vertrag wegen Abtretung der Fürftentbümer Hohenzollern-Hechingen und Hohen— 
zollern= Sigmaringen. 7. December 1849, ratif. 20. Febr. 1850. 


Nachdem aus PVeranlaffung der im ſüdweſtlichen Deutfchland feit dem 
Frübjabre 1848 eingetretenen politifhen Creigniffe und mit Rüdfiht auf 
die zwifchen dem Föniglich preußifchen Haufe und dem fürftlid hohenzollern— 
fhen Haufe beftehbenden ftammverwandtfchaftlichen Verbältniffe und Erb: 
Einigungs-PVerträge, modurd dem genannten füniglichen Haufe für den Fall 
des Erlöfdens fünmtlicher Linien der Fürften und Grafen von Hohenzollern 
im Mannsſtamme die Erbfolge in die hohenzollernſchen Fürftenthümer, Graf: 
und Herrfchaften zugefichert worden ift, Seine Durdlaudt der Fürft von 
Hohenzollern-Hedingen und Seine Durdlaudt der Fürft von Hohenzollern⸗ 
Sigmaringen beide und beziebungsweife jeder für Sich ver Regierung über 
die gedachten Fürftenthümer mit Ihren Souverainetätd-, Negierungss und 
eventuellen Erbfolgerechten über viefelben zu Gunften der Krone Preußen 
zu entfagen einmütbig beichloffen und demgemäß entiprechende Anträge zu 
wiederholten Malen an Seine Majeftät den König von Preußen gerichtet; 
und nachdem Allerhöchftviefelben ſowohl in Betrachtung der oben erwähnten 
Stammverwandtichaft und Erb-Einigung als zur Siderftellung der damit 
zufammenhängenden gegenjeitigen Rechte, und Intereſſen auf dieſe Anträge 
eingeben zu wollen erklärt haben; — Io find, um einen Bertrag bierüber 
abzujchließen, Bevollmädhtigte ernannt worden, welche auf den Grund ihrer 
gegenfeitig als gültig anerkannten Vollmachten nachſtehende Artifel, unter 

orbehalt der Ratification, mit einander verabrevet und feftgefegt haben. 

Art. I. Seine Durchlaucht der regierende Fürft von Hohenzollern— 
Hechingen treten alle Souverainetätd- und Regierungsrechte über Höchſt Ihr 
gefammtes Fürſtenthum Hedingen in feinem gegenwärtigen Umfunge, alfo 
einfchlieglich der Souverainetätd- und Regierungsrechte über das, durch den 
Reichs-Deputations-Hauptſchluß von 1803 und fpäterhin dazu erworbene 
Gebiet für Sich, Ihre Erben und Nachfolger an Seine Majeftät den König 
von Preußen ab. 

Art. 2, Eben fo werden von Seiner Durchlaucht dem regierenden 
Fürften von Hohenzollern-Eigmaringen alle Souverainetäts- und Negierungs- 
rechte über Höchft Ihr aefammtes Fürftenthum Sigmaringen in deſſen gegen 
wärtigem Umfange, alfo einfchlieglich der Souverainetätd- und Regierungs— 
rechte über die durch den Reichs-Deputations-Hauptſchluß von 1803 und 
fpäter hinzu erworbenen Gebiete und Lanvestheile für Sih, Ihre Erben 
und Nachfolger an Seine Majeftät den König von Preußen abgetreten. 

Art. 3. Seine Majeftät der König von Preußen nehmen die, in den 
Art. 1. und 2. nemachten Abtretungen an und erwerben auf den Grund 
derfelben den Befig der Fürftenthümer Hohenzollern⸗KHechingen und Hohen— 
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zollern- Sigmaringen mit allen daran gefnüpften Souverainetäts- und Res 
gierungsrechten. 

Art. 4. Namentlih geben mit den genannten Fürftentbümern alle 
aus dem Spuverainetätd- und Regierungsrechte über diefelben entfpringenden 
befonderen Rechte und Einfünfte, als Zölle, direete und indireete Steuern, 
Einregiftrirungs-, Sportel- und Stempel-Gebühren, welche von den dortigen 
Bezirfö-, Kammer- und Landescaffen bis zum Tage der Uebergabe ver 
Fürftenthümer an die königlich preußische Regierung erhoben worden oder 
zu erheben gewefen find, Staatd-Archivalien und Arten und Staatsgebäude, 
fowie die unentgeltliche Benugung ver für die Landesverwaltung beftimmten 
Gebäude und Localitäten aller Art auf die Krone Preußen über. 

Art. 5. Die Krone Preußen übernimmt mit dem Tage der Lebergabe 
beider genannten Fürftenthümer an Allerhöchftviefelbe alle verfaffungsmäßig 
daran gefnüpften Staatslaften und Landesſchulden und insbefondere die Ber: 
bindlichkeit, die von Ihren Durchlauchten den regierenden Fürften von Hohen— 
zollern-Hechingen und Hohenzollern Sigmaringen gegen Ihre refpective decret⸗ 
mäßig angeftellte Hof-, Civil- und Militair-Dienerfchaft eingegangenen Ber: 
pflihtungen nad den Etats zu erfüllen, ingleihen aud die, von Ihren 
Durchlauchten oder deren hoben Regierungs= Vorgängern bewilligten Pen— 
fionen und jährlichen Gratiale auf den Grund der Penfiong- Etatö fortzu— 
zahlen. Dagegen verbleiben alle in dieſe Etats nicht aufgenommenen Be: 
foldungen, Penfionen, Gratiale und Competenzen fürftlich hohenzollernſcher 
en Diener, Penfionäre ꝛc. zur Laſt der refpectiven Durdlauchtigen 

ürften. 

Art. 6. Seine Majeftät der König von Preußen werden Seiner 
Durchlaucht dem regierenden Fürlten von Hollenzollern= Hechingen als Ent: 
fhädigung für die durch die obigen Art. 1. und 4. erfolgte Abtretung vom 
Tage der Uebergabe des Fürftentbums Hohenzollern-Hechingen an die Krone 
Preußen bis zum Ableben Seiner Durchlaucht eine firirte Jahresrente von 
Zehntauſend Thalern in preufiihem Courant gewähren, welde 
auf die allgemeine preußische Staatscaffe übernommen werden foll. 

Wenn Seine Durchlaucht der regierende Fürft von Hohenzollern-Hechin—⸗ 
gen nah Eingehung einer ftandesmäßigen Ehe mit fucceffionsfähiger Des- 
cendenz aus derfelben gefegnet werden follte, wird die Hälfte der obener: 
wähnten jährliben Entfhäpdigungsrente mit Fünftaufend Thalern in 
preußifhem Courant nah dem Ableben Seiner Durdlauct auf vielen 
fürftlihen Erben übergeben und ebenfalld auf die allgemeine preußifche 
Staatscaffe übernommen werden. 

Art. 7. Desgleichen werden Seine Majeftät der König von Preußen 
Seiner Durchlaucht dem Fürften von Hohenzollern - Sigmaringen ald Ent— 
ſchädigung für die durd die obigen Art. 2. und 4. erfolgte Abtretung eine 
firirte Jabresrente von Fünf und Zwanzig Taufend Thalern in 
preußifhem Courant vom Tage der Uebergabe des Fürftentbums Ho— 
benzollern- Sigmaringen an die Krone Preußen ab gewähren, welche auf 
die allgemeine preußifche Staatscaffe übernommen werden foll. 

Diefe Jahresrente vererbt fih bei dem Ableben des hoben Inhabers 
im bausverfaffungsmäßigen Erbgange auf den jedesmaligen Chef des fürft- 
lih hohenzollernsfigmaringenfchen Hauſes. 

Art. 8 Sämmtliche in den Fürftenthümern Hobenzollern « Hechingen 
und Hobenzollern-Sigmaringen belegenen fürjtlich bobenzollernfchen Güter und 
Liegenſchaften, nebit ven dazu gehörigen Forften, Bergmwerfen, Fabrifen, nuß- 
baren Gebäuden — mit Ausnahme der im Art. 4. für die Yandesverwal- 
tung vorbehaltenen —, Zebnten, Renten und Gefällen, wie folche gegen: 
wärtig von den fürftlich hohenzollernſchen Häufern befeffen und von Deren 
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Hoffammern verwaltet werden, werden ala wahres fürftlich bobenzollernfches 
Stamm- und Fidei-Commiß-Vermögen föniglich preußifcherfeits anerfannt 
und verbleiben mit den daraus fließenden Einfünften, den darın befindlichen 
Inventarien und fonftigen Pertinenzien, jo wie mit den darauf rubenden 
Laſten, namentlih den Apanagen, im Befige der Durchlauchtigen regie— 
renden Fürften. 

Desgleihen behalten Ihre Durchlauchten das Ihnen in den Fürften- 
tbümern zuftehende Allovials Vermögen und fonftige Privat-Eigenthbum in 
fernerem Beſitze. 

Art. 9. Bis zum Tage der Uebergabe ver Fürftentbümer an die 
Krone Preußen bebalten die Durclauchtigen regierenden Fürften die Ihnen 
darin zuftehenden Souverainetäts-Einnabmen, wogegen Diefelben bis dahin 
aud alle darauf rubenden Staatslaften und Ausgaben zu tragen haben. 

Wegen der bei jener llebergabe in den Fürftenthümern jich vorfinden— 
den derartigen Einnahme- und Ausgabe-Rüdftände wird befondere Verein- 
barung getroffen werben. 

Art. 10. So wie dag, für die beiden Fürftentbümer beftehbende und 
deren Gontingente zum deutſchen Bundesheere bildende Militair mit feiner 
Ausrüftung an Montur und Armatur bei der Uebergabe der Fürftenthümer 
an Seine Majeftät den König von Preußen von Allerhöchſt Demfelben mits 
übernommen werden wird: jo werden Seine Majeftät folches, ohne daß es 
fünftig noch befondere Contingente für gedachte Fürſtenthümer bilden fol, 
mit dem preußischen Contingente zum Bundesheere vereinigen und durch 
diefe Verftärfung des Föniglich preußifchen Contingented der, den Fürften- 
tbümern Sa a Bundespflict zur Stellung verhältnigmäßiger Contin- 
gente binfort Genüge leiften. 

Ebenfo übernehmen Seine Majeftät der König vom Tage der Leber: 
gabe der beiden Fürftentbümer an, wie ſchon aus dem Art. 5. hervorgeht, 
alle denſelben obliegenden Berpflichtungen zur Aufbringung matriculars 
mäßiger Geldbeiträge für allgemeine Bundeszwecke. 

Art. 11. Die Uebergabe ver Fürftentbümer Hohenzollern » Hechingen 
und Hohenzollern» Sigmaringen von Ihren Durdlaudten den regierenden 
Fürften an Seine Majeftät den König von Preußen wird wo möglich gleich 
nach erfolgter Auswechſelung der Natificationen des gegenwärtigen Vertrages 
und zwar, fofern bis dabin diefe Auswechjelung zu bewirfen ift, am 15. 
Januar 1850 ftattfinden. 

Art. 12. Die beiden hohenzollernſchen Fürſtenhäuſer behalten, ver 
Abtretung Ihrer Fürftenthümer ungeachtet, innerhalb des preußischen Staates 
Ihren bisherigen Rang und die damit verbundenen Vorzüge, auch foll 
Ihnen und insbefondere Ihren jevesmaligen hoben Chefs, im Falle Ihrer 
etwanigen Niederlaffung im preußifchen Staate, eine Ihren verwandticaft- 
lihen und forftigen BVerbältniffen zum königlich preußifchen Haufe ent- 
Iprechende bevorzugte Stellung vor allen anderen nicht zum föniglichen Haufe 
gehörigen Untertbanen Seiner föniglihen Majeftät gewährt werden. 

Das Nähere hierüber bleibt einer befonvern Feſtſtellung vorbehalten, 
welche fich in dem vorausgefesten Falle einer Niederlaffung der Durchlauch— 
tigen Fürften im preußifchen Staatsgebiete aud auf die hinfichtlih des 
Gerichtöftandes, der Vormundſchaft ıc. Ihnen etwa einzuräumenvden Ehren: 
vorzüge zu erftreden haben wird. 

Art. 13. Die beftebende fürftlih bobenzollernfche Haus = Berfaffung 
bleibt im Allgemeinen, wie im Befonderen, namentlich auch foweit fie Be— 
fimmungen wegen der Mißheirathen und wegen der Nothwenbigfeit des 
agnatifhen Eonfenfes zur Contrabirung von Schulden auf das fürftliche 
Haus-Fideicommiß-Vermögen in fich begreift, mit der Maßgabe aufrecht 
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erhalten, daß die, den letztgedachten Gegenftand betreffenden Beftimmungen 
auch auf die in ven obigen Art. 6. und 7. erwähnten Jahresrenten, fowie 
auf jedes Aequivalent, welches demnächſt etwa an die Stelle des jebigen 
fürftlich bobenzollernfhen Haus-Fideicommiß-Vermögens treten fünnte, im 
Ganzen wie im Einzelnen Anwendung finden follen. 

Art. 14. Erliſcht der fürftlich bobenzollernfhe Mannsftamm vor dem 
Mannsftamme des füniglih preußifhen Haufe, fo wird im Sinne ber 
Erbeinigungs-Berträge von den Jahren 1695 und 1707 das Föniglic 
preußifcherfeit8 für die jegige Landesabtretung gewährte Entſchädigungs— 
Object, in deſſen Befite fih die zulegt auggeftorbene Linie des gedachten 
fürftlichen Haufes refp. deren legter hoher Chef befunden hat, an dfe fönig- 
lich preußifche Regierung zurüdfallen. 

Art. 15. Den Anfprüchen, welde das fürftlihe Haus Hohenzollern 
in Folge der Erbeinigungs-Berträge von den Jahren 1695 und 1707 im 
Falle des Erlöfchend des Mannsſtammes des königl. preußifchen Haufes er- 
heben fünnte, wird durd den gegenwärtigen Bertrag in feiner Weife präjubicirt. 

Art. 16. Bon dem Inhalte des gegenwärtigen Vertrages foll nad 
erfolgter beiberfeitiger Ratification die für den Deutichen Bund beftehende 
Eentralbehörve unter integraler Mittheilung deſſelben durch eine, von Seiten 
der beiden Durdlaudtigen Fürften von Hobenzollern= Hechingen und von 
Hohenzollern-Sigmaringen abzugebende Erklärung, mit — auf den 
Art. VI. der Wiener Schlußacte vom 15. Mai 1820, in Kenntniß geſetzt 
und dieſe Erflärung von Seiten der Föniglich preußischen Regierung be- 
ftätigt werben. 

Art. 17. Gegenwärtiger Vertrag wird, nachdem verfelbe die Zuftim- 
mung ber beiden preußifchen Stände Kammern verfaffungsmäßig erhalten 
bat, von Seiner Majeftät tem Könige von Preußen und von Ihren Durd- 
lauchten den regierenden Fürften von Hohenzollern-Hechingen und von Ho— 
benzollernsSigmaringen ratifieirt und die preußifcherfeitd zu dieſem Ende 
auszufertigende Ratifications-Urfunde auch von Seiner Königlichen Hoheit 
dem Prinzen von Preußen mitunterzeichnet; den beiden fürftlich bobenzollern- 
fcherfeit8 auszufertigenden Ratifications-Urkunden aber werden in äbn- 
licher over fonftiger angemefjener Form die Erflärungen des Beitritts aller 
majorennen Agnaten Ihrer obengedachten fürftlichen Durchlauchten beige: 
fügt; auch dergleichen Beitrittd- Erklärungen von Jedem der übrigen Nach— 
eborenen des fürftlich bobenzollernfchen Haufes allemal Er nad) erlangter 

ajorennität augsgeftellt und durd den jevesmaligen Chef der betreffenden 
fürftlihen Linie Seiner Majeftät dem Könige von Preußen eingereicht werben. 

Die Auswecfelung der Ratificationen foll innerhalb der nächften vier 
Wochen nad dem Abjchluffe des — Staatsvertrages erfolgen. 

Zu Urkund deſſen haben die beiderſeitigen Bevollmächtigten den gegen— 
wärtigen Staatsvertrag unterzeichnet und unterſiegelt. 

So geſchehen Berlin, den 7. December 1849. 


17. Holflein. 
(8. Dänemarl.) 


m 


18, £fippe. 
(S. aud Zollverein.) 


1. Durchmarfch: und Etappen-Eonvention. 18. Juni / 25. Yug., ratif. 8. Oct. 1818. 


In Gemäßbeit des Wunſches Seiner Majeftät des Königs von Preußen 
und Ihrer Durchlaucht der Fürftin-Regentin zur Lippe: diejenigen Beftim- 
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mungen, welche vie füniglich preußifcherfeits, in Nüdficht auf das in Frank— 
reich aufgeftellte Obſervations-Corps und die Unterhaltung der Verbindung 
mit den verſchiedenen Provinzen, in Antrag gebrachte und fürſtlich lippeſcher— 
ſeits zugeftantene Einrichtung einer Hülfsmilitairftraße durch das Fürften- 
thum Lippe erbeifcht, vermittelt gemeinfchaftlicher Verabredungen feftfegen 
zu laffen, ift unter Vorbehalt beiderfeitiger Allerhöchſten Ratificationen von 
ven zu diefem Geſchäft fperiell committirten und bevollmächtigten Unterzeich— 
neten Nachſtehendes auf das Verbindlichite verabredet und abgeichloffen worden. 


I. Feftfeßung der Etappenlinie durch das Fürſtenthum Lippe. 


$. 1. Es follen nur diejenigen königlich preußifchen Truppen, welde 
von der Armee in Franfreidh nad Cöln, und von da auf Hameln, over 
von Magdeburg auf Paderborn, oder unmittelbar von Paderborn auf Hameln 
marfchiren, das Fürſtenthum Yippe paffiren. 

$. 2. Für Fleinere Truppenabtbeilungen, welche nicht mehr wie Ein 
Bataillon betragen, findet nur Eine Etappe im Fürftenthum Lippe ftatt, und 
ift für diefelben Lemgo ald Etappenort beftimmt. Blos binfichts der in 
fleinern Detachements unter der Stärfe eines Regiments in furzen Win- 
tertagen marfcdirenden Gavallerie wird feitgefest, daß fie die im 8. 3. 
beftimmte Straße über Horn und Barntrup benugen fann, weil ver fünf 
Meilen ftarfe Mari von Paderborn auf Lemgo um jene Jahreszeit, 
befonders für die Pferde, zu weit und befchwerlich ift. 

Zu dem Rayon von Lemgo gehören die Bauerfchaften Brade, Ben— 
trup, Rütte, Hafebed, Voßheide, Hillentrup, Wambed, und 
Wambeder-Heide, fo wie bei guten Wegen für Infanterie, Kirchdonop 
und Hagendonop. 

$. 3. Wenn ganze Negimenter, Brigaden oder größere Corps mar- 
fchiren, jo werden zwei Etappen im Fürftenthbum vorbehalten und ald Haupt» 
orte für die beiden in diefem Falle zu errichtenden Einquartierungs-Rayong, 
Horn und Barntrup beftimmte Die zu jedem Nayon gehörenden Ort- 
fchaften find folgende: 

A. Horn. Stadt und Amt Horn, Bogtei Schlangen, Voglei 
Detmold, Bogtei Falkenberg, Vogtei Heiden und Stadt Detmold, 
fo wie bei dem Marſch ftarfer Truppenabtheilungen, Bogtei und Fleden Lage. 

B. Barntrup. Alverdiſſen, Stadt und Amt — Amt 
Sternberg, Stadt und Amt Blomberg, Vogtei Donop, Amt Bracke 
und Stadt Yemgo. 

$. 4. Wenn Wege und Witterung es erlauben, fo follen die Truppen 
auch von Horn über Lügde nah Hameln marfhiren. Es wird jedoch 
deshalb jedesmal eine Bereinigung zwifchen der fürftlich lippeſchen Landes— 
behörde und dem, ver auf dem Marfche befindlichen Eolonne vorangehenden, 
preußifchen Officier ftattfinven. 

In dieſem Falle wird Lügde der Hauptort der zweiten Etappe fein 
und erhält zum Bezirf: Amt Schieder, Stadt und Amt Blomberg, 
Steinheim und Amt Schwalenberg. 

$. 5. Die durchmarſchirenden Truppen find gehalten, nad jedem ver 
vorgenannten, den Etappen beigegebenen Drte zu geben, welder ihnen von 
der Etappenbehörbe angemwiefen wird; es fei denn, daß diefelben Artillerie-, 
Munitiond= oder andere bedeutende Transporte bei fich führen. Diefen Trang- 
porten felbft, nebft den zur Bewachung erforderlihen Mannfchaften, müffen 
Kos n Ortichaften angewiefen werden, welche hart an der Militair- 

raße liegen. 

Andere Ortfchaften, ald die oben erwähnten, dürfen den Truppen nicht 
angewiefen werben, ven Fall ausgenommen, wenn bedeutende Armeecorps 
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in ftarfen Echelons marfchiren. In ſolchen Fällen werden ſich die, mit der 
Dislocation beauftragten Dfficiere, mit den Etappenbehörden über einen 
weiter auszudehnenden Bezirk vereinigen. 

$.6. Inder Regel haben die Truppenabtheilungen feinen Rubetag im Fürs 
ftentbum, und wird derfelbe nur für ven Fall unabwendbarer Nothwendigkeit in 
Anfprud genommen, muß alsdann auch in der Marfchroute ausdrücklich vor— 
gefchrieben fein. 

11. Snftradirung der Truppen und Einrichtung der Marfchrouten. 


II. inquartierung und Verpflegung der Truppen und die dafür zu zahlende 
Vergütung betreffend. 


IV. Berabreihung des Vorſpanns und Stellung der Fußboten. 
V. Aufrechthaltung der Ordnung und Militairpolizei. 


$. 20. Die Dauer diefer Etappen-Eonvention wird von jest ab vor- 
läufig auf Vier Jahre feftgeftellt. Für den Fall eines in diefer Periode 
eintretenden Krieges follen, den Umftänden nad, die etwa nothwendigen 
abändernden Beftimmungen durch eine befondere Llebereinfunft regulirt werben. 

$. 21. Die föniglich preußifchen Truppen, welche auf der vereinbarten 
Militairftraße inftradirt werden, follen jedesmal von dem Inhalte diefer 
Convention, foweit es nöthig ift, vollſtändig unterrichtet werden; fo wie auch 
die erforderlichen Auszüge fowohl in den Etappen als in den, felbigen zur 
Aushülfe beigegebenen Ortſchaften, zur Nachricht befannt zu maden und 
zu affichiren And. 

Zu Urfund veffen ift diefe Uebereinfunft in duplo ausgefertigt und, 
unter Vorbehalt Höchſter Ratification, vollzogen und gegen einander aus- 
gewechfelt worden. 

So geichehen Berlin, ven 18. Juni 1818 und Detmold, ven 25. Aug. 1818. 


2. Grelärung wegen der Manfregeln zur Verhütung der Yorftfrevel in den 
Grenzwaldungen. 31. Juli 1822. 


1) Es verpflichtet fi) Sowohl die füniglich preußifche, als die fürftlich 
lippefche Regierung, die Forftfrevel, welche ihre Untertbanen in den Wal- 
dungen des andern Gebiets verübt haben möchten, fobald fie zur Kenntniß 
der Behörden gelangen, nad denfelben Gefegen unterſuchen und beftrafen 
gu laffen, nach welchen fie unterfucht und beftraft werden würden, wenn fie 
n inländifchen Forften begangen worden wären. 

2) Um von beiden Seiten zur Sicherheit des Forft-Eigentbums mög- 
lichft mitzuwirken, follen die wechjeljeitigen gerichtlich verpflichteten Forſt- und 
Polizeibeamten befugt fein, in ven Fällen der Waldfrevel Hausfuchungen 
im Gebiete des andern Staates, wenn ſich dort der angegebene Thäter 
aufhält, oder der gefrevelte Grgenftand befinden dürfte, zu veranlaffen. Die: 
felben haben fi) zu dieſem Ende an den Ortövorftand der betreffenden 
Gemeinde zu wenden und diefen zur Vornahme der PBifitation in ihrer 
Gegenwart aufzuforbern. 

3) Bei diefen Hausfuchungen muß der Ortsvorftand fogleich ein Proto- 
coll aufnehmen und ein Eremplar dem requirirenden Beamten einhändigen, 
ein zweites Eremplar aber feiner vorgefegten Behörde (Landrath oder Ber 
amten) überfenven, bei Vermeidung einer polizeilichen Gelpftrafe. 

4) Für die Conftatirung eines Forftfreveld, welder von einem Ange: 
börigen des einen Staats in dem Gebiete des andern begangen worben, 
fol den officiellen Angaben und Abſchätzungen, weldye von den fompetenten 
und gerichtlich verpflichteten Forſt- und Polizeibeamten des Orts des be- 
gangenen Frevels aufgenommen worden, jener Glaube von der zur Ab- 
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urtelung geeigneten Gerichtöftelle beigemefien werden, welchen vie Geſetze 
den offieiellen Angaben ver inlänvifchen Beamten beilegen *). 

7) Die fürftlih lippeſche Regierung verpflichtet ſich nicht nur, die in 
dem Fföniglich preußifchen Geſetze vom 7. Juni v. I. vorgefchriebene Beeidi— 

ung, in Rüdficht ver fürftlich lippeſchen Grenz-Forftbedienten, zu verordnen, 
en auch legtere von der Theilnabme an den Gelpftrafen und von dem 
Genuß der Anzeige-Gebühren auszuſchließen. 

8) Gegenwärtige, im Namen Seiner Majeftät des Könige von Preußen 
und Seiner Durdlaudt des Fürften von Lippe zweimal gleichlautend aus- 
gefertigte Erflärung foll, nad erfolgter gegenfeitiger Auswechſelung, Kraft 
und Wirkfamfeit in den beiden Landen haben und öffentlich befannt ge- 
macht werben. 

Berlin, ven 31. Juli 1822, 


3. MWeferfchiffabrtd: Ucte vom 10. September 1823, nebft den darauf bezüg: 
lichen Verträgen. 
(&. Bremen.) 


4. Grflärung wegen anderweiter Erneuerung der unterm 18 Juni /45, Auguft 1818 
abgefchlofjenen Durchmarfch: und Gtappen: Convention bid zum 1. Januar 
1833. 19. Juni 1827. 


5. Bagabunbden: Convention mit Lippe: Detmold. 22, Mai, ratif. 19. Juni 1839, 
(S. Unhalt-Bernburg 5.) 


6. Vertrag wegen Abtretung der mitlandeöäherrlichen Nechte über Lippftabt an 
die Krone Preußen. 17. Mai 1850, ratificirt 24. März /4, April 1851. 


Nachdem das Bedürfniß fühlbar geworden, die bisher zwiſchen der 
Krone Preußen und dem Fürftentbum Lippe beftandene Gemeinfchaftlichkeit 
der Landeshoheit über die Stadt Lippftadt aufzulöfen, und Seine Durch— 
laucht der Fürft zur Kippe Sich entichloffen haben, vie Höchſt Ihnen zu— 
ſtehenden mitlandesberrlichen Rechte über Yippftant an die Krone Preußen 
abzutreten, fo find, um einen Vertrag hierüber abzufchließen, Bevollmädhtigte 
ernannt worden, welche auf den Grund ihrer gegenfeitig als gültig an— 
erfannten Vollmachten nachftehende Artikel unter Vorbehalt der Ratification 
miteinander verabredet und feitgefegt haben: 

Art. 1. Seine Durdlaucdht der Fürft zur Lippe treten alle Landes— 
hoheits- und Regierungsrechte, welche Höchſt Ihnen als Mitlandesherr über 
die Sammtjtadt Yippftadt bisher zugeftanden haben, für Sid, Ihre Erben 
und Nachfolger bierdurd an Seine Majeftät den König von Preußen ab, 

Art. 2. Seine Majeftät der König von Preußen nehmen die im 
Art. 1. gemachte Abtretung an, erwerben auf Grund derjelben den ganzen 
Inbegriff der Kandeshoheit über Lippftadt mit allen daran gefnüpften Re- 
terungs- Rechten und werben dieſelbe fortan ausſchließlich in Allerhöchſt 
Shrem Namen ausüben und ausüben laffen. 

Art. 3. Als Entſchädigung für den nad Art. 1. von Seiner Durch— 
laucht dem Fürften zur Lippe mitabgetretenen Antheil an dem landeshobeit- 
lichen Befteuerungsrechte über Lippftadt wird aus der preußiichen Staats-Kaſſe 
eine nach zehnjährigem Durchichnitts-Ertrage des bisherigen Steuern-Antheils 
berechnete fefte Rente von jährlih „9120 Rthlrn.“ (Meun taufend Ein- 
hundert und zwanzig Thalern preuß. Courant) in vierteljährlihen Naten zu 
„2280 Rthlrn.” postnumerando an die fürftliche Regierung zu Detmold ge- 
zablt werben. 


*) Art. 5. und 6. — Art. 4, und 5. des Uebereinkommens mit Heffen-Homburg. 
27 
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Der königlich preußifchen Regierung bleibt jedoch das Recht vorbehalten, 

diefe Nente, nach einer mindeftens 6 Monate vorher erfolgenden Anfünvi- 
ung, durch Zablung eines Capitals, welches dem fünf und zwanzigfaden 

Bette der jährlichen Rente gleichfommt, vollftändig abzulöfen. Die Ent- 
ſchädigungs-Rente wird bis zum Tage der Capitalzahlung gewäbrt. 

Art. 4. Die Zahlung derjenigen 1000 Rtblr., welche, und zwar zur 
Hälfte in Conventionsgeld mit 2°/, Procent Aufgeld gegen preußiſches 
Eourant, zur Hälfte in Piftolen zu 5 Rthlr. Gold, von der fürftlich lippe— 
fchen Regierung zu Detmold aus dem fogenannten falfenbagener Vergleiche 
vom 18. und 23. September 1791, in vierteljährlichen Raten an ven Stuvien= 
Fonds zu Paderborn zu entrichten ift, wird an Stelle der fürftlihen Re— 

ierung von der Krone Preußen übernommen und aus der preußifchen 
taats⸗Kaſſe geleiftet werben. 

Dagegen verpflichten Sih Seine Durchlaucht der Fürft zur Kippe, um 
der Stadt Lippftadt einen dauernden Beweis Höchft Ihres Wohlwollens zu 

eben, eine Summe von jährlih 1075 Rthlrn. (Ein taufend und fünf und 

Kebenzig Thalern preuß. Courant) zur Hebung des Schulwefens der Stadt 
Lippftadnt an den Sculfonds verfelben von der fürftlichen Regierung zu 
Detmold in vierteljährlihen Raten postnumerando zahlen zu lafjen. 

Art. 5. Der fürſtlich lippefchen Regierung bleibt ver Fortbezug ver 
ihr aus Lippftabt zuftebenden Domanial-Intraden an Erbpacdhtszinfen, Grund» 
renten ꝛc. unverändert vorbehalten. 

Art. 6. Wegen des Damenftifts zu Lippſtadt behält es bei ven Be- 
ftimmungen des Statutes vom 16. Februar /g7. Mär: 1827 fein Bemwenven, 
insbefondere auch binfichtlih der Verleihung ver Stiftsftellen, fo wie in 
Betreff der gemeinfchaftlichen Feitung und Beauffichtigung der inneren Ver— 
waltung diejes Stiftes durch die Fünigliche Regierung zu Arnsberg und die 
fürftlihe Regierung zu Detmold. 

Sollte wider Erwarten künftighin eine Aufhebung des Stiftes erforder: 
lidy werden, fo wird die Hälfte des Vermögens deſſelben zur Dispofition 
Sr. Durchlaucht des Fürften zur Lippe geftellt werden. 

Art. 7. Gegenmwärtiger Bertrag wird, fobald derſelbe die Zuftimmung 
der preußifchen Kammern verfafjungsmäßig erhalten bat, von Sr. Viajeftät 
dem Könige von Preußen und von Sr. Durdlaucht dem Fürften zur Lippe 
ratifieirt und die Auswechfelung der Ratifications-Urkunden möglichft be- 
fchleunigt werben. 

Die erfte Leiſtung der in Art. 3. und 4. gegenfeitig übernommenen 
Zahlungen erfolgt für dasjenige Quartal, innerhalb deffen die Auswechfelung 
der Ratificationg-Urfunden bewirft wird. 

Zu Urkund deſſen haben die beiderfeitigen Bevollmächtigten den gegen— 
wärtigen Vertrag unterzeichnet und unterjiegelt. 

& gefhehen Berlin, ven 17. Mai 1850. 


7. Uebereintommen wegen ber Außercursfegung von Papiergeld. 6. Sept. 1850. 
(©. Baden.) 


19. Cübech. 
1. Elbſchiffahrts- Ucte vom 23. Juni 1821, nebſt den darauf bezüglichen Ver: 
trägen ber Uferftaaten. 
(S. Hannover.) 
2. Handels: und Schiffabrtd:VBertrag. 18. November 1828. 


Art. 1. Die preußifhen, mit Ballaft oder mit Ladung in den Häfen 
ver freien und Hanfeftädte Lübef, Bremen und Hamburg anfommenpen, 
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imgleichen die Lübecker, Bremer und Hamburger, mit Ballaft oder Ladung 
in den Häfen des preußifchen Staats ankommenden Schiffe follen, bei ihrem 
Einlaufen wie bei ihrer Abfahrt, binfichtlich ver jegt oder Al: beſtehenden 
Hafen⸗, Tonnen-, Leuchtthurm-⸗, Lootſen- und Bergegelder, wie auch bins 
ſichtlich aller andern, jetzt oder künftig der Staatskaſſe, den Städten oder 
Privatanſtalten zufließenden Abgaben und Laſten irgend einer Art oder Be— 
nennung, auf demſelben Fuße wie die National-Schiffe behandelt werden. 

Art. 2. Alle Waaren, Güter und Handels-Gegenſtände, ſie ſeien in— 
ländiſchen oder ausländiſchen Urſprungs, welche jetzt oder in Zukunft auf 
Nationalſchiffen in die königlich preußiſchen Häfen oder in diejenigen der 
freien und Hanſeſtädte Lübeck, Bremen und Hamburg ein- oder aus ſel— 
bigen ausgeführt werben dürfen, follen in ganz gleicher Weife auch auf den 
Schiffen des anderen Theils ein- und ausgeführt werben fünnen, ohne mit 
höheren oder anderen Abgaben irgend einer Art belaftet zu werben, als fie 
bei ihrer Ein» oder Ausfuhr auf Nationalfchiffen zu entrichten haben würden. 
Auch follen bei der Ein- oder Ausfuhr folcher Waaren, Güter- und Handels- 
Gegenftände auf Schiffen des andern Theile die nämlichen Prämien, Nüd- 
zölle, Vortbeile und irgend fonftige Begünftigungen gewährt werben, welche 
zu Gunften der Ein» und Ausfuhr auf Nationalſchiffen etwa befteben, over 
fünftig zugeitanden werden möchten. 

Art. 3. So wie nad vorftehendem Artifel in Nüdficht auf die Na— 
tionalität der beiderfeitigen Schiffe eine Gleichftellung in ven von deren La— 
dungen zu erhebenden Abgaben ftattfinden foll, eben jo foll auch jeder wegen 
des Eigenthums folder Ladungen in der Größe diefer Abgaben etwa be— 
ftebenve Unterſchied wegfallen. Bei der Ein- und Ausfuhr auf den Schiffen 
der paciscirenden Theile follen daher alle Güter, Waaren und Gegenftände 
des Handels, welche föniglich preußischen Unterthanen gehören, in ven Häfen 
von Füber, Bremen und Hamburg von Seiten eher freien und Hanſe— 
ſtädte feinen höheren oder anderen Ein und Ausgangs- oder fonftigen Ab- 
gaben, als das Eigenthbum ihrer eigenen Bürger und umgefehrt, alle Güter, 
Waaren- und Handeld-Gegenftände, welche Bürgern der freien und Hanſe— 
ftäpte Kübel, Bremen und Hamburg gehören, in den königlich preußifchen 
Häfen feinen höheren oder anderen Ein» und Ausgangs- oder fonftigen Ab- 
gaben, ald das Eigenthum königlich preußischer Unterthanen, Ki fein. 

Art. 4. Die Beftimmungen der vorftehenden Artikel find in ihrem 
ganzen Umfange nicht nur dann anwendbar, wenn die beiderjeitigen Schiffe 
direct aus ihren Nationalhäfen anfommen, oder nach felbigen zurüdfehren, 
fondern auch dann, wenn fie unmittelbar aus den Häfen eines britten 
Staated anfommen, oder dahin beftimmt fein follten. 

Art. 5. Die preußifchen fowohl als die lübeder, bremer und ham- 
burger Schiffe follen gegenfeitig der Befugniffe und Vorzüge, welche ihnen 
der gegenwärtige Vertrag zufichert, nur infofern genießen, als fie mit den 
nach den Vorfchriften desjenigen Theils, deſſen Flagge fie führen, ausge— 
fertigten Schiffspäffen und Mufterrollen verjehen find. 

Art. 6. Was in den obigen Artifeln 1. bis 4. in Betreff der, in die 
beiverfeitigen Häfen eingehenden oder aus felbigen auslaufenden Seeſchiffe 
des andern Theild und deren Ladungen feftgefegt ift, fol audy auf den gegen- 
feitigen Flußfchiffahrts-Verfehr völlige Anwendung finden. Bei den Fluß: 
fhiffen genügt zum Beweife ver Nationalität das in der Weferfchiffahrts- 
Acte vom 10. September 1823 und refp. in dem Schlußprotocolle der Elb- 
ſchiffahrts⸗Reviſions-Commiſſion d. d. Hamburg den 18. September 1824 
vereinbarte Manifeft. 

Art. 7. Würden die Eontrahenten es zwedmäßig erachten, zur Ber 
förderung ihres gegenfeitigen Handels-Intereffes apditionelle Stipulationen 
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einzugeben, fo follen alle Artifel, über welche man fich dergeftalt vereinigen 
wird, ala Theile viefes Vertrages angejeben werden. 

Art. 8. Wiewohl der gegenwärtige Vertrag als für die drei freien 
und Hanfeftädte Kübel, Bremen und Hamburg gemeinfchaftlicdh geltend an— 
gefehen werden foll, fo ift man dennoch übereingefommen, daß deshalb nicht 
eine folidarifche Verpflichtung unter ihren refp. Regierungen ftattfinden, und 
das etwanige Aufbören ver Beltimmungen dieſes Bertrages, für eine der— 
felben, feine Wirfung auf die vertragsmäßigen VBerhältniffe der anderen 
haben joll, für welche vielmehr in einem folchen Falle der Vertrag in voller 
Kraft bleiben wird. 

Art. 9. Die Dauer des gegenwärtigen Vertrages, welder vom Tage 
der Auswechfelung der Ratificationen ab in Kraft treten wird, ift vorläufig 
auf den Zeitraum bis zum 1. Januar 1840 feftgefest, und foll, wenn zwölf 
Monate vor dem Ablauf diefes Zeitraums von der einen oder der andern 
Seite eine Auffündigung nicht erfolgt fein wird, ftets ale nod ferner auf 
ein Jahr, und fo fort bis zum Ablaufe eines Jahres nach gefchehener Auf- 
fündigung verlängert, betrachtet werben. 

Art, 10. Der gegenwärtige Vertrag foll von den contrabirenden Theilen 
ratifieirt, und die Ratifications-Urkunden follen fpäteftens innerhalb fünf 
Wochen, oder wo möglich noch früher, in Berlin ausgewechfelt werden. 

Deſſen zu Urfund ift diefer Vertrag von den beiderfeitigen Bevoll- 
mächtigten unter Beidrüdung ihrer Siegel unterzeichnet worden. 

Sp gejchehen Berlin, den 4. October 1828. 


3. Verträge wegen der Berlin: Hamburger Eiſenbahn. 8. November 1841. 
(8. Hamburg.) 


4. Uebereinfommen wegen der Außercursfegung von Papiergeld. 6. Sept. 1850. 
(8. Baden.) 


20. Luxemburg. 
(S. auß Zollverein.) 


1. Bertrag wegen Auslieferung flüchtiger Verbrecher. 11. März 1844, ratifi- 
cirt 20. Juni 1844. 

Art. 1. Die königlich preußifche und vie königlich großberzoglich 
luremburgifche Regierung, abgefeben von ven Berbinplichfeiten, welde die 
Bundestags-Befchlüffe vom 5. Juli 1832 Art. 1. und vom 18. Auguft 
1836 Art. 2., die Gartelleonvention vom 10. Februar 1831 und das Zoll- 
cartell vom 11. Mai 1833 auferlegen, verpflichten fich außerdem durch gegen— 
wärtige Lebereinfunft, fich, mit Ausnahme ihrer Nationalen, die von Preußen 
nad Yuremburg und von Luremburg nad Preußen flüchtig gewordenen, 
durch die competenten Gerichtshöfe wegen der nachbenannten Verbrechen zur 
Unterfuhung gezogenen oder verurtheilten Individuen gegenfeitig auszu— 
liefern, nämlich wegen: 1) Meucelmord, Giftmifcherei, Vatermord, Kinder- 
mord, Todtſchlag, Nothzucht; 2) Branpftiftung; 3) Schriftverfälfchung, mit 
Inbegriff der Nachmachung von a ae Banfbillets und öffent: 
lichen Papieren; 4) Falſchmünzerei; 5) falſchen Zeugniffes; 6) Diebftabl, 
Prellerei, Erpreſſung, Unterfhlagung feitens öffentlicher Caſſenbeamten; 
7) betrüglichen Banferotte. 

Art. 2. Wenn das rerlamirte Individuum in dem Lande, wohin es 
fidy geflüchtet, bereits wegen eines dafelbft begangenen Verbrechens oder 
Vergehens verfolgt oder gefangen gebalten wird, fo fann deſſen Ausliefe- 
rung, bis zur vollendeten Abbüßung feiner Strafe, ausgeſetzt werden. 

Art, 3. Die Auslieferung wird, infofern nicht Gefahr im Berzuge 
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ift, auf diplomatifhem Wege, fonft aber durch unmittelbaren Schriften- 
wechfel zwifchen den beiderfeitigen betreffenden Gerichten nachgefucht, und 
nur gegen Vorzeigung eines condemnatorifchen oder die DVerfegung in den 
Anflageftand feftftellenden Urtheils, bewilligt, welches im Original oder in 
beglaubigter Abfchrift durch die competenten Gerichtehöfe, in ven durd bie 
Geſetzgebung der die Auslieferung begebrenden Regierung vorgejchriebenen 
Formen augzufertigen ift. 

Art. 4 Wegen der im Art. 1. bezeichneten Handlungen fann ber 
Fremde in beiden Ländern vorläufig gegen Borzeigung eines Berhaftöbe- 
fehls, welchen die competente Behörde des reclamirenden Staats in den 
dur deſſen Gefege vorgefchriebenen Formen erlaffen bat, verhaftet werben. 

Diefe Verhaftung wird nad) den durch die Gefeggebung der requirirten 
Regierung beftimmten Formen und Vorſchriften erfolgen. 

Der vorläufig verbaftete Fremde wird in Freiheit gejegt, wenn ihm 
nicht binnen vier Monaten, in den durch die Gefege der requirirenden Re— 
gierung vorgefchriebenen Formen, das die Verfegung in den Anflagezuftand 
feftftellende oder das condemnatorifche Urtheil befannt gemacht wird. 

Art. 5. Die Auslieferung fann nicht ftattfinden, wenn feit den ange- 
ſchuldigten Thatfachen, feit dem Prozeßverfahren oder der Verurtheilung, 
die Klage oder die Strafe nach den Gefegen des Landes, worin der Fremde 
fich befindet, verjährt ift. 

Art. 6. Die durd die Arretirung und Haft der auszuliefernden In— 
dividuen, fo wie durd den Transport derfelben bis zur Grenze, erwachfen- 
den Koften, werden gegenfeitig nad den in beiden Rändern beftehenven ges 
feslihen Verordnungen und Tarifen erftattet. 

Art. 7. Die Beftimmungen der gegenwärtigen Webereinfunft finden 
nur auf folde Individuen Anwendung, welche fich ein der im Art. 1. ver- 
zeidyneten Verbrechen haben zu Schulden fommen laffen. 

Art. 8 Die gegenwärtige Uebereinkunft wird erft zehn Tage nad 
ihrer, in Gemäßheit der durch die Geſetzgebung beider Länder vorgefchrie- 
benen Formen, erfolgten Publication zur Ausführung gebracht. 

Art. 9. Die gegenwärtige Webereinfunft bleibt, auch nach erfolgter 
Auffündigung derfelben von einer der beiden contrabirenden Regierungen, 
noch ſechs Monate lang in Kraft. 

Sie wird ratificirt, und die Ratificationen werden binnen drei Monaten, 
oder wo möglich früher, ausgewechſelt werden. 

Zu Urfund deffen haben die betreffenden Bevollmächtigten ſolche unter: 
fchrieben und verfelben ihre Wappen beigeprudt. 

Geſchehen im Haag, ten 11. März 1844. 


Declaration. 


Da die hoben contrahirenden Theile für angemeſſen erachtet haben, 
Specials Derlarationen in Betreff einiger Beftimmungen auszumecfeln, 
welche in die Uebereinkunft nicht aufgenommen worden find, die aber Die 
felbe Wirfung baben follen, als wenn fie einen integrirenden Beftandtbeil 
derfelben ausmacen, fo find die Bevollmächtigten über folgende Punfte 
übereingefommen: 

1) Was den Ausdruck „Notbzucht” betrifft — sub Nr. 1. des Art. 1. — 
fo foll jeder gewaltfame Angriff auf die Schambaftigfeit gegen Perfonen des 
einen oder des andern Gejchlechts als Verbrechen ver Notbzucht angefeben 
werden, und als foldes vorfommenden Falls die Auslieferung veranlaffen. 

2) Für den Fall, daß der reclamirte Verbrecher feines der beiden cun- 
trabirenden Staaten Unterthan ift, bleibt e8 einer jeden der beiden hoben 
Regierungen, fowohl ver preußifchen als der Iuremburgifchen, überlajfen, von 
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dem Staate, dem der Verbrecher angehört, bie Zuftimmung zu deffen Aus- 
lieferung an vie reclamirende Regierung nachzuſuchen; eine Berpflihtung 
jur Auslieferung wird alddann nur begründet, fobald dieſe Zuftimmung, 
n fomweit fie nachgefucht war, ertheilt worben ift. 

Um jeder Ungewißheit vorzubeugen, zu welder die Andeutung des im 
Art. 1. der Uebereinfunft gebrauchten Ausdrucks: „Nationalen“ Anlaf 
geben fünnte, wird erflärt, daß von ber Auslieferung jedes Individuum 
ausgenommen iſt, welches, bevor es ſich in den Staat, den es zulest ver— 
laffen, begeben hat, ein Unterthan desjenigen Staates gewefen ift, in wel- 
chen es auf feiner Flucht gefommen ift, und deſſen frühere Verhältniffe nicht 
nach den Gefesen diefes Staates aufgelöft worden find. 

3) Obgleih in dem Art. 1. unter a Verbrechen, melde vie 
Auslieferung nach fich ziehen follen, nit der Nahmadhung und Ver— 
fälfhung aller Arten von Papiergeld Erwähnung gefdieht, und eben 
fo wenig von der böswilligen Entfernung des auf, aus dem Cours zurüd- 
gezogenen, Papiergelde aufgebrüdten gefeglichen Ungültigfeitözeicheng, ſowie 
der in gewinnfüchtiger Abficht erfolgten wiſſentlichen Benugung nachgemach— 
ten oder verfälfchten Papiergelves, fo follen dennod vie Dieter Verbrechen 
fhuldigen Individuen gegenfeitig ausgeliefert werden, indem, da die Nach— 
machung des Papiergelvdes nach preußiiden Gefegen ſowohl, ald nad ven 
Beftimmungen Nr. 3. Art. 1. der Ei großberzoglichen Werortnung vom 
31. December 1841 Nr. 2. B., ein Verbrechen ver Falſchmünzerei ift, 
die bezeichneten Verbrechen refp. unter die Beftimmungen Nr. 3, und 4, des 
Art. 1. der gegenwärtigen Uebereinkunft begriffen werden. 

4) Wenn ein reclamirtes Individuum Verbindlichfeiten gegen Privat: 
Perfonen eingegangen ift, an deren Erfüllung es durd feine Auslieferung 
verhindert wird, fo foll daffelbe dennoch auggeliefert werden, und bleibt dem 
dadurch beeinträchtigten Theile überlaffen, feine Rechte vor der competenten 
Behörde geltend zu machen. 

5) Die im Art. 6. gebrauchten Ausdrücke „nad ven in beiden Ländern 
beftehbenden gefeglichen Verordnungen und Tarifen“ find fo zu verftehen, daß 
bei dem Erfag der Koften, welche die Auslieferung veranlaft hat, diejenigen 
Verordnungen und Tarife zum Grunde gelegt werben follen, welche in dem 
Lande beftehen, wohin der Verbrecher geflüchtet war. 

Dep zu Urkund haben die Bevollmächtigten Er. Viajeftät des Könige 
von Preußen und Sr. Majeftät des Königs der Niederlande, Großherzogs 
von Luremburg, gegenwärtige Declaration unterzeichnet und ihre Wappen 
beigedrudt. 

Geſchehen im Haag, den 11. März 1844. 


2. Vertrag wegen Verhütung und Beitrafung der Forſt-, Jagd: und Fiſcherei— 
frevel. 9. Februar 1849, ratificirt 12. März 1849. 


Art. 1. Beide Regierungen verpflichten fich, die Forft-, Jagd- und 
Fifchereifrevel, melde ihre Untertbanen auf dem Gebiete des anderen Theiles 
verübt haben möchten, nach denfelben Gefegen unterfuchen und beftrafen zu 
laffen, nad welchen fie unterfudyt und beftraft werden würden, wenn fie 
auf dem eigenen inländifchen Gebiete begangen worden wären. 

Art. 2. Gegen die Frevler foll von Amtsmwegen verfahren werben, 
fobald eniweder von dem benadhtheiligten Untertban refp. der familie deſſelben 
eine Klage, oder von den Behörden des Staates, in welchem das Vergehen 
verübt ift, eine Anzeige davon bei den Behörden des anderen Staates eingeht. 

Eine Verfolgung der Sache findet jedoch nicht weiter ftatt, wenn ber 
Einwohner des einen Staates wegen des begangenen Bergehens in dem 
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anderen Staate bereit8 verfolgt und verurtheilt oder freigefprochen worden 
ift, e8 fei denn, daß die Verurtheilung nur in contumaciam erfolgt ift, oder 
der Verurtbeilte fih der Strafvollftrefung durd die Flucht entzogen bat. 

Art. 3. Die Forftbebörden, Waldwärter und Forftbeamten, Feldhüter 
und By Diener der Obrigfeit in jedem der beiden Staaten, follen alle 
mögliche Hülfe leiften, damit dafelbft die Urheber und Mitfchulvigen der im 
Artikel 1. genannten Vergeben, weldye auf dem Gebiete des anderen Staates 
verübt fein möchten, entdeckt und eintretenden Falles verhaftet werben. 

Art 4 Die Wächter und Beamten, welche in jedem ver beiden 
Staaten mit der Ermittelung, Berfolgung und Feftftellung derartiger Ver: 
geben beauftragt fine, follen befugt fein, die Spuren derjelben, fowie die 
Urheber und Mitihulvigen felbft bis auf die Entfernung einer Meile Cacht 
Kilometer) in das Gebiet des anderen Staates zu verfolgen. 

Art. 5. Ereilen fie auf diefer Verfolgung die Frevler felbft, fo ift es 
ihnen geftattet, viejelben anzubalten. Sie müſſen jedoch die Angehaltenen 
alebald an die nächſte Ortsbehörde derjenigen Regierung überliefern, auf 
deren Gebiete die Anbaltung ftattgefunden bat. 

Wenn diefe Behörde erfennt, daß die Angehaltenen Inlänver find, fo 
bat fie ven verfolgenden Beamten die für deren Protocol erforderlichen Per: 
fonalnadhmeife über viefelben mitzutbeilen, und verfügt alsdann über deren 
Freilaffung oder fortgeießte Haft nach den Randesgefegen. 

Gehören die Angebaltenen unbeftrittenermaaßen nicht vem Sande an, 
in weldem die Verhaftung erfolgt ift, fo bat die Behörde, welcher viefelben 
vorgeführt werden, deren alsbaldige Abführung auf dag Gebiet, mo das 
Vergeben verübt worden ift, zu geftatten, und nöthigenfalls den vorführen- 
den Beamten bierbei ftarfe Hand zu leiften. 

Iſt Dagegen die Nationalität der Angebaltenen beftritten, fo werben 
biefelben dem Gewahrfam ver erwähnten Ortsbehörde übergeben, melde 
die Entfcheidung der competenten Behörde veranlaßt. 

Lestere hat alsdann, wenn die Angehaltenen fich als Inländer erweifen, 
die aldbalvdige Mittheilung der Perfonal-Nachmeife und, im anderen Falle, 
die fofortige Auslieferung der Angehaltenen felbft an die Behörden des 
Landes, wo das Vergeben ftattgefunden bat, zu bewirfen. 

Art. 6. Die Beamten jedes der beiden Staaten find, wenn fie fi 
in Gemäßbeit des Art. 4. auf der Naceile in dem Gebiete des anderen 
Theiled befinden, befugt, dafelbft die Geräthichaften in Beſchlag zu nehmen, 
welche bei VBerübung der Frevel benußt worden find, fowie die Gegenftände, 
welche die Frevler etwa bei Verübung des Vergehens fid angeeignet haben. 
Diele Gerätbichaften und Gegenftände find der nächften Ortsobrigfeit zu 
übergeben, um fodann dahin abgeliefert zu werden, wo nad den Geſetzen 
diefes Landes die Unterfuhung wegen des begangenen Bergehens ftatt- 
finden muß. 

Finden die Beamten bei diefer Nacheile eine Hausfuchung auf dem 
Gebiete des anderen Staates nöthig, jo baben fie fich deshalb an den 
Friedengrichter oder deſſen Stellvertreter, an den Polizeicommiffär oder aud 


-an den Ortsvorfteber oder deifen Stellvertreter im nächſten Drte zu wenden. 


Jeder diefer Beamten ift verpflichtet, nach den inländifchen Gefegen, unter 
Zuziehung des requirirenden fremden Beamten, unverzüglich zur Hausſuchung 
zu ſchreiten. Sollte er jedoch geſetzlich die Hausſuchung verweigern müſſen, 
ſo hat er dieſe Weigerung ſchriftlich und unter Angabe ihrer Gründe abzugeben. 

Art. 7. Die Beamten des einen Staates, welche die Verfolgung bis 
in das Gebiet des anderen Staates fortſetzen, ſind befugt, in dieſem letz— 
teren Lande das in ihrem Heimathsſtaate aufgenommene Protocoll über alle 
Thatſachen, welche auf die Verübung und Entdeckung des begangenen Frevels 
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schriuen vnd vermaken, efft dat met vns to falle qweme, on dat getruwel- 
liken to holden ane arch vnd ane alle geuerde. Lieten wy denn doch- 
teren hinderen vns, die schal man vtrichten vnd beraden, na rade herren, 
mannen vnd stede der lande. Dar gegen schall die gnannte vnnse liue 
oheime vnd Swagere den suluen vnsen herren, mannen, steden vnd landen 
synen versegelden briff geuen, worden die lant an on edder syne bruderen 
edder an ore eruen edder nakommen gefallen, Dat sie denn die benanlen 
lande, herren, mannen vnd stede by allen olden gnaden, friheiden, gewon- 
heiden vnd rechlicheiden lauten willen, alse von alder gewest syn, an alle 
geuerde etc. Des to orkunde vnd bekantnisz hebben wy obgnannten Marg- 
graue frederick vor vns vnd vor Marggrauen fredericke, vnsem 
bruder, hertoge hinrick die oldere, vnd wy hertoge hinrick die 
Jüngere vor vns vnd hertogen Johannsen vnsen Brudere unser ywelk syn 
Ingeszigel vor vns vuse eruen vnd nakommen an dissen briff hengen laten, 
die geschriuen vnd gegeuen is to wistock na godes geborlt virteynhun- 
dert Jar vnd darna Im Iwe vnd virtigesten Jare, am donredage na dem 
Sondage, als man in der hilligen kerken singet Quasimodogenili. 


2. König Friedrich beftätigt die von den Mecklenburgiſchen Landen den Mark— 
grafen von Brandenburg geleiftete Gventualbuldigung und das Succeflionsrecht, 
und ertheilt den Markgrafen die dazu erforderliche Belebnung. 9. Juli 1442. 


Wir fridrich, von gots gnaden Romischer kunigk zu allen czeiten 
Merer des Reichs, herczog czu osterich, czu Steir, zu kernden vnd zu 
krain, Graff zu Tyrol etc. Bekennen vnd ton kunt offentlich mit dissem 
briefe allen den, die In sehen ader horen lefen, Das fur vns komen sein 
die hochgeboren fursten fridrich, Marggraue zu Brandenborg, des 
heiligen Romischen reichs Erezkamrer vnd Burggraue czu Nüremberge 
vnser lieber Oheime vnd kurfurst vff eynem, vnd heinrich, herczoge 
czu Mekelnborg, here czu Rostogk, Stargarde vnd Wenden vnd Graue 
czu Swerin von seiner vnd Johansen seins Bruder vnd heinrichen sein 
velteren wegen, vnnseren vnd des Reichs lieben getruwen, vnd haben vns 
furbracht vnd erezalt, als sie von beiden teilen mit Iren landen vnd leuten, 
Slossen, Steden vnd greniezen mit etlichen orten irer lande nahaid (sie) 
an eynander gesessen syndt, wie dieselben ire land vnd leute etllich czeit 
biszher vorlanges vnfridlichen vnd gein eynander in vnordentlicher sasse ge- 
standen sind, Dauon die Iren allenthalben In denselben iren gegenden oM 
vnd dickh berawbt, beschedig!, geleidigt vnd mit swerem morde vnd Brande 
vernichtet vnd verwustet syn, Sie von beydenseiten zu keynen früntlichen 
grunde noch czu guler sasse haben mogen brengen, Sunder der egnannte 
herczog heinrich vnd sein Bruder vnd veltere obgnannt haben mit Iren 
mannen, Steten vnd landen fur den gemeinen nucz der lande erkannt, 
Das dieselben der Mekelnborschen heren lande vnd leute, manne vnd Stete 
dem ergnanten Marggrauen fridrichen vnd seinen Bruderen vnd iren 
erben eyn Erbhuldunge getan haben, Also ob das geschege, das die ob- 
gnannten heren von Mekelnborg ader ire erben ane menlich lehen- 
erben von tols wegen abgiengen vnd verstorben, ader wie der stam der 
Mekelnborgischen heren mil tode veruallen wurde, Das dann alle ir 
land vnd leute, Manne vnd stete an den egnanten Marggrauen frid- 
richen, ouch an seine Bruder vnd ire erben als Marggrauen zu 
Brandenborg vnd an das kurfurstenthum zu Brandenborg 
geuallen vnd kommen sullen; vnd sie haben vns ouch mit eynlracht ein- 
heliclichen mit demud gepeten, vnnser vnd des Reichs gnade, willen vnd 
vulbord mit notdurffiiger lehenschafft darczu zegeben vnd zuton. Nu haben 
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wir angesehen vnd erkant sollich fleissig getrew willig vnd gehorsam dinste, 
die vns vnd dem Reich die obgnannte vnsere Öheimen, Marggraue 
fridrich vnd seine Bruder, oft vnd dicke williclichen getan haben vnd 
si alle vns vnd dem Reich in kunftigen czeiten hinfur wol tun sollen vnd 
mogen, vnd wir haben ouch damit bewogen, wie das das kurfursten- 
tum zu Brandenburg, Das eyn recht gelid des heiligen reichs ist, 
dauon van frides vnd ander sach wegen geslerkhet, gepessert vnd gemerdt 
werde; Darvmb vnd von besunderen gnaden haben wir, nach Rathe vnnser 
kurfursten, fursten, Grafen, Edeln vnd getruwe, von Romischer kuniglicher 
machtvolkomenheitt, mit rechter wissen, vnnseren willen, vulbordt vnd ver- 
hengniss darczu gegeben, vnd den egnannten Marggrauen Iren erben vnd 
nachkommen lehenschafft daruber getan. Vnd wir geben ouch vnnseren 
kuniglichen willen, vulbordt vnd verhengniss darezu vnd tun den egnann- 
ten vnseren Oheimen vnd iren erben vnd nachkommen Marggrauen zu 
Brandenborg lehenschafft daruber, wie In des darczu notdurfft ist ader hir- 
nachmaln sein wirdt, vnd beuesten vnd confirmiren die obgerurten huldunge 
vnd verschriebunge in crafft disses briefs, Also das die benanten Marg- 
graue fridrich vnd sein Bruder Ire erben vnd nachkommen Marggrauen 
zu Brandenborg die obgeschrieben land vnd herschap Mekelnborch, 
Stargarde, Rostock, Wenden vnde Swerin nach der benanten 
Mekelborgischen heren vnd Irer erben tode besitezen, erben, haben 
vnd gebruchen sullen vnd mugen, nach lawle der versigelten briefe, die 
In von den egnannten heren von Mekelnburg daruber versigelt vnd 
gegeben sein. Vnd wir heissen vnd gepieten auch mannen vnd steten der 
vorgnannten lande vnd allen Inwoneren geistlichen vnd wertlichen, die nu 
sein vnd zu kommen werden, von koniglicher macht ernstlich vnd vesticlich, 
wenn es also mit den Mekelborgischen heren vnd iren erben zu falle 
kommet, by den obgnannten Marggrauen, iren erben vnd nachkomen 
Marggrauen zu Brandenborg ewiclich zu bleiben vnd In die hul- 
dunge getrewelich zu halden bey vnnseren vngnaden zuuermeiden. Mit 
ürkunde disses briefs versigelt mit vnnser kuniglichen maiestat anhangenden 
Ingesigel, Geben zu franckhfurtt Nach Cristi gepurdt virezenhundert 
Jar vnd darnach in dem czwey vnd virczigstem Jare, am Manlage fur Sand 
Margareten lag, vnsers Reichs Im drytten Jare. 


3. Erklärung Friedrich Wilhelms, Herzogs zu Meedflenburg: Schwerin, wegen 
ber Eventual-Succeffion Brandenburgs in den Mecklenburg. Landen. 1693. 


Bon Gottes Gnaden Wir Friedrich Wilhelm Herkog zu Medlenburg ꝛc. ꝛc. 
Uhrkunden und befennen hiermit für Uns, und Unſere Erben und Successores 
Hergoge zu Medlenburg, daß Wir Uns gegen den Durdlaudtigften Fürften, 
Herrn FFriederich den Dritten, Marggrafen zu Brandenburg, des heiligen 
Römischen Reichs Erg-Cämmerern und Ehurfürften, wegen der von Sr. Libden 
verlangeten Erbhuldigung in ven Medlenburgiichen Landen, als aud in den 
beiden für Wißmar, Pörl und Neu-Elofter furrogirten Fürftenthumen Schwe- 
rin und NRageburg dergeftalt, Freund-Vetterlich erklärt haben, erklären Uns 
auch in Krafft dieſes hiermit nochmals dahin, daß Wir bey erfolgenver 
Unfer Landes-Huldigung nicht allein in Unfern Hertzogthum nah Maßgabe 
der Anno 1442 errichteten Reverfalen, fondern auch in ven beiden furrogirten 
Fürftenthümern Schwerin und Nageburg zumahln da Ihre Kayferlide Ma— 
jeftät dem Chur: und Marggräfflichen Haufe allbereit die Belehnung und 
Confirmation ver evenlualen Succession auf die Medlenburgifcen Lande, 
auch in specie auf die Fürftentbümer Schwerin und Rageburg ertheilet haben, 
diefe Anzeige wollen thun laffen, daß weil wie vorgedacht in Anno 1442 die 
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damahlige Medlenburgiiche Land-Stände in Praesenz der Hertogen zu Medlen- 
burg, die Eventual-Erbhuldigung gethan, Sie die Land-Stände im Hertzog— 
thum Medlenburg, aud in ven Fürſtenthümern Schwerin und Rageburg 
deffen erinnert werden, auf daß Sie, wann nad göttliher Schifung der 
Fall des gänslichen Ausfterbeng des Fürftlihen Medlenburgifchen Stammes 
Männlichen Gefchlechts fich ereuget, wiffen mögen, an wen Sie Sid zu 
halten, und wen Sie für einen rechtmäßigen Successoren und Ihren Erb: 
berrn, nemlich den als denn lebenden Churfürften und Marggrafen zu Bran- 
denburg, und deſſen Successoren zu agnoseiren und zu erfennen, darnach 
Sie ſich zu richten. 

Wir wollen au die damabligen nehmlich in Anno 1442 zwifchen dem 
Churfürften und Marggrafen zu Brandenburg und denen Herkogen zu 
Medlenburg errichtete Neverfalen biermit alles Inhalts, gleih währen fie 
wörtlich anhero gefeget, renoviret und zugleih auf Unfere beyde Fürften- 
thümer Schwerin und Ratzeburg in Krafft diefes extendiret haben, ingleichen 
Sr. Libden das Protocol, fo bey Unfern fünfftigen Huldigungen wird ges 
halten werden, einfchiden, damit diefelben fehen mögen, 9 die Notificalion 
obgefchriebener maſſen gefchehen fen; Wir zweiffeln aud nicht, daß Unfere 
Successores an der Regierung foldhe Anzeige werden gefheben laſſen, folte 
aber über Berboffen viefelbe nachbleiben, fo foll dody deren Unterlajlung 
Sr. Lbd. an dero ohne dem genugfam fundirten Success.ons-Redjt zu feinem 
Nachtheil gereichen. 

Wir erflähren Uns aud gegen Sr. Lbd. Freund-Betterlih dahin, daß 
Wir und Unfere Successores an der Regierung Sr. Lbd. und Ihrem Chur: 
und Marggräflichen Haufe, ver obgedachten evenlualen Succession halber 
zu praejudiz mit niemand Uns engagiren und tracliren wollen, bedingen 
aber biebes, daß Uns und Unferen Successoren, fo lange von Unferm Haufe 
Medlenburgifche Herren im Leben feun, nach wie vor, Die Landes-Regierung 
freye Dispofition in Unſern Herkog- und Fürſtenthümern ohne Eintrag ges 
rubig, ald auch daffelbe, was Uns und Unfern Nacdfommen, Hertzogen zu 
Medlenburg als NReichsfürften vermöge der Reichs-Conslilionen und des $. 
gaudeant: Instrumenti pacis Osnabrugensis compeliret, unbejchrendet eig 
dann auch, daß Fünfftig dem legten Yandeds Herren, Dergogen zu Medlen: 
burg freve Hände bleiben von ven Allodialibus Ei teftiren, over fonften zu 
disponiren, auch die alsdann hinterlaffene Fürftliche Wittwen, eine oder mehr, 
auch die unvermählte Prinzeffinnen zu verforgen, auch wann Standtmäßige 
Perfonen Sie heiratben wollen, daß fie alsdann nah Ihrem Fürftlichen 
Stande ausgefteuret werden, da über das Ihnen auch die Fräulein-Steuer 
aus dem Lande, wie es mit den Land» Ständen verglichen, gebühret und 
gereichet werden foll, wie auch daß Unfern Land-Ständen und Einwohnern, 
ſowohl im Hertzogthum Medlenburg als den beyden Fürftenthümern, Schwe- 
rin und Raseburg, Ihre Privilegia, Freyheiten, Gerechtigfeiten und wohl- 
hergebrachte Gewohnheiten beybehalten, und von dem Chur: Fürften und 
Marggrafen, wann biefelbe nach Gottes Willen zur Succession gelangen, 
renoviret und confirmiret werden mögen. Wie dann auch Wir zu Ihrer 
ebd. das Freund-PVetterliche Vertrauen haben, Sie werben und wollen und 
in Unfern und Unſers Haufes Angelegenheiten allemahl nach Recht und 
ih Freund-Betterlich assistiren. 

ie Greng-Streitigfeiten und andere Irrungen, fo zwifchen dem Chur: 
fürftlihen, Marggräflichen und Unferm Fürftlihen Medlenburgifhen Haufe 
noch unentfchieden, mögen und follen durch gütliche (göttliche Lünig) Wege, 
indem von jedem Theile einige Räthe darzu allemabl zu deputiren, abge: 
tban, oder falls in Güte es nicht zu heben, ver Weg Rechtens erwehlet und 
prosequiret, deßfalls aber de facto zu verfahren, foll nicht verftattet werden. 


429 


Uhrkundlich haben wir viefes mit Unſerm Fürftl. Handzeichen und In— 
fiegel corroborirt und beftätige. So geicheben auf Unfer Nefideng und 
Veſtung Schwerin, den 12/22, Juli Anno 1693. 


4. Geheime Nebendeclaration feitens Mecklenburgs. 1693. 


Friedrid Wilhelm Hersog zu Medlenburg Thun fund ꝛc. Als wir 
und gegen den Durchl. Friedrid den II. Chur-Fürften zu Brandenburg, 
wegen der Eventual-Erbhuldigung in unfer Hergogthbum, auch beyven Für: 
ftenthümern, Vermöge unferer heute dato auägeftellten Reversalen erfläbret 
haben, daß Wir demnach aud foldye Declaralion auf das Hertzogthum 
Güſtrow, wann dasfelbe nad Gottes Willen vacant würde, geftaltfam es 
alsdann von Gott und Necdtswegen ung und unferer Linie, vermöge des 
Primogenitur und Linialifchen Succeſſions-Rechts, und nad Weyland unfers 
Ahn-Herrn, Hertzog Johann Albrecht I. Anno 1573 gemachten, von Kayſer— 
licher Majeftät Anno 1574 confirmirten, aud von defjelben Herren Söhnen, 
weyland Herzog Johanneſſen, und weyland Hertzog Sigismund Augusten in 
Anno 1586 ralifieirten Teftaments, anbeim fällt, extendiret haben wollen, 
dergeftalt, daß gleihmwie Wir in dem Medlenburg-Schwerinifchen, alſo auch 
in dem Güftrowifchen Derkogtbum und Yanden, die Anzeige der Eventualen 
tem GChurfürftliden und Marggräfl. Haufe Brandenburg competirenden 
Succession thun laffen wollen. Im übrigen daſſelbe, was in unferer erft 
gedachter Erflärung in den Schwerinifchen bevungen, aud in den Güftrowi- 
Ichen Landen uns und unſern Successoren, auch den Landes- Ständen re- 
servirende. Uhrkundl. Gegeben Schwerin, den 12. Julii 1693, 


22, Medhlenburg-Shwerinm. 
(S. auch Zollverein.) 


1. Elbſchiffahrts-Acte v. 23. Juni 1821, nebſt den darauf bezüglichen Verträgen. 
(S. Hannover.) 


2. Bertrag wegen gegenfeitiger Aufbebung alles Unterfchiedes in ber Behand— 
lung der Schiffe und deren Ladungen in den beiderfeitigen Häfen. 19. Decbr. 
1826, vatificirt 9. Januar 1827. 

Seine Majeftät der König von Preußen und Seine Königliche Hoheit 
der Großherzog von MedlenburgeSchwerin, überzeugt, daß die gegenfeitige 
Aufhebung alles Unterjchieres_in der Behandlung der beiderfeitigen Schiffe 
und deren Ladungen in den Häfen des andern Staates wefentlih zur Er— 
weiterung und Belebung der Handelsverbindungen zwiſchen Ihren beider- 
feitigen Landen, und zur Erleichterung Ihrer hierbei betheiligten Unterthanen 
beitragen würde, haben tiber diefen Gegenftand durd Ihre Bevollmächtigte, 
unter dem Borbehalte der beivderfeitigen lanvesherrlichen Genehmigung, die 
nachfolgenden Artifel verabreden und abſchließen laſſen: 

Art. 1. Die preußifchen, in die Häfen des Großherzogthums Medlen- 
burg- Schwerin eins und aus felbigen auslaufenden Schiffe, fie mögen nun 
unmittelbar aus preußijchen Häfen fommen und beziehungsweife dorthin be— 
fimmt fein oder nicht, follen in jenen Häfen feinen anderen oder höheren 
Abgaben oder Laften, welcher Art diefe auch immer fein mögen, unterworfen 
werden, als denjenigen, mit welchen dafelbit die einheimifchen, fowohl unter 
medlenburgifcher, als aud unter roftoder Flagge fahrenden Schiffe bei ihrem 
Ein» oder Ausgange jegt belegt find oder fünftig belegt werden möchten. 

Diefelbe Gleichftellung der Abgaben foll in ven königlich preußifchen 
Häfen rüdfichtlid der enis oder auslaufenden medlenburgiichen Schiffe der— 


— 
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eftalt fattfinden, daß dieſe Schiffe dafelbft feinen anderen oder höheren 
Nogaben oder Laften unterworfen fein follen, als denjenigen, welche in jenen 
Häfen von einheimifchen Schiffen zu entrichten find oder Fünftig etwa zu 
entrichten fein möchten. 

Art. 2. Allen und jeden Gütern, Waaren und Gegenftänden des 
Handels, fie feien inländifchen oder ausländifhen Urfprungs, welde jest 
oder in Zufunft auf einheimifchen Schiffen in vie königlich preußifchen oder 
großberzoglih medlenburgifchen Häfen ein= oder aus felbigen ausgeführt 
werden dürfen, foll in ganz gleicher Weife auch auf Schiffen ded anderen 
Landes der Eingang in jene Häfen oder der Ausgang aus jelbigen 
offen fteben. 

Art. 3. In Hinfiht der Abgaben, welche von den nad vorſtehendem 
Artifel in die beivderfeitigen Häfen ein= oder aus felbigen auszuführenden 
Gütern, Waaren und Gegenftänden des Handels zu entrichten find, fol 
die Nationalität der beiverfeitigen Schiffe, auf denen die Ein- oder Aus- 
führung ftattfinden wird, durchaus feinen Unterfchied begründen. Bei ver 
Einführung auf Schiffen des anderen Staates follen daher jene Güter, 
Waaren und Handelögegenftände feinen böheren over anderen Abgaben 
unterworfen fein, als denen, welche davon zu erheben fein würden, wenn 
die Einbringung auf einheimifchen Schiffen geſchähe. Desgleihen follen 
auch bei ver Ausfuhr auf Schiffen des andern Staates die nämlichen 
Prämien, NRüdzölle, Vortheile und Begünftigungen irgend einer Art ge 
währt werden, welde etwa für die Ausrührung auf einheimifchen Schiffen 
befteben oder fünftig beftehen möchten. 

Art. 4. Die Dauer des gegenwärtigen Vertrages, welder vom 
1. April 1827 ab in Kraft treten wird, ift vorläufig auf acht Jahre feft- 
gefest, und foll derjelbe, wenn zwölf Monate vor dem Ablaufe diejes Zeit: 
raums von ber einen oder anderen Seite eine Auffündigung nicht erfolgt 
fein wird, nod ferner auf ein Jahr und fofort bis ein Jahr nad etwa 
gefchebener Auffündigung in Kraft bleiben. 

Art. 5. Gegenwärtiger Vertrag fol unverzüglich zur landesherrlichen 
Natification vorgelegt, und follen die Ratifications-Urfunden fobald als 
möglich ausgewechjelt werben. 

Dep zu Urkund ift diefer Vertrag von den beiderfeitigen Bevollmäch— 
tigten unter Beidrüdung ihrer Siegel unterzeichnet worden. 

Sp gefhehen Berlin, ven 19. December 1826. 


3. Grflärung zur Verhütung der Forftfrevel in den Grenzwaldungen. 
5. November 1828. 


Nachdem vie königlich preußifche Regierung mit der großberzoglich 
medlenburgsfchwerinfchen Regierung übereingefommen ift, die im Jahre 1801 
zur Verhütung der Forftfrevel in den Grenzwaldungen getroffene Verein- 
barung zu mobdificiren, und zu diefem Behuf wirffamere und ven jegigen 
Berhälmiffen angemefjenere Manfregeln zu treffen, erklären beide Regie— 
rungen Folgendes: 

Art. 3. Bei diefen Hausfuhungen muß der Ortövorftand fogleich ein 
Protocoll aufnehmen, und ein Eremplar dem requirirenden Angeber einhän— 
digen, ein zweites Exemplar aber feiner vorgefegten Behörde (Landrath 
oder Beamten) überfenden, bei Vermeidung einer Polizeiftrafe von 1 bie 
5 Thalern für denjenigen Drtsvorftand, welcder der Nequifition nicht Ge- 
nüge leiftet. Wenn der Ortsvorfteher nicht im Stande fein follte, das 
Protocoll gehörig aufzunehmen, und fein Forſt-Officiant daſelbſt befindlich 
ift, fo bat der Ortsvorfteher die betreffenden Umftände doch fo genau zu 
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unterfuchen und zu beobachten, daß er nöthigenfalls ein genügendes Zeug- 
niß darüber ablegen Fünne, weshalb er auch eine fofortige mündliche An- 
zeige bei der vorgefegten Bebörde zu maden bat. Auch kann der Angeber 
verlangen, daß, wenn in dem Orte, worin die Hausſuchung vorgenommen 
werben foll, ein Förfter, Holzwärter, Holzvogt ꝛc. wohnhaft oder gerade ans 
wejend ift, ein ſolcher Dfficiant zugezogen werde, 

Sp geſchehen Berlin, den 5. November 1828, *) 


4. Berträge wegen der Berlin Hamburger Eifenbabn. 8. November 1841. 
(S. Hamburg.) 


5. Uebereinfommen wegen der Aufercursfegung von Papiergeld. 6. Sept. 1850. 
(8. Baben.) 


6. Vahkarten: Convention. 21. October 1850. 
(&. Baiern.) **) 


23. Mcedhlenburg-Strelip. 


1. Staatövertrag über das durch den dritten Artitel ded Staatävertrags vom 
18. September 1816 vorbebaltene fernere Abkommen. 21. Mai 1819, rati: 
ficirt 31. Mai 1819. 


Da die von Sr. Majeftät dem Könige von Preußen an Se. Königliche 
Hoheit den Großherzog von Medlenburg-Strelig, durch den Staatsvertrag 
vom 18. September 1816 in Folge des 49. und 50, Artifeld der Wiener 
Congrefarte, abgetretenen Xanvdestheile von den alten Landen Sr. Königl. 
Hoheit entfernt und getrennt liegen, aud von dem Gebiete Sr. Majeftät 
gänzlidy umſchloſſen find: fo haben beide Hohe Paciscenten den Wunfch ge- 
äußert, ein anderes angemeffeneres und vortheilbafteres Abfommen zu treffen 
und Sich diefes durch den 3. Artifel des vorgedachten Staatsvertrags aus- 
prüdlid vorbehalten. Die feitdem fortgefesten Verhandlungen baben aud 
zu einer vorläufigen Bereinigung bierüber geführt, auf deren Grund nun- 
mehr Seine Majeftät der König von Preußen und Se. Königl. Hoheit der 
Großherzog von Medlenburg-Strelig Bevollmächtigte angewiefen haben, das 
erwähnte vorbehaltene Abfommen fürmlich abzuichließen. 

Dieſe beiverfeitigen Bevollmächtigten baben, nad Auswecfelung ihrer 
in gehörigen Gültigfeit befundenen Vollmachten, nachftehende Artifel mit ein- 
ander verabredet und feftgefegt. z 

Art. 1. Se Königl. Hoheit der Großherzog von Medlenburg-Strelig 
entfagen für Sid und Ihre Nachfolger allen Rechten und Anſprüchen, welche 
Sie aus dem Staatöyertrage vom 18. September 1816 an das Ihnen durd 
denjelben abgetretene Gebiet in den ebemaligen Kantonen: Cronenburg, 
Neiferfcheid und Schleyden erlangt haben, zu Gunften Sr. Majeftät des 
Königs von Preußen. Da die Uebergabe dieſes Gebietes an Se. Königl. 
Hoheit in Folge des gedachten Staatövertrags und der fortgefegten Unter- 
bandlungen bisher ausgefegt geblieben ift, und Se. Majeftät der König Sid) 
fortvauernd im vollftändigen Befige deſſelben befunvden haben: fo ift auch 
daraus, daß dieſes Gebiet für Se. Königl. Hoheit den Großherzog beftimmt 
gewefen, fein Anſpruch an Sie entitanden. 


*) Art. 1,2,4,5,6, 7 entiprechen den Art. 1, 2, 6, 4, 5, 8 der Convention mit 
Heffen - Homburg. 

*®) Die mit Medlenburg- Ecdwerin beftehbende Bagabunden-Eonvention ift laut Mini- 
ſterial Befanntmahung vom 9. September 1851 nicht mehr in Kraft. 
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Art. 2. Seine Majeftät der König von Preußen nehmen biefe Ent- 
fagung an, werden das gedachte Gebiet audy ferner, wie unausgefegt bis— 
ber, mit allen ven Rechten und Verbindlichfeiten befigen, mit weldyen Ihnen 
daffelbe ohne alle Beziehung auf den Staatsvertrag vom 18. September 
1816 zuftehet, und verpflichten Sid dagegen, eine Million Thaler preuß. 
Courants, nad dem Münzfuße vom Jahre 1764, an Se. Königl. Hoheit 
in zwanzig gleichen vierteljährigen Raten, jede von funfzigtaufend Thalern, 
aus Ihrer Haupt-Schatzkaſſe in Berlin zablen zu laſſen. 

Diefe Zahlung bat bereit8 mit dem 1. Januar des gegenwärtigen 
Jahres achtzehnhundert und neunzehn ihren Anfang genommen, und wird 
ferner mit dem erften Monatstage jedes folgenden Bierteljahrs erfolgen, 
auch vergeftalt ununterbrochen fortgefegt werden, daß mit dem Anfange des 
zwangzigften Vierteljahrs, welcher auf den 41. Detober des Jahres achtzehn- 
hundert drei und zwanzig fällt, die legte Rate von funfzigtaufend Thalern 
abgetragen und die ganze Summe von einer Million Thalern berich— 
tigt fein wird, 

Art. 3. An die Stelle der Einfünfte von dem, für Seine Königliche 
Hoheit den Großherzog durd den Staatsvertrag vom 18. September 1816, 
beftimmt gewefenen Gebiete, foweit diefelben von des Königs Majeftät zu 
vergüten übernommen worden, treten die Zinfen der dafür nach vorftehendem 
Artifel zu zahlenden einen Million Thaler nad dem Zingfuße zu fünf vom 
Hundert jährlich. 

Diefe Zinfen find für den Zeitraum vom 1. Mai 1816, von wo ab 
die gedachten Einfünfte nad Maafgabe des — ——— vom 18. Sep⸗ 
tember 1816 von Preußen zu gewähren waren, bis zum 31. December 1818, 
folglich für zwei Jahre und acht Monate, mit Einhundert drei und dreißig 
taufend dreihundert drei und dreißig ein Drittel Thalern, aus ven könig— 
lihen Kaffen bereits an den großberzoglihen Bevollmächtigten gezablt 
worden. 

Vom 1. Januar 1819 ab werden fie am Scluffe jedes Vierteljahr 
für daffelbe, und zwar jedesmal für denjenigen Theil des Entſchädigungs— 
Capitals, welcher bis dahin noch nicht an Se. Königl. Hoheit den Groß- 
berzog abgetragen war, aus der königlichen Haupt:Schagfaffe gezahlt. Hier— 
nad werden am 4. April 1819 für während des Zeitraums vom 1. Ja— 
nuar bis 31. März zu verzinfende 950,000 Thlr. die Zinfen mit 11,875 Tha- 
lern, am 1. Julius 1919 für während des Zeitraumes vom 1. April bis 
30. Zunius zu verzinfende 900,000 Thlr. die Zinfen mit 11,250 Thalern, 
und fo fort, in jedem PVierteljahre für Die nach vorftehendem Artifel viertel- 
jährig abzuzablenden funfzigtaufend Thaler Capital mit fehshunvert fünf 
und zwanzig Thaler weniger, jo lange fortbezablt, bis nad vollftändiger 
Auszahlung des ganzen Gapitald aud der Anſpruch auf fernere Zinszäh— 
lung gen erlijcht. 

rt. 4. Da Se. Königl. Hoheit der Großherzog den Wunsch geäußert 
haben, die Lanpftraße ganz befigen, welde von ihrer Stadt Fürftenberg 
nad Ihrer Nefidenz Strelig führt, und des Königs Majeftät Sich haben 
geneigt finden laſſen, dieſe Straße, fo weit dieſelbe in Ihrem Gebiete liegt, 
nebft demjenigen unbewohnten Domanial-Forftlande, weldes ſich zwiſchen 
gedachter Straße und der jegigen großberzoglichen Landesgrenze eingejchloffen 
befindet, zu Befriedigung dieſes Wunſches abzutreten: fo foll das gedachte 
Stück Forftland nad) den Grundfägen, welche bei ver Veräußerung von 
TomanialsForften in den fönigl. Staaten vorgefchrieben find, fofort abge: 
fhägt und fodann nebſt dem Theile der Straße zwilchen Fürftenberg und 
Strelig, wodurd es begrenzt wird, mit voller Kandeshoheit und Eigenthum 
an Se. Königl. Hoheit ven Großherzog überwiefen, der dur die Taxe 
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ermittelte Werth aber bei der nächften vierteljährigen Capitalzahlung ftatt 
baaren Geldes in Abrechnung gebradıt werden. 

Art.5. Se. Königl. Hoheit der Großherzog nehmen die Entfchäpi- 
gung für diejenige Entfagung, welde Sie durd den erften Artifel des gegen— 
wärtigen Staatävertrages leiften, in derjenigen Art an, wie fie Ihnen durch den 
vorftehenden zweiten, Dritten und vierten Artifel zugefichert wird, und werden 
Sid, nad vollftändiger Erfüllung der darin angenommenen Beftimmungen, 
für alle Ihnen aus dem Gtaatsvertrage vom 18. September 1816 an 
des Königs Majeftät zuftebende Forderungen völlig befriedigt und abge: 
funden achten. 

Auch werden Sie den an der abgetretenen Straße von Fürftenberg nad) 
Strelig wohnenden füniglid preußifchen Untertbanen den Gebrauch der ger 
dachten Straße ferner ohne neue Beichränfungen in derfelben Art geftatten, 
wie ihnen verfelbe biöber zugeftanden bat. 

Art. 6. Diefer Staatsvertrag foll zur Ratification eingereicht und die 
Ratifieationd-Urfunden binnen vier Wochen oder eher, wenn es fein fann, 
ausgewechfelt werben 

Deß zu Urfund haben die unterzeichneten Bevollmächtigten diefen Staats: 
vertrag eigenhändig unterfchrieben und mit ihrem Inſiegel verfehen. 

Berlin, ven 21. Mai 1819, 


2. Vereinbarung wegen Aufbebung der Koften= Bergütigung in Givil-, Vor: 
munbdfchafts: und Criminal: Sachen. 18. Mai 1830. 


Nachdem vie füniglich preußifche Regierung mit der großberzoglich med- 
lenburg-ftreligfhen Negierung dahin übereingefommen ift, die gegenfeitige 
Koftenvergütung in Criminal, Civil- und Vormundſchaftsſachen rüdfichtlich 
der dabei betheiligten unvermögenven Perfonen aufzubeben, erklärt das königl. 
preußifche Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten hiermit Folgendes: 

1. In allen Unterfuhungs-, Civil- und infonderheit Vormunpfcafte- 
fällen, wo Requifitionen von einer füniglich preußifchen Gerichtö- oder vor— 
mundfcaftlichen Behörde an eine großberzoglich medlenburgsftreligfche der: 
artige Behörde, oder von diefer an jene erlaffen worden, fo wie wenn De— 
linquenten von einem Gerichte an das andere ausgeliefert worden, find nicht 
allein alle baaren Auslagen, fondern auch die fümmtlihen, nad ver bei 
dem requirirten Gerichte üblichen Tare, zu liquivirenden Gebühren dem 
Legteren aus dem Vermögen der betreffenden Perfon, wenn folches binreicht, 
zu entrichten. Hat felbige aber fein binlängliches Vermögen, fo fallen vie 
Gebühren für die Arbeiten der requirirten Behörde, mithin auch alle Ver— 
gütung, oder Tare für Zeugen-Bernehmungen und für Abhaltung ver Ter- 
mine, für den Erlaß over die Erpedition der Verfügungen, desgleichen vie 
Infinuationg- und —— Siegelgebühren durchgehends weg, und das 
requirirende Gericht bezahlt alsdann dem erſteren nur die unvermeid— 
lichen baaren Auslagen für Atzung, Transport, Porto, Copialien, 
Reiſe- und Zehrungskoſten der Richter und Zeugen, nach den bei den requi— 
rirten Gerichten üblichen Taxſätzen. 

2. Zur Entſcheidung der Frage: ob der Delinquent oder die ſonſt be— 
theiligte Perſon hinlängliches Vermögen zur Berichtigung der Gerichtsge— 
bühren beſitze oder nicht? ſoll in den beiderſeitigen Landen nichts weiter, äls 
das Zeugniß derjenigen obrigkeitlichen Stelle erfordert werden, unter welcher 
die EN Perſonen ihre wefentliche zent baben. Sollte ein De— 
linquent foldhe in einem britten ande gehabt haben, und die Einziehun 
der Koften dort mit Schwierigfeit verfnüpft fein, fo wird angenommen, dab 
er fein binlängliches Vermögen befige. 
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3. Den, in allen Unterfuhungs-, Civil- und Vormundſchaftsſachen 
zu fiftirenden Zeugen, und jeder abzubörenden Perfon überhaupt, follen vie 
Reiſe- und Zebrungsfoften nebft der, wegen ihrer Berfäumniß ihnen gebüh— 
renden Vergütigung, nad) deren, vom requirirten Gerichte gefchehenen Ver: 
zeihnung, bei erfolgter wirklicher Siftirung, fei e8 von dem requirirten, 
oder von dem requirirenden Gerichte, unverzüglich verabreicht werden. Im 
fofern fie dazu eines Vorſchuſſes bepürfen, wird das requirirte Gericht zwar 
die erforderliche Auslage übernehmen; es foll felbige jedoch vom requiriren- 
den Gerichte auf die erhaltene Benachrichtigung dem requirirten Gerichte 
wiedererftattet werven. 

4. Gegenwärtige Erflärung fol, nachdem fie gegen eine übereinftim- 
mende Erflärung des großberzoglich medlenburgsftreligichen Staats-Minifterii 
ausgewechfelt worden, Kraft und Wirffamfeit in den beivderfeitigen Landen 
baben und öffentlich befannt gemacht werben. | 

Berlin, den 18. Mai 1830, 


3. Erklärung wegen der Maafregeln zur Verhütung der Forftfrevel in den 
Grenzwaldbungen. 6. Januar 1838. 
(&. Medienburg- Schwerin 5.) *) 


24. Uaffau, 
(&. au Bollverein.) 


1. Zerritorial: Vertrag. 31. Mai 1815. 


Da in Uebereinfunft der zum Congreffe in Wien vereinigten Mächte 
die oranischen Erblande des Königs von Preußen Majeftät zur Entſchädi— 
gung überwieſen find, und dabei eine Ausgleihung der Territorial-Berbält- 
nifje mit des Herrn Herzogs und Herrn Fürften zu Naffau Durclauchten 
ausdrüdlicd, vorbehalten worden ift, fo haben Seine Majeftät der König 
von Preußen und Ihre Durchlauchten der Herr Herzog und Fürft zu 
Naſſau Besollmächtigte ernannt, um diefe Ausgleihung abzufchliehen, melde 
nad) gegenfeitig ausgewechfelten Vollmachten über nachſtehende Artifel über: 
eingefommen find. 

Art. 1. Bon Ihren Durdlaucdten dem Herrn Herzoge und Herrn 
Fürften zu Naffau werden an Seine Majeftät den König von Preußen mit 
allen Rechten ver Landeshoheit und Oberherrlichkeit abgetreten die nach— 
ſtehenden Aemter, Kirchipiele und Ortichaften. 

1) Das Amt Yinz, 2) das Amt Altenwied, 3) das Amt Schöneberg, 
4) das Amt Altenfirhen, 5) das Kirchſpiel Hamm, ehemald zum Amte 
Hachenburg gehörig, 6) das Amt Schönftein, 7) das Amt Freusberg, 9) 
das Amt Friedewald, 9) das Amt Dierdorf, 10) derjenige abgefonderte 
Theil des Amts Hersbach, ver an Altenfirhen ftößt, 11) das Amt Neuer: 
burg, 12) das Amt Hammerftein mit Irlich und Engers, 13) das Amt 
Heddesdorf, 14) die Stadt Neuwied, 15) von dem Amte Vallendar, die 
Gemeinen Gladbach, Heimbadh, Weiß, Sayn, Mühlbofen, Benvorf, Wei: 
tersburg, Vallendar und Mallendar, 16) von dem Amte Ehrenbreitftein die 
Gemeinen NiedersWerth, Niederberg, Urbar, Immenvorf, Neudorf, Aren- 
berg, Ehrenbreitftein mit den Mühlen, Arzbeim, Pfaffendorf und Horchheim, 17) 
das Amt Braunfels, 18) das Amt Greifenftein, 19) das Amt Hohenfolms. 

Art. 2. Bon Seiner Majeftät dem Könige von Preußen werden da— 
gegen an Ihre Durchlauchten den Herrn Herzog und Herrn Fürften zu 


*) Die Bagabunden- Convention iſt zufolge Minifterial Befanntmahung vom 9. Sep- 
fember 1851 nicht mehr gültig. 


435 


Naffau mit allen Rechten der Landeshoheit und Oberberrlichfeit abgetreten: 
1) die drei oranien-naffauifchen Fürftentbümer Diez, Hadamar und Dillen- 
burg, mit Einfluß der bierunter begriffenen Herrſchaft Beilftein und mit 
Ausschluß der Aemter Burbab und Neunfircdhen; 2) ferner von dem Fürften- 
tbum Siegen, und den Aemtern Burbach und Neunkirchen eine Bevölferung 
von zwölftaufenn Einwohnern in foldyen Semeinen, weldye ſich an das Fürſten— 
thum Dillenburg anſchließen; 3) endlich die Herrjchaften Welterburg und 
Schadeck, und der vormals bergifche Antbeil des Amtes Runfel. 

Art. 3. Die Augmittelung des nad obiger Beftimmung abzutretenden 
Antbeils des Fürftentbums Siegen und der Aemter Burbach und Neun- 
firchen foll in der fürzeften Frift, und fpäteftens in vier Wochen nad Aus— 
wechſelung der Ratificationen des gegenwärtigen Tractatd, aud in jedem 
Falle nod vor der Befigergreifung von diefen oranifchen Landestheilen durch 
gemeinschaftlich zu ernennente Commiſſarien bewirft werden. Diefe Com— 
mifjarien follen dabei von dem Gruntfage der Contiguität und des Anz 
ſchluſſes diefer Landesantheile an beide Territorien und von der Nüdjicht vor: 
züglich ausgeben, daß der Zuſammenhang der communalsfirdlidhen und ges 
werblichen Berhältniffe, Tegteres namentlich auch in Bezug auf den Bergbau, 
forgfältig beachtet werde. 

Aut den Fall, daß fihb die Commiffarien über den einen ober den 
andern diefer Punfte nicht vereinigen fünnten, find fie ermächtigt, auf die 
Entjcheidung eines von ihnen felbit gemeinjchaftlich gewählten Obmann zu 
tompromittiren, bei deffen Entſcheidung es fein Verbleiben haben foll. 

Art. 4. Die wecjlelfeitig in Gemäßheit der Art. 1. 2. 3. abzutres 
tenden Aemter und Landestheile geben an ven fünftigen Befiger über, mit 
den ganzen Gemarfungen der dazu gehörigen Gemeinen, fo wie mit allem 
darin befindlichen Staats- und Domanial-Eigenthbum, wie daffelbe Namen 
haben, oder aus weldem Titel vaifelbe früher erworben fein mag. Kein 
Theil wird Enclaven im Gebiete des Andern befigen, und namentlich find 
die Abteien Rommersvorf, Sayn, Nieder: Werth und Beifelih, welche in 
den nach Art. 1. abzutretenden Gemeinen liegen, mit ihrem in der preußifchen 
Begrenzung liegenden Eigentbum in dem preußifchen Yandesantheile begriffen, 

Auch begeben ſich beide Theile aller und jeder, dem einen Theile in 
dem Staatsgebiete des Andern zuftehender Einfünfte, Hoheitö-, Lehns⸗ und 
anderer Gerechtſame, wie diefelben Namen haben mögen. 

Die Münzgeräthſchaften zu Ehrenbreitftein, vie fürftlichen Mobilien zu 
Engers, und die fürftlichen Jagdſchiffe bleiben dem berzoglich und fürſtlich 
nafjauifchen Haufe zur Wegnabme binnen drei Monaten nah Auswechſe— 
lung der Ratificationen vorbehalten, 

Art. 5. Um die Fortification und Bertheidigung der in dem von 
naffauifcher Seite abgetretenen Territorio geleaenen ebemaligen Feſtung 
Ehrenbreitftein, im all deren Wieveraufbauung, vollfommen ficher zu 
ftellen, wird fergeIcht dag überhaupt und ohne Ausnahme innerhalb ver 
Entfernung von Eintaufend fünfhundert rheinländiſchen Ruthen von ver Feftun 
auch in ven Gemarkungen folder Orte, die etwa unter naffauifcher Hoheit 
verblieben fein möchten, gegen Entfhäbigung der Grunveigenthümer, und 
der Territorlal Verbältnife unbeſchadet, von Füniglich preußifcher Seite zu 
Militairzweden beftimmte Anftalten angelegt werben können. 

Art. 6. Um die Handelsverhältniffe des Herzogthums Naffau durch 
die im Art. 1. beftimmten Abtretungen nicht zu berhränfen, wird biermit 
feftgefeßt, daß die Einfuhr von dem Rheine und die Ausfuhr nad ‚dem 
Rheine, auf den dur Ehrenbreitftein und Vallendar an dieſem Fluß gehen— 


den Straßen dem Herzogtbume nicht erfchwert, oder mit neuen Beläftigungen 
des Handels belegt werden folle. 
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Art. 7. Wegen der Nevenien-NRüdftände und Aerarial-Vorräthe in 
den abgetretenen Landestheilen follen die nämlichen Grundſätze in Aus— 
übung gebracht werden, welche in Anfehung ver Revenüen-Rückſtände und 
AerarialeBorrätbe gegen Seine Majeftät den König der Niederlande in den— 
jenigen Landestheilen feftgefegt und beobachtet werden, welde aus dem Be— 
fig Seiner Majeftät des Könige von Preußen an Höchftviefelben überge- 
gangen find. 

Art. 8 Wegen der auf den abgetretenen Landestheilen baftenven 
Schulden wird feftgefegt: a) daß die Partieulargemeinen, Kirchſpiels-, Amts— 
und Landes- oder Provinzial-Schulden mit den betroffenen Gemeinen, Kirch: 
fpielen, Aemtern und Ländern oder Provinzen an den Fünftigen Bejiger 
übergeben, und auf vemfelben baften bleiben. Da wo eine Theilung der 
Aemter und Länder oder Provinzen ftattfindet, werden die Particular-, Amts— 
und Pandes-Schulvden nad eben dem Fuße und Maaßſtabe auf beive Theile 
vertbeilt, nach welchem die getrennten Theile zu der Berzinfung und Capital: 
rüdzablung, over wenn dies nicht auszumitteln ift, überhaupt zu gemeins 
Ihaftliden Ausgaben beigetragen baben; b) die berzoglid naſſauiſchen 
Staats- und Kammercafjen= Schulden follen, nach Conftatirung der auf ven 
Staatd- und Kammercajfen am 31. December 1814 baftenden Sculven- 
maffe, nach Verhältniß des reinen Revenüen-Betrags, welder aus den ab- 
getretenen Territorien in die Gentral-Staatd- und Kammercaffen nad dem 
Durdjchnitte der legten fünf Jahre vor dem Jahre 1812 gefloſſen ift, mit 
Hinzufügung des reinen Revenüen-Betrages des Amtes Runfel vom Jahre 
1814, zwifchen beiden Pariscenten getheilt werden; c) die naflau-oranifchen 
Staatd- und Kammerſchulden werden nach eben diefem Maaßftabe, unter zu 
Grundelegung vefjelben Terming, jedody nad dem Durchſchnitte Der oraniens 
naflauifchen reinen Kammer-Revenüen von den fünf Jahren 1801 bis 1805 
einſchließlich — melden jedesmal der reine Ertrag der Herrfchaften Weiter: 
burg und Schadeck vom Jahre 1814 beizufügen ift — unter den beiden 
Pariscenten getheilt; d) ausgenommen von dieſer Abtheilung find die ebe- 
maligen nafjausfaarbrüdichen auf die berzoglich naſſauiſche Staatscaffe über: 
nommenen, noch paflive ausftehenden Schulden. Diefe bleiben dem herzog— 
lid naffauifchen Haufe ausschließlich zur Yaft. 

Art. 9. Diejenigen Staats-Penfionen, welde wegen in den einzelnen 
Landestheilen geleifteter Localdienſte bewilligt worden find, oder auf darin 
gelegenen fäcularifirten Gütern ruben, überhaupt ihrem Urfprunge nad ein- 
zelnen Yanvestheilen angehören, find von derjenigen Seite ferner zu berich— 
tigen, in deren Befig die Objecte übergeben oder verbleiben, auf welchen 
fie ihrem Urfprunge nach gerubt haben. 

Militair-Penfionen fallen der Regierung zur Laft, die den Landesantheil 
befist, aus dem die zu penfionirenden Militairperfonen gebürtig find. 

Die Übrigen in dieſe Categorie nicht gehörigen Staats = Penfionairs 
werden nad dem Revenüen-Verhältniſſe wie die Staatsſchulden abgetbeilt. 

Leibrenten werden wie Sculven behandelt, und je nachdem fie auf 
einzelnen Kanvestheilen oder auf dem Ganzen haften, ganz oder antheils- 
weife von beiden Theilen übernommen. 

Art. 10. Die Localdiener gehen mit den abgetretenen Territorien über. 
Bei getheilten Aemtern übernimmt fie derjenige Theil, dem die Gemeine 
zufällt, in der fie bisher ihren Wohnort gehabt haben. 

Sämmtliche Central- und Provinzialdiener, die zu den adminiftrirenden 
Stellen zu Wiesbaden, Weilburg, Diez und Dillenburg gehören, verbleiben 
Naſſau, oder geben an Naſſau über; die zu Ehrenbreititein angeftellten über: 
nimmt Preußen. 

Diejenigen Centraldiener, welche ihre Dienfte bei einer oder der andern 
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Regierung nicht fortfegen fünnen, oder deren VBerfegung in ven Dutescentens 
Stand von einer oder der andern Seite in den nächſten drei Monaten nad 
Abſchluß gegenwärtigen Bertrags beichloffen wird, werden nad Maafgabe 
des naſſauiſchen Evictd vom 3. und 6. December 1811 penfionirt, oder mit 
Duiescentens®ehalten verfeben, welche pro rala nach dem bei ver Schulden— 
abtheilung angenommenen Maaßſtab gemeinſchaftlich bezahlt werden follen. 
Kein übernommener Staatsdiener foll weniger günftig behandelt werden, 
ald das angezogene Evict beftimmt. 

Art. 14. Alle in den wechlelfeitig abgetretenen Landestheilen geborne 
Militairperfonen, welche in einem geringern Dienft-Range ald dem eines 
Dberoffizierd ftehben, werden nach geenvigtem gegenwärtig bevorftehendem 
Feldzuge an vie Militairbehörden desjenigen Staats abgegeben, zu welchem 
ibre Geburtsörter gehören. Bis zu diefem Zeitpunfte fegen fie ihre jegigen 
Militairdienfte fort. Ä 

Dberoffiziere werden von dem Staate, in deffen Gebiet ihr Geburtsort 
fällt, nicht gehindert werden, ihre Dienfte bei dem andern pacigeirenden 
Staate, wenn fie dies vorziehen, fortzufegen. 

Art. 12. Die in den Zucht-, Arbeitd- und Irrenhäufern befindlichen 
Verbreder und Wahnfinnigen werden nad) den Geburtsorten an vie bes 
treffende Behörde abgegeben. 

Art. 13. Archive und Regiftraturen werden nah Maafgabe der Terris 
torial-Veränderungen abgefonvert, und beiden Theilen die auf ihre Landes— 
antheile fich beziehenden Actenftüde überliefert. 

Art. 14. Preußen übernimmt diejenigen Verpflichtungen des berzoglich 
naffauifchen Hauſes, welche wegen der Tarifhen Poft auf ven an daſſelbe 
abgetretenen Ländertheilen baften. 

Art. 45. Die große Yanpftrafe von Gießen durch das naffauifche 
Gebiet nah Ehrenbreitftein wird eine Militairftraße für Preußen zur Ver: 
bindung zwifchen Erfurt und Eoblenz fein. Es follen für diefelbe eben bie 
Beftimmungen gelten, welde für die preußifchen Militairftraßen durch die 
königlich hannoverſchen und kurfürſtlich befjiichen Staaten angenommen werden, 

Art. 16. Zur endlichen Auseinanderfeßung aller einer näheren Aus— 

aleihung noch bevürfenden Punfte, namentlich der Schulden, Penfionen und 
Staatödienerfchafts-Nerbältniffe, werden gleich nach erfolater Natification 
des gegenwärtigen Bertrages von beiden Seiten Commiffarien ernannt 
werden, die zu Wiesbaden zufammen treten, um dies Gefchäft in der mög: 
lichft fürzeften Frift zu beendigen. Sie werden ſolche Maafregeln zu ergreifen 
bevollmächtigt fein, daß der Zinfenlauf von den Staatsfchulden, und die 
Zahlung der Penfionen nicht ind Stoden geratbe, der Erevit der Staats— 
papiere nicht gefährdet, und ver Gaffendienft nicht unterbrochen werde. 
Art. 17. Da in dem zwiſchen des Königs von Preußen und des 
Königs der Niederlande Majeftäten über die gegenwärtigen gegenfeitigen 
Eeffionen gleichzeitig abgefchloffenen Vertrag ein Artifel aufgenommen worden 
ift, — welder wörtlich folgendermaßen lautet: 

„Il sera nomme& incessamment par Sa Majest& le Roi de Prusse et Sa 
Majeste le Roi des Pays-Bas une commission pour regler tout ce qui 
est relatif ä la cession des possessions nassoviennes de Sa Majeste par 
rapporl aux archives, detles, exc@dens des caisses et autres objets de la 
meme nalure. La parlie des archives qui ne regarde point les pays 
cedes, mais Ja maison d’Orange, et tout ce qui, comme bibliotheque, col- 
lection de cartes et autres objets pareils, appartient à la proprieie par- 
ticuliere et personelle de Sa Majeste le Roi des Pays-Bas reslera a Sa 
Majeste et lui sera aussitöt remis. Une parlie des susdiles possessions 
elant echangdes contre des possessions des Duc et Prince de Nassau, 
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Sa Majesté le Roi de Prusse s’engage, et Sa Majeste le Roi des Pays- 
Bas consent ä faire Iransferer l’obligation stipul&ee par le present arlicle 
sur Leurs Altesses Serenissimes les Duc et Prince de Nassau pour la 
parlie des dites possessions qui sera r&unie à Leurs Etats.“ 


— fo verpflichten ſich Ihre Durchlauchten der Herr Herzog und Herr Fürft zu 
Naffau, die in demfelben von des Königs von Preußen Majeftät übernom- 
menen Verpflichtungen in fo weit ganz in gleicher Art zu erfüllen, ale die— 
felben die jest an Ihre Durchlauchten übergehenden vormals oranifchen 
Länder und Ländertheile betreffen. 

Art. 18. Die Ratificationen follen innerhalb vier Wochen oder eher, 
wenn es fein fann, ausgewedjlelt, audy die abzutretenden Unterthanen gleidy: 
zeitig ihrer Pflichten gegen die vorige Regierung entbunden werben. 

Dep zu Urfund baben vie betreffenden Bevollmächtigten vorftehenven 
Trartat eigenhändig unterfchrieben und mit ihrem Inſiegel bedruden laffen. 

Sp gefchehen Wien, den 31, Mai 1815. 


2. Durchmarfche und Etappen: Convention. 17. Januar 1817, ratificirt 
5. März 1817. 


1. Seftftellung der Linie der königlich preußifhen Militair-Straße, der Etappen- 
bauptorte und Conftituirung der Etappenbezirke. 


Für die föniglich preußischen Truppen, welde von Erfurt nad Coblenz 
oder von ba zurüdmarfciren, find im Herzogthume Naffau als Haupt-Etappen— 
plätze feftgefeßt worden: die beiden Städte Montabaur und Fimburg. 

Die Bezirfe diefer beiden Etappen find folgenvergeftalt beftimmt: 1) 
für Montabaur die Ortfchaften Heiligenroth, Groß-Holbach, Klein-Hol— 
badı, Girod, Virod, Nomborn, Nenvdershaufen, Görpershauſen, Steinefrenz, 
Heilberfcheid, Eppenrode; 2) für Limburg die Drte Ahlbach, Ober-Tiefen- 
bach, Nieder-Tiefenbach, Efchofen, Ennerib, Mühlen, Dietfirhen, Debren, 
Hofen, Stedten, Schedrick und Runfel. 

Die Entfernung von Eoblenz nad Montabaur wird zu 3 Meilen, die 
von Montabaur nad Limburg ebenfalls zu 3 Meilen angenommen. 

Die durchmarſchirenden Truppen find gehalten, nach jedem als zum 
Bezirk gehörig bezeichneten Orte zu geben, welcher ihnen von dem berzoglich 
naffauischen Beamten, als der conftituirten Etappenbebörde, angewieſen wird. 

Artillerie, Munitiond> oder andere bedeutende Transporte werden, fo 
viel es thunlich ift, auf der Straße felbft, oder in deren Nähe untergebradt 
werden. 

Sollten ftärfere Truppenmärfche eine größere Ausdehnung der Etappen- 
bezirfe erforderlich machen, fo wird deshalb für einzelne Fälle zwifchen den 
Etappenbebörden und den mit der Dislocation beauftragten Offizieren be— 
fondere Verabredung getroffen werben. 

Da füniglich preußifcherfeits zwifchen Yimburg und Gießen eine Etappe 
zu Braunfels angelegt werden wird, fo follen dieſer Etappe die herzoglich 
naffauifchen Ortichaften Philippftein, Bernbach, Hirfchhaufen, Drommers- 
baufen und Selterd auf den Fall beigegeben werden, wenn Truppen von 
Erfurt nad Coblenz marfchiren, deren Boranfhiebung gegen die Etappe 
Limburg erforderlich wird. Die Entfernung ver Etappe Limburg von ber 
zu Braunfels wird zu 4 Meilen angenommen, 

Sp wie in jedem Haupt-Etappenort eine fortlaufende Etappencontrolle 
zu führen ift, aus welcher erfehen werden fann, daß die Vertheilung ver 
Truppen in dem Etappenbezirfe nad gleihem Maaßſtabe ftattfindet: fo foll 
diefe Gontrolle aud von der Etappenbehörde zu Braunfels vollftändig ges 
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führt, und am Schluffe jeden Monats dem berzoglich naffauifchen Beamten 
zu Weilburg mitgetheilt werden. 

Die Bertheilung der Einquartierung auf die einzelnen Orte gefchieht 
lediglich nad der Zahl der Häufer. 

I. Snftradirung der Truppen und Einridtung der Marfchrouten. 

Die auf der Militairftraße marfchirenden Truppen müffen mit genauer 
Berüdfihtigung der nunmehr feftgeftellten Etappenhauptorte inftradirt fein, 
indem fie fonft weder auf Quartier, noch auf Berpflegung Anfpruch machen 
fönnen. Sollte etwa in der Folge bin und wieder eine abweichende Be: 
ſtimmung nothwendig werden, fo fann nur in Gefolge einer Vereinigung 
beiver contrahirenden hohen Theile eine Aenderung erfolgen. 

Mas die Einrichtung der Marfchrouten betrifft, jo können diefelben nur 
allein von dem königlich preußifchen Kriegsminifterium, dem königlich preu— 
ßiſchen Generalcommando im Großherzogthum Niederrhein zu Coblenz, over 
dem des Herzogtbums Sachſen zu Mierfeburg mit Gültigfeit auggeftellt wer- 
den. Auf die von andern Behörden gegebenen Marfchrouten wird weder 
Duartier noch Verpflegung verabfolgt. 

In den von den oben erwähnten Behörden auszuftellenden Marfchrouten 
ift die Zahl der Mannfchaft CDffiziere, Unteroffiziere und Soldaten) und 
Pferde, wie die ihnen zufommende Verpflegung und ver Bedarf der Trang- 
portmittel genau zu beftimmen. 

Insbeſondere ift darauf zu achten, daß die Behörden von den Truppen: 
märfchen frühzeitig genug in Kenntniß gefest werden, und wird zu dem Ende 
Folgendes Bat: 

Die Detachements unter 20 Mann fünnen nur den 1. und 15. eines 
jeden Monats von dem legten preußifchen Haupt-Etappenorte abgehen (widri— 
genfall8 fie weder Duartier noch Verpflegung erhalten), follen aber nie obne 
einen PVorgefegten marfchiren. Bon vieler Regel find allein ausgenommen 
diejenigen Militairarreftanten, deren Transport feinen Auffchub leivet. 

Den Detadhements bis zu 50 Mann ift Tags zuvor ein Duartier- 
macher voraugzufciden, um bei der Etappenbehörde das Nöthige anzumel- 
den. Bon ver Anfunft größerer Detachements bis zu einem vollen Bataillon 
oder einer Escadron müſſen die Etappenbebörden wenigſtens drei Tage vor: 
ber benachrichtiget werden. Wenn ganze Bataillons, Escadrons oder mehrere 
Truppen gleichzeitig marfchiren, fo müffen nicht allein die Etappenbehörden 
wenigftens acht Tage zuvor benachrichtiget werden, fondern es foll auch die 
berzoglih naffauifche —— wenigſtens acht Tage zuvor benach— 
richtiget und requirirt werden. Außerdem ſoll, wenn eins oder mehrere Re— 
gimenter gleichzeitig durchmarſchiren, dem Corps ein commandirter Offizier 
wenigſtens drei Tage zuvor vorausgehen, um wegen der Dislocation, Ver— 
pflegung der Truppen, Geſtellung der Transportmittel u. ſ. w. mit der die 
Direction über die Militairſtraße führenden Behörde gemeinſchaftlich vie 
nöthigen Vorbereitungen auf ſämmtlichen Etappen-Hauptörtern für das ganze 
Corps zu treffen. Diefer commanbdirte Dfficier muß von der Zahl und 
Stärfe der Regimenter, von ihrem Berarf an Verpflegung, Transportmitteln, 
Tag der Anfunft u. f. mw. fehr genau inftruirt fein. 


II. Ginquartierung und Verpflegung der Truppen und die dafür zu besahlende 
Vergütung betreffend. 

A. (Berpflegung der Mannſchaft.) Einzelnen Beurlaubten und fonft 
nicht im Dienft befindlichen Militairperfonen wird weder Recht auf Quartier, 
nod auf Verpflegung gegeben; diejenigen Truppen aber, welche zum Quar— 
tier und zur Verpflegung berechtiget nd, erhalten ſolche entweder bei ven 
Einwohnern oder in den zu ihrer Aufnahme bejonvers aptirten Däufern 
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größeren Locales, Baraden ꝛc., deren Anlage ver berzoglich naffauifchen Re— 
gierung überlaſſen bleibt. Die Utenfilien in foldhen allgemeinen Bequar— 
tierungslocalen beftehen für den Unteroffizier und Gemeinen in Lagerftrob, 
einem Hafenbrett, Stühlen oder binreichenden hölzernen Bänfen. Jeder 
Unteroffizier und Soldat ift gehalten, mit der Einquartierung und Berpfle= 
gung in den Baraden zufrieden zu fein, fobald er dasjenige erhält, was er 
reglementsmäßig zu fordern berechtiget if. Die durchmarſchirenden Truppen, 
welche der Marfchroute gemäß bei den Unterthanen einquartiert werden, er— 
halten auf die Anweifung der Etappenbehörden und gegen auszuſtellende 
Duittung der Commandirenden, die Naturalverpflegung vom Duartierwirthe, 
indem Niemand ohne Verpflegung fernerbin einquartiert werden fol Als 
allgemeine Regel wird in dieſer Hinficht feftgeftellt, daß der Offizier ſowohl 
wie der Soldat mit dem Tifche feines Wirth zufrieden fein muß. lm jedoch 
fchlechter Beföftigung von Seiten des Wirths, wie übermäßigen Forderungen 
von Seiten der Soldaten vorzubeugen, wird Folgendes beftimmt: 

Der Unteroffizier und Soldat und jede zum Militair gebörende Pers 
fon, die nicht den Rang eines Dffizierd bat, fann in jedem Nactquartier, 
fei es bei den Einwohnern oder in den Baraden, verlangen: zwei Pfund 
gut ausgebackenes Roggenbrod, ein halb Pfund Fleifh und Zugemüfe, foviel 
des Mittags und des Abends zu einer reichlihen Mahlzeit gehört; des Mor: 
gens zum Frübftüd fann der Eolvat weiter nichts verlangen, fo wenig wie 
er berechtiget ift, von dem Wirthe Bier, Branntwein oder gar Eaffe zu for: 
dern; dagegen follen tie Ortsobrigfeiten dafür forgen, daß binreichenver 
Borratb von Bier und Branntwein in jedem Orte vorhanden ift, und daß 
der Soldat nicht Üübertheuert wird. Die SubalternDOffiziere, bis zum Ca— 
pitain erelufive, erhalten, außer Quartier, Holz und Licht, das nöthige Brod, 
Suppe, Gemüfe und ein halb Pfund Fleifch, alles vom Wirthe gehörig ge- 
kocht, auch Mittagd und Abends bei jeder Mabhlzeir eine Bouteille Bier, 
wie es in der Gegend gebrauet wird; Morgens zum Frübftüd Caffe, Butter: 
brod und ein achtel Duart Branntwein. Der Capitain fann außer der oben 
erwähnten Verpflegung des Mittags noch ein Gericht verlangen. Für viele 
Verpflegung wird von dem föniglich preußifchen Gouvernement folgende 
Vergütung bezahlt: für den Soldaten vier gute Groſchen in Gold; für ven 
Unteroffizier vier gute Grofchen in Gold; für den Subaltern-Dffizier zwölf 
gute Grofhen in Gold; für ven Capitain ſechszehn gute Grofchen in Golv. 

Staabsoffiziere, Obriften und Generale beföftigen fih auf eigene Ned: 
nung in den Wirthshäuſern; in ſolchen Orten, wo dies nicht thunlich fein 
follte, bezahlt der Staabsoffizier einen Gulden act und vierzig Kreuzer, 
der Dbrift und General zwei Gulden zwei und vierzig Kreuzer, wogegen 
der Quartierträger für anftändige und reichliche Koft forgen muß. Diefe 
a wird von den betreffenden Staabs- Dfficieren unmittelbar be— 
richtiget. 

Weiber und Kinder follen in der Regel weder Quartier noch PVerpfle: 
ung erhalten. Sollte jedoch ausnahmsweiſe dies nicht vermieden werben 
Öönnen, fo ift diefe Berechtigung auf Quartier und Verpflegung in der Marſch— 
route befonders zu bemerfen, und werden alsdann ſowohl die Frauen, ale 
vie Kinder gleich den Soldaten gegen die oben feftgefegte Entihäpigung 
einquartiert und verpflegt. Dagegen fönnen vie Frauen und Kinder der 
Dffigiere auf Quartier und Verpflegung nie Anspruch machen. 

Sollten bin und wieder durchmarfchirende Soldaten unterwegs franf 
werden, jo follen fie in eins der zunächſt gelegenen Hospitäler zu Coblenz 
oder Weglar gebradyt, im Kalle fie aber nicht mehr transportabel find, auf 
Koften des königlich preußifchen Gouvernements verpflegt und zur Heilung 
das Erforderlidhe angewendet werben. Ueber die Zahlung der Berpflegungs- 
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gelver werden fich die Regierungen zu Coblenz und Wiesbaden weiter mit 
einander benebmen. 

B. (Berpflegung ver Pferde.) Die berzoglih naflauifchen Beamten 
und Ortsobrigfeiten müſſen aebörig dafür forgen, daß den Pferven ftets 
möglichft gute, reinlihe Stallung angewieien wird. Iſt der Einquartierte 
mit der feinen Pferden eingeräumten Stallung nicht zufrieden, fo bat er 
feine Beſchwerde bei der Ortsobrigkeit anzubringen; dagegen ift es bei nach— 
drücklicher Strafe zu unterfagen, daß die Militairperfonen, welden Nang fie 
auch haben mögen, die Pferde der Duartierwirthe eigenmäcdtig aus dem 
Stalle jagen und ihre Pferde bineinbringen laffen. Die Fourage-Rationen 
werden auf Anmweifung der Eiuppenbebörde und gegen Quittung ded Em— 
pfüngers aus einem in jedem Gtappenbauptorte zu etablirenden Magazine 
in Empfang genommen, und die dabei etwa entitebenven Streitigfeiten wer— 
den von der Etappenbehörde fofort regulirt. Wollen die Gemeinden die 
Fourage felbit ausgeben, welces ihnen jederzeit freiftebt, oder machen die 
Umftände es in den zum Etappenbezirf gebörenvden bequartierten Ortfchaften 
nothwendig, daß, weil die Kourage aus dem Etappenmagazine nicht gebolt 
werden fann, die Rationen im Orte felbft geliefert werden müſſen, 10 bat 
ebenfall8 ein Commandirter des Detacdhementd die Fourage zur weiteren 
Diftribution von der Ortsobrigfeit in Empfang zu nehmen. Won den Quar— 
tierwirtben jelbit darf in feinem Falle glatte oder raube Fourage gefordert 
werben. 

Die herzoglich naffauifche Etappenbehörde bat in Gemeinschaft mit dem 
königlich preußiichen Etappeninſpector die Ficferung der Fourage auf einen 
nad dem Ermeſſen des Lestern zu beftimmenvden Zeitraum binaus an den 
Wenigſtnehmenden öffentlich zu verfteigern. Der königlich preußifche Etappen- 
infpector fann darauf antragen, daß ein zweiter Licitationstermin anberaumt 
wird, wenn ibm die Preife zu hoch fcheinen, welche weitere Verfteigerung die 
berzoglih naſſauiſche Behörde unterftüsen und anordnen wird. In den- 
jenigen Fällen, wo die Fourage richt aus dem Magazine genommen, fon- 
dern befonderer Umftände wegen von der Ortsobrigfeit geliefert ift, erbält 
dieſe denfelben Preis, welchen ver Lieferant erhalten haben würde, wenn 
aus dem Magazin fouragirt wäre. 

Die durch die Fouragelieferung entſtehenden Koften werden in dem von 
dem Föniglich preußifchen Etappeninfpertor bei der Licitation zu bedingenden 
Termin nad vorgängiger Liquidation von dem Föniglich preußiichen Gou— 
vernement baar berichtiget. Die mit der Liquidation zu beauftragenden 
gegenfeitinen Behörden werden fich über die Form des Rechnungsweſens 
nod weiter verftändigen. 


IV. Verabreihung des Vorfpanns und Geftellung der Fußboten. 


Die Transportmittel werden den durchmarſchirenden Truppen auf Ans 
weifung der Etappenbehörden und genen Duittung nur in fofern verabreicht, 
als deshalb in den fürmlidhen Marfchrouten das Nöthige bemerkt worven. 

Nur diejenigen Militairperfonen, welche unterwegs erfranft find, kön— 
nen außerdem, und zwar gegen Quittung, und nachdem die Unfäbigfeit zu 
marfchiren durch das Atteit eines approbirten Arztes oder Wundarztes nach— 
gewiefen worden, auf Transportmittel zur Fortſchaffung in das nächte Etap— 
penbospital Anspruch machen. Wenn bei Durdimärfchen ftarfer Armeecorps 
der Bedarf der Transportmittel für jede Abtbeilung nicht beftimmt ange— 
geben worden, und demnach diefe Ordnung nicht genau beobachtet werden 
fann, fo ift ver Commanvdeur der in einem Orte bequartierten Abtbeilung 
zwar befugt, auf eigene Verantwortung Transportmittel zu requiriren: dieſes 
muß aber durch eine fehriftlihe an vie DObrigfeit des Orts gerichtete Re— 
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quifition geſchehen, welche für die Stellung der Fuhren, gegen die bei der 
Seftellung fogleih zu ertheilende Duittung, forgen wird. Die quartier= 
machenden Commandirten dürfen auf feine Weife Wagen oder Reitpferde 
für fi) requiriren, es fei denn, daß fie ſich durd eine ſchriftliche Ordre des 
Regiments-Commandeurs, ald dazu berechtiget, legitimiren fünnen. 

Die Transportmittel werden von einem Nachtquartier bie zum andern, 
d. b. von einem Etappenbezirfe bis zum nädhften geftellt, und die Art ver 
Geftellung bleibt den Landesbehörden gänzlich überlaffen. Die durchmar— 
fhirenden Truppen find gehalten, die Transportmittel bei der Anfunft im 
Nachtquartier forort zu entlaffen; dagegen muß von den Behörden dafür 
geforgt werden, daß ed an den nöthigen frifchen Transportmitteln nicht fehle 
und foldhe zur gehörigen Zeit ——— Die durchmarſchirenden Truppen 
oder einzeln reifenden Militairperfonen, welche auf einer Etappe eintreffen, 
werden den andern Morgen weiter geihafft. Sie fünnen nur dann ver- 
langen, venfelben Tag weiter transportirt zu werben, wenn beöhalb Tags 
zuvor eine ordnungsmäßige Anzeige gemadt worden, widrigenfalls müſſen 
fie, wenn fie glei weiter und doppelte Etappen zurüdlegen wollen, auf 
eigene Koften Ertrapoftpferde nehmen. Den betreffenden Offizieren wird es 
bei eigener Verantwortung zur befonvderen Pflicht gemacht, darauf zu achten, 
daß Die Wagen unterwegs nicht durch Perfonen erfchwert werden, welde 
zum Fahren fein Recht haben, und daß die Fuhrleute feiner üblen Behand— 
lung audgefest find. 

Als Vergütung für den Vorſpann wird von dem königlich preußifchen 
Gouvernement für jede Meile und für jedes Pferd, inclufive des Wagens, 
wenn ein folder erforderlich ift, vie Summe von ſechs auten Groſchen Gold 
bezahlt. Die Ladung für eine einfpännige Fuhre fann nie über zehn Cents 
ner betragen. 

Die Entfernung von einem Nadıtquartier in das andere wird der Ent: 
fernung des Etappenbauptorts, nach der oben angegebenen Entfernung, bie 
zum andern gleidy gerechnet, die Fuhrpflichtigen mögen einen weitern oder 
nähern Weg zurüdgelegt haben. Der Weg der Zubrpflichtigen bis zum Anz 
fpannungsorte wird nicht mit in Anrechnung gebracht. 

Die Fußboten und Wegweiſer dürfen von dem Militair nicht eigen- 
mächtig genommen, vielweniger mit Gewalt gezwungen werben, fondern es 
find foldhe won den Obrigfeiten des Orts, worin das Nachtquartier ift, oder 
wodurd der Weg gebet, Ichriftlich zu requiriren, und die Requirenten haben 
darüber fofort zu quittiren. Nach vorgängiger und richtig befundener Liqui— 
dation, welche jedesmal dem Etappeninfpector vorzulegen ift, um die Ridytig- 
feit der angegebenen Entfernungen zu prüfen und zu atteftiren, foll das 
Fotenlohn für jede Meile mit vier auten Grofchen Gold vergütet werben, 
wobei der Rückweg nicht gerechnet wirt. 

Die Zahlung für Vorfpann und Boten erfolgt vierteljährig nad gehörig 
gepflogener Liquidation. 


V. Aufrechthaltung der Ordnung und militairifchen Polizei. 


Bon berzoglich naffauifcher Seite follen vie berzoglichen Beamten zu 
Montabaur und Limburg in viefen beiden Etappenbezirfen für die Leitung 
des Bequartierunge- und Verpflegungs-GSefchäfts angeorbnet werden. Sie 
haben die Etappen-Eontrollen zu führen, darauf zu fehen, daß die Mund: 
verpflegung allenthalben conventionsmäßig geleifiet werde; den in einzelnen 
Fällen entſtehenden Befchwerden gegen vie Einwohner, nad vorgängiger 
Unterfucung, abzubelfen; Klagen gegen das Militair anzubören und an den 
reip. königlich preußiſchen Etappeninfpeetor oder den Commandirenden zur 
Abhülfe gelangen zu laſſen. Sie haben ferner die Fourage-Licitationen 
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emeinfchaftlich mit den Etappeninfpectoren anzuordnen und über die pünft- 
ihe Erfüllung der Kieferungsaccorde zu machen. 

Sollte bei vorfallenden thätlichen Differenzen zwifchen Unteroffizieren und 
Soldaten und Einwohnern eine Arretirung der Erfteren oder fonjtige mili- 
tairiſche Einfchreitung erforderlich werden: fo haben vie herzoglichen Beamten 
den ald Platz-Commandanten an jedem Etappenbauptorte befindlichen ber: 
zoglichen Referve-Compagniechef zu requiriren, welcher die betreffenden In» 
bividuen den Commandirenden zur weiteren Unterfuhung und Beftrafung 
abzuliefern hat. 

Die füniglich preußifchen Etappeninfpeetoren werden zu Weslar und zu 
Coblenz angeftellt, deren Beftimmung dahin gebt, für die Aufrechthaltung 
der Ordnung und Nichtigfeit der Liquidationen Sorge zu tragen, und et» 
wanigen Befchmerden, fo viel wie möglich, abzubelfen. Sie haben aber feine 
Autorität über die berzoglich naffauifchen Unterthanen, fondern fönnen nur, 
im Fall den Truppen verweigert wird, was diefelben mit Recht und Billig- 
feit verlangen fönnen, bei den herzoglich naſſauiſchen Landesbehörden Be— 
ſchwerde führen. 

Was die zu dem Etappenbezirf von Braunfels gehörigen herzoglich 
naffauifchen Ortſchaften betrifft, fo wird ver berzoglih naſſauiſche Beamte 
zu Weilburg für die Erhaltung der Ordnung in denfelben Sorge tragen, 
und bat die Etappenbehörde zu Braunfels vorfommenden Falls denfelben 
zu requiriren, 

Die commandirenden Offiziere fowohl, wie die Etappenbehörden, find 
anzumeifen, ftetd mit Eifer und Ernft dahin zu trachten, daß zwifchen den 
Bequartierten und den Soldaten ein guter Geift der Eintracht erhalten werde, 
und daß die Einwohner, in Beziehung auf ihre deutfchen Brüder, willig die- 
jenigen Laſten tragen, welche der Natur der Sache nach nicht ganz gehoben, aber 
durd ein billiges Benehmen von beiden Seiten fehr gemilvert werden fünnen. 

Die föniglich preußifchen Truppen, welche auf der genannten Militair: 
ftraße inftradirt werben, follen jedesmal von dem Inhalte diefer Convention, 
fo weit es nöthig ift, vollftändig unterrichtet werden, fo wie die erforderlichen 
Auszüge aus derfelben auf den Etappen zur Nachricht befannt gemadt und 
affihirt werden können. 

Die vorftehende Etappenconvention foll mit dem 1. Januar 1817 in 
Kraft treten, audy auf zehn Jahre vom befagten Datum an gerednet ale 
gültig abgeichloffen fein. Es wird dabei feftgefegt, daß für den Fall eines 
in dieſer Periode eintretenden Krieges, den Umftänden nad, die etwa noth— 
wendigen abändernden Beftimmungen durd eine befondere Webereinfunft 
regulirt werben follen. 

Die oben ftipulirte Vergütung für Portionen, Nationen, Vorſpann u. |. w. 
wird das füniglich preußifche Gouvernement audy von denen zu der in Franf- 
reich noch befindlichen Decupationsarmec gehörigen Truppen ganz ausbe— 
zahlen, wogegen man fich herzoglich nafjauifcherfeit3 anheiſchig macht, den 
Betrag der Hälfte der gedachten Preife auf die Dauer des Aufenthalts jener 
Armee in Frankreich aus allgemeinen Pandesmitteln vierteljährig dem Fönig- 
lid preußifhen Gouvernement zu reftituiren. 

Zu Urfund deſſen ift diefe Uebereinfunft doppelt ausgefertiget, und 
unter Vorbehalt Allerhöchſter und Höchfter Ratification vollzogen und gegen- 
einander ausgewechſelt worden. 

Sp gefhehen Wiesbaden, den 17. Januar 1817. 


3. Bagabunden : Fonvention. 31. März 1819. 


Zwifchen der Föniglich preußifchen und der berzoglich naffauifhen Re— 
gierung ift unterm 31. März d. J., wegen gegenfeitiger Uebernahme ver 
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Vagabunden und Ausgewieſenen, eine Uebereinkunft abgefchloffen worden, 
welche mit der durch die Gefegfammlung vom vorigen Jahre sub No. 8. 
(pag. 53-57.) publicirten dergleihen Convention mit dem Königreich 
Baiern, vom 9. Mai v. 3., mit Ausnahme des in der Anlage befonverg 
abgedrudten Artifels 12., völlig gleichlautend ift. 

Indem diefe Mebereinfunft, welche vom Tage der Publication an in 
Kraft tritt, hierdurch zur allgemeinen Kenntniß gebracht wird, ift es der 
Wille Seiner Majeftät des Königs, daß dieſelbe von allen Militair- und 
Civil-Bebörden, wie auch von fämmtlihen Allerhöchſt Ihren Untertanen 
in allen Stüden auf das Genauefte befolgt werde. 

Berlin, ven 16. April 1819. 

Art. 12. Den angrenzenden föniglichen Provinzial-Regierungen und 
ber berzoglichen Landes-Negierung zu Wiesbaden bleibt es überlaffen, 
wegen der näher zu beftimmenven Richtung der Transporte und der beider- 
feitigen Uebernahmsorte ſich zu vereinigen. 


4. Webereinfunft zur Unterdrücung der Forftfrevel. 10. October 1821. 
(5. Hannoper 7.) # 


Art.4. Den unterfuchenden und beftrafenden Behörden wird zur Pflicht 
gemacht, die Unterfuchung und Beftrafung der Forftfrevel in jedem einzelnen 
Halle fo ſchleunig vorzunehmen, als es nach der Verfaffung des Landes nur 
irgend möglich if. Auch foll die Vollziehung der Straf-Erfenntniife und 
die Beitreibung der, dem befchädigten Walveigentbümer zuerfannten Schaden— 
Erſatzgelder, welde übrigens von den füniglich preußiichen Behörden eben 
fo, mie dies bei den berzoglich naffauifchen ver Fall ift, in allen vorfom- 
menden Fällen von den Strafgelvern getrennt angefegt werden, jedesmal 
obne Verzögerung bewirft und darüber niemals zu gegründeten Beſchwerden 
Veranlaffung gegeben werben. 


5. Abkommen wegen gegenfeitiger Aufhebung der Koftenvergütung in Unter: 
fuchungs= Sachen gegen Unvermögende. 27. März; 1828. 


Nachdem die föniglich preußische Negierung mit der berzoglich naffauifchen 
Regierung dabin itbereingefommen ift, die gegenfeitige Koftenvergütung in 
Unterfuhungsfachen gegen unvermögenve Perfonen aufzuheben, erklärt Das 
— 2* — preußiſche Miniſterium der auswärtigen Angelegenheiten hiermit 

olgendes: 

9— In allen Fällen, wo Delinquenten von einer königlich preußiſchen 
Criminal⸗Juſtizbehörde an eine herzoglich naſſauiſche Criminal-Juſtizbehörde, 
oder von dieſer an jene, nach vorgängiger Requiſition, ausgeliefert werden, 
find nicht allein alle baare Auslagen, ſondern auch die ſämmtlichen, nach der 
bei dem requirirten Gericht üblichen Tare, zu liquivirenden Gerichtögebühren 
von dem letzteren aus dem Vermögen des an das requirirende Gericht aus— 
gelieferten Delinauenten, wenn ſolches binreicht, zu entrichten. Hat aber 
der ausgelieferte Delinquent fein binreichendes Vermögen, fo fallen die Ge— 
bübren für die Arbeiten des requirirten Gerichts durchgehends weg, und 
das requirirende Gericht bezahlt alsdann dem eriteren nur die baaren Aus— 
lagen für Asuna, Transvort, Porto und Copialien. 

2. Nach aleichen Grundſätzen foll aud in Abficht der Bezahlung der 
Koften in ſolchen Unterfuchungsfälfen verfahren werden, wo es nidt auf 
die Auslieferung von Delinquenten, fondern nur auf die Vernebmung oder 
ESiftirung von Zeugen oder anderen Perfonen anfommt. 


*) Nur in dem Art. 4 findet eine Abweichung flatt. 
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Die Reife- und Zehrungsfoften des Nichters, fofern diefe zur Genügung 
der Requifition notbwendig find, follen jedoch, glei den ad 1. erwäbnten 
baaren Auslagen, nad) der bei dem requirirten Gerichte üblichen Tare, auch 
jedenfalls erſetzt werden. | 

3. Zur Entſcheidung ver Frage: ob der Delinquent binreichendes Vers 
mögen zur Bezablung der Gerichtsgebühren befige oder nicht? foll in ven 
beiderfeitigen Landen nichts Weiteres als das Zeugniß derjenigen Gerichte- 
ftelle erfordert werden, unter welcher der Delinquent feine wefentliche Woh— 
nung bat. Sollte derfelbe feine wefentliche Wohnung in einem dritten Lande 
gehabt haben, und die Beitreibung der Koften dort mit Schwierigfeiten ver- 
bunden fein; fo wird ed angeſehen, als ob er fein binreichenves eigenes 
Vermögen befige. 

4. Den in allen Unterfuchungsfachen zu fiftirenden Zeugen und jeder 
abzubörenden Perfon überhaupt, follen die Reiſe- und Zebrungsfoften nebft 
der wegen ihrer Verſäumniß ibnen gebührenden Vergütung, nad deren vom 
requirirten Gericht gefchebenen Verzeichnung, bei erfolgter wirflicher Siſtirung, 
fei es vor dem requirirten oder vor dem requirirenden Gericht, vom requi- 
rirenden unverzüglich verabreicht werden. Sofern fie dafür eines Vorfchufjes 
bedürfen, wird das requirirte Gericht zwar die Auslage davon übernehmen; 
es foll felbige jedoch vom requirirenden Sericht, auf die erhaltene Benady- 
richtigung, dem requirirten Gericht ungefäumt wiedereritattet werden. 

5. Gegenmwärtige Erflärung foll, nachdem fie gegen eine übereinftim- 
mende, von dem berzoglich naffauifchen Miniiterio vollzogene, ausgewechſelt 
worden, Kraft und Wirffamfeit in den gefammten beiderfeitigen Landen 
haben, und öffentlich befannt gemacht werden. 

Berlin, den 27. März 1828. 


6. Rheinſchiffahrts-Acte vom 31. März 1831 nebft den darauf bezüglichen 
Verträgen. 
(Siebe Baden.) 


7. VBertrag wegen Negulirung der Schiffabrtöverbältniffe auf der Lahn. 
16. October 1844, ratificirt 19. Auguſt 1815. *) 


8. Uecbereinfommen wegen ber Außercursfegung von Papiergeld. 
6. September 1850. 
(2. Baben.) 


25. Oeſterreich. 


1. Vertrag wegen bed Herzogthums Warſchau. 3. Mai 1815. 
(S. Rußlanb.) 


2. Schlufacte des Congreſſes zu Wien. 9. Juni 1815. 


Au nom de la tres-sainte et indivisible Trinite. 


Les puissances qui ont signe le traité conclu a Paris le 30. Mai 1814, 
s’elant reunies à Vienne, en conformite de l’arlicle 32. de cet acte, avec 
les princes et états leurs allies, pour completer les dispositions dudit traite, 
et pour y ajouter les arrangements rendus necessaires par l’etat dans le- 
quel l’Europe etoit restee ä la suite de la derniere guerre, desirant main- 
tenant de comprendre, dans une Iransaction commune, les difförents resul- 


*) Miteontrahent ift Heffen - Darmftabt: der befchränfte Raum gebietet das Meglaffen 
biefes Vertrags. 
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tats de leurs negocialions, afın de les revètir de leurs ratifications r&ciproques, 
ont aulorise leur plenipotenliaires ä re@unir, dans un instrument general, 
les dispositions d’un intérèt majeur et permanent et à joindre ä cet acte, 
-comme parlies integranles des arrangemens du congres, les traités, con- 
venlions, declarations, reglemens et aulres acles partliculiers, tels qu’ils se 
trouvent ciles dans le present traile, et ayant les susdites puissances nomme 
plenipotentiaires au congres, savoir: | 

S. M. l’Empereur d’Autriche, Roi de Hongrie et de Boh@me: Le 
Sieur Clement - Venceslas-Lothaire Prince de Metternich- Winnebourg- 
Ochsenhausen elc., et le Sieur Jean-Philippe Baron de Wessenberg ele. 

S. M. le’Roi d’Espagne et des Indes: Don Pierre-Gomez Labra- 
dor elc. 

S. M. le Roi de France et de Navarre: Le Sieur Charles - Maurice 
de Talleyrand-Perigörd, Prince de Talleyrand etc., le Sieur Duc de 
Dalberg etc., le Sieur Comte Gouvernet de Latour-du-Pin etc., et 
le Sieur Alexis Comte de Noailles etc. 

S. M. le Roi du royaume de la Grande - Bretagne et d’Irlande: 
Le Ires-honorable Robert Stewart, Vicomte Castlereagh etc., le Ires- 
excellent et tres-illustre Seigneur Arthur Wellesley, Duc, Marquis et 
Comte de Wellington elc., le ires-honorable Richard le Poer Trench, 
Comte de Clancarty etc., le tres-honorable Guillaume Shaw, Comte 
Cathcart etc., et le Ires-honorable Chevalier Guillaume Stewart, Lord 
Stewart etc. 

S. A. R. le Prince-regnant du royaume de Portugal et de celui du 
Bresil: Le Sieur Dom Pierre de Sousa-Holstein, Comte de Palmella elc., 
le Sieur Antoine de Saldanha de Gama etc., et le Sieur Dom Joachim 
Lobo da Silveyra etc. 

S. M. le Roi de Prusse: Le Prince de Hardenberg etc., et le 
Sieur Charles-Guillaume Baron de Humboldt etc. 

S. M. !’Empereur de toutes les Russies: Le Sieur Andre Prince de 
Rasoumoffsky elc., le Sieur Gustave Comte de Stackelberg etc., et 
le Sieur Charles-Robert Comte de Nesselrode elc. 

S. M. le Roi de Suede et de Norvege: Le Sieur Charles- Axel 
Comte de Loewenhjelm etc. 

Ceux de ces plenipotentiaires qui ont assiste ä la clöture des nego- 
cialions, apres avoir exhibe leurs pleins-pouvoirs, trouves en bonne et due 
forme, sont convenus de placer dans ledil instrument general et de munir 
de leur signature commune les arlicles suivans: 

Art. 1. Le duche de Varsovie, ä l’exceplion des provinces et districts, 
dont il a «le aulrement dispose dans les arlicles suivants, est réuni A 
’Empire de Russie. 1 y sera lie invariablement *) par sa conslitulion, 
pour ètre posscde par S. M. ’Empereur de toutes les Russies, ses heri- 
tiers el ses successeurs à perpeluite. Sa Majeste imperiale se reserve de 
donner ä cet &lat, jouissant d’une administration dislincte, l’extension in- 
terieure, qu’elle jugera convenable. Elle prendra, avec ses aulres titres, 
celui de Czar, Roi de Pologne, conformement au protocole usite el con- 
sacr& pour les titres allaches ä ses aulres possessions. 

Les Polonois, sujels respeclifs de la Russie, de l’Autriche et de la 
Prusse, obliendront une representalion et des institutions nationales, reglees 
d’apres le mode d’existence polilique que chacun des gouvernemens, aux- 
quels ils apparliennent, jugera ulile et convenable de leur accorder. 

Art. 2. La parlie du duche de Varsovie que S. M. le Roi de Prusse 


*) In dem Abbrude nad dem preußifhen Originale hebt: irrevocablement. (Klüber.) 
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possedera en loute souverainete et propriel& pour lui el ses successeurs, 
sous le lilre de grand-duche de Posen, sera comprise dans la ligne 
suivanle: 

En partant de la frontiere de la Prusse orientale au village de Neu- 
hof, la nouvelle limite suivra la frontiere de la Prusse occidenlale, telle 
qu’elle a subsiste depuis 1772 jusqu’a la paix de Tilsit, jusqu’au village 
de Leibitsch, qui appartiendra au duche de Varsovie: de la il sera lire 
une ligne qui, en laissant Kompania, Grabovice et Szytno ä la Prusse, 
passe la Vistule aupres de ce dernier endroit, de l’aulre cöl& de la riviere 
qui tombe vis-ä-vis de Szyino dans la Vistule, jusqu’a l’ancienne limite 
du distriet de la Netze aupres de Gross-Opoczko, de maniere que Sluzewo 
apparliendra au Duche, et Przybranowa, Hollaender et Maziejewo ä la 
Prusse. De Gross-Opoezko on passera par Chlewiska, qui resiera ä la 
Prusse, au village de Przybyslaw, et de la par les villages Piasky, Chelmce, 
Witowiczky, Kobilynka, Woyezyn, Orchowo, jusqu’a la ville de Podwidz. 

De Podwidz on continuera par la ville de Slupce jusqu’au point du 
confluent des rivieres Wartha et Prosna. 

De ce point on remontera le cours de la riviere Prosna jusqu’au 

village Koscielnawice ä une lieue de la ville de Kalisch. 
La laissant à cette ville (du côté de la rive gauche de la Prosna) 
un territoire en demi-cercle, mesure sur la distance qu’il y a de Kosciel- 
nawice à Kalisch, on rentrera dans le cours de la Prosna, et l'on conti- 
nuera à la suivre, en remontant par les villes Grabow, Wieruszow, Boles- 
lawiec, pour terminer la ligne pres du village Gola ä la frontiere de la 
Silesie, vis-A-vis de Pitschin. 

Art. 3. Sa Majeste imperiale royale apoustolique possedera en toule 
propricie et souverainet& les salines de Wieliczka, ainsi que le territoire 
y apparlenantl, 

Art, 4. Le Thalweg de la Vistule separera la Galicie du terriloire 
de la ville libre de Cracovie. Il servira de même de frontiere entre la 
Galicie et la parlie du ci-devant duche de Varsovie reuni aux états de 
S. M. !’Empereur de toutes les Russies, jusqu’aux environs de la ville de 
Zawichost, 

De Zawichost jnsqu’au Bug la frontiere seche sera determinde par la 
ligne indiquee dans le traité de Vienne de 1809, aux ralifications pres, 
que d’un commun accord on Irouvera n6cessaire d’y apporler. 

La fronliere à parlir du Bug, sera relablie de ce cote entre les deux 
empires telle qu’elle a été avant ledit traite. 

Art.5. 8. M. l’Empereur de toutes les Russies cede A S. M. I. et 
R. A. les distriets qui ont été delaches de la Galicie orienlale en verlu 
du traite de Vienne de 1809, des cercles de Zloczow, Brzezan, Tarnopol 
et Zalesczyk, et les fronlieres seront relahlies de ce cöle telles qu’elles 
avoient été avant 'époque dudil traite, 

Art. 6. La ville de Cracovie avec son terriloire est declaree, ä per- 
peluite, cite libre, independante et striclement neulre, sous la protection 
de la Russie, de l’Autriche et de la Prusse. 

Art. 7. Le territoire de la ville libre de Cracovie aura pour fron- 
tiere, sur la rive gauche de la Vistule, une ligne qui, commengant au 
village de Wolica, à l’endroit de l’embouchure d’un ruisseau, qui pres de 
ce village se jette dans la Vistule, reniontera ce ruisseau par Clo, Kosciel- 
niki jusqu’a Czulice, de sorte que ces villages sont compris dans le rayon 
de la ville libre de Cracovie. De lä, en longeant les frontieres des vil- 
lages, continuera par Dzickanovice, Garlice, Tomaszow, Karniowice, qui 
resteront egalement dans le lerritoire de Cracovie, jusqu’au point oü com- 


448 


mence la limite, qui separe le district de Krzeszovice de celui d’Olkusz ; 
de lä elle suivra celle limite entre les deux distriels cites, pour aller 
aboulir aux frontieres de la Silesie prussienne. 

Art. 8 8. M. l’Empereur d’Autriche voulant contribuer en parli— 
culier de son cöte a ce qui pourra faciliter les relations de commerce et 
de bon voisinage entre la Galicie et la ville libre de Cracovie, accorde à 
perpetuil ä la ville riveraine de Podgorze les privileges d’une ville libre 
de commerce, tels qu’en jouit la ville de Brody. Cette liberte de com- 
merce s’elendra ä un rayon de cing cents toises, à prendre de la barriere 
des fauxbourgs de la ville de Podgorze. Par suite de cette concession 
perpeluelle, qui cependant ne doit point porler alleinte aux droits de sou- 
verainete de Sa Majeste imperiale et royale apostolique, les douanes 
autrichiennes ne seront elablies que dans des endroils situes au dehors 
dudit rayon, I n’y sera forme de meme aucun elablissement militaire, 
qui pourroit menacer la neutralit@ de Cracovie, ou gener la libert€ de 
commerce, dont Sa Majeste imperiale et royale aposlolique veut faire jouir 
la ville et le rayon de Podgorze. 

Art. 9. Les cours de Russie, d’Autriche et de Prusse s’engagent & 
respecler et ä faire respecler, en tout temps, la neutralit@ de la ville libre 
de Cracovie et de son lerritoire; aucune force armde ne pourra jamais y 
ölre introduile sous quelque pretexte que ce soil. 

En revanche il est entendu et expressement stipule, qu’il ne pourra 
etre accorde dans la ville libre et sur le territoire de Cracovie, aucun 
asyle ou protection à des Iransfuges, deserteurs, ou gens poursuivis par 
la loi, appartenant aux pays de l’une ou de l’autre des haules puissances 
susdites, et que sur la demande d’extradition, qui pourra en £tre faite 
par les autoriles competentes, de tels individus seront arretes et livres 
sans delai, sous bonne escorle, ä la garde qui sera chargée de les recevoir 
ä la frontiere. 

Art, 10. Les disposilions sur la constitution de la ville libre de 
Cracovie, sur l'academie de celte ville et sur l’eveche et le chapitre de 
Cracovie, telles qu’elles se trouvent enoncees dans les articles 7, 15, 16 
et 17 du traité additionnel relaliff a Cracovie, annexe au present traité 
general, auront la m&me force el valeur, que si elles etoient textuellement 
inserees dans cel acle. 

Art. 11. I y aura amnistie pleine, generale, et parliculiere, en 
faveur de tous les individus, de quelque rang, sexe, ou condition qu’ils 
puissent £ire, 

Art. 12. Par suite de l’article pr&cedent, personne ne pourra ä 
l’avenir &tre recherche ou inquicte, en aucune maniere, pour cause quel- 
conque de parlicipation directe ou indirecle, a quelque €poque que ce 
soit, aus evenemens poliliques, civils ou militaires en Pologne. Tous les 
proces, poursuiles, ou recherches seront regards comme non-avenus, les 
sequestres ou confiscalions provisoires seront leves, et il ne sera donne 
suite à aucun acte provenant d’une cause semblable. 

Art. 13. Sont exceples de ces disposilions generales à l’egard des 
confiscations, tous les cas, oü les @dits ou sentences prononces en dernier 
ressort, auroient deja regu leur entiere execulion, et n’auroient pas éêté 
annulles par des evenemens subséquens. 

Art. 14. Les principes etablis sur la libre navigation des fleuves el 
canaux dans toute l’etendue de l’ancienne Pologne, ainsi que sur la fre- 
quentalion des ports, sur la eirculation des productions du sol et de l’in- 
dustrie entre les dilferentes provinces polonoises, et sur le commerce de 
transit, tels qu’ils se trouvent Enonces dans les articles 24, 25, 26, 28 el 
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29 du trait& entre l’Autriche et la Russie, et dans les articles 22, 23, 24, 
25, 28 et 29 du traile entre la Russie et la Prusse, seront invariablement 
maintenus. 

Art. 15. 8. M. le Roi de Saxe renonce ä perpetuit&, pour lui el 
tous ses descendans el successeurs, en faveur de S. M. le Roi de Prusse, 
a tous ses droits et tilres sur les provinces, disiriets et terriloires ou par- 
ties de lerriloires du royaume de Saxe designes ci-apres, et S. M. le Roi 
de Prusse possödera ces pays en loule souverainete et propriete, et les 
réunira à sa monarchie. Les distriets et terriloires ainsi cédés seront se- 
pares du reste du royaume de Saxe par une ligne qui fera desormais la 
frontiere entire les deux terriloires prussien et saxon, de maniere que tout 
ce qui est compris dans la delimitalion formee par cette ligne, sera resli- 
tue à S. M. le Roi de Saxe, mais que $. M. renonce ä& tous les distriets 
et terriloires qui seroient situes au dela de celte ligne, et qui lui auroient 
appartenu avant la guerre. 

Cette ligne parlira des confins de la Boh@me pres de Wiese dans les 
environs de Seidenberg, en suivant le courant du ruisseau Wittich jusqu’ä 
son confluent avec la Neisse, 

De la Neisse elle passera au cercle d’Eigen entre Tauchritz venant 
a la Prusse, et Bertschoff restant ä la Saxe; puis elle suivra la fronliere 
septentrionale du cercle d’Eigen jusqu’a l’angle enire Paulsdorf et Ober- 
Sohland; de la elle sera continuce jusqu’aux limites qui separent le cercle 
de Goerlitz de celui de Bautzen, de maniere que Ober-, Mittel- et Nieder- 
Sohland, Olisch et Radewilz restent ä la Saxe. 

La grande route de poste entre Goerlitz et Bautzen sera a la Prusse 
jusqu’aux limites des deux cercles susdils. Puis la ligne suivra la fron- 
tiere du cercle jusqu’a Dubrauke, ensuile elle s’etendra sur les hauteurs 
a la droite du Löbauer-Wasser, de maniere que ce ruisseau avec ses deux 
rives et les endroils riverains jusqu’a Neudorf, restent, avec ce village, ä 
la. Saxe, 

Cette ligne relombera ensuite sur la Spree et le Schwarz- Wasser; 
Liska, Hermsdorf, Kelten et Solchdorf passent a la Prusse, 

Depuis la Schwarze-Elster pres de Solchdorf on tirera une ligne droite 
jusqu’a la frontiere de la seigneurie de Königsbruck, pres de Grossgräbchen. 
Cetle seigneurie reste à la Saxe, et la ligne suivra la fronliere septen- 
trionale de cette seigneurie jusqu’ä celle du bailliage de Grossenhayn dans 
les environs d’Ortrand. Ortrand et la roule depuis cet endroit par März- 
dorf, Stolzenhayn, Groebeln a Mühlberg, avec les villages que cette route 
traverse, el de manicre qu’aucune partie de ladite route ne reste hors du 
territoire prussien, passent sous la domination de la Prusse. La frontiere, 
depuis Groebeln, sera tracce jusqu’a l’Elbe pres de Fichtenberg, et suivra 
celle du bailliage de Mühlberg; Fichtenberg vient ä la Prusse. 

Depuis l’Elbe jusqu’ä la frontiere du pays de Mersebourg, elle sera 
reglee de maniere que les bailliages de Torgau, Eilenbourg et Delitsch 
passent ä la Prusse, et ceux d’Oschatz, Wurzen et Leipsic restent à la 
Saxe. La ligne suivra les frontieres de ces bailliages, en coupant quelques 
enclaves et demi-enclaves. La route de Mühlberg ä Eilenbourg sera en 
entier sur le territoire prussien. 

De Podelwitz, appartenant au bailliage de Leipsic et restant ä la 
Saxe, jusqu’a Eylra, qui lui reste egalement, la ligne coupera le pays de 
Mersebourg, de maniere que Breitenfeld, Haenichen, Gross- et Klein- 
Dolzig, Mark-Ranstaedt et Knaut-Nauendorf restent ä la Saxe, Modelwitz, 
Skeuditz, Klein-Liebenau, Alt-Ranstaedt, Schköhlen et Zietschen passent 
a la Prusse. 
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Depuis la, la ligne coupera le bailliage de Pegau, entre le Flossgraben 
et la Weisse-Elster. Le premier, du point oü il se separe au-dessous de 
la ville de Crossen (qui fait partie du bailliage de Haynsbourg), de la 
Weisse-Elster, jusqu’au point oü, au-dessous de la ville de Mersebourg, 
il se joint à Ja Saale, appartiendra dans tout son cours entre ces deux 
villes, avec ses deux rives, au territoire prussien. 

De la, oü la fronliere aboutit ä celle du pays de Zeitz, elle suivra 
celle-ci jusqu’ä celle du pays d’Altenbourg pres de Luckau. 

Les fronlieres du cercle de Neustadt, qui passe en entier sous la do- 
mination de la Prusse, restent intactes. 

Les enclaves du Voiglland dans le pays de Reuss, savoir: Gefäll, 
Blintendorf, Sparenberg et Blankenbourg se trouvent comprises dans le lot 
de la Prusse., " | 

Art. 16. Les provinces et districls du royaume de Saxe, qui passent 
sous la domination de S. M. le Roi de Prusse, seront designes sous le 
nom de duche de Saxe, et S. M. ajoutera à ses tilres ceux de Duc de 
Saxe, Landgrave de 'Thuringe, Margrave des Deux-Lusaces, et Comte de 
Henneberg. S.M, le Roi de Saxe conlinuera & porter le titre de Margrave 
de la Haute-Lusace. $S. M. continuera de m&me, relativement et en verlu 
de ses droits de succession eventuelle sur les possessions de la branche 
Ernestine, ä porter ceux de Landgrave de Thuringe et de Comte de 
Henneberg. 

Art. 17. L’Autriche, la Russie, la Grande-Bretagne et la France ga- 
rantissent ä S. M. le Roi de Prusse, ses descendans et successeurs la 
possession des pays designes dans l’article quinze, en toule propriele et 
souverainele. 

Art. 18. 8. M. Imp. et Roy. Apost. voulant donner à S. M. le Roi 
de Prusse une nouvelle preuve de son desir d’ecarter tout objet de con- 
testalion future entre les deux cours, renonce, pour elle et ses successeurs, 
aux droits de suzerainete sur les marggravials de la Haute- et Basse- 
Lusace, droits qui lui apparliennent en sa qualit® de Roi de Boh@me, en 
autant qu’ils concernent la partie de ces provinces qui a passe sous la 
domination de $. M. le Roi de Prusse, en vertu du traite conclu avec 
S. M. le Roi de Saxe ä Vienne, le 18. Mai 1815. 

Quant au droit de reversion de $. M. Imp. et Roy. Apost. sur ladite 
partie des Lusaces, reunie à la Prusse, il est transfere à la maison de 
Brandebourg, actuellement regnante en Prusse, S.M. I. et R. A. reservant 
pour elle et ses successeurs la faculte de rentrer dans ce droit, dans le 
cas d’extinction de ladite maison regnante, 

8. M. I. et R. A. renonce &galement, en faveur de S. M. prussienne, 
aux distriets de la Boh@me enclaves dans la partie de la Haute-Lusace, 
cedee par le trail& du 18. Mai 1815 a S. M. prussienne, lesquels ren- 
ferment les endroils Güntersdorf, Taubentränke, Neu-Kreischen, Nieder- 
Gerlachshayn, Winkel et Ginkel avec leurs territoires. 

Art. 19. 8. M. le Roi de Prusse et S. M. le Roi de Saxe desirant 
ecarler soigneusement tout objet de contestation ou de discussion fulure, 
renoncent, chacun de son cöte, et reciproquement en faveur l’un de l’autre, 
a lout droit ou pretenlion de feodalite qu’ils exerceroient ou qu’ils auroient 
exerc& au-delä des frontieres fixces par le present traité. 

Art. 20. 8. M. le Roi de Prusse promet de faire regler tout ce qui 
peut regarder la propriete et les interets des sujels respectifs, sur les 
principes les plus liberaux. Le present article sera particulirement ap- 
pliqu& aux rapporis des individus qui conservent des biens sous les deux 
dominations, prussienne et saxonne, au commerce de Leipsic, et à tous 
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les autres objels de la m&me nature; et pour que la libert@ individuelle 
des habilans, tant des provinces cedees que des aulres, ne soit point 
genee, il leur sera libre d’emigrer d’un territoire dans l’autre, sauf l’obli- 
galion du service militaire, et en remplissant les formalites requises par 
les lois. Ils pourront egalement exporter leurs biens sans &tre sujets & 
aucun droit d’issue ou de detraction (Abzugsgeld). 

Art, 21. Les communautes, corporalions et etablissemens religieux 
et d’instruction publique qui existent dans les provinces et distriets cedes 
par S. M. le Roi de Saxe ü la Prusse, ou dans les provinces et distriets 
qui restent ä S. M. saxonne, conserveront, quel que soit le changement 
que leur destinalion puisse subir, leurs proprieles, ainsi que les redevances 
qui leur apparliennent d’apres l’acte de leur fondation, ou qui ont été 
acquises depuis par eux, par un litre valable devant les lois, sous les deux 
dominations, prussienne el saxonne, sans que l’administration el les revenus 
ä percevoir puissent &tre molestes ni d’une part ni de l’autre, en se con- 
formant toutefois aux lois, et en supporlant les charges auxquelles toules 
les proprietes ou redevances de la m&me nalure sont sujeltes dans le 
territoire dans lequel elles se trouvent. 

Art. 22. Aucun individu domicili& dans les provinces qui se trouvent 
sous la dominalion de S. M. le Roi de Saxe, ne pourra, non plus qu’aucun 
individu domicilie dans celles qui passent par le present traile sous la 
domination de S. M. le Roi de Prusse, etre frappe dans sa personne, dans 
ses biens, rentes, pensions el revenus de tout genre, dans son rang et ses 
dignites, ni poursuivi, ni recherche, en aucune fagon quelconque, pour 
aucune part qu'il ait pu, politiquement ou mililairement, prendre aux evene- 
mens qni ont eu lieu depuis le commencement de la guerre lerminde par 
la paix conclue ä Paris le 30, Mai 1814. Cet article s’etend egalement ä 
ceux qui, sans &ire domicilies dans l’une ou dans l’autre parlie de la Saxe, 
y auroient des biens-fonds, renles, pensions ou revenus, de quelque nature 
qu’ils soient. 

Art. 23. 8. M. le Roi de Prusse etant rentree, par une suite de la 
derniere guerre, en possession de plusieurs provinces et territoires qui 
avoient été cedes par la paix de Tilsit, il est reconnu et declare par le 
present article, que 5. M., ses heriliers et successeurs, posscderont de 
nouveau, comme auparavant, en toule souverainete et proprieie, les pays 
suivans, savoir: La parlie de ses anciennes provinces polonoises designees 
a l’article 2; la ville de Danzie et son territoire, tel qu'il a été fixe par 
le traite de Tilsit; le cercle de Cottbus; la Vieille-Marche; la parlie du 
Duche de Magdebourg sur la rive gauche de l’Elbe, avec le cercle de la 
Saale; la principaute de Halberstadt, avec les seigneuries de Derenbourg 
et de Hassenrode; la ville et le territoire de Quedlinbourg, sous la reserve 
des droits de S. A. R. Madame la princesse Sophie - Alberline de Suede, 
abbesse de Quedlinbourg, conformement aux arrangemens faits en 1803; 
la parlie prussienne du comte de Mansfeld; la partie prussienne du comie 
de Hohenstein; l’Eichsfeld; la ville de Nordhausen, avec son territoire; la 
ville de Mühlhausen, avec son territoire; la partie prussienne du district 
de Treflurt, avec Dorla; la ville et le territoire d’Erfurt, ä l’exception de 
Klein-Brembach et Berlstedt, enclaves dans la principaute de Weimar, 
cedes au Grand-Duc de Saxe-Weimar par l’arlicle 39; la parlie prussienne 
du comt& de Gleichen; la seigneurie inferieure de Kranichfeld; la seigneurie 
de Blankenhayn; le bailliage de Wandersleben, appartenant au comté de 
Untergleichen; la principaute de Paderborn, avec la partie prussienne des 
bailliages de Schwalenberg, Oldenbourg et Stoppelberg, et des jurisdiclions 
(Gerichte) de Hagendorn et d’Odenhausen, silues dans le territoire de Lippe ; 


29 * 


452 


le comt& de Marck, avec la parlie de Lippstadt qui y apparlient; le comte 
de Werden; le comte d’Essen; la partie du duche de Cleves sur la rive 
droite du Rhin, avec la ville et forteresse de Wesel; la parlie de ce duche 
situ&e sur la rive gauche, se trouvant comprise dans les provinces specifiees 
à Tarlicle 25; le chapitre secularise d’Elten; la principaute de Münster, 
c’est-A-dire la parlie prussienne du ci-devant evöche de Münster, a l’ex- 
ception de ce qui a été cede a 8. M. britannique, Roi d’Hanovre, en verlu 
de l’article 28; la prevöte secularisee de Cappenberg; le comt@ de Tecklen- 
bourg; le comte de Lingen, ä l’exception de la parlie cédée par l’art. 27 
au royaume d’Hanovre; la principaut@ de Minden; le comte de Ravensberg; 
le chapitre secularise de Herford; la principaute de Neufchätel avec le 
comte de Valengin, tels que leurs frontieres ont el& reclifices par le traile 
de Paris et par l’article 76 du present traite general. 

La meme disposition s’etend aux droits de souverainele et de suze- 
rainele sur le comte de Wernigerode, ä celui de haule protection sur le 
comte de .‚Hohen-Limbourg, et ä lous les aulres droits ou pretenlions 
quelconques que S. M. prussienne a possedes el exerces avant la paix de 
Tilsit, et auxquelles elle n’a point renonce par d’autres trailds, acles ou 
convenlions. 

Art. 24. S. M. le Roi de Prusse reunira à sa monarchie en Alle- 
magne, en-degä du Rhin, pour être possedes par elle et ses successeurs, 
en toute propriete et souverainele, les pays suivans, savoir: les provinces 
de la Saxe designees dans l'arlicle 15, à l’exception des endroits et ter- 
riloires qui en sont cédés en verltu de larticle 39 a S. A. R. le Grand- 
Duc de Saxe-Weimar; les territoires c@des a la Prusse par $. M. britannique, 
Roi d’Hanovre, par l’article 29; la parlie du departement de Fulde et les 
terriloires y compris, indiques a l’arlicle 40; la ville de Wetzlar et son 
terriloire, d’apres l’article 42; le grand-duche de Berg, avec les seigneu- 
ries de Hardenberg, Broik, Styrum, Schoeller et Odenthal, lesquelles ont 
dejä appartenu audit duche sous la domination Palatine; les distriets du 
ci-devant archev&che de Cologne, qui ont appartenu en dernier lieu au 
grand-duch€ de Berg; le duche de Westphalie, ainsi qu'il a été possede 
par S. A. R. le Grand-Duc de Hesse; le comt&e de Dortmund; la prinei- 
paute de Corvey; les distriets medialises specifies à larlicle 43; les 
anciennes possessions de la maison de Nassau-Dielz ayant élé cedees ä 
la Prusse par 8. M. le Roi des Pays-Bas, et une parlie de ces possessions 
ayant été echangee contre des distriets appartenant a Leurs Altesses 
Serenissimes les Duc et Prince de Nassau, 8S. M. le Roi de Prusse pos- 
sedera, en toute souverainele et propriete, et reunira A sa monarchie: 
1) La principaule de Siegen avec les bailliages de Burbach et Neunkirchen, 
a l’exceplion d’une parlie renfermant 12,000 habitans, qui apparliendra aux 
duc et prince de Nassau. 2) Les baillia@&s de Hohen-Solms, Greifenstein, 
Braunfels, Freusberg, Friedewald, Schoenstein, Schoenberg, Altenkirchen, 
Altenwied, Dierdorf, Neuerbourg, Linz, Hammerstein avec Engers et Hed- 
desdorf, la ville et territoire (banlieue, Gemarkung) de Neuwied, la paroisse 
de Hamm appartenant au bailliage de Hachenbourg, la paroisse de Hor- 
hausen, faisant partie du bailliage de Hersbach, et les parties des bailliages 
de Vallendar et Ehrenbreitstein, sur Ja rive droite du Rhin, designes dans 
la conventlion conclue entre 8. M. le Roi de Prusse et LL. AA. SS. les 
duc et prince de Nassau, annexde au present traile. 

Art. 25. 5. M. le Roi de Prusse possedera de même, en toute pro- 
priete et souverainete, les pays silues sur la rive gauche du Rhin, et com- 
pris dans la frontiere ci-apres designee. 

Celle fronliere commencera sur le Rhin a Bingen; elle remontera de- 
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la le cours de la Nahe jusqu’au confluent de cette riviere avec la Glan, 
puis la Glan jusqu’au village de Medart au-dessous de Lauterecken; les 
villes de Kreuznach et de Meisenheim avec leurs banlieues appartiendront 
en enlier a la Prusse; mais Lauterecken et sa banlieue resteront en dehors 
de la frontiere prussienne. Depuis la Glan, celte frontiere passera par 
Medart, Merzweiler, Langweiler, Nieder- et Ober-Feckenbach, Ellenbach, 
Creunchenborn, Ausweiler, Cronweiler, Niederbrambach, Burbach, Boesch- 
weiler, Heubweiler, Hambach et Rintzenberg, jusqu’aux limites du canton 
de Hermerskeil; les susdits endroits seront renfermes dans les fronlieres 
prussiennes, et apparliendront, avec leurs banlieues, a la Prusse, 

De Rintzenberg jusqu’ä la Sarre, la ligne de demarcalion suivra les 
limites cantonnales, «de maniere que les cantons de Hermerskeil et Conz, 
le dernier toutefois à l’exceplion des endroits sur la rive gauche de la 
Sarre, resteront en enlier à la Prusse, pendant que les cantons Wadern, 
Merzig et Sarrebourg, seront en dehors de la frontiere prussienne. 

Du point oü la limite du canton Conz, au-dessus de Gomlingen, Iraverse 
la Sarre, la ligne descendra la Sarre jusqu’a son embouchure dans la 
Moselle, ensuite elle remontera ä la Moselle jusqu’a son confluent avec la 
Sure, cette derniere riviere jusqu’ä l’embouchure de l’Our, et ’Our jus- 
qu’aux limites de l’ancien departement de l’Ourthe. Les endroits traverses 
par ces rivieres ne seront parlages nulle part, mais appartiendront avec 
leurs banlieues ä la puissance sur le terrain de laquelle la majeure parlie 
de ces endroils sera situee, Les rivieres elles-ımömes, en tant qu'elles 
forment la frontiere, apparliendront en commun aux deux puissances 
limitrophes. 

Dans l’ancien Jepartement de l’Ourthe, les cing cantons de Saint-Vith, 
Malmedy, Cronenbourg, Schleiden et Eupen, avec la pointe avancee du 
canton d’Aubel, au midi d’Aix-la-Chapelle, apparliendront ä la Prusse, el 
la frontiere suivra celle de ces cantons, de maniere qu’une ligne tirée du 
midi au nord, coupera ladile pointe du canton d’Aubel, et se prolongera 
jusqu’au point de contact des trois anciens departemens de l’Ourthe, de 
la Meuse-Inferieure et de la Roer; en partant de ce point, la frontiere 
suivra la ligne qui separe ces deux derniers departemens jusqu’ä ce 
quelle ait atteint la riviere de Worm (ayant son embouchure dans la Roör), 
et longera cette riviere jusqu’au point ou elle touche de nouveau aux 
limites de ces deux departemens, poursuivra cette limile jusqu’au midi de 
Hillensberg, remontera de la vers le nord, en laissant Hillensberg ä la 
Prusse, et, coupant le canton de Sittard en deux parties à peu pres ügales, 
de maniere que Sittard et Süsteren restent a gauche, arrivera ä l’ancien 
territoire hollandois ; puis, suivant l’ancienne fronliere de ce territoire jus- 
qu’au point oü celle-ci touchoit a l’ancienne principaule aulrichienne de 
Gueldres, du cöl& de Ruremonde, et se dirigeant vers le point le plus 
oriental du territoire hollandois au nord de Swalmen, elle continuera ä 
embrasser ce terriloire. 

Enfin elle va joindre, en parlant du point le plus oriental, celte aulre 
parlie du territoire hollandois, oü se trouve Venloo; sans renfermer cette 
ville et son territoire. De la jusqu’a l’ancienne frontiere hollandoise, pres 
de Mook, situe au-dessous de Genep, elle suivra le cours de la Meuse ä 
une distance de la rive droite, telle que tous les endroils qui ne sont pas 
eloignes de cette rive de plus de mille perches d’Allemagne (rheinländische 
Ruthen) apparliendront, avec leurs banlieues, au royaume des Pays-Bas, bien 
entendu toutefois, quant à la reciprocite de ce principe, qu’aucun point de 
la rive de la Meuse ne fasse partie du territoire prussien, qui ne pourra 
en approcher de huit cents perches d’Allemagne. 
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Du point oü la ligne qui vient d’ötre decrite atteint l’ancienne frontiere 
hollandoise, jusqu’au Rhin, cette frontiere restera, pour Vessentiel telle 
qu’elle &toit en 1795, entre Cleves et les Provinces- Unies. Elle sera 
examince par la commission qui sera nommee incessamment par les deux 
gouvernemens pour procéder à la determination exacte des limites, tant du 
royaume des Pays-Bas que du grand-duche de Luxembourg, designees dans 
les articles 66 et 68; et ceile commission reglera, à l’aide d’experts, tout 
ce qui concerne les constructions hydrotechniques et autres points ana- 
logues, de la manicre la plus &quitable et la plus conforme aux interets 
muluels des ctats prnssiens et de ceux des Pays-Bas. Cette m&me dis- 
position s’etend sur la fixalion des limites dans les districts de Kyfwaerd, 
Lobith, et de tout le territoire jusqu’a Keckerdom. 

Les endroits Huissen, Malbourg, le Limers avec la ville de Sevenaer 
et la seigneurie de Weel, feront parlie du royaume des Pays-Bas, et S. M. 
prussienne y renonce ä perpeluite pour elle et tous ses descendans el 
successeurs. 

8. M. le Roi de Prusse, en reunissant à ses elats les provinces el 
distriets designes dans le present article et le precedent, entre dans tous 
les droits, et prend sur lui toutes les charges et tous les engagemens 
stipules par rapport ä ces pays detaches de la France, dans le trait@ de 
Paris du 30. mai 1814. 

Les provinces prussiennes sur les deux rives du Rhin jusqu’au-dessus 
de la ville de Cologne, qui se trouvera encore comprise dans cet arron- 
dissement, porteront le nom de grand-duch@ du Bas-Rhin, et 8. M. en 
prendra le litre. 

Art. 26. 8. M. le Roi du royaume-uni de la Grande-Bretagne et 
d’Irlande, ayant substitue à son ancien titre d’Electeur du Saint- Empire 
romain celui de Roi d’Hanoyre, et ce litre ayant «te reconnu par les 
puissances de l’Europe, et par les princes et villes libres d’Allemagne, les 
pays qui ont compos& jusqu’ici l’eleetorat de Brunswic-Lunebourg, tels que 
leurs limites ont ele reconnues et fixces pour l’avenir par les arlicles 
suivans, formeront dorenavant le royaume d’Hanovre. 

Art. 27. 8. M. le Roi de Prusse eede à S. M. le Roi du royaume- 
uni de la Grande-Bretagne et d’Irlande, Roi d’Hanovre, pour etre possedes 
par $S. M. et ses successeurs en toute propricl& et souverainete: 1) La 
principaut& de Hildesheim qui passera sous la domination de 8S. M. avec 
tous les droits et toutes les charges avec lesquelles ladite principaute a 
passe sous la domination prussienne; 2) la ville et le terriloire de Goslar; 
3) la principaute d’Ost-Frise, y compris le pays dit le Harlingerland, sous 
les conditions reciproquement slipulees à article 30 pour la navigation 
de l’Ems et le commerce par le port d’Emden. Les etats de la principaute 
conserveront leurs droits et privileges. 4) Le comte inferieur (niedere 
Grafschaft) de Lingen et la partie de la prineipaut de Münster prussienne, 
qui est situde entre ce comté et la partie de Rheina-Wolbeck, oceupee par 
le gouvernement hanovrien. Mais comme on est convenu que le royaume 
d’Hanovre obtiendra par cette cession un agrandissement renfermant une 
population de 22,000 ämes, et que le comte inferieur de Lingen et la 
partie de la principaute de Münster, ici mentionnes, pourroient ne pas 
repondre ä cette condition, S. M. le Roi de Prusse s'engage ä faire etendre 
la ligne de demarcation dans la prineipaute de Münster, autant qu'il sera 
necessaire pour renfermer ladite population. La commission que les gou- 
vernemens prussien et hanovrien nommeront incessamment pour proceder 
à la fixation exacte des limites, sera specialement chargee de V’execution 
de cette disposition. 
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S. M. prussienne renonce à perpetuite, pour elle, ses destendans et 
successeurs, aux provinces et lerritoires mentionnes dans le present article, 
ainsi qu’a tous les droits qui y sont relatifs. 

Art. 28. 8. M. le Roi de Prusse renonce ä perpetuite, pour lui, ses 
descendans et successeurs, ä tout droit et pretention quelconque, que S.M. 
pourroit, en sa quali de souverain de l’Eichsfeld, former sur le chapitre 
de Saint-Pierre, dans le bourg de Noerten, ou sur ses dependances situées 
dans le territoire hanovrien. 

Art. 29. 5. M. le Roi du royaume-uni de la Grande -Bretagne et 
d’Irlande, Roi d’Hanovre, cede ä S. M. le Roi ‚le Prusse, pour &tre pos- 
sedes en toute propriete et souverainele, par lui et ses successeurs: 1) 
La partie du duche de Lauenbourg, siluee sur la rive droite de l’Elbe, 
avec les villages lunebourgeois situes sur la m&me rive; la partie de ce 
duche situee sur la rive gauche demeure au royaume d’Hanovre. Les 
etats de la parlie du duché qui passent sous la domination prussienne, 
conserveront leurs droits et privilöges, et nommement ceux fondes sur le 
reces provincial du 15. septembre 1702, confirme par S. M. le Roi de la 
Grande-Bretagne, actuellement regnant, en date du 21. juin 1765. 2) Le 
bailliage de Kloetze. 3) Le bailliage d’Elbingerode. 4) Les villages de 
Rüdigershagen et Gänseleich. 5) Le bailliage de Reckeberg. (Wieder ver- 
zichtet V. v. 23. Septbr. 1815.) 

8. M. britannique, Roi d’Hanovre, renonce à perpetuite, pour elle, 
ses descendans el successeurs, aux provinces et distriels compris dans le 
present article, ainsi qu’a tous les droits qui y sont relatifs. 

Art. 30. 5.M. le Roi de Prusse et S. M. britannique, Roi d’Hanovre, 
animes du desir de rendre enlierement &egaux et communs & leurs sujets 
respeclifs les avantages du commerce de l’Ems et du port d’Emden, con- 
viennent ä cet egard de ce qui suit: 

1) Le gouvernement hanovrien s’engage a faire executer à ses frais, 
dans les annees 1815 et 1816, les travaux qu’une commission mixte d’ex- 
perts, qui sera nommee immedialement par la Prusse el le Hanovre, jugera 
necessaires pour rendre navigable la partie de la riviere de l’Ems, de la 
frontiere de la Prusse jusqu’a son embouchure, et d’entretenir constamment 
cette partie de la riviere dans l’etat dans lequel lesdits travaux l’auront 
mise pour l’avanlage de la navigalion. 

2) I sera libre aux sujels prussiens d’imporler et d’exporter par le 
port d’Emden toutes denrces, productions et marchandises quelconques, 
tant nalurelles qu'artilicielles, et de tenir dans la ville d’Emden des maga- 
sins pour y deposer lesdiles marchandises durant deux ans à dater de leur 
arrivee dans la ville, sans que ces magasins soyent assujellis à une aulre 
inspeclion que celle a laquelle sont soumis ceux des sujels hanovriens 
eux-memes. 

3) Les navires prussiens ainsi que les negocians prussiens ne payeront 
pour la navigation, l’exportalion ou l’importation des marchandises, ainsi 
que pour le magasinage, d’autres peages ou droits quelconques que ceux 
auxquels seront tenus les sujels hanovriens eux-m&mes. Ces peages et 
droits seront regles d'un commun accord entre la Prusse et le Hanovre, 
et le tarif ne pourra ötre change & l’avenir, que d’un commun accord. 

Les prerogatives et liberles specifiees ici s’etendent egalement aux 
sujets hanovriens, qui navigueroient sur la partie de la riviere de l’Ems, 
qui reste a 5. M. prussienne. 

4) Les sujets prussiens ne seront point tenus de se servir des nego- 
cians d’Emden pour le trafic qu’ils font pour ledit port, et il leur sera 
libre de faire le negoce avec leurs marchandises ä Emden, soil avec des 
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habitans de cette ville, soit avec des etrangers, sans payer d’autres droits 
que ceux auxquels seront soumis les sujets hanovriens, et qui ne pourront 
etre hausses que d’un commun accord. 

S. M. le Roi de Prusse, de son cöle, s’engage à accorder aux sujets 
hanovriens la libre navigalion sur le canal de la Stecknitz, de maniere 
qu’ils n’y seront tenus qu’aux m&mes droits qui seront payes par les habi- 
tans du duch@ de Lauenbourg; S. M. prussienne s’engage en oulre d’assu- 
rer ces avanlages aux sujels hanovriens, dans le cas que le duche de 
Lauenbourg füt cèédé par elle ä un aulre souverain. 

Art. 31. 8. M. le Roi de Prusse et $. M. le Roi du Royaume-uni 
de la Grande-Bretagne et d’Irlande, Roi d’Hanovre, consentent muluellement 
a ce qu'il existe trois routes militaires par leurs elals respeclifs; savoir: 
1) une de Halberstadt par le pays de Hildesheim a Minden; 2) une se- 
conde de la Vieille-Marche par Gifhorn et Neustadt ä Minden; 3) une 
troisicme d’Osnabrück par Ippenbüren et Rheina a Bentheim. 

Les deux premieres en faveur de la Prusse, et la troisiöme en faveur 
d’Hanovyre. 

Les deux gouvernemens nommeront sans delai une commission, pour 
faire dresser d’un commun accord les reglemens necessaires pour lesdites 
roules. 

Art. 32. Le bailliage de Meppen appartenant au Duc d’Aremberg, 
ainsi que la partie de Rheina-Walbeck, appartenant au Duc de Looz-Cors- 
waren, qui dans ce moment se trouvent oceupes par le gouvernement 
hanovrien, seront places dans les relations avec le royaume d’Hanovre que 
la constitution federative de l’ Allemagne reglera pour les territoires medialises. 

Les gouvernemens prussien el hanovrien s’elant néanmoins reserve 
de convenir dans la suile, s’il etoit necessaire, de la fixalion d’une autre 
fronliere par rapport au comté appartenant au Duc de Looz-Corswaren, 
lesdits gouvernemens chargeront la commission qu’ils nommeront pour la 
delimitation de la partie du comte de Lingen cédée au Hanovre, de s’oc- 
cuper de l'objet susdit, et de fixer definitivement les frontieres de la partie 
du comte appartenant au Duc de Looz-Corswaren, qui doit, ainsi qu'il est 
dit, tre occupee par le gouvernement hanovrien. 

Les rapports entre le gouvernement d’Hanovre et le comte de Bent- 
heim, resteront tels qu'ils sont regles par les traites d’hypotheque existans 
entre 5. M. britannique et le comte de Bentheim, et apres que les droits 
qui decoulent de ce traite, seront eteints, le comte de Bentheim se trouvera, 
envers le royaume d’Hanovre, dans les relations que la constitulion fede- 
rative de l’Allemagne reglera pour les territoires medialises. 

Art. 33. 8. M. britannique, Roi d’Hanovre, aſin de concourir au 
voeu de S. M. prussienne, de procurer un arrondissement de terriloire 
convenable a Son Altesse Serenissime le Duc d’Oldenbourg, promet de lui 
ceder un district renfermant une population de cinq mille ämes. 

Art. 34. 8. A. S. le Duc de Holstein-Oldenbourg prendra le titre 
de Grand-Duc d’Oldenbourg. 

Art. 35. LL. AA. SS. les Ducs de Mecklenbourg-Schwerin et de 
Mecklenbourg-Strelitz prendront les titres de Grand-Ducs de Mecklenbourg- 
Schwerin et Strelitz, 

Art. 36. 8. A. S. le Duc de Saxe-Weimar prendra le titre de Grand- 
Duc de Weimar. 

Art. 37. $. M. le Roi de Prusse cedera de la masse de ses elats, 
tels qu’ils ont et& fixes et reconnus par le present traité, ä S. A. R. le 
Grand-Duc de Saxe- Weimar des distriets d’une population de cinquante 
mille habitans, ou contigus, ou voisins de la principaut® de Weimar. 
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S. M. prussienne s’engage egalement ä ceder a S. A. R., dans la 
parlie de la principaute de Fulde, qui lui a été remise en "verlu des m&mes 
stipulalions, des districts d’une population de vingt-sept mille habitans. 

S. A. R. le Grand-Duc de Weimar possedera les susdits distriels en 
toute souverainele et propriele, et les reunira ä perpeluite ä ses elats actuels. 

Art. 38. Les districts et territoires qui doivent ötre cödes a 8. A. R. 
le Grand-Duc de Saxe-Weimar, en vertu de l'arlicle pr&cedent, seront 
determines par une convention particuliere, et S. M. le Roi de Prusse s’en- 
gage à conclure cette convenlion, et ä& faire remettre ä S. A. R. les sus- 
dits distriets et territoires dans le terme de deux mois, ä dater de l’echange 
des ratifications du trail@ conclu à Vienne le 4. Juin 1815 entre S. M. 
prussienne et S. A. R. le Grand-Duc. 

Art. 39. 8. M. le Roi de Prusse cede loutefois, des a present, et 
promet de faire remeltre a S. A. R. dans le terme de quinze jours, ä daler 
de la signature du susdit traite, les districls et territoires suivans, savoir: 
La seigneurie de Blankenhayn avec la reserve que le bailliage de Wan- 
dersleben appartenant ä Unter-Gleichen ne soit point compris dans celle 
cession; la seigneurie inferieure (niedere Herrschaft) de Kranichfeld, les 
commanderies de l’ordre teulonique Zwaetzen, Lehesten et Liebstaedt, avec 
“ leurs revenus domaniaux, lesquelles faisant partie du bailliage d 'Eckarts- 
berga, forment des enclaves dans le terriloire de Saxe-Weimar, ainsi que 
toutes les aulres enclaves situées dans la prineipaute de Weimar et appar- 
tenant au-dit bailliage; le bailliage de Tautenberg à Fexception de Droizen, 
Goerschen, Wethabourg, Welterscheid et Mollschütz, qui resteront ä la 
Prusse; le village de Ramsla, ainsi que ceux de Klein-Brembach et Berl- 
stedt enclavs dans la prineipaute de Weimar el appartenant au terriloire 
d’Erfurt; la propriete des villages de Bischoflsroda et Probsteizella enclaves 
dans le territoire d’Eisenach dont la souveraineld apparlient deja ä S. A. R. 
le Grand-Duc. 

La population de ces diflerens districts entrera dans celle des einquante 
mille ämes assuree a S. A. R. le Grand-Duc par l’art, 37, et en sera 
decomptee. 

Art. 40. Le departement de Fulde avec les territoires de l’ancienne 
noblesse immediate qui se trouvent compris actuellement sous l’administra- 
tion provisoire de ce departement, savoir: Mansbach, Buchenau, Wehrda, 
Lengsfeld, à l’exception toutefois des bailliages et territoires suivans, savoir: 
les bailliages de Hamelbourg avec Thulba et Saleck, Brückenau avec Molten, 
Salmünster avec Uerzel et Sannerts, de la parlie du bailliage de Biberstein, 
qui renferme les villages de Batten, Brand, Dietges, Findlos, Liebharts, 
Melperz, Ober-Bernhardt, Saifferts et Thaiden, ainsi que du domaine de 
Holzkirchen, enclav& «dans le grand-duche de Würzbourg, est eédé a S.M. 
le Roi de Prusse, et la possession lui en sera remise dans le terme de 
trois semaines, ä daler du 1. Juin de celte annce. 

8. M. prussienne promet de se charger, dans la proportion de la 
partie qu’elle obtient par le present arlicle, de sa part aux obligalions que 
tous les nouveaux possesseurs du ci-devant grand-duche de Francfort 
auront ä remplir, et de transferer cel engagement sur les princes avec 
lesquels S. M. feroit des changes ou cessions des Jistriels et terri- 
toires fuldois. 

Art. 41. Les domaines de la principaut® de Fulde et du comte de 
Hanau ayant été vendus, sans que les acquereurs se soyent acquittes 
jusqu'ici de tous les termes du payement, il sera nomme, par les princes 
sous Ja domination desquels passent lesdils pays, une commission pour 
regler d’une maniere uniforme ce qui est relalif A cette affaire, et pour 
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faire droit aux r&clamations des acquereurs desdits domaines. Celte com- 
mission aura parliculierement égard au trait@ concla le 2. Dechr. 1813 
à Francfort entre les puissances allices et S. A. R. l’Electeur de Hesse, 
et il est pose en principe que si la vente de ces domaines m'étoit pas 
mainienue, les sommes deja paydes seront reslituldes aux acquereurs, 
qui ne seront obliges de sortir de possession que lorsque cette restitu- 
tion aura eu son plein et enlier effet. 

Art. 42. La ville de Wetzlar, avec son terriloire, passe, en toute 
propriete et souverainele, ä S. M. le Roi de Prusse. 

Art. 43. Les distriels mediatises suivans, savoir: les possessions 
que les princes de Salm-Salm et Salm-Kyrbourg, les comtes denommes 
les Rhein- et Wildgrafen, et le Duc de Croy, ont obtenues par le reces 
principal de la deputalion extraordinaire de l’Empire du 25. Fevrier 1803, 
dans l’ancien cercle de Westphalie, ainsi que les seigneuries d’Anholt 
et de Gehmen, les possessions du Duc de Looz-Corswaren, qui se Irouvent 
dans le m&eme cas (en autant qu’elles ne sont point placees sous le 
gouvernement hanovrien), le comté de Steinfurt, appartenant au comte 
de Bentheim-Bentheim, le comte de Recklinghausen, appartenant au Duc 
d’Aremberg, les seigneuries de Rheda, Gütersloh et Gronau, appartenant 
au comle de Bentheim-Tecklenbourg, le comte de Ritiberg, appartenant 
au prince de Kaunitz, les seigneuries de Neustadt et de Gimborn, appar- 
tenant au comte de Walmoden, et la seigneurie de Hombourg, apparte- 
nant aux princes de Sayn-Wiltgenstein-Berlebourg, seront places dans 
les relations avec la monarchie prussienne, que la constitulion federalive 
de l’Allemagne reglera pour les terriloires mediatises. 

Les possessions de l'ancienne noblesse immediate, enclavces dans 
le territoire prussien, et nomme&ment la seigneurie de Wildenberg dans 
le grand-duche de Berg, et la baronie de Schauen dans la principaule 
de Halberstadt, appartiendront à la monarchie prussienne. 

Art. 44. 8. M. le Roi de Baviere possedera, pour lui, ses heritiers 
el successeurs, en toule propriel& et souverainele, le grand-duche de 
Würzbourg, tel qu'il fut possede par S. A. I. l’Archiduc Ferdinand d’Au- 
triche, et la principaute d’Aschaffenbourg, telle qu’elle a fait partie du 
grand - duch& de Francfort, sous la denomination de departement 
d’Aschaffenbourg. 

Art. 45. A l’egard des droits et prerogalives et de la suslentation 
du prince Primat, comme ancien prince ecclesiastique, il est arrete: 

1) Qu’il sera trait& d’une maniere analogue aux articles du reces, 
qui, en 1803, ont regle le sorl des princes secularises, et à ce qui a 
ete pralique A leur egard. 

2) Il recevra ä cet effet, ä dater du 1. Juin 1814, la somme de 
cent mille florins, payables par trimestre, en bonnes especes sur le 
pied de vingl-quatre florins au marc, comme rente viagere. 

Cette rente sera acquitice par les souverains sous la dominalion 
desquels passent les provinces ou distriels du grand-duche de Francfort, 
dans la proportion de la partie que chacun d’eux en possedera. 

3) Les avances faites par le prince Primat de ses propres deniers 
a la caisse generale de la principaul& de Fulde, telles qu’elles seront 
liquidees et prouvdes, lui seront restiluces a lui ou ä ses heriliers ou 
ayans cause. 

Cette charge sera supporlee proportionnellement par les souverains, 
qui possederont les provinces et distriets qui forment la principaute de Fulde. 

4) Les meubles et autres objets, qui pourront &tre prouves appartenir 
a la propriete particuliere du prince Primat, lui seront rendus. 
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5) Les serviteurs du grand-duche de Francfort, tant civils et eccle- 
siastiques, que militaires et diplomaliques, seront traites conformement 
aux principes de art. 59 du reces de l’Empire du 25. Fevrier 1803, 
et les pensions seront payées proporlionnellement par les souverains, qui 
entrent dans la possession des etals qui ont forme ledit grand-duche, ä 
dater du 1. Juin 1814. 

6) Il sera, sans delai, etabli une commission dont lesdits souverains 
nomment les membres, pour regler tout ce qui est relatif à l’execulion 
des dispositions renfermees dans le present arlicle. 

7) I est entendu, qu’en vertu de cet arrangement, toute pretenlion 
qui pourroit &tre élevée envers le prince Primat, en sa qualite de Grand- 
Duc de Francfort, sera eteinte, et qu’il ne pourra @tre inquiete par aucune 
reclamaltion de celte nalure. 

Art. 46. La ville de Francfort, avec son lerritoire, tel qu'il se 
trouvoit en 1803, est declaree libre, et fera partie de la ligue germa- 
nique. Ses institulions seront basces sur le principe d’une parfaite egalite 
des droits entre les differens cultes de la religion chrelienne. Cette 
egalite de droits s’elendra ä tous les droits civils et poliliques, el sera 
observee dans tous les rapports du gouvernement et de l’administration. 

Les discussions qui pourront s’elever, soit sur l’elablissement de la 
constitution, soil sur son maintien, seront du ressort de la diele germa- 
nique, et ne pourront être decidees que par elle. 

Art. 47. S. A. R. le Grand-Duc de Hesse oblient, en echange du 
duche de Westphalie, qui est cäde a 8. M. le Roi de Prusse, un terri- 
toire sur la rive gauche du Rhin, dans le ci-devant deparlement du 
Mont-Tonnere, comprenant une population de 140,000 habitans. S. A. R. 
possedera ce territoire en toute souverainete et propriete; elle obliendra 
de m&me la propriete de la parlie des salines de Kreutznach, situce sur 
la rive gauche de la Nahe; la souverainete en restera ä la Prusse. 

Art. 48. Le Landgrave de Hesse-Hombourg est reintegre dans les 
possessions, revenus, droits et rapports politiques dont il a été prive par 
suite de la confederation rhenane. 

Art. 49. Il est reserve dans le ci-devant departement de la Sarre, 
sur les frontieres des &tats de S. M. le Roi de Prusse, un district com- 
prenant une population de soixante-neuf mille ämes, dont il sera dis- 
pose de la maniere suivante: le Duc de Saxe-Cobourg et le Duc d’OI- 
denbourg obtiendront chacun nn territoire comprenant vingt mille 
habitans. Le Duc de Mecklenbourg-Strelilz et le Landgrave de Hesse- 
Hombourg, chacun un territoire comprenant dix mille habitans, et le 
Comte de Pappenheim un territoire comprenant neuf mille habitans. 

Le territoire du Comte de Pappenheim sera sous la souverainete de 
$S. M. prussienne. 

Art, 50, Les acquisilions assignees par larticle precedent aux 
Ducs de Saxe-Cobourg, Oldenbourg, Mecklenbovurg-Strelitz, et au Land- 
grave de Hesse-Hombourg n’elant point contigues ä leurs elals respeclifs, 
LL. MM. l’Empereur d’Autriche, l’Empereur de toutes les Russies, le Roi 
de la Grande-Bretagne et le Roi de Prusse, promeltent d’employer leurs 
bons offices ä l’issue de la presente guerre, ou aussilöt que les eircon- 
stances le permeltront, pour faire oblenir par des echanges ou d’aulres 
arrangemens, auxdits princes, les avantages qu’elles sont disposees ä leur 
assurer. Afin de ne point trop multiplier les administrations desdits 
distriels, il est convenu, qu'il seront provisoirement sous l’administration 
prussienne au profit des nouveaux acquereurs. 

Art. 51. Tous les territoires et possessions, tant sur la rive gauche 
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du Rhin dans les ci-devant departemens de la Sarre et du Mont-Tonnere, 
que dans les ci-devant deparlemens de Fulde et de Francfort, ou en- 
clavés dans les pays adjacens, mis a la disposilion des puissances allices 
par le traite de Paris, du 30. Mai 1814, dont il n’a pas été dispose par 
les arlicles du present traile, passent en toule souverainel& et propriete 
sous la domination de S. M. l’Empereur d’Autriche. 

Art. 52. La principaute d’Isenbourg est placde sous la souverainete 
de S. M. I. et R. A., et sera envers elle dans les rapports que la con- 
stitulion federative de l’Allemagne reglera pour les éltats medialiscs, 

Art. 53. Les princes souverains el les villes libres d’Allemagne, en 
comprenant dans cette transaction LL. MM. l’Empereur d’Autriche, les 
Rois de Prusse, de Danemare et des Pays-Bas, et nommement: l’Empereur 
d’Autriche et le Roi de Prusse, pour toutes celles de leurs possessions 
qui ont anciennement appartenu à l’Empire germanique; le Roi de Dane- 
marc pour le duch@ de Holstein; le Roi des Pays-Bas pour le grand- 
duche de Luxembourg, etablissent entr’eux une confederation perpeluelle 
qui portera le nom de confederation germanique, 

Art. 54. Le but de celte confederalion est le maintien de la sürete 
exlerieure el intörieure de l’Allemagne, de l’independance et de l'in- 
violabilite des états confederes. 

Art. 55. Les membres de la confederation, comme tels, sont égaux 
en droits; ils s’obligent tous egalement ä maintenir l’acte qui conslitue 
leur union. 

Art. 56. Les aflaires de la confederation seront confiees A une 
diete federative dans laquelle tous les membres voteront par leurs pleni- 
potenliaires, soit individuellement, soit collectivement, de la manicre 
suivanle, sans prejudice de leur rang: 


ER ARDELIDDR: u 2.5 re, er he Sie ae he Ne 1 voix 
BI EERRRR a —— 
BI kr er N 
EN BURN cn sm Me al de var se er 
BI HRBOMO en. weg ac ur ee ee = 
03 Würlomberg cs 0-2 W8-8 1 - 
TVBaGB- une u dar he a a ee et a A 
8) Hesse electorale -. . - 2 2 2 2 2 2 1— 
9) Grand-duch& de Hesse . De a a re ee 
10) Danemare, pour Holstein. . 2 2 2 2 2 2 na 1 - 
11) Pays-Bas, pour Luxembourg. . er 1 - 
12) Maisons grand-ducale et ducales de Saxe . 1 - 
13) Brunswic et Nassau . . EEE N 1 - 
14) Mecklenbourg-Schwerin et Strelitz . . 8 - 


15) Holstein-Oldenbourg, Anhalt et Schwarzbourg. ; 
16) Hohenzollern, Lichtenstein, Reuss, Schaumbourg-Lippe, Lippe 
et Waldeck . . 1 - 
17) Les villes libres de Lubeck, Francfort, Bröme et Hambourg I - 
Total 17 voix. 


Art. 57. L’Autriche presidera la diète federative. Chaque elat de 
In confederation a le droit de faire des propositions, et celui qui pre- 
side est tenu ä les meltre en deliberation dans un espace de temps qui 
sera fixe. 

Art. 58. Lorsquil s’agira de lois fondamentales a porlter, ou de 
changemens ä faire dans les lois fondamentales de la confederation, de 
mesures ä prendre par rapport a l’acle federatif même, d’institulions or- 
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ganiques, ou d’aulres arrangemens d’un intérèt commun ä adopter, la 
diele se formera en assemblee generale, et dans ce cas la distribution 
des voix aura lieu de la maniere suivante, calculee sur l’elendue respec- 
tive des états individuels: 


L’Autriche aura . voix. Holstein-Oldenbourg 1 voix 

La Prusse - Anhalt-Dessau .1— 

La Saxe Anhalt-Bernbourg . . . 1 - 
1 


La Baviere - Anhalt-Cöthen 
Le Hanovre . . 
Le Würtemberg 


Bae . - 2 2... 


4 

4 

4 

4 i 

4 - Schwarzbourg - Sonders- 
4 - hausen . . 

3 — Schwarzbourg- -Rudolstadt 
Hesse &lectorale 3 — Hohenzollern-Hechingen . 
Grand-duch& de Hesse 3 - Lichtenstein — 
Holstein . . . 2.2.93 - Hohenzollern- -Sigmaringen 
Luxembourg . 3 — Waldechk.... 
Brunswic . . 2 - Reuss, branche ainde . 
Mecklenbourg-Schwerin . 2 - Reuss, branche cadelte 
Nassau 2 - Schaumbourg-Lippe 
Saxe-Weimar 1 - Lippe 

Saxe-Gotha . . 1 - La ville libre de Lübeck“ 
Saxe-Coburg . 1 - La ville libre de Francfort 
Saxe-Meiningen 1 - La ville libre de Bröme . 
Saxe-Hildbourghausen. 1 - La ville libre de Hambourg 
Mecklenbourg-Strelitz 1 - Total 69 voix. 


La diete, en s’occupant des lois organiques de la confederation exa- 
minera, si on doit accorder quelques voix collectives aux anciens élats 
de !’Empire medialise. 

Art. 59. La question si une affaire doit ©tre disculee par l’assem- 
blee generale, conformement aux principes ci-dessus &lablis, sera de- 
cidee dans l’assemblee ordinaire, à la pluralite des voix. 

La m&öme assemblee preparera les projets de resolution qui doivent 
elre porles a l’assemblee generale, et fournira à celle-ci lout ce qu’il 
lui faudra pour les adopter ou les rejeter. On decidera par la pluralite 
des voix, lant dans l’assemblee ordinaire, que dans l’assemblee generale, 
avec la difference toulefois, que Jans la premiere il suffira de la plu- 
ralit& absolue, tandis que dans l’autre les deux liers des voix seront 
necessaires pour former la pluralite. 

Lorsqu’il y a paril& de voix dans l’assemblee ordinaire, le president 
decidera la question. Cependant chaque fois qu’il s’agira d’acceptalion 
ou de changement des lois fondamentales, d’institulions organiques, de 
droits individuels, ou d’aflaires de religion, la pluralil& des voix ne suffira 
pas, ni dans l’assemblee ordinaire, ni dans l’assemblde generale, 

La diele est permanente. Elle peut cependant, lorsque les objets 
soumis a sa deliberation se trouvent terminds, s’ajourner ä une époque 
fixe, mais pas au-delà de quatre mois. 

Toutes les dispositions ullerieures relalives à l’ajournement el ä 
l’expedilion des affaires pressantes qui pourroient survenir pendant l’ajour- 
nement, sont reservees ä la diele, qui s’en occupera lors de la redaction 
des lois organiques. 

Art. 60. Quant à l’ordre dans lequel voleront les membres de la 
confederation, il est arréfé , que tant que la diele sera occupde de la 
redaction des lois organiques, il n’y aura aucune regle ä cet égard, et 
quel que soit l’ordre que l’on observera, il ne pourra ni pr&judicier ä 
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aucun des membres, ni etablir un prineipe pour l’avenir. Apres la re- 
daction des lois organiques la diete deliberera sur la maniere de fixer 
cet objet par une regle permanente, pour laquelle elle s’&carlera le moins 
possible de celles qui ont eu lieu ä l’ancienne diete, el notamment d’apres 
le reces de la depulation de !’Empire de 1803. L’ordre que l’on adop- 
tera, n’influera d’aılleurs en rien sur le rang et la preseance des membres 
de la confederation, hors de leurs rapporis avec la diele. 

Art, 61. La diete siegera a Francfort sur le Mein, Son ouverlure 
est fixee au 1. Septembre 1815. 

Art. 62. Le premier objet ä trailer par la diete, apres son ouver- 
ture, sera la redaclion des lois fondamentales de la confederalion, et de 
ses institutions organiques relalivement à ses rapports exlerieurs, mili- 
taires el intérieurs. 

Art. 63. Les etals de la confederalion s’engagen! ä defendre, non- 
seulement l’Allemagne enliere, mais aussi chaque elat individuel de l’union, 
en cas qu'il füt atlaqué, el se garanlissent mutuellement toutes celles de 
leurs possessions, qui se Irouvent comprises dans celte union. 

Lorsque la guerre est déclarée par la confederation, aucun membre 
ne peut enlamer des negocialions partliculieres avec l’ennemi, ni faire la 
paix ou un armislice, sans le consentement des aulres. 

Les elats confederes s’engagent de même ä ne se faire la guerre 
sous aucun prelexte, et ä ne point poursuivre leurs differends par la 
force des armes, mais ä les soumellre a la dièéte. Celle-ci essaiera, 
moyennant une commission, la voie de la mediation. Si elle ne reussit 
pas, et qu’une sentence juridique devient necessaire, il y sera pourvu 
par un jugement ausiregal (Austrägal-Inslanz) bien organise, auquel les 
parlies liligeantes se soumeltront sans appel. 

Art. 64. Les articles compris sous le titre de dispositions par- 
ticulieres dans l’acle de la confederation germanique, tel qu’il se trouve 
annex& en original et dans une traduction frangoise au present traite 
general, auront la möme force et valeur que s’ils etoient textuellement 
inseres ici. 

Art. 65. Les anciennes provinces-unies des Pays-Bas et les ci- 
devant provinces belgiques, les unes et les autres dans les limites ſixées 
par l’article suivant, formeront, conjointement avec les pays el terriloires 
designes dans le m&me article, sous la souverainete de S. A. R. le Prince 
d’Orange-Nassau, Prince souverain des provinces-unies, le royaume des 
Pays-Bas, hereditaire dans l’ordre de succession dejä etabli par l’acte 
de constitution desdites provinces-unies. Le titre et les prerogalives de 
la dignite royale seront reconnus par toutes les puissances dans la mai- 
son d’Orange-Nassau, 

Art. 66. La ligne romprenant les terriloires qui composeront le 
royaume des Pays-Bas, est determinde de la maniere suivanle: elle part 
de la mer et s’etend le long des frontieres de la France du cöte des 
Pays-Bas; telles qu’elles ont ei& reclifiees et fixces par l’arlicle 3. du 
trail& de Paris, du 30. Mai 1814, jusqu’a la Meuse, et ensuite le long 
des m&mes frontieres jusqu’aux anciennes limites du duche de Luxem- 
bourg. De lä elle suit la direction des limites entre ce duche et l’ancien 
evöche de Liege, jusqu’a ce qu’elle rencontre (au midi de Deiffelt) les 
limites occidentales de ce canlon, et de celui de Malmedi jusqu’au point 
oü cette derniere alteint les limites entre les anciens departements de 
l'Ourthe et de la Roer; elle Jonge ensuite ces limites jusqu'à ce qu'elles 
touchent ä celles du canton ci-devant frangois d’Eupen, dans le duche 
de Limbourg, et en suivant la limite occeidentale de ce canton dans la 
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direction du nord, laissant à droile une pelite partie du ci-devant canton 
francois d’Aubel, se joint au point de contact des trois anciens departe- 
mens de l’Ourthe, de la Meuse-Inferieure et de la Roer; en partant de 
ce point, ladite ligne suit celle qui separe ces deux derniers deparlemens 
Jusque-lä oü elle touche à la Worm (riviere ayant son embouchure dans 
la Roer), et longe celte riviere jusqu’au point oü elle atteint de nouveau 
la limite de ces deux departemens, poursuit cette limite jusqu’au midi 
de Hillensberg (ancien departement de la Roer), remonte de la vers le 
nord, et laissant Hillensberg ä droite, et coupant le canton de Siltare en 
deux parlies ä peu pres egales, de maniere que Siltard et Susteren 
restent a gauche, arrive à l’ancien lerritoire hollandois; puis laissant ce 
terriloire à gauche, elle en suit la frontiere orienlale jusqu’au point oü 
celle-ci touche à l’ancienne principaute autrichienne de Gueldres, du cöte 
de Ruremonde, et, se dirigeant vers le point le plus oriental du lerri- 
toire hollandois au nord de Swalmen, continue ä embrasser ce territoire. 

Enfin elle va joindre, en parlant du point le plus oriental, cette aulre 
partie du terriloire hollandois, oü se trouve Venloo; elle renfermera cette 
ville et son terriloire. De là, jusqu’a l’ancienne frontiere hollandoise 
pres de Mook, situé au-dessous de Genep, elle suivra le cours de la 
Meuse, ä une distance de la rive droite; telle que tous les endroits qui 
ne sont pas &loignes de cetle rive de plus de mille perches d’Alle- 
magne (rheinländische Ruthen) appartiendront, avec leurs banlieues, au 
royaume des Pays-Bas, bien enlendu toutefois, quant à la reciprocite de 
ce principe, que le terriloire prussien ne puisse sur aucun point loucher 
a la Meuse, ou s’en approcher ä une distance de huit cents perches 
d’Allemagne. 

Du point oü la ligne qui vient d’ötre decrite alteint l’ancienne fron- 
tiere hollandoise, jusqu’au Rhin, celte frontiere restera, pour l’essentiel, 
telle qu’elle etoit en 1795 entre Cleves et les provinces-unies. Elle sera 
examinee par la commission qui sera nommde incessamment par les deux 
gouvernemens de Prusse vet des Pays-Bas, pour proceder ä la determi- 
nalion exacte des limites tant du royaume des Pays-Bas, que du grand- 
duch€ de Luxembourg, designees dans l’arlicle 68, et cette commission 
reglera, à l’aide d’experts, tout ce qui concerne les constructions hydro- 
techniques, et autres points analogues, de la maniere la plus equitable 
et la plus conforme aux inter&ls mutuels des &lats prussiens, et de ceux 
des Pays-Bas. Cette m&me disposition s’etend sur la fixation des limites 
dans les distriels de Kyswaerd, Lobith et de tout le territoire jusqu’a 
Kekerdam. 

Les enclaves Huissen, Malbourg, le Lymers avec la ville de Sevenaer 
et la seigneurie de Weel, feront parlie du royaume des Pays-Bas: et 
S. M, prussienne y renonce ä perpetuite pour elle et lous ses descendans 
el successeurs. 

Art. 67. La partie de l’ancien duche de Luxembourg, comprise 
dans les limites specifi6es par l’arlicle suivant, est egalement cedee au 
prince souverain des provinces-unies, aujourd’hui Roi des Pays-Bas, pour 
etre possédée a perpetuite par lui et ses successeurs en toule propriete 
et souverainele. Le souverain des Pays-Bas ajoutera a ses titres celui 
de Grand-Duc de Luxembourg, el la facull& est reservee A 8. M. de 
faire, relativement à la succession dans le grand-duche, tel arrangement 
de famille entre les princes ses fils, qu’elle jugera conforme aux inter&ts 
de sa monarchie, et ä ses intenlions paternelles. 

Le grand-duche de Luxembourg servant de compensalion pour les 
principautes des Nassau-Dillenbourg, Siegen, Hadamar et Dietz, formera 
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un des etats de la confederalion germanique, ei le Prince, Roi des Pays- 
Bas, enirera dans le systeme de cetle confederalion comme Grand-Duc de 
Luxembourg, avec toutes les prerogatives et privilöges dont jouiront les 
aulres princes allemands. e 

La ville de Luxembourg sera considerece, sous le rapport militaire, 
comme forteresse de la confederation. Le Grand-Duc aura toutefois le 
droit de nommer le gouverneur et commandant militaire de celte forteresse, 
sauf l’approbation du pouvoir execulif de la confederation, et sous telles 
autres conditions qu’il sera juge necessaire d’elablir en conformite de la 
conslitulion future de ladite confederalion. 

Art. 68, Le grand-duche de Luxembourg se composera de toul le 
terriloire situe entre le royaume des Pays-Bas, tel qu'il a été designe par 
l’article 66, la France, la Moselle jusqu’ä l’embouchure de la Sure, le cours 
de la Sure jusqu’au confluent de l’Our, et le cours de cette derniere ri- 
viere jusqu’aux limites du ci- devant canton frangois de Saint-Vith, qui 
n’apparliendra point au grand-duche de Luxembourg. 

Art, 69. 8. M. le Roi des Pays-Bas, Grand-Duc de Luxembourg, 
possedera à perpe£luite, pour lui et ses successeurs, la souverainel& pleine 
et entiere de la parlie du duch& de Bouillon non cédée A la France par 
le trait& de Paris; et sous ce rapport, elle sera r@unie au grand-duche 
de Luxembourg. 

Des conlestalions s’elant élevées sur ledit duche de Bouillon, celui 
des compeliteurs, dont les droits seront legalement constates, dans les 
formes énoncées ci-dessous, possédera en toule propriete ladile parlie du 
duche, telle qu’elle l'a été par le dernier Duc, sous la souverainete de 
S. M. le Roi des Pays-Bas, Grand-Duc de Luxembourg. 

Cetle decision sera porlee, sans appel, par un jugement arbitral. Des 
arbitres seront à cet eflet nommes, un par chacun des deux competiteurs, 
et les aulres, au nombre de trois, par les cours d’Aulriche, de Prusse et 
de Sardaigne,. Is se reuniront à Aix-la-Chapelle aussitöt que l’etat de 
guerre et les eirconstances le permetiront, et leur jugement interviendra 
dans les six mois a compter de leur r&union. 

Dans l'intervalle, S. M. le Roi des Pays-Bas, Grand-Duc de Luxem- 
bourg, prendra en depöt la propriele de ladite partie du duche de Bouillon, 
pour la restiluer, ensemble le produit de cette administration intermediaire, 
à celui des compeliteurs en faveur duquel le jugement arbilral sera pro- 
nonce. Sadite Majesté lindemnisera, de la perte des revenus provenant 
des droils de souverainele, moyennant un arrangement &@quitable. Et si 
c’est au Prince Charles de Rohan que celte restitution doit étre faite, ces biens 
seront entre ses mains soumis aux lois de la substilution qui forme son titre. 

Art. 70. 5. M. le Roi des Pays-Bas renonce ä perpctuite, pour lui, 
ses descendans et successeurs, en faveur de $. M. le Roi de Prusse, aux 
possessions souveraines que la maison de Nassau-Örange possedoit en 
Allemagne, et nommement aux principautes de Dillenbourg, Dietz, Siegen 
et Hadamar, y compris la seigneurie de Beilstein, et telles que ces posses- 
sions ont ele definilivement reglees, entre les deux branches de la maison 
de Nassau, par le trait&@ conclu à la Haye le 14. Juillet 1814. 

$S. M. renonce egalement à la principaute de Fulde, et aux aulres 
distriels et terriloires qui lui avoient été assures par larlicle 12 du reces 
principal de la deputation extraordinaire de l’Empire, du 25. Fevrier 1803. 

Art, 71, Le droit et l’ordre de succession, etabli entre les deux 
branches de la maison de Nassau par l'acte de 1783, dit Nassauischer 
Erbverein, est mainlenu et transfere des quatre principaules d’Orange- 
Nassau au grand-duche de Luxembourg. 
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Art. 72. 8. M. le Roi des Pays-Bas, en reunissant sous sa souve- 
rainete les pays designes dans les articles 66 et 68, entre dans tous les 
droits, et prend sur lui toutes les charges et tous les engagemens stipules 
relalivement aux provinces el distriels detaches de la France dans le traite 
de paix conclu ä Paris le 30. Mai 1814. 

Art. 73. 8. M. le Roi des Pays-Bas ayant reconnu el sanclionne, 
sous la date du 21. Juillet 1814, comme bases de la r&eunion des provinces 
beigiques avec les provinces-unies, les huit articles renfermes dans la 
piece annexee au present traité, lesdits articles auront la même force et 
valeur comme s’ils etoienl inseres de mot à mol dans la transaction actuelle. 

Art. 74. L’integrit® des dix-neuf cantons, tels qu’ils existoient en 
corps politique, lors de la convention du 29. Decembre 1813, est reconnue 
comme base du sysl&öme helvetique. 

Art. 75. Le Vallais, le territoire de Geneve, la principaute de Neu- 
chätel, sont reunis a la Suisse, el formeront trois nouveaux cantons. 

La vallde de Dappes, ayant fait partie du canton de Vaud, lui est 
rendue. 

Art. 76. L’evöche de’ Bäle, et la ville et le territoire de Bienne, 
seront reunis à la confederation helvetique, et feront partie du canton 
de Berne. 

Sont exceples cependant de celte derniere disposition les distriets 
suivans: 1) Un distriet d’environ trois lieues carrdes d’elendue, renfermant 
les communes d’Altschweiler, Schönbuch, Oberweiler, Terweiler, Ettingen, 
Fürstenstein, Plotten, Pfaeffingen. Aesch, Bruck, Reinach, Arlesheim, lequel 
distriet sera reuni au canton de Bäle; 2) une pelite enclave situce pres 
du village neuchätelois de Lignieres, laquelle étant aujourd’hui, quant A 
la jurisdietion civile, sous la dependance du canton de Neuchätel, et quant 
a la jurisdietion eriminelle, sous celle de l’ev&che de Bäle, appartiendra en 
toute souverainete & la principaule de Neuchätel. 

Art. 77. Les habitans de l’ev&che de Bäle et ceux de Bienne reunis 
aux cantons de Berne et de Bäle, jouiront à tous égards, sans difference 
de religion (qui sera conservée dans l’etat present), des mömes droits po- 
litiques et civils, dont jouissent et pourront jouir les habilans des anciennes 
parties desdits cantons. En consequence, ils concourront avec eux aux 
places des reprösentans et aux aulres fonclions, suivant les constitutions 
cantonnales. Il sera conserve ä la ville de Bienne, et aux villages ayant 
forme sa jurisdielion, les privilöges munieipaux compatibles avec la consli- 
tution et les reglemens generaux du canton de Berne. 

La vente des domaines nalionaux sera maintenue, et les rentes feo- 
dales et les dimes ne pourront point &tre retablies. 

Les actes respeclifs de reunion seront dresses, conform&ment aux 
principes ci-dessus enonces, par des commissions composces d’un nombre 
egal de deputes de chaque partie inleressce. Ceux de V’üveche de Bäle 
seront choisis par le canlon directeur parmi les eitoyens les plus notables 
du pays. Lesdils acles seront garantis par la confederation suisse. Tous 
les points sur lesquels les parties ne pourront s’entendre, seront decides 
par un arbitre nomme par la dicte, 

Art. 78. La cession qui avoit été faite par ''artiele 3 du traite de 
Vienne, du 14. Octobre 1809, de la seigneurie de Razüns, enclavee dans 
le pays des Grisons, étant venue à cesser, et $. M. l’Empereur d’Autriche 
se trouvant relabli dans tous les droits attaches a ladite possession, con- 
firme la disposilion qu'il en a faite, par declaration du 20. Mars 1815, en 
faveur du canton des Grisons. 

Art. 79. Pour assurer les communications commerciales et militaires 
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de Geneve avec le canton de Vaud et le reste de la Suisse, et pour com- 
pleter à cet égard l’article 4 du trait@ de Paris du 30. Mai 1814, S. M. T. C. 
consent à faire placer la ligne des douanes de maniere ä ce que la roule 
qui conduit de Geneve par Versoy en Suisse soil en tout temps libre, et 
que ni les postes, ni les voyageurs, ni les transports de marchandises n'y 
soient inquieles par aucune visite des douanes, ni soumis à aucun droit. 
Il est @galement entendu que le passage des troupes suisses ne pourra y 
etre aucunement entrave. 

Dans les reglemens additionnels a faire ä ce sujel, on assurera, de 
la maniere la plus convenable aux Genevois, l’execution des traités relatifs 
ä leurs libres communications entre la ville de Geneve et le mandement 
de Pency. S. M. T. C. consent en oulre ä ce que la gendarmerie et les 
milices de Geneve passen! par la grande roule du Meyrin, dudit mande- 
ment ä la ville de Geneve, et r&ciproquement, apres en avoir prevenu le 
poste militaire de la gendarmerie frangoise le plus voisin. 

Art. 80. 8. M. le Roi de Sardaigne cede la parlie de la Savoie qui 
se lrouve entre la riviere d’Arve, le Rhöne, les limites de la partie de la 
Savoie cedee ü la France, et la montagne de Saleve, jusqu’a Veiry in- 
clusivement, plus celle qui se trouve comprise entre la grande route dite 
du Simplon, le lac de Geneve, et le lerritoire actuel du canton de Geneve, 
depuis Venezas jusqu’au point oü la riviere d’Hermance traverse la susdite 
roule, et de la, continuant le cours de celle riviere jusqu’a son embouchure 
dans le lac de Geneve, au levant du village d’Hermance (la totalit& de la 
route dite du Simplon conlinuant à &lre possedee par $. M. le Roi de 
Sardaigne), pour que ces pays soient reunis au canton de Geneve, sauf ä 
determiner plus precisement les limites par des commissaires respeclifs, 
surlout pour ce qui concerne la delimitation en dessus de Veiry, et sur 
la montagne de Saleve, renongant, Sadite Majeste, pour elle et ses suc- 
cesseurs, ä perpeluite sans exceplion ni reserves, à tous droits de souve- 
rainete et aulres qui peuvent lui appartenir dans les lieux et terriloires 
compris dans cette demarcalion. 

S. M. le Roi de Sardaigne consent en outre a ce que la communi- 
cation entre le canton de Geneve et le Vallais, par la route dite du Sim- 
plon, soit etahlie de la m&me maniere que la France l’a accordee entre 
Geneve et le canton de Vaud, par la route de Versoy. Il y aura aussi 
en tout temps une communication libre pour les troupes genevoises entre 
le territoire de Geneve et le mandement de Jussy, et on accordera les 
facilites qui pourroient être necessaires dans l’occasion pour arriver par 
le lac à la route dite du Simplon. 

De l’autre côté, il sera accorde exemplion de tout droit de transil ä 
toutes les marchandises et denrees qui, en venant des etals de S. M. le 
Roi de Sardaigne et du port franc de Genes, traverseroient la roule dile 
du Simplon dans toute son etendue par le Vallais et l'élat de Geneve. 
Cette exemplion ne regardera toutefois que le transit, el ne s’etendra ni 
aux droits etablis pour l’entrelien de la route, ni aux marchandises et 
denrees destinees à @lre vendues ou consommees dans l’interieur. 

La möme reserve s’appliquera à la communication accordee aux Suisses 
entre le Vallais et le canton de Geneve; et les gouvernemens respeclifs 
prendront ä cet effet, de commun accord, les mesures qu'ils jugeront ne- 
cessaires, soil pour la taxe, soit pour emp&cher la contrebande, chacun 
sur son terriloire. 

Art. 81. Pour etablir des compensations mutuelles, les cantons d’Ar- 
govie, de Vaud, du Tessin et de Saint-Gall fourniront aux anciens can- 
tons de Schwitz, Unterwald, Uri, Glaris, Zug et Appenzell (Rhode interieure) 
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une somme, qui sera appliquee a l’instruction publique et aux frais d’admi- 
nistration generale, mais principalement au premier objet, dans lesdits cantons, 

La quotil&, le mode de paiement et la repartilion de celte compen- 
sation pecuniaire, sont fixes ainsi qu'il suit: 

Les cantons d’Argovie, de Vaud et de Saint-Gall, fourniront aux can- 
tons de Schwitz, Unterwald, Uri, Zug, Glaris et Appenzell (Rhode inté- 
rieure) un fonds de cing cent mille livres de Suisse. 

Chacun des premiers paiera l’iniere&t de sa quote-part à raison de 
cing pour cent par an, ou remboursera le capilal, soit en argent, soit en 
biens fonds, a son choix. 

La reparlition, soil pour le paiement, soit pour la recette de ces fonds, 
se fera dans les proportions de l’echelle de contribultion, regl&ee pour sub- 
venir aux depenses federales. 

Le canton du Tessin paiera chaque annee au canton d’Uri la moilie 
du produit des péages dans la vall&e Levanline. : 

Art. 82. Pour mettre un lerme aux discussions qui se sont élevées 
par rapport aux fonds plac&s en Anglelerre, par les cantons de Zurich 
et de Berne, il est stalue: 

1) Que les cantons de Berne et de Zurich conserveront la propriete 
du fonds capital, tel quil existoit en 1803, à l’epoque de la dissolution 
du gouvernement helvetique, et jouiront, à dater du 1. Janvier 1815, des 
interets a Echeoir. 

2) Que les interets echus el accumules depuis l’annde 1798, jusques 
et y compris l’annee 1814, seront affectes au paiement du capital restant 
de la deite nalionale, designde sous la denomination de delte helvetique. 

3) Que le surplus de la dette helvelique restera à la charge des 
autres cantons, ceux de Berne et de Zurich étant exoneres par la dispo- 
silion ci-dessus. La quole-part de chacun des cantons qui restent charges 
de ce surplus, sera calculee el fournie dans la proportion fixe pour les 
contributions destinces au paiement des depenses federales; les pays in- 
corpores ä la Suisse «depuis 1813, ne pourront pas èêtre imposes en raison 
de l'ancienne delte helvetique. 

S’il arrivoit qu’apres le paiement de la susdite delle, il y eüt un exc&- 
dent, il seroit r&parti entre les cantons de Berne et de Zurich, dans la 
proportion de leurs capitaux respectifs. 

Les m&mes disposilions seront suivies à l’egard de quelques aulres 
ereances, dont les litres sont deposes sous la garde du president de la diete. 

Art. 83. Pour concilier les contestations elevees à l’egard des Lods, 
abolis sans indemnile, une indemnile sera payée aux parliculiers proprie- 
taires des Lods. Et afin d’eviter lout differend ulterieur à ce sujet entre 
les cantons de Berne et de Vaud, ce dernier paiera au gouvernement de 
Berne la somme de trois cent mille livres de Suisse, pour être ensuite 
reparlie entre les ressorlissants Bernois, proprietaires des Lods. Les 
paiemens se feront à raison d’un cinquiöme par an, à commencer du 
1. Janvier 1816. 

Art. 84. La declaration adressee en date du 20. Mars par les puis- 
sances qui ont signe le traite de Paris, à la diete de la confederation 
suisse, et acceptée par la diele, moyennant son acte d’adhesion du 27. Mai, 
est confirmee dans toute sa teneur, et les principes etablis, ainsi que les 
arrangemens arrétés dans ladite declaration, seront invariablement maintenus, 

Art. 85. Les limites des états de 5. M. le Roi de Sardaigne, seront: 

Du cöte de la France, telles qu’elles existoient au 1. Janvier 1792, ä 
l’exception des changemens portes par le trait@ de Paris, du 30. Mai 1814. 

Du cöte de la confederation helvelique, telles qu’elles existoient au 
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1. Janvier 1792, à l’exception du changement opere par la cession faite 
en faveur du canton de Geneve, telle que ceite cession se trouve spécifiée 
dans Varticle 80 du present acte. 

Du cöte des états de $. M. l’Empereur d’Autriche, telles qu’elles 
existoient au 1. Janvier 1792: et la convention conclue entre LL. MM. 
l’Imperatrice Marie-Therese et le Roi de Sardaigne, le 4. Octobre 1751, 
sera maintenue, de part et d’autre, dans toutes ses slipulalions. 

Du cöte des &tats de Parme et de Plaisance, 1a limite, pour ce qui 
concerne les anciens étals de S. M. le Roi de Sardaigne, conlinuera ä 
etre telle qu’elle existoit au 1. Janvier 1792. 

Les limites des ci-devant états de Genes, et des pays nommes fiefs 
imperiaux, r&eunis aux états de 8S. M, le Roi de Sardaigne, d’apres les ar- 
ticles suivans, seront les m&mes qui, le 1. Janvier 1792, scparoient ces 
pays des etats de Parme et de Plaisance, el de ceux de Toscane et de Massa. 

L’ile de Capraja ayant appartenu à l’ancienne republique de Genes, 
est comprise dans la cession des états de Gönes, ä 8. M. le Roi de Sardaigne. 

Art. 86. Les elats qui ont compose la ci-devant republique de Genes, 
sont reunis a perpetuil€ aux états de S. M. le Roi de Sardaigne, pour 
elre, comme ceux-ci, possedes par elle en toute souverainele, propriele et 
heredite de mäle en mäle, par ordre de primogeniture dans les deux 
branches de sa maison; savoir, la branche royale et la branche de Savoie- 
Carignan. 

Art. 87. S. M. le Roi de Sardaigne joindra ä ses litres actuels, 
celui de Duc de Géênes. 

Art. 88. Les Genois jouiront de tous les droits et privileges speci- 
fies dans l’acte intitule: Conditions qui doivent! servir de bases ä 
la reunion des &tats de Gönes ä ceux de $.M. Sarde: et ledit 
acte, tel qu'il se trouve annexe ä ce trait& general, sera considere comme 
partie integrante de celui-ci, et aura la meme force el valeur, que sil 
etoit textuellement insere dans l’article present. 

Art. 89. Les pays nommes fiefs imperiaux, qui avoient été reunis 
ä Ja ci-devant republique ligurienne, sont reunis definilivement aux elats 
de S. M. le Roi de Sardaigne, de la möme maniere que le reste des etals 
de Genes; et les habitans de ces pays jouiront des mêmes droits et pri- 
vileges que ceux des elals de Genes designes dans Tarticle precedent. 

Art. 90. La facultö que les puissances signalaires du traite de Paris 
du 30. Mai 1814 se sont reservee par larticle 3 dudit traite, de fortifier 
tel point de leurs etats qu’elles jJugeront convenable ä leur sürele, est 
egalement reservee sans restriction a S. M. le Roi de Sardaigne. 

Art. 91. S. M. le Roi de Sardaigne cede au canton de Geneve les 
distriets de la Savoie, designes dans l’arlicle 80 ci-dessus, et aux condi- 
tions specifices dans l'acte inlitule: Gession faile par S. M. le Roi 
de Sardaigne au canton de Geneve. Cetacle sera considere comme 
parlie inlögranle du present traite general, auquel il est annexe, et aura 
la m&me force et valeur que s’il etoit textuellement insere dans l’article 
present. 

Art. 92. Les provinces de Chablais et du Faucigny, et tout le ter- 
riloire de Savoie au nord d’Ugine, apparlenant ä S. M. le Roi de Sar- 
daigne, feront partie de la neutralité de la Suisse, telle qu’elle est re- 
connue et garanlie par les puissances. 

En consequence, toutes les fois que les puissances voisines de la 
Suisse se Irouveront en &lat d’hostilit@ ouverte ou imminente, les troupes 
de S. M. le Roi de Sardaigne qui pourroient se Irouver dans ces pro- 
vinces, se relireront, et pourront ä cel eflet passer par le Vallais, si cela 
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devient necessaire; aucunes aulres iroupes armees d’aucune autre puis- 
sance ne pourront Iraverser ni slalionner dans les provinces et territoires 
susdils, sauf celles que la confederalion suisse jugeroit ä propos d’y placer, 
bien entendu que cet elat de choses ne gene en rien l’administration de 
ces pays, oü les agens civils de S. M. le Roi de Sardaigne pourront aussi 
employer la garde municipale pour le maintien du bon ordre. 

Art, 93. Par suite des renoneialions slipuleces dans le traite de Paris, 
du 30. Mai 1814, les puissances signalaires du present traité reconnoissent 
S. M. l’Empereur d’Autriche, ses heriliers et successeurs, comme souverain 
legitime des provinces et terriloires qui avoient été cedes, soil en tout, 
soil en partie, par les traites de Campo-Formio de 1797, de Luneville de 
1801, de Presbourg de 1805, par la convention addilionnelle de Fontaine- 
bleau de 1807, el par le traité de Vienne de 1809, et dans la possession 
desquelles provinces et terriloires S. M. I. et R. A. est rentrée par suite 
de la derniere guerre: telles que lIstrie, tant autrichienne que ci-devant 
venitienne, la Dalmatie, les iles ci-devant venitiennes de l’Adriatique, les 
bouches du Caltaro, la ville de Venise, les lagunes, de même que les 
autres provinces et distriels de la Terre-Ferme des etals ci-devant veni- 
tiens sur la rive gauche de l’Adige, les duches de Milan et de Mantoue, 
le principaules de Brixen et de Trente, le comte de Tyrol, le Vorarlberg, 
le Frioul autrichien, le Frioul ei-devant venitien, le territoire de Monte- 
falcone, le gouvernement et la ville de Trieste, la Carniole, la Haute-Ca- 
rinthie, la Croatie à la droite de la Save, Fiume et le Littoral hongrois, 
et le district de Castua. 

Art, 94. 5. M. I. et R. A. reunira à sa monarchie, pour @tre pos- 
sedes par elle el ses successeurs, en loule propriele et souverainele: 

1) Oulre les parlies de la Terre-Ferme des elats venitiens, dont il 
a ele fail mention dans larticle precedent, les auires parties desdits elats, 
ainsi que tout autre terriloire qui se lrouve silue entre le Tessin, le Pö 
et la mer Adrialique. 

2) Les vallees de la Valteline, de Bormio et de Chiavenna. 

3) Les territoires ayant forme la ci-devant republique de Raguse. 

Art. 95. En consequence des slipulations arrötees dans les articles 
precedens, les frontieres des elals de S. M. I. et R. A. en ltalie seront: 

1) Du cöte des états de S. M. le Roi de Sardaigne, telles qu’elles 
etoient au f. Janvier 1792. 

2) Du cöle des &lats de Parme, Plaisance et Guastalla, le cours du 
Pö, la ligne de demarcation suivant le Thalweg de ce fleuve. 

3) Du cöle des étals de Modene, les memes qu’elles eloient au 
1. Janvier 1792. 

4) Du cöle des elats du Pape, le cours du Pö jusqu’a l’embouchure 
du Goro. 

5) Du cöte de la Suisse, l’ancienne frontiere de la Lombardie, et celle 
qui separe les vallees de la Valteline, de Bormio et de Chiavenna, des 
cantons des Grisons el du Tessin. Lä ou le Thalweg du Pö constituera 
la limite, il est stalue que les changemens que subira par la suite le cours 
de ce fleuve, n’auront äà l’avenir aucun effet sur la propriele des iles qui 
s’y trouvent. 

Art. 96. Les principes generaux, adoptes par le congres de Vienne 
pour la navigation des fleuves, seront appliques a celle du Pö. 

Des commissaires seront nommes par les elals riverains, au plus tard 
dans le delai de trois mois apres la fin du congres, pour regler tout ce 
qui a rapport ä l’ex&culion du present article, 

Art. 97. Comme il est indispensable de conserver a l’ctablissement 
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connu sous le nom de Mont-Napoleon, ä Milan, les moyens de rem- 
plir ses obligations envers ses creanciers, il est convenu que les biens- 
fonds et autres immeubles de cet &tablissement, situes dans des pays qui, 
ayant fait partie du ci-devant royaume d’Italie, ont passe depuis sous la 
domination de differens princes d’Italie, de même que les capilaux appar- 
tenans audit elablissement, et places dans ces differens pays, resteront 
affectes a la möme destination. 

Les redevances du Mont-Napoleon non-fondces et non-liquidees, telles 
que celles derivant de l’arrier& de ses charges ou de tout aulre accroisse- 
ment du passif de cet etablissement, seront reparlies sur les territoires dont 
se composoit le ci-devant royaume d'ltalie; et celte reparlilion sera assise 
sur les bases r&unies de la population et du revenu. Les souverains des- 
dits pays nommeront, dans le terme de Irois mois, ä& dater de la fin du 
congres, des commissaires pour s’entendre avec les commissaires autri- 
chiens sur ce qui a rapport ä cet objet. 

Cette commission se réunira à Milan. 

Art. 98. S. A. R. l’Archidue Francois d’Este, ses heritiers et suc- 
cesseurs, possederont, en toute propriele el souverainete, les duches de 
Modene, de Reggio et de Mirandole, dans la m&me etendue qu'ils etoient 
a l’öpoque du trait& de Campo-Formio,. 

S. A. R. !’Archiduchesse Marie-Beatrix d’Este, ses heritiers et suc- 
cesseurs, possederont, en toute souverainele et propriete, le duche de Massa 
et la principaut de Carrara, ainsi que les fiefs imperiaux dans la Luni- 
giana. Ces derniers pourront servir ä des changes ou aulres arrange- 
mens de gre à gr& avec $. A. I. le Grand-Duc de Toscane, selon la con- 
venance reciproque. 

Les droits de succession et reversion elablis dans les branches des 
Archiducs d’Autriche, relatlivement au duch@ de Modene, de Reggio et 
Mirandole, ainsi que des principautes de Massa et Carrara, sont conserves. 

Art, 99. 8. M. l’Imperatrice Marie-Louise possedera en toule pro- 
priete ei souverainele, les duches de Parme, de Plaisance, et de Guaslalla, 
à l’exceplion des distriets enclaves dans les &lats de S. M. I. et R. A, sur 
la rive gauche du Pö. 

La reversibililE de ces pays sera determinde de commun accord entre 
les cours d’Autriche, de Russie, de France, d’Espagne, d’Angleterre et de 
Prusse, loutefois ayant &egard aux droits de reversion de la maison d’Au- 
triche et de S. M. le Roi de Sardaigne sur lesdits pays. 

Art. 100. S. M. J. et R. !’Archiduc Ferdinand d’Autriche est retabli, 
tant pour lui que pour ses heritiers et successeurs, dans tous les droits 
de souverainele et propriet sur le grand-duche de Toscane et ses depen- 
dances, ainsi que S. A. I. les a possedes anterieurement au traite de 
Luneville. 

Les stipulations de Varticle 2 du traite de Vienne, du 3. Octobre 1735, 
entre l’Empereur Charles VI. et le Roi de France,. auxquelles accederent 
les autres puissances, sont pleinement rctablies en faveur de S. A. I. et 
ses descendans, ainsi que les garanties rösultant de ces slipulalions. 

Il sera en outre r&uni audit grand-duche, pour être possede, en toute 
propriel@ et souverainete, par $. A. I. et R. le Grand-Duc Ferdinand et 
ses heritiers et descendans: 

1) L’etat des Presides. 

2) La partie de l’ile d’Elbe et ses appartenances qui etoit sous la 
suzerainete de $. M. le Roi des Deux-Siciles avant l’annee 1801. 

3) La suzerainet et souverainete de la principaut de Piombino el 
ses dependances. 
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Le prince Ludovisi Buoncompagni conservera, pour lui et ses suc- 
cesseurs legilimes, toutes les proprieles que sa famille possedoit dans la 
principaule de Piombino, dans l’ile d’Elbe et ses dependances, avant l’oc- 
eupalion de ces pays par les troupes frangoises en 1799, y compris les 
mines, usines et salines. 

Le prince Ludovisi conservera egalement le droit de p&che, et jouira 
d’une exemption de droits parfaite, tan! pour l’exporlation des produits de 
ses mines, usines, salines et domaines, que pour l’importation des bois et 
aulres objets necessaires pour l’exploilation des mines. Il sera de plus 
indemnise, par S. A. I. le Grand-Duc de Toscane, de tous les revenus que 
sa famille tiroit des droits regaliens avant 'année 1801. En cas quil sur- 
vint des difficultes dans l’evaluation de cette indemnite, les parlies inleressees 
s’en rapporteront à la decision des cours de Vienne et de Sardaigne, 

4) Les ci-devant fiefs imperiaux de Vernio, Montanto et Monte Santa- 
Maria, enclaves dans les étals Toscans. 

Art. 101. La principaule de Lucques sera possedee en toule souve- 
rainete par S. M. l’Infante Marie-Louise et ses descendans en ligne directe 
et masculine. Celte principaute est erigee en duche, et conservera une 
forme de gouvernement basee sur les principes de celle qu'elle avoit 
recue en 1805. 

ll sera ajoule aux revenus de la principaute de Lucques une rente 
de cing cent mille francs, que S. M. l’Empereur d’Autriche et S. A. I. le 
Grand-Duc de Toscane s’engagent à payer regulierement, aussi long-lemps 
que les circonstances ne permeltront pas de procurer ä $. M. l’Infante 
Marie-Louise et à son fils et ses descendans un aulre etablissement. 

Cette rente sera specialement hypothequee sur les seigneuries en 
Boheme, connues sous le nom de bavaro-palatines, qui, dans le cas de 
reversion du duche de Lucques au grand-duche de Toscane, seront 
affranchies de cette charge, et rentreront dans le domaine particulier de 
S.M.l.et R. A. 

Art. 102. Le duche de Lucques sera reversible au Grand-Duc de 
Toscane, soit dans le cas qu'il devint vacant par la mort de $. M. !’Infante 
Marie-Louise ou de son fils Don Carlos et de leurs descendans mäles et 
directs, soit dans celui que l’Infante Marie-Louise ou ses he£riliers directs 
oblinssen! un auire elablissement ou succedassent à une aulre branche 
de leur dynastie. 

Toutefois le cas de reversion echeanl, le Grand-Duc de Toscane s’en- 
gage a ceder, des qu’il entrera en possession de la principaute de Lucques, 
au Duc de Modene, les territoires suivans: 1) Les distrieis toscans de 
Fivizzano, Pietra, Sancta et Barga, et 2) les distriets lucquois de Castig- 
lione et Gallicano, enclaves dans les etats de Modene, ainsi que ceux de 
Minucciano et Monte-Ignose, conligus au pays de Massa, 

Art. 103. Les Marches, avec Camerino et leurs dependances, ainsi 
que le duché de Benevent et la principaute de Ponte-Corvo, sont rendus 
au Sainl-Siege. 

Le Saint-Siege rentrera en possession des legations de Ravenne, de 
Bologne et de Ferrare, à l’exception de la parlie du Ferrarois situde sur 
la rive gauche du Po. 

Ss. M. I. et R. A. et ses successeurs auront droit de garnison dans 
les places de Ferrare et Commachio. 

Les habitans des pays qui rentrent sous la domination du Saint-Siege 
par suite des stipulalions du congres, jouiront des effets de l’article 16 du 
traite de Paris du 30. mai 1814, Toutes les acquisilions faites par des 
particuliers, en vertu d’un lilre reconnu legal par les lois aciuellement 
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existantes, sont maintenues, el les disposilions propres à garanlir la dette 
publique et le paiement des pensions, seront ſixées par une convention 
parlieulicre entre la cour de Rome et celle de Vienne, 

Art. 104. 8. M. le Roi Ferdinand IV. est relabli, tant pour lui que 
pour ses heriliers et successeurs, sur le tröne de Naples, el reconnu par 
les puissances comme Roi du royaume des Deux-Siciles. 

Art. 105. Les puissances reconnaissant la justice des r&clamalions 
formces par 5. A. R. le prince-Regent de Portugal et du Bresil, sur la 
ville d’Olivenza et les autres terriloires c&des à l’Espagne par le traité de 
Badajoz de 1801, et envisageant la restlitulion de ces objels comme une 
des mesures propres ä assurer entre les deux royaumes de la peninsule 
celte bonne harmonie complete et stable, dont la conservalion dans toutes 
les parties de l’Europe a été le but constant de leurs arrangemens, s’en- 
gagent formellement ä employer dans les voies de conciliation leurs eſſorts 
les plus efficaces, afin que la relrocession desdits territoires en faveur du 
Portugal soit effectuee; et les puissances reconnoissent, aulanl qu’il depend 
de chacune d’elles, que cet arrangement doit avoir Tieu au plus löl. 

Art. 106. Afin de lever les difficultes qui se sont opposces de la 
part de S. A. R. le prince-Regent du royaume de Portugal et de celui de 
Bresil, à la ralificalion du traité signe le 30, mai 1814, entre le Portugal 
et la France, il est arrétèéè que la slipulalion contenue dans l’article 10 
dudit traite, et toutes celles qui pourroient y avoir rapport, resteront sans 
effet, et qu'il y sera subslitue, d’accord avec toules les puissances, les 
dispositions enoncces dans l’arlicle suivant, lesquelles seront seules consi- 
derees comme valables. 

Au moyen de cette substitulion, toutes les autres clauses du susdit 
traitö de Paris seront maintenues et regardees comme mutuellement obli- 
gatoires pour les deux cours. 

Art. 107. 5. A. R. le prince-Regent du royaume de Portugal et de 
celui du Bresil, pour manifester d’une maniere incontestable sa conside- 
ration parlieuliere pour S. M. T. C., siengage à restiluer a Sadite Majeste 
la Guiane frangoise jusqu’a la riviere d’Oyapock, dont l’embouchure est 
situce entre le quatrieme et le cinquieme degre de lalitude septentrionale, 
limite que le Portugal a toujovurs consideree comme celle qui avoit eie 
fixce par le trail& d’Ütrecht. 

L’cpoque de la remise de celte colonie a 5. M. T. C. sera delerminde 
des que les circonstances le perinellronl, par une convenlion parliculiere 
entre les deux cours; et ''on procedera a l’amiable, aussitöt que faire se 
pourra, ä Ja fixation definitive des limites des Guianes porlugaises et fran- 
goises, conformement au sens précis de l’article huitieme du traite d’Utrecht. 

Art. 108. Les puissances dont les éltals sont separds ou traversés 
par une meme riviere navigable, s’engagent à regler, d'un commun accord, 
tout ce qui a rapport à la navigation de cette riviecre. Elles nommeront 
a cel effel des commissaires, qui se reuniront au plus tard six mois apres 
la fin du congres, el qui prendront pour bases de leurs Iravaux les prin- 
cipes elablis dans les articles suivans. 

Art. 109. La navigation dans toul le cours des rivieres indiquees 
dans larlicle precedent, du point oü chacune d’elle devient navigable jusqu’ä 
son embouchure, sera enlierement libre, et ne pourra, sous le rapport du 
commerce, re interdite à personne; bien enlendu que l’on se conformera 
aux reglemens relatifs a la police de celle navigation, lesquels seront congus 
d’une maniere uniforme pour tous, el aussi favorables que possible au com- 
merce de toutes les nations. 

Art, 110. Le syst&me qui sera elabli, lant pour la perceplion des 
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droits que pour le maintien de la police, sera, autant que faire se pourra, 
le m&me pour lout le cours de la riviere, et s’etendra aussi, à moins que 
les eirconslances particulieres ne s’y opposenl, sur ceux de ses embran- 
chemens et confluens, qui, dans leur cours navigable, separent ou traversent 
differens etals. 

Art. 111. es droits sur la navigation seront fixes d’une maniere 
uniforme, invariable, et assez independante de la qualite differente des mar- 
chandises, pour ne pas rendre necessaire un examen delaill& de la car- 
gaison, aulremen! que pour cause de fraude et de contravention. La quotite 
de ces droils, qui, en aucun cas, ne pourront exceder ceux existant ac- 
tuellement, sera determince d’apres les circonstances locales, qui ne per- 
meltent guere d’elablir une regle generale A cet egard. On partira nean- 
moins en dressant le tarif, du point de vue d’encourager le commerce en 
facilitant la navigalion, et l’octroi elabli sur le Rhin pourra servir d’une 
forme approximalive. 

Le tarif une fois regle, il ne pourra lus älre augmente que par un 
arrangement commun des états riverains, ni la navigalion grevée d’autres 
droits quelconques, outre ceux fixes dans le reglement. 

Art. 112. Les bureaux de perception, dont on reduira aulant que 
possible le nombre, seront fixes par le r&glement, et il ne pourra s’y faire 
ensuile aucun changement que d’un commun accord, ä moins qu’un des 
etats riverains ne voulüt diminuer le nombre de ceux qui lui appartiennent 
exclusivement. 

Art. 113. Chaque elat riverain se chargera de l’entrelien des chemins 
de hallage qui passent par son terriloire, et des travaux necessaires pour 
la m&me etendue dans le lit de la riviere, pour ne faire &prouver aucun 
obstacle ü la navigation. 

Le reglement futur fixera la maniere dont les étals riverains devront 
eoncourir ä ces derniers lravaux, dans le cas oü les deux rives appar- 
tiennent äà differens gouvernemens. 

Art. 114. On n’etablira nulle part des droits d’etape, d’echelle, ou 
de reläche force. Quant ä ceux qui existent dejä, ils ne seront conserves 
qu’en lant que les etats riverains, sans avoir egard & l’interet local de 
l’endroit, ou du pays oü ils sont elablis, les trouveroient necessaires ou 
uliles a la navigation et au commerce en general. 

Art. 115. Les douanes des étals riverains n’auront rien de commun 
avec les droits de navigation. On empöchera, par des disposilions regle- 
mentaires, que l’exereice des fonctions des douaniers ne melte pas d’en- 
traves ä la navigalion,; mais on surveillera par une police exacte sur la 
rive, loute tentalive des habitans de faire la contrebande à l’aide des 
bateliers. 

Art, 116. Tout ce qui est indiqué dans les articles precedens, sera 
determine par un reglement commun qui renfermera &galement tout ce 
qui auroit besoin d’eire fixe ulterieurement. Le reglement, une fois arrete, 
ne pourra éêtre change que du consentement de tous les etats riverains, 
et ils auront soin de pourvoir à son exdeulion d’une maniere convenable 
et adaptee aux circonslances et aux localites. 

Art. 117. Les reglemens particuliers relatifs à la navigalion du Rhin, 
du Neckar, du Mein, de la Moselle, de la Meuse, et de l’Escaul, tels qu'ils 
se trouvent joints au present acte, auront la me&me force et valeur, que 
sils y avoient été texiuellement inseres. 

Art. 118. Les traites, convenlions, declarations, reglemens el autres 
actes particuliers, qui se trouvent annexes au present acte, el nommement, 
1) Le traite entre la Russie et l’Autriche, du 21 avril/3 mai 1815; 2) le 
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traite cnire la Russie et la Prusse, du 21 avril/3 mai 1815"); 3) le traite 
additionnel relatif a Cracovie, entre l’Autriche, la Prusse et la Russie, du 
21 avril/3 mai 1815; 4) le traite entre la Prusse et la Saxe, du 18 mai 1815 9; 
5) la declaralion du Roi de Saxe sur les droits de la maison de Schoen- 
bourg, du 18 mai 1815; 6) le traité entre la Prusse et le Hanovre, du 
29 mai 1815; 7) la convention entre la Prusse et le Grand-Duc de Saxe- 
Weimar, du 1 juin 1815°); 8) la convenlion entre la Prusse et les Duc 
et Prince de Nassau, du 31 mai 1815*); 9) l’acle sur la conslitution fe- 
derative de l’Allemagne, du 8 juin 1815®%; 10) le traite entre le Roi des 
Pays-Bas et la Prusse, l’Angleterre, l’Autriche et la Russie, du 3! mai 1815 °); 
11) la declaration des puissances sur les affaires de la confederation hel- 
velique, du 20 mars, et l’acte d’accession de la diete, du 27 mai 1815”); 
12) le protocole du 29 mars 1815, sur les cessions faites par le Roi de 
Sardaigne au canton de Geneve®); 13) le trait& entre le Roi de Sardaigne, 
l’Autriche, l’Angleterre, la Russie, la Prusse et la France, du 20 mail815°); 
14) lacte intutile: „Conditions qui doivent servir de bases & la reunion 
des étals de Genes ä ceux de $. M. Sarde“®); 15) la declaration des 
puissances sur l’abolition de la traile des negres, du 8 fevrier 1815; 16) les 
reglemens pour la libre navigalion des rivieres; 17) les reglements sur le 
rang entre les agens diplomaliques, sont consideres comme parties inte- 
grantes des arrangemens du congres, et auront partout Ja même force et 
valeur que s’ils étoient inseres mol à mot dans le traité general. 

Art. 119. Toutes les puissances qui ont été reunies au congres, 
ainsi que les Princes et les villes libres qui ont concouru aux arrangemens 
consignes, ou anx acles confirmes dans ce lrail& general, sont invitees à 
y acceder. 

Art. 120. La langue frangoise ayant été exclusivement employcde 
dans toutes les copies du present traile, il est reconnu par les puissances 
qui ont concouru à cel acle, que l’emploi de celte langue ne tirera point 
a consequence pour l’avenir; de sorte que chaque puissance se reserve 
d’adopter, dans les negociations et convenlions futures, la langue dont elle 
s’est servie jusqu’ici dans ses relations diplomatiques, sans que le traite 
actuel puisse &lre cil@ comme exemple contraire aux usages elablis. 

Art, 121. Le present traite sera ratiſié et les ratificalions seront 
echangees, dans l’espace de six mois, par la cour de Porlugal dans un 
an, ou plutöt, si faire se peut. 

Il sera depose à Vienne, aux archives de cour et d’etat de S. M. I. 
et R. A., un exemplaire de ce trail& general, pour servir dans les cas oü 
l’une ou l’auire des cours de l’Europe pourroit juger convenable de con- 
sulter le texte original de celte piece. 

En foi de quoi les plenipotentiaires respeclifs ont signe ce traité el y 
ont appose le cachet de leurs armes. 

Fait a Vienne, le neuf juin de l’an de gräce mil-huit-cent-quinze, 


3. Grflärung über die Abfchaffung des Negerhandels. 8. Februar 1815. *) 


Les plenipotentiaires des puissances qui ont signe le traité de Paris 
du 30 Mai 1814, reunis en conference, ayant pris en consideration que le 
commerce connu sous le nom de traite des Negres d’Afrique a été en- 


1) &, Rußland. 5) ©, Deutichlant. 
2) ©, Sadjfen. 6) ©, Niederlande. 
3) S. ©.-Welmar. « 1), ©. Schweiz. 
©, Naffau. 8, ©. Sardinien, 
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visage, par les hommes justes et &claires de tous les temps, comme re- 
pugnant aux principes d’humanil& et de morale universelle; que les cir- 
conslances parliculieres auxquelles ce commerce a dü sa naissance, et la 
difficulte d’en interrompre brusquement le cours, ont pu couvrir jusqu’ä un 
cerlain point ce qu ‘il y avait d’odieux dans sa conservation; mais qu’enfin 
la voix publique s’est elevee dans tous les pays civilises pour demander 
qu'il soit supprime le plus töt possible; que, depuis que le caractere et les 
details de ce commerce ont le mieux connus, et les maux de toule espece 
qui l’accompagnent completement devoiles, plusieurs des gouvernements 
europeens ont pris en effet la resolution de le faire cesser, el que suc- 
cessivement loules les puissances possedant des colonies dans les differentes 
parties du monde ont reconnu, soit par des actes legislatifs, soit par des 
traites et autres engagements formels, l’obligation et la necessite de l’abolir; 
que, par un arlicle separe du dernier traii& de Paris, la Grande-Bretagne 
et la France se sont engagees à reunir leurs efforts au Congres de Vienne 
pour faire prononcer, par toutes les puissances de la chreliente, T’abolition 
universelle et definitive de la traite des negres; que les plenipotentiaires 
rassambles dans ce Congres ne sauraient mieux honorer leur mission, remplir 
leur devoir, et manifester les principes qui guident leurs augustes souverains, 
qu’en travaillant à realiser cet engagement, et en proclamant, au nom de 
leurs souverains, le voeu de mellre un terme à un fldau qui a si long- 
temps desol& l’Afrique, degrade Europe, et afflige l'humanite ; lesdits 
plenipotentiaires sont convenus d’ouvrir leurs deliberalions sur les moyens 
d’accomplir un objet aussi salulaire, par une declaration solennelle des 
principes qui les ont diriges dans ce travail. 

En consequence, et düment autorises ä cet acte par l’adhesion unanime 
de leurs cours respeclives au principe enonce dans ledit article separd du 
traite de Paris, ils declarent, a la face de l’Europe, que, regardant l’abo- 
lition universelle de la traile des negres comme une mesure parliculiere- 
ment digne de leur attention, conforme à l’esprit du siecle et aux principes 

enereux de leurs augustes souverains, ils sont animes du desir sincere 

de concourir à l'ex&culion la plus prompte et la plus eflicace de cette 
mesure, par tous les moyens ä leur disposition, et d’agir, dans l’emploi 
de ces moyens, avec tout le zele et toute la perseverance qu'ils doivent 
a une aussi grande ci aussi belle cause. 

Trop instruits toutefois des sentiments de leurs souverains pour ne pas 
prevoir que, quelque honorable que soit leur but, ils ne le poursuivront 
pas sans de justes menagements pour les inter&ts, les habitudes et les pre- 
ventions möme de leurs sujels, lesdits plenipotentiaires reconnaissent en 
m&me lemps que celte declaration generale ne saurait prejuger le terme 
que chaque puissance en partliculier pourrait envisager comme le plus con- 
venable pour l'abolition definitive du commerce des negres: par consequent, 
la determination de l’epoque oü ce commerce doit universellement cesser, 
sera un objet de negociation entre les puissances; bien entendu que l’on 
ne negligera aucun moyen propre ä en assurer el à en accelerer la marche; 
et que l’engagement reciproque contracte par la presente declaration entre 
les souverains qui y ont pris parl, ne sera considere comme rempli qu’au 
moment oü un succes complet aura couronn& leurs efforls r&unis. 

En portant celte declaration à la connaissance de l’Europe et de toutes 
les nalions civilisees de la terre, lesdits plenipotentiaires se flattent d’engager 
tous les autres gouvernements, et notamment ceux qui, en abolissant la 
traite des negres, ont manifeste deja les m&mes sentiments, ä les appuyer 
de leur suffrage dans une cause dont le triomphe final sera un des plus beaux 
monuments du siecle qui l’a embrassce, et qui l’aura glorieusement terminee. 
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4. Neglements für die freie Flußfchiffahrt. 24. Mär; 1815. *) 


Articles concernant la navigation des rivieres qui, dans leurs cours narigable, se- 
parent ow traversent differents etats, 

Art. I. Les puissances dont les états sont separes ou traverses par 
une meöme riviere navigable, S’engagent ä regler, d’un commun accord, 
tout ce qui a rapport à sa navigation. Elles nommeront, ä_cel eflet, des 
commissaires qui se r&euniront au plus tard six mois apres "la fin du Congres, 
et qui prendront pour bases de leurs Iravaux les principes suivants. 

Art. II. La navigation dans tout le cours des rivieres indiquees dans 
article précédent, du point oü chacune d’elles devient navigable jusqu’a 
son embouchure, sera enlierement libre, et ne pourra, sous le rapport du 
commerce, &tre interdite ä personne; en se conformanl toutefois aux regle- 
ments qui seront arröles pour sa police d’une manicre uniforme pour tous, 
et aussi favorable que possible au commerce de toutes les nalions. 

Art. II. Le sysiöme qui sera elabli, tant pour la perception des 
droits que pour le maintien de la police, sera, autant que faire se pourra, 
le m&öme pour tout le cours de la riviere, el s’etendra aussi, à moins que 
les eirconstances particulieres ne s’y opposent, sur ceux de ses embran- 
chements et confluents qui, dans leur cours navigable, s@parent ou traver- 
sent difförents etats. . 

Art. IV. Les droits sur la navigation seront fixes d’une maniere 
uniforme, invariable et assez independante de la qualit# difförente des mar- 
chandises pour ne pas rendre ndcessaire un examen delaille de la cargaison, 
autrement que pour cause de fraude ei de contravenlion. La quotit de 
ces «lroits, qui en aucun cas ne pourront exceder ceux existant actuelle- 
ment, sera déterminée d’apres les circonstances locales, qui ne permettent 
gucre d'établir une regle generale ä cel égard. On parlira neanmoins, en 
dressant le tarif, du point de vue d’encourager le commerce en faeilitant 
la navigation, et l’octroi etabli sur le Rhin pourra servir d’une norme ap- 
proximalive. 

Le larif une fois regle, il ne pourra plus @ire augmente que par un 
arrangement commun des &tals riverains, ni la navigation grevee d’autres 
droits quelconques outre ceux fixes dans le reglement. 

Art. V. Les bureaux de perception, dont on reduira autant que pos- 
sible le nombre, seront fixös par le reglement, et il ne pourra sy faire 
ensuite aucun changement que d’un commun accord, a moins qu'un des 
elals riverains ne voulüt diminuer le nombre de ceux qui lui apparliennent 
exclusivement, 

Art. VI. Chaque elat riverain se chargera de l’entretien des chemins 
de hallage qui passent par son territoire, et des travaux necessaires pour 
la m&me etendue dans le lit de la riviere, pour ne faire eprouver aucun 
obstacle a la navigation. 

Le reglement futur fixera la maniere dont les elats riverains devront 
concourir à ces derniers travaux, dans le cas oü les deux rives appar- 
tiennent à differents gonvernements, 

Art. VII. On n’etablira nulle part des droits d’elape, d’echelle ou de 
reläche foreee. Quant à ceux qui existent deja, ils ne seront conserves 
qu’aulant que les etats riverains, sans avoir egard a linteret local de l’en- 
droit ou du pays oü ils sont etablis, les trouveraient necessaires ou uliles 
a la navigalion et au commerce en general. 

Art. VIII. Les douanes des elats riverains n’auront rien de commun 
avec les droils de navigalion. On empechera, par des dispositions regle- 
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menlaires, que l’exereice des fonctions des douaniers ne melle des entraves 
à la navigation; mais on surveillera, par une police exacle sur la rive, 
toule tenlative des habilants pour faire la contrebande ä l’aide de bateliers. 

Art. IX. Tout ce qui est indique dans les arlicles précédents, sera 
determine par un reglement commun, qui renfermera &galement tout ce 
qui aurait besoin d’etre fixe ultörieurement. Le reglement une fois arröle 
ne pourra ötre change que du consentement de tous les élats riverains; 
et ils auront soin de pourvoir, d’une maniere convenable et adaplee aux 
eirconslances et aux localites, A son execution. 


Artieles concernant la navigation du Rhin.. 


Art. I. La navigation dans lout le cours du Rhin, du point oü il 
devient navigable jnsqu’a la mer, soit en descendant, soit en remontant, 
sera enlierement libre, et ne pourra, sous le rapport du commerce, ölre 
interdite à personne, en se conformant toutefois aux reglements qui seront 
arrétés pour sa police d’une maniere uniforme pour tous, et aussi favorable 
que possible au commerce de toutes les nalions. 

Art, I. Le systeme qui sera établi, tant pour la perception des droits 
que pour le maintien de la police, sera le m@me pour tout le cours de la 
riviere, et s’elendra, aulant que faire se pourra, aussi sur ceux de ses 
embranchements et confluents qui, dans leur cours navigable, s@parent ou 
traversent differents etats. 

Art. II. Le tarif des droits ä percevoir sur - les marchandises trans- 
portees par le Rhin, sera regle de maniere que la totalit& du droit a payer 
entre Strasbourg el la frontiere du royaume des Pays-Bas soit, en remon- 
tant, de deux franes, et en descendant, d’un france trentre-trois centimes 
par quintal, et que ce m@me larif pourra être elendu (en augmentant par 
la dans la möme proporlion la totalite du droit) aux distances entre Stras- 
bourg et Bäle, et entre la frontiere du royaume des Pays-Bas et les em- 
bouchures de la riviere. 

Le droit de reconnaissance restera tel qu’il est regl& par l’art. XCIV 
de la convention sur l’octroi de navigalion du Jar conclu ä Paris, le 
15 Aoüt 1804, sauf à determiner aulrement l’echelle des droits, de maniere 
que les bateaux de deux mille eing cents ä eing mille quintaux y soient 
compris egalement: mais ce droit pourra aussi être elendu dans la m&me 
proportion aux distances ci-dessus mentlionnees. 

Les moderations du tarif general qui établit le marimum des droits 
fixes par les articles CII et CV de la convention du 15 Aoüt 1804, con- 
tinueront d’avoir lieu; mais la commission qui sera chargee de la confec- 
tion des nouveaux reglements, examinera si leur distribution en differentes - 
classes ne necessilera pas des changements encore plus favorables, tant A 
la navigation et au commerce, qu’ä lagrieulture et aux besoins des habi- 
tants des étals riverains. 

Art. IV. Le tarif ainsi fixe ne pourra elre augmente que d’un commun 
accord; et les gouvernements riverains du Rhin, en partant du principe, 
que leur veritable interet consiste a vivifier le commerce de leurs elats, el 
que les droits de la navigation sont principalement destines ü couvrir les 
frais de son entretien, prennent l’engagement formel de ne se porter ä une 
telle augmentation que sur les motifs les plus justes et les plus urgents, 
ni de grever la navigation d’aucun aulre droit quelconque oulre ceux fixds 
par les reglements actuels, sous quelque denomination ou pretexte que cela 
puisse re, 

Art. V, I n’y aura que douze bureaux de perceplion sur toule 
Tetendue du Rhin entre Strasbourg et la fronliere du royaume des Pays- 
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Bas; et ceux qu'il conviendra d’etablir entre Strasbourg et Bäle et dans 
les Pays-Bas, seront fixes d’apres les mömes principes et dans les distances 
proportionelles. Les bureaux seront places d’apres les convenances de la 
navigation, et leur nombre ne pourra être augmente, ni leur place changee, 
que d’un commun accord: il sera neanmoins libre à lout élat riverain de 
diminuer le nombre de ceux que l’arrangement actuel lui assigne exclu- 
sivement. 

Art. VI. La perception des droils se fera dans chaque elat riverain 
pour son comple et par ses employes, en distribuant la totalite des droits 
d’une maniere egale sur l’etendue des possessions respeclives des differents 
elats sur la rive. Les employ&s des bureaux preteront serment d’observer 
strictement le reglement qui sera arröte definitivement. Si un m&me bureau 
s’etend sur deux ou plusieurs états riverains, ils reparlissent entre eux la 
recelle d’apres l’etendue de leurs possessions respeclives sur la rive, et 
cette m&me Jisposilion sera aussi appliquee au cas oü les deux rives opposees 
appartiennent à deux dilferents etats. Tout ce qui a rapport à l’organisa- 
tion des bureaux, au mode de percevoir et de conslater le paiement des 
droits, sera fixe d’une maniere uniforme par le reglement definilif, et ne 
pourra plus &tre change que d’un commun accord. 

Art. VII. Chaque &lat riverain se charge de l’entretien des chemins 
de hallage qui passent par son terriloire, et des Iravaux necessaires pour 
la möme etendue dans le lit de la riviere, pour ne faire &prouver aucun 
obstacle ä la navigalion. 

Art. VII. Il sera etabli, aupres de chaque bureau de perception, une 
aulorile judiciaire pour examiner et decider, d’apres le reglement en pre- 
miere inslance, toutes les affaires contenlieuses qui regardent les objets 
fixes par ce reglement. Ces autorites judiciaires seront entrelenues aux 
frais de l’etat riverain dans lequel elles se trouvent, et prononceront leurs 
sentences au nom de leurs souverains; mais les individus qui les composent 
preteront serment d’observer strictement le règlement, et les juges ne pourront 
perdre leurs places que par un proces intenle dans toules les formes, et 
par une condamnalion passee contre eux. Leur procedure sera fixde par 
le reglement, et devra être uniforme pour tout le cours du Rhin, et aussi 
sommaire que possible. 

La oü un bureau de perceplion apparliendra ä plus d’un état, les in- 
dividus charges de ces fonclions judiciaires seront nommes par le souverain 
dans le terriloire duquel se trouve le bureau en queslion, et les sentences 
seront prononcees en son nom; mais les frais seront fournis par tous ceux 
a qui la recette du bureau est commune, et dans la proporlion de la part 
qui leur en revient. 

Art. IX. Les parties qui voudront se pourvoir en appel contre les 
senlences prononcees par les autorites judiciaires specifices à l’article pre- 
cedent, auront le choix de s’adresser, pour cet effet, a la commission cen- 
irale dont il sera parl& ci-dessous, ou au tribunal superieur du pays dans 
lequel se trouve celui de premiere instance aupres duquel elles auront 
plaide. Chaque état riverain s’engage à clablir un pareil tribunal de se- 
conde instance, ou d’assigner un de ceux qui existent dejä, pour la deeision 
des causes de celle nature. Ces tribunaux pr&teront egalement serment 
d’observer le reglement de navigalion; leur organisalion et leur procedure 
feront partie du reglement, et ils ne pourront point sieger dans un ville 
trop eloignee de la rive du Rhin. Le reglement renfermera les disposi- 
tions precises à cel égard. Leurs sentences seront definilives, el ne per- 
mettront point d’aulre recours. 

Art. X. Afin d’etablir un contröle exact sur l’observalion du regle- 


479 


ment commun, et- pour former une aulorit© qui puisse servir d’un moyen 
de communicalion enire les elals riverains sur tout ce qui regarde la na- 
vigalion, il sera cre& une commission centrale. 

Art. Xl. Chaque clat riverain nommera un commissaire pour la former, 
et elle se r&unira regulierement, le I Novembre de chaque annee, à Mayence. 
Elle jugera, par les circonslances el les affaires sur lesquelles elle aura ä 
staluer, si, outre cette session, il sera necessaire qu’elle en tienne une se- 
conde au printemps. 

Le president, qui, sans aulre prerogalive, sera charg@ de la direction 
generale des Iravaux de la commission, sera designe par le sort, et re- 
nouvel& tous les mois, dans le cas qu’une session se prolongeät. Un autre 
membre de la commission sur le choix duquel ses membres conviendront, 
tiendra le proces-verbal. 

Art, XI. Afın qu’il existe une aulorit@ permanente qui puisse aussi, 
pendant l’absence de la commission centrale, veiller au maintien du regle- 
ment, et à laquelle le commerce et les bateliers puissent recourir en toul 
temps, il sera nomme un inspecleur en chef et trois sous-inspecteurs. 

L’inspecteur en chef residera egalement a Mayence; les sous-inspec- 
teurs seront deslines pour le haut, moyen et bas Rhin. 

Art. XII. L’inspecteur en chef sera nomme par la commission cen- 
trale, ä la pluralil& des voix, mais de la maniere suivante: on fixera un 
nombre ideal de voix; et le commissaire prussien en exercera un tiers, 
le commissaire francais un sixieme, le commissaire des Pays-Bas un sixieme, 
et celui des aulres princes allemands, outre la Prusse, un liers. 

La distribution des voix de ces princes sera reglee des qu'il aura ete 
dispose definitivement de la rive entiere du Rhin; mais elle sera faite 
egalement d’apres l’etendue des possessions respeclives sur la rive. 

Les trois sous-inspecteurs seront nommes, l’un par la Prusse, le se- 
cond alternalivement par la France et les Pays-Bas, et le troisieme par les 
autres princes allemands copossesseurs de la rive, qui conviendront sur le 
mode de concourir à celte nomination. 

Art. XIV. Les places, tant de l’inspecteur en chef que des sous-in- 
specteurs, seront à vie. 

Si la commission croyait devoir &loigner un de ses employes, pour 
cause de mecontentement de ses services, elle pourra metire en deliberation 
s'il devra simplement ätre remplac& par un aulre, ou Iraduit en jugement, 

Dans le premier cas, applicable @galement aux retrailes pour cause 
d’infirmites, l’employe jouira d’une pension de relraite, laquelle sera de la 
moilie du traitement, s’il n’a pas eu dix anndes de service, et de deux 
tiers, s’il a servi dix annees ou au-delä: celte pension sera payee de la 
m&me maniere que le traitement lui-m&me. Dans le second cas, la com- 
mission decidera, en deliberant de la maniere prescrite par larticle XVII, 
quels seront les tribunaux qui le jugeront en premiere et seconde inslance: 
l’employe obtiendra sa pension de retraite, s’il est acquittè entierement; et 
il sera stalué sur lui selon la sentence prononcee, dans le cas contraire. 
Aussi souvent que la commission meltra aux voix l’eloignement d’un des 
inspecteurs, elle votera de la maniere indiquee ä V’article XIII; mais l’em- 
ploy& ne pourra perdre sa place que lorsqu’il aura les deux tiers du nombre 
ideal des voix contre lui. 

Art. XV. L’inspecteur en chef, assiste des sous-inspecteurs, est destine 
a veiller a l'exécution du r&glement et ä mettre de l’ensemble dans tout ce 
qui regarde la police de la navigation: il aura, en consäquence, le droil et 
le devoir d’adresser, à cet égard, des ordres aux bureaux de perception, el 
de se meltre en rapport avec les aulres autorites locales des états riverains. 
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Les employes des bureaux et les autorites locales devront lui preter obé— 
issance el assistance dans lout ce qui regarde l’ex&cution du reglement, et 
ne pourront surseoir à l’execution de ses instructions que lorsqu'il depasse- 
rait les limites de ses fonclions. Dans ce cas, elles en feront incessamment 
rapport ä leurs superieurs. 

L’inspecteur en chef devra, en outre, pröparer lous les maleriaux 
qui pourront eclairer la commission centrale sur l’etat et les besoins de la 
navigation, et lui faire les propositions convenables sur les mesures qu’il 
serait bon de prendre. Dans les cas urgents, il pourra et devra entre- 
tenir, ä cel dgard, une correspondance avec ses membres, aussi dans le 
temps qu’elle ne sera pas reunie. 

Art. XVI. La commission centrale se fera rendre compte par les 
inspecleurs de leur administration, les assistera dans leurs fonclions, et 
surveillera Ja maniere dont ils s’en acquiltent: elle s’occupera en meme 
temps de tout ce qui pourra tendre au bien gencral de la navigalion el 
du commerce, et publiera ä la fin de chaque année, un rapport dctaille 
sur l’etat de la navigation du Rhin, son mouvement annuel, ses progres, 
les changements qui pourraient y avoir lieu, el tout ce qui interesse le 
commerce interieur et étranger. 

Art. XVII. La commission centrale prendra ses decisions à la plu- 
ralite absolue des voix, qui seront @emises dans une parfaile egalite ; mais, 
ses membres devant ©tre regardes comme des agents des elats riverains, 
charges de se concerter sur leurs interets communs, ses deeisions ne 
seront obligatoires pour les elats riverains que lorsqu’ils y auront con- 
senli par leurs commissaires. 

Art, XVII. Le traitement de l’inspecteur en chef et des sous- 
inspecteurs, mais non pas celui des commissaires, qui pourront être de 
simples agents temporaires, sera fixe par le reglement, Il sera ä la charge 
de tous les états riverains, qui y contribueront dans la proporlion de la 
part qu'ils prennent ä leur nominalion. 

Le reglement contiendra tout ce qui appartient ä l’organisalion ulle- 
rieure de la commission centrale et de l’administralion permanente, et fixera 
d’une maniere precise et detaillee toutes ses fonctions et ses altribulions. 

Art. XIX. Les droits d’etape ayant été supprimes par lart. VIII. de 
la convention du 14 Aoüt 1804, la m&me suppression est étendue acluelle- 
ment aux droits que les villes de Mayence et de Cologne exergaient sous 
le nom de droits de reläche, d’echelle ou de rompre charge (Umschlag), 
de fagon qu’il sera libre de naviguer sur tout le cours du Rhin, du point 
oü il devient navigable, jusqu’a son embouchure dans la mer, soil en re- 
montant, soit en descendant, sans qu'on soit oblige de rompre charge el 
de verser les chargements dans d’autres embarcations, dans quelque port, 
ville ou endroit que cela puisse èêtre. 

Art, XX. Il sera elabli toutefois une police reglemenlaire pour obvier 
aux fraudes qui pourraient avoir lieu dans les endroits d’embarcation, de 
decharge ou de versement de chargements, el les laxes de grue, de quai 
el de magasinage, là oü ces elablissements existent ou seront nouvellement 
etablis, seront fixces par le reglement d’une maniere uniforme, el sans 
pouvoir &ire augmentdes ensuile aulrement que d’un commun accord. 

Art XXI. Aucune association, moins encore un individu qualifii& ba- 
telier (la oü il n’existerait point d’associalion) d’un des elals riverains, ne 
pourra exercer un droit exclusif de navigation sur cette riviere ou sur 
une de ses parties. Il sera libre aux sujeis de chacun de ces elats de 
rester membre d’une associalion d’un autre de ces etals. 

Art. XXII. Les douanes des &lats riverains n’ayant rien de commun 
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avec les droits de la navigation, elles resteront separdces de la perceplion 
de ces derniers. Le reglements definitif renfermera les dispositions propres 
a empöcher que la surveillance des douaniers ne melte d’entraves & la 
navigation. 

Art. XXIII. Les bateaux et nacelles de l’octroi porleront le pavillon 
de celui des elals riverains auquel ils appartiennent ; mais, pour les 
designer comme destines au service de l’octroi, il y sera ajoute le mot 
Rhenus. 

Art. XXIV. Les droits de la navigation du Rhin ne pourront jamais 
etre affermes, soit en masse, soit partiellement. 

Art. XXV. Aucune demande en exemplion ou moderation de droits 
ne sera admise, ni par les pröposes des bureaux, ni même par la com- 
mission centrale, quelles que soient la nature, T'origine et la destination 
des embarcations, des eflets on des marchandises, et à quelques personnes, 
corps, villes ou etats que les uns ou les autres appartiennent, comme 
aussi pour quelque service et par quelque ordre que le transport s’en 
effectue. 

Art. XXVI. S’il arrivait (ce qu’ä Dieu ne plaise) que la guerre vint 
a avoir lieu entre quelques-uns des elals situés sur le Rhin, la perception 
du droit d’octroi continuera à se faire librement, sans qu’il y soit apporte 
d’obstacle de part et d’autre. 

Les embarcations et personnes employees au service de l’octroi jouiront 
de tous les privilöges de la neutralile. Il sera accorde des sauvegardes 
pour les bureaux et les caisses de l’octroi. 

Art. XXVII. La commission actuelle ayant dü se borner ä poser les 
principes les plus generaux, sans entrer dans tous les details qu’il sera 
indispensable de regler, toutes les dispositions parliculieres, et nommement 
celles qui regardent le tarif des droits, tant celui qui est adopté pour 
toutes les marchandises en general, que celui pour les marchandises qui, 
d’apres une certaine classification, payent des droits moins forts; la distri- 
bution des bureaux de perception, leur organisation, et le mode de 
percevoir; l’organisation des autorites judiciaires de premiere et de seconde 
instance, et leur procedure; l’entretien des chemins de hallage et les travaux 
au lit de la riviere; les manifestes, le jaugeage et la designation des ba- 
teaux et des trains de bois; les poids, mesures et monnaies qui seront 
adoptes, et leur reduction et &valualion ; la police pour les ports d’embar- 
cation, de döcharge et de versement des chargements; les associalions des 
bateliers, les conditions requises pour être batelier; la grande et la petite 
navigation, si une pareille distinetion, qui ne peut plus exister dans le sens 
que lui donne la convention de 1804, devait &tre maintenue sous d’aulres 
rapporis et par d’autres raisons; la fixatlion du prix du fret; les contra- 
ventions; la separation des bureaux pour la navigation, des douanes etc., elc., 
seront reserves au reglement definitif, qui sera dressé ainsi qu'il va ètre 
expos& ci-apres. 

Art. XXVII. Les dispositions des paragraphes IX, XIV, XVII, XIX 
et XX du reces principal de la depulation extraordinaire de l’Empire du 
25 Fevrier 1803, concernant les rentes perpeluelles directement assignees 
sur le produit de l’octroi de la navigation du Rhin, sont maintenues. En 
consequence de ce principe: 1) les gouvernements allemands, copossesseurs 
de la rive du Rhin, se chargent du paiement des susdites rentes, en se 
reservant neanmoins la facult@ de racheter ces rentes d’apres la teneur du 
paragraphe XXX du reces, ou au denier quaranle, ou moyennant tout autre 
arrangement dont les parties interessces conviendront de gre ä gre; 2) 
sont exceptes du principe general du paiement des rentes, enonce & 
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l'alinea precedent, les cas oü le droit de re&clamer ces rentes souffrirait 
des objections parliculieres et legales. Ces cas seront examines et deci- 
des ainsi qu'il sera dit dans l’alinea suivant; 3) l’application du prineipe 
enonce A l'alinéa 1. aux differentes reclamations, et le jugement sur les 
exceptions menlionnees ä l’alinea 2., seront confies à une commission com- 
posde de cing personnes, que la cour de Vienne sera inyitée par les gou- 
vernements allemands, copossesseurs de la rive, ä designer, en choisissant, 
aulant que possible, des individus qui ont été membres du conseil aulique 
de l’Empire, et qui se trouvent encore ici. Celle commission decidera de 
cette affaire en toute juslice et avec la plus grande équité, et les gouver- 
nements debileurs des rentes promettent de s’en lenir ä cette decision, sans 
aulre recours ni objection quelconque; 4) la susdite commission examinera 
le droit de demander les arrerages des rentes, et decidera, tant du prin- 
cipe, si les possesseurs actuels de la rive du Rhin sont obliges de payer 
ces arrerages, que de l’application de ce prineipe, s’il est reconnu par la 
commission, aux differentes reclamations d’arrerages en parliculier; elle 
terminera son travail dans le terme de trois mois, ä dater du jour de sa 
convocalion; 5) si la commission decide que les arrerages deyront @lre 
payes, eben fixe la quotite, Ja commission centrale determinera le mode du 
paiement, de sorte que les gouvernements debileurs auront le choix, ou 
de les acquitter dans dix anndes conseculives, par dixiöme chaque année, 
ou de les transformer, d’apres l’analogie du paragraphe XXX du reces, 
au denier quarante, en rentes additionnelles à celles que les maisons à 
qui ils appartiennent possedent à present. La commission centrale determi- 
nera @galement si el en quelle proporlion la France devra contribuer au 
paiement desdits arrerages; 6) lous les paiements dont il est question dans 
le present article, s’efleclueront par semestre. La commission centrale 
fiera Je mode de ces paiements, en adoptant, autant que possible, celui 
qui sera le plus favorable à ceux qui jouissent de ces rentes, et les gou- 
vernements debiteurs y contribueront dans la proportion de la part qulils 
ont ä la recette de l’octroi. Cette proporlion sera fixee, une fois pour 
toutes, par la commission centrale, à sa premiere reunion, sur la base du 
produit de l’annde commune des differents bureaux de perceplion qui ont 
existe dans le courant des six premieres anndes que la convenlion de 
1804 a été mise en aclivile. 

Art. XXIX, Les dispositions renfermees dans les articles LXXII a 
LXXVIN de la convention du 15 Aoüt 1804, concernant le fonds destine 
ä lacquit des pensions de relraite et aux secours à accorder aux veuves 
et enfants des employes; le montant des vacances, le droit de retraile, le 
montant des pensions, et les secours à accorder aux veuves el orphelins, 
elant intiinement lies a la perceplion des droits en commun, cessent desor- 
mais, et le soin d’accorder des pensions de relraite aux employes de l'oetroi, 
et des secours à leurs veuves et orphelins, est abandonnee a chaque état 
riverain en particulier. 

La commission centrale s’occupera, nonobstant, immediatement apres 
sa premiere r&union, ä s’arranger avec la France sur la restitution du fonds 
forme, en vertu de l’article LXXII de la convention, par la retenue de 
qualre pour cent sur les traitements, qui a été versee dans la caisse 
d’amorlissement, et le gouvernement frangais s’engage à cette restitution, 
des que le montant de ce fonds aura été liquide par la commission centrale. 

Celte restilution faile, la commission examinera quels pensions et se- 
cours sont encore à distribuer de ce fonds, et les assignera selon les 
principes de la convenlion de 1804, 

Les individus qui ont été employes aupres de l’oclroi, ä qui on ne 
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pourrait point proposer, dans le nouvel ordre de choses, des places con- 
venables, ou qui allegueraient des raisons pour ne pas les accepter, qui 
seraient jugees valables par la commission cenirale, seront pensionnes et 
trailes d’apres les principes de l’article LIX du reces de l’empire de 1803. 

Art. XXX. Les pensions des anciens employes aux peages, suppri- 
mes par l’arlice XXXIX du reces de 1803, serent payces par les gou- 
vernements allemands copossesseurs de la rive. 

Celles qui auraient ete legalement accordces depuis 'époque ou l’octroi 
de la navigalion a été mis en aclivile, seront egalement paydes; mais la 
commission centrale examinera et decidera en quelle proporlion les gou- 
vernements copossesseurs de la rive, à l’exceplion toujours du royaume des 
ays-Bas, devront y contribuer. 

Elle liquidera le montant de toutes ces pensions, et en arrötera dehi- 
nitivement l’etat, qui servira de norme au paiement, 

Le paiement, tant de ces pensions, que de celles mentionnees dans 
V’article XXIX, se fera de la maniere que cela a et& arrete d’apres l’alinca 6 
de Varlice XXVIII, pour le paiement des rentes, 

Art. XXXl. Des que les principes generaux sur la navigalion du 
Rhin seront fixes au Congres, les états riverains nommeront les individus 
qui formeront la commission centrale, et celle commission se reunira, au 
plus tard le 1 Juin de cette annee, à Mayence. A celte m&me &poque, 
l’administration provisoire acluelle remeltra la direclion dont elle a ctie 
chargee, ä la commission centrale et aux auloriles riveraines; la perception 
partielle des droils sera substitude à la perceplion commune, et l’on fera 
emaner, au nom de tous les elals riverains, une instruclion inlerimistique 
par laquelle on ordonnera de suivre, jusqu’ä la confection et sanclion de- 
finitive du nouveau reglement, la convenlion du 15 Aoüt 1804, en in- 
diquant toultefois succinclement lesquels de ses articles se trouvent dejä 
supprimes par les dispositions acluelles, et quelles autres disposilions il 
faut deja & present y subslituer. 

Art. XXXII. Des que la commission cenirale sera reunie, elle s’oc- 
eupera: 1. A dresser le reglement pour la navigalion du Rhin. Il suffit 
d’observer ici que les presents articles lui serviront d’instruclion, et que 
les objets que le r@glement devra embrasser sont indiques, tant dans le 
travail actuel, que dans la convention du 15 Aoüt 1804, et quelle devra 
prendre à täche de conserver tout ce que celle convenlion renferme de 
bon et d’utile. Lorsque le reglement sera termine, il sera soumis ä la 
sanction des gouvernemenls riverains; et ce n'est que lorsque celte sanclion 
aura été donnee, que le nouvel ordre de choses pourra commencer, et 
que la commission centrale pourra entrer dans ses fonctions ordinaires. 
2. A remplacer l’administration centrale actuelle la oü cela sera necessaire, 
jusqu’ä la publication du nouveau reglement. 


Articles concernant la navigalion dd Neckar, du Mein, de la Moselle, 
de la Meuse et de ÜEscaut. 


Art. I. La liberte de la navigation, telle quelle a été determinde 
pour le Rhin, est etendue au Neckar, au Mein, ä la Moselle, ä la Meuse 
et a l’Escaut, du point oü chacune de ces rivieres devient navigable, 
jusqu’ä leur embouchure. 

Art. II. Les droits d’etape ou de reläche forcee, sur le Neckar et 
sur le Mein, seront el demeureront abolis; et il sera libre ä tout batelier 
qualifie de naviguer sur la totalité de ces rivieres, de la m&me maniere 
que cette libert& a été retablie par l’article XIX sur le Rhin. 

Art. III. Les peages etablis sur le Neckar et le Mein ne seront point 
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augmentles; les gouvernemens copossesseurs de la rive promeltent, au 
contraire, de les diminuer dans le cas qu’ils exc&deraient actuellement les 
tarifs en usage en 1802, jusqu’au laux de ces tarifs. Ils s’engagent egale- 
ment ä ne point grever la navigation par de nouvelles impositions quel- 
conques, et se r&uniront, aussitöt que possible, pour convenir d’un tarif 
aussi analogue à celuide l’octroi sur le Rhin que les circonstances le 
permettront. 

Art. IV. Sur la Moselle et la Meuse, les droits qui y sont percus 
actucllement, en vertu des decrels du gouvernement frangais, du 12. No- 
vembre 1806 et du 10. Brumaire de l’annee XIV, ne seront point augmen- 
tes; les gouvernemens copossesseurs de la rive promeltent, au contraire, 
de les diminuer, dans le cas qu’ils fussent plus consid@rables que ceux sur 
le Rhin, jusqu’au même taux. 

Cet engagement de ne pas rehausser les tarifs actuels ne s’entend 
neanmoins que de la totalite et du maximum des droits, les gouvernemens 
se röseryant expresscment de fixer, par un nouveau r&glement, tout ce qui 
a rapport à la distribulion des marchandises assujellies ä un moindre tarif 
dans differentes classes, aux differences établies maintenant pour la re- 
monte et la descenle, aux bureaux de perception, au mode de percevoir, 
ä Ja police de la navigation, ou ä tout autre objet qui aurait besoin d’ötre 
regle ullerieurement. 

Ce reglement sera rendu aussi conforme que possible a celui du 
Rhin; et, pour obtenir davanlage cette conformite, il sera dresse par ceux 
des membres de la commission centrale pour le Rhin dont les gouverne- 
mens auront aussi des possessions sur la rive de la Moselle et de la Meuse. 

Une augmentation du larif, tel qu’il sera definitivement arr&te par le 
nouveau reglement, ne pourra plus avoir lieu que si une pareille augmen- 
talion elait jugee necessaire sur le Rhin, et dans la même proportion seule- 
ment; et aucune autre disposilion de reglement ne pourra &tre changee 
que d’un commun accord. 

Art. V. Les elats riverains des rivieres specifi6es ä l’arlicle premier 
se chargent de l’entrelien des chemins de hallage et des travaux necessaires 
dans le lit des fleuves, de la m&@me maniere que cela a été arrele à l'ar- 
ticle VII pour le Rhin. 

Art, VI. Les sujets des etats riverains du Neckar, du Mein et de la 
Moselle, jouissent des m&mes droits pour la navigation sur le Rhin, et les 
sujels prussiens, pour celle sur la Meuse, que les sujets des etals rive- 
rains de ces deux dernieres rivieres, en se conformant toulefois aux re- 
glemens y 6tablis. 

Art. VII. Tout ce qui aurait besoin d’&tre fixe ulterieurement sur 
la navigation de l’Escaut, outre la liberte de la navigation sur cetie ri- 
viere, prononcce à l’article I, sera definitivement regle de la maniere la 
plus favorable au commerce et à la,navigalion, el la plus analogue ä ce 
qui a été fix& pour le Rhin. 


5. Rangreglement für die diplomatifchen Agenten. 19. März 1815. *) 


Pour prevenir les embarras qui se sont souvent pr&sentes, et qui 
pourraient naitre encore des pretentions de preseance entre les differens 
agens diplomatiques, les plenipotentiaires des puissances signalaires du 
trail& de Paris sont convenus des arlicles qui suivent, et ils croient devoir 
inviter ceux des autres t&tes couronnees à adopter le même reglement. 


*) Beilage 17. ber Eongrefacte. 
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Art. I. Les employes diplomatiques sont parlages en trois classes: 
Celle des ambassadeurs, legats ou nonces; celle des envoyes, minisires ou 
autres accredites aupres des souverains *); celle des charges d’affaires 
accredites aupres des ministres charges des affaires elrangeres. 

Art. IL Les ambassadeurs, legats ou nonces, ont seuls le caractere 
representatif. 

Art. II. Les employes diplomatiques en mission extraordinaire n’ont, 
a ce lilre, aucune superiorite de rang. 

Art. IV, Les employes diplomatiques prendront rang entre eux dans 
chaque classe, d’apres la date de la notification oflicielle de leur arrivée. 

Le present reglemen! n’apporlera aucune innovalion relativement aux 
representans du Pape. 

Art, V. Il sera determine, dans chaque etal, un mode uniforme pour 
la reception des employes diplomatiques de chaque classe. 

Art. VI. Les liens de parente ou d’alliance de famille entre les cours 
ne donnent aucun rang ä leurs employes diplomatiques. 

Il en est de möme des alliances politiques. 

Art. VII. Dans les actes ou traites entre plusieurs puissances qui 
admettent l’alternat, le sort decidera entre les ministres, de l’ordre qui 
devra ötre suivi dans les signalures. 

Le present reglement est insere au protocole des plenipolentiaires 
des huit puissances signataires du traité de Paris, dans leur seance du 
19 Mars 1815. 


6. Die heilige Allianz. 2%/44 September 1815. 


Au nom de la Ires-sainte et indivisible Trinite! 


LL. MM. l’empereur d’Autriche, le roi de Prusse et l’empereur de 
Russie, par suite des grands ev@nements qui ont signal& en Europe le 
cours des trois dernieres anndes, et principalement des bienfaits qu'il a 
plu ä la divine Providence de repandre sur les etats dont les gouverne- 
ments ont place leur confiance el leur espoir en elle seule, ayant acquis 
la conviction inlime, qu'il est necessaire d’asseoir la marche ä adopter 
par les puissances Jans leurs rapporis muluels sur les verites sublimes 
que nous enseigne l’eternelle religion du Dieu sauveur: 

Declarons solennellement que le present acte n’a pour objet que de 
manifester ä la face de l’univers leur determination inebranlable, de ne 
prendre pour regle de leur conduite, soit dans l’administration de leurs 
etats respectifs, soit dans leurs relations politiques avec tout aulre gou- 
vernement, que les preceptes de cette religion sainte, preceptes de justice, 
de charite et de paix, qui, loin d'êètre uniquement applicables ä la vie 
privee, doivent au contraire influer directement sur les resolulions des 
princes, et guider loules leurs demarches, comme &lant le seul moyen 
de consolider les institulions humaines et de remedier ä leurs imperfections. 

En consequence LL. MM. sont convenues des articles suivanls: 

Art. I. Conformement aux paroles des Saintes-Ecrilures, qui or- 
donnent ä tous les hommes de se regarder comme freres, les trois 
monarques contraclants demeureront unis par les liens d’une fraternite 


*) Auszug aus dem Aachener Eonferenzgprotocolle vom 21. November 1818: „Pour eviter 
les diseussions desngr&ables qui pourraient avoir lieu A l’avenir sur un point d’ötiquelte 
diplomatique que lannexe du Reces de Vienne, par laquelle les questions de rang ont 
ete reglces, ne parait pas avoir prevu, il est arr&t& entre les cing cours que les ministres- 
residents accredites aupres d’elles formeront par rapport A leur rang une classe inter- 
mediaire entre les ministres du second ordre et les Charges d’affaires,‘* 
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veritable et indissoluble, et se considerant comme compatriotes, ils se 
pr&teront en toute occasion et en tout lieu assistance, aide el secours; 
se regardant envers leurs sujets el armees comme peres de famille, ils 
les dirigeront dans le même esprit de fraternit& dont ils sont animes 
pour proteger la religion, la paix et la juslice. 

Art. II. En consequence, le seul principe en vigueur, soit entre 
lesdits gouverhements, soil entre leurs sujels, sera celui de se rendre 
reciproquement service, de se temoigner par une bienveillance inalterable 
l’affection mutuelle dont ils doivent &lre animes, de ne se considerer 
tous que comme membres d’une m&me nalion chretienne, les trois princes 
alliös ne s’envisageant eux-mömes que comme delegues par la Provi- 
dence pour gouverner trois branches d’une même famille, savoir: ’Au- 
triche, la Prusse et la Russie; confessant ainsi que la nation chrelienne 
dont eux et leurs peuples font partie n’a r&eellement d’aulre souverain que 
celui à qui seul apparlient en proprieie la puissance, parce qu’en lui 
seul se trouvent tous les tresors de l’amour, de la science et de la 
sagesse infinie, e’est-a-dire Dieu, notre divin sauveur Jesus-Christ, le 
verbe du Tres-Haut, la parole de vie. LL. MM. recommandent en con- 
sequence avec la plus tendre sollicitude à leurs peuples, comme unique 
moyen de jouir de cette paix qui nait de la bonne conscience et qui 
seule est durable, de se fortifier chaque jour davanlage dans les prin- 
cipes et l’exercice des devoirs que le divin sauveur a enseignes aux 
hoınmes. | 

Art. II. Toutes les puissances qui voudront solennellement avouer 
les principes sacres qui ont dieté le present acte, el reconnaitront com- 
bien il est important au bonheur des nations trop longtemps agilees, 
que ces veriles exercent desormais sur les destinees humaines toule 
Vinfuence qui leur apparlient, seront regues avec autant d’empressement 
que d’affeclion dans cette sainte alliance. 

Fait triple et signe ä Paris l’an de gräce 1815, le 14/26 Septembre. 

Frangois. Frederic-Guillaume Alexandre. 


7. Allianz. 20. November 1815. 
(S. Grofbritannien.) 


8. Handels- und Schiffahrtd: Vertrag in Bezug auf die ehemals zu Polen ge: 
börigen Provinzen. 22. März, ratificirt 20. Juni 1817. 


In der Abfiht, die Schiffahrts- und Handelöverbältniffe ver Bewohner 
der preußiſch- und öfterreichifch-polnifchen Provinzen, in fo weit dieſe im 
Jahre 1772 Beftandtbeile des damaligen Königreihs Polen ausgemadt 
haben, nad) Maafgabe ver Berhandlungen, melde in Folge ver wiener 
Tractate vom 21. April/3, Mai 1815 zwifchen den Commiffarien Ihrer Ma— 
jeftäten des Königs von Preußen und der Kaifer von Rußland und Oeſter— 
reich gepflogen worden find, näher zu beftimmen, ift von den königlich preu- 
ßiſchen Commiffarien und dem Faiferlich öfterreichifchen Commiffar, auf den 
Grund ihrer Vollmachten, unter Vorbehalt der Allerhöchſten Beftätigung, 
folgende Uebereinfunft verabredet und gefcloffen worden. 

1. Die nachträglichen Beftimmungen, welche die Artifel 24. und 25. 
des Öfterreichifcheruffiichen, und die Art. 22, und 23. des preußifcheruffifchen 
Tractats dur die warfchauer Commiffions-Verhandlungen erhalten haben, 
follen für die Bewohner der polnifhen Provinzen beider Souveraine gleiche 
Gültigkeit haben. 

2. Da fih Oefterreih anbeifhig gemacht bat, auf den fchiffbaren 
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Flüffen Galiziens, namentlich den Dunajec und San, eben fo wenig als 
am rechten Ufer der Weichfel für den Betrieb ver Schiffahrt eine Abgabe 
einzubeben: fo wird aud Preußen auf den Gewäffern feiner polnifchen Pro— 
vinzen, namentlich der Weichjel und der Wartha, von den Schiffen der 
Dewohner Galiziens unter feinem Titel oder Benennung eine Sciffahrts- 
Abgabe einfordern laſſen. 

3. Für die Benugung funftmäßig erbauter, und zwar fowohl bereits 
beftebenver, als fünftig noch berzuftellender Kanäle und Schleufen innerhalb 
der Grenzen des Königreichs Polen vom Jahre 1772, werden die reſpee— 
tiven polnifhen Unterthanen, rüdjichtlih der Abgaben, ven eignen Unter: 
tbanen gleichgehalten werden. 

4. Die zur Ausführung des 25. und 26. Artifels des preußiſch-ruſſiſchen 
Trartats feftgeftellten Grundfäge follen auf den Schiffahrts- und Hanpele- 
betrieb in der Art, wie fie von Preußen und Rußland ratificirt worden, 
für die Bewohner der polnischen Provinzen beider Souveraine gleihe Gül— 
tigfeit haben. 

5. Tie für den Durdgangs- oder Tranfitobandel, zufolge des Ars 
tifel8 29. des preußifcheruffifchen Tractats, getroffenen Feſtſetzungen fommen 
eben fo gut den Unterthanen ver polnischen Provinzen Seiner Majeftät des 
Kaifers von Defterreich zu Statten, ald die Feftiegungen in Gemäßbeit des 
28. Artikels des öfterreichifcheruffiichen Tractats auf die Unterthanen der pol— 
nifchen Provinzen Seiner Majeftät des Königs von Preußen Anwendung finden. 

Zu Pegitimirung der Schiffahrt und Handeltreibenden Perfonen 
bevarf es nichts weiter, ald eines Paſſes der gegenfeitigen Regierungen oder 
der Kreid- und Dberämter. Zu Legitimirung des Urfprungs der Schiffes 
und Handelsobjecte ſoll das Certificat von Seiten der reſp. Grenz= und 
Ausbruchszollämter binreichen. 

7. Sollte Defterreih es für die Handels- und Schiffahrts-Verhältniſſe 
durch die preußifch-polnifchen Provinzen zuträglich erachten, zu Danzig und 
vielleicht auch zu Thorn einen Handelsagenten oder Conful aufzuftellen: fo 
foll e8 ibm zu allen Zeiten unter den gewöhnlichen völferrechtlichen Formen 
eben fo freifteben, als es Preußen unbenommen ift, außer dem Handels— 
agenten, welden es in Brody bereits bat, auch in Lemberg oder einer 
andern dazu auderfehenen Stadt des Königreihs Galizien, einen Handels— 
agenten anzulegen. 

8 Da die mit Rußland geichloffenen Eonventionen noch nicht ratificirt 
find, und folglich ver Termin, wo fie mit oder ohne Beichränfungen werden 
in Vollzug und Wirkfamfeit gejegt werden fünnen, nicht befannt ift: fo 
werden die contrabirenden Allerhöchſten Souveraine bei Ratification diefer 
Uebereinfunft beftimmen, von welchem Tage an vdiefelbe, rücfichtiih Ihrer 
polnischen Provinzen, zu wirken anfangen Soll. 

Dem gemäh haben vie beiverfeitigen Commiffarien dieſen Vertrag in 
zwei gleichlautenden Eremplaren ausgefertigt und mit Beifügung ihrer Wappen 
eigenhändig unterfchrieben. 

So geſchehen Warſchau, den 22. März 1817. 

Anm. Die in dem erften Artikel des vorftehend abgedrudten Bertrages 
erwähnten nachträglichen Beftimmungen, welde die Artifel 24. und 25. des 
öfterreichifcheruffifchen, und vie Artifel 22. und 23. des preußifcheruffiichen 
Tractate, durd die warfchauer Commilfions:Berbandlungen erhalten haben, 
find in dem zwiſchen Preußen und Rußland unterm . December 1518 
zu Petersburg abgeichloffenen Handels- und Schiffahrts-Vertrage, und zwar 
im Mrtifel 4. und 2, bis Lit. e. enthalten. 

Diefe Artikel lauten: 

Art. 1. Der Bereih, auf welchen die gegenwärtige Convention in 
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Rüdficht der Handels- und Schiffahrts- Anordnungen anwendbar ift, befteht 
aus dem ganzen Gebiete, welches im Jahre 1772 zu dem alten Polen ge: 
hörte, und welches zwifchen ver Düna, dem Dnieper, dem Dniefter, ver 
Dover und dem Meere belegen ift, mit Einfchluß von DOftpreußen. 

Art. 2. Um Ihren gegenfeitigen Untertbanen, in dem im Art. 1. 
bezeichneten Bereich, diejenige unbefhränfte Schiffahrts-Freiheit zu fichern, 
welche der Art. 22. des wiener Tractats vom 3. Mai/zı. Apriı 1815 feftfegt, 
find beide hohe contrabirende Theile übereingefommen, folgende Grunpfäge 
und Anordnungen bafelbft befolgen zu laffen: a) die Ediffahrt auf den 
Haffen, fo wie auf den Canälen und Flüffen, fowohl abwärts bis zu ihrer 
Einmündung in das Meer, als aud aufwärts und der Befuch ver in diefem 
Bereich belegenen Häfen follen vergeftalt frei fein, daß fie feinem Unter: 
tbanen ber beiden hohen contrahirenden Theile unterfagt werden Fönnen. 
Diefer Grundſatz foll angewandt werben fowohl auf die jegt ſchiffbaren 
Flüſſe und auf diejenigen, welde es noch werden fünnten, ald auch auf 
die gegenwärtig beftehenoen Canäle und auf diejenigen, welche in ver Folge 
noch angelegt werden möchten. b) Allen Unterthanen beider hohen contra- 
birenden Theile fol das Recht des Schiffziehens und des Anlegens an den 
Stromufern und am Rande der Flüffe und Canäle gemeinfchaftlich zuftehen. 
Um ihnen ven Genuß und die Ausübung diefes Rechts in feinem ganzen 
Umfange — ſollen gegenſeitig überall, wo es nothwendig und thun— 
lich iſt, Treidelwege angelegt werden. Diejenige Macht, welcher das Ufer 
gehört, ſoll für die ee My Wege forgen; desgleichen foll an beiden 
Ufern, überall, wo weder Anbau se Wohnungen vorhanden find, ein 
Raum von funfzehn polnifhen Ellen Breite zum Anlegen unabänderlid 
beftimmt werden, ohne daß dafür von den Handeltreibenden irgend eine 
Bezahlung gefordert werden darf. c) Die ſchon beftehenden polizeilichen 
Anordnungen für die Schiffahrt und das Holzflößen, fo mie diejenigen, 
welche Cohne eine Abgabe einzuführen) zu dem Zwede, die Freiheit, Orb- 
nung und Sicherheit der Schiffahrt zu handhaben, etwa noch erlaffen werben 
möchten, follen den gegenfeitigen Confuln mitgetheilt werden, und für alle 
Untertbanen beider hoben Contrabenten verbindlich fein. d) Für die freie 
Schiffahrt und für den Gebraudy der natürlichen und fünftlihen, jest oder 
fünftig vorhandenen Waſſerwege, follen die gegenfeitigen Unterthanen in 
feinem Falle höheren Abgaben oder Laften unterworfen fein, als die einge— 
bornen Schiffer. Es ift die Oder bierunter ausdrüdlich mit begriffen. 
e) Die heute von den beiverfeitigen Bevollmächtigten unterzeichneten Tarife 
und Abgabenfäge für die Schiffahrt auf den Flüffen und Canälen in den 
Ländern beider Landesherren, welche zu dem im Art. 1. bezeichneten Bes 
reiche gehören, follen der Maafftab fein, nad welchem die genannten Ab— 
gaben zu erheben find, und follen, ohne vorgängige gemeinfdaftliche Ueber— 
einkunft beider Regierungen, nicht erhöht werden können. Außer dieſen 
ſollen den Schiffern keine andere Abgaben auferlegt werden, mit Ausnahme 
der etwa ſchon beſtehenden Durchlaßgelder an Brücken, die jedoch auch nicht 
anders als nach gemeinſchaftlicher Uebereinkunft erhöht werden dürfen, und 
derjenigen Vergütungen, worüber die Schiffer und die Eigenthümer längs 
den Ufern in angebauten oder bewohnten Orten freiwillig übereinfommen 
möchten. Die Tarife der Durdlafgelver follen an ven Brüden ange: 
fchlagen fein. 


9. Gartel: Convention. 8. Auguft, ratificirt 18. October 1818. 


Art. 1. Alle in Zufunft, und zwar vom Tage der Publication gegen: 
wärtiger Convention, nach vorausgegangener Ratifeation, an gerechnet, von 
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den Armeen ver beiden hoben contrahirenden Theile unmittelbar oder mit- 
telbar in des Andern Lande oder zu deſſen Truppen, wenn diefe auch außer: 
halb ihres Baterlandes ſich befinden follten, deſertirende Militairperfonen 
follen gegenfeitig ausgeliefert werden. 

Art. 2. Als Deferteurd werten, obne Unterſchied des Grades oder 
der Waffe, alle diejenigen angefehen, weldye zu irgend einer Abtheilung des 
ftehenden Heeres oder der bewaffneten Landesmacht, nad den gefeglichen 
Beftimmungen eines jeden der beiden Etaaten, gehören und verfelben mit 
Eid und Pflicht verwandt find, mit Inbegriff der bei der Artillerie oder 
—— Fuhrweſen angeſtellten Mannſchaft. 

rt. 3. Sollte der Fall vorkommen, daß ein Deſerteur der hoben 
contrahirenden Mächte früber fchon von einer andern Macht defertirt wäre, 
fo wird dennoch, felbft wenn mit der letteren ebenfalld Auslieferungs- 
Verträge beftänden, die Auslieferung ftets an diejenige der hoben rontrabi- 
renden Mächte erfolgen, deren Dienfte er zulegt verlaffen hat. Wenn ferner 
ein Soldat von den Truppen eines ber paciseirenden Souveraine zu denen 
eines dritten, und von diefen wieder in die Lande des andern pariseirenden 
Souverains oder fonft zu deffen Truppen defertirt: fo fommt es darauf 
an, ob lesterer Souverain mit jenem dritten ein Cartel bat. Iſt dieſes 
ver Fall, fo wird der Deferteur dahin abgeliefert, woher er zulegt ent- 
wichen iſt; im entgegengefegten Falle aber wird er dem paciscirenden Sou— 
verain, deffen Dienfte er zuerft verlaffen bat, ausgeliefert. 

Art. 4 Nur folgende Fälle werden ald Gründe, die Auslieferung 
eines Deferteurd zu verweigern, anerfannt: a) wenn der Deferteur aus den 
Staaten des jenfeitigen hoben Souverains, fo wie fie durch die neueften 
Verträge begrenzt find, gebürtig ift, und alfo mittelft der Defertion nur in 
feine Heimath zurüdfehrt; b) wenn ein Deferteur in dem Staate, in wel 
chen er entwichen ift, ein Verbrechen begangen hat, deſſen Beftrafung vor 
feiner Auslieferung die Randesgefege erfordern. 

Wenn nah überftandener Strafe der Deferteur ausgeliefert wird, fo 
follen die denfelben betreffenden Unterfuchungsacten, entweder im Original 
oder auszugsweiſe und in beglaubigten Abfchriften, übergeben werden, damit 
ermejjen werben fann, ob ein vergleichen Deferteur noch zum Militairbienfte 
geeignet fei oder nicht. 

Schulden oder andere von einem Deferteur eingegangene Verbindlich— 
feiten geben dagegen dem Staate, in welchem er ſich aufbält, fein Recht, 
deſſen Auslieferung zu verfagen. 

Die von dem Deferteur in dem anderen Staate gemachten Schulden 
find jedoch aus feinem Privatvermögen, wenn er foldes befigt, der geſetz⸗ 
lihen Dronung gemäß zu bezahlen. 

Art. 5. Die Verbindlichkeit zur Auslieferung erftredt ſich auch auf 
die Pferde, Sättel und Reitzeuge, Armatur- und Montirungsftüde, welde 
von den Deferteursd etwa mitgenommen find, und tritt auch dann ein, wenn 
der Deferteur felbft, nah den Beftimmungen des vorhergehenden Artikels, 
nicht ausgeliefert wird. Mit Ausnahme jedoch desjenigen, was ein folder 
nicht zur Auslieferung geeigneter Deferteur etwa als fein rechtmäßiges 
Eigenthbum mit fich gebracht hätte, in fofern es nicht durch den zu leiftenden 
—* für die mitgenommenen und nicht zurückgeſtellten ärariſchen Effecten 
erſchöpft würde. 

Art. 6. Um durch die möglichſte Regelmäßigkeit die Auslieferung zu 
beſchleunigen, werden beide hohe contrahirende Theile wegen beſtimmter, an 
ihren Grenzen gelegenen gegenſeitigen Auslieferungsorte (wozu ſolche Städte 
gewählt werden 2 in welchen ſich Garniſon befinder) übereinkommen, 
an welchen eine gegenſeitig bekannt zu machende Behörde mit der Empfang- 
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nahme der Deferteurs und fofortigen Bezahlung aller in den nachfolgenden 
Art. 10. und 11. ftipulirten Koften beauftragt fein wird. 

Art. 7. Die Auslieferung geichieht in der Regel freiwillig und ohne 
erft eine Requifition abzuwarten. Sobald daher eine Militair- oder Eivil- 
behörde einen jenfeitigen Deferteur entvedt, wird derfelbe, nebft ven etwa 
bei fih habenden Effeeten, Pferden, Waffen ꝛc. fofort, unter Beifügung 
eines aufzunehmenden Protocolls, an die jenfeitige Behörde im nächſten 
Ablieferungsorte, gegen Beſcheinigung, übergeben. 

Art. 8. Sollte aber ein Deferteur der Aufmerkfamfeit ver Behörden 
besjenigen Staates, in welchen er übergetreten ift, entgangen fein, fo wirb 
deſſen Auslieferung fogleib, auf die erite vesfallfige Kequifition, erfolgen, 
felbft dann, wenn er Gelegenheit gefunden hätte, in dem Militairdienfte 
des gedachten Staates angeftellt zu werden. Nur wenn über die Richtigkeit 
wefentlicher, in der Nequifition angegebenen TIhatfachen, welche die Auslie— 
ferung überhaupt bedingen, foldye Zweifel obwalten, daß zuvor eine näbere 
Aufklärung derfelben zwifchen der requirirenden und der requirirten Behörde 
a wird, ift der Auslieferung Anftand zu geben. 

rt. 9. Die in vorftehendem Artifel erwähnten Requifitionen ergeben 
gegenfeitig an die Regierungen oder Generalcommanden jener Provinz, 
wobin der Deferteur fich begeben hat. Bon den Militairbehörden werben 
diejenigen Defrrteurs, melde etwa zum Dienfte angenommen fein follten, 
von den Givilbehörden aber viejeniaen, bei denen dies der Fall nicht ift, 
ausgeliefert. 

Art. 10. An Unterhaltungsfoften werden der aueliefernden Macht für 
jeden Deferteur, vom Tage feiner Verhaftung an, bis zum Tage der Aus— 
lieferung einfchließlich, für jeden Tag Drei Grofchen preußiihe Währung, 
und für die Auslieferung eines Pferdes, oder für eine complette Ration, 
Bier Grofchen preußifche Währung vergütet werden. 

Die Bezahlung diefer Verpflegungsgebühr fol in dem Augenblid der 
Uebergabe der Deferteurd und der Pferde, obne die geringfte Schwierigfeit, 
geiheben, und varüber, fo wie über die im nachfolgenden Artifel gedachte 
Belohnung, von der ausliefernden Behörde quittirt werden. 

Art. 11. Dem Unterthan, welcher einen Deferteur einliefert, fol eine 
Belohnung (Taglia) von Fünf Thalern preufifche Währung für einen Mann 
ohne Pferd, und Zehn Thalern preußiſche Währung für einen Mann mit 
dem Pferde gereiht und bei der Auslieferung verabfolgt werden. Im 
Rüdfiht anderer ausgetretenen Militairpflichtigen, die nicht nah dem 
Art. 2. in die Claſſe der eigentlichen Deferteurs gehören, fällt dieſes Car: 
telgeld weg. 

Art. 12. Außer dieſen in den vorbergebenden Art. 10. und 11. ge 
dachten Koften, kann ein Mehreres unter irgend einem Vorwande, menn 
auch gleich der auszuliefernde Mann unter ven Truppen des Souveraing, 
der ihn auszuliefern bat, angeworben fein follte, etwa wegen des Hand— 
geldes, genoffener Löhnung, Bewahung und Fortfchaffung, oder wie es fonft 
immer Namen haben möchte, nicht gefordert werden. 

Art. 13. Ueber den Empfang der in Art. 10. und 11. gedachten Koften: 
und Gratifications-Erftattung hat die ausliefernde Behörde zu quittiren. 
Des etwa nicht fofort auszumittelnden Betrages der zu erftattenden Unfoften 
halber ift aber die Auslieferung des Deſerteurs, wenn derſelben fonft fein 
Dedenfen entgegenftebt, nicht aufzubalten. 

Art. 14. Allen Bebörven, beſonders den Grenzbehörden, wird es 
firenge zur Pflicht gemacht werden, auf die jenfeitigen Deſerteurs ein wach— 
fames Auge zu haben, und daher einen Jeden, aus deſſen Ausfagen, Klei- 
dung, Waffen oder andern Anzeichen fich ergiebt, daß er ein folder Deſer— 
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teur fei, fogleich, ohne erft eine Requifition deshalb abzuwarten, unter Auf- 
ſicht ſtellen oder nach Umſtänden zu verhaften. 

rt. 15. Alle, nach der Verfaſſung der beiderſeitigen Staaten, reſerve— 
oder landwehr- und überhaupt militairpflichtige Untertbanen, welche fi, von 
der Zeit der Publication diefer Convention an, in die Yande des andern Sou— 
veraind oder zu deſſen Truppen begeben, find, auf vorgängige Reclamation, 
der Auslieferung ebenfalls unterworfen, und es foll mit diefer Auslieferun 
im Uebrigen, ſowohl in Hinſicht der dabei zu beobachtenden Form, ale hi 
wegen der zu erftattenden Verpflegungsfoften, ebenfo gehalten werden, wie 
es wegen der Auslieferung militairisher Deierteurs in diefer Convention 
beftimmt if. Bei allen foldyen Auslieferungen aber, welche von der Obrig— 
feit auf jenfeitige Nequifition bewirkt werden, wird ein Cartelgeld nicht 
entrichtet. 

Art. 16. Gleicherweife follen die Dienftleute der Offiziere des einen 
Staats, welche nicht zum Militairftande gehören, oder bei ven Regimentern 
wirflid in den Liſten geführt werden, wenn fie nach einem begangenen Ber: 
bredhen in der Armee des andern Staates Dienft nehmen oder auf deifen 
Gebiet entweichen, nebft ven etwa mitgenommenen Pferden und Effecten, 
gegen Vergütung der, im Art. 10. beftimmten, Berpflegungsfoften, auf vor— 
gängige Neclamation, ausgeliefert werden. 

Art. 17. Den beivderjeitigen Behörden und Unterthanen wird ftrenge 
unterfagt werden, Deferteurs oder ſolche Militairpflichtige, vie ihre dies— 
fällige Befreiung nicht binlänglich nachweisen fönnen, zu Kriegsdienften ans 
zunehmen, deren Aufenthalt zu verheimlichen, oder viefelben, um fie etwas 
nigen Neclamationen zu entziehen, im entferntere Gegenden zu beförbern. 
Auch ſoll nicht geftattet werden, das von irgend einer fremden Macht der: 
gleihyen” Individuen innerhalb ver Staaten der hoben Souveraine ange: 
worben werben, 

Art. 18. Wer fih der wiffentlichen Verhehlung eines Deferteurs oder 
Militairpflichtigen und der Beförverung der Flucht deſſelben fchuldig macht, 
wird mit einer nachbrüdlichen Geld- oder Gefängnifftrafe belegt. 

Art. 19. Gleihmäßig wird e8 den Untertbanen beider hohen contrahi- 
renden Mächte —— werden, von einem jenſeitigen Deſerteur Pferde, 
Sattel- und Reitzeug, Armatur- und Montirungsſtücke zu kaufen oder ſonſt 
an ſich zu bringen. Der Uebertreter dieſes Verbots wird nicht allein zur 
Herausgabe dergleichen an ſich gebrachter Gegenſtände ohne den mindeſten 
Erſatz, oder zu Erſtattung des Werthes angehalten, ſondern noch überdies 
mit willkürlicher Geld- oder Gefängnißſtrafe belegt werden, wenn bewieſen 
wird, daß er wiljentlich von einem Deferteur etwas gefauft oder an fid 
gebracht bat. 

Art. 20. Indem auf diefe Art eine regelmäßige Auslieferung der 
gegenfeitigen Deferteurd und Militairpflichtigen eingeleitet ift, wird jede 
eigenmächtige Berfolgung eines Deferteurs auf jenfeitigem Gebiete als eine 
Berlegung des letztern ftreng unterfagt und forgfältig vermieden werben. 
Wer fi) dieſes Vergehens ſchuldig macht, wird, wenn er dabei betroffen 
wirt, fogleich verhaftet und zur gefeglichen Beftrafung an feine Regierung 
abgeliefert werden. 

Art. 21. Als eine Gebietsverlegung ift jedoch nicht anzufehen, wenn 
von einem Commando, weldes einen oder mehrere Deferteurd bis an bie 
Grenze verfolgt, cin Commandirter in das jenfeitige Gebiet gefandt wird, 
um der nächften Ortsobrigfeit die Defertion zu melden. Diefe Obrigfeit 
muß vielmehr, wenn der Deferteur fich in ihrem Bereiche befindet, denfelben 
fofort verhaften, und wirt in dieſem Falle, wie überhaupt jedesmal, wenn 
ein Deferteur von der Obrigfeit verhaftet wird, fein Cartelgeld bezahlt. 
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Der Commanbirte darf ſich aber keineswegs an dem Deferteur vergreifen, 
widrigenfalld er nad Art. 20. zu behandeln ift. EN 

Art. 22. Jede gewaltfame oder heimliche Anwerbung im jenfeitigen 
Territorium, Verführung jenfeitiger Soldaten zur Defertion, oder andrer 
Unterthanen zum Austreten mit Verlegung ihrer Militairpflicht, ift ftren 
unterfagt. Wer eines folden Beginnens wegen in dem Staate, wo er fi 
deſſen ſchuldig gemacht, ergriffen wird, ift der gefeglichen Beftrafung deſſelben 
unterworfen. Wer ſich aber dieſer Beftrafung durd die Flucht entzieht, 
oder, von feinem Vaterlande aus, auf obige Art auf jenfeitige Unterthanen 
zu wirfen fucht, wird auf vesfallfige Nequifition in feinem Baterlande zur 
Unterfuhung und nachdrücklichen Strafe gezogen werden. 

Art. 23. Diejenigen, welde vor ——— dieſer Convention 
von den Truppen der einen der hohen contrahirenden Mächte deſertirt ſind, 
und entweder bei der Armee des andern Souverains Militairdienfte genom— 
men, oder ſich, ohne dergleichen wieder ergriffen zu haben, in veifen Rande 
aufhalten, find der Reclamation und der Auslieferung nicht unterworfen. 

Art. 24. Den Randesfindern beider Theile, welche zur Zeit der Pus 
blieation wirflih in dem Militairbienfte des andern Souveraind ſich be— 
finden, fol die Wahl freiftehen, entweder in ihren Geburtsort zurüdzufehren, 
oder in den Dienften, in welchen fie fich befinden, zu bleiben. Doc müffen 
fie fich Tängftens binnen Einem Jahre, nach Publication gegenwärtiger Con— 
vention, diesfalls beftimmt erklären, und es foll denjenigen, welde in ihre 
Deimath zurücfehren wollen, ver Abſchied unmeigerlich ertheilt werden. — 
In dem Falle, wo ein, aus den neur oder wiedererworbenen öfterreichifchen 
oder preußifchen Provinzen gebürtiger Untertban, welder noch unter der 
vorigen Landesherrſchaft in jenfeitige Militairdienfte getreten ift, es vor 
zieben würde, noch ferner in feinen dermaligen Dienftverbältniffen zu vers 
bleiben: fo foll ihm bieraus fein Nachtbeil in Anfehung feines Eigenthums 
oder feiner fonftigen Nechte und Anſprüche erwachen. 

Art. 25. Gegenwärtige Convention, deren Natification binnen ſechs 
Wochen umgewechfelt werden foll, wird von den hoben contrabirenden Mäch— 
ten, beiderfeits zu gleicher Zeit, zur nenaueften Befolgung publicirt werben, 
und ift gültig und geſchloſſen auf Sechs Jahre mit ftillfhweigender Verlän— 
gerung bis zu erfolgender Auffündigung, welche fovann jederzeit jedem der 
hoben contrahirenvden Theile Ein Jahr voraus freifteht. 

Zu Urfund deſſen haben die beiverfeitigen Bevollmächtigten gegenwär— 
tige Uebereinfunft in doppelter Ausfertigung unterzeichnet und ihre Siegel 
beigedrudt. 

Sp gefcheben Franzensbrunn, ven 8. Auguft 1818. 


10. Elbſchiffahrts-Acte vom 23. Juni 1821 nebft den darauf bezüglichen 
Verträgen. 
(&. Sannover.) 


11. Greflärung über die Aufbebung alles Interfchiedes in der Behandlung der 
Schiffe und deren Ladungen in den beiderfeitigen Häfen. 1. Mai, publicirt 
3. Mai 1831. 


Nachdem Seine Majeftät der König von Preußen und Seine Majeftät 
der Kaifer von Defterreih in dem Wunfche übereingefommen find, durch 
gegenfeitige Aufhebung alles Unterfchiedes in der Behandlung der beiver- 
jeitigen Schiffe und teren Ladungen in Allerböcft Ihren Häfen zur Be: 
förderung des Handelsverkehrs Allerböchit Ihrer bierbei betheiligten Unter— 
thanen beizutragen, fo erflärt das unterzeichnete Minifterium hierdurch, in 

* Folge Allerhöchſten Auftrags, und in Erwiederung der von dem Faiferlich 
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öfterreichifhen außerorbentlihen Gefandten und bevollmächtigten Minifter 
Herrn Grafen von Trauttmanspdorff, Namens Seiner Majeftät des 
Kaifers von Defterreich, rüdfichtlih der preußiſchen Schiffe ausgeftellten 
en. Zufiherung: daß in den preußiichen Häfen die öfterreichiichen 
chiffe, bei ihrem Einlaufen wie bei ihrer Abfahrt, binfichtlich aller Hafen-, 
Tonnen=, Leuchtthurm-, Lootſen- und Berge-Gelvder und überhaupt binfichtlich 
aller anderen, jegt oder fünftig der Staatscaffe, den Städten, oder Privat: 
Anftalten zufließenden Abgaben oder Zaften irgend einer Art oder Benennung, 
auf ganz gleihem Fuße mit den preußifchen Schiffen behandelt, auch vie 
auf öſterreichiſchen Schiffen ein= oder ausgeführten Waaren feinen höheren 
oder anderen Abgaben irgend einer Art, als die auf preußifchen Schiffen 
ein= oder audgeführten Waaren zu erlegen baben, unterworfen, werden follen. 
Die Wirffamfeit vieler Gleichftellung foll vom 1. April des laufenden 
Jahres ab beginnen, und fi bis zum 1. April 1841, erftireden, alsdann 
aber, wenn nidt ein Jahr vor legterem Zeitpunfte von einer oder der 
anderen Seite eine Auffüntigung erfolgt fein follte, nod ferner bis nad) 
Ablauf eines Jahres, nad BR Auffündigung, befteben bleiben. 
Berlin, den 1. Mai 1831. 


12. PBublicationd: Patent wegen der mit Defterreich und Rußland getroffenen 
Stipulationen binfichtlich der Auslieferung politifcher Verbrecher. 
15. März 1834. 


Wir Friedrich Wilbelm, von Gottes Gnaden, König von Preus 
Ben ꝛc. 2c. Zu mehrerer Bifeftigung der zwifchen Uns und Ihren Majeftäten 
dem Kaifer von Defterreih und dem Kaiſer von Nußland, König von Polen, 
und Unſeren Staaten beftebenden innigen freundfchaftlichen und nachbar— 
lichen Berbältniffen, und bei dem gleichen ntereffe der drei Mächte an ver 
Aufrechthaltung der Ruhe und gefegliden Ordnung in den Ihrer Herrſchaft 
unterworfenen polnifhen Provinzen, find Wir mit gedachten Ihren Majes 
ftäten über nachſtehende Beftimmungen übercingefommen: 

Mer in den reußifchen, Öfterreichifchen und ruffiihen Staaten ſich der 
Verbrechen des Hochverraths, der beleivigten Majeftät, oder der bewaffneten 
Empörung fhulvig gemacht, oder fih in eine, gegen die Sicherheit des 
Thrones und der Regierung gerichtete Verbindung eingelaffen bat, foll in 
dem anderen der drei Staaten weder Schuß, noch Zuflucht finden. 

Die drei Höfe verbinden ſich vielmehr, vie unmittelbare Auslieferung 
eines jeden, der erwähnten Verbrechen bezüchtigten Individuums anzuordnen, 
wenn bafjelbe von der Regierung, welder ed angehört, reclamirt wird. 

Dabei ift aber verftanden, daß diefe Beftimmungen feine rüdwirfende 
Kraft baben follen. 

Nachdem Wir mit Seiner Majeftät dem Kaifer von Defterreich und 
Seiner Majeftät vem Kaifer von Rußland, König von Polen, überein- 
gefommen find, daß vorftehende Berabredungen in den drei Staaten zur 
Öffentlichen Kenntniß gebradt werden follen, jo geichieht ſolches hierdurch 
Unſerer Seits, indem Wir zugleich Unſeren ſämmtlichen Civil- und Militair— 
Behörden aufgeben, darauf zu halten, daß dieſelben vom 1. April d. J. ab 
ihrem ganzen Umfange und Inhalte nach vollzogen werden. 

Urkundlich unter Unſerer Allerhöchſteigenhändigen Unterſchrift und bei— 
gedrucktem Königlichen Inſiegel. 

So geſchehen und gegeben Berlin, den 15. März 1834. 


13. Vertrag wegen Unterdrückung bed Handels mit afrikaniſchen Negern. 
20. December 1841, ratificirt 9. November 1842, 
(S. Großbritannien.) 
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14. Webereinfunft zur Verbütung von Forft:, Jagd», Fifch- und Feldfreveln an 
ben gegenfeitigen Landesgrenzen. 21. März, publicirt 19. April 1842.*) 


Die königlich preußiſche Staats-Regierung übernimmt gegen die faifer- 
lich königlich öfterreichifche Staats-NRegierung zur wirffamen Verhütung ver 
Forft-, Jagd-, Fiſch- und Feldfrevel an der gegenfeitigen Landesgrenze die 
Verpflichtung, nachfolgende Beftimmungen genau zu beobachten und zu 
banphaben: 

1. Berpflichtet ſich die föniglih preußifche Staats » Negierung, Die 
Forſt-, Jagd», Fiſch- und Feldfrevel, welche ihre Untertbanen auf faiferlich 
öfterreichifchem Gebiete verübt baben mödten, fobald fie davon Kenntnif 
erhält, nach venfelben Gefegen zu unterfuchen und zu beftrafen, nach welchen 
fie unterfucht und beftraft werden würden, wenn fie im Inlande begangen 
worden wären. 

2. Bon allen Behörden und ihren Organen foll zur Entdedung ver 
Frevler alle mögliche, ten inländifchen Gefegen entiprechende Hülfe geleiftet 
und die Unterfuhung und Beftrafung der Forſt-, Jagd, Fiſch- und Feld- 
frevel immer fo fchleunig vorgenommen werden, als ed nur immer thunlich 
fein wird. 

3. Die Einziehung des Betrages der Strafe, falls eine Geldſtrafe 
verhängt wird, und der etwa ftattgehabten Unterfuhungs-Gebühren foll dem— 
jenigen Staate verbleiben, in welcdem ver verurtbeilte Frevler wohnt und 
in weldem das Erkenntniß — hat, und nur der Betrag des 
Schadenerſatzes und der Pfandgebühren an die betreffende Caſſe desjenigen 
Staates abgeführt werden, in welchem der Frevel verübt worden iſt. 

4. Den Protocollen und Abſchätzungen, die zur Conſtatirung des von 
den Angehörigen des einen Staates in dem Gebiete des andern verübten 
Frevels von den hierzu in jedem Lande competenten Perſonen aufgenommen 
worden, iſt jener Glaube von der zur Aburtheilung geeigneten Behörde bei— 
zumeſſen, welchen die Geſetze den Protocollen der inländiſchen Beamten 
beilegen. 

5 Gegenmärtige Erflärung fol vor der Hand auf die Dauer von 
drei Jahren zu gelten haben und gegen eine gleichlautende, im Namen ver 
kai ſerlich oſterreichiſchen Staats-Negierung ausgefertigte ausgewechfelt, fobin 
im ordentlichen Wege fund gemacht werden. 

Zu Urfund deſſen ift gegenwärtige Minifterials Erflärung ausgefertigt 
und mit dem föniglichen Infiegel verſehen worden. 

Sp gefcheben Berlin, ven 21. März 1842. 


15. Uebereinfunft zur Beförderung der Nechtöpflege in Fällen bes Eoncurfes. 
12. Mai, publicirt 16. Juni 1844. 


Zur Förderung der Nechtöpflege für die gegenfeitigen Unterthanen ift 
die königlich preußische Regierung mit der Faiferlicy Öfterreichifchen Regierung 
dahin Bbereinn stammen: 

1) In Zukunft foll das in dem einen der contrabirenden Staaten be- 
findliche bewegliche Vermögen eines dem anderen Staate angebörigen, in 
diefem legteren in Concurs gerathenen Schuldners, wenn berfelbe in dem 
erfteren Staate mit Grunpftüden nicht anſäßig ift, an das ausländifche 
Concursgericht auf deſſen Requifition ausgeantwortet werden, ohne zuvor 
einen Sperialeonceurs darüber im Inlande einzuleiten. 

2) Diefe Ausantwortung des ausfchliegend beweglichen Vermögens an 
das Concursgericht des andern Staates findet felbft dann ftatt, wenn auf 


®) Durch die Erflärung vom 15. Januar / . gebtuat 1848, mit Vorbehalt fehsmonatlicher 
Kündigung, verlängert. ©. ©. 48, 20. 
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Das Ganze oder auf einen Theil des auszuantwortenden Vermögens bereits 
ein Arreft (Verbot) angelent ift. 

Die auf dieſes beweglihe Vermögen vor Ausbrud des Concurſes 
erworbenen Pfand- und Netentionsrechte bleiben jedoch aufrecht. Es ift 
demnach der mit einem Pfand» und Retentionsrecht verfehbene Gläubiger 
vor feiner volftändigen Befriedigung zur Werabfolgung der mit Be 
Rechten belafteten und in feinem Befige befindlichen beweglichen Sachen 
nicht verpflichtet; auch ift ein ſolcher Gläubiger nicht ſchuldig, fich in eine 
Concurs-Verhandlung mit dem Concursgerichte einzulaffen. 

3. Befigt Dagegen der in Concurs geratbene Untertban des anderen 
Staates im Inlande unbeweglidhes Vermögen, fo findet die Auslieferung 
feines beweglichen Vermögens an das Concursgericht nicht ftatt, vielmebr 
wird auf den Antrag der Betheiligten von dem competenten Gerichte, in 
deſſen Jurisdictionsbezirke fih das unbemwegliche Vermögen befindet, über - 
alles im Inlande befindliche bewegliche und unbewegliche Vermögen des 
Gemeinſchuldners ein befonverer Concurs eröffnet. 

4. Sculpforderungen werden, aud wenn fie auf unbeweglichen Gütern 
verfjichert find, zu dem beweglichen Vermögen gerechnet, e8 wäre denn, daß 
fie vermöge befonderer Beftimmungen Beftanptbeile eines unbeweglichen 
Befistbums ausmachen, oder ihnen nad der Gefeggebung des betreffenden 
Staates die Eigenjchaft einer unbeweglichen Sache beigelegt ift. 

5. Bei dem in dem einen Staate eröffneten Concurie werben bie dem 
anderen Staate angehörigen Gläubiger den inländifchen Gläubigern völlig 
gleihbehandelt ($. 162. Th. 1. Tit. 50. der preußifchen Allgemeinen Gerichts— 
Ordnung, $. 27. der öfterreichifchen Allgemeinen Concurs-Ordnung). 

6. Soweit durdy die vorftebenden Beftimmungen unter 1—5. bejondere 
Verabredungen getroffen find, finden die Vorfchriften der $$. 663. bis 667, 
Th. 1. Tit. 50. der preußifchen Allgemeinen Gerichts-Drdnung wegen ber 
Separateoncurfe über das im preußischen Gebiete befindliche Vermögen eines 
Ausländers in Nüdficht des beweglichen Vermögens kaiſerlich öfterreichifcher 
Unterthanen fortan nicht mehr Anwendung. 

7. Die vorftehenden Verabredungen erftreden fich jedoch nicht auf die 
Einwohner der füniglich preußifchen Nheinprovinz, fowie des Königreiches 
Ungarn und des Großfürftentbums Siebenbürgen. 

8. Beide Regierungen behalten fih die Wiederauffündigung gegen: 
wärtiger Uebereinkunft vor, und tritt lestere alddann ſechs Monate nad) ver 
von der einen oder anderen Seite erfolgten Kündigung außer Kraft. 

Zu Urfund deſſen ift gegenwärtige Minifterial- Erflärung ausgefertigt 
und mit dem Föniglichen Inſiegel verſehen worden. 

So geſchehen Berlin, ven 16. Juni 1844, 


16. UWebereinfommen rückjichtlich der gegenfeitigen koſtenfreien Erledigung ge: 
richtlicher Nequifitionen in Urmenfachen. 13. Auguft, ratif. 10. Sceptbr., 
publicirt 27. September 1844. 

Nachdem die Föniglich preußische Negierung mit der Faiferlich öfterrei- 
hifhen Regierung dahin übereingefommen ift, die gegenfeitige Koftenver- 
gütung in Criminal-, Civil» und Bormundfchaftsfachen rüdfichtlih der dabei 
etheiligten unvermögenden Perfonen aufzuheben, erklärt erſtgedachte Regie⸗ 
rung hiermit Folgendes: 

I. In allen Unterſuchungs-, Civil- und inſonderheit Vormundſchafts— 
Fällen, wo Requiſitionen von einer preußiſchen Gerichts- oder vormund— 
Ihaftlihen Behörde an eine öfterreichifche derartige Behörde, oder von dieſer 
an jene erlaffen, fowie, wenn Delinquenten von einem Gerichte an das 
andere ausgeliefert werben, find nicht allein alle baaren Auslagen, fondern 
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auch die fämmtlichen, nach der bei dem requirirten Gerichte üblichen Tare 
zu liquidirenden Gebühren dem letteren aus dem Vermögen der betreffenden 
Perfon, wenn foldes binreicht, zu entrichten. Dat felbige aber fein bins 
reichendes Vermögen, fo fallen die Gebühren für die Arbeiten der requis 
rirten Behörde, mithin aucd alle Vergütung oder Tare für Zeugenverneh— 
mungen und für Abhaltung der Termine, für den Erlaß oder die Erpepition 
der Verfügungen, desgleichen die Inſinuations- und fogenannten Siegel- 
gebühren Durchgebenbs weg, und das requirirende Gericht bezahlt alsdann 
dem erfteren nur die unvermeidlichen baaren Auslagen für Asung, 
Transport, Porto, Copialien, Reiſe- und Zehrungsfoften der Richter und 
Zeugen, nach den bei den requirirten Gerichten üblichen Tarfägen. 

I. Zur Entfheidung der Frage: ob der Delinquent, oder die fonft 
betheiligte Perfon hinreichendes Vermögen zur Berichtigung der Gerichts— 
gebühren befige oder nicht? foll in den beiderfeitigen Landen nichts weiter 
ald das Zeugniß derjenigen vbrigfeitlihen Stelle erfordert werden, unter 
welcher die betbeiligten Perfonen ihre wejentlide Wohnung haben. In— 
wiefern der Koften wegen gegen diefe Perfonen die Erecution ftattfindet, 
wird nad) ven Gejegen des Yandes, worin die Ererution zu führen wäre, beur— 
tbeilt. Sollte ein Delinquent feine wefentliche Wohnung in einem dritten Rande 
a baben, und die Einziehung der Koften dort mit Schwierigkeiten ver— 
nüpt fein, jo wird angenommen, daß er fein hinreichenves Vermögen befige. 

1. Den in allen Unterfuhungs-, Civil und Bormundfchaftsfachen 
zu fiftirenden Zeugen, und jeder abzubörenden Perfon überhaunt, follen die 
Reiſe- und Zehrungsfoften, nebft der wegen ihrer Berfäumniß ihnen gebüh— 
renden Bergütung, nad deren vom requirirten Gerichte geſchehenen Ver— 
zeichnung bei erfolgter wirklicher Siftirung, fei es von dem requirirten oder 
von dem requirirenden Gerichte, unverzüglich verabreicht werden. Infofern fie 
dazu eines Borfchuffes bevürfen, wird das requirirte Gericht zwar die erforber- 
lihe Auslage machen, es foll felbige jedoch vom requirirenvden Gerichte, auf die 
erhaltene Benachrichtigung, dem requirirten Gerichte wiedererftattet werben. 

IV. Das gegenwärtige Uebereinfommen foll für den ganzen Umfang 
der preukifchen Monarchie und für alle öfterreichifchen Staaten, mit allei= 
nigem Ausfhluß von Ungarn und Siebenbürgen, Kraft und Wirkfamfeit 
haben, und ſowohl für die landesherrliden, als auch für alle übrigen Ge— 
richte verbindlich fein. 

Die vorftehende Erflärung foll deshalb, nachdem fie gegen eine übers 
einftimmende ver Faiferlich Föniglichen geheimen Hof- und Staatscanzlei 
ausgewechjelt worden, öffentlic befannt gemacht werben. 

Berlin, den 13. Auguft 1844. 


17. Poftvertrag. &/26. April 1850. 


In der Abfiht, den von den Poft- Anftalten zu vermittelnden Verkehr 
durch Ermäßigung der Tare, Bereinfahung der Tarife und Erpebitiond- 
Vorſchriften und durd Gewinnung gleichförmiger Normen nicht nur für die 
beivderfeitigen Landesgebiete, fondern wo möglih aud für das gefammte 
deutfche Bundesgebiet zu fördern, find Commilfarien ernannt, welde ſich 
unter Vorbehalt höherer Genehmigung über folgende Grundlagen eines 
deutjchsöfterreichifchen Poſt⸗Vereins verftändigt haben. 


Allgemeine Beftimmungen. 


Umfang und Zwed des Vereins. 


Art. 1. Der deutfchsöfterreichifche Poft-Berein bezwedt die Feftftellung 
gleihmäßiger Beftimmungen für die Tarirung und poftaliihe Behandlung 
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der Brief> und Fahrpoftfendungen, welche fich zwifchen verfchiedenen zum 
Berein gehörigen Poftgebieten oder zwilchen dem Bereinsgebiet und dem 
Auslande bewegen. 
Defterreih und Preußen treten dem Pofts-Bereine für ihr geſammtes 
Staatögebict bei. Außer diefen wird derfelbe nur deutfches Gebiet umfaſſen. 
Die Beftimmungen über die internen Brief» und Fahrpoſt-Sendungen 
bleiben den einzelnen Berwaltungen überlajfen. 


Zufammengefepte Pojtgebiete. 

Art. 2. Der gefammte Verwaltungsbezirf einer jeden Poftadminiftra- 
tion wird, auch wenn fie mehrere Kandespoften im Vereinsgebiete zugleich 
verwaltet, in dem Berhältniffe zu den übrigen Vereins-Poftadminiftrationen 
nur als ein Poftgebiet angefehen. 


Sicherung und Beſchleunigung des Poftverfehre. 

Art. 3. Jede zum Vereine gehörige Poftverwaltung ift berechtigt, für 
ihre Gorrefpondenz jederzeit vie Routen zu benugen, welde vie fchnellite 
Beförderung darbieten. Dabei ift jeder Berwaltung freigeftellt, vie inter- 
nationale Vereins-Correſpondenz über anderes Bereinsgebiet einzeln oder 
in verichloffenen Paketen zu verfenven. 

Ueber die Anwendung der vorftehenden Beftimmung auf die Correſpon— 
denz der Hanſeſtädte werden ſich vie betheiligten Poftverwaltungen auf 
Grund der beſtehenden Rechtsverhältniſſe befonders einigen. 

Art. 4 Die Bereinds Poftverwaltungen machen Eh gegenfeitig vers 
bindlich, für möglichft fchleunige Beförderung ver ihnen zugeführten Corre— 
fpondenz Sorge zu tragen, und in dem Falle, wenn von einer Verwaltung 
die Einrichtung eines Poftcourfes zur Beförderung der eigenen Correſpon— 
denzen im Bezirfe einer andern Verwaltung für fi in Anſpruch genommen 
wird, dem ihr diesfalld zufommenden Erſuchen gegen Griagleiftung der 
Koften, jo weit eine ſolche begründet ericheint, zu entiprechen, 

Art. 5. Die Regierungen verpflichten ſich gegenfeitig, fo weit ed von 
ihnen abhängt, dafür Sorge zu tragen, dab den Poftverwaltungen die uns 
gehinvderte Benugung der Eifenbabnen und ähnlicher Communicationgmittel 
überall für die Beförderung der Gorrefponvdenz gefichert und überhaupt dem 
wechfelfeitigen Poftverfehr die Bortheile größtmöglicher Beſchleunigung ge: 
währt werden. 

Entfernungs- Maaß. 

Art. 6. Die Entfernungen in dem Wechjelverfehr zwifchen den ein» 
zelnen Poftvereinsgebieten werden ausfchließlih nad geographifchen Meilen 
(zu 15 auf einen Aequatorsgrad) beftimmt. 


Vereinsgewicht. 

Art. 7. Für alle Gewichts beſtimmungen in dem Wechſelverkehr ver 
Poftvereind-Staaten gilt als Gemwichts-Einheit das Zoll Pfund (500 fran- 
zöſiſche Grammen). 

Münzwährung. 

Art. 8. Die Zutaxirung und Abrechnung erfolgt in der Landesmünze 
derjenigen Poſtbehörde, welche das Porto einzieht. Ueber die Art der Sal— 
dirung tritt zwifchen ven betheiligten Berwaltungen befondere Verſtändi— 
gung ein. 

Abrechnung. 

Art. 9. Diejenige Poftverwaltung, an welche die Poftfendungen uns 
mittelbar, d. b. ohne Berührung einer dritten Vereins Poftanftalt, über: 
geben und von welcher fie in eben der Weife empfangen werden, übernimmt 
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auf Verlangen die Abrechnung und Ausgleihung mit den weiter liegenden 
deutfchen Poftverwaltungen. , 

Die Reductionen des angerechneten Porto für tranfitirende Correfpon= 
denz findet nad dem wirklichen Werthe des zugerechneten Betrages ftatt. 
Die Feftfesung des Reductions-Verhältniſſes bleibt befonderer Verftändigung 
vorbehalten. 

Briefpo ſt. 


J. Briefverkehr. 
a) Internationale Vereins-Correſpondenz. 
Gemeinſchaftliches Porto. 

Art. 10. Die ſämmtlichen, nach Art. 1. zu dem deutſch-öſterreichiſchen 
Poſtverein gehörigen Staatsgebiete ſollen bezüglich der Briefpoſt für die 
internationale Vereins-Correſpondenz und Zeitungsſpedition ein ungetheiltes 
Poſtgebiet darſtellen. 

In Folge deſſen ſoll dieſe Correſpondenz ꝛc., ohne Rückſicht auf die 
Territorialgrenzen, einzig mit den verabredeten gemeinſchaftlichen Porto— 
Taxen belegt werden. 

Bezug des Porto's. 

Art. 11. Das Porto, welches nach dieſen Taren ſich ergiebt, hat jede 
Poftverwaltung für alle Briefe zu beziehen, welde von ihren Poftanftalten 
abgefandt werden, e8 mögen dieſe Briefe franfirt fein oder nicht. 

Hinwegfallen des Tranfitporto’s. 

Art. 12. Die Erhebung eines befonderen Tranfitporto’8 von den 
Eorrefponvdenten hört auf für "mmtliche nur innerhalb des Bereinsgebietd 
ſich bewegende Eorrefpondenz. 

. Tranfitgebühr. 

Art. 13. Zur NRegulirung des — der Tranſitgebühren der ein— 
zelnen Poſtverwaltungen treten folgende Beſtimmungen: a) die Tranſitgebühr 
wird, ſowohl bei der in gefchloffenen Pafeten als einzeln tranfitirenden Cor— 
refpondenz mit "4 Silberpfennig pro Meile bis zu einem Marimum von 
7 Pf. oder dem entſprechenden Betrag in der Landesmünze pro Roth netto 
bemeſſen; b) Retourbriefe und unrichtig inftradirte Briefe, Kreuzbandfen- 
dungen und Waarenproben, fo wie die vom Porto befreiten Sendungen, 
werden dabei nicht in Anfag gebracht; c) jede Poftanftalt, welche Tranfit 
zu leiften bat, ift aud; zum Bezuge der nah Maaßgabe ihrer Tranfitftrede 
in directer Entfernung ſich ergebenden Gebühr berechtigt; d) der Bezug 
eines Porto für die Beförderung einer Correfpondenzgattung fchließt den 
einer Tranfitgebühr für viefelben Briefe aus; e) das Tranfitporto vergütet 
diejenige Poftverwaltung, welche das Porto bezieht. 

Vergütung der Tranfitgebühr. 

Art. 14. Die nad den Beftimmungen des Art. 13. ausgemittelten 
Tranfitgebühren find zur Vergütung in Bormerfung zu nehmen und ſpä— 
teftens nach Ablauf eines Jahres in einer abgerundeten Paufchal- Summe 
für die Dauer des gleichen Verhältniſſes zu firiren. 

Jeder Verwaltung ſteht frei, wenn fie folches für zweckmäßig hält, auf 
anderweite Ermittelung der von ihr zu zahlenden oder zu beziehenden 
Paufcal-Beträge nach vorftehenden Grundfägen anzutragen. 

Bereins- Briefporto - Taren. 

Art. 15. Die gemeinfchaftlihen Portotaren für die internationale 

Bereins-Eorrefpondenz follen nad) der Entfernung in gerader Linie bemeffen 
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werben und für den einfachen Brief (vergl. Art. 16.) betragen: bei einer 
Entfernung bis zu 10 Meilen einfchließlih 1 Egr. oder 3 Kr., bis zu 20 
Meilen einfchließlih 2 Sgr. oder 6 Kr., über 20 Meilen 3 Sgr. oder 9 fr. 

Für den Briefwechfel zwifchen denjenigen Orten, für welche gegenwärtig 
eine geringere Tare beſteht, kann dieſe geringere Tare nad dem Einver- 
ftändniffe der dabei betheiligten Poftverwaltungen auch ferner in Anmwen- 
dung fommen. 


Gewicht des einfahen Briefs, Gewichts- und Tarprogreffion. 

Art. 16. Als einfahe Briefe werden foldye behandelt, welche mes 
niger als ein Loth wiegen. 

Für jedes Loth Mehrgewicht ift das Porto für einen einfachen Brief 
zu erheben. 

Beförderung mit der Briefpoft. 

Art. 17. Brieffhaften obne Werthsangabe bis zu 4 Loth erel. unter: 
liegen durchweg der Behandlung als Briefpoftfendungen; ſchwerere Dagegen 
alsdann, wenn es von dem Aufgeber durch einen Beifag auf der Adreſſe 
ausprüdlich verlangt wird. 

Sranfirung. 

Art. 18. Für die Wechſel-Correſpondenz innerhalb ver Bereinsftaaten 
foll in der Regel die Borausbezahlung des Porto ftattfinden, und bie Er- 
bebung fobald als thunlich durch Franco-Marfen geſchehen. 


Unfrantirte Briefe. 
Art. 19. Unfranfirte Briefe follen zwar abgefendet werben, jedoch 
einen Zufchlag von 1 Sgr. oder 3 Kreuzer pro Loth zur Portos-Tare erhalten. 
Für Briefe mit Franco-Marken von geringerem Betrage als das tarif- 
mäßige Porto ift nebft dem Ergänzungs-Porto der gleihe Zufhlag vom 
Empfänger einzuziehen. 
Streuzbandfendungen. 


Art. 20. Für Kreuzbandfendungen, wenn folde außer der Aoreffe, 
dem Datum und der Namendunterfchrift nichts Gefchriebenes enthalten, wird 
obne lnterfchied der Entfernung nur der gleihmäßige Satz von 1 Kreuzer 
(4 Silberpfennige) pro Loth im Falle der Borausbezahlung, fonft aber das 
gewöhnliche Briefporto erhoben. 


Maarenproben und Mufter. 


Art. 21. Für Maarenproben und Mufter, welde auf eine Art 
verwahrt aufgegeben werden, daß die Befchränfung des Inhalts auf diefe 
Gegenſtände leicht erfichtlich ift, wird für je 2 Loth das einfache Briefporto 
nad der Entfernung erhoben. 

Diefen Sentungen darf, wenn vorftehende Ermäßigung zur Anwendung 
fommen foll, nur ein einfacher Brief angehängt werben, welder bei der 
Austarirung mit der Waarenprobe oder dem Mujter zufammen zu wiegen ift. 

Uebrigens werden verlei Sendungen nur bis zu einem Gewidte von 
- nid excl. als Briefpoft-Sendungen nad der vorftehenden Beftimmung 

ehandelt. 
Recommandirte Briefe. 


Art. 22. Recommandirte Briefe werden nur frankirt abgeſendet. 
Dafür iſt von dem Aufgeber, außer dem gewöhnlichen Porto, nur eine 
beſondere Recommandations-Gebühr von 6 Kreuzern (2 Silbergroſchen) ohne 
Rüdfiht auf die Entfernung und das Gewicht vorauszubezablen. 

Wenn der Abfender die Beibringung einer Empfangsbefcheinigung von 
dem Aorefjaten (Retour-Recepiffe) ausprüdlich verlangt, fo fteht der abſen— 
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denden Poſt-Anſtalt frei, dafür eine weitere Gebühr bis zur Höhe von 
6 Kreuzern oder 2 Sgr. zu erheben. 

Ein Erfaganfprudy für nit recommandirte Briefe findet gegenüber 
den Poſt-Verwaltungen nicht ftatt. 


Erfapleiftung. 

Art. 23. Die Poft-Anftalt, in deren Bereich ein recommandirter Brief 
aufgegeben worden ift, ſoll, wenn derſelbe verloren gebt, gehalten fein, dem 
Reclamanten, fobald der Berluft conftatirt ift, eine Entſchädigung von Einer 
Mark Silber zu bezahlen, vorbehaltlich des Regreſſes an diejenige Poft- 
Verwaltung, in deren Gebiete der Berluft erweislich ftattgefunden hat. Das 
Reclamationsrecht foll nad Ablauf von 6 Monaten vom Tage der Aufgabe 
an erlofchen fein. 

Portofreiheiten. 

Urt. 24. Die Eorrefpondenz fämmtliher Mitglieder der Re— 
gentenfamilien der Poft-Vereins-Staaten wird in dem ganzen Bereind- 
gebiete portofrei beförvert. 

Art. 25. Ferner werden im Gefammt=-Bereinsgebiete gegenfeitig porto— 
frei befördert die Correfponvenzen in reinen Staats-Dienſtangelegen— 
heiten (Dfficialfachen) von Staatd- und anderen öffentlichen Behörden des 
einen Poftgebiets mit foldhen Behörden eines anderen, wenn fie in ver Weife, 
wie e8 in dem Poftbezirfe ver Aufgabe für die Berechtigung zur Portofreiheit 
vorgefchrieben ift, als Officialſache bezeichnet und mit dem Dienftfiegel vers 
ihloffen find, aud auf der Adreſſe die abiendende Behörde angegeben ift. 

Art. 26. Die dienſtlichen Eorrefpondenzen der Poſtbehörden und 
Poftanftalten unter fih und an Privatperfonen, ferner die amtlichen Yauf- 
jchreiben ver Poft-Anftalten unter fid, werden gegenfeitig portofrei gelaffen. 
Kaufjchreiben von Privatperfonen müſſen nach dem Brief-Pofttarif franfirt 
werden. Ergiebt fi, daß die Reclamation durd das Verfeben eines Poft- 
beamten herbeigeführt worven ift, fo muß der Schulvige auf Begehren das 
Porto erftatten. 

Art. 27. Um in Bezug auf Portofreiheit die wünfchenswerthe Gleich— 
förmigfeit zu erlangen, foll für den inneren Verfehr in Zukunft als allge- 
meiner Grundfag gelten, daß außer den Sendungen der Allerhöchſten und 
höchſten Perfonen nur diejenigen der Behörden in reinen Staatsvienft-An- 
gelegenheiten Anfpruch auf Portofreiheit haben. 

Portofreiheitöbewilligungen für andere Sendungen follen möglichſt ver- 
mieden werden. Die für Privatperfonen, Bereine u. ſ. w. früher bewillig- 
ten Portofreiheiten follen aufgehoben over doch fo weit als möglich be- 
Ichränft werden. 

Unrichtig geleitete Briefe. 

Art. 28. Briefe, welde irrig inftradirt worden, find ohne Verzug 
an den wahren Beftimmungsort Br befördern, woſelbſt nur dasjenige Porto 
zu erheben ift, welches fich bei richtiger Inftradirung ergeben hätte. 

Unbeftellbare Briefe. 

Art. 29. Brieffendungen, deren Annahme von dem Adreſſaten ver: 
weigert wird, find ohne Berzug an das Aufgabepoftamt zurüdzufenden ; 
diefelben dürfen jedoch, wenn fie zurüdgenommen werben follen, nicht eröffnet 
und müſſen vielmehr noch mit dem von dem Aufgeber aufgedrüdten Siegel 
verjhloffen jein. Eine Ausnahme von legterer Beftimmung tritt nur ein 
bezüglich der Briefe, welche wegen gleichlautenden Namens auf der Adreſſe 
son Jemand, dem das Echreiben nicht gehört, geöffnet wurden, und be 
züglich der Briefe, welche Looſe zu verbotenen Spielen enthalten, die von 
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ben Aoreffaten nach den für fie geltenden Randesgefegen nicht benupt 
werben dürfen. 

Sendungen, deren Moreffat nicht ausgemittelt oder deren Beftellung 
fonft nicht bewirft werden fann, follen, wenn fie als offenbar unbeftellbar 
erfannt find, ohne Berzug, die Übrigen unbeftellbar gebliebenen aber läng- 
ſtens nach Ablauf zweier Monate, vom Tage des Einlangens an, nad 
dem Aufgabeort zurüdgefandt werten. 

Die mit Poste restante bezeichneten Sendungen, welche nicht abgeholt 
werden, find, wenn nicht von Seiten des Aufgeberd oder des Noreifaten 
eine andere Verfügung darüber in Anfpruch genommen wird, nach Ablauf 
dreier Monate, vom Tage des Einlangens an, nad dem Aufgabeort 
zurücdzufenden. 

In allen vorgedadten Fällen ift der Grund der Zurüdfendung auf 
dem Briefe zu bezeichnen. 

Art. 30. Bei den in Art. 29. bezeichneten unanbringlidhen Briefen 
ift für die Rückſendung fein Porto anzufegen, und werben diefelben, 
wenn fie bei der Aufgabe franfirt worden find, ohne Anrechnung eines 
Porto dem Aufgabepoftamt zurüdgefandt. Waren diejelben unfranfırt auf: 
gegeben, fo wird von dem Poftamte des Beltimmungsorts das für die Hin- 
jendung angefest gewejene Porto in demfelben Betrage und in derſelben 
Währung zurüdgerechnet, wie daſſelbe angefegt gewejen ift, wogegen vie 
Poftanftalt, an welche diefelben zurüdgelangen, berechtigt ift, Das ganze Porto 
für die Hinfendung zu Gunften der eigenen Poftcaffe einbeben zu laffen. 

Art. 31. Briefe, weldye den Adreſſaten an einen anderen als den ur: 
fprünglich auf der Adreſſe bezeichneten Beftimmungsort nachgefandt werden 
follen Creclamirte Briefe), werden wie ſolche behandelt und tarirt, die an 
dem Orte, von wo die Nachfendung erfolgt, nah dem neuen Beftimmungs» 
orte aufgegeben werden, wobei jedoch nur die Tare für franfirte Briefe in 
Anwendung zu fommen bat. Das früher dafür angefeßte vereinsländiſche 
oder fonftige Porto wird als Auslage in Anrechnung gebradht. Eine Aus— 
nabme hiervon tritt jedoch alddann ein, wenn die Nachfendung vom eriten 
rlprtrag sehe unmittelbar nad) dem Aufgabeorte erfolgt, in welchem Falle 
die gleiche Behandlung wie bei den unanbringlichen Briefen (Art. 30.) ein- 
zutreten bat. 

Für reclamirte Briefe, deren Zuftellung an die Adreſſaten nicht bewirft 
werben fann und die daher an die Aufgabeorte zurüdzuleiten find, dürfen 
der Poftanftalt, von welcher viefelben eingelangt find, nur diejenigen Ge- 
bühren in Anrechnung gebracht werden, welche von diefer bei der Auslie- 
ferung an die rüdfendende Poftanftalt aufgerechnet worden find. 

Aufhebung der nicht vereinbarten Gebühren. 

Art. 32, Außer den in den vorftehenden Artikeln ausdrücklich ftipu- 
firten Taren dürfen für die Beförderung der internationalen Vereins-Corre— 
ſpondenz feinerlei weitere Gebühren erhoben werden, und es ift ausnahms— 
weife nur bezüglich der Beftellgebühr denjenigen Poftadminiftrationen, bei 
weldyen eine ſolche noch beftebt, überlaffen, viefelbe vorläufig fortzuerheben. 
Diefe Gebühr foll jedoch über ihren dermaligen Betrag Feinenfalls erhöht 
werden, und ed werden vielmehr die betreffenden Verwaltungen darauf Be- 
dacht nehmen, fie nach Thunlichfeit ganz aufzuheben oder doch zu ermäßigen. 

Der Erfaß baarer Auslagen für außerordentliche Beforgungen G. B. 
für die Beftellung durd einen erprejfen Boten) ift nicht ausgeſchloſſen. 

b) Correſpondenz mit fremden Ländern. 


Art. 33. Die PVereind-Eorrefpondenz mit dem Auslande unterliegt 
verfelben Behandlung, wie die internationale Vereins-Correfpondenz. Dabei 
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tritt dasjenige Poftamt an der Grenze, wohin die Correſpondenz nah den 
Vereind- Staaten unmittelbar gelangt, in das Verhältniß eines Aufgabs-Amtes 
und dasjenige, wo fie augzutreten bat, in das eines Abgabs-Amtes. Die 
Artifel 19. erwähnten Portozufhläge für nicht franfirte Briefe bleiben Dabei 
außer Anwendung. 

Art. 34. Sämmtlidhe mit dem Auslande unmittelbar verfehrende Poft- 
Verwaltungen verpflichten fi dahin zu wirfen, daß gegenüber dem Aus 
lanvde die allgemeinen Tar-Beftimmungen des Poftvereins bald thunlichit 
überall in Wirkſamkeit treten, und werden diefelben für ihre eigene Corre— 
ſpondenz in Feiner Weife günftigere Bedingungen feftfegen, als viejenigen, 
welche für das geſammte Vereinsgebiet Geltung haben. 

Art. 35. Für folche Correfpondenz zwifchen einem Vereins- und einem 
fremden Staate, weldye durch das Gebiet einer Bereind-Örenzpoft-Verwaltung 
zur Zeit in verfchloffenen Paketen tranfitirt, fol e8 während der Dauer ver 

egenwärtig zwifchen ver Vereins-Poſtverwaltung, welche ven Traject in An- 

ice nimmt und dem betreffenden fremden Staate beftehenden Verträge, 
vorbehaltlich anderweiter befonderer BVerftändigung bei der Zahlung der 
gegenwärtig für den Tranſit über das Gebiet der Grenzpoft-VBerwaltung 
ausbedungenen Tranfitportofäße verbleiben. 

Art. 36. Die tranfitirende frembländifche Correſpondenz mit anderen 
fremden Staaten wird beim Durdgange durch in Mitte liegende Vereins— 
Staaten wie die Vereins-Eorrefpondenz behandelt. Die Bertrags-Verhält- 
niffe der Grenzftaaten zum Auslande follen dabei der freien Bereinbarun 
ver bezüglichen Staaten überlaffen bleiben. Inſoweit auf Grund der mit 
fremden Staaten beftehenden Poft-Berträge von dieſen an Tranfitporto für 
die in Mitte liegenden Vereins-Verwaltungen ein höherer Betrag ver: 
gütet wird, als zufolge der vorftehenden Beftimmung venfelben dafür zu 
zahlen bleibt, fo follen diejenigen Poft-Verwaltungen, welde den Tranfit 
für ſolche Correfponvdenz gewähren, für den Berluft, ven fie durch Ermä- 
ßigung des Tranfitporto erleiden, von der Grengpoft-Anftalt in dem Maaße 
entfchädigt werden, als diefe durdy die Ermäßigung des Tranfitporto einen 
Vortheil erreicht. 

Art. 37. So weit ald thunlich foll die Auflöfung der Poft-Verträge 
mit fremden Staaten auch vor Ablauf derfelben erzielt und die neue Faſſung 
nach den Beftimmungen des Vereins bewirft werden. Die neu zu ſchlie— 
enden Verträge follen den Übrigen deutſchen Poft-Verwaltungen fo weit 
mitgetheilt werden, als ihr Intereſſe dabei betheiligt ift. 


1. Behandlung ver Zeitungen. 
Allgemeine Beftimmung. 

Art. 38. Die Poftämter der BVereinsftaaten beforgen die Annahme 
der Pränumeration auf die im Bereinsgebiet fowohl, als die im Ausland 
erfcheinenden Zeitungen und Journale, fowie deren Berfendung und Be— 
ftellung an die Pränumeranten. 


Bereinsländifhe Zeitungen, melde im Bereinggebiete befördert werden. 


Art. 39. Die Poft-Verwaltungen find verbunden, die in einem anderen 
Bereinsftaate erfcheinenden Zeitungen und Journale, wenn darauf bei ihnen 
abonnirt wird, bei derjenigen Poft-Berwaltung zu beftellen, in deren Ge— 
biet der Berlagsort gelegen iſt. Hierbei bleibt der Vereinbarung der bethei- 
ligten Poftabminiftrationen überlaffen, die einzelnen Poftämter zu bezeichnen, 
bei welchen die Beftellung erfolgen fann. 

Art. 40. Die Berfendung bat direct nach Beſtimmung des beftellen- 
den Poftamts zu erfolgen. 
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Art. 41. Die Beftellung kann in der Regel nicht auf einen Fürzeren 
Zeitraum als ein Vierteljahr erfolgen; ausnahmsweiſe fann jedoch in be- 
fonderen Fällen auch auf eine fürzere Zeit abonnirt werden. Uebrigens find 
hierbei die Verlags-Bedingungen zunächſt maafgebend. 

Um auf den Empfang aller vom Beginne des Pränumerationd-Terming 
an ericheinenden Blätter rechnen zu können, baben die Beftellungen fo zeitig 
zu erfolgen, daß das Poftamt des Abfendungsortes diefelben vor dem ge— 
dachten Termine erhält. 

Art. 42. Wird bei dem Empfang eines Zeitungspafets ein Abgang 
an den beftellten Blättern wahrgenommen, fo ift das Fehlende von dem 
abfendenvden Poftamte, und zwar foftenfrei, wenn der Abgang mit umge: 
bender Poft angezeigt wird, im anderen Falle aber gegen Erſatz der vom 
Berleger in Anfprud genommenen Vergütung nachzufenden. 

Art. 43. Für die internationale Spedition der im Bereindgebiete 
erfheinenden Zeitungen und Journale wird eine gemeinfchaftliche Gebühr in 
der nachbemerften Weife erhoben und zwifchen dem beftellenden und dem 
abſendenden Poftamt halbſcheidig getheilt. 

Ein Zufchlag für das Tranfitiren durd ein drittes Vereinspoſt-Gebiet 
findet nicht meht ftatt. Sollte aber die aus einem Bereinsgebiete in ein 
anderes Bereinsgebiet beftimmte Sendung dur ein fremdes, zum Vereine 
nicht geböriges Poftgebiet tranfitiren, fo ift die an das fremde Poftamt zu 
entrichtende Tranfitgebühr ald Auslage neben der vereinsländifchen Spedi- 
tionsgebühr in Aufrechnung zu bringen. 

Art. 4. Die Gebühr für die internationale Spedition vereinsländifcher 
Zeitungen und Journale wird ohne Rüdficht auf die Entfernung, in welche 
die Verfendung erfolgt, dabin beftimmt: 1) Für politifche Zeitungen, d. h. 
für folhe, welde für die Mittheilung politifher Neuigkeiten beftimmt find, 
beträgt die gemeinfchaftliche Speditionsgebühr Fünfzig Procent von dem 
Preife, zu welchem die verfendende Doltanftalt die Zeitung von dem Ber- 
leger empfängt (Nettopreis); jedoch foll a) bei Zeitungen, welche wöchentlich 
ſechs oder fiebenmal erfcheinen, die Speditionggebühr wenigftens 3 Gul— 
den Conv. Geld oder 2 Thlr. Preuß. und höchſtens 9 Gulden Conv. Geld 
oder 6 Thlr. Preuß., b) bei Zeitungen aber, welche weniger als fehsmal 
in der Woche erfcheinen, wenigſtens 2 Gulden Conv. Geld oder 1 Thlr. 
10 Sgr. Preuß. und höchſtens 6 Gulden Eony. Geld oder 4 Thlr. Preuß. 
betragen; 2) für nichtpolitifhe Zeitungen und Journale beträgt die 
Speditionsgebühr durchweg und ohne Befchränfung auf ein Minimum oder 
Marimum Fünfundzwanzig Procent des Nettopreifes, zu welchem das 
abfendende Poftamt die Zeitfchrift von dem Verleger bezieht. — Den Abon- 
nenten ift nur der Nettopreis nebft der betreffenden Speditionggebühr anzufegen. 

Art. 45. Eine Ermäßigung der in dem vorftehenden Artifel bezeich- 
neten Spevitionsgebühren, wenn im einzelnen Falle befondere Gründe dafür 
fprechen, ift vem Uebereinkommen ver betheiligten Poft-Verwaltungen überlaffen. 

Art. 46. Die in Artifel 40. Kipufirte gemeinfchaftlihe Speditions— 
gebühr begreift nicht auch die Ablieferung ver Zeitfchriften in die Wohnungen 
der Befteller in fih, vielmehr fteht dem Abgabe-Poftamte frei, für diefe 
— eine angemeſſene Beſtellgebühr zu erheben, jedoch in keinem 
höheren als dem bereits beſtehenden Betrage. 

Art. 46. Das beſtellende Poſtamt bat an dasjenige Poſtamt, von 
weldem es eine Zeitung oder ein Journal bezieht, den daſſelbe betreffenden 
Betrag längftens im Laufe des erften Monats der Abonnementsperiode 
zu berichtigen. 

Art. 48. Wenn eine Zeitfchrift vor Ablauf der Zeit, für welde prä- 
numerirt wurde, zu erfcheinen aufhört oder verboten wird, fo ift dem Abon- 
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nenten für die Zeit, in welcher die Lieferung nicht erfolgt, neben ver ent- 
Iprechenden Rate der Spevitionsgebühr der vorausbezahlte Preis, fomeit er 
von dem Berleger zum Erfag gebracht werden fann, zurüdzuerftatten. 

Art. 49. Berlangt ein Abonnent die Nachfendung einer Zeitfchrift an 
einen anderen, ald den Drt, für welchen er die Beftellung gemadt bat, fe 
hat diefe Nachſendung (nad der Wahl des Abonnenten) von dem Poftamte 
des Beftellungs- oder Berlagsorts unter Anfag der für Kreuzband-Sen— 
dungen feftgefegten Gebühr, welche ver Adreſſat zu bezahlen hat, zu erfol- 
gen; weshalb derlei Sendungen von dem abjendenven Poftamte beſonders 
als nachgeſchickte Zeitungen zu bezeichnen find. 

Ausländifhe und nah dem Auslande beftimmte vereinsländifche Zeitungen. 

Art. 50. Die Behandlung der auslänvifchen und der nad dem Aus- 
lande beftimmten vereinslänvifchen Zeitungen richtet ſich nad vorſtehenden 
Beſtimmungen in der Weife, daß das betreffende Grenzbureau, bei welchem 
die Zeitunge-Beftellung erfolgt, ala Verlags- und refp. Abgabsort angefehen 
wird. Als Nettopreis wird hierbei der Einfaufspreis angefehen. 


Fahrpoſt. 
Feſtſetzung der Entfernungen. 

Art. 51. Bei der gegenſeitigen Ueberlieferung der Fahrpoſt-Sendungen 
wird das Porto nach den Entfernungen zwiſchen den poſtaliſchen Grenzen 
und den Abgangs- reſp. Beſtimmungsorten berechnet. 

Auswechſelungspunkte. 

Art. 52. Zwiſchen je zwei benachbarten Poſtgebieten wird für die Aus— 
— der Sendungen eine dem Bedürfniß entſprechende Anzahl von 
Auswechſelungspunkten feſtgeſetzt. 

Art. 53. Für die Tarirung der Fahrpoſt-Sendungen werden Grenz— 
punfte verabredet, bis zu melden und von welden ab gegenfeitig die Be— 
rehnung und der Bezug des Porto erfolgt. 

Art. 54. Werden die Transportlinien einer Poftverwaltung durch 
zwifchenliegendes Gebiet einer anderen Poftverwaltung unterbroden, fo 
findet eine Zufammenredhnung der einzeln zu ermittelnden Diftancen eines 
jeden Gebiets ftatt. 

Porto für Tranfit-Sendungen. 

Art. 55. Zur Berechnung des Porto's für Tranfit-Sendungen ift bei 
mebreren Tranfit= Linien die Meilenzahl auf Durdfchnitts - Entfernungen 
zurückzufübren. 

Art. 56. Für jede Fahrpoſt-Sendung wird ein Gewichtporto berechnet, ein 
Werthporto jedoch nur dann erhoben, wenn auf der Sendung ein Werth 


declarirt iſt. 
Fahrpoſt-Tarif. 

Art. 57. Als Minimum des Gewichtporto wird für jede Taxirungs— 
ſtrecke bis 10 Meilen 3 Kreuzer oder 1 Sgr.,, über 10 bie 20 Meilen 
6 Kreuzer oder 2 Sgr. und über 20 Meilen 9 Kreuzer oder 3 Sar. 
angenommen. 

Für alle Sendungen, für welde fid) durd Anwendung des Tarif nad 
dem Gewichte ein höheres Porto ergiebt, Toll erhoben werden: für jedes 
Pund auf je 5 Meilen '; Kreuzer Conv.-Münze oder 2 Silberpfg., oder 
der entiprechende Betrag in der Landesmünze. Ueberſchießende Lothe über 
die Pfunde werden gleich einem Pfunde gerechnet. 

Für Werthfendungen foll erhoben werden: bis zur Entfernung von 
50 Meilen für jede 100 Gulden 2 Kreuzer, und für jede 100 Thlr. 1 Sar.; 
über 50 Meilen für jede 100 Gulden 4 Kreuzer und jede 100 Thlr. 2 Sgr. 
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mit der Maakgabe, daß für geringere Summen als 100 ver Betrag für 
das volle Hundert erhoben werben foll. 

Ueber die der Austarirung und Abrechnung bei der Fahrpoſt zu Grunde 
zu legende Währung verftändigen ſich die Nacbarftaaten. 


Garantie. 

Art. 58. Dem Abfender bleibt es freigeftellt, die Grenzen ber ver- 
langten Gewähr durd die Erffärung des Wertbes nach eigenem Ermeſſen 
zu beftimmen. In Beſchädigungs- und Verluftfällen wird die Entſchädigung 
nad Maafgabe des declarirten Werthes geleiftet, mit alleiniger Ausnahme 
des durch Krieg oder unabwentbare Naturereigniffe berbeigeführten Schadens. 
Auch wird bei Senpungen, für welche ein beftimmter Werth nicht angegeben 
ift, Gewähr geleiftet; dieſelbe erftredt fich jedoch nur bis zum Belaufe von 
10 Sar. oder 30 Kreuzern für jedes Pfund ver Sendung oder den Theil 
eines Pfundes und kann bei vorfommenvden bloßen Beſchädigungen innerhalb 
diefer Grenze nur bis zum Belaufe des wirflih erlittenen Schadens in 
Anfprudy genommen werden. 


Allgemeine Beftimmungen. 

Art. 59. Wenn mehrere Pakete zu einer Adreſſe gehören, fo wird für 
jedes einzelne Stüf der Sendung die Gemwichtd- und Werthtare felbit- 
ftändig berechnet. 

Art. 60. Adreßbriefe zu Fahrpoftfendungen werden nicht mit Porto 
beleat, fofern fie das Gewicht von 1 Loth nicht erreichen. Für fchwere 
Briefe dagegen ift das betreffende Porto nach dem Brief- oder Fahrpofttarif 
in Anfag zu bringen. 

Art. 61. Es ift freigeftellt, die Sendungen entweder unfranfirt auf- 
zugeben oder vollftändig bis zum Beftimmungsorte zu franfiren. 

Art. 62. Erhebungen an Scein- und fonftigen Nebengebühren follen 
da, mo fie befteben, über die vermaligen Sätze nicht erhöht, neue der— 
gleichen nicht eingeführt und die Sätze in der nächſten Poft-Conferenz Art. 
68.) feftgeftellt werben. 

Art. 63. Der Portobezug berechnet ſich nad vorſtehenden Tarif-Be: 
ftimmungen für die Transportftrede einer jeden einzelnen Berwaltung beſonders. 

Art. 64. Zurückgehende und weiter gehende Sendungen unterliegen 
den Gebühren nad der auf dem Hinwege und auf dem Rückwege zurüdzu> 
legenden Transportitrede. 

Art. 65. In Bezug auf die Behandlung der Fahrpoftfendungen bei 
der Auf- und Abgabe gelten die landesherrlichen Verordnungen. 

Art. 66. Bei umfangreihem Rabrpoft-Tranfitverfehbr wird man fi 
über thunlichſte Einführung von Tranfitfarten verftändigen. 

Schiedsrichterliche Entſcheidung. 

Art. 67. Sollten über die Anwendung einer Beſtimmung des Vereins— 
Vertrags Irrungen entfteben, welche fich nicht durch gegenfeitige Verſtändi— 
gung ausgleichen, fo foll darüber eine fchiedsgerichtliche Entſcheidung, welcher 
fih die ſämmtlichen Poftverwaltungen zum Voraus unterwerfen, in der 
Weife herbeigeführt werden, daß in dem einzelnen Falle jede Partei eine 
unbetheiligte Poltadminiftration aus dem Vereine zum Sciederichteramte 
wählt und diefe beiden Schiedsrichter fodann eine dritte unbetheiligte Vereins: 
Poft-Verwaltung fih zugefellen. 

Ausbildung des Bereins. 
Art. 68. Die weitere Ausbildung des Vereins und Einführung all 
emeiner Verbeiferungen, Gleichheit der Gefeggebung und der Reglements 
iſt dem zeitweifen eek einer deutichen Poft-Conferenz vorbehalten. 
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Dauer des Vertrags. 


Art. 69. Gegenwärtige Vereinbarung tritt mit dem 1. Juli 1850 ins 
Leben. Diefelbe bleibt bis zum Scluffe des Jahres 1860 und von da ab 
ferner unter Vorbehalt einjähriger Kündigung in Kraft. 

Zur Urfunde veifen find zwei gleichlautende Eremplare des gegenwär— 
tigen Vertrages ausgefertigt und von den beiderfeitigen Bevollmädtigten 
mit ihrer eigenhändigen Unterfchrift und mit ihrem beigevrüdten Siegel be— 
fräftigt worden. 

Sp gefchehen zu Berlin am 6. April 1850, 


18. Telegraphbenverein. 25. Juli 1850. 
(S. Baiern.) 


19. Olmüger Convention. 29. November 1850. 


Bei den am geftrigen und heutigen Tage zwifchen den Unterzeihneten 
ftattgefundenen, vertrauten Beſprechungen haben ſich die be ie Propo fi⸗ 
tionen als mögliche Ausgleichungspunkte der vorliegenden Differenzen, und 
geeignete Mittel zur Berbinderung von Conflicten herausgeftellt, und werden 
der Schließlichen Genehmigung der betreffenden hohen Regierungen ſchleunigſt 
unterbreitet werben. 

$. 1. Die Regierungen von Defterreih und Preußen erflären, daß es 
in ihrer Abficht liege, die endliche und definitive Regulirung der kurheſſiſchen 
und der hoffteinifchen Angelegenheit dur die gemeinfame Entſcheidung aller 
deutfhen Regierungen berbeizuführen. 

$. 2, Um die Cooperation der, in Franffurt vertretenen und ber übri- 
gen beutfchen Regierungen möglich zu machen, follen in fürzefter Frift von 
Seiten der in ranffurt vertretenen Bundesgliever, fowie von Seiten 
Preußens und feiner Verbündeten, je ein Commiffar ernannt werden, weldye 
über die gemeinfchaftlich zu treffenden Maafregeln in Einvernehmen zu 
treten haben. 

$. 3. Da e8 aber im allgemeinen Intereffe liegt, daß fowohl in Kurs 
beffen wie in Holftein ein gefegmäßiger, den Grundſätzen des Bundes ent» 
ſprechender und die Erfüllung der Bundespflichten möglich machender Zus 
ftand bergeftellt werde, da ferner Defterreich in feinem und im Namen ber 
ihm verbündeten Staaten die zur Sicherung der Üntereffen Preußens von 
letzterem geforderten Garantien über vie Dertyation des Kurftaats, in 
vollem Maaße gegeben bat, fo fommen die beiden Regierungen von Deiter- 
reih und Preußen für die nächfte Behandlung der Frage und ohne Prä— 
jubiz für die —— Entſcheidung über Folgendes überein: a) In Kurheſſen 
wird Preußen der Aetion der von dem Kurfürſten berbeigerufenen Truppen 
fein Hinderniß entgegenftellen, und zu dem Ende die nöthigen Befehle an 
die dort commandirenden Generale erlaffen, um ven Durdgang durd die 
von Preußen bejegten Etappenftraßen zu geftatten. Die beiden Regierungen 
von Defterreih und Preußen werden, im Einverftänpniffe mit ihren Ver— 
bündeten, Seine föniglihe Hoheit ven Kurfürflen auffordern, feine Zuſtim— 
mung dazu zu ertbeilen, daß ein Bataillon der von der Furfürftlihen Re— 

ierung requirirten Truppenmacht und ein Föniglich preußifches Bataillon 
in Kaſſel verbleiben, um die Ruhe und Ordnung zu erhalten. b) Nach 
Holftein werden Defterreih und Preußen, nad gepflogener Rückſprache mit 
ihren Berbünveten, und zwar fo fchleunig als möglich, gemeinfam Com- 
miffare fchiden, melde im Namen des Bundes von ver Statthalterfchaft 
die Einftellung der Feindfeligfeiten, die Zurückziehung der Truppen binter 
die Eider und die Reduction der Armee auf ein Drittel der jegt beftehenden 
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Zruppenftärfe verlangen, unter Androhung gemeinfchaftlicher Execution im 
Weigerungsfalle. Dagegen werben beide Regierungen auf das Füniglich 
dänifche Gouvernement dahin einwirken, daß daſſelbe im Herzogthum Schles— 
wig nicht mehr Truppen aufftelle, ald zur Erhaltung der Ruhe und Ord— 
nung erforderlich find. 

$. 4. Die MinifterialsConferenzen werden unverzüglih in Dresden 
ftattfinden. Die Einladung dazu wird von Defterreich und Preußen gemeins 
Ihaftlih ausgehen, und zwar fo erfolgen, daß die Conferenzen um bie 
Mitte des December eröffnet werden Fünnen. 

Dlmüg, den 29. November 1850, 

F. Schwarzenberg, 5M.t. Manteuffel. 


236. Oldenburg. 
(8. aud Zollverein.) 


1. Durchmarfch- und Etappen: Convention. 28. September 1818, ratificirt 
18. März; 1819. 


Nachdem in dem Art. 45. des zmwifchen Seiner Majeftät dem Könige 
von Preußen und Seiner föniglichen Hoheit dem Großherzoge von Olden— 
burg, den 9. April 1817 abgefchloffenen Tractats, eine Militairftraße durch 
das Fürſtenthum Birkenfeld zur Erhaltung der Verbindung mit dem Saars 
brüdichen und ver Feftung Saarlouis, angenommen worden ift, fo ift, um 
rüdfihtlih der Einridtungen auf dem, mittelft dieſes Tractats beliebten 
GEtappenplage Birkenfeld, die nöthigen Verabredungen gemeinfchaftlich zu 
treffen, unter Vorbehalt höchſter Ratifichtion, von den zu biefem Gefchätte 
jpeciell Besollmädtigten Nachſtehendes auf das Verbindlichfte verabredet und 
abgeichloffen worden: 

$. 1. Die föniglich preußifchen Truppen fommen aus folgenden 
Etappenorten nah Birfenfeld, und gehen hinwiederum von Birkenfeld nad 
denfelben, als: Kirn 3', Meile, Morbach 2 Meilen, Hermesfeil 2’, Meile 
und Tholei 2%, Meilen. Der Etappe Birkenfeld werden zum Behufe ver 
GEingquartierung der durchmarfchirenden föniglih preußifchen Truppen fol 
gende Srifhatten zugegeben, als: Brüden, Trauen, Bublenberg, Fedweiler, 
Ellenberg, Schmisberg, Reimsberg, Ellweiler, Dambach, Dienftweiler, Elch— 
weiler und Eborn, Hambach, Ninzenberg, Gollenberg, Burbach; und bei 
Durchmärſchen großer Abtbeilungen annod: Nobfelven, Gimbweiler, Blei— 
derdingen und Weiersbach, Hoppftatten, Hämbweiler, Röfchweiler, Achteld- 
bad, Meckenbach, Abentheuer, Hattgenftein, Schwollen und Niederbrombad. 

Die durchmarfchirenden Truppen find gehalten, nach jedem diefer, der 
Etappe Birkenfeld beigegebenen Orte zu geben, es fei denn, daß diefelben 
Artilleries, Munitionds oder andere bedeutende Transporte mit fidy führen. 
Diefen Transporten felbft, nebft der zur Bewachung erforderlihen Mann 
haft, müffen ftets ſolche DOrtfchaften angemwiefen werden, welde hart an der 
zu nehmenden Straße liegen; die mit Pulver oder Munition beladenen 
Wagen werden jedoch jederzeit außerhalb der Orte in einer angemefjenen 
ar Nele aufgefahren, um mögliche Unglüdefälle für die Einwohner uns 
ſchädlich zu machen. 

So geſchehen Frankfurt am Main, den 28. September 1818. 


2. Weſerſchiffahrts-Acte vom 10. September 1823 nebſt den darauf bezüglichen 
Verträgen. 


(8. Bremen) 
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3. Schiffahrtd - Vertrag. 26. Juli, ratificirt 8. und 26. Auguft 1830. 


Seine Majeftät der König von Preußen und Seine föniglide Hoheit 
der Großherzog von Dlvenburg haben in ver Abficht, dur die Aufhebung 
alles Unterfchiedes in der Behandlung der beiderfeitigen Schiffe und deren 
Ladungen in den Häfen des andern Staates zur Erweiterung und Belebung 
der Handeld-PVerbindungen zwifchen ihren beiderfeitigen Yanden, und zur 
Erjeichterung ihrer hierbei betheiligten Unterthbanen beizutragen, Bevollmäd- 
tigte ernannt, von welden, unter Vorbehalt der Natification, nachſtehender 
Vertrag abgefchloffen worden ift. 

Art. 1. Die preußifchen, mit Ballaft oder beladen in den großherzog— 
lich oldenburgifchen Häfen anfommenven oder aus felbigen auslaufenden, 
imgleihen die olvenburgifchen, mit Ballaft oder beladen in den föniglich 
preußifchen Häfen anfommenden oder aus felbigen auslaufenden Schiffe, 
follen dafelbft bei ihrem Eingange wie bei ihrer Abfahrt, binfichtlidh der jegt 
beftehenden oder künftig anzuordnenden Hafen, Tonnen, Feuer, Lootſen— 
und Bergegelver, wie auch binfichtlih aller andern, jett oder Fünftig der 
Staatscaffe, den Städten oder Privat-Anftalten zufließenden Abgaben und 
Laften irgend einer Art oder Benennung, auf demfelben Fuße, wie vie 
Nationalfchiffe, behandelt werden. 

Art. 2. Allen Waaren, Gütern und Handelsgegenftänden, fie feien 
inländifchen oder ausländischen Urfprungs und Eigenthums, welche jegt oder 
in Zufunft auf Nationalfchiffen in die königlich preußifchen oder in die 
großberzoglich oldenburgifchen Häfen ein- oder aus felbigen ausgeführt wer: 
den dürfen, foll in ganz gleicher Weife auch auf den Schiffen des andern 
Staates der Ein- oder Ausgang geftattet fein, obne mit höheren oder andern 
Abgaben irgend einer Art belaftet zu werden, als bei ver Ein- oder Ausfuhr 
derfelben Gegenftinde auf Nationalfchiffen zu entrichten find. Auch follen 
bei der Ein- oder Ausfuhr folder Waaren, Güter- und Handelögegenftände 
auf Schiffen des andern Staates die nämlichen Prämien, Nüdzölle, Vor: 
tbeile und irgend fonftige Begünftigungen gewährt werden, welche etwa für 
die Ein- oder Ausfuhr auf Nationalſchiffen beftehen, oder fünftig zugeftanden 
werden möchten. 

Art. 3. Die vorftehenden Beftimmungen find in ihrem ganzen Um- 
fange nicht nur dann anmendbar, wenn die beiderfeitigen Schiffe direct aus 
ihren National- Häfen anfommen, oder nach felbigen zurüdfehren, fondern 
auch dann, wenn fie unmittelbar aus ven Häfen eines dritten Staates ans 
fommen oder dabin beftimmt find. 

Art. 4 Mas in den obigen Art. 1. bis 3. zunächſt in Betreff ver 
in die beiderfeitigen Sechäfen eingehenden over aus felbigen auslaufenden 
Seefchiffe des andern Staates und deren Ladungen feftgefest ift, foll auch 
auf den gegenfeitigen Fluß : Schiffahbrts= Verkehr völlige Anwendung finden. 

Irt. 5. Die preußifchen ſowohl als die oldenburger Schiffe follen 
gegenfeitig der Befugniffe und Vorzüge, welche ihnen der gegenwärtige Ver: 
trag zuſichert, nur in ſofern genießen, als fie mit den . den Vorfchriften 
desjenigen Staates, deifen Flagge fie führen, zum Beweife ihrer Nationa- 
lität ausgefertigten Sciffspäffen und Mufterrollen verſehen find. Bei ven 
Flußſchiffen genügt in diefer Beziehung das in der Weſer-Schiffahrts-Acte 
som 10. September 1823 vereinbarte Manifeft. : 

Art. 6. Die Dauer des gegenwärtigen Vertrages, welcher vom Tage 
der Auswechfelung der NRatificationen ab in Kraft treten wird, ift vorläufig 
bis zum legten December 1840 feftgefest, und wenn derſelbe nicht zwölf 
Monate vor dem Ablaufe viefes Zeitraums von der einen oder der andern 
Seite aufgefündigt werden follte, fo wird er als auf ferner ein Jahr und 
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fo fort big zum Ablaufe eines Jahres nach erfolgter Auffündigung verlän- 
gert angejeben werben. 

Art. 7. Der gegenwärtige Vertrag ſoll unverzüglich zur landesherr- 
lichen Ratification vorgelegt und jollen die Ratifications-Urkunden ſpäteſtens 
binnen vier Wochen ausgewechfelt werden. 

Zur Urfunde deſſen haben die beiverfeitigen Bevollmächtigten denfelben 
unter Beidrufung ihrer Siegel unterzeichnet. 

Sp geſchehen Berlin, ven 26. Juli 1830. 


4. Erneuerung der Durchmarfc): und Gtappen:Gonvention auf zehn Jahre. 
22. Auguſt 1831. 


5. Staats-Vertrag wegen Beitimmung der aus dem Anfchluffe der Fatholifchen 
Kirchen im Herzogtbum Oldenburg an die Didcefe Münſter hervorgebenden 
ftaatsrechtlichen Verbältniffe. 10. Mai, ratif. 24. Juni refp. 30. Mai 1837. 


Nachdem auf den Grund ftattgebabter Unterhandlungen zwijchen dem 
königlich preußifchen und dem großberzoglich olvdenburgifchen Hofe eine Ver- 
einbarung über den Anſchluß ver fatholifchen Kirchen im Herzogthume Ol⸗ 
denburg an die Diöceſe Münſter durch den, von Seiner Königlichen Hoheit 
dem Großherzoge von Oldenburg hiezu bevollmächtigten Staatsminiſter 
Baron v. Brandenſtein mit dem päpſtlichen Vollzieher der, für die könig— 
lichen preußiſchen Staaten erlaffenen Circumſcriptions-Bulle „de salute ani- 
marum“ weiland Seiner Durcdlaudt dem Prinzen Joſeph von Hohenzollern— 
Hechingen, Fürften-Bifchofe von Ermland, unterm 5. Januar 1830 abge— 
ſchloſſen und im Wefentlichen bereits zur Ausführung gebradt; biernächft 
aber von Seiten der beiden betheiligten Höfe für angemeilen erachtet worden 
ift, die aus der gedachten Diöceſan-Verbindung bervorgehenven ftaatsrecht- 
lihen Berhältmiffe nad Maafgabe des vieferhalb vorwaltenden Bedürfniſſes 
näher zu beflimmen: jo find zu diefem Ende Bevollmächtigte ernannt wor— 
den, welche nad Anleitung jener früheren Verhandlungen über folgende 
Beftimmungen übereingefommen find. 

Art.1. Seine Majeftät ver König von Preußen genehmigen, daß die bis— 
perige Berbindung der fatholifchen Kirchen in ven vormals hochſtift-münſterſchen 

andestheilen des Herzogtbums Oldenburg mit der Didcefe Münfter erhalten 
und felbige auch auf die, zur osnabrückſchen Diöceſe gehörig gewefenen, 
neuerlih aber von verfelben getrennten Pfarreien Damme, Neuenkirchen und 
Holdorf ausgedehnt, ingleichen, daß die Verwaltung der fatholifchen Kirchen 
zu Oldenburg und ever, deren frühere Verbindung mit der nordifchen 
Million aufgelöft worden, von dem Biſchofe zu Münfter nad) gleichen Rechten 
geführt werde, ald ſolche dem Fürft-Bifchofe von Breslau in der Bulle „de 
salute animarum* in Anſehung ver fatholifchen Kirchen zu Berlin und Potsdam 
beigelegt iind; und daß vafjelbein Beziehung auf die, von dem Bifchofe zu Münfter 
früher nad Miſſionsrechte geleitete katholiſche Kirche zu Wildeshaufen ftattfinve. 

Art. 2, Der Biſchof zu Münfter wird beim Antritte feines Amtes in 
Beziehung auf fein Verhältniß zu den Fatholifhen Kirchen im Herzogthum 
Oldenburg der gropberzoglich oldenburgiichen Staatsregierung einen Revers 
ausftellen, daß er den landesherrlicden Gerechtſamen Seiner Königlichen 
Hoheit des Großherzogs bei ver Ausübung feiner bifchöflichen Pflichten nicht 
zu nahe treten und auf die Gefege des Herzogthums Divdenburg gehörige 
Rückſicht nehmen wolle. 

Art. 3. Wenn Sepisyacanz eintritt, wird das Domcapitel zu Münfter 
Sr. Königliden Hoheit dem Grofberzoge von Dlvenburg davon Anzeige 
machen, wie aud den Ausgang der Biſchofswahl zu Höchſtdero Kennts 
niß bringen. 
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Art. 4. Bon Sr. Majeftät dem Könige von Preußen wird genehmigt, 
dag Se. Königliche Hoheit der Großherzog yon Oldenburg an der Domkirche 
zu Münfter zwei Ehren-Canonicate zu gleichen Einfünften und Redten, als 
den übrigen Ehren-Canonicaten an derſelben Kirche beigelegt find, errichten. 

Art. 5. Ebenſo genehmigen Se. Königlide Majeftät, daß die dem 
oldenburgiichen Theile der Diöcefe Münfter bereits vorgejegte und mit aus— 
——— Vollmachten verſehene eigene geiſtliche Behörde (Officialat) dem 

iſchofe zu Münſter, unabhängig von dem dortigen General-Vicariate, uns 
mittelbar untergeorpnet bleibe und mährend der Vacanz des bifchöflichen 
Stubles zu dem Domcapitel vdafelbft in gleihem Verhältniſſe, wie bei be- 
festem Stuhle zu den Biſchöfen ftehe. 

Art. 6. Die großberzoglid olvenburgifchen Unterthanen follen von 
dem Genuffe der vormals gemeinfamen oder ihnen etwa eigentbümlichen 
altmünfterfchen Stiftungen nicht ausgefchloffen, vielmehr bei demfelben er- 
halten werben. 

Art. 7. Was insbefondere das Clerical-Seminarium zu Münfter nebft 
der damit verbundenen critinianifchen Stiftung betrifft, jo wird königlich 
preußifcherfeitd aus Nüdfichten auf die Wünſche ver großherzoglich olden— 
burgifchen Staatsregierung und ohne Anerfennung einer viesfälligen Rechts— 
verbindlichfeit nachgegeben, daß von ven, bei diefem Inſtitute befindlichen 
älteren Freiftellen jevesmal drei an qualificirte Aspiranten aus dem olden- 
burgiſchen Bezirke der münſterſchen Diöceſe verliehen werden fünnen. Die 
übrigen Aspiranten aus dem gedachten Bezirke follen als Didcefanen unter 
gleichen Bedingungen, wie die königlich preußifchen Unterthanen, aufge 
nommen werben. 

Durd die vorftehenden Beftimmungen werden die Hoheitsrechte Sr. 
Majeftät des Königs von Preußen in Anjehung der gedachten Anftalt weder 
berührt noch beichränft. Sollte die Einrichtung derſelben wefentliche Ver— 
änderungen erleiden, fo wird darauf Bedacht genommen werden, bem 
ee Theile der Diöcefe Münfter die oben erwähnten Vortheile 
zu erhalten. 

Art. 8 Zu dem Emeriten- und Demeritenhaufe, welde ber freige: 
bigen Fürforge Sr. Majeftät des Könige von Preußen ihre Entftehung zu 
verbanfen haben werben, hat der Elerus des Herzogthums Oldenburg zwar 
feinen unentgeltlichen Zutritt. Es werden indeffen mit Zuftimmung ber 
fönigliben Regierung zu Münfter Mitglieder des olvenburgifchen Clerus 
gegen billige, zu gewährende Entſchädigung eintretenden Falles in die ger 
dachten Anftalten aufgenommen werden. 

Art. 9. Wenn die großberzoglich oldenburgiſche Staatsregierung ſich 
etwa veranlaßt finden jollte, wegen befonderer Verhältniſſe ihrer Unterthanen 
zu dem päpftlihen Stuhle mit diefem in unmittelbare Verhandlung zu treten, 
und felbige nicht etwa einen eigenen diplomatiſchen Agenten im Nom haben 
oder einen anderen dazu auserſehen möchte: fo wird verfelben dazu das 
königlich preußifche Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten, auf jedes- 
maliges befonveres Anfuchen dieferhalb, in fofern font nichts entgegenftebt, 
durch Vermittelung der föniglichen Geſandtſchaft zu Rom alle thunliche Er- 
leichterung zu verichaffen ae 

Sofern in Beziehung auf die Fatholifchen Kirchen in der preußifchen 
Monardie überhaupt oder auf die Didcefe Münfter königlich preußifchen 
Antheils insbefondere Beltimmungen getroffen würden, welche für den olden— 
burgifchen Antheil diefer Diöcefe von befonderem Intereffe fein Fönnten, 
verjpriht das königlich preußiſche Gouvernement der großherzoglich olden— 
burgiſchen Staatsregierung hierüber freundſchaftliche Mittbeilung zu machen. 

Art. 10. Der gegenwärtige Vertrag wird von Seiner Majeftät dem 
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Könige von Preußen und Seiner Königlichen Hoheit vem Großherzoge von 
Oldenburg ratifieirt werden, und die Ausmwechfelung der Ratificatione-Urfunden 
foll binnen ſechs Wochen, oder, wenn es geſchehen fann, noch früher —— 
Zu Urkund deſſen haben die betreffenden Bevollmächtigten denſelben 
ir Saar und unterfiegelt. 
o geſchehen Berlin, ven 10. Mai 1837. 


6. Uebereinfommen zur Verhütung und Beftrafung der Forftfrevel in den 
Grenzwaldungen. 26. Mai 1838, 
(S. Unbalt-Bernburg 4.) 


7. Bagabunden Convention. 31. October, ratificirt 18. November 1840. 
(S. Unhalt-Bernburg 5.) 


8. Grneuerung der Durchmarfch- und Etappen: Convention auf fernere zehn 
Jahre. 12. Juli 1845. 


9. Bekanntmachung deö Uchereinfommens über die Befugnif der Confuln zur 
Verhaftung entlaufener Matrofen. 25. November 1845. 


Zwifchen ver großberzoglich olvenburgifchen und biesfeitigen Regierung 
ift das Uebereinkommen getroffen worden, daß die beiverfeitigen Confuln 
befugt fein follen, die Matrofen, welde von den Schiffen ihrer Nation bes 
fertirt_ fein follten, unter den in Art. 13. des preußiſch-belgiſchen Handels: 
und Schiffahrtd-Reciprocitäts-Vertrages vom 1. September 1844 (©. ©. 44., 
©. 577.) ftinulirten Modificationen, namentlich alfo, wenn fie nicht Unter: 
thanen des andern Staates find, bebufs Zurüdführung an Bord oder in 
ihre Heimath, feitnehmen zu laffen, und zu diefem Zwecke ven Beiftand der 
gegenfeitigen Behörden in Anſpruch zu nehmen. 

Indem died Uebereinfommen fämmtlichen Gerichtöbehörvden zur Nach— 
achtung befannt gemacht wird, werden dieſelben angemwiefen, von jeder der— 
artigen Berhaftung und tem Antrage auf Auslieferung bierher Anzeige 
zu machen. 

Berlin, den 25, November 1845. 


10. Webereinfommen wegen der Uußercursfegung von Papiergeld. 6. Sept. 1850. 
(S. Baben.) 


27. Reuf-Plauenä. £ 
(8. aud Bollvyerein.) 


1. Bagabunden: Convention. 9. Juli 1821. 
($. Baiern.) 


2. Erläuterung der Bagabunden-Convention. 16. Februar 1839. 
(©. Baiern. 5.) 


8. Uebereinfunft zur Beförderung der Wechtäpflege. 25. November, ratificirt 
10. December 1845. 
(S. Sadfen.) 


4. Uebereinfommen wegen ber Außercuräfegung von Papiergeld. 6. Sept. 1850. 
(8. Baben.) 


5. VPahfarten: Eonvention. 21. October 1850. 
(&. Baden.) 
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283. Reuf-Plauen j. £. 


1. VBagabunden Convention. 5. April 1821. 
(S. Baiern.) 


2. Uebereintunft wegen Verhütung und Beftrafung der Forſt- und Jagdfrevel. 
1. Mai, publicirt 28. Juni 1834. 


2. Bon den beiderfeitigen Behörden foll zur Entvefung der Frevler 
alle mögliche Hülfe geleiftet werden, und namentlich wird geftattet, daß die 
Spur der Frevler dur die Förfter und Waldwärter ꝛc. bis auf eine Stunde 
Entfernung von der Grenze verfolgt, und daß, wenn die auf der Verfolgung 
eines Wald» und Jagpfrevlers begriffenen Förfter oder Walpwärter eine 
Hausfuhung in dem jenfeitigen Gebiete vorzunehmen für nötbig finden, fie 
ſolches an den Drten, wo der Sig einer Gerichtö- Obrigkeit ift, bei diefer, 
an anderen Orten aber dem Bürgermeifter oder Drtsfchultbeiifen anzuzeigen 
haben, von welchen alsvann unverzüglich, und zwar im legteren Falle mit 
Zuziehung eines Gerichtsſchöppen, die Hausfuhung im Beifein des Nequi- 
renten vorgenommen werden dürfe. 

3. Bei diefen Hausfuhungen muß der Ortsvorftand fogleich ein Pro- 
tocoll aufnehmen und ein Eremplar dem requirirenden Angeber einhändigen, 
ein zweites Gremplar aber feiner vorgefegten Bebörde (Landrath oder 
Beamten) überfenden, bei Vermeidung einer Polizeiftrafe von 1 bie 5 Tha— 
lern für denjenigen Ortsvorftand, welcher der Nequifition nicht Genüge leiftet. 
Wenn der Ortövorfteher nicht im Stande fein follte, das Protocol gehörig 
aufzunehmen und fein Forft-Dffieiant dafelbit befindlich ift, fo hat der Orts— 
vorjteher vie betreffenden Umftände doch fo genau zu unterfuchen und zu 
beobachten, daß er nöthigen Falls ein genügenves Zeugnif darüber ablegen 
fünne, weshalb er auch eine fofortige mündliche Anzeige bei der vorgefegten 
Behörde zu machen bat. Auch fann der Angeber verlangen, daß, wenn in 
dem Orte, worin die Hausſuchung vorgenommen werden foll, ein Förfter, 
Holzwärter, Holzvogt ꝛc. 5 oder gerade anweſend iſt, ein ſolcher 
Officiant zugezogen werde.“) | 

So geihehen, Berlin am 1. Mai 1834. 


3. Uebereinkommen zur Beförderung der Nechtöpflege. 5. Juli 1834. 
(S. Sadfen.) 


4. Grläuterung zur VBagabunden: Konvention. 12. Juni 1839, 
(©. Baiern. 5.) 


5. Webereinfunft über den Schuß der gewerblichen XBaarenbezeichnungen. 
5, October, publicirt S. November 1842. 


Gemäß dem $. 4. des füniglich preußiichen Geſetzes vom 4. Juli 1840 
betreffend den Schug der Waarenbezeichnungen, follen die Beftimmungen 
ver $$. 1. 2. dieſes Geſetzes aud zu Gunften der Untertbanen derjenigen 
fremden Staaten in Anwendung gebracht werden, mit welden wegen ver 
deshalb zu beobachtenden Neciprocität Uebereinkunft getroffen worden iſt. 
Nachdem nunmehr vie königlich preußiſche Regierung auf der einen Seite 
und die beiden Regierungen der fürſtlich reußiſchen Lande jüngerer Linie, 
namentlich alfo die fürftliche Regierung von Reuß-Schleiz und die fürftliche 
Regierung von Reuß-Lobenſtein und Ebersporf, mit Einfluß der dieſen 


*) Die Art. 1. 4.5.6. 7 8. entjpreden den Art. 1. 5. 4. 6. 7. 8. der Convention 
mit Heffen-Homburg; nur find neben den Forfifreveln auch die Jagdfrevel genannt. 
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beiden Regierungen gemeinfchaftlichen Herrfhaft Gera, auf der antern Seite 
unter ſich übereingefommen find, gegenfeitig ihre beiderfeitigen Unterthanen 
in dem gefeglihen Schuge der Waarenbezeichnungen einander gleich zu ftellen 
und zu behanveln, fo wird hierdurd Seitens Ted unterzeichneten königlich 
preußiſchen Minifteriumsd der auswärtigen Angelegenheiten nody beſonders 
und ausdrücklich erflärt, daß die Beltimmungen der $$. 1.2. des erwähnten 
Gefeges vom 4. Juli 1840 aud zum Schuge der Unterthanen der gefammten 
Fürftenthümer Reuß jüngerer Linie in der ganzen preußifhen Monarchie 
Anmentung finden follen. 

Hierüber ift königlich preußifcherfeits die gegenwärtige Minifterial- 
Erflärung unter Beifügung des föniglihen Jufiegels ausgefertigt worden. 

Berlin, den 5. October 1842, 


6. Uebereintommen wegen ber Außercursfegung von Papiergeld. 6. Sept. 1850. 
(8. Baden.) 


7. PVaßtarten: Convention. 21. October 1850. 
(S. Baiern.) 


29. Sadhfen überhaupt. 


Grbverbrüderung zwifchen den Häufern Brandenburg, Sachfen und Heffen von 1614. 
(8. Heffen.) 


30. Sadhfen. (Bönigreid.) 
(S. aud Zollverein.) 


1. Friedend: und Freundfchafts: Vertrag. 18. Mai 1815. 


Im Namen der allerheiligften und untheilbaren Dreieinigfeit! 


Seine Majeftät der König von Preußen einerfeits, und Seine Majeftät 
der König von Sachen andrerfeits, befeelt von dem Verlangen, die Bande 
der Freundfchaft und des guten Einverftänpdniffes, welche zwifchen Ihren 
beiderfeitigen Staaten fo glücklich beftanden haben, zu erneuern, und ange— 
legentlih bemüht, zur Wiederberftellung der Ordnung und der Ruhe in 
Europa durch Vollziehung der auf dem Wiener — ſtipulirten Gebiets⸗ 
Ausgleichungen beizutragen, haben Bevollmächtigte ernannt, um einen Friedens— 
und Freundſchafts-Vertrag zu verhandeln, abzuſchließen und zu unterzeichnen, 
welche nach Auswechſelung ihrer in guter und gehöriger Form befundenen 
Vollmachten, über folgende Artikel übereingekommen ſind: 

Art. 1. (Frieden.) Zwiſchen Seiner Majeſtät dem Könige von 
Preußen einerſeits und Seiner Majeſtät dem Könige von Sachſen andrer- 
ſeits, Ihren Erben und Nachfolgern, Ihren beiverfeitigen Staaten und 
ae fol von dem heutigen Tage an für immer Friede und Freund» 

aft fein. 

Art. 2. (Gebietsabtretungen) Seine Majeftät der König von 
Sachſen entfagen, auf ewige Zeiten, für Sih und alle Ihre Nachkommen 
und Nachfolger, zu Gunſten Seiner Majeftät des Königs von Preußen, 
allen Ihren Rechten und Anfprüchen auf die biernächft angegebenen Pros 
vinzen, Diftriete und Gebiete oder Gebietstheile des Königreichs Sachſen, 
und Seine Majeftät der König von Preußen werben dieſe Länder in aller 
Souverainetät und mit allem Eigenthumsrecht befigen und viefelben mit 
Ihrer Monardyie vereinigen. Die dergeftalt abgetretenen Diftriete und Ge- 
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biete werden von dem übrigen Königreihe Sachſen durch eine Kinie getrennt 
werden, melde fernerbin die Grenze zwifchen den beiden Gebieten von 
Preußen und Sachſen bilden wird, fo daß Alles, was innerhalb ver durch 
diefe Linie gebildeten Abgrenzungen begriffen ift, an Seine Majeftät ven 
König von Sachſen zurüdfällt, und daß dagegen des Königs von Sadien 
Majeftät auf alle Diftriete und Gebiete Verzicht leiften, welde außerhalb 
diefer Linie liegen, und Ihnen vor dem Kriege gehört haben möchten. 

Diefe Linie wird anheben von der böhmifchen Grenze, bei Wiefe in 
der Gegend von Eridenberg, indem fie dafelbft dem Flußbette des Baches 
Wittich bis zu feinem Einfluffe in die Neiffe folgt. Bon der Neiffe wird 
fie fih an den Eigenfchen Kreis wenden, indem fie zwifchen Taudrig, das 
an Preußen fommt, und Bertſchoff, das Sachſen behält, vurdgeht; ſodann 
wird fie der nördlichen Grenze des Eigenſchen Kreiſes folgen bis zu dem 
Winkel zwiſchen Paulsporff und Ober» Sohland; von da wird fie weiter 
gehen bis zur Grenze, welche den Görliger Kreis von dem Baugener Kreife 
trennt, fo daß Ober-, Mittel- und Nieder-Sohland, Ohliſch und Radewitz 
bei Sachſen verbleiben. 

Die aroße Poftftraße zwifchen Görlig und Baugen wird bis an bie 
Grenze der beiden genannten Kreife preußifch fein. Sodann wird die Linie 
der Grenze des Kreiſes ie 5 bis Dubraufe, bierauf ſich über vie Höben 
zur Rechten des Löbauer Waſſers ziehen, fo daß dieſer Bach mit feinen 
beiden Ufern und den daran gelegenen Ortſchaften bis Neudorff, mit Ein- 
ſchluß diefes Dorfes felbft, bet Sachſen verbleiben. 

Diefe Linie wendet fich bierauf über die Spree und das Schwarzwaffer; 
Lisfa, Hermsdorff, Ketten und Solchdorff werden preußiſch. 

Bon der ſchwarzen Elfter bei Solchdorff wird man eine gerade Linie 
ziehen bie zur Grenze der Herrſchaft Königsbrüd bei Groß. Gräbihen, 
Diefe Herrichaft verbleibt bei Sachſen, und die Linie folgt der nörplichen 
Grenze diefer Herrichaft bis zur Grenze des Amts Großenhayn, in der 
Gegend von Ortrand. Ortrand und die Straße von dieſem Orte über 
Merzdorff, Stolzenbayn und Gröbeln nad Mühlberg mit allen Ortfchaften, 
durch welche dieſe Straße gebt, gelangen bvergeftalt an Preußen, daß fein 
Theil der genannten Strafe außerhalb des preußifchen Gebiets bleibt. Won 
Gröbeln an wird die Grenze bis zur Elbe bei Fichtenberg gezogen werden, 
und der des Amtes Mübhlberg folgen. Fichtenberg wird preußifch. 

Bon der Elbe bis zur Grenze des Stiftes Merfeburg wird die Linie 
auf die Weife beftimmt werden, daß die Aemter Torgau, Eilenburg und 
Delitzſch preußiich werben, die Aemter Ofchag, Wurzen und Leipzig — 
> bei Sachſen verbleiben. Die Linie wird den Grenzen diefer Aemter 
olgen, indem fie jedod einige Enclaven und halbe Enclaven abfchneidet. 
Die Strafe von Mühlberg nah Eilenburg wird ganz auf preußifchem Ge— 
biete fein. Bon Podelwitz, weldes zu dem Amte Yeipzig gehört und bei 
Sachſen verbleibt, bis nah Eytra, weldes diefem ebenfalls verbleibt, wird 
die Linie das Stift Merfeburg vergeftalt durchſchneiden, daß Breitenfeld, 
Hänichen, Groß- und Klein-Dolzig, Marf-Ranftädt und Knaut-Nauendorf 
bei Sachſen verbleiben, Modelwig, Skeuditz, Kleinstibenau, Alt:Ranftäpt, 
Schköhlen und Zietfhen an Preußen fallen. 

Von da an wird die Linie das Amt Pegau zwifchen dem Floßgraben 
und der weißen Elfter durchſchneiden. Der erftere wird von dem Punkte 
an, wo er fidh unterhalb der Stadt Eroffen, die zu dem Amte Heinsburg 
Bon: von der weißen Elfter trennt, bis zu dem Punfte, wo er fich unter: 
balb der Stadt Merfeburg mit der Saale vereinigt, in feinem ganzen Raufe 
zwifchen dieſen beiden Städten und mit feinen beiden Ufern zu bem preußi- 
fhen Gebiete gehören. 
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Bon da, wo die Grenze an die des Stiftes Zeig ftößt, wird fie dieſer 
folgen bis zu der altenburgifchen Grenze bei Luckau. 

Die Grenzen ded Neuftädter Kreifes, der ganz an Preußen übergeht, 
bleiben unverändert. 

Die voigtländifchen Enclaven im Reußiſchen, nämlich Gefäll, Blinten- 
ei und Blanfenberg, find in dem Antheile Preußens mit 

egriffen. 

Art. 3. CAbgrenzung.) Um alle Berlegungen des Privateigen: 
thums zu vermeiden, und nad den liberalften Grundſätzen die Befigungen 
der auf den Grenzen wohnhbaften Individuen ficher zu ftellen, follen ſowohl 
von Seiten Seiner Majeftät des Königs von Preußen, ald auch von Seiten 
Seiner Majeftät des Königs von Sachſen, Commiffarien ernannt werden, 
um gemeinichaftlich die Abgrenzung der Länder vorzunehmen, melde durch 
die Deftimmungen des gegenwärtigen Vertrages ihren Couverain verändern. 

Sobald die Arbeit der Commiffarien beendigt, und von beiden Souve— 
rainen genehmigt fein wird, follen Karten entworfen, und von den beider: 
feitigen Commiffarien unterzeichnet, imgleichen Grenzpfähle aufgerichtet 
werben, welche die gegenfeitige Grenze beftimmt bezeichnen. 

Art. 4. (Titel) Die Provinzen und Diftricte des Königreichs 
Sachſen, welche an Seine Majeftät den König von Preußen übergeben, 
werden den Namen Herzogthbum Sadfen erhalten, und Seine Majeftät 
werben zu Ihren Titeln die eines Herzogs von Sadfen, Landgrafen von 
Thüringen, Markgrafen der beiden Laufigen und Grafen von Henneberg 
hinzufügen. Seine Majeftät ver König von Sachſen werden fortfahren, den 
Titel eines Marfgrafen ver — zu führen. Seine königliche Ma— 
jeſtät werden in Betreff und in Kraft Ihrer Rechte auf die eventuelle Erb— 
ſolge in die Beſitzungen der Erneſtiniſchen Linie ebenfalls fortfahren, die 
Titel eines Landgrafen von Thüringen und Grafen von Henneberg zu führen. 

Art.5. (Zurüdgabe der nicht abgetretenen Gebiete.) Seine 
Majeftät der König von Preußen verpflichten fih, binnen funfzehn Tagen, 
vom Tage der Ausmwechfelung der Ratificationen des gegenwärtigen Tractats 
an Fee die Provinzen, Diftriete und Gebiete des Königreichs Sachſen, 
welche nicht zu Ihrer Monarchie übergeben, von Ihren Truppen räumen 
und die Verwaltung davon den Behörden Seiner Majeftät des Königs von 
Sachſen übergeben zu laffen. 

Art. 6. (Auseinanderfegungen) Man wird fi) unmittelbar 
mit allen den Gegenftänden bejchäftigen, deren Auseinanderfegung eine noth- 
wendige und unvermeidliche Folge der an Preußen geſchehenen Abtretung 
der im Art. 2. bezeichneten Provinzen und Diſtriete iſt, als da ſind: die 
Archive, die Schulden, Caſſenbillets, oder andere Laſten, ſowohl dieſer Pro— 
vinzen, als des Königreichs überhaupt, die öffentlichen Caſſen, die Rückſtände, 
namentlich die der gewöhnlichen Abgaben und der Domanial-Einkünfte, 
welche während der preußiſchen Verwaltung fällig waren, das Eigenthum 
der öffentlichen Anſtalten, der frommen Stiftungen, die Civil- oder Militair— 
Inſtitute, die Armee, die Artillerie, die Kriegsvorräthe, die Lehnsverhält- 
niffe und andere Gegenflände diefer Art. 

In Betreff der Lehnaverhältniffe entfagen Seine Majeftät der König 
von Preußen und Seine Majeftät der König von Sadfen, in Gemäßbeit 
des Wunſches, jeden Gegenftand Fünftiger Ungewißheit oder Streitigfeit 
forgfältig zu entfernen, Jeder von feiner Seite und wechſelsweiſe Einer zu 
ded Andern Gunften jedem Rechte oder Anfpruch diefer Art, welches Sie 
außerhalb der durch gegenwärtigen Bertrag beftimmten Grenzen ausüben 
fönnten oder ausgeübt Salem möchten. 

Die Vollziehung des gegenwärtigen Artifeld foll mit gemeinichaftlicher 
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Hebereinftimmung, und durch Commiffarien, die von beiden Regierungen 
ernannt werden, geſchehen. 

Art. 7. (Archive) Die Sonderung der Archive wird folgender: 
maßen ftatthaben. Die landesherrlihen und Erwerbungs-Urfunden und 
Papiere, melde ſich ausfchließlib auf die Provinzen, Gebiete und Orts 
fhaften beziehen, die von Seiner Majeftät dem Könige von Sadfen an 
Seine königlich preußifche Majeftät ungerheilt abgetreten werben, follen in 
Zeit von drei Monaten nad vem Tage der Auswecfelung der Ratifica- 
tionen, den preußifchen Commiffarien überliefert werden. 

Die Uebergabe der Plane und Karten der Feftungen, Städte und Rand» 
fchaften foll auf diefelbe Weife und in derſelben Zeitfrift erfolgen. Wo eine 
Provinz oder Gebiet nicht ungerheilt an Preußen übergeht, follen die Das 
Ganze derfelben betreffenden Urfunvden im Original entweder den preußiichen 
Commifjarien übergeben werden, oder Sachſen verbleiben, je nachdem ber 
größere oder fleinere Theil der genannten Provinz oder Gebieis abgetreten 
worden. Derjenige der beiden Theile, welchem die Originale zufallen oder 
verbleiben, verpflichtet fih, dem andern Theile beglaubigte Abjchriften davon 
zu liefern. Was die Acten und Papiere betrifft, welche, ohne fih in einem 
ber bier angeführten Fälle zu befinden, für beide Regierungen von_gemeins 
ſchaftlichem Intereffe find, fo wird die fächfifche Regierung deren Originale 
zwar behalten, aber fie verpflichtet fi, der preußifchen Regierung davon 
gleichermweife aka ge Abfchriften auszuliefern. Die preußiihen Com: 
miffarien werden in Stand gefegt werden, zu beurtheilen, welche von dieſen 
legteren Ucten, Urfunden und Papieren für ihre Regierung von Intereſſe 
fein fünnten. 

Art. 8 (Armee) In Betreff ver Armee ift zum Grundfaß ange 
nommen, daß die Gemeinen, Unteroffiziere und alle andern Militairperfonen, 
welche nicht Dffizierd- Rang haben, der einen oder der andern der beiden 
Regierungen, der preußifchen oder ſächſiſchen, folgen follen, je nachdem der 
Dort, wo fie geboren find, der einen oder der andern gehören wird. Die 
Difiziere von allen Graden, fo wie die Wundärzte und Feldprediger, werden 
die Freiheit haben, zu wählen, weldhem von beiden Dienften fie ferner an— 
gehören wollen, und diefelbe Freiheit wird fi) auch auf diejenigen Gemeinen 
und andern Militair: Perfonen, die nicht Offiziers-Rang baben, erftreden, 
welche weder im Königreih Sachſen, noch in der preußifchen Monarchie 
geboren find. 

Art. 9. (Schulden) Die Schulden, welche auf die Provinzen, die 
ungetheilt derfelben Regierung anbeimfallen, over verbleiben, abfonverlich 
hypothecirt find, fallen ganz derjenigen Regierung anheim, melde diefe Pros 
vinzen befigen wird. Für Diejenigen Schulden, welde auf die Provinzen 
angewiefen find, von denen ein Theil Seiner Majeftät dem Könige von 
Sachſen verbleiben, fo wie für diejenigen, welche das Königreich überhaupt 
betreffen, jegen Seine Majeftät der König von Preußen und Seine Majeftät 
der König von Sachſen folgenden Grundſatz feft. 

Man wird diejenigen Schulden, zu deren Bezahlung, es fei in An- 
febung des Capitald oder in Anfebung der Zinfen, beftimmte Einfünfte be— 
ſonders angemwiefen find, alfo die fundirten Schulden von denjenigen unter- 
fheiden, wo dies nicht ftatrfindet. Die erfteren werden diefen Einfünften 
folgen, fo daß daſſelbe Verhältniß, in welchem dieſe an die eine oder die 
andre Negierung fallen, aud ver Maafftab ver Vertheilung ver darauf 
fundirten Schulden unter die beiden Regierungen fein wird. Was diejenigen 
Schulden betrifft, zu deren Bezahlung feine beftimmten Einfünfte angewiefen 
find, und die daher unfundirt find, N, muß vie Beranlaffung, durch welche 
fie entftanden, auch die Sonde darthun, auf welde fie hatten angewiefen 
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werben follen, d. h. die Zmeige ver Einkünfte, melde zur Bezahlung ver 
Zinfen und zur Abtragung der Capitalien hätten verwandt werden müſſen. 
Preußen und Sachſen werben hierzu nah dem Berhältniß beitragen, in 
welchem fie diefe Einfünfte beziehen werden. Wenn gegen alle Erwartung 
Fälle eintreten follten, wo ed unmöglich wäre, genau den befonvdern Fonds 
anzugeben, auf den eine Schuld angewieſen werden müßte, fo wird man 
annehmen, daß die Gefammtbeit des ——— der Provinz, der Anſtalt, 
der Stiftung oder der Caſſe, zu deren Beſten die Schuld gemacht worden, 
damit belaſtet iſt, und die Schuld wird den beiden Regierungen in dem 
Verhältniß zur Laſt fallen, in welchem jede derſelben Antheil an dieſen Ein— 
künften hat. Die Pfänder, welche man mittelſt der Rückzahlung des Capi— 
tals, für welches fie zum Pfand gedient hatten, einlöfen wird, werben der 
Provinz, der Anftalt, ver Stiftung oder der Perfon zurüdfallen, welcher das 
Eigenthum diefer Pfänder gehört. Diejenigen, welche das Eigenthum einer 
zwifchen beiden Mächten getheilten Provinz find, werden in dem Verhältniß 
getheilt werden, in welchem die beiden Theile diefer Provinz zur Abtragung 
des Capitals werden beigetragen haben. 

Die bier oben in Betreff der Schulden feftgefegten Grundfäge werden 
gleicherweife auf die ausftehenden Forderungen (Activa) angewandt werten. 

Art. 10. (Eentral-Steuer-Commiffion.) Da Se. Majeftät der 
König von Preußen und Se. Majeftät der König von Sachſen die Nothwentigfeit 
anerfennen, daß die von der Gentral-Steuer-Commiffion, für die Bepürfniffe 
und den Dienft des Königreichs Sachſen eingegangenen Berpflichtungen 
genau gehalten werden: fo find fie übereingefommen, daß felbige gegenfeiti 
garantirt und von beiden Regierungen erfüllt werden follen. Dem gemäß 
wird ohne Auffhub von beiden Seiten eine gleiche Anzahl von Commiſſarien 
ernannt werden, um biefe Schulden zu liquidiren, die Bertheilung verfelben 
nad dem, für die nicht fundirten Staatsfchulden, zufolge des 9. Artifels, 
angenommenen Grundfage vorzunehmen, und bie Zeitfriften und Bedingun— 
gen ihrer Abtragung feftzufegen. Jede der beiden Regierungen verpflichtet 
fih, die Zahlungsmittel zu überweiſen; fie behalten ſich jedoch gegenfeitig 
sor, diefe Zahlungen, entweder durch die NRüdftände der Steuer und die 
außerorbentlichen Solsfchläge, auf welche fie angewiefen waren, oder durch 
andere Maafregeln, vie gleihe Sicherheit darbieten, zu bewerfftelligen, der— 
geftalt, daß in Betreff ver Zahlungsfriften die Verbindlichkeiten erfüllt wer⸗ 
den, für welche die Steuer und der Holzſchlag angeordnet worden ſind. In 
ſoweit jedoch der Ertrag der Steuer und des Holzſchlagens nicht hinreichen 
ſollte, dieſe Zahlungsverbindlichkeiten zu erfüllen, fo iſt man übereingefom- 
men, daß aus demjenigen, was aus dem preußifchen Antheil einzuziehen 
ift, zunächft die, von der preußifchen Banf und Seehandlung übernommenen 
Zahlungen berichtiget werden; follten zu deren Tilgung nody Zahlungen aus 
dem fähfifchen Antheil erforderlich fein, und der Betrag der Steuer und des 
Holzſchlages aus dem fähfiihen Antheil wider alles Erwarten nicht hinrei- 
chen, um die preußifche Banf und Seehandlung in dem eintretenden Zah— 
lungstermine zu befriedigen, fo wird von oreußifcher Seite eine Zahlungs» 
frift bis zur Leipziger Michaelis-Meffe d. I. zugeftanden. Was die übrigen 
aus dem Betrage der Steuer und des Holzfchlages zu berichtigenden Zahlun- 

en betrifft, fo behalten Sid Se. Majeftät der König von Preußen und 

©. Majeftät ver König von Sachſen vor, auf den Fall, daß diefer Ertrag 
unzureichend fein follte, mittelft Uebereinfunft mit den Gläubigern, oder auf 
andere Art über verlängerte Termine und leichtere Zahlungsbedingungen ſich 
auszugleichen. 

Art. 11. CEaffen-Billets.) Se. Majeftät der König von Preußen 
erfennen ausbrüdlich, das unter dem Namen Caffen-Billet befannte Papier 
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als zu denjenigen Landesſchulden gehörig an, die nach den, durch den 9. Ar— 
tifel feftgeiegten Grundſätzen vertheilt werden follen. Se. Majeftät der Kö— 
nig von Preußen verfprechen demnach, den ihnen davon zufallenden Theil 
zu übernehmen, und verpflichten fi eben fo, wie Se. Majeftät der König 
von Sachſen, in der Abficht das Beſte ihrer beiderfeitigen Unterthbanen, fo 
viel nur immer möglih, wahrzunehmen, unter gemeinſchaftlichem Einver— 
eg die dienlichften Maafregeln zu ergreifen, den Credit viefes Papiers 
n beiden Gebieten aufredyt zu erhalten. Zu dieſem Ende find die beiden 
Regierungen übereingefommen, eine gemeinfchaftlice Verwaltung der Eaffen= 
Billere anzuordnen, die wenigftens bie jum 1. September d. 3. fortgeſetzt 
werden wird, und der man nad gemeinfamer Uebereinfunft die nötbigen 
Fonds liefern wird, um den Credit diefer Billets aufrecht zu erhalten; fo 
wie auch in ver Zwifchenzeit, in Anfehung der Annahme ver Caſſen-Billets 
bei Abgaben und fonftigen Zahlungen in die beiverfeitigen föniglidhen Staats— 
Caffen feine Abänderung in den deshalb bisher beitandenen Vorſchriften, 
weder in dem an Preußen abgetretenen Theil des Königreichs Sachſen, 
noch in demjenigen Theile, welder Sr. Majeftät dem Könige von Sachſen 
verbleibt, ohne vorgängiges, wechlelfeitiges Einverſtändniß unternommen 
werden fol. 

Art. 12. CEottbuffer Kreis.) Da Se. Majeftät der König von 
Sachſen Reclamationen maden, ſowohl in Hinficht der abgelaufenen Ein: 
fünfte des Cottbuffer Kreifes, ale auch in Hinficht der dieſem Kreis ge— 
machten Vorſchüſſe, fo fol die, durch den 14. Artifel angeordnete Commilkon 
fib) mit ver Verhandlung dieſes Gegenftandes beſonders beſchäftigen, und 
diefelben Grundfäge darauf anwenden, welde für ähnliche Gegenftände im 
gegenwärtigen Vertrag angenommen find. 

Art. 13. (Berbältniffe der Unterthbanen.) Se. Majeftät ver 
König von Preußen verfprechen, alles, was das Eigenthum und das Inter: 
eſſe der beiderfeitigen Untertbanen betrifft, nach den liberalften Grundfägen 
beftiimmen zu laffen. Der gegenwärtige Artifel ift befonders anwendbar auf 
die Verhältniffe der Individuen, welche Befigungen unter beiden Regieruns 
gen, der preußifchen und fähfifchen, behalten, auf den Handel von Leipzig, 
und alle andere Gegenftände berfelben Art, und damit die indivinuelle reis 
heit der Einwohner, ſowohl der abgetretenen Provinzen, als auch der übrigen, 
nicht gebinvert fei, fo fol ibnen frei fteben, von einem Gebiet in das an- 
dere auszuwandern, vorbebältlih der Verpflichtung zum Kriegsdienſt und 
unter Beobachtung der gefegliden Förmlichfeiten; fe jollen gleicherweife ihr 
— herausziehen dürfen, ohne irgend einem Abzugsgelde unterworfen 
zu ſein. 

Art. 14. (Commiſſion.) Ge. Majeſtät der König von Preußen 
und Se. Majeftät der König von Sachſen werden N Commiffa- 
rien ernennen, um auf eine genaue und ausführliche Weife, die in den 
6. 13. 16 —20. Artikeln erwähnten Gegenftände in Ordnung zu bringen. 
Diefe Commiffion wird fi in Dresden verfammeln, und ihre Arbeit fol 
fpäteftend in Zeit von drei Monaten, von dem Tage ter Ausmwechfelung der 
Ratificationen des gegenwärtigen Vertrages an gerechnet, geendigt fein. 

Art. 15. (Bermittelung Defterreih8.) Da Se. Majeftät der 
Kaifer von Oeſterreich Ihre Vermittelung für alle, zwifchen dem preußifchen 
und dem füchfiihen Hofe, in Folge der, durch den 2. Artikel, feftgefegten Ge: 
bietsabtretungen nöthig gewordenen Auseinanderfegungen angeboten haben, 
fo nehmen ©e. Majehät der König von Preußen und Se. Majeftät der 
König von Sachen diefe Vermittelung, fowohl im Allgemeinen, ald audy be: 
fonders für die Auseinanderfegungen an, mit welchen die in dem 3. und 
14, Artifel erwähnten Commiffionen beauftragt fein werden. Se. kaiſerlich— 
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fönigliche apoftolifche Majeftät verbinden ſich demnach, ohne Aufichub einen 
Commiffarius zu ernennen und mit ihren Vollmachten zu verfehen, um zu 
ben Arbeiten der genannten Commiffionen mitzumwirfen. 

Art. 16. (Gemeinde: Beiigungen.) Die Gemeinden, Corpo- 
rationen, frommen Stiftungen und Unterrichtsanftalten, welde in den, von 
Sr. Majeftät dem Könige von Sachſen an Preußen abgetretenen Provinzen 
und Diftricten,, oder in den Sr. königlich fächfifchen Majeſtät verbliebenen 
Akne und Diftrieten beftehen, follen, welde Veränderung aud ihre 

eftimmung erleiden möge, fowohl ihre Befisungen, als auch vie Einfünfte, 
die ihnen nah der Stiftungsurfunde zufommen, oder feitvem von ihnen 
rechtögültig erworben worden find, unter beiden Regierungen, fowohl ver 
preußifchen als fächfifhen, bebalten, ohne daß vie Verwaltung und die Er- 
bebung der Einfünfte von einer derfelben erfchwert werden dürfen; jedoch 
müſſen fie in jedem Falle fih den Gefegen unterwerfen, und diejenigen 
Raften ie denen in dem Gebiete, worin fie fich befinden, alle Befiguns 
gen und Einfünfte gleicher Art unterworfen find. 

Art. 17. (Schiffahrt.) Die allgemeinen Grundfäge, welde ver 
Wiener Congreß für die freie Schiffahrt auf den Flülfen angenommen bat, 
werden auch der, in Gemäßheit ves 14. Artifeld angeordneten Commilfion 
zur Richtſchnur dienen, um darnad ohne Verzug alles feitzufegen, was ſich 
auf die Schiffahrt bezieht, und jene Grunpdfäge nd vorzüglich auf die Elbe, 
und in Abficht des Flößens, fowohl des verbundenen als lofen Holzes, aud) 
auf die Gewäſſer anzuwenden, welde die Namen Elfterwervaer Floßgraben, 
fhwarze und weiße Elfter führen, fo wie auf den Floßgraben, der aus ber 
legtern abgeleitet ift. 

Art. 18. (DomainensPädhter) Ge. Majeftät der König von 
Preußen verpflichten fich, die Eontracte zu erfüllen, welche die fächfiiche Re— 
gierung mit den Pächtern der Domainen oder der Domainen = Einfünfte in 
den zufolge des 2. Artifeld abgetretenen Provinzen und Diftrieten, abge: 
fchloffen hat und deren Zeit JJ nicht abgelaufen iſt. 

Art. 19. (Salz) Se. Majeſtät der König von Preußen verſprechen 
der fächfifchen Regierung jährlich liefern zu laffen, und dieſe verpflichtet ſich 
anzunehmen: Hundert und Funfzig Taufend Centner Salz, (der Centner zu 
Hundert und Zehn Pfund Berliner Hanvdeldgewicht) für einen Preis, welcher, 
ohne den gegenwärtigen Verkaufspreis für die fächfifchen Untertbanen zu er: 
höhen, Sr. Majeftät dem a. von Sadfen den Genuß einer Salzfteuer 
fiher ftellt, die foviel ald möglich derjenigen nahe fommt, welche Se. Das 
par unmittelbar vor dem legten Kriege von jedem verkauften Centner Salz 
erhoben. ' 

Die Commiffion, melde in Gemäßheit des 14. Artifeld angeorbnet 
werden fol, wird nad diefen Grundfägen fowohl den Preis des Centner 
Salzes, als aud die Anzahl von Jahren beftimmen, während welcher er 
nicht verändert werben fann, und nad deren Verlauf gemeinfchaftlidh eine 
neue Beftimmung fowohl der Quantität des Salzes, ald aud des Preifes 
gemacht werden foll. 

Die Quantität des Salzes von jährlich 150,000 Eentner, foll auf das 
Berlangen der fähfifchen Regierung (welches Berlangen aber, wenn ber 
Ueberfhuß 50,000 Eentner und darunter beträgt, ſechs Monate vorher, wenn 
er diefe Quantität überfteigt, ein Jahr vorher angezeigt werden muß) bis 
zu 250,000 Eentner gefteigert werden können, welche die preußifche Negie- 
rung ſich anheiſchig macht, unter denſelben Bedingungen, wie das oben ge— 
nannte Minimum zu liefern. Es verftebt fih, daß nad Ablauf der ver— 
abreveten Zeit diefes Minimum von 150,000 Eentner in feinem Fall durd 
den Willen eines der beiden Theile vermindert werben fann, und daß ber 
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für die Beftimmung des Preifes in gegenmwärtigem Artifel angenommene 
Grundfag auch für vie neue Dreisbefimmung zum Grunde liegen wird. 
Das Salz, welches vie fächfifche Regierung, zufolge des gegenwärtigen Ars 
tifelö, erhalten wird, fol aus den Calzwerfen von Dürrenberg und Köfen 
geliefert werben, und im Fall dieſe beiden Salzwerfe feine fo große Quan— 
tität hervorbrächten, aus denjenigen preußiſchen Salzwerfen, welde vie 
nädften an der Grenze von Sadfen find. Das Salz, welches die preußi- 
he Regierung zufolge diefes Artikels an Sachſen liefern wird, foll mit kei— 
nen Ausgangszöllen belegt werden, und auf feinen Transport von den Salz- 
werfen bis zur Grenze feine andere Abgabe zahlen, als vie Weges, Brüden>, 
Canal» und Schleufengelver, welche die preußifchen ra an wenn 
fie fih derſelben Wege und Transportmittel bedienen, ebenfalld zu be— 
zahlen hätten. 

Art. 20. (Ausfuhr von Getreide, Holz x.) Die am Scluffe 
des vorhergehenden Artifels in Betreff des Salzes ausgefprochene Befreiung 
von Ausfuhrzöllen foll unter den nämlichen Mopdificationen von Seiten der 
beiven Regierungen, ver preußifchen und fächfifchen, auf die Aus- und Ein- 
fuhr refpective von einem Gebiet zum andern, des Getreides, der Brenn- 
Materialien aller Art, des Bauholzes, Kalkes, Sciefers, der Mübhlfteine, 
Ziegeln und überhaupt der Steine aller Art ausgedehnt werden, dieſe Ge- 
Senflände mögen von ben beiderfeitigen Untertbanen oder von den Regie- 
rungen felbft erworben fein. Se. Majeftät der König von Preußen und 
Se. Majeftät der König von Sachſen verpflichten ſich zugleich gegenfeitig, 
die Ausfuhr der obenerwähnten Gegenftände niemals zu verbieten, noch zu 
erfchweren. 

Art. 21. CAmneftie) Weder in den Provinzen, welde Sr. Ma- 
jeftät dem Könige von Sachſen verbleiben, nocd in denjenigen, welche durch 
den gegenwärtigen Vertrag an Se. Majeftät den König von Preußen ab- 
getreten find, darf irgend ein daſelbſt wohnhaftes Individuum an feiner 
Perfon, an feinem Vermögen, Renten, Venfionen und Einfünften aller Art, 
an feinem Rang und feinen Würden gefränft, noch verfolgt oder auf irgend 
eine Art in Unterfuchung gezogen werden, wegen irgend eines Antheils, den 
daffelbe politifch oder militairifch an den Ereigniffen genommen haben möchte, 
welche feit vem Anfange des durd den zu Paris am 30. Mai 1814 ge: 
ſchloſſenen Frieden beendigten Krieges ftattgehabt haben. Diefer Artikel 
erftrecft fich zugleih auf diejenigen, welche, ohne in dem einen oder dem 
andern Theile von Sachſen wohnhaft zu fein, dafelbft Grundeigenthum, 
Renten, Penfionen, oder Einfünfte, von welcher Art fie fein mögen, befigen. 

Art. 22. (Entfagung auf das Herzogthbum Warfhau.) 
Se. Majeftät der König von Sachſen entfagen auf ewige Zeiten, ſowohl 
für fi, ihre Erben und Nachfolger, als für die Prinzen ihres Haufes, ihre 
Erben und Nachfolger jedem landesherrlichen und andern Anfprud, der vom - 
Beſitz des Fe Warfchau herrühren fünnte. Se. Majeftät erfennen 
die Souverainetätsrechte über diefes Land an, wie diefelben durch den Ber: 
trag von Wien vom 21. April/3, Mai d. J. ftipulirt worden, für die Pro: 
vinzen, welche unter dem Scepter Sr. Majeftät des Kaifers von Rußland 
mit dem Titel eines Königs von Polen übergehen; für vie Landestheile, 
welche auf dem rechten Weichſelufer an Se. Majeftät ven Kaifer von Defter- 
reich zurücfehren, fo wie für die Provinzen, welche Se. Majeftät der König 
von Preußen unter dem Titel eines Großherzogthums Pofen befigen wirt. 

Art. 23. (Archive des Herzogtbume.) Se. Majeltät der König 
von Sachſen verpflichten fi, die Ardive, Karten, Plane und fonft irgend 
dem Herzogtbum Warfchau angehörigen Urkunden, getreulich — zu geben. 
Dieſe Zurückgabe ſoll innerhalb einer Friſt, die von dem Tage der Aus— 
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wechſelung der Ratificationen des gegenwärtigen Vertrages, nicht über ſechs 
Monate foll hinausgehen dürfen, ftattfinden. 

Art. 24. (Schulden des Herzogtbums.) Ge. Majeftät der Kö— 
nig son Sadfen find aller Berantwortlichfeit und aller Verpflichtung, in 
Betreff aller für das Herzogthum Warfchau unter Mitwirfung des Finanz- 
Miniftere oder anderer Staatsbeamten dieſes Landes gemachten Schulven 
entbunden, namentlich aller Berbinvlichfeit in Betreff ver Bajonner Eon 
vention, melde annullirt ift, und des auf die Salzwerfe von Wicliezfa er: 
öffneten Anlehene. 

Mas die 2,550,193 Gulden betrifft, welche ald aus ven fächfifchen 
Eaffen in die Eaffen des Herzogthums Warfchau gefloffen,, reclamirt 
werden, fo foll, da in dem von Preußen, Defterreih und Rußland am 
21. April’3 Mai unterzeichneten Bertrag feftgefest worden, daß unverzüglich 
zu Warſchau eine Liquidationd-Commilfion, beftehend aus ruffifchen,, öfter: 
reichifhen und preußifchen Commiffarien, niedergefegt werben foll, und da 
pie drei Höfe dieſe Commiſſion mit den nöthigen VBollmachten verfehen haben, 
um über vie äußere und innere Echulvenlaft, und felbft über die unter ihnen 
wechfelfeitigen Anfprühe und Verpflichtungen zu erfennen, demnach obige 
Reclamation derſelben Weife folgen; fie foll der genannten Commiſſion über: 
tragen werben, und Sr. Majeftät dem Könige von Sachſen frei ftehen, 
ihrerfeitö dabei einen Commiffarius zu acereditiren, der ihren Berathfchla- 
gungen beimohnen wird. 

Art. 25. (Schluf.) Gegenwärtiger Bertrag foll ratificirt und bie 
Ratification innerhalb der Zeit von drei Tagen, oder wenn es gefcheben 
fann, noch früher ausgewechſelt werben. 

Zu Urfund deſſen haben vie refp. Bevollmächtigten venfelben unter- 
zeichnet und mit ihren Wappen befiegelt. 

Geſchehen Wien, ven 18. Mai 1815. 


2. Hauptconvention zur Ausführung des TFriedensfchluffes vom 18. Mai 1815. 
28. Auguft, ratificirt 11. Movember 1819. 


Da Se. Majeflät der König von Preußen und Se. Majeftät der König 
von Sachſen, in dem Artifel 14. des Wiener Friedensvertrages vom 18. Mai 
1815, dahin übereingefommen, Commiffarien zu ernennen, um auf eine 
genaue und ausführliche Weife, vie, in den 6. bie 13. und 16. bis 20. Ars 
tifeln, erwähnten Gegenftände in Ordnung zu bringen; hiernächſt in dem 
Art. 15. des gedachten Vertrags, Sc. Majeftät ver Kaifer von Defterreich 
Ihre DVermitttelung für alle, zwifchen den königlich preußiichen und dem 
föniglid) fächfifhen Hofe, in Folge der, durch den 2, Artikel feftgefegten 
Gebietdabtretungen, nöthig gewordenen Auseinanderfegungen, angeboten, 
und beide hohe contrahirende Theile dieſe Vermittelung fowohl im Allge- 
meinen, al® auch befonders für die Auseinanterfegungen, bereitwilligft ans 
enommen haben, mit welden vie, in dem 3. und 14. Artifel erwähnten 

ommiffionen beauftragt worden: fo haben fih, in Gemäßbeit diefer Ber 
fimmungen, bald nad der Ratification des mehrgedachten Wiener Vertrags, 
die von beiden Regierungen ernannten Friedensvollziehungs: und Ausglei— 
hungs-Commiffionen in Dresden vereiniget, und dieſe Berhandlungen 
unter Mitwirfung des von Sr. Majeftät dem Kaifer von Defterreih dazu 
beftellten Vermittelungs-Commiffarii begonnen. 

Obgleich nun foldergeftalt, bi8 zum April des vergangenen Jahres, 
mebrere — Gegenſtände durch gedachte beiderſeitige Commiſſionen, und 
unter vorerwähnter Vermittelung, zur vollkommenſten Zufriedenheit ber 
beiden hohen contrahirenden Theile erörtert und abgeſchloſſen, aud andere, 
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zu den nachmaligen Vereinigungen vorbereitet worden: fo ſchien es doch 
beiden Regierungen wünfchenswerth, zu noch mehrerer Befchleunigung und 
Bereinfahung der Verhandlungen, Special-Bevollmädhtigte zu ernennen, und 
durch diefe die verbliebenen Anftänve zu befeitigen und den gänzlichen Ab— 
fchluß des Friedensvollziehungs-Gefchäfts zu bewirken. 

In diefer Abfiht haben Se. Majeftät der "König von Preußen und 
Se. Majeftät der König von Sachſen Bevollmächtigte ernannt, welde, nad 
Auswechſelung ihrer, in guter und gehöriger Form befundenen Vollmachten, 
über folgende Artikel übereingefommen find: 

Art. 1.*) 

Art. 2. 1) In Gemäßheit des, bereits in dem Friedenstractate, Art. 
3. und 13., ausgeſprochenen und feftgeftellten Grundfages: bei der Grenz» 
berichtigung alle Berlegungen des Privateigentbums zu vermeiden, die Be— 
figungen der, auf ven Grenzen wohnhaften ——— beſonders derjenigen, 
welche Beſitzungen unter beiden Regierungen, der preußiſchen und ſächſiſchen, 
behalten, ſicher zu ſtellen, und überhaupt alles, was das Eigenthum und 
das Intereſſe der beiderſeitigen Unterthanen betrifft, auf die liberalſte Weiſe 
zu beſtimmen, iſt man ſowohl in Abſicht der Privatgerechtſame, als der 
dabei einſchlagenden öffentlichen Verhältniſſe in den getheilten Landes⸗Di— 
ſtricten und den dadurch unter verſchiedene Hoheit kommenden — — 
hörigen Grundſtücken, zu näherer Erläuterung obangezogener Friedensartikel 
annoch in folgenden Punkten übereingekommen. 2) Die öffentlichen Gerecht— 
ſame und Verhältniſſe anlangend, ſo fällt vermöge der, an Preußen ge— 
ſchehenen Abtretung der im Tractate angegebenen — —— Diſtricte und 
Gebiete, oder Gebietstheile des Königsreichs Sachſen, mit aller Souve— 
rainität und deren dadurch erfolgenden Abſonderung von einander, die Aus— 
übung einiger Hoheitsrechte einer Regierung in dem, der andern zugehö— 
rigen Gebiete überhaupt gänzlich weg. Es werden daher Feine Steuern von 
irgend einem, in dem Gebiete des einen Theils gelegenen Grunpftüde an 
die landesherrlichen Behörden des andern Theils weiter entrichtet, es ver- 
bleibet und gebühret vielmehr jeder Regierung die Erhebung aller landes- 
herrlichen Abgaben von denjenigen Grundftüden und Parcellen, welche unter 
ihrem Bereich gelegen jind. Hiernach find alle, in landesherrlidhe Caſſen 
fließende Abgaben und andere Präftationen, die von Grundftüden berrühren, 
oder darauf Bezug haben, ven landesherrlichen Eaffen derjenigen Regierung, 
weldyer vie Landeshoheit zufteht, einzuzahlen; jedoch ift bei Beftimmung der, 
von jeder der beiderfeitigen Regierungen verhältnigmäßig zu erhebenden, auf 
dem ganzen Compler der, durd die Pandesabtretung getheilten Grundftüde 
zeither gehafteten Abgaben und Präftationen aller Art, billige Rückſicht auf 
diejenigen Leiftungen zu nehmen, melde der Befiger an die andere Regies 
rung, binfihts des, durd die Grenzregulirung der legtern zugewiefenen 
Theils feiner Grundftücde zu entrichten bat. 3) Diefe Abtheilung der Lei- 
tungen fol namentlich aud auf diejenigen Präftationen ſich erftreden, welche 
von Gütern nach ven darauf haftenden Ritterpferden bisher entrichtet werden 
müffen, und es ift dad angemeffene Verhältniß des, jeder Regierung davon 
zufommenden Antheild von den an fie gefallenen Zubehörungen der, in dem 
andern Gebiete gelegenen Hauptgüter durch beiverfeitige ftändifche Deputirte 
auszumitteln und zu berichtigen. 4) Zur möglichiten Erleichterung des Ver— 
kehrs derjenigen Indivituen, melde an der Grenze wohnen, und deren uns 
mittelbar an felbiger gelegene Grunpbefisungen durd die gezogene Grenze 
in der Art getheilt werden, daß fie mit diefen beiden Regierungen ange: 
bören, foll den Befigern folder getrennten Hauptgüter und ihrer Zubehö— 


®) Diefer Artifel enthält fpecielle Grengbeftimmungen und if deshalb weggelaffen. 


523 


rungen, ober fonft getbeilter G'runpftüde freiftehen, für fich, ihre Bepienung 
und Einwohner mit ihren Adergerätbfchaften, ihrem Vieh und ihren fon- 
ftigen Utenfilien, ohne alle Hinderung von dem, in dem einen Gebiete ge: 
legenen Theile ihres Grundſtücks in den, in dem andern Gebiete gelegenen 
Theil deffelben hin- und berzugeben, auch die Erzeugniffe diefer getheilten 
Grunpftüde von dem einen Theile in den andern zu fchaffen, obne deshalb 
eines Paſſes zu bedürfen, oder aber eine Abgabe bei der Ausfuhr oder Ein- 
bringung in das andere Gebiet entrichten zu müſſen; diefe Begünftigung ſich 
jedoch allein auf legtgedachte Abgaben und auf diejenigen Erzeugniffe be: 
fchränfen, welche durch Natur oder Kunft auf dem getbeilten Grunpftüde 
gewonnen oder hervorgebradht und zum Betriebe der Wirtbichaft auf ſolchen 
Grundftüden erfordert werden. Mit einem weiteren Abfage verfelben im 
Lande hören obige Begünftigungen auf, und es bleibt aldann einer jeden 
Regierung überlaffen, die fonft gewöhnlichen Abgaben von dergleichen Pro— 
ducten der Natur und ver Kunſt zu erheben. 5) In der Regel fommen 
zwar die, im vorftehenden 4. $. zugeficherten Begünftigungen nur den durch 
die Grenze unmittelbar betroffenen Grunvbefigungen zu flatten, und fünnen 
auf befondere Neben- und Beigüter nicht ausgedehnt werden; in Anfehung 
diefer legtern will man jedoch in einzelnen Fällen und ganz vorzüglich, wenn 
die Neben- und Beigüter unmittelbar an der Grenze 2. find, befondere, 
die Erleichterung ihrer Bewirthfchaftung bezwedende Vereinigungen zu treffen 
fuhen. 6) Die einzelnen oder mehreren Individuen des einen Landes— 
theild in dem Gebiete des andern Landestheils bisher augeftandene Befug⸗ 
niß zum Lumpenſammeln, Schneiden und Abveden des Viehes, Schorn- 
fteinfegen und die Ausübung ähnlicher, blos auf landesherrlichen Conceſ— 
fionen beruhenden Gerechtfame im andern Gebiete hören, dieſe oder jene 
mögen titulo oneroso erlangt fein oder nicht, auf, ohne daß die Regierung, 
in deren Gebiet die Ausübung eines foldhen Rechts wegfällt, zu irgend einer 
Entfchädigung verpflichtet ift. 7) In Abficht der Verpflihtung zum Mili- 
tairdienft ſolcher Unterthbanen, welche in beiden Kandestheilen angeſeſſen find, 
ift man dabin übereingefommen, daß diefe Verpflichtung bei Minderjährigen 
nach dem bleibenden Wohnſitze (domicilium fixum) des Paters, bei Boll: 
jährigen aber darnad zu beftimmen fei, in welchem Gebiete ein foldyer Un— 
tertban feinen bleibenden Wohnfig genommen hat. Hat ein Majorenner 
noch fein domicilium fixum gewählt, jo wird feine Militairpflichtigfeit eben- 
falls nad dem bleibenden Wohnfige des Vaters beſtimmt. 8) Was bie 
bisherigen kirchlichen Verbältniffe und den damit in Verbindung ftehenven 
Schulunterridht in ven, durd den Grenzduet getbeilten Bezirken, betrifft, jo 
follen diefelben, hinſichts aller chriſtlichen Confeffionen, vorläufig, bis auf 
weitere Feftfegung fortbefteben, ven Geiftlihen, Schul» und Kinderlehrern 
auch der Genuß ihrer Emolumente und fonftigen Einfünfte bis auf weitere 
Beftimmung verbleiben, viefelben aber dabei verpflichtet fein, den Verfü- 
gungen Folge zu leiften, welche die Regierung jedes Landestheils, in Ber 
jiehbung auf den, in ihrem Bereich befindlichen Diftriet deſſelben und ihrer 
eingepfarrten Untertbanen zu erlaffen nötbig finden dürfte. Es wird jedoch 
zwifchen beiden Regierungen in dazu geeigneten Fällen, befonderd bei eins 
tretenden Vacanzen, für die fünftige und baldige Aufbebung ver in kirch— 
licher Beziehung, ingleihen in Anfehbung des Schulmefens, unter beiden 
Landestheilen vorfommenden gemifchten Verhältniſſe, und dabei zugleid 
dafür geforgt werden, daß bei den diesfalls für nöthig befundenen und eins 
tretenden Veränderungen die dermaligen Inhaber ver geiftlihen, aud Schul: 
und Lehrftellen eine angemeflene Entihädigung erhalten. 9) Der Innungs— 
zwang, welder in den, durch die Landesgrenze getheilten Diftrieten oder 
Drten bisher beftand, ift als aufgehoben anzufehen, und es foll die Aus— 
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einanberfegung und Theilung des gemeinfchaftlichen Innungsvermögens, fo 
wie im Gegentheil die Tilgung der, von einer Innung etwa contrahirten 
ihr Activvermögen überfteigenden Schulden, in der Regel und wenn nicht 
etwa Sperial-Innungsartifel oder andere hierbei entfcheidende befondere Vers 
bältniffe und fonftige getroffene rechtöbeftändige VBerabredungen ein Anderes 
— beſtimmen, nach der Anzahl der gegenwärtig bei der betreffenden 
nnung vorhandenen, hierzu berechtigten Meiſter, erfolgen. 10) Die Er— 
laubnig, in Mühlen des, nach der Grenzfcheivung als Ausland zu betradh= 
tenden, anderen Gebiets zu mahlen und zu fchrooten, foll zwar in Zufunft 
infofern aufhören, als hierbei nicht die weiter unten im 16. $. enthaltenen 
Beftimmungen wegen des, durch rechtmäßigen Titel erworbenen Mühlenzwangs 
eintreten; zur gegenfeitigen Berüdfichtigung der, an der Grenze wohnenden 
Untertbanen und Müller, fol jedoch, während eines Zeitraums von fünf 
Jahren, vom Abfchluffe diefer Convention an gerechnet, den gedachten Unter 
thanen verftattet fein, in Mühlen des jenfeitigen Landestheild, gegen Ent— 
richtung der, im legtern dermalen beftehenden oder fünftig einzuführenden 
biesfallfigen Abgaben, zu mahlen und zu fohrooten. Diefe Abgaben follen 
bie, von Landeseingebornen zu entrichtenden vergleichen Abgaben, nicht über— 
Reigen, und werben von der Regierung desjenigen Landestheild erhoben, in 
welchem die Mühle gelegen if. 11) In Betreff der vorhin ftattgehabten 
Ausübung der Patrimonialgerichtöbarfeit über die nunmehro zu einem andern 
Gebiete gehörigen Grundftüfe und Untertbanen bewendet e8 bei ver bisher 
bereits von beiden Seiten getroffenen Einrichtung, daß über die, durd vie 
Grenzlinie von ber vorigen Gerichtöbehörde getrennten Drtfchaften oder Par- 
cellen, die Gerichtsbarkeit blos durch einen von der Regierung, unter deren 
Hoheit fothane Drifchaften oder Parcellen gelegen find, verpflichteten und in 
deren Gebiet wefentlich wohnenden Gerichtehalter ausgeübt werde. Wo dieſes 
jedoch bei dem einen oder dem andern Orte noch nicht gefcheben, ift, Obigem 
gemäß, das Erforberlice fofort und längftens binnen drei Monaten zu ver- 
anftalten. 12) Die Privatlehng-Berbindungen aller Art hingegen, follen, 
bis zur weiteren Beftimmung, aufredt erhalten werben. 13) Ueberhaupt 
follen im Allgemeinen und infofern nicht in einzelnen Beziehungen in gegen» 
wärtiger Convention bierunter ein Anderes feftgefegt wird, alle Privatge- 
rechtſame, welche durd die geichehene Landestrennung betroffen werben, zur 
Zeit annoch fortbeftchen; es follen jedoch bei der endlichen Grenzregulirun 
bie Fälle, wo vergleichen Verhältniffe eintreten, ermittelt, und ſodann bi 
den möglichit liberalften Grundfägen nähere Beftimmungen über die Fort— 
dauer oder Aufhebung derfelben getroffen werden. 14) Insbeſondere ift 
man einverftanden, daß, wenn Grunpbefigern des einen Gebiets, auf Grund- 
ftüfen in dem andern Gebiete eine Weide-, Trifft oder ähnliche Gerech— 
tigfeit zuftehet, diefe fernerhin unbefchränft ausgeübt werden fünne, baber 
aud zu dem Ende den Hirten oder Führern der Heerden, diefe aus einem 
in das andere Gebiet ungehindert zu treiben und zu hüten freiftehen, übers 
baupt aber ver Verkehr auf der Grenze durch die erfolgte Landestheilung 
nicht behindert werden fol. In Anfehung der landesherrlihen Kammer: 
güter foll zwar für jest ein Gleiches ftattfinden, indeffen behält man fid 
vor, nach näherer Erörterung ver Fälle, über die Aufhebung der, bei fels 
bigen eintretenden vergleichen Gerechtfame fi) da, wo es thunlich, zu ver: 
einigen. 15) Sollten Individuen, melde Gutzbefitern unterthänig find, 
aus dem einen in das andere Gebiet ziehen wollen, fo folen, wie man in 
Gemäßheit des Friedenstractats, Art. 13., Übereingefommen ift, die Guts— 
herrſchaften gehalten fein, diefe ohne irgend einiges Löfegeld ihrer Unter: 
thänigfeit zu entlaffen, und dieſe einzelnen Individuen, infofern fie ihrer 
Militairpflichtigfeit genüget, die Freiheit haben, fih in dem andern Gebiete 
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rriederzulaffen. 16) Der Bier-, Mahl» und dergleichen Zwang, welder an 
einem Drte oder Gute, in Betreff anderer Orte und ihrer Bewohner des 
jenfeitigen Gebietes zuftebet, foll bis auf weitere Beftimmung, unter der, 
Big zum 5. Juni 1315 ftattgebabten Begünftigung fortdauern: der Ber: 
pflichtete fol daher ferner gehalten fein, fein Getränk von denjenigen Trten 
zu entnehmen, und fein Getreide in ven Mühlen mahlen zu laffen, wo er 
bis zum gedachten 5. Juni zwangspflichtig war. 17) Die bisherige, auf 
rechtögültigem Titel berubende Leiftung der, Privatperfonen oder Corporas 
tionen zuftehenden Natural- und anderen Zinfen, auch fonftigen Präftationen, 
von einem Gebiete in das andere, beftehet ungehindert fort, und follen dies 
felben eben fo wenig, als die oben (Nr. 4.) erwähnten Natur» und Kunft- 
erzeugniffe, beim Aus- und Einbringen mit einiger Abgabe belegt werden, 
Uebrigens verbleibt es jedoch bei den Beftimmungen am Scyluffe des Art. 16, 
des Friedendtractate. 18) Wenn Privatperfonen des einen Gebiets die 
Defugniß zur Jagd, zu Holz- oder Wildprets-Deputaten, in Gefolge rechte- 
aüliger Titel und Anweifungen auf lanvesherrliden Forften des andern 

ebiets zuftebet, fo follen viejelben ferner, jevoh mit Vorbehalt einer an— 

emefjenen Ausgleihung beider Regierungen, bi dahin in verem unges 
hörten Genuß verbleiben. Jedoch baben fich die Berechtigten den Forſtge— 
jegen des Landestheils, worin fie die Befugniß auszuüben haben, zu unter- 
werfen. 19) Wenn Untertbanen des einen Gebietes zu Gütern oder Grund— 
ftüden, welde im andern Gebiete gelegen find, zu Dienften, Frohnen oder 
anderen Leiftungen verpflichtet find, fo fol es bei den bisherigen Dienft- 
und anderen A Leitungen zwar fein Bewenden behalten, jedoch auf 
Antrag des bienitpflichtigen oder berechtigten Theils, in Rückſicht beiderjei- 
tiger Untertbanen, die Ablöslichfeit folder Leiſtungen freiftehen, und die 
Entſchädigung, welde den Guts- oder Grundbefigern für den Wegfall viefer 
Dienfte, Frohnen und andern Xeiftungen gebührt, durch gemeinſchaftliche 
fahfundige Commiffarien ausgemittelt, diefe Entſchädigung jedoch längfteng 
binnen Yahresfrift, von Zeit des desfallfigen Antrages am gerechnet, bes 
flimmt werden. — Eine gleihmäßige Befugnig zur Ablöfung gegen eine 
auszumittelnde Entihädigung foll auch bei den oben, $. 14., erwähnten 
Serechtigfeiten und Servituten, infofern foldhe Corporationen oder Privat- 
berechtigten im jenfeitigen Gebiete zuſtehen, ftattfinden. 20) Dienftleiftungen 
und Frohnen, welde Untertbanen an Domainen oder Kammergütern des 
anderen Gebietes zu leiften haben, hören, infofern deshalb nicht in eins 
zelnen Fällen andere Beftimmungen getroffen worden, mit dem 1. October 
1818 auf, und erhält die Vergütung für die, zu lanvesherrlichen Domainen 
und Kammergütern des andern Gebiets ;u leiftenden Dienfte, diejenige Re- 

ierung, unter deren Bereich der Verpflichtete fich befindet, oder feinen we— 
Fentlichen Wohnſitz bat. 

Art. 3. 1) Da wegen Fortftellung der, zur Zeit der durch den Frie— 
denstractat vom 18. Mai 1815 gefchehbenen Abtretung einiger Provinzen, 
Diftriete, Gebiete und Gebictötheile an Preußen, vor den föniglich füch- 
ſiſchen Gerichtsbehörten anhängig geweſenen Procef-, Vormundſchafts-, 
Hypothefen-, Lehns- und andern Rechtsangelegenheiten, aud Abgabe ver 
dazu gehörigen Arten, Documente und Depofiten, bereits unterm 20. Fe— 
bruar 1816 eine bejondere Convention abgeichloffen worden ift, fo wird 
foldhe, ihrem ganzen Inhalte nad, hiermit nochmals beftätigt. 2) Ueber 
die feitdem, in Anſehung ver in vorgedachter Convention nicht ausprüdlich 
berührten Fideicommiſſe, entſtandenen Zweifel, bat man fidy zur Ergänzung 
der deshalb ermangelnden Beftimmungen dahin vereiniget, daß die Ober- 
aufficht Über die Fideicommiſſe, ingleihen tie Abgabe der Fideicommiß- 
Maffen und der über diefelben verhandelten Arten, ſich nach dem bleibenden 
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Wohnſitz Cdomicilium fixum) beftimmen folfe, welchen der Fideicommißftifter 
zur Zeit feines Ablebens gehabt bat. Diefe Uebereinfunft ift jedoch nur 
auf wirflic fortdauernde Fideicommiffe und keinesweges auf bloße Subfti- 
tutionen zu erftreden; indem es in Betreff dieſer legteren lediglich bei der 
allgemeinen Beftimmung der vorerwähnten Convention vom 20. Februar 
1816 fein Bewenden bebält. — Wenn nad diefer —— ten Ge 
richten oder Behörden des einen Gebiets die Oberauffiht und Verwaltung 
einer folchen Fideicommißmaffe verbleibt, im andern Gebiete aber dazu ge: 
börige Immobilien belegen find, fo fommen hierbei die Beftimmungen des 
14. $., der mehrgedachten Convention vom 20, Februar 1816 in Anwen— 
dung; Übrigens aber verftebt es ſich von felbft, daß, wenn der Nugnießer 
des Fideicommiffes in einem andern Gebiete, als demjenigen, wo bie Fidei- 
commißmajje verwaltet wird, fich befindet, dann demfelben ungehindert vie 
ihm zuftehenden Revenüen des Fideicommiffes nad dem Gebiete, wo fein 
Wohnort ift, verabfolgt werden müffen, auch den Gerichten feines Wobnorts 
die Verfügung über feine Perfon bei eintretenden Fällen verbleibet. 3) In 
Beziehung auf die entftandene Frage: inwiefern Jemand, der in dem einen 
Gebiete wohnhaft, in dem andern aber mit Grunpftüden angefeifen ift, bei 
den Gerichten dieſes letzteren Gebiets, wegen perfönlicher Forderungen in 
Anfprucd genommen werden fünne? ift man dahin übereingefommen, daß 
dergleichen Perfonen wegen eines perfönlichen Anfpruhs nur vor der Ge— 
richtsbehörde ihres beftändigen Wohnorts Cin foro domieilii) belangt werden 
mögen. Eine Ausnahme hiervon findet jedoch alsdann flatt, wenn ein der— 
gleihen, wenn ſchon perfönlicher Auſpruch, die Pachtung oder Verwaltung 
eines in dem jenjeitigen Landestheile gelegenen Grunpftüds betrifft; Ans 
ſprüche dieſer Art follen vor den Gerichten des Lanvdestheils, in weldem 
das Grundftüd gelegen, angebradt und verhandelt werden. 4) In Erb- 
fhaftsfadhen und wegen der, aus bdiefen entfpringenden Forderungen und 
Verpflichtungen, find die Erben, fo lange die Erbichaft oder ein Theil der— 
felben in dem Gerichtsſtande des Nachlaſſes ſich noch ungerbeilt befindet, 
dafelbft Recht zu nehmen verpflichtet, ohne Nüdficht auf ihren Wohnort, und 
in dieſen Fällen die Gerichte des Wohnortes der Erben, die Infinuation, 
auf die desfalls an fie von dem erbfchaftlichen Forum erlaffene Requifition 
zu bewirken ſchuldig. 5) Eine gleihe Verpflichtung haben auch vie fora 
domieilii einzelner Individuen oder Communen, wenn diefe wegen der, auf 
Grunpftüden des andern Gebiers haftenden Neallaften und fonftigen Real— 
anfprücde in foro rei sitae belangt werden. 6) a. In den Fällen, wo über 
Jemandes Vermögen vder Über einen Nachlaß der Eoncurs ausbricht, und 
zu der Maffe Immobilien gehören, weldye nad) der neuen Landesgrenze in 
beiden Landestheilen belegen find, foll vie Eröffnung des Concurfes bei 
denjenigen Gerichten erfolgen, unter denen der Gemeinſchuldner zu der Zeit, 
in welcher ſich die Ungulänglichfeit der Maffe zeigt, und die Nothwendigkeit 
zu deſſen Eröffnung eintritt, oder bei Erbſchaften vor den Gerichten, unter 
denen der Erblaffer zur Zeit feines Ablebens in einem der beiden Landes— 
theile feinen bleibenven Wohnſitz bat. b. Der Richter, unter welchem vie 
immobilien gelegen find, ift in viefem Fall gehalten, auf Anſuchen des, 
den Concurs dirigirenden Richters, für die Sicherftellung der, auf dem Im— 
mobile ſich befindenden Mafje zu forgen, aud die Tare und den Verkauf 
derfelben, fo wie die Subbaftation des Immobilis und die Einziehung der 
zur Maffe gehörigen Nevenüen und Kaufgelver zu bewirken. c. Sind die 
Immobilien gegen den, ven Concurs dirigirenden Nichter, im andern Yans 
destheile belegen, und ftehen vdiefelben nicht mit Immobilien des anderen 
Landestheils in einer folhen Verbindung, daß deren Verpfändung als zu 
einem complexu gehörig, erfolgt ift, fo verbleiben die, aus dergleichen 
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Immobilien gewonnenen Revenüen und Kaufgelver unter ver Adminiftration 
des Nichterd, unter welchem ſich die Immobilien befinden, und es bewirkt 
diefer die Vertheilung der Kaufgelver nach ver, durd die Geſetze feines 
Landes beftimmten Folgeordnung; den, nad Dedfung der foldhergemäß aus 
diefen Immobilien vorzugsmeife zu befriedigenden Gläubiger, etwa verblei- 
benden Ueberfchuß ift er aber an den, den Concurs dirigirenden Richter 
des andern Landestheils zu Üüberfenden verpflichtet. d. Sind die Immobilien 
beider Ranvestheile unter einem complexu verpfänvet, fo leitet derjenige 
Richter, unter welchem das Hauptgut belegen ift, die, wegen der Admini— 
ftration, Taration und Subbaftation des Ammobitis nötbigen Verfügungen, 
bewirft auch die Einziehung und Vertbeilung der Kaufgelver, in der, nad 
den Gefegen des Yandes, unter welchem das Hauptgut belegen ift, beftimm- 
ten Folgeordnung, und überſchickt demnächſt, wenn der Concurs vor einem 
Gericht im anderen Landestheile anbängig ift, ven, nad Dedung der aus 
diefen Immobilien vorzugsweife zu befriedigenden Gläubiger, von den Re— 
venüen und Kaufgeldern verfelben verbleibenden Weberfhuß dem, in dem 
andern Landestheil fich befindenvden Concursrichter. Hiernach darf e, in den 
Fällen, wo mehrere Immobilien unter einem complexu verpfänvdet worden, 
von dem Richter desjenigen Landestheils, unter welchem zu dem Hauptgute 
des andern Fandestheild gehörige Beigüter oder Parcellen belegen find, fein 
Sperial:Eoncurs eröffnet werden, fondern es bat vielmehr dieſer, auf Ans 
ſuchen des Richters Des Hauptgutes die zur Aominiftration und Tare biefer 
Beigüter und Parcellen nöthigen Verfügungen zu treffen, auch die nöthigen 
Revenüen, diefe jedoch nach Abzug der currenten Öffentlichen Laften feines 
Landes, dem Nichter des Hauptgutes zu überſenden, legterer aber zwar die 
Subhaftation des ganzen complexus der Immobilien zu bemwirfen, jedoch 
muß derfelbe von den anberaumten Picitationsterminen den Richter der Bei- 
güter und Parcellen unter Zufertigung eines Patents zur Affirion in deſſen 
Gerichtöftelle gehbrig, benadrichtigen, auch die Bekanntmachung der Termine 
in den Öffentlichen Blättern des Landestheils, in welchem die Beigüter ber 
legen find, veranlaffen, ferner über die im andern Landestheil belegenen 
Beigüter und Parcellen befondere Gebote zur Wertbbeftimmung Behurs der 
Eonjensertheilung bei andermweiten Verpfändungen und etwanigen Trennung 
von dem Hauptgut erfordern, fo wie endlich den Confens zum Zuſchlag 
und die Beftätigung des Adjudications-Scheins, von dem Nichter, unter 
welchem die Beigüter oder Parcellen belegen find, einholen. f. Diefe, wegen 
der in einem complexu verpfändeten, in beiden Ranvestheilen belegenen 
Immobilien, erfolgte Webereinfunft bat übrigens nur auf die biß jegt be- 
ftellten Hypotheken und Berpfändungen Anwendung. g. Endlich verfteht 
es ſich von felbft, daß bei beiden Nichtern, dem des Hauptguts fo wie dem 
der Beigüter und Parcellen, die erforderlichen Confenfe, Beftätigungen und 
Belehnungen bei Befigveränderungen, fo wie bei Berpfändungen nachgeſucht, 
aud die Eintragung in die Anferiptionds und Hypothefenbücer, bei Ver: 
pfändungen und Hppothefenbeftellungen aber mit dem ausprüdlichen Bei- 
fügen: daß die verpfändeten Haupt und Beigliter im jenfeitigen Landes» 
theile belegen find, bewirft werden muß. 

Art. 4. Zu näherer Auseinanderfeßung wegen der, im 9. Friedens— 
artifel erwähnten Kandesfchulden und der damit in Verbindung ftehenden 
Öffentlichen Eaffen, hat man zuvörderſt in Anfehung der Steuer-Ereditfchulden 
und der Steuer-Ereditcaffe folgende Lebereinfunft getroffen *). 

Art. 29. Im Abficht der, in dem Tractat vom 18. Mai 1815, Art. 19., 

*) Die folgenden Artifel bie 28. einfchließlich betreffen die Auseinanderfepung ber 


Schulden, öffentlihen Fonds und Stiftungen: dur die erfolgte Vollziehung des Bertrags 
haben fie ihre Erledigung gefunden. 
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zur commifjarifchen Uebereinfunft ausgefegten näheren Beftimmungen wegen 
Ueberlafjung einer jährlichen Quantität Salzes an die fönialich ſächſiſche 
Regierung bat man fi folgendermaßen vereiniget 1) Ihro Königliche 
Majeftät von Preußen verſprechen der föniglich ſächſiſchen Regierung jährlich 
zu überlaffen, und tiefe verpflichtet fich anzunehmen: Einhundert und Sieben: 
zig Tauſend Gentner weißes Salz von guter und tüctiger Qualität, den 
Gentner zu 110 Pfund berliner Handelsgewicht nad dresdener Scheffel 
a 128 Pfund Leipziger Dandelögewicht zu 146,433%5; Scheffel gerechnet. 
Die im obengenannten Artikel auf Verlangen der föniglih fächfiihen Res 
gierung —— Erhöhung dieſer Tuantität wird in dem daſelbſt be— 
ſtimmten Maaße ausdrücklich vorbehalten. 2) Die zu liefernde Quantität 
Salz ſoll mit 115,63286 dresdener Scheffel aus ver Saline Dürrenberg, 
15,140 dresdener Scheffel aus den gewerkſchaftlichen Salinen zu Teuditz und 
Kötzſchau, 15,661 dresdener Scheffel aus der Saline Köſen, zuſammen 
146,43300 dresdener Scheffel geliefert werden. Dafern jedoch in einer 
der vorbenannten Salinen die hier bemerkte Quantität Salz in Einem Jabre 
nicht erzeugt werden ſollte, ſo wird man königlich ſächſiſcherſeits das Er- 
mangelnde von einer der übrigen jener Salinen annehmen. 3) Der Preis 
des Salzes wird für den Dresdener Scheffel zu 128 Pfund leipziger Han— 
delögewicht von dem dürrenberger, teudiger und fügfchauer auf Einen Thaler 
und Vierzehn Groſchen, von vem köſener auf Einen Thaler und Zwölf 
Groſchen feftgejest. 4 Die Preisbeftimmung gilt nicht allein für das fünf- 
tig während der Dauer der weiter unten $. 8. beftimmten Zeit, ſondern 
auch für das feit und mit dem 1. October 1818 bereits an Sachſen gelie- 
ferte Salz, und es foll daher wegen des feit dem vorgedachten Zeitpunft 
gelieferten die nöthige Berechnung gepflogen werden. 5) Da vermöge einer 
wifhen dem vormaligen königlich preußifchen General-Gouvernement zu 
terfeburg und dem Föniglich ſächſiſchen Geheimen Finanz=Eollegio getrof- 
fenen proviforifchen Vereinigung, mit Vorbehalt fünftiger Berechnung, zeither 
ein Salzpreis von 1 Thlr. 20 Gr. 4 Pf. pro dresdener Sceffel für das 
aus den abgetretenen Salinen an das Königreih Sadfen gelieferte Salz 
beftimmt war: jo iſt man übereingefommen, daß Preußen wegen dieſes von 
Sachſen zeithbero zu leiften gewejenen und bis zu dem 1. Detober 1815 fo 
in Rechnung zu ftellenden höheren Preifes, an Sachſen ein averfienelles 
SALE DEND von Siebenzig Taufend Thalern und zwar mit VBierzig 
Tauſend TIhalern in verloosbaren dreiprocentigen Steuerjcheinen, nebſt Cou— 
pons von pro Michaelis 1818 an, und Dreißig Taufend Thalern in baarem 
Gelde gewähre. Die Berichtigung diefes Vergütungsquanti wird in ber 
Art geleiftet, daß a) Sachſen von Entrichtung der nach Art. XI. $. 18. 
Litt. b. bb., diefer Convention wegen der Depofitorum an Preußen zu ges 
währenpen #"/m. Thlr. an 3 procentigen verloosbaren Steuerereditcajfenfcheinen 
nebft Coupons von pro Termino Michaelis 1818 durch Compenfation ent- 
bunden wird; b) Die 30/m. Thlr. in baarem Gelve, in dem Laufe des 
jegigen Jahres 1819 durch fucceffive Abrechnung auf die von Sachſen für 
das gelieferte Salz an Preußen zu zahlende Summen abgeführt werden. 
6) Die Bezahlung für das gelieferte Salz Aa im übrigen der Regel 
nad) fogleich bei der Abnahme des Salzes, und fann zur Hälfte in preu- 
ßiſchem Courant, zur Hälfte in dem bei den königlich preußiſchen Caſſen 
nach dem Nennwerthe zur jedesmaligen Zahlungszeit gültigen Papiergelde 
erfolgen. 7) Ueber die Friſten und die Art der Ablieferung auf ſächſiſche 
Transportkoſten hat das königliche geheime Finanz-Collegium ſich mit der 
Salinen-Direction zu vereinigen. 8) Gegenwärtige Uebereinkunft wird auf 
den Zeitraum bis zu dem 4. October 1829 geſchloſſen. Vor Ablauf diefer 
Frift werden beide fönigliche Negierungen, nah Manfgabe des Friedens— 
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Tractats, Art. 19., über die Fortdauer dieſer Lebereinfunft fi anderweit 
vereinigen. 9 In Anfehung der Zölle und anderer Abgaben bewendet es 
bei den Beftimmungen des Friedens-Tractats. 10) Zu Verhütung etwanigen 
Unterfchleifs foll die Ablieferung des Salzes nicht unmittelbar an die Unter: 
tbanen, fondern an die betreffenden fönigl. fächfiihen Behörden erfolgen; 
auch wollen beide Regierungen mit ———— Einverſtändniß die nöthigen 
Maaßregeln treffen, daß von den Unterthanen fein Salz nad dem andern 
Landestheil verfauft oder heimlich eingebracht werde. 

Art. 30. Alle etwa noch nicht abgegebene Urfunden, Acten, Bücher, 

Rechnungen und andere Schriften und Papiere, aud in foweit ihrer in 
egenwärtiger Hauptconvention nicht befonders erwähnt ift, welche auf vie 
Reserinig und Adminiftration eines oder des andern Landestheils aus— 
fchließlihen Bezug haben, und dabei nothwendig oder nüßlich erachtet wer- 
den können (wohin namentlid auch die von königlich ſächſiſchen Ber 
börden über die vermöge obigen Artifels 12. $. 18. nunmehro von Preußen 
zu vertretenden Depofita ausgeftellten Recognitionen gehören), follen gegen- 
feitig ſobald als möglich vollftändig ausgeliefert werden, und eben fo wird 
man von folhen Urkunden, Yeten, Rednungen und anderen Schriften, die 
für beide Regierungen annoch von nterefle fein können, auf Effordern 
gegenfeitig Abfchriften oder Auszüge ohne Verzug ertheilen. 

Sämmtliche Abfchriften oder Auszüge, weldye vermöge dieſes oder eines . 
anderen vorhergehenden Artifeld oder vermöge einer der früher abgefchloffenen 
Eonventionen gegenfeitig mitzutbeilen find, werden, in fofern fr nicht von 
Privatperfonen verlangt werden, oder blos auf das Privatintereffe Bezug 
baben, unentgelvlich gefertiget werden. 

Jede Regierung wird fogleih nad erfolgter Vollziehung der gegen: 
wärtigen Daupteonvention die nöthigen Befehle an vie betreffenden Behör— 
den, wegen genauer, Schneller und vollftändiger Befolgung der obigen Be— 
ftimmungen ergeben laſſen. 

Art. 31. Nach Bollziehung diefer Eonvention wird fofort eine General- 
Schlußberehnung über alle und jede, von beiden Regierungen in derſelben 
übernommene gegenfeitige Zablungsverbindlichkeiten angelegt werben, 

Infofern legteren nicht, vermöge befonderer Verabredung in einzelnen 
Fällen bis dahin bereitd genüget worden, tritt für beide Regierungen erft 
nad erfolgter Genehmigung obiger Schlußberehnung die übernommene Zah— 
lungsverbinvlichfeit ein, indem durch mehrerwähnte Schlußberechnung fich 
erft ergeben fann, welche Summe, mit Berückſichtigung der nothwendig ftatt- 
findenden Compenfationen, von einer Regierung an die andere herauszu- 
zahlen fein dürfte. Die folhergeftalt ermittelten Summen werben fogleich 
nad der Bollziehung der Haupteonvention berichtiget. 

Art. 32. Da föniglich preußifcherfeits einige Diftriete des durch den 
Trartat vom 18. Mai 1815 acquirirten Theild des Königreichs Sachſen 
an das Großherzogthbum Weimar überlaffen, und in dem unterm 22. Sep- 
tember ejusd. a. zwiſchen Preußen und Weimar A Staatövertrage 
unter andern im Art. 10. von großberzoglich weimarfcher Seite ausprüdlich 
erflärt worden ift: daß Se. Königl. Hoheit in Abficht diefer Gebiete alle 
Befimmungen als auch für ſich gültig anerfennten, welche in dem zwifchen 
Sachſen und Preußen am 18. Mai 1815 gefchloffenen Vertrage und nament- 
lid in den Art. 6. 7. 9. 10, 11. und 18. enthalten find, oder von ver in 
Gemäßheit des 14. Artifeld des gedachten Vertrages anzuordnenden Comes 
miffion noch würben tefgetebt werden; — fo übernimmt bie föniglich preußifche 
Regierung, die pünftlihe Erfüllung dieſer Erklärung zu garantiren und 
—— die königlich ſächſiſche Regierung hierunter — — und zu 
jeder Zeit gegen Weimar zu vertreten. 
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Art. 33. Durd die in den vorhergehenden Artifeln der gegenwär- 
tigen Haupt-Gonvention erfolgte Auseinanderfegung und Ausgleichung werben 
alle Anfprücde, welche von einer oder der anderen Regierung in Beziehung 
auf den Ariedenstractat vom 18. Mai 1815 oder aus der, demfelben vor: 
ausgegangenen Verwaltung der Füniglidy fächfiihen Lande nad allen ver: 
ſchiedenen Epochen derſelben gemacht worden find, oder auf irgend eine 
Weife noch gemacht werden Fönnten, für befeitiget und aufgeboben erflärt, 
und beide Theile verzichten hierdurch gegenfeitig feierlichft auf alle fernere in ver 
gegenwärtigen Haupt-Convention nicht gegründete diesfallfige Anforderungen. 

Art. 34. Da die, vermöge des am 18. Mai 1815 abgeſchloſſenen 
Friedenstractats, Art. 17., zwiſchen Preußen und Sadfen, in Bezug auf 
die Elbichiffabrt, zu treffenden befonderen Werabredungen, auf das allge: 
meine Neglement zu gründen fein werden, weldyes vermöge des 108. Ar: 
tifelö der wiener Congrefacte von allen Negierungen, deren Gebiet die Elbe 
berührt, gemeinichaftlih zu entwerfen iſt, und wozu bereits die nötbigen 
Einleitungen getroffen find: fo behalten fich beide königliche Negierungen 
zur Zeit nur vor, nad) zu Stande gebrachtem allgemeinen Reglement, dass 
jenige noch unter ſich feftzufegen, was etwa dann noch einer befonveren 
Vereinigung über diefen Gegenftand zwifchen beiden Staaten bedürfen wird. 

Art. 35. Diejenigen Artifel oder Paragraphen dieſer Convention, 
welche nadı dem einverftändlichen Ermeſſen beider föniglichen Regierungen 
dazu geeignet find, werden zur allgemeinen Wiffenfchaft durd ven Drud 
öffentlich befannt gemacht werden. 

Art. 36. Gegenwärtige Haupt- Convention wird von Ihren Königl. 
Majeftäten von Preußen und Sadyfen ratificirt werden, und die Auswechſelung 
der Ratifieationen innerhalb drei Wochen, oder, wenn es geſchehen kann, 
noch früher erfolgen. 

Zu Urfund deſſen haben ver kaiſerlich Fönigl. öfterreichifche Vermittelungs— 
Commiffair, imgleichen vie beiderfeitigen königl. Bevollmächtigten viefelbe 
unterzeichnet und mit ihren Wappen unterfiegelt. 

Geſchehen zu Dresden, am 28. Auguft 1819. 


3. Vagabunden » Convention. 5. Februar 1820. *) 


4. Elbſchiffahrts-Acte vom 23. Juni 1821 nebft den darauf bezüglichen Verträgen. 
(5. Hannover.) 


5. Befanntmachung der königlich fächfifchen Regierung über die mit Preußen 
getroffene Uebereinfunft wegen der durch die Landesgrenze von den Haupt: 
gütern getrennten Zubebörungen. 12. Mai 1834. **) 


Im Berfolg des zwifchen Sachſen und Preußen abgeichlojfenen Staats: 
vertrages vom 18. Mai 1815 und der Haupt-Convention vom 28. Auguft 1819 


2) Diefe Convention nebft der Erläuttrung vom 12. November 1838 ift durch die Con- 
vention vom 31. December 1850 für Sachſen außer Kraft getreten, dagegen gilt fie noch 
mittelbar mebreren andern Staaten gegenüber, f. 3. B. die fähfiihen Herzogtbümer. Der 
Tert ift derjelbe wie der unter Baiern 1. abgedrudte, nur folgende Zufäge kommen hinzu: 

u 8. 5. „Aud fol Witwen, ingleiben Geſchiedenen, oder von ihren Ebemännern verlaf- 
Ban Eheweibern die Rückkehr in ibren auswärtigen Geburts- oder vorberigen Aufenthaltsort 
dann vorbehalten bleiben, wenn die Ebe innerhalb der erften fünf Jahre nach deren Sclie- 
hung wieder getrennt und Finderlos geblieben iſt“ — und zu $. 8: „Zeitpächter find den 
bier oben benannten Individuen nur dann gleich zu achten, wenn fie nicht für ihre Perfon 
oder mit ihrem Hausftande und Vermögen fich an den Drt der Pachtung binbegeben baben.“ 
Der $. 12. bat die allgemeinere Faſſung: „Es bleibt den beiberfeitigen Provinzial-Regierungs- 
bebörden überlaflen, unter einander die näberen Berabredungen wegen ber zu beftimmenden 
Richtung der Transporte, fowie wegen ber Uebernahmsorte zu treffen.” Die Erläuterung 
vom 12, November 1838 entfpricht Baiern 5. 

”) ©. Sadfen- Weimar 5. 
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find zeither die zu preußifch gewordenen Lehngütern ald Pertinenzien ges 
börigen Parcellen oder Beigüter, welde ſächſiſch verblieben find, wie 
ſächſiſche Lehne und die zu fächfifch gebliebenen Lehngütern als Pertinenzien 
gehörigen Parcellen over Beigüter, welche preußifch geworben find, wie 
preußische Lehne angefehen werden. Hierbei hat ed nun auch für die Kolge 
fein Bewenden. Dagegen ift im Uebrigen zwifchen der königl. ſächſiſchen 
und der fönigl. preußifchen Regierung gegen Ende vorigen Jahres folgende 
Bereinbarung getroffen worden: 

Il. Zinfen und Dienfte, welche einem im Berfolg der angeführten 
Staatöverträge an Preußen aelangten oder ſächſiſch verbliebenen Lehngute 
von Grundftüden oder Untertbanen des andern Yandestheiles zu leiften find, 
follen nicht wie befondere Lehne und nicht ald der Lehnsherrlichkeit des— 
jenigen Landesherrn unterworfen betrachtet werden, unter den die Grund- 
ftüde oder Perfonen gehören, von welden jene Zinfen oder Dienfte zu 
leiften find. 

I. Der vorgedachte Grundfag foll aud ausgedehnt werden: 1) auf 
andere Nechte, welche zu einem dies- oder jenfeitigen Gute gehören und in 
dem andern Gebiete ausgeübt werden (vergl. die Haupt-Eonvention vom 
28. Auguft 1819 Art. II. $. 13. 19.), jevod a) unbeſchadet ver befonveren, 
etwas Anderes feftitellenden Beftimmungen in der Haupt- Convention 3. DB. 
in Anfehung der Gerichtsbarkeit Art. 1. $. 11. und b) mit der Befchrän- 
fung, daß a) Proceffe über jene Rechte (8. 1. und I. sub 1.) nur bei ven 
Gerichten des Gebiets der Pflichtigen in werden, und auch nur von 
diefen Gerichten die Erecution gegen die Pflichtigen gefchehen darf, #) bei 
der Subhaftation eines Guts, wozu Rechte der fraglichen Art gehören, die 
etwa die nöthige Taration folder Rechte von den unter a. erwähnten Ge- 
richten geſchehe; 2) auf die zu Allovialgütern gehörigen Rechte der gedachten 
Art in dem andern Gebiete. 

II. Nicht zu erftreden aber ift diefe Vereinigung auf felbftftändige, 
nicht zu einem Gute gehörige Rechte, welche in beiden Gebieten ausgeübt 
werben 3. B. auf das einer Corporation oder einzelnen Berechtigten, ohne 
Rüdfiht auf ein Gut zuftehendes Recht, Zinfen in mehreren Dörfern, von 
welchen einige preußiich geworden, andere fächfifch geblieben find, zu erheben. 

Dresden den 12. Mai 1834. 


6. Uebereinfommen zur Verhütung der Forftfrevel. 12. October 1835. 
(©. Heffen-Hombarg.) ®) 


7. Uebereinfunft zur Beförderung der Nechtäpflege. 14. October, publicirt 
11. December 1839. 


Zwifchen der Föniglich preußifchen und der königlich fächfifchen Re— 
gierung ift zur Beförderung der NRechtöpflege folgende Webereinfunft ge: 
troffen worden. 


I. Allgemeine Beftimmungen. 


Art. 1. Die Gerichte der beiden contrahirenden Staaten leiften einander 
unter den nachftebenden Beftimmungen und Einfchränfungen, fowohl in 
Civil: ald Straf-Rehts-Sachen diejenige Rechtöhülfe, welche fie den Ge— 
richten des Inlandes nad deſſen Gefegen und Gerichts => BVerfaffung nicht 
verweigern bürfen. 


*) Die Nebereinfunft mit Sachſen enthält die fünf erften Artikel der mit H.-Homburg 
geichloffenen, 
34* 
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I. Befondere Beftimmungen. 
1. Rüdfihtlih der Gerichtsbarkeit in bärgerlihen Rechts-Streitigkeiten. 


Art. 2. Die in Civilfahen in dem einen Staate ergangenen und 
nad deſſen Gefegen vollftrefbaren richterliden Erfenntniffe, Contumarial- 
Beſcheide und Agnitiond-Refolute oder Mandate follen, wenn fie von einem 
nach diefem Vertrage als competent anzuerfennenden Gerichte erlaffen find, 
aud in dem andern Staate an dem dortigen Vermögen des Sadfälligen 
unweigerlich vollftredt werben. 

Daffelbe foll auch rüdfichtlich der in Proceffen vor dem competenten 
Gericht gefchloffenen und nad den Gefegen des legteren vollftrefbaren Ver— 
gleiche ftattfinden. 

Wie weit Wechfel-Erfenntniffe auch gegen die Perfon des Verurtbeilten 
in dem andern Staate vollftreft werden fünnen, ift im Art. 29 beftimmt. 

Art. 3. Ein von einem zuftändigen Gericht gefälltes rechtskräftiges 
Eivil-Erfenntniß begründet vor den Gerichten des andern der contrahirenvden 
Staaten die Einrede der rechtskräftig entichievenen Sache mit venfelben 
Wirfungen, ald wenn das Erkenntniß von einem Gerichte desjenigen Staates, 
in welchem die Einrede geltend gemacht wird, geſprochen wäre. 

Art. 4. Keinem Unterthan ift e8 erlaubt, fich durch freiwillige Proro— 
gation einer nah den Beftimmungen des gegenwärtigen Vertrages nicht 
competenten Gerichtöbarfeit de andern Staates zu unterwerfen. 

Keine Gerichtöbehörde ift befugt, der Requifition eines ſolchen geſetz— 
wibrig prorogirten Gerichts um Stellung des Beflagten oder Bollftrefung 
des Erfenntniffes Statt zu neben, vielmehr wird jedes von einem folchen 
Gericht gefprochene Erfenntniß in dem andern Staate ald ungültig betrachtet. 

Art. 5. Beide Staaten erfennen den Grundfag an, daß der Kläger 
dem Gerichtöftande des Beklagten zu folgen babe; es wird daher das Urtheil 
diefer Gerichtöftelle nicht nur, infofern daffelbe etwas gegen den Beflagten, 
fondern auch infofern es etwas gegen den Kläger, z. B. rüdfichtlich ver 
Erftattung von Unfoften verfügt, in dem andern Staate als redhtsgültig 
anerfannt und vollzogen. 

Art. 6. Zu der Infinuation der von dem Gericht des einen Staatd 
an einen Unterthan des andern auf eine angeftellte Wiverflage erlaſſenen 
Vorladung, fo wie zu der Vollſtreckung des in einer folden Widerklagſache 
abgefaßten Erfenntniffes ift das requirirte Gericht nur unter den in feinem 
Lande in Anfehung der Widerflage geltenden geſetzlichen Beftimmungen 
verpflichtet, wonach aucd die Beftimmung Art. 3. ſich modificirt. 

Art. 7. Die Provorationsflage (ex lege diſſamari oder ex lege si 
contendat) werden erhoben vor demjenigen Gerichte, vor weldyes die redht- 
liche Ausführung des Hauptanſpruchs gehören würde; es wird daher bie 
vor diefem Gerichte, befonders im Fall des Ungehorfams, ausgefprocene 
Sentenz von der Obrigfeit des Provorirten ald rechtögültig und vollftred- 
bar anerkannt. 

Art. 8 Der perſönliche Gerichtsftand, welcher entweder durd den 
Wohnſitz in einem Staate oder bei denen, welche einen eigenen Wohnfig 
noch nicht genommen haben, durd die Herkunft in dem Gerichtsſtande ber 
Eltern begründet ift, wird von beiden Staaten in perfönlihen Klageſachen 
dergeftalt anerfannt, daß die Unterthbanen des einen Staats von den Unter: 
thanen des andern Staates in der Regel und in fofern nicht in nachſtehend 
erwähnten Fällen fpecielle Gerichtsftände conrurriren, nur vor ihrem refp. 
perfönlichen Richter belangt werden bürfen. 

Art. 9. Jemand einen Wohnfis in einem der contrahirenven 
Staaten habe, wird nad den Geſetzen defjelben beurtheilt. 
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Art. 10. Wenn Jemand in beiden Staaten feinen Wohnfig in lan- 
desgeſetzlichem Sinne genommen hat, hängt die Wahl des Gerichts— 
ftan des von dem Kläger ab, 

Art. 11. Der Wohnſitz des Vaters, wenn diefer noch am Leben ift, 
begründet zugleich den ordentlichen Gerichteftand der Kinder, welche fich noch 
in feiner Gewalt befinden, ohne Nüdficht auf den Ort, wo die Kinder 
geboren worden find, oder fih nur eine Zeit lang aufhalten. 

Art. 12. Iſt der Vater verftorben, fo verbleibt ver Gerichtsftand, unter 
welchem verfelbe zur Zeit des Ablebens feinen Wohnſitz hatte, der ordentliche 
Gerichtsftand der Kinder, fo lange diefelben noc feinen eigenen ordentlichen 
Wohnſitz begründet haben. 

Art. 13. Hat das Kind zu Lebzeiten des Vaters oder nach feinem 
Tode den Wohnſitz defjelben verlaffen und innerhalb dreier Fahre nach erlang- 
ter Volljährigkeit oder aufgehobener väterliher Gewalt feinen eigenen feiten 
MWohnfig genommen, fo verliert e8, in den preußifchen Staaten, ven Ges 
richtsſtand des Vaters und wird nad den Gefegen feines jedesmaligen 
Aufent halts beurtbeilt. 

Art 14 Iſt ver Bater unbefannt, oder das Kind nicht aus einer 
Ehe zur rechten Hand erzeugt, fo richtet fich der Gerichtsſtand eines folchen 
Kindes auf gleiche Art nad dem gewöhnlichen Gerichtsſtande der Mutter, 

Art. 15. Die Beftellung der Perfonalvormundfchaft für Unmündige 
oder ihnen gleich zu achtende Perfonen gehört vor die Gerichte, wo ber 
Pflegebefoblene fich mwejentlidh aufhält. Im Abficht der zu dem Vermögen 
der flegebefohlenen gehörigen Immobilien, welche unter der andern Landes— 

bobeit liegen, fteht der jenfeitigen Gerichtsbehörde frei, wegen diefer befonvere 
Bormünder zu beftellen oder den auswärtigen Perfonalvormund ebenfalls 
zu beftätigen, welcher leßtere jedoch bei den auf das Grundftüd ſich beziehen 
den Gefchäften, die am Drte des gelegenen Grunpftüds geltenden gefeglichen 
BVorfehriften zu befolgen hat. Im erfteren alle find die Gerichte der 
Hauptvormundfchaft gehalten, ver Behörde, welche wegen der Grunpftüde 
befonvdere Vormünder beftellt bat, aus den Acten die nöthigen Nachrichten 
auf Erfordern mitzutbeilen; auch haben vie beiderfeitigen Gerichte wegen 
Verwendung der Einfünfte aus den Gütern, fo weit foldhe zum Unterhalte 
und ver Erziehung oder dem fonftigen Fortkommen der Pflegebefohlenen 
erforderlich find, fich mit einander zu vernehmen, und in deſſen Berfolg 
das Nöthige zu verabreichen. 

Art. 16. Diejenigen, welde in dem einen oder dem andern Staate, 
ohne einen Wohnſitz dafelbft zu haben, eine abgefonderte Handlung, Fabrik 
oder ein anderes dergleichen Erabliffement befigen, follen wegen perfönlicher 
Verbindlichfeiten, welche fie in — ſolcher Etabliſſements eingegangen 
haben, ſowohl vor den Gerichten des Landes, wo die Gewerbs-Anſtalten 
ſich befinden, als vor dem Gerichtsſtande des Wohnorts belangt wer— 
den können. 

Art. 17. Die Uebernahme einer Pachtung, verbunden mit dem per— 
Vönlihen Aufenthalte auf dem erpachteten Gute foll ven Wohnfis des Pächters 
im Staate begründen. 

Art. 18. Ausnahmsweiſe fönnen jedoch: 1) Studirende wegen der am 
Univerfitätsorte von ihnen gemachten Schulden oder anderer durch Verträge 
oder Handlungen vafelbft für fie entftandenen Recdhtsverbindlichfeiten, 2) alle 
im Dienfte Anderer ſtehende Perfonen, fo wie dergleichen Lehrlinge, Gefellen, 
Handlungsdiener, Kunftgehülfen, Hand- und Fabrifarbeiter in Injurien-, 
Alimenten- und Entihädigungsproceffen und in allen Nechtöftreitigfeiten, 
welche aus ihren Dienft-, Erwerbs- und Contractsverbältniffen entiprins 
gen, ingleichen im Königreich Sachſen wegen contrahirter Schulden, fo lange 
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ihr Aufenthalt an vem Orte, wo fie ftubiren oder dienen, dauert, bei den 
dortigen Gerichten belangt werten. 

Bei verlangter Vollftrefung eined von dem Gericht des temporären 
Aufenthaltsortes gefprochenen Erfenntniffes dur die Behörde des ordent— 
lihen perfönlihen Wohnfiges find jedody die nad den Belegen des leßtern 
Drtes beftebenvden rechtlihen Berbältniffe desjenigen, gegen welden das 
Erfenntniß vollftredt werden foll, zu berüdfichtigen. 

Art. 19. Bei entitehendem Erevitwefen wird der perfönliche Gerichts- 
ftand des Schuldners aud als allgemeines Concursgericht (Gantgericht) 
anerfannt; hat Jemand nad Art. 9., 10. wegen des in beiden Staaten 
zugleih genommenen Wohnfiges einen mehrfachen perſönlichen Gerichts— 
ftand, fo entfcheivet für die Competenz des allgemeinen Concursgerichts die 
Prävention. 

Der erbichaftlihe Liquidationsproceß wird im Fall eined mehrfachen 
Gerichtsftandes von dem Gerichte eingeleitet, bei weldhem er von ven Erben 
oder dem Nadlafeurator in Antrag gebracht wird. 

Der Antrag auf Concure-Eröffnung findet nach erfolgter Einleitung 
eines erbichaftlichen Liquidationsprocefies nur bei dem Gerichte ftatt, bei 
welchem ver lettere bereits rechtshängig. ift. 

Art. 20. Der biernah in dem einen Staate eröffnete Concurd> oder 
Liquidationsproceß erftredt fi auch auf das in dem andern Staate befind- 
liche Vermögen des Gemeinfchuldners, welches daher auf Berlangen des 
Concursgerichts von demjenigen Gericht, wo das Vermögen fich befindet, 
fihergeftellt, inventirt, und entweder in nalura oder nad) vorgängiger Ver— 
filberung zur Concursmaſſe ausgeantwortet werden muß. 

Hierbei finden jedoch folgende Einfhränfungen ftatt: 

1) Gebört zu dem audzuantwortenden Vermögen eine dem Gemein: 
ſchuldner angefallene Erbfchaft, fo kann das Concursgeriht nur die Aus— 
antmwortung des, nad erfolgter Befriedigung der Erbichaftsgläubiger, in fo 
weit nach den im Gerichtöftande der Erbichaft geltenden Geſetzen die Se— 
paration der Erbmafje von der Concursmaſſe noch zuläffig ift, jo wie nad 
Berichtigung der fonft auf der Erbfchaft ruhenden Xaften, verbleibenden 
Ueberrefteä der Concursmaſſe fordern. 

2) Ebenfo fünnen vor Ausantwortung des Vermögens an das allge: 
meine Conceursgericht alle nach den Gefegen desjenigen Staates, in welchem 
das auszuantwortende Bermögen ſich befindet, zuläffigen Vindications-, 
Pfand», Hypotheken- oder fonftige, eine vorzügliche Befriedigung gewähren- 
den Rechte an den zu diefem Vermögen gehörigen und in dem betreffenden 
Staate befindlichen Gegenftänden, vor deſſen Gerichten geltend gemacht wer: 
den, und iſt fodann aus deren Erlös die Befriedigung diefer Gläubiger zu 
bewirfen und nur der Ueberreft an die Concursmaſſe abzuliefern, aud der 
etwa unter ihnen oder mit dem Curator des allgemeinen Concurfes oder 
erbſchaftlichen Liquidationsproceijes über die Verität oder Priorität einer 
Sorderung von denſelben Gerichten zu entfcheiden. 

3) Befigt der Gemeinfchuloner Bergtbeile oder Kure oder fonftiges 
Bergwerfs-Eigenthbum, jo wird, Behufs der Befriedigung der Bergaläubiger, 
aus demjelben ein Specialconcurs bei dem betreffenden Berggericht einge 
leitet und nur ver verbleibende Weberreft dieſer Sperialmafje zur Haupt: 
concursmaſſe abgeliefert. 

4) Ebenfo fan, wenn der Gemeinfchuloner Seefchiffe oder dergleichen 
Schiffsparte befist, die vorgängige Befriedigung der Schiffögläubiger aus 
diejen Vermögensſtücken nur bei dem betreffenden See» und Handelsgerict 
im Wege eines einzuleitenden Specialconcurfes erfolgen. 

Art. 21. In fo weit nicht etwa die in dem bevorftchenden Art. 20, 
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beftimmten Ausnahmen eintreten, find alle Forderungen an den Gemein- 
fchuloner bei dem allgemeinen Concursgericht einzuflagen, auch die Rückſichts 
ihrer etwa bei den Gerichten des andern Staates bereitd anbängigen Pros 
ceſſe bei dem Concursgericht weiter zu verfolgen, es fei denn, daß letzteres 
Gericht deren Fortfegung und Entſcheidung bei dem proceßleitenden Gerichte 
ausdrücklich genehmigt over verlangt. 

Auch diejenigen der im Art. 20. gedachten NRealforderungen, welche von 
ven Gläubigern bei dem befonveren Gerichte nicht angezeigt, oder dafelbft 
gar nicht oder nicht vollftändig bezahlt worden find, können bei dem all» 
gemeinen Concurggerichte nod geltend gemacht werden, fo lange bei dem 
lestern nad ven Gefegen dejlelben eine Anmeldung noch zuläſſig ift. 

Dingliche Rechte werden jedenfalls nach den Gefegen des Orts, wo 
die Sache belegen ift, beurtheilt und geordnet. 

Hinfichtlic der Gültigkeit perfönlicher Anſprüche entfcheiden, wenn es 
auf die Nechtsfähigfeit eines der Betheiligten anfommt, vie Geſetze des 
Staates, dem er angehört; wenn es auf die Korm eines Rechtsgeſchäftes 
anfommt, die Gefege des Staates, mo das Gefchäft vorgenommen worden 
ift Art. 33); bei allen andern als den vorangeführten Fällen die Gefege 
des Staates, wo die Forderung entitanden iſt. Ueber vie Rangordnung 
perfönlicher Anfprüce und deren Verhältniß zu den dinglichen enticheiden 
die am Orte des Concursgerichts geltenden Gefege. Nirgends aber darf 
ein Unterfchied zwiſchen in- und ausländiſchen Gläubigern, rüdfichtlic der 
Behandlung ihrer Rechte gemacht werden. \ 

Art. 22. Alle Realflagen vesgleichen alle poſſeſſoriſchen Rechtsmittel, 
wie auch die fogenannten acliones in rem scriptae, müffen, dafern fie eine 
unbeweglihe Sade betreffen, vor dem Gerichte, in deſſen Bezirk fich die 
Sache befindet, — fünnen aber, wenn der Gegenftand beweglich ift, auch 
vor dem perfönlichen Gerichtsftande des Beklagten — erboben werben, vor: 
bebaltlich veifen, was auf ven Fall des Concurfes beftimmt ift. 

Art. 23. In dem Gerichtsftande der Sache fünnen feine blos (rein) 
perfönliche Klagen angejtellt werden. 

Art. 24. Eine Ausnahme von diefer Regel findet jedoch ftatt, wenn 
gegen den Befiser unbeweglicher Güter eine folche perfönliche Klage ange: 
ftelt wird, welche aus vem Beſitze des Grunpdftüds oder aus Handlungen 
fließt, die er in ver Eigenſchaft ale Gutsbefiger vorgenommen bat. Wenn 
daber ein folder Grunpbefiger 1) die mit feinem Pächter oder Verwalter 
eingegangenen Berbinvlichfeiten zu erfüllen, oder 2) die zum Belten des 
Grundſtücks geleifteten Vorfchüffe oder gelieferten Materialien und Arbeiten 
zu vergüten ſich weigert, oder wenn von den auf dem Grundſtück angeftell- 
ten dienenden Perfonen Anfprüce wegen des Lohns erhoben werden, oder 
3) die Patrimonial-Gerichtsbarfeit oder ein ähnliches Befugniß mißbraudt, 
oder 4) feine Nachbarn im Beſitze ſtört; 5) ſich eines auf das benachbarte 
Grundſtück ihm zuftebenden Rechts berühmt, oder 6) wenn er dag Grund: 
ftüf ganz oder zum Theil veräußert und den Contract nicht erfüllt, oder 
- die ſchuldige Gewähr nicht leiftet: jo muß verfelbe in allen diefen Fällen 
bei dem Gerichtäftande ver Sache Necht nehmen, wenn fein Gegner ihn in 
feinem perſönlichen Gerichtsftande nicht belangen will. 

Art. 25. Der Gerichtöftand einer Erbichaft ift da, wo der Erblaffer 
zur Zeit feines Ablebens feinen perlönlichen Gerichtsftand hatte. 

Art. 26. Im diefem GSerichtsftande können angebracht werden: 1) Kla— 
gen auf Anerkennung eines Erbrechts und ſolche, die auf Erfüllung oder 
Aufhebung teftamentariicher Verfügungen aerichtet find; 2) Klagen zwiſchen 
Erben, welde die Theilung der Erbidaft oder die Gewäbhrleiftung ver Erb— 
theile betreffen. 
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Doch fann dies Gau 1 und 2) nur fo lange geichehen, als in dem 
ne der Erbichaft der Nachlaß noch ganz oder theilmeife vor= 
anden ift. 

Endlich fünnen 3) in diefem Gerichtöftande auch Klagen ver Erbſchafts— 
gläubiger und Legatarien angebracht werden, fo lange fie nach den Landes— 
gefegen in dem Gerihtsfiande der Erbichaft angeftellt werden dürfen. 

In den zu 1, 2 und 3 angeführten Fällen bleibt es jedoch dem 
Ermeſſen der Kläger überlaffen, ob fie ihre Klage, ftatt in dem Gerichts— 
ftande der Erbfchaft, in dem perfönliden Gerichtöftande der Erben ans 
ftellen wollen. 

Art. 27. Ein Arreft fann in dem einen Staate unter den nad) ven 
Geſetzen veffelben vorgefchriebenen Bedingungen gegen den Bürger des 
andern Staates in deſſen in dem Gerichtsbezirfe des Arreſtrichters befind— 
lihen Vermögen angelegt werden, und begründet zugleich ven Gerichtsſtand 
für die Hauptflage in foweit, daß die Entfcheidung des Arreftrichters rüd- 
fichtlih der Hauptfache nicht bloß an dem in feinem Gerichtäfprengel befind- 
lihen und mit Arreft belegten, fondern an allen in demſelben Lande befind- 
lihen Vermögensobjecten des Schuldners vollftredbar if. Die Anlegung 
des Arreſtes giebt jedoch tem Arreftfläger fein Vorzugsrecht vor andern 
Gläubigern und verliert daher durch Concurs-Eröffnung über das Vermögen 
des Schuldners feine rechtliche Wirkung. 

Art. 28. Der Gerichtöftand des Contracts, vor welchem eben ſowohl 
auf Erfüllung, ald auf Aufhebung des Eontractö geflagt werden fann, findet 
nur dann feine Anwendung, wenn der Contrabent zur Zeit der Ladung in 
dem Gerichtsbezirk ſich anwefend befindet, in welchem ver Contract geſchloſſen 
worden ift oder in Erfüllung geben foll. 

Art. 29. Die Elaufel in einem Wechfelbriefe oder eine Verſchreibung 
nach Wechfelrecht, wodurch fi) der Schuldner der Gerichtöbarfeit eines jeden 
Gerichts unterwirft, in deſſen Bezirf er nach der Berfallzeit anzutreffen ift, 
wird als gültig anerfannt, und begründet die Zuftändigfeit eines jeden 
Gerichts gegen den in feinem Bezirf anzutreffenden Schuldner. 

Aus dem ergangenen Erfenntniffe ſoll felbit die Perfonal- Ereeution 
gegen den Schuldner bei den Gerichten des andern Staates vollftredt werden. 

Art. 30. Bei dem Gerichtsftande, unter welchem Jemand fremdes Gut 
oder Vermögen bewirtbichaftet oder verwaltet hat, muß er auch auf die aus 
einer folhen Adminiftration angeftellte Klage fih einlaffen, fo lange nicht 
die Adminiftration völlig beendigt und dem Verwalter über vie ee 
Rechnung quittirt ift. 

Wenn daher ein aus der quittirten Nechnung verbliebener Rüdftand 
gefordert oder eine ertheilte Quittung angefochten wird, fo fann dieſes nicht 
bei dem vormaligen Gerichteftande der geführten Verwaltung gefchehen. 

Art. 31. eve Intervention, die nicht eine befonders zu behandelnde 
Nechtsfache in einen fchon anbängigen Proceß einmifcht, fie ſei principal 
oder accejforifch, betreffe den Kläger oder ven Beklagten, fei nad) vorgängiger 
Streitanfündigung oder ohne diefelbe gefchehen, begründet gegen den aus— 
ländifchen Intervenienten die Gerichtöbarfeit des Staates, in weldem der 
Hauptproceß geführt wird. 

Art. 32, Sobald vor irgend einem in den bisherigen Artifeln bes 
ftimmten Gerichtöftande eine Sache rechtshängig geworden ift, fo ift ber 
Streit dafelbft zu beendigen, ohne daß die Rechtshängigfeit durch Verände— 
rung des Wohnfiges oder Aufenthalts des Beklagten geftört oder aufgehoben 
werden fünnte. 

Die Recdtshängigfeit einzelner Klagefachen wird durch die legale Inft: 
nuation der Ladung zur Einlaffung auf die Klage für begründet erfannt. 
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2. Rüdfihtlih der Gerichtsbarkeit in nicht fireitigen Rechtsſachen. 


Art. 33. Alle Rechtsgeſchäfte unter Lebenden und auf ven Todesfall 
werden, was bie Gültigfeit verfelben rücfichtlich ihrer Form betrifft, nad) 
den Gefegen des Orts beurtbeilt, wo fie eingegangen find. 

Wenn nah der Berfaffung des einen oder des andern Staates die 
Bültigfeit einer Handlung allein von der Aufnahme vor einer beftimmten 
Behörde in demfelben abhängt, fo bat es auch hierbei fein Verbleiben. 

Art. 34. Berträge, welde die Begründung eines dinglichen Rechts 
auf unbewegliche Sachen zum Zwede haben, richten fich Teviglich nach den 
Gefegen des Orts, wo die Sachen liegen, 


3. Rüdfihtlih der Strafgerichtsbarfeit. 


Art. 35. Verbrecher und andere Uebertreter von Strafgefegen werden, 
foweit nicht die nachfolgenden Artifel Ausnahme beftimmen, von dem Staate, 
dem fie angebören, nicht ausgeliefert, fondern bafelbft wegen der in dem 
andern Staate begangenen Verbreden zur Unterfuhung gezogen und be— 
ſtraft. Daber findet auch ein Contumacialverfahren des andern Staates 
gegen fie nicht ftatt. 

Bei der Conftatirung eines Forſtfrevels, welcher von dem Angehörigen 
eines Staates in dem Gebiete des andern verübt worden ift, foll den 
officiellen Angaben und Abfchägungen der competenten Forſt- und Polizei: 
Beamten des Orts des begangenen Frevels viefelbe Beweisfraft, ald ven 
Angaben und Abſchätzungen inländifcher. Officianten von der erfennenden 
Behörde beigelegt werden, wenn ein folder Beamter auf die mahrheitd- 
mäßige, treue und gewiffenbafte Angabe feiner Wahrnehmung und Kenntniß 
entweder im Allgemeinen oder in dem fpeciellen Kalle eidlich verpflichtet 
worden ift, und weder einen Denuncianten-Antheil, noch das Pfandgeld zu 
beziehen bat. 

Uebrigend behält ed wenen der Verhütung und Beftrafung der Forfts 
frevel in den Grenzwaldungen bei der beftehenden Uebereinfunft vom 
12. October 1835 fein Bewenpen. 

Art. 36. Wenn ein Unterthan des einen Staates in dem Gebiete 
des andern ſich eines Vergehens oder Verbredyens ſchuldig gemadıt bat 
und dafelbft ergriffen und zur Unterſuchung gezogen worden ift, jo wird, 
wenn der Verbrecher gegen juratoriſche Caution oder Handgelöbniß entlaffen 
worden, und fich in feinen Heimathsſtaat zurüdbegeben bat, von dem ordent— 
lichen Richter veffelben das Erkenntniß des ausländifchen Gericht, nad 
vorgängiger Requifition und Mittheilung des Urtels, fowohl an ver Perfon 
als an den in dem Staatögebiete befindlihen Gütern des PVerurtheilten 
vollzogen, vorausgefest, daß die Handlung, wegen deren die Strafe erfannt 
worden ift, auch nad den Gefegen des requirirten Staates ald ein Ver— 
gehen oder Verbrechen und nicht als eine blos polizeis over finanzgefegliche 
Üebertretung erfcheint, ingleichen unbeſchadet des dem requirirten Staate 
zuftändigen Strafverwandlungs- oder Begnadigungsrechts. in Gleiches 
findet im Fall der Flucht eines Verbrechers nach der Verurtheilung oder 
während der Strafverbüßung ftatt. 

Hat fi aber der Verbrecher vor der Verurtheilung der Unterfuchung 
durch die Flucht entzogen, foll es dem unterfuchenden Gericht nur freifteben, 
unter Mittheilung der Acten auf Fortfegung der Unterfuhung und Be— 
ftrafung des Verbrechers, fo wie auf Einbringung ver aufgelaufenen Uns 
foften aus dem Vermögen des Verbrechers anzutragen. In Fällen, wo ver 
Verbrecher nicht vermögend ift, die Koften der Strafvollftrefung zu tragen, 
bat das requirirende Gericht folhe, in Gemäßheit der Beftimmung des 
Art. 45 zu erfegen. 
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Art. 37. Hat der Unterthan des einen Staates Strafgefege des andern 
Staates durch ſolche Handlungen verlegt, welche in dem Staate, dem er ans 
achört, gar nicht verpönt find, 3. B. durch Uebertretung eigentbümlicher 
Abgabengefege, Polizeivorfchriften und dergleichen, und welche demnad auch 
von dieſem Staate nicht beftraft werden fönnen, fo foll auf vorgängige 
Requifition zwar nicht zwangsweile der Untertban vor das Gericht des 
andern Staates geftellt, demſelben aber ſich felbit zu ftellen verftattet werden, 
damit er fich gegen die Anfchuldigungen vertheidigen und gegen das in 
folhem Falle zuläffige Contumacialverfabren wahren könne. 

Dod foll, wenn bei Uebertretung eines Abgabengefeged des einen 
Staates dem Untertbanen des andern Staates Waaren in Beſchlag genom— 
men worden find, die Berurtheilung, fei e8 im Wege ded Contumacialver- 
fahrens oder fonft infofern eintreten, als fie fihb nur auf die in Beihlag 
genommenen Gegenftänve befchränft. In Anfehung der Contravention gegen 
Zollgefege bewendet e8 bei dem unter den reſp. Vereinsſtaaten abgeſchloſſe— 
nen Zollcartell som 11. Mai 1833, 


Art. 38. Der zuftändige Strafrichter darf auch, fo weit die Gefege 
feines Landes es geftatten, über: die aus dem Verbrechen entfprungenen 
Privatanfprücde mit erfennen, wenn darauf von dem Beſchädigten angetras 
gen worden ift. 


Art. 39. Untertbanen des einen Staates, welde wegen Berbrecdhen 
over anderer Uebertretungen ihr Waterland verlaffen und in den andern 
Staat ſich geflüchtet haben, ohne vafelbit zu Unterthanen aufgenommen 
worden zu fein, werden nach vorgängiger Requifition gegen Erftattung ber 
Koften ausgeliefert. 

Art. 40. Solche eines Verbrechens oder einer Uebertretung verdächtige 
Individuen, welde weder des einen nod des andern Staates Untertbanen 
find, werten, wenn fie Etrafgefege des einen der beiden Staaten verlegt zu 
haben beſchuldigt find, demjenigen, in weldem die Webertretung verübt 
wurde, auf vorgängige Requifition gegen Erftattung der Koſten ausgeliefert; 
es bleibt jedoch dem requirirten Staate überlaffen, ob er vem Auslieferungs= 
Antrage Folge geben wolle, bevor er die Regierung des dritten Staates, 
welchem der Verbrecher angehört, von dem Antrage in Kenntniß gefegt und 
deren Erflärung erhalten babe, ob fie den Angejchuldigten zur eigenen Bes 
ftrafung rerlamiren wolle. 


Art. 41. Im vdenfelben Fällen, wo der eine Staat berechtigt ift, die 
Auslieferung eined Befchuldigten zu fordern, ift er auch verbunden, die ihm 
von dem andern Staate angebotene Auslieferung anzunehmen. 

Art. 42. In Criminalfällen, wo Die perfönliche Gegenwart der Zeugen 
an dem Drte der Unterfuchung notbwenvig ift, ſoll die Stellung der Unter: 
tbanen des einen Staates vor das Unterſuchungsgericht des andern zur 
Ablegung des Zeugniffes zur Confrontation oder Recognition gegen voll: 
ſtändige Vergütung der Meifekoften und des Verſäumniſſes nie verweis 
gert werden. 

Art. 43. Da nunmehr vie Fälle genau beftimmt find, in welchen vie 
Auslieferung der Angefchuldigten oder Geftellung der Zeugen gegenfeitig 
nicht verweigert werden follen, fo bat im einzelnen Falle die Behörde, wels 
cher fie obliegt, die bisher üblichen Neverfalien über gegenfeitige gleiche 
Rechtswillfährigkeit nicht weiter zu verlangen. 

In Anfehung der vorgängigen Anzeige der requirirten Gerichte an Die 
vorgefegten Behörden, bewendet 08 bei den in beiven Staaten deshalb ge: 
troffenen Anordnungen. 
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IM. Befimmungen rüädfihtlih der Koften in Eivil- und 
Griminalfaden. 


Art. 44. Gerichtlihe und außergerichtliche Procek- und Unterſuchungs— 
foften, welche von dem competenten Gericht des einen Staats nad den dort 
geltenden Vorfchriften feftgelegt und ausprüdlich für beitreibungsfähig erklärt 
worden find, fjollen auf Verlangen dieſes Gerichts auch in dem andern 
Staate vor dem dafelbft fih aufhaltenden Schuldner obne Weiteres execu— 
tioifch eingezogen werden. Die den gerichtlichen Anwälten an ihre Mans 
danten zuftehenden Sorberungen an Gebühren und Auslagen fünnen indeß 
in Preußen gegen die dort wohnenden Manrtanten nur im Wege des Mans 
datsproceſſes nah $. 4 der Verordnung vom 1. Juni 1533 geltend und 
beitreibungsfäbig gemacht werben; es ift jedoch auf die Requifition Des 
ſächſiſchen Proreßgerihts Tas gefegliche Verfahren von dem competenten 
Gericht einzuleiten, und dem auswärtigen Rechtsanwalte Behufs der foften- 
freien Betreibung der Sache ein Affiftent von Amts wegen zu beftellen. 

Art. 45. In allen Eisil- und Criminalrechtsſachen, in welchen vie 
Bezahlung der Unfoften dazu unvermögenden Perfonen obliegt, haben vie 
Behörden des einen Staated die Nequifitionen der Behörden des andern 
fportels »und ftempelfrei zu erpebiren und nur den unumgänglich nöthigen 
baaren Berlag an Copialien, Porto, Botenlöhnen, Gebühren der Zeugen 
und Sadverftäntigen, Verpflegungs- und Transportfoften zu liquipiren. 

Art. 46. Den vor einem auswärtigen Gerichte abzubörenden Zeugen 
und andern Perfonen follen die Reife und Zehrungsfoften, nebft der wegen 
ihrer Berfäumniß ihnen gebübrenden Vergütung, nad) der von dem requi- 
rirten Gerichte geſchehenen Berzeichnung bei erfolgter wirflider Siftirung 
von dem requirirenden Gerichte fofort verabreicht werben. 

Art. 47. Zu Entfcheivung ver Frage, ob die Perfon, welder die 
Bezahlung der Unfoften in Civil- und Eriminalfachen obliegt, hinreichendes 
Vermögen dazu befigt, foll nur das Zeugniß derjenigen Gerichtöftelle erfor: 
dert werden, unter welcher diefe Perſon ihre weſentliche Wohnung bat. 

Sollte diefelbe ihre weſentliche Wohnung in einem dritten Staate haben 
und die Beitreibung der Koften dort mit Schwierigfeiten verbunden fein, 
fo wird es angefeben, als ob fie fein hinreichendeg eigenes Vermögen befige. 
Iſt in Eriminalfällen ein Angefchuldigter zwar vermögend, die Koſten zu 
entrichten, jedoh in dem geſprochenen Erfenntniffe dazu nicht verurtheilt 
worten, fo ift dieſer Fall dem des Unvermögens ebenfalls gleich zu fegen. 

Art. 48. Sämmtliche vorftehbende Beftimmungen gelten nicht in Bes 
ziehbung auf die königlich preußischen Rheinprovinzen. Auch ftehen die 
Beftimmungen des gegenwärtigen Vertrages mit der Beurtheilung der politiz 
fhen Heimath in feiner Verbindung. 

Art. 49. Die Dauer vdiefer Nebereinfunft wird auf zwölf Jahre, som 
1. December d. I. an gerechnet, feftgefest. Erfolgt ein Jahr vor dem 
Ablaufe Feine Auffündigung von der einen oder der andern Seite, fo ift fie 
ſtillſchweigend als auf noch zwölf Jahre weiter verlängert anzufeben. 

Hierüber ift königlich preußifcherfeits gegenwärtige Minifterial: Erflä- 
rung ausgefertigt und ſolche mit dem föniglihen Infiegel verjehen worden. 

Berlin, den 14. October 1839. 


8. Uebereinfunft über den wechfelfeitigen Schug der Waarenbezeichnungen. 
12. Februar, publicirt 3. März 1841. 


Gemäß dem $. 4 des königlich preufifchen Gefetes vom 4. Juli 1840, 
betreffend ven Schus ver MWaarenbezeichnungen, follen die Beftimmungen 
der 88. 1 und 2 viefes Gefeges auch zu Gunften ver Unterthanen der— 
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jenigen fremden Staaten in Anwendung gebracht werben, mit welchen wegen 
der deshalb zu beobachtenden NReciprocität Uebereinfunft getroffen worden it. 
Nachdem nunmehr die königlich preußifche und vie königlich ſächſiſche Re— 
gierung unter fid) übereingefommen find, gegenfeitig ihre beiderfeitigen 
Untertbanen in dem gefeglihen Schuge der Waarenbezeichnungen einander 
gleich zu ftellen und zu behandeln, fo wird hierdurch feitend des unterzeich- 
neten Föniglih preußiſchen Minifteriumsd der auswärtigen Angelegenbeiten 
noch befonderd und ausprüdlich erklärt, daß die Beftimmungen ver $$. 1 
und 2 des erwähnten Gefeges vom 4. Juli 1840 auch zum Schutze ver 
föniglih ſächſiſchen Unterthanen in der gefammten königlich preußifchen 
Monarchie Anwendung finden follen. 

Hierüber ift königlich preußifcherfeits die gegenwärtige Minifterial- 
Erflärung ausgefertigt, und foldhe mit dem königlichen Inſiegel ver: 
fehben worden. 

Berlin, ven 12. Februar 1841. 


9. Staatd: Vertrag, die Herftellung einer Gifenbabn : Verbindung zwifchen 
Breslau und Dresden betreffend. 24. Juli, ratific. 30. Septbr. 1843. 


Art. 1. Die königlich preußifche und die föniglich ſächſiſche Regierung 
verpflichten fich gegenfeitig, für die Herftellung einer Eifenbahnverbindung 
zwifchen Breslau und Dresden zum Anfchluffe an die von Dresden nad 
Leipzig führende Eifenbabn Sorge zu tragen und zwar in der Art, daß 
einerfeitd von der niederjchlefifch- märkifchen Eifenbahngefellfchaft in Verbin 
dung mit der von ihr zu erbauenden Eifenbahn von Breslau nah Frank— 
furt a. d. O. eine Anſchlußbahn nah Görlitz angelegt, andrerfeits der Bau 
einer Eifenbahn von Dresden über Bausen und Löbau nad Görlig, ein 
fchließlich des innerhalb des füniglich preußifiben Gebiets gelegenen Theile 
derfelben, dur die im Königreich Sachſen zu errichtende Gefellichaft unge- 
tpeilt ald ein Ganzes zur Ausführung gebracht werden fol. 

Art. 2. Die von den beiderfeitigen Gefellfhaften berzuftellenden Eifen- 
bahnen follen bei Görlig ſich unmittelbar aneinander anfchließen, auch eines- 
theils mit der Breslausfranffurter, anderntheils mit der Dresden-Leipziger 
Eifenbahn in unmittelbare Verbindung gebracht werben, vergeftalt, daß die 
Transportmittel der verfchiedenen Bahnen zwifchen Breslau und Leipzig 
ohne Unterbrechung von der einen auf die andere übergehen Fönnen. 

Zur Sicherung diefes Zwedes werden die hohen contrahirenden Regie— 
rungen darauf Bedacht nehmen, daß die Conftruction fowohl der Bahnen 
felbft, ald der Transportmittel, nach möglichft übereinftimmenden Grundfägen 
und Verhältniffen erfolge, 

Insbefondere foll die Spurweite, in Uebereinftimmung mit der in ven 
beiverfeitigen Staatögebieten bei den übrigen Eifenbahnen angenommenen 
Spurweite, überall gleihmäßig 4 Fuß 8%, Zoll englifhen Maaßes im 
Lichten der Schienen betragen. 

In Anfehung des Bahnhofes bei Görlis ift man übereingefommen, 
daß eine jede der beiden Gefellfchaften einen folhen für ihre Rechnung ans 
zulegen babe, infofern man ſich nicht über die Anlegung eines gemeinſchaft— 
lichen Bahnhofes verftändigen follte. 

Die hohen contrabirenven Regierungen bebalten ſich vor, über die Aus— 
führung der in dieſem Artifel enthaltenen Beitimmungen durch technifche 
Commiffarien, deren Zufammentritt erfolgen foll, fobald ver Stand der 
Vorarbeiten auf beiden Seiten dies geftattet, die nähere Verabredung 
treffen zu laſſen. 

Art. 3. Der Bau der in Art. 1 gedachten Anfhlußbahn nad Görlig, 
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fo wie der von Dresden dorthin führenden Bahn, foll von den beiderfeitigen 
Sefellichaften längſtens innerhalb eines Zeitraums von Bier Jahren, vom 
Abichluffe des gegenwärtigen Vertrages an gerechnet, zur Ausführung ges 
bracht und thunlichft fo gefördert werden, daß der Betrieb gleichzeitig mit 
der Eröffnung der Eiſenbahn von Breslau nah Frankfurt a, d. DO. ber 
ginnen könne. 

Art. 4. Die hoben contrabirenden Regierungen wollen nad näherer 
PVerftändigung unter einander dafür Sorge tragen, daß bei Feftftellung ver 
Fahrpläne das Ineinandergreifen der Fahrten auf den verfchiedenen Bahnen 
zwifchen Breslau und Leipzig gefichert und die’ Fahrten jedenfalls fo einge 
richtet werden, daß von Breslau big Leipzig und in entgegengefegter Rich- 
tung von Leipzig bis Breslau täglich wenigftend einmal eine zufammen- 
hängende Beförderung, ohne Aufenthalt auf den Stationen, fo weit foldyer 
nicht durch die Natur des Betriebes bedingt wird, flattfinve. 

Art. 5. Es wird beiderfeitd darauf Bedacht genommen werben, bei 
dem zu erlaffenden Bahn-Polizei-Reglement von möglichſt übereinftimmenven 
Grundſätzen auszugehen, auch auf Gleichmäßigfeit in den inneren Betriebe- 
Einrichtungen beider Unternehmungen tbunlichit binzuwirfen. 

Art. 6. Im Anſehung der Fahrpreiſe werden die hohen contrabirenden 
Regierungen zu vermitteln fuchen, daß diefelben für die Anſchlußbahn nad 
Görlig und für die von Dresden dorthin führende Bahn gleihmäßig be- 
ftimmt und mit dem für die niederfchlefifch-märfifche Eifenbahn feftzuftellenden 
Zarife thunlichft in Einflang gebracht werden, infoweit nidyt durch die Ver— 
fchiedenheit der Betriebsverpältniffe ein Anderes bedingt wird. In feinem 
Falle follen diefelben auf einen höheren Neinertrag als Zehn Procent des 
Anlage:Eapitald beredynet werden. 

rt. 7. Zwiſchen den beiverfeitigen Untertbanen foll ſowohl binfichtlich 
der Beförderungspreife ale ter Zeit der Abfertigung Fein Unterfchiev ge— 
macht werden, namentlich follen die aus dem Gebiete des einen Staates in 
das Gebiet des andern Staates übergebenden Transporte weder in Ber 
ziehung auf die Abfertigung, noch rüdfichtlich der Beförderungspreife uns 
günftiger behandelt werden, als die aus dem betreffenden Staate abgehen- 
den oder darin verbleibenven. 

Art. 8. Die füniglich preußifche und die Föniglich ſächſiſche Regierung 
verpflichten fih, Fürforge zu treffen und die beiderfeitigen Eifenbahngefell- 
haften dazu anzubalten, daß, wenn in Folge etwaniger Bundesbeſchlüſſe 
oder anderer außerordentlicher Umftände größere Truppenbewegungen in ber 
Richtung der im Art. 1 genannten Eifenbahnen ftattfinden follten, für viefe, 
und für Sendungen von Waffen, Kriegs: und BVerpflegungsbedürfniffen, fo 
wie Militaireffeeten jeglicher Art, infoweit foldhe Sendungen zur Beförde- 
rung auf Eifenbahnen überhaupt geeignet find, nöthigenfalls auch außeror- 
dentliche Fahrten eingerichtet und für vergleichen Transporte nicht blos die 
unter gewöhnlichen Umſtänden bei den Fahrten zur Anwendung fommenden, 
fondern die fonft noch vorhandenen Transportmittel der Geſellſchaft benugt 
werben. 

Den Militairverwaltungen der contrabirenden Staaten wird gegenfeiti 
die Befugniß vorbehalten, ſich zu dergleichen Transporten nöthigenfalls - 
eigner Transport- und Dampfwagen zu bedienen. In foldhen Fällen wird 
an die Eifenbahngefellfchaften nur ein mäßiges Bahngeld entrichtet. Findet 
daneben nod die Benugung der Transportmittel der Gefellichaft ftatt, fo 
wird foldhe nach billig mäßigen Sätzen befonders verglitet. 

Rückſichtlich der Brise für Truppen, Waffen, Striegd- und 
BVerpflegungsbedürfniffe, fo wie für Militaireffeeten jeglicher Art, fol in den 
obengedachten Fällen Fein Unterfchied zwifchen den beiderfeitigen Regierungen 
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gemacht und von feiner derſelben ein höherer Preis gefordert werden, als 
derjenige, welchen die betreffende Negierung für ihre eignen Transporte der 
gedachten Art an die Unternehmer ver in ihrem Gebiete gelegenen Bahn— 
jtrede zu entrichten haben würde. 

Die hohen contrabirenden Negierungen find übrigens gegenfeitig dar— 
über einverftanden, daß einer jeden auf der Eifenbahn von Breslau über 
Dresden nad Yeipzig und Magpeburg, fo wie in entgegengefegter Richtung 
durd das Gebiet des andern Theils zu bewirfenden Truppenfendung die 
berfümmliche Anzeige und Vernehmung mit der betheiligten Regierung binnen 
angemefjener Friſt vorausgehen müſſe. 

Art. 9. Im Betreff der Poftverbältniffe ift man übereingefommen, daß 
den Föniglih preußiſchen Poftfendungen jeglicher Art, fie mögen in Briefen, 
Geldern oder Padeten befteben, welde mit Benugung der Eifenbahn zwiſchen 
Dresden und Görlis, von Görlig ab oder nad Görlig durd das Föniglid 
fächfifche Gebiet geben fünnen, ver ungehinderte Tranfit durch das König- 
reich Sachſen ſowohl nad und aus preußifchen Provinzen, als aud nad 
und aus andern Staaten gegen Entrichtung angemefjener Tranfitvergütungen 
an die königlich fächfifche Poftcaffe fo lange gewährt werde, als der Poft- 
betrieb auf der in Rede ſtehenden Eifenbahn ftattfindet. 

Ueber die Höbe diefer an die königlich fächfifhe Poſtcaſſe zu entrich— 
tenten Tranfitvergütungen, fowie über die Veränderungen, welde nad Er— 
Öffnung der Eifenbabn von Dresten nad Görlig in Beziehung auf die 

egenfeitigen Pofteinrichtungen fich als nothwendig darftellen, ift unter dem 
ine Zage zwifchen ven Poftverwaltungen beider Staaten eine befondere 
Uebereinfunft getroffen worden, welche als ein integrirender Theil des gegen- 
wärtigen Vertrages zu betrachten ift. 
rt. 10. NRüdfichtlidy der nad Art. 1 von der fächfiihen Eifenbabn- 
—— auszuführenden Strecke innerhalb des königlich preußiſchen Ge— 
iets von der Landesgrenze ab bis Görlitz ſollen die Beſtimmungen des 
königlich preußiſchen Geſetzes über die Eiſenbahn-Unternehmungen vom 3. 
November 1838 zur Anwendung kommen, inſofern nicht der Umſtand, daß 
dieſe Bahnſtrecke mit dem im koͤniglich ſächſiſchen Gebiete gelegenen Haupt— 
theile der nach Dresden führenden Eiſenbahn ein Ganzes ausmacht, und 
nur im Zuſammenhange damit zu benutzen iſt, zu Abweichungen davon 
Anlaß giebt. 

Demzufolge iſt man übereingekommen, daß die Beſtimmungen in den 
$$. 1. 2. 3. 6. 21. 26. 27. 28. 29. 30. 31. 32. 33. 34. 35. 37. 38. 39. 
40. 41. 47. und 48, des in Bezug genommenen Gefeßes vom 3. November 
1838 rüdfichtlich der mehrerwähnten, im preußifchen Gebiete gelegenen Bahn 
ftrede außer Anwendung bleiben. 

Wegen der fonft nöthigen Abweichungen bat man fid) dagegen über 
folgende Punkte vereinigt. 

Urt. 11. Qu $. 4 des Geſetzes.) So wie die Vorarbeiten für ben 
innerhalb des königlich ſächſiſchen Gebiets gelegenen Theil der im Art. 1 
bezeichneten Eifenbahn unter Yeitung der königlich fächfifchen Regierung aus— 
geführt worden, fo wird viefelbe auch die Vorarbeiten für die Strede inner: 
halb des königlich preußiichen Gebiets von der Yandesgrenze ab bis Görlig 
unter ihrer Leitung bewirken laffen, wobei von den königlich preußifchen 
Behörden die für deren ungeftörten Fortgang nöthige Unterftügung gewährt 
werben foll. 

Die Bahnlinie und der Bauplan werben demnächſt im gegenfeitigen 
Einyerftänpniffe der hoben contrabirenden Regierungen feftgeftellt werden. 

In Anfehung der auf der Bahn anzuwendenden Fahrzeuge, einfchließ- 
lich der Dampfwagen, ift man darüber einverftanden, daß die von der fünig- 
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lich ſächſiſchen Regierung zu veranlaffente Prüfung genüge und rine Ges 
nebmigung feitens der Füniglich preußischen Regierung nicht erforderlich fei. 

Art. 12. (zu $. 23 des Geſetzes.) Wegen der zur Sicherung des 
Betriebes königlich preußifcherfeits zu erlaffenden polizeilichen Borfchriften 
foll weitere Vereinbarung getroffen und dabei das Babnz Polizeireglement 
für den, dem Königreihe Sachſen angebörigen Theil der Bahn thunlichit 
zum Grunde gelegt werden. 

Art. 13. (zu $. 36 des Geſetzes.) Mit Nüdficht auf die im Art. 1 
getroffene Verabredung, wonad der Bau ver Eifenbahn von Dresven bis 
Görlitz einfchließlich der innerhalb des füniglid preußischen Gebiets gele- 
genen Strede von der Yandesgrenze ab bis Görlig von der ſächſiſchen Eifen- 
bahngeſellſchaft auszuführen iſt, leiftet die füniglich preußische Poftverwal- 
tung zu Gunften der füniglich ſächſiſchen Poftverwaltung für die ebengevachte 
Babnftrede auf die Ausübung aller derjenigen Vorrechte und Berugniffe 
Verzicht, welche derfelben ven preußifchen Eifenbabn-Gefellichaften gegenüber 
gufeglich zuftehen, vergeftalt, daß es der füniglich ſächſiſchen Regierung über: 
laffen bleibt, das Verhältniß ver dortigen Poftanftalt zu der Eiſenbahn— 
Geſellſchaft binfichtlich jener Babnftrede nadı eigenem Gutdünken zu ordnen. 

Art. 14. (zu $.42 des Gefeged.) Die füniglidy preußifche Regierung 
behält ſich das Recht vor, die in Rede ftebende, innerhalb ihres Gebiets ge— 
legene Bahnftrede, nebft allem zu der Bahn felbft zu rechnenden Zubehör, 
nach Berlauf von dreißig Jahren nad Eröffnung der Bahn, in Folge 
einer mindeftens zwei Sabre vorher zu machenden Ankündigung, jeder Zeit 
gegen Erftattung des Anlagecapitals zu erwerben, in weldem Falle, behufs 
der Sicherung eines ferneren zufammenhängenvden Betriebes der Bahn 
zwifchen Dresden und Görlitz befondere Verabredungen getroffen werven follen. 

Infofern jedoch zur Zeit der Erwerbung ver Zuftand ver Bahn gegen 
die urfprüngliche Anlage ſich weſentlich verjchlechtert haben follte, ſoll von 
dem urfprünglichen Anlagerapital, nad einen durch Sachverſtändige zu be> 
ſtimmenden Procentfage, ein dem dermaligen Zuftande entfprechender Abzug 
gemacht werben. 

Art. 15. Gu $. 45 des Geſetzes.) Für den Fall, daß von Seiten 
der föniglich preußifchen Regierung der Anſchluß von Seitenbahnen für ans 
gemefjen erachtet würde, wird die königlich fächfifche Regierung der dortigen 
Eifenbahngefellfchaft die Verpflichtung auferlegen, ſolchen nicht nur gefchehen 
zu laſſen, jondern auch die auf diefen Seitenbahnen gangbaren Bahnwagen am 
Anſchlußpunkte zur Weiterbeförderung zu übernebmen und dahin zurüdzuführen. 

Art. 16. (u $. 49 des Gefeges.) Sollte die königlich preußifche Re— 
gierung fich beftimmt finden, die in dem mehrerwähnten Gejege vom 3. No- 
vember 1838 enthaltenen Beftimmungen durd neue Anordnungen zu er: 
gänzen oder abzuändern, und nad Umſtänden venfelben ganz neue Beftim- 
mungen hinzuzufügen, jo behalten beide Negierungen ſich vor, ſich darüber 
näber zu vereinigen, inwieweit dergleichen Abänvderungen und Ergänzungen 
oder auch neue Beftimmungen auf die in Rede ftehende Bahnftrede zur An- 
wendung zu bringen fein werden. 

Art. 17. Die Landeshoheit bleibt in Anfehung der in Rede ftehenden 
Bahnftrede, fo weit fie das königlich preußifche Gebiet berührt, der Krone 
Preußen ausschließlich vorbehalten. Da demgemäß den föniglich preußifchen 
Behörden die Competenz zur Unterfuhung und Beftrafung aller innerhalb 
des königlich preußischen Gebiets vorlommenden, die Bahnanlage oder den 
Transport auf derſelben betreffenden Polizei und Criminalvergeben zufteht, 
fo wird von der föniglich fächfifhen Regierung die Vollftredung der Straf 
Erfenntnifje nah Maafgabe der unterm 14. Oftober/a9, November 1839 abge- 
ſchloſſenen Convention zugefichert. 
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Die Föniglich fächfifche Regierung erflärt fi damit einverftanden, daß 
die dortige Eifenbabngefellfchaft wegen aller Entihäpigungsanfprüde, vie 
aus Anlaß der Eifenbahnanlage auf preußifchem Gebiete oder des Betriebes 
derfelben gegen fie erhoben werden möchten, fich der königlich preußifchen 
Gerichtöbarfeit und den königlich preußifchen Gefegen zu unterwerfen babe. 

Art. 18. Für den Fall, daß die königlich fächfifche Regierung ver- 
anlaft fein follte, das Eigenthum der Eifenbahn von Dresden nadı Görlis 
früher oder fpäter felbft zu erwerben und den Betrieb auf felbiger für eigene 
Rechnung zu übernehmen, wird alsdann über vie mit Rüdficht auf dieſes 
veränderte Verhältnis fi als nothwendig oder wünſchenswerth ergebende 
Modification der in den Artifeln 10 bis 47 enthaltenen Berabredungen 
eine weitere Berftändigung zwifchen ven hoben contrabirenden Regierungen 
ftattfinden. 

Art. 19. Gegenwärtiger Bertrag foll zur landesherrlichen Genchmi- 
gung vorgelegt und die Auswecfelung der darüber auszufertigenden Ratift- 
cationd-Urfunden fobald ala möglich, fpäteftend aber binnen ſechs Wochen, 
bewirft werben. 

Dep zu Urfund ift derfelbe son den beiderfeitigen Bevollmächtigten 
unterzeichnet und befiegelt worden. 

So geichehen Berlin, ven 24. Juli 1843. 


10. Beitritt der königl. fächfifchen Regierung zu dem Bertrage zwifchen Preußen 
und Großbritannien wegen gegenfeitigen Schußes der Autorenrechte gegen 
Nachdruc und unbefugte Nachbildung vom 13. Mai 1846. 27. Auguft 1846. 


Mit Bezug auf Art VII. des Vertrages zwifchen Preußen und Groß— 
britannien wegen gegenfeitigen Schußes der Autorenrechte gegen Nachdruck 
und unbefugte Nachbildung vom 13. Mai d. 3. (Gefegfammlung ©. 343 
bis 350) wird bierdurd befannt gemacht, daß die föniglich ſächſiſche Re— 
gierung ihren Beitritt zu dem gedachten Vertrage unter dem 24. d. M. be— 
wirft bat, mit der Maafgabe, daß der Vertrag aud für das Königreich 
Sadfen vom 1. September d. I. ab in Wirffamfeit treten, dagegen ber 
Anfprud auf gefegliben Schug im dortfeitigen Staate (Art. I. des Ber- 
trages) für britifche Werfe von deren erfolgter lade in die zu Leipzig 
von der dortigen Föniglichen Kreisdirection geführte „Bücherrolle,“ reip. von 
der dafelbft gefchebenen Depofition eines Eremplares des betreffenden Werfes 
abhängig fein foll. 

Berlin, den 27. Auguft 1846. 


11. Vertrag, die Herftellung einer Gifenbahn: Verbindung zwifchen Berlin und 
Dresden betreffend. 6. März, ratificirt 7. Mai 1848. 


Art. 1. Die füniglich preußifche und die fönigliche fächfifche Regierung 
verpflichten fich gegenfeitig, den Bau einer Eifenbabn, welche fich einerfeits 
bei Jüterbogk an die Berlin-Anhaltifche Eifenbahn und andrerfeits oberhalb 
Rieſa bei Nöderau in der Richtung auf Dresden an die Leipzig-Dresdner 
Eifenbahn anfchließt, zu geftatten und werben, eine jede innerhalb ihres Ge— 
bietes, dafür Sorge tragen, daß der demfelben angebörige Theil der ge— 
dachten Eifenbahn von ven betheiligten Gefellichaften bis ſpäteſtens Ende 
Detober 1848 fertig geftellt und dem Betriebe übergeben werde. 

Art. 2. Die Eifenbabn von Yüterbogf über Premfendorf und Falken— 
berg bis zum Anjchluffe an die Leipzig Dresdner Eifenbahn ſoll nidt nur 
in ihrer ganzen Ausdehnung zwiſchen Berlin und Dresven eine ununter- 
brodene Verbindung berftellen, fonvdern auch dergeftalt mit der Berlin-An> 
baltifchen und Leipzig Drespner Bahn unmittelbar in Verbindung gebracht 
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werben, daß die Transportmittel der verfchiedenen Bahnen zwiſchen Berlin 
und Dresven ohne Unterbrehung von der einen auf die andere übergehen 
fönnen. 

Insbeſondere foll die Spurweite in Uebereinftimmung mit der in den 
beiverfeitigen Stantögebieten bei den übrigen Eifenbahnen angenommenen 
Spurweite überall gleihmäßig 4 Fuß 8" Zoll englifhen Maaßes im Lichten 
der Schienen betragen. 

Art. 3. Die hohen Regierungen behalten ſich vor, über den Punft, 
an welchem die den beiderfeitigen Gebieten angehörigen Bahnftreden fid an- 
einander anfchliegen follen, nach Vorlegung der von den betheiligten Gefells 
fchaften auszuarbeitenden Projecte ſich zu verftändigen und nöthigenfalld durch 
technifche Commiffarien die einer näheren Feftfegung bedürfenden Punkte ges 
meinfchaftlich erörtern zu laffen. 

Art. 4, Die königlich ſächſiſche Regierung geftattet, daß der Betrieb 
auf der innerhalb ihres Gebiets gelegenen Strede der Bahn der Berlins 
Anbaltifchen Eifenbahn- Gefellfchaft übertragen werde, und wird ihre Ver- 
mittlung dahin eintreten laffen, daß über ven Betrieb baldmöglichſt eine ans 
gemefjene Berftändigung unter billigen Bedingungen zwifchen ven beiden 
GSefellfchaften zu Stande fomme. 

Art. 5. Die hoben contrahirenden Regierungen werben nad näherer 
Berfländigung unter einander dafür Sorge — daß von Berlin nach 
Dresden und in entgegengeſetzter Richtung von Dresden nach Berlin täglich 
mindeſtens zweimal und uͤberhaupt ſo oft, als das Bedürfniß des Verkehrs 
es erfordert, eine zuſammenhängende Beförderung ohne Aufenthalt auf den 
Stationen und namentlih”auf dem Bahnhofe bei Röderau ftattfinde Auch 
wollen viefelben varauf binwirfen, daß die Beförderung ſowohl der Perfonen, 
als der Güter zwifchen den gedachten beiden Orten ohne Wechfel der Trans— 
portfabrzeuge erfolge. 

Art. 6. Der Tarıf für vie Fahrpreife der in Rede ſtehenden Ver: 
bindungsbahn fol zu den Fahrpreifen der Berlin » Anhaltifchen und ber 
Leipzige Drespner Bahn in ein angemefjenes Verhältniß gebradt und in 
feinem Falle auf einen höheren Reinertrag, als zehn Procent des Anlages 
capital, berechnet werden. 

Art. 7. Zwiſchen ven beiverfeitigen Unterthanen foll ſowohl binfichtlich 
der Beförberungspreife, ald der Zeit der Abfertigung Fein Unterfchied ges 
macht werden, namentlich follen die aus dem Gebiete des einen Staates in 
das Gebiet des anderen Staates übergehenden Transporte weder in Be— 
ziehung auf die Abfertigung, noch rüdjichtlich der Beförderungspreife uns 
günftiger behandeln werden, als die aus dem betreffenden Staate abgehenven 
oder darin verbleibenden Transporte. 

Art. 8 Die Bahnpolizei wird unter Aufficht der dazu beiderſeits com= 
petenten Behörden in Gemäßheit des für jedes Staatsgebiet befonders zu 
publieirenden Bahnpolizei = Reglemente nah möglichft übereinftimmenden 
Grundfägen — werden. 

Art. 9. Beide Regierungen ſind darüber einverſtanden, daß die wegen 
Handhabung der Paß- und een bei Reifen mittelft der Eifen- 
bahnen unter ihnen theils fchon beftehenven, theild noch zu verabredenden 
—— auch auf die in Rede ſtehende Verbindungsbahn Anwendung 

nden ſollen. 

Art. 10. Rückſichtlich der Benutzung der mehrerwähnten Verbindungs- 
bahn zu Zwecken der Militairverwaltung iſt man über folgende Punkte über- 
eingefommen: 1) Für alle Transporte von Militairperfonen oder Militair- 
effeeten, welche für Rechnung ver königlich preußifchen Militairverwaltung 
auf der Eifenbahn von Berlin über Jüterbogf nach Dresden, ingleichen für 
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alle Transporte, welche für Rechnung der königlich fächfifchen Militairvers 
waltung unter ganzer oder theilweifer Benugung der genannten Bahnlinie 
bewirkt werden, wird den beiderfeitigen Militairverwaltungen binfichtlich der 
Beförderungspreije völlige Gleichftellung zugefichert, dergeftalt, vaß vie Be- 
zahlung * an die Eiſenbahnverwaltung nach ganz gleichen Sätzen er— 
folgen ſoll. 2) Wenn in Folge etwaiger Bundesbeſchlüſſe oder anderer 
außerordentlicher Umſtände auf Anordnung der königlich preußiſchen oder der 
königlich ſächſiſchen Regierung in der Richtung der im Artikel 4 bezeichneten 
Eifenbahn — — ſtattfinden ſollten, ſo liegt der betreffenden 
Eiſenbahnverwaltung die Verpflichtung ob, für dieſe und für Sendungen von 
Waffen, Kriegs- und Verpflegungsbedürfniſſen, fo wie von Militaireffecten 
jeglicher Art, in foweit folhe Sendungen zur Beförderung auf Eifenbabnen 
überhaupt geeignet find, nöthigen Falles auch außerordentliche Fahrten ein— 
zurichten und für vergleichen Transporte alle Transportmittel, die der un— 
geftört fortzufegende regelmäßige Dienft nicht in Anfpruc nimmt, zu ver- 
wenden und fo weit thunlich hierzu in Stand zu ſetzen, nicht minder die 
mit Militairperfonen befegten und die mit Militaireffecten beladenen von 
einer anftoßenden Bahn fommenden Transportfahrzeuge auf die eigene Babn, 
vorausgefegt, daß dieſe dazu geeignet find, zu übernehmen, aud mit ven 
disponiblen Focomotiven weiter zu führen. Die Leitung aller folder Trans- 
porte bleibt jedoch lediglich dem Dienftperfonale der betreffenden Eiſenbahn— 
verwaltung überlafjen, deifen Anordnung während der Fahrt unbedingt Folge 
zu leiften ift. Hinfichtlich des an die Eifenbabnverwaltungen zu entrichtenden 
Fahrgeldes tritt, wie unter 1., eine völlige Gleichftellung der beiderfeitigen 
Militairverwaltungen ein. 3) Die hoben rontfabirenden Negierungen find 
übrigen& darüber einverftanden, daß einer jeden auf der in Rede ſtehenden 
Eifenbahn durch das Gebiet des anderen Theils zu bewirfenden Truppen 
fendung die herfümmliche Anzeige und Vernehmung mit der betheiligten 
Regierung binnen angemefjener Sin vorbergeben müjle. Im Falle außer— 
ordentlicher Dringlichfeit, wo ohne Gefährdung des Zwedes eine vorgängige 
Vernehmung mit der betheiligten Regierung nicht zu bewirfen fein würde, 
wollen jedoch die hohen contrabirenden Regierungen es gefcheben laffen, daß 
von diefer Anzeige und Vernehmung ausnahmsweiſe abgefehen werde, wo- 
gegen auch in folchen Fällen der Abjendung der Transporte unter allen Um— 
änven eine Anzeige an die betheiligte Kegierung oder an die nach Befinden 
deshalb mit Anweifung zu verjehenden betreffenden Provinzialbebörden vor- 
angeben joll. 

Art. 11. In Betreff ver Poftverhältniffe find die beiden contrabirenden 
Regierungen über nachftehende Punkte übereingefommen: 1) Die beiverfei- 
tigen Regierungen werden ſich binfichtli der über Röverau zu fpedirenven 
gegenfeitigen Correfpondenzfendungen mit den gegenwärtig conventionsmäßig 
beſtehenden Portoantheilen jo lange begnügen, als nicht in Betreff der legteren 
eine anderweite allgemeine Regulirung gegenfeitig verabredet werden wird, 
Was die Benugung der Eifenbahn zu Pädereifendungen zwifchen den Orten 
des beiderfeitigen "Staatögebiets betrifft, jo werden die contrabirenden Re— 

ierungen fi vor Eröffnung des Betriebes wegen Ermäßigung des Ge- 
—J———— und der Feſtſtellung der beiderſeitigen Antheile daran, nach 
Maaßgabe der Transportſtrecken und der Transportleiſtungen durch die beider— 
ſeitigen Poſtverwaltungen verſtändigen. 2) Die königlich ſächſiſche Regierung 
wird ferner geſtatten, daß die königlich preußiſche Poſtverwaltung, wenn ſie 
es für nöthig finden ſollte, auf der Eiſenbahnroute von Jüterbogk über 
Röderau und Leipzig geſchloſſene Briefpackete zwiſchen Berlin und Jüterbogf 
einer- und Halle andererfeits gegen eine der Föniglich ſächſiſchen Poftverwal- 
tung zu gewährende Zranfitgebühr von Einem balben Silber- oder Neu- 
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gem pro Loth Brutto befördern könne. Für etwaige auf der gedachten 
oute zu bewirfende Fahrpoſtſendungen zwifchen Berlin und Jüterbogf einer- 
und Halle andererfeits wird die Vergütung an die Föniglich ſächſiſche Poft- 
verwaltung nad Maafgabe ver Stipulationen im Artikel 8 des Vertrages 
vom 24. Juli 1843 wegen Benugung der ſächſiſch-ſchleſiſchen Eiſenbahn zur 
Beförderung der —— Poſtſendungen erfolgen. 3) Für den Tranſit 
ver preußiſchen Brief⸗Packetſchlüſſe zwiſchen Berlin einer- und Prag, Wien 
und Hof andererfeits über Dresden und Leipzig werden die bisherigen con- 
ventionsmäßigen Vergütungsfäge fo lange unverändert beibehalten, als vie 
beftehende Vofteonvention zwiſchen Preußen und Sachſen in Kraft bleibt. 
Nach Ablauf derfelben ift jevoch für die gedachten Tranfit-Briefpadete ftatt 
der bisherigen Tranfitgebühr von 1 — pro Loth Brutto 1 Neugroſchen 
pro Roth ſeitens der königlich preußiſchen an die königlich ſächſiſche Poſt— 
verwaltung zu entrichten. 4) Sollte die füniglich Ma Poftverwaltung 
die Eifenbabnroute über Rövderau zum Trantt von Pädereien und Geld— 
fendungen nah und aus Böhmen und Baiern zu benugen Beranlaffung 
finden, fo werden diefe Sendungen für dasjenige Porto auf den fünftigen 
Eifenbahnen durd das Königreih Sachſen befördert werden, welches nad) 
der in dem zwiſchen ven beiverfeitigen Poftverwaltungen abgeichloffenen vor— 
erwähnten Bertrage vom 24. Juli 1843 Artifel 8 bis 12 für die Tranſit— 
fendungen aus und nad Sachſen über Görlis und Dresden beftimmten 
Tranfitvergütung fich ergeben wird; auch follen auf derartige Sendungen die 
Artifel 14 bis 17, 19 und 20 des mehrgedadten Bertrages überall Ans 
wendung finden. 

Art. 12. Gegenwärtiger Vertrag foll zur landesherrlichen Genehmi- 
gung vorgelegt und die Auswechjelung der darüber auszufertigenden Ra- 
tificationgsUrfunden fobald als möglich, fpäteftens aber binnen ſechs Wochen 
bewirft werben. 

Def zu Urkund ift derfelbe von den beiderfeitigen Bevollmächtigten 
unterzeichnet und befiegelt worden. 

Sp gefchehen Berlin, ven 6. März 1848, 


12. Bertrag wegen Bildung des deutfch-öfterreichifchen Telegrapbenvereins. 
25. Juli 1850. 
(5. Baiern.) 


13. Vaffarten: Convention. 21. October 1850. 
(8. Baiern.) ’ 


14. Bagabunden:Eonvention. 31. December 1850, publicirt 18. Januar 1851. 


Die königlich preußifche und die Ya ſächſiſche Negierung find in 
Derüdfichtigung der bei Anwendung der Convention wegen der Vaganten 
und Ausgewiefenen vom 20. Januar/5, Februar 1820 und ihrer Erläuterung 
vom 12./20. November 1838 mehrfach bervorgetretenen practiihen Schwierig- 
feiten, fo wie in der Abficht, das in Beziehung auf die Hebernahme von 
Ausgewiefenen und Heimathlofen zwifchen beiden Staaten beſtehende Ber- 
hältniß auf möglicht einfache und leicht zu handhabende Grundfäge zurüd- 
zuführen und dadurch zugleich, fo viel an ihnen ift, den Abſchluß einer all- 
emeinen deutfchen Heimatheonvention anzubahnen, unter ausdrücklicher Auf- 
der gedachten Konventionen vom 20. Januar / z. Februar 1820 und vom 
12./20. November 1838, über folgende Punkte übereingefommen : 
$. 1. Jede der beiven Regierungen verpflichtet fi, ihre wormaligen 
Angehörigen (Untertbanen), aud wenn fie die Unterthanenſchaft nad der 
inländifchen Gefeggebung bereits verloren haben, auf Antrag des anderen 
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Staates fo lange wieder zu übernehmen, als fie nicht diefem anderen Staate 
nad) deſſen eigner innerer Geſetzgebung angehörig geworden find. 

$. 2. Iſt die Perfon, deren ſich der eine der contrabirenden Staaten 
aus irgend einem Grunde durd Ausweiſung entledigen will, zu feiner Zeit 
einem ver beiden Staaten als Unterthan angebörig gewefen, fo ift unter 
ihnen derjenige zur Uebernahme verpflichtet, in deſſen Gebiete ver Auszu— 
weifende a) nad zurüdgelegtem 24. Lebensjahre 5 Jahre hindurch einen feften 
MWohnfig, over 10 Jahre lang feinen Aufenthalt zulegt gehabt hat, oder 
b) zufällig geboren ift. 

Treffen beide Fälle Ca. und b.) in der Art zufammen, daß der Aus— 
zumweifende in dem einen der beiden contrabirenren Staaten feinen Wohn— 
fig oder Aufenthalt Ca.) zulegt gebabt bat, in dem andern Staate aber geboren 
worden ift, fo bat der erftere Staat den Auszumeifenden zu übernehmen. 

$. 3. Ehefrauen, desgleichen Kinder, legtere bid zum zurüdgelegten 
24. Lebensjahre, find in den Fällen des $. 1. und $. 2,, ihre Uebernahme 
möge gleichzeitig mit derjenigen der Ehegatten und Eltern oder ohne dieſe 
in Frage fommen, nidt nad ihren eigenen Verhältniſſen, fonvdern nad 
denjenigen ihres Ehegatten, beziehentlic) ihres ehelichen Waters zu beurtheilen. 

Das Nämliche gilt von Wittwen, ingleichen von gefchiedenen Ebefrauen, 
von beiden jedoch nur bis zu einer in ihrer Perfon eintretenden, die Ueber— 
nabme-Verbinvlicykeit begründenden Veränderung. 

$. 4. Uneheliche Kinder find nad demjenigen Unterthans-Verhältniſſe 
zu beurtheilen, in welchem zur Zeit der Geburt verfelben deren Mutter ftand, 
auch wenn fich fpäter eine Beränderung in der Staatsangehörigfeit ver letz— 
teren zugetragen bat. 

Gehörte die Mutter zur Zeit der Geburt ihres unehelihen Kinves 
feinem der contrabirenden Staaten als Untertbanin an, fo entfcheiden über 
die Verpflichtung zu feiner Uebernahme die Beftimmungen des $. 2. — 
Dod findet in diefem Falle auh auf unehelihe Kinder die Vorſchrift des 
Abfages 2. des $. 5. Anwendung. 

$. 5. Iſt feiner der im $. 2. gedachten Fälle vorhanden, jo muß der 
Staat, in weldem ver Heimathlofe fich aufhält, denſelben behalten. 

Doc follen Kinder unter 16 Jahren von ihren Eltern auch im alle 
des $. 2. Litt, b. nicht getrennt werden. 

$. 6. Obwohl die gegenwärtige Uebereinfunft zunächſt nur das gegen= 
feitige Verhältniß zwilhen Preußen und Sachſen binfichtlih der Ausge— 
wiefenen zu regeln beftimmt ift, jo find doch beide Regierungen, mit Rück— 
ficht auf die beabfichtigte und zu hoffende Ausdehnung der erfteren aud auf 
andere deutjche Staaten, fchon jest in dem Grundfage einverftanden und 
betrachten es als eine gegenfeitig übernommene Verbinvlichfeit, daß in jedem 
vorfommenden Ausmweilungsfalle von allen zu beiden contrahirenden Regie— 
rungen in gleichem Bertragsverhältniffe ſtehenden deutſchen Bundesftaaten 
allemal derjenige zunächſt in Anſpruch zu nehmen fei, weldem das be- 
treffende Individuum zulegt ald Untertban angehört over, jo viel die 
nad $. 2. zu beurtheilenden Fälle anlangt, in welchem daſſelbe zulegt 
während fünf Jahren einen feften Wohnfig oder zehn Jahre bindurdy feinen 
Aufenthalt gehabt hat. 

Demgemäß muß der Geltendmadung eines von dem einen Staate ge— 
gen den andern contrabirenten Theil zu erhebenden Uebernahme-Anſpruchs 
allemal die im diplomatifchen Wege geichehene, aber fruchtlos gebliebene 
Verfolgung deſſelben gegen den oder diejenigen andern deutſchen Bundes— 
ftaaten vorausgegangen fein, denen aus dem gleichen Verhältniſſe eine ent- 
weder binfichtlih des Verpflichtungsgrundes oder auch nur ber Zeitfolge 
nad ftärfere Verbindlichkeit obliegen jollte. 
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$. 7. Ohne Zuftimmung der Behörde des zur Lebernahme verpflich- 
teten Staate® darf diefem fein aus dem anderen Staate ausgewiefenes In— 
dividuum zugeführt werben, es fei denn, daß a) der Nüdfehrende fid im 
Beſitze eines von der Behörde feines Wohnortes ausgeftellten Paffes, feit 
deſſen Ablauf noch nicht ein Jahr verftrichen ift, befindet, oder b) daß ver 
Ausgewiefene einem in gerader Richtung rüdwärts liegenden dritten Staate 
zugebört, welchem er nicht wohl anders als durd das Gebiet des anderen 
contrabirenden Staates zugeführt werben kann. 

$. 8. Sollte ein Individuum, weldes son dem einen contrabirenden 
Staate dem anderen zum Weitertransport in einen rüdwärts liegenden 
Staat nad Maaßgabe des $. 7. Litt. b. überwiefen worden ift, von dem 
legteren nicht angenommen werden, fo kann daſſelbe in denjenigen Staat, 
aus welchem es ausgewiefen werden war, wieder zurüdgeführt werden. 

‚ $9 Die Ueberweifung der Ausgewiefenen gefchieht in der Regel 
mittelft Transportes und Abgabe verfelben an die Polizeibehörde desjenigen 
Ortes, wo der Transport als von Seiten des ausweifenden Staates been— 
digt anzufehen ift. Mit dem Ausgewiefenen werden zugleich die Beweis: 
ftüde, worauf der Transport conventionsmäßig gegründet wird, übergeben, 
In folhen Fällen, wo feine Gefahr zu beforgen ift, fönnen einzelne Aus: 
——— auch mittelſt eines Paſſes, in welchem ihnen die zu befolgende 

oute genau vorgeſchrieben iſt, in ihr Vaterland gewieſen werden. 

Es ſollen nie mehr als drei Perſonen zugleich auf den Transport ge⸗ 
geben werden, es ſei denn, daß fie zu einer und derſelben Familie gehören 
und in biefer Hinſicht nicht wohl getrennt werden können. 

$. 10. Die Koften der Ausweifung trägt innerhalb feines Gebietes 
der ausweifende Staat. 

Wenn der Ausgewiefene, um feiner Heimath in einem britten Staate 
zugeführt zu werden, durch das Gebiet des anderen contrabirenden Theiles 
transportirt werden muß, fo bat dem letzteren der ausmweifende Staat die 
Hälfte ver dur den Durchtransport entftehenden Koften zu erftatten. 

Muß der Ausgewieſene im Falle des $. 8. in den Staat, aus weldem 
er ausgewiefen worden war, wieder zurüdgebradht werden, fo bat dieſer 
Staat ſämmtliche Koften des Nüdtransportes zu vergüten. 

$. 11. Können die betreffenden Behörden über die Verpflichtung des 
Staates, weldem vie Uebernahme angefonnen wird, ſich bei dem darüber 
ftattfindenden Echriftwechfel nicht einigen und ift die Meinungsverfchieden- 
beit auch im diplomatiſchen Wege nicht zu befeitigen gemweien, jo wollen 
beide contrahirende Theile den Streitfall zur fchiedsrichterlihen Entſcheidung 
einer ſolchen dritten deutfchen Regierung ftellen, welche fi) mit beiden con— 
trabirenden Theilen in Bertrags-Verhältniffen wegen Uebernahme von Aus- 
gemiefenen befindet. 

Die Wahl der um Abgabe des Schiedsſpruchs zu erfuchenden deutſchen 
Regierung bleibt demjenigen Staate überlaffen, der zur Uebernahme dee 
Ausgewiefenen verpflichtet werden foll. 

An dieſe dritte Negierung hat jede ver betheiligten Regierungen jedes— 
mal nur eine Darlegung der Sadlage, wovon der anderen Regierung 
eine Abfchrift nachrichtlich mitzutbeilen ift, in fürzefter Friſt einzufenden. 

Bis die fchiedsrichterliche Entfcheidung erfolgt, wegen deren Inhalt von 
feinem Theile eine weitere Einwendung zuläffig ift, bat derjenige Staat, 
in deffen Gebiet Das auszumweifende Individuum beim Entftehen der Diffes 
renz fih befunden, die Verpflichtung, dafjelbe in feinem Gebiete zu behalten. 

$. 12. Gegenwärtige Uebereinfunft tritt vom 1. Februar 1851 an, 
und zwar dergeftalt in Wirkſamkeit, daß alle Fälle zweifelhafter Staat: 
angehörigfeit, welche bis zu diefem Zeitpunfte zwifchen ven beiderfeitigen 
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Behörden noch nicht pendent geworben, oder, falls dies bereits der Fall ge— 
wefen, bis eben dahin durd ein bündiges Anerfenntniß des einen oder des 
anderen Theils oder durch fehiedsrichterliche Entfcheidung noch nicht zur des 
finitiven Erledigung gelangt find, nach den neu vereinbarten Beftimmungen 
beurtheilt werden follen. 

Zu Urfund veffen ift vorftehende Minifterial-Erflärung ausgefertigt 
und mit dem Föniglichen Inſiegel verfehen worden, 

Berlin, den 31. December 1850. 


31. Sadhfen-Altenburg. 
(5. aub Zollverein.) 


1. WBagabunden Convention. 17. December 1822, 
(8. S.-Eoburg- Gotha 1.) 


2. Uebereinfommen zur Beförderung ber Rechtspflege. 18. Februar 1832. 
(8. Sadfen 7.) 


3. Grläuterung ber Bagabunden:Gonvention. 18. Januar, ratif. 8. April 1839. 
(S. Baiern, 5.) 


4. Webereinfunft wegen der Ablöfung von Nealrechten bei den durch die Grenze 
gefchiedenen Gütern. 30. Januar 1840. 


Nachdem die königlich preußische Regierung mit der herzoglich fachfen- 
altenburgifchen Regierung übereingefommen ift, über die Grundfäge, nad 
welchen bei Provorationen auf Ablöfung von Frobnven und Dienftbarfeiten 
in den Fällen verfahren werden foll, wo die berechtigte Befisung im Ter— 
ritorium des einen und bie verpflichtete im Territorium des andern Staates 
gelegen ift, nähere Beftimmungen gemeinschaftlich feftzuftellen, erflären beide 
Regierungen Folgendes: 

Art. 1. Wenn fünftigbin an der Grenze zwiſchen Altenburg und ver 
preußifchen Provinz Sadfen die Ablöfung von Frobndienften, Reallaften 
oder Serpituten, welde auf Grundftüden des einen Gebiets zu Gunften von 
Gütern oder Grunpftüden des andern Gebiets haften, beantragt wird, fo 
foll diefelbe in der Regel durch Commiffarien beider Staaten gemeinſchaftlich 
regulirt werden, 

Art. 2. Ablöfungen diefer Art werden auch auf einfeitigen Antrag ber 
Berechtigten oder Verpflichteten eingeleitet werden. Ablöfungs-Anträge find 
bei ver Generals Commiffion des Staates, welchem der Antragfteller ange- 
hört, anzubringen, jedoch ift von diefer, wenn der Antragfteller der Berech— 
tigte ift, die Entichliefung auf die Provocation zunädft der General= Com: 
miffion des Yandes zu Überlaffen, in welchem der Berpflichtete fich befindet. 
Auch bleibt e8 dem Ermeffen ver General-Commiffion des Staates, weldem 
der berechtigte Theil angehört, vorbehalten, ob fie Commiffarien beftellen over 
bei geringfügigen Nuseinanderfegungen von deren Beiordnung abjeben will. 

Art. 3. Alle Berhandlungen unter den unmittelbar Betbeiligten, welde 
zum Zwede haben, die abzulöfenden Rechte und Verbindlichkeiten, deren Um: 
fang die Entfhädigung dafür, die Bedingungen und Mopalitäten der Aus— 
führung der Ablöfungsgefcäfte im Wege des gegenfeitigen Anerfenntniffes, 
oder der gütlihen Einigung feftzuftellen, werden von den Commiffarien beider 
—— —— in den an Ort und Stelle anzuſetzenden Terminen 
geleitet. 


551 


Art. 4 Das Directorium actorum hat die Commilfion desjenigen 
Staats, welhem die pflichtigen Grunpdftüde angehören. Diefelbe entwirft 
aud die Auseinanderfegungs- Pläne, oder Werthsberechnungen und Receſſe, 
theilt fie jedoch vor der Vorlegung an die Intereffenten der Commiſſion des 
anderen Staates zur Aeußerung ihrer etwanigen Bemerkungen mit. 

Art. 5. Die Vorladung der Intereffenten, die Berichtigung der Le— 
gitimation, die Herbeifhaffung ver etwa nöthigen Autorifationen, Appro— 
bationen oder Deerete, die Wahrnehmung der Rechte der entfernten Inters 
effenten (der dritten Perfonen) als der Lehns- und Fideicommiß>ntereffenten, 
Dbereigentbümer, Erbverpäcter, Nusnießer, Pächter u. |. w. endlich die 
Annotationen in den Hypotheken-, refp. in den Handels- und Conſens— 
Büchern beforgt und vermittelt jeve Special-Commiffton binfichtlid der ihrem 
Staate angebörigen Grundftüde und nad deſſen Gefegen. 

Art. 6. Alle bei ven Ablöfungen unter ven unmittelbaren Theilnehmern 
vorfommenden gütlich nicht zu befeitigenden Streitigfeiten, fie mögen die ans 
geblihen Rechte, Verbindlichfeiten und deren Umfang, oder die Zuläſſigkeit 
der Provocation und Ablöfung, oder die Ablöfungsmittel, oder den Betrag 
der Entihädigung, oder den Nealifationstermin, oder andere Gegenftände 
betreffen, werden ausfchließlid von den Behörden desjenigen Staates, in 
welchem die pflichtigen Grunpftüde liegen, und nach deſſen Gefegen inftruirt 
und entichieden, wobei die Special = Commiffion des anderen Staates nur 
dann mitzuwirken hat, wenn die inftruirende Behörde wegen nöthiger Local— 
befidhtigungen, oder aus anderen Gründen, fie dazu auffordert. 

Art. 7. Alle Receffe über die unter Artifel 1 bezeichneten Ablöfungen, 
auch wenn diefe ohne Mitwirfung eines Commiffarii zu Stande gefommen, 
find von der General-Commilfion beider Staaten zu beftätigen. 

Art. 8. Werden bei den Ablöfungen Capitalzahlungen ftipulirt, fo 
haben vie Ablöfungsbebörvden desjenigen Staates, welchem die Grunpftüde 
der Empfänger angehören, nad Maafgabe der Geſetze dieſes Staates Die 
zur Zahlung Verpflichteten des anderen Staates darüber zu belehren, was 
fie bei Zeiftung der Zahlung zu beobachten haben, wenn fie durdy die Zah— 
lung, fie geſchehe an die Empfänger oder ad depositum, von ihrer Verbind- 
lichkeit völlig befreiet werden, und nicht den Realgläubigern oder fonftigen 
Betheiligten verantwortlid, bleiben wollen. Wird die Depofition von Ab: 
löfungs-Capitalien erforderlich, fo erfolgt dieſelbe bei derjenigen Behörde, 
welche die General-Commiſſion des oder der Empfangsberechtigten dem oder 
ven Zahlungspflichtigen befannt machen wird. 

Art. 9. Die Koften liquibirt jede Special» Commiffion nah den in 
ihrem Staate gegebenen Negulativen bei ihrer vorgefegten General = Coms 
miffion. Die feitgeiegten Koſten der beiderfeitigen Commiffarien werden von 
den Partheien im Mangel einer befonderen Einigung nah den Vorſchriften 
aufgebracht, welche über die Koften- Repartition der Staat der pflichtigen 
Grundſtücke ertbeilt bat. 

Art. 10. Die Beftimmungen ver Webereinfunft wegen Beförderung 
der Rechtöpflege zwifchen den königlich preußifchen Staaten und dem Her— 
zogthum Sadyfen-Altenburg vom 18. Februar 1832 follen, infoweit es die 
Natur der Sache geftattet, auch auf das Berfahren in Ablöfungsfachen an— 
gewendet werden. 

Gegenwärtige im Namen Sr. Majeftät des Königs von Preußen und 
Sr. Herzoglihen Durdlaudt, des Herzogs von Sacfen-Altenburg, ausge: 
fertigte Erklärung ſoll nad erfolgter gegenfeitiger Auswecdfelung Kraft und 
Wirkffamfeit in den beiderfeitigen Landen haben und öffentlid befannt ge- 
macht werden. 

Berlin, ven 30, Januar 1840, 
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5. Ucbereinfommen twegen der burch die Grenze getheilten Hauptgüter und 
Pertinenzen. 27. März, publicirt 27. April 1841. 


Nachdem vie Föniglich preußifche Regierung mit der herzoglid ſach ſen— 
altenburgifchen Regierung übereingefommen ift, über die Behandlung ver 
Zinfen und Dienfte, welche von den gegenfeitigen Untertbanen an ein im 
anderen Territorio gelegenes Hauptgut zu leiften find, fo wie anderer in 
ähnlichen Gerechtfamen beftehender Pertinenzen gemeinfhaftlih feftzuftellen, 
erflären beide Regierungen Folgendes: 

Art. 1. Berechtigungen jeder Art, welche als Pertinenzen eines im 
Königreihe Preußen oder im Herzogthbume Sacyfen » Altenburg gelegenen 
Lehn= oder Allodial- Gutes in dem anderen Staate ausgeübt werden, find 
in viefem legtern, in Beziehung auf Privatrechte mit Einfhluß ver lehn— 
berrlihen Rechte und des GSucceffionsrechted des Fiscus (welches legtere 
nad Artifel 3 Lit. a nur beim Patronatredit und bei der Patrimonials- 
nerichtsbarfeit ausnahmsmeife für den Staat, worin beide ausgeübt werden, 
Pla greift) für die Zukunft nicht mehr als befondere Lehns- oder Allodial- 
Befigungen zu betrachten. 

Art. 2. Diefer Grundfag ift jedoch nicht anwenbbar: a) auf Grund— 
ftüde, welche als Pertinenzen des in dem einen Staate belegenen Haupt— 
gutes in dem andern Staate befeffen werden; b) auch ſolche Berechtigungen, 
welche als unmittelbare Pertinenzen von Grundftüden ver unter a. erwähnten 
Art und fonah nur mittelbar als Pertinenzen des in dem andern Gebiete 
gelegenen Hauptguts, zu welchem jene Grundflüde gehören, befeffen und 
ausgeübt werden; c) auf felbftftändige, d. b. zu einem Gute nicht gehörige 
Rechte, welche in beiden Gebieten ausgeübt werden, 3. B. das einer Fa— 
milie oder Corporation ohne Nüdficht auf ein Gut zuftehende Recht, Zinfen 
in mehreren, beiden Gebieten angehörigen Dörfern zu erheben. 

Art. 3. Die Hoheitörechte der beiverfeitigen Staaten werben durch 
diefen Bertrag nicht gefchmälert, und es wird ınfonderheit im Betreff der 
Patrimonialgerichtsbarfeit, des Patronatrechtes und der Ausübung der Ge— 
vichtsbarfeit in Beziehung auf Rechte der bezeichneten Art anerfannt, daß 
a) in dem fremden Staate das Patronatreht und die Patrimonialgerichts- 
barfeit nur nad den Gefegen und Einrichtungen des erfteren und, foviel 
legtere betrifft, nur durd einen von der Regierung dieſes Staats verpflich- 
teten und in deren Gebiete wefentlih wohnhaften Gerichtshalter ausgeübt, 
beides aud bei jeglihem Ausfcheiden aus dem Befig von Privaten, nur 
mit dem Staate innerhalb deffen beiderlei Gerechtfame auszuüben find, con- 
folidirt werden kann; b) Prozeſſe über die Artifel 1 gedachten Rechte nur 
bei den Gerichten des Gebiete der Pflichtigen geführt werden und bie 
Ereeution gegen die Sachfälligen nur von diefen Gerichten gefchehen darf; 
ce) bei Subhaftation eines Gutes, wozu Rechte der fraglichen Art gehören, 
zwar die etwa nöthige Taration folder Rechte, nicht aber eine beſondere 
Subhaftation derfelben von den unter b gedachten Gerichten gefchieht. Auch 
bewenvet e8 bei der Beftimmung im Artifel 25 und bei dem übrigen be— 
züglihen Inhalt der Convention zur Beförderung der Rechtöpflege vom 
14. Januar /48, Februar 1832. 

Art. 4. Der gegenwärtige Vertrag tritt vom Tage der Befanntmadhung 
an in Kraft. 

Es werben jedoch die noch nicht ertheilten Beleihungen, fo wie die noch 
nicht erfolgten Beftätigungen der Eigenthums-Uebertretungen und Verpfän— 
dungen dem Lehnberrn, bezüglich dem Richter, weldhem das Hauptgut unter- 
worfen ift, überlaffen, wenn auch ſchon vor der Befanntmachung der Lehns— 
fall eingetreten, der Veräußerungs- und Berpfändungs-Bertrag abgefchloffen, 
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bie nn gemuthet und die Beftätigung der gedachten Verträge gefucht 
worden ift. 

Gegenwärtige im Namen Sr. Majeftät des Königs von Preußen und 
Sr. Herzoglihen Durchlaucht des Herzogs zu Sachfen: Altenburg zweimal 
gleichlautend ausgefertigte Erflärung, fol nad erfolgter gegenfeitiger Auss 
wechfelung Kraft und Wirffamfeit in den beiverfeitigen Landen haben und 
Öffentlich befannt gemacht werden. 

Berlin, den 27. März 1841. 


6. Uebereinfommen wegen der Außercuräfegung von Papiergeld. 6. Sept. 1850. 
(8. Baben.) 


7. PVafhfarten: Convention. 21. October 1850. 
(S. Baiern.) 


32. Sahfen-Coburg-Gotha. 
(S. aud Zollverein.) 


1. Bagabunden: Convention. 17. December 1822. 
(S. Sachſen, Königreid, 3.) 


2. Uebereinfommen zur Beförderung der Nechtäpflege. 23. December 1833. 
(8. Sachſen 7.) 


3. Staatövertrag wegen Abtretung des Fürftenthbums Lichtenberg. 31. Mai, 
ratificirt 26. Juni und 8. Juni 1834. 


In Folge der Beſtimmung des 49. Artikels der wiener Congreß⸗Acte 
vom 9. Juni 1815 iſt Seiner Durchlaucht dem Herzoge zu Sachſen⸗Coburg⸗ 
Gotha, im ehemaligen franzöfiihen Saardepartement ein Landesgebiet mit 
einer Besölferung von 20,000 Einwohnern zugefihert, ſolches auch laut 
Uebereinfunft vom 9. September 1816 durd des Königs von Preußen Mas 
jeftät mit einer Bevölferung von 25,000 Einwohnern überwiefen und von 
Seiner Herzogliben Durchiaucht unter der Benennung dee Fürſtenthums 
Lichtenberg mit vollen Souverainitätsrechten ſeitdem beſeſſen worden, wo— 
gegen die im 50. Artikel der wiener Congreß-Acte enthaltenen Zuficherungen 
Ihrer Majeftäten des Kaiſers von Defterreih, des Kaiſers von Rußland, 
des Königs von Großbritannien und des Königs von Preußen, Ihre guten 
Dienfte anzuwenden, um Seiner Durchlaucht dem Herzoge von Sachſen— 
Coburg die beabfichtigten Vortheile durch Austaufhungen oder andere Per: 
einbarungen zu verfchaffen, infofern ohne Erfolg geblieben find, als der 
Wunfd Seiner Herzoglihen Durdlaudyt darauf gerichtet war, gegen Das 
Fürftenthum Lichtenberg ein anderes fouveraines Gebiet einzutaufchen, hierzu 
aber alle und jede Gelegenheit mangelte, weshalb die oben genannten Mächte 
Ihre im 50. Artifel der wiener ongreß-dlcte zugeficherten guten Dienfte 
für erfchöpft zu erflären, Sich bereits genötbigt en haben. 

Seine Durchlaucht der Herzog von Sachſen-Coburg-Gotha haben jedoch 
in Erwägung der Schwierigkeiten, welche die abgeſonderte Verwaltung eines 
von den alten herzoglichen Landen weit entfernten Gebietes, ſowohl für_bie 
Regierung felbft, als für die betheiligten Unterthanen mit ſich führt, Sich 
früher ſchon veranlaßt gefehen, im Wege eines andermweitigen Abfommeng, 
welches der in Bezug genommene Artifel der wiener Congreß-Acte offen ge 
laffen hat, über die Abtretung des Fürſtenthums Lichtenberg an Seine Mas 
jeftät den König von Preußen, gegen vollftändige Entfhärigung, in Ber: 
handlung zu treten. Nachdem vier Verhandlung wiederholt angeregt und 
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durd die Ereigniffe der Zeit oft aufgehalten worden, haben Seine Majeftät 
der König von Preußen und Seine Durchlaucht der Herzog von Sachſen— 
Eoburg-Gotha nunmehr befchloffen, diefe neuerlih wieder aufgenommene 
Angelegenheit zu beenvigen und einen Vertrag bierüber einzugeben, audh 
zu diefem Ende Bevollmächtigte ernannt, welche, nad Auswechſelung ihrer 
in geböriger Gültigfeit befundenen Vollmachten, nachſtehende Artifel unter 
Borbehalt der Ratificationen, mit einander verabredet und feftgefest baben. 

Art. 1. Seine Durdlaudt der Herzog von Sacfen-Coburg-Gotba 
treten dasjenige Gebiet, welches Sie auf den Grund der Artifel 49. und 
50. der wiener Congreß-Acte, und in Folge fpäterer Uebereinfunft, am 
linfen Rheinufer tiberwiefen erhalten, und bisher unter der Benennung 
„Fürſtenthum Lichtenberg” befefien haben, für Sih, Ihre Erben und Nach— 
folger, mit allen Souverainitätsrechten und mit dem Ihnen darin zuſte— 
henden vollen Eigenthume, an Seine Majeftät den König von Preußen ab. 

Art. 2. Seine Majeftät ver König von Preußen nehmen dieſe Ab» 
tretung an, und erwerben auf den Grund berfelben ven Befig des Fürften- 
tbums Lichtenberg mit allen daran gefnüpften Nechten und Berbinvlichfeiten. 

Art. 3. Seine Majeftät Der König von Preußen werden Seiner Durch— 
laucht dem Herzoge zu Sachſen-Coburg-Gotha für die Abtretung des Fürften- 
thums Lichtenberg eine Entfhädigung überlaffen, welche nicht nur Seiner 
Herzoglihen Durchlaucht eine reine jährliche Rente von 80,000 Thalern 
preußifch gewähren, jondern Höchftviefelben zugleich in den Stand fegen 
wird, theils durch Uebernahme von königlich preußifchen Domainen, tbeils 
durch Anfauf von Gütern und fonftigen Befigungen, ein Grund-Eigenthum 
zu erwerben. 

Diefe Entihädigung wird an die Stelle des Fürſtenthums Lichtenberg 
in allen Beziehungen treten, in melden daſſelbe zu dem herzoglich fachfen- 
coburg-gothaifchen Sperialbaufe und zu deifen Gliedern geftanden bat. 

Art. 4. Die Uebergabe des Fürſtenthums Lichtenberg von Seiner 
Durchlaucht an Seine Majeftät den König von Preußen, wird ſpäteſtens 
vierzehn Tage nach erfolgter Auswechſelung der Ratificationen des gegen- 
wärtigen Bertrages ftattfinden. 

Art. 5 Das für das Fürftenthum Lichtenberg beitebende, und deſſen 
Eontingent zum beutfchen Bundesheere bildende Militair wird von Seiner 
Majeftät dem Könige von Preußen mit den das preußifche Bundes-Contin— 
gent bildenden Truppen, ohne daß felbiges fünftig noch ein befonderes Con— 
tingent für gedachtes Fürftentbum bilden foll, vereiniget und durch diefe 
Verftärfung des königlich preußifhen Contingents, der dem Fürftentbume 
Lichtenberg obliegenden Bunvespflicht zur Stellung eines verhältnigmäßigen 
Contingents, binfüro Genüge geleiftet werden. 

Art. 6. Das Kürftentbum Lichtenberg gebt völlig ſchuldenfrei mit den 
auf deſſen Etatd aufgetragenen Staatsdienern und Penfionairs, nad einer 
dieſerhalb getroffenen befonderen Vereinbarung, auf Preußen über. Wegen 
der, bei ver Uebergabe fich vorfindenden Einnahme: und YAusgabe-Refte 
wird ebenfalls befontere Vereinbarung getroffen werben. 

Art. 7. Nachdem Seine Durdlauct der Herzog von Sachſen-Coburg— 
Gotha den im 50. Artifel der wiener Congreß-Acte mitbezeichneten Höfen 
über das gegenwärtige, wegen des Fürftenthums Lichtenberg getroffene Ab: 
fommen die geeignete Anzeige gemadyt bat, und folde von Seiten Seiner 
Majeftät des Könige von Preußen durd eine an die betreffenden Höfe ge- 
richtete entfprechende Eröffnung beftätigt worden iſt, wird auch vie deutſche 
Bundes-Berfammlung von dem Inhalte dieſes Vertrages unter integraler 
Mittbeilung deſſelben, durch eine gleich nad feiner Vollziehung herzoglich 
fachfensenburg-gotbaifcherfeits abzugebende Erklärung, mit Beziehung auf 
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den 6. Artifel der wiener Schluß-Acte vom 15. Mai 1820, in Kenntniß 
gefegt, und durch den Beitritt des füniglichen Bundestags-Gefandten bes 
ftätigt werden. 

Art. 8. Gegenwärtiger Vertrag wird von Seiner Majeftät dem Kö— 
nige von Preußen und von Seiner Durchlaucht dem Herzoge von Sachſen— 
Coburg⸗Gotha ratifieirt, und die Ratificationen werden demnächſt binnen 
vierzehn Tagen, oder wo möglich noch früher, ausgewechfelt werden. 

Zu Urfund deſſen haben die beiverfeitigen Bevollmächtigten gegenwärs 
tigen Staatsvertrag unterzeichnet und mit ihren Wappen befiegelt. 

Sp geſchehen Berlin, den 31. Mai 1834, 


4. Grläuterung der Bagabunden » Convention. 16. April 1839. 
(3. Baiern 5.) 


5. Vertrag zwifchen Preußen, Heffen, Sachſen-Weimar-Eiſenach und Sachen: 
Goburg:Gotha, die Herftellung einer Eiſenbahn von Halle nach Gaffel betr. 
20. December 1841, ratificirt 24. Januar 1842. 


Art. 1. Die königlich preußifche, die furfürftlich beffifche, die großber- 
zoglich fachfen = weimarfche und vie herzoglich fachfen = foburg = gothaifche 
Regierung erklären ſich bereit, die Anlegung einer Eifenbahn von Halle in 
ver Richtung auf Merfeburg, Weißenfels und Naumburg bin und weiter 
über Weimar, Erfurt, Gotha, Eiſenach, Rotbenburg nad Caffel und von 
lesterem Orte zum Anfchluß an die in der Vorbereitung begriffene Bahn 
von Minden nad Cöln innerhalb ihrer Staatsgebiete zuzulaffen und zu 
beförvern. 

Die königlich preufifche und die furfürftlich heſſiſche Regierung behalten 
fih vor, fi) darüber näher zu verftändigen, wie die Bahn von Caſſel aus 
auf eine angemefjene Weiſe mit der oben gedachten Bahn von Minden nad) 
Cöln, oder mit einer andern nad) dem Niederrhein zu führenden Eifenbahn 
in unmittelbare Verbindung gebracht werden foll. 

Art. 2. Die vorftebend bezeichnete Eiſenbahn foll: in einer ununter— 
brochenen, fo geraden Richtung geführt werden, ald vie Terrain» und Ber- 
fehröverhältniffe folches zulaffen. 

Die hoben contrabirenden Regierungen verpflichten fich, dafür Sorge zu 
tragen, daß die Spurweite für dieſe Bahn mit der auf den preußifchen 
Bahnen angenommenen Spurweite von 4 Fuß 8", Zoll engliihen Maaßes 
im Lichten der Schienen in UHebereinftimmung gebradyt und erhalten werde, 
fo wie fie auch, foweit tbunlich, auf übereinftimmenve Conftructionsverhält: 
niffe und gleihmäßige Länge der Stationen Bedacht nehmen werden. 

Art. 3. Es bleibt einer jeden der hoben contrabirenden Regierungen 
überlaffen, innerhalb ihres,Gebiets die Ausführung der Bahn entweder felbft 
zu übernehmen oder Privatunternehmer dafür zu concefjioniren. 

Art. 4 Die hoben contrabirenden Regierungen werden vor Ertbeilung 
der Eonceffionen über ven Inhalt verfelben fich gegenfeitig verftändigen, das 
mit ſolche möglichft in Lebereinftimmung gebracht werden. 

Dabei follen die Beftimmungen des Föniglich preufifchen Geſetzes über 
die Eifenbabn-Unternehmungen vom 3. November 1838 auch für die Babn- 
fireden in dem furfürftlichen, großberzoglichen und berzoglichen Gebiete in fo 
weit zum Grunde gelegt werden, als nicht die DVerfchiedenheit der, in den 
einzelnen Staaten beftehenden Gefeggebungen over befondere Berbältniffe 
bei Aufbringung der Baufonds eine Abweichung davon notbwendig machen. 

Art. 5. Die großherzoglich ſachſen-weimarſche und die berzoglich ſach— 
fen = foburg > gothaiſche Regierung erklären fich bereit, für ihre Lande ges 
feslihe Erpropriationd> Beitimmungen binfichtlih der Erwerbung und Bes 
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nusung bes für die Eifenbahn erforderlihen Grund und Bodens zu er— 
laffen, wie folches königlich preußifcher- und Furfürftlich beffifcherfeit8 bereits 
geicheben ift. 

Art. 6. Um die zur Aufrechtbaltung der Ordnung und Sicherheit bei 
dem Betriebe zu treffenden PVorfehrungen und Anordnungen in Ueberein— 
fimmung zu bringen, werben die hoben contrabirenden Regierungen eine 
gegenfeitige Verſtändigung bierüber treffen, fo wie überhaupt darauf Be— 
dacht nehmen, für die Eifenbahn in ihrer ganzen Ausvehnung ein gemein 
ſchaftliches Bahn-Polizei-Reglement —— 

Art. 7. Damit eine dem Zwecke der Eiſenbahn entſprechende Be— 
nutzung derſelben geſichert werde, werden die hohen contrahirenden Regie— 
rungen dafür Sorge tragen, daß täglich wenigſtens Einmal von jedem 
der Endpunkte der Bahn, alſo von Falle und von dem Anfchlußpunfte an 
die Diinden-Cölner Bahn, obne Aufenthalt auf den Stationen, foweit folder 
nicht durch die Natur des Betriebes bedingt wird, eine zufammenhängende 
Beförderung bis zum entgegengefesten Endpunfte der Bahn ftattfinde. 

Sie ertheilen fi daher gegenfeitig die Zuficherung, den Plan für die 
Fahrten auf ver Bahn mit Rücdficht auf diefen Zweck nur nach vorherge— 
gangener Berftändigung feftzufegen, und werden demgemäß, fofern die Bahn 
durch Privatunternebmer ausgeführt wird, fich die entiprechende Einwirkung 
auf die Anordnung und Aenderung der Fahrten vorbehalten. 

Art. 8. Zwifchen den gegenfeitigen Unterthanen foll fowohl bei Feſt— 
ftellung der Beförverungspreife, als der Zeit der Abfertigung, Fein Unter- 
fhied gemacht werden, namentlich follen die aus dem Gebiete des einen in 
das Gebiet des andern Staats übergebenvden Transporte weder in Bezie— 
bung auf die Beförderungspreife, noch rüdfichtlib der Abfertigung un— 
günftiger behandelt werden, als die aus den betreffenden Staaten abgeben> 
den oder darin verbleibenden Transporte. 

Art. 9. Die hohen contrahirenden Regierungen verpflichten fih, An- 
ftalten zu treffen und die Eifenbabnunternehmer anzubalten, daß für vie 
auf der Eifenbabn von Halle nach Caſſel und von dort weiter, fo wie in 
entgegengefeßter Richtung, zu befördernden Transporte von Truppen, Waffen, 
Kriegs: und Verpflegungsbedürfnifien, fo wie von Militair-Effecten jeglicher 
Art, nöthigenfalld auch außerordentliche Fahrten eingerichtet und für der— 
gleichen Transporte nicht blos die unter gewöhnlichen Umſtänden bei den 
Fahrten zur Anwendung fommenvden, fondern die fonft noch vorhandenen 
Transportmittel benußt werben. 

Den Militairverwaltungen der hoben contrabirenden Staaten wird ges 
geneits die Befugniß vorbehalten, ſich zu vergleichen Transporten eigener 

ransport- und Dampfwagen zu bedienen. In ſolchen Fällen wird an die 
Eifenbahnunternebmer außer der Erftattung der Feuerungsfoften nur ein 
mäßiges Babngeld gewährt. Findet daneben noch die Benutzung der Trans: 
portmittel der Eifenbahnunternehmer ftatt, fo wird viefelbige nad billig 
mäßigen Sätzen befonders vergütet. Auch wollen vie hoben contrahirenden 
Regierungen darauf binwirfen, daß von den Eifenbahnunternehmern eine 
Anzahl von Transportfabrzeugen fo eingerichtet werde, um nöthigenfalls 
auch zum Transporte von Pferden benutzt werden zu fünnen, fo wie die: 
felben ferner darauf Bedvaht nehmen werden, daß von den Unternehmern 
eine Anzahl von Wagen in einer Länge von zwölf Fuß, zum Gebraude 
bei der Abfendung der MilitairsEffeeten bereit gehalten werde. Rückſichtlich 
der Beförderungspreife für Truppen, Waffen, Kriegs- und Verpflegungs— 
bepürfniffe, jo wie Militair » Effeeten jeglicher Art, Toll Fein Unterſchied 
zwifchen den Militairverwaltungen der contrabirenden Staaten gemacht und 
von feiner derfelben ein höherer Preis gefordert werden, als derjenige, 
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welchen jede Regierung für ihre eigenen Transporte der gedachten Art an 
die Unternehmer der in ihrem Gebiete belegenen Bahnſtrecke zu entrichten bat. 

Die Beftimmungen der bejtebenden Etappen-Conventionen finden aud) 
in allen denjenigen Fllen unverändert Anwendung, wo die Militairverwal- 
tungen es für angemefjen erachten, fich der Eifenbahbn zur Beförderung von 
Truppen zu bedienen. 

Art. 10. Die hohen contrabirenden Regierungen erflären fich bereit, 
unbefchadet der zwifchen dem königlich preußifchen Poft » Departement und 
der fürftlih Thurn» und Taxisſchen General-Poftdirection vertragsmäßig be- 
ftehenden gegenfeitigen Rechte und Berbinvlichfeiten, die Unternehmer der in 
ihren Gebieten belegenen Streden der in Rede ftehenden Bahn zu ver: 
pflichten: 1) den Betrieb, fo weit die Natur deſſelben ſolches geftattet, in 
die notbwendige Uebereinftimmung mit ven Bedürfniſſen der Poftverwaltung 
zu bringen; 2) den Transport der Briefe, Gelder und Poftgüter und ter 
Dazu etwa erforderlichen Poftwagen, infoweit nicht in den einzelnen Staaten 
für deren eigene Poften den Unternehmern die unentgelvlihe Beförderung 
obliegt, gegen Entrichtung der niedrigften rachtpreife zu übernehmen und 
dazu die nöthigen Einrichtungen zu treffen; 3) der Poftverwaltung, um die— 
felbe in ven Stand zu Segen, fih der Eifenbahn zur Briefbeförderung bei 
Tag und Nacht ununterbrochen bedienen zu fünnen, die Befugniß einzuräu> 
men, foweit dies in Betreff des Briefpoftdienftes nöthig werden follte, fich 
entweder der Betriebsmittel der Unternehmer, außer der gewöhnlichen Fahr: 
zeit zur DEN. auf der Eifenbahn gegen angemejjene Entſchädigung 
zu bedienen, oder die Bahn ſelbſt mit eigenen Betriebsmitteln gegen Ent— 
richtung eines, nach Maaßgabe der $$. 29. 30. und 31. des preußiſchen 
Eifenbahn- Gefeges vom 3. November 1838 zu berechnenden Bahngeldes 
und gegen Vergütung des durd Nachtfahrten etwa erwachjenden höhern Auf- 
wandes, zu benugen. Die Feltitellung der zur Erreichung des vorftchend 
bezeichneten Zwedes erforderlichen Einrichtungen und Beftimmungen zwifchen 
eb ei a Poftverwaltungen bleibt einer nähern Bereinbarung vor- 
behalten. 

Art. 11. Die hoben contrahirenvden Regierungen werden dahin wirfen, 
daß von der im Artifel 1. bezeichneten Eifenbabn eine Eifenbabnverbindung 
durd den Eifenachichen Kreis des Großherzogthums Sachſen-Weimar über 
Meiningen, Hilpburgbaufen, Coburg, in der Richtung nach Bamberg bin 
bergeftellt werde. Auch verpflichtet fich die furfürftlich beifiiche Regierung bis 
zur Beendigung des Baues der Bahn von Coburg nach Caſſel von legterem 
Drte aus eine Eiſenbahn nach Carlshafen auszuführen. 

Art. 12. Die furfürftlich beffiiche Negierung ertheilt die Zuficherung, 
eine Eifenbahn von Caſſel nadı Frankfurt a. M. und fomit eine Berbindung 
der im Artikel 1. bezeichneten Bahn nach legtgedachtem Drte zu befördern. 

Art. 13, Für die Transporte der im Artifel 11. und 12. genannten 
Eifenbahnen, ſowie anderer etwa Fünftig berzuftellender Abzweigungen wird 
die Aufnabme und — foweit tbunlid — ununterbrochene Beförderung auf 
der im Artifel 1. bezeichneten Bahn, unter Vorbehalt der Gegenfeitigfeit, 
hiermit zugefichert. 

Art. 14. Die hohen contrahirenden Regierungen verpflichten fich, dar— 
auf ein wachfames Auge zu haben, daß auf den Bahnhöfen oder in den 
zur Eifenbahn gehörigen Gebäuden weder Spielbanfen angelegt, noch über- 
haupt dafelbft Hazardfpiele irgend einer Art geduldet werden. 

Art. 15. Gegenwärtiger Bertrag foll zur landesherrlichen Genehmigung 
vorgelegt und die Auswechſelung ver darüber auszufertigenden Ratificationg- 
Urkunden fobald als möglich, jpäteftens aber binnen vier Wochen bewirft 
werben. 
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Zu Urfund deſſen ift derfelbe von den gegenfeitigen Bevollmächtigten 
vollzogen und befiegelt worden. | 
Sp geſchehen Berlin, den 20. December 1841. 


6. Vertrag zwifchen Preußen, Sachſen-Weimar-Eiſenach und Sachfen-Coburg= 
Gotha, die tbüringifche Gifenbahn betr. 19. April, ratif. A. Juli 1844. 


Art. 1. Die königlich preußifche, die großberzoglich fachjen: weimar- 
eifenachfche und die berzoglich fachfen = foburg = gothaifche Regierung find 
übereingefommen, die Conceffion zur Anlegung einer Eiſenbahn, welde, an 
die Magdeburg-Cöthen-Halle-Leipziger Eifenbahn fih unmittelbar anſchließend, 
von Halle in der Richtung auf Merjeburg, Weikenfels, Naumburg, Weimar, 
Erfurt, Gotha bis nad Eifenad führt, und demnächſt weiter bis gegen die 
furfürftlich befjiiche Grenze bei Gerftungen fortgefeßt werben foll, wenn bie 
Fortführung der Bahn entweder über Nothenburg nad Caſſel, over über 
Meiningen und Coburg nadı Bamberg fichergeftellt fein wird, einer für den 
Dau und Betrieb diefer Eifenbahn in ihrer ganzen Ausdehnung zu errich— 
tenden Aetiengefellichaft zu ertheilen. 

Art. 2. Von dem für das vorftehend bezeichnete Eifenbabn-Unternebmen 
vorläufig auf Neun Millionen Thaler beftimmten Actien-Capitale übernehmen 
die hoben contrahirenden Negierungen zufammen den vierten Theil mit zwei 
Millionen zweihundertfunfzig Taufend Thalern, und zwar nach dem in ab- 
gerundeten Zablen angenommenen Längenverhältniffe der in den einzelnen 
Gebieten gelegenen Bahnftreden: die königlich preußische Regierung acht— 
bundertzehntaufend Thaler, die großberzoglid ſachſen-weimar-eiſenachſche 
Regierung neunbunderttaufend Thaler, und die herzoglich ſachſen-koburg— 
gothaifche Regierung fünfhundertvierzigtaufend Thaler. 

Diefe Beträge follen, nachdem die übrigen drei Biertheile des Actien- 
Capitals vollftändig eingezablt fein werden, nach Bedarf und nad Maaß— 

abe des obigen Beitrags-Berhältniffes in angemefjenen Raten an die Ge- 
— abgeführt werden. 

Die über obige Beträge ſeitens der Geſellſchaft auszufertigenden Actien 
ſollen nicht in den Verkehr gebracht werden, ſondern unveräußerlich ſein, 
wenn nicht die drei hohen Regierungen eine andere Vereinbarung treffen. 

Sollte ſich ein Mehrbedarf über den obigen Betrag von Neun Millionen 
herausſtellen, ſo iſt dieſer Mehrbedarf von der Actiengeſellſchaft im Wege der 
Anleihe aufzubringen, ſofern die drei hohen Regierungen nicht über deſſen 
Deckung mittelſt Erhöhung des Actien-Capitals ſich einigen. 

Art. 3. Zur Förderung des Unternehmens erklären die contrahirenden 
Regierungen ſich bereit, für den Fall, daß nach Eröffnung des Betriebes 
auf der ganzen Babn von Halle bis Eiſenach die aufkommenden Einnahmen 
eines Betriebsjahres nach Abzug der laufenden Berwaltungs-, Unterhaltungs- 
und Betriebsfoften, fo wie des zur Bildung eines Nefervefonds nöthigen 
Betrages, nicht einen Reinertrag von drei Procent für das ganze Actien- 
Capital ergeben follten, auf eine Dividende für das von ihnen übernommene 
ein Viertheil des Actien-Capitals in fo weit zu verzichten, als es nöthig 
ift, um für die übrigen drei Viertheile eine Dividende von drei Procent zu 
gewähren. Diefed Nachftehen des von den contrabirenden Negierungen über- 
nommenen ein Viertheil des Actien- Capitals foll jedoch nad Ablauf ver 
erften dreißig Betriebsjabre aufhören, und fchon innerhalb diefes Zeitraums 
binwegfallen, wenn nad den erften zehn Betriebsjahren fünf Sabre hinter- 
einander für das ganze Actien- Capital jährlich eine Dividende von vier 
Prorent oder darüber auffommt. 

Art. 4. Mit Rüdficht auf die nad dem Obigen von den contrabirenden 
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Regierungen übernommene Betbeiligung und Unterſtützung find dieſelben, 
nad Anhörung des engeren Ausſchuſſes, welder von den Vertretern der 
für das Unternehmen bereits beſtehenden Gefellichaft beftellt worden ift, über: 
eingefommen, das Statut für die Actien = Gefellfichaft, welche in Erfurt 
ihren Sig haben foll, in der Art feftzuftellen, wie foldyes in der Anlage 
(pag. 420—435.) enthalten ift. 

Diefes Statut fol, nachdem die im Wege der Aetienzeichnung unter: 
zubringenten Sechs Millionen fiebenhundert funfzigtaufend Thaler bereits 
gezeichnet, und dabei die Vertreter der vorgedachten Sefellfhaft zu den Ver: 

andlungen mit den betheiligten Regierungen ermächtigt worden find, dem 
oben bezeichneten engern Ausſchuſſe zur Vollziehung vorgelegt, und dem— 
nächſt in Gemäßheit der darin feſtgeſetzten tranſitoriſchen Beſtimmungen ſo— 
fort zur Ausführung gebracht werden. 

Art. 5. In allen Fällen, in denen es nach dem vorerwähnten Statute 
auf eine den drei contrahirenden Regierungen gemeinſchaftlich vorbehaltene 
Erklärung ankommt, wollen dieſelben, ſo weit nicht in gegenwärtigem Ver⸗ 
trage etwas Anderes beſtimmt iſt, dieſe Erklärung auf Grund eines nach 
Stimmenmehrheit unter ihnen zu faſſenden Beſchluſſes abgeben. Die Be— 
rathung hierüber ſoll durch Commiſſarien, zu denen auch die nach Inhalt 
des Statuts von den betheiligten Regierungen zu ernennenden Directions— 
Mitglieder beſtimmt werden können, gepflogen werden, und es ſoll die Er— 
Öffnung an die Geſellſchaft demnächſt von Seiten der Commiſſarien gemein- 
ſchaftlich erfolgen. 

Art. 6. In Anfehbung der in dem Statute den hoben Regierungen 
vorbehaltenen Beltimmung des Vorfigenden der Direction und dejjen Stell: 
vertreters, foll eine wiederfehrende Neibefolge in der Art eintreten, daß zu— 
vörderft das von der föniglich preußischen, fodann das von der großherzoglich 
ſachſen-weimar-eiſenachſchen und hiernächſt das von der berzoglich ſachſen— 
foburg = gotbaifchen Regierung ernannte Directiond - Mitglied den Borfig 
führt, ein Wechfel aber nur beim Ausfcheiden des vorfigenden Mitgliedes 
ftattfindet, und daß die Vertretung im Vorfige demjenigen Mitgliede zu— 
ftebt, auf welches nah Dbigem beim nächſten Wechjel der Vorſitz felbft 
übergeben wird. 

Art. 7. In Erwägung der Nothwendigfeit, die für das Unternehmen 
feftzufegenden allgemeinen Grundſätze und Anordnungen in den verfchiedenen 
Gebieten im Wefentlihen in Uebereinftimmung zu bringen, find die con- 
trabirenden Regierungen in Gemäßheit des Artifels 4. des Vertrages vom 
20. December 1841, die Hirftellung einer Eifenbahn von Halle nad Eaffel 
u. f. mw. betreffend, übereingefommen, bei Ertbeilung der Conceffion aller: 
ſeits, jo weit nicht in dem eben gedachten, jo wie in dem gegenwärtigen 
BVertrage befondere Beftimmungen und Maafgaben vereinbart, oder in dem 
Statute befondere Feftiegungen getroffen worden find, die VBorfchriften des 
königlich preußifchen Gefeges über die Eifenbahn » Unternehmungen vom 
3. — 1838 zu Grunde zu legen, indem übrigens die großherzoglich 
ſachſen⸗weimar⸗eiſenachſche, jo wie vie herzoglich ſachſen-koburg-gothaiſche 
Regierung die nähere Beſtimmung darüber ſich vorbehält, welche Behörden 
in ihrem Lande an die Stelle der in jenem Geſetze bezeichneten Behörden 
treten und zuſtändig ſein ſollen. Dabei hat man ſich jedoch, abgeſehen von 
den nach den obwaltenden Verhältniſſen hier nicht weiter in Betracht kom— 
menden ge der $$. 1 2 3 46 und 48 des eben gedachten Ge— 
feßes, noch über folgende Punfte vereinigt ꝛc. 

Art. 20. Die Gefellfchaft ift verpflichtet, mit allen Anträgen, welche 
das Unternehmen in feiner Gefammtheit angeben, ſich zunächſt an die von 
der föniglich preußifchen Regierung ihr dazu benannte Behörde zu wenden. 
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Die föniglich preußifche Regierung wird fich über vergleihen Anträge, 
fo wie überhaupt über alle das Unternehmen in feiner Gefammtheit bes 
treffende Angelegenheiten mit den beiven andern hoben Regierungen benebmen 
und, fofern nicht von den im Artikel 5. bezeichneten Fällen die Rede ift, 
nad dem Ergebniffe der Verhandlungen den erforderlihen Beſcheid ergeben 
laffen, auch mit denjenigen Anordnungen, worüber die contrahirenden Re— 
gierungen einverftanden find, vorangeben, worauf fodann nad) erfolgter Mit— 
theilung die beiden mitbetheiligten Regierungen gleihmäßige —* 
erlaſſen werden. 

Art. 21. Gegenwärtiger Vertrag ſoll zur landesherrlichen Genehmi— 
gung vorgelegt, und die Auswechſelung der darüber auszufertigenden Ra— 
tifications-Urkunden ſobald als möglich, ſpäteſtens aber binnen acht Wochen 
bewirkt werden. 

Zu Urkund deſſen iſt derſelbe von den gegenſeitigen Bevollmächtigten 


"a und 3 worden. 
o gefchehen Berlin, ven 19. April 1844. 


7. Erneuerung der unterm 8,22. October 1829 abgefchloffenen Durchmarfch- 
und Gtappen:Convention. 10. Januar, publ. 27. Januar 1842. 


Nachdem die zwifchen der Föniglich preußifchen und der berzoglich ſachſen— 
coburg-gothaifchen Regierung am 8. 22. October 1829 abgefchloffene Militair- 
Durchmarſch- und Etappenconvention, mit Ende December 1841 abgelaufen 
ift, das Bedürfniß eines, die diesfälligen gegenfeitigen Verhältniſſe regeln- 
den Webereinfommens aber noch fortvauert, fo haben die beiderfeitigen 
Minifterien, kraft des ibnen von ihrem refpectiven Gouvernement ertheilten 
Auftrages nachſtehende anderweite Uebereinkunft verabredet: 


A. Preußiſche Etappenlinie durch das gothaifhe Land. 
J. Feſtſetzung derfelben. 


Die Militairſtraße für die königlich preußiſchen Truppen geht von Erfurt 
nach Gotha, 3 Meilen, und von Gotha nach Eiſenach, 3", Meilen. 

Der Etappe Gotha werden zum Behufe der Einquartierung der durd- 
marſchirenden königlich preußifchen Truppen folgende Ortſchaften zugegeben: 

Gamſtädt, Tüttleben, Siebleben, Trügleben, Aspach, Teutleben, Mäch— 
terftäpt, Pferdingsleben, Frimar, Warza, Nemftädt, Sonneborn, Brüheim, 
Großrettbah, Cobftädt, Grabsleben, Seebergen, Günthersleben, Wechmar, 
Schwabhaufen, Emleben, Uelleben, Boilftädt, Sundhaufen, Leina, Hörfelgau, 
Fröttſtädt, Laucha, Goldbach, Metebach, Moljchleben und Bufleben. 

Die durchmarſchirenden Truppen ſind gehalten, nach jedem dieſer, der 
Etappe Gotha beigegebenen Orte zu geben, welcher ihnen von der Etappen- 
behörde angemwiefen wird, ed fei denn, daß diefelbe Artilferie-Munition oder 
andere bedeutende Transporte mit fich führen. 

Diefen Transporten, nebft der zur Bewachung erforderlichen Mannfchaft, 
müffen ftets folche Ortfchaften angemwiejen werben, welche hart an der Mili- 
tairftraße liegen. Andere Ortfchaften, ala die oben erwähnten, dürfen den 
Truppen nicht angemwiefen werben, den Fall ausgenommen, wenn bedeutende 
Armeecorps in ftarfen Echelons marſchiren. In folden Fällen werden fid 
die mit der Disloration beauftragten Officiere mit der Etappenbebörde über 
einen weiter auszudehnenden Bezirf vereinigen. 


I, SInftradirung der Truppen und Einrichtung der Marfchrouten. 
III. Bewachung, Verpflegung und Transport der Arreftaten. 
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IV. Cinguartierung nnd Verpflegung der Truppen und die dafür zu bezahlende 
Vergütung betreffend. 
A. Verpflegung der Mannfcaft. 
B. Verpflegung der Pferde. 
V. Berabreihung der Vorfpanne und Stellung der Fußboten. 
VI. Liquidation. 
v1. Aufrechthaltung der Ordnung und militairifhen Polizei. 


B. Etappenftraße für das herzoglich ſachſen-coburg-gothaiſche 
Militair durch den preußifchen Theil der Grafichaft 
Henneberg. 


Für das in den Stätten Coburg und Gotha befindliche herzoglich 
fachfen » coburg= gotbaifhe Militair beftehbt die Etappenftraße, welde ven 
königlich preußiichen Antbeil der Grafichaft ang in der Art durch— 
fchneidet, daß fie die beiden Städte Schleufingen und Suhl berührt. 

Die in diejer Convention im Abfchnitte A, aufgeftellten Bedingungen, 
unter welcden der Durchmarſch preußiicher Truppen durch das Herzogthum 
Gotha ftattfindet, werden aud für den Durdmarfch des berzoglichen Miliz 
tairg durch das gedachte preußische Gebiet hierdurch anerfannt. 

Die vorftehenden VBerabredungen follen, ald vom 1. Januar 1842 al 
in Wirffamfeit getreten, betrachtet werden, und bleiben, in fofern nicht bei 
dem Bundestage in Nüdfiht der Etappenftraßen und der Verpflegung der 
Truppen allgemeine Einrichtungen getroffen werben, bis zum 1. Januar des 
Jahres Ein Taufend Adt Hundert Zwei und Funfzig, alfo durch Zehn 
Jahre, mit dem Borbehalte jedoch, in Kraft, daß für den Fall eines in 
diefer Periode eintretenden Krieges, den Umftänvden nad vie etwa noth— 
wendigen abändernden Beltimmungen durch eine befondere Uebereinfunft 
regulirt werben follen. 

Gegenwärtige Ucbereinfunft fol, nachdem fie gegen eine gleichlautenve 
von dem berzoglic ſachſen-coburg-gothaiſchen Minifterio vollzogene Aus— 
fertigung ausgewechfelt worden fein wird, durch Öffentliche Bekanntmachung 
in den beiderfeitigen Staaten Kraft und Wirffamfeit erhalten. 

Geſchehen Berlin, ven 10. Januar 1842. 


8. Uebereinfommen zur Verhütung und Beftrafung der Jagd: und Forftfrevel. 
21. Dechr. 1847. 
(8. Anbalt-Bernburg 4.) 


9. Uebereinfommen wegen der Außercursfegung von Papiergeld. 6. Sept. 1850. 
(S. Baden.) 


10. Bahfarten: Eonvention. 21. October 1850. 
(S. Balern.) 


33. Sahfen- Meiningen. 
(S. aub Zollserein.) 


1. Uebereinfunft zur Verhütung der Forſtfrevel. %/2s. October 1824. 
(©. Heffen-Homburg.) 


2, Erklärung, betreffend die Ausdehnung der im Sabre 1824 mit dem Herzog: 
thume Sachfen » Hildburgbaufen abgefchloffenen Uebereinfunft wegen Unter: 
fuchung und Beftrafung der in den Grenzwaldungen verübten Forftfrevel auf 
den gegenwärtigen Länderbeftand von Preußen und Sachfen = Weeiningen. 

28. Juli 1831. 
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3. Bagabunden: Convention. 27. September 1839. 
(©. Anhalt- Bernburg 5.) 


4. Uecbereinfommen wegen der Außercursfesung von Papiergeld. 6. Sept. 1850. 
(S. Baben.) 


34. Sadhfen-Weimar. 


1. Amtliche Ueberfegung des zu Wien den 1. Juni 1815 abgefchloffenen erſten 
Tractats. 


Art. 1. Se. Majeſtät ver König von Preußen verpflichten Sich, aus 
der Gefammtmaffe Ihrer Staaten, fo wie fie durch die Beftimmungen des 
wiener Congreſſes feftgefegt und anerfannt worden, Sr. Königl. Hoheit dem 
Großherzog von Sachſen-Weimar foldhe dem Fürftenthbum Weimar angrens 
zende oder benachbarte Diftriete abzutreten, als welche zufammen eine Volks— 
maſſe von fünfzigtaufend Einwohnern ausmachen. 

Se. Königlich Preußiſche Majeftät verpflichten Sih gleichmäßig, Sr. 
Königlihen Hoheit aus dem Theile des Fürftentbums Fulda, der Ihnen 
fraft verfelben Beftimmungen übergeben worden ift, die zu einer Volksmaſſe 
von ficben und zwanzig taufend Einwohnern erforderlichen Bezirfe abzu— 
treten. Ce. Königlidhe Hoheit der Großberzog von Weimar werden befagte 
Diftriete und Bezirke mit völliger Landeshoheit und Oberberrlichfeit und in 
vollem Eigenthum befigen, und fie mit Ihren gegenwärtigen Staaten auf 
ewige Zeiten vereinigen. 

Art. 2. Die Seiner Königlihen Hoheit, fraft des vorbergehenven 
Artikels, abzutretenden Bezirfe und Gebiete follen durd einen befondern 
Vertrag beftimmt werden, und Seine Majeftät der König von Preußen 
verpflichten Sich, binnen zweimonatlidher Frift von der Auswechfelung ver 
Ratifications-Urkunden des gegenwärtigen Tractatd an gerechnet, jenen Ver— 
trag abzufchliehen, und Seiner Königlichen Hoheit vorgedachte Bezirfe und 
Gebiete übergeben zu lafjen. 

Art. 3. Um jedoh dem Ihnen von Seiner Königlichen Hoheit dem 
Großherzog von Sahfen-Weimar hierüber geäußerten Wunſche beizufommen, 
treten Seine Majeftät der König von Preußen Seiner Königlichen Hobeit 
fogleich folgenve Bezirfe und Gebiete ab, und verfprechen, ſolche Denenfelben 
binnen vierzehntägiger Frift, von Unterzeichnung des — Tractats 
an gerechnet, übergeben zu laſſen, nämlich: Die Herrſchaft Blankenhayn, 
jedoch mit dem Vorbehalte, daß das zu Unter-Gleichen gehörige Amt Wan— 
dersleben in dieſe Abtretung nicht mit einbegriffen ſei; die niedere Herrſchaft 
Kranichfeld; die deutſchen Ordens-Commenden Zwätzen, Leheſten und Lieb— 
ſtadt nebſt ihren Domanial-Einkünften. Dieſe zum Amte Eckartsberga ge— 
hörigen Comthureyen, die in dem ſachſen-weimarſchen Gebiete Enclaven 
bilden, werden zugleich mit allen übrigen im Fürſtenthum Weimar gelegenen 
und beſagtem Amte zugehörigen Enclaven abgetreten; das Amt Tautenburg, 
mit Ausnahme der Ortſchaſten Droizen, Görſchen, Wethaburg, Wetter⸗ 
ſcheid und Möllſchütz, welche Preußen verbleiben; das Dorf Ramßla, wie 
auch die innerhalb der Grenzen des Fürſtenthums Weimar eingeſchloſſenen, 
und zum erfurter Gebiete gehörigen Dörfer Klein-Brembach und Berlſtedt; 
das Eigenthum der im eiſenachſchen Gebiet enclavirten Dörfer Biſchofsroda 
und Probftzella, deren Landeshoheit und Oberberrlichkeit Seiner Königlichen 
Hoheit dem Großherzog bereits zugehört. 

Die Volksmaſſe diefer verfhiedenen Bezirke fol, zu der Seiner König: 
lichen Hoheit im Artifel 1 zugeficherten Volksmaſſe von fünfzigtaufend Seelen 
eingezählt, und von leßterer abgerechnet werden. 

Art. 4. Alle Nebenausgleihungen, welche eine Folge der im Artifel 3. 
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beftimmten Abtretungen find, und die das Schuldenweſen, die Archive, 
Öffentliche Caffen und andere Gegenftände diefer Art betreffen, follen einen 
Theil des im Artikel 2. erwähnten befondern Vertrags ausmachen. 

Seine Königlibe Hoheit der Großherzog verpflichten Sich, insbefondere 
für die Diftricete, weldhe Sie im Fürftentbum Fulda bejigen werden, im Ber: 
bältniß dieſer Befisungen, Ibrerfeits die Verbinplichfeiten zu übernehmen, 
weldye alle neuen Befiger des ehemaligen Großberzogtbums Frankfurt werden 
zu erfüllen haben. 

Art. 5. Gegenmärtiger Tractat foll ratifieirt, und die Natificationg- 
Urfunden binnen vier Wochen ausgewecjelt werben. 

Zu Urfund deffen haben ihn die reſp. Besollmächtigten mit Beidrufung 
ihrer Wappen unterzeichnet. 

Geſchehen zu Wien, ven 1. Juni 1815. 


2. Zweiter, zu Paris den 22. September 1815 abgefchloffener Tractat. 


Art. 1. Nachdem Seine Majeftät, der König von Preußen, an Seine 
Königliche Hoheit, ven Großherzog zu Sachſen-Weimar-Eiſenach, durd den 
Vertrag vom 1. Juni dieſes Jahres bereits abgetreten haben: 1) die 
Herrichaft Blanfenbayn mit Ausnahme des Amts Wandersleben, dag 
Preußen verbleibt, dagegen aber mit Einfchluß des abgefondert liegenden 
Dorfes Ramßla; 2) die niedere Herricdaft Rranictelv; 3) die vor: 
maligen Commenden des deutſchen Ordens Zwägen, Leheſten und Lieb— 
ftapt mit ihren ſämmtlichen Einfünften, fo weit fie zu dem Amte Edarts- 
berga gehören, und Enclaven in dem weimarjden Gebiete bilden, fo wie 
auc alle übrigen zu dem gedachten Amte gehörigen, und im Fürftenthume 
Weimar eingefchloffenen Ortihaften; 4 das Amt Tautenberg mit Aus- 
nabme der Ortfchaften Droizen, Görfhen, Wethbaburg, Wetter: 
fheid und Mollfhüs, welde Preußen verbleiben; 5) die zu Schloß 
Wippach im erfurtfchen Gebiete gehörigen Ortichaften Berlftedt und An- 
tbeil an Klein-Brembad: fo fügen Sie diefen Abtretungen ferner hinzu: 
6) ven zu Ihrem Herzogtbum Sachſen gebörigen neuftädter Kreis in ven 
Grenzen, worin er fi bei Unterzeichnung des gegenwärtigen Vertrags 
befindet, jedoch mit Ausnahme alles deſſen, was in MWeften und Süden in 
einer Linie liegt, welde den gedachten Kreis von der faalfelvifchen bis zur 
reußifchen Grenze dergeſtalt durchſchneidet, das die Ortfchaften Röhmen, 
Döbrig, Grobengereutb, Laaske, Pofen, Keula, Taufa, Schön- 
dorf und Volkmannsdorf mit ihren Feldmarfen an Weimar fommen, vie 
Ortfchaften Podelwitz, Gertewig, Seebad, Bahren, Schmorda, 
Mora, Paßka, Culmla, Ziegenrüd und Esbach, gleichfalls mit 
ihren Felomarfen, dagegen bei Preußen verbleiben; 7) die nachſtehenden 
einzeln liegenden, dem weimarfchen Gebiete angrenzenden oder benachbarten 
Ortschaften, fümmtlih mit ihren Feldmarfen: a) Lachſtädt zum Amte 
Naumburg gebörig, b) Darnftädt zum Amte Pforta gehörig, c) Wid— 
dersrode, Nieder-Treba, Ober: Reußen, Nirmspdorf, Ruders— 
dorf, Ellersleben, Klein-Neubaufen, Groß-Neubaufen und 
Drligbaufen Amts Edartsberga; d) Esleben, gleichfalls Amts Eckarts— 
berga, wovon Weimar bereits das grundherrlide Eigentbum unter preußi— 
ſcher Landeshoheit befist, e) Willerftädt, zum Amte Wenvelftein gehörig, 
N Erannidborn, Amts Weifenfee; 8) von dem erfurter Gebiete nach— 
ftebende Aemter und Ortichaften: a) Schloß Wippach, b) die Dörfer 
Stottenbeim und Schwerborn, Amts Gispersleben, c) das Amt 
Atzmannsdorf, d) das Amt Tonndorf nebft den darin einbezirkten 
Ortſchaften Ißerode und Hainihen; 9) die zum vormaligen Groß- 
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berzogthbum Frankfurt, und zwar deffen Departement Fulda, gehörigen Can— 
tone over Bezirfe Dermbadh und Geyſa in denjenigen Grenzen, worin 
diefelben ſich nach der legten Landeseintheilung dermalen befinven. 

Seine Majeftät, der König von Preußen, leiften Verzicht für Sid, 
Ihre Nacdfommen und Nachfolger auf die vorftebend benannten abzutretenven 
Diftriete und Ortichaften, welche fünftig von Seiner Königlichen Dobeit dem 
Großherzoge zu Sadfen-Weimar-Eifenad mit allen Landeshoheits-, Ober: 
berrlichfeits- und andern davon abbängenden Rechten werden beſeſſen werden. 
Nachdem die Uebergabe der unter Nr. 1. bis 5. angeführten Eefjionen bereits 
erfolgt ift, fo follen auch die ferner unter Nr. 6. 7. S. und 9, enthaltenen, 
innerhalb vier Wochen, von Unterzeichnung viefes Vertrages, oder, wenn 
es fein fann, eher übergeben werven. 

Art. 2. Seine Majeftät der König von Preußen verpflichten fih ferner, 
von Seiner Königlichen Hoheit, dem Kurfürſten von Heffen, die Abtretung 
nachftebend verzeichneter Diftricte und Ortfchaften zu Guniten Seiner König— 
lichen Hoheit, des Großherzogs zu Sadıfen - Weimar -Eifenadh, zu erhalten, 
nämlich: a) das Amt Frauenſee mit Einfchluß von Gosperoda, b) das 
Gericht Völkershauſen, c) das Gericht Lengsfeld, d) dag Amt 
Vacha, einfchließlich der Stadt Vacha nebft der Voigtei Kreuzberg, jedoch 
mit Ausnahme der Drtichaften Kreuzberg, Philippsthal, Thalhau— 
fen, Nippe, Hillartshaufen, Röhrich und Unter-Neurode, 
e) von dem Amte Friedewald die Ortfchaften Dippach, Gafterode, 
Witzerode und Abtarode, N) das Dorf Wenigentaft. 

Seine Königliche Hoheit der Kurfürft von Heſſen werden vdiefelben an 
des Großherzogs zu Sahfen-Weimar-Eifenad Königliche Hoheit zu ewigem 
und unwiderruflihem freien Eigenthume mit allen Landeshoheits-, Ober: 
berrlichfeitd-, Lehns-, Domanial- und andern Rechten, welde Sie darin oder 
als dazu bebörig am erften Auguft diefes Jahres befeffen haben, übergeben 
und foll die Uebergabe baldmöglichſt und fpäteftens binnen ſechs Wochen erfolgen 

Art. 3. Seine Königliche Hoheit, ver Großherzog zu Sahfen-Weimar: 
Eifenach, erflären Sich dagegen, durch die vorftehend nach Artifel 1. und 2. 
Ihnen zufallenden Diftriete und Ortfchaften vollftändig befriedigt, für die in 
Gemäßheit der Beſchlüſſe des Congreſſes zu Wien — beſtimmte Ver— 
größerung mit einer Bevölkerung von fünfzigtauſend Einwohnern, welche 
des Königs von Preußen Majeſtät Ihnen zu überweiſen Sich verpflichtet 
haben; und mit einer andern Bevölkerung von fieben und zwanzigtaufend 
Einwohnern, welde Ihnen aus dem vormaligen Departement Fulda gewährt 
werden fol. Sie verpflidten Sich, für Sich, Ihre Nachkommen und Nad- 
folger nach Empfang der Ihnen nad Artifel 1. und 2. des gegenwärtigen 
Vertrages zufommenden Diftriete und Ortichaften niemals einen fernern 
Anfprucd wegen vorgedachter Vergrößerung von Überhaupt fieben und fiebenzig- 
taufend Einwohnern an des Königs von Preußen Majeftät oder irgend 
einen Dritten, namentlich irgend einen Inhaber eines Antheild an dem 
Departement Fulda, zu machen. 

Art. 4. Da man übereingefommen ift, die Dörfer Röda und Ring— 
leben mit ihren Feldmarken und allen davon abbängenvden Rechten und 
Einfünften zu vertaufcen: fo treten Seine Majeftät der König erfteres, und 
Seine Königlihe Hoheit der Großherzog letzteres, gegenfeitig in gedachter 
Art ab, und foll die Ausmwechfelung binnen vier Wochen, oder, wenn e8 fein 
fann, eber vollogen werben. 

Art. 5. Seine Königlihe Hoheit der Großherzog treten an des 
Königs Majeftät ab, alle Rechte, welche Sie bisher in vem, nach Bollziebung 
des gegenwärtigen Vertrages, preußiich verbleibenden Theile des Gebiets 
und der Stadt Erfurt bisher ausgeübt oder behauptet haben möchten. 
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Unter dieſer Abtretung ift jedoch das Geleit nicht begriffen, welches des 
Großherzogs Königliche Hoheit in der Stadt und vem Gebiete Erfurt erhebt. 

Seine Königliche Hoheit verpflichten Sich aber, auch dies Geleit gegen 
vollftändige Entfhädigung durd eine noch beſonders abzuſchließende Leber: 
einfunft an Preußen zu überlaffen. 

Art. 6. Die grundberrliden Einfünfte der fchon bisher unter weimar— 
fher Hoheit geftandenen, im Bezirke des eifenachfchen Amts Kreuzberg 
gelegenen DOrtihaften Biſchofsroda und Probftzella, welde Preußen 
bereitS durch den Vertrag vom 1. Juni diefes Jahres an Weimar abae- 
treten hat, follen bei der vorftehend vorbehaltenen Einlöfung des Geleits in 
Anrechnung gebracht werden. 

Art. 7. Seine Majeftät der König von Preußen treten an des Groß— 
berzogs zu Sadfen-Weimar-Eifenad Königliche Hoheit in Erwiderung der 
Dispofition des fünften Artikels gleichfalls alle Rechte ab, welche Sie in der 
Eigenschaft als Landesherr der Stadt und des Gebiets Erfurt in den große 
berzoglich weimarifch=eifenachifchen Landen, fo wie viefelben nad Bolls 
ziehung diefes Vertrages beftehen werden, bisher ausgeübt oder behauptet 
baben möchten. 

Art. 8 Seine Königliche Hoheit der Großherzog zu Sachſen-Weimar— 
Eiſenach verpflichten Sich zu geftatten, daß Preußen, wenn es dies feinem 
ntereffe angemeffen finden follte, die Unftrut und Gera, auch fo weit 
fie durch Ihr Gebiet fließen, fchiffbar oder flößbar made. Sie werden auch 
die Schiffahrt und Flößerei auf diefen Gewäffern mit feinen Zöllen und 
Abgaben beſchweren, und dem Gebrauce derfelben durch preußifche Unter- 
tbanen fein Hinverniß entgegenftellen. 

Art. 9. Des Großberzegs Königliche Hoheit maden ſich verbinplich, 
der preußifchen Monarchie folgende Militairftraßen durch ihr Gebiet zum 
Gebrauche in Kriegs: und Friedengszeiten einzuräumen: 1) Auf ver großen 
franffurter EChauffee von Leipzig über Weimar und Erfurt auf Eis 
ſenach, von wo nach weiter vorbehaltener Webereinfunft die Transporte 
entweder über Berfa auf Hersfeld oder über Pad auf Fulda geben 
werden; 2) aus dem preußifchen Thüringen über Buttſtädt nah Erfurt; 
3) von Gera über Auma nad Schleiz und Gefäll; 4) eine erft in ver 
Folge näher zu beftimmende Straße von dem preußifchen Gebiete aus in 
denjenigen Theil des neuftädter Kreifes, der durd gegenwärtigen Vertrag 
nicht an Weimar abgetreten worden ift. 

Die Rechte, welche Preußen auf diefen ſämmtlichen Militairftraßen zu: 
ftehen, fo wie die gegenfeitig Damit verbundenen Verpflichtungen, follen eben 
fo beftimmt werben, wie dies für die durch das Königreich Hannover geben- 
den Militairftraßen zwifchen der preußifchen und bannöverfchen Regierung 

eſchiehet. 

Art. 10. Da Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Sachſen— 
Weimar-Eiſenach Diſtricte und Gebietstheile erhalten, welche von dem König— 
reich Sachſen an die preußiſche Monarchie übergegangen ſind, ſo treten Seine 
Königliche Hoheit in alle mit dieſen Diſtricten zugleich an Preußen abge— 
getretenen Rechte, und übernehmen alle von Preußen in dieſer Rückſicht über— 
nommenen Verbindlichkeiten, infoweit folhe auf die durch den gegenwärtigen 
Vertrag und die vom 1. Juni diefes Jahres an Weimar abgetretenen 
fächfifchen Diftriete fallen, oder auf diefelben anwendbar find. Seine König: 
liche Hoheit erfennen daher in Abficht diefer Gebiete alle Beftimmungen als 
auch für Sich gültig an, welche in dem zwiſchen Sachſen und Preußen am 
18. Mai 1815 gefcloffenen Bertrage und namentlich in den Artifeln 6, 7, 
9, 10, 11 und 18 in Anfehung der Archive, Schulden, Cafjenbillets, Cen- 
tralfteuer, Penfionen, Caffenbeftände, geiftlihen Stiftungen und anderer 
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gleihartigen Gegenftände enthalten find, oder von ber in Gemäßheit Des 
14. Artikels des gedachten Vertrages anzuordnenden Commifften noch wer⸗ 
den feſtgeſetzt werden. Seine Königl. Hoheit übernehmen alle aus denſelben 
entſpringenden Verbindlichkeiten, ſo wie dagegen Seine Majeſtät der König 
von Preußen Ihnen alle damit verbundenen Rechte einräumen. Was den 
durch den ——— Tractat zwiſchen Preußen und Weimar getheilten 
neuſtädter Kreis insbeſondere betrifft, ſo werden die auf den ganzen Kreis 
hiernach fallenden Laſten und Vortheile zwiſchen beiden Antheilen nach 
eben den Grundſätzen vertheilt werden, welche bei den von Sachſen an 
Preußen geſchehenen Abtretungen angenommen worden ſind, und daſſelbe 
findet die abgetretenen Stücke einzelner Aemter anderer Kreiſe An— 
wendung. 

Art. 11. Alle Urkunden und Papiere, welche ſich ausſchließlich auf 
die ehemals zu Erfurt gehörigen, und nunmehr an Weimar abgetretenen 
Diſtricte und Ortſchaften beziehen, werben der großherzoglich weimariſchen 
Regierung binnen drei Monaten, von dem Tage der Unterzeichnung dieſes 
Traäctats an, eingehändigt werden, fo wie auf Verlangen auch beglaubigte 
Abſchriften derjenigen, welde die erwähnten Diftriete nicht ausschließlich, 
jedod) zugleich mit betreffen. 

In Anfehung der Schulden und Laften übernehmen Seine Königliche 
Hoheit nicht nur die, auf den abgetretenen Diftriceten ſpeciell bupotbecirten, 
fondern aud einen, nad der Analogie der im vorigen Artifel erwähnten 
Srundfäge zu beftimmenden Antheil an ven allgemeinen Schulden und Laften 
der ganzen Provinz. Diefelben Grundfäge dienen gleichfalls zur Richtſchnur 
bei allen anderen Gegenftänden, deren Feſtſetzung durch die gegenwärtige 
Abtretung notbwendig gemacht wird. 

Art. 12. Seine Königl. Hoheit, ver Großherzog zu Sachſen-Weimar— 
Eifenadh, werden in Folge der durch den Vertrag vom 1. Juni diefes Jahres 
übernommenen Berpflichtung, die auf dem vormaligen Großherzogthum 
Franffurt baftenden, und auf die neuen Befiser von Antheilen an denfelben 
übergebenvden, Verpflichtungen nad dem Berbältniffe ver Ihnen urfprünglich 
beftimmten Bevölferung von fieben und zwanzigtaufend Einwohnern in 
Fulda, übernehmen. Daffelbe findet in Nüdjicht der befonderen Verpflich— 
tungen des Departements Fulda Anwendung. Dagegen werden bie nach 
Artikel 2 Ihnen von Kurbeifen zu überweifenden Diftricte fchuldenfrei 
übergeben. 

Art. 13. Die Augeinanderfegung wegen der in den Artikeln 10, 11, 12 
enthaltenen Beftimmungen gefchieht durch eine Commifften, welche von beiden 
Theilen ernannt, und fich fofort nach vollzogener Territorial-Uebergabe in 
Weimar verfammeln wird, um dafelbft die gedachte Arbeit in möglichft Fürzefter 
Zeit zu vollenden. 

Art. 14. Des Königs von Preußen Majeftät wollen aud die Liqui— 
dation der weimarfchen Forderungen, wegen in ven Jahren 1805 und 1806 
geleifteter Truppenverpflegung, wiederum in Anregung bringen laffen, und 
deren Tilgung den Umftänden nad verfügen. 

Art. 15. Der gegenwärtige Tractat foll ratifieirt, und die Ratifi— 
cationen follen binnen ſechs Wochen nad Unterzeichnung teffelben ausge: 
wechjelt werden. 

Zu Urfund deſſen haben vie beiverfeitigen Bevollmächtigten denfelben 
unterzeichnet, und mit dem Siegel ihrer Wappen verfeben. 

Sp gefhehen Paris, den 22. September 1815. 


3. Bagabunden » Eonvention. 12. Juni 1822, 
(©. Sachſen, Königreid, 3.) 
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4. Webereinfommen zur Beförderung der Nechtäpflege. 2° ,s. Juni 1824. 
(8. Sachſen 7.) 


5. Durchmarfch: und Gtappen= Convention. 12. Januar 1830. 


Nacrem die zmwifchen der föniglich preußifchen und der großherzoglich 
ſachſen-weimar⸗-eiſenachſchen Regierung am 31. Derember 1816 zu Weimar 
abgefchloffene Militair-Durchmarſch- und Etappen-Convention, der in dem 
Artifel V. derjelben enthaltenen Beftimmung zufolge, mit dem erften Ja— 
nuar 1827 abgelaufen ift, das Bedürfniß eines, die viesfälligen gegenfeitigen 
Verbältniffe regelnden Uebereinfommens aber noch fortvauert, fo haben bie 
betbeiligten Minifterien, fraft des ihren, von ihren reſp. Gouvernements 
ertbeilten, Auftrages nachſtehende anderweite Uebereinkunft verabredet. 


AUrtifelıl 
Seftftellung der Linie der königlich preußifhen Militairftraße, der Etappen-Haupt- 
Derter und Beflimmung der Etappenbezirfe. 

1) Buttſtedt, welches drei Meilen von Erfurt, und drei und eine halbe 
Meile von Naumburg entfernt liegt, wird in der Negel und fo lange, ale 
die Wege in jener Gegend nicht verdorben find, als der Etappen-Ört zwifchen 
Naumburg, dem Herzogtbume Sachen, und Erfurt angenommen, und nur 
bei ſehr übeler Witterung und dadurch fehr verfchlimmertem- Wege wird der 
Truppenmarſch über Weimar dirigirt. Zu dem Etappenbezirfe Buttftedt ge— 
bören: Harvisleben, Dibersleben, Guthmannshauſen, Großbrembach, Kraut- 
bein, Neumark, Buttelftedt, Nermsporf, Scwerftent, Nieverreißen, Mann: 
ſtedt, Rudersdorf, Nirmsdorf und Oberreifen. Da jedoch die Etappen von 
Erfurt bis Buttitent, und von diefem Punkte bis Naumburg, für ven Marfch 
der Nemonten zu groß find, ver Rayon von Buttftevt aber bedeutend ift 
und nad Vorftehendem Buttelftevt in fich fchließt, fo ift man, um den be» 
regten Uebelftand zu vermeiden, übereingefommen, daß von jest ab Buttel- 
ftedt und feine Umgebung mit den Nemonten belegt werben foll. 

2) Bon Erfurt nach Coblenz trifft die Milttairftraße Eiſenach als 
Etappen:Drt, zu deren Etappenbezirf Fiſchbach, Lichrodt, Stedtfeld, Förtha, 
Melborn, Wenigen-Lupnitz, Groß-Lupnitz, Stodhaufen, Hetzelsroda, Stregda, 
Seebach, Farnroda, Kittelstbal, Mosbach, Eppichnellen, Markſehl und 
Burkhardtsroda gerechnet werden. 

3) Vacha, drei und eine halbe Meile von Eiſenach. Zu deren Etappen— 
bezirk gehört: Ober- und Unter-Zella, Dorndorf, Frauenſee, Dönnges, 
Kieſelbach, Niederbreitsbach, Ettenhauſen, Tiefenorth, Merkers, Pferdsdorf 
und, wenn ſtärkere Truppenmärſche erfolgen, Berka an der Werra, Ger— 
ſtungen, Dankmarshauſen, Großenſee, Wünſchenſuhl, Fernbreitenbach, Dip— 
pach, Horſchlitt, Oberellen, Hurda, Unterellen, Lauchröden und Haus— 
breitenbach. Die Entfernung von Vacha nach Hersfeld beträgt drei Meilen, 
von Berka nach Hersfeld drei Meilen, dagegen von Berka nach Eiſenach 
nur zwei und eine halbe Meile. 

4) Die Militairſtraßen von den königlich preußiſchen Staaten nach den 
königlich preußiſchen Theilen des neuſtädter Kreiſes, welche in dem Staats— 
vertrage d. d. Paris, den 22, September 1815 beſtimmt find, werben könig— 
lich preußiſcherſeits vorbehalten, und ſollen auf dieſen Straßen dieſelben 
Grundſätze der Verpflegung, Vergütung der Preiſe und polizeilichen Ein— 
richtungen ſtattfinden, wie ſolche in gegenwärtiger Uebereinkunft beſtimmt werden. 

Dagegen wird 5) königlich preußiſcherſeits Erfurt ale Etappen-Ort für 
die großberzoglich fachfen-weimarfhen Truppen auf ihrer Marfchroute von 
Weimar nah Eiſenach oder Vacha, und von da mieder zurüd, zugeftanden, 
jedoch fol in Rüdficht, daß die Teftung mit fremden Truppen nicht belegt 
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werben fann, das Nadıtquartier und die Verpflegung in den nädft an ber 
Chauffee nah Gotha gelegenen Dörfern des erfurtichen Gebietes ange: 
wiefen werben. 

Die durcdhmarfchirenden Truppen, mit Ausnahme von Fleinen Detache: 
ments bis 50 Mann (welche in vie Baraden kommen, fobald diefelben ein: 
— ſind), ſind gehalten, nach jedem als zum Bezirke gend bezeichneten 

rte zu geben, welcher ihnen von der Etappenbehörde angewielen wird; ed 
fei denn, daß diefelben Artillerie-, Munitions- oder andere bedeutende Trane: 
porte mit fi führen, Diefen Transporten, nebft der zur Bewachung er: 
forderlihen Mannfchaft, müffen ftets ſolche Drtichaften angewiefen werden, 
welche hart an der Militairftraße liegen. Andere Ortfchaften, ale die oben 
erwähnten, dürfen den Truppen nicht angewiefen werden, den Fall ausge: 
nommen, wenn bedeutende Armeerorps in ftarfen Echelons maridiren. In 
folhen Fällen werden ſich die mit der Dislocation beauftragten Officiere mit 
den Etappenbehörben über einen weiter auszudehnenden Bezirt vereinigen. 


VUrtifel HM 
Inſtradirung der Truppen und Einrichtung der Marfchrouten. 


Artikel Il 
Finquartierung und Verpflegung der Truppen und die dafür zu bezablende 
Vergütung. 
A. Verpflegung der Mannfhaft. 
B. Transport, Verpflegung und nächtliche Bewachung der Militair-Arreftaten. 
C. Berpflegung ber Pferde, 


Artikel W. 
Berabreihung der Borfpanne und Stellung der Fußboten. 


EIITEeL TV 
Aufrehthaltung der Ordnung und militairifhen Polizei. 


Die vorftehende lebereinfunft wird ald mit dem 1. October 1828 in 
Kraft getreten angefeben, und ift bis zum 1. Dectober 1837 mit dem Bor: 
behalte jedoch abgefchloffen, daß für den Fall eines in diefer Periode ein— 
tretenden Krieges, den Umftänden nad, die etwa nothwendigen abändernden 
Beftimmungen durd eine befondere Uebereinfunft feftgefegt werden follen. 

Gegenwärtige Uebereinfunft fol, nachdem fie gegen eine gleichlautenve, 
son dem großberzoglich ſachſen-weimar-eiſenachſchen Minifterium vollgogene 
Ausfertigung ausgewechjelt worden fein wird, durch öffentliche Bekanntmachung 
in den beiderfeitigen Staaten Kraft und Wirffamfeit erhalten, 

Geſchehen Berlin, ven 12, Januar 1830. 


6. Bekanntmachung ded Juftizminifters über die Dienfte und Leiftungen, welche 
von den im preußifchen Gebiete belegenen Varcellen an die im Königreich 
oder Großberzogthum Sachfen liegenden Hauptgüter zu leiften find und ums 

gekehrt. A. November 1833. 


Nadı den bisherigen Grundfägen find die zu Lehngütern im Königreich 
Sachſen und im Großberzogthum Sadfen- Weimar als Pertinenzien ges 
hörigen Parcellen oder Beigüter, welde im preußifchen Gebiete liegen, 
als preußiſche Lehne angeſehen worden, welde auf den Fall der Apertur 
bieffeitö eingezogen werben fünnen, und dabei hat es aud für die Folge 
fein Bewenven. 

Mas jedoch die Zinfen und Dienfte betrifft, die ala Pertinenzien zu 
einem Lehn im Sächſiſchen oder Weimarfchen gebören, fo bat eine Vereini— 
gung mit den genannten Höfen dahin ftattgefunden: daß wecfelfeitig 
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diefe nicht mehr als felbftftändige Lehne in ven Ländern des Wohnſitzes der 
Berpflichteten angefeben, und als foldhe behandelt werden follen. 

In Bezug auf die Gegenftände diefer Vereinigung, welche zu einem 
dies- oder jenfeitigen Gute gebören, wird auf die Hauptconvention vom 
28. Auguft 1819 Art. 1. $. 13—19. Bezug genommen; unbefchadet jedoch 
1) ver befondern, etwas Anderes feftitellenden Beltimmungen in der Con— 
vention, 3. B. in Anſehung der Gerichtsbarkeit, Art. I. $. 11., und 2) mit 
der Befchränfung, daß a) Proceſſe über jene Rechte nur bei den Gerichten 
des Gebiets ver Pflichtigen geführt werden, und aud nur von diefen Ge: 
richten die Erecution gegen die Pflichtigen geicheben darf; b) bei der Sub: 
baftation eines Gute, wozu Rechte der fraglichen Art gehören, vie etwa 
nöthige Taration folder Rechte von den sub. a. erwähnten Gerichten ges 
ſchehen foll. 

Auch bei Allodialgütern foll in Bezug auf die zu ihnen gehörenden 
Rechte alles das Anwendung finden, was in Anfehbung der Lehngüter nach 
Obigem feſtgeſtellt worden iſt; dagegen ſind die Beſtimmungen nicht zu er— 
ſtrecken auf ſelbſtſtändige, nicht zu einem Gute gehörigen Rechte, welche in 
beiden Gebieten ausgeübt werden, z. B. auf das einer Familie oder Cor— 
poration ohne Rückſicht auf ein Gut zuſtehende Recht, Zinſen in mehreren 
Dörfern, von welchen einige preußiſch geworden, oder ſächſiſch geblieben ſind, 
zu erheben. 

Sollten bereits Reluitionsgelder ſolcher Zinſen und Dienſte als lehn— 
bare Geldſtämme in Beſchlag genommen worden ſein, ſo ſind ſie nach den 
jetzt verabredeten Beſtimmungen wieder frei zu geben. 

Hiernach hat ſich das königliche Oberlandesgericht (CKammergericht) 
zu achten. 

Berlin, den 4. November 1833. 


7. Erläuterung der Vagabunden-Convention. 4. März 1839. 
(©. Baiern 5.) 


8. Vertrag wegen einer Gifenbahn von Halle nach Caſſel. 20. Dechr. 1841. 
(8. Sachſen-Coburg-Gotha.) 


9. Bertrag wegen der Thüringiſchen Eiſenbahn. 19. April 1844. 
(S. Sadfen-Goburg-Botha.) 


10. Erneuerung der unterm 218. Januar 1830 abgefchloffenen Durchmarfch : 
und Etappen: Convention. 10. Juli 1847. 


Nachdem die zwifchen ver füniglich preußifchen und der großberzoglich 
ſächſiſchen Regierung unter dem 12. (19.) Januar 1830 erneuert abge: 
fchloffene, durch Minifterialerflärung vom 12. December 1837 bis zum 
4. Detober 1846 verlängerte Militairdurchmarſch- und Etappen: Convention 
inzwifchen abgelaufen ift, das Bedürfniß einer foldhen Verſtändigung aber 
noch fortwährend beftebt, fo find die beiderfeitigen Regierungen übereinge- 
fommen, die erftgedachte Convention in allen ihren Punften, jedoch unter 
folgenden Mopificationen, auf fernere zehn Jahre, alfo bis zum 1. Detober 
1856, zu erneuern. 1) Die Benugung der Etappe Buttftedt in der ftis 
pulirten Art wird königlich preußifcherfeits, wie feit 1837, fo auch fernerbin 
nur für außerordentliche Fälle vorbehalten; dagegen werten die in der Ge: 
end von Weifenfee und Sömmerda einquartierten königlich preußifchen 
ruppen auf dem Marfche nad Erfurt ihren Weg über Stotternbeim durch 
das großherzoglich fächfiiche Gebiet nehmen, auf welder lettern Straße 
jedody füniglich preußifcherfeits weder Vorſpann, noch Quartier gefordert 
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werden wird. 2) Die Bergütung des von großberzoglichen Unterthanen für 
königlich preußifche Truppen geftellten Borfpanns wird auf den Etappen xc. 
Berlin, den 10. Juli 1847. 


11. Uebereinfommen wegen der Außercursfegung von Papiergeld. 6. Sept. 1850. 
(S. Baden.) 


12. PBahfarten: Convention. 21. October 1850. 
(©. Baiern.) 


35. Shaumburg-fippe. 


1. Uebereinfunft zur Verhütung der Yorftfrevel. 23. Februar 1824. 
(S. Hefien-domburg.) 


2. Bagabunden : Convention. 30. Mai 1839. 
(©. Unhalt- Bernburg 4.) 


3. Vertrag über die Eifenbahn von Hannover nach Minden. A. December 1845, 
ratificirt 2. Februar 1846. 
(&. Hannpter.) 


4. Uebereinfommen wegen der Außercursfesung von Papiergeld. 6. Sept. 1850. 
(&, Raben.) 


5. Paßkarten-EConvention. 21. October 1850. 
(S. Baiern.) 


3. Shwarzburg-Rudolfladt. 
(S. auch Zollverein.) 


1. Staats: Vertrag, die einfachere und beftimmtere Anordnung der biäber be: 
ftandenen DBerbältniffe betreffend. 19. Juni 1816. 


Art. 1. Se. Durchlaucht, der Fürft zu Schwarzburg-Rudolftadt, leiften 
für immer Verzicht zu Gunften Sr. Majeftät des Könige von Preußen: 

Nr. 1. Auf alle lehnsherrlichen Rechte und Einfünfte, welde Sie bis— 
ber allein oder in Gemeinfchaft in dem Umfange des preußifchen Staats, 
fo wie er nad Abſchluß des gegenwärtigen Trartatd begrenzt fein wird, 
befeffen, erboben oder fonft behauptet haben; wie auch auf alle Anfprüde, 
welche Ihnen etwa auf die Salzquellen zu Artern zufteben möchten, und auf 
diejenigen Geld- und Naturaliengefälle, welche Ihre Kammer bisher aus den 
Aemtern Sacfenburg, Artern, Sangerhaufen und Roßla bezogen bat. Das 
Privateigentbum an Waldungen, Wiefen und anderen Grunpftüden, welches 
Se. Durdlaudt ver Fürft zu Schwarzburg-Rudolſtadt an verfchiedenen 
Drten der preußifchen Staaten, z. B. bei Uftrungen, Breitungen, Egleben oder 
in anderen Orten befiten, wird jedoch hiermit nicht abgetreten, fondern bleibt 
fürftliches Eigentbum unter preußifcher Hobeit, mit Befreiung von ordent- 
lihen Grunpfteuern, foweit viefelbe bisher ftattgefunden bat. 

Nr. 2. Auf die Ortſchaft Wohlframshaufen, mit allen Hoheits-, Ei- 
genthums- und anderen Rechten. Die in der Wohlframshaufer Flur ger 
legenen, zu dem fürftlihen WVormwerfe Strausberg gehörigen Wiefen find ein 
Privateigentbum, auf welches die Beltimmungen unter Nr. 1. dieſes Ar- 
tifeld Anwendung finden. Das in der Strauebergerflur gelegene Vorwerk 
Kirchberg bleibe unter ſchwarzburgiſcher Hoheit. 
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Se. Majeftät der König von Preußen werden alle Rechte und Ein: 
fünfte, worauf bierdurd zu Ihren Gunften verzichtet wird, für Sid) und Ihre 
Nachfolger mit eben den Befugniffen und Verbindlichkeiten befigen, womit 
fid) viefelben zur Zeit im Befite Sr. Durchlaucht des Fürften zu Schwarz 
burg - Rutolftadt befinden, und es fann und foll namentlich hierdurch den 
Rechten des Hauſes Ztolberg nichts entzogen werben. 

Art. 2. Se. Majeftät der König von Preußen verzichten dagegen zu 
Gunſten Sr. Durchlaucht des Fürften zu Schwarzburg-Rubolftadt: 

Nr. 1. Auf alle Oberberrlichfeits-, Lehng- und andere Gerechtiame 
und Einfünfte, welche Sie bisher in den fogenannten Receßherrſchaften oder 
fonft in dem Umfange des Gebiets Sr. Durdlaudt, jo mie cd nad Abs 
ſchluß dieſes Tractats begrenzt fein wird, befeflen, erhoben oder fonft bes 
bauptet haben. — Diefer Verzicht bezieht ſich jedoch nicht auf die Aemter 
Heringen und Kelbra, welche wielmebr in ibren, bis zum Jahre 1806 receß⸗ 
und obſervanzmäßig beſtandenen Verhältniſſen bleiben. 

Nr.2. Auf vie Landeshobeits-, Lehns- und Eigenthumsrechte und Ein— 
fünfte, welde zu der Probftei Göllingen gehören, und deren Gegenftand 
innerbalb ver rudolftädtifchen Grenzen liegt; — desgleihen auf die landes⸗ 
bobeitlichen und anderen Rechte, über die der fürſtlich ſchwarzburgiſchen 
Rentfammer gehörigen Holzungen, ver Hoftienberg und das Feuerthal ge- 
nannt, wie auch über die fürftlich-fhmwarzburgifhen, in Günzerode wohn- 
haften Untertbanen zugebörigen, im Jahre 1810 in dem ilfingslebner 
Steuer-Catafter nachträglich verzeichneten Grunpftüden von Nr. 3574 bie 
3853, worüber das Amt Sachſenburg die Gerichtsbarkeit theild ausgeübt, 
theils in Anfpruch genommen bat. 

Nr. 3. Auf diejenigen Gefälle und Einfünfte, welche Ihr Collecturhof 
zu Nordhauſen, das eingezogene Stift Erucis ebendafelbft und Das Klofter: 
amt zu Dietenborn in denjenigen Ortjchaften erheben, melde nah Abſchluß 
diefes Tractats unter der Landeshoheit Er. Durchlaucht fteben werden, — 
wie auch auf die in dem fürftlichen Gebiete, und zwar im Dorfe Ringleben 
gelegene, zu der deutichen Ordensfommende Griffſtädt gehörige Hufe Land 
und die mit deren Befis verbundenen Einfünfte und Gefälle. 

Se. Durdlaucht der Fürft zu Schwarzburg » Rudolftadt werden alle 
Rechte und Einfünfte, worauf hiermit zu Ihren Gunften verzichtet wird, für 
Sich und Ihre Nachfolger mit eben ven Befugniffen und Verbindlichkeiten 
beſihen, womit ſich dieſelben zur Zeit im Beſitze Sr. Majeſtät des Königs 
von Preußen befinden, und es kann und ſoll namentlich auch hierdurch den 
Rechten des Hauſes Stolberg nichts entzogen werden. 

Art. 3. Die Uebergabe ver gegenfeitig, Artikel 1. und 2. abgetretenen 
Befisungen, Rechte und Einkünfte geichieht am 1. Julius des gegenwärtigen 
Jahres. Alle Vortheile und alle Laften laufen von biefem Tage an und 
mit Einſchluß veffelben für Rechnung des neuen Inhabers. lle früher 
fällige, aber bei den Einſaſſen noch rückſtändige Gefälle, Abgaben, Dienſte 
und Leiſtungen aller Art verbleiben dem neuen Beſitzer, welcher gehalten iſt, 
dagegen auch alle rückſtändige laufende Ausgaben zu übernebmen, ohne daß 
über beides irgend eine Nachhrechnung ftattfinden könnte. Die auf bie ab- 
getretenen Befisungen, Nechte und Einkünfte Bezug habenden Regiftraturen 
und Papiere aller Art, follen in ver möglichft fürzeften Zeit, jpätefteng bie 
zum 1. October des laufenden Jahres übergeben werben. 

Art. 4. Mit den abgetretenen Diftrieten und Ortfcaften gehen blos 
die Rocalfchulden und Laften über. Sie treten ganz außer Verbindung mit 
den Provinzen, Kreifen oder Aemtern, wovon fie gegenwärtig getrennt wer- 
den, und es fünnen von beiden Seiten feine Nacforderungen wegen vor 
mals gemeinfchaftlichen Vermögens, gemeinfchaftlicher Schulden von Pro- 
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vinzials, Kreis und Nemtercaffen an die abgetretenen Diftriete und Ort— 
Ichaften, oder umgefehrt, erboben werden. 

Se. Majeftät der König von Preußen und Se. Durchlaucht der Fürft 
von Schwarzburg-Nudolftade übernehmen Jever an Ihrem Theile, diejenigen 
Stände, Behörden, Corporationen und Communen vollftändig und nach 
aller Billigkeit zu entſchädigen, welche durch diefe Beftimmung erweislic ver— 
legt fein möchten. Milven und frommen Stiftungen verbleiben auf beiden 
Seiten die bisher bezugenen Gefälle und Einfünfte, uud foll darin durch 
gegenwärtige gegenfeitige Abtretungen nichts verändert werben. 

Art. 5. Die in den, nach gegenwärtigem VBertrage, abgetretenen Ort— 
ſchaften vorhandenen berrfchaftlihen Diener verbleiben im ungefränften 
Beſitze ihrer bisherigen Nechte und Einfünfte. Auch foll fein Eingeborner 
derfelben verpflichtet werden, Dienfte bei dem vormaligen Landesherrn 
nn feinen Willen länger als bis zum Ende des laufenden Jahres fort- 
zufegen. 

Art. 6. Se. Durdlauct werden die rüdftändigen Receßgelder bis zum 
1. Julius des laufenden Jahres bezahlen laſſen, da von dieſem Termine 
un die Verpflichtung zu Zahlung derfelben, nad Artikel 2. Nr. I. — 
aufbört. 

Art. 7. Se. Durchlaucht der Fürft verpflichten Sich, denjenigen Maaf- 
regeln für Ihre Yande beizutreten, welde wegen des gemeinſchaftlichen mili- 
tatrifchen nterejfes der Gegenvden zwifchen der Saale und Werra, in ge— 
meinfamer Uebereinkunft mit den dafelbft angefeffenen Mitgliedern Des 
Deutſchen Bundes überhaupt befchloffen werden möchten. Sie werben 
dagegen auch Antbeil an derjenigen Auseinanderfegung nehmen, welche 
über die gemeinfchaftlichen Verwendungen ver norddeutichen Fürften we— 
gen ver Friegerifchen Greigniffe in den Jahren 1805 und 1806 erfol« 
gen wird, 

Art. 8 Se. Majeftät der König und Se. Durdlaucht der Fürft ver- 
fihern einander gegenfeitig die freie und unbefchwerte Durchfuhr ver Militair- 
effeeten, des Salzes, des Getreides, aller Brennmaterialien, des Zimmer- 
holzes, des Kalks und aller Steine, wie auch der Erzeugnifle ihrer Berg: 
und Hüttenwerfe. Diefe Durchfuhr fann jedoch nur auf offener Sandftrae 
und unter Beobadhtnng der allgemeinen finanziellen und polizeilihen Vor— 
fchriften — zu welcden leßteren auch die Erlegung bloßer Wege: und Brüden- 
gelder gehört — erfolgen. 

Art. 9. Se. Majeftät dem Könige von Preußen verbleibt, nach Ab— 
ang aller zur Lehnsfolge, nach der bisherigen Berfaffung, Berechtigten, das 
eimfallsrecht in demfelben Maaße auspdrüdlich vorbehalten, in welchem es 

vor Abſchluß des gegenwärtigen Tractats beftanden hat. 

Art. 10. Se. Durdlaudt der Fürft zu Schwarzburg-Rudolftadt ver: 
pflichten Sich, die agnatifche Einwilligung für Sich und Ihre Nachfolger zu 
demjenigen Staatsvertrage zu ertheilen, welder gleichzeitig zwifchen Sr. Ma- 
jeftät dem König von Preußen und Sr. Durdlaudt dem Fürſten zu Schwarz: 
burg. Sondershaufen, zu gleichem Zwede abgefchloffen wird. Diefer Staate- 
vertrag wird deshalb Ihren Bevollmächtigten gleich nach erfolgter Unter: 
zeichnung mitgetheilt werden, und die Einwilligung wird hierauf noch vor 
Auswechjelung der Ratificationen erfolgen, 

Art. 11. Gegenwärtiger Tractat wird von Sr. Majeftät dem Könige 
und Sr. Durdlaucdt dem Fürften ratificirt, und die Ratificationen binnen 
vierzehn Tagen nach der Unterzeichnung ausgewechjelt werben. 

Dei zu Urfund haben die beiderfeitigen Bevollmächtigten gegenwärtigen 
Staatsvertrag unterzeichnet und mit ihren Wappen befiegelt. 

Geſchehen Berlin, ven 19, Juni 1816, 
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2. Separat: Artifel zu vorftchendem Vertrage. 9. Juni 1815. 


Art. 1. Se. Majeftät der König von Preußen und Se. Durdlaudt 
der Fürft zu Schwarzburg-Rudolſtadt fihern ſich gegenfeitig die Genehmigung 
derjenigen Yehnserpeetangen zu, welde von Ihnen vor Unterzeichnung des 
gegenwärtigen Tractats auf durch venjelben abgetretene Gegenftände ertbeilt 
worden fein möchten. 

Art. 2. Den vormaligen Receß-Herrſchaften bebalten beide pariscirende 
Theile vorläufig nod vie oberfte und legte Inftanz in Eivilz und Eriminal- 
fällen bei den königlich preußifchen Obergerichten auf fo lange vor, bis ein 
nach Art. 12. der deutichen Bundes-Acte vom 8. Junius 1815 gebilveter 
oberfter Gerichtshof auch für die fürftlih ſchwarzburgiſchen Länder einge- 
richtet und in Thätigfeit getreten fein wird; worauf alsdann dieſes inte- 
rimiftifche Verhältniß gänzlich aufbören, und die Gerichtsbarkeit in Tester 
Inftanz auch in Rückſicht ver Receß-Herrſchaften an gedachten Gerichtshof 
übergeben wird. Se. Königl. Majeftät beftimmen zu diefer interimiftifchen 
Inftanz Ihr Geheimes DPbertribunal und werden demfelben deshalb Auf- 
trag ertbeilen. 

Art. 3. Um die Schwierigfeiten zu beben, welche mit den befondern 
Verbältniffen der Aemter Heringen und Kelbra verbunden find, verpflichten 
Sic Se. Majeftät der König, ſämmtliche Sr. Durchlaucht dem Fürften darin 
zuftändige Rechte, ohne Ausnahme, Fäuflid an Sich zu bringen. Se. Durd- 
laucht maden Sich verbindlich, diefelben gegen ein Kaufgeld abzulaffen, 
weldyes dadurd ermittelt wird, daß dabei vie durch einen Durchfchnitt aus 
den Jahren 1794 bis 1805 einfchlieflih, nad den geführten Nechnungen 
erweislinen reinen Einfünfte zum Grunde gelegt und als eine breiprocentige 
Nente betrachtet werden. Auf die gedachten Einkünfte wird jedoch Preußen 
die erlaffenen Neceßgelder mit 2333’, Thlr. Conventionsgeld, und die unter 
Nr. 3. des 2, Artikels des Hauptvertrags erlaffenen Gefälle und Einfünfte 
vorweg in Abrehnung bringen. Das Kaufgeld foll in Terminen, worüber 
man fich zu einigen vorbebält, baar gezahlt, und von der liebergabe bie 
zum Zahlungstage mit vier Procent verzinfet werden; der lette Termin foll 
jedoch auf jeden Fall bis zu Ende des Jahres 1820 abbezahlt fein. 

Die oben vorbehaltene Ausmittelung des von Sr. Durdlaucdht dem 
Fürften bezogenen reinen Einkommens aus den Nemtern Heringen und 
Kelbra geſchieht vurd eine Commiffion von beiderfeitigen Beamten, die fich 
vom 1. Julius des laufenden Jahres ab in Norbbaufen verlammeln, und 
ihre Arbeiten dergeftalt ununterbrochen fortfegen, daß fpäteftens bis zum 
1. October d. I. der Kaufpreis beftimmt, und die hiernach unverzüglich zu 
ee Uebergabe der Aemter und Ertradition ver Obligationen gefchehen 

ein fann. 

Se. Durchlaucht der Fürft verpflichten Sich, diefer Commiffion alle zu 
ihrer Arbeit, nad ihrem gemeinfchaftlichen Ermefjen erforderliche Papiere 
ohne Anftand vorlegen zu laffen. Se. Majeftät der König werden die bie- 
berige Einftellung alles erccutiven Verfahrens Ihrer Behörden wegen aus 
Heringen und Kelbra erforberter Keiftungen noch bis zum 1. October d. I. 
fortvauern laffen; Se. Durdlaucht der Fürft dagegen aber auch inzwifchen 
das gräflice Haus Stolberg in Ausübung feiner receß- und obfervanzmäßigen 
Rechte nicht hindern. 

Diefe Artikel follen ratificirt, aud fo angefehen werben, als ob fie 
Wort für Wort dem heute zwifchen Sr. Majeftät dem Könige von Preußen 
und Sr. Durdlaudt dem Fürften zu Schwarzburg-Rudolſtadt wegen ein- 
faherer und beftimmterer Anordnung der zwifchen Ihnen bisher beftandenen 
Verhältniſſe abgefchloffenen Tractate felbft einverleibt wären. 
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De zu Urfund haben die beiverfeitigen Bevollmächtigten diefe Separat- 
artifel unterzeichnet und mit ihrem Wappen befiegelt. 
Geſchehen Berlin, den 19. Juni 1816, 


3. UWebereintommen wegen Verhütung der Forftfrevel. 13. November 1822. 
(S. Heffen-Homburg.) 


4. Bagabunden: Convention. A. Februar 1839. 
(S. Anhalt-Bernburg 4.) 


5. Uebereinfunft zur Beförderung der Nechtöpflege. 12. Auguft, publicirt 
8. October 1840. 
(8. Sachſen 7.) 


6. Uebereinkommen wegen der Uußercuräfegung von Papiergeld. 6. Sept. 1850. 
(S. Baben.) 


37. Schwarz;burg-Sondershaufen. 
(S. aud Zollverein.) 


1. Staatd- Vertrag, die einfachere und beftimmtere Anordnung der biöber 
beftandenen Berbältniffe betreffend. 15. Juni 1816. 


Seine königliche Majeftät von Preußen, welche in Folge des 15, 18. 
und 118. Artifelö der am 9. Junius 1815 auf dem Congrefje zu Wien ab- 
gefchloffenen Acte in alle diejenigen Rechte getreten find, vie bis dahin ver 
Krone Sachſen gegen das fürftlihe Haus Schwarzburg und deſſen Be- 
figungen zugeftanven, und Ge. Durdlaudt der Fürft zu Schwarzburg-Son- 
vershaufen, beiverfeit3 geneigt, Ihre Verbältniffe einfacher und beftimmter 
als bisher zu ordnen, haben zu diefem Zwede Bevollmächtigte ernannt, 
welche, nah Ausmechfelung ihrer in guter Form befundenen Bollmadhten, 
über nadyftehende Artikel fich vereinigt haben. 

Art. 1. Se. Durdlaudt der Fürft zu Schwarzburg - Sondershaufen 
leiften für immer Berzicht zu Gunften Sr. Diajeftät des Königs von Preußen: 

1) Auf alle lehnsherrlichen Rechte und Einfünfte, welde Sie bisher 
allein over in Gemeinichaft in dem Umfange des preußifchen Staates, fo 
wie er nad Abſchluß des — Tractats begrenzt ſein wird, be— 
ſeſſen, erhoben, oder ſonſt behauptet haben, wie auch auf alle Anſprüche, 
welche Ihnen etwa auf die Salzquellen zu Artern zuſtehen möchten. Das 
Privateigenthum an Waldungen, Wieſen und andern Grundſtücken, welche 
Se. Durchlaucht der Fürſt von Schwarzburg-Sondershauſen an verſchiedenen 
Orten der preußiſchen Staaten beſitzen, wird jedoch nicht hiermit abgetreten, 
fondern bleibt fürftliches Eigentum unter preußifcher Hoheit mit Befreiung 
von ordentlichen Grundfteuern, foweit diefelbe bis hierher ftattgefunden bat. 

2) Auf die Landeshoheit uud alle von verfelben abhängenvden Rechte 
und Einfünfte in dem Amte Bodungen, den Gerichten Allersberg und Hain- 
vöden und der Ortſchaft Utlerode; die Gameralgüter und Forften im Amte 
Bodungen, find in diefer Verzichtleiftung nicht begriffen, und werden viel- 
mehr nebft den davon abbängenden Domanialredhten und Nußungen von 
Sr. Durdlaudt unter ei Hoheit, und mit den Eigenfchaften be- 
feffen werden, welcde den am meiften privilegirten Allodial- Rittergütern in 
der Grafſchaft Hobenftein, preußifchen Antheils, in der Regel en, auch 
bleibt venfelben die Befreiung von ordentlichen Sirundfteuern in dem Maaße, 
in weldem fie bisher ftattgefunden, ferner befonders vorbehalten. 

3) Auf die Ortfchaft Brudftäpt mit allen Hoheits-, Eigenthums— und 
andern Rechten. 
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4) Auf alle Rechte un Einfünfte, die Ihnen in der Ortichaft Bothen— 
heiligen und veren Zubehör zufteben. 

Se. Majeftät der König von Preußen werden alle Rechte und Ein- 
fünfte, worauf hierdurch zu Ihren Gunften verzichtet wird, für Sid und 
Ihre Nachfolger mit eben ven Befuaniffen und Verbindlichfeiten befigen, 
womit fich diefelben zur Zeit im Befige Sr. Durchlaucht des Fürften zu 
Schwarzburg-Sondershaufen befinden, und es fann und foll namentlidy bier- 
durch den Rechten des Haufes Stolberg nichts entzogen werden. 

Art. 2. Se. Majeftät ver König von Preußen verzichten dagegen zu 
Gunſten Sr. Durchlaucht des Fürften zu Schwarzburg-Sondershaufen: 

1) Auf alle Landeshoheits-, Dberberrlichfeitd- und Lehnsrechte und 
Einfünfte, weldye Sie bisher über das Amt Ebeleben, jedoch mit Ausnahme 
der DOrtfchaft Bothenheiligen und veren Zubebör, die fogenannten Receß— 
berridaften, die der Gemeinde Wiedermut gehörige Holzung, Stodei ge 
nannt, und überhaupt in dem Umfange des Gebiet3 Sr. Durdlaudt, jo 
wie es nad Abſchluß diefes Tractats begrenzt fein wird, befefen, erhoben, 
oder fonft behauptet haben; die Necefgelver und die Jagd in der Stodei 
find namentlidy hierunter begriffen. 

2) Auf die Landeshoheits-, Lehns- und Eigenthumsrechte und Eins 
fünfte, welche Sie in den DOrtichaften Groß-Furra und Benveleben befigen. 

3) Auf das Eigentbum und die Einfünfte des in dem fchwarzburgifchen 
Dorfe Alfersleben belegenen, zu der erfurtihen Domainen-VBerwaltung ge- 
börigen Guts, und der innerhalb der fonvershaufiihen Grenze gelegenen 
Befigungen und Gefälle der vormaligen Probftei Gollingen, wie aud auf 
diejenigen Gefälle und Einfünfte, welde Ihr Collecturbof zu Nordhauſen, 
das eingezogene Domftift und der Frauenberg ebenvafelbft in denjenigen 
Ortſchaften erheben, welche nad Abichluß dieſes Tractats unter der Yandes- 
bobeit Sr. Durchlaucht ftehen werten. Auch foll die Steuerfreibeit ver 
fürftliben Domaine zu Gerterode, fo wie fie vor dem Tilfiter Frieden be— 
ftand, wieder bergeftellt werden, 

Se. Durdlaudt der Fürft zu Schwarzburg-Sondershauſen werden alle 
Rechte und Einfünfte, worauf hiermit zu Ihren Gunften verzichtet wird, 
für Sih und Ihre Nachfolger mit eben ven Befugnijien und Verbindlich— 
feiten befigen, womit fich viefelben zur Zeit im Befige Sr. Majeftät des 
Königs von Preußen befinden, und es fann und foll namentlid auch bier- 
durd den Rechten des Haufes Stolberg nichts entzogen worden. 

Art. 3. Die Uebergabe der gegenfeitig Artifel 1. und 2, abgetretenen 
Beſitzungen, Rechte und Einfünfte Geftieht am 1. Julius des gegenwärtigen 
Jahres. Alle Vortbeile und alle Laſten laufen von diefem Tage an, und 
mit Einfluß dejfelben, für Rechnung des neuen Inhabers. Alle früher 
fälligen, aber bei den Einfaffen noch rüdftändigen Gefälle, Abgaben, Dienfte 
und Leiftungen aller Art, verbleiben dem neuen Befiger, welcher gehalten ift, 
dagegen auc alle rüdftändigen laufenden Ausgaben zu übernehmen, ohne daß 
über beides irgend eine Nachrechnung ftattfinden fünnte. Die auf die ab- 
getretenen Befisungen, Rechte und Einkünfte Bezug babenden Regiftraturen 
und Papiere aller Art, follen in ver möglichft Fürzeften Zeit, fpäteftens bie 
zum 1. Detober laufenden Jahres übergeben werden. 

Art. 4. Mit den abgetretenen Diftrieten und Ortſchaften geben blos 
die Localfhulden und Laften über. Sie treten ganz außer Verbindung mit 
den Provinzen, Kreifen oder Aemtern, wovon fie gegenwärtig getrennt wer: 
den, und es fünnen von beiden Seiten feine Nacdforderungen wegen vor: 
mals gemeinfchaftlichen Vermögens oder gemeinſchaftlicher Schulden von den 
Provinzial, Kreis- und Aemtercafien an die — Diſtricte und 
Ortſchaften oder umgekehrt, erhoben werden. Se. Majeſtät der König von 
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Preußen und Se. Durdlaudt der Fürft von Schwarzburg-Sondershauſen 
übernehmen Jever an Ihrem Theile, diejenigen Stände, Behörden, Cor- 
porationen und Communen vollftändig und nad aller Billigfeit zu entſchä— 
digen, welche durch diefe Beftimmung erweislich verlegt fein möchten. Milden 
und frommen Stiftungen verbleiben auf beiden Seiten die bisher bezogenen 
Gefälle und Einkünfte, und foll darin durd gegenwärtige gegenfeitige Abs 
— nichts verändert werden. 

Art. 5. Von beiden Seiten geht blos die Localdienerſchaft an den 
neuen Landesherrn über; von den Penſionairs im Civil, blos Unterofficianten, 
im Militair, blos ſolche Perſonen, die nicht Oberofficiersrang haben und 
deren fefter Wohnfig eine der übergehenden Drtfchaften ift. Sie verbleiben 
ungefränft im Befise ihrer bisherigen Rechte und Einfünfte Sr. Durdy- 
lauct dem Fürften wird frei ftehen, bei venjenigen Deconomie-Berwaltungen 
und Untergerichten, die Sie nach Artifel 1. Nr. 2. fünftig unter preußifcer 
Hoheit befigen werden, aud in Ihrem Gebiete geborne oder naturalifirte 
Perfonen anzuftellen, wenn fie fonft die allgemeinen gefeglichen Eigenfchaften 
zu Berwaltung ihres Dienftes haben. Militairs aller Grade, welche in ven 
abgetretenen Diftrieten und Ortfchaften geboren find, follen, wenn fie ihre 
Dienfte bei dem bisherigen Landesherrn nicht fortfegen wollen, auf ihr An— 
fuchen bis zu Ende des laufenden Jahres 1816 verabfchiedet und in ihre 
Heimath entlaffen werden. 

Art. 6. Da biernady die Berhältniffe, in welchen Se. Durchlaucht der 
Fürft vormals gegen die Krone Sachſen, und in Folge verfelben Tetlicy 
gegen den preußiſchen Staat ftanden, erft mit dem 1. Julius diefes Jahres 
aufhören, fo werden Sie die etwa noch rüdjtändigen Receßgelver, und etwa 
von ihnen eingehobenen, aber recefmäßig Preußen zuftändigen Steuern und 
Abgaben bis zu gedachtem Termine annoch an die Regierungs: Dauptcaile 
zu Merfeburg abtragen lajjen. Das Duantum diefer Rüdftänvde foll fofort 
von in Berlin zufammentretenden Commiſſarien berechnet, und der gedadıten 
Caſſe eine Anweifung, wie viel fie überhaupt noch zu torvern hat, zugeftellt 
werden. Die Zahlung wird dergeftalt erfolgen, daß binnen Jahresfrift alles 
berichtigt fein wird, 

Art. 7. Se. Durdlaudt der Fürft verpflichten Sich, denjenigen Maaß— 
regeln für Ihre Lande beizutreten, welche wegen des gemeinfchaftliden mi— 
litairifchen Intereffes der Gegenden zwifchen der Saale und Werra in ge— 
meinfamer Uebereinfunft mit den daſelbſt angefejienen Mitgliedern des 
Deutfchen Bundes überhaupt befchloffen werden möchten. Sie werben da— 
gegen auch Antheil an derjenigen Auseinanderfegung nehmen, welche über 
die gemeinfchaftlidhen Verwendungen der norddeutſchen Fürften wegen der 
friegerifchen Ereigniffe in den Jahren 1805 und 1806 erfolgen wird. 

Art. 8 Se. Majeftät der König und Se. Durdlaucdt der Fürft ver 
fichern einander gegenfeitig die freie und unbefchwerte Durchfuhr der Mili- 
tairefferten, des Salzes, des Getreides, aller Brennmaterialien, des Zimmer: 
holzes, des Kalkes und aller Steine, wie auch der Erzeugniffe Ihrer Berg— 
und Hüttenwerfe, Diefe Durchfuhr fann jedoch nur auf offener Kandfirade 
und unter Beobachtung der allgemeinen finanziellen und polizeilichen Vor— 
fchriften, zu welchen legteren auch die Erlegung bloßer Wege: und Brüden- 
gelver gehört, erfolgen. 

Art. 9. Sr. Majeftät dem Könige von Preußen verbleibt, nad Ab- 
gand aller zur Lehnsfolge nad der bisherigen Verfaffung Berechtigten, das 

eimfallörecdht in vdemfelben Maaße ausprüdlich vorbehalten, in weldem es 
vor Abſchluß des gegenwärtigen Tractats beftanden bat. i 

Art. 10. Se. Durdlaudt der Fürft zu Schwarzburg-Sondershaufen 

verpflichten Sich, die agnatifche Einwilligung für Sid und Ihre Nachfolger 
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zu demjenigen Staatövertrage zu ertheilen, welcher gleichzeitig zwiſchen 
Sr. Majeftät dem Könige von Preußen und Sr. Durdlaudt dem Fürften 
zu Schwarzburg-Rudolftadt zu gleichem Zwede abgefchloffen werben fol. 
Diefer Staatsvertrag wird deshalb Ihren Bevollmächtigten gleich nad er- 
folgter Unterzeichnung mitgetheilt werben, und die Einwilligung wird bier- 
auf noch vor Auswechſelung ver Ratificationen erfolgen. 

Art. 11. Gegenwärtiger Tractat wird von Sr. Majeftät dem Könige, 
und Sr. Durdlaudt dem Fürften ratifieirt, und die Ratificationen binnen 
vierzehn Tagen nad der Unterzeichnung —— werden. 

Deß zu Urkund haben die beiderſeitigen Bevollmächtigten gegenwärtigen 
Staatsvertrag unterzeichnet, und mit Ihren Wappen beſiegelt. 

Berlin, den 15. Junius 1816. 


Separat-Artikel. 


Art. 1. Se. Majeſtät der König von Preußen, und Se. Durchlaucht 
der Fürft zu Schwarzburg-Sonvdershaufen, fihern Sich gegenfeitig die Ge- 
nehmigung berjenigen Lehnserpectangen zu, welde von Ihnen vor Unters 
zeihnung des obenbenannten Tractatd auf durch denſelben abgetretene 
Gegenftände ertheilt worden fein möchten. 

Art. 2. Den vormaligen Receßherrſchaften und denjenigen Diftricten, 
Drtichaften und Perfonen, welche in Folge dieſes Tractats, aus königlich 
preußifcher Landeshoheit unter fürftlih ſchwarzburgiſche Landeshoheit über: 
geben, behalten beide paciseirende Theile vorläufig noch die oberfte und 
legte Inftanz in Civil- und Criminalfällen bei ven königlich preußifchen 
Dbergerichten auf fo lange vor, bis ein nad Artifel 12. der Deutfchen 
Bundesarte vom 8. Junius 1815 gebildeter oberfter Gerichtshof auch für 
die fürftlich Schwarzburgifchen Länder eingerichtet und in — getreten 
ſein wird, worauf alsdann dieſes interimiſtiſche Verhältniß gänzlich aufhören, 
und die Gerichtsbarkeit in letzter Inſtanz ohne Ausnahme an gedachten Ges 
rihtshof übergeben wird. Ge. königliche Majeftät beftimmen zu biefer 
interimiftiichen Inftanz Ihr geheimes Obertribunal, und werden demfelben 
deshalb Auftrag machen. Auch verfprehen Se. Durchlaucht der Fürft aus— 
drüdlich, ven von Ihnen durd gegenwärtigen Tractat neu erworbenen Unter: 
thbanen, bei der für Ihren Staat in Gemäßheit des 13. Artifeld der Bun- 
desaete zu errichtenden ftändifchen Verfaſſung, Befugniffe beizulegen, melde 
wefentlich, der verichiedenen Lage gemäß, denjenigen gleichgeltend find, vie 
fie, wenn fie preußifche Untertbanen geblieben wären, in Rückſicht der ſtän— 
diſchen Verfaſſung erhalten haben würden. 

Diefe Artikel follen ratifieirt auch fo angefehen werden, als ob Sie Wort 
für Wort, dem heute zwiſchen Sr. Majeftät dem Könige von Preußen und 
Sr. Durdlaudht dem Fürften zu Schwarzburg- Sondershaufen, wegen ein- 
facherer und beftimmterer Anordnung der zwifchen Ihnen bisher beftandenen 
Berbhältniffe abgeichloffenen Tractate einverleibt wären. 

Dep zu Urfund haben die beiderfeitigen Bevollmächtigten diefe Seperat- 
Artifel unterzeichnet und mit ihren Wappen befiegelt. 

Berlin, ven 15. Junius 1816, 


2. Uebereintunft zur Unterdrückung der Forftfrevel. 16. Juli 1822. 
(S. Heffen-Homburg,) 


3. Bagabunden: Convention. 26. December 1822. 


(&. Sachſen, Rönigreid, 3.) 
37 
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4. Uebereinfommen wegen Beitreibung ber Gebühren der Nechtdanmwälte. 1838. 


Zwifchen der königlich preußifhen und fürftlich fchwarzburg « fonders= 
baufenfchen Regierung ift binfichtlich des bei Einziehung der Gebühren aus— 
ländifcher Sadwalter gegenfeitig zu beobachtenden Berfahrens folgende 
Uebereinkunft getroffen worden: 

Es foll fünftig 

1) in den dieffeitigen Staaten die Beitreibung der Gebühren, 
welche ein fürftlich ſchwarzburg-ſondershauſenſcher öffentlicher Rechtsanwalt 
ale Mandatar eines preußifchen Untertbanen nad der Feſtſetzung feines 
vaterlänpifchen Gerichts von feinem Mandanten zu fordern hat, durd dag 
competente preußifche Gericht nur auf vorgängige Requifition des fürftlichen 
Gerichts, bei welchem der betreffende Proceß geichwebt bat, bewirkt werden. 
Auf den Grund einer foldhen Requifition follen alsdann die preußifchen Ge- 
richte das inländifche gefegliche Verfahren zur Beitreibung der fraglichen 
Mandatarien-Gebühren einleiten, zugleich aber auch dem fürftlich ſchwarz— 
burgsfonvershaufenfchen Rechtsanwalt behufs der Foftenfreien Betreibung der 
Sache einen Affiftenten von Amtswegen beftellen. 

Dagegen bat ſich 

2) das fürftlib ſchwarzburg-ſondershauſenſche Gouver— 
nement dahin erflärt: „daß in Zufunft in den dortigen Landen die Bei- 
treibung der Gebühren, welche cin Föniglich preußifcher öffentlicher Rechts— 
anwalt ald Mandatar eines fürftlich ſchwarzburg-ſondershauſenſchen Unter- 
thanen nad ver Feftfegungsverfügung feines vaterländiſchen Gerichte von 
feinem Machtgeber zu fordern bat, durch das zuftändige fürftlich ſchwarz— 
burgifche Gericht nur auf vorgängige Nequifition des preufifchen Gerichts, 
bei welchem ver bezügliche Proceß gefchwebt bat, bewirft werden folle, und 
daß die fürftlich fchwarzburgifchen Gerichte auf den Grund ver desfallfigen 
gerichtlichen Nequifition das dort gefegliche Verfahren zur Beitreibung der 
betreffenden Mandatarien = Gebühren im Wege fofortiger Erecution einzu— 
leiten, zugleich aber auch dem königlich preußiſchen Rechtsanwalte behufs 
ber — 5 Betreibung der Sache einen Aſſiſtenten von Amtswegen zu 
beſtellen haben.“ 

Das königliche Oberlandesgericht hat hiernach ſich zu achten, und die 
bei demſelben angeftellten Juſtiz-Commiſſarien, fo wie die ſämmtlichen Unter— 
gerichte feines Departements mit der nöthigen Anweifung zu verfehen. 

Berlin, den 7. März 1838. 


5. Grläuterung der Bagabunden-Convention. 18. Jan., ratif. 6. Febr. 1839. 
(&. Anhalt-Bernburg 4.) 


6. Uebereintunft zur Beförderung der Nechtöpflege. 18. November, publicirt 
5. December 1843, 
(S. Sadfen 7.) 


7. Uebereinfommen wegen der Außercuräfegung von Papiergeld. 6. Sept. 1850. 
(©. Baben.) 


38. Walded. 
(S. aub Zollverein.) 


1. GErflärung wegen Verhütung der Forftfrevel. 9. November 1822, *) 


*) Diejelbe enthält die Art. 1, 2, 3 und 5. der unter Heflen-Homburg abgedrudten 
Mebereintunft. 
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2. Grflärung in Betreff der im Jahre 1822 verabrebeten Maafregeln zur Ver: 
bütung der Forftfrevel in den Grenzwaldungen. 12 März, publ. 12. April 1831. 


Die föniglich preußifche Regierung und die fürſtlich waldeckſche Regie— 
rung find übereingefommen, dem mittelft Erflärungen d. d. Berlin, den 
9. November und Aroljfen den 10. Detober 1822 getroffenen Abkommen, 
wegen Verhütung der Forftfrevel in ven Grenzwaldungen, nachſtehende Be— 
ftimmung hinzuzufügen: „vie Holzwerths- und Schadeng-Erfag-Gelvder werben 
zwar nur auf den Antrag des Beſchädigten von Seiten der Gerichte beige: 
trieben. Der Walvdeigentbümer, der die Erecution ertrabirt, bat aber feine 
Gebühren zu entrichten, welche er erft wieder von dem verurtbeilten Holz- 
fresier einziehen laffen müßte, fondern die Execution wird fofort verhängt 
und die dafür entftehenven Koften werden unmittelbar von dem Erequendus 
eingezogen.“ 

Gefcheben Berlin, ven 12. März 1831. 


3. Bagabunden:Gonvention mit Waldeck. 12. Dechr. 1839, ratif. 6. März 1840. 
(8. Unbalt-Bernburg 4.) 


4. Grflärung vom 29. März, publ. 6. Mai 1840, die Aufhebung des $. 108. 
Nr. 6. der Procef- Ordnung für die Untergerichte der Fürftentbümer Waldeck 
und Pyrmont vom A. Juli 1836 in feiner Anwendung auf preußifche Unter: 

thanen betreffend. 


Nachdem die königlich preußifche Staatsregierung den Wunfch geäußert 
bat, das die in der Proceforbnung für die Untergerichte der Fürftenthümer 
Waldeck und Pyrmont vom 4. Juli 1836 $. 108, Nr. 6. enthaltene gefeß- 
liche Beftimmung wegen Zuläfjigfeit des Arreftproceffes gegen Ausländer, 
um beswillen feine Anwendung auf königlich preußifche Unterthanen finden 
und rüdfichtlich derſelben a ren werden möge, weil die föniglich preu— 
ßiſchen Gefege eine gleiche Beftimmung nicht enthalten, die fürftlich wal- 
dedifche Staatsregierung aud auf diefen Antrag einzugehen fein Bedenken 
gefunden bat: fo verfpricht die letztere hierdurch, daß die oben erwähnte 
gejeglihe Vorfchrift rückſichtlich der königlich preußifchen Unterthanen aufge- 
boben und das Erforverliche alsbald, nad Auswechſelung ver beiderfeitigen 
diesfälligen Erflärungen, publicirt werden folle. 

Die füniglich preußifche Staatsregierung nimmt diefed Zugeftändniß an 
und macht fi ebenfo wie die fürftlich waldeckiſche anheiſchig, daß ohne vorher: 

egangene, von beiden Theilen beliebte Wiederaufhebung der diesfälligen 
— die mehrgedachte geſetzliche Beſtimmung weder in dem einen 
noch dem andern Staatsgebiete rückſichtlich der gegenſeitigen Unterthanen einge— 
führt werden ſolle. Berlin, den 29. März 1840. 


5. Erklärung in Betreff der Maaßregeln zur Verhütung ber Forſtfrevel in den 
Grenzwaldungen. 27. October 1846. 


Die königlich preußifhe und die fürftlich maldedifche ren find 
übereingefommen, den mittelft Erflärungen d. d. Berlin, den 9. November 
und Arolfen, den 10. Detober 1822 getroffenen Abfommen wegen Berhütung 
der Forftfrevel in den Grenzwaldungen nachftehende Beftimmung hinzuzufügen : 
„Wenn Untertbanen des einen Staates in dem Gebiete des anderen Forft- 
frevel verübt haben und vdieferhalb nad Maafgabe des Abkommens vom 
9. Nevember/40, October 1822 von den Gerichten ihres Heimathaftantes zur 
Unterfuhung gezogen worden find, fo foll die Einziehung des Betra- 
ged der wider fie erfannten Strafe und der etwa ftattgehabten Ge— 
richtsfoften demjenigen Staate verbleiben, in welchem ver verurtheilte 
37% 


580 


Freyler wohnt und in welchem das Erkenntniß gefällt worden ift, und nur 
der Betrag des Schadenerfages und ver Pfandgebühren, foweit letztere 
bergebradht find, an die betreffende Caſſe desjenigen Staates abgeführt 
werden, in welchem der Frevel verübt worden iſt.“ 

Gegenwärtige, im Namen Seiner Majeftät des Könige von Preußen 
und Ihrer Durchlaucht der Fürftin von Waldef, VBormünderin und Re- 
gentin, zweimal gleichlautend ausgefertigte nachträgliche Erflärung foll, nad 
erfolgter gegenfeitiger Auswechſelung, Kraft und Wirkfamfeit in den beider- 
feitigen Landen haben und öffentlich befannt aemedt werben. 

Geſchehen Berlin, den 27. October 1846, 


6. Uebereinfommen wegen der Außercursfegung von Papiergeld. 6. Sept. 1850. 
(S. Baden.) 


7. Beftellung des Obertribunals in Berlin zum oberften Gerichtähof in Straf: 
fachen für die Fürftentbümer Waldeck und Pyrmont. Natificirt 8. und 
28. Februar 1851. 


Nachdem Se. Majeftät der König von Preußen dem Wunſche Ihrer 
Durdlaucht der Fürftin und NRegentin von Walde und Pyrmont mit Bereit: 
willigfeit entgegengefommen find, die Entſcheidung der in den Fürftenthümern 
Waldeck und Pyrmont vorkommenden Straffachen in oberfter Inftanz dem 
föniglich preußifchen Ober-Tribunal zu übertragen, find zur Feltftellung der 
biefür erforderlichen näheren Beitimmungen Bevollmächtigte zufammenge- 
treten, und haben, unter Vorbehalt der landesherrlichen Natification, fol— 
genden Vertrag gefchloffen: 

Art. 1. Das königlich preußiihe Ober-Tribunal zu Berlin bildet in 
area den oberften Gerichtshof für die Fürftentbümer Waldeck und 

yrmont. 

Art. 2. Dem Berfahren und den Enticheidungen follen feitend des 
föniglich preußifchen Ober-Tribunals die in den Fürftenthümern Walved und 
Pyrmont geltenden Gefege zum Grunde gelegt werben. 

Art. 3. Die richterlichen Entfcheivungen des föniglich preußiſchen Ober- 
Zribunals in den aus den Fürftenthümern Waldef und Pyrmont an dafjelbe 
gelangenden Strafſachen ergehen unter der Formel: in Gemäßbeit des 
zwiſchen Sr. Majeftät dem Könige von Preußen und Ihrer Durdlaucht 
der Fürftin und Regentin von Walde gefchloffenen Staats-Bertrages vom 
1. Februar 1851. 

Art. 4. Die Berrichtungen der Staatö-Anwaltfchaft bei dem gedachten 
Dber-Tribunal werden auch in den aus den Fürftenthümern Waldeck und 
Pyrmont an daffelbe gelangenden Saden durch die königlich preußiiche 
Staatd-Anwaltichaft bei dem Ober-Tribunal wahrgenommen. 

Art. 5. In den aus den Fürftenthümern Waldef und Pyrmont an 
das föniglidy preußifche DOber-Tribunal gelangenden Straffachen haben nur 
die bei dem Lesteren angeftellten Rechts-Anwälte das Recht, die Angeſchul— 
digten vor dem Gerichtshofe zu vertreten. 

Die Gebühren verfelben find nach dem fürftlih waldeckſchen Geſetze, 
ee die Gebühren der Rechts-Anwälte vom 14. Juni 1850, in Anfag 
zu bringen. 

Art. 6. Der fürftlich waldeckſchen Staats-Regierung fteht auf die Or— 
anifation und die Bejegung des Königlich preußifchen Ober-Tribunals eine 
inwirfung nicht zu. 

Art. 7. Inſoweit die fürftlich waldeckſche Staatd-Regierung eine Aus— 

funft über die Lage einer oder anderen der aus den Fürftenthümern Walded 
und Pyrmont an das Föniglih preußifche Ober-Tribunal gelangten Straf> 
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fachen bebürfen follte, wird biefelbe darüber mit dem föniglich preußifchen 
Zuftiz-Minifterium in Communication treten, durch weldes die erforber> 
lichen ——— alsdann an das gedachte Ober-Tribunal ergehen. 

Art. 8. Die fürſtlich waldeckſche Staats-Regierung verpflichtet ſich, in 
Rückſicht auf die von dem königlich preußiſchen Ober-Tribunal als höchſtem 
Gerichtshofe in Strafſachen für die Fürſtenthümer Waldeck und Pyrmont zu 
übernehmenden Arbeiten, an die königlich preußiſche Staats-Caſſe eine ange⸗ 
meſſene Summe jährlich zu zahlen. Die Feſtſtellung dieſer Summe bleibt 
beſonderer Verabredung vorbehalten. Bis letztere erfolgt, wird das königlich 
preußiſche Ober-Tribunal in den einzelnen, aus den Fürſtenthümern Waldeck 
und Pyrmont zu ſeiner Entſcheidung gelangenden Sachen die, in dem fürſt— 
lich waldeckſchen Geſetze, betreffend den Anſatz und die Erhebung der Ge— 
richtskoſten vom 14. Juni 1850, beſtimmten Gebührenſätze zum Anſatz 
bringen. Ein Verzeichniß dieſer Gebühren, ſowie etwaiger baaren Aus— 
lagen, wird alljährlich der fürſtlich waldeckſchen Staats-Regierung mitgetheilt 
werden, und dieſe verpflichtet ſich, den Betrag derſelben auch dann, wenn 
die Gebühren durch die Anträge der Staats-Anwaltſchaft entſtanden ſind, oder 
wenn die zur Zahlung der Gebühren verpflichtete Partei zahlungsunfähig 
iſt, an die königlich preußiſche General-Staatscaſſe zu Berlin abzuführen. 

Art. 9. Die Ausführung des Vertrages erfolgt mit dem 1. April d. J. 

Bon dem Vertrage zurüdzutreten, foll jedem der beiden contrahirenden 
Theile nach fünf Jahren, und von da ab jederzeit nach einjähriger Kün— 
digung zuſtehen. 

Art. 10. Gegenmwärtiger Bertrag foll unverzüglich zur landesherrlichen 
Ratification vorgelegt und follen die Ratificationd=Urfunden binnen acht 
Wochen in Berlin ausgemechfelt werben. 

Zu Urfund deffen haben vie beiverfeitigen Bevollmächtigten den gegen- 
wärtigen Vertrag unterzeichnet und unterfiegelt. 

erlin, den 1. Februar 1851. 


20. Württemberg. 
(8. aud Zollverein.) 


1. Grflärung wegen der Koften bei gerichtlichen Nequifitionen. 1. Auguft, 
publicirt 18. Auguft 1826. 


Nachdem ver früher zwifchen ven fönigl. preußifchen und königl. württem- 
bergiſchen Gerichten zur Beförderung der RT Marne benuste diplomatifche 
Weg verlaffen und eine unmittelbare Communication der beiderfeitigen Ges 
richte hergeftellt worden ift, hat fich die königlich preußifche Negierung mit 
der königlich württembergijchen darüber vereinigt: daß für die Beforgung 
der Snfinuationen und Requifitionen gegenfeitig feine Koften und baare 
Auslagen, jedoch ausſchließlich des Poftportos, berechnet werden, jondern 
jedem der beiderfeitigen Staaten überlaffen bleiben foll: ob und welde 
Koften er von feinen Untertbanen dafür einziehen will. 

Gegenwärtige Erflärung foll, nachdem das von dem königlich preußi— 
chen Minifterium vollzjogene Eremplar mit dem von füniglid württembergi- 
ſcherſeits vollzogenen ausgemwechfelt worden ift, durch öffentliche Bekannt— 
machung in ven beiderfeitigen Landen Kraft und Wirffamfeit erhalten. 

Sp geichehen Berlin, den 1. Auguft 1826. 


2, Uebereinfommen über dad Beitreiben der Gebühren der Nechtdanwälte. 1837. 


Zwifchen ver Füniglich preußifchen und der königlich württembergifchen 
Regierung ift hinfichtlich des bei Einziehung der Gebühren ausländiicher 
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Sachwalter gegenfeitig zu beobachtenden Verfahrens folgende Uebereinkunft 
getroffen worden: 

Es foll fünftig: 1) die Beitreibung von Gebühren, welche ein württem- 
bergifcher Rechtsanwalt, nad der Feftfegung feines vaterländifchen Gerichte, 
von einem preußifchen Unterthban zu fordern hat, durch dag zuftändige preu- 
Bifche Gericht fowohl auf den Antrag des Mandatars felbit, ald auch auf 
Requifition des württembergifchen Gerichte, bei weldem der Proceß geſchwebt 
bat, foftenfrei (mit Ausnahme ver Porto⸗Auslagen) bewirkt werden; aud 
folfen hierbei 2) die preußischen Gerichte, auf Grund des diesfälligen Antrages 
des württembergifchen Mandatars oder der gerichtlichen Requifition, das bier 
gefegliche Verfahren zur Beitreibung der betreffenden Mandatarien-Gebühren 
einleiten, zugleich aber auch dem mwürttembergifhen Rechtsanwalte, Behufs 
jener foftenfreien Beitreibung, einen Affiftenten von Amtswegen beftellen. 

Dagegen werden 3) die württembergifchen Gerichte die Geſuche preußi— 
fcher Rechtsanwalte oder die Nequifitionen preußifcher Gerichte wegen Bei- 
treibung von Mandatariengebühren, welche ein württembergifcher Untertban 
einem preußifchen Rechtsanwalte nad der Feftiegung desjenigen preußifchen 
Gerichts fchulvet, bei welchem der betreffende Proceß geſchwebt bat, annehmen, 
und fofort, aud ohne ferneres befonveres Anrufen von Seiten oder im 
Namen des Gläubigerg, alle erforderlichen Verfügungen treffen, damit die 
Befriedigung des Letzteren wegen feiner liquiden Forderung auf gefeglihem 
Wege foftenfrei (jedoch mit Ausſchluß der Porto-Auslagen) erfolge. 

Berlin, den 27. November 1837. 


3. Bagabunden-Eonvention mit Württemberg. 5. December 1845. 
(S. Anhalt-Bernburg 4.) 


40. Der Zollverein *) 


1. Unmittelbare ®lieber, 


1. Zollvereinigungs=: Vertrag zwifchen Sr. Maieftät dem Könige von Preußen, 
Sr. Hoheit dem Kurprinzen und Mitregenten von Heffen und ©r. fünigl. 
Hoheit dem Großberzoge von Heffen einerfeitd, dann Sr. Majeftät dem 
Könige von Baiern und Sr. Majeftät dem Könige von Württemberg anderer= 

feitd. 22. März; 1833. **) 


Seine Majeftät der König von Preußen, Seine Hoheit der Kurprinz 
und Mitregent von Heffen und Seine Königliche Hoheit ver Großherzog von 
Heffen einerfeits, und Seine Majeftät der König von Baiern und Seine 


*) Als Verträge, welche die Bildung bes Zollvereind vorbereitet haben, find anzuführen : 
1. Aufchluß Verträge an das preußifche Zol- und Steuerfoftem vor dem Jahre 1833: 
1) Schwarzburg-Sondersbaufen wegen der Enclaven. 25. Dctbr. 1819. 2) Schwarzburg - 
Rudolſtadt desgleichen. 24. Iuni 29, October 1822. 3) Sachfen- Weimar wegen Alfädt und 
Oldisleben. 27. Juni 1823. 4) Anbalt-Bernburg wegen Müblingen und des obern Herzog- 
tbums. 10. Dctober 1823. 5) Lippe» Detmold wegen ber Enclaven. 9/17. Juni 1826. 
6) Anhalt- Bernburg wegen des untern Herzogthums. 17. Juni 1826. 7) Medlenburg- 
Schwerin wegen der Enclaven. 2. Decbr. 1826. 8) Anhalt-Eöthen und Deffau wegen ber 
Hauptlande. 17. Juli 1828. 9) Sachſen-Coburg ⸗·Gotha wegen Volkenrode. 4. Juli 1829, 
10) Reuß-S chleip-Ebersporf und Lobenſtein. 9. Decbr. 1829. 11) Heffen-Homburg wegen 
Meifenbeim. 31. December 1829, 12) Oldenburg wegen Birkenfeld. 24. Juli 1830, 13) 
Waldeck wegen Walded. 16. April 1831. 14) Anhalt- Bernburg, erneuerter Anſchluß. 
17. Mai 1831. 15) Sadfen-Weimar: bie beiden Verträge vom 11. Febr. und 10, Aug. 1831. 
— 1. Der preußifchebeffiihe Zol- und Handelsverein: 1) Heffen Darmftabt 14 Bebr.,s Mai 
1828. 2) Kurheſſen 25. Auguft 1831. 


**) Diefen Vertrag bezeichnen wir der Kürze halber beim Citiren mit I. 
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Majeftät ver sg son Württemberg andererfeits, haben in fortgefester 
Fürſorge für die Beförderung der Freiheit des Handeld und gewerblichen 
Verkehrs zwifchen Ihren Staaten und hierdurch zugleih in Deutfchlanv 
überhaupt, über die weitere Entwidelung der zwifchen Ihnen beftebenden 
diesfälligen Berträge Unterhandlungen eröffnen laffen, und zu diefem Zmwede 
Bevollmächtigte ernannt, von welchen nachftehender andermweiter Vertrag 
unter Borbebalt der Ratification abgefchloffen worden ift. 

Art. 1. Die dermalen zwifchen den genannten Staaten beftehenden 
Zollvereine werden für die Zufunft einen durch ein gemeinfames Zoll- und 
Dandelsfyftem verbundenen und alle darin begriffenen Länder umfaſſenden 
GSejfammitverein bilden. 

Art. 2. In diefen Gefammtverein werden insbefondere auch diejenigen 
Staaten einbegriffen, welche fchon früher entweder mit ihrem ganzen Ge— 
biete oder mit einem Theile deſſelben dem Zoll- und Handelsſyſteme eines 
oder des anderen der contrahirenden Staaten beigetreten find, unter Berüd- 
fichtigung ihrer auf den Beitrittöverträgen beruhenden befonderen Verhält— 
niffe zu den Staaten, mit welden fie jene Verträge abgefchloffen haben. 

Art. 3. Dagegen bleiben von dem Gefammtvereine vorläufig ausge— 
fchloffen diejenigen einzelnen Landestheile der contrabirenden Staaten, welche 
fih ihrer Lage wegen weder in dem preußiſch-heſſiſchen oder in dem baierifch- 
württembergifchen — bis jetzt befunden haben, noch deſſelben Grundes 
wegen ſich zur Aufnahme in den neuen Geſammtverein eignen. 

Es werden jedoch diejenigen Anordnungen aufrecht erhalten, welche rück— 
ſichtlich des erleichterten Verkehrs dieſer Landestheile mit dem Hauptlande 
gegenwärtig beſtehen. 

Weitere Begünſtigungen dieſer Art können nur im gemeinſchaftlichen 
Einverſtändniß der aan Staaten bewilligt werben. 

Art. 4. In den Gebieten ver contrahirenden Staaten follen überein- 
ftimmende Gefege über Eingangs-, Ausgangs- und Durdhgangs-Abgaben 
befteben, jedoch mit Mopificationen, welde, ohne dem gemeinfamen Zwecke 
Abbruch zu thun, aus der Eigenthümlichfeit der allgemeinen Geſetzgebung 
eines jeden theilnehmenden Staates oder aus localen ntereffen fih als 
nothwendig ergeben. 

Bei dem Zolltarife namentlich follen hierdurch in Bezug auf Eingangs- 
und Ausgangs-Abgaben bei einzelnen, weniger für den größeren Handels— 
verfehr geeigneten Gegenftänden, und in Bezug auf Durdgangs-Abgaben, 
je nachdem der Zug der Handelsſtraßen es erfordert, folhe Abweichungen 
von den allgemein angenommenen Erhebungsſätzen, welde für einzelne 
Staaten als vorzugsmweife wünfchenswerth erfcheinen , nicht ausgefchloffen 
fein, fofern fie auf die allgemeinen ntereffen des Bereines nicht nach— 
theilig einmwirfen. . 

Desgleichen foll au die Verwaltung der Eingangs-⸗, Ausgangs- und 
Durhgangs-Abgaben, und die Organifation der dazu dienenden Behörden 
in allen Rändern des Geſammtvereins unter Berückſichtigung der in denſelben 
beſtehenden eigenthümlichen Verhältniffe auf gleichen Fuß gebracht werben. 

Die nad dieſen Gefichtspunften zwiſchen den contrabirenden Staaten 
zu vereinbarenden Gefege und Ordnungen, namentlih: das Zollgeſetz, 
der Zolltarif, die Zollordnung follen als integrirende Beftandtheile des 
gegenwärtigen Vertrages angefehen und gleichzeitig mit demfelben publis 
eirt werben. 

Art. 5. Beränderungen in ver Zollgefeßgebung mit Einfluß des 
Zolltarif8 und der Zollordnung (Artikel 4.), fo wie Zufäge und Ausnahmen 
fönnen nur auf demfelben Wege und mit gleicher Uebereinſtimmung aller 
Eontrahenten bewirkt werben, wie die Einführung der Gefege erfolgt. Dies 
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gilt auch von allen Anorbnungen, welche in Beziehung auf die Zollverwal⸗ 
tung allgemein abändernde Normen aufftellen. 

Art.6. Mit der Ausführung des gegenwärtigen Vertrages tritt zwiſchen 
den eontrahirenden Staaten Freiheit des Bandes und Verkehrs und zugleich 
Gemeinſchaft der Einnahmen an Zöllen ein, wie beide in den folgenden 
Artikeln beftimmt werben. 

Art. 7. Es hören von diefem Zeitpunfte an alle Eingangs-, Aus— 
gangs- und Durdgangs-Abgaben an den gemeinichaftlihen Landesgrenzen 
des bisherigen preußiſch-heſſiſchen und des bisherigen baierifch-württember= 
gifhen Zollverein auf, und es fünnen alle im freien Verkehr des einen 
Gebiets bereits befindliche Gegenftänvde aud frei und unbefchwert in das 
andere Gebiet eingeführt werden, mit alleinigem Vorbehalte: a) der zu den 
StaatSmonopolien gehörigen Gegenftände (Spielfarten und Salz) nad 
Maafgabe der Artifel 9. und 10.5 b) der im Innern der contrahirenden 
Staaten gegenwärtig entweder mit Steuern von verſchiedener Höhe, over 
in dem einen Staate gar nicht, in dem andern aber mit Steuern belegten 
und deshalb einer Ausgleihungs-Abgabe unterworfenen inländifchen Erzeug— 
niffe, nad Maafgabe des Artifels 11., und endlich c) folder Gegenftände, 
welche ohne Eingriff in die von einem der contrahirenden Staaten ertheilten 
Erfindungspatente oder Privilegien nicht nachgemacht oder eingeführt werden 
fönnen, und daher für die Dauer der Patente oder Privilegien von ver 
Einfuhr in den Staat, welcher dieſelben ertheilt bat, noch ausgefchloffen 
bleiben müffen. 

Art. 8 Der im Artifel 7. feſtgeſetzten Verkehrs- und Abgabenfreiheit 
unbefchadet, wird der Uebergang foldyer Handelsgegenſtände, welche nad 
dem gemeinfamen Zolltarif einer Eingangs- oder Ausgangsfteuer an ven 
Außengrenzen unterliegen, auch aus den königlich baierifcben und Föniglich 
württembergifchen Landen in die Föniglich preußifchen, furfürftlich heſſiſchen 
und großberzoglich hefjischen Lande und umgefehrt, nur unter Innehaltung 
der gewöhnlichen Land» und Heerftraßen und auf ven fchiffbaren Strömen 
ftattfinden, und ed werben an den Binnengrenzen gemeinfchaftlihe Anmelve- 
ftellen eingerichtet werden , bei welchen die Waarenführer, unter Borzeigung 
ihrer Fracıtbriefe oder Transportzettel, die aus dem einen in das andere 
Gebiet überzuführenden Gegenftände anzugeben haben. 

Auf den Verkehr mit rohen Producten in geringeren Duantitäten, fo 
wie überall auf den Fleineren Grenz> und Marftverfehr und auf das Gepäd 
von Reifenden findet diefe Beftimmung Feine Anwendung. Auch wird feine 
WaarensRevifion ftattfinden, außer infoweit, als die Sicherung der Aus- 
gleihungs-Abgaben (Artikel 7. b.) es erfordern könnte. 

Art. 9. Hinfihtlih der Einfuhr von Spielkarten bebält es in jedem 
der zum Vereine gehörigen Staaten bei den beftehenden Verbots- oder Bes 
Ihränfungs-Gefesen fein Bewenden. 

Art. 10. In Betreff des Salzes wird Folgendes feftgefest: a) die 
Einfuhr des Salzes und aller Gegenftände, aus welden Koclalz ausge: 
ſchieden zu werden pflegt, aus fremden, nicht zum Vereine gehörigen Ländern 
in die Vereinsſtaaten, ift verboten, in fo weit diefelbe nicht für eigene Rech— 
nung einer der vereinten Regierungen und zum unmittelbaren Berfaufe in 
ihren Salze lemtern, Fartoreien oder Niederlagen geſchieht; b) die Durdy- 
fuhr des Salzes und der vorbezeichneten Gegenftände aus den zum Vereine 
nicht gehörigen Ländern in andere folde Länder foll nur mit Genehmigung 
der DVereinsftaaten, deren Gebiet bei der Durchfuhr berührt wird, und unter 
den Vorfihtsmaaßregeln ftattfinden, welche von venfelben für nöthig erachtet 
werben; c) die Ausfuhr des Salzes in fremde, nicht zum Vereine gebörige 
Staaten ift frei; d) was ven Salzhandel innerhalb ver Vereinsftaaten be> 
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trifft, fo ift die Einfuhr des Salzes von einem in den anderen nur in dem 
Halle erlaubt, wenn zwifchen den Randesregierungen befondere Verträge des⸗ 
halb beftehen; e) wenn eine Regierung von der anderen innerhalb des Ver— 
eins aus Staatd- und Privatfalinen Salz beziehen will, fo müffen die Sen— 
dungen mit Päffen von öffentlichen Behörden begleitet werben. Zu diefem 
Ende verpflichten fich die betheiligten Regierungen, auf den Privatfalinen 
einen öffentlihen Beamten aufzuftellen, ver den Umfang der Production und 
des Abfages verfelben überhaupt zu beobachten hat; I) wenn ein Bereinds 
ftaat durch einen anderen aus dem Auslande oder aus einem dritten Vereins— 
ftaate feinen Salzbevarf bezieben, oder durch einen foldhen fein Salz in 
fremde, nicht zum Vereine gehörige Staaten verfenvden laffen will, fo fol 
diefen Sendungen fein Hinderniß in den Weg gelegt werben; jedoch werden, 
infofern dieſes nicht fchon durch frühere Verträge beftimmt ift, durd vor: 
gängige Webereinfunft der betbeiligten Staaten die Straßen für den Trans— 
port und die erforderlichen Sicherheitö-Maafregeln zur Verhinderung der 
Einſchwärzung verabredet werden; g) wenn in unmittelbar aneinander grens 
zenden Bereinsftaaten eine folche Verſchiedenheit ver Salzpreife beftänve, daß 
daraus für einen oder den anderen diefer Staaten eine Gefahr der Salz- 
Einfhwärzung bervorginge, fo macht fich derjenige Staat, in welchem ver 
niedrigere Salzpreis befteht, verbindlich, die Verabfolgung des Salzes in 
die Grenzorte, binnen eines Bezirks von wenigftend ſechs Stunden land» 
einwärts, auf ten genau zu ermittelnden Bedarf jener Orte zu bejchränfen, 
und darüber den betheiligten Nachbarftaaten genügende Nachweiſung und 
Sicherheit zu gewähren. 

Die näheren Beftimmungen bleiben einer befonvderen Verabredung ber 
betheiligten Regierungen vorbebalten. 

Art. 11. Im Bezug auf diejenigen Erzeugniffe, bei welden binfichtlich 
der Befteuerung im Innern noch eine Berfchievenheit der Gefeßgebung unter 
den einzelnen Bereinslanden ftattfindet (Artifel 7. b.), wird von allen Theilen 
als wünſchenswerth anerkannt, auch bierin eine Uebereinftimmung der Ge— 
feggebung und der Befteuerungsfäge in ihren Staaten bergeftellt zu ſehen, 
und es wird daher ihr Beftreben auf die Herbeiführung einer foldhen Gleich- 
mäßigfeit gerichtet bleiben. Bis dahin, wo dieſes el erreicht worden, 
fönnen zur Vermeidung der Nachtheile, welche für die Producenten des 
eigenen Staates im Verbältniffe zu den Producenten in anteren Vereins— 
ftaaten aus der ungleichen Befteuerung erwachlen würden, Ergänzungs- oder 
Ausgleihungs- Abgaben von folgenden Gegenftänden erhoben werben: a) im 
Königreihe Preußen von Bier, Branntwein, Taback, Traubenmoft und 
Wein. b) Im Königreiche Baiern (zur Zeit mit Ausſchluß des Nheinfreifes) 
von Bier, Branntwein, geichrotetem Malz. c) Im Königreihe Württemberg 
von Bier, Branntwein, nefchrotetem Malz. d) Im Kurfürftentbume Heffen 
von Bier, Branntwein, Tabad, Traubenmoft und Wein. e) Im Groß: 
berzogthbume Heffen son Bier. 

Es ſoll bei der Beftimmung und Erhebung der gedachten Abgaben nad) 
folgenden Grunpfägen verfahren werden: 1) die Ausgleihungs-Abgaben 
werden nach dem Abftanve der aefeglichen Steuer im Lande der Beftimmun 
von der denfelben Segenftand betreffenden Steuer im Lande ver Herfunft 
bemeffen, und fallen daher im Berhältniffe gegen diejenigen Vereinslande 
gänzlich weg, wo eine gleich hohe oder eine höhere Steuer auf daſſelbe Er— 
zeugniß gelegt ift. 2) Beränderungen, welde in den Steuern von inlän- 
difchen Erzeugniffen der betheiligten Staaten eintreten, haben auch Berän- 
derungen in den Ausgleihunge-Abgaben, jedoch ftets unter Anwendung des 
vorher (1.) aufgeftellten Grundfages zur Folge. Wo auf den Grund einer 
jolhen Veränderung eine Ausgleihungs-Abgabe zu erhöhen fein würde, 
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muß, falls die Erhöhung wirflih in Anfpruch genommen wird, eine Ber: 
bandlung darüber zwifchen ven betheiligten Staaten, und eine vollftändige 
Nachweiſung der Zuläffigfeit nach den Beftimmungen des gegenwärtigen Ber- 
trages vorausgehen. 3) Die gegenwärtig in Preußen gefeglich beſtehenden 
Säge der Steuern von inländiihem Traubenmoft und Wein, vom Tabads- 
bau und Branntwein, fo wie die gegenwärtig in Baiern beftehende Steuer 
von inländifchem gefchrotenen Malz und Bier (Malzaufichlag) follen jeden— 
falls den höchſten Sag desjenigen bilden, was in einem Vereinsſtaate, welcher 
jene Steuern eingeführt hat oder fünftig etwa einführen follte, an Aus- 
leihungs-Abgaben von dieſen Artifeln bei deren Eingang aus einem Lande, 
n welchem feine Steuer auf diefelben Erzeugniffe gelegt ift, erhoben werden 
darf, wenn aud die betreffende Steuer des Staates, welder die Aus— 
gleihungs- Abgabe bezieht, diefen höchſten Sag überfteigen folltee 4 Rüd- 
vergütungen der inländifchen Staatöfteuern follen bei der Ueberfuhr der bes 
fteuerten Gegenftände in ein anderes Bereinsland nicht gewährt werben. 
5) Auf andere Erzeugniffe ald Bier und Malz, Branntwein, Tabadsblätter, 
Traubenmoft und Bein, foll unter feinen Umftänden eine Ausgleichungs— 
Abgabe gelegt werden. 6) In allen Staaten, in welden von Tabad, 
Traubenmoft und Wein eine Ausgleihungs:Abgabe erhoben wird, fol in 
feinem Falle eine weitere Abgabe von diefen Erzeugniffen, weder für Rech— 
nung des Staates, nod für Rechnung der Communen beibehalten oder 
eingeführt werden. 7) Der Ausgleihungs-Abgabe find folgende Gegenftände 
nicht unterworfen, von welden auf die in ver Zollordnung ——— 
Weiſe dargethan iſt, daß ſie als ausländiſches Ein-oder Durchgangsgut die 
zollamtliche Behandlung bei einer Erhebungsbehörde des Vereins bereits be— 
ſtanden haben, oder derſelben noch unterliegen, und eben ſo wenig diejenigen 
im Umfange des Vereins erzeugten Gegenſtände, welche nur durch einen 
Vereinsſtaat tranſitiren, um entweder in einen anderen Vereinsſtaat oder 
nach dem Auslande geführt zu werden. 8) Die Ausgleichungs-Abgabe kommt 
den Caſſen desjenigen Staates zu Gute, wohin die Verſendung erfolgt. 
Inſofern fie nicht ſchon im Lande der Verſendung für Rechnung des abgabe— 
berechtigten Staates erhoben worden, wird die Erhebung im Gebiete des 
letzteren erfolgen. 9) Es ſollen in jedem der contrahirenden Staaten ſolche 
Einrichtungen getroffen werden, vermöge welcher die Ausgleichungs-Abgabe 
in dem Vereinslande, aus welchem die Verſendung erfolgt, am Orte der 
Verſendung oder bei der gelegenſten Zoll- oder Steuerbehörde entrichtet, 
oder ihre Entrichtung durch Anmeldung ſicher geſtellt werden kann. 10) So 
lange, bis dieſe Einrichtungen durch beſondere Uebereinkunft feſtgeſetzt ſein 
werden, bleibt der Verkehr mit Gegenſtänden, welche einer Ausgleichungs— 
Abgabe unterliegen, in der Art beſchränkt, daß dieſelben, ohne Unterſchied 
der transportirten Quantitäten, in das Gebiet des abgabeberechtigten Staates 
nur auf den im Artikel 8. bezeichneten, oder noch anderweit zu beſtimmenden 
Straßen eingeführt und an den dort einzurichtenden Anmelde- und Hebe— 
ſtellen angemeldet und reſp. verſteuert werden müſſen, ohne daß jedoch in 
Folge hiervon der Verkehr mit den Gegenſtänden, von welchen eine Aus— 
gleihungs-Abgabe nicht zu entrichten ift, einer weiteren, ald ber in dem 
oben gedachten Artifel angeordneten Aufficht unterworfen fein wird. 

Art. 12. Hinfichtlic der Verbrauchs-Abgaben, welche in dem Bereiche 
der Bereinsländer von anderen, als den im Artifel 11. bezeichneten Gegen 
ftänden erhoben werden, fo wie der im Großherzogthume Heilen zur Erbes 
bung fommenvden Steuern von Getränfen, wird eine gegenfeitige Gleich— 
mäßigfeit ver Behandlung ftattfinden, vdergeftalt, daß das Erzeugnif eines 
anderen Vereinsſtaates unter feinem Borwande höher belaftet werden darf, 
als das inländiſche. 
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Derfelbe Grundſatz findet auch bei den Zuſchlags-Abgaben und Octrois 
ftatt, welche für Rechnung einzelner Gemeinen erhoben werden, fo weit 
dergleihen Abgaben nicht überhaupt nach der Beftimmung des Artifels 11. 
Nr. 6. unzuläff find. 

Art. 13. die contrahirenden Staaten erneuern gegenfeitig die Ber: 
abredung über den Grundſatz, daß Chauffeegelver oder andere ftatt derfelben 
beftehende Abgaben, wie 3. B. der in den Königreichen Baiern und Würt— 
temberg zur Surrogirung des Wegegelded von — Gütern einge: 
führte fixe Zollbeiſchlag, eben ſo Pflaſter, Damm-, Brücken- und Fährgelder, 
oder unter welchem anderen Namen dergleichen Abgaben beſtehen, ohne 
Unterſchied, ob die Erhebung für Rechnung des Staates oder eines Privat- 
beredhtigten, namentlid einer Commune gefchieht, nur in dem Betrage bei— 
behalten oder neu eingeführt werben fünnen, als fie den gemöhnlichen 
Herſtellungs- und Unterhaltungsfoften angemeffen find. 

Das dermalen in Preußen nach dem allgemeinen Tarife vom Jahre 1828 
beftehbende Chauffeegeld foll als der höchſte Say angeſehen, und hinführo 
in feinem ber contrabirenden Staaten überfchritten werben. 

Defondere Erhebungen von Thorfperr> und Pflaftergelvern follen auf 
chauffirten Straßen da, wo fie noch beftehen, dem vorftehenden Grunpfage 
gemäß aufgehoben, und die Ortspflafter ven Chauffeeftreden vergeftalt ein- 

erechnet werden, daß davon nur die Ehauffeegelver nah dem allgemeinen 
arif zur Erhebung fommen. 

Art. 14. Die contrabirenden Regierungen wollen dahin wirken, daß 
in ihren Landen ein gleihes Münz-, Maaß- und Gewichtsfyften in Ans 
wendung fomme, hierüber fofort befonvdere Unterhandlungen einleiten laffen, 
und die näcfte Sorge auf die Annahme eined gemeinfchaftlihen Zoll 
gewichts richten. 

Sofern die desfallfige Einigung nicht bereits bei der Ausführung des 
Vertrages zum Grunde gelegt werden fünnte, werden bie contrabirenden 
Staaten zur Erleichterung der Verfendung von Waaren und zur fchnelleren 
Abfertigung diefer Sendungen an den Zollftellen (ſoweit dies noch nicht zur 
Ausführung gebracht fein —* bei den in ihren Zolltarifen vorkommenden 
Maaß- und Gewichtsbeſtimmungen eine Reduction auf die Maaße und 
Gewichte, welche in ven Tarifen der anderen contrahirenden Staaten ange— 
nommen find, entwerfen, und zum Gebrauche fowohl ihrer Zoll-Aemter ald 
ded Handel treibenden Publifums öffentlich befannt machen laffen. 

Der gemeinfchaftliche Zolltarif (Artifel 4.) fol in zwei Haupt-Abtheis 
lungen, nad) dem preußifchen und nach dem baierifchen Maaß-, Gewichts— 
und Münzſyſtem ausgefertigt werden. 

Die Derlaration, die Abwägung und Meffung der zollbaren Gegenftände 
fol in Preußen nad preußifchem, in Baiern und Württemberg nady baieri- 
fhem Maafe und Gewichte, in den beffifhen Landen nadı dem dafelbit 
gefeglich eingeführten Maafe und Gewichte gefchehen. In ven Ausferti— 
gungen ver g olbehörben ift aber die Duantität der Waaren zugleich nach 
einer der beiden Hauptabtheilungen des gemeinfchaftlichen Tarifs auszudrücken. 

So lange, bis die contrahirenden Staaten über ein gemeinjchaftliches 
Münzfvftem übereingefommen fein werden, foll die Bezahlung der Zoll: 
Abgaben in jedem Staate nad) dem Münzfuße gefcheben, nad welchem die 
Entrihtung der übrigen Landes: Abgaben ftattfindet. 

Es follen aber ſchon jest die Gold- und Silbermünzen der fämmtlichen 
eontrahirenden Staaten — mit Ausnahme der Scheidemünze — bei allen 
Hebeftellen des gemeinfamen Zollvereind angenommen und zu diefem Bebufe 
die Balvationstabellen öffentlich befannt gemacht werden. 

Art. 15. Die Wafferzölle oder — Wegegelo-Gebühren auf Flüſſen, 
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mit Einfchluß derjenigen, melde das Sciffögefäß treffen CRecognitiong: 
gebühren), find von der Schiffahrt auf ſolchen Flüffen, auf welche vie Be: 
ftimmungen des wiener Congreffes oder befondere Staatöverträge Anwentung 
finden, ferner gegenfeitig nad jenen Beftimmungen zu entrichten, infofern 
hierüber nichts Defonderes verabredet wird. 

In Tegterer Hinfiht wollen die contrabirenden Staaten, wag insbeſon— 
dere die Schiffahrt auf dem Rheine und deſſen Nebenflüffen betrifft, unver- 
züglich in Unterhandlung treten, um zu einer Vereinbarung zu gelangen, in 
Folge deren die Ein, Aus- und Durdfuhr der Erzeugnifie ber fämmtlichen 
Bereindlande auf den genannten Flüffen in den Schiffahrte-Abgaben, mit 
ftetem Vorbehalten der Recognitionsgebühren, wo nicht ganz beireiet, doch 
möglichft erleichtert wird. 

Alle Begünftigungen, welche ein Vereinsftaat dem Schiffahrtöbetriebe 
feiner Uintertbanen auf den Eingangs genannten Flüffen zugeftehen möchte, 
follen in gleihem Maafe auch der Schiffahrt der Untertbanen der anderen 
Pereinsftaaten zu Gute fommen. 

Auf den Übrigen Flüffen, bei welchen weder die wiener Congreßacte, 
noch andere Staatsverträge Anwendung finden, werden die Wafferzölle nad 
den privativen Anordnungen ver betreffenden Regierungen erhoben. Dod 
follen auch auf dieſen Flüffen die Unterthbanen der contrabirenden Staaten 
und deren Waaren und Schiffsgefüße überall gleich behandelt werden. 

Art. 16. Don dem Tage an, wo bie gemeinfchaftliche Zollordnung 
des Vereind in Vollzug gefest wird, follen in den zum Zollvereine gehörigen 
Gebieten alle etwa noch beftebenden Stapel- und Umſchlagsrechte aufhören, 
und Niemand foll zur Anhaltung, Verladung oder Lagerung gezwungen 
werden fünnen, als in den Fällen, in welden die gemeinfchaftlihe Zoll— 
Ordnung oder die betreffenden Schiffahrts-Reglements es zulaffen oder 
vorfchreiben. 

Art. 17. Canal», Scleufen-, Brüden-, Fähr-, Hafen», Waages, 
Krahnen- und Niederlage Gebühren und Yeiftungen für Anftalten, die zur 
Erleichterung des Verkehrs beftimmt find, follen nur bei Benugung wirklich 
beftehender Einrichtungen erhoben, und für letztere nicht erhöhet, auch überall 
von den Untertbanen der anderen contrahirenden Staaten auf völlig gleiche 
Welfe, wie von den eigenen Unterthbanen erhoben werben. 

Findet der Gebrauch einer Waage: oder Krahnen-Einrichtung nur zum 
Behufe einer zollamtlichen Controle ftatt, fo tritt eine Gebühren-Erhebung 
bei fchon einmal zollamtlich verwogenen Waaren nicht ein. 

Art. 18. Die contrabirenden Staaten wollen auch ferner gemeinfcaft- 
lih dahin wirfen, daß durch Annahme gleichförmiger Grundfäge die Ge— 
werbfamfeit befördert und der Befugniß der Untertbanen des einen Staateg, 
in dem anderen Arbeit und Erwerb zu fuchen, möglichft freier Spielraum 
gegeben werde. 

Von den Untertbanen des einen der contrabirenden Staaten, weldye in 
dem Gebiete eines anderen derſelben Handel und Gewerbe treiben, oder 
Arbeit fuchen, foll von dem Zeitpunfte ab, wo der gegenwärtige Vertrag in 
Kraft treten wird, feine Abgabe entrichtet werden, welcher nicht gleichmäßig 
die in demfelben Gewerbsverhältniſſe ſtehenden eigenen Untertbanen unter: 
worfen find. 

Desgleihen follen Fabrifanten und Gemwerbtreibende, welde blos für 
das von ihnen betriebene Geſchäft Ankäufe machen, oder NReifende, welde 
nicht Maaren felbft, fondern nur Mufter derfelben bei fich führen, um Ber 
ftellungen zu fuchen, wenn fie die Berechtigung zu diefem Gemwerbbetriebe 
in dem Bereinsftaate, in welchem fie ihren Mobnfig baben, durch Entrich— 
tung der gefeglichen Abgaben erworben haben, oder im Dienfte folcher in- 
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ländiſchen Gewerbtreibenden oder Kaufleute ftehen, in den anderen Staaten 
feine weitere Abgabe biefür zu entrichten verpflichtet fein. 

Auch jollen beim Beſuche der Märkte und Mejjen zur Ausübung des 
Dandeld und zum Abfage eigener Erzeugniffe oder Fabrikate in jedem 
Bereinsftaate die Untertanen ver übrigen contrahirenden Staaten eben jo 
wie die eigenen Untertbanen behandelt werben. 

Art. 19. Die preußifchen Seebäfen follen dem Handel der Unter— 
tbanen ſämmtlicher Vereinsftaaten gegen völlig — Abgaben, wie ſolche 
von den königlich preußiſchen Unterthanen entrichtet werden, offen ſtehen; 
auch ſollen die in fremden See- und anderen Handelsplätzen angeſtellten 
Conſuln einer oder der anderen der contrahirenden Staaten veranlaßt wer— 
den, der Unterthanen der übrigen contrahirenden Staaten ſich in vorkom— 
menden Fällen möglichſt mit Rath und That anzunehmen. 

Art. 20. Zum Schutze ihres gemeinſchaftlichen Zollſyſtems gegen den 
Schleichhandel und ihrer inneren Verbrauchs-Abgaben gegen Defraudationen 
haben die contrahirenden Staaten ein — Cartel abgeſchloſſen, 
welches ſobald als möglich, ſpäteſtens aber gleichzeitig mit dem gegenwärtigen 
Vertrage in Ausführung gebracht werden ſoll. 

Art. 21. Die als Folge des gegenwärtigen Vertrages eintretende 
Gemeinſchaft der Einnahme der contrabirenden Staaten bezieht ſich auf den 
Ertrag der Eingangs-, Ausgangs- und Durchgangs-⸗Abgaben in den preußi- 
ſchen Staaten, den Königreihen Baiern und Württemberg, dem Kurfürften- 
thume und dem Grofberzogtbume Heffen mit Einfluß der den Zollfyftemen 
der contrabirenden Staaten bisher fchon beigetretenen Länder. 

Bon der Gemeinfhaft find ausgefchloffen und bleiben dem privativen 
Genufje der betreffenden Staatsregierung vorbehalten: 1) die Steuern, 
welche im Innern eines jeden Staates von inländifchen Erzeugniffen erhoben 
werden, einfchlieglih der im Artikel 11. vorbehaltenen Ausgleihungs-Abga- 
ben; 2) die im Artikel 15. erwähnten Wafferzölle; 3) Chauſſee-Abgaben, 
Pflafter-, Damm, Brüden-, Fähr-, Canale, Schleuſen-, Hafengelver, fo 
wie Waage: und Niederlage-Gebühren oder gleichartige Erhebungen, wie fie 
aud) fonft genannt werden; 4) die Zollftrafen und Confiscate, welche, vor: 
behaltlih der Antheile ver Denuncianten, jeder Staatsregierung in ihrem 
Gebiete verbleiben. 

Art. 22. Der Ertrag der in die Gemeinfchaft fallenden Abgaben wird 
nad Abzug 1) der Koften, woyon weiter unten im Artifel 30. die Rede ift; 
2) der Rüderftattungen für unrichtige Erhebungen; 3) der auf den Grund 
befonderer gemeinfchaftlicher Berabredungen erfolgten Steuervergütungen und 
Ermäßigungen unter den vereinten Staaten nah dem Verhältniſſe der 
Bevölkerung, mit welcher fie im Bereine fich befinden, vertheilt. 

Die Bevölkerung folder Staaten, welche durd Vertrag mit einem oder 
dem anderen der contrabirenden Staaten unter Verabredung einer von diefem 
jährlich für ihre Antheile an ven gemeinfchaftlichen Zollrevenüen zu leiftenden 
Zahlung dem Zollverbande beigetreten find, oder noch beitreten werben, wird in 
die Bevölferung desjenigen Staates eingerechnet, welcher diefe Zahlung leiftet. 

Der Stand der Bevölferung in den einzelnen Bereinsftaaten wird alle 
drei Jahre von einem noch zu verabredenden Termine an audgemittelt, und 
die Nachmeifung derfelben von den einzelnen Staaten einander gegenfeitig 
mitgetheilt werben. 

Art. 23. DVergünftigungen für Gewerbtreibende hinfichtlich der Steuer- 
Entrichtung, welche nicht in der Zollgefeßgebung felbft begründet find, fallen 
der Staatscaffe derjenigen Regierung, welche fie bewilligt hat, zur Laſt. 

Die Maafgaben, unter welchen ſolche Vergünftigungen zu bewilligen 
find, werden näherer Verabredung vorbehalten. 
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Art. 24. Dem auf Förderung freier und natürlicher Bewegung des 
allgemeinen Verkehrs gerichteten Zwede des Zollvereing gemäß, follen be— 
fondere Zolbegünftigungen einzelner Meßpläge, namentlich Rabattprivilegien 
da, wo fie dermalen in den Bereinsflaaten noch beftehen, nicht erweitert, 
fondern vielmehr unter geeigneter Berüdfichtigung fowohl der Nahrungs— 
verhältniffe bisher begünftigter Meßplätze, als ver bisherigen Handele be— 
ziehungen mit dem Auslande, thunlichft befchränft und ihrer baldigen gänz— 
lichen Aufhebung entgegengeführt, neue aber ohne allerfeitige Zuftimmung 
auf feinen Fall ertheilt werden. 

Art. 25. Bon der tarifmäßigen Abgaben - Entrichtung bleiben bie 
Gegenſtände, welde für die Hofhaltung der hoben Spuveraine und Ihrer 
Regentenhäufer, oder für die bei ihren Höfen accreditirten Botfchafter, Ge— 
fandten, Geſchäftsträger 2c. eingehen, nicht ausgenommen, und wenn dafür 
Rüdvergütungen ftatthaben, fo werben foldhe der Gemeinfhaft nicht in 
Rechnung gebradt. 

Eben fo wenig anrehnungsfäbig find Entfchädigungen, welche in einem 
oder dem anderen Staate den vormals unmittelbaren Reichsſtänden, oder 
an Communen oder einzelne Privatberechtigte für eingezogene Zollredhte oder 
für aufgehobene Befreiungen gezahlt werden müffen. 

Dagegen bleibt e8 jedem Staate unbenommen, einzelne Gegenftände auf 
Freipäffe ohne Abgaben» Entrichtung in feinem Gebiete eine, auss ober 
durchgehen zu lajfen. Dergleihen Gegenſtände werden jedoch zollgeſetzlich 
behandelt, und in reiregiftern, mit denen ed wie mit den übrigen Zoll 
Regiftern zu halten ift, notirt, und die Abgaben, welche davon zu erheben 

ewejen wären, fommen bei der demnächſtigen Revenüen-Ausgleihung dem— 
jenigen Theile, von welchem die Freipäffe ausgegangen find, in Abrechnung. 

Art. 26. Das Begnadigungs> und Strafverwandlungs-Nect bleibt 
jedem der contrahirenden Staaten in feinem Gebiete vorbehalten. 

Auf Verlangen werden periodifche Leberfichten ver erfolgten Straf 
Erlafje gegenfeitig mitgetheilt werben. 

Art. 27. Die Ernennung der Beamten und Diener bei den Local— 
und Bezirköftellen für die Zolle-Erhebung und Aufficht, weldhe in Gemäßbeit 
der hierüber getroffenen befonderen Uebereinfunft nach gleihförmigen Be— 
fimmungen angeorpnet, befegt und inftruirt werden follen, bleibt einer jeden 
der contrahirenden Regierungen innerhalb ihres Gebietes überlaffen. 

Art. 28. In jedem Bereinsftaate wird die Leitung des Dienftes der 
Local und Bezirfs: Zollbehörden, fo wie die Vollziehung der gemeinfchaft- 
lichen Zollgefege überhaupt, einer, over, wo ſich das Beduͤrfniß hierzu zeigt, 
mehreren Zoll-Direetionen übertragen, welde dem einfchlägigen Minifterium 
des betreffenden Staates untergeordnet find. 

Die Bildung der ZollsDirertionen und die Einrichtung ihres Geſchäfts— 
ganges bleibt den einzelnen Staatsregierungen überlaffen; der Wirfungsfreis 
derfelben aber wird, inſoweit er nicht ſchon durch den Grundvertrag und 
die gemeinfchaftlichen Zollgefege beftimmt ift, durch eine gemeinschaftlich zu 
verabredende Inſtruction bezeichnet werben. 

Art. 29. Die von den Zoll» Erhebungsbehörden nah Ablauf eines 
jeven Bierteljahres aufzuftellenden Duartald-Ertracte, und die nach dem 
Jahres- und Bücherfchluffe aufzuftellenden Final-Abſchlüſſe über die refp. im 
Laufe des Bierteljahres und während des Rechnungsjahres fällig gewordenen 
BZolleEinnabmen, werden von den betreffenden Zoll-Directionen nad vor: 
angegangener ha in Haupt-Ueberfichten zufammengetragen, und biefe 
fodann an ein Centralbureau dr zu weldem ein jeder Vereinsſtaat 
einen Beamten zu ernennen die Befugniß hat. 

Diefes Bureau fertigt auf den Grund jener Borlagen die proviforifchen 
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Abrechnungen zwifchen den vereinigten Staaten von drei zu drei Monaten, 
fendet diefelben den Gentral- Finanzftellen der legteren, und bereitet die 
definitive Jahres⸗Abrechnung vor. 

Wenn aus den Duartal- Abrechnungen bervorgebt, daß die wirkliche 
Einnahme eines Vereinsftaates um mehr als einen Monatsbetrag gegen den 
ihm verhältnigmäßig an der Geſammt-Einnahme zuftändigen Revenüen- 
Antheil zurüdgeblieben ift, fo muß alsbald das Erforderliche zur Ausglei- 
chung dieſes Ausfalled durch Herauszahlung von Seiten des oder derjenigen 
Staaten, bei denen eine Mehreinnahme ftattgefunden bat, eingeleitet werden. 

Art. 30. In Hinfiht der Erhebungs- und Berwaltungsfoften follen 
folgende Grundfäge in Anwendung fommen: 

1) Man wird feine Gemeinfchaft dabei eintreten laffen, vielmehr über- 
nimmt jede Regierung alle in ihrem Gebiete vorfommende Erhebungs- und 
Berwaltungsfoften, e8 mögen diefe durch die Einrichtung und Unterhaltung 
ver Haupt: und Neben-Zoll-Aemter, der inneren Steuer-Aemter, Dall-Aemter 
und Padhöfe und der Zoll-Directionen, oder durch den Unterhalt des dabei 
angeftellten Perſonals und durch die dem legteren zu bewilligenden Penfionen, 
* rs aus irgend einem anderen Bedürfniſſe der Zoll» Verwaltung 
entftehen. 

2) Hinfichtlih desjenigen Theild des Bedarfs aber, welcher an den 
gegen das Ausland gelegenen Grenzen und innerhalb des dazu gehörigen 
Grenzbezirks für die Zoll-Erhebungs- und Aufſichts- oder Controlbehörden 
und Zoll-Schutzwachen erforderlich ift, wird man ſich über Paufchfummen 
vereinigen, welcde jeder der contrahirenden Staaten von der jährlich auf- 
fommenden und ver Gemeinfcaft zu berechnenden Brutto- Einnahme an 
Zollgefällen in Abzug bringen Fann. 

3) Bei diefer Ausmittelung des Bedarfs foll da, wo die Perception 
privativer Abgaben mit der Zoll-Erhebung verbunden iſt, von den Gehalten 
und Amtsbevürfniffen ver Zollbeamten nur derjenige Theil in Anrehnung 
fommen, welder dem Berhältniffe ihrer Gefchäfte für den Zolldienft zu ihren 
Amtsgeichäften überhaupt entfpricht. 

4) Man wird fi über allgemeine Normen vereinigen, um bie Befol- 
dungs-Berhältniffe der Beamten bei ven Zoll» Erhebungs- und Aufſichts— 
a. imgleichen bei den Zoll-Direetionen in möglichfte ebereinftimmung 
zu bringen. 

Arı 31. Die contrahirenden Staaten geftehen fich gegenfeitig bag 
Recht zu, den Haupt-Zoll-Aemtern auf den Grenzen anderer Bereinsftaaten 
Eontroleure beizuordnen, welche von allen Geſchäften verfelben und ver 
Neben-Aemter in ee auf das Abfertigungsverfahren und die Grenz- 
bewachung Kenntniß zu nebmen, und auf Einhaltung eines gefeglichen Ver: 
fahrens, imgleichen auf die Abftellung etwaiger Mängel einzumirfen, übrigens 
fi) jeder eigenen Berfügung zu enthalten haben. 

Einer näher zu verabredenden Dienftorbnung bleibt e8 vorbehalten, ob 
und welchen Antheil diefelben an den laufenden Gefchäften zu nehmen haben, 

Art. 32. Jeder der contrahirenden Staaten bat das Recht, an die 
Zoll-Directionen der anderen vereinten Staaten Beamte zu dem Zwecke 
abzuorbnen, um fi) von allen vorfommenden Berwaltungsgefchäften, welde 
fi) auf die durd den gegenwärtigen Vertrag eingegangene Gemeinfchaft 
beziehen, vollftändige Kenntniß zu verfchaffen. 

Eine befondere Inftruction wird das Gefchäftsverhältnig diefer Beamten 
näher beftimmen, als deſſen Grundlage die unbefchränfte Offenheit von 
Seiten des Staates, bei welchem die ——— fungiren, in Bezug auf 
alle Gegenſtände der gemeinſchaftlichen Zollverwaltung, und die Erleichterung 
jedes Mittels, durch welches ſie ſich die Information hierüber verſchaffen 
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fönnen, anzufeben ift, während andererfeits ihre Sorgfalt nicht minder auf- 
richtig dahin gerichtet fein muß, eintretende Anftände und Meinungsver- 
fchiedenheiten auf eine dem gemeinfamen Zwede und dem Verbältnifje ver— 
bündeter Staaten entfprechende Weiſe zu erledigen. 

Die Minifterien der ſämmtlichen Vereinsftaaten werben ſich gegenfeitig 
auf Verlangen jede gewünfchte Auskunft über die gemeinfchaftliben Zoll— 
Angelegenheiten mittheilen, und infofern zu diefem Behufe die zeitweife oder 
dauernde Abordnung eines höheren Beamten, oder die Beauftragung eines 
andermweit bei der Regierung beglaubigten Bevollmächtigten keliebt würde, 
fo ijt vemfelben nad dem oben ausgefprocdenen Grundfage alle Gelegenbeit 
zur vollftändigen Kenntnißnahme von den Berhältniffen ver rn tube 
Zollverwaltung bereitwillig zu gewähren. 

Art. 33. Jährlich in den erften Tagen des Juni findet zum Zwecke 
gemeinfamer Berathbung ein Zufammentritt von Bevollmächtigten der Vers 
einsregierungen ftatt, zu welchem eine jede der legteren einen Bevollmäch— 
tigten abzuordnen befugt ift. 

Für die formelle Leitung der Verhandlungen wird von den Conferenz- 
Bevollmächtigten aus ihrer Mitte ein Vorfigender gewählt, welchem übrigens 
fein Vorzug vor den übrigen Bevollmächtigten hufeht. 

Der erfte Zufammentritt wird in München ftattfinden. Wo verielbe 
fünftig erfolgen fol, wird bei dem Schluffe einer jeden jährlichen Verſamm— 
lung mit Nüdficht auf die Natur der Gegenftände, deren Verhandlung in 
der folgenden Eonferenz zu erwarten ift, verabredet werben. 

Art. 34. Bor die Ben an, diefer EConferenz Bevollmächtigten 
—— a) die Verhandlung über alle Beſchwerden und Mängel, welche in 

eziehung auf die Ausführung des Grundvertrages und der beſonderen 
Vebereinfünfte, des Zollgeſetzes, der Zollordnung und Tarife, in einem oder 
dem anderen Vereinsftaate wahrgenommen, und die nicht bereits im Laufe 
des Jahres in Folge der darüber zwifchen den Minifterien geführten 
Eorrefpondenz erledigt worden find; b) vie definitive Abrechnung zwifchen 
den Bereinsftaaten über die gemeinjchaftliche Einnahme auf den Grund ver 
von den oberften Zollbehörvden aufgeftellten, durch das Centralbureau vor 
zulegenden Nacmeifungen, wie folhe der Zwed einer dem gemeinfamen 
Intereſſe angemeffenen Prüfung erbeifcht; c) die Berathung über Wünſche 
und Vorfchläge, welche von einzelnen Staatsregierungen zur Verbeſſerung 
der Verwaltung gemacht werden; d) die Verhandlungen über Abänderungen 
des Zollgefeged, des Zolltarifd, der Zollordnung und der Verwaltungs— 
Drganifation, welche von einem der contrabirenden Staaten in Antrag 
gebracht werden, überhaupt über die zwedmäßige Entwidelung und Aus— 
bildung des gemeinfamen Zolle und Handelsſyſtems. 

Art. 35. Treten im Laufe des Jahres außer der gewöhnlichen Zeit 
der Verfammlung der Conferenz-Bevollmächtigten außerordentliche Ereigniffe 
ein, welche unverzügliche Maaßregeln oder Verfügungen abfeiten der Vereins⸗ 
ftaaten erbeifchen: fo werden ſich die contrabirenden Theile darüber im 
diplomatifchen Wege vereinigen, oder eine außerordentlihe Zufammenfunft 
ihrer Bevollmächtigten veranlaffen. 

Art. 36. Den Aufwand für die Bevollmächtigten und deren etwaige 
Gehülfen beftreitet die Regierung, welche fie abjendet. 

Das Canzlei» Dienftperfonale und das Lorale wird unentgeldlich von 
* — geſtellt, in deren Gebiete der Zuſammentritt der Conferenz 

attfindet. 

Art. 37. Sollte zur Zeit der Vollziehung des gegenwärtigen Vertrages 
eine Uebereinſtimmung der Ein — in den Landen der contra— 
hirenden Regierungen nicht bereits im Weſentlichen beſtehen; ſo verpflichten 
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fich diefelben zu allen Maafregeln, welche erforberlih find, damit nicht die 
„Zoll-Einfünfte des Gefammtvereind durd die Einführung und Anhäufung 
unverzollter oder gegen geringere Eteuerfäße, als der Vereinstarif enthält, 
serzollter Waarenvorräthe beeinträchtigt werven, 

Art. 38. Für ven Fall, daß andere deutiche Staaten den Wunſch zu 
erkennen geben jollten, in den Durd gegenwärtigen Vertrag errichteten Zoll- 
verein aufgenommen zu werben, erflären ſich die boben Contrabenten bereit, 
dieſem Wunſche, jo weit e8 unter geböriger Berüdjichtigung der befonderen 
pntereffen der Vereingmitgliever möglich erfcheint, durch desfalls abzu— 
fchließende Verträge Folge zu geben. 

Art. 39. Auch werden Sie Sich bemühen, durdy Handelsverträge mit 
andern Staaten dem Verkehr Ihrer Angehörigen jede mögliche Erleichterung 
und Erweiterung zu verschaffen. 

Art. 40. Alles, was fi auf die Detail-Ausführung der in gegen: 
wärtigem Vertrage und deſſen Beilagen enthaltenen Werabredungen, ind- 
bejondere auf den Vollzug ver gemeinjcaftlich feftgefegten organiſchen 
Beltimmungen, Neglements und Inftructionen bezieht, foll durch gemein— 
fchaftlihe Commiſſarien vorbereitet werben. 

Art. 41. Die Dauer des gegenwärtigen Vertrages, welcher mit dem 
1. Januar 1834 in Ausführung gebradt werden foll, wird vorläufig bie 
zum 4. Januar 1842 feſtgeſetzt. Wird derfelbe während diefer Zeit und 
jpäteftend zwei Jahre vor Ablauf der Frift nicht gefündigt, fo foll er auf 
12 Jahre, und fo fort von 12 zu 123 Jahren als verlängert angefeben werben. 

Legtere Nerabredung wird jedoch nur für den Fall getroffen, daß nicht 
in der Zwiſchenzeit ſämmtliche deutſche Bundesftaaten über gemeinfane 
Maafregeln übereinfommen, welche den mit der Abficht des Artifels 19 ver 
deutfhen Bundes-Acte in Webereinftimmung ftehenden Zweck des gegen- 
wärtigen Zollvereins vollftändig erfüllen. 

Auch follen im Kalle etwaiger gemeinfamer Maaßregeln über. ven freien 
Verfehr mit Lebensmitteln in fämmtlichen veutfhen Bunvesftaaten die 
betreffenden Beftimmungen des nad gegenmwärtigem Vertrage beftehenven 
Vereinstarifs demgemäß mobdifteirt werden. 

Segenwärtiger Vertrag foll alabald zur Ratification der hoben contra- 
hirenden Höfe vorgelegt, und die Auswechlelung der Ratificationg-Urfunden 
ſoll ſpäteſtens binnen ſechs Wochen in Berlin bewirft werden. 

So gefchhehen Berlin, den 22. März 1833, 


Zuſatz- Artikel. 


1. In Gemäßbeit ver im Artifel 4 des Zollvereinigungs-Vertrages vom 
22. März d. I. enthaltenen Verabredung wollen Seine Majeftät der König 
von Baiern und Seine Majeftät ver König von Württemberg die unter A. 
beiliegende Zoll-Ordnung, und den unter B. beiliegenden Zolltarif, welde 
zufammen das Zollgefe bilden, in ihren Staaten verfündigen laffen. 

Nicht minder wird in dem Königreiche Preußen, dem Kurfürftenthume 
Heilen und dem Großberzogthume Helfen, unter Beibehaltung der in diefen 
Staaten beftehenven Zollgefege und Zoll-Drdnungen, der erwähnte unter B. 
beigefügte Tarif gleichzeitig mit jenem Vertrage verfündigt werden, 

Die in diefem Artifel erwähnten Gefege und Zoll-Orbnungen, fo wie 
ver Tarif, find als integrirende Theile des Vertrages vom 22. März d. J. 
anzufeben. 

2. Die contrabirenden Theile wollen fo bald wie möglich die Ein- 
leitung treffen, daß die Beftrafung der Zollvergeben jeder Art, da foldye 
das Intereſſe aller Vereinäftaaten gleichmäßig berühren, auch auf möglichft 
übereinftimmende Grundfäge zurüdgeführt werde, 
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Norftehenden Artikel, welcher diefelbe Kraft und Gültigkeit baben ſoll, 
ald wenn verfelbe in dem Bertrage vom 22. März d. J. enthalten wäre, 
baben vie refp. Bevollmächtigten unter dem Vorbebalte ver Natification voll- 
zogen und unterjiegelt. 

So geſchehen Berlin, den 31. Detober 1833. 


2. Zollvereinigungs: Vertrag zwifchen Sr. Meajeftät dem Könige von Preußen, 
Er. Hoheit dem Kurprinzen und Meitregenten von Heſſen und Er. Fönigl. 
Hoheit dem Großberzjoge von SHefien, dann Er. Majeftät dem Könige von 
Baiern und Sr. Majeftät dem Könige von Württemberg einerfeits, und 
Sr. Majeftät dem Könige und Sr. Fünigl. Hobeit dem Prinzen Mitregenten 

von Sachfen andererfeits. 30. März 1833. 


Art. I. Seine Majeftät der König und Seine Königlidhe Hobeit ver 
Prinz Mitregent von Sadıfen treten mit Ihren Yanden dem vermittelft 
Vertrages vom 22. März d. I. zwiſchen Preußen, Kurbeffen und dem 
Großherzogthume Heſſen einerfeits, dann Baiern und Württemberg anderer- 
feits geichloffenen Zollvereine mit der Wirfung für das Königreich Sachſen 
bei, als wenn Allerhöchſt- und Höchftdiefelben unmittelbar an dem Abſchluſſe 
jened Vertrages Antheil genommen, und die darin gegenfeitig zugeftandenen 
Nechte und übernommenen Verbindlichkeiten gleichzeitig bätten verabreden 
laffen. Es wird demgemäß das Königreich Sachſen mit allen in diefem 
Nereine begriffenen Ländern für die Zufunft einen Gefammtverein bilden, 
und der Inhalt des Vertrages vom 22. März d. J. auf daffelbe An- 
wentung finden, zu weldem Ende die einzelnen Beftimmungen des letz— 
teren, jedoch mit den dabei für das bejondere Verhältniß des König— 
reichs Sachſen verabredeten Modifieationen, bier, wie nadyfteht, aufgenommen 
werden. 

(Diefer Vertrag ftimmt mit dem vorbergebenven überein. In Art. 11. 
“tritt unter f. hinzu: Im Königreiche Sachſen von Bier, Branntwein, Tabad, 
Traubenmoft und Wein. Und im Art. 15. find folgende fperielle Feftfegungen 
in Betreff der Elbſchiffahrt getroffen:) 

Ueber den Verkehr mittelft der Elbe und wegen der Erhebung der con» 
ventionellen Elbichiffahrts- Abgaben wird zwifchen der königlich preußischen 
und königlich Fächjifchen Regierung Folgendes verabredet: 1) Waaren, melde 
vermittelt der Elbe durd das preufifche und ſächſiſche Gebiet unmittelbar 
durchgeführt werden, bleiben ven vollen Elbiciffabrts- Abgaben, wie folde 
conventionsmäßig feftgelegt find, unterworfen. Findet bei der Durchfuhr 
eine Umladung oder Lagerung zur Spedition oder zum Zwifchenbanvel 
ftatt, fo fann von der Regierung des Staates, in defien Gebiete der Um— 
ſchlag erfolgt, ein Erlaß an dem Elbzolle, jedoch nicht höher ala zu ", ver 
conventionsmäßigen Sätze, welde fie zu erbeben bat, bewilligt werden. 
2) Der Waarentransport auf ver Elbe aus dem Gebiete eines der beiven 
gedachten Staaten nad dem Gebiete des anderen, oder aus einem dieſer 
Staaten nach dem Auslande oder umgekehrt aus dem Auslande nah dem 
Gebiete eines der gedachten Etaaten, ift in der Negel von aller Zollent- 
richtung frei, unterliegt jevody der Entridtung des conventiongmäßigen Re— 
cognitionsgeldes. 3) Hiervon findet in dem Falle eine Ausnahme datt, wo 
bei ter Einfuhr aus dem Auslande das Gebiet eines der beiden Staaten 
ohne Löſchung und Kagerung der Yadung durchfahren wird, in weldem Falle 
neben dem Necognitiondgelve ein Viertheil des Elbzoll-Antbeils des legteren 
Staates entrichtet wird, 4 Waaren, welde auf ver Elbe in das Gebiet 
eines der beiden Staaten eingeben, um zu Lande wieder ausgeführt zu wer- 
den, oder welche umgekehrt zu Yande in das Gebiet eines der beiten Staaten 
eingeben, um mitteljt der Elbe ausgeführt zu werden, unterliegen neben dem 
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conventionsmäßigen Necognitionsgelde der Durdgangs- Abgabe nad dem 
Zolltarif, weldem in dem vorbemerften Falle zu 3. der dort beftimmte 
Waſſerzoll zutritt. 


3. Bildung des Thüringifchen Zoll: und SHandelävereins. 10. Mai 1833. 


Art. 1. Die füniglicd preußischen Yandestheile: Stadt- und Landkreis 
Erfurt, nebft den Streifen Schleufingen und Ziegenrück, der kurfürſtlich 
heſſiſche Kreis Schhmalfalden, vie großberzoglid fadhjen = weimar > eifes 
nachifchen Yande, mit Ausnabme der Memter Alſtedt und Dlvisleben und 
des Amtes Oſtheim, die berzoglich ſachſen-meiningenſchen Yande, die ber- 
zoglich ſachſen = altenburgifchen Yande, vie berzoglid fachfen = foburg- 
gothaifchen Yanvde, mit Ausnahme ver Aemter Volfenrode und Königsberg 
und des Fürſtenthums Lichtenberg, die fürſtlich ſchwarzburg-ſondershauſenſchen 
und fürftlid ſchwarzburg-rudolſtädtiſchen Oberberrfchaften, und die fürftlic) 
reuß⸗ſchleitz,, reußsgreige und reußslobenftein-ebersporfiihen Lande werden 
zu einem gemeinfamen Zolle und Handels-Verbande unter dem Namen: 
„Zoll- und Handelsverein der Thüringifchen Staaten“ vereinigt. 

Art. 2. Die contrabirenden Regierungen werden die erforderlichen 
gefeglihen Vorſchriften zu dem Zwede erlaffen, damit in den oben genannten 
Yanden und Yandestheilen in Beziehung auf die Eingangds, Ausgangs- und 
Durdgangs- Abgaben, welde in diefem Bertrage unter dem gemeinfchaft- 
lichen Namen „Zoll“ begriffen werden, eine völlige Uebereinftimmung mit 
der in den füniglich preußifchen, furfürftlid heſſiſchen und großberzoglidy 
heſſiſchen, zu einem gemeinichaftlichen Zollivfteme verbundenen Landen bes 
ſtehenden Geſetzgebung ftattfinde. 

Art. 3. Mit dem Tage der Ausführung des Vereins wird zwiſchen 
den ſämmtlichen im Artifel 1. genannten Landen und Landestheilen Freiheit 
des Handels und Verkehrs und Gemeinfchaft der Zoll-Einnahme unter den 
nachfolgenden Beftimmungen eintreten. 

Art. 4 Demgemäß bören von jenem Tage an alle Eingangs-, Auss 
gangss und Durdhgangs- Abgaben an den gegenfeitigen inneren Grenzen 
ſämmtlicher zum Bereine gehörigen Yande und Yandestbeile, namentlich auch 
alle Binnenzölle (u welchen jedoch die in dem folgenden Artikel erwähnten 
Wafjerzölle nicht gerechnet werden follen), diefelben mögen bisher unter dem 
Namen Geleit, oder unter irgend einer anderen Benennung beftanden haben, 
gänzlid auf. 

Art. 5. Die Wafferzölle auf den Alüffen in den zum Vereine ges 
börigen Landen werden aud) ferner den privativen Anordnungen der bes 
treffenden Regierungen oder den etwa darüber beftebenden Verträgen gemäß, 
erboben; jedoch follen weder neue Wafferzölle eingeführt, nod die beſtehenden 
ohne allfeitige Zuftimmung erböht, aud in Betreff der Erbebungsart und 
des Betrages diefer Zölle die Untertbanen ver übrigen mitcontrahirenden 
Staaten den eigenen Untertbanen überall gleich behandelt werden. 

Art. 6. Damit die gegenfeitige Freibeit des Verkehrs nicht durch eine 
Ungleichheit der Befteuerung der inneren Erzeugnifje eine ftörende Ausnahme 
erleide, find die hoben Eontrahenten übereingefommen, in Ihren zum Vereine 
gebörigen Gebieten binfichtlich der Abgabe von ver Fabrication des Brannt- 
weins, imgleichen von dem inländifchen Tabafs- und Weinbau diefelbe 
Befteuerung und Erhebung eintreten zu laſſen, welde in den königlich 
preußiſchen Staaten dermalen gefeglich eingeführt ift, auch die ohnehin in 
den Vereinslanden beftehbenden Abgaben von der Bereitung des Biers nicht 
unter den Betrag der dieferhalb gegenwärtig in Preußen beftehenven Steuer 
herabzuſetzen. 
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Imgleichen wollen die hohen Contrabenten für den Debit- des Koch— 
falzes eine gleichförmige Regie-Einrichtung einführen, und einen Debitpreis 
feftfegen, unter welchem in feinem der zu dem Vereine gehörigen Gebiete 
das Zalz abgejegt werden darf. 

Der Berfauf des Salzes an Private aud dem Gebiete der einen in 
dasjenige einer anderen der contrabirenden Negierungen ift verboten, mit 
Ausnahme der Fälle einer befonderen Nebereinfunft zwiſchen ven betheiligten 
Regierungen, imgleichen folder Fälle, wo diefer Nerfauf auf dem Grunde 
eines zwilchen der Regierung jenes Landes, wohin das Salz verfauft wirt, 
und der Saline, welche e8 verfauft, beftebenden Bertrages, unter Beobach— 
tung der auf der Saline angeorbneten Controlmaaßregeln ftattfindet. 

Art. 7. Im denjenigen Landen, wo der Debit ver Spielfarten zu den 
Staats-Monopolien gehört, ift die Einführung vderfelben aus anderen zum 
Vereine gehörigen Landen auch fernerhin verboten. Auch bleibt einer jeven 
Regierung, in Deren Gebiete diefes Monopol noch nicht beftehet, unbenom- 
men, dafjelbe einzuführen, und demzufolge das Einbringen ver Spielkarten 
aus anderen zum Bereine gehörigen Landen zu unterfagen. 

Hinfichtlich der Verbrauchs-Abgaben, welde im Bereiche ver Vereins— 
lande von anderen als den im Artifel 6. bezeichneten Gegenſtänden erboben 
werden, wird eine gegenfeitige Gleihmäßigfeit der Behandlung vergeftalt 
ftattfinden, daß das Erzeugniß eines anderen Wereindgebietes unter feinem 
Vorwande böber, ald das inländifche, belaftert werden darf. Derielbe Grund» 
fa gilt au für die Zuſchlags-Abgaben over Octrois, welde in einzelnen 
Gemeinen der zum Vereine gehörigen Lande eingeführt find, oder etwa noch 
eingeführt werden follten, vergeftalt, dab auch bierbei das Erzeugniß eines 
anderen vieler Yanve unter feinem Vorwande höher belaitet werben darf, 
als das Erzeugniß des eigenen Landes. 

Es wird jedoch von Tabak, Traubenmoft und Wein, außer dem ge 
meinfchaftlichen Zolle und resp. außer den im Artifel 6. erwähnten Steuern, 
in feinem Bereinsftaate weder für deſſen, noch für Rechnung einer einzelnen 
Gemeine eine Abgabe erhoben werden. 

Art. 8. Die hohen Eontrabenten wollen gemeinfchaftlih dahin wirken, 
dag durch Annahme gleihförmiger Grundfäge die Gewerbfamfeit beförvert 
und der Befugniß der Unterthanen des einen Staates, in dem anderen Ar: 
beit und Erwerb zu fuchen, möglichft freier Spielraum gegeben werde. 

Bon den Untertbanen des einen Staates, welde in dem Gebiete eines 
anderen Handel und Gewerbe treiben oder Arbeit juchen, foll von dem Zeit: 
punfte an, wo der gegenwärtige Vertrag in Kraft treten wird, feine Ab— 
gabe entrichtet werden, welcher nicht gleichmäßig die in demfelben Gewerbe: 
verbältniffe ftehenvden eigenen Untertbanen unterworfen find. 

Desgleichen follen Fabricanten oder Gewerbtreibenve, welde blos für 
das von ihnen betriebene Geſchäft Ankäufe machen, over Reiſende, welde 
nicht Waaren felbit, fondern nur Mufter verfelben bei jich führen, um Bes 
ftellungen zu fuchen, wenn fie die Berechtigung zu dieſem Gewerbsbetriebe 
in dem Bereinsftaate, in welchem fie ihren Wohnſitz baben, durch Entrichtung 
der gefeglichen Abgaben erworben baben, oder im Dienfte folcher inlänviichen 
Sewerbtreibenden vder Kaufleute fteben, in ven anderen Staaten feine wei- 
tere Abgabe bierfür zu entrichten verpflichtet fein. 

Auch follen beim Beſuche der Märfte und Meffen zur Ausübung des 
Handeld und zum Abfage eigener Erzeugniffe oder Fabricate in jedem Ber: 
einsftaate die Unterthanen der übrigen contrabirenden Staaten ebenfo wie 
die eigenen Unterthanen behandelt werben. 

Art. 9. Zur Aufrehthaltung Ihres Handeld- und Zollivftems und 
zur Unterbrüdung des gemeinſchädlichen Schleichhandels und der Unterjchleife 
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bei den Steuern im Innern des Vereins, wollen die hoben Contrahenten 
fi) gegenfeitig fräftig unterftügen, auch zu diefem Behufe die erforderlichen 
Anordnungen durch befondere Webereinfunft verabreden und ein fürmliches 
Zoll-Cartel fchließen laſſen. 

Art. 10. Bon der als Folge des gegenwärtigen Vertrages (Art. 3.) 
eintretenden Semeinfchaftlichfeit ver Zoll-Einnabmen bleiben ausgefchloffen: 
die Erträgniffe der Waffer: over Floßzölle, ver Chauffee-Abgaben, Pflafterz, 
Damm, Brüden-, Fähr-, Canal-, Scleufen-, Waage-, Krabnens und 
Nieverlage-Gebühren, imgleichen die Zolftrafen und Confiscate, welche, vor: 
behaltlich ver Antheile der Denuncianten, einer jeden Staatsregierung inner: 
balb ihres Gebietes verbleiben. 

Art. 11. Die Bertbeilung der gemeinfchaftliben Einnahmen richtet 
fih nah dem Berbältniffe der Seelenzahl in ven zum Vereine gebörigen 
Landen und Yanvestheilen. 

Zum Behufe ver Vertheilung follen die von den betreffenden höheren 
Staatsbehörden als richtig zu atteitirenden Ueberfichten von der neueften 
Bevölferung von drei zu drei Jahren gegenfeitig mitgetheilt, und wird mit 
diefer Mittheilung unmittelbar nad) Ratification des gegenwärtigen Ber: 
trages der Anfang gemacht werden. 

Art. 12. Die an den Erbebungsftätten eingehenden gemeinfchaftlichen 
Zollgefälle fließen bis zur Abrechnung und Bertbeilung in die Caſſen 
derjenigen Landesherrſchaften, in deren Gebieten die Erhebungsftätten bes 
legen find. 

Art. 13. Die fämmtlichen Erhebungs- und Vermwaltungsfoften fallen 
den einzelnen betreffenden Staaten zur Yaft, mit Ausnabme derjenigen, 
welche die Unterhaltung der gemeinfchaftlichen Behörde in Erfurt (Art. 17.) 
und die diefer obliegende Geſchäftsführung verurfacht. 

Art. 14. Don der tarifmäßigen Abgaben Entrichtung bleiben die für 
die Hofbaltungen der hoben Souveraine und Ihrer Regentenbäufer, fo wie 
die für die bei Ihren Höfen acereditirten Gefandten eingehenden Gegen: 
ftände nicht ausgenommen, und wenn dafür Rüdvergütungen ftatthaben, fo 
werden jolhe der Gemeinfchaft nicht in Anrechnung gebracht. 

Eben fo wenig anrechnungsfähig find Entfhädigungen, melde wegen 
Einziehung von Zollrechten oder wegen aufgehobener Befreiung an Com— 
munen oder einzelne Berechtigte gezahlt werden müſſen. 

Art. 15. Vergünftigungen für Gewerbtreibende binfichtlic der Steuer: 
Entrichtung, weldye nicht in der Zollgeieggebung begründet find, fallen ver 
Staatscaſſe derjenigen Regierung, welche fie bewilligt hat, zur Xalt. Dar— 
über, unter welhen Maaßgaben folhe Bergünftigungen zu bewilligen find, 
wird nähere Verabredung vorbehalten. 

Art. 16. Das Begnadigungs: und Strafverwandlungsrecdht wird eben- 
fall8 von jedem der contrahirenden Theile in feinem Gebiete ausgeübt. 

Art. 17. Im Beziehung fowohl auf die Zoll- Erhebung, als auf die 
Verwaltung und Erhebung der vertragsmäßig nach gleihförmigen Einrich- 
tungen zu erhebenven inneren Steuern (Artifel 6.) wird von fümmtlichen 
BVereinsregierungen eine gemeinjchaftliche Controlle angeoronet, und biefe 
einem General-nfpector übertragen werden, welchem zugleich die Vorberei- 
tung der jährlichen Nevenüentheilung obliegen fol. Der Sig des General: 
Inſpectors wird in Erfurt fein. Das Nähere über vie Einrichtung viefer 
Controlle wird durch ein beſonderes Regulativ bejtimmt werden, welches als 
ein integrirender Theil des gegenwärtigen Vertrages angefehen werben foll. 

Art. 18. Es werden jährlich zu einer noch näher zu verabredenden 
Zeit Bevollmächtigte fümmtlicher Vereindregierungen in Erfurt zuſammen— 
fommen, um über die Angelegenheiten des Vereins ſich zu beratben, Be: 
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fchlüffe zu faffen, namentlih auch die definitive Abrechnung zwifchen ben 
betheiligten Staaten feftzuitelfen. 

Einer diefer Bevollmächtigten wird dabei zum BVorfigenden gewählt, obne 
daß jedoch demſelben bierdurd ein Vorrecht vor den anderen zu Theil würde. 

Im Falle des Bevürfniffes werden die Bevollmächtigten auch außer: 
ordentliche Zufammenfünfte halten, worüber vie betheiligten Regierungen fich 
auf dem Wege des jchriftlichen Benehmens einigen werden. 

Die Koften der Bevollmächtigten werden von einer jeden Regierung 
für ven ihrigen getragen. 

Art. 19. Alles, was fih auf die Ausführung der im gegenwärtigen 
Vertrage enthaltenen Verabredungen bezieht, foll durch gemeinfchaftlihe Com— 
miffarien vorbereitet werpen. 

Zum Gefcäfte diefer Commiffarien gehört insbeſondere die Vereinba— 
rung wegen der nötbigen übereinftimmenven Abfaffung der in den zum Ver— 
eine gehörigen Landen und Yanvdestbeilen einzuführenden organiſchen Be— 
flimmungen und der damit in Berbindung ftehenven reglementairen Ber: 
fügungen und Inftructionen, imgleichen die Vereinbarung, welde Maafgaben 
bei dem Organifationsplane für die Verwaltung der gemeinfchaftlicen Ab— 
gaben in einem jeden Vereinslande nöthig find. 

Art. 20. Die Dauer des gegenwärtigen Vertrages, welcher ſpäteſtens 
am 4. Januar 1834 in Ausführung fommen foll, wird vorläufig bis zum 
1. Janıtar 1842 feftgefegt. Wird der Vertrag während viefer Zeit und 
fpäteftens neun Monate vor Ablauf derfelben nicht gefündigt, To foll ver: 
felbe als noch auf zwölf Jahre, und fo fort von zwölf zu zwölf Jahren ver: 
längert angefehen werden, 

Art. 21. Gegenwärtiger Bertrag Toll alsbald zur Natifiention ver 
hohen contrabirenden Theile vorgelegt, und die Auswechfelung der Ratifi— 
eationg-Urfunden foll fpäteftens in ſechs Wochen in Berlin bewirft werden. 

Sp gefchehen Berlin, ven 10. Mai 1833. 


4. Beitritt des IThüringifchen Zoll: und Hanbelövereins. 11. Mai 1833. 


Art. 1. Die zu dem thüringifchen Zoll und Handelsvereine verbun— 
denen Negierungen treten in ihrer Geſammtheit dem zwifchen ven Königs 
reihen Preußen, Baiern, Sachſen und Württemberg, imgleiden dem Kur: 
fürftentbume und dem Grofberzogtbume Heſſen Behufs eines gemeinfamen 
Zolle und Handelsſyſtems errichteten Sefammiyereine auf der Grundlage 
der darüber unter dem 22. und 30. März d. I. abgeichloffenen Verträge 
mit der Wirfung bei, daß diefe, jevocd unter den aus der Natur der befon- 
deren Verhältniffe folgenden Maafgaben, auch auf vie thüringiichen Vereins: 
lande Anwendung finden, und daher vie lesteren in ihrer Geſammtheit 
gegen Uebernahme gleicher VBerbinplichfeiten audy gleicher Nechte, wie vie 
übrigen Staaten des Geſammtvereins, tbeilbaftig werden. 

Die Bejtimmungen der gedachten Verträge werden mit den dabei für 
angemejten befundenen Veränderungen und Zufägen bier, wie nadhitchet, 
aufgenommen. 


Die folgenden Artifel Inuten wie im Vertrage 1 mit nachitebenvden 
Abweichungen: 


Art. 10. g) Zur wirffamen Verhütung des Schleichhandelse mit Sal; 
machen die Regierungen der zu dem thüringifchen Vereine gebörigen Staaten 
ſich verbindlich, gleich wie folches früber ſchon zwifchen Preußen und Kur 
heifen verabredet worden ift, aus den in ihren Landen belegenen, gleichviel, 
ob lanvesberrliben over Privat-Salinen, nur ein foldes Quantum Koch— 
falz zum inländiſchen Debit abzugeben und abgeben zu laffen, als für ven 
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Verbrauch innerhalb ihrer Gebiete nach einer auskömmlich zuzulegenden Bes 
rechnung erforderlich ift, auch fürerft ven Debitspreis von S', Thlr. für die 
Tonne zu 400 Pfund preußifhes Gewicht mit 5 Pfund Gutgewicht, als 
den niedrigften, welcher in dem Geſammtvereine vermalen befteht, in ihren 
Landen und Landestheilen als Minimum einzuführen. Die näberen Bes 
ftimmungen über vie Negie-Bermwaltung bleiben einer befonderen Berabres 
dung der betheiligten Regierungen vorbebalten. 

Art. 11. a) Im Königreihe Baiern ur Zeit mit Ausfchluß des 
Rheinfreifes) von Bier, gefchrotetem Malz; 

b) im Königreihe Württemberg von Bier, gefchrotetem Malz; 

e) in den zum tbüringifben Vereine gebörigen Staaten 
von Branntwein, Tabad, Traubenmoit und Wein. 

Art. 14. Die contrabirenden Negierungen wollen dahin wirfen, daß 
in ihren Landen ein gleihes Münz-, Maaß- und Gewichtsſyſtem allgemein 
in Anwendung fomme, und bierüber fofort befondere Unterhandlungen eins 
leiten laffen. 

Vorläufig find diefelben übereingefommen, daß fchon von der Ausfüh— 
rung des gegenwärtigen Vertrages an ein gemeinfchaftlices Zollgemwicht, 
und zwar der bereits in dem Grofberzogtbume Heſſen gefegiieh eingeführte 
Gentner in Anwendung fommen, und der gemeinfchaftliche Zolltarif überall 
mit Zugrundelegung diefer Gewichts - Einheit ausgearbeitet und publicirt 
werden fol. 

Den contrabirenden Regierungen bleibt es überlaffen, zur fchnelleren 
Abfertigung der Waarenfendungen an ven Zollftätten, und zur leichteren 
Berechnung des vorgedachten gemeinfchaftlichen Zollgewichts bei den in dem 
Zolltarife vorfommenden Maaß- und Gewichtsbeitimmungen eine Reduction 
fowohl auf die Maake, welche in den Tarifen der anderen contrabirenven 
Staaten angenommen find, als auch auf das Gewicht, welches in ihren 
Landen andermweit gefeglih oder lanvüblich eingeführt ift, entwerfen und 
öffentlih Lefannt machen zu laſſen. 

Die Zoll- Abgabe foll in ven tbüringiichen Bereinslanden nad dem 
preufiichen Münzfuße berechnet, und fann entweder in preußiſchen ', bie '% 
Thalerſtücken, over in Conventionegelde, und zwar den preußifchen Thaler 
gleich 1°/, rbeiniichen Gulden oder 234 gGr. gerechnet, geleiftet werden, 
und bleibt e8 in denjenigen tbüringifchen Bereinsftaaten, in welchen die 
Rechnung nad Gulden gebräuchlich it, den Regierungen überlaffen, dem 
Tarife eine Reduction auf Guldenwährung ——— 

Es ſollen auch ſchon jetzt die Gold- und Silbermünzen der ſämmt— 
lichen contrahirenden Staaten — mit Ausnahme der Scheidemünze — bei 
allen Hebeſtellen des Geſammtvereins angenommen, und zu dieſem Behufe 
Valvations-Tabellen öffentlich bekannt gemacht werden. 

Art. 28. In dem thüringiſchen Vereinsgebiete wird der auf dem Grunde 
der diesfälligen Beſtimmungen des Vereinsvertrages gemeinſchaftlich zu be— 
ſtellende General-Inſpector in den Berührungen mit den Zollbehörden der 
anderen Vereinsſtaaten die Stelle einer Zolldirection vertreten. 

Art. 31. Wie dem thüringiſchen Vereine das Recht eingeräumt wird, 
an die Zolldirectionen der anderen vereinten Staaten Beamte zu dem Zwecke 
zu ſenden, um ſich von allen vorkommenden Verwaltungsgeſchäften, welche 
ſich auf die durch den gegenwärtigen Vertrag eingegangene Gemeinſchaft 
beziehen, vollſtändige Kenntniß zu verſchaffen, ſo ſteht auch jedem der anderen 
vereinten Staaten die Befugniß zu, Beamte zu gleichem Zwecke an die 
General-Inſpection zu Erfurt abzuordnen. ine beſondere Inſtruction wird 
das Geſchäftsverhältniß dieſer Beamten näher beſtimmen, als deſſen Grund— 
lage die unbeſchränkte Offenheit von Seiten der Verwaltung, bei welcher 


600 


die Abgeordneten fungiren, in Bezug auf alle Gegenftände der gemeinfchaft- 
lichen Zollverwaltung, und die Erleichterung jedes Mitteld, durd welches 
fie ſich die Information hierüber verfchaffen fünnen, anzufehen ift, während 
andererfeits ihre Sorgfalt nicht minder aufrichtia dahin gerichtet fein muß, 
eintretende Anftände und Meinungsyerfchiedenbeiten auf eine dem gemein- 
ſamen Zwede und dem Berbältniffe verbündeter Staaten entſprechende Weiſe 
zu erledigen. 

Diefem Artifel it Art. 32. J. als Zufaß beigefügt, weshalb ver vor— 
liegente Bertrag einen Artifel weniger zählt als 1. 

Berlin, den 11. Mai 1833. 


5. Vertrag zwifchen Preußen, Baiern, Sachfen, Württemberg, Kurbeifen, Dem 
Großherzogthume Heften und den zu dem Tihüringifchen Zoll: und Handels: 
bereine verbundenen Staaten cinerfeit3 und Baden andererfeitg, wegen 
Anfchliefung des Großberzogtbums Baden an den Gefammt - Zollverein Der 

erfteren Staaten. 12. Mai 1835. 


Nachdem Seine füniglihe Hoheit der Großherzog von Baden, Den 
Zwed des zwifchen Preußen, Baiern, Sachſen, Württemberg, Kurheſſen, dem 
Großherzogthume Heffen und den an dem thüringifchen Bereine Theil neb- 
menden Regierungen errichteten Zolle und Handelsvereins Sid, aneignend, 
den Entfchlug zu erfennen gegeben haben, auch mit Ihren Landen legterem 
beizutreten, fo find Behufs der deshalb zu pflegenden Verhandlungen Be— 
vollmächtigte ernannt, von welchen, unter dem Vorbehalte der Natification, 
folgender Bertrag gefchloffen worden if. 

Art. 1. Das Großherzogthbum Baden tritt dem zwifchen den König- 
reichen Preußen, Baiern, Sachſen und Württemberg, dem Kurfürftentbume 
und dem Großberzogtbume Heflen und den zu dem thüringifchen Zoll und 
Handelöyereine verbundenen Staaten, Behufs eines gemeinfamen Zoll: und 
Handelsſyſtems, errichteten Vereine auf der Oruntlage der unter dem 22. 
und 30. März und 11. Mai 1833 bierüber abgefchloffenen Verträge mit 
der Wirfung bei, daß diefe, jedoch unter den wegen befonderer Verhaͤltniſſe 
verabredeten Movificationen, au auf das Großberzogtbum Baden Anmen- 
dung finden, und daher lesteres gegen Uebernahme gleicher Verbindlichkeiten 
aud) gleicher Rechte, wie die übrigen Staaten des Geſammtvereins, theil- 
haftig wird. 

Die Beltimmungen der gedachten Verträge werden, mit jenen Modifi— 
cationen bier, wie nachftebet, aufgenommen. 

Die folgenden Artifel gleich I. mit nachſtehenden Abweichungen: 

Art. 10. 9) Wenn zwifchen den Salzpreifen des Großherzogthums 
Baden und eines an daffelbe grenzenden Bereinsftaates eine ſolche Verſchie— 
denheit beftinde, daß daraus für den einen oder den andern diefer Staaten 
eine Gefahr der Salz-Einfhmwärzung bervorginge, fo werden die hierbei be- 
theiligten Regierungen fi über Manfregeln vereinbaren, welde dieſe Ge— 
fahr möglichft befeitigen, ohne ven freien Verkehr mit anderen Gegenitänden 
zu beläftigen, 

Art. 14. Tritt hinzu: B, im Großherzogthume Baden von Bier. 

Art. 14. Die contrabirenden Regierungen wollen dahin wirken, daß 
in ihren Landen ein gleihes Münze, Maaß- und Gewichtsfyften in Anwen— 
dung fomme, und bierüber fofort beſondere Unterbandlungen einleiten laſſen. 

Das Großherzogthum Baden tritt der zwifihen den Vereinsgliedern 
bereitö beftebenden Uebereinfunft bei, wonad ver großberzoglich heſſiſche 
Centner, welcher dem großberzoglich badifchen und dem halben rhein-bairi— 
ſchen Centner 50 Kilogramme) gleihfommt, als Einheit für Das gemein- 
Schaftliche Zollgewicht angenommen worden if. Es wirb alfo im Grofber: 
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zogthume Baden die Declaration, Abwägung und Verzollung der nach dem 
Gewichte zollbaren Gegenftänte ausſchließlich nach dieſem dort ſchon geſetz— 
lichen Gewichte geſchehen. Die Declaration, Meſſung und Verzollung der 
nach dem Maaße zu verzollenden Gegenſtände wird daſelbſt im landesgeſetz— 
lichen Maaße ſo lange erfolgen, bis man über ein gemeinſchaftliches Maaß 
ebenfalls übereingekommen ſein wird. Die großherzoglich badiſche Regie— 
rung wird zur Erleichterung der Verſendung von Waaren und zur ſchnelleren 
Abfertigung dieſer Sendungen an den Zollſtätten, die Reductionen der 
Maaße und Gewichte, welche in den Tarifen der anderen contrahirenden 
Staaten angenommen find, zum Gebraucde ſowohl ver großberzoglid ba— 
diſchen Zollämter, ald des bandeltreibenven Publicums amtlich befannt 
machen lajjen. 

Sp lange, bis die contrabirenden Staaten über ein gemeinfchaftliches 
Münzſyſtem übereingefommen fein werden, foll die Bezablung ver Zollab- 
gaben, wie in den andern Vercinsftaaten, fo auch im Großherzogthume 
Baden nad dem Münzfuße gefcbeben, nad weldem die Entrichtung der 
übrigen Yandesabgaben daſelbſt ftattfindet. 

Es follen aber ſchon jest die Gold- und Silbermüngen der fümmts 
lichen contrabirenden Staaten — mit Ausnahme der Sceidemünge — bei 
allen Hebeftellen des Geſammtvereins, und von allen Zablungepflichtigen 
obne Unterfchied angenommen, und zu diefem Behufe die Walvationstabellen, 
über welche zwifchen ven bisherigen Vereinsgliedern bereits die erforderliche 
Einigung ftattgefunden bat, im Grofberzogtbume Baden, wie umgefehrt 
die biernach zu berechnende Balvation ver großberzoglich badifhen Münzen 
in den anderen PVereingftaaten, öffentlich befannt gemacht werden. 

Berlin, ven 12. Mai 1835. 


6. Beitritt von Naffau. 10. December 1835. 


Art. 1. Seine Herzoalibe Durchlaucht der Herzog von Naffau treten 
mit Ihren Landen dem zmwifchen ven Königreihen Preußen, Baiern, Sachſen 
und Württemberg, dem Grofberzogtbume Baden, dem Kurfürftentbume und 
dem Großberzogtbume Heilen, imgleicdhen den zu dem thüringifchen Zoll 
und Handelsvereine verbundenen Staaten Behufs eines gemeinfamen Zoll: 
und Handelsſyſtems errichteten Vereine bei, wie folder auf den Grund der 
darüber abgeichloffenen Verträge vom 22. und 30. März, imgleihen vom 
11. Mai 1833 und vom 12. Mai 1835 beftehet. 

In Folge diefes BeitrittS wird das Herzogtbum Naffau mit den zu 
dem gedachten Vereine aehörigen Ländern gegen Uebernahme gleicher Ber: 
binvlichfeiten und Erlangung gleicher Rechte, wie vdiefe, Einen Gefammt- 
Zolle und Handelsverein bilden. 

Die Beftimmungen ver angeführten Berträge werden daher mit ben 
für den jegigen Beitritt des Herzogtbums Naffau dazu verabredeten Modi— 
ficationen bier, wie nachftebet, aufgenommen. 

Art. 2. Da in den Gebieten der contrabirenden Staaten übereinftim- 
mende Gejege über Eingangd>, Ausgangs- und Durdgangsabgaben beftehen 
follen, jedoch mit Movificationen, welche, ohne dem gemeinfamen Zwede 
Abbruch zu tbun, aus der Eigenthümlichfeit der allgemeinen Gefeggebung 
eines jeden theilnehmenden Yandes oder aus localen Intereſſen ſich als 
nothwendig ergeben, jo wird dieſes auch für das Herzogthum Naffau An: 
wendung finden. Bei dem Zolltarif namentlich follen hierdurch in Bezug 
auf Eingangs: und Ausgangs-Abgaben bei einzelnen, weniger für ven 
größeren Verkehr geeigneten Gegenftänden, und in Bezug auf Durchgangs— 
abgaben, je nachdem ver Zug der Handelsſtraßen es erfordert, ſolche Ab— 
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weichungen von den allgemein angenommenen Erhebungsfägen, welde für 
einzelne Yänder ald vorzugsweife wünfchenswerth erfcheinen, nicht ausge— 
ſchloſſen ſein, fofern fie auf die allgemeinen Intereffen des Vereins nicht 
nachtheilig einwirken. Desgleichen foll auch die Verwaltung der Eingang s>, 
Ausgangs und Durdhgangsabgaben und die Organifation der dazu Dies 
nenden Behörden in dem Herzogtbume Naffau, unter Berüdfichtigung ver 
in demfelben beftehenden eigenthümlichen Verhältniſſe, auf gleichen Zuß mit 
der in allen Ländern des Gefammtvereing beftehenden Zollverwaltung und 
Drganifation gebracht werden. 

Art. 3.=1, Art. 5. 

Art. 4. Mit der Ausführung des gegenwärtigen Vertrages tritt zwifchen 
den contrabirenden Vereinsſtaaten und dem Herzogthbume Naffau Freiheit 
des Handels und Verkehrs und zugleich Gemeinfhaft der Einnahme an 
Zöllen ein, wie beides in den folgenden Artikeln beftimmt ift. 

Art. 5.=1, Art. 7. 

Art. 6=L, Art. 9. 

Art. 7.=]., Art. 10. 

Art. 8. In Bezug auf diejenigen Erzeugniffe, bei weldyen binfichtlich 
der Beftenerung im Innern eine Berjchiedenheit ver Gefeggebung felbit unter 
den einzelnen contrabirenden Bereinsftaaten nody ftattfindet (Art. 5. litt. b.), 
wird auch von Sr. Herzogliben Durcdlaucht dem Herzoge von Naffau als 
wünjcenswerth anerfannt, bierin ebenfalls eine Uebereinftimmung der Ge: 
fegaebung und der Beſteuerungsſätze bergeftellt zu feben, und c8 wird daber 
auch Ihr Beftreben auf die Herbeiführung einer folhen Gleihmäßigfeit ge: 
richtet fein. Bis dahin, wo dieſes Ziel erreicht worden, fünnen zur Ver— 
meidung der Nachtheile, welche für die Producenten des eigenen Staates 
im Verhältniſſe zu den Propducenten in anderen Bereinsftaaten aus der uns 
gleihen Befteuerung erwachlen würden, Ergänzungs- und Ausgleichungs— 
abgaben von folgenden Gegenftänden erhoben werden: a) im Königreide 
Preußen von Bier, Branntwein ꝛc. 

Im Herzogthume Naffau werden, da weder die Production des Weines 
und Tabads, noch die Fabrifation von Bier und Branntwein, vafelbft mit 
befonderen Steuern belaftet ift, feine Auggleichungsabgaben erhoben. Für 
den Fall jedoch, daß die berzogliche Negierung es Fünftig angemefjen finden 
follte, jene Erzeugniffe fämmtlid oder zum Theil bei fi mit einer Pro— 
ductions-⸗ oder Fabrifationsfteuer zu belegen, bleibt verfelben auch das Recht 
zur Erhebung von Ausgleihungsabaaben unter denfelben Umſtänden vor— 
an: unter welden die anderen Bereingftaaten foldhes gegen einanter 
ausüben. 

Es foll bei der Beftimmung und Erhebung der gedachten Abgaben nad 
folgenden Grundfägen verfahren werten u. |. w. = 1. Art. 11. 

Die folgenden Artifel 9—37. entfprechen I. Art. 12 — 41. 

Berlin, ven 10. December 1835. 


7. Vertrag zwifchen Preußen, Baiern, Sachfen, Württemberg, Baden, Kur: 
beiten, dem Groſiherzogthume Heſſen und den zu dem Thüringifchen Zoll: 
und Sandelsvereine verbundenen Staaten einerfeit3 und der freien Stadt 
Frankfurt andererfeits, wegen Anfchliefung der legteren an ben Gefammt: 

Zollverein der erfteren Staaten, 2. Januar 1836. 


Nachdem der Senat der freien Stadt Frankfurt den Wunſch zu erfennen 
gegeben bat, dem zwilchen Preußen, Baiern, Sadıfen, Württemberg, Baden, 
Kurbeifen, dem Großberzogtbume Heilen und den zu dem tbüringiichen 
Vereine gehörigen Yanden beftebenvden Zoll und Handelsvereine beizutreten, 
fo find Behufs der deshalb zu prlegenden Verhandlungen Bevollmädhtigte 
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ernannt, von welden, unter dem Vorbehalte der Ratification, folgender 
Vertrag abgefchloffen worden ift. 

Art. 1. Die freie Stadt Franffurt mit ihrem Gebiete tritt dem 
zwiſchen den Königreichen Preußen, Baiern, Sadıfen und Württemberg, dem 
Großherzogthume Baden, dem Kurfürftentbume und dem Großberzogtbume 
Heilen und den zu dem thüringiichen Zolle und Handelsvereine verbundenen 
Staaten Behufs eines gemeinfamen Zolle und Handelsſpſtems errichteten 
Vereine bei, wie folder auf ven Grund der darüber abgeſchloſſenen Ber: 
träge vom 22. und 30. März, imgleihen vom 11. Mai 1853 und vom 
12. Mai 1835 beftebt, vergeftalt, daß dieſelbe unter den durch gegenwärs 
tigen Vertrag beftimmten Maaßgaben gleiche Verbindlichkeiten mit ven vorge: 
dachten Staaten übernimmt, und gleicher Nechte mit felbigen tbeilhaftig wird. 

Art. 2. In Folge diefes Beitritts wird die freie Stadt Frankfurt, 
mit Aufhebung ver gegenwärtig in derfelben und ihrem Gebiete über Eins 
gangs-, Ausgangs- und Durdgangs-Abgaben und deren Verwaltung bes 
ſtehenden Gefege und Einrichtungen, das für diefelbe vereinbarte Zollgefeß 
nebft der Zoll-Dronung und dem Zoll-Strafgefege, imgleichen den Zolltarif, 
welche als integrirende Beitandtheile des gegenwärtigen Vertrages angejehen 
werden ſollen, gleichzeitig mit legterem publiciren und in Ausführung 
bringen laffen. 

Die folgenden Artifel 3 bis 33 wiederholen die auch unter den übrigen 
Staaten beftehbenvden Berabrevungen. Art. 8 Caleich I, Art. 11.) benennt 
Bier ald Object ungleicher Befteuerung in Frankfurt, und Art. 18 (gleich 1, 
22) fügt hinzu: Unter Berüdjichtigung ver hinſichtlich des Verbrauchs an 
Waaren, welche ven Bereinsabgaben unterliegen, bei der freien Stadt Frank 
furt eintretenden ganz befonderen Verbältniffe, werden ſich die contrabirenden 
Vereins-Staaten mit derfelben über ein jährliches Averſum mittelft befonveren 
Abfommens vereinigen. 

Berlin, ven 2. Januar 1836, 


8. Vertrag der Zollvereinsftaaten, die Fortdauer des Zoll: und Handeldvereind 
betreffend. 8. Mai 1841. 


Nachdem die in Gemäßheit der Verträge vom 22, und 23. März und 
11. Mai 1833, som 12. Mai und 10. December 1835 und vom 2. Januar 
1836 zu einem Zoll- und Handelsvereine verbundenen Regierungen, — im 
Anerfenntniffe der wohlthätigen Wirfungen, weldye derfelbe, ihren bei deſſen 
Gründung und Erweiterung gebegten Abfichten entfprechend, für den Handel 
und gewerblichen Verkehr der Vereinsftaaten, und hierdurch zugleich für die 
Beförderung der Verfehröfreibeit in Deutichland überhaupt, herbeigeführt 
bat, — in vem Wunfche übereingefommen find, den Fortbeftand diefes Ver: 
eins auf eine ebenfo den ntereifen der Geſammtheit, als ven beſonderen 
Verhältniſſen einzelner Vereinsglieder zufagende Weife fidher zu ftellen, jo 
find zur Erreichung dieſes Zweckes Verhandlungen gepflogen worden, wozu 
Bevollmächtigte ernannt wurden, von welchen, unter dem Vorbehalt der 
Ratification, folgender Vertrag abaefchloffen worden ift. 

Art. 1. Die Fortvauer des Zolle und Handelsvereins wird vorläufig 
auf weitere zwölf Jahre, vom 1. Januar 1542 anfangend, alfo bis zum 
lesten December 1853 feftgefest. Für diefen Zeitraum bleiben die Zollver— 
einigungesBerträge vom 22. und 30. März und 11. Mai 1833, vom 12, 
Mai und 10. December 1835 und vom 2. Januar 1836 auch ferner, jedoch 
mit den in den folgenden Artifeln enthaltenen Modiftcationen und zufüß- 
lichen Beftimmungen, in Kraft. 

Art. 2. Der die gemeinfchaftlichen Anmelveftellen an den Binnen- 
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grenzen zwifchen Baiern, Württemberg und Baden einerfeits und den übrigen 
Bereinslanden anvererfeits betreffende Art. 8 ver Zollvereinigungs-DBerträge 
vom 22. und 30. März und 11. Mat 1833, und vom 12. Mai 1835 tritt 
außer Wirfjamfeit, und es unterliegt in der Folge der Verkehr mit Handels— 
Gegenftänden an den bezeichneten Binnengrenzen feiner weiteren Beauffich- 
tigung, ale jener, die zum Behufe der Erhebung innerer Steuern (Art. 3) 
in dem einen oder anderen Vereinsſtaate erforderlich iſt. 

Art. 3. Was die in den Art. 11 und 12 ver Zollvereinigungss 
Verträge vom 22. und 30. März und vom 11. Mai 1833, ferner vom 12. 
Mai 1835, imgleichen in den Art. 8 und 9 der Zollvereinigungs = Verträge 
som 10, December 1835 und 2. Januar 1836 gedachten inneren Steuern 
betrifft, welche in den einzelnen Vereinsſtaaten theils auf die Hervorbringung 
oder Zubereitung, theils unmittelbar auf ven Verbrauch gewiſſer Erzeugniſſe 
gelegt find, fo wird ed auch ferner von allen Theilen ald wünſchenswerth 
anerfannt, bierin eine Uebereinftimmung ver Gefeggebung und der Be— 
fteuerungsfäge in ihren Staaten thunlichſt bergeftellt zu feben, weshalb ibr 
Deftreben auf Herbeiführung einer folhen Gleihmäßigfeit, insbefondere 
durch Bereinigung mehrerer Staaten zu gleichen inneren Steuer - Einrich- 
tungen, mit oder obne Gemeinfchaftlichkeit der Steuer- Erträge, gerichtet 
bleiben wird. Bis dahin, wo dieſes Ziel erreicht worden, follen binfichtlich 
der vorbemerften Steuern und des Verkehrs mit den davon betroffenen 
Segenitänden unter den Bereinsftaaten, zur Bermeidung der Nachtbeile, 
welche aus einer Berfchiedenartigfeit der inneren Steuerſyſteme überbaupt, 
und namentlich aus der Ungleichheit der Steuerfäge, fowohl für vie Pro- 
durenten, als für die Steuer- Einnahme der einzelnen Bereinsftaaten er- 
wachen könnten, — abgeieben von der Befteuerung des im Umfange des 
Zollvereind erzeugten Nübenzuders, weshalb auf die beſonders getroffenen 
Vereinbarungen Bezug genommen wird, — folgende Grundfäge in Anmwen- 
dung fommen: 

I. SHinfichtlich der ausländifchen Erzeugniffe. 

Don allen Erzeugnijfen, von welchen entweder auf die in der Zoll: 
Ordnung vorgefchriebene Weife dargetban wird, daß fie ald ausländiſches 
Ein» over Durchgangsgut die zollamtliche Behandlung bei einer Erhebungs— 
bebörde des Vereins bereits beftanden haben oder derſelben noch unterliegen, 
oder von welchen, dafern fie zu den tarifmäßig zollfreien gehören, durch Be- 
fheinigungen der Grenz-Zollämter nachgewiefen wird, daß fie vom Auslande 
eingeführt worden find, darf Feine weirere Abgabe irgend einer Art, fei es 
für Nechnung des Staats, oder für Rechnung von Communen oder Cor- 
porationen erhoben werden; jedoch — was Das Eingangsgut betrifft — 
mit Vorbehalt derjenigen inneren Steuern, welde in einem Vereingftaate 
auf die weitere Verarbeitung oder auf anderweite Bereitungen aus ſolchen 
Erzeugniifen, ohne Unterfchied des ausländifchen, inländifchen oder vereins— 
ländifchen Urfprungs allgemein gelegt find. 

1. SHinfichtlic der inländischen und vereinsländifchen Erzeugniſſe. 

1) Von ven innerhalb des Vereins erzeugten Gegenftänden, welche nur 
durch einen Bereinsftaat tranfitiren, um entweder in einen anderen Vereins— 
ftaat oder nad dem Auslande geführt zu werden, dürfen innere Steuern 
weder für Rechnung des Staats, noch für Rechnung von Communen over 
Eorporationen erboben werden. 

2) Jedem Vereinsſtaate bleibt e8 zwar freigeftellt, die auf der Hervor— 
bringung, der Zubereitung oder dem Verbrauche von Erzeugniffen rubenven 
inneren Steuern beizubebalten, zu verändern oder aufzuheben, fowie neue 
Steuern dieſer Art einzuführen, jedoch follen a) dergleichen Abgaben für 
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jeßt nur auf folgende inländifche und gleichnamige vereinsländifche Erzeug- 
niife, ald: Branntwein, Bier, Eſſig, Malz, Wein, Moft, Cider (Obftwein), 
Taback, Mebl und andere Mübhlenfabricate, desgleihen Badwaaren, Fleiſch— 
waaren und Fett gelegt werden dürfen. Auch wird man fi b) jo weit 
nötbig, über beftimmte Säge verſtändigen, deren Betrag bei Abmejjung ver 
Steuern nicht überfchritten werden fol. 

3) Bei allen Abgaben, welde in dem Bereiche der Vereinslänver bier: 
nad zur Erhebung fommen, wird eine gegenfeitige Gleichmäßigkeit der Be— 
handlung vergeftalt ftattfinden, daß das Erzeugniß eineg anderen Vereins» 
ftaated unter feinem Vorwande höher over in einer läftigeren Weife, als 
das inländifche oder als das Erzeugniß der übrigen Vereinsſtaaten, beiteuert 
werden darf. In Gemäßheit diefes Grundfages wird Folgendes feitgejegt: 
a) Bereinsftanten, welche von einem inländischen Erzeugniife Feine innere 
Steuer erheben, dürfen auch das gleiche vereinsländiihe Erzeugniß nicht 
befteuern. Jedoch foll ausnahmsweiſe denjenigen Bereinsftaaten, in welden 
fein Wein erzeugt wird, freiftehen, eine Abgabe von dem vereinsländifchen 
Weine nach den befonders getroffenen Verabredungen zu erheben. b) Die: 
jenigen Staaten, in weldyen innere Steuern von einem Conſumtions-Gegen— 
ftanvde bei dem Kaufe oder Verfaufe oder bei ver Verzehrung deſſelben er— 
boben werden, dürfen viefe Steuern von den, aus anderen Bereinsftaaten 
berrührenden Erzeugniffen der nämlichen Gattung nur in gleicher Weiſe 
fordern; fie fünnen dagegen die Abgabe von den, nad anderen Bereine- 
ftaaten übergebenven Gegenſtänden unerhoben over ganz oder tbeilmweife 
zurüdgeben lajjen. ec) Diejenigen Staaten, welde innere Steuern auf die 
Hervorbringung oder Zubereitung eines Confumtiong = Gegenftandes gelegt 
haben, fünnen ven gejeglichen Betrag verfelben bei der Einfuhr des Gegen- 
ftandes aus anderen Bereinsftaaten voll erheben, und bei der Ausfuhr nad) 
diefen Staaten tbeilmeife over bis zum vollen Betrage zurüderftatten lajjen. 
Welche, dem vermaligen Stande der Gefeggebung in den gedadten Staaten 
entiprechende Beträge biernad zur Erbebung fommen und beziebungsweife 
zurüderftattet werden fünnen, ift befonders verabredet worden. Treten 
fpäterhin irgenpwo Veränderungen in den für die inneren Erzeugnifje zur 
Zeit beftebenden Steuerfägen ein, jo wird die betreffende Regierung ven 
übrigen Vereins-Regierungen davon Mittheilung machen, und hiermit den 
Nachmeis verbinden, daß vie Steuer:Beträge, welde, in Folge der einge: 
tretenen oder beabfichtigten Veränderung, von den vereinsländiichen Erzeug- 
niffen erhoben, und bei der Ausfuhr der befteuerten GSegenftände vergütet 
werden follen, den vereinbarten Grunpfägen entiprechend bemefjen feien. 
d) Sp weit zwiſchen mehreren, zum Zollvereine gehörigen Staaten eine 
Vereinigung zu gleihen Steuer-Einrichtungen beiteht, werden dieje Staaten 
in Anfebung ver Befugniß, die betreffenden Steuern gleihmäßig aud von 
vereinsländifchen Erzeugnijjen zu erbeben, als ein Ganzes betrachtet. 

4) Die Erhebung der inneren Steuern von den damit betroffenen ver- 
einslänpifchen Gegenjtänden joll in ver Negel in dem Yande des Beftim- 
mungsortes ftattfinden, infofern jolche nicht, nach befonveren Vereinbarungen, 
entweder durch gemeinjchaftliche Debejtellen an den Binnengrenzen, oder im 
Lande der VBerjendung für Rechnung des abgabeberedhtigten Staates erfolgt. 
Auch follen die, zur Sicherung der Steuer-Erhebung erforderlichen Anord⸗— 
nungen, foweit fie die, bei der Berfendung aus einem Vereinsſtaate in den 
anderen, einzubaltenden Straßen und Controllen betreffen, auf eine, ven 
Verkehr möglichft wenig beſchränkende Weife und nur nad gegenfeitiger 
Verabredung, aud, dafern bei dem Transporte ein dritter Vereinsſtaat be— 
rührt wird, nur unter Zujlimmung des legteren getroffen werben, 

5) Die Erhebung von Abgaben für Rechnung von Communen oder 
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Gorporationen, fei es durch Zuſchläge zu den Staatsfteuern oder für fich 
beftebend, foll nur für Gegenftände, die zur Örtlihen Confumtion beſtimmt 
find, nad den veshalb getroffenen befonderen Bereinbarungen bewilligt 
werben, und es follen dabei die vorftehend unter II. 2. b. gegebene Beitim - 
mung und der unter II. 3. ausgefprochene allgemeine Grundſatz wegen gegen= 
feitiger Gleichmäßigfeit der Behandlung der Erzeugniffe anderer Vereins— 
ftaaten, ebenfo wie bei ven Staatsfteuern, in Anwenvung fommen. Vom 
Taback dürfen Abgaben für Rechnung von Communen oder Corporationen 
überall nicht erhoben werden. 

6) Die Regierungen der Vereinöftaaten werden fich gegenfeitig, a) was 
die bier in Rede ftehenden Staatsfteuern betrifft, von allen nocd gültigen 
Geſetzen und Verordnungen, ferner von allen in ver Folge eintretenden Ver— 
änderungen, fowie von den Gefegen und Verordnungen über neu einzu— 
führende Steuern, b) binfichtlih der Communals ꝛc. Abgaben aber darüber, 
in welchen Orten, von welden Communen oder Corporationen, von welchen 
Gegenftänden, in welcem Betrage und auf welche Weife dieſelben erboben 
werden, vollftändige Mittbeilung machen. 

Art. 4 Da die hoben contrabirenden Theile eine Befteuerung Des 
im Umfange des Vereins aus Runfelrüben bereiteten Zuders für nothwen- 
dig erachtet haben, fo ift bierüber die anliegende befonvere Webereinfunft 
getroffen worden, die einen Beftandtheil des gegenwärtigen Vertrages bilden, 
und ganz jo angefeben werden fol, als wenn fie in dieſen felbit aufges 
nommen wäre. 

Diefelben find ferner dahin einverftanden, daß, wenn die Fabrication 
von Zuder oder Syrup aus anderen inländifchen Erzeugniffen, als aus 
Nunfelrüben, z. B. aus Stärfe, im Zollvereine einen erheblichen Umfang 
gewinnen follte, diefe Fabrication ebenfalls in fämmtlichen Bereinsftaaten 
einer übereinftimmenden Befteuerung nach den für die Nübenzuderfteuer ver: 
abredeten Grundſätzen zu unterwerfen fein würde. 

Art. 5. In Bezug auf das Münzwefen baben vie contrabirenden Re- 
gierungen ſich bereits durd die Convention vom 30. Juli 1838 über die 
Annahme einer gleichen Grundlage für ihr Münzivftem, und über die Aus— 
prägung einer gemeinfchaftlichen, in allen Bereinsftaaten gleich dem eigenen 
Landesgelve anzunehmenden Vereinsmünze geeinigt, und es werben die— 
felben auch fernerhin der weiteren Ausbildung ihrer Münzverfaſſung auf 
der hierturd gegebenen gemeinfchaftliden Grundlage ihre Sorgfalt widmen. 
Hiernach bewendet e8 bei den Stipulationen der bisherigen Zollvereinigungs- 
Verträge dahin, daß 1) der gemeinfchaftliche Zolltarif auch fortan in zwei 
Hauptabtbeilungen nad dem 14 Thalerfuße und nadı dem 24'/, Gulden» 
fuße auggefertigt wird, und daß 2) die Silbermünzen der fämmtlichen con- 
trabirenden Staaten — mit Ausnahme der Scheidemünze — nadı der durch 
die vorgedachte Münz- Convention feitgeftellten Gleichwertbung von Bier 
TIhalern gegen Sieben Gulden bei allen Zoll-Hebeftellen des Vereins ange- 
nommen werden. Was aber 3) die Goldmünzen betrifft, fo bleibt einer 
jeden Vereind-Regierung die Beftimmung, ob und in welchem Silberwertbe 
diefelben bei ven ZolleHebeftellen ihres Yandes angenommen werben follen, 
überlaffen. 

Art. 6. Für das Zollgewicht wird auch ferner der bereits in dem 
jet geltenden Bereins- Zolltarif in Anwendung gebrachte ZolleEentner die 
gemeinfchaftlihe Norm geben. Daneben aber werden die contrabirenden 
Negierungen ferner ihre Sorgfalt dahin richten, auch für das Maaß- und 
Gewichtsſoſtem ihrer Länder im Allgemeinen die zur Förderung des gegens 
feitigen Verkehrs wünſchenswerthe Uebereinftimmung herbeizuführen. 

Art. 7. In Hinfiht auf die Vertheilung der in die Gemeinjchaft 
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fallenden Abgaben foll ftatt der Beftimmungen des Art. 32 der Zollver- 
einigungs- Verträge vom 22. und 30. März, auch 11. Mai 1833, fowie 
som 12, Mat 1835, imgleichen des Art. 18 der Zollvereinigungs-Verträge vom 
10. December 1835 und 2. Januar 1836 Folgendes in Anwendung fommen: 

1) Der Ertrag der Eingangs-Abgaben wird nad) Abzug a) der Koften, 
weldhe an den gegen das Ausland gelegenen Grenzen und in dem Grenz 
bezirfe für ven Schuß und die Erhebung ver Zölle erforderlich find (Art. 30 
der Verträge vom 22. und 30. März, aud 11. Mai 1833, fowie vom 12. 
Mai 1835, und Art. 26 des Vertrages vom 10. December 1835), b) der 
Nüderftattungen für unrichtige Erhebungen, e) der auf dem Grunde befon- 
derer gemeinfchaftlicher Verabredungen erfolgten Steuervergütungen und Er— 
mäßiqungen, zwijchen ſämmtlichen Bereinsglievern nach dem Berbältniffe 
der Bevölkerung, mit welcher fie in dem Gefammtverein ſich befinden, vertbeilt. 

2) Der Ertrag der Aus- und Durcdgangs- Abgaben wird, a) joweit 
diefe Abgaben bei den Hebeftellen in den Öftlihen Provinzen des Könige 
reihs Preußen Calfo mit Ausnabme der Provinz Weftpbalen und der Rhein- 
provinz), im Königreihe Sachſen und im Gebiete des thüringifchen Zoll— 
und Handelsvereins eingeben, zwifchen Preußen, Sachſen und ven Staaten 
des thüringifchen Vereins nad dem von ihnen zu verabredenven Theilungss 
fuße, dagegen b) foweit diefelben bei ven Hebeftellen in den übrigen Vereins: 
theilen eingeben, nad der Bevölferung dieſer Vereinstbeile unter die be— 
treffenden Staaten vertbeilt, und zwar lediglich nadı Abzug der Nüderftat- 
tungen für unrichtige Erhebungen, und der auf dem Grunde befonderer gemein- 
ſchaftlicher Verabredungen erfolgten Steuervergütungen und Ermäßigungen, 

3) Bei der nach den Sägen I und 2 ftattfindenden Vertheilung der 
Ein, Aus und Durdgangs-Abgaben wird die Bevölferung ſolcher Staaten, 
welche durch Vertrag mit einem oder dem anderen der contrabirenden 
Staaten, unter Verabredung einer von diefen jährlich Für ihre Antbeile an 
den gemeinfhaftlichen Zollrevenüen zu leiftenden Zablung, dem Zollivfteme 
defjelben beigetreten find over etwa fünftig noch beitreten werden, im bie 
Bevölferung desjenigen Staates eingerechnet, welcher diefe Zahlung leiftet. 

4) Der Stand der Bevölkerung in den einzelnen Bereinsftaaten wird 
alle drei Jahre ausgemittelt, und die Nacdweifung derfelben von den Ber: 
einögliedern einander gegenfeitig mitgetbeilt werden. 

5) Unter Berüdfichtigung der befonderen Verhältniſſe, welche binfichtlich 
des Verbrauds an zollpflichtigen Waaren bei ver freien Stadt Frankfurt 
obwalten, ift wegen des Antheils derjelben an den gemeinfcaftlidhen Ein: 
nahmen ein befonderes Abkommen getroffen. 

Art. 8. Sofern der gegenwärtige Vertrag nicht fpäteftens zwei Jahre 
vor deffen Ablaufe gefündigt wird, ſoll derſelbe auf weitere zwölf Jahre, 
und fo fort von zwölf zu zwölf Jahren als verlängert angefeben werben. 

Derfelbe foll unverzüglich zur Natification der hoben contrahirenden 
Theile vorgelegt, und die Auswechſelung der Ratificationg= Urkunden foll 
fpäteftens binnen acht Wochen in Berlin bewirft werden. 

Sp geſchehen Berlin, ven 8. Mai 1841. 


Beilage zum Art. 4. 
VUebereinfunft 


zwifchen Preußen, Baiern, Sachſen, Württemberg, Baden, Kurheſſen, dem Groß- 
berzogthume Heffen, den zu dem thüringifhen Zoll- und Handelsvereine verbun— 
denen Staaten, Naffau und der freien Stadt Frankfurt, 


wegen der Befteuerung des Runfelrübenzuders. 


Im Zufammenhange mit dem heutigen, die Fortſetzung des Zoll- und 
Handels-Bereins betreffenden Vertrage ift zwifchen ven betheiligten Regies 
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rungen die folgende Webereinfunft wegen der Befteuerung des Runkelrüben— 
zuders getroffen worden. 

Art. 1. Der im Umfange des Zollvereins aus Runfelrüben verfer- 
tigte Zuder foll mit einer überall gleichen Steuer belegt werden, deren 
Ertrag gemeinfchaftlic ift, und nad den nämlichen Grundſätzen, wie Das 
Einfommen an Eingangszöllen, unter die Wereinsftaaten getheilt wird. 

Neben dieſer Steuer darf in feinem Falle eine weitere Abgabe von 
dem Runfelrübenzuder, weder für Rechnung des Staats, noch für Rechnung 
der Communen erhoben werden. 

Art. 2. Die Befteuerung nad einem überall gleihen Steuerfage tritt 
mit dem 1. September 1841 ein; vie Gemeinfchaftlichfeit des Steuer-Ein- 
fommens dagegen wird bis zum 1. September 1844 audgefeßt, um auf Der 
Grundlage der während diejes dreijährigen Zeitraums zu gewinnenden Er— 
fahrungen zuvor die angemeffenfte Belteuerungsweife zu ermitteln und eine 
allgemeine und übereinftimmende Gefeggebung zu vereinbaren. 

Vereinigungen mehrerer Bereinsftaaten zu dem Zwecke, nody vor dem 
1. September 1544 eine übereinftimmende Gefeggebung und Verwaltung 
rüdjichtlih der Steuer vom Rübenzuder, unter Gemeinfchaftlichfeit de Er— 
trages der legteren, einzuführen, find jedoch durch diefe Beftimmung nicht 
ausgeichloifen. 

Art. 3. Während des Zeitraums vom 1. September 1841 bis dabin 
1544 bleibt die Wahl ver Befteuerungsweife dem Ermeſſen einer jeden 
Vereins-Regierung in der Art anbeimgeftellt, daß fie die Nübenzuder-Steuer 
entweder a) von dem fertigen Fabricate oder b) von den zur Zuderbereitung 
zu verwendenden roben Nüben, und zwar entweder bei veren Einbringung 
in die Aufbewahrungsräume oder unmittelbar vor ihrer Verwendung zur 
Fabrication erheben laſſen kann. 

Art. 4. Ueber vie Höhe des Steuerfages wird Folgendes beftimmt: 
a) Die Steuer ſoll in dem erften Betriebsjahre, vom 1. September 1841 
bis dahin 1342, Zehn Zilbergrofchen (35 Ar.) für den Zoll-Gentmer Nüben- 
Rohzucker betragen. b) Diefer Steuerjag wird aucd im zweiten und dritten 
Betriebsjahre, nämlich vom 1. September 1842 bis dabin 1843, und vom 
1. September 1843 bis dahin 1844 beibebalten, wenn nach Zuſammen— 
rechnung des in dem vorangegangenen Betriebsjahre im gefammten Bereine 
verfteuerten Duantums Rübenzuder mit der im vorangegangenen Kalender: 
jahre verzollten Menge ausländiſchen Zuders, ſich ergiebt, das unter 100 
Eentnern ver alfo ermittelten Gefammtmenge weniger ald 20 Gentner Rüben- 
zuder begriffen find. Grreicht aber die Menge des Nübenzuders 20 Procent, 
jo wird die Steuer vom Zoll-Gentner Nübenzuder auf ?; Thlr. Cl Fl. 10 Xr.) 
feftgefegt; erreicht over überfteigt fie endlich 25 Procent der gefammten 
Zudermenge, fo wird die Steuer auf 1 Thlr. (1 Fl. 45 Ar.) erböbet. 

Art. 5. Die Bereins-Regierungen werden fi) die von ihnen in Ge— 
mäßbeit der Art. 2, 3 und 4 erlafjenen Gefege, Verordnungen und In— 
ftruetionen mittbeilen, und räumen fich gegenfeitig Das Necht ein, durch vie 
Vereing-Bevollmächtigten oder durd befondere Gommiffarien von der Aus— 
führung der getroffenen Steuer-Einrichtungen und deren Ergebnijfen Kennt: 
niß zu nehmen. 

Art. 6. Nah dem Ablaufe der dreijährigen Periode, alfo mit dem 
1. September 1844, tritt in Abficht der Befteuerung des Nübenzuders, 
ebenfo, wie ſolches binfichtlih der gemeinſchaftlichen Ein-, Aus- und Durd- 
gangszölle der Fall ift, eine völlig übereinftimmende Gefeggebung und Ber: 
waltung in ſämmtlichen Vereinsftaaten ein, 

Art. 7. Bei Abmeffung der Steuer von dem NRübenzuder wird als: 
dann nad folgenden Grundſätzen verfahren werden: a) Der Eingangszoll 
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vom ausläntifchen Zuder und Syrup und die Steuer vom vereinslänpdifchen 
Rübenzuder zufammen follen für den Kopf der jeweiligen Bevölferung des 
Zollvereins jährlich mindeltens eine Brutto:-Einnahme gewähren, melde dem 
Ertrage des Eingangszolles vom auslänvifchen Zuder und Syrup für den 
Kopf der Bevölkerung im Durchfchnitte der drei Jahre 18°%,, gleihfommt. 
b) Der Betrag der NRübenzuder-Steuer wird jevesmal für einen dreijähri- 
en, vom 1. September an laufenden Zeitraum feftgefegt, und wenigſtens 

Wochen vor Anfang des legteren Öffentlich befannt gemacht. Gleichzeitig 
mit der Nübenzuder: Steuer werden aud die Eingangs-Zollfäge für den 
ausländifchen Zuder und Syrup feftgeftellt, verfündigt und in Anwendung 
gebracht, daher foldye aus der Reihe der übrigen, mit dem Kalenverjahre 
laufenden Sätze des Zolltarifs ausſcheiden. c) Die Steuer vom vereinds 
ländiſchen NRübenzuder wird gegen den Eingangszoll vom auslänpifchen 
Zuder ftets fo viel niedriger geftellt werden, als nöthig ift, um der inlän- 
difchen Fabrication einen angemeffenen Schug zu gewähren, ohne zugleich 
die Concurrenz des ausländiichen Zuderd auf eine, die Einfünfte des Vers 
eins oder das Üntereffe ver Confumenten gefährdende Weife zu befchränfen. 
d) In feinem Falle, und wenn auch dereinft die Einnahme vom Eingange- 
zoll vom ausländischen Zuder binter dem durchſchnittlichen Ertrage der 
Sabre 188 nicht zurüdbleiben follte, wird die Steuer vom Nüben- Rob: 
zuder unter den Betrag von 20 Procent des Zollfaged für ausländifchen, 
zum Verfieden eingebenvden Robzuder geftellt werven. 

Art. 8. Alle durch die Zollyereinigungs-Berträge oder in Folge der— 
felben getroffenen Beftimmungen und Verabredungen über die, den Vereins— 
Regierungen rücfichtlih der Zollabgaben zuftebende Theilnahme an ver ge- 
meinfchaftlichen Gefeggebung und an der Eontrolle der Bermwaltung, wohin 
insbefonvere die Stipulationen wegen Beltellung der Vereins-Bevollmäch— 
tigten und Stations-Controlleurs und wegen der jährliden General-Confe- 
renzen gehören, ingleichen die Vereinbarungen in dem unter den Vereins— 
Regierungen abgefchloffenen Zoll» Eartel vom 11. Mai 1833, follen auch 
in Beziehung auf die Nübenzuder-Steuer volle Anwendung finden, 

So gefhehen Berlin, den 8. Mai 1841. 


9. Vertrag wegen des Anfchluffes des Herzogtbums Braunfchweig an ben 
Gefammt: Zollverein. 19. October 1841. 


Nachdem Seine Herzoglihe Durchlaucht der Herzog von Braunfchmweig 
und Lüneburg ven Wunſch zu erfennen gegeben baben, dem zwiichen Preußen, 
Baiern, Sadfen, Württemberg, Baden, Kurbefien, dem Großberzogthbume 
Heffen, den zu dem thüringifchen Vereine gehörigen Staaten, Naffau und 
der freien Stadt Franffurt beftehbenden Zolle und Handelsvereine beizutreten, 
fo find Behufs der deshalb zu pflegenden Verhandlungen Bevollmädhtigte 
ernannt, welcde, unter dem Vorbehalte der Ratification, folgenden Ver— 
trag abgefchloffen haben. 

Art. 1. Seine Herzoglihe Durchlaucht der Herzog von Braunſchweig 
und Lüneburg treten mit Ihren Landen dem zwilchen ven Königreichen Preußen, 
Baiern, Sahfen und Württemberg, dem Großherzogthbume Baden, vem 
Kurfürftentbume und dem Großberzogthbume Heffen, den zu dem tbüringifchen 
Zolle und Handelöyereine verbundenen Staaten, dem Herzogtbume Naffau 
und der freien Stadt Frankfurt, Behufs eines gemeinfamen Zoll» und Handels— 
ſyſtems errichteten Vereine bei, wie folcher auf den Grund der darüber ab— 
gefchloffenen Verträge vom 22. und 30, März und 11. Mai 1833, vom 
12. Mai und 10. December 1835, vom 2. Januar 1836 und vom 8. Mai 
1841 befteht, indem Höchjftviefelben übrigens das Fürftenthum Blanfenburg 
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nebft dem Stiftsamte Walfenried und das Amt Calvörde in Beziehung auf 
die Zollverwaltung und die indireeten Steuern, nad Maaßgabe des bierüber 
abgefchloffenen befonderen Vertrages, in nähere Verbindung mit Preußen fegen. 

In Folge diefes Beitritt wird das Herzogthum Braunſchweig mit den 
zu dem gedachten Vereine gehörigen Staaten, gegen Uebernahme gleicher 
Berbinplichfeiten und Erlangung gleicher Rechte, wie diefe, einen Geſammt— 
Zolle und Handelsverein bilden. 

Der Inhalt der gedachten Verträge wird daber hier mit den für den 
jesigen Beitritt des Herzogthbums Braunfcdweig verabredeten befonderen Be- 
fimmungen in Nachftebendem aufgenommen *). 

Art. 21. In Hinfiht auf die Bertheilung der in die Gemeinfchaft 
fallenden Abgaben ift Folgendes verabredet worden: 1. Der Ertrag der Ein 

angsabgaben wird — nad Abzug a) der Koften, welde an den gegen das 
Ausland gelegenen Grenzen und in dem Grenzbezirke für ven Schug und 
die Erhebung der Zölle erforderlich find (Artikel 30. der Verträge vom 
22. und 30, März, auch 11. Mai 1833, fo wie vom 12. Mai 1835 und 
Artikel 26. des Vertrages vom 10. December 1835); b) der Nüderftattungen 
für unrichtige Erhebungen; e) der auf dem Grunde befonderer gemeinſchaft— 
licher Berabredungen erfolgten Steuervergütungen und Ermäßigungen — zwiſchen 
fämmtlichen Vereinsgliedern nad dem Berbältniffe der Bevölferung, mit 
welcher fie in dem Geſammtvereine ſich befinden, vertheilt. 2. Der Ertrag 
der Aus- und Durhgangs-Abgaben wird, a) fo weit diefe Abgaben bei 
den Hebeſtellen in den öftlihen Provinzen des Königreichs Preußen 
(alfjo mit Ausnahme der Provinz Weftpbalen und der Rheinprovin;) im 
Königreihe Sachſen, im Gebiete des thüringifchen Zoll- und Handels-Ver— 
eins und im Herzogtbume Braunfchweig, mit Ausfchluß der Kreispirections- 
Bezirke Holzminden und Gandersheim, fo wie des Amtes Harzburg ein- 
gehen, zwifchen Preußen, Sadfen, den Staaten des tbüringifchen Vereins 
und Braunfdhweig nad dem von ihnen au verabredenden Theilungsfuße, 
dagegen b) fo weit diefelben bei den Hebeitellen in den übrigen Vereins- 
theilen eingehen, nach der Bevölkerung dieſer Bereinstheile unter die be- 
treffenden Staaten vertheilt, und zwar lediglich nach Abzug der Nüderftat- 
tungen für unrichtige Erhebungen, und ver auf dem Grunde befonderer 
gemeinfchaftlicher Verabredungen erfolgten Steuervergütungen und Ermä— 
Bigungen. 3. Bei der nach den Sägen 1. und 2, ftattfindenden Vertheilung 
der Eins, Aus- und Durdgangs-Abgaben wird die Bevölferung folcher 
Staaten, weldye durd Bertrag mit einem oder dem anderen der contrabi- 
renden Staaten, unter Verabredung einer von diefem jährlich für ihre An- 
theile an den gemeinſchaftlichen Zollrevenien zu leiftenden Zahlung, dem 
Zollfvfteme vejjelben beigetreten find oder etwa fünftig noch beitreten werden, 
in die Bevölferung dezjenigen Staates eingerechnet, welder dieſe Zablung 
leiftet. 4. Der Stand der Bevölferung in den einzelnen Vereinsftaaten wird 
alle drei Jahre ausgemittelt, und die Nachweiſung derjelben von den Wer: 
einemitglievern einander gegenfeitig mitgetheilt werben. 5. Unter Berüd- 
fihtigung der befonderen Verhältniſſe, welche binfidtlich des Verbrauchs an 
zollpflichtigen Waaren bei der freien Stadt Frankfurt obwalten, ift wegen 
des Antheils derfelben an ven gemeinfchaftlihen Einnahmen ein befonderes 
Abkommen getroffen. 

Art. 27. Nicht minder wird aud im Herzogthume Braunfchweig die 
Leitung des Dienftes der Local» und Bezirfs-Behörden, fo wie die Voll: 
ziehung der gemeinfchaftlihen Zollgefege überhaupt, einer Zolldirection übers 


°) Die weggelaffenen NArtifel enthalten die allgemein geltenden Berabredungen ber 
Zollvereinsjtaaten, 
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tragen, welche dem Staatsminiſterium untergeordnet iſt. Die Bildung 
Dieter Direstion und die Einrichtung ihres Gejchäftsganges bleibt ver — 
zoglich braunſchweigiſchen Regierung überlaſſen; der Wirkungskreis derſelben 
aber wird, in ſoweit er nicht ſchon durch gegenwärtigen Vertrag und die 
gemeinſchaftlichen Zollgeſetze beſtimmt iſt, durch eine gemeinſchaftlich zu ver— 
abredende Inſtruction bezeichnet werden. 

Art. 28. Die von den Zollerhebungs-Behörden nach Ablauf eines 
jeden Vierteljahres aufzuſtellenden Duartalertracte, und die nach dem Jahres— 
und Bücherfchluffe aufzuftellenden Final:Abfchlüffe über die refp. im Laufe 
des BVierteljahres und während des Rechnungsjahrs fällig geworvenen Zoll- 
einnahmen werben von der berzoglich braunfchweigifchen, ebenfo wie von 
den Zolle-Direetionen der anderen contrabirenden Bereinsftaaten, nad vor: 
angegangener Prüfung in Dauptslleberfichten zufammengetragen, und viefe 
an das in Berlin beftehende Central-Burcau des Zollvereind eingefendet. 

Auf den Grund jener Leberfihten wird von dem Central-Bureau von 
drei zu drei Monaten die proviforiihe Abrechnung zwifchen den vereinigten 
Staaten gefertigt, dieſelbe den Eentral-Finanzftellen ver letzteren überfandt 
und zugleich Einleitung getroffen, um die etwaige Minder-Einnahme ein- 
zelner Bereinsglieder gegen den ihnen verhältnigmäßig an der Gefammt- 
Einnahme zuftändigen Nevenücn-Antheil durch Heraugzahlung von Seiten 
des oder derjenigen Staaten, bei denen eine Mehr-Einnahme ftattgefunven 
bat, audzugleichen. 

Demnächſt bereitet das Eentral-Bureau aud die definitive Jahres-Ab- 
rechnung vor. 

Art. 36. Ta die im Herzogtbume Braunfchmweig dermalen beftehenven 
Eingange:Abgaben von vielen Waarengattungen um ein Anfehnliches nie- 
driger And, ald ver fünftige Vereins-Zolltarif es mit fich bringt, fo ver- 
pflichtet fidh die berzoglich braunfchmweigifche Regierung, diejenigen Maaß— 
regeln zu ergreifen, welde erforderlich find, damit nicht die Zoll-Einfünfte 
des Geſammt-Vereins durch die Einführung und Anhäufung geringer ver- 
zollter Waaren-Vorräthe beeinträchtigt werben. 

Art. 40. Die Dauer des gegenwärtigen Vertrages, welcher mit dem 
1. Januar 1842 in Ausführung gebracht werden foll, wird vorläufig auf 
zwölf Jahre, alfo bis zum legten December 1853 feftgefegt. Wird verfelbe 
während diefer Zeit und ſpäteſtens zwei Jahre vor Ablauf der Frift nicht 
gefüntigt, fo fell er auf weitere zwölf Jahre und fo fort von zwölf zu 
zwölf Jahren als verlängert angefehen werden. 

Derfelbe foll alsbald zur Ratification der hoben contrahirenden Theile 
vorgelegt und die Auswechſelung der Ratifications-Urkunden fpäteltend binnen 
ſechs Wochen in Berlin bewirkt werben. 

Sp gefchehen Berlin, den 19. October 1841. 


10. Beitritt von Kurheſſen wegen ber Graffchaft Schaumburg. 13. Novbr. 1841. 


Art. 1. Die zum Kurfürftentbume Heffen gehörige Grafihaft Schaum- 
burg wird in den Zolle und Handelöverein, wie folder zwiſchen den König- 
reichen Preußen, Baiern, Sachſen und Württemberg, dem Großberzogthume 
Baden, vem Kurfürftenthume und dem Großherzogthume Heffen, den zum 
tbüringifchen Zoll- und Handelsvereine verbundenen Staaten, dem Herzog— 
thume Naffau und der freien Stadt Frankfurt nach den Verträgen vom 22, 
und 30. März, ingleihen vom 11. Mai 1833, vom 12. Mai und 10. De— 
cember 1835 und vom 2. Januar 1836, fo wie nad) dem PVertrage vom 
8 Mai d. I. Über die Fortdauer ded Zoll» und Handelsvereins, beftebet, 
mit der Wirkung aufgenommen, daß der gedachte Furfürftliche Gebietstheil 
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in diefelben Verhältniffe tritt, welche zwifchen den Furbeffiihen Hauptlanden 
und den übrigen Bereingftaaten vermöge der gedachten Verträge ftattfinden. 

Art. 2. Seine Hoheit der Kurprinz und Mitregent von Heffen wer— 
den demgemäß von dem gedachten Zeitpunfte ab das Zollgefeß, die Zolls 
ordnung, den Zolltarif und das Zollftrafgefeg, wie foldhe in dem übrigen 
Rurfürkentbune in Gültigfeit find, in diefem Gebietstheile in Wirkſamkeit 
fegen, fonftige Verfügungen aber, nad) denen die Untertbanen oder Steuer- 
pflichtigen fich zu richten haben, auf dem georbneten Wege zur öffentlichen 
Kenntniß bringen lajfen. *) 

Art. 12. Die Antheilnahme Kurbeffens an der PVertheilung der ge— 
meinfchaftlihen Zolleinnabmen unter die Vereinsglieder nad den im Ars 
tifel 7. des Vertrages vom 8. Mai d. J. Über die Fortdauer des Zoll- und 
Handelsvereins enthaltenen Vereinbarungen wird für die Grafſchaft Schaum— 
burg in der Art erfolgen, vaß die Bevölferung derfelben der Serlenzabl des 
Kurfürftentbume, mit Ausnahme des dem thüringifchen Zoll und Handels— 
vereine angefchloffenen Kreifes Schmalkalden, zugezählt wir. 

Art. 13. Die furfürftliche Regierung verpflichtet fih zu denjenigen 
Maafregeln, welche erforderlich find, damit nicht die Zolleinfünfte des Ge— 
fammtvereined durch die Einführung und Anhäufung gar nicht, oder geringer 
verzollter Waarenvorräthe, beeinträchtigt werven. 

Art. 14. Alles was fich auf die Detail-Ausführung der in dem gegen 
wärtigen Bertrage enthaltenen Berabredungen bezieht, foll durd gemein 
ſchaftliche Commiffarien vorbereitet werden, 

Art. 15. Die Dauer diefes Vertrages wird vorläufig bis zum letzten 
December 1853 mit der Maaßgabe —5 — daß wenn derſelbe nicht ſpä— 
teſtens ein Jahr vor dem Ablaufe von einer oder der andern Seite ge— 
kündigt wird, er als auf weitere zwölf Jahre, und ſo fort von zwölf zu 
zwölf Jahren verlängert angeſehen werden ſoll. 

Derſelbe ſoll alsbald zur Ratification ſämmtlicher betheiligten Regie— 
rungen ——— und die Auswechſelung der Ratifications-Urkunden mit 
möglichſter Beſchleunigung in Berlin bewirkt werden. 

So geſchehen Berlin, den 13. November 1841. 


2. Mittelbare Glieber. 
A) Durch Beitritt zum preußiſchen Zoll- und indirecten Steuerſyſteme. 


11. Vertrag wegen bes Anfchluffes des Großberzogtbums QLuremburg an dad 
Zollfpftem Preußens und der übrigen Staaten des Zollvereins. 8. Febr. 1842, 


Nachdem Seine Majeftät der König der Niederlande, Großherzog von 
Luremburg, ten Wunſch zu erfennen gegeben haben, dem Grofberzogtbume 
Yuremburg durd eine nähere Verbindung deffelben mit dem deutfchen Zoll 
und Danpelsvereine die Vortheile eines möglichft freien gegenfeitigen Ber: 
kehrs zuzuwenden: jo haben, Behufs ver deshalb zu pflegenvden Verbands 
lungen, einerſeits Seine Majeftät der König von Preußen für Sich und in 
Vertretung der übrigen Mitglieder des, fraft der Verträge vom 22. und 
30. März und 11. Diai 1833, 12, Mai und 10. December 1835, 2. Januar 
1836 und 8. Mai 1841 beftehenden Zoll- und Handelsvereins, nämlich der 
Kronen Baiern, Sadfen und Württemberg, des Großberzogthums Baden, 
des Kurfürftentbums Helen, des Großherzogthums Heffen, der den thüringi— 
ſchen Zoll: und Handelsyerein bildenden Staaten, der Herzogthümer Brauns 
jhweig und Naſſau, und der freien Stadt Franffurt, und andererfeitd 


*) Art, 3-11. beziehen fih auf die allgemeinen Grundfäpe des Zollvereins. 
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Seine Majeftät der König der Niederlande, Großherzog von Luremburg, 
Bevollmächtigte ernannt, welde, in Gemäßheit ver venfelben von ihren 
refpectiven Souverainen ertheilten fpeciellen Snftructionen, unter dem Vor— 
behalte der Ratification, folgenden Bertrag abgefchloffen haben. 

Art 1. Seine Majeftät der König der Niederlande, Großherzog von 
Luremburg, treten mit Allerböhft Ihrem Großberzogtbume Luremburg dem 
Zollſyſteme des Königreihs Preußen und der mit diefem zu einem Zoll- 
vereine verbundenen Staaten bei. 

Art. 2. In Folge diefes Beitritts werden Seine Majeftät ver König- 
Großherzog, mit Aufhebung der gegenwärtig in dem gedachten Großherzog— 
thbume über Eingangs, Ausgangs- und ——— und deren 
Berwaltung beſtehenden Geſetze und Einrichtungen, daſelbſt die Verwaltung 
der Eingangs-, Ausgangs- und Durchgangs-Abgaben in Uebereinſtimmung 
mit den desfallſigen Geſetzen, Tarifen, Verordnungen und ſonſtigen admini— 
ſtrativen Beſtimmungen des Zollvereins, wie ſolche in den an das Groß— 
herzogthum angrenzenden preußiſchen Provinzen gegenwärtig beſtehen, oder 
künftig beſtehen werden, eintreten, und zu dieſem Zwecke die erforderlichen 
Geſetze, Tarife und Verordnungen publiciren, ſonſtige Verfügungen aber, 
nach denen die Unterthanen oder Steuerpflichtigen ſich zu richten haben, 
durch die betreffende oberſte Verwaltungsbehörde zu Luxemburg zur öffent— 
lichen Kenntniß bringen laſſen. 

Art. 3. Etwanige künſtige Abänderungen ber im vorſtehenden Artikel 
gedachten, in den an das Großherzogthum angrenzenden preußiſchen Pro— 
vinzen beſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen, bedürfen der Zuſtimmung der 
großherzoglichen Regierung; dieſe Zuſtimmung wird nicht verweigert werden, 
wenn ſolche Abänderungen in den Vereinsſtaaten allgemein getroffen werden. 

Art. 4. Um gleichzeitig mit dem Anſchluſſe des Großherzogthums 
Luremburg an das Zollſyſtem Preußens und der übrigen Staaten des Zoll— 
vereind auch alle Hinvderniffe zu entfernen, welche einer völligen Freiheit 
des Verkehrs zwiſchen dem gedachten Großherzogthume und dem vaffelbe 
angrenzenden föniglich preußifchen Gebiete in der Verfchievenheit der Abgabe 
vom Salze und der Befteuerung innerer Erzeugniffe entgegenfteben würven, 
ift ferner Folgendes verabredet worden: 

A. Wegen des Branntweins aus mehligen Subſtanzen, und B. wegen 
des Biers, wollen Seine Majeftät der König-Großherzog die dermalen 
fhon von der Fabrication diefer Getränfe im Großherzogtbume zu ent: 
richtende Abgabe nicht unter den Betrag der dieferhalb in Preußen beftehenden 
Steuer berabfegen. Was das Branntweinbrennen aus Obſt und Treftern 
und allen fonftigen nicht mebligen Subftangen anlangt, fo werden Seine 
Majeftät daffelbe, nach Natification des gegenwärtigen Vertrags, einer 
Steuer unterwerfen, deren Betrag nicht geringer, als die dafür in Preußen 
beftebenve fein wird. 

C. Nicht minder werden Seine Majeftät gleichzeitig eine Befteuerung 
des Weinmoftes in Uebereinftimmung mit den deshalb in Preußen ange— 
nommenen Steuerfägen einführen. 

D. Wegen des Salzes ertheilen Seine Majeftät die Zuficherung, den 
Salzdebitspreis während der Dauer des Vertrages nicht unter den Betrag 
des Salzpreifes in Preußen berabzufegen. 

E. Für den Fall, daß im Großherzogtbume Tabacksbau betrieben 
werden und einen irgend erheblichen Umfang erreichen follte, verfprecen 
Seine Majeftät vie in Preußen beftehende oder eine verfelben im Betrage 
gleichkommende Befteuerung des inländifchen Tabacksbaues einführen zu laſſen. 

Art. 5. Mit der volltändigen Ausführung des gegenwärtigen Ber- 
trages hören die Eingangs-, Ausgangs- und Durchgangs-Abgaben an den 
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Grenzen zwifchen Preußen und dem Großherzogthume Luremburg auf, und 
es fünnen alle Gegenftände des freien Verkehrs aus legterem frei und 
unbefchwert in die preußifchen und die mit Preußen im Zollvereine befind— 
lihen Staaten und umgefehrt aus dieſen in jenes, eingeführt werden, mit 
alleinigem Vorbehalt: a) ver zu den Staatömonopolien gehörigen Gegen 
fände (Salz), ingleihen der Spielfarten und Kalender nad) Maafgabe 
der Artifel 6 und-7; b) der im Innern der zu dem Zollvereine gehörigen 
Staaten mit einer Steuer belegten inläntifchen Erzeugniffe nad Maaßgabe 
des Artifeld 8, und endlich c) folder Gegenftände, welche ohne Eingriff in 
die von einem der contrabirenden Staaten ertheilten Erfindungs-Privilegien 
(Patente) nicht nachgemacht oder eingeführt werden fünnen, und daher für 
die Dauer der Privilegien (Patente) von der Einfuhr in den Staat, weldyer 
diefelben ertheilt hat, ausgefchloffen bleiben müffen. 

Art. 6. In Betreff des Salzes treten Seine Majeftät der König— 
Großherzog den zwifchen ven Mitgliedern des Zollvereing beftehenden Verab— 
redungen in folgender Art bei: u. f. w. *). 

Art. 7. Sinfichtlic der Einfuhr von Spielfarten und Kalendern fommt 
der Grundfag, wonach es in fämmtlichen zu dem Zollvereine gebörigen 
Staaten und Gebietstheilen bei den beftebenden Verbots- oder Beſchränkungs— 
Gefegen und Debits:Einrichtungen fein Bewenden behält, auch in Beziehung 
auf Das Großherzogthbum Luremburg in Anwendung. 

Art. 8 Indem die in dem Gebiete des Zollvereins in Betreff der 
inneren Steuern, welde in ven einzelnen Bereingftaaten theild auf vie 
Hervorbringung oder Zubereitung, theild unmittelbar auf den Berbraud ge: 
wiffer Erzeugniffe gelegt find, fo wie binfichtlih des Verkehrs mit ſolchen 
Erzeugniffen unter den Vereinsſtaaten vertragsmäßig beſtehenden Beftim- 
mungen auc auf das Großherzogthum Luremburg in Anwendung fommen, 
wird, in Rüdficht auf die Steuern, welde in legterem auf inneren Erzeug- 
niffen haften und auf die im Artifel 4 deshalb getroffenen Verabredungen, 
zwifchen Preußen und dem Großherzogthum gegenfeitig von fämmtlichen 
inneren Erzeugniffen, bei dem Uebergange in das andere Gebiet, weder eine 
Nüdvergütung der Steuern geleiftet, nocdy eine Uebergangs Abgabe erhoben 
werden, dagegen den Übrigen Staaten des Zollvereind gegenüber das Groß- 
herzogthums hinfichtlich ver zu gemwährenden Rüdvergütungen und der zu 
erhebenven Uebergangs-Abgaben in vaffelbe Verhältniß, wie Preußen rüd- 
fichtlich der preußifchen Rheinprovinz, treten. 

Art. 9. Seine Majeftät der König- Großherzog treten der zwilchen 
den Staaten des Zollvereind getroffenen Webereinfunft wegen Befteuerung 
des im Umfange des Bereind aus Nunfelrüben bereiteten Zuders bei und 
erflären Sid aud damit einverftanden, daß, wenn die Fabrication von 
Zuder oder Eyrup aus andern inländifchen Erzeugniffen, als aus Runfel- 
rüben, 3. B. aus Stärke, im Zollvereine einen erheblichen Umfang gewinnen 
follte, diefe Fabrication ebenfalls in fämmtlichen Vereinsſtaaten einer über: 
einftimmenden Befteuerung nach den für die Rübenzuder-Steuer verabredeten 
Grundfägen zu unterwerfen fein würbe, 

Art I0, = L, rt 18, 

Art. 11. Seine Majeftät der König-Großherzog fchliefen Sich für 
das Großberzogthbum Luremburg den Verabredungen an, welche zwiſchen den 
zu dem Zolle und Hanvelövereine gehörigen Regierungen wegen Derbei- 
führung eines gleihen Münz-, Maaß- und Gewichts-Syſtems getroffen 
worden find, und treten insbeſondere hierdurch der zmifchen ven gedachten 
Regierungen unter dem 30. Juli 1838 abgefchloffenen allgemeinen Münz- 


*) L, Art, 10, 2.—f. 
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Convention bei, indem Allerböcftviefelben zugleich erflären, entweder ven 
14 Thalerfuß oder den 24", Buldenfuß in dem Großherzogthume Luremburg 
als Landesmünzfuß annehmen zu wollen. 

Art. 12. Die Wafferzölle over auch Wegegeld-Gebühren auf Flüffen, 
mit Einfluß derjenigen, welde das Sciffsgefäh treffen (Recognitions— 
Gebühren), find von der Schiffahrt auf ſolchen Flüffen, auf welche vie 
Beftimmungen des wiener Congreffes oder befondere Staatsverträge An— 
wendung finden, ferner gegenfeitig nach jenen Beftimmungen zu entrichten, 
infofern bierüber nichts Befonveres verabredet wird. 

In legterer Hinficht erflären Seine Majeftät der König- Großherzog, 
was insbeſondere den Rhein und deſſen Nebenflüffe betrifft, Ihr Einver— 
verſtändniß mit dem, in den Artifeln 15 refp. 12 der Zollvereinigungs- 
Verträge vom 22. März 1833, 12. Mai 1835 und 2. Januar 1836 aus— 
geſprochenen Zwede, durch weitere Unterbandlung zu einer Vereinbarung zu 
gelangen, in Folge deren die Ein-, Aus- und Durchfuhr der Erzeugniife 
der fämmtlichen Bereinslande auf den genannten Flüffen in ven Schiffahrts— 
Abgaben, mit ftetem Vorbehalte der Recognitions-Gebühren, wo nicht ganz 
befreit, doch möglichft erleichtert wird. 

Alle Begünftigungen, welche ein Vereinsſtaat vem Sciffahrtsbetriebe 
feiner Untertbanen Be den Eingangs gedachten Flüffen zugeftehen möchte, 
follen in gleihem Maaße auch der Schiffahrt der Unterthanen der andern 
Vereinsftaaten zu Gute fommen. 

Auf den übrigen Flüffen, bei welchen weder die wiener Congreß-Acten 
nod andere Staatsverträge Anwendung finden, werden die Wafferzölle nad) 
den privativen Anordnungen der betreffenden Regierungen erhoben. Dod 
follen auch auf diefen Flüffen die Untertbanen der contrabirenden Staaten 
und deren Waaren und Sciffsgefäße überall gleich behandelt werden. 

Die betheiligten Regierungen behalten fi vor, nad Maafgabe der 
vorftehenden Grundfäge über alle die Schiffahrt auf der Mofel und, fo weit 
die Schiffbarfeit derfelben ſolches erfordert, auf der Sauer, erleichternde und 
befördernde Maaßregeln durch eine auf völliger Reciprocität beruhende 
Uebereinfunft fid) weiter zu verftändigen. 

Art. 13. = IL, Art. 17. 

Art. 14 = 1, Art. 18. 

Art. 15. Seine Majeftät der König-Großherzog treten bierburd dem 
zwifchen den Gliedern des Zoll- und Handelsvereins zum Scute ihres 
gemeinfchaftlihen Zollſyſtems gegen den Schleichhanvel, und ihrer innern 
Berbrauhs-Abgaben gegen Defraudationen beftebenden Zollcartel bei, und 
werden bie betreffenden Artifel deffelben gleichzeitig mit gegenwärtigem Ber: 
trage in dem Großherzogthume publiciren laffen; auch die übrigen Bereing- 
ftaaten werben die erforbderlihen Anordnungen treffen, damit in den gegen» 
feitigen Berbältniffen ven Beftimmungen dieſes Zollcartels überall Anwendung 
gegeben werde. 

Art. 16. Die Ernennung der Beamten und Diener bei den Bezirks— 
und Rocalftellen für die Zoll» Erhebung und Aufficht, welche nach gleich- 
förmigen Beftimmungen, wie in den übrigen Bereinsftaaten, anzuordnen, 
zu befegen und zu inftruiren find, bleibt Seiner Majeftät dem König- 
Großherzog überlaffen. 

Auch find die Vereinsſtaaten damit einverftanden, daß die Vollziehung 
der gemeinfchaftlihen Zollgefege, fo wie die Yeitung des Dienftes, einer 
Zoll-Direetion in Luxemburg übertragen werde. 

Da jedoch die DVereinsftaaten ein großes ntereffe dabei haben, daß 
durd die mit der Aufnahme des Großherzogthums in den Verein eintretende 
Verlegung der Zollgrenze die Sicherheit in der Erhebung der Abgaben nicht 
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emindert werde, fo wollen Seine Majeftät der König- Großherzog alle 
Einrichtungen der Verwaltung dergeftalt treffen laffen, daß dieſe durch bie 
Art fowohl ihrer Organifation, als ihrer Handhabung, den Bereingsftaaten 
eine volle Bürgfchatt für die genaue Ausführung der Zollgefege gewähren. 
Das Nähere bierüber foll in einer befondern Uebereinfunft verabredet werden. 

Art. 17. Die Ausführung aller im gegenwärtigen Vertrage enthaltenen 
Verabredungen, namentlich derjenigen, welche auf die Einrichtung, Beftim- 
mung und amtliche Befugniß der zur Erhebung und Abfertigung erforder: 
lihen Dienftftellen fi beziehen, ferner die Bildung des Grenzbezirks im 
Großherzogthume foll in gegenfeitigem Ginvernehmen mit Hülfe der von 
beiden Seiten zu diefem Behufe zu ernennenden Commiffarien, bewirft werden. 

Art. 18. Der ——— Regierung bleibt es vorbehalten, die 
für den Zolldienſt angeſtellten Beamten in dem Großherzogthume, ſoweit es 
ohne Beeinträchtigung ihrer eigentlichen Dienſt-Obliegenheiten geſchehen 
kann, auch mit der Erhebung und Controlle großherzoglich privativer Steuern, 
imgleichen der Chauſſee- und Wegegelder zu beauftragen. 

Art. 19. Die Unterſuchung und Beſtrafung der im Großherzogthume 
Luxemburg begangenen Zollvergehen erfolgt, in ſofern dabei nicht ein ad— 
miniſtratives Verfahren eintritt, von den großherzoglichen Gerichten. 

Art. 20. Die Ausübung des Begnadigungs- und Strafverwandlungs: 
Rechts über die wegen verfchulveter Zollvergeben von luremburgifchen Gerichten 
verurtbeilten Perfonen bleibt Sr. Majeftät dem König-Großherzog vorbehalten. 

Art. 21. In Folge des gegenwärtigen Vertrages wird zwifchen dem 
Königreiche Preußen nebft dem mit ihm zu einem Yollvereine verbundenen 
Staaten, und dem Großberzogthume Luremburg, eine Gemeinfcaft der Ein- 
fünfte an Eingangs-, Ausgangs- und Durdgangs-Abgaben ftattfinden, und der 
Ertrag diefer Einfünfte nad dem Berbältniffe der Bevölferung getheilt werden. 

Art. 22. Die beiverfeitigen hoben Contrabenten find dahin überein- 
gefommen, daß Diefelben fogleih nad Auswechſelung der Ratifications- 
Urfunden ſich über denjenigen Grenzverfehr und deſſen Sicherung verftän- 
digen wollen, melcer zwiſchen dem Großherzogthum Luremburg einerfeits 
und dem in Gemäßbeit des Tractats vom 19. April 1839 dem Königreiche 
Belgien verbliebenen Theile des gedachten Großherzogthums andererfeitg, 
befteht, während Seine Majeftät der König von Preußen außerdem erflären, 
daß Allerhöcftviefelben vie Abfiht baben, alles Mögliche zu tbun, um, 
wenn das königlich belgiihe Gefep vom 6. Juni 1839 etwa aufgehoben 
werden follte, die luremburger Untertbanen rüdfichtlih der ihnen aus einer 
ſolchen Aufhebung erwachſenden Nachtbeile zufriedenzuftellen.. Und da Seine 
Majeftät der König-Großherzog den Wunſch geäußert haben, daß die Anzahl 
und die Dauer der Dienftzeit der im Großherzogthbume Luremburg anzu- 
ftellenden königlich preußiſchen Douanen-Beamten möglichft befchränft werde, 
fo wollen Seine Majeftät der König von Preußen diefem Wunfche ent» 
fprechen, infomweit ald dies mit dem Dienfte und der Organifation des Zolls 
vereins vereinbar ift. 

Art. 23. Die Dauer des gegenwärtigen Vertrags, welcher mit dem 
41. April 1842 zur Ausführung gebracht werden foll, wird bis zum legten 
März 1846 feſtgeſetzt. Erfolgt fpäteftend neun Monate vor dem Ablaufe 
tieles Zeitraums feine Auffündigung von der einen oder der anderen Seite, 
fo wird ver Bertrag als auf ſechs Jahre, und in gleicher Weife ftetö weiter 
von ſechs zu ſechs Jahren verlängert angefeben. 

Derfelbe foll alebald fämmtlichen betheiligten Regierungen vorgelegt und 
follen die Ratificationg-Urfunden mit möglichfter Berhleunigung, fpätefteng 
aber binnen ſechs Wochen, zu Berlin ausgewechfelt werben. 

So gefchehen Haag, den 8. Februar 1842. 
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12. Bertrag wegen Fortdauer des Anfchluffes de Großberzogtbums Quremburg 
an das Zollfuftem Preußens und der übrigen Staaten bed Jollvereins. 
2. April, ratificirt 15. Juli 1847. 


Da die Dauer des mit Sr. Majeftät dem Könige der Niederlande, 
Grofberzoge von Luremburg, wegen des Anichluffes des Großherzogthums 
Luremburg an das Zollivftem Preußens und der übrigen Staaten des Zoll: 
vereines am 8. Februar 1842 abgefchloffenen Vertrages mit dem legten 
März des vorigen Jahres abgelaufen, e8 aber die Abficht der contrabirenden 
Theile ift, diefen Vertrag, in Anerkennung der wohlthätigen Wirfungen des 
gedachten Zollanfchluffes für den Handel und Berfehr der beiverfeitigen 
Untertbanen, zu verlängern und nur bei einzelnen Beftimmungen für die 
neue Zeitperiode Abänderungen zu treffen, fo find zu dieſem Zwecke Be: 
vollmäcdhtigte ernannt, welche, nad vorausgegangener Interbandlung, über 
nachftebende Artifel, unter Vorbehalt ver Genehmigung, übereingefommen find. 

Art. 1. Der wegen des Beitritts Sr. Majeftät des Königs der Nieder: 
lande, Großherzogs von Luremburg, mit dem Großberzogtbume Yuremburg 
zu dem Zollfufteme Preußens und der übrigen Staaten des Zollsereines am 
8. Februar 1842 abgefchloffene Vertrag foll bis zum Testen December 1853, 
jedod mit nachfolgenden Abänderungen verlängert werben. 

Art. 2. In Berüdfichtigung der Schmwierigfeiten, mit welchen die Ein- 
führung eines neuen Münz-, Maaß- und Gewichtsſyſtems verbunden ift, 
erflären die Staaten des Zollvereines fih damit einverftanden, daß der im 
Artifel 11. des Vertrages vom 8. Februar 1842 getroffenen Verabredung 
ungeadhtet, daß das im Grofberzogtbume Ruremburg eingeführte Decimal— 
(Maaf- und Gewichts-) Syitem, fo wie der franzöfiihe Münzfuß für die 
Dauer des gegenwärtigen Vertrages beibehalten werben. 

Art. 3. So weit, nad den während der Dauer des Vertrages vom 
8. Februar 1842 gemachten Erfahrungen über die in Gemäßbeit des Ar- 
tifeld 16. dieſes Vertrages wegen Einrichtung der Zollverwaltung im Groß— 
herzogthum Luremburg durch befondere Webereinfunft getroffenen Werabre- 
dungen, eine Abänderung der letzteren aus örtlichen oder ſonſtigen Rüdfichten 
angemeffen und zuläffig erfchienen ift, find die für zweckmäßig erachteten 
Modificationen durch eine andermweite befondere Mebereinfunft feftgeftellt worden. 

Art. 4 Sofern der gegenwärtige Vertrag nicht fpäteftens zwei Jahre 
vor deſſen Ablaufe gefündiget wird, foll derfelbe auf zwölf Jahre, und fo 
fort von zwölf zu zmölf Jahren als verlängert angefehen werden. 

Derfelbe foll alsbald fämmtlichen berheiligten Regierungen vorgelegt 
und follen die Ratificationg= Urkunden mit möglichfter Befchleunigung, ſpä— 
tefteng aber binnen zwei Monaten, zu Berlin ausgewechſelt werben. 

Zu Urfund deſſen haben. die beiverfeitigen Bevollmächtigten den gegen: 
wärtigen Vertrag unterzeichnet und vemfelben die Siegel ihrer Wappen 
beigedrudt. 

Sp gefcheben im Haag, den 2. April 1847. 


B) Durh Anſchluß an das preußifche Zoll- und indirecte Steuerfpftem. 


13. Vertrag zwifchen Sr. Majieftät dem Könige von Preußen und Sr. Durch: 
laucht dem Fürften von Schwarzburg: Rubolftadt, betreffend die Zoll: und 
Hanbelsverbältniffe, imgleichen die Vefteuerung der inneren Erzeugniffe in 
ber Uinterberrfchaft des Fürftenthbums Schwarzburg-Rudolftadt. 25. Mai, 

ratificirt 2. December 1833. 


Art. 1. Das für die im preußifchen Gebiete eingefchloffenen fouve- 
rainen fürſtlich ſchwarzburg-rudolſtädtiſchen Beſitzungen den fürſtlichen Caſſen 
in Beziehung auf die Zollgefälle zu gewährende jährliche Einkommen ſoll 
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vom 1. Januar 1834 an nad Maafgabe des Rein-Ertrages, welcher in 
dem Gebiete des zwifchen Preußen, Baiern, Sadfen, Württemberg, Kur: 
heſſen, dem Großberzogthbume Heffen und dem thüringifchen Zoll: und 
Handelsvereine durd den Vertrag vom 11. Mai dieſes Jahres begründeten 
Gefammt-Zollvereind auffommen wird, andermweit regulirt, und der Betrag 
deifelben auch fortan wie bisher auf eine beftimmte Summe von drei zu 
drei Jahren verabredet werden, welde Summe in gleichen Biertheilen in 
den Monaten März, Juni, September und December zur Verfügung Seiner 
Durdlauct des Fürften von Schwarzburg-Ruvolftadt bei der Haupt-Zollamts— 
Caſſe in Nordhauſen over bei der föniglichen Regierungs-Hauptcaffe zu Erfurt 
bereit fteben wird. Zur Feftitellung dieſer Summe wird die fürftlidhe Re— 
ierung eine Ueberſicht der neueften Bevölferung ihrer oben erwähnten Be- 
mittheilen, und biermit von drei zu drei Jahren in venfelben Ter- 
minen, in welchen bie Aufnahme ver Bevölferung in dem preußifchen Staate 
erfolgt, fortfahren. 

Art. 2. Wegen der fteuerfreien Einlaffung der mit fürftlichen Kammer- 
Atteften etwa für eine fürftliche —— — Frankenhauſen eingehenden 
Waaren unter Anrechnung des von dieſen Waaren zu entrichtenden Steuer— 
betrages auf die nächſte Quartalzahlung, und wegen Erhebung der Gefälle 
von den mit der Poſt einkommenden ſteuerbaren Waaren, verbleibt es bei 
den im 3. und 4. Artikel des Vertrages vom 24. Juni 1822 enthaltenen 
Beſtimmungen. 

Art. 3. Nicht minder bewendet es bei denjenigen Beſtimmungen, 
welche der Artikel 9. des eben gedachten Vertrages vom 24. Juni 1822 
wegen der gegenſeitig zu gewährenden Unterſtützung zur Sicherung der lan— 
desherrlichen Gefälle und zum Schutze der Gewerbe enthält, und insbe— 
ſondere wird die bereits durch die fürſtliche Verordnung vom 18. Januar 
1826 ergangene Vorſchrift wegen der Buch- und Controlführung und wegen 
der Transportbezettelung gewiſſer ſteuerpflichtigen Waaren aufrecht erhalten 
werden, und nur unter Zuſtimmung der königlich preußiſchen Regierung 
einer Abänderung unterliegen dürfen; wie denn auch die Beſtimmungen des 
Zoll-Cartels, welches unter dem 11. Mai dieſes Jahres gleichzeitig mit dem 
Anfchluffe des thüringifchen Zolle und Handelövereind an den Gefammt- 
Zollverein errichtet worven ift, gleichmäßig auf die Unterberrfchaft des Für- 
ſtenthums Schwarzburg-Ruvdolftadt Anwendung finden, 

Art. 4 Die gegenfeitige Durchfuhrfreiheit für gewiſſe Gegenſtände, 
welche im 8. Artifel des Staatövertrages vom 19. Juni 1516 ftipulirt, und 
durch den 5. Artifel des Vertrages vom 24. Juni 1922 beftätigt ift, wird 
in Folge der im Eingange erwähnten ZollAnfchlüffe vermalen eine weitere 
Ausdehnung auf den gefammten Berfehr ver beiderfeitigen Länder erhalten. 
Bei etwa eintretender Aenderung in jenen dermaligen Bertragsverbältniffen, 
oder nach dem Ablaufe derfelben, follen jedenfalls die Stipulationen des 
früheren Staatsvertrages vom 19. Juni 1816 als ferner in Kraft ſtehend 
betrachtet werben. 

Art. 5. Um in dem gegenfeitigen Verkehr der Föniglich preußifchen 
und der in diefen eingefchloffenen fürftlich ſchwarzburg-rudolſtädtiſchen Lande 
diejenigen Beichränfungen aufheben zu fünnen, welde in der bisherigen 
Berfchiedenbeit der inneren Befteuerung einiger Verzehrungsgegenftände ihren 
Grund haben, find die contrabirenden Theile im Berfolge der hierüber bereits 
in dem Bertrage vom 24. Juni 1822 Artikel 7. enthaltenen Beftimmungen 
übereingefommen, binfichtlich dieſer Befteuerung theild eine nähere Ueber- 
einftimmung in den Abgabefägen und Formen, theild anderweit fihernde 
Vorkehrungen anzuordnen. Demgemäß wird über die einzelnen Gegen 
ftände, welche einer foldhen Befteuerung unterliegen, Folgendes verabredet: 
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A. Wegen des Branntweine 1) Die fürftliche Regierung wirb 
dur ein vor dem 1. Januar 1834 zu erlaffendes, und von diefem Zeit- 
punfte an in Kraft tretendes Gefeg diejenige Steuer auf die Fabrication 
diefes Getränkes, welche vermalen in Preußen beftebt, nad gleihem Suse 
und unter gleichen Controlformen in dem innerhalb der preußifchen Zoll- 
Linie belegenen Theile des fürftlihen Gebietes einführen. 2) Die fürftliche 
Regierung erkennt bierbei den Grundfag an, daß zur Aufrechthaltung des 
gegenfeitigen freien Verkehrs und megen der fogleich zu erwähnenven Re— 
venüengemeinfchaft, ven Branntweinbrennern ein unmittelbarer oder mittel- 
barer Erlaß an ver nefeglich zu entrichtenden Steuer nicht gewährt werden 
darf. 3) Im Folge diefer fteuerlichen Gleichſtellung foll der gefammte Er- 
trag der Maifchfteuer in der preußifchen Monarchie und in der fürftliden 
Unterberrfchaft vermittelft einer nah der Seelenzahl aufzuftellenden Berech— 
nung zwifchen beiden rontrabirenden Theilen vom 1. Januar 1834 ab in 
der Art zur Theilung gelangen, daß verfelbe nach der Volksmenge vertheilt, 
und durd nachträgliche Vergütung des Minverbetraged in die eine oder 
andere Caſſe ausgeglichen wird. 4) Da befonvders mit Rüdfiht auf das 
Gewerbe Ihrer Unterthbanen beide contrahirende Theile ein Intereſſe dabei 
haben, daß die Befteuerung des Branntweins in jedem Lande genau nad) 
den hierüber erlaffenen Borfchriften in Ausführung fomme, fo wollen Sie 
Sich gegenfeitig die Befugniß einräumen, Beamte abzuorbnen, welche ſich 
von der richtigen Controle und refp. Erhebung diefer Steuern in dem an— 
deren Gebiete die Ueberzeugung verfchaffen follen. 

Wegen des Biers wollen Seine Durcdlaucht die dermalen ſchon 
von der Fabrication dieſes Getränfes in Ihrer Unterherrfchaft zu entrichtende 
Abgabe nicht unter den Betrag der dieferhalb in Preußen beftehenden Steuer 
berabfegen. 

C. Wegen der Befteuerung des inländiſchen Tabacksbaues. 
Seine Durchlaucht wollen eine den dermaligen preußifchen Steuer:Gefegen 
über dieſen Gegenftand entſprechende gefeßliche Verfügung für die Unter: 
berrfchaft des Fürſtenthums Schwarzburg-Rudolftadt ergehen laſſen; über- 
nehmen aud: 

D. wegen der Steuer vominländifhen Weinbau viefelbe eben 
zu C. —* prochene Verpflichtung für den Fall, daß innerhalb Ihrer mehr: 
gedachten Gebietstheile Weinbau zur Kelterung von Moft von Privaten be> 
trieben werden follte. 

E. Wegen des Salzes wollen Seine Durdlaudt eine Einrihtun 
in der Art treffen, daß die Stadt- und Landgemeinden ver Unterherrſchaft 
des Fürſtenthums Schwarzburg-Rudolftadt nur ein nad der Bevölferung 
und mit Rüdficht auf den größeren oder minderen Bedarf zur Biehfütterung 
und zum Habrifgebrauce abgemeſſenes Salzquantum von der Saline zu 
Sranfenhaufen abnehmen vürfen, und daß die abgenommenen Quantitäten 
auf Salgbücher, welde ven Gemeinen, oder den Umftänden nad auch ein- 
zelnen größeren Grundbefigern oder Fabricanten zu ertheilen find, abge— 
Ihrieben werden. Die Einbringung des Salzes aus dem fürftlichen in das 
föniglich preußifche Gebiet und umgefehrt bleibt verboten. 

F. Bei der Einfuhr von Mehl aller Art, Graupen, Gried, Nudeln, 
Puder und Stärfe, desgleichen Fleisch, es fei frifch, gefalzen oder geräuchert, 
aus der fürftlichen Unterberrfchaft in preußifhe Städte, wo Mahl- und 
Schladtfteuer beſteht, ift diefe Abgabe eben fo, wie von inländifchen gleich- 
artigen Erzeugniffen, zu entrichten, und es ift gleichmäßig aud bei ver 
Einhubr preußifcher Erzeugnifje in fürftlih fchwarzburg = rubolftädtifche 
Ortſchaften zu halten, in welchen die gedachten oder andere Gegenftände 
mit einer Verbrauchsſteuer belegt find, oder ferner belegt werden, fo 
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9 ‚ daß dieſe Artikel ganz den inländiſchen gleich behandelt werden 
müſſen. 

G. Da endlich der Debit der Spielfarten in den königlich preußiſchen 
Staaten zu den Staatsmonopolien gehört, fo bleibt der Uebergang derfelben 
aus dem fürftlich Ichwarzburgsrudolftädtifchen Gebiete in erftere, verboten. 
Sollte die fürftlih ſchwarzburg- rudolftädtifche Regierung ſich veranlaßt 
feben , dieſes Monopol in der Unterberrichaft des Fürftentbums einzu- 
führen, fo bleibt derfelben das Verbot des Eingangs fremder Spielfarten 
vorbebalten. 

Art. 6. In Folge der in dem vorhergehenden Artifel verabreveten 
Anordnungen wird, mit alleiniger Ausnahme des Salzes und der Spiel- 
farten, fo wie der Fälle, wo nad Litt. F. jenes Artifels eine Befteuerung 
auch der fremden Erzeugniffe eintritt, zwifchen der Unterberrichaft des Fürften- 
thums Schwarzburg-Rupdolftadt und den königlich preußifchen Landen, nebft 
den in legteren eingeichloffenen fremven fouverainen Landen und Landes— 
theilen, gegenfeitig ein völlig freier und unbelafteter Verkehr mit den gegen- 
feitigen Erzeugniffen und Waaren ftattfinden, und es hören hiernach nament- 
lih auch alle Binnenzölle, viefelben mögen bisher unter dem Namen: 
Geleit, oder unter irgend einer anderen Benennung beftanden haben, 
gänzlid auf. 

Art. 7, Die Chauffeegelver oder andere ftatt derfelben beſtehende Ent- 
richtungen, cben fo Pflafter-, Damm-, Brüden- und Fährgelver, find zwar 
unter der eben ausgefprochenen Aufbebung nicht mitbegriffen. Indeſſen follen 
aud derartige Erhebungen, ohne Nüdfiht, ob fie für Rechnung ver fürft- 
lichen Caſſen oder eines Privatberechtigten, namentlich einer Gemeine ge: 
fhehen, nur in dem Betrage beibehalten oder neu eingeführt werden fünnen, 
als fie den gewöhnlichen Herftellungs- und Unterbaltungsfoften angemeffen 
find; aud foll dabei ein Unterfchien je nach der Qualität oder Herfunft der 
transportirten Gegenftände nicht ftattfinden dürfen. Das dermalen in Preußen 
nad) dem allgemeinen Tarif vom 28. April 1828 beftehende Chauffeegelv 
fol als der höchſte Sat angefeben, und binführo auch in der Unterberrfchaft 
des Fürſtenthums Schwarzburg-Rupdolftadt nicht überftiegen werden. Be— 
fondere Erhebungen von Thorfperr- und Pflaftergeldern follen auf chauffirten 
Straßen da, wo fie noch beftehen, dem vorftebenden Grundfage gemäß auf- 
gehoben, und die Drtöpflafter ven Chauffee-Streden vergeftalt eingerechnet 
werden, daß davon nur die Chauffeegelver nach dem allgemeinen Tarif zur 
Erhebung fommen. 

Art. 8 Es wird gegenfeitig anerfannt, daß alle Beftimmungen, melde 
zur Beförderung einer freien Bewegung in der Gewerbiamfeit, und über 
die Befugniffe der Unterthanen des einen Gebietes, in dem anderen Arbeit 
und Erwerb zu fuchen, über den Bezug der Märkte, über die Herftellung 
eines gleichen Münz:, Maaß- und Gemwichtöfyftems ꝛc. in dem thüringifchen 
Bereinsvertrage vom 10. diefes Monats, und in dem Vertrage über die 
Anſchließung des thüringifchen Bereins an den Gefammt-Zollverein vom 
11. dieſes Monats enthalten find, auch auf die innerhalb des preußifchen 
Gebietes belegenen fouverainen fürftlich ſchwarzburg-rudolſtädtiſchen Be— 
fisungen in dem Maaße Anwendung finden follen, als wenn fie dem gegen- 
wärtigen Vertrage wörtlich eingefchaltet wären. 

Art. 9. Gegenwärtiger Vertrag foll unverzüglich zur Tandesherrlichen 
Ratification vorgelegt, und es follen die Ratificationg-Urfunden binnen ſechs 
Wochen in Berlin ausgemwechfelt werben. 

Deß zu Urfund iſt derfelbe von den beiderfeitigen Bevollmächtigten 
unterzeichnet und unterfiegelt worden. 

Sp geſchehen Berlin, den 25. Mai 1833, 
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14. Bertrag zwifchen Sr. Miajeftät dem Könige von Preußen und Sr. König: 
lichen Hoheit dem Großberzoge von Sachfen » Weimar :Gifenach, betreffend 
die Zoll»: und Handelöverhältniffe, imgleichen die Befteuerung der inneren 
Erzeugniffe in den großberzoglichen Aemtern Allſtedt und Oldisleben. 

30. Mai, ratificirt 2. December 1833. 


Art. 1. Das für die im preußischen Gebiete eingefchlojfenen großher— 
zoglich ſächſiſchen Aemter Allſtedt und Oldisleben den großherzoglichen Caſſen 
in Beziehung auf die Zollgefälle zu gewährende jährliche Einkommen ſoll 
vom 1. Januar 1834 an nach Maaßgabe des Rein-Ertrages, welcher in 
dem Gebiete des zwiſchen Preußen, Baiern, Sachſen, Württemberg, Kur: 
heſſen, dem Großherzogthume Heffen und dem thüringiihen Zolle und 
Handelsvereine dur den Vertrag vom 11. Mai d. I. begründeten Gefammts 
Zollvereins auffommen wird, anderweit regulirt werden, und der Betrag 
deſſelben in gleichen Viertbeilen, in den Monaten März, Juni, September 
und December zur Verfügung Seiner Königlihen Hoheit tes Großherzogs 
von Sadfen-Weimar-Eifenady bei ver Hauptcaffe der füniglichen Regierung 
zu Erfurt bereit ftehen. Zur Feſtſtellung viefer Summe wird die großbers 
zogliche Regierung eine Ueberficht der neueften Bevölferung der Aemter All 
ſtedt und Divisleben mittheilen, und biermit von drei zu drei Jahren in 
denfelben Terminen, in welchen die Aufnahme der Bevölferung in dem 
preußifchen Staate erfolgt, fortfahren ꝛc. 

Art. 5. In Folge der in dem vorhergehenden Artifel verabredeten Ans 
orbnungen wird, mit alleiniger Ausnahme des Salzes und der Spielfarten, 
fo wie der Fälle, wo nad Litt. F. jenes Artifeld eine Befteuerung auch 
der fremden Erzeugniſſe eintritt, zwifchen den großberzoglichen Aemtern Als 
ſtedt und Oldisleben und den föniglich preußifchen Landen, nebjt den in 
legteren eingefchloffenen fremden fouverainen Landen und Landestheilen, ein 
völlig. freier und unbelafteter Verkehr mit den gegenfeitigen Erzeugniffen 
und Waaren ftattfinden, und es hören biernady namentlich auch alle Binnen» 
zölle, diefelben mögen bisher unter dem Namen Geleit oder unter irgend 
einer anderen Benennung beftanden haben, gänzlich auf. 

So gefhehen Berlin, den 30, Mai 1833, 


15. Vertrag zwifchen Preußen und Schwarzburg-Sonderähaufen, betreffend bie 
Zoll: und Handelöverbältniffe, imgleichen die Beftenerung der inneren Er: 
zeugniffe in ber Unterherrfhaft des Fürſtenthums Schwarzburg: Sonberö- 

haufen. 8. Juni, ratificirt 2. December 1833. 


Art. 1. Das für die im preußifchen Gebiete eingejchloffenen ſouve— 
rainen fürftlich fchwarzburg-fondersbaufenfchen Befigungen ven fürftlichen 
Eaffen in Beziehung auf die Zollgefälle zu gewährende jährliche Einfommen 
PN vom 1. Januar 1834 an, nad Maaßgabe des Rein-Ertrages, welcher 
n dem Gebiete des zwifchen Preußen, Baiern, Sachſen, Württemberg, Kur- 
beifen, dem Großherzogthume Heffen und dem thüringifchen Zoll und Hans 
delövereine durch den Bertrag vom 11. Mai d. J. begründeten Gefammt- 
Zollvereind auffommen wird, anderweit regulirt, und der Betrag deffelben 
auch fortan wie bisher auf eine beftimmte Summe von drei zu drei Jahren 
verabredet werden, welche Summe in gleichen Biertheilen in den Monuten 
März, Juni, September und December zur Verfügung Seiner Durdlaudt 
des Fürften von Schwarzburg-Sondershaufen bei der Haupt-Zollamts-Caſſe 
in Nordhaufen bereit ftehen wird. Zur Feftftellung diefer Summe wird bie 
fürftlihe Regierung eine Ueberficht der neueften Bevölferung ihrer oben er- 
wähnten Befigungen mittheilen, und hiermit von drei zu drei Jahren in 
demjelben Termine, in welchem die Aufnahme der Bevölferung in dem preus 
ßiſchen Staate erfolgt, fortfahren. 
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Art. 6. In Folge der in dem vorhergehenden Artikel verabrebeten 
Anordnungen wird mit alleiniger Ausnahme des Salzes und der Spiels 
farten, fo wie der Fälle, wo nad Litt. F. jenes Artifels eine Befteuerung 
auch ver fremden Erzeugniffe eintritt, zwifchen der Unterberrichaft des Fürften- 
thums Schwarzburg-Sondershauſen und ven königlich preußifhen Landen, 
nebſt den in letzteren eingeſchloſſenen fremden ſouverainen Landen und Landes- 
theilen, ein De freier und unbelafteter Verkehr mit den gegenfeitigen Er- 
zeugniffen und Waaren ftattfinden, und es hören biernady namentlid auch 
alle Binnenzölle, rviefelben mögen bisher unter dem Namen Geleit over 
unter irgend einer anderen Benennung beftanden haben, gänzlich auf. 

Sp geſchehen Berlin, ven 8. Juni 1833. 


16. Vertrag zwifchen Breußen und Sachſen-Coburg-Gotha, betreffend die Zoll 
und Sandelöverbältniffe, imgleichen die Befteuerung der inneren Erzeugniſſe 
in dem berzoglich fachfenscoburgsgothaifchen Amte Volfenrode. 26. Juni, 

ratificirt 2. December 1833. 


Art. 1. Das wegen des im preußifchen Gebiete eingefchloifenen her— 
zoglich fachfen-coburg-gotbaifhen Amtes Volkenrode den berzoglichen Caſſen 
in Beziehung auf die Zollgefälle zu gewährende jährliche Einfommen fol 
vom 1. Januar 1834 an nad Maafgabe des Reinertrages, welder in dem 
Gebiete des zmwifchen Preußen, Baiern, Sachſen, Württemberg, Kurbeilen, 
dem Großberzogtbume Heffen und dem thüringifchen Zolle und Handels— 
sereine dur den Vertrag vom 11. Mai d. J. begründeten Gefammt-Zolls 
vereind auffommen wird, anderweit regulirt, und der Betrag defjelben auch 
fortan wie bisher auf cine beftimmte Summe von 3 zu 3 Jahren verab- 
redet werden, welde Summe in gleichen Biertheilen in den Monaten März, 
Juni, September und December zur Verfügung Er. Durdlaudt des Her- 
3098 von Sadfen-Coburg-Gotha bei der Haupt-Zollamts-Caſſe zu Nord⸗ 
hauſen bereit ſtehen wird. Zur Feſtſtellung dieſer Summe wird die herzog— 
liche Regierung eine Ueberſicht der neueſten Bevölkerung des Amtes Volken— 
rode mittheilen, und hiermit von 3 zu 3 Jahren in denſelben Terminen, 
in welchen die Aufnahme der Bevölkerung in dem preußiſchen Staate er— 
folgt, fortfahren. 

Art. 4. In Betreff der Steuern von inneren Erzeugniſſen und wegen 
des Salzdebits iſt im Anſchluſſe an die auch hierüber bereits in dem Ver— 
trage vom 4. Juli 1829 enthaltenen Stipulationen Folgendes verabredet 
worden: 

E. Wegen des Salzes wollen Se. herzogliche Durchlaucht, im 
Anfchluffe an die auch hierüber im zweiten Abfage des 10. Artifels im Ver: 
trage vom 4. Juli 1829 bereits enthaltene Beftimmung, eine Einrichtung 
in der Art treffen, daß für die Gemeinen des Amtes Nolfenrode nur ein 
nad der Bevölferung und mit Rüdficht auf den größeren oder minderen 
Dedarf zur Viehfütterung und zum Fabrikengebrauche abgemeſſenes Salz- 
quantum geliefert, und daß die aus der herzoglichen Factorei oder Sellerei 
abgenommenen Duantitäten auf Salgbücer, welche den Gemeinen, oder den 
Umftänden nad aud einzelnen größeren Grunpbefigern oder Fabricanten 
zu ertheilen find, abgeſchrieben werden. Der Transport des für das Amt 
Volkenrode erforderliben Salzes durd das königlich preußifche Gebiet er- 
folgt auch fernerbin abgabenfrei unter der im vorgedachten Artifel 10. des 
Vertrages vom 4. Juli 1829 beftimmten Eontrolle. 

Die Einbringung von Salz aus dem Amte Volfenrode in das preu- 
ßiſche Gebiet bleibt verboten u. |. w. (f. unter 13.). 

Art. 5. Im Folge der in dem vorhergehenden Artifel verabreveten 
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Anordnungen wird, mit alleiniger Ausnahme des Salzes und der Spiels 
farten, fo wie ver Fälle, wo nad Litt. F. jenes Artikels eine Befteuerung 
auch ver fremden Erzeugniffe eintritt, zwifchen dem fouverainen berzoglic 
fachfen-coburg-gothaifchen Amte Volkenrode und den königlich preußiichen 
Landen, nebft ven in letzteren eingefchloffenen fremden fouverainen Landen 
und Landestheilen, ein völlig freier und unbelafteter Verkehr mit den gegen- 
feitigen Erzeugniffen und Waaren ftattfinden, und es hören biernad na— 
mentlich auch alle Binnenzölle, viefelben mögen bisher unter vem Namen 
ei unter irgend einer anderen Benennung beftanden haben, gänz- 
auf, 
Sp gefchehen Berlin, den 26. Juni 1833, 


17. Vertrag zwifchen Preußen einerfeits und Anhalt-Cöthen und Anhalt: Deffau 
anbererfeitö, die Erneuerung der VBerträge über die Zoll: und Verkehrs: 
Verbältniffe zwifchen den beiderfeitigen Landen, ingleichen die Beiteuerung 
ber inneren Grzeugniffe in den berzoglichen Landen betreffend. 26. Januar, 

ratificirt 23. März 1836. 


Art. 1. Die wegen des Beitritts Ihrer hochfürſtlichen Durchlauchten 
zu Anhalt mit ven verfchievenen Theilen der Herzogthümer Anhalt» Cöthen 
und Anbalt-Deffau zu dem preußischen Zollſyſteme abgefchloffenen Verträge, 
namentlich: 1) der Vertrag vom 17. Juli 1828 wegen der Zolle und Ber: 
febrs = Berhältniffe zwifhen Preußen und ven berzogliden Hauptlanden; 
2) der Vertrag vom 17. Juli 1828 wegen Beitritts Sr. hochfürſtlichen 
Durdlaudt des Herzogs von Anhalt - Cöthen zum preußifchen indireeten 
Steuerfsftem mit der boben Grafihaft Warmsdorf; 3) ver Vertrag vom 
30. März /5. Aprit 1827 wegen vejjelben Beitritts Sr. hochfürſtlichen Durch 
laucht des Derzogs von Anhalt:Dejfau mit dem Amte Sandersleben,; 4) der 
Vertrag vom 30. März / 5. April 1827 wegen deſſelben Beitrittd mit dem 
herzoglich anhalt-deſſauiſchen Amte Grop-Alsleben, ſollen vom 1. Januar d. I. 
ab mit nachſtehenden Abänvderungen und Zufägen verlängert werden. 

Art. 2. In Betracht, daß die Beftimmungen der bisherigen Berträge, 
nad; weldhen ver Antbeil Ihrer bochfürftlihen Durdlauchten an ven Zoll 
Einfünften in Verhältniß dieſes Einfommens ver zu den 7 öftlichen preu— 
Bifchen Provinzen gehörigen Kanvestheile und nah Maafgabe ver Bevölke— 
rung der betreffenden anbaltichen Lande zu der Bevölferung der gedachten 
7 öftlichen preußifchen Provinzen regulirt worden, nad Eintritt der Zoll: 
vereinigung mit anderen deutichen Staaten, in Folge welder der Zollertrag 
diefer Provinzen von dem Zolleinfommen des Geſammtvereins nicht mehr 
gefchieden werden kann, als Maaßſtab jener Antheilberechnung fernerbin 
nicht mehr anwendbar find, foll das für die gefammten herzoglich anhalt- 
cöthenſchen und anbalt=deifauifchen Yande ven berzoglichen Caſſen in Be- 
ziehung auf die Zollgefälle zu gewährenve jährliche Einfommen vom 1. Ja— 
nuar d. J. an nah Maaßgabe des Neinertrages, welcher in dem Gebiete 
des zwifchen Preußen und anderen deutschen Staaten beftehenden Gefammt- 
Zollvereind auffommen wird, anderweit regulirt werden und ber Betrag 
defjelben in gleichen BViertbeilen, in ven Monaten März, Juni, September 
und December, nad Abrechnung der darauf bereits in Gemäßheit der nach— 
folgenden Artifel in die berzoglichen Caſſen gefloffenen Zollgefälle, zur 
———— Ihrer hochfürſtlichen Durchlauchten in der bisherigen Weiſe be— 
reit ſtehen. 

Art. 3. Alle für die herzoglichen Lande beſtimmten fremden zollpflich— 
tigen Waaren können, ſo weit deren unverzollte Abfertigung von der Grenze 
aus nach den allgemeinen zollgeſetzlichen Vorſchriften überhaupt zuläſſig iſt, 
jedoch mit Ausſchluß von Schnittwaaren, auf gewiſſen näher zu verabredenden 
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Straßen fowohl zur Elbe ald zu Rande von den daran belegenen Haupt— 
ämtern an der Grenze und in Packhofsſtädten, unter fpecieller Begleitfchein- 
Controlle unverzollt auf das in Roßlau beftehende gemeinfchaftliche berzog- 
lich anhalt-cöthenſche und anbaltvefjauifche Steueramt atgefertigt und dort 
erſt alsbald over nach vorausgegangener Lagerung in amtlichen Niederlagen 
verzollt werden. 

Art. 4 Sobald diefe Waaren in dem einen oder dem anderen Falle 
in den freien Verfehr übergehen follen, muß davon die in völliger Ueber⸗ 
einſtimmung mit dem für Preußen publicirten Tarif geſetzlich beſtimmte Ab— 
gabe zur herzeglichen Steuereaſſe entrichtet werden. 

Art. 5. Ihre hochfürſtlichen Durchlauchten werden in dieſer Hinſicht 
über die unverzollt lagernden Waaren von Seiten Ihrer Behörden Buch 
und gehörige Aufſicht führen laſſen. 

Die übrigen Beſtimmungen des Artikels 7., welche ſich nicht auf dieſe 
Aufſicht beziehen, ingleichen die Artilel 4. 5. und 6. des älteren Hauptver⸗ 
trages vom 17. Juli 1828 treten außer Kraft. 

Art. 6. Die mit den Fahrpoſten vom Auslande nach Anhalt gelan— 
genden Waaren aller Art unterliegen den bisherigen Beſtimmungen. Der 
dafür eingehende dem gemeinſchaftlichen herzoglichen Steueramte zufließende 
Zollbetrag wird auf den jährlichen Zollantheil Ihrer hochfürſtlichen Durch— 
lauchten abgerechnet. 

Art. 7. Die Beſtimmungen des Artikels 10. des älteren Hauptver— 
trages wegen der alljährlich ſtattfindenden Abrechnung kommen mit den— 
jenigen Modificationen ferner in Anwendung, welche aus der Abänderung 
des Artikels 7. deſſelben und aus Artikel 2. des gegenwärtigen Vertrages 
folgen. 

: Art. 8. Damit die gegenfeitige Freiheit des Verkehrs nicht durch eine 
Ungleichheit der Beiteuerung der inneren Erzeugniffe eine ftörende Ausnahme 
ferner erleide, ift hierüber Folgendes verabredet worden. 

A. Wegen des Branntweing foll die in dem größten Theile des an— 
halt-cöthenſchen und anhalt-deſſauiſchen Gebiets bereits beftebenve Befteuerung 
defjelben fpäteftens vom 1. Juli d. 3. an in fämmtlichen herzoglichen Lan— 
den mit der in Preußen auf der Fabrication dieſes Getränfes ruhenden 
Steuer, fowohl dem Steuerfage ald den Erhebungs- und Controllformen 
nad, in völlige Ucbereinftimmung gebracht werden. Zu dieſem Ende wollen 
Ihre hochfürſtlichen Durdlauchten eine, dem entſprechende Verordnung für 
die berzoglicden Kande ergeben laffen. Unter Zufammenrechnung des Er- 
trages der Branntweinfteuer in der preußifchen Monardie und in denjenigen 
Staaten over Gebietötheilen von Staaten, mit welchen Preußen vertrage- 
mäßig in Gemeinſchaft des Auffommens von der Branntweinfteuer ftebt, 
mit dem Ertrage derfelben Steuer in den berzoglichen Yanvden wird alddann 
eine Theilung diefes Gefammt-Ertrages zwifchen beiden contrabirenden Theilen 
nach dem Berbältmiß der Bevölferuug ver preußifchen Monarchie und ver 
übrigen vorgedadhten Staaten oder Gebietötheile zu der anhaltifhen Ber 
völferung, am Schluſſe eines jeden Jahres in ver Art ftattfinden, daß die 
danach auf der einen oder andern Seite fidy ergebenden Minvdererträge durch 
nachträgliche Vergütung von dem anderen Theile ausgeglichen werden. Was 
die Deauffihtigung ver Branntmweinfteuer in den herzogliden Landen be> 
trifft, fo treten dabei die Beftimmungen des Artifel 11. ein, 

B. Wegen des Biers wollen Ihre hochfürſtlichen Durdlaucdten vie 
dermalen in ven Städten des herzoglichen Gebietes ſchon von der Fabrication 
diefes Getränfes zu entrichtende Abgabe nicht unter den Betrag der dieſer— 
balb in Preußen beitehenden Steuer berabfegen, falld anderswo in den 
berzoglichen Landen aber vergleichen auf einen Abfag nad außerhalb be— 
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rechnete Anftalten entftiehen follten, die Bierfabrication derfelben mindeftend 
fo boch wie in Preußen befteuern. 

C. Wegen der Befteuerung des inländifchen Tabafsbaues wollen Se. 
hochfürſtliche Durclaucht der Herzog von Anhalt Deffau die dort fhon in 
Uebereinſtimmung mit den preußifchen Steuergefegen beftebente Berorpnung 
während der Dauer des gegenwärtigen Vertrages nicht Ändern, Se. hoch— 
fürftliche Durchlaudyt der Herzog von Anhalt-Cöthen aber diefelbe Befteuerung 
in Höchft-Ihren Landen einführen, wenn innerhalb derſelben Tabaf gebauet 
werden follte. 

D. Wegen der Steuer von inländifhem Wein übernehmen Ihre hoch— 
fürftlihen Durclauchten dieſelbe oben zu C. ausgefprocdene Verpflichtung 
für ven Fall, das innerhalb der herzoglichen Lande Weinbau zur Kelterung 
von Moft von Privaten betrieben werden möchte. 

E. Bei der Einfuhr von Mehl aller Art, Graupen, Gries, Nudeln 
und Stärfe, desgleihen Fleiſch, es fei friſch, gefalgen oder geräuchert, in 
preußifche Städte, wo Mabl- und Sclachtiteuer beſteht, ift dieſe Abgabe 
eben fo wie von inländiichen gleichartigen Erzeugniffen zu entrichten, und 
ift e8 gleichmäßig auch bei der Einfuhr preußiſcher Erzeugniffe der eben be- 
zeichneten Art oder von gewöhnlichen Bietualien, ald Butter, Käfe, Eier, 
Dbft und vergleichen in berzoglich anhaltiſche Drtjchaften zu balten, in 
welchen die gedachten Gegenftänvde mit einer Verbrauchsſteuer belegt find, 
fo alfo, daß viefe Artifel den inländifchen vollfommen gleich behandelt wer- 
den müjjen. 

Art. 9. In Rückſicht des Salzes und der Spielfarten bewendet es 
bei ven Beftimmungen des Artifels 13. des älteren Sauptvertrages. 

Art. 10. Die berzogliben Regierungen gefteben Preußen das Necht 
zu, dem gemeinfcaftlien herzoglichen Steueramte zu Roßlau einen Con- 
trolfeur beizuordnen, welcher von den Geſchäften deſſelben und ver übrigen 
Steuerftellen in den berzoglidhen Landen fowohl in Beziehung auf die Zoll- 
erbebung und Controlle, als insbefondere auf die Beauffichtigung der Brannt- 
wein Fabrications= Steuer Kenntniß zu nehmen und auf Einhaltung eines 
geieglichen Verfahrens, ingleihen auf die Abftellung efwaniger Mängel ein- 
zuwirfen, übrigens ſich jeder eigenen Verfügung zu enthalten bat. 

Ihren hochfürſtlichen Durchlauchten verbleibt die Befugniß, einem preu- 
ßiſchen Haupt-Steueramte ebenfalls einen folden Beamten beizuoronen, ver 
diefelbe Controlle und in gleichem Umfange wahrnehmen kann. 

Art. 11. Ihre bochfürftlihen Durchlauchten die Herzöge von Anhalt- 
Cöthen und Anbalt- Defjau treten für ihre fänmtlichen Kante den Verab- 
redungen bei, welde von Preußen in den mit andern deutſchen Staaten 
abgeſchloſſenen und den berzoglich anbaltifchen Regierungen mitgetbeilten Zoll— 
vereinigungs-Verträgen wegen folgender Gegenftände getroffen worden find: 
a) wegen Derbeiführung eines gleihen Münz-, Maaß- und Gewichtsſyſtems, 
b) wegen Beförderung der Gewerbfamfeit durch Annahme gleichförmiger 
Grundſätze und der Befugniß der Untertanen des einen Staats in dem 
Gebiete des andern Arbeit und Erwerb zu fuchen; fovann wegen der von 
den Unterthanen, welde in dem Gebiete des andern Staats Handel und 
Gewerbe treiben oder Arbeit fuchen, zu entrichtenden Abgaben und der freien 
Zulaffung von Fabricanten und Gewerbtreibenvden, welche bloß für das von 
ihnen betriebene Geſchäft Ankäufe machen, oder von Neifenden, welche nicht 
Waaren felbft, fondern nur Mufter derfelben bei fid führen, um Beftellungen 
zu fuchen, nach vorheriger Entrichtung der auf die Berechtigung zu ** 
Gewerbe ruhenden Abgaben in dem eigenen Lande, c) wegen der Höhe und 
Erhebung der Ehauffees, Damm, Brüden- und Fährgelver, der Thorfperr- 
und Pflaftergelver, ohne Unterfchied, ob alle diefe Hebungen für Rechnung 
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der Iandesherrlichen Caffen oder eines Privatberechtigten, namentlich einer 
Gemeine bisher ftattfanden, d) wegen des Befuces der Märfte und Meffen. 

Art. 12. In Folge der, in dem vorhergehenden und dem Artifel 8. 
getroffenen — insbeſondere aber nach Einführung der im Ar— 
tifel 8. Litt. A. vorbehaltenen Beſteuerung ver Branntweinfabrication in ven 
berzoglichen Landen wird nicht nur der im Artifel 11. des ältern Haupt— 
vertrages den Untertbanen der hoben Contrahenten gegenfeitig zugeficherte 
freie Verkehr auch auf die inneren Erzeugniffe ausgedehnt werden und, mit 
alleiniger Ausnahme des Salzes und der Spielfarten, fo wie der Fälle, wo 
nad) Litt. E. des Artifeld 8. eine Befteuerung der dort benannten Erzeug— 
niffe eintritt, zwifchen den herzoglich anhaltifhen und föniglich preußifchen 
Landen, nebft ven in legteren eingefchloffenen fouverainen Yanvden und Landes— 
theilen, ein * freier und unbelaſteter Verkehr mit den gegenſeitigen Er— 
zeugniſſen und Waaren ſtattfinden, ſondern es wird auch ſowohl in dieſer 
Beziehung als rückſichtlich des Gewerbebetriebes eine völlige Gleichſtellung 
der anhaltiſchen mit den preußiſchen Unterthanen gegenſeitig im Verhältniß 
der herzoglichen Lande zu allen mit der preußiſchen Monarchie durch Zoll-, 
Steuer: und Handelsverträge verbundenen Staaten eintreten. 

Art. 13. Die Allerhöchſten und Höchſten contrahirenden Souveraine 
erneuern insbeſondere das im Artifel 15. des ältern Hauptvertrages ent: 
baltene Verſprechen, Sich in ven zur Sicherung Ihrer landesberrlichen Ge- 
fälle und zur Aufrechtbaltung der Gewerbe Ihrer Unterthanen nothwendigen 
Maafregeln einander gegenfeitig freundfchaftlic zu unterftügen und wollen 
die Anwendung der zu dieſem Zwed führenden, in dem vorgedachten Ar- 
tifel vereinbarten Mittel in ihrem ganzen Umfange ftattfinden laffen. 

Art. 14. Die Beftimmungen des Artifel 16. des ältern Haupt-Ver— 
trages wegen Unterfuhung und Beftrafung der Zollvergeben ꝛc. finden auch 
auf Vergeben gegen die Branntweinfteuer-Gefege Anwendung. 

Art. 15. egen gegenfeitiger Befreiung von dem tractatenmäßigen 
Elbzolle bewendet e8 bei dem deshalb befonders abgefchloffenen Vertrage 
vom 17. Juli 1828. 

Art. 16. Der gegenwärtige Bertrag foll vorläufig bis zum 1. Ja— 
nuar 1842 gültig fein, und wenn er nicht fpäteftend neun Monate vor dem 
Ablaufe gefündigt wird, als auf 12 Jahre und fofort von 12 zu 12 Jahren 
verlängert angejeben werben. Derfelbe foll unverzüglich zur landeöherrlichen 
Ratification vorgelegt und nad Auswecfelung der Ratificationg - Urfunden 
fofort zur Vollziehung gebracht werden. 

Dei zu Urfund iſt derfelbe von den gegenfeitigen Bevollmächtigten 
unterzeichnet und unterfiegelt worden, 

Sp geſchehen Berlin, den 26. Januar 1836. 


18. Vertrag zwifchen Breußen und Oldenburg, betreffend die Zoll: und Handels: 
verbältniffe, imgleichen die Befteuerung der inneren Grjeugniffe in dem 
Fürftentbum Birkenfeld. 31. December 1836, ratificirt 20. März 1837. 


Art. 1. Der wegen Vereinigung des großberzoglich oldenburgiſchen 
Fürſtenthums Birfenfeld mit den weftlichen königlich preußifchen Provinzen 
zu einem Zoll-Syftem unter dem 24. Juli 1830 abgeichloffene Vertrag, foll 
vom 1. Januar 1837 ab mit nachfolgenden Abänderungen und Zufägen ver: 
längert werben. 

Art. 2. Die nad Artifel 1. des älteren Vertrages auf die weftlichen 
preußifchen Provinzen befhränfte Zollvereinigung mit dem Fürftenthum 
Birkenfeld erftredt fih fortan auf das ganze preußifche zum Gejammt- 
Zollvereine gehörige Staatsgebiet. 
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Art. 3. Die Abgaben von der Fabrication des Branntweind und vom 
Braumalze im Fürftenthbum Birkenfeld werden dort ferner in Webereinftim- 
mung mit den deshalb in Preußen beftehenden Gefegen und Verordnungen 
zur Erhebung fommen und es wird auch in Anfehung diefer Gegenftände 
eine völlige Gleichftellung mit den preußifchen Steuer-Einrihtungen und 
Borfchriften ftattfinden. 

Art. 4. Bei zunehmentver Eultur des Weins und Tabads im Fürften- 
tbum Birkenfeld, wird auch binfichtlih ver Befteuerung diefer Erzeugnijfe 
diefelbe lebereinftimmung mit der preußiſchen Gefeggebung wie bei der 
Branntwein- und Bierfabrieation eintreten. 

Art. 5. Im Anfehung des Salzes behält es überall bei der, in Aus— 
eyeamg des PVorbebalts im Art. 15. A. des ältern Bertraged unterm 
20/13. November 1832 wegen Einführung der Salzregie im Yürftentbum 
Birkenfeld, abgefchloffenen Uebereinfunft und bei den 5* derſelben über 
den dortigen Salzverbrauch erlaſſenen landesherrlichen Verordnungen ſein 
Bewenden. 

Art. 6. Die Beſtimmungen der Artikel 4. bis 8. des Vertrages vom 
24. Juli 1830 wegen Beſetzung der Steuerämter im Fürſtenthum Birken— 
feld, wegen der Reſſortverhältniſſe und Dienſtdisciplin der Beamten, wegen 
deren Beſoldung, Penſionirung und wegen etwaniger Verſorgung der Wittwen 
und Kinder derſelben, imgleichen wegen Beſchaffung der terbeiligen Woh⸗ 
nungsräume und Dienſtgelaſſe, auch Verſorgung mit den benöthigten Uten— 
ſilien und Bureaubedürfniſſen, bleiben in Kraft und kommen gleichmäßig 
auch bei der Salzverwaltung in Anwendung. 

Art. 7. Da die Beſtimmung im Art. 11. des bisherigen Vertrages, 
wonach der Antheil der großherzoglich oldenburgiſchen Staatsregierung an 
den Zollgefällen, nach Maaßgabe des Einkommens in den weſtlichen preu— 
ßiſchen Provinzen und in dem Fürſtenthum Birkenfeld bemeſſen werden ſoll, 
nach Eintritt der Zollvereinigung Preußens mit andern deutſchen Staaten, 
in Folge welcher der Zollertrag der weſtlichen preußiſchen Provinzen von 
dem Zolleinkommen des Geſammtvereins nicht mehr geſchieden werden kann, 
als Maaßſtab jener Antheilnahme ferner nicht in Anwendung zu bringen iſt, 
fo hat man ſich dahin vereinbart, daß nunmehr vom 1. Januar k. J. an, 
der Antheil des Fürſtenthums Birfenfeld an den Zollgefällen nad) Maaß— 
gabe des Neinertrages, welcher in dem Gebiete des zwifchen Preußen und 
andern deutfchen Staaten beftehenden Gefammt-Zollvereins auffommen wird, 
‚und zwar nach Verhältniß der Bevölferung anderweit ermittelt und der Be— 
trag deſſelben in gewiffen näher zu verabredenden Terminen an die groß— 
berzoglidy oldenburgiſche Staatsregierung gezablt werden foll. 

Dinfichtlic des Branntweins und Braumalzes verbleibt es bei der bie- 
berigen Antheilnahme der großherzoglichen Regierung an dem Auffommen 
aus der Befteuerung der vorgedachten inländifchen Erzeugnijfe in den weit 
lichen preußifchen Provinzen, einfchließlih der dahin gehörigen Gebietstheile 
anderer Staaten, mit mweldyen Preußen vertragsmäßig in Gemeinichaft des 
Aufkommens von diefen Steuern fteht, und in dem Fürftenthbum Birkenfeld. 

Diefer Antheil wird föniglich preußifcherfeits unter Anrechnung der im 
Fürftentbum Birkenfeld aufgefommenen Einnahme von der Befteuerung des 
Branntweind und Braumalzes, welche von den dortigen Steuer-Recepturen 
monatlih an die Regierung zu Birkenfeld abzuliefern jind, in denjelben Ter— 
minen, wie der Antheil an den Zöllen, gezahlt werben. 

Nicht minder bewendet es nach Art. 5. diefed Vertrages, insbefondere 
auch bei der Beftimmung ver Webereinfunft vom 20/13. November 1832 
wegen des Salzdebits, nad welcher die königlich preußifche Steuerverwal- 
tung die Salzlieferung in die großherzogliche Factorei zu Birkenfeld gegen 
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Grftattung der zu berechnenden und aus der FartoreisCaffe zu zablınden 
Selbftfoften beforgt, wogegen die großherzogliche Regierung an dem Rein— 
ertrage vom Salzdebit in den weftlichen königlich preußifchen Provinzen und 
dem Fürftentbum Birfenfeld, alfo nah Abzug der Selbftfoften, nah dem 
Maakftabe der Bevölferung diefer Landestheile Antheil nimmt und deshalb 
alljährlich eine befondere Abrechnung ftattfindet. 

Zur Begründung diefer Abrechnung fowohl als zur Feftftellung der An- 
theile vom Zolle und von der Branntwein- und Braumalzfteuer wird Die 
großherzogliche Negierung von drei zu drei Jahren eine Ueberficht ver Be— 
völferung des Fürftentbums Birfenfeld und zwar in demfelben Termine 
mittbeilen, in weldhem die Aufnahme der Bevölkerung in dem preußiſchen 
Staate erfolgt. 

Art. 8. Wegen der zollfreien Einlaffung von allen für Seine König- 
liche Hoheit und Höchſtdero Hofhaltung mit großberzogliden Hof-Marſchall— 
amts-Atteften in das Fürftentbum Birkenfeld eingehenden Waaren, unter An- 
rechnung des von diefen Gegenftänden zu entrichtenden Zollbetragesd auf Die 
nädfte Duartalzahlung, und wegen Erhebung der Gefälle von den für die 
großberzoglichen Untertbanen in dem Fürftentbum Birkenfeld mit der Poft 
anfommenven zolpflichtigen Waaren verbleibt es lediglich bei den in den 
Artifeln 13. und 16. des Vertrages vom 24. Juli 1830 enthaltenen Feit- 
feßungen. 

Art. 9. Eben fo bewenvet es bei den Beftimmungen im Artifel 15. 
unter Litt. B., C. und D. veffelben Vertrages und zwar: zu B. in Betreff 
des Verbots der Anfertigung und Ginführung von Spielfarten aus dem 
Fürftentbum Birfenfeld und der Vereinbarung über den abgabenfreien Ein- 
laß einer dem Bedürfniffe der dortigen Einwohner entfprechenden Menge 
folder Karten unter ver erforderlichen Controlle, ferner zu C. wegen des 
Vorbehalte, nad welchem in den preufifchen Städten, wo Mabl- und 
Schladtiteuer für Nednung des Staat? erhoben wird, vdiefe Abgabe audı 
von den aus dem Fürftentbum Birfenfeld eingebrachten Gegenftänvden, wie 
von den gleichartigen preußifchen Erzeugniffen, zu entrichten und ein Gleiches 
auf die Städte im Fürftentbum Birkenfeld anwendbar ift, wo eine ähnliche 
Abgabe erhoben werden follte, und endlich zu D. wegen tefielben Vorbebalts 
binfichtlich derjenigen Abgaben, welche von gewiffen inländifchen Erzeugniffen, 
bei deren Einbringung in eine Stadt oder Gemeine, für Rechnung der 
legtern erboben werden, welden Abgaben auch Waaren verfelben Art, die 
aus dem Fürftentbum Birfenfeld in eine zu jener Erhebung befugte preu- 
ßiſche Gemeine und umgefebrt aus Preußen in eine gleichmäßig befugte Ge— 
meine des Fürſtenthums Birfenfeld eingeführt werden, unterliegen. 

Art. 10.— Vertrag 17. Art. 11. 

Art. 14.— Art. 12, des Vertrags unter 17. 

Art. 12. Die Allerbödften und Höchften contrabirenden Souveraine 
erneuern insbefondere das im Artifel 9. des Älteren Vertrages enthaltene 
Verſprechen, Sich in den zur Sicherung Ihrer landesberrlichen Gefälle und 
zur Aufrechtbaltung der Gewerbe Ihrer Untertbanen nothwendigen Maaf- 
regeln einander gegenfeitig freundfchaftlich zu unterftügen. 

Die in diefer Beziehung, und namentlich wegen Unterfuchung und Be: 
ftrafung ver Zoll- und Steuervergeben, in ven Artifeln 9. und 10. des 
Vertrages vom 24. Juli 1830 entbaltenen Beftimmungen fowohl als vie 
bei Ausführung der legteren befonders verabredeten Anordnungen und Ein 
richtungen bleiben in Kraft. 

Nicht minder bewendet e8 bei den Feftfegungen im Artifel 14. deſſelben 
Vertrages über die Verrechnung der in Folge überwiefener Zoll und Steuer 
Vergeben in dem Fürſtenthum Birkenfeld angefallenen Geloftrafen und Eon» 
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fiscate; imgleichen bei der Seiner Königlichen Hoheit dem Großherzoge vor- 
behaltenen Ausübung des Begnadigungs- und Strafverwandlungsrechts über 
die wegen verfchuldeter Zoll- und Steuervergehen im Fürftentbum Birfenfelv 
verurthbeilten Perfonen. 

Art. 13. Der gegenwärtige Bertrag foll vorläufig bis zum 1. Januar 
1842 gültig fein, und, wenn er nicht fpäteftens neun Monate vor dem Ab- 
laufe gefündigt wird, als auf zwölf Jahre, und fofort von 12 zu 12 Jahren 
verlängert angeſehen werden. Derſelbe foll unverzüglich zur landesherrlichen 
Ratification vorgelegt und nad Auswechſelung ter Ratifications Urkunden 
fofort zur Vollziehung gebracht werben. 

Deifen zu Urfund ift derfelbe von den gegenfeitigen Bevollmächtigten 
unterzeichnet und unterfiegelt worden. 

Sp gefhehen Berlin, ven 31. December 1836. 


19. Bertrag über die fernere Bereinigung des KFürftentbums Waldeck mit 
Preußen zu einem übereinftimmenden Zoll: und Steuerfhfteme. 9. Januar, 
ratificirt am 30. Januar und 22. Mär; 1838. 


Da der Vertrag zwifchen Seiner Majeftät dem Könige von Preußen 
und Seiner Durchlaucht dem Fürften zu Waldeck und Pyrmont über vie 
Bereinigung des Fürftentbums Walde mit den weftlichen preußifchen Pro— 
vinzen zu einem Zollfyfteme vom 16. April 1831 mit dem Ende des vori- 
gen Jahres abgelaufen ift, die Abficht der contrabirenden Theile aber dahin 
geht, diefen Vertrag unter denjenigen Modificationen deſſelben zu erneuern, 
welche durch die, in Folge des zwiſchen Preußen und anderen deutichen 
Staaten errichteten Geſammt-Zollvereins, veränderten Berbältniffe nöthig 
werden: fo find zu diefem Zwede Bevollmächtigte ernannt, von melden 
nach vorausgegangener Unterhbandlung, mit Vorbehalt beiderfeitiger landes— 
herrlicher Ratification, nachſtehender Bertrag abgeichloffen worden ift. 

Art. 1. Der wegen Bereinigung des Fürftentbums Walde mit den 
weftlichen preußiichen Provinzen zu einem Zollfyfteme unter dem 16, April 
1831 abgefchloffene Vertrag foll mit folgenden Abänderungen und Zufügen 
vom 1. Januar diefes Jahres an verlängert werben. 

Art. 2. Die bisher auf die weftlichen preußifchen Provinzen befchränfte 
Zollvereinigung wird auf Das ganze preußifche zum Gefammt>Zollvereine 
gehörige Staatsgebiet ausgedehnt. 

Art. 3. Die Beftimmungen der Art. 1. und 2. des A Der: 
trages wegen fortbauernder Lebereinftimmung der fürftlich waldeckiſchen Zoll- 
und Steuer-Gefeggebung mit den in Preußen beftehenden und ferner zu er— 
laffenven gefeglihen Borfchriften, Declarationen und Erhebungsrollen ꝛc., 
ingleihen wegen der mit jener Gefeggebung übereinftimmenden Verwaltung 
und aller damit in Verbindung ftehenden Einrichtungen bleiben in Kraft. 

Die fürftlich walvdedifche Regierung wird für die hieraus entfpringenden 
Beziehungen zu dem Provyinzial-Steuerdirector in Münfter und zu den ge: 
meinfchaftlichen Verwaltungsbehörden, wie bisher, einen Commiffarius beftellen. 

Zn Anfehung der Abgaben von der Fabrication des Branntweing ver- 
bleibt es für jest bei der inzwijchen ſchon eingetretenen Movdification der 
betreffenden Beftimmung des Art. 1, daß, bis zur Befeitigung der Hinder— 
niffe, welche zur Zeit noch der Einführung der vollen Branntwein-Fabrica— 
tiongfteuer, wie fie im preußifchen Staate befteht, im Fürftenthume Waldeck 
entgegentreten, dieſe Befteuerung auf die Branntwein » Brennereien bed 
Fürftenthbums Waldeck nur zur Hälfte ihres vollen gefetlichen Betrages in 
Anwendung fommt und in Folge dejjen der Eingang des in dem Fürſten— 
thume Waldeck gefertigten Branntweins in Preußen mit einer, der Hälfte 
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der preußifchen vollen Fabricationgfteuer von diefem Artifel gleihfommenden, 
Ausgleihungs-Abgabe belaftet bleiben wird. 

Sollte in der Folge der Tabafsbau im Fürftenthbume Waldeck fo aus— 
gedehnt werden, daß die Aufrechthaltung des freien Verfehrs eine mit ver 
preußifchen übereinftimmende Befteuerung veffelben nötbig machte, oder follte 
fünftig Weinbau zur Kelterung von Moft von Privaten im Fürftentbume 
Waldeck betrieben werden, fo verfprechen Seine fürftlide Durdlaudt auch 
bei diefen inneren Erzeugniffen die in Preußen beftehende vesfallfige Gefep- 
gebung einzuführen. 

Art. 4 In Anfehung des Salzverfaufs im Fürſtenthume Waldeck 
bewenvet es bei den in Folge des Art. 11. des bisherigen Vertrages bereits 
in Ausführung gefommenen und beftehenden Einrichtungen, durd welche 
auch in diefer Hinficht ein völliger Anfchluß an die preußifchen gefeglichen 
Anordnungen ftattfindet. 

Art. 5. Nachdem durch die feit Errichtung ded Vertrages vom 16. 
April 1831 eingetretene Erweiterung der Zollvereinigung mit anderen deut— 
fhen Staaten, das Fürftentbum Waldeck nicht mehr vom Grenzbezirf bes 
rührt wird, bleiben alle Beftimmungen des gedachten Vertrages, ſoweit Die: 
felben ven Grenzbezirf, die Haupt» und Nebenzollämter, die Zollftraßen und 
Grenzbeamten betreffen, für jest auf fi beruhen. Dagegen werben bie 
Vereinbarungen in den Art. 2, 3, 4 und 5 jened Vertrages: wegen der 
im Fürftenthume Walde beftehenven, als gemeinschaftlich anzufehbenden und 
bezeichneten Steuerämter; wegen der dabei angeftellten gemeinfcaftlichen 
Beamten; wegen deren Prüfung, Anftellung, Berpflihtung und Beftallung; 
ferner wegen ihrer Uniformirung und Bewaffnung; ihrer Befoldung und 
bedingten Penfionirung aus preußifchen Caffen; wegen der Dienftvisciplin 
und der VBerhältniffe der Beamten in Dienfts, Privat: und bürgerlichen An— 

elegenheiten, ingleichen bei Dienft- und anderen Bergehen; wegen ihrer 
zerſetzung und Beftrafung, und endlich hinfichtli der von der fürftlichen 
Regierung übernommenen Beichaffung und Unterhaltung der erforverlichen 
Dienftgelaffe für die dortigen Steuerämter; der Sorge für ven Dienft- 
Utenfiltenbevarf verjelben, beides auf eigene Koften, und ver verheißenen 
Mitwirfung zur Erlangung angemefjener Wohnungen für die zur gemein: 
ſchaftlichen Dienftverwaltung gebörigen Beamten, jedoch ohne Koſten-Ueber— 
nahme, auch ferner in Kraft und Wirffamfeit verbleiben. 

Art. 6. Ebenfo bewendet e8 bei den Berabredungen des Art. 7. des 
bisherigen Vertrages, wegen Unterfuchung und Beftrafung der von den fürft 
lichen Untertbanen im Fürſtenthum Waldeck verübten Zoll» und Steuervergeben. 

Art. 7. In Gemäßbeit der vorftebenvden Art. 3. und 4. foll das den 
fürftlihen Gaffen zu gemwährende jährliche Einfommen und zwar: a) an 
Zollgefällen, nah Maafgabe des Reinertrages in dem Gebiete des zwiſchen 
Preußen und anderen deutichen Staaten beftehenden Gefammt-Zollvereing; 
b) an Branntwein- und Braumalzfteuer nad Maafgabe des Reinertrages 
diefer Steuern in Preußen und denjenigen Staaten, mit welchen — 
deshalb in Gemeinſchaft ſteht, hinſichtlich der Branntweinſteuer jedoch nur 
zur Hälfte deſſelben, ſo lange der in den fürſtlichen Branntweinbrennereien 
erzeugte Branntwein nur von der Hälfte der geſetzlichen Fabricationsſteuer 
betroffen wird, und c) vom Salzdebit nach Maaßgabe des Reinertrages 
son demfelben in ben weftlichen preußifchen Provinzen und im Fürftentbume 
Waldeck nad dem Berhältniß der Bevölferung Preußens und des Fürften- 
thums Waldeck vom 1. Januar d. I. an regulirt, und ſoweit daſſelbe nicht 
durch Ueberweiſung der bei den Steuercaffen im Fürftenthbume aufgefom- 
menen reinen Einnahme gevedt wird, in Duartalraten aus der königlichen 
Proyinzial-Steuercaffe zu Münfter gezahlt werben. 
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Art. 8. Die Beftimmungen des Art. 9. des abgelaufenen Vertrages 
wegen Annotation und Anrehnung der Gefälle für zollpflichtige Gegenftände, 
welche mit fürftliben Hofverwaltungs-Atteften begleitet vom Auslande in 
das Fürſtenthum Waldeck eingehen möchten, auf die nächſte Erhebung des 
Antheile Seiner Durdlaudt an den Gefammt-Einfünften; ferner in Ans 
ſehung der abgabenfreien Rüdfunft abgabenpflichtiger Gegenftände, welche 
die fürftlihe Hofbaltung für ven jährlicen Sommer:Aufentbalt in Pyrmont 
dahin mitzunehmen pflegt; ingleihen des Art. 10. wegen der in Folge 
überwiefener Zolle und Steuervergehen im Fürftenthbume Waldeck ange: 
fallenen Geloftrafen und Confiscate, ſowie die Vereinbarungen binfichtlich 
des Begnadigungs- und Strafverwandlungs-Rechts wegen verfchuldeter 
Fee und Steuervergeben im Fürſtenthume Waldeck, werden ferner aufrecht 
erhalten. 

Art. 9. Die für die fürftlihen Untertbanen mit der Poſt anfommen- 
den Waaren unterliegen gleichen Begünftigungen und Beichränfungen wie 
diejenigen, welche für die Föniglichen ———— beſtimmt ſind. 

Art. 10. gleich Art. 11. des Vertrags unter 17. 

Art. 11. gleih Art. 12. des Vertrags unter 17. 

Art. 12. Sobald die Verhältniffe es geftatten werden, das Fürſten— 
thum Pyrmont nad Analogie der in dem gegenwärtigen Vertrage ange— 
nommenen Grundfäge in den Zollverein aufzunehmen, foll dies gefcheben. 
Die näheren Beftimmungen deshalb werden dann Gegenftand einer weiteren 
Verabredung und Uebereinfunft zmwifchen den beiverfeitigen Regierungen 
fein. Bis dahin bewendet es bei den Grleichterungen, welche nad dem 
Ark. 17. des Vertrages vom 16. April 1831 dem Verkehr des Fürſtenthums 
Pyrmont mit dem preußifchen Staate zugeftanden find. 

Art. 13. Der gegenwärtige Vertrag foll nl Be zum 1. Januar 
1842 gültig fein, und wenn er nicht fpäteftens neun Monate vor dem Ab— 
laufe gefündigt wird, als auf zwölf Jahre, und fo fort von zwölf zu zwölf 
Jahren verlängert angefeben werben. 

Derfelbe foll unverzüglih zur landesherrlichen Ratification vorgelegt 
und nad Auswechſelung der Ratifications-Urkunden fofort zur Vollziehung 
gebracht werben. 

Deffen zu Urfund ift derfelbe von den gegenfeitigen Bevollmächtigten 
unterzeichnet und unterfiegelt worden. 

Sp geſchehen Berlin, ven 9. Januar 1838. 


20. Bertrag, die Erneuerung der Verträge wegen Unfchliefung der berzoglich 
anbalt=bernburgifchen Landestheile an das preußifche indirecte Steuer: 
ſyſtem betreffend. 11. Zuli, ratificirt 12. und 30. Auguft 1839. 


Art. 1. Der Vertrag vom 17. Mai 1831, betreffend die Erneuerung 
ber nd wegen Anfchliegung der verichiedenen berzoglich anhalt=bern- 
burgifchen Yandestheile an das preußiiche indirecte Steuerſyſtem, foll aud 
vom I. Januar 1840 an mit nachfolgenden Abänderungen und Zufägen in 
Kraft bleiben. 

Art. 2. In Betracht, daß die Beftimmungen des Vertrages vom 
17. Mai 1831 und der durch denfelben erneuerten älteren Verträge, nad 
welchen der Antheil Seiner Herzoglihen Durdlaudyt des Herzogs zu Anhalt 
Bernburg an den Zoll» Einfünften nah Maafgabe der Einfünfte bei den 
föniglihen Zoll-Aemtern in den fieben öftlihen Provinzen des preußifchen 
Staates, und im Berbältniffe der Bevölferung Höchftihrer Yandestheile zu 
ver Bevölferung der gedachten fieben preußifchen Provinzen regulirt worden, 
fernerhin nicht mehr zur Norm dieſer Antheild-Regulirung dienen können, 
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indem nad Eintritt der Zollvereinigung zwifchen Preußen und anderen 
deutfchen Staaten ver Zollertrag diefer Provinzen nidt von dem Zoll— 
Einfommen des Gefammtvereind gefchieden werden fann, foll das für die 
gefammten berzoglichen Rande ven herzoglichen Eaffen in Beziehung auf die 
Zolleinfünfte zu gewährende jährliche Einfommen vom 1. Januar 1840 an 
nad Maafgabe des Reinertrages, welcder in dem Gebiete des gefammten 
Zollvereins auffommen wird, anderweit regulirt werben, und ber Betrag 
defjelben in gleichen BViertheilen, in den Monaten März, Juni, September 
und December eines jeden Jahres, zur Verfügung Seiner Herzoglidhen 
Durchlaucht in der bisherigen Weife bereit geftellt werben. 

Art. 3. Damit die gegenfeitige Freiheit des Verkehrs auch ferner nicht 
durch eine Ungleichheit der DBefteuerung der inneren Erzeugniffe ftörende 
Ausnahmen erleide, ift in dieſer Hinficht Folgendes verabredet worben: 

A. Seine Herzogliche Durchlaucht wollen die in Ihren Landen beſtehende 
Befteuerung der Fabrication des Branntweind aud ferner in Uebereinſtim— 
mung mit den in Preußen wegen der Babrication dieſes Getränfg beftehenven 
Steuer-Einrihtungen erhalten, und ftets diefelben Steuerfäge, Erhebungs— 
und Controlformen in Anwendung bringen laffen, welde in Preußen zur 
Zeit beftehen, oder fünftig angeordnet werden möchten. 

Unter Zufammenrehnung des Ertrages der Branntweinfteuer in ver 
preußifchen Monardie und in benjenigen Staaten oder Gebietstheilen von 
Staaten, mit welden Preußen vertragsmäßig in Gemeinfchaft des Auf: 
kommens von der Branntmweinfteuer fteht, mit dem Ertrage verfelben Steuer 
in den berzoglichen Landen, wird alsdann eine Theilung diefes Gefammt- 
Ertraged zwifchen beiden contrahirenden Theilen nach dem Verhältniffe der 
Bevölkerung der preußifchen Monarchie und der übrigen vorgedachten Staaten 
oder GSebietstheile zu der Bevölferung des Herzogthums Anhalt» Bernburg 
am Scluffe eines jeden Jahres in der Art ftattfinden, daß die danach auf 
der einen oder der anderen Seite fich ergebenden Minder-Erträge durch nach— 
trägliche Vergütung von dem anderen Theile ausgeglichen werben. 

Was die Beauffihtigung der Branntweinfteuer betrifft, fo treten dabei 
die Beftimmungen des Artifel 5 ein. 

In Betreff des Bieres bewendet es bei der Beftimmung bes Ber: 
trages vom 17. Mai 1831, daß die Verorbnungen, wonach gegenwärtig im 
ganzen Umfange des Herzogtbums Anhalt-Bernburg eine Abgabe vom Bier 
erhoben wird, ohne Zuftimmung der preußifchen Regierung nicht abgeändert 
werden follen. 

C. Wenn Taback im Umfange des Herzogthums Anhalt» Bernburg 
gebauet, oder dort Weinbau zur Kelterung des Moftes von Privaten betrieben 
wird, fo follen diefe Erzeugniffe venfelben Abgaben, welde in Preußen darauf 
ruben, unterworfen werben. 

Art. 4 In Hinfiht des Salzes und der Spielfarten verbleibt es für 
jet bei den Beftimmungen der bisherigen Verträge unter dem Borbebalte 
derjenigen Mopdificationen, Über welche die hoben contrabirenden Theile ferner 
übereinfommen möchten. 

Bei der Einfuhr von Mehl aller Art, Graupen, Gries, Nudeln und 
Stärfe, desgleichen Fleifch, es fei frifch, geſalzen oder geräuchert, in preußifche 
Städte, wo Mahl- und Sclachtfteuer befteht, ift diefe Abgabe von den aus 
dem herzoglich anhalt=bernburgifchen Gebiete eingebradhten Gegenftänven 
diefer Art eben fo, mie von inländiſchen gleichartigen Erzeugniffen zu ent- 
richten. Daffelbe wird im umgefehrten Berhältniffe im Herzogthume Anbalt: 
Bernburg gelten, wenn in dortigen Städten die Einbringung von Landes: 
Erzeugniffen der gedachten Art mit einer Abgabe belegt werden follte. 

Art. 5. Die herzogliche Regierung gefteht Preußen das Recht zu, 
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einen Beamten abzuorbnen, welcher von den Gefchäften der Steuer- und 
Eontrolftellen in ven herzoglichen Landen in Beziehung fowohl auf das 
Zollweſen, als auch auf die das gemeinſchaftliche Intereſſe betreffenden 
inneren Steuern Kenntniß zu nehmen, und auf Einhaltung eines geſetzlichen 
Verfahrens, ingleichen auf die Abſtellung etwaiger Maͤngel einzuwirken, 
übrigens aber ſich jeder eigenen Verfügung zu enthalten bat. Desgleichen 
fol der herzoglichen Regierung binfichtlidh der Abordnung eines Beamten an 
irgend ein preußifches Haupt-Steueramt diefelbe Befugniß zufteben. 

Art. 6. Seine Herzoglihe Durchlaucht der Herzog zu Anhalt-Bernburg 
treten für Ihre ſämmtlichen Lande den Berabredungen bei, welche in den 
zwifchen Preußen und anderen vdeutichen Staaten abgejchloffenen und ber 
berzoglichen Regierung mitgetheilten Sivereinigungs«Berträgen wegen fols 
gender Gegenftände getroffen worden find: u. |. w. (S. Art. 11 des Ber: 
trags unter 17.) 

Art. 7. In Folge ver in dem vorhergehenden und dem Artifel 3 und 4 
getroffenen Vereinbarungen wird auch ferner zwifchen ven beiderfeitigen 
Landen ein völlig freier und unbelafteter Verkehr, mit alleiniger Ausnahme 
der im Artifel 4 bezeichneten Gegenftände, ftattfinden, ingleichen rückſichtlich 
fowohl des gegenfeitigen Verfehrs mit eigenen und fremden Erzeugniffen, 
als aud des Gewerbebetriebes der Untertbanen eine völlige Gleichftellung_ des 
Herzogthums Anhalt-Bernburg mit Preußen in den Verhältniſſen zwiſchen 
ven berzoglichen Landen und jämmtlichen mit Preußen durd Zoll-, Steuer: 
und Handelsyerträge verbundenen Staaten gefichert bleiben. 

Art. 8. Die hohen contrahirenden Theile erneuern insbefondere die in 
den älteren Verträgen enthaltenen VBerfprechen, Sich in den zur Sicherung 
Ihrer Iandesberrlihen Gefälle und zur Aufrechtbaltung der Gewerbe Ihrer 
Unterthbanen nothmwendigen Maafregeln einander gegenfeitig freundſchaftlich 
zu unterſtützen, und wollen die Anwendung der zu dieſem Zwecke führenden, 
in den vorgedachten Verträgen vereinbarten Mittel in ihrem ganzen Umfange 
ſtattfinden Jaſſen. Insbefondere follen die Beftimmungen der gedachten 
Verträge wegen Unterfuchung und Beftrafung der Zollvergeben, und wegen 
Verrechnung der Geldftrafen und Confiscationen aud auf Vergehen gegen 
die Branntweinfteuer-Gefege Anwendung erhalten. 

Nicht minder behält es bei dem erfolgten Beitritte der herzoglichen Regie 
rung zu dem zwifchen ven Gliedern des Zollvereing unter dem 11. Mai 1833 ab- 
gefchloffenen und in ven berzogl. Landen publicirten Zollcartel fein Bewenden. 

Art. 9. Die Beſtimmungen der zwiſchen beiden hohen contrahirenden 
Theile wegen gegenfeitiner Aufbebung des Elbzolls getroffenen Uebereinkunft 
follen auch während der Dauer des gegenwärtigen Vertrages in Kraft bleiben. 

Art. 10. Der gegenwärtige Vertrag foll vorläufig bis zum 31. Decem- 
ber 1853 gültig fein, und wenn er nicht fpäteftend neun Monate vor dem 
Ablaufe gekündigt wird, als auf fernere zwölf Jahre, und fofort von zwölf 
zu zwölf Jahren verlängert angefeben werden. Derjelbe foll unverzüglich 
zur landesherrlichen Ratification vorgelegt und follen bie Ratificatione- 
Urfunden binnen fehs Moden zu Berlin ausgewechſelt werben. 

Zu Urkund deffen ift diefer Vertrag von den beiderfeitigen Beyollmäd- 
tigten unterzeichnet und unterfiegelt worden. 

Sp geichehen Berlin, den 11. Juli 1839. 


21. Vertrag, den erneuerten Anfchluß des Iandgräflichen Ober: Amtes Meifen: 
beim an das preußifche Zoll- und indirecte Steuer: Sptem betreffend. 
5. December 1840, ratificirt A. Februar 1841. 


Art. 1. Seine Durchlaucht der ſouveraine Yandgraf zu Heſſen wollen, 
unbefchadet Ihrer landesherrlichen Hoheitärechte, den Anſchluß Ihres Ober 
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amtes Meifenheim an das preußifche Zolffyftem, wie foldhes auf Grund der 
Geſetze vom 23. Januar 1838 und der feitdem erlaffenen Beftimmungen 
und Tarife dermalen beftehet oder durch gefegliche Declarationen und Tarife 
fünftig abgeändert werden möchte, vom 1. Januar 1841 ab, aud ferner 
ftattfinden laffen, und wird dieſe, preufßifcherfeits bisher auf die weftlichen 
Provinzen der Monarchie befchränft geweſene Zollvereinigung ſich Fünftig 
auf das ganze, zu dem GefammtsZollvereine gehörige preußifche Staats— 
gebiet erftreden. 

Art. 2. Don der Fabrication des Branntweins und dem zur Bier- 
und Eiffig:Bereitung zu verwendenden Braumalze, imgleihen vom Wein 
mofte und Tabafsbau, werden im Oberamte Meifenheim auch ferner die 
nämlichen Abgaben, wie in den preußiichen Staaten erhoben werben, auch 
wird dafelbft, wie bisher, in Abficht ver Erhebung und Controlle derfelben, 
eine völlige Uebereinftimmung mit den deshalb in Preußen beftehenden Vor— 
fchriften und Einrichtungen ftattfinden *). 

Art. 5. Die zur Erhebung und Controllirung der Branntwein- und 
Braumalz-Steuer und der Zollgefälle, fo wie zur Beforgung des Salzdebits 
im Oberamte Meifenheim vermalen beftebenden oder Fünftig zu errichtenden 
Dienftftellen , ingleichen die dafelbft zu diefen Dienfiverrichtungen angeftellten 
Steuerbeamten follen auch ferner als gemeinfchaftliche angefehen und erftere 
als folche bezeichnet werden. 

Die vorgedachten Beamten werden von dem füniglich preußifchen Pro- 
yinzial-Steuerdirector in Cöln ernannt, landgräflich beffiiherfeits aber für 
beide Landesherren in Eid und Pflicht genommen und mit Anftellungszeug- 
niffen verfeben. 

Bei feinen Ernennungen wird der Provinzial-Steuerdirector befonders 
auf ſolche Subjecte Nüdficyt nehmen, welde ibm von der landgräflichen 
Regierung nambaft gemacht und bei der von ihm veranlaßten Prüfung tüchtig 
befunden worden find. 

Die auf diefe Weife angeftellten Beamten werben gleich den ausſchließ— 
lich preußifchen Beamten verfelben Categorie befolvet, die Auffihtsbeamten 
auch uniformirt und bewaffnet, Die Beamten beziehen ihr Gehalt aus den 
preußifchen Caſſen und ftehen in allen Dienftangelegenheiten, insbeſondere 
auch in Abficht der gefammten Dienftvisciplin, unter ven preußifchen Ober- 
beamten, welche die Leitung des Zoll und Steuerdienftes beforgen. 

In allen Privat» oder bürgerlichen Angelegenbeiten, ferner bei allen 
fogenannten gemeinen Vergehen, ingleichen bei Dienftvergeben, derenwegen 
gegen ausfchließlich preußiiche Beamte derſelben Categorie eine fürmliche ge 
richtliche Unterfuchung nötbig fein würde, find die Steuerbeamten im Ober: 
amte Meifenheim ven landgräflichen Gerichten unterworfen. Doc ftebt aud 
im Falle folcher gerichtlichen Unterfuchungen dem föniglich preußifchen Pro: 
vinzial-Steuerdirector in Cöln das Recht zu, die betreffenden Beamten vom 
Amte zu fuspendiren. 

Art. 12. Hinfichtlih der Zollgefälle ver Branntweins und Braumal;- 
Steuer und des Salzvebits findet zwifchen den contrabirenden Theilen eine 
Gemeinſchaft ver Einnahme ftatt. Demgemäß wird der den landgräflichen 
Caffen zu gewährende jährliche Antheil a) an ven Zollgefällen nah Maaß— 
gabe des Reinertrages in dem zwifchen Preußen und anderen deutſchen 
Staaten beftehbenden Sefammt-Zollvereine, b) an der Branntwein- und 
Braumalz-Steuer, fo wie am Salzdebit, nah Maafgabe des Reinertrages 
in den weftlichen preußifchen Provinzen, einfchließlicy der an diefe grenzenden 


*) Die weggelaſſenen Artifel enthalten die allgemeinen Grundfäge bes ganzen Spftems 
oder feine unmittelbaren Folgen, 
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Gebietstheile anderer Staaten, mit welchen Preußen re in Ge⸗ 
meinfchaft des Auffommens von diefen Steuern und dem Salzdebite fteht, 
nad dem Berhältniffe ver Bevölferung Preußens und des Oberamtes Meifen- 
beim vom 1. Januar 1841 an regulirt und in vierteljährlichen Naten in ven 
Monaten März, Juni, September und December aus der füniglichen Pro: 
vinzial-Steuercaffe in Coln durd das Haupt-Steueramt in Creuznach ge⸗ 
zahlt werben. 

Art. 13. Don allen zollpflictigen Gegenftänden, welche für Seine 
Durchlaucht den fouverainen Yanpgrafen oder Höchſtdero Hofhaltung beſtimmt, 
und mit Atteſten des landgräflichen Hofmarſchall-Amts begleitet, vom Aus— 
lande in das Oberamt Meiſenheim eingehen möchten, werden die Gefälle 
beim Eingange nicht erhoben, ſondern nur notirt, und bei der nächſten Zah— 
lung des Antheild Seiner Durchlaucht an den gemeinfchaftlichen Einfünften 
in Anrechnung gebradıt werden. 

Art. 14. Die Dauer des gegenwärtigen Vertrags wird bie zum leßten 
December 1846 feftgefest. Erfolgt fpäteftendg neun Monate vor dem Ab» 
laufe dieſes Zeitraums feine Auffündigung von der einen oder der anderen 
Seite, fo wird der Vertrag ale auf ſechs Jahr und fo weiter von ſechs 
zu ſechs Jahren verlängert angefehen. 

Derfelbe foll unverzüglich zur landesherrlihen Natification vorgelegt 
und follen die Ratificationgslirfunden binnen ſechs Wochen ausgewech— 
felt werden. 

Zu Urfund deſſen ift diefer Vertrag von den beiderfeitigen Bevoll- 
mächtigten unterzeichnet und unterfiegelt worden. | 

Sp gefchehen Berlin, den 5. December 1840. 


22. Vertrag, den Anfchluß des Fürftenthbums Lippe an das Zollſyſtem Preußens 
und ber übrigen Staaten des FZollvereins betreffend. 18. October, ratific. 
14. December 1841. 


Art. 1. Seine Durdlaudt der Fürft zur Lippe treten mit Ihren 
Landen, unbefchadet Ihrer landesherrlichen Hoheitsrechte, dem Zollſyſteme 
des Königsreichs Preußen und der mit dieſem zu einem Zollvereine ver— 
bundenen Staaten bei*). 

Art. 7. Die in Betreff der innern Steuern, welche in: ven einzelnen 
Vereinsſtaaten theild auf die Hervorbringung oder Zubereitung, theild un— 
mittelbar auf den Verbrauch gewiffer Erzeugniffe gelegt find, fo wie hin- 
fihtlih des Verkehrs mit folden Erzeugniffen, durdh den Vertrag vom 
8. Mai d. I. unter den Bereingftaaten vereinbarten Beftimmungen werden 
auch in dem Fürſtenthume Lippe Anwendung erhalten. Demgemäß wird, 
in Rüdfiht auf. die Steuern, welche in legterem von inneren Erzeugniffen 
nad den in dem befonderen Vertrage zwifchen Preußen und Lippe vom 
heutigen Tage deshalb getroffenen Berabredungen zur Erhebung fommen, 
wiſchen Preußen und ven fürftlichen Landen gegenfeitig von fämmtlichen 
inneren Erzeugniffen, bei dem Uebergange in das andere Gebiet, weder eine 
Rüdvergütung der Steuern geleiftet, noch eine Uebergangs-Abgabe erhoben 
werden, Dagegen den übrigen Staaten des Zollvereing gegenüber dag Fürften- 
thum Lippe binfichtlih der zu gemwährenden Rüdvergütungen und ver zu 
erhebenven Uebergangs-Abgaben in daſſelbe Verhältnig, wie Preußen, treten. 

Art. 13. Die den im Artifel 2. erwähnten Gefegen und Verordnungen 
entfprechende Einrichtung der Verwaltung im Fürftentbume Lippe, insbe— 
fondere die Bildung des Grenzbezirks, und die Beftimmung, Einrichtung 


®) Die mweggelaffenen Artifel enthalten die grundjäglichen Beitimmungen bes Spitems, 
wie fie in den vorher abgeprudten Verträgen bereits niedergelegt find. 
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und amtliche Befugnig der zur Erhebung und Abfertigung erforberlihen 
Dienftftellen, follen in gegenfeitigem Einvernehmen mit Hülfe der von beiden 
Seiten zu diefem Behufe zu ernennenden Ausführungs-Commilfarien ange- 
ordnet werden. 

Seine Durchlaucht der Fürft zur Lippe wollen die gedachte Verwaltung 
dem Berwaltungsbezirfe der Föniglich preußischen Provinzial: Steuer-Direction 
zu Münfter zutheilen. 

Bei Bildung des Grenzbezirfs und ver Beftimmung der Binnenlinie 
wird darauf geſehen werden, den Verkehr fo wenig, als die beftehen> 
kan Borfchriften und der gemeinfame Zweck Died irgend geftatten, zu er— 

weren. 

Die Zollftraßen follen mit Tafeln bezeichnet, und der Zug der Binnen- 
linie fol öffentlich befannt gemacht werden. 

Die zu errichtenden Hebe- und Abfertigungsftellen follen als gemein- 
Ichaftliche angefehen werden. 

Art. 14. Seine Durchlaucht der Fürft zur Lippe werden für die ord— 
nungsmäßige Befegung der im Fürftenthume Lippe zu errichtenden gemein- 
ſchaftlichen Hebe- und Abfertigungsitellen, fowie der daſelbſt erforderlichen 
Auffihts-Beamtenftellen nad) Maaßgabe der deshalb getroffenen näberen 
lebereinfunft Sorge tragen. 

Die in Folge deffen im Fürftenthume Lippe fungirenden Zoll- und 
Steuerbeamten werden von der fürftlich lippefchen Regierung für beive Landes— 
berren in Eid und Pflicht genommen, und mit Legitimationen zur Ausübung 
des Dienftes verfeben werden. 

In Beziehung auf ihre Dienſt-Obliegenheiten, namentlich auch in Ab— 
ſicht der Dienſt-Disciplin, werden dieſelben jedoch nur der königlich preu— 
ßiſchen Provinzial-Steuer-Direction in Münſter untergeordnet fein. 

Die Schilder vor den Localen der Hebe- und Übfertigungsftelfen im 
Fürftenthume Lippe follen das fürftlich lippeſche Hoheitszeichen, die einfache 
Inſchrift „Haupt-Steueramt”, „Zoll-Amt“, oder „Steuer-Amt“ erhalten, 
und gleich den Zolltafein, Schlagbäumen ꝛc. mit den lippefchen Landesfarben 
verfeben werden. 

Die bei den Abfertigungen anzuwendenden Stempel und Siegel follen 
ebenfalls nur das fürſtlich Lippeiche Hoheitszeichen führen. 

Art. 17. In Folge des gegenwärtigen Vertrags wird zwiſchen dem 
Königreihe Preußen und dem Fürftenthume Lippe eine Gemeinſchaft der 
Einfünfte an Eingangs-, Ausgangs: und Durdgangs:Abgaben ftattfinden, 
und der Ertrag dieſer Einfünfte, ven Ddieferbalb getroffenen näheren 
DVerabredungen gemäß, nad dem Berhältniffe der Bevölferung getheilt 
werben. 

Art. 18. Da die in den Staaten des Zollvereins befteuerten aus: 
ländifchen Waaren in dem Fürftenthbume Lippe, mit wenigen Ausnahmen, 
gegenwärtig mit feiner Abgabe belegt find, jo verpflichtet ſich die fürftlich 

ippejche Regierung, vor Herftellung des freien Verkehrs zwifchen dem Für: 
ftenthbume und dem Gebiete des Zollvereind, diejenigen Maafregeln zu er 
greifen, welde erforderlich find, damit nicht die Zolleinfünfte des Vereins 
durd die Anhäufung und Einführung unverzollter Waarenvorräthe beein: 
trächtigt werben. 

Art. 19. Die Dauer des gegenwärtigen Vertrages wird bis zum 
legten December 1853 feitgefest. 

Erfolgt nicht fpäteftens ein Jahr vor dem Ablaufe diefes Zeitraumd 
von der einen oder der anderen Zeite eine Auffündigung, fo wird der Ver— 
trag auf weitere zwölf Jahre, und fo fort von zwölf zu zwölf Jahren ala 
verlängert angeſehen. 
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Derfelbe fol alsbald fämmtlichen betbeiligten Regierungen zur Nati- 
fication vorgelegt und die Auswecfelung mit möglichſter Befchleunigung, 
fpäteftens aber binnen ſechs Wochen in Berlin bewirft werben. 

Sp gefchehen Berlin, ven 18. Detober 1841. 


23. Bertrag jwifchen Preußen und Lippe wegen ber Befteuerung innerer Gr: 
jeugniffe im Fürſtenthume Lippe. 18. October, ratific. 14. December 1841. 


Art. 1. Um gleidyzeitig mit dem Anjchluffe des Fürftenthums Lippe 
an das Zoll-Syftem Preußens und ver übrigen Staaten des Zollverein 
auch alle Hinderniſſe zu entfernen, welde einer völligen Freiheit des gegen- 
feitigen Verkehrs zwiſchen den königlich preußiichen Landen und dem Fürften- 
thume Lippe in der Verſchiedenheit der Befteuerung innerer Erzeugnifje ent- 
gegenfteben würden, wollen Seine Durdylaudt der Fürft zur Yippe eine 
Sleichitellung ver Befteuerung der nachſtehend genannten inneren Erzeugniffe mit 
der in Preußen geſetzlich beſtehenden Befteuerung in ihren Landen bemwirfen. 

Demgemäß werden Seine fürftlibe Durdlaudt, was 

A. ven Branntwein, und B. das Bier betrifft, von dem Tage der Aus— 
führung des gegenwärtigen Vertrages an, die bisher in Ihrem Fürften- 
thume, mit Ausſchluß der Gebietötheile Lipperode, Cappel und Grevenhagen, 
beftandenen Verbrauchs- und Kabrications-Abgaben von inlänpifhem Brannt- 
wein und Bier aufbören, und dafelbft eine Branntwein-Steuer, ingleichen 
eine Braumalz-Steuer, nadı Maafgabe der deshalb in Preußen beftebenven 
Geſetzgebung, ſowohl den Steuerfägen, ald aud den Erhebungs- und Con— 
trolfformen nad, erheben laſſen. 

C. Für den Fall, daß innerhalb ver fürftlien Lande Weinbau zur 
Kelterung von Moft betrieben werden follte, machen Seine Durchlaucht fich 
anbeifchig, eine Bejteuerung des Weinmoftes in Uebereinftimmung mit den 
in Preußen beftebenden Geſetzen eintreten zu laſſen. 

D. Ferner wollen Seine Durdlaucht der Fürft zur Lippe in dem Falle, 
daß in Ihren Landen der Tabadsbau einen irgend erheblichen Umfang ers 
reichen follte, dafelbft die in Preußen beſtehende Befteuerung des inländijchen 
Tabacksbaues einführen. 

Art. 5. Im Folge der vorftehbenden Beftimmungen wird zwifchen 
Preußen und Lippe eine Gemeinfchaftlichfeit ver Einfünfte von der Brannt- 
wein- und Braumalz-Steuer ftattfinden und der Ertrag nad) dem Berbält- 
niſſe der Bevölkerung vertheilt werden. 

Art. 6. Die Dauer des gegenwärtigen Vertrages, welder mit dem 
1. Januar 1842 zur Ausführung gebracht werden foll, wird vorläufig auf 
zwölf Jahre, mithin bis zum legten December 1853, feitgefest. Erfolgt 
nicht fpäteftens ein Jahr vor dem Ablaufe dieſes Zeitraumes von der einen 
oder der anderen Seite eine Auffündigung, fo wird der Vertrag auf weitere 
zwölf Jahre und fo fort von zwölf zu zwölf Jahren als verlängert angeſehen. 

Derfelbe ſoll alsbald den betbeiligten Regierungen zur Ratification vor— 
great und foll die Auswechſelung der Ratificationg-Urfunden mit möglichſter 

efchleunigung, fpäteltens aber binnen ſechs Wochen, in Berlin bewirft werden. 

So gefchehen Berlin, den 18. October 1841. 


24. Vertrag zwifchen Preußen und Lippe, den erneuerten Unfchluß der fürftlich 
lippefchen Gebietätbeile Lipperode, Gappel und Grevenhagen an das preu— 
Bifche Zoll- und indirecte Steuerfyftem betreffend. 18. October, ratificirt 

14. December 1841. 


Art. 1. Seine Durcdlaudt der Fürft zur Lippe wollen, unbeſchadet 
Ihrer landesherrlihen Hobeitsrechte, ven Anſchluß Ihrer fouverainen Ges 
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bietötheile Lipperode, Cappel und Grevenhagen an das preußifche Zollſyſtem, 
wie folhes auf den Grund der Gefege vom 23, Januar 1838 und der 
feitvem erlaffenen — ——— und Tarife dermalen beſteht, oder durch 
geſetzliche Declarationen und Tarife künftig abgeändert werden möchte, vom 
1. Januar 1842 ab auch ferner ftattfinden laſſen, und wird dieſe, preußi— 
fcherfeits bisher auf die weſtlichen Provinzen ver Monarchie beſchränkt ge— 
weſene Zollvereinigung ſich Fünftig auf das ganze zum Gefammt-Zollvereine 
gehörige preußifche Staatsgebiet erftreden. 

Art. 2. Don der Fabrieation des Branntweind und dem zur Bier- 
und Effigbereitung zu verwendenden Braumalze werden in den fürftlich 
lippefhen Gebietötheilen Lipperode, Cappel und Grevenhagen aud ferner 
die nämlihen Abgaben, wie in den preußiichen Staaten erhoben werden; 
auch wird daſelbſt, wie bisher, in Abficht ver Erhebung und Controlle ver: 
felben eine völlige Uebereinftimmung mit den deshalb in Preußen befteben- 
den Vorfchrifien und Einrichtungen ftattfinden. 

Art. 10. In Folge der in den vorhergehenden Artifeln getroffenen 
Vereinbarungen wird auch ferner nicht nur zwifchen ven fürftlichen Gebiete- 
theilen Zipperode, Cappel und Grevenhagen und den königlich preußifchen 
Landen ein völlig freier und unbelafteter Verkehr, mit alleiniger Ausnahme 
des Salzes (Art. 4) und der in dem Art. 11. bezeichneten Gegenſtände 
ftattfinden, fondern aud den Untertbanen in den gedachten fürftlichen Ges 
bietstheilen, ſowohl rückſichtlich des gegenſeitigen Verkehrs mit eigenen und 
fremden Erzeugniſſen, als auch in Betreff des Gewerbebetriebes, in den 
Verhältniſſen zu allen mit Preußen durch Zoll-, Steuer- und Handelsver— 
träge verbundenen Staaten eine völlige Gleichſtellung mit den preußiſchen 
Unterthanen geſichert bleiben. 

Art. 12. Hinſichtlich der Zollgefälle, der Branntwein- und der Brau— 
malz-Steuer findet zwiſchen den contrahirenden Theilen eine Gemeinſchaft 
der Einnahme ſtatt. Demgemäß wird der den fürſtlichen Caſſen zu gewäh— 
rende jährliche Antheil a) an den Zollgefällen, und zwar rückſichtlich ver 
Eingangss Abgaben nad Maafgabe des Rein-Ertrages in dem zwiſchen 
Preußen und anderen deutſchen Staaten beftebenvden Geſammt-Zollvereine, 
rüdjichtlid der Aus» und Durdgangs- Abgaben aber nad) Maafgabe des 
Kein-Ertrages in dem weſtlichen Theile des Zollvereing nad den darüber 
beftehenven vertragsmäßigen Verabrevdungen, b) an der Branntwein- und 
Braumalz » Steuer, nah Maafgabe des Rein » Ertraged dieſer Steuern 
in Preußen und denjenigen Staaten, mit welden Preußen veshalb ver: 
tragsmäßig in Gemeinfchaft fteht, nad dem Verhältniſſe der Bevölke— 
rung Preußens und ver fürftlidhen Gebietstheile Kipperode, Canpel und 
Grevenbagen vom 1. Januar 1842 an regulirt, und in vierteljährlichen 
Raten aus der königlichen Provinzials Steuer-Caffe in Münfter gezablt 
werben. 

Art. 13. Die Dauer des gegenwärtigen Vertrages wird bie zum 
legten December 1853 feitgefegt. Erfolgt fpäteftens neun Monate vor dem 
Ablaufe dieſes Zeitraums feine Auffündigung von der einen oder der ans 
deren Seite, fo wird der Bertrag ale auf zwölf Jahre und fo weiter von 
zwölf zu zwölf Jabren verlängert angeſehen. 

Derjelbe foll unverzüglid zur lanvesherrliden Natification vorgelegt 
und follen die Ratificationg = Urkunden binnen ſechs Wochen ausgewechfelt 
werden. 

Zu Urfund deſſen ift diefer Vertrag von den beiderfeitigen Bevollmäd- 
tigten unterzeichnet und unterfiegelt worden. 

Sp gejchehen Berlin, ven 18. Ortober 1841, 
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25. Vertrag zwifchen Preußen und Braunfchweig, betreffend die Ausführung 
des gemeinfamen Zollfpftems in dem Fürftentbume Blanfenburg nebft dem 
Stiftsamte Walfenried, fowie in dem Amte Galvörde, imgleichen die Be: 
fteuerung innerer Erzeugniffe in diefen berzoglichen Qandestbeilen. 19. Oc: 

tober, ratificirt 16. December 1841. 


Art.1. In dem Fürftenthume Blanfenburg nebft vem Stiftsamte Walfen- 
ried und in dem Amte Calvörde wird auch ferner die Erhebung und Verwaltung 
der Zölle, wie folde in Preußen auf Grund der Gefege vom 23. Januar 
41838 und der ſeitdem erlaſſenen Beftimmungen und Tarife dermalen befteht, 
oder durch gefegliche Deelarationen und Tarife fünftig abgeändert werben 
möchte, ftattfinden. 

Art. 2. Bon der Kabrication des Branntweind und dem zur Bier: 
und Efligbereitung zu verwendenden Braumalze, imgleichen vom Tabafs- 
bau, werden Se. Durchlaucht der Herzog von Braunſchweig in den gedachten 
Zanvestheilen die nämlichen Abgaben, wie in den preußiſchen Staaten, er: 
heben laffen; auch wird dafelbft in Abficht der Erhebung und Eontrolle der— 
felben eine völlige er ehe. mit den deshalb in Preußen beftehenven 
Vorſchriften und Einrichtungen beobachtet werden. 

Art. 3. Etwanige Abänderungen der in Beziehung auf die in den 
Artikeln 1. und 2. gedachten Abgaben in Preußen dermalen beftehenden ge: 
feglichen Beftimmungen, welde, der Uebereinftimmung wegen, auch in den 
fraglichen braunfchweigifchen Kandestheilen zur Ausführung fommen müßten, 
bedürfen der Zuftimmung der herzoglich braunfchweigifchen Regierung. Diefe 
Zuftimmung wird nicht verfagt werden, wenn folde Abänderungen in den 
königlich preußifchen Staaten allgemein ftattfinvden. 

Art. 8. Im Folge und nah Maafgabe der in den vorhergehenden 
Artifeln getroffenen Vereinbarungen, wird nicht nur zwifchen ben mehr- 
erwähnten braunfchweigifchen Landestheilen und den füniglich preußifchen Lan— 
den ein völlig freier und unbelafteter Berfehr, mit alleiniger Ausnahme der 
in den Artifeln 5. und 6.*) bezeichneten Gegenftände, ftattfinden, fondern 
auch ven braunfchweigifchen Untertbanen in den gedachten Landestheilen, fo- 
wohl rüdfichtli des gegenfeitigen Verkehrs mit eigenen und fremden Er- 
jeugniffen, als aud in Betreff des Gewerbebetriebes, in den Verhältniſſen 
zu allen, mit Preußen durch Zolle, Steuer: und Handelsverträge verbundenen 
Staaten eine völlige Gleichſtellung mit den preußifchen Unterthanen zu Theil 
werben. 

Art. 11. In Folge des gegenwärtigen Vertrages wird zwifchen Preußen 
und Braunfchmweig in Beziehung auf das Fürftentbum Blanfenburg nebft dem 
Stiftsamte MWalfenried und das Amt Calvörde eine Gemeinfchaftlichfeit der 
Einfünfte an Zollgefällen, imgleihen an Branntwein-, Braumalzs und 
Tabaksſteuer ftattfinden, und der Ertrag diefer Einfünfte nach dem Berhält- 
niffe ver Bevölferung getheilt werden. 

Wegen des der herzoglich braunfchweigifchen Regierung zu gewährenden 
Einfommens aus dem Salzdebit im Amte Calvörde iſt befonvere Verab— 
redung getroffen worden. 

Art. 12. Die Dauer diefed Vertrages wird vorläufig auf zwölf Jahre, 
alfo bis zum legten December 1853 feftgefegt. Wird derfelbe während diefer 
Zeit, und fpäteftens neun Monate vor Ablauf der Frift, nicht gefünvigt, fo 
foll er auf weitere 12 Jahre und fo fort von 12 zu 12 Jahren als ver- 
längert angefeben werben. 

Derfelbe foll alsbald zur Ratification der hohen contrahirenden Theile 


*) Salz und Spielfarten. 
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vorgelegt und die Ausmwechfelung der Ratifirations-Urfunden fpäteftens binnen 
ſechs Wochen in Berlin bewirft werben. 
Sp gefchehen Berlin, ven 19, Detober 1841. 


26. Bertrag mit Braunfchweig, betreffend die Ausführung des gemeinfamen 
Zollfpftems in den preußifchen Gebietötheilen Wolfsburg, Heblingen, HSeß— 
lingen und Lüchtringen, imgleichen die Beſteuerung innerer Grjeugniffe in 

diefen Gebietötheilen. 19. October, ratificirt 16. December 1841. 


Art. 1. In den königlich preußifchen Ortſchaften Wolfsburg, Hehlingen, 
Heflingen und Füchtringen wird vom 1. Januar 1842 ab vie ———— und 
Verwaltung der Zölle, wie ſolche im Herzogthume Brauuſchweig in Gemäß— 
heit des Zollvereinigunge-Vertrages vom heutigen Tage beſtehen wird, over 
durch gefesliche Declarationen und Tarife fünftig abgeändert werden möchte, 
tattfinden, 

Art. 5. Der Debit des Salzes in den in Rede ſiehenden preußifchen 
Gebietötheilen, weldyes zu den in Preußen allgemein beſtehenden NRegiepreifen 
dafelbft verfauft werten wird, bleibt der Füniglich preußifchen Regierung 
vorbehalten. 

Art. 8 In Folge und nad Maaßgabe der in den vorhergehenden 
Artifeln getroffenen Vereinbarungen wird nicht nur en den mebr: 
erwähnten preußiſchen Gebietstheilen und ven herzoglich braunfchweigifchen 
Landen ein völlig freier und unbelafteter Verkehr, mit alleiniger Ausnahme 
der in den Artifeln 5. und 6. bezeichneten Gegenftände*), ftattfinden, fon- 
dern auch den Untertanen in den gedachten preußifchen Gebietstheilen, ſo— 
wohl rüdfichtlid des gegenfeitigen Verkehrs mit eigenen und fremden Er- 
zeugniffen, als aud in Betreff des Gewerbebetriebes, in den Verhältniffen 
zu allen, mit dem Herzogthume Braunfchweig durch Zoll-, Steuer: und 
Handelöverträge verbundenen Staaten eine völlige Gleichftellung mit den 
braunfchweigifchen Unterthbanen zu Theil werden. 

Art. 11. Im Folge des gegenwärtigen Vertrages wird zwifchen Preußen 
und Braunfchweig, in Beziehung auf die dem leßteren anzufchliegenven kö— 
niglich preußifchen Gebietstheile, eine Gemeinfchaftlichkeit der Einfünfte an 
BZollgefällen, imgleichen an Branntwein-, Braumalz- und Tabafsfteuer ftatt- 
finden, und der Ertrag diefer Einfünfte nad dem Berbältniffe ver Bevölke— 
rung — werden. 

rt. 12. Die Dauer dieſes Vertrages wird vorläufig auf zwölf Jahre, 
alfo bis zum Testen December 1853 feftgefegt. Wird derſelbe während dieſer 
Zeit und fpäteftens neun Monate vor Ablauf der Frift nicht gefünpigt, fo 
foll er auf weitere 12 Jahre und fo fort von 12 zu 12 Jahren als ver 
längert angejeben werden, 

Derfelbe ſoll alsbald zur Ratification der hohen contrabirenden Theile 
vorgelegt und die Auswechjelung der Ratifications-Urfunden fpäteftens binnen 
ſechs Wochen in Berlin bewirkt werden. 

Sp gefcheben Berlin, ven 19. October 1841. 


27. Bertrag, den Anfchluß des Fürftentbums Pyrmont an das Zollfnftem 
Preußens und der übrigen Staaten des Zollvereind betreffend. 11. Dechr. 1841. 


Art. 1. Seine Durdlaudt der Fürft zu Waldef und Pyrmont treten 
mit Ihrem Fürftenthume Pyrmont, unbefchadet Ihrer landesberrlichen Hobeits— 
rechte, dem Zollfyfteme des Königreichs Preußen und ver mit diefem zu 
einem Zoll-Vereine verbundenen Staaten bei*). 


*) Salz, Spielfarten und Kalender. 
*°) Die weggelaffenen Artikel enthalten die allgemeinen grunbfäplichen Beftimmungen. 
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Art. 2.= Art. 2. des Vertrags 11. 
Art. 3. = At. 3. 1. c. 
Art. 4.= Art. 5. 1. c. 
Art. 5.= Art. 6.1. c 
Art. 6.= Art. 7.1. c. 
Art. 8= Art. 9. 1. c 


Art. 10. Seine Fürftlihe Durdlaucht erflären bierdurd Ihren Beitritt 
zu dem zwifchen den Glievern des Zolle und Handelsvereins zum Schuße 
ihres gemeinſchaftlichen Zollſyſtems gegen den Schleichhandel und ihrer innern 
Verbraͤuchs-Abgaben gegen Defraudation beſtehenden Zollcartel auch hinſicht— 
lich des Fürftenthbume Pyrmont, und werden die betreffenden Artikel deſſelben 
gleichzeitig mit vem gegenwärtigen Bertrage dafelbft publieiren laſſen; auch 
die übrigen Vereinsftaaten werden die erforverliben Anordnungen treffen, 
damit in den gegenfeitigen Verhältniſſen ven Beltimmungen diefes Zollcartels 
überall Anwendung gegeben werde. 

Art. 11. Die den im Artifel 2. erwähnten Gefegen und Verordnungen 
entfprechende Einrichtung der Verwaltung im Fürftentbume Pyrmont, ins— 
befonvere die Beftimmung, Einrichtung und amtliche Befugniß der zur Er- 
hebung und Abfertigung erforberliden Dienftftellen, follen in gegenfeitigem 
Einvernehmen mit Hülfe der von beiden Seiten zu diefem Behufe zu er- 
nennenden Ausführungs-Commiffarien angeordnet werden. 

Seine Durdlaucdt der Fürft zu Waldeck und Pyrmont wollen die ge- 
dachte Verwaltung dem Vermwaltungsbezirfe der königlich preußifchen Pro- 
vinzial-Steuer-Direction zu Münfter zutbeilen. — Die zu errichtenden Hebe- 
und Abfertigungsftellen ſollen ala gemeinfchaftliche angefehen werben. 

Art. 12. Seine Durdlaudyt ver Fürft zu Walde und Pyrmont werden 
für die ordnungsmäßige Belegung der im Fürftentbume Pyrmont zu errich- 
tenden gemeinfcaftlichen Hebe- und Abfertigungsftellen, fo wie der dafelbft 
erforderlichen Auffichts-Beamtenftellen nad) Maaßgabe ver deshalb getroffenen 
näheren lWebereinfunft Sorge tragen. 

Die in Folge deſſen im gedachten Fürftenthume fungirenden Zoll und 
Steuerbeamten werden von der fürftlihen Regierung für beide Landesherren 
in Eid und Pflicht genommen, und mit Legitimationen zur Ausübung des 
Dienftes verfeben werden. 

In Beziehung auf ihre Dienft-Obliegenheiten, namentlich auch in Ab- 
ficht der Dienft-Disciplin, werden dieſelben jedoch nur der füniglich preu- 
ßiſchen Provinzial-Steuer-Direction in Münfter untergeordnet fein. 

Die Schilder vor den Localen der Hebe- und Abfertigungsftellen im 
Fürftentbume Pyrmont follen das fürftliche Hoheitszeichen, die einfache In— 
ſchrift „Zoll-Amt“ erhalten, und gleih den Zolltafeln, Schlagbäumen ꝛc. 
mit den waldedifchen Landesfarben verfehben werden. 

Die bei den Abfertigungen anzuwendenden Stempel und Siegel follen 
ebenfalls nur das fürftlich waldeckiſche Hoheitszeichen führen. 

Art. 14. = Art. 20. 1. c. 

Art. 15. In Folge des gegenwärtigen Vertrages wird zwifchen dem 
Königreiche Preußen und dem Fürftentbume Pyrmont eine Gemeinfchaft ver 
Einfünfte an Eingange-, Ausgangs: und Durdhgangs-Abgaben ftattfinden, 
und der Ertrag diefer Einfünfte, den dieſerhalb getroffenen näheren. Berab- 
redungen gemäß, nad dem Berhältniffe der Bevölkerung getheilt werden. 

Art. 16. Da die in den Staaten des Zollvereing befteuerten auslän- 
difhen Waaren in dem Fürftentbume Pyrmont gegenwärtig theils mit gar 
feiner, theils mit wefentlich geringeren, als den im Zollvereine zu entrich- 
tenden Eingangs-Abgaben belegt find, fo verpflichtet fich die fürftlich wal— 
dedifche Regierung, vor Herftellung des freien Verkehrs zwifchen dem Fürften- 
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thume und dem Gebiete des Zollvereing, diejenigen Maaßregeln zu ergreifen, 
welche erforderlich find, damit nicht die Zolleinfünfte des Vereins durch vie 
Anhäufung und Einführung unverzollter Waarenvorräthe beeinträchtigt werden. 

Art. 17. Die Dauer des gegenwärtigen Vertrages wird bis zum legten 
December 1853 feftgefegt. 

Erfolgt nicht fpäteftens ein Fahr vor dem Ablaufe dieſes Zeitraums 
von der einen oder der anderen Seite eine ——— ſo wird der Ver— 
trag auf weitere zwölf Jahre, und ſo fort von zwölf zu zwölf Jahren als 
verlängert angeſehen. 

Derſelbe ſoll alsbald ſämmtlichen betheiligten Regierungen zur Rati— 
fication — und die Auswechſelung mit möglichſter Beſchleunigung, 
ſpäteſtens aber binnen ſechs Wochen in Berlin bewirkt werden. 

Sp geſchehen Berlin, den 11. December 1841. 


28. Vertrag zwifchen Preußen und Waldeck wegen der Beſteuerung innerer 
Grjeugniffe und wegen des Salzdebitö im Fürftentbume Pyrmont. 
11. December 1841. 


Art. 1. Um gleichzeitig mit dem Anfchluffe des Fürftentbums Pyrmont 
an das Zollfvftem Preußens und der übrigen Staaten des Zollvereins aud 
alle Hinderniffe zu entfernen, welcde einer völligen Freiheit des gegenfeitigen 
Verkehrs zwiſchen den königlich preußiſchen Landen und dem Fürſtenthume 
Pyrmont in der Verſchiedenheit der Beſteuerung innerer Erzeugniſſe ent— 

egenſtehen würden, wollen Seine Durchlaucht der Fürſt zu Waldeck und 
yrmont eine Gleichſtellung der Beſteuerung der nachſtehend genannten 
inneren Erzeugniffe mit der in Preußen gefeglich beftehenden Befteuerung 
in dem Fürftenthbume Pyrmont bewirken. 

Demgemäß werden Seine Fürftlihe Durchlaucht, was 

A. den Branntwein, und B. das Bier betrifft, von dem Tage ver Aus: 
führung des gegenwärtigen Vertrages an, die bisher in dem gedachten 
Fürftenthume —— Fabrications-Abgabe von inländiſchem Branntwein 
aufhören, und daſelbſt eine Branntweinſteuer, ingleichen eine Braumalzſteuer, 
nach Maaßgabe der deshalb in Preußen beſtehenden Geſetzgebung, ſowohl 
den Steuerſätzen, als auch den Erhebungs- und Controlformen nad, 
erheben laſſen. 

C. Für den Fall, daß innerhalb des Fürſtenthums Pyrmont Weinbau 
zur Kelterung von Moft betrieben werden follte, machen Seine Durdlauct 
Sich anheifchig, eine Befteuerung des MWeinmoftes in Uebereinftimmung mit 
den in Preußen beftehenden Geſetzen eintreten zu laffen. 

D. Ferner wollen Seine Durdlaudt in dem Falle, daß in gedachtem 
Fürftentbume ver Tabacksbau einen irgend erheblihen Umfang erreichen 
follte, dafelbft vie in Preußen beftehende Befteuerung des inländifihen Tabads- 
baues einführen. 

Art. 6. Im Folge der vorftehbenden Beftimmungen wird zwiſchen 
Preußen und dem Fürftentbume Pyrmont eine Gemeinfcaftlichfeit ver Ein- 
fünfte von der Branntwein=- und Braumalzfteuer, desgleichen vom Salz 
bebit ftattfinden und der Ertrag nad dem Berhältnifje der Bevölferung 
vertheilt werden. 

Art. 7. Die Dauer des gegenwärtigen Vertrages, welder mit dem 
1. Januar 1842 zur Ausführung gebracht werden foll, wird vorläufig auf 
zwölf Jahre, mithin bis zum legten December 1853 feftgefest. Erfolgt nicht 
Ipäteftens ein Jahr vor dem Ablaufe viefes Zeitraums von der einen oder 
der anderen Seite eine Auffündigung, fo wird der Vertrag auf weitere 
zwölf Jahre und fo fort von zwölf zu zwölf Jahren als verlängert angefehen. 

Derjelbe ſoll alsbald den betheiligten Regierungen zur Ratification 
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vorgelegt und foll die Auswecfelung der Ratifications=Urfunden mit mög- 
lichiter Befchleunigung, fpäteftens aber binnen jehs Wochen in Berlin 
bewirft werben. 

Sp gefhehen Berlin, ven 141. December 1841. 


3. Verträge mit Zollvereinsftaaten über das innere indireete Steuerfpftem. 


29. Bertrag mit Sachfen wegen gleicher Befteuerung innerer Erzeugniffe. 
30. März, ratificirt 28. November 1833. 


Im Zufammenhange mit dem zwifchen Preußen, Kurbeifen und dem 
Großherzogthume Heſſen, dann Baiern und Württemberg einerfeitd, und 
Sachſen andererjeits abgeihloffenen Zollvereinigungs-Bertrage, find von 
den Bevollmädtigten Seiner Majeftät des Königs von Preußen und Seiner 
Majeftät des Königs und Seiner Königlichen Hoheit des Prinzen Mits 
regenten von Sachſen noch die folgenden, nur auf Berhältniffe zwifchen 
Preußen und Sachen Bezug babenven Berabredungen unter dem Vorbehalte 
der Ratification ihrer Allerhöchften Höfe getroffen worden. 

Art. 1. Um eine völlige Freiheit des gegenfeitigen Verfehrs auch mit 
denjenigen inneren Erzeugniften berzuftellen, bei welchen eine Verſchiedenheit 
der Befteuerung noch die Erhebung einer Ausgleihungs- Abgabe auf der 
einen oder auf der anderen Seite nothwendig machen würde, wollen Seine 
Majeftät der König und Seine Königliche Hoheit der Prinz Mitregent von 
Sachſen dahin wirfen, daß in Ihren Landen fpäteftens bis zum 1. Januar 
1834 diefelbe Befteuerung des Braumalzes, der Branntweinfabrication, des 
Tabacks- und des Weinbaues eintrete, welche in Preußen gefeglich beftehet, 
worauf ſodann eine Abgaben= Erhebung von Bier, Branntwein, Tabacks— 
blättern und Fabricaten, imgleihen von Traubenmoft und Wein bei dem 
Uebergange aus dem einen in das andere Gebiet, gegenfeitig nicht ftatt- 
finden wird. 

Art. 2. Unter Borausfegung einer gejeßlich geficherten Erhebung des 
Steuerbetrages von 1% Sgr. oder 1", gr. für ein Duart Branntwein 
zu 50 pCt. Alcoholftärfe auf der Grundlage der deshalb gegenwärtig in 
Preußen beftehenden Gefesgebung, fol vom 1. Januar 1834 ab ** 
Preußen und Sachſen auch eine Gemeinſchaftlichkeit der Einnahme von der 
Fabricationsſteuer des Branntweins dergeſtalt ſtattfinden, daß der Ertrag 
dieſer Steuer zwiſchen Preußen und dem Königreiche Sachſen zuſammen— 
geworfen, und im Verhältniſſe der Bevölkerung beider Staaten getheilt wird. 

Art. 3. Das Nähere über das Geſchäft der im vorhergehenden Artikel 
erwähnten Theilung, ſo wie die Feſtſtellung gegenſeitiger Befugniſſe zu dem 
Zwecke, um ſich von der gleichmäßigen Ausführung der die Branntweinſteuer 
betreffenden geſetzlichen Vorſchriften überzeugen zu können, bleibt einer 
beſonderen Verabredung vorbehalten. 

Art. 4. Der auf dem Grunde des wiener Tractats vom 18. Mai 1818 
zwiſchen der königlich preußiſchen und der königlich ſächſiſchen Regierung 
beſteh ende Salz-Lieferungsvertrag, d. d. Berlin, den 3. December 1828, 
wird beibehalten. 

Art.5. Der gegenwärtige Vertrag foll vorläufig bis zum 1. Januar 1842 
gültig fein, und wenn er nicht fpäteftens zwei Jahre vor dem Ablaufe gefün- 
digt wird, als auf zwölf Jahre, und fo fort von zwölf zu zwölf Jahren ver- 
längert angefeben werben. 

Derfelbe fol alsbald zur Ratification der hoben contrahirenden Höfe 
vorgelegt, und die Auswechfelung der Ratifications-Urfunden fpäteftens binnen 
ſechs Wochen bier in Berlin bewirft werben. 

Sp gefchehen Berlin, ven 30. März 1833, 
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30. Vertrag zwifchen Preußen, Sachfen und den zu dem thüringifchen Zoll— 
und Handelsvereine verbundenen übrigen Staaten, wegen gleicher Beſteue— 
rung innerer Erzeugniffe. 11. Mai 1833. 


Im BZufammenhange mit dem zwifchen Preußen, Baiern, Sachen, 
Württemberg, Kurbeffen und dem Grofberzogthbume Heffen einerfeits, und 
den thürin ifhen Vereinsftaaten andererfeits abgefchlofjenen Zollvereinigungs- 
Vertrage Ah von den Bevollmächtigten Preußens, Sachſens und ſämmtlicher 
außer Preußen noch bei dem thüringifchen Zolle und Handelsvereine bethei— 
ligten Staaten noch die folgenden, nur auf Verbältniffe zwifchen Preußen, 
Sachſen und dem tbhüringifchen Zolle und Handelsyereine Bezug babenven 
Derabredungen unter dem Vorbehalte ver Ratification getroffen worden. 

Art. 1. Um eine völlige Freiheit des gegenfeitigen Verkehrs auch mit 
denjenigen inneren Erzeugniffen herzuftellen, bei welchen eine Verfchiedenbeit 
der 55 noch die Erhebung einer Ausgleichungs-Abgabe auf der 
einen oder auf der anderen Seite nothwendig macen würde, wollen ſämmt— 
liche bei dem thüringifchen Zoll- und Handelsvereine betheiligte Regierungen 
dahin wirfen, daß in ihren zu diefem Vereine gehörigen Landen und Landes— 
theilen fpäteftens bis zum 1. Januar 1834 vdiefelbe Befteuerung der Brannt- 
weinfabrication, des Tabacks- und des Weinbaues eintrete, welche in Preußen 
dermalen gefeglich befteht, und in Sachſen bis zu jenem Zeitpunfte einge- 
führt werden wird, worauf fodann eine Abgaben-Erhebung von Branntwein, 
Zabadsblättern und Fabricaten, imgleichen von Traubenmoft und Wein, bei 
dem Uebergange aus dem einen in das andere Gebiet gegenfeitig nicht 
ftattfinden wird. 

Art. 2. Die Mitglieder des thüringifchen Vereins verpflichten fich, in 
ihren zu lesterem — Landen und Landestheilen die daſelbſt beſtehenden 
Steuern von der Bierbereitung nicht unter den Betrag der dermalen in den 
königlich preußiſchen Staaten beſtehenden Abgabe von dieſer Fabrication 
herabzuſetzen. Unter dieſer Bedingung ſoll vom 1. Januar 1834 an auch 
der Uebergang von Bier aus dem Gebiete des thüringiſchen Vereins nach 
Preußen und dem Königreiche Sachſen und umgekehrt keiner Abgabe 
unterliegen. 

Art. 3. Unter Vorausſetzung einer geſetzlich geſicherten Erhebung des 
Steuerbetrages von 1%, gGr. oder 1%, Sgr. für ein Quart Branntwein 
zu 50% Alcohol Stärfe nach Tralles auf der Grundlage der deshalb gegen- 
wärtig in Preußen beftehenden Gefeßgebung, wird vom 1. Januar 1834 ab 
zwifchen Preußen, Sachſen und dem thüringifchen Vereine auch eine Gemein- 
Ihaftlichfeit der Einnahme von der Fabricationsfteuer des Branntweins 
bergeftalt ftattfinden, daß der Ertrag diefer Steuer zufammengeworfen, und 
zwiichen Preußen, Sachſen und dem thüringiichen Vereine im Verhältniffe 
der Bevölferung getheilt wird. 

Art. 4. Das Nähere über das Gefchäft der im vorhergehenden Artifel 
erwähnten Theilung, fo wie die Feftftellung gegenfeitiger Befugniſſe zu vem 
Zwecke, um fi von der gleichmäßigen Ausführung der die Branntweinftener 
betreffenven gefeglichen Borfchriften überzeugen zu fünnen, bleibt einer 
befonderen Verabredung vorbehalten. 

Art. 5. Der gegenwärtige Vertrag foll vorläufig bis zum 1. Januar 
1842 gültig fein, und wenn er nicht fpäteftens neun Monate vor dem 
Ablaufe gekündigt wird, als auf zwölf Jahre und fo fort von zwölf zu 
zwölf Jahren verlängert angefehen werden. 

Derfelbe foll alsbald zur Ratification der hohen contrahbirenden Höfe 
vorgelegt, und die Auswechfelung der Ratifications-Urkunden fpätefteng binnen 
ſechs Wochen in Berlin bewirft werden. 

Sp gefchehen Berlin, ven 11, Mai 1833. 
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31. Erneuerung des vorftebenden Vertrags. 8. Mai, ratificirt 31. Zuli, 
5. und 9. Auguft 1841. 


Art. 1. Die in den Berträgen vom 30. März und 11. Mai 1833 
getroffene Vereinbarung, nad welder eine gleihe Befteuerung der Brannt- 
weinszabrication, des Tabacks- und des Weinbaues in Preußen, Sachſen 
und in den zum thüringiichen Zolle und Handelsvereine gehörigen Staaten 
und Gebietötbeilen beftebet, foll auch ferner aufrecht erhalten werden. 

Eben fo bleiben die in den gedachten Verträgen wegen gleicher Be: 
fteuerung des Braumalzes in Preußen und Sadfen, und wegen Abmeffung 
der Steuern von der Bierbereitung im thüringiſchen Zolle und Handelsver— 
eine enthaltenen Verabredungen in Kraft. 

Art. 2. Eine Abgaben-Erhebung oder Rüdvergütung bei dem Ueber: 
gange von Bier, Branntwein, Tabadsblättern und Tabadsfabricaten, in— 
gleichen von Traubenmoft und Wein aus dem einen in das andere Gebiet 
wird aud künftig nicht ftattfinden, vielmehr behält es bei vem bereits bisher 
beftandenen freien gegenfeitigen Verkehr mit den genannten Erzeugniffen fein 
Bewenden. 

In Folge der gleichen Beſteuerung des Wein- und Tabacksbaues in 
Preußen, Sachſen und im Gebiete des thüringiſchen Vereins ſoll die Ab— 
gabe, welche von dem aus anderen Zollvereinsſtaaten übergehenden Trauben— 
moſt und Wein, von Tabacksblättern und Tabacksfabricaten, gemäß dem 
Vertrage vom heutigen Tage wegen der Fortſetzung des Zoll- und Handels— 
vereins erhoben wird, wie bisher gemeinſchaftlich fein und nach dem Bevöl— 
kerungs-Verhältniſſe getheilt werden. Eine gleiche Gemeinſchaftlichkeit wird 
in Hinſicht der künftig zur Erhebung kommenden Abgabe von dem aus an— 
deren Zollvereinsſtaaten übergehenden Biere eintreten. 

Art. 4. Unter Vorausſetzung der Fortdauer einer geſetzlich geſicherten 
Erhebung des Steuerbetrages von 1°,, Silber- (Neu-) Groſchen für ein 
Quart Branntwein zu 50 Procent Alcoholſtärke nach Tralles, auf der Grund— 
lage ver beftebenden Gefeggebung, foll auch die Gemeinfchaftlichfeit der Eins 
nahme von der Fabricationsfteuer des Branntweins und der in Folge des 
im Artifel 3. gedachten Vertrages zu erhebenden Abgabe von dem aus ans 
deren DVereinsftaaten übergeführten Branntwein, zwifchen Preußen, Sachſen 
und den thüringifchen Vereinsftaaten, nah Maaßgabe der deshalb getrof- 
fenen befonderen Verabredung fortbeiteben. 

Art. 5. Der gegenwärtige Vertrag foll bis zum legten December 1853 
gültig fein, und, wenn er nicht ſpäteſtens achtzehn Monate vor diefem Zeit: 
punfte gefündigt wird, ald auf fernere zwölf Jahre, und fo fort von zmölf 
zu zwölf Jahren verlängert angefeben werden. Derfelbe fol alsbald zur 
Ratification der hoben contrabirenden Höfe vorgelegt, und die Auswechſelung 
der Ratifications-Urkunden fpäteftens binnen acht Wochen in Berlin be— 
wirft werden. 

Sp gefchehen Berlin, ven 8. Mai 1841. 


32. Webereinfunft zwifchen Preußen und Braunfchweig wegen gleicher Beſteue— 
rung innerer Grzeugniffe. 19. October 1841. 


Im Zufammenbange mit dem zwifchen Preußen für fih und in Ber- 
tretung der übrigen Mitglieder des Zoll- und Handelsvereins einerfeits und 
Braunſchweig andererfeits heute abgefchloffenen Zollvereinigungs-Bertrage, 
ift von den Bevollmächtigten noch die folgende auf befondere Verhältniſſe 
Bezug habende Uebereinfunft unter dem Vorbehalte der Ratification ges 
troffen worden. 
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Art. 1. Um eine völlige Freiheit des gegenfeitigen Verfehrs auch mit 
denjenigen inneren Erzeugniffen berzuftellen, bei welchen eine Berfchievdenbeit 
der Befteuerung die gegenfeitige Erhebung einer Uebergangs-Abgabe und vie 
Anwendung befonderer Control Maafregeln nothwendig machen würde, wollen 
Seine Durdlaudt der Herzog von Braunſchweig in Ihren dem Zollsereine 
anzufchließenden Landen vom 1. Januar 1842 ab viefelbe Befteuerung ver 
Dranntwein-Fabrication, des Braumalzes und des Tabacksbaues eintreten 
laffen, welche in Preußen geſetzlich befteht. 

Aud übernehmen Seine Durchlaucht für den Fall, daß in Ihren Landen 
Weinbau zur Kelterung von Moft betrieben werben follte, die Verpflichtung, 
die in Preußen beftehende Weinfteuer einzuführen. 

Art. 2. In Folge einer ſolchen Gleichmäßigfeit der inneren Befteuerung 
wird bei dem Uebergange von Branntwein, Bier, Traubenmoft und Wein, 
imgleichen von Tabade-Blättern und Tabads-Fabricaten aus dem einen in 
das andere Gebiet, auf feiner Seite eine Abgaben-Erhebung oder Rüdver- 

ütung, vielmehr gegenfeitig ein völlig freier Verkehr mit den genannten 
rzeugniffen ftattfinden. 

Art. 3. Die gegenwärtige ebereinfunft foll bis zum legten December 
1853 gültig fein, und wenn fie nicht ſpäteſtens achtzehn Monate vor diefem 
Zeitpunfte gekündigt wird, als auf fernere zwölf Jahre, und fo fort von 
zwölf zu zwölf Sobren verlängert angefeben werben. 

Diefelbe foll alsbald zur Ratification der hoben contrabirenten Höfe 
vorgelegt, und die Auswecfelung der Ratificationd= Urkunden fpätefteng 
binnen ſechs Wochen in Berlin bewirft werben. 

Sp geſchehen Berlin, den 19. October 1841. 


33. Vertrag mit Kurbeffen wegen der Graffchaft Schaumburg. 13. November, 
ratificirt 24. December 1841. 


Art. 1. Seine Hoheit der — und Mitregent von Heſſen wollen, 

— mit dem Anſchluſſe ver Grafſchaft Schaumburg an den Zoll» und 

andelöverein, dafelbft eine Gleichftellung der Befteuerung des inländifchen 
Dranntweing mit der in Preußen gefeslich beftehenvden bewirken. 

Demgemäß werden Höchftviefelben, von dem Tage der Ausführung des 
gegenwärtigen Bertrages an, in der Graffhaft Schaumburg vie bisher 
daſelbſt beftandene Befteuerung des inländifchen Branntweins aufbeben, und 
dagegen eine Branntweinfteuer nad) Maafgabe der in Preußen beftebenven 
Geſetzgebung, fowohl den Steuerfägen, als auch den Erhebungs- und Eontroll- 
formen nach, wie folche im Furbeffifchen Kreife Schmalfalden bereits einge: 
führt ift, erbeben laffen. 

Zu diefem Zwede werden Seine Hoheit der Kurprinz und Mitregent 
son Heffen die im Kreife Schmalfalden dermalen gültigen gefeglichen Be 
fimmungen über die Befteuerung des Branntweins, über die Controllirung 
und Erhebung diefer Steuer, fo wie über die Beftrafung der Steuer:Con- 
traventionen, imgleichen die fonft von den Steuerpflichtigen zu befolgenven 
Borfchriften, aud für die Grafichaft Schaumburg publiciren und von dem 
gedachten Zeitpunfte ab in Anwendung fegen laffen. 

Art 2. Etwaige Abänderungen ver betreffenden Gefeggebung in 
Preußen, welche ver Uebereinſtimmung wegen auch in der Grafſchaft Schaum- 
burg eintreten müßten, bedürfen der Zuftimmung der furfürftlichen Regierung. 

Art. 3. Die Einrihtung der Verwaltung, namentlich die Errichtung 
der Steuerftellen und Recepturen, und die Slam der zur Steuer-Er: 
hebung und deren Beauffichtigung von der Furfürftlichen Regierung anzu: 
ftellenden oder damit zu beauftragenden Beamten, fo wie die von der Ober: 
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Zolldirection zu Caffel ausgebende obere Leitung des Dienftes, werden nad) 
Draafgabe der für viefen Dienft im Kreife Schmalfalven bereit angenom- 
menen leitenden Grundfäge erfolgen. 

Art. 4 In geg der vorſtehenden Beſtimmungen wird gegenſeitig 
bei dem Verkehr mit Branntwein weder eine Rüderftattung der Steuer ges 
leiftet, nody eine Uebergangs-Abgabe erhoben werden, vielmehr völlige Frei: 
heit eintreten. 

Nicht minder wird zwifchen Preußen und Kurbeffen in Beziehung auf 
vie Graffchaft Schaumburg eine Gemeinfchaftlichfeit der Einfünfte von der 
Branntweinfteuer und der llebergangs-Abgabe von vereinsländiſchem Brannt- 
wein ftattfinden, und der Ertrag nad dem Verhältniffe ver Bevölkerung ge: 
theilt werden. 

Art. 5. Der über die Befteuerung des Runfelrübenzuders, und die 
Semeinfchaftlichfeit der Steuer davon, am 12. Mai d. 3. zwifchen Preußen 
und Kurbeifen abgeichloffene Vertrag, wird hierdurch feinem ganzen Inhalte 
nach aud auf die Graffchaft Schaumburg ausgedehnt. | 

Art. 6. Die Dauer diefes Vertrages, welcher gleichzeitig mit dem 
Bertrage über den Anſchluß der Grafichaft Schaumburg an den Zollverein 
zur Ausführung gebracht werden foll, wird vorläufig bis zum legten De- 
cember 1853 feſtgeſetzt. 

Erfolgt nicht fpäteftend ein Fahr vor dem Ablaufe von der einen ober 
der anderen Seite eine Auffündigung, fo wird derfelbe als auf zwölf Jahre, 
und fo fort von zwölf zu zwölf Jahren, verlängert angefehen. 

Gegenwärtiger Bertrag wird unverweilt den hoben contrahirenden Re- 
gierungen zur Ratification vorgelegt, und follen die Ratificattongs-Urfunden 
mit möglichfter Beichleunigung in Berlin ausgemwechfelt werden. 

So gefchehen Berlin, den 13. November 1841. 


34. Wegen Luxemburg f. 11 und 12. 


4. Verträge unter den Zollvereinsftaaten zur Uusführung des Zoll: und Hanbdelövereins. 


35. Zollcartel, 11. Mai 1833. 


Art. 1. Die fümmtlichen contrabirenden Staaten verpflichten fich, 
gegenfeitig auf die Verhinderung und Untervrüdung des Schleichhandels, 
obne Unterfchied, ob derfelbe zum Nachtbeile der contrabirenden Staaten in 
ihrer Geſammtheit, oder einzelner unter ihnen unternommen wird, durd alle 
ihrer Berfaffung angemeffene Maaßregeln gemeinfchaftlich hinzuwirken. 

Art. 2. Es follen auf ihrem Gebiete Rottirungen, imgleichen ſolche 
Waaren Niederlagen, oder fonftige Anftalten, nicht geduldet werden, welde 
den Verdacht begründen, daß fie zum Zwede haben, Waaren, welche in ven 
anderen contrabirenden Staaten verboten oder beim Eingange in biejelben 
mit einer Abgabe belegt find, dorthin einzufchwärzen. 

Art. 3. Die Behörden, Beamten oder Bevienfteten aller contrabirenden 
Staaten follen fi gegenfeitig thätig und ohne Verzug ven verlangten Bei— 
ftand in allen gefeglihen Maaßregeln leiften, welche zur Verhütung, Ents 
defung oder Beltrafung der Zoll» Contraventionen dienlich find, die gegen 
irgend einen der contrabirenden Staaten unternommen worden oder be 
gangen find. 

Unter Zoll-Contraventionen werben bier und in allen folgenden Artifeln 
dieſes Vertrages auch die Verlegung der von den einzelnen Regierungen er: 
laffenen Einfuhr- over Ausfuhrverbote, insbefondere auch der Vorbote folder 
Gegenſtände, deren ausschließlichen Debit dieſe Regierungen ſich vorbehalten 
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haben, fo wie ferner auch diejenigen Eontraventionen begriffen, durch welche 
die Abgaben beeinträchtigt werden, weldye, nach der befonderen Verfaffung 
einzelner Staaten, für den Uebergang von Waaren aus einem Staate in 
einen anderen vertragsmäfßig angeordnet find. 

Art. 4. Auch ohne befondere Aufforderung find die Behörden, Beamten 
oder Bedienſteten der contrahirenden Staaten verbunden, alle gefegliche 
Mittel anzuwenden, welche zur Verhütung, Entvefung oder Beftrafung ver 
gegen irgend einen der gedachten Staaten beabfichtigten oder ausgeführten 
Zoll-Eontraventionen dienen fünnen, und jedenfalls die betreffenden Behörden 
diejes Staates von demjenigen in Kenntniß zu fegen, was fie in diefer Be: 
ziehung in Erfahrung bringen. 

Art. 5. Den —— und anderen zur Wahrnehmung des Zoll— 
Intereſſes verpflichteten Bedienſteten ſämmtlicher contrabirenden Staaten wird 
hierdurch geftattet, Die Spuren begangener Zoll-Contraventionen aud in das 
Gebiet der angrenzenden mitcontrabirenden Staaten, ohne Beſchränkung auf 
eine gewilfe Strede, zu verfolgen, und e8 follen, je nad ver beftebenven 
Berfaffung, die Ortsobrigfeiten, Polizeis oder Gerichtöbehörden in folchen 
Fällen auf mündlichen oder fchriftlichen Antrag diefer Beamten oder Be— 
dienfteten, und unter deren Zuziehung, durch Hausſuchungen, Beſchlag⸗ 
— oder andere geſetzliche Maaßregeln des Thatbeſtandes ſich gehörig 
verſichern. 

Auch ſoll auf den Antrag der requirirenden Beamten oder Bedienſteten 
bei dergleichen Viſitationen, Beſchlagnahmen, oder ſonſtigen Vorkehrungen 
ein Zoll⸗, Steuer- oder Gefällsbeamter oder Bedienſteter desjenigen Staates, 
in deſſen Gebiete Maaßregeln dieſer Art zur Ausführung kommen, zuge— 
zogen werden, falls ein ſolcher im Orte anweſend iſt. 

Bei Hausſuchungen und Beſchlagnahmen ſoll ein den ganzen Hergang 
vollſtändig darſtellendes Protocoll aufgenommen, und ein Exemplar deſſelben 
den requirirenden Beamten oder Bedienſteten eingehändigt, ein zweites 
Exemplar aber zu den Acten der Behörde genommen werden, welche die 
Hausſuchung angeſtellt hat. 

Art. 6. In den Fällen, wo wegen Zoll-Contraventionen die Verhaf— 
tung geſetzlich zuläſſig iſt, wird die Befugniß, den oder die Contravenienten 
anzuhalten, den verfolgenden Beamten oder Bedienſteten auch auf dem 
Gebiete der anderen mitcontrahirenden Staaten, jedoch unter der Be— 
dingung eingeräumt, daß der Angehaltene an die nächſte Ortsbehörde 
ee überliefert werde, auf deſſen Gebiete die Anhaltung ftatt- 

efunden bat. 

: Wenn die Perfonen des Contravenienten dem verfolgenden Beamten 
oder Bedienfteten befannt, und die Beweisführung binlänglich gefichert ift, 
fo findet eine Anhaltung auf fremdem Gebiete nicht ftatt. 

Art. 7. Eine Auslieferung der Zoll-Contravenienten tritt in dem Falle 
nicht ein, wenn fie Untertbanen desjenigen Staates find, in deſſen Gebiete 
fie angehalten worden find, 

Im anderen Falle find die Contravenienten demjenigen Staate, auf 
deffen Gebiete die Contravention verübt worden ift, auf deſſen Requifition 
auszuliefern. 

Nur dann, wenn dergleichen flüchtige Individuen Unterthanen eines 
dritten der contrahirenden Staaten ſind, iſt der letztere vorzugsweiſe 
berechtigt, die Auslieferung zu verlangen, und daher zunächſt von dem 
— Staate zur Erklärung über die Ausübung dieſes Rechtes zu ver— 
anlaſſen. 

Art. 8. Sämmiliche contrahirende Staaten verpflichten ſich, ihre Unter: 
thanen und die in ihrem Gebiete fi aufbaltenden Fremden, leßtere, wenn 
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deren Auslieferung nicht nach Artikel 7. verlangt wird, wegen der auf dem 
Gebiete eines anderen der contrabirenden Staaten begangenen Zoll» Eon» 
traventionen oder ihrer Theilnahme an felbigen, auf die von diefem Staate 
ergebende Requifition ebenfo zur Unterfuhung und Strafe zu ziehen, als 
ob die Gontravention auf rigenem Gebiete und gegen die eigene Gefeg- 
grbung begangen wäre. 

iefe Verpflichtung erftredt fih in gleicher Art auch auf die mit den 
Contraventionen coneurrirenden gemeinen Verbrechen oder Vergehen, bei- 
jpielöweife der Fälfchung, der Wiverfeglichkeit gegen die Beamten oder Be— 
dienfteten, der förperlichen Berlegung ꝛc. 

Was foldhe Contraventionen betrifft, welche gegen die befonderen Gefege 
eines oder mehrerer Staaten begangen werden, wonad die Einfuhr gewiffer 
Gegenftände aud aus anderen der contrabirenten Staaten entweder gar 
nicht, oder doch nur gegen Erlegung einer vertragsmäßig beftimmten Ab- 
gabe ftattfinden darf, oder die Ausfuhr gewiffer Gegenftände verboten ift: 
fo werden diejenigen Staaten, in welden für die entiprechende Beftrafung 
folher Contraventionen etwa noch nicht vorgeſehen fein follte, veranlaffen, 
dag 1) die Contraventionen gegen die in anderen contrabirenden Staaten 
beftehenden Ein» oder Ausfuhrverbote wenigftend mit einer dem zweifachen 
Werthe des verbotwidrig ein= oder ausgeführten Gegenftandes gleichfommenden 
Geldbuße; 2) die Deiruukaticars der vertragsmäßig beftimmten Abgaben 
wenigftend mit einer dem vierfachen Betrage der verfürzten Steuer gleich: 
fommenvden Geldbuße beftraft werben. 

Art. 9. In den nad Artifel 8. einzuleitenden Unterfuchungen foll in 
Bezug auf die Feitftellung des TIhatbeftandes den amtlichen Angaben ver 
Behörden, Beamten oder Bevienfteten vesjenigen Staates, auf deffen Ge— 
biete die Zoll-Eontravention begangen worden, biefelbe Beweisfraft beige: 
meflen werden, welche den amtlichen Angaben ver inländifchen Behörden, 
un oder Bedienſteten für Fälle gleicher Art in den Landesgefegen bei- 
gelegt ift. 

rt. 10. Die fetgefesten Geldbußen und der Erlös aus den in Folge 
der Unterfuhung und Verurtheilung in Beſchlag genommenen und config: 
eirten Gegenftänden verbleiben demjenigen Staate, in welchem die Verurtheis 
lung erfolgt ift, jedoch nad Abzug des dem Denuncianten CAufbringer, 
Angeber) gefeglich zuftehenven Antheils, der auch in dem Falle an lesteren 
verabfolgt werden foll, wenn diefer ein Beamter oder Bedienſteter eines 
anderen der contrabirenden Staaten ift. 

Die von dem Uebertreter verfürzten Gefälle find dagegen, fo meit fie 
von ihm beigetrieben werden fünnen, jedesmal an die betreffende Behörde 
desjenigen Staates zu überfenden, auf deifen Gebiete die Contravention bes 
gangen worden ift. 

Art. 11. Den fämmtlichen contrahirenden Staaten verbleibt die Be— 
fugniß, wegen ber in ihrem Gebiete verübten Zoll» Contraventionen, auch 
wenn die Webertreter Unterthbanen eines anderen verfelben find, felbft die 
Unterfuchung einzuleiten, Strafen feftzufegen und folche beizutreiben, wenn 
der Angefchuldigte in ihrem Gebiete verhaftet ift. Jedenfalls follen dem 
beeinträchtigten Staate, wenn er von diefer Befugniß feinen Gebrauch macht, 
die etwa in Befchlag genommenen Effecten des Angefchuldigten fo lange 
verbleiben, bis von dem anderen Staate, an welden ver llebertreter aus— 

eliefert worden, rechtsfräftige Entfcheidung erfolgt fein wird. Die Aus— 
ieferung folder Effecten fann felbft dann nur infomweit gefordert werden, 
als nicht auf deren Eonfiscation erfannt, oder der Erlös aus denfelben nicht 
zur En der verfürzten Abgaben und daneben entftandenen Koften 
erforderlich iſt. 
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5 aufße ke nach d. 
3 5 ber | 14 Thir. Für Tara wie ver- 

3 Ge— aen ft ande. u — gätet vom Centner 
a fung. Ein- I Hus- Brutte ·Gewicht 
— J Hang. | gang. 

' R6.| Fe. #. F 
1Abfälle 


von Slashülten, desgleichen Scherben und Bruch 
ven Glas und Porzellan; von der Bleigewin- 
nung; von ber Bold» und Silberbearbeitungs son 
Seifenfiedereien bie Unterlauges von Gerbereien 
das Leimleder; ferner Blut von geſchlachtetem 
Vieh, ſowohl Hüffiges ale eingetrodnetes, Thier— 
flechfen, Abfälle und Theile von roben Sänten 
und Fellen, abgenupte alte Lederſtücke, Hörner, 
Hornipigen, Hornipäne, Klauen und Knochen, 
> Iehtere mögen ganz ober zerkleinert jein . . .|1 Er. | frei 3 
2 Baumwolle und Baumwollenwaanren; 
a) Rohe Baumwolle or rn 
b) Banmwollengarn, ungemifcht oder gemiſcht mit 
MWolle oder Yeinen: 
1) ungebleichtes ein- und zweidrähtiges und 
Waäanten. 5—10Cctx. 
Anmerl. Zu Zetteln angelegtes, geſchlichtet oder ungeſchlichtet 1Ctr. — 
2) ungebleichtes drei- und mehrdrähtiges, in— —— I Boden u. Bien. 
gleichen alles gezwirnte, gebleichte oder ge- Tin Ballen. 
FERN 5 0 ee 
ce) Baummollene, beagleihen aus Baumwolle und 
Leinen, ohne Beimifhung von Seide, Wolle 
und anderen Thierbaaren, gefertigte Zeuge 
und Strumpfwaaren, Spisen (Til), Po— 
famentier-, Knopfmacher⸗, Stider- und Pup- 
waaren; aud vergleichen Zeitg- und Strumpf- 
waaren mit Wolle gefticdt oder brocirt: ferner 
Sefpinnfte und Treffenwaaren aus Metall- 
fäden (Lahn) und Baumwolle oder Baum- 
wolle und Yeinen, außer Berbinbung er | 
Molle, Eifen, Glas, Holz, Leber, Meffing, u 
Stab! und anderen Materialin . . . . 1Ctr. 50 — u 
3 Blei: 
a) Robes, in Blöden, Mulden ꝛc., auch altes, 
beagleichen Blei-, Silber» und Bolbglätte. „1 Cr! 3 | — 
b) Srobe Bleimaaren, auch gerolltes Bli . .' 10m.) 2 | — 6 in Faͤſſera u. Alten. 
c) Beine Bleiwaaren, als: Spielzeug 3. ganz 
ober theilweiſe aus Blei, auch bergleichen ‚ : 
ladirte Bauen _ » . 2. 2222. .,168|10|— u nm 
4 Bürſtenbinder- und Siebmachertwaaren: | 
a) Srobe, in Verbindung mit Holz oder Eifen, | V —— — 
ohne Politur und Lacc.... . 11Cck. 3 | — 4333662* Aigen. 
b) Feine, in Verbindung mit anderen Materialien 
(mit Ausnahme von edlen Metallen, feinen 
Metallgemifhen, Bro.ce, Perlmutter, echten 
Perlen, Korallen oder Steinen), auch Sieb- 
böden aus Pferdehaaren EL 
5 Drognerie- und Apotheker-, aub Farbe: 
iwaaren: 
a) Chemiſche Fabricate für den Medicinal- und 
Gewerbegebrauch, überhaupt bie unter Apo— 
theler-, Droguerie- und Farbewaaren ae- 


1 Eir. | frei] $ 


| 


18tr.| 8 














1 Ctr. | 10 | — | Win ſäſſern u. Riten. 





meiniglich begriffenen Gegenſtände, fofern fie j 16a häffern m. Aiften. 
nicht befonders ausgenommen find En — Si —45 
Ausnahmen treten jedoch folgende ein, und zahlen 
weniger: 
b) Alaununnnn... nl —nu zaſfern. 
ce) Bleiweiß (Kremſerweiß), rein ober verſetzt, 
Chlorkall.. an t&r| 2— Gin Jaͤſſern. 





= 
5 Gegenffände 





\ d) Mennige, Schmalte, ungereinigte und gereinigte 

Soda (Mineral-Allfali), Kupfervitriol, ge» 

| mifchter Nupfer- und Eifenvitriol, weißer Vi— 

triol, Wafferglad . » 0 00 en. 

Anmert. Ungereinigte — unter 30 Procent reines mwafler- 

| eies Natron enthaltende — Soba beim Eingange 

uber bie preußifhe Seegrenze, fowie in Preußen, 

Sachſen und Hurbefien bei dem Eingange auf Flüſſen 

und in Sachſen auf ber Bandgrene . . : 

e) Eifenvitriol (grüner) - 2 2: 2 000. 

f) Gelbe, grüne, rothe Farbenerde, Braunrotb, 

Kreide, Oder, Rotbftein, Umbra; fowie alle 

Abfälle von der Fabrication der Salpeterfäure; 

ichwefelfaures und ſalzſaures Kali, aud rober 

| Flußſpath in Stücken. 

) 1) Kreuzbeeren, Quercitron, Saflot, Waid 

und Wannnn ee 

Rapp 

3) Aloe, Flechten, Galläpfel, Kurkume, Sumach 

4) Ederdoppern, Anoppern. » » » =. 

h) Farbebölger, in Blöden, gemablen od. geraspelt 

i) Korkbolz, Pockholz, Cedernholz u. Buchsbaum 

k) Pott- (Maid-) Alche, Weinften. . .» » » 

I) Harze aller Gattung, europäifche und außer- 

europäifche, rob und gereinigt . . . . 

m) Mineralwafler, natürliches, in Flaſchen oder 

Rs » 2 5 0 2 

n) Salpeter, gereinigter und ungereinigter, auch 

falpeterfaures Natron . 2 02000. 

o) Salzfäure und Schwefelſäure . . -» 

p) Shwfll -» » 2: 2 nn een 

q) Terpentin und Terpentinbl (Kienöl) . . - 
Unmert. Die — Eingangsabgabe tragen: 

1) ir rjeugniffe des Mineral», Tbier- und Pflanzen- 
reiche zum Gewerbe» und Medirinalgebraude, bie 
nicht befenders böber: ober niedriger befleuert find, 
insbefondere aud anderswo nicht genannte, außer 
eurepäifche ern H 

2) ungereinigtes ſawefelſaures Natron. 

6 Eifen und Stahl: 
a) Roheiſen aller Artz altes Brucheifen, Eifen- 
feile, HSammerfhlag - . » =: = 00. = 
b) Gefchmiedetes und gewalztes Eifen (mit Aus- 
nabme des fagonnirten) in Stäben von $ Qua⸗ 
dratzoll preußifch im Ouerfchnitt und barüber; 
desgleichen Auppeneifen, Eifenbabnfchienen, auch 
Rob, un Cementſtahl, Guß⸗ und raffinirter 
KR ee ee Be 
ce) Gefchmiedetes und gewalzies Eifen (mit Aus- 
nahme des faconnirten) in Stäben von weniger 


als $ Quadratzoll preußifh im Querſchnitt 


d 


Haconnirtes Eifen in Stäben; desgleichen 
Eifen, welches B groben Beftandtbeilen von 
Maſchinen und Wagen roh vorgeſchmiedet iſt, 
in fofern dergleichen Beſtandtheile einzeln einen 
Gentmer und darüber wiegen, auch Pflugſchaaren⸗ 
eifen; ſchwarzes Eiſenblech, robes Stahlblech, 


rohe (unpolirte) Eifen- und Stahlplatten; 


Anker, fo wie Anker⸗ und Schiffsketten . 
Weißblech, gefirnißtes Eifenbleb, polirtes 


e 


—⸗ 


Stabibleb, polirte Eiſen- und Stablplatten, 
Eifen- und Stabldrabt . » » 2 > 0. + 
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1 Er. 
1 Eir. 
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10 in Faſſern u. Riſten. 
Gin Nörben 


eben. 
4in Ballen. 
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Gegenſtände. 


Anmerl. 1. An ben Zollgrenjen der preußlſchen weſtlichen Pro- 


f) 


vinzen, besgleihen von Batern, Württemberg, Baben, 
Aurbefien und reg find die umter —* 8. gt- 
nannten Gegenflände beim Ausgange zoll 


2. Bon Nobftabl, ferwärts von der ruſſiſchen Grenze 
bis zur Weihfelmündung ein ſchließlich eingebend, wirb 
nur bie allgemeine Eingangsabgabe erhoben. 


3. Gelmoppertes Zaineifen Tann in Baiern auf der 
Gränze von Hindelang bis Areilaffing zu dem Boll- 
fabe — 1 Riblr. (2 Fl. 37%, Er) pro Centner 
eingeben. 


4. Radkrangeifen zu Eiſenbahnwagen wird mad Pof. d. 
verzollt. 


Eifen- und Stablwaaren: 

1) Ganz grobe Gußwaaren . . . 2... 

2) Grobe, die aus geſchmiedetem Eifen oder 
Eifenguß, aus Eifen und Stahl, Eifen- 
bled, Stabl- und Eifendrabt, auch in Ver- 
bindung mit Holz gefertigt; imgleichen 
Waaren diefer Urt, die gefirnißt ober ver- 
zinnt, jedoch nicht polirt find. . . . . 

3) Beine, fie mögen ganz aus feinem Eifen- 
auf, polirtem Eiſen oder Stahl, oder aus 
biefen Urftoffen in Verbindung mit Hols, 
Horn, Knochen, lobgarem Leder, Kupfer, 
Meffing, Zinn (lepteres polirt) und anderen 
uneblen Metallen gefertigt fein (mit Aus- 
ſchluß der Näb- und Stridnadeln); ladirte 
Eifenwaaren; auch Gewehre aller Art. 


7 Erze, nämlid: Eiſen- und Ctablftein, Stufen, 


afferblei (Neifblei), Galmei, Kobalt . 


Anmerl. An ben baieriihen, fädhfliten, —*5*— 
ba ſener 


diſchen u. luxemburgiſch - beigiſchen Grenen, 


8 Flachs, Werg, Hanf, Heede..... 


9 Getreide, Hülfenfrüchte, Sämereien, auch 
Beeren: 
a) Getreide und Hülſenfrüchte, Hafer, Heidekorn 


oder Buchmeizen, Roggen, Bohnen, Erbfen, 
Hirfe, Linfen und Widen . . . 2... 


Anmerk 1. In Baiern an der Grenze von Berdtesgaden . 


2. Auf der fächfifh » bödmifden Grenye geben bie 
unter a. genannten Getreibearten u. Hülfenfrüdte beim 
Landtransporte zu folgenden ermäßigten Sägen ein: 

Weizen, Spelz oder Dinkel . . . . 
Rogaen, Bohnen, Erbien, Hirfe, Yinfen 
und Widen . . 2. 2 202. 

EEE: 42a a 
Hafer und Heibelorn ER 

3. Hafer in Quantitäten unter einem preußiſchen Scheffel 
oder beziebungsmelfe unter 2 en Mepen und 
anbere Wetrceidearten, fo wie Hülfenfrüdte unter 
einem halben preufiiden Scheffel oder unter einer 
baterifhen Mepen frei. 


b) Sämereien und Beeren: 


1) Anis und Kümmel . 2 2 2 2 2 2. 

2) Delfaat, als: Hanffaat, Peinfaat und Pein- 
botter oder Doder, Mobnfaamen, Raps, 
BERDERBEE ———— 

3) Kleeſaat und alle nicht namentlich im Taril 
genannten Sämereien; imgleihen Wad- 
bolderbeeren 


Anmerf. Ein preußiſcher Sheffel gieeſaat wird mit Einfatuf 


bes Sades u 89 Pfund, ein batrifhes Ehäffel drs- 
aleichen zu 360 Pfund gerehnet. 


b 


Maaf- |tä —* 
aaf- ſãtze nach d. 
ab der «Auf | Bür Zara wird ver- 
gi. n ii ‚ gütet vom Gentaer 


1 Etr. 


1 Str. 


1 Etr. 


1 Etr. 


1 Etr. 


1 Schill. 
1 bateri» 


ſcheo 


- (Ehäffel. 


1 bair. 


Shäffel. 


1 bresbn. 


Scheffel. 


1 dito. 
tılito, 
1dıto, 


1 Etr, 


1 Er, 
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10 in Fã ſſern u. Afıen 
6inNörben. 


4in Ballen. 


13 in Räffern u. Slifien. 
10| — J 
4in Ballen. 
* 
frei 


| by (300 gle 


Gegenftände 


"19wwngg 


10 Glas und Glaswaaren: 
' a) Grünes Hoblalas (Blasgefhir) .» » . » 
Unmert. Bei lofer Verpadung werben zu einem Centner ver- 
— 
r ober ! Rubitfef. 
4/, rbeinbaler. 

b) Weißes Hoblalas, ungemuftertes, ungeiclif- 
fenes; ingleichen Fenſter- und Tafelglas in 
feiner natürlichen Farbe (grün, balb- und 

. gan weiß) . mh NER — 

n . 

Be. ee 

c) Gepreftes, geicliffenes, abgeriebenes, ge 
ſchnittenes, gemuſtertes weißes Glas; auch Be- 
haͤnge zu Kronleuchtern von Glas, Glasknöpfe, 
Glasperlen und Glasjchmelz . ER 
d) Spiegelglas: 
1) wenn das Stüd nicht über 288 preußifche 
oder 333 altbaierifhe oder 255 rbein- 
baierifhe Moll mißt, 
a) gegoffenes, belegtes oder unbelegtes, 
aa) wenn das Stüd nit über 144 
preußifhe Zoll mift . -» - » 
bb) wenn dae Stüd über 144 und bis 
288 preußiſche Doll mift . 
b) geblafenes, belegtes oder unbelegtes . 
belegtes und unbelegtes, gessfenee und 
geblafeneg, wenn das Stüd mißt: 
über 288 bis 576 [Zoll preuß. oder bie 
666 altbair. oder 511 rheinbair. [JZoll 
über 576 bis 1000 [Zoll preuß. oder bis 
1156 altbair. oder 886 rheinbair. Zoll 
über 1000 bis 1400 (I3oll preuß. oder bis 
1618 altbair. oder 1241 rheinb. [Zoll 
über 1400 bis 1900 [Zoll preuf. oder bis 
2196 altbair. oder 1684 rheinb. Zoll 
über 1900 [Zoll preußiih ih sun.» 
wird gegen bie all» 


las 
gangsabgabe 2 


2) 


11 |Hänte, Felle und Haare: 
a) Nobe (grüne, gefalzene, trodene) Häute und 
Selle zur Lederbereitungs rohe behaarte Schanf-, 
Lamm- und Ziegenfelle;s rohe Pferdehaare 
b) Selle zur Pelzwerf- (Rauchwaaren ·) Bereitung 
ec) Hafen» und Kanincenfelle, robe, und »Daare 
d) Haare von Rindvib . - - =». er 
12 BGolz, Holzwaaren ꝛc. 
a) Brennholz beim Waflertransport . 
b) Bau- und Nupbolz beim Waffertransport, oder 
beim Landtransport zur Verichiffungsablage: 


.| 1 Er. 


l Stüd 
.1 Stüd 
.1 Stüd 





. 1 Stüd 


.| 1 Etr. 


"4 bair. 
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3 Maaß (ne a d.| 
a "; für Tara wird ver. 
Gegenfände A RR BUG | Güter vom Center 
: ß u —— Brutto · Gewicht: 
—— — | u II — — 
8. 
| 1) Eichen-, Ulmen-, Eichen, Ahorn», Kirfch-, hessen % | % 
| Birn-, Apfel-, Pflaumen-, Cornel und —8— 
Nußbaumholz.. —b. he 1 
Floßen 
75 preuß. | 
Eubilfuf 


Pappeln-, Grlen- und anderes weiche Holz ;| Taf 
ferner Bandftöde, Stangen, Faſchinen, —— we 
Pfahlholz, Flechtweiden ꝛc... 90 Eubit 
3) Sägwaaren, Faßholz (Dauben) und alles 

andere vorgearbeitete Nupbolz: 

a) aus den unter 1. genannten Holzarten In 1, | — 


b) aus den unter 2. genannten Holzarten | I dito | % | — 


Anmerl. In den öfliden Provinzen bes preußlichen Staates 
wirb erboben, für n 
a0) Blöde oder Balfen von hartem Hole . - 5 Stüd I | — 


bb) Blöde oder Ballen von weichem Holze . +» |25 dito) 1 | — 
cc) Bohlen, Brette,, Latten, Faßholz (Dauben), 
Bantföde, S;angen, Zaſchinen, Pfadlholz, 
Wlehtweiden IE = 2 .. 
ec) Holzborfe oder Gerberlohe, desgleichen Holz- 

DAN nee er a el 
d) Holzaſche ee Ze a a Er | 
e) Hölzerne Hausgeräthe und andere Zijchier , 

Drechsler- und Dankeranten, welche acfärbt, 

Gebet, ladirt, polirt oder auch in einzelnen 

beilen in Verbindung mit Eiſen, Meifing, 

oder lobgarem Leder verarbeitet find; auch feine 

Korbflechterwaaren, Fourniere mit eingelegter 

Arbeit und geriffenes Fiſchbein —— 
f) Feine Holzwaaren (ausgelegte Arbeit), foge- 

nannte Nürnberger Waaren aller Art, Spiel- 

jeug, feine Dredeler-, Schnig- und Kamm- 
macerwaaren, auch Meerihaumarbeit, ferner 
bergleiben Waaren in Verbindung mit an- 
deren Materialien (jedoch mit Ausſchluß von 
edlen Metallen, feinen Metallgemifchen, Bronce, 

Perlmutter, echten Perlen, Korallen oder Stei- 

nen), imgleihen Holzbronce, hölzerne Hänge- 

uhren, ganz feine Holzflechterarbeit, gefchnittenes | | 20 in Fäffernu. Kiken. 


2) Buchen. , auch Fichten, Tannen-, Percen:, eh, 


| 
__. 18 16in Fäſſernu Rifen 
1 Eır.| 3 Fin Sal 





Fiſchbein, auch Blei: und Rorbitife - 1Ctr. 10 | — I! 13inNörsen. 
g) Gepolfterte Dreubles, wie grobe Satılerwaaren. Yin Ballen 
h) Grobe Böttherwaaren, gebrauhte . » . 1Ct. 4% — 


Anmerl. = e) unb bh): Grobe, robe, ungefärbte Bötther-, 

recbeler-, Tiſchler und bloß gehobelte Holzwaaren und 

Wagnerarbeiten, grobe Maihinen von Hola, grobe torb- 

flebterwaaren, auch Holy in geihnittenen Rournieren 

ohne Unterſchied bes Urfprungs tragen die allgemeine 
Eingangsabgabe, 


13 Hopfen.. ee 
14 Inſtrumente, aſtronomiſche, chirurgiſche, mathe 
matiſche, mechaniſche, muſikaliſche, optiſche, pby- 
ſikaliſche, ohne Rückſicht auf die Materialien, aus 
denen ſie gefertigt ſind arena ei 
15 Kalender, 
a) bie für das Inland beftimmt find, werden nadı 
den, der Stempelabgabe balber gegebenen be 
fonderen Borfchriften behandelt; 


Aa.)ıy|— 


24 in Räffern u. Kiſen 
1 Er. | 6 — gin Km 


657 


— 








—* ne 
u Für Ta 
1a * is — Bat ee 
a Ein- Aus. | Prutto-Gewigt: 
an „gan 
%. 

| b) bie durchgeführt werben, tragen die Durd- * 

gangsabgabe. Der Wiederausgang muß nad» u 





Gegenſtändee. 









gewieſen werden. eh 
16 Half und Gyps, gebrannter . Kaonme,| 4 — 
Anmerk 1. Kalt und Gpp6 Fünnen, in fofern fie ale Dün ober 
— at m werben, auf befonbere Grlaubnt ; log 1 ei 
. 2. Un ber 60 Grenze bei Zittau Tann Stall 
gegen bie Härfte bes tarifmäfigen Sapes eingelaffen 


werden. 
17 Karden ever Weberdifteln . . . - .| 1 Er, | frei 
18 Kleider, fertige neue; desgleichen getragene leider 
und getragene Leibwäſche, beide legtere, wenn iM Kr: 
i 


en 


zum Berkauf eingeben -. . » .» » » 1 Etr. | 110| — 


19 Kupfer und Meffing: 
a) Geſchmiedetes, ———— gegoſſenes, zu Ge⸗ 
ftirren; auch Kupferſchaalen, wie vom 
Hammer fommen, ferner Blech, Dachplatten, 
gewöhnlicher und "plattirter Drabt, desgleichen 
volirte, gewalzte, auch plattirte Tafeln u. Bleche 1 Em. | 6 | — 
b) Waaren: Keſſel, Pfannen und dergleichen, auch 
alle fonftigen Maaren aug Kupfer und Mei- 
fing; Gelb- oder Slodengiefer-, Gürtler- und 
Nadlerwaaren, außer Verbindung mit edlen 
Merallen; imgleichen ladirte Kupfer- und Mei- 18 in Räfern u. Aiften. 
| in Nörben 


131m Rä s ; 
| 6in nen u. 
Atn Ballen. 


fingwaaren . . uCtr. 10 — 
Anmert. Bon Rob- (Stüd-) Mefling, Nop- oder. Gäwar kupfer, 
Gar- oder Rofertenkupier, von altem Bruchluß ſer oder 
Brudmeifing, deegleichen von Kupfer» und Meifingfeile, 
Blodengut, Aupfer und anderen Scheidemünen sum 
Ginjhmelzen (die Münzen auf befondere Grlaubniß 
A wird die allgemeine Eingangsabgabe 


in Ballen. 


20 Kurze Waaren, Quincaillerieen ıc. . . .|1 Er. | 50 | — 


21 — Lederwaaren und ähnliche Fabricate: 
—128* oder nur lohroth gearbeitete Häute, 
N le. Sohlleder, Kalblever, Sattlerleder, 
Stiefelſchäfte, auch Juchten; imgleichen ſämiſch⸗ 

und weifigares Yeder, auch Pergament . . .|1Er.] 6 | — 
b) Brüffeler und däniſches Haudſchuhleder, auch 


13in Adrben. 


| 20 in Räffern u. Kiften. 
Pin Ballen, 


Corduan, Maroquin, Saffian und alles gefärbte I Alten. 


13 in Aörben. 


und ladirte Peber, besgleiben Gummifäden Ballen. 


und fonftige Summifabricate, außer Berbin- Er 
dung mit anderen Materialien . ; 1Er.I| 8 — 
Anmerk 1. get Biegen» und Schaaffelle für inländiide 
Saifian- und Federfabricanten werben umter Eontrole 
* gar bie allgemeine Eingangeabgabe eingelaflen. 


ri N 


c) Grobe Schubmader-, Sattler- und Täfchner- 
Waaren, Blafebälge, auch —— woran Häkeln" Kifen. 


Yeder- oder Polfterarbeiten . . 1 Etr. | 10 | — 4666 
d) Feine Pevderwaaren von Gorbuan, Saffan, 

Maroquin, brüſſeler und däniſchem Leder, von 

— und weißgarem Leder, auch (adirtem 

eder und Pergament, Sattel- und Reitzeuge 

und Gefcirre mit Schnallen und Ringen, ganz 

oder theilweiſe von feinen Metallen und Metall- 

emifchen,, —— von Leder und feine — nifen. 
— aller U le 1Ch.| 2 | — [ind in 
22 |Yeinengarn, Selamanı un — Leinen: 

waaren: 
a) Robes Garn © . 2 0000 euere 


Ks IQ 


e 
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J gang. | gang. 
| %. 
b) Gebleichtes oder gefärbtes Sam. . . . .| Pal, = 
13 in Riften. 
c) Zwirn . ® «| 16.) 2 | — |} gmBallen 
d) Sraue Padleinwand und Segeltuch 1ct. % I — 
e) Robe (unappretirte) Yeinwand, rober — 
und Drillich . 1C0ctt. 2 | — en 
Ausnahme. Rebe ungebleichte Leinwand geht! 
frei ein: 
aa) in Preußen: 
auf den Grenzlinien von Lecbihüg bis Seiden- 
berg in der Ober- Faufiß, von Heiligenftadt bie 
Nordbaufen und von Herftelle bis Anholt, nad | 
Bleichereien oder —— 
bb) in Sachſen: | 
auf ber Grenzlinie ie Oſtriß bie Schandau, auf 
Erlaubnißſcheine; | 
cc) in Rurbeffen: 
auf Grlaubnißfcpeine nad Bleichereien oder Märlten. 
f) Gebleichte, gefärbte, gedrudte oder in anderer 
Art zugerichtete (appretirte), auch aus ge- 
bleichtem Garn gewebte Leinwand; gebleichter 
ober in anderer Art zugerichteter Zwillib und 
Drillich ; robes und gebleichtes, auch verarbeitetes 
Tiſch-, Bett- und Handtücherzeug, leinene 13 in Riften. 
Kittel, auch neue Leibwäſche . . 1er. | 1] — | Yin Körden. 
g) Bänder, Batift, Borten, Franfen, Gaje, "Kam- Sin Ballen 
mertuch, gewebte Kanten, Schnüre, Strumpf- 
mwaaren, Gejpinnfte und Treffenwaaren aus 
Metallfäden und Leinen, jedoch außer Ver— 
bindung mit Eifen, Bias, vol, u Se : 1Bin Kißen. 
fing und Stahl . . 1Ck. 22 - 3 
| Gin Ballen. 
h) Zwirnfpipen . . . 10m) 5|— Rue. 
23 Lichte (Talg-, Wads-, Waltrat- — Stearin-) 1Ctr. 4 = 16 in Aiſten. 
24 Lumpen und andere Abfälle zur Papierfabrication: | 
leinene, baummwollene und wollene Lumpen, | 
Papierfpäne, Marulatur, deegleichen alte Ri | 
nepe, altes Tauwerk und Strice . . I Er. |frei.| 3 
Anmert. Alte Fiſchernetze, altes Tauwerl und .. beim Aus. : 
gange über preußifhe Sechäfen . 1 Etr. !frei.| & 
25 Material: und Epecerei, auch Conditor⸗ 
waaren und andere Conſumtibilien: 
a) Bier aller Art in Fäſſern, auch Meth in Fäſſern 1Ctr. 2% — 
ſien, 
b) Branntwein aller Art, deegleichen Hefe aller 16 in Aörben, 
Art, mit Ausnahme der Bier- und Weinhefe 1 Etr.| 8 | — —— 
laſchen. 
Uederfaͤſſern. 
c) Eſſig aller Art in Fäſſern 1Ckt. 13 — 
d) Bier u. Eſſig, in Flaſchen REN eingehend 1Ctt. 8 | — | 124in fiken. 
e) Del, in Flaſchen oder Arufen eingebend . .| 1 Etr.| 8 |! — | ft6in Körben. 
24 in Kiſten. } 
16 in Rörben, 
!) Wein und Moft, auch Cider.. 1Ctr. 8 — — 
| 11 in Ueberfährrn. 
) Butter . . 1Ctr. 3% ; — | 16imFäfernu. Töpfen. 
‚Unmert.ı. Brifae, ungefa ne Butter anf der Einie von Yindau 
bis de, ungefahen eingebend . 1Ctr. 1 | — 


2. Einzelne Stücke in Mengen von nicht mebr als 3Pfund | 
werben —— eingelafen, verbebaltlih ber im alle ! 
eines Mifdrauds ortlich anzuerbnenden Aufhebung 


ober Brihränlung diefer Brgünfigung. 


"aawung 


Gegenftände 


h) Fleiſch, ausgefchlachtetes: friſches und zube- * 
Ir 


reitetes; besgleihen großes Wild . . - 
i) Früchte (Süpfrüchte), aub Blätter: . 

a) Friſche Apfelfinen, Zitronen, Limonen, 
Pomeranzen, Granaten und dergleichen 

Berlangt der Steuerpflictige die Aus» 
zäblung, fo zablt er für 100 Stüd 20 Ser. 
oder 1 Fl. 10 &r. 

Verborbene bleiben unverfteuert, wenn 
fie in Gegenwart von Beamten weggeworfen 
werden. 

b) Trodene und getrodnete Datteln, Reigen, 
Eaftanien, Corintben, Mandeln, Pfirfichferne, 
Rofinen, Lorbeerblätter, Pomeranzen, Po- 
meranzenfchaalen und bergl. . b 


k) Gewürze, nämlich: Galgant, Ingber, Carda- 
momen, Gubeben, Muscatnüffe und -Blumen 
(Macis), Nelten, Pfeffer, Piment, Saffran, 
Sternanie, Banille, Zimmt und Zimmt-Caffla, 
Ammiiäle - . Hülle. 0 0 0 wie 


I) Derinse:: ...> 0.0 sta ae ;B 


m) Gaffee, rober, und Gaffeefurrogate, imgleichen 
Cacao in Bohnen und Gacaojbaalen . 


n) gebrannter Gaffee, imaleiben Cacaomaſſe, ge- 
mablener Cacao, Chocolade und Chocolade- 
he - -» 2 rate nn 


0) Käfe alr ie . . - il 


p) Eonfituren, Zuderwerf, Kuchenwerk aller Art; 
mit Zucker, Eſſig, Del oder fonft eingemachte 
oder auch blog eingedämpfte Früchte, Gewürze, 
Gemüfe und andere Eonfumtibilien, Gegen- 
fände des feineren Tafelgenufes . -» » - 


gq) Kraftmehl, worunter Nudeln, Puber, Stärle 
mitbegriffen, desgl. Mübhlenfabricate aus Ge- 
treide und Hülfenfrüdten . ». » » 2... 
Unmert. 1. Gemwöhnlibes Roggenmehl ( mebl), bei bem 
——* zu Lande auf ber ſächſiſchen Grenzlinie 
bmen . . re, See el r . 
: Öhnlies Noggenbrod bei bem Eingange zu Lande 
auf derfelben Grenlinie - +» “en 
r) Mufchel- oder Schalthiere aus der Ser . 
AU-DEEER 
vd) Salz (Kochſalz, Steinfalz) iſt einzuführen ver- 
boten; bei geftatteter Durchfuhr wird die Ab- 
befonders beftimmt, 
u) an 
v 


) Tabad: 
1) Tabadeblätter, unbearbeitete, und Stengel 


.| 1 Etr. 


. | 1 Cr. 


Abgaben: 


— Kür Tara wird ver 
eim 


en * 14 
ol» 
tung. Ein- 
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1 Cr. | 11 
1€tr.| 2 
1€tr.| % 
16.|% 
16t.| 4 

2 


1 Er. 





— 


. 


16 in Jaſern u Aiſten. 
| Din Aörben. 
6in Ballen. 


204 i 
Eee 
6in Ballen. 


13in Rä 

16 in Sliften. 

18 in Nörben. 
6in Ballen. 





18 in iten. 

16 in Räffern. 

13 in Nörben. 

Atn Ballen. 

13 in Räffern mit Dau · 
ben von Eichen · und 
anderm barten del; 

| und in flilten. 


und barüber. 
16in itenunteri@tr. 
11 in Räffern und ftü- 
deln 


Bin flörben. 


| 
(dien 


13 in Nörben. 


20 in Räffern u. Sliften. 
| 6in Ballen. 


13 In Räffern, Aiſten 
| und Nörben. 
Gin 


(in Selen. 
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> 
= 
5 G 

egaenftände. Berol- | beim 
5 8 ſt * Ein- | Aus. Brutto · Gewicht; 
J gang: |gana. 





Pie. | 3. 4. 


2) Tabadefabricate: 
a) Raudtabad in Rollen, abgerollten oder 
entrippten Blättern, oder geſchnitten; 
Garotten oder Stangen zu Schnupitabad, 
auch Tabadsmebl und Abijäle . . „1m. | 11.) — J 


b) Cigarren und Schnupftabad . . . 1Ctr. 15 | — IF Sin Balken. 
ae 
5* Um · 


die 
liefung, ned 2 
als bie 
Heinen N — 
12%, falls fie in förb» 
den 


w) 3e. . 2 2.0. „smart ee 


x) Zuder 
26 Del, in Fäſſern einaebend . - » 2 2 2.2. 
Unmerk 1. Gocoenuf-, Palm-, Wallraröl trägt die allgemeine 
Eingangeabgabe. Desgleiven Baumöl, wenn bei 
den Bollämtere an ber Grenze oder bei der Ab» 
fertigung aus ben Padböfen (dallanfalten) vorber 
auf den Gentner ein Pfund Terpentinol zugefeht worden. 

. 2. Sogenannte Oelluchen, als Nüdftände beim Delſchlagen 

aus Sein, Naps, Nübfaamen u. f. w., ingleichen Mebi 
aus folben Auchen und Wüdftänden un ie 
27 Papier: und Pappwaaren: 

a) ungeleimtes orbinaires (grobes, graues und 
balbweißes) Drudpapier, auch grobes (weißes 
und gefärbte) Padpapier und Pappdedel .| 1 Er. | 1 — 

b) geleimtes Papier; ungeleimtes feines; buntes | 
(mit Ausnahme der unter + genannten Papier- 
gattungen); litbograpbirtes, bedrudtes — 
liniirtes; ordinaire Bilderbogen, desgleichen 


Valerpapeee4ct. 58 
ec) Gold- und Silberpapier; Papier mit Gold— 16 in Riten. 
oder Silbermuftern ; durchgeſchlagenes Papier; 6 
madleigen Gtreifen von diefen Papiergattungen | 1 Etr, | 10 | — 
Anmerl. Bom grauen Löfh- und Padpapier wird bie allgemeine 
Gingangsabgabe erhoben. 16 in Süften. 
a3: Wabiesiapelen > - 2 2 2.20. sie | Kan nord, 
e) Bucdbinderarbeiten aus Papier und Pappe; — 
grobe ladirte Waaren aus dieſen Urſtoffen, 
16 in Kiften. 


aub Formerarbeit aus Steinpappe, Aspbalt 
oder äbnliben Stoffen -. -. - » » 2. +1Em I 10) — | 13m Härten 
28 Pelzwerk (fertige Kürfchnerarbeiten): 
a) Ueberzogene Pelze, Müsen, Handſchuhe; ae- 


fütterte Deden, Pelziutter und Beläge; und 16 ie Hüfern. 
Desgleinen . di. ul ce 0 es Er: 
b) Fertige nicht überzogene Schaafpelze, desgleichen 6 in Balken. 
DEE BE ae, ea — 2 
gora» und Schaaffelle; ungefütterte Deden, 
Pelzfutter und Befäpe Es mais a DEREN tn me 
29 Schiefipulver . 1Ctr. 2 | — | 1BinRäfern 


30 Seide und Seidenwaaren: 
a) Gefäarbie, auch weißgemachte Seide u. Floretſeide: 
— — 
2) Gejwirnt; auch Zwirn aus rober Seite .| 1 Chr. 
b) Seidene Zeug- und Strumpfwaaren, Tücher 
(Shawls), Blonden, Spipen, Petinet, Alor 
(Sage), Pofamentier-, Knopfmacher⸗, Stider- 
und Putzwaaren, Seipinnfte und Treffenwaaren 
aus Metallfäden und Seide, außer Verbin— 
dung mit Eifen, Glas, Holz, Leder, Meſſing 


— 


20 


ed by Göogle 


— — — 


ri —— 





Land 







und Stahl; ferner Gold- und Silberfoffe 
(echt oder unebt); Bänder, ganz oder theil⸗ 
weife aus Seide; endlich obige Waaren aus 
Kloretfeide (bourre de sole), oder Seide und 
Floretſeldee... 
ec) Alle obigen Waaren, in welchen außer Seibe 
und Floretſeide aud andere Spinnmaterialien 
enthalten find, mit Ausichluß der Gold- und 
Silberftoffe, fowie der Bander . . .» . » 

31 Seife: | 
a) Grüne, ſchwarze und andere Schmierfeife . 
b) Gemeine weihe » © - 2 2 0 0 ne. 
c) Feine in Täfelden, Kugeln, Büchſen, Krügen, 
ehnuf.W 

32 Spielkarten von jeder Geſtalt und Größe in fofern 

fie in einzelnen Bereinsftaaten zum Gebrauche im 
Yande eingeführt werben dürfen, und unter Be- 
rüdfichtigung der befonderen Stempel- und Controls 
. vor bie ne a 
nmeri. erden a ‚we 
wirb bie Dunggungesigabe Fe ' 

33 Steine: 

a) Bruchſteine und bebauene Steine aller Art, 
Mübl-, grobe Scleif- und Wepkteine, Tuf- 
iteine, Iraß-, Ziegel und Baditeine aller Art, 
beim Transport zu Waller, au beim Yand- 
transport, wenn die Steine nad einer Ablage 
zum Berfehiffen beſtimmt find. » « ... - 


b) Maaren aus Mlabafter, Marmor und Sped- 
| ftein, ferner: umecte Steine in Verbindung 
mit uneblen Metallen, auch geichliffene echte 
und unechte Steine, Perlen und Korallen ohne 
WORRDG.. 3. un aan ee a a 
Anmerl. zuau.b. 1) Große Mormorarbeiten (Statuen, Büpen 
und dergleichen) Rlintenkeine, feine Schlelf · 
er Eee 
en em h 
* une Bebauene Bauten bl br Win 

au em De ee 
34 \|Steinfohblen - . . 2 2... 
Anmerk. 13 An ber preuflſchen Seegrenze unb auf ber (ide, 
deegleiden auf befenbere Erlaubniff auf der 
Wefer oder Werra eingehend . >»: 000 





— 


16 in Faͤſſern u. Riten. 


35 Strob:, Rohr- und Baftwaaren: 
a) Matten und Zee von Bat, Strob und 
Schilf, ordinäre: 
ie F 
2) a ne 
b) Stroh- und Baftgeflete, arebe Strohhüte und 
Deden von ungeipaltenem Sirob, Span- und. 
Robrbüte ohne Sarnitur . . 21 nm“ 
c) Reine Baſt und Strobhüte . . .. . .“ 
36 Talg (eingefhmoljenes Thierfeit) und Stea 
37 Theer (Mineraltheer u. anderer), Daggert, Pech 
38 Töpferthon und Töpferwaaren:. — 
a) Töpfertbon —— 9 rrellanerbe) |. 1 Er. |. 
Anmerf. Un ber baierifden Grenze bei Palau if Porjelanerbe 


auch Aus gangt frei. Bee Ile I 
b) Gemeine Töpferwaaren, Fliefen, Schmeltiegel | 1 Em. | >| 


Digitized 


by 


Google 
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BU 


c) Einfarbiges oder weißes Fapence oder Stein- 
aut, irdene Pfeifen - - . 2 222... Hm! 5 | — 

d) Bemaltes, bedrucktes, vergolbetes oder ver- 22 in Kiflen 
filbertes Bayence oder Gteingut . . h 1 Etr. | 10 | — If 13 in Kürben. 

e) Porcellan, weißed.. - - » » 2 2 2. 4106t. 10 — 

f) Porcellan, farbiges, und weißes mit farbigen 
Streifen, auch dergleichen mit Malerei oder 
BE. nenn 

8) Fayence, Steingut und anderes Erbgefcirr, 
auch weißes Porcellan und Email in Berbin- 
bung mit unedlen Metallen -. . » .1Ctk. 10 — 

h) Dergleihen in Verbindung mit Gold, Silber, 

Platina, Semilor und anderen feinen Metall- em 
emiſchen, imgleichen alles übrige Porcellan ze 
in Verbindung mit edlen oder uneblen Metallen | 1 Er. | 50 | — 


39 Vieh: 
a) Pferde, Maulefel, Maulthiere, Efel . . „1 Stüd 
b) Rinbvieb: _ 
1) Ochſen und Zudtfliere . . . ». .» . „N Stüd 
I Be 
3) Junavib -. - ». 2» 2 2 2 2 2. .M11 Stüd 
4) Kälber . ». 2» 2 2 2 2 2 2 20. 0.1 Stüd 
Schweine 
1) gemäſtete. 1i1 Stück 
2) mageree i1i Stüd 
3) Spanferkell111Stüchk 
d) Hammell.... 41 Süd 
e) Anderes Schaafvieh und Ziege1Stück 
Anmerl. 1. Pferde und andere vorgenannte Thiere find jollfrei, | 
wenn aus dem Gebraucht, ber von ihnen beim Ein. 
gange gemacht wird, überzeugend bervorgebt, baf fie 
als Zug- oder Yaitbiere zum Angefvann eines Heife- 
oder Frachtwagens geboren, oder zum Waarentragen 
bienen, oder bie Pferde von Neifenden zu ihrem Hort 
fommen geritten werben müffen. 
Foblen, welde ber Mutter folgen, geben frei ein. 
- 2. Auf ber Gremlinie von Oberwicfentbal in Sachfen 
bis Schuferinfel in Baben werden 
a) Zuchtſtiere, Kühe und Jungvieh zur Nachzucht, 
b) magere Ochſen für Grenzbewobner, 
In einzelnen Stüden und nicht zum Hanbel’beftimmt, 
auf obrigfeitlide, ben ——— au ertheilende Be: 
fdeinigungen gegen ein Viertel ber obigen Tariffäpe 
eingelaffen. 


40 ar a Wachsmouffelin, Wachs: 
taft: 
a) Grobe unbebrudte Macsleinwand . . . 16t.| 2 | — }: in Riten. 


22 in Kiften. 
uCht. 25 | — 13 in Hörben. 


— 
w 
| 


— 


c 


m... — ο — 


b) Alle anderen Gattungen, imgleichen Wade: 9 in Aörben. 
mouffelin, Wachstaft und Malatuhb . . .1Cr.!|5 — 6 in Ballen. 


41 Wolle und Wollenwaaren: 
a) Echaafwolle, rohe und gefämme . . . . 
b) er — * oder hr —— wollenes 
und Gameelgarn, au arn aus Molle und 
Seide; desgleichen alles gefärbte Garn . .!1Eir.| 8 | — rt — 
c) Waaren aus Wolle (einfchließlich anderer Tbier- 
haare) allein oder in Verbindung mit anderen, 
nicht feidenen Epinnmaterialien gefertigt: 
1) bedrudte Waaren aller Art; ungemwalfte 
Waaren (ganz oder tbeilweife aus Kamm⸗ 
garn), wenn fie gemuftert find; Umfchlage- 
tücher mit angenäbten gemufterten Kanten; 
Pofamentier-, Knopfmacer- und Stiderei- 


1 Etr. | frei 


ro 


663 








> * —— 
= 2 ne Tara wird ver- 
3 Rab der I14 Thir.-Buf ern vom Gentn 
= Gegenftände — * a, Brutte-Gemiät: 
® gang.|gana. 
|« %. 
waaren, außer Verbindung mit Eifen, Glas, 
Hol, Leder, Meffing und Stabl . 1Etr.| 50 | — 
2) gemwallte unbedrudte Tuch⸗, Zeug- und 
Siljwaaren; Strumpfwaaren "aller Art; hie 
, tie alle ungewalfte, ungemufterte Waaren 1 Er. | 30 | — | r 
Rußteppibe . . . 1 Er. 20 | - 
MEN. 1. ide fann von Gewerbtreibenden, melde bie 
Welle gebrauchen, auf befondere ——— und unter 
Controle gegen den Zollfag von Y4 Nıhir. (52%, Ar.) 
ausgeführt werben. 
2. Ginfades und boublirtes ungefärbtrs he nn era 
fowie Deltüder aus Nofbaaren, imgleiden gan 
grobe Gewebe aus Hälberbaaren und erg, jablen 
bie allgemeine Eingangeabgabe. 
42 Zink und Zinfwaaren: 344 
a) vober inf 15000 innere 
Anmert. Un der Gränge gegen iyrel - » 2 1Ctr. — 
b) Bleche und grobe Zinfwaaren . .» . . .|1 Er. | 3% | — | [NOinAäfernuRifen. 
ec) Beine, auch ladirte Zinfwaaren . . .» . .;1EM.! 10) — | Peter ag 
43 Pin und Zinnwaaren: | 
a) Grobe Zinnwaaren . 16.] 2 | —| [Gm BEREmamgen. 
h) Andere feine auch Iadirte Zinnieaaren, Spiel- Boa Hilnen Pe 
jeug und bergleiden. . . IE.) 10 | — - : 
amert don Binn nd PERL EREPEN 


löden, Stangen ut. m. und altem Zinn : 
wird bie allgemeine Eingangsabgabe erhoben. | 


Dritte Abtheilung. 


Bon den Abgaben, melde zu entrichten find, wenn Begenftände zur Durchfuhr 
R angemeldet werben. 


1) Die in der erften Abtheilun "9 des Tarifs benannten Gegenftände bleiben 
auch bei der Durdfuhr in der Regel abgabenfrei. 

2) Bon Gegenftänden, melde nad der zweiten Abtheilung des Tarife beim 
Eingange oder Ausgange, oder in beiden Fällen zufammengenommen, mit weniger 
als $ Thaler oder 52% Kreuzer vom Gentner, oder nah Maaß oder Stüdzahl 
belegt find, ift in der Regel als Durchgangsabgabe der Betrag jener Eingangs- 
und Ausgangsabgaben zu entrichten. 

3) Für Gegenftände, bei welchen die Eingangs- oder Ausgangsabgabe, oder 
beide zufammen, % Thaler oder 52% Kreuzer vom Centner erreihen oder über- 
fteigen, mird in der Regel nur jener Satz von $ Thaler oder 525 Kreuzer vom 
— imgleichen für Vieh, und zwar: 

8) von Pferden, Maulefeln, Mauitieren, er 13 * * SR 

b) von Ochſen und Zudtftieren . . 

ec) von Kühen und Jungvieh. » 2... ji = » . 

d) von Schweinen und haafvieh ea > ⸗ 
als Durchgangsabgabe entrichtet. 

4) Für den Tranfit auf gemiffen Straßen oder für gewiffe Gegenftände find 
ausnahmsmeife höhere oder geringere Säße feftgeftellt. 

Diefe Ausnahmen find * 


J. Abſchnitt. 


Bei der Durchfuhr von Waaren, welche 

A. rechts der Oder ſeewärts oder landwärts über bie Grenzlinie von Memel 
bis Neu-Berun (die Straße über Neu-Berun ausgefhloffen) ein- und über 
irgend welchen Theil der DVereinszollgrenze wieder ausgehen; desgleihen, welche 

B. durd die Dbermündungen oder linfe der Oder ein en und rechts 
der Oder feewärts oder landwärts über die Grenzlinie von Memel bis Neu- 
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Berun (die Straße über Neu-Berun ausgefhloffen) wieder ausgehen; und 
endlich, welche 

C. über Neu-Berun ein- und rechts der Oder wieder ausgehen, 
ift zu erheben: 

1) von baummollenen Stuhlwaaren (zweite Abtheilung Art. 2 c); 
feinen Blei», Bürftenbinder-, Eifen-, Glas» und Holzwaaren (3 c) 
(4b) (6 (3) (10 e) (12 N); ferner von Pappwaaren, feiner Seife, 
feinen Steinwaaren, feinen Strobgeflehten, Porcellanwaaren und feinen 
Zinnwaaren (27T e) (31c) (33b) (35 bu.ec) (38 gu.h) (43 bız neuen 
Kleidern (18); kurze MWaaren (20); gebleichter, gefärbter oder ge- 
drudter Reinwand und anderen leinenen Stublwaaren (22 f,gu.b); 
Seide, feidenen und halbfeidenen Waaren (30); mollenen Zeug- und 
Strumpf-, Tuch- und Filzwaaren (41 c): 


a) infofern die Ausfuhr durch die Dftfechäfen gefchieht . . 2 Pig. v. Etr. 
b) auf anderem Wege . 2 
2) von Baumwellan arn (2 b) und gefärbtem Wollengarn a b) e . 
3) von raffinirtem Auer ; 1} . 


4) von Kupfer und Meffing und darand gefertigten Waaren ( 19); 
—— (25 k); Kaffee (25 m u.n); ee m v 2; 
Schaafwolle (41a) . . f u . 
5) von robem Zucker und Farin : Pr 
6) von Schmalte, Soda (Mineral- Altali) (5 d); Kolofonium (5 D; 
Schwefelfäure (5 0); außereuropäifchen Tiſchlerhölzern (5 Anmerfung); 
Mufheln oder Schalthieren aus der See (25 r); getrodneten, ge— 
räucherten oder gefalzenen Fifchen, Heringe ausgenommen; Salmiat, 
Spießglanz (Antimonium), Thran ’ ur 
7) von Mennigen (5 d); grünem Eiſenvitriol 5 ee); natürlichem 
Mineralwafler in Flafchen und Krügen (5 m); rohem Agatftein und 


großen Marmorarbeiten, als: Statuen, Büſten, Caminen ke 
8) von Salz (25 1), wenn ſolches durch die Häfen von Danzig, 
Memel und über Pillau eingeführt wird, zum Bedarf der Königlich 
polnifhen Salzadminiftration unter Gontrolle der — ———— 
Salzadminiſtration, von der preußiſchen Laſt . . 3 Thaler. 
9) von Heringen (25 1), von der Tonne . . » 2 2 22h » 


Anmerkung. Diefe Durhgangsabgabe wird aud von ben durch die Ober- 
mündungen ein- und über Neu Berun ausgebenden Heringen 
erhoben. 


10) von Weizen und anderen, unter Nr. 11 nicht bejonders ge- 

nannten Getreidearten, desgleihen von Hülfenfrühten, auf der Weichfel 

und auf dem Niemen eingehend und durch die Häfen von Danzig und 

Memel, auch durch Elbing und Königsberg über Pillau ausgehend, 

vom preußifchen Sheffl . . . 3 Silbergr. 
11) von Roggen, Gerfte und Safer, auf denfelben Strömen ein- 

und über die vorgenannten Häfen ausgehend, vom preuß. Scheffel 2 B 


IL. Abſchnitt. 


Bei der Durchfuhr dur nachgenannte Theile des Vereinsgebietes oder auf 
nachgenannten Straßen wird von den beim Ein- und Ausgange höher belegten 
Gegenftänden an Durdgangsabgabe nur erhoben: 

A. von Waaren, welde dur die Odermündungen oder links der Oder, oder 
auf der Straße über Neu-Berun ein» und links der Oder oder auf der Straße 
über Neu-Berun oder durch die —— wieder ausgehen (mit Ausſchluß 
der Durchfuhr auf den RN | unter B N. MIIOTRINGO): vom 
Gentner . . . 10 Ser. 

B. von Waaren, welche 

1) über die fübliche Grenzlinie von Saarbrüden bis zur Donau (beide ein- 
gefhloffen) ein- und wieder ausgehen; imgleichen, melde 

2) rheinwärls eingeführt, aus den Häfen zu Mainz und Bieberich, ober ober- 
balb gelegenen Aheinhäten, aus Mainhäfen — aus Nedarhäfen über die Grenzlinie 
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von Mittenwald bis zur Donau (diefe eingefhloffen) wieder ausgehen, und um- 
gefehrt; ferner, melde 

3) rheinwärts eingeführt, aus den Häfen zu Mainz und Bieberih oder aus 
oberhalb gelegenen Rheinhäfen über die Grenzlinie von Saarbrüden bie Neu- 
burg a. R. (beide Orte eingefchloffen) wieder ausgehen, oder umgefehrt; endlich welche 

4) über die Grenzlinie von Scuiterinfel in Baden bis Waidhaus in Baiern 
(beide Orte eingefchloffen) ein» und wieder ausgehen, vom Gentner . . 4 Sgr. 

C. von Vieh, welches auf den vorftehend unter B bezeichneten Straßen durd- 
geführt wird, fo wie von demjenigen, welches 

1) auf der linfen Rheinſeite ein- und wieder ausgeht, und 

2) auf der linfen Rheinfeite nördlih von Saarbrüden eingeht und über bie 
füdlihe Grenzlinie zwiſchen Neuburg am Rhein und Mittenwald in Baiern (diefen 
Ort eingefchloffen) wieder ausgeht, oder umgefehrt, und zwar: 
von Pferden, Maultbieren, Efeln, Ochfen u. Zuchtſtieren, — a ne. ‚Stüd. 
von Säugefüllen, Schweinen und Scaafvieh . 


IN. Abſchnitt. 


Bei der Durchfuhr auf Straßen, welche das Vereinsgebiet auf kurzen Strecken 
durchſchneiden und für welche die örtlichen Verhältniſſe eine weitere Ermäßigung 
der Durchgangsgefälle oder deren Verwandlung in eine nach Pferdesladungen zu 
entrichtende Gontrolleaebühr erfordern, werden die oberſten Finanzbehörden der 
betheiligten Regierungen ſolche Ermäßigungen anordnen und zur allgemeinen 
Kunde bringen laflen. 


Vierte Abtheilung. 


Hinfihts der Sciffahrtsabgaben bei dem Transport von Waaren auf der 
Elbe, der Weſer, dem Rhein und deſſen Nebenflüſſen (Moſel, Main und Neckar) 
bewendet es im Allgemeinen bei den in der wiener Congreßacte enthaltenen Be— 
ſtimmungen, oder den auf den Grund derſelben über die Schiffahrt auf einzelnen 
dieſer Ströme bereits abgeſchloſſenen Uebereinkünften. 


Fünfte Abtheilung. 
Allgemeine Beſtimmungen. 


I. Der dem Tarif zu Grunde liegende, mit den in den Großherzogthümern 
Baden und Heſſen allgemein eingeführten Gewichten übereinftimmende Gentner, 
der Zoll-Gentner, ilt in hundert Pfunde getheilt, und es find von dieſen 

30ll-Pfunden: 

9350 — 1000 preußifchen (kurheſſiſchen) Pfunden, 
1120 — 1000 baierifhen Pfunden, 
2000 — 1000 rheinbaierifhen Kilogrammen, 
935% — 1000 württembergifhen Pfunden, 
933 %ıo — 1000 ſächſiſchen (Dresdner) Pfunden. 
Demnach find gleich zu achten: 
3011-Pfunde: 
14 — 15 preußifchen (kurheſſiſchen) Pfunden, 
28 — 25 baierifchen Pfunden, 
2 — 1 rheinbaierifhen Kilogramm, 
14 = 15 mwürttembergifchen la 

14 — 15 ſächſiſchen (Dresdner) Pfunden; und 
30ll-Eentner: 

36 — 35 preußifchen (kurheſſiſchen) Centnern zu 110 Pfunden, 

28 — 25 baierifhen Centnern zu 100 Pfunden, 

2 — 1 rheinbairifhen Quintal au 100 Kilogrammen, 

36 — 37 mwürttembergifchen Gentnern zu 104 Pfunden, 

36 — 35 ſächſiſchen (dresdner) Gentnern zu 110 Pfunden. 


663 


VII. a) Bei Nebenzollämtern erfter Claſſe können Gegenftände, von welden 
die Gefälle nicht über Fünf Ihaler oder 8% Gulden vom Gentner betragen, 
in unbefchränfter Menge eingehen. 

Höher belegte Gegenftände dürfen nur dann über folhe Aemter eingeführt 
werden, wenn die Gefälle won dergleichen auf einmal eingehenden Waaren 
den Betrag von funfzig Thalern oder 87% Gulden nicht überfteigen. 

Den Ausgangszoll fünnen Nebenzollämter erfter Claſſe ohne Beihränfung 
binfihtlih des Betrages erheben. 

bh) Bei Nebenämtern zweiter Elaffe kann Getreide in unbefchränkter Menge eingehen. 

Waaren, welde mit geringeren Süßen, als ſechs Thalern oder 10, Gulden 
vom Zentner belegt find, und Vieh dürfen über Neben-Zollämter zweiter Claſſe 
in Mengen eingeführt werden, von welchen die Gefälle für die ganze Waaren- 
ladung oder den ganzen Vieh- Transport den Betrag von zehn Thalern oder 
17% Gulden nicht überfteigen. 

Der Eingang von höher belegten Gegenftänden ift aber nur in Mengen 
von höchſtens zehn Pfund im Einzelnen über ſolche Nebenämter zuläſſig, mit 
der Maaßgabe, daß auch die Gefülle von den, in einem Transport eingehenden 
Waaren, folder Art den Betrag von zehn Thalern oder 17% Guldeu nicht 
überfteigen dürfen. 

Den Ausgangszoll fünnen Nebenzollämter zweiter Claffe bis zum Betrage 
von zehn Thalern oder 174 Gulden erheben. 

c) In foweit Nebenzollämter von der betreffenden oberften Finanzbehörde ermei- 
terte Abfertigungsbefugniffe erhalten, werden darüber geeignete Bekannt— 
madungen ergeben. 

Die Gefälle müffen bei den Nebenzollämtern fogleich erlegt werden, in 
fofern diefelben nicht ausnahmsmweife zur Ertheilung von Begleitfcheinen er- 
mäctigt werden. 

IX. Es bleiben bei der Abgabenerhebung außer Betracht und werden nicht 
verfteuert: alle Wanrenquantitäten unter Yıoo- des Centners. — Gefällebeträge von 
weniger als ſechs Silberpfennigen oder einem Kreuzer werden überhaupt nicht 
erhoben. In beiderlei Beziehungen bleiben im Falle des Mißbrauchs örtliche 
Befchränfungen vorbehalten. 

X. Sinfihtlih des Verbältniffes, nad welchem die Gold- und Silbermünzen 
der ſämmtlichen Vereinsftaaten — mit Ausnahme der Scheidemünge — bei Ent- 
rihtung der Eingangs -, Ausgangs- und Durchgangs- Abgaben anzunehmen fint, 
wird auf die befonderen Kundmachungen verwiejen. 

Sansfouci, den 10. Detober 1845. 


38. Grläuterungen zum Zoll-Tarife. 


a. Allerhöchſte Cabinetsorbre vom 10, October 1845, die erböbten Zolfäge für einige 
Maarenartifel betreffend. 


Auf Ihren Bericht vom 9. d. M. und in Gemäßheit des von den Regierungen 
des Zollvereing genommenen Beſchluſſes beftimme Jh, daß für die nachitehend 
genannten Waarenartikel folgende Eingangs-Jollſätze, nämlich: 

1) für Waaren aus Gold oder Silber, feinen Metallgemifhen, Metall - Bronce 
(echt vergoldet), echten Perlen, Gorallen oder Steinen gefertigt, oder mit Gold 
oder Silber belegt; ferner Waaren aus vorgenannten Stoffen in Verbindung 
mit Mabafter, Bernftein, Elfenbein, Perlmutter, Scildpatt und unechten 
Steinen; feine Parfümerien, mie folche in Heinen Gläſern, Kruken ꝛc. im 
Salanteriehandel und ale Galanteriemwaaren geführt werden; Stußubren mit 
Ausnahme derer in bölgernen Gehäufen; Kronleuchter mit Bronce, Gold» oder 
Silberblatt; Fächer; künftliche Blumen und zugerihtete Schmudfedern (Po— 
fition 20 des Zolltarifs) pro Centner 100 Thlr. (175 Al); 

2) für lederne Handſchuhe (Pofition 21 d des Zolltarifs) pro Etr. 44 Thlr. (77 Al); 

3) für Franzbranntwein (Pofition 25 b des Zolltarifs) pro Etr. 16 Thlr. (28 Fl.) und 

4) für Papiertapeten (Pofition 27 d des Zolltarifs) pro Ctr. 20 Thlr. (35 Fl.) vom 
1. Januar 1846 ab, einftweilen und bis auf mweitere Beftimmung an die Stelle 
der in dem heute von Mir vollzogenen Zolltarife für die Jahre 1846, 1847 
und 1848 vorgefchriebenen Zollfäße treten follen. — Sie haben diefen Meinen 
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Befehl gleichzeitig mit dem ebengedachten Zolltarife durd die Gefeg-Sammlung 
zur öffentliben Hunde zu bringen. 
Sansfouri, den 10. October 1845. 


b. Allerhöchſte Cabinetsorbre vom 28. October 1846, betreffend einige Abänberungen bes 
Zolltarifd für die Jahre 1846—48. 


Auf Ihren Bericht vom 24. d. M. beftimme Ich, daß 
I. in Gemäßheit der unter den Regierungen der Jollvereins- Staaten ge» 
troffenen Vereinbarungen, an die Stelle der Pofitionen 2a, 2b 1, 5h und 22 
der Zweiten Abtheilung des Zolltarifs vom 10. October 1845 die folgenden 
Beftimmungen treten follen: 




















> — —— u 
= : R- Rab * 8 Fir Tara wird ver. 
3 Gegenſtände. —S | Beim gütet dom Gentaer 
2 (ung. | Ein- | Aus- sutte-Demidt : 
—— — gaug gang. zZ 
| Fe. u. 
2| a) Robe Baumwolle -. » . 2 2 2 2 2. FH Er | frei & 
b) Baummollengarn, ungemifcht oder gemifcht mit 
Molle oder Yeinen: | 
1) ungebleichtes, ein- und zweibräbtiges und {181m Bäffernu. Riten 
Matten 2 2 2 2 2 2 en. Hit 3 | — [Fıninhorsen. 
Tin Ballen. 
51 h) Farbebölger 
| 1) in Böden . 2 2 2 2 2... Fl | frei $ 
| 2) gemablen ober geraepeli . -. -» ... 1Ctk. | % 
22 Leinengarn, Leinwand und andere Leinen: 
waaren: 
a) Robes Garn 
1) Mafhinengeipinnft . » 2 1Ctr. 2 288 
2) Handgeſpinnſt. 1Cit. % 
b) Gebleichtes oder gefärbtes Garn.. 1Ctr. 3 — kW in Kiſten. 
co) Zwin. —411GCtr. 4 — tl in Ballen 
d) Graue Padleinwand und Sealud . . 1Ctr. 3 | — u 
e) Robe (unappretirte) Leinwand, rober Zwillich 
und Drillich ER A EEE r- —— 
Ausnahme. Rohe, ungebleichte Leinwand geht 
frei ein: | 
aa) in Preußen: 
auf den Grenzlinien von Leobſchütz bis SGeibenberg N 
in der Ober-Yaufp, von Heiligenitabt bis Nord- | 
baufen und von Herftelle bis Anholt nab Blei— 
chereien oder Yeinwandmärften., 
bb) in Sachſen: | 
auf der Girenzlinie von Oſtriß bis Schandau auf 
Erlau bnißſcheine. 
cc) in Rurheſſen: 
auf Erlaubnißſcheine nach Vleichereien oder Märkten. 
1) Gebleichte, gefärbte, georudte oder in anderer 
Art zugerichtete (appretirte) auch aus gebleich⸗ 
tem Garn gewebte Yeinwand, gebleichter ober 
in anderer Urt zugerichteter Zwillich und 
Dritlich, rohes und gebleichtes, auch verarbei- | 
tetes Zilch-, Bett» und Handtücherzeug, leinene j 19. im Aftn. 
Kittel, auch neue Yeibtwäihe - -» - . + +,,1E.1 20 | — 9 in Körben. 
: £ , | 6 in Ballen. 
g) Bänder, Battift, Borten, Franſen, Sage, Nam 
meriuch, gewebte Kanten, Schnüre, Strumpf- 
| woaren, Sefpinnite und Zreflenwaaren aus 
Metaltfäden und Leinen, jedoch außer Ber- 
bindung mit Eifen, Glas, Holz, Leder, Mei- 13 im iften 
ng und Stahl — —— 1Ctr. 30 — Kür In rag 
| äwienfpigen ee - —JJJ 
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II. Den in der dritten Abtheilung des Zolltarifs vom 10. October 1845 
im Abſchnitte I unter Nr. 7 genannten Gegenftänden, welde bei der Durchfuhr 
auf den in dem gedachten Abjchnitte bezeichneten Straßen einem Durdgangs- 
zolle von 5 Silbergr. für den Gentner unterliegen, ſoll der Artikel „Talg“ 
binzutreten. 

Sie haben diefen Meinen en welcher mit dem 1. Januar f. 9. in Wirk— 
famfeit zu fegen ijt, durch die Gejepfammlung befannt zu madhen und das danach 
weiter Erforderlihe anzuordnen. 

Sansſouci, den 28. October 1846. 


c. Allerhöchſte Gabinetsorbre vom 3. Mai 1847, betreffend die Ermäßigung des Gingange- 
zolles für Del in Fäffern. 


Auf Ihren Bericht vom 27. v. M. beftimme Ich im Einverftänpnif 
mit den Negierungen der anderen Zollvereinsftaaten, daß für Del, in Fäffern 
eingebend (Pofition II. 26. des Zolltarifs vom 10. October 1845) vom 1. 
Juli dv. I. ab eine Ermäßigung des Eingangszolld von 1 Thlr. 20 Sar. 
auf 1 Thlr. 10 Sgr. für den Centner eintreten foll. 

Diefer Mein Befehl ift durch die Gefeg- Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 

Berlin, den 3. Mai 1847. 


d. Allerböhfter Erlaß vom 3. Mär; 1849, betreffend die Abänderung tes Zolltarifs für bie 
Jahre 1846—48 binfichtlih des Gingangszolles auf ungereinigte Soda. 


In Folge der unter den Regierungen der zum Zollverein gehörigen 
Länder getroffenen Uebereinfunft, beftiimme Ich unter Vorbehalt der unge: 
ſäumt einzubolenden Genehmigung der Kammern auf den Bericht des Staate- 
minifteriums vom 3. d. M., daß die in der Anmerkung zu Nr. 5. d. ver 
zweiten Abtbeilung des nad Meinem Erlaß vom 8. November v. J. vom 
1. Januar d. 3. an bie auf Weiteres in Kraft gebliebenen Zolltarifs für 
die Jahre 1846—48 bejtimmte Ausnabme, nad welcher ungereinigte — 
unter 30 Procent reines waflerfreies Natron enthaltende — Soda beim 
Eingange über die preußifche Seegrenze, fowie in Preußen, Sadıfen und 
Kurbefien bei dem Eingange auf Flüffen, und in Sachſen auf der Land— 
grenze, zu dem ermäßigten Zollfage von 7% gr. eingeht, vom 1. Mai 
vd. I. an für die Zeit der Gültigkeit des gedachten Zolltarifs mwegfalle, und 
fomit alle ungereinigte Soda glei ver gereinigten dem unter Nr. 5. d. 
der zweiten Abtheilung des Zolltarifs feftgeiegten Cingangszollfage von 
1 Ihr. für den Centner unterworfen werpe. 

Charlottenburg, den 3. März 1849, 


e. Verordnung, die Ermäßigung des Eingangszolles für Reis und die Aufhebung des Fin- 
gangezolles und Feſtſetzung eines Aug en für benaturirtes Baumöl betreffend. 
12, Juni 1851. 


$. 1. Die Beftimmungen der Pofition 25. s. und der Anmerkung |. 
zur Pofition 26. der zweiten Abtheilung des nad Unferer Verordnung vom 
8. November 1848, vom 1. Januar 1849 an bis auf Weiteres in Kraft 
gebliebenen Zolltarifs für die Jahre 1846 bis 1848, werden dabin ab- 
geändert, daß 

1) Reis, und zwar a) geſchälter dem Eingangszolle von 1 Thlr., b) 
ungefchälter dem ingangszolle von 20 Sgr. für den Centner Brutto: 
Gewicht unterliegt, und 

2) Baumöl in Fäffern eingeben, wenn bei der Abfertigung auf den 
Eentner ein Pfund Terpentinöl zugefegt worden, vom Gingangszolle frei 
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bleibt, bei der Ausfuhr dagegen einem Ausgangszolle von 5 Ser. für ven 
Centner unterworfen ift. 
> 2. Diefe Abänderungen treten mit dem 1. Auguft d. I. in Wirk: 
amfeit. 

$. 3. Unſer Sinanzminifter wird mit der Ausführung diefer Verord- 
nung beauftragt. 

Urfundlid unter Unferer höchſteigenhändigen Unterjchrift und beige- 
drudtem föniglichen Infiegel. 

Gegeben Sansſouci, den 12. Juni 1851. 


f. Berorbnung wegen Abänderung bed Zolltarifd. 21. Juli 1851. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ꝛc. ꝛc. 
Nachdem die Regierungen der zum Zollvereine gehörenden Staaten 
übereingefommen find, den für die Jahre 1846, 1847 und 1848 erlaffenen 
Zolltarif und die denjelben ergänzenden Erlafje, weldye in Gemäßheit Unferes 
Erlafjes vom 8. November 1848 bis auf Weiteres in Kraft bleiben, in 
einzelnen Beftimmungen abzuändern und weiter zu ergänzen, jo verorbnen 
Wir, unter Borbehalt der Genehmigung der Kammern, auf den Antrag 
Unferes Staatsminifteriums, was folgt: 
$. 1. Bom 1. October 1851 an treten folgende Abänderungen und 
Zufäge zu dem Zolltarif für die Fahre 1846, 1847 und 1848 und zu den 
denfelben ergänzenden Erlaffen bis auf Weiteres in Wirffamfeit. 


Erfte Abteilung des Tarife. 


Den Gegenftänden, melde Feiner Abgabe unterworfen find, 
treten folgende, bisher in dem Tarife nicht namentlicd aufgeführte Artikel 
binzu: Eifenroftwafler, Moos, Erpnüffe (Erppiftazien), Kupferafche, Streu⸗ 
laub und Kleie, 

Außerdem werben folgende, vermalen in der zweiten Abtheilung des 
Tarifs ſtehende Artifel der erften Abtheilung zugewiefen, mithin von jeder 
Abgabe befreit: aus I. Pof. 5. lit. f. gelbe, grüne, rothe Farbenerde, 
Braunroth, rohe Kreide, Oder, Notbftein, Umbra, rober Flußſpath in 
Stüden; — aus II. Pof. 5. Hit. g.3. Flechten; — aus II. Pol. 5. lit. k. 
MWeinftein; — aus IL Pof. 16. gebrannter Half und Gips; — aus II, Pof. 
33, lit. a. Bruchfteine und bebauene Steine aller Art, Mübhlfteine (mit 
Ausschluß der mit eilernen Reifen verfehenen), grobe Schleif- und Wetzſteine, 
Tuffteine, Trap, Ziegel- und Badfteine aller Art, beim Transporte zu 
Waſſer, au beim Landtransporte, wenn die Steine nad einer Ablage zum 
Verſchiffen beftimmt find. 


Zweite Abtheilung des Tarife. 


Bei den Gegenftänden, welche bei der Einfuhr oder bei der Ausfuhr 

einer Abgabe unterworfen find, treten folgende Aenderungen ein: 
A. In den Zollfäßen. 

I. Bom Ausgangszolle bleiben frei: Knochen, ſeewärts von der ruffi- 
hen bis zur medlenburgifhen Grenze ausgehend (Poſ. 1. Abfälle ıc.). 

1, Bon folgenden, bisher in dem Tarife nicht namentlich aufgeführten 
Artifeln find die beigefügten Ein- oder Ausgangs-Zollfäge zu erheben, 
und zwar von: 

1) Grünfpan, raffinirtem Cdeftillirtem, erpftallifirtem) oder gemablenem, 
beim Eingange 4 Thlr. oder 1 81. 45 Sr. vom Centner (Pof. 5. Dro- 
guerie- ıc. Waaren); 

2) Altanna; Alfermes; Avignonbeeren; Berberisholz; Berberiswurzeln; 


672 


Catechu (japaniſche Erde); Eitronenfaft in Fäſſern; Codenille; Derbyipatb; 
Elephanten- und anderen Thierzähnen; Färberginfter; Färbe- und Gerbe- 
wurzeln, nicht befonders genannten; Flobfaamen; Fraueneis (Gipsfpatb); 
Gummi arabicum; Gummi fenegal; Gutta percha, roher ungereinigter; 
Hornplatten; Indigo; Kino; Knocenplatten, rohen blos gefchnittenen; Kokos— 
nüſſen; Yac dye; Merrichaum., robem; Mufchelichalen; Drlean; Perlmutter- 
fhalen; Rohr, fpanifchem, oftindifchen, marfeiller; Prefferrobr; Stublrobr; 
Salep; Schilpfrötenfhalen, roben; Tragant; Wallfiſchbarden (robes Fiſch— 
bein), nur beim Ausgange 5 Sgr. oder 17', Kr. vom Eentner (Pof. 5. 
Drogueries ıc. Waaren); 

3) Gutta percha, mehr oder weniger gereinigter, beim Eingange 6 Tblr. 
oder 10 Fl. 30 Kr. vom Centner (Pof. 21. Leder ꝛc.). 

IM. Bon nachfolgenden Artifeln find, anftatt der bisherigen Ein- oder 
Ausgangs -Zollfäge, oder anftatt beider, vie beigefügten Säge zu erbeben, 
und zwar von: 

1) Roher Baumwolle, beim Ausgange 5 Egr. over 17Y, Kr. vom 
Eentner (Pof. 2. Baummolle 2c.); 

2) Mennige, zur Weißglas-Fabrication auf Erlaubnißfcheine eingeben, 
ein BViertheil der tarifmäßigen Eingangs- Abgabe (Pof. 5. Drogueries ꝛc. 
Waaren); 

3) Krapp, beim Eingange 2"/, Sgr. oder 8%, Sr. vom Centner 
(Pol. 5. Droguerie- ıc. Waaren); 

4) Pott: Maid») Aſche, beim Eingange 5 Sgr. oder 17'/, Kr. vom 
Eentner (Pol. 5. Droguerier ꝛc. Waaren); 

5) Farbehölzern: 4) in Blöden, beim Ausgange 2%, Sgr. oder 8°, 
Kr. vom Gentnerz; 2) gemahlen oder geraspelt, beim Eingange 5 Sgr. oder 
17%, Kr. vom Gentner (Pol, 5. Droguerie- ꝛc. Waaren); 

6) Aloe; Galläpfeln; Harzen aller Gattung, europäifchen und außer: 
europäifchen, roh oder gereinigt; Kreuzbeeren; Kurkume; QDuereitron; 
Caflor; Salpeter, gereinigtem und ungereinigtem; falpeterfaurem Natron; 
Sumach; Terpentin; Waid; Wau, beim Ausgange 2", Sgr. oder 8%, Kr. 
vom Bentner (Pof. 5. Drogueries ıc. Waaren); 

7) Buchsbaum; Cedernholz; Korkholz; Pockholz; Gummi elafticum, in 
der urſprünglichen Form von Schuhen, Flaſchen u, ſ. w.; Hölzern, außer— 
europäiſchen, für Drechsler, Tiſchler ꝛc. in Blöcken und Bohlen, beim Aus— 
gange 5 Sgr. over 17', Kr. vom Centner (Poſ. 5. Drognerie- ꝛc. Waaren); 

8) Getreide und Hülfenfrüchten, auf der ſächſiſch-böhmiſchen Grenze 
bei dem Transporte zu Lande eingehend, a) linfs der Elbe, dieſe ausge: 
ſchloſſen: 1) von Weizen, Spelz oder Dinfel 2 Sgr. vom dresdener Scheftel, 
2) von Noggen, Gerfte, Hafer, Bohnen, Erbjen, Dirfe, Linſen, Heidekorn 
und Widen Sgr. vom dreödener Sceffel; b) rechts der Elbe, viele 
ausgeſchloſſen: 1) von Weizen, Spelz oder Dinfel 2 Egr. vom Dresdener 
Scyeffel, 2) von Roggen, Gerfte, Bohnen, Erbfen, Hirfe, Yinfen und Widen 
1 Sgr. vom dresdener Scheffel, 3) von Hafer und Heideforn '", Spr. vom 
dresdener Scheffel (Poſ. 9. Getreide ꝛc. Anmerkung 2.); 

9) Holz in gefchnittenen Fournieren, ohne Unterſchied des Urſprungs, 
ſowohl beim Wajfer- als beim Yandtransporte, beim Eingange 1 Tbir. oder 
1 51. 45 Sir. vom Gentner (Poſ. 12. Holz ꝛc.); 

10) feiner Korb- und Holzflechters Arbeit ohne Unterfchied, und von 
FHournieren mit eingelegter Arbeit, beim Eingange 10 Thlr. oder 17 El. 
30 Kr. vom Gentner (Pof. 12. Holz 2c.); 

11) Waaren aus Echildpatt, metallenen Häkelnadeln Cobne Griffe) und 
gefaßten Brillen aller Art, beim Eingange 50 Thlr, oder 87 Fl. 30 Ar. 
vom Gentner (Pof. 20. Kurze Waaren ꝛc.); 
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12) Gummiplatten, beim Eingange 6 Thlr. oder 10 Fl. 30 Kr. vom 
Centner (Poſ. 21. Leder 20.); 

13) Gummifabricaten außer Verbindung mit anderen Materialien: a) 
nicht ladirten, beim Eingange 10 Thlr. oder 17 Fl. 30 Kr. vom Eentner, 
b) ladirten, beim Cingange 22 Thlr. oder 38 Fl. 30 Kr. vom Gentner 
(Pof. 21. Leder ꝛc.); 

14) Richten Cole, Wachs-, Wallrath- und Stearinz), beim Eingange 
6 Thlr. oder 10 Fl. 30 Kr. vom Centner (Pof. 23. Fichte ꝛc.); 

15) Cigarren und Schnupftabad, beim Eingange 20 Thlr. oder 35 FI. 
vom Gentner (Pof. 25. Materials ꝛxc. Waaren); 

16) Mühlfteinen mit eifernen Reifen, ohne Unterfchied des Transports, 
— Eingange von einem Stück 3 Thlr. oder 5 Fl. 15 Kr. (Poſ. 33. 

teine) ; 

17) Baſt- und Strobhüten, ohne Unterfchied, beim Eingange 50 Thlr. 
oder 87 Fl. 30 Kr. vom Centner (Pof. 35. Stroh⸗ ı. Waaren); 

18) Wachstafft, beim Eingange 11 Thlr, oder 19 Fl. 15 Kr. vom 
Eentner (Pof. 40. Wachsleinwand ır.). 


B. In den Tarafähen. 
l. An Tara wird bewilligt für: 

1) Bier ꝛc. (Poſ. 25. a.) in Ueberfäſſern, 11 Pfund vom Centner 
Bruttogewicht; 

2) Eigarren (Pol. 25. v. 2. 4.), außer der Tara für die äußere Um— 
ſchließung eine Zufaß-Tara von 12 Pfund, wenn folde in Pappfäftchen 
verpackt ſind; 

3) Zucker, Brod- und Hut-, Candis-, Bruch- oder Lumpen- und 
weißen geſtoßenen Zucker (Poſ. 25. x. 1. a.) in Körben, 7 Pfund vom 
Centner Bruttogewicht. 

Die Tara wird herabgefegt bei: 

Kaffee, robem ꝛc. (Pof. 25. m.) in Ballen und Säden, auf 3 Pfund 

vom Gentner Bruttogewidht. 


C. In der Bezeichnung und Beichreibung der ein» oder ausgangszoll- 

pflihtigen Gegenſtände. 

1) Bei Pol. 4. b., feine Bürftenbinvder= 1. Waaren, und 12. f, 
feine Holzwaaren, find die in Parentbeje ſtehenden Worte: „mit Aus- 
nahme von edlen Metallen, feinen Metallgemifchen, Bronce, Perlmutter, 
echten Perlen, Corallen oder Steinen,” zu erfegen durch folgende Worte: 
„mit Ausnahme von edlen Metallen, feinen Metallgemifchen, echt vergol- 
detem oder verfilbertem Metall, Scilvpatt, Perlmutter, echten Perlen, 
Eorallen oder Steinen).” 

2) Bei Pol. 6. f. 2, grobe Eifen- we. Waaren, ift hinter dem 
Worte „gefirnigt” zugufegen: „verfupfert.“ 

3) Bei Pof. 6. f. 3., feine Eiſen-2c. Waaren, find die in Paren- 
thefe ſtehenden Worte: „mit Ausjchluß der Näh- und Stricknadeln,“ zu er> 
fegen durd: „mit Ausschluß der Nähnadeln, metallenen Stridnadeln, me— 
tallenen Häfelnadeln ohne Griffe).“ 

4) Bei Pof. 20. furze Waaren, Duincaillerien ı., ift der 
Tert folgendermaßen abzuändern: a) im Eingange: „Waaren, ganz oder 
theilweife aus edlen Metallen, aus feinen Metallgemifchen; aus Metall, 
echt vergoldet oder verfilbert; aus Scilopatt, Perlmutter, echten Perlen” 
u. f. w.; fodann b) nad den Worten „unechten Steinen und dergleichen“: 
„feine Galanteries und Duincailleries Waaren (Herren= und Frauenſchmuck, 
Toiletten und fogenannte Nippestiichjachen 2.) aus uneblen Metallen, 
jedoch fein gearbeitet und entweder mehr oder weniger vergoldet oder vers 
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filbert oder auch vernirt, oder in Verbindung mit Alabafter” u. ſ. w.; end— 
lich c) nah dem Worte „Sronleuchter“: „in Verbindung mit echt vergol- 
detem oder verfilbertem Metall; Gold- und Silberblatt (echt oder unecht)“ u. }. w. 

5) Bei Pol. 22., Keinengarn, Leinwand und andere Yeinen- 
waaren, iſt unter e, das Wort „Cunappretirte)“, unter f, das Wort 
„Cappretirte)” zu löfchen. 

6) Bei Pof. 24, Yumpen und andere Abfälle zur Papier: 
Fabrication, tritt hinzu: „auch macerirte Lumpen (Halbzeug).“ 

7) Bei Pof. 25. i. @, frifhe Apfelfinen u. f. w., foll ver leste 
Sa fünftig lauten: „Im Falle der Auszählung bleiben verdorbene unver: 
fteuert, wenn fie in Gegenwart von Beamten weggeworfen werden.“ 

8) Bei Pof. 25. p. Confitüren u. f. w., ift nad den Worten 
„Büchfen und vergleichen“ der Tert abzuändern in: „eingemadte, einge- 
dämpfte oder auch eingefalzene Früchte” u. |. w 

9) Bei Pol. 33., Steine ꝛc., find unter b., Waaren aus Ala— 
bafter ꝛc., die Worte: „unechte Steine in Verbindung mit unedlen Me- 
tallen,” jo wie die ganze Anmerfung 2. zu ftreichen. 

10) Bei Pof. 43. a., grobe Zinnwaaren, ift das Wort: „Löffel“ 
in Wegfall zu bringen, 


Dritte Abtheilung des Tarife. 


1) Die allgemeine Durdgangs- Abgabe (Poſ. 2. und 3.) wird herab— 
gefegt auf 10 Sar. oder 35 Kr. vom Gentner. 

2) Von Heringen find ale Durchgangs-Abgabe nicht mehr ald 3 Zar. 
9 Pf. over 13 Sr. für die Tonne zu erheben. 

3) Die Beftimmungen des I. Abjchnitts unter 10. und 11. gelten aud 
bei dem Eingange des Getreides auf der Warthe und bei dem Ausgange 
über den Hafen von Stettin. 

4) Die im I. und 11. Abfchnitte für die Straße Über Neu-Berun ge- 
troffenen Beftimmungen werden auf die durd die Eifenbabn über Myslowitz 
gebilvete Straße ausgedehnt. 

5) Die in Abfchnitt II. aufgeführten Durchgangs-Abgabenſätze werden 
ermäßigt, wie folgt: unter A. auf 5 Sgr. oder 17", Kr. vom Gentner; 
unter B. 1., 2. und 4. auf 2", Sgr. oder 8%, Kr. vom Centner; unter 
B. 3. auf 1', Ser. oder 4%, Str. vom Eentner. 


Fünfte Abtheilung des Tarifs. 


Die allgemeinen Beitimmungen werden vervollftändigt: 

a) durd den Zufag: „Der Ein-, Aus» und Durdgangs- Zoll wird 
nad denjenigen Tariffägen und Vorjchriften entrichtet, welche an dem Tage 
gültig find, an welchem: 1) die zum Eingange beftimmten Waaren bei der 
competenten Zollftelle zur Berzollung oder zur Abfertigung auf Begleit: 
fchein II. 2) die zum Ausgange beftimmten ausgangszollpflichtigen Waaren 
bei einer zur Erhebung des Ausgangszolles befugten Abfertigungsftelle, 3) 
die zum Durchgange beftimmten Waaren: a) im Falle der unmittelbaren 
Durchfuhr, bei dem Grenzeingangsamte zur Durchfuhr, b) im alle ver 
mittelbaren Durchfuhr, bei dem Niederlageamte zur VBerfendung nad dem 
Auslande angemeldet und zur Abfertigung geftellt werden“; 

b) durch die Abänderung ver Beſtimmung unter IN. d. „Bei Ballen 
von einem Bruttogewichte“ u. f. w. in folgender Weife: „Bei Waaren, für 
welche der Tarif eine vier Pfund überfteigende Tara für Ballen vorfchreibt, 
ift es, wenn Ballen von einem Bruttogewichte über acht Centner zur Ber- 
zollung angemeldet werden, der Wahl des Zollpflichtigen überlaffen, ent: 
weder ſich mit der Taravergütung für acht Gentner zu begnügen oder auf 
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Ermittelung des Nettogewichtes durch Verwiegung anzutragen. Bei baum- 
wollenen und wollenen Geweben (Tarif Abth. U. 2. c. und 41 c.) findet 
diefe Beitimmung ſchon Anwendung, wenn Ballen von einem Bruttoge: 
wichte über ſechs Centner angemeldet werden, vergeftalt, daß dabei nur von 
ſechs Gentnern eine Tara bewilligt wird.“ 

$. 2. Unfer Finanzminifter wird mit der Ausführung diefer Verord— 
nung beauftragt. 

Urfundlih unter Unferer höchſteigenhändigen Unterfchrift und beige: 
drucktem füniglichen Infiegel. 

Gegeben Sangfouei, den 21. Juli 1551. 


39. Webereinfunft wegen Beiteuerung des Nunfelrübenzucere. 8. Mai 1841. 
(S. die Beilage des Vertrags unter 8.) 


40. Münzconvention. 30. Juli 1838, ratificirt 7. Januar 1839, 


Nachdem die fümmtlichen zu dem Zoll und Handelsvereine verbundenen 
Negierungen, in Gemäßbeit der in ven Zollvereinigungs-Verträgen getrof- 
fenen Verabredung, auf die Einführung eines gleihen Münzſyſtems in ihren 
Landen binzumwirfen übereingefommen find, die vorbehaltenen befonveren 
Unterbandlungen hierüber eröffnen zu laffen, jo haben viejelben zu diefem 
Zwede Bevollmächtigte ernannt, von welden, unter dem Borbebalte ver 
Ratification, folgender Vertrag abgeſchloſſen worden ift. 

Art. 1. Als Grundlage des gefammten Münzwefens in den Landen 
der hoben contrabirenden Theile fol in allen Münzftätten einerlei Münzmarf 
angewendet werden, deren Gewicht, mit dem Gewichte der im dem König— 
reiche Preußen und den ſüddeutſchen Staaten des Zoll und Handelsvereins 
bereit3 beftehenden Mark übereinitimmend, auf 233,855 ... Gramme feſtge— 
fest wird. 

Art. 2. Nach viefer gemeinfamen Grundlage foll das Münzmwefen in 
den fämmtlichen Landen der contrabirenden Staaten georpnet werden und 
zwar in der Art, daß, je nachdem darin tie Thaler- und Grofchen- over 
die Gulden- und Kreuzerrechnung bergebradt oder den Verhältniſſen ent- 
fprecbend ift, entweder: der Vierzebntbalerfuß, bei weldem die Marf 
feinen Silbers zu Vierzehn Thalern ausgebradht wird, mit dem Werthe- 
verbältniffe des TIhalers zu 1%, Gulden, oder: der Bier und zwanzig 
und einbalb Guldenfuß, bei weldhem aus der Marf feinen Silberd 
Vier und zwanzig und ein halber Gulven geprägt werden, mit dem Werthe- 
verhältniffe des Gulvens zu ', Thaler, als Landesmünzfuß gelten wird. 

Art. 3. Insbeſondere wird einerfeits in den Föniglid preußischen 
und fäcfifhen, in den Furfürftlich heſſiſchen, großberzoglich ſächſiſchen un 
berzoglich ſachſen-altenburgiſchen Landen, in dem herzoglich jachjenscoburg- 
gothaifchen Herzontbume Gotba, in der fürſtlich ſchwarzburg-rudolſtädti— 
chen Unterberrfchaft, in den fürſtlich ſchwarzburg-ſondershauſenſchen Landen, 
fo wie in ven Yanden der fürftlich reufjifchen ältern und jüngern Linie: ver 
14 Ihalerfuß, andererjeits in den Föniglich baierifchen und württem- 
bergifchen, in den großberzoglich badenſchen und beffiihen, fo wie in den 
berzoglich fachfensmeiningenichen Yanden, in dem berzoglich ſachſen-coburg— 

othaiſchen Fürftentbume Coburg, in dem Herzogthume Naffau, in ver 
ürſtlich ſchwarzburg-rudolſtädtiſchen Oberherrſchaft und in der freien Stadt 
FSranffurt: der 24, Guldenfuß, ausicließlih als Landesmünzfuß fortbe> 
fteben, over, wo ein anderer Yandesmünzfuß befteht, ſpäteſtens mit dem 
1. Januar 1841 eingeführt werben. 
Art. 4. Ein jeder der contrabirenden Staaten wird feine YAusmün- 
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zungen auf ſolche Stüde befchränfen, welche der dem vereinbarten Münzfuße 
Art. 2. u. 3.) entſprechenden Rechnungsweiſe gemäß find. Die Annabme 
gleichförmiger Vorfchriften hierüber bleibt der Verftändigung unter denjenigen 
der contrabirenden Staaten, die fi) zu demfelben Kandesmünzfuße befennen, 
vorbehalten. ’ 

Art. 5. Sämmtliche contrahirende Regierungen verpflichten ſich, bei 
den Ausmünzungen von grober Silbermünze, folglih von Hauptmünzen 
fowohl, als deren Theilftüden — Courantmünzen — ihren Landesmünz— 
fuß Art. 3.) genau innehalten und die möglichite Sorgfalt darauf verwenden 
zu laffen, daß auch die einzelnen Stüde durchaus vollhaltig und vollwichtig 
ausgemünzt werben. Sie vereinigen ſich insbeſondere ‚gegenfeing zu dem 
Grundfage, daß unter dem Vorwande eines fogenannten Nemediums an Dem 
Gehalte oder dem Gewichte ver Münzen nichts gefürit, vielmehr eine Ab- 
weihung von dem ben lesteren zufommenvden Gehalte oder Gewichte nur 
infomweit nachgeſehen werden dürfe, als folche durch die Unerreichbarfeit einer 
abfoluten Genauigfeit bedingt wird. 

Art. 6. Bei der Beftimmung des Feingehalts der Silbermünzen fol 
überall die Probe auf naffem Wege enticheidend fein. 

Art.7. Zur Bermittelung und Erleichterung des gegenfeitigen Verkehrs 
unter den contrabirenden Staaten foll eine, ven beiden im Art. 2. gedachten 
Münzfüßen entfprechende gemeinſchaftliche Hauptjilbermünze — Vereins— 
münze — zu einem Siebentheile der Mark feinen Silbers ausgeprägt 
werden, welche ſonach den Werth von 2 Thalern oder 3'4 Gulden erhalten 
wird und zu dieſem Werthe im ganzem Umfange der contrahirenden Staaten, 
bei allen Staats-, Gemeinde-, Stiftungs- und andern Öffentlichen Caſſen, 
fo wie im Privatverfehr, namentlich auch bei Wechfelzahlungen, unbefchränft 
Gültigfeit, gleich den eignen Landesmünzen, haben joll. 

Art. 8 Das Pikhungsverhäftni der Vereinsmünge wird auf neun 
Zehntheile Silber und ein Zehntheil Kupfer feftgefest. Es werden demnach 
6° Stüde eine Mark, oder 63 Stüde zehn Mark wiegen. Die Abwei— 
hung im Mehr oder Weniger darf, unter Fefthaltung des im Art. 5. aner: 
fannten Grundfages, bei dem einzelnen Stüde im Feingehalte ſowohl, als 
im Gewichte, nicht mehr als drei Taufendtbeile betragen. 

Die Vereinsmünze erhält einen Durchmeſſer von 41 Millimetern; fie 
wird im Ringe und mit einem glatten, mit vertiefter Schrift oder Verzie— 
rung verfebenen Rande geprägt. 

Der Revers, auf deſſen möglichfte Uebereinſtimmung von allen Regie: 
rungen Bedacht —— werden wird, muß jedenfalls die Angabe des Theilver— 
hältniffes zur Mark feinen Silbers, dann des Werths in Thalern und Gul- 
den und die ausprüdliche Bezeichnung als Vereinsmünze enthalten. 

Art. 9. Es follen vom 1. Januar 1839 bis dahin 1842 an Vereind- 
münze mindeftene zwei Millionen Stüde, und zwar jährlich zum dritten 
Theile, ausgeprägt werden, und es verpflichtet ſich ein Jeder der contra- 
birenden Staaten, hieran nad dem Maaßſtabe feiner Bevölferung Antheil 
zu nehmen. 

‚ Die ferneren Ausprägungen von Vereinsmünzen nad Ablauf des vor- 
beftimmten Zeitraums follen, fofern darüber eine anderweite Vereinbarung 
nicht erfolgt, in dem Maaße fortgefeßt werden, daß innerhalb jedesmaliger 
vier Jahre mindeftens ebenfalls zwei Millionen Stüde, unter Aufrechtbal: 
tung des angenommenen Bertheilungsmansftabes, ausgeprägt werben. 

Ueber die erfolgten Ausprägungen werden die contrabirenden Regie: 
rungen am Schluffe jeves Jahres ſich gegenfeitig Nachweiſung zugehen laſſen. 

Art. 10. Die contrahirenden —— werden die neu ausgege— 
benen Vereinsmünzen gegenſeitig von Zeit zu Zeit in Bezug auf ihren Fein— 
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gehalt und auf ihr Gewicht prüfen laffen und von ven Ausftellungen, vie 
fi) dabei etwa ergeben, einander Mittheilung machen. Für den unerwar: 
teten Fall, daß die Ausmünzung der Einen oder der Andern der betheiligten 
Regierungen im Feingehalte oder im Gewichte den vertragsmäßigen Beſtim— 
mungen nicht entiprechend befunden würde, übernimmt viejelbe die Verbind— 
lichfeit, entweder fofort, oder nich vorangegangener fchiedsrichterlicher Ent: 
Scheidung, ſämmtliche von ihr geprägte Vereinsmünzen desjenigen Jahrgangs, 
welchem vie fehlerhafte Ausmünzung angehört, wird einzuziehen. 

Art. 11. Sämmtliche contrahirende Staaten verpflichten ſich, ihre eignen 
groben Silbermünzen niemals gegen den ihnen beigelegten Werth herabzus 
fegen, aud eine Außercursſetzung verfelben anders nicht eintreten zu laffen, 
als nachvem eine Einlöfungsfrift von mindeftens vier Wochen feftgefegt und 
wenigſtens drei Monate vor ihrem Ablaufe öffentlich befannt gemadt worden 
ift. Die Feftftellung des Werthverhältniſſes, nad welchem zum Behufe des 
Ueberganges zu dem neuen Landesmünzfuße (Art. 3.) die Münzen des bie- 
berigen Landesmünzfußes eingelöft, oder in Umlauf gelaffen werden follen, 
bleibt jedoch einer jeden betbeiligten Regierung vorbehalten. 

Nicht minder macht jeder Staat fih verbindlich, die Eingangs gedachten 
Münzen, einfchließlich der von ihm ausgeprägten Bereinsmüngen, wenn dies 
felben in Folge längerer Circulation und Abnutzung eine erhebliche Vermin— 
derung des ihnen urſprünglich zukommenden Metallwertbs erlitten haben, 
allmäblig zum Einfchmelgen einzuziehen, und vergleichen abgenugte Stüde 
auch dann, wenn das Gepräge unveutlich geworben, ftet3 für voll zu dem— 
jenigen Werthe, zu welchem fie, nach der von ihm getroffenen Beftimmung, 
ee im Umlaufe find, vder fünftig werden in Umlauf gefegt werben, 
bei allen feinen Caſſen anzunehmen. 

Art. 12. Es bleibt vorbehalten, zu Zahlungen im fleinen Berfehre 
und zur Ausgleihung, Fleinere Münze nad einem leichtern Münzfuße, als 
dem Landesmünzfuße (Art. 2. und 3.), in einem dem legtern entiprechenden 
Nennwertbe, als Scheidemünze prägen zu laffen. Sämmtliche contras 
birende Staaten verpflichten fidh aber, nicht mehr Scheivemünge in Umlauf 
zu fegen, als zu obigem Zwede für das Bedürfniß des eignen Landes ers 
forverlih ift. Ste werden aud nad Thunlichkeit darauf binwirfen, daß die 
gegenwärtig im Umlaufe befindliche Scheivemünge auf jenes Maaf zurück— 
gerührt und fodann Niemand genöthigt werde, eine Zahlung, welche ven Werth 
der Fleinften groben Münze (Art. 5.) erreicht, in Scheivemünge anzunehmen. 

Art. 13. Jeder contrabirende Staat macht ſich ferner verbindlich: 
a) feine eigne Silberfcheivemünge niemals gegen den ihr beigelegten Werth 
herunter zu fegen, auch eine Außercursſetzung derfelben nur dann eintreten 
zu laffen, wenn eine Einlöfungsfrift von mindeftens vier Wochen feftgefest, 
und wenigftens drei Monate vor ihrem Ablaufe öffentlih befannt gemacht 
worden ift, b) diefelbe, wenn in Folge längerer Circulation und Abnugung 
das Gepräge undeutlich geworden ift, nach demjenigen Werthe, zu welchem 
fie nad der von ihm getroffenen Beftimmung gegenwärtig im Umlaufe ift, 
oder fünftig wird in Umlauf gejegt werden, allmählig zum Einſchmelzen 
einzuzieben, auch nad) dem nämlidhen Werthe, c) feine Silberſcheidemünze 
aller Art in näher zu bezeichnenden Caſſen auf Verlangen gegen grobe, in 
feinen Landen cursfähige Münze, umzuwechſeln. Die zum Umwechſeln be— 
ftimmte Summe darf jedoch nicht unter Einhundert Thalern, beziehungsmweife 
Einhundert Gulden, betragen. 

Art. 14. Dur gegenwärtigen Vertrag foll an den Beltimmungen ber 
Münz-Eonvention d. d. Münden, ven 25. Auguft 1837, und ver befonvdern 
Uebereinfunft über die Scheivemünzge von demfelben Datum nichts ges 
ändert werben, 
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Art. 15. Die contrabirenden Staaten werden alle Gefege und Wer: 
ordnungen, welde zur Ordnung des Münzweſens im Sinne der gegenwär— 
tigen Convention ergehen werden, ingleichen die zu deren Ausführung unter 
Einzelnen von ihnen etwa zu Stande kommenden Vereinbarungen ſich ein- 
ander mittheilen. 

Art. 16. Sämmtliche Regierungen fihern fich gegenfeitig zu, der Be- 
gehung von Münzverbrechen, es mögen foldye gegen den eigenen Staat oder 
gegen einen andern Vereinsſtaat gerichtet fein, auf das Nachprüdlichfte ent: 
gegen zu wirfen, zu dem Ende alle gejeglichen Mittel in Anwendung zu 
bringen, welche zur Verhütung, Entvedung und Beltrafung derartiger Ver: 
brechen dienen fünnen, auch in dem Falle, wo dabei das Intereſſe einer 
andern DVereinsregierung betbeiligt ift, Die lestere von den gemachten Ent- 
defungen und von dem Ergebniſſe der geführten Unterfuhungen ungefäumt 
zu benachrichtigen. 

Art. 17. Für den Fall, daß andere deutfche Staaten der gegenwär- 
tigen Münz-Convention beizutreten wünfcden, erklären die contrabirenden 
Regierungen fich bereit, diefem Wunſche durch deshalb einzuleitende Ber: 
bandlungen Folge zu geben. 

Art. 18. Die Dauer der gegenwärtigen, vom Tage der Ausmwechjelung 
der Ratificationen an in Kraft tretenden Uebereinfunft wird bis zum Schluſſe 
des Jahres 1858 feftgefegt, und foll diefelbe alsvann, infofern der Nüd- 
tritt von der einen oder der andern Seite nicht erflärt, oder eine anderweite 
Vereinbarung darüber nicht getroffen worden ift, ftilfchweigend von fünf zu 
fünf Jahren als verlängert angefeben werben. 

Es ift aber ein folder Rücktritt nur dann zuläffig, wenn die betreffente 
Negierung ihren Entichluß minvdeftens zwei Jahre vor Ablauf der ausprüd: 
lich feftgefegten oder ftillfhweigend verlängerten Vertragsdauer den übrigen 
mitcontrabirenden Regierungen befannt gemacht bat, worauf ſodann unter 
ſämmilichen Vereinsftaaten unverweilt weitere Verhandlung einzutreten bat, 
um nad Befinden die Veranlaffung der erfolgten Rücdtrittderflärung und 
fomit diefe Erflärung felbit im Wege gemeinfamer BVerftändigung zur Er: 
levigung bringen zu können. 

Gegenwärtige allgemeine Müngeonvention foll alsbald zur Ra— 
tification den boben Gontrabenten vorgelegt und die Auswechjelung der 
Natifications= Urkunden fpäteftens binnen drei Monaten in Dresden be- 
wirft werden. 

Sp geſchehen Dresven, den 30, Juli 1838. 


41. Gabinetsordre vom 26. Scptember 1846, den in den preußifchen Straf: 
gefegen gemachten Unterfchied bei Verbrechen und Vergeben gegen das dies: 
feitige oder fremdberrliche Münzregal betreffend. 


Unter Bezugnahme auf das zwifchen den Staaten des Zollvereins am 
21. October 1545 abgefchloffene Münzcartel und zur Erfüllung der nadı ven 
Artikeln 1 und 4 deſſelben übernommenen Berpflichtungen, beftimme Ach, 
daß für die Dauer des gedachten Münzcarteld in Beziehung auf diejenigen 
Staaten, mit welden lesteres abgeſchloſſen ift, der in den preußifchen Straf: 
gefegen gemachte Unterfchied zwifchen inländiihem und ausländifchem gepräg— 
ten und Papiergelde, fowie zwifchen inländischen und ausländischen Papieren 
der im Artifel 4 des Müngzcarteld bezeichneten Art wegfallen und ein gegen 
dag Münzregal eines ver vorgedachten Staaten gerichtetes oder an den 
bezeichneten Papieren eines vieler Staaten begangenes Berbredien oder 
Vergeben eines dieſſeitigen ar eben fo beftraft werden foll, ala 
wenn dafjelbe gegen das dieffeitige Münzregal gerichtet over an inländijchen 
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gleichartigen Papieren begangen wäre. Diefer Mein Befehl iſt gleichzeitig 
mit dem Münzcartel vom 21. Detober 1845 durd die Geſetzſammlung zur 
öffentlichen Kenntniß zu bringen. 

Breslau, ven 26. September 1846, 


Münzcartel unter den zum Zollvereine verbundenen Staaten. 21. October 1845, 
ratificirt 18. Juni 1846. 


Nachdem die zum Zolle und Handelsvereine verbundenen Regierungen 
als wünfchenswertb erfannt baben, zur WVervollftindigung der allgemeinen 
Münz Convention vom 30. Juli 1835 und zu gegenfjeitig wirffamerem 
Schuse ihres Münzregals, ein Münzcartel abzufchliegen, fo find zu dieſem 
Zwede Bevollmächtigte ernannt, welche, unter dem Vorbehalte der Ratifi— 
cation, folgendes Münzcartel abgefchloffen haben: 

Art. 1. Die contrabirenden Staaten verpflichten fich, ihre Angehörigen 
wegen eines, gegen Das Münzregal eines anderen Vereinsſtaates — fei es in 
Bezug auf die von demfelben geprägten Münzen, over in Bezug auf das von 
ihm ausgegebene Papiergeld — unternommenen oder begangenen Verbrechens 
oder Vergebens, oder wegen der Theilnahme an einem folchen Verbrechen 
oder Vergeben, eben fo zur Unterfuchung zu ziehen und mit gleicher Strafe 
zu belegen, ale wenn das Verbrechen oder Bergehen gegen das eigene Münz— 
regal gerichtet wäre. 

Art. 2. Die contrabirenden Staaten übernehmen ferner die Verpflich- 
tung, die in ihrem Gebiete fich aufbaltenden Fremden, von welchen ein 
foldyes Verbrechen oder Vergeben gegen das Münzregal eines anderen 
Vereinsftaates unternommen oder begangen worden, oder welche an dieſem 
Verbrechen over Vergeben Theil genommen haben, auf Reauifition des 
betbeiligten Staates an deſſen Gerichte auszuliefern; mit der Maaßgabe 
jedoch, das, im Falle dergleichen Individuen Angehörige eines dritten der 
contrabirenren Staaten find, der legtere vorzugsweife berechtigt bleibt, die 
Auslieferung zu verlangen, und deshalb aud von dem requirirten Staate 
zunächſt zur Erflärung über vie Ausübung dieſes Nechtes aufzufordern ift. 

Art. 3. Die im Artifel 2 ausgefprochene Verpflichtung zur Ausliefe: 
rung joll nicht eintreten, wenn der Staat, in deſſen Gebiete ein folder 
fremder fich befindet, entweder a) in Gemäßbeit eines zwifchen ibm und 
einem nicht zum Zollvereine gehörigen Staate beftehenven allgemeinen Ber: 
trages Über die gegenfeitige Auslieferung der Verbrecher verpflichtet ift, 
denfelben dahin auszuliefern, oder b) die Unterfuhung und Beftrafung jelbft 
verbängen zu laffen, vorziebt. Im lesteren Kalle foll jedoch die im erſten 
Artikel eingegangene Verpflichtung gleichfalls Anwendung finden. 

Urt. 4. Die contrabirenden Staaten wollen die Beftimmungen ver 
Artifel 1 bis 3 auch auf Verbrechen und Vergehen, weldye vie betrügliche 
Nachahmung over die Verfälfchung der von einem von ihnen ausgeftellten 
Staatsfchulpfcheine und zum öffentlichen Umlaufe beftimmten Papiere, ſowie 
der von anderen Inftituten, Nationalbanfen oder Gefellfchaften mit landes— 
herrlichem Privilegium auf jeden Inhaber ausgefertigten Grevitpapiere zum 
Segenftande haben, over die wiſſentlich oder aus gewinnfüchtiger Abficht 
unternommene Verbreitung folcher unecten Papiere betreffen, in der Art 
ausgedehnt wiſſen, daß bei ver Beltrafung folder Verbrechen und Vergeben 
zwiſchen inländifchen Papieren und gleichartigen Papieren aus einem anderen 
Vereinslande ein Unterfchied nicht gemacht werden, auch binfichtlich der Unter— 
ſuchung oder Auslieferung dasjenige Anwendung finden foll, was vorftehend 
für Münzverbrecben vereinbart worden ift. 

Art. 5. Das gegenwärtige Münzcartel, das vom Tage der Ratifi- 
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cationg-Auswechfelung an in Kraft tritt, fol fo lange, als die allgemeine Münz- 
Convention vom 30. Juli 1838 beftehen wird, in Wirkfamfeit bleiben. 

Es fol alsbald zur Natification vorgelegt und die Auswechfelung ver 
Ratifications-⸗Urkunden foll binnen drei Monaten in Earlöruhe bewirkt werden. 


Sp gefchehen Carlsruhe, den 21. October 1845. 


42. Verordnung über das Zollgewicht. 31. October 1839. 


$. 1. Vom 1. Januar 1840 an follen die Berechnung ver Ein-, Aus- 
und Durdgangszölle und die zu diefem Zwede bei den Zollftellen vorfom: 
menden Berwiegungen nad dem in fämmtlichen Zollvereinsftaaten gleich: 
mäßig zur Anwendung fommenden Zolleentner und veffen Unterabtheilungen 
(Zollgewicht) ftattfinden. Die Beftimmung des $. 27. der Anmweifung zur 
Verfertigung der Probemange und Gewidte vom 16. Mai 1816, wonad 
bei allen öffentliben Berhandlungen feine andern als die in dieſer Anmwei- 
fung beftimmten Gewichte angewendet werben follen, wird daher in Betreff 
der Zollerhebung bierdurdy aufgehoben. 

$. 2. Der Zolleentner, welder 100 Zollpfunde enthält, deren jedes 
in 30 Lothe getheilt wird, ift gleich 106 Pfund 28,9155113, Loth preukifch, 
oder ziemlich nahe 106 Pfund 28°, Loth (Einhundert und ſechs 
Pfund und Adt und zwanzig und neun und zwanzig zwei und 
preißigftel Loth) preußiſch. 

Das Zollpfund ift gleich 1 Pfund 2,20s155143 Roth preußifch, oder ziemlich 
nabe 1 Pfund 27%, Lotb (Ein Pfund und zwei und dreizehn vier 
und fehzigftel Loth) preußiſch. 

Das Zollloth ift gleich 1,14080527 Loth preußiſch, oder ziemlich nabe 1%, 
Loth (Ein und neun vier und fechzigftel Loth) preußifch. 

$. 3. Die dem Zolleentner und deſſen Unterabtheilungen entfpredyenden 
Gewichte CZollgewichte), mit welden die Zolfftellen verfehen werden, müſſen 
gehörig geftempelt fein, und es kommen bie Beftimmungen ber $$. 13. und 
18. der Maaß- und Gewichtsorbnung vom 16. Mai 1816 auch binfichtlich 
diefer Gewichte gleichfalls zur Anmwenpung, mit der Maafgabe, daß die 
regelmäßige Prüfung derſelben nur alle drei Jahre, und zwar bei den 
Aichungs-Commiſſionen, zu veranlaffen ift. 

$. 4. Somohl die Normal-Nihungseommiffion zu Berlin, als die 
Arhungs-Commiffionen in den Regierungs:Departements find mit einem 
Sage von Normalgewichten zu verfeben, welche den im $. 2. beftimmten 
Verhältniſſen zum preußifchen Gewichte entfprehen, und in Gemäßheit des 
$. 5. der Maaß- und Gewichtsordnung vom 16. Mai 1816 in Anfebung 
ihrer fortvauernden Richtigkeit regelmäßig zu prüfen find. 

$. 5. Für den gemeinen Verkehr bewenvdet e8 in Anfehbung der Vers 
pflihtung zur Anwendung des preußifchen Gewichts überall bei den Beftim- 
mungen ver Maaf- und Gewidtsorbnung vom 16. Mat 1816 und deren 
Erläuterungen und Ergänzungen. 

Urfundlich unter Unſerer böchfteigenhändigen Unterfchrift und beige: 
drudtem Föniglichen nfiegel. 

Gegeben Berlin, ven 31. October 1839, 


43. Webereinfunft der zum Zoll» und Hanbelävereine verbundenen Regierungen 
wegen Grtbeilung von Grfindungspatenten und Privilegien. 21. Sep— 
tember, publicirt 29, Juni 1843. 


Zur Ausführung des bei dem Abfchluffe der Zollvereinigungsverträge nies 
vergelegten Vorbehalte einer weiteren Bereinbarung über die Annahme gemein: 
ſchaftlicher Grundſätze binfichtlich der Erfindungspatente und Privilegien ift 
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von den zum Zoll- und Handelsvereine verbundenen Regierungen für bie 
Dauer des Zolle und Handelsvereins nachſtehende Uebereinfunft wegen Ers 
theilung von Erfindungspatenten und Privilegien unter dem 21. September 
1842 verabredet und gefchloffen worden: 

E83 bleibt zwar im Allgemeinen einem jeden Bereinsftaate vorbehalten, 
über die Ertheilung von Patenten oder Privilegien zur ausfchließlichen Bes 
nugung neuer Erfindungen im Gebiete der Induftrie, es möge von einem 
Privilegium für eine inländifche Erfindung (Erfindungspatent) oder von einem 
Privilegium für die Uebertragung einer ausländifchen Erfindung (Einfüh- 
rungspatent) fi handeln, nad feinem Ermeffen zu befchließen und die ihm 
geeignet fcheinenden Vorfchriften zu treffen; die fämmtlichen Vereinsſtaaten 
verftändigen fich jedoch, um einestheild die, aus dergleichen Privilegien ber- 
vorgehenden Befchränfungen ver Freiheit des Verkehrs unter den Vereins— 
ftaaten möglichft zu bejeitigen, anderntheils eine Sleichmäßigfeit in ven 
weſentlichen Punkten zu erreichen, in Folge des bei Eingehung der Zollver: 
einigungsverträge gemachten Vorbehalts allerfeits dahin, vie nachfolgenden 
Grundfäge über das Patentwefen zur Ausführung zu bringen. 

I. Es follen Patente überall nur für folche Gegenftände erteilt werben, 
welche wirflich neu und eigenthümlich find. Die Eribeilung eines Patente 
darf mithin nicht ftattfinden für Gegenftände, welche vor dem Tage der Er- 
theilung des Patents innerhalb des Vereinsgebiets Schon ausgeführt, gangbar, 
oder auf irgend eine Weife befannt waren; insbefondere bleibt diejelbe aus— 
geichloffen bei allen Gegenftänden, die bereits in öffentlichen Werfen des 
Ins oder Auslandes, fie mögen in der deutfchen oder in einer fremden 
Sprache gefchrieben fein, dergeftalt durch Befchreibung oder Zeichnung dar— 
geftellt find, daß danach deren Ausführung durch jeden Sacverftändigen 
erfolgen Fann. 

Die Beurtheilung der Neuheit und Eigentbümlichfeit des zu patenti- 
renden Gegenftandes bleibt dem Ermeffen einer jeden Regierung überlaflen. 

Für eine Sadye, welde als eine Erfindung eines vereingländifchen 
Unterthbang anerfannt und zu Gunften des legtern bereits in einem Ber: 
einsftaate patentirt worden ift, foll außer jenem Erfinder felbft, oder deſſen 
Rechtsnachfolger, Niemanden ein Patent in einem andern Bereinsftaate er- 
theilt werben. 

II, Unter den im Artikel I. ausgedrückten Vorausfegungen fann auf bie 
Berbefferung eines fchon befannten oder eines bereitd patentirten Gegen— 
ftandes ein Patent gleichfalls ertheilt werden, fofern die angebrachte Aende— 
rung etwas Neues und Eigentbümliches ausmadıt; e8 wird jedoch durd ein 
ſolches Patent in dem Fall, wenn die Verbefferung einen bereit patentirten 
Gegenftand betrifft, das für dieſen letztern ertheilte Patent nicht beeinträch- 
tigt, vielmehr muß das Recht zur Mitbenugung des urſprünglich patentirten 
Gegenſtandes befonders erworben werden. 

IM. Die Ertheilung eines Patentes darf fortan niemals ein Recht be: 
gründen: a) die Einfuhr folder Gegenftände, welche mit vem patentirten 
übereinftimmen, oder b) den Berfauf und Abſatz verfelben zu verbieten 
oder zu befchränfen. Eben fo wenig darf dadurd dem Patent-Inhaber ein 
Necht beigelegt werden, c) ven Ge= oder Verbrauch von dergleichen Ge— 
genftänden, wenn folche nicht von ihm bezogen oder mit feiner Zuftimmung 
anderweitig angefchafft find, zu unterfagen, mit alleiniger Ausnahme des 
Falles: wenn von Mafchinen und Werfzeugen für die Fabrication und 
den Gewerbebetrieb, nicht aber von allgemeinen, zum Ge- und Verbrauche 
des größern Publifums beftimmten Handelsartikeln die Rede ift. 

IV. Dagegen bleibt es jeder he überlaffen, durch Erthei- 
lung eines Patents innerhalb ihres Gebietes dem Patent-Inhaber: 
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I) ein Recht zur ausſchließlichen Anfertigung oder Ausführung des in Rede 
ftebenden Gegenftandes zu gewähren. ngleichen bleibt e8 jeder Regierung 
anheimgeftellt, innerhalb ihres Gebietes dem Patent-Inbaber 2) das 
Recht zu ertbeilen, a) eine neue Fabrieationsmethode, oder b) neue 
Mafhinen oder Werfzeuge für die Kabrication in der Art ausſchliefß— 
lich anzuwenden, daß er berechtigt ift, allen denjenigen die Benugung 
der patentirten Methode over den Gebrauch des patentirten Gegenftandes 
zu unterfagen, weldye das Recht dazu nicht von ibm erworben, oder den 
patentirten Gegenſtand nicht von ibm bezogen haben. 

V. Es follen in jedem Bereinsftaate die Untertbanen der übrigen 
Vereinsftaaten fowohl in Betreff der Verleibung von Patenten, als aud 
binfichtlid des Schuges für die durch die Patentertbeilung begründeten Be— 
fugniſſe, den ‚eigenen Untertbanen gleich behandelt werden. 

Die in einem Staate erfolgte Patentertbeilung fol jedoch keines wegs 
als eine Rückſicht geltend gemacht werden dürfen, aus welcher nun auch in 
andern Vereinsſtaaten ein Patent auf denſelben Gegenſtand nicht zu ver— 
fagen wäre. Die Entſcheidung ver Frage, ob ein Gegenſtand zur Patent⸗ 
ertheilung geeignet fei oder nicht, bleibt vielmehr innerhalb ver gemeinfam 
vereinbarten Grenzen dem freien "Ermeffen jedes einzelnen Staates nad ven 
von ihm für räthlich befundenen Grundſätzen vorbehalten, obne daß dieſem 
Ermeſſen durch die Vorgänge in andern Vereinsſtaaten vorgegriffen werden 
darf. Die Gewährung eines Patents begreift ferner für den Unterthan 
eines andern Vereinsſtaates bie Befugniß zur jelbftftändigen Niederlaffung 
und Ausübung des Gewerbes, in weldes der patentirte Gegenftand einjchlägt, 
nicht in ſich; vielmehr ift vie Befugniß bierzu nah Maafigabe ver Ver: 
faffung jedes Staates befonderg zu erwerben. 

vl. Wenn nad Ertheilung eines Patents der Nachweis geführt wird, 
daß die Borausfegung der Neubeit und Eigenthümlichfeit nicht gegründet 
aewefen fei, fo foll daſſelbe ſofort zurüdgenommen werden. In ſolchen 
Fällen, wo der patentirte Gegenſtand zwar Einzelnen ſchon früher bekannt 
geweſen, von dieſen jedoch geheim gehalten worden iſt, bleibt das Patent, 
ſoweit deſſen Aufhebung nicht etwa durch anderweite Umſtände bedingt wird, 
zwar bei Kräften, jedoch gegen die gedachten Perſonen ohne Wirkung. 

VII, Die Ertbeilung eines Patentes in einem Vereinsſtaate iſt ſogleich, 
mit allgemeiner Bezeichnung des Gegenſtandes, des Namens und Wobn- 
ortes des Patent-Inhabers, fo wie der Dauer des Patents in den zu amt- 
lihen Mittheilungen beftimmten Blüttern Öffentlich zu verfünden. 

In gleicher Art ift auch die Prolongation eined Patents oder die Zu— 
rüdnabme veffelben vor Ablauf des uriprünglich beftimmten Zeitraums 
öffentlich befannt zu machen. 

VIN, Die ſämmtlichen Bereinsregierungen werden fih nach dem Ab— 
laufe jedes Jahres vollftändige Verzeichniſſe ver im Laufe vefjelben er- 
theilten Patente gegenfeitig mittbeilen. 


5. Verträge ber Zollvereinsftaaten 
a) mit beutfchen Staaten. 


44, Vertrag zwifchen Preußen, Braunfchweig und den übrigen Staaten des 
Zollvereins einerfeits, und Hannover und den übrigen Staaten des Steuer: 
Vereins andererfeits, wegen Beförderung der gegenfeitigen Verkehrsver— 

bältniffe. 16. October 1845. 


Art. 1. Da vie hohen contrabirenden Theile die gegenfeitige Unters 
prüfung des Schleihhandels und eine freundnachbarlide Mitwirkung zur 
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Aufrechthaltung Ihrer gegenfeitigen Handels- und Steuerfofteme als vor: 
züglihe Mittel zur Beförderung des redlichen Verkehrs zwifchen beiden 
Vereinen anerfennen, fo verpflichten viefelben Sich, dem Schleichhandel 
zwijchen Ihren Panden und insbefondere da, wo die Grenzen der beider: 
feitigen Vereine fich berühren, nad Möglichkeit entgegen zu wirken, jeden 
durch die Zoll- oder Steuergeiege des Nachbarlandes verbotenen Berfehr 
nad legterem in Ihren Staaten zu verbieten, möglichit zu verhindern und 
zu beftrafen, und Sich gegenfeitig zur Ausrottung eines ſolchen unerlaubten 
Verkehrs, wo derfelbe fich zeigen follte, bebülflich zu fein. Zur Erreidhung 
diefes Zwecks ift die in der Anlage 1. beigefügte Uebereinfunft, wegen 
Unterdrüfung des Scleichhanvdels, zwilchen Ihnen errichtet worden. 

Art. 2. Um die Unterdrückung des Schleichhandels vollftändiger zu 
erreihen und um überhaupt die Unbequemlichfeiten und Schwierigkeiten zu 
befeitigen, welche aus der vorfpringenden Rage verfchiedener Landestheile in 
das Gebiet des andern Vereins, fowohl für die Verwaltung der Eingangs-, 
Ausgangs- und Durchgangsabgaben, als insbefondere auch für den beider: 
feitigen Verkehr entfteben, find die betbeiligten hoben Contrabenten überein: 
gefommen, jene Landestheile dem anderen Vereine anzufchließen, und in 
Beziehung auf einige, dem andern Vereine bereits angefchloffene Gebietstheile, 
die inmittelft abgelaufenen Anſchluß-Verträge zu erneuern. 

Art. 3. Seine Majeftät der König von Hannover werden demnach 
1) die Grafichaft Hohnftein und das Amt Elbingerode dem Zollvereine 
ferner anfchließen, vergeftalt, daß die Mebereinfunft Litt. B. vom 1. November 
1837 *) und vom 17. December 1841 **) mit allen damit in Berbindung 
ftebenvden, die fteuerlichen Verhältniſſe jener Landestheile betreffenden Neben 
verträgen und fonftigen Werabredungen, für die Dauer diefes Vertrages in 
Kraft erhalten werden follen; 2) mit folgenden Gebietötheilen dem Zoll- 
vereing beitreten, nämlich: a) dem Amte Polle, b) der Stadt Bodenwerder, 
c) einem Theile des Amts Fallersleben, füdlih von dem Wege, welder von 
Wolfsburg über Mörfe nad Flechtorf führt, und zwar die Ortſchaft Mörfe 
mit eingefchloffen; d) den Drtichaften Walle, Harrbüttel, Bechtsbüttel, 
MWendebrüd, nebft der Wenden» und Fridenmüble, Amts Giffhborn; e) den 
Drtichaften Eroya und Zicherie, nebft Kaiſerswinkel, Amts Knefebed; N den 
Drtfchaften Ohrum, Dorftadt und Heiningen, Amtes Wöltingerovde; g) den 
Ortichaften Kl. Lafferve und Lengede, Amts Peine, und h) dem Brodenfruge 
und Oderbrück auf dem Harze, worüber mittelft der, in der Anlage II. bei- 
gefügten Uebereinkunft das Nähere feitgeftellt worden it. 

Ueber die Vefteuerung der inneren Erzeugniffe in den unter 2a bie h 
gedachten Gebietötheilen iſt die, in der Anlage II. enthaltene beſondere 
Uebereinfunft zwifchen Dannover und Braunfchweig gefchloffen worden. 

Art. 4 Aus gleichen Nüdfichten werden Seine Majeftät der König 
von Preußen a) die rechts der Wefer und der Aue und die am linfen 
Weferufer, von Schlüffelburg bis zur Glasfabrif Gernheim belegenen Theile 
des Kreifes Minden; b) das Dorf Würgaffen und c) den nörblid von der 
Lemförder Chauffee belegenen Theil des Dorfes Reiningen bei dem Steuer: 
vereine ferner belaffen, dergeftalt, daß die über die fteuerlichen Verhältniſſe 
jener Landestheile gefchloffene Lebereinfunft Litt. D. vom 1. Novbr. 1837 ***) 


) G. ©. 37. 181. 
**) G. ©. 41. 417. Beide Verträge enthalten feine Abweichung von den allgemeinen 
Srundfägen. 

*) G. S. 37. ı95. Dadurch war in Betreff diefer Landestheile mit dem Steuervereine 
eine Semeinfchaft der Einfünfte an Cingangs-, Ausgangs- und Durchaangs-Abgaben, des- 
aleichen an Bier- und Branntweinfteuer nach dem Verhältniſſe der Bevölferung eingetreten. 
Der Vertrag vom 17. December 1841 (©. ©. 41. 425) ſetzte für die bier genannten Lan— 
destheile die Fortdauer dieſes BVerbältniffes fort. 
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und vom 17. Dezember 1841, nebft allen darauf Bezug habenden Neben- 
verträgen und Berabredungen, für die Dauer dieſes Vertrages, in Kraft 
erhalten werden follen. 

Art. 5. In gleichem Sinne werben Seine Hoheit der Herzog ven 
Braunfhweig mit folgenden Gebietstheilen dem Steuervereine beitreten, 
nämlich: a) dem berzoglihen Amte Thedinghauſen; b) den im Fürftentbume 
Hildesheim belegenen Enclaven Bodenburg nebft Deftrum, Delsburg und 
Dftharingen; c) den in der Feldmark der Stadt Goslar belegenen fämmt- 
lihen Enclaven, einfchließlich der, an der Grenze vor dem goslarſchen Klaus— 
tbore, am Eingange des Gofethales belegenen Fahrenholzſchen Oehlmühle; 
d) dem in der Stadt Goslar belegenen Klofter Franfenberg ſammt Zubebör 
einschließlich des zwilchen Goslar und Dfer belegenen, von der Communion- 
Verwaltung erbauten Wegegelv-Rerepturgebäudes; e) der einfeitigen Dfer- 
gemeinde und dem Auerhahn; f) den zum Amte Ejchershaufen gehörigen 
Drifchaften Bisperode, Bellingen und Harderode; g) den zum Amte Lutter 
am Barenberge gehörigen Drtichaften Volfersheim und Schlewede mit dem 
Gute Nienhagen; h) den Ortſchaften Duttenftedt, Effingbaufen und Meer: 
dorf und dem herzoglich braunfchweigifchen Antheile an MWoltorf im Amte 
Vechelde; i) dem Wirthshauſe zur Raft bei Delber am weißen Wege im 
Amte Salder; worüber vermittelt der in der Anlage IV. enthaltenen Ueber: 
einfunft das Näbere feitgeftellt worden ift. 

Art. 6. Seine Majeftät ver König von Hannover und Seine Hobeit 
der Herzog von Braunfchweig find übereingefommen, nad) näherem Inbalte 
der, in der Anlage V. getroffenen Lebereinfunft Ihre CommunionsBefigungen 
am Darze, je nad deren Belegenbeit, dem Steuervereine oder dem Zoll: 
vereine anzufchließen. 

Art. 7. Zur fernern Erleichterung des gegenfeitigen rechtlihen und 
gelegmäßigen Verkehrs haben vie hohen contrabirenden Theile SH über 
bejondere, ven Meß- und Marktverkehr fürverliche Anordnungen, über vie 
Ermäßigung der von gewiſſen Erzeugniffen des einen Vereins bei deren 
unmittelbaren Einfuhr in das Gebiet des andern Vereins zu entrichtenven 
Abgaben, imgleicdhen der auf gewiſſen Straßen zu erhebenden Durchgangs— 
Abgaben, nicht minder über andere, den gegenfeitigen Verfehr betreffende 
Gegenftände, mittelft derjenigen befondern Lebereinfunft geeinigt, welche vem 
gegenwärtigen Vertrage in der Anlage VI. beigefügt ift. 

Art. 8. Bei der Einverleibung der königlich bannoverfchen Stadt und 
des Dberamts Münden, mit Einfchluß des Dorfes Oberode in den Steuer: 
verein behält e8 auch ferner fein Bewenden. 

Art. 9. Den Regierungen des Zollvereind einerfeitd und den Regie: 
rungen des Steuervereins andererfeits bleibt die Befugnif vorbehalten, an 
die fünigliche Generaldireetion der indireeten Steuern zu Dannover und 
beziehungsweife an die herzogliche Zoll: und Steuerdireetion zu Braunfchweig 
einen Commijjarius abzuordnen, welder an den Verhandlungen jener Be- 
hörde, infomweit diefe Verhandlungen die Ausführung der gefchloffenen Ber: 
träge betreffen, jedoch ohne enticheidendes Stimmrecht, Theil zu nehmen, 
die gehörige Erfüllung der Verträge zu beachten und auf vesfallfiges Er- 
fuhen etwaige Communicationen zwifchen den genannten beiden obern 
Steuer und Zollbebörden zu vermitteln hat. 

Art. 10. Die Dauer des gegenwärtigen Vertrages und der demfelben 
unter I. bis VI. angefchloffenen Uebereinfünfte ift bis zum 1. Januar 1854 
feftgefeßt, und es wirb über den Zeitpunft, mit welchem diefelben in Aus— 
führung gebracht werden follen, eine näbere Verabredung baldigſt getroffen 
und wegen Ausführung der Verträge das Geeignete verfügt werden. 

Art. 11. Gegenwärtiger Bertrag fol alsbald ſämmtlichen betheiligten 
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Regierungen zur Ratification vorgelegt und die Auswechſelung der Ratifi— 
cations⸗Documente möglichft beichleunigt werben und fpäteftens bis zum 
15. November d. J. zu Berlin gefchehen. 

Urfundlich ift diefer! Vertrag von den Bevollmächtigten unterzeichnet 
und befiegelt worden. 

Sp gefchehen Braunfchweig, ven 16. October 1845. 


I. Uebereinfunft zwifchen Preußen, Braunfchweig und den übrigen Staaten bes Zollverein 
einerfeitd und Hannover und den übrigen Staaten lie, bes Steuer» Vereins 
wegen Unterbrüdung des Schleichhandels. 16, October 1845, 


Art. 1. Die contrabirenden Regierungen verpflichten ſich gegenfeitig, 
auf die Verhinderung und IUnterbrüdung des Scleichhandels durch alle 
angemefjene, ihrer Berfaffung entſprechende Maaßregeln gemeinicaftlich 
binzumirfen. 

Art. 2. Es follen auf ihren Gebieten Vereinigungen von Schleich— 
bändlern, imgleichen foldhe Waaren-Niederlagen over fonftige Anftalten nicht 

eduldet werden, welde den Verdacht begründen, daß fie zum Zwed haben, 
aaren, die in den anderen contrabirenden Staaten verboten, oder beim 
Eingange in diefelben mit einer Abgabe belegt find, dorthin einzufchwärzen. 

Art. 3. Die betreffenden Behörden oder Angeftellten der contrahirenden 
Staaten jollen ſich gegenfeitig den verlangten Beiftand in allen ——— 
Maaßregeln bereitwillig leiſten, welche zur Verhütung, Entdeckung oder 
Beſtrafung der Zoll- (Steuer-) Contraventionen dienlich find, die gegen 
irgend einen der contrahirenden Staaten unternommen oder begangen 
worden. 

Unter Zoll- (Steuer-⸗) Contraventionen werden bier und in allen fol- 
genden Artifeln diefer Uebereinfunft nicht nur die Umgebungen ver in den 
betheiligten Staaten beftehenden Eingangs-, Durchgangs- und Ausgangs- 
Abgaben, fondern auch die ebertretungen der, von den einzelnen Regierungen 
erlaffenen Einfuhr- und Ausfuhrverbote, nicht minder ver Berbote foldyer 
Gegenftände, deren ausjchlichlichen Debit dieſe Regierungen fich vorbehalten 
haben, und endlich diejenigen Contraventionen begriffen, durch welde die 
Abgaben beeinträchtigt werden, die nach der befonveren Berfafjung einzelner 
der contrabirenden Staaten für den Uebergang von Waaren aus einem der 
zu demjelben Zolle (Steuer:) Bereine gehörenden Staaten in einen anderen 
angeorpnet find. 

Art. 4. Die Behörden oder Angeftellten der indirecten Steuer- oder 
Zollverwaltung der contrahirenden Staaten, fo wie die fonftigen Angeftellten, 
welche zur Aufrechthaltung der Zolle (Steuer-) Gefege verpflichtet find, haben 
auch ohne befonvere Aufforderung die Verbinplichfeit, alle gefegliche Mittel 
anzuwenden, welche zur Verhütung, Entdeckung oder Beftrafung der gegen 
— einen der gedachten Staaten beabſichtigten oder ausgeführten Zoll— 
(Steuer-) Eontraventionen dienen können, und die betreffenden Behörden 
diefes Staats von demjenigen in Kennmiß zu feßen, was fie in dieſer 
Beziehung in Erfahrung bringen. 

Art. 5. Den zur Wahrnehmung des Zoll- (Steuers) Intereſſes ver- 
pflichteten Angeftellten der Staaten des einen der contrabirenden Theile joll 
es geftattet fein, bei Berfolgung der Spuren begangener Eontraventionen 
fi) auf das angrenzende Gebiet der, zu dem anderen contrabirenden Theile 
eich Staaten zu dem Zwecke zu begeben, um den dortigen betreffenden 

ehörden Mittbeilung von foldhen Contraventionen zu machen, worauf diefe 
Behörden, in Gemäßheit der in den Art. 3 und 4 gegenfeitig übernommenen 
Berpflihtung, alle gefeglicyen Mittel anzuwenden haben, welche zur Feſt— 
ftellung der Contravention behufs deren Beftrafung führen könnten, gleid) 
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als wenn es fih um eine gegen die eigene Zolle (Steuer-) Gefesgebung 
verübte Eontrayention handelte. 

Art. 6. Eine Auslieferung der Contravenienten tritt in dem alle 
nicht ein, wenn fie Intertbanen desjenigen Staats, in deſſen Gebiete fie 
angehalten worden, oder eines mit dieſem in Zolle (Steuer) Berbante 
ftehenden Staates find. 

Im anderen Falle find die Contravenienten demjenigen Staate, auf 
deifen Gebiete die Contravention verübt worden ift, auf deſſen Nequifition, 
oder nach Ermeffen, auch ohne eine folche, zur Unterfuchung und Beftrafung 
augzuliefern. 

Art. 7. Die contrahirenden Staaten verpflichten fich, ihre Untertbanen 
und die in ihrem Gebiete fih aufbaltenden Fremden, legtere, wenn deren 
Auslieferung nicht nach Artikel 6 erfolgt ift, wegen der auf dem Gebiete 
eines anderen der contrabirenden Staaten begangenen Eontraventionen oder 
ihrer Tbeilnahme an felbigen, auf die von dieſem Staate ergebende Requifition 
eben fo zur Unterfuchung zu ziehen, ald ob die Eontravention auf eigenem 
Gebiete und gegen die eigene Gefeggebung begangen wäre. 

Die Uebertretungen von Zoll (Steuer-) Gefegen eines jeden der pacis— 
eirenden Staaten werden nad eben den Strafgefegen geahndet, welde 
in dem Staate, in welchem die Unterfuhung und Beftrafung eintritt, bin- 
fihtlich gleicher Vergehen gegen die eigenen Zolle (Steuer-) Gefege vor: 
gefchrieben find. 

Die defraudirte Abgabe und die nach verfelben abzumeſſenden Strafläge 
werden jedoch nach dem Tarife des Vereins feitgeftellt, welcher die Abgabe 
zu erheben batte. 

Auch fommen in Hinficht der, mit den Contraventionen concurrirenden 
emeinen Verbrechen oder Vergeben alle diejenigen ceriminalrechtlichen Be- 
——— zur Anwendung, welche in Beziehung auf die von Inländern im 
Auslande begangenen Verbrechen oder Vergehen in jedem Staate gelten. 

Art. 8. In den nach Artikel 7 einzuleitenden Unterſuchungen ſoll in 
Bezug auf die Feſtſtellung des Thatbeſtandes den amtlichen Angaben der 
Behörden oder Angeſtellten desjenigen Staates, auf deſſen Gebiete die 
Contravention begangen worden iſt, dieſelbe Beweiskraft beigemeſſen werden, 
welche den amtlichen Angaben der inländiſchen Behörden, Beamten oder 
Angeſtellten für Fälle gleicher Art in den Landesgeſetzen beigelegt iſt. 

Sp geſchehen Braunſchweig, den 16. October 1845. 


II. Uebereinfunft zwifchen den Staaten bes Zollvereins einerfeits und Hannover anderer- 
feits, wegen des Anſchluſſes verjchiedener Theile des Königreichs Hannover an ben 
Zollverein. 16. October 1845. 


Art. 1. Seine Majeftät der König von Hannover treten, unbefchavdet 
Ihrer landesherrlihen Hoheitsredhte in Gemäßheit der im Dauptvertrage 
vom heutigen Tage getroffenen Verabredung, mit nadbenannten Gebiets» 
tbeilen: 4) dem Amte Polle, 2) der Stadt Bodenwerver, 3) einem Theile 
des Amts Fallersleben, füplih von dem Wege, welder von Wolfsburg über 
Mörfe nad Flechtorf führt, und zwar die Ortfchaft Mörfe mit eingefchloffen, 
4) den DOrtichaften Walle, Harrbüttel, Bechtsbüttel, Wendebrück, nebft ver 
Wenden: und Frickenmühle, Amts Giffborn, 5) den Drtfchaften Eroya und 
Zicherie, nebft Staiferswinfel, Amts Kneſebeck, 6) den Ortfchaften Obrum, 
Dorſtadt und Heiningen, Amts Wöltingerode, 7) den Ortſchaften Kl. Lafferde 
und Lengede, Amts Peine, und 8) dem Brodenfruge und Operbrüd auf 
dem Harze dem Zollvereine bei. Die Zolle und Steuervereinsgrenzen an 
den abgetretenen Yandestheilen follen, den Vedürfniſſen der Abgaben -Con> 


687 


trolle und des Verkehrs entfprechend, durch beiderfeits zu ernennende Comes 
mifjarien feftgeftellt werden. 

Art. 2. In Folge diefes Beitritts werden Seine Majeftät der König 
son Hannover, mit Aufbebung der gegenwärtig in den gedachten Yandes- 
theilen über Eingangs, Ausgangs- und Durhgangsabgaben und deren Ber: 
waltung beftebenden Gefege und Einrichtungen, dafelbft die Verwaltung ver 
Eingangs-, Ausgangs- und Durdgangsabgaben in Uebereinftimmung mit 
den in ven berzoglich braunſchweigſchen, dem Zollvereine angefchlojfenen 
Landestheilen zur Anwendung fommenden desfallfigen Gefesen, Tarifen, 
Verordnungen und fonftigen adminiftrativen Beltimmungen eintreten, und 
zu dieſem Zwecke die erforderlichen Gefege, Tarife und Verordnungen publi- 
eiren, fonftige Verfügungen aber, nad) denen die Untertbanen oder Steuer- 
pflichtigen ſich zu richten haben, durch die oberfte Steuerbehörvde zu Hannover 
zur öffentlichen Kenntniß bringen laffen. 

Art. 19. In Folge der gegenwärtigen llebereinfunft wird zwifchen 
Hannover und den, dem Zollvereine angefchloffenen berzoglich braunfchweig- 
chen Landestheilen in Beziehung auf die fraglichen Gebietötheile eine Ge- 
meinfchaft der Einfünfte an Eingangs, Ausgangs- und Durchgangsabgaben 
ftattfinden und der Ertrag dieſer Einfünfte nad) dem Verhältniſſe der Be— 
völferung getheilt werden. 

Art. 20. Da die im Königreihe Hannover derzeit beftebenden Ein— 
gangsabgaben mwejentlic niedriger find, als die Eingangszölle der im Zoll- 
vereine befindlichen Staaten, jo verpflichtet ſich die königlich hannoverſche 
Regierung, vor Herftellung des freien Verkehrs zwifchen den fraglichen han— 
noverfchen Landestheilen und dem Gebiete des Zollvereing, diejenigen Maaf- 
regeln zu ergreifen, welche erforderlich find, damit nicht die Zolleinfünfte des 
Vereins durd die Einführung over Anbäufung geringer verzollter Waaren- 
vorrätbe beeinträchtigt werden. 

Sp gefchehen Braunfchweig, den 16. October 1845. 


III. Webereinfunft zwifchen Hannover und Braunſchweig mwegen ber Befteuerung innerer 
Erzeugniffe in den nad der Uebereinfunft II dem Zollvereine angeſchloſſenen Föniglich 
bannoverfchen Gebietstheilen. 16. October 1845. 


(Weggelaflen.) 


IV. Webereinfunft zwifchen Hannover und den übrigen Staaten bed Steuervereins einer- 
feits und Braunfchweig andererfeits, wegen des Anfchluffes verichiedener braunfchweig- 
fher Gebietstheile an den Steuerverein. 16. October 1845. 


(Weagrlaffen.) 


V. Webereinfunft zwifchen Hannover und Braunfchweig, bie in ben Communion-Befipungen 
zu erbebenden indirecten Abgaben betreffend. 16, October 1845. 


Art 1. Borbebaltlich der beiden contrabirenden Staaten in dem Com» 
muniongebiete zuſtehenden Hoheitsrechte werden angefchloffen: 

l. Dem Steuervereine: a) die Communion-Ofergemeinde mit der 
Frau-Marien-Saigerhütte, der Golpfcheidungshütte, ver Meffinghütte, dem 
Kupferhbammer und den übrigen dazu gehörigen Werfen und Anlagen, b) 
das Communiongebiet bei dem Nammelsberge, c) das Zehntgebäude und 
der Vitriolbof zu Goslar, d) die Stollenwohnungen in der Feldmark Goslar. 

1. Dem Zollvereine: a) die Saline Juliushalle bei Harzburg, 
b) die f. g. Langelsheimer Hütten in dem von Goslar nad Langelsbeim 
ziebenvden Thale, insbefondere die Frau-Sophienhütte, die Pottafchenhütte, 
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die Herzog = Julius» Silberhütte und die Schwefelhütte, c) die Hüttenmwerfe 
und das Gommuniongebiet bei Gittelde, d) der Frifchofen bei Baden— 
haufen u. f. w. 

Sp gefchehen, Braunfchweig, den 16. October 1845. 


VI. Webereinfunft zwifchen Preußen, Braunfchweig und ben übrigen Staaten bes Zollvereins 
einerfeitds und Hannover und den übrigen Staaten des Steuervereins andererfeits, 
wegen Erleichterung bes gegenfeitigen Verkehrs. 16. October 1845. 


Art. 1. Die Waaren, welde von fteuervereinsländiichen Gewerbe: 
treibenden aus dem freien Verfebre des Steuervereing auf die braunfchmeig- 
chen Meſſen gebradyt und von dort von ihnen felbft over von Käufern aus 
den Steuervereingsftaaten in diefelben zurüdgebracdht werven, follen bei ihrer 
Zurüdführung in jene Staaten von Seiten des Zollvereind zu Feiner Durch— 
gangsabgabe herangezogen werben, in fofern die deshalb vorzufchreibenten 
Bedingungen und Förmlichfeiten gehörig beobachtet und erfüllt werden. 

Auch follen auf den Mefjen in Braunjchweig von allen Waaren, welche 
aus dem freien Berfehre der Staaten des Steuervereind abftammen, Feine 
höhere Meßgebühren oder Unfoften, ald von den Mefgütern aus dem freien 
Verfehre des Zollvereing erhoben werden. 

Diejenigen Waaren und Güter, welde in dem freien Verkehre ver 
Staaten des Steuervereins fich befinden, und von fteuervereinsländifchen Ge- 
werbetreibenden auf die Meſſen zu Braunfchweig gebradt, und dann von 
jenen Gewerbetreibenden oder von den Käufern der Waaren in die Staaten 
des Steuervereind zurüdgeführt werden, follen dort einer Eingangsfteuer 
nicht unterliegen. 

Die Beringungen und Förmlichkeiten, unter welchen dieſe fleuerfreie 
Zurüdführung geftattet ift, follen forderfamft näher verabredet werden. 

Art. 2. Die Zollvereinsftaaten wollen, mit Rüdjicht auf die geringeren 
Steuerfüge, weldye der Tarif des Steuervereind enthält, von ven in ber 
Anlage I. aufgeführten Erzeugniffen ver Steuervereinsftaaten, bei deren un- 
mittelbaren Einführung aus dem Steuervereinsgebiete in das Zollvereins— 
gebiet, höhere, als die in jener Anlage bezeichneten Eingangsabgabenfüge, 
nicht erheben laffen, aud die darin erwähnten Befreiungen von den Ein- 
gangsabgaben zugeftehen. 

Die Steuervereinsftaaten dagegen wollen von den in der Anlage I. 
aufgeführten Erzeugniffen der Zollvereinsftaaten, bei deren unmittelbarer 
Einführung aus dem Zollvereinsgebiete in das Steuervereinsgebiet Feine 
höhere als die, in diefer Anlage bezeichneten Eingangsabgabenfäge erheben, 
auch die darin erwähnten Befreiungen von den Eingangsabgaben zugefteben; 
— fo wie auch von den übrigen, in der Anlage I. benannten Erzeugniifen, 
welche vermalen im Steuervereine ſchon niedriger, als zu den dort aufge: 
führten Süßen, befteuert werben, falls jene Erzeugnifje zollvereinsländifchen 
Urfprungs find, bei deren unmittelbarer Einführung aus dem Zollvereins- 

ebiete in Das Steuervereinegebiet, in feinem Falle höhere, als die laut der 
Inlage 1. zollvereingfeitig ermäßigten Eingangsabgabenfäge erheben lajfen. 
Wegen der erforderlichen Urfprungslegitimation der in den anliegenden Vers 
zeichniffen aufgeführten Gegenftänvde tft ein befonveres Negulativ verabredet, 
welches öffentlich befannt gemacht werden wird. 

Die Producte und Fabricate der königlich bannoverfhen und berzoglid 
braunfchweigfchen Communion-Hüttenwerke follen fowohl in den Zollverein, 
als auch in den Steuerverein abgabenfrei eingelaffen werden. 

Art. 3. Zur gegenfeitigen Erleichterung des Jahrmarktverkehrs joll 
fünftig nur von dem verfauften Theile der aus dem Gebiete des einen 
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Vereins auf die Jahrmärfte in dem Gebiete des andern Vereins gebrachten 
Waaren die gefegliche Eingangsabgabe, für den unverfauft zurüdzuführenden 
Theil aber in beiden Bereinggebieten weder eine Eingangsabgabe, noch 
Durdhgangsabgabe erboben werden. 

Gegenftände der VBerzehrung find von diefer Erleichterung ausgefchloffen ; 
für Honigfuchen und Pfeffernüffe ift diefelbe jedoch gleichfalls zugeftanden. 

Art. 4 Die im vorftebenvden Artikel für ven Jahrmarktsverkehr be- 
ftiimmten Erleichterungen follen audy bei vem Berfehre auf ven Biehmärften 
in den gegenfeitigen Vereinsgebieten Anwendung erhalten, fo daß für das 
unverfauft zurüdgehenvde Bieh weder eine Eingangs- noch Durdhgangsabgabe 
erhoben werden wird. 

Art. 5. Die dem einen Vereine angehörigen Untertbanen, melde vie 
Märkte in anderen Vereinsgebieten bezieben, follen daſelbſt ſowohl hinfichtlich 
der Berechtigung zur Ausübung ihres Gewerbes auf den Märften, ald auch 
der etwaigen Entrichtung einer Abgabe dafür den eigenen Unterthanen gleich 
behandelt werben. 

Art. 6. Für das aus dem einen Vereindgebiete in das andere zur 
Meide oder zur Mäftung vor ver Blafe eingehende, und nachher wieder aus— 
Babe Vieh, jo wie aud für das zur Benugung von Weiden auf 5 

trecken durchgehende Vieh ſoll gegenſeitig weder eine Eingangs- noch eine 
Durchgangsabgabe erhoben werden. 

Art. 7. Zur Beitellung foldher Grunpftüde, welche nicht ſelbſtſtändig, 
jondern bei einem im anderen Bereinsgebiete belegenen Gute oder Hofe be- 
wirtbichaftet werden, darf das erforderlihe Saatkorn gegenfeitig abgabenfrei 
eingeführt werben. 

Art. 8 Zinsfrüchte und jonftige Naturalabgaben (mit Ausnahme von 
Salz) melde in Folge eines autsherrlihen, Parochial-, Dienft- oder Ge- 
meindeverhältniffes an Berechtigte im andern Vereinsgebiete zu präftiren 
find, follen von Eingangsabgaben befreit bleiben. 

Art. 9. ES foll den Untertbanen ver contrahirenden Theile geftattet 
fein, Getreide, Hülfenfrücte und Delfaamen, auf Mühlen des anderen 
DVereinsgebiets, unter der Bedingung der Wievderausfuhr des gewonnenen 
Fabricats, dergeftalt abgabenfrei verarbeiten zu laffen, daß weder von den 
aus einem Bereinsgebiete in Das andere übergehenden Körnern, nod von 
den daraus gewonnenen Fabricaten, bei deren Aus- und refp. Wiederein- 
gange eine Ein-, Aus: oder Durdgangsabgabe zu entrichten ift. 

Der Eingang und refp. Wiederausgang muß jedoch, in fofern nicht in 
einzelnen Fällen eine Ausnahme zuläffig befunden und ausdrücklich nach— 
gegeben wird, über eine Zolle (Steuer-) Stelle erfolgen, und bei derſelben 
angemeldet werden, wie denn Überhaupt dabei diejenigen Controllmaafregeln 

u beobachten find, welche die contrahirenden Staaten zum Schutze ihrer 
bgabenfvfteme angeorpnet haben oder noch anordnen werden. 

Art. 10. Die im vorftehenden Artikel enthaltenen Beftimmungen follen 
in gleihem Maafe Anwendung finden auf folgende Gegenftänvde, welde 
zur Verarbeitung oder Veredelung aus einem Wereinggebiete in das andere 
ein- und im verarbeiteten oder veredelten Zuftande in das erftere zurüdges 
führt werden: a) Holz zum Zerfchneiden auf Sägemühlen; b) Borfe zur 
Zohebereitung; c) Kreide zum Vermahlen; d) Wade zum Bleihen; ©) 
Sloden zum Umgießen; f) Brau= und Brennapparate zur Reparatur und 
Umarbeitung; g) Gemälde zum NReftauriren; h) wmwollene Waaren zum 
MWalfen, Waſchen over Färben; i) leinenes und baummollenes Garn zum 
Bleichen und Färben. 

Art. 11. Zur Erleichterung des Betriebes der in der Furbeffiichen 
Graffchaft Schaumburg und in dem Fürftenthum Schaumburg - Lippe be— 
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legenen, der Furfürftlich beffifchen und ver fürftlich ſchaumburg-lippeſchen 
Regierung gemeinfchaftlich gehörigen Steinfohlenbergwerfe, wird auf Be 
ſcheinigungen der betreffenden Hüttenämter gegenfeitig zugeftanden: a) die 
zollffreie Einfuhr der aus diefen Communionbefigungen gewonnenen Stein: 
foblen in das andere Vereinsgebiet; b) der freie Verkehr zwifchen den ae- 
dachten Hüttenwerfen mit unverarbeitetem Gruben- oder Werkholze und den 
zu deſſen Bearbeitung nöthigen Werkzeugen, fo wie mit ſchon gebrauchten, 
durd ein Hüttenzeichen Fenntlid gemachten Förderungs- und Betriebsgerätb- 
fchaften, audy alten Schadhttauen; c) rüdfichtlich der zollpflichtigen Betriebe: 
materialien die Erleichterung, daß die Anmeldung und Verzollung derſelben 
in dringenden Fällen erft binnen 24 Stunden nach erfolgter Einführung 
über die Grenze zu geichehen braucht, und d) die Abgabenfreibeit für fol: 
gende Gegenftände, wenn diejelben bei dem Betriebe jener Kohlenbergwerke 
zum Verbrauche fommen, und aus dem freien Verfehre des andern Vereins 
berftiammen, nämlich Kalf, Duaderfteine, Pulver, Nägel, Leder, Grubenjeile, 
Holz (verarbeitetes und rohes), Materialien zum Schmieren der Mafchinen 
(Del, Thran, Talg ꝛc.), rohe Metalle zu Mafchinen (Kupfer, Zinn, Blei). 

Art. 12, Gehen an den gemeinichaftlichen Grenzen beider Zollvereine 
Waaren über, welche in dem einen Bereinsgebiete amtlich abgefertigt uud 
eolliweife unter Verfchluß gefest find, um, mit unmittelbarer Durchfabrung 
des andern Vereinsgebiets, in einen andern Theil des erftern wieder ein- 
geführt zu werten, jo fol, wenn nicht etwa in Fällen dringenden Verdadts 
eine Eröffnung der Colli Seitens der Abfertigungsftellen in dem zu durch— 
fahrenden Gebiete, der Revifion wegen, nothwendig befunden wird, ver in 
dem anderen Bereinsgebiete angelegte Verſchluß nicht abgenommen, fonvern, 
neben dem von dem Cingangsamte, den beftehenvden Borfchriften gemäß, 
etwa anzulegenden Berfchluffe beibehalten werden. 

Auf kurzen Straßenftreden foll in Fällen der bezeichneten Art, zur Abs 
fürzung des Abfertigungsverfahrens, der an den eingehenden Waaren bereits 
befinplihe Verſchluß, wenn folder gut und dem Zwede entfprechenn ge— 
funden wird, als genügend betrachtet und von der Anlegung eines ander: 
weiten Verſchluſſes abgeftanden werden. Diefe Erleichterung fann aud dann 
ftattfinden, wenn die geladenen Waaren nicht colliweife, fondern im Ganzen 
unter Verfchluß geſetzt find. 

Auf gleiche Weiſe foll, wenn die Transporte nad dem Durdgange 
dur das andere Vereinsgebiet, an der Grenze desjenigen Vereinsgebiets, 
aus weldem vdiefelben urfprünglid abgegangen find, wieder eintreffen, eine 
Abladung der Wagen und eine fpecielle Revifion, wenn der Verſchluß un- 
verlegt befunden wird, nur dann ftattfinden, wenn der dringende Verdacht 
einer begangenen Defraude vorliegen follte, 

Art. 13. Zur Vermeidung des Aufenthalts, weldyen die Abfertigung 
der von Münden in das Zollvereinsgebiet übergehenden Waaren in der ge— 
wöhnlichen Art an der Grenze verurfachen würde, wird eine Vorabfertigung 
diefer Waaren vor ibrem Abgange yon Münden dur daſelbſt feitens des 
Zollvereins zu ftationirende Beamte bewirft werden. 

Art. 14. An den gemeinfchaftlihen Grenzen foll eine, den gegen: 
feitigen Verkehrsverhältniſſen entiprechende Anzabl von Zoll- (Steuer-) 
Aemtern mit angemejjenen Erhebungs- und Abfertigungsbefugnifien be 
ftehen, und wird, foweit e8 daran jest fehlen möchte, dem Mangel abae- 
holfen werden. 

Art. 15. Für die Durchfuhr auf den nachftebend bezeichneten Straßen, 
nämlich: a) in der Nichtung von Hameln nach Osnabrück über Herford und 
Hückerkreuz und umgefebrt, und b) in ver Richtung von Sannover oder 
Hildesheim nad Dsnabrüd über Minden und preuß. Oldendorf und ums 
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‚gekehrt, wird die Durdgangsabgabe ad a) für die Durhfuhr durd das 
preußifche und lippe-detmoldſche Gebiet auf funfzehn Silbergrofchen, ad b) 
für die Durchfuhr durch das preußische Gebiet auf zehn Silbergrofchen für die 
Pfervdelaft, für eine Traglaft aber für beide Straßen auf 1 Sgr. 3 Pf. ermäßigt. 

Für den Durdgang durd die kurheſſiſche Grafihaft Schaumburg auf 
der Straße von Hannover oder Hildesheim über Minden nah Osnabrüd 
wird eine befondere Durdgangsabgabe nicht erhoben werben. 

Die contrabirenden Theile wollen ferner, unter Vorbehalt der zum 
Schuge gegen Mifbrauc erforderlichen Controllmaaßregeln, folgende Er- 
leichterungen bewilligen: - 

A. Die Staaten des Zollvereins: 1. Die Durdfuhr des Salzes 
von den füniglich hannoverfchen Salinen zu Münden und Salzhemmenvorf 
durch das kurfürſtlich beifiiche Gebiet auf der Straße von Lauenau über 
Rodenberg, und von dort entweder über Nenndorf in das Königreich Han— 
nover, oder über Bedevorf in das Fürftentbum Schaumburg »Lippe, gegen 
eine Durchgangsabgabe von 2 Hellern für ven Centner; 2. den abgaben- 
freien Durchgang durch das Furbeffifche Gebiet auf den Straßen a) von 
Friedland über Marzbaufen nad Elfershaufen, b) von Friedland über Marz- 
haufen und Herrmannsrode nach Mollenfelve, ce) von Friedland über Marz- 
haufen und Gertenbadh nad) Hedemünden, d) von Gelldorf über Obern- 
firhen auf Steinbergen, e) von Kobbenſen über Sachfenhagen nad Hagen— 
burg, f) von Büdeburg über Kl. Bremen, jowie über Steinbergen nad) der 
Meter bei Rinteln, g) von Bantorf über Nenndorf und Bedevorf auf 
Kobbenfen, h) über Beckedorf over Nennvorf in die kurheſſiſche Grafſchaft 
Schaumburg eingehend und von Nenndorf nördlich bei Hafte in die Gegend 
yon Wunftorf oder fünlid nad Yauenau ausgehend und umgefehrt, und i) 
von Unfen über Peegen und Heſſen-Oldendorf auf Steinbergen, k) von 
Hameln über Fiihbef auf Steinbergen und umgefehrt, und 1) für Stein- 
foblen, weldhe aus dem Fürftenthbume Schaumburg-tippe in das Königreich 
Hannover übergehen; 3. den abgabenfreien Durchgang durd das königlich 
preußifche Gebiet auf der Straße von Wuftrow nad) Bergen an der Dumme 
über Seeben. 

B. Die Staaten des Steuervereind: 1. Den abgabenfreien 
Durchgang durd das hannoverſche Gebiet auf den Straßen: a) zwifchen 
Niefte und Kl. Almenrode, b) zwiſchen Apelern und Nienfeld über Pohle; 
2. den abgabenfreien Durdigang durd das fchaumburgelippefche Gebiet auf 
den Straßen: a) zwifchen Obernfirdyen und Minden über Gellvorf und Büde- 
burger Elus, und b) zwifchen Obernfirden und Rodenberg über Gellvorf 
und Kobbenfen. 

Art. 16. Ferner find noch folgende Verabredungen über den erleich- 
terten Verkehr auf kurzen Durcdgangsftraßen im SKönigreihe Hannover und 
im Herzogthbume Braunfchweig getroffen worden. 

A. Kür die Strafen im Königreihe Hannover. 1. Abgaben- 
freiheit wird zugeftanvden für alle auf der Harzburger Eifenbahn transpor— 
tirten Gegenftände, welche auf diefer Bahn, over von den Stationsorten 
derjelben auf direetem Wege in das zunächt belegene Zoll-Bereinsgebiet aus: 
gehen und umgefehrt. 2. Auf allen, mit einem Grenzfteueramt 1. over 
2. Klaſſe verfehenen Steuerftraßen des Königreichs Hannover, welde zur 
unmittelbaren Verbindung der berzoglid braunfchweigichen Hauptlande mit 
dem Harz- und Weferdiftriete, oder zur Verbindung einzelner Theile diefer 
Diftriete unter fich dienen, namentlidy aber auf folgenden Strafen: a) über 
Gr. Yafferve ein und über Hildesheim und Dörshelf nad Carlshütte aus 
und umgefehrt, b) über Wartjenftedt ein und über Bodenem nad Bornum 
aus und umgefehrt, c) über Beinum ein und auf der Straße nad) Lutter 
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am Barenberge aus und umgefehrt, d) über Schlaven und PVienenburg nad 
dem Amte Harzburg und umgefehrt, e) über Dfer und die Stadt Goslar 
nach Aftfeld und umgefehrt, ar nur eine Controllgebühr von 1 Ggr. für 
jedes angefpannte Zugthier erhoben werben. 

Reitefubrwerfe und Staatspoften follen auf jenen Straßen von jeder 
Durchgangsabgabe befreit bleiben, fowie aud alle Transporte von Gegen: 
ftänden, welde zufammen weniger als 6 Eentner wiegen. 

Vom Viebe foll dort Feine höhere —— als für Pferde, 
Maulthiere, Efel, Ochſen, Stiere, Kühe und Rinder 8 Pf., für Säugefüllen, 
Kälber, Schweine und Scafvieh 3 Pf. für jedes Stüd erhoben werden. 

Angefpannte Zugtbiere, fowie Pferde unter dem Reuter, find von dieſer 
Durchgangsabgabe für Vieh befreiet. 

Abfertigungs>, Blei- und fonftige derartige Gebühren follen bei ven 
Steuerämtern auf den unter 1 und 2 gedachten Straßen nicht erhoben werben. 

B. Für die Straßen im Herzogtbume Braunfhweig. Auf 
allen, mit Zollämtern verfehenen Strafen, welche durch den herzoglich braun- 
ſchweigiſchen Harz» und Weferdiftriet führen und zu der Verbindung ge 
trennter Theile des Königsreichs Hannover dienen, follen nur diejenigen Ab: 
gaben erhoben und dieſelben Befreiungen von Abgaben und Gebühren zu- 
geftanden werden, welche oben unter A. 2. näher bezeichnet find und für die 
dort genannten Straßen im Königreiche Hannover eintreten werden. Die 
herzoglich braunfchweigifche Regierung verfpricht demnach, diefe Erleichterung 
des Durdgangs * den Harz- und Weſerdiſtrict insbeſondere auf fol— 
genden Straßen eintreten zu laſſen und den dort vorhandenen oder noch 
anzulegenden Zollämtern die unbeſchränkte Befugniß zur Durchgangsbehand— 
lung beizulegen, nämlich auf den Straßen: a) vom Oberharze über Harz— 
burg nach Goslar und nad) den an das Amt Harzburg grenzenden bilves- 
beimfchen Aemtern, b) von Bredelem über Langelsheim nah Lautentbal, 
c) von Bodenem über Mahlum und Lutter am Barenberge nad dem Amte 
Liebenburg, d) über Lutter am Barenberge und Seefen in der Richtung auf 
Nordheim, Ofterode, Grund, Wildemann und Lautentbal, e) über Bornum 
und Seefen in der ebengedachten Richtung, f) von Bilderlahe über Seefen 
in derfelben Richtung, g) von Lamfpringe über Gernrode, Gandersheim und 
Dfterbrud nad den Fürſtenthümern Göttingen und Grubenhagen, h) über 
Carlshütte und Mühlenbed in verfelben Richtung, i) aus der Gegend von 
Hameln über Beffingen, oder Heven, oder Hehblen und dann über Merr- 
haufen oder Mühlenbeck in derſelben Richtung, k) von der Wefer bei Holz- 
minden und Bodenwerter über Merrhaufen oder Müblenbed nady ven Fürften- 
thümern Göttingen und Grubenhagen, fowie Cbei allen unter a—k be: 
zeichneten Straßen) in umgefehrter Richtung. 

So geſchehen, Braunfchweig, den 16. Drtober 1845. 


I. Anlage zum Artifel 2. der Uebereinkunft VI. 
V eichniß 
derjenigen ſteuervereinsländiſchen Erzeugniſſe, welche bei ihrem Eingange in den 
Zollverein einer geringeren als der tarifmäßigen Eingangs-Abgabe zu unter— 
ziehen find, beziehungsmweife von derſelben ganz frei bleiben. 
(8. ©. 1845, 714.) 


1. Anlage zum Artifel 2. der Uebereinfunft VI. 
Verzeichniß 
derjenigen zollvereinsländiſchen Erzeugniſſe, welche bei ihrem Eingange in den 
Steuerverein den bei denſelben angegebenen tarifmäßigen refp. ermäßigten Abgabe- 
ſätzen zu unterziehen find, beziehungsweife von der Eingangs» Abgabe ganz 
frei bleiben. 
(®. ©. 1845, 718.) 
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45. VBertrag Preußens mit Hannover wegen Bereinigung des Zoll: und Steuer: 
vereind. 7. September 1851. 


Se. Majeftät der König von Preußen und Se. Majeftät der König 
von Hannover, indem Allerhöchftdiefelben die Begründung eines gegenfeitig 
freien Handels und gewerblichen Verkehrs zwifchen Ihren Staaten und 
deſſen möglichſt umfaffende Ausdehnung auf deutfche Nachbarländer als für 
die Wohlfahrt Ihrer Untertbanen in hohem Grade erfprießlih und zugleich 
als einen wefentlihen BVBorfchritt zur allgemeinen Handels- und Verkehrs— 
freiheit innerhalb Deutfchland betrachten, und diefe Zwede durd einen, be— 
ftebenve Verſchiedenheiten berüdfichtigenden und möglichit ausgleichenven Ber: 
trag zu erreichen wünjchen, haben zur Abfchliefung eines foldhen Vertrages 
Bevollmächtigte ernannt, welche nad gefchebener Auswechſelung und gegen 
feitiger Anerkennung ihrer Vollmachten, unter Vorbehalt der Allerhöchſten 
Ratificationen, über folgende Beftimmungen einig geworden find. 

Art. I. Dom 1. Januar 1854 an foll zwifchen Preußen und den 
alsdann mit Preußen zollvereinten Staaten einerfeits, und Hannover nebft 
den diefem DVertrage beitretenden dermaligen Steuervereinsftaaten andererz 
feits, gegenfeitig freier Handelsverkehr, eine übereinftimmende Gefeggebung 
über die Eins, Aus- und Durdgangs-Abgaben, fo wie über die Befteuerung 
ver inländifhen NRübenzuder-Fabrication und eine Gemeinfamfeit ver Er> 
träge diefer Abgaben beiteben. 

Die Grundlage diefer Vereinigung bilden die im Zollvereine beftehenden 
Grundfäge und Einrichtungen unter den nachftehenden Vorbehalten und Mo- 
Dificationen. 

Art. 2. In Hannover follen von inländifhem Tabad und Wein die: 
felben Steuern erhoben werden, welchen dieſe Gegenftände in Preußen und 
ven dieferbalb mit Preußen im Berbande ftebenden Staaten unterliegen. 

In Folge deſſen foll in allen diefen Staaten freier gegenfeitiger Verkehr 
mit Wein, Moft, Taback und Tabadsfabricaten ftattfinden und es foll von diefen 
Erzeugniffen, wenn folche aus nicht zu jenem Verbande gehörenden Zollver: 
eingftaaten übergehen, die nämliche Abgabe, welcher biefelben jest in Preußen 
unterworfen find, und zwar für gemeinichaftliche Rechnung, erhoben werben. 

Art. 3. Die Steuer von der Branntwein- Fabrication foll in Han- 
nover zu gleichen Sägen und in gleicher Weife wie in Preußen und den 
dieferbalb mit Preußen im Verbande ſtehenden Staaten erhoben werben. 

Die Ausfuhr-Vergütigung für inländifchen Branntwein foll beiverfeits 
giciamäßig und zwar dergeftalt beftimmt werden, daß fie die Fabricationg- 

bgabe auch bei günftigem Betriebe nicht überfteigt. 

Art. 4 Rückſichtlich ver Fabricationg- Abgabe vom inländifchen Bier 
wird Hannover nicht befchränft, unbefchadet feiner Verpflichtung, den zwiſchen 
ven Zollvereinsftaaten verabreveten höchſten Steuerfag von 1’, Thlr. für 
120 Duart preußifch nicht zu überfchreiten. 

Art. 5. Da es, nad der beftimmten Erklärung der hannoverfchen 
Regierung unüberfteigliche Schwierigfeiten findet, im dortigen Gebiete den 
Verkauf des Salzes en gros, wie dies im übrigen Gebiete des Zollvereing 
geichieht, auf Rechnung des Staates zu übernehmen und zu befihränfen, 
oder doc den jegigen Betrag feiner Salzfteuer zu erhöhen, ſo wird Hans 
noyer, um bie alddann zu beforgende Einfchwärzung von Salz in die ans 

renzenden Bereinsftaaten, aud ohne die, in Folge der Zollvereinigung weg— 
allende ftrenge Grenzbewachung abzuwenden, an Stelle der Vereinbarung 
im Art. 10. Litt. g. der Zollvereinsverträge, die verbotene Salzeinfuhr nad) 
den angrenzenden Bereinsftaaten mit nachdrüdlichen Strafen bedrohen und 
durch andere geeignete Mittel zu deren Verhinderung mitwirken. 
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Art. 6. Statt der Verbinplichfeit, welche im Artikel 13. der Zollver— 
eingverträge in Beziehung auf die Höhe ver Chauffeegelver eingegangen ift, 
übernimmt Hannover nur die Verpflichtung, feine dermaligen Chauffeegelr- 
füge nicht zu erhöhen. 

Art. 7. Nückfichtlich ver bannoverfchen Flußzölle und re Te Siena 
gaben behält e8 bei dem Art. 15. der Zollvereing-Berträge fein Bewenven. 

Art. 8. Die in den Artifeln 15. und 19. ver Zollvereinsverträge zu- 

eficherte Gleichftellung der Angehörigen aller Vereinsftaaten binfichtlich ver 
lußſchiffahrt und binfichtlich des Handels in den Seehäfen erftredt fich auch 
auf die gegenfeitige Zulaffung der Schiffe beider contrabirenden Staaten zur 
Binnenfhiffahrt oder Cabotage, ohne daß dafür andere oder höhere Abgaben 
von Schiff und Ladung, ald von den Schiffen ves eigenen Staates zu ent- 
richten find. 

Art. 9. Beide contrahirenvden Theile werden in ihren wichtigeren See— 
plägen örtlich mit dem Hafen in Verbindung ftehende freie Niederlage-An— 
ftalten in ver Art zulaffen, daß innerhalb verfelben die zollamtliche Controlle 
nur infomweit ftattfindet, um Einſchwärzungen nach dem Inlande vorzubeugen, 
daß die Behandlung, Theilung und Umpadung der Waaren innerhalb jener 
Anftalten unbehinvert bleibt, und daß eine Berabgabung nur nah Maaßgabe 
der aus der Niederlage nach dem Inlande oder zum Durchgange abgefer- 
tigten Mengen eintritt. Man wird fich über ein übereinftimmendes Regu- 
lativ für diefe Anftalten verftändigen. 

Art. 10. Der im $. 44. des Zollgefeges und $. 84. der Zolloronung 
enthaltenen Borfchrift gemäß, bleibt e8 auch Hannover vorbehalten, Erleich— 
terungen in den hinfichtlich der Controlle im Grenzbezirf beſtehenden Beſtim— 
mungen ba eintreten zu laffen, wo dies ohne Gefährdung der Zollficherbeit 
gefchehen kann und durd ein örtliche Bedürfniß geboten ift. 

Art. 11. Zur Ausgleihung des bedeutend ftärferen Verbrauchs hoch— 
befteuerter Gegenftände, welcher in Hannover ftattgefunden bat und voraus- 
fihtlih auch ferner ftattfinden wird, fo wie des böberen Einkommens, 
welches Hannover aus den Ein-, Auss und Durdgangs- Abgaben bis- 
ber bezogen bat, und beim einfeitigen Vorfchreiten zu den Tarif» Sägen 
des Zollvereins noch wefentlih würde fteigern fünnen, ift Folgendes ver: 
abrevet worden: 

Nachdem der Ertrag der Eingangs-, Ausgangs- und Durchgangs-Ab— 
gaben und der Steuer vom inländifchen NRübenzuder nah Abzug 1) ver 
Nüderftattungen für unrichtige Erhebungen, 2) der auf Grund befonderer 
gemeinfchaftlicher Berabredungen erfolgten Steuer-Ermäßigungen und Ber- 

ütigungen feftgeftellt und der auf Hannover im Verhältniß feiner, dem 
Be angebörenden Bevölkerung zur Gefammt-Bevölferung des Vereins, 
beziehungsweiſe befonderen Verbandes (Art. 12.) fallende Antheil an jenem 
Ertrage ermittelt fein wird, foll diefer Antheil um drei Viertheile, jedoch 
was die Antheile an der Eingangs-Abgabe nebft Nübenzuder-Steuer betrifft, 
um höchſtens 20 Silbergrofchen in einem Jahre für jeden Einwohner ver: 
mehrt und die dadurch fich ergebende Geldfumme für Hannover vorabge- 
nommen werben und deſſen Antbeil an den in die Gemeinschaft fallenden 
Abgaben bilden, 

In gleicher Weife wird bei Vertheilung der gemeinfchaftlichen Ueber: 
gangs-Abgaben verfahren werden. (Art. 2.) 

Der von Hannover zu tragende Antheil an den gemeinfchaftlichen Ver- 
waltungs-foften wird ai Maßgabe des Verhältniffes berechnet werden, in 
welchem die einfache Kopfzahl Hannovers zu der Gefammt-Bevölferung im 
Vereine fteht. 

Art. 12, Rückſichtlich der BVertheilung des Ertrages der Ausgangs: 


695 


und Durdgangs:Abgaben wird Hannover dem weftlichen Verbande des Zolls 
vereins angehören. 

Art. 13. Eine Nachfteuer für gemeinfame Rechnung foll für die beim 
Anfchlufe an den Verein in Hannover vorhandenen Waaren nicht er: 
hoben werden. 

Art. 14. Die Dauer diefes Vertrages erftredt fih auf den Zeitraum 
vom 1. Januar 1554 bis zum 31. December 1865. Kommt jedoch fchon 
vor dem letstgedachten Zeitpunfte eine Zoll-Einigung aller deutfchen Staaten 
zur Ausführung, fo erlifcht verfelbe gleichzeitig mit dem Beginne der legteren. 

Art. 15. Die Ratificationen zu diefem Vertrage follen binnen längſtens 
vier Wochen ausgewechlelt werben. 

So gefchehen und vollzogen, Berlin, den 7. September 1851. 


Zu vorftehendem Vertrage find vierzehn Separat- Artifel verabredet 
worden, welche folgendermaßen lauten: 

Separat:Artifel 1. "Zu Art. 1.) Es foll diefer Vertrag, die Zus 
ftimmung ver berzoglich braunfchweigifchen Regierung vorausgefegt, ſich auch) 
auf die bannoversbraunfchweigifhen Communion-Befigungen erftreden. 

Der bannoverjche Hafenort Geeftemünde bleibt vom Zollgebiete fo lange 
ausgefchloffen, als nicht etwa Bremerhaven dieſem einverleibt wird. Ueber 
den etwaigen Ausfchluß bannoverfcher Infeln bleibt weitere Berabredung 
vorbehalten. 

Separat-Artifel 2. (Zu Art. 3 u. 4.) Nah Maafgabe der im 
Zollvereine bereit8 beftehenden Grundſätze, bleibt es beiden Theilen vorbe— 
ee übergebendem Branntwein und Bier die Hebergangs-Abgabe 
zu erheben. 

Rückſichtlich der Fabrications- und Ucbergangs-Abgaben von Brannt- 
wein und Bier foll für die Graffchaft Hohnftein und das Amt Elbingerode 
die Gemeinschaft mit Preußen unter den bisherigen Bedingungen ——— 

Ueber die zweckmäßige gegenſeitige Uebernahme der Verwaltung der 
Zölle und Fabrications-Abgaben in anderen Enclaven und einſpringenden 
Bezirken bleibt weitere Verſtändigung vorbehalten. 

Separat-Artikel 3. (Zu Art. 5.) Zur Verhinderung von Salz— 
einfchwärzungen aus Hannover in die benachbarten Vereinsländer find fol 
gende Maaßregeln verabredet: 

1) Hannover wird feinen Staatsangehörigen und den innerhalb feines 
Gebietes ſich aufhaltenden Fremden unter Androhung einer, in jedem Wieder: 
bolungsfalle auf das Doppelte des zulegt verwirften Betrages zu erhöhenven, 
und im Falle der Zahlungsunfäbigfeit durch Gefängniß abzubüßenden Geld— 
ftrafe von 10 Thlrn. für jeven Transport von einem Zoll-Eentner oder wes 
niger, und bei größeren Transporten von 10 Thlr. für jeden Zoll-Eentner, 
die Einführung von Salz in das Gebiet Eines der angrenzenden Vereins— 
ftaaten, fo wie den Verkauf von Salz an Angehörige diefer Staaten ver— 
bieten und feine Steuer-, Zolle und Polizeibeamten zur Verhütung und 
eventuell zur Anzeige von Webertretungen jenes Verbotes verpflichten. 

2) Den Steuer: Zolle und Polizeibeamten des angrenzenden Bereing- 
ftaates follen in Hannover rüdfichtlich der Verfolgung von Salzeinſchwär— 
zungen die gleichen Befugniffe zuftehen, welche der Zoll» Gartel den Zoll- 
beamten eines andern Vereinsftaats für die Verfolgung son ZolleEontras 
ventionen einräumt. 

3) Bei jeder bannoverfchen Saline foll ein Regifter nicht blos über die 
Salzveriteuerungen, fondern auc über die Salzverfendungen geführt werden, 
aus welchem die Käufer, die Transportanten und die Beftimmungsorte des 
abgegebenen Salzes erfichtlich find. Daſſelbe foll nebſt Beilagen den Steuer: 
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beamten des angrenzenden Vereinsſtaats bis zum Ober-Controlleur abwärts, 
auf jevesmaliges Erfuchen ver dortigen Hauptamts-Dirigenten, fo wie aud 
den Vereing-Bevollmäcdtigten und Stations-Eontrolleuren zur Einficht vor: 
gelegt werden. 

4) An den sub 5 näher bezeichneten Grenzftreden wird Hannover ven 
Verkehr mit Salz dahin beihränfen, daß: a) in den fraglichen Bezirken 
Salz nur von regierungsfeitig beftellten Salzfactoren eingeführt, nur von 
diefen Factoren an obrigfeitlich beftellte Salzverfäufer und nur von dieſen 
Lesteren an Bewohner des Bezirks verfauft werden darf; b) die Einfuhr 
von Salz in jeden Factorei-Bezirf und die Abgabe von Salz von der Factorei 
an den oder die Salzverfäufer jeder Gemeinde fol fih auf folde Mengen 
beichränfen, welde dem Verbraude von 20 Pfund für jeden Einwohner 
jährlich, in welchem jedoch zum Genuffe für Menfchen unbrauchbar gemachtes, 
fo wie das zum Medicinalgebrauche, unter Sicherung gegen Mißbrauch, auf 
befondere Erlaubniß verabfolgte Salz nicht" einzubegreifen ift, entſprechen; 
c) die Salzfactoren und Salzverfäufer follen bei nachdrücklicher Strafe ver- 
pflichtet werden, über ihre Bezüge und ihren Ablag gebörig Buch zu fübren 
und ihre Bücher den zu ihrer Beauffihtigung beftellten Perfonen, fo wie 
den Bereind=- Bevollmächtigten und den Steuer= Controlleuren auf Begebr 
jederzeit vorzulegen; d) innerhalb der vorerwähnten Grenzbezirfe ſoll, bei 
Vermeidung der unter 1. bezeichneten Strafen, Salz außerhalb zufammen- 
gebauter Ortichaften nur in Begleitung von Beſcheinigungen transportirt 
werden dürfen, welce rücdfichtlich der Transporte nach den Factoreien auf 
die Beftellgettel der Factoren von einem hannoverſchen Salzfteuer-Erhebungs- 
amte, nad einem Salzverfäufer von dem Factor des Bezirfs, und nady der 
Wohnſtelle des Käufers von dem Salzverfäufer des fraglichen Gemeinvebe- 
zirks auszuftellen find; e) die Zahl der Salzfactoren und Salzverfäufer foll 
auf das vorhandene Bedürfniß und die Auswahl derfelben auf Perfonen 
von unbezweifelter Nechtlichkeit beichränft, ihre Anftellung nur wivderruflid 
verfügt und, fofern fie ſich Mißbräuche und Unordnungen zu Sculven 
fommen laffen, fofort zurüdgenommen werben. 

5) Die unter 4. erwähnten Befchränfungen des Verkehrs mit Sal; 
wird Hannover einzelner, demnädft nah Maabgabe örtlicher Verhältniſſe zu 
verabredender Mopificationen, und der unter 6. erwähnten Ausnahmen vor: 
bebaltlih, in allen nicht mehr als 1", Meilen von der Landesgrenze Des 
betreffenden Vereinsſtaats belegenen Ortfchaften und deren Feldmarken unter 
der Vorausſetzung eintreten laffen, daß der benachbarte Vereinsftaat vie 
Bewohner feiner längs der fraglichen Grenze belegenen Gebiete, vorbehaltlich 
der jeßigen etwa geringeren Breite des unter Controlle gefesten Bezirfe, in 
denjenigen preußifchen Yandestheilen, wo jegt die Salzverbraucds-Eontrolle 
ſchon beftebt, jo wie des geringeren Durcichnittfages von 11 Pfund, welches 
im preußifchen Eichöfelde ausnahmsweiſe ſchon jest zugelaffen ift, — bie 
wenigftens eine Meile landeinwärts verpflichtet, jährlih im Durdhichnitte 
mindeftens 12 Pfund Salz auf jeden Einwohner aus den unter Aufficht 
der Regierung verwalteten Salzvorrätben zu beziehen. 

6) Von den unter 4. und 5. verabredeten Beftimmungen bleiben aus 
—— 1) die hannoverſchen Grenzſtecken a) längs der Grafſchaft 

haumburg rechts der Wefer und das hannoverfche rechte Weferufer-Gebiet 
zwifchen der Graffchaft Schaumburg und der braunfchweigichen Grenze; 
b) gegen den braunfchweigfchen Harz-, Leine- und Wefer-Diftriet, einjchlieglich 
der Communion-Befigungen, fo wie gegen das Amt Tpevinghaufen und 
die Enclaven: Bodenburg und Deftringen, Delsfrug und Dftharingen; 
2) die in der Nähe ver fraglichen Grenzen belegenen Städte: Dsnabrüd, 
Minden und Peine nebft deren Vorſtädten und Feldmarfen, in der Art, daß 
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dafelbft ver Salzhandel frei bleibt, auch ver Verbrauch nicht auf die Menge 
von 20 Pfund für den Kopf beichränft wird, vorbehaltlich der Borfchrift, 
daß aud das von und nad diefen Städten verfandte Salz, fobald vafjelbe 
innerhalb der Grenzftreden Cefr. Nr. 4) außerhalb ver ftäntifchen Feldmark 
transportirt wird, der Bezettelung Cefr. Nr. 4d.) unterliegt, ferner vorbe- 
baltlid der Befugniß des gegenüberliegenden Vereinsſtaates auf feinem Ge- 
biete eine Controlle gegen Salzeinfhmwärzungen den genannten Städten 
gegenüber ausüben zu laffen. 

Dagegen follen in den dem Zollverein fchon jest angefchloffenen Landes— 
theilen der Graficdaft Hohnftein, ven Aemtern Elbingerove und Polte und 
dem füplichen Theile des Amtes Fallersleben die dermaligen Salzdebit-Ber- 
hältniſſe bis auf weitere Verabredung fortbeftehen,, foweit nicht der Wegfall 
der Zollgrenzen Abänderungen nad fich zieht. Auch verpflichtet fi) Dans 
nover für den Fall, daß in der kurheſſiſchen Grafichaft Schaumburg die 
unter Nr. 5. erwähnte Salzverbrauds- Controlle eingeführt, und daneben 
die Landesgrenze gegen Hannover behufs Abwehrung von Salzeinfhwärzungen 
mit Auffichtsbeamten beſetzt wird, vie Hälfte der hierdurch erwachſenden 
Koften zu übernehmen. 

Separat-Artifel 4 (Zu Art. 7.) Die contrabirenden Staaten 
werben balvthunlichft über eine für die Uferftaaten gemeinfame Einrichtung 
zur Erhebung ver MWeferzölle, fo wie aud über eine Ermäßigung over 
Sufpenfion dieſer Zölle, falls dadurch zweckmäßige Abrundungen des Zoll: 
gebietes und wefentlihe Hülfgmittel zur Sicherung der gemeinfamen Grenz: 
abgaben erreicht werden können, eine Verhandlung einleiten. Diefelben er: 
fennen zugleich an, daß Verftänpigungen über den legtgedachten Gegenftand, 
als auf ganz befonveren Berbältniffen berubend, für andere Ströme nidt 
werden maafgebend fein fünnen. 

Separat-Artifel 5. Bei dem Eingange über die nördliche Grenze 
Hannovers, von Harburg bis Leer, beider einschließlich, follen: Füllen unter 
einem Jahre zu ', Thlr. für das Stück, magere Ochſen zur Maftung zu 
2", Thlr., magere Kühe zur Maftung zu 1', Thlr., magere Rinder zur 
Maftung zu 1 Thlr. für das Stüf, und zwar, was das magere Rindvieh 
anlangt, unter ven erforberlihen Controllen eingelaffen werben vürfen. 
Hannover bleibt es vorbehalten, die in der Anmerfung zu Pof. 12b. des 
Zolltarifs feſtzuſetzenden Zollfäge für Holz auch auf die Einfuhren in feine 
Häfen zur Anwendung zu bringen. 

Die Beftimmung in der Anmerkung zu Pof. 24. des Zolltarifs findet 
auch auf den Ausgang alter Seilerwaaren über bannoverfche Seehäfen An: 
wendung. Hannover ift die zollfreie Einfuhr der zur Vollendung der dortigen 
Staats-Eiſenbahnen noch erforderliben Eifenbahn-Scienen zugeftanven. 

Separat-Artifel 6. Es follen a) die an bannoverfhe Eifen- und 
Berghandlungs-Fartoren zu Altona, Hamburg, Bremen und Geeftemünve 
(fo wie Harburg, wenn daſſelbe Freibafen bleibt) zum Debit überfannten 
und demnächſt in das Vereinsgebiet zurüdgeführten bannoverfchen ar und 
Hütten-Erzeugniffe, bei geböriger Sicherftellung der Identität, jederzeit, auch 
b) die Duantitäten von Getreide, welche mit bannoverfchen Urfprungs- und 
Ausfuhr-Beicheinigungen nach Bremen und Geftemünde ausgeführt werden, 
binnen drei Monaten nad) der Ausfuhr, zollfrei wieder eingelaffen werben. 

Sepyarat-Artifel 7. Von Gütern, welche nad unverzollten Nieder: 
lagen in hannoverfchen Seebäfen over Elb-, Wefer- oder Emshäfen zu 
Waſſer eingeführt und gleichfalls zu Waffer, ohne fonftige Berührung des 
Vereinsgebietes, wieder ausgeführt werden, foll, den im Zollvereine bereits 
beftehenden Grundfägen gemäß, eine Durdgangs-Abgabe nicht erhoben 
werben. 
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Als kurze Straßenftreden, rüdfichtlich deren e8 Hannover, nab Ser. 
Art. 3. zu den Zollvereind-Berträgen freifteht, die bisherigen geringeren 
Durchgangs-Abgabenſätze fortbefteben zu laffen, follen folgende betrachtet 
werden: 1) die Streden zwifchen Bremen und unterhalb belegenen Plätzen 
einerfeits, und Harburg und unterhalb belegenen Plägen andererſeits; 2) vie 
von Bremen nad der bannoverfhen Elbe führenden Eifenbabnen; 3) vie 
Straßen zwifchen Leer und unterhalb belegenen Plägen einerfeits, und Bremen 
und unterhalb belegenen Plägen andererfeits; 4) die Straßen, durch welche 
die zwifchen Harburg, Bremen und Leer, vdiefe Pläge eingefchloffen, bele- 
genen Küſten- oder Uferpläge unter einander in Verbindung ftehen; 5) vie 
Straßen zwifchen ben Niederlanden und der Ems bis Lingen aufwärts; 
6) die Straßen in dem hannoverſchen Lanvestheile auf dem rechten Elbufer. 

Separat-Artifel 8. (Zu Art. 9) Sofern der Freibafen in Har— 
burg nicht unter beiderfeitiger Zuftimmung fortbeitehen fann, wird daſelbſt 
eine freie NiederlagesAnftalt der im Art. 9. gedachten Art errichtet werden. 

Ausnahmen von Zollvorichriften, welche zur Erleichterung des Verkehrs 
zwifchen Hamburg oder Altona mit dem Zollsereine vor dem 1. Januar 1854 
zugelaffen werden möchten, foll Hannover, unter gleichen Sicherungs-Maaß— 
regeln, auch für den Verkehr über Harburg eintreten laffen dürfen. 

Sceparat-Artifel 9. (Zu Art. 9) Der Stadt Emden verbleibt das 
im Art. 30. der wiener Congreß-Acte vom 9. Juni 1815 und im Art. 5. 
des zwiſchen den beiden contrabirenden Staaten am 29. Mai 1815 abge: 
ſchloſſenen Vertrages anerfannte fogenannte Portofranco-Recht, ſofern Diele 
Stadt nicht die Errichtung einer freien Nieverlage-Anftalt (Art. 9.) an Stelle 
des vorerwähnten Rechtes vorziehen follte. 

Uebrigens ift man beiderfeits darüber einverftanden, daß der commer: 
ciellen Berbindung Oſtfrieslands mit dem Innern des Vereins jede mit den 
Vereinsverträgen und Gefegen und mit der Sicherung der Abgaben verein- 
bare Erleichterung zu gewähren fei. 

Separat-Artifel 10. Die Alimentirung der dur die Vereinigung 
des Steuervereins mit dem Zollverein außer Junction tretenden beiderſei— 
tigen Zolle und Steuerbeamten wird auf Rechnung des Gefammtvereind 
übernommen. Es follen bierbei von beiden Seiten nur die wirflih ge— 
zablten Alimentationsbeträge in Anrechnung nebradt werden, jedoch mit 
der Maafgabe, daß die Gefammtfumme verfelben denjenigen Betrag nicht 
überfteigen darf, welcher nad den Bereinbarungen vom 20. Mai 1835 und 
8. Mai 1841 liquidirt werden könnte. 

An den aus früheren Zollanfchlüffen herrührenden Alimentations-Ver— 
pflichtungen bat Hannover nicht Theil zu nehmen, 

Separat-Artifel 11. (Zu Art. 13.) Hannover verpflichtet fich, 
fpäteftens bis zum 4. März 1553 die Eingangs-Abgaben für die in ver 
ee benannten Gegenftände bis auf die dabei bemerften Sätze zu 
erhöhen. 

Sollte dies in dem harburger Freibafen-Bezirfe bis zu jenem Zeitpunfte 
nicht thunlich fein, fo ſoll rücfichtlich deifelben eine der vorftebenden in ihrem 
Erfolge gleichkommende Maafregel eintreten, worüber weitere Verftändigung 
vorbehalten bleibt. 

SeparatsArtifel 12. Preußen wird zu diefem Bertrage die Zu: 
flimmung derjenigen Staaten vermitteln, mit welchen e8 die ————— 
Verträge erneuern wird. 

Hannover wird Oldenburg und Schaumburg-Lippe zum Beitritt zu 
diefem Bertrage und zu gleichzeitiger Verftändigung über eine fünftige ge— 
meinfame Zollverwaltung, Schaumburg-fippe auch zur Ausführung ver, im 
Separat-Artifel 3 vereinbarten Maafregeln gegen die Salz-Einſchwärzungen 
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in die benachbarten Zollvereinsftaaten, infomweit dabei das fürftliche Gebiet 
betheiligt ift, einladen. 

Dem Herzogthum Oldenburg und dem Fürftentbum Schaumburg-tippe 
wird in Beziehung auf die Artifel 8 und 14., fo wie auf die Separat- 
Artikel 5. und 7., die Theilnabme an ven, für Hannover ftipulirten Vor— 
theilen für den Fall des Beitritts zugefichert. 

S eparat-Artifel 13. Preußen wird zeitig Verhandlungen zur Er: 
neuerung der Verträge mit den übrigen Zollvereindg-Staaten einleiten, und 
die zur Erleichterung diefer Verhandlungen dienfamen Manfregeln ergreifen. 

An diefen Verhandlungen wird Hannover mit gleihem Stimmrecht wie 
Preußen Theil nehmen. 

Separat-Artifel 14. Bei den im Separat-Artifel 13. erwähnten 
Verhandlungen werden Preußen und Hannover übereinftimmend davon aug- 
geben und daran feftbalten, daß: 4) der Eingangszoll für Franzbranntwein 
auf 8 Thlr. vom ZolleEentner, für Caffee auf 5 Thlr., für Eyrup auf 
2 Ihlr., für Tabadsblätter auf 4 Thlr., für Thee auf 8 Thlr., für Wein 
in Fäffern auf 6 Thlr. vom Zoll-Centner herabzufegen ſei; 2) eine höhere 
Befteuerung dee Nübenzuders und ein richtiges Verhältniß verfelben zu der 
Eingangs: Abgabe für Zuder und Eyrup in dem Maake eintrete, daß bie: 
jenige Einnahme, welde im Zollvereine im Durchſchnitt der drei Jahre 
1847/49 an Rübenzuder-Steuer und Eingangs-Abgaben von ausländiſchem 
Zuder für den Kopf der Bevölferung aufgefommen ift, vom Eintritt ber 
Zolleinigung ab, für die Zufunft mindeſtens erhalten bleibe, 3) der Rabatt 
für die Weinhändler auf ein richtiges Verhältnis zurüdgeführt werde; 
4) angemeffene VBergütigungen an die Erbauer von Seeſchiffen, mit Rüd- 
ſicht auf die, durch die Zollgefeggebung berbeigeführte Vertheuerung ber 
metallenen Schiffbau-Materialien auf Vereinsrechnung gewährt werde; 5) der 
Ausgangszoll für Wolle auf "; Thaler vom Gentner ermäßigt werde. 

Zugleih wird man fi über andere, den jegigen Verbältniffen ent: 
fprechende und mit der Nüdficht auf die Finanzen vereinbare Tarif-Aende: 
rungen verftändigen. 

Vorftehende Separat-Artifel follen ratifieirt und es follen vie Natifi- 
cationd-Urfunden zugleich mit denjenigen des heute unterzeichneten Haupt: 
vertrages ausgewechfelt werben. 

Sp gefchehen und vollzogen, Berlin, den 7. September 1851. 


Unlage zu Separat- Artikel 11. 














| \E „| Abgaben- 
1 rn, 
5 Gegenſtände. 3158 
= | (38 |Ruß beim 
* ES Eingang 
| Fr Re. 
2 Baummolle und Baummwollenwaaren: ⸗ 
b) Baumwollengarn, ungemiſcht oder gemiſcht mit Wolle oder Leinen; 
1) ungebleichtes ein- und zweidräthiges und Watten a ar en 3 — 
2) ungebleichtes drei- und mebrbrätbiges, ingleichen alles gezwirnte, ge— 
bleichte oder gefärbte Garn . EEE DENE NETT E20 
c) Baummollene, vesgleihen aus Baumwolle und Leinen, ohne Beimifchun 
von Seide, Wolle und anderen Thierbaaren gefertigte Zeuge und Stmumpe 
mwaaren, Spipen (Tüll), Pofamentier-, Anopfmader-, Stider- und Pup- 
waaren; auch bergl. Zeug- und Etrumpfwaaren mit Wolle geftidt oder 
brochirtz ferner Sefpinnfte und Treffenwaaren aus Metallfäden (Lahn) 
und Baummolle oder Baumwolle und Yeinen, außer Verbindung mit Seide, 
Mole, Eifen, Glas, Holz, Leder, Meffing, Stabi und anderen Materialien | 1150| — 
6 | Eifen und Stahl: | 
a) Robeifen aller Art, altes Brucdeifen, Eifenfeile, Hammerfchlag . 1 |— 10 





. c „| übgaben- 
: AR, 
ẽ Gegenſtände. —53 
* — 

| — A 
b) Geſchmiedetes und gewalztes Eifen (mit Ausnahme des façonnirten) 

in Stäben von % Quabdratzoll preußifh im Querſchnitt und darüber, 

desgleichen Luppeneiſen, Eifenbahnfchienen, auch Rob- und Eementftabl, 

Buß- und raffinirter Stabl. -. - - » =» 2 2 44111113 
e) Geſchmiedetes und gewalztes Eifen (mit Ausnahme des_faconnirten) 

in Stäben von weniger ald % Duadratzofl preußifh im Querſchnitt 11|2|15 
d) Faconnirtes Eifen in Stäben, desgl. Eifen, welches zu groben Beltand- 

tbeilen von Mafchinen und Wagen (Kurbeln, Achſen und dergleichen) 

rob vorgefchmiedet ift, infofern dergleichen Beltandtbeile einzeln einen 

Gentner und darüber wiegen, auch Pflugfchaareneifen, ſchwarzes Eifen- 

blech, robes Stablbleb, rohe (unpolirte) Eifen- und Stahlplatten; 

Anfer, fo wie Anker- und Shiffäfettien. - » » 2 2 2 22. 13 — 
e) Weißbleh, gefirnißtes Eifenbleb, polirtes Stahlblech, polirte Eifen- 

und Stablplatten, Eifen- und Stablorabt . . . . ....1/1]14)— 


Anmerlung. Rablranieifen zu Eifenbahnwagen wirb nad Pof. d. verzeüt. 


20 Kurze Waaren, Quincaillerien ꝛc.: 
zaaren, ganz oder theilweiſe aus edlen Metallen, aus feinen Metall- 
gemifchen: aus Metall, echt vergoldet oder verfilbert, aus Schilbpatt, Perl» 
mutter, echten Perlen, Korallen oder Steinen gefertigt oder mit edlen Me— 
tallen beleat, ferner Waaren aus vorgenannten Stoffen in Verbindung mit 
Alabafter, Bernftein, Elfenbein, Fifchbein, Gips, Glas, Holz, Horn, Knochen, 
Ktorf, Lad, Yeder, Marmor, Meerſchaum, uneblen Metallen, Perlmutter, 
Schildpatt, unechten Steinen u. dergl.: feine Balanterie- und Duincaillerie- 
Maaren (Herren- und Frauenſchmuck, Toiletten und fogenannte Nippes- 
tiſch Sachen u. f. w.) aus unedlen Metallen, jedoch fein gearbeitet und 
entweder mehr oder weniger vergoldet oder verfilbert oder audy vernirt, oder 
in Verbindung mit Alabaker, Elfenbein, Email, Eorallen, Yava, Perlmutter, 
Scildpatt, feinen Steinarten, unechten Steinen oder auch mit Schnip- 
arbeiten, Paften, Cameen, Ornamenten in Metallguß u. deral.; feine 
Parfümerien, wie ſolche in feinen (Släfern, Kruken u. f. w. im Galanterie- 
banvel und als Salanteriewaaren geführt werden, Tafchenubren, Stup- 
und Mand-lbren, legtere mit Ausnahme der hölzernen Hänge Ubren, 
Kronleuchter in Verbindung mit echt vergoldetem oder verfilbertem Metall, 
Hold» und Silberblatt (echt oder unecht), Nähnadeln, metallene Stridnadeln, 
metallene Häfelnadeln (obne Griffe); aefaßte Brillen aller Art; feine ladirte 
Maaren von Metall oder Pappmafle (papier mache), feine boffirte Wachs- 
waaren, Regen- und Sonnenfchirme, Häder, Blumen, zugerichtete Schmud- 
federn, Wachsperlen, Perüdenmacerarbeit u. f. w., überbaupt alle zur 
Gattung der Rurzen-, Quincailleries oder Salanteriewaaren gebörigen, unter 
den Nummern 2, 3, 4, 5, 6, 10, 12, 19, 21, 22, 27, 30, 31, 33, 35, 
38, 40, Al, 42 und 43 ber zweiten Abtbeilung dieſes Tarifs nicht mit in- 
beariffenen Gegenftände; ingleiben Waaren aus Sefpinnften von Baum- 
wolle, Leinen, Seide, Wolle, welche mit Eifen, Glas, Holz, Leber, Meffing, 
Papier, Pappe oder Stahl verbunden find, 3. B. Tuch- oder Zeuge Müpen 
in Verbindung mit Leder, Knöpfe auf Holzformen, Klingelfhnüre u. dgl.m. | 1 |50| *) 
21 Leder, Lederwaaren und ähnliche Fabricate: 
a) Lohgare oder nur lobrotb gearbeitete Haute, Fahlleder, Sohlleder, Kalb- 
lever, Sattlerlever, Stiefelichäfte, auch Juchten, ingleihen fämifch- und 
weißgares Leder, auch Pergament, Summiplatten und mehr oder weniger 





- 
—_ — — — — — —— — ——— ———— ———— — — — — 


gereinigte Hutta percrhh.4116 | > 
b) Brüſſeler und däniſches Handſchuhleder, auch Corduan, Maroquin, Saffian 

und alles gefärbte und lackirte Leder; desgl. Gummifäden, außer Ver- 

bindung mit andern Materialien . © >» 2 2 2 2 2 2 1 8 — 
4) Lederne Banbiäube - - - = 2» 2 2 2 8 2 2 2 0 0 0 05 1 IR — 


*) Zufolge befonderer Verorbnung unterliegen Waaren aus Gold oder Silber, feinen Metallgemiſchen, Metalt- 
bronce (ct vergoldet), echten Perlen, Gorallen oder Steinen gefertigt, ober mit Gold ober Silber belegt, ferner 
MWaaren ans vorgenannten Stoffen in Verbindung mit Alabaſter, Bernfein, Elfenbein, Perlmutter, Schildpatt und 
unechten Steinen; feine Parfümerieen, mie folde in Meinen Gläſern, Kruken u. f. mw. im GBalanteriebandel und ale 
Salanteriewaaren geführt werden: Stußubren, mit Ausnahme derer in hölzernen Gebäufen; Aronleuchter mit Broncr. 
Gold. oder Silberblatt, Fächer, hünflihe Blumen und zugerihtete Schmurtjedern bis auf weitere Beſtimmung einem 
Eingangezoll yon 100 Thalern (175 Bl.) pro Gentner. 
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E Gegenfttände, 

23 

21 | Leinengarn, Leinwand und andere Leinenwaaren: 
a) robes Garn, 

1) Maicinengefpinnft . 

25 | Material: nnd Specerei:, auch Gonditor-Waaren und andere 

Gonfumtibilien: 

a) Bier aller Art in Fäſſern, auch Meth in Fäſſern . . 

b) Branntwein aller Art, auch Arrack, Rum, Zlanzbrountwein und ver- 
fepte Branntweine, desgleichen Hefe "aller Art, mit — der ee 
und Weinbefe . , B , : 

d) Bier in Rlafhen oder Aruten eingehend — 
f) Wein und Moſt, auch Eider . IRB EEN 

i) Früchte (Südfrüchte) auch Blätter: 

b) Irodene und getrodnete Datteln, Feigen, Kaftanien, Korinthen, 
Mandeln, Pfirfichferne, ae Yorbeerblätter, Pommeranzen, 
Pommeranzen chalen u. dal. . 

k) Gewürze, nämlich: Galgant, Ingber, Cardamomen, "Eubeben, Muscat- 
nüffe und Blumen (Macis), Nelken, Pfeffer, Piment, Saffran, Stern- 

Anis, Vanille, Zimmt und FZimmt- -Caffi ia, Zimmtblütbe . 

m) Gaffee, rober, und Eaffee-Surrogate, ingleihen Gacao in Bohnen und 
Cacaoſchalen . . 

n) Gebrannter Caffte, ingleichen aacaomaſe., gemahlener Gncao, pecalade 
und a ir .. — 

0) Käſe aller Art . . . re ee ea 

WORTE. 5, u ee den Bi ee 

v) Zabad: 

1) Iabadsblätter, unbearbeitete und Stengel 

2) Iabadsfabricate: 

a) Rauchtabach in Nollen, abgerollten oder entrippten Blättern 
oder gejchnitten; Garotten oder —— a anne . 
| Tabadsmehl und Abfälle . . 
b) nn und ——— See 

w)ihe . . Nana re 

x) Zuder: 

1) Brod- und Hut-, Canbid-, Brud- oder — und — ar 
ftoßener Zuder . . . ; 

2) Robzuder und Farin (Zudermeht) RER 

3) Robzuder für inländiſche Siedereien zum Naffiniren unter den be- 

30 fonders vorzufchreibenden Bedingungen und Controllen 5 

Seide und Seidewaaren: 

a) Gefärbte, auch weißgemadte Seide und Floretfeide: 

1) Ungezwirnt . 

2) Gezwirnt; auch Zwirn aus rober Seide (Näbfeibe, Knopflocfeiden. f. w.) 

b) Seidene Zeuge und Strumpfwaaren, Tücher, (Shawls), Blonden, 
Spipen, Petinet, Flor (Gage), Pofamentier-, Anopfmader-, Stider- 
und Pupmwaaren, Gefpinnite und Treffenwaaren, aus Metallfüden und 
Seide, außer Verbindung mit Eifen, Glas, Holz, Leber, Meffing und 
Stahl; ferner Hold» und Silberftoffe (echt oder unecht); Bänder, ganz 
oder theilweiſe aus Seide; endlib obige MWaaren aus Floretfeide 
(bourre de soie) oder Seide und Floretjeive . . 

ce) Alle obige Waaren, in welchen außer Seide und Floretſeide auch andere 
Spinnmaterialien: Wolle, oder andere Ibierhaare, Baummolle, Yeinen, 
einzeln oder verbunden enthalten find, mit .. der Sold- und 
Silberftoffe, fo wie der Bänder . . ? ü 

36 | Zalg (eingefchmolzenes Thierfett) uud Stearin — 
38 Töpferthon und Töpferwaaren: 


c) Einfarbiges oder weißes Favence oder Steingut, irbene Pfeifen 

d) Bemaltes, bedrudtes, anne oder verfilbertes Favence oder Steingut 

e) Porcellan, weißes . . 

f) Porcellan, farbiges und weißes mit t farbigen Streifen, auch beral. mit 
Malerei oder Vergoldung . .» an 
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g) Bayence, Steingut und anderes Er ga auch weißes Porcellan und 1 

Email in Verbindung mit uneblen Metallen . . 1110| — 


h) Dergleigen in Verbindung mit Gold, Silber, Platina, Semilor und 
anderen feinen Metallgemifchen, ingleihen alles übrige Porcellan in 
Verbindung mit edlen oder unedlen Metallen.  . 2 2 2 0. 1 50 — 
41 Wolle und Wollenwaaren: 
b) Weißes, drei» oder mehrfach aezwirntes wollenes und Kameelgarn, aud 
Garn aus Wolle und Seide, desgl. alles gefärbte Garn. . . 1118| — 
ec) Waaren aus Wolle (einfchlieglich anderer Thierbaare) allein oder in 
Verbindung mit anderen, nicht feidenen Spinnmaterialien gefertigt: 
1) beprudte Waaren aller Art, ungewalfte Waaren (ganz oder theil- 
weife aus Kammgarn), wenn fie gemujftert (d. b. fagonnirt gewebt, 
geftidt oder brodirt) find; Umfchlagetücher mit angenäbten ge— 
mufterten Kanten; Pofamentier-, Knopfmader- und Gtiderei- 
Maaren, außer Verbindung mil Eifen, Blas, Holz, Leber, Meifing 


und Gtabl . 1150| — 
2) gewalkte, unbedrudie Tud-, Zeug. und Filzwaaren, Strumpfmaaren 

aller Art, fo wie alle ungemalfe, en BIRNEN — 1130 — 
3) Fußteppiche F .. 11200 — 


Die Kolonne „Tara“ iſt Fertgelafen,. — Dabei lediglich bie Säge bed Bereind- Zoll- 
Zarifs zum Grunde gelegt find. 


b) mit nicht beutfchen Staaten. 
©. Belgien. — Griehenland, — Großbritannien. — Portugal. — Sarbinien. — Sicillen. — Türlei. 


I. Nicht deutſche Staaten. 


1. Belgien 
1. Vertrag wegen der beigifchen Feitungen. 14. December 1831. 


Art. I. En consequence des changemenis que Tindependance et la 
neutralit© de la Belgique ont apporles dans la silualion militaire de ce pays, 
ainsi que dans les moyens dont il pourra disposer pour sa defense, les 
hautes parties contractantes conviennent de faire demolir, parmi les places 
fortes élevées, réparées ou elendues dans la Belgique depuis 1815, en tout 
ou en parlie, aux frais des cours de la Grande-Bretagne, d’Aulriche, de 
Prusse et de Russie, celles dont l’entretien ne conslituerait d&sormais qu’une 
charge inutile. 

D’apres ce principe, lous les ouvrages de forlifications des places de 
Menin, Alh, Mons, Philippeville el Marienbourg, seront demolis dans les 
delais fix&s par les arlicles ci-dessous. 

Art, Il. L/arlillerie, les munilions, el tous les objets qui font partie 
de la dolation des places fortes dont la démolition a Ele arretce dans lar- 
licle preecdent, seront relires desdites places dans le delai d’un mois a 
compter de la ralificalion de la presente convenlion, ou plus töt, si faire 
se peut, et Iransporles dans les places qui doivent être mainlenues. 

Art. Il. Dans chacune des places deslinees ä ötre demolies, il sera 
procede de suile a Ja demolilion de deux fronts, ainsi que des ouvrages 
qui se trouvent en avant de ces fronts, et des moyens d’inondalion qui 
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serviraient ä les couvrir, de maniere que chacune de ces places puisse 
etre regardee comme ouverle moyennant celle demolilion, qui sera eflectuce 
dans le delai de deux mois apres la ralification de la presente convenlion. 

Quant à la demolilion totale des ouvrages de fortification des places 
designees ci-dessus, elle devra &tre terminee le 31 Decembre 1838, 

Art. IV. Les forteresses de la Belgique qui ne sont pas menlion- 
nces dans l'article de la presente convention comme destindes ä ©lre de- 
molies, seront conservees. S. M. le roi des Belges s’engage ä les entre- 
tenir conslamment en bon etat. 

Art. V. Dans le cas oü, à la suile du decompte qui sera etabli, les 
quatre cours (ou l’une d’elles) se trouvaient avoir a leur disposition un 
residu des sommes originairement aflecices au systeme de defense de la 
Belgique, ce residu sera remis à 5, M. le roi des Belges, pour servir ä 
l’objet auquel lesdites sommes avaient été destinees. 

Art. VI. Les cours de la Grande-Bretagne, d’Autriche, de Prusse el 
de Russie se reserveni de s’assurer, aux lermes fixcs dans les arlicles I et 
Ill, de l’execution pleine et entiere desdits arlicles. 

Art. VII. La presente convention sera ralifice, etc. 


2. Vertrag wegen gegenfeitiger Auslieferung der Verbrecher. 29. Zuli, 
ratificirt 27. Auguft 1836. 


Nachdem Se. Majeftät der König von Preußen und Se. Majeftät ver 
König der Belgier übereingefommen find, eine Convention wegen gegen- 
feitiger Auslieferung der Berbrecher abzuſchließen, haben Allerhö ſtdie ſelben 
zu dieſem Behufe Bevollmächtigte ernannt, welche, nach vorheriger Mit— 
theilung ihrer gegenſeitigen Vollmachten, über folgende Artikel überein— 
gekommen ſind. 

Art. 1. Das preußiſche und das belgiſche Gouvernement verpflichten 
fi) durch gegenwärtige Convention, fih, mit Ausnahme ihrer Nationalen, 
die von Preußen nad Belgien und von Belgien nah Preußen flüchtig ge- 
worbenen, durch die competenten Gerichtöhöfe wegen der nachbenannten 
Verbrechen zur Unterfuchung gezogenen oder verurtbeilten Individuen gegen- 
feitig auszuliefern, nämlich wegen: 1) Meucelmord, Giftmifcherei, Water: 
mord, Kindermord, Todtſchlag, Nothzucht; 2) Branpftiftung; 3) Schriftver- 
fälfhung, mit Inbegriff ver Nachmachung von Banfbillets und öffentlichen 
Papieren; 4) Falſchmünzerei; 5) falſchen Zeugniffes; 6) Diebftahl, Prellerei, 
Erpreilung, Unterfchlagung feitens öffentlicher Caffen-Beamten; 7) betrüg- 
lihen Banferott. 

Art. 2. Wenn das reelamirte Individuum in dem Lande, wohin es 
fi) geflüchtet, bereits wegen eines daſelbſt begangenen Verbrechens oder 
Vergehens verfolgt oder geiangen gehalten wird, fo kann deſſen Auslieferung 
bis dahin, daß es feine rate abgebüßt bat, — werden. 

Art. 3. Die Auslieferung wird nur gegen Borzeigung eined condem— 
natorifchen oder die Verfesung in den Anklageftand feititellenven Urtheils 
bewilligt, welches im Original oder in beglaubigter Abjchrift durch die com» 
petenten Gerichtshöfe, in ven durch die Gefesgebung des tie Auslieferung 
begehrenden Gouvernements vorgejchriebenen Formen auszufertigen ift. 

Art. 4 Wegen der im Urt. 1. bezeichneten Handlungen fann ver 
fremde in beiden Yändern vorläufig gegen Vorzeigung eines Arreſtbefehls, 
welchen die competente Behörde des reclamirenden Gouvernements in den 
durch deſſen Gefege vorgefchriebenen Formen erlaffen bat, verhaftet werben. 

Diefe Verhaftung wird nad den durch die Geſetzgebung des requirirten 
Gouvernements beftimmten Formen und Vorſchriften erfolgen. 
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Der vorläufig verbaftete Fremde wird in Freiheit gefegt, wenn ibm 
nicht, binnen der von den Gefegen des requirirten Gouvernements beftimmten 
Frift, das die Verfegung in den Anklageftand feftftellenvde oder das condem- 
natorifche Urtheil befannt gemacht wird. 

Art. 5. Die Auslieferung fann nicht ftattfinden, wenn feit den an- 
gefchuldigten Thatfachen, feit dem Prozeßverfahren oder der Verurtheilung, 
die Klage oder die Strafe nad den Geſetzen des Landes, worin der Fremde 
fih befindet, verjährt if. 

Art. 6. Die dur die Arretirung und Haft der auszuliefernden In— 
dividuen, fo wie die durd den Transport berfelben bis zur Grenze er: 
wachfenden Koften werden gegenfeitig nad den in beiden Ländern befteben- 
den gejeglichen Verordnungen und Tarifen erftattet. 

Art. 7. Die Beftimmungen der gegenwärtigen Convention können 
nicht auf Individuen Anwendung finden, die ſich irgend ein politifches Ber: 
brechen haben zu Sculven fommen lajjen. 

Sollte es fih finden, daß eines ver im Art. 1. erwähnten Verbrechen 
mit einem politifchen Vergehen verbunden ift, fo kann die Auslieferung 
nicht eber erfolgen, als bis feitend der contrabirenden Gouvernements bes 
fondere, der Gefeggebung beider Länder angemefjene Beſtimmungen getroffen 
worden find. 

Art. 8. Die gegenwärtige Convention wird erft zehn Tage nad ihrer 
in Gemäßheit der durch die Geſetzgebung beider Länder vorgeichriebenen 
Formen erfolgten Publication zur Ausführung gebradıt. 

Art. 9. Die gegenwärtige Convention bleibt auch nach erfolgter Auf» 
fündigung derfelben von einem der beiden contrabirenden Gouvernements 
noch ſechs Monate lang in Kraft. 

Sie wird ratifieirt und die Ratificationen werden binnen fehs Wochen, 
oder wo möglich früher, ausgewechfelt werven. 

Dep zu Urfund haben die refpectiven Bevollmächtigten folche unter: 
fchrieben und verfelben ihre Wappen beigeprudt. 

Geſchehen zu Berlin, ven 29. Juli 1836. 


Declaration. 


Da die hohen contrahirenden Theile für angemeffen erachtet baben, 
Sperial- Declarationen in Betreff einiger Beftimmungen auszuwechſeln, 
welche in die Convention nicht aufgenommen worden find, die aber dieſelbe 
Wirkung haben follen, als wenn fie einen integrirenden Beftandtheil ver- 
felben ausmachten, fo find die Unterzeichneten über folgende Punfte über- 
eingefommen: 

1) Derjenige Berbrecher, welcher feines der beiden contrabirenden 
Staaten Untertban ift, foll demjenigen verfelben, wo er in Anflageftand 
verfegt worden, nur in dem Falle ausgeliefert werden, wenn der Staat, 
welchem diefer Verbrecher angehört, ihn nicht jelbit reclamirt, nachdem ibm 
von deſſen erfolgter Verhaftung, durd den Staat, von welchem die Aus- 
lieferung begehrt wird, Kenntniß gegeben worden ift. 

Um jeder Ungewißbeit vorzubeugen, zu welder die Bedeutung des im 
Art. 1. der Convention gebrauchten Ausdruds: Nationalen Anlaß geben 
fünnte, wird erflärt, daß von der Auslieferung jedes Individuum ausge— 
nommen ift, welches, bevor es ſich in den Staat, den es zuletzt verlaſſen, 
begeben bat, ein Untertban desjenigen Staats gewefen ift, wohin es auf 
feiner Flucht gefommen ift, und deſſen frühere Verhältniffe nicht nach den 
Geſetzen diefes Staates aufgelöft worden find. 

2) Obgleih in dem Art. 1. unter denjenigen Berbrechen, welcde die 
Auslieferung nad ſich ziehen follen, nicht ver Rachmachung des Papier 


705 


geldes Erwähnung gefchiebt, fo ſollen dennoch die dieſes Verbrechens fchul- 
digen Individuen gegenfeitig ausgeliefert werden, indem, da die Nachmachung 
des Papiergelved nah preußifchen Gefegen ein Berbrechen ver Falſch— 
münzerei, und nad) a autie Gefegen ein Verbrechen ver Berfälfhung 
öffentlicher Effecten ift, felbige unter die Beftimmungen Nr. 3. und 4. 
des befagten Artifeld begriffen wird. 

3) Wenn ein reelamirtes Individuum PVerbindlichkeiten gegen Privat- 
perfonen eingegangen ift, an deren Erfüllung es durd feine Auslieferung 
verhindert wird, fo foll daſſelbe dennoch ausgeliefert werden und bleibt vem 
dadurch beeinträchtigten Theile überlaffen, feine Rechte vor der competenten 
Behörde — zu machen. 

4) Die im Art. 6. gebrauchten Ausdrücke „nach den in beiden Rändern 
beſtehenden geſetzlichen Verordnungen und Tarifen“ find fo zu verftehen, 
daß bei dem Erfage der Koften, welche die Auslieferung veranlaßt hat, die— 
jenigen Verordnungen und Tarife zum Grunde gelegt werden follen, welche 
in dem Lande beftehen, wohin ver Verbrecher geflüchtet war. 

Dep zu Urfund haben die Bevollmächtigten Sr. Majeftät des Königs 
von Preußen und Sr. Majeftät des Königs der ee die gegenwärtige 
Derlaration unterzeichnet und ihre Wappen beigedrudt. 

Geſchehen zu Berlin, ven 29. Juli 1836. 


3. Vertrag der Großmächte wegen der Trennung Belgiens von Holland. 
19. April 1839. *) 


Art. 1. 5. M. le roi des Frangais, S. M. l’empereur d’Autriche, roi 
de Hongrie et de Boh@me, S. M. la reine du royaume uni de la Grande- 
Bretagne et d’Irlande, S. M. le roi de Prusse, et $. M. l’empereur de toutes 
les Russies, declarent que les articles ci-annexes, et formant la teneur du 
trait& conclu en ce jour entre $. M. le roi des Belges et $. M. le roi des 
Pays-Bas, grand-duc de Luxembourg, sont consideres comme ayant la m&me 
force et valeur que s’ils étaient textuellement inseres dans le présent acte, 
et qu’ils se trouvent ainsi places sous la garantie de leursdits Majestes. 

Art. II. Le trait@ du 15 Novembre 1831, entre LL. MM. le roi des 
Frangais, l’empereur d’Autriche, roi de Hongrie et de Boh@me, la reine du 
royaume uni de la Grande-Bretagne et d’Irlande, le roi de Prusse et l’em- 
pereur de toutes les Russies, et S. M. le roi des Belges, est declare n’etre 
point obligatoire pour les hautes parlies contractantes, 

Art. II. Le present traite sera ralifie, etc. 


4. Handels- und Schiffahrtövertrag des Zollvereind. 1. September, ratificirt 
19. October 1844. 


Im Namen der hochheiligen Dreieinigfeit. 


Seine Majeftät der König von Preußen, ſowohl für Sih und in Ber: 
tretung der Ihrem Zoll- und Steuerfyfteme näher angeichloffenen ſouve— 
rainen Länder und Landestheile, nämlich des Großherzogthums Luremburg, 
der großherzoglich medlenburgifchen Enclaven Roſſow, Negeband und Schön— 
berg, des großherzoglich oldenburgifchen Fürftentbums Birfenfeld, der Her— 
zogthümer Anhalt-Cöthen, Anhalt-Deffau und Anhalt-Bernburg, der Fürften- 
tbümer Waldef und Pyrmont, des Fürſtenthums Lippe, und des landgräf- 
lich beffiihen Dberamts Meifenheim, als auch im Namen ver übrigen 
Mitglieder des deutfchen Zoll- und Handeld- Vereins, nämlid der Krone 


*) ©. auch Niederlande 12. 
45 
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Baiern, der Krone Sadfen, und der Krone Württemberg, zugleich die 


Fürftenthüümer Hohenzollern Hechingen und Hohenzollern - Sigmaringen ver: 
tretend, des Großherzogtbums Baden, des Surfürftentbums Heflen, des 
Großherzogthums Hefjen, zugleich das landgräflic beffifche Amt Homburg 
vertretend, ver ven thüringiichen Zoll» und Handels-Verein bildenden 
Staaten, — namentlih des Großherzogthums Sadfen, der Herzogtbümer 
Sacfen » Meiningen, Sadfen - Altenburg und Sadyfen » Coburg = Gotha, 
und der Fürftentbümer Schwarzburg-Rudolftadt und Schwarzburg-Sonvers- 
haufen, Neuß-Greig, Reuß-Schleig und Reuß - Lobenftein » Ebersporf, — 
des Herzogtbums Braunfchweig, des Herzogthums Naflau und der freien 
Stadt Frankfurt einerfeits, und Seine Majeftät der König der Belgier 
andererfeits, gleihmäßig von dem Wunfche befeelt, unverzüglich zwifchen 
dem Zollvereine und Belgien einen Ihren gegenfeitigen Handelsintereſſen 
entfprechenden Zuftand einzurichten und ihre Sciffahrts- und Handelsbe— 
ziehbungen auf dauernden Grundlagen zu beftellen, indem Sie Sich vorbe- 
halten, viefelben durd neue wechſelſeitige Begünftigungen zu erweitern, find 
übereingefommen, zu dem Zwede in Unterhbandlung zu treten und haben 
hierzu Beyollmächtigte ernannt, welche, nachdem fie ihre Vollmachten aus- 
gewechfelt und viejelben in guter und geböriger Form befunden haben, 
über die folgenden Artifel übereingefommen find. 

Art. 1. Die Schiffe Preußens oder eines der übrigen Staaten des 
Zollvereins, welde mit Ballaft oder mit Ladung in die Häfen Belgiens 
eingeben oder von dort ausgehen werden, und umgefehrt die belgijchen 
Schiffe, welche mit Ballaft over mit Ladung in die Häfen Preußens over 
in einen der Häfen der Übrigen Staaten des Zollvereins eingehen oder von 
dort ausgehen werden, welches auch der Ort ihrer Herfunft oder ihrer Be 
ftimmung fei, follen feinen Tonnen-, Flaggen-, Hafen-, Bafen-, Xootfen-, 
Anfers, Schlepps, Leuchtthurms-⸗ Schieufene, Canals, Duarantaines, Ber- 
gungs>, Mäfler-, Entrepot- Geldern, noch anderen Zöllen oder Abgaben, 
welcher Art oder Benennung es fei, die im Namen und zum Bortbeil der 
Regierung, Öffentlicher Beamten, Ortd-Berwaltungen oder Anftalten irgend 
einer Art zur Erhebung fommen, unterworfen werden, ale denen, welde 
für Nationalfchiffe bei dem Eingange und während ihres Aufenthalts in 
diefen Häfen, oder bei ihrem Ausgange gegenwärtig beftehen over in ver 
Folge eingeführt werden Fünnen. 

Art. 2. In Allem, was das Aufitellen der Schiffe, ihr Ein- und 
Ausladen in den Häfen, Rheden, Pläsen und Baſſins betrifft, und über: 
haupt in Hinficht aller Förmlichfeiten und fonftiger Beftimmungen, welden 
die Hanvelsfchiffe, ihre Mannjchaft und ihre Ladung unterworfen werden 
fünnen, ift man gleihmäßig übereingefommen, daß den Nationaljchiffen fein 
Privilegium oder Vorzug zugeftanden werden foll, welcder nicht auf diefelbe 
MWeife den Schiffen des anderen Theils zufommen würde, indem der Wille 
der beiden hoben vertragenden Theile dahin gebt, das aud in diefer Be- 
ziehung ihre Schiffe auf dem Fuße einer völligen Gleichitellung behandelt 
werden follen. 

Art. 3. Die Erftattung des Zolles, welchen die Negierung der Nie- 
derlande von der Schiffahrt der Schelve in Folge des $. 3, des Art. 9, 
des Vertrages vom 19. April 1839 erhebt, wird den Schiffen der Staaten 
des Zollvereins von Belgien zugefichert. 

Art. 4 Alle Erzeugnijie und andere Gegenftände des Handels, deren 
Einfuhr oder Ausfuhr gefeglid in die Staaten ver hoben vertragenden 
Theile auf Nationalichiffen wird ftattfinden fünnen, follen in gleicher Weife 
auf Schiffen des anderen vertragenden Theils dorthin eingeführt oder von 
dort ausgeführt werden Fünnen. 
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Die Waaren, weldhe auf Schiffen des einen oder des anderen Theils 
in die Häfen des Zollvereinsg und Belgiens eingeführt werden, follen dort 
zum Verbraud, zum Tranfit, oder zur Wiederausfuhr beftimmt, oder end— 
lich nach dem Belieben des Eigenthümers oder feiner Machthaber, in Entrepot 
gebracht werden fünnen, ganz unter venfelben Bedingungen und ohne größeren 
Magazinsgebühren, Bewadungs- oder fonftigen ofen diefer Art unter: 
woren zu werden, als denjenigen, welden die auf Nationalfchiffen anges 
brachten Waaren unterliegen. 

Art. 5. Die Waaren jeder Art ohne Unterfhied des Urfprungs, 
welche direct aus den Häfen des Zollvereinds in die Häfen Belgiens auf 
Schiffen eines der Staaten des Zollvereins, ebenfo die Waaren, welche 
direct aus den Häfen Belgiens in die Häfen des Zollvereins auf belgifchen 
Schiffen eingeführt werden, follen in den beiverfeitigen Häfen weder andere 
noch böbere Eingangs- oder Ausgangsabgaben entrichten, auch feinen anderen 
Förmlichkeiten unterworfen werden, als wenn die Einfuhr auf Nationals 
Ichiffen erfolgte. . 

Auf gleiche Weife follen die Waaren jeder Art behandelt werden, welche 
aus den Häfen Belgiens auf Schiffen des Zollvereind oder aus den Häfen 
des Zollyereins auf belgiihen Schiffen, wohin aucd die Beftimmung der— 
felben fein möge, ausgeführt werden. 

Separat-Artifel, Während die Ladungen ver Schiffe des Zoll- 
vereins, welche in indireeter Fahrt nad Belgien fommen, Differentialzöllen 
unterworfen find, follen die belgiſchen Schiffe, weldhe in vie Häfen des Zoll- 
vereind Ladungen einführen, die weder in einem Hafen des Zollvereins noch 
in einem Hafen Belgiens geladen find, eine außerordentliche Flaggenabgabe 
entrichten, welche vie Hälfte des gegenwärtigen Satzes dieſer Abgabe nicht 
Be wird. 

Diefe Beftimmung foll bis zum 1. Januar 1848 und über viefen Zeit: 
punft hinaus für die ganze Dauer des gegenwärtigen Vertrages in Kraft 
bleiben, wenn nicht zu dem genannten Zeitpunfte der eine oder der andere 
der hohen vertragenden Theile eine allgemeine Veränderung in dem Syſteme 
jeiner Schiffahrts-Geſetzgebung einführt. 

In legterem Falle werden die hohen vertragenden Theile fich verftän- 
digen, um die Beftimmung des erften Abſatzes des gegenwärtigen Artikels 
mit den etwa einzuführenden Modificationen in Webereinftimmung zu fesen. 

Art. 6. Die Erzeugniffe des Bodens und des Gewerbfleißes des 
Zollvereins, welde in den Häfen an den Mündungen der Ströme von der 
Elbe bis zur Maas, diefe beiden Ströme einbegriffen, auf Schiffen des 
Zollvereind geladen und Direct in die belgifchen Häfen eingeführt werden, 
follen in lesteren ebenfo behandelt werden, als wenn fie direct aus einem 
Hafen des Zollyereins kämen. 

Deſſen in Erwiederung follen die Erzeugnijfe des Bodens und des 
Gewerbfleifes Belgiens, weldhe in den Häfen ver Maas auf belgifchen 
Schiffen geladen und direct in den Häfen des Zollvereins eingeführt werden, 
in legteren ebenjo behandelt werden, als wenn fie direct aus einem bel- 
giſchen Hafen kämen. 

Ueberdies ſollen die Erzeugniſſe des Bodens und des Gewerbfleißes 
des Zollvereins, welche auf Schiffen des Zollvereins entweder direct oder 
aus den, den Häfen des Zollvereins gleichgeſtellten und im erſten Abſatze 
bezeichneten Häfen nach den, den belgiſchen Häfen gleichgeſtellten und im 
zweiten ne bezeichneten Häfen gebracht werden, bei ihrer demnächftigen 
Einfuhr in Belgien ebenfo behandelt werden, als wenn fie direct und auf 
einem Schiffe des Zollvereins in einen belgifhen Hafen eingeführt wären; 
und gleicherweife follen die Erzeugniffe des Bodens und des Gewerbfleißes 
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Belgiens, welche auf belgifchen Schiffen entweder direct oder aus ben gleid- 
geftellten Häfen der Mans in die gleichgeftellten Häfen von der Elbe bis 
zur Maas angebracht werben, bei ihrer demnächſtigen Einfuhr in den Zoll- 
verein ebenfo behandelt werden, als wenn fie direct und auf einem belgijchen 
Schiffe in einen Hafen des Zollvereind eingeführt wären. 

Die beiven hoben vertragenden Theile behalten ſich vor, die zur Feſt— 
ftellung des Urfprungs der Waaren erforderlichen Beweife, infoweit biefe 
Beweiſe nöthig fein ſollten, durch gemeinfame Abrede feitzuftellen. 

Art. 7. Die Prämien - Zollvergütungen oder andere Begünftigungen 
diefer Art, melde in den Staaten eines der beiden hoben vertragenden 
Theile ven Nationalfchiffen oder deren Ladungen bewilligt find, oder bemil- 
ligt werden fünnten, follen in —*5 Weiſe fowohl den Schiffen des anderen 
Theile als auch den Waaren bewilligt werden, weldye direct auf Schiffen 
des einen oder des anderen Theiles von dem einen Lande nad dem anderen 
eingeführt, over, wohin aud die Beftimmung verfelben fein möge, ausge: 
fühst werden, 

Eine Ausnahme jedoch hiervon und von den Beftimmungen des erjten 
und vierten Artifeld ſoll in Betreff der Begünftigungen ftattfinden, deren 
die Erzeugniffe der Nationalfifcherei und der Handel mit Salz gegenwärtig 
genießen oder in Zufunft genießen möchten. 

Art. 8. Die Untertbanen eines jeden der beiden vertragenden Theile 
werden ſich in Beziehung auf die Ausübung der Rüftenfchifrahrt den Ge 
fegen unterwerfen, welche in viefer Hinficht in jedem der Staaten der beiden 
hohen vertragenden Theile gegenwärtig befteben, oder in Zufunft angeordnet 
werden möchten. 

Art. 9. Die Schiffe des Zollvereind, welche nad einem der Häfen 
Belgiens fommen, und die Schiffe Belgiens, welde nad einem der Häfen 
des Zollvereins fommen, und welche datelbft nur einen Theil ihrer Ladung 
löfchen wollen, können, vorausgefegt, daß fie ſich nach den Gefegen und 
Neglements der Staaten der beiden hohen vertragenden Theile richten, den 
nad einem anderen Hafen bvefjelben oder eines anderen Landes beftimmten 
Theil der Ladung an Bord behalten und ihn wieder ausführen, ohne für dieſen 
Theil ver Ladung irgend eine Abgabe, außer wegen ver Bewachung, zu entrichten. 

Art. 10. Die Schiffe des einen der beiden hoben vertragenven Theile, 
welche in einem der Häfen des anderen Theiles im Notbfalle einlaufen, 
follen dafelbft weder für das Schiff nod für deffen Ladung andere Abgaben 
bezahlen, al& diejenigen, welchen die Nationalfchiffe in gleihem Falle unter- 
worfen find, vorausgefegt, daß die Nothwendigkeit des Einlaufens geſetzlich 
feftgeftellt ift, das ferner diefe Schiffe feinen Handelsverfehr treiben, und 
daß fie fih in dem Hafen nidyt länger aufhalten, als die Umftände, melde 
das Einlaufen nothwendig gemacht haben, erheifchen. 

Art. 11. Im Falle der Strandung oder des Schiffbruds eines 
Schiffes des einen der hoben vertragenden Theile an den Küften des anderen 
wird dem Capitain und der Mannkhaft fowohl für ihre Perfonen ald aud 
für das Schiff und deffen Yadung alle Hülfe und Beiftand geleiftet werden. 
Die Maafregeln wegen der Sergung werden nad Maaßgabe der Landes— 
gefege ftattfinden, und es werden Feine höheren Bergungsfoften entrichtet 
werden als diejenigen, weldyen die Nationalen im gleichen alle unterworfen 
fein würden. 

Die geborgenen Waaren follen zu feiner Abgabenentrihtung verpflichtet 
fein, es fei denn, daß fie in den Berbraud übergehen. 

Art. 12. Die vorbergebenden Beftimmungen (Art. 1., 2., 4., 5., 6., 
7. und 9.) follen eben ſowohl auf die Schiffahrt zur See, wie auf die 
Flußſchiffahrt Anwendung finden, fo daß namentlid in Beziehung auf Ab- 
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gaben von der Waare, auf Abgaben ver Schiffahrt, fei es für das Schiff 
oder für die Ladung, ferner binfichtlich der Patent» und aller. anderen Ab: 
gaben over Auflagen irgend einer Art oder Benennung, die Schiffe des 
anderen vertragenden Theiled weder mit anderen noch mit höheren Ab: 
gaben belegt werden fünnen ald diejenigen, denen die Nationalfchiffe 
unterliegen. 

Art. 13. Die beiderfeitigen Confuln follen befugt fein, die Matrofen, 
welde von Schiffen ihrer Nation defertirt fein follten, feftnehmen zu laffen 
und fie an Bord oder in ihre Heimath zurüdzufenden. Zu diefem Zwecke 
werden fie ſich fehriftlih an die zuftändigen Ortsbehörden wenden und durch 
Mittheilung der Sciffsregifter oder der Mufterrolle oder durch andere amt— 
liche Dorumente, im Driginal oder in gehörig beglaubigter Abſchrift, den 
Beweis führen, daß die reclamirten Individuen zu der betreffenden Mann» 
ſchaft gehört haben. Auf die in ſolcher Weiſe gerechtfertigte Reclamation 
ſoll die Auslieferung nicht verſagt werden können. Es ſoll ihnen aller 
Beiſtand gewährt werden für die Aufſuchung und Feſtnahme der gedachten 
Deferteurs, welche verhaftet und in den Gefängniffen des Landes auf Re: 
quifition und auf Koften der Confuln fo lange in Verwahrſam gehalten 
werben follen, bis die Conſuln Gelegenheit gefunden haben, viefelben fort- 
zufenden. Wenn jedoch diefe Gelegenheit innerhalb des Verlaufs von drei 
Monaten, angerechnet vom Tage der Feftnahme, fich nicht darbieten follte, 
fo werden die Deferteurd in Freiheit gefegt und können wegen verfelben 
Urfache nicht wieder verhaftet werden. 

Es verfteht fih, daß die Seeleute, welche Untertanen des anderen 
Theiles find, von der — Beſtimmung ausgenommen bleiben. 

Art. 14. Wenn einer der hohen vertragenden Theile in ver Folge 
einem anderen Staate irgend eine befondere Begünftigung in Beziehung 
auf die Schiffahrt gewähren follte, fo wird dieſe Begünftigung aud dem 
anderen Theile zu Statten fommen, welcher dieſelbe ohne Entgelt genießen 
fol, wenn die Eonceffion ohne Entgelt gewährt ift, oder wenn die Eonceffion 
an eine Bedingung gefnüpft ift, gegen Bewilligung veffelben Entgelte. 

Art. 15. Es follen als Shin des Zollvereins oder Belgiens dieje— 
nigen angeſehen werden, welche als ſolche in den Staaten, welchen ſie an— 
gehören, nach Maaßgabe der beſtehenden Geſetze und Reglements anerkannt 
werden. Es verſteht ſich indeß, daß die Befehlshaber der Seeſchiffe die 
Nationalität derſelben durch Seebriefe beweiſen müſſen, welche in den vor— 
————— Formen ausgefertigt und mit der Unterſchrift der zuſtändigen 

ehörde des Landes, welchem das Schiff angehört, verſehen ſind, und daß 
einestheils die Sciffsführer oder Patrone vom Neckar, vom Main, von der 
Mofel und vom Rhein, und andererfeitd die Schifföführer oder Patrone 
von der Maas und der Schelve ihre Berechtigung zur Schiffahrt auf einem 
der bezeichneten Flüffe nachweifen müffen, um zur Schiffahrt auf den dem 
anderen vertragenden Theile gehörenden Flüffen zugelaffen zu werben. 

Art. 16. Es foll ne und unbefchränfte Freiheit des Verkehrs 
zwifchen den Unterthbanen ver beiden hohen vertragenden Theile beftehen, in 
dem Sinne, daß ihnen viefelben Erleichterungen, viefelbe Sicherheit und 
derfelbe Schuß, welchen die Nationalen genießen, beiverfeitd zugefichert 
werden. Demgemäß werden bie beiderfeitigen Untertanen in Beziehung 
auf ihren Handel oder ihr Gewerbe in den Häfen, Städten oder fonftigen 
Drten ver beiden hohen vertragenden Theile, fei ed, daß fie fi dort nie— 
derlaſſen, over daß fie fih nur vorübergehend dort aufhalten, weder andere 
noch höhere Abgaben, Taren oder Auflagen entrichten als diejenigen, welde 
von den Nationalen zu entrichten find, und die Privilegien, Freiheiten und 
anderen Begünftigungen, deren in Beziehung auf Handel oder Gewerbe die 


710 


Untertbanen des einen der beiden hohen vertragenden Theile genießen, ſollen 
auch ven Unterthanen des anderen zufommen. 

Die Patentfteuer, welche von den Handelsreifenden in den Staaten 
des einen der beiden hoben vertragenden Theile zu entrichten ift, wird auf 
beiden Seiten auf einen gleichmäßigen, gemeinfam zu beftimmenvden Sas 
ermäßigt werben. 

Art. 17. Der Durdgang der von Belgien fommenden oder dorthin 
gehenden Waaren, welche durch die nachſtehenden Gebietstheile des Zoll: 
vereing tranfitiren, foll den folgenden Abgaben als höchſten Sägen unter- 
worfen fein: a) Die Durdgangsabgabe foll nicht mehr als einen halben 
Silbergrofhen vom Zolleentner für alle Waaren betragen, welde auf der 
belgifcherheinifchen Eifenbabn in Cöln anfommen und von dort aus dem 
Gebiete des Zollvereing auf dem Rheine zu Berg oder zu Thal ausgeführt 
werden; desgleichen follen alle Waaren, weldye, nachdem fie auf dem Rheine 
in das Gebiet des Zollvereins über Emmerich und Neuburg eingetreten und 
in Eöln zu Schiffe angefommen find, von dort über Aachen auf ver belgiich- 
rheinischen Eifenbabn ausgeführt werben, feinem höheren Zoll als einem 
halben Silbergrofchen vom Zolleentner unterliegen. b) Die Tranfitabgabe 
wird auf einen halben Silbergrofchen vom Zollceentner in Beziebung auf 
alle Straßenzüge ermäßigt, melde von der belgiſchen Grenze ausgeben und 
das Gebiet des Zollvereins auf der linken Seite des Rheines durchſchneiden, 
um in die Nheinbäfen auszulaufen und umgefehrt. c) Die Durdgangsab- 
gabe wird gleichfalls auf einen halben Silbergrofchen vom Zollcentner in 
Beziehung auf die Straßenzüge ermäßigt, melde mit Berührung des Ge: 
biets des Zollvereins von Belgien nad Franfreih, von Belgien nach ven 
Niederlanden, und von Belgien nad) Belgien gehen. d) Die Tranfitabgabe 
wird eben fo auf einen halben Silbergrofchen vom Zolleentner in Beziebung 
auf die Straßen ermäßigt, weldhe von Belgien aus durd das Gebiet des 
Zollvereing geben und auf der beutfchen Grenze von Saarbrüdf bis Mitten- 
wald einfchließlih ausgehen, und umgekehrt. e) Die Durchgangsabgabe 
wird auf 10 Silbergrofchen vom Zolleentner in Beziehung auf die Straßen 
ermäßigt, welche das Gebiet des Zollvereins durchſchneiden, um auf ver 
Grenze zwifchen Mittenwald ausichließlih und der Donau einfchlieglich 
auszugeben. 

Die Tranfitabgabe, welde für nachſtehende Gegenftände, nämlich baum- 
wollene Raaren, neue Kleider, Leder und Lederwaaren, Molle, wollen Garn 
und wollene Waaren beiteht, wird für jegt nur auf 15 Silbergrofchen für die 
im Tarif des Zollvereins, dritte Abtheilung, zweiter Abfchnitt, bezeichneten 
Strafenzüge ermäßigt. 

Art. 18. Die Freibeit ver Durchgangs durch Belgien wird, mit Be- 
freiung von allen Abgaben für ven Durchgang auf der belgifchen Eifenbabn, 
fowohl für die Waaren aufrecht erhalten, welche aus den Staaten des Zoll: 
vereins fommen, als auc für die, welche dorthin geben, nad Maaßgabe 
der darüber gegenwärtig beftebenden Beftimmungen. 

Die Abgabenfreibeit, deren Tuch-, Gafimir- und gleichartige Waaren 
in Belgien bei dem Durcdgange auf der Eifenbahn genießen, wird auf ven 
Durchgang diefer Gegenftände auf jedem anderen Wege ausgedehnt. 

Die Durdigangsabgabe für Schiefer, welcher aus dem Zollvereine 
fommt, nad Belgien über die zu dem Zwecke geöffneten Zollämter eingebt, 
und über die zum Durchgange geöffneten Aemter an der Grenze zwijchen 
Delgien und dem Zollvereine ausgeht, foll nad der Wahl des Berbeiligten 
auf funfzehn Eentimen für hundert Franken an Wertb, oder auf fünf und 
zwanzig Gentimen für hundert Kilogramme ermäßigt werben. 

Der Durdgang der Lohrinde aus dem Großherzogthume Luremburg 
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nah ven Staaten des Zollvereins durch Belgien über die gemeinfam zu 
verabredenvden Zollämter fol! von allem Zolle frei fein. 

Art. 19. Das Eifen belgiſchen Urfprungs foll bei dem Eingange in 
die Staaten des Zollvereind über die Landgrenze zwifchen beiden Ländern 
zugelafjen werden, wie folgt: a) das unter Litt. A. im Tarif des Zollvereing 
bezeichnete Eifen (Mobeifen, Bruceifen u. f. w.) mit einer Ermäßigung von 
funfzig vom Hundert auf die mit dem 1. September 1844 cingetretene_all- 
gemeine Abgabe; b) das unter Litt. B. des gedachten Tarifs bezeichnete Eifen 
zu dem Sage von einem Thaler fieben und einen halben Silbergrofchen 
vom Gentner, das heißt mit einer Ermäßigung von funfzig vom Hundert 
auf die mit dem 4. September 1844 eingetretene Zollerhöhung; e) die anderen 
Gattungen fagonnirtes, verarbeitetes oder unverarbeitetes Eijen, Eifenwaaren 
jever Art, welche unter den folgenden Eategorieen deſſelben Tarifs begriffen 
find, zu den durch diefen Tarif feftgeftellten allgemeinen Abgabefägen. 

Man ift übereingefommen, daß, wenn die Eingangsabgaben auf die 
verfhiedenen Gategorieen von Eifen und Eifenwaaren erhöht werden follten, 
diefe Erhöhung ſich während der Dauer des gegenwärtigen Vertrages nicht 
auf Die aus Belgien fommenden Gegenftände erftreden wird, und daß, wenn 
im Gegentheile die Abgaben ermäßigt werden follten, diefe Ermäßigung auf 
die gedachten Gegenftände in ver Weife Anwendung finden wird, daß ben 
belgiſchen Erzeugniffen dieſelbe ——— auf das Eiſen der erſten und 
zweiten Categorie und die Gleichheit ver Behandlung bei ver Einfuhr für dag 
verabeitete oder nicht verarbeitete Eifen der übrigen Categorieen bewahrt wird. 

Wenn es jedoch in Folge von Ermäßigungen des Zollvereinstarifs dahin 
fommen follte, daß die Begünftigung von fünf Silbergrofchen bei der Gates 
gorie a. und von fieben und einem halben Silbergrofchen bei ver Categorie b. 
nicht ausführbar wäre, ohne zu Gunften der genannten Gattungen belgi- 
ſchen Eifens unter den vor dem 1. September 1544 beftandenen allgemeinen 
Zarif berabzugeben, jo würden alsdann die beiden hohen vertragenden Theile 
fi) über die Belgien bei dem Eintritt jener Ermäßigungen zu gewährenden 
Compenfationen verftändigen. 

Art. 20. Die in dem Zollvereine beftehenden Ausgangsabgaben auf 
Wolle follen in Beziehung auf die für Belgien beftimmte Wolle um die 
Hälfte ermäßigt werden. 

Art. 21. Die in dem Zollvereine beftehende Eingangsabgabe für Käfe 
beigifchen Urfprungs foll um funfzig vom Hundert ermäßigt werben. 

Eine Anzahl von funfzehn taufend Hammeln aus Belgien foll jedes 

Jahr in dem Zollvereine frei von allem Zolle über die demnächſt zu bezeich— 
nenden Aemter eingelaffen werben. 
‚„ Art. 22. Die Cingangsabgabe für die Weine aus dem Zollvereine 
ſowohl zu Lande als zur See fol auf funfzig Eentimen per Hertoliter für 
die Weine in Fäſſern und auf zwei Franken per Hertoliter für die Weine 
in Flaſchen ermäßigt, und außerdem foll die gegenwärtig für diefe Weine 
beftebende Acciſe um fünf und zwanzig vom Hundert vermindert werben. 

Die gegenwärtig in Belgien beftebende Eingangsabgabe für Seiven- 
waaren aus dem Zollyereine fol um zwanzig vom Hundert für die in dem 
Hollyereine erzeugten Seidenwaaren ermäßigt werben. 

Während der Dauer des gegenwärtigen Vertrages Dürfen die in foldyer 
Weile ermähigten Eingangs: und Acciſeabgaben nicht erhöht werben, und 
es verfteht fi, daß die Weine und Seidenwaaren jedes anderen Urſprungs 
als vie, weldhe aus dem Zollvereine fommen, nicht günftigeren Abgaben 
irgend einer Art in Belgien unterworfen werden bürfen, als die, welde 
beziehungsweise auf die Weine und Seidenwaaren aus dem Zollvereine Ans 
wendung finden. 
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Art. 23. Der Ausgang der Rohrinde aus Belgien über vie Aemter 
Jalhay, Petit-Heer und Francorchamps joll zu einer Abgabe von fehs vom 
Hundert vom Werthe ftattfinden. 

Art. 24 Die fogenannten Nürnberger Waaren, welde in dem bel- 
gifchen Zolltarif unter der Categorie „Mercerie“ begriffen find, follen im 
gedachten Tarif befonders aufgeführt werden, mit einer Eingangs-Abgabe 
von fünf vom Hundert vom Werth. 

Die in Belgien beftehbende Eingangsabgabe auf Modewaaren, welche 
aus dem Zollvereine herrühren, foll auf den Sat von zehn vom Hundert 
vom Werth wieder bergeftellt werben, fo wie verfelbe ſich aus dem belgifchen 
Zolltarif vor dem belgischen Arrete vom 14. Juli 1843 ergiebt. 

Werkzeuge und Inftrumente von Eifen und Stahl, melde aus dem 
Zollvereine herrühren, follen bei dem Eingange in Belgien feinen höheren 
Abgaben, als gegenwärtig beftehen, unterworfen werben. 

Eben daſſelbe ift in Beziehung auf Baummwollenwaaren jeder Art und 
deſſelben Urfprungs verabredet. 
ale aus dem Zollvereine ift frei von Cingangsabgaben 
n Belgien. 

Art. 25. Belgien wird fortfahren, weftphälifches oder braunjchweig- 
ſches Reinengarn bis zu einer Duantität von zwei hundert funfzig taufend 
Kilogrammen jährlich zu der Abgabe von fünf Centimen für hundert Kilo- 
gramme zuzulaffen. 

Art. 26. Das Geſetz vom 6. Juni 1839 in Betreff ver Handels— 
beziehungen Belgiens zu dem Großherzogthume Luremburg wird auf: 
recht erhalten. 

Art. 27. Um die Handelöbeziehungen und den Durdgangsverfebr 
zwifchen ven Staaten der beiden hohen vertragenven Theile zu begünftigen, 
ertheilen biefelben fich gegenfeitig die Zufiherung, den Verkehr auf ibrer 
Landgrenze fo leicht, fo fchnell und fo mwohlfeil ald möglich zu machen; 
wenn auf der einen oder der anderen Seite Vorſichtsmaaßregeln für notb- 
wendig erachtet werden, um Mißbräuchen vorzubeugen, oder folde zu be- 
feitigen, fo follen diefe Maafregeln in der Weife eingerichtet werden, daß 
fie weder der Leichtigkeit, noch der Schnelligfeit, noch der Wohlfeilheit der 
Transporte aus dem Gebiete des einen nad) dem bes anderen ver beiden 
hohen vertragenvden Theile Eintrag thun. 

Art. 28. Die beiden hohen vertragenden Theile behalten fi vor, 
durch eine zu dem Ende abzufchließende Webereinfunft diejenigen ferneren 
Maafregeln feftzuftellen, welche unter beiderfeitigem Einverftänpniß zu er— 
greifen fein werden, um den Schleichhandel an der Grenze zwifchen dem 
Zollvereine und Belgien zu unterbrüden. 

Die belgifche Regierung verpflichtet fich, ſchon jegt von den Befugniffen 
Gebrauch zu machen, welche ihr die Artifel 178 und folgende des allge: 
meinen Geſetzes vom 26. Auguft 1822 und die Artifel 13 und folgende 
des Geſetzes vom 6. April 1843 unter Anderem wegen Unterbrüdung ver 
in den gedachten Gefegen erwähnten Niederlagen und Magazinen gewähren. 
Deſſen in Erwiederung verpflichtet fih die preußifche Regierung ähnliche 
Mittel anzuwenden, um den Schleichhandel, welcher zum Nachtheil Belgiens 
an der deutfchebelgifchen Grenze ftattfindet, zu unterdrüden. 

Art. 29. Jeder deutfhe Staat, mwelder dem Zollvereine beitreten 
wird, ſoll als mitvertragender Theil bei dem gegenwärtigen Vertrage an- 
geſehen werben. 

Art. 30. Der gegenwärtige Vertrag foll ratificirt und die Ratifica: 
tionen deſſelben follen zu Brüſſel binnen funfzig Tagen, oder wo möglid 
früher, ausgemwechfelt werben, 
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Die belgifche wre verpflichtet fih, von den ihr zuftehenden Be- 
fugniffen ſchon jest Gebraud zu maden, und binnen gehn Tagen nad der 
Unterzeichnung des BVertrages die Beftimmung der Artikel 1., 3. und 22. in 
Ausführung zu bringen. 

Der Vertrag wird in Kraft und Wirffamfeit bleiben für die Dauer 
vor ſechs Jahren, angerechnet vom 1. Januar 1845; doc können die hohen 
vertragenden Theile venfelben auch vor diefem Zeitpunfte unter beiderfeitigem 
Eiaverftänpniß in Ausführung bringen. 

Im Falle, daß fehs Monate vor Ablauf der im Vorſtehenden verab- 
redeten ſechs Jahre, weder der eine noc der andere der hohen vertragenden 
Theile mittelft einer amtlichen Erflärung feine Abficht, die Wirffamfeit des 
Vertrages aufhören zu laffen, zu erkennen giebt, foll der Vertrag auf ein 
Jahr Über gedachten Zeitpunft hinaus und fo auch fortgefegt von einem 
Fahre zum anderen in Kraft bleiben. 

Zu Urfund deffen baben die beiderfeitigen Bevollmächtigten den gegenmwärs 
tigen Bertrag unterzeichnet und demfelben die Siegel ihrer Wappen beigeprüdt. 

Doppelt ausgefertigt zu Brüffel am erften Tage des Monats Sep: 
tember im Jahre des Heils 1844. 


5. Webereinfunft des Zollverein wegen Unterdrücung des Schleichhandels. 
26. Juni, ratificirt 14. December 1846. 


Seine Majeftät der König von Preußen, ſowohl für Sid und in Ber- 
tretung der Ihrem Zoll- und Steuerfsfteme näher angefchloffenen fouverainen 
Länder und Landestheile, und Seine Majeftät der König der Belgier, haben 
zu dem Zwede, um in Gemäßheit des Artifeld 28. des Handels- und Schiff: 
fahrtövertrages vom 41. September 1844 Sich durch gemeinfhaftlide Maaß— 
regeln in der Vollgiebung Ihrer Zoll» und Handelsgeſetze und in der Unters 
drüdung des Schleichhandels an den Nachbargrenzen zu unterſtützen, Unter⸗ 
—— eröffnen laſſen, und Bevollmächtigte ernannt, welche, nachdem 
ſie ihre Vollmachten in guter und gehöriger Form befunden und demnächſt 
Sich mitgetheilt haben, über die folgenden Artikel übereingekommen find. 

Art. 1. Die contrahirenden Regierungen verpflichten ſich gegenſeitig, 
auf die Verhinderung und Unterdrückung des Schleichhandels durch alle an— 
gemeſſenen, ihrer Verfaſſung und Geſetzgebung entſprechenden Maaßregeln 
gemeinſchaftlich hinzuwirken. 

Art. 2. Dieſe Verpflichtung erſtreckt ſich nicht allein auf die fremden 
unverzollten Waaren, welche direct oder, nach erfolgter Lagerung, durch das 
Gebiet eines der contrahirenden Theile tranſitiren, ſondern je auf die in 
freiem Berfehr befinplichen Waaren, für melde, bei ihrem Webergange aus 
dem Gebiete des einen der contrahirenden Theile in das Gebiet des anderen, 
eine Einfuhrabgabe zu entrichten, oder deren Einfuhr in den andern Staat 
verboten ift. 

Art. 3. Waarenniederlagen oder fonftige Anftalten, welche ven Ber: 
tacht begründen, daß fie zum Zwede haben, Waaren einzufhmwärzen, bie 
in dem Gebiete des andern contrabirenden Theild verboten oder beim Ein- 
gange in denſelben mit einer Abgabe belegt find, follen in ven Grenzbe— 
jirfen der contrabirenden Theile nicht geduldet werden. 

Innerhalb des Grenzbezirfs follen Niederlagen fremder unverzollter 
Waaren nur an foldhen Orten, wo ſich ein Zollamt befindet, geftattet und, 
in diefem Falle, unter Berfhluß und Eontrolle ver Zollbehörde geftellt werben. 
Sollte in einzelnen Fällen ver amtliche Verfchluß nicht anwendbar fein, fo 
follen, ftatt deſſelben, anderweite möglichft fichernde Controlle-Maafregeln 
angeorbnet werben, 
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Vorräthe von fremden verzollten und von inländifchen Waaren innerbelb 
des Grenzbezirfs follen das Bedürfniß des erlaubten, d. b. nad dem Ber: 
brauche im eigenen Lande bemefjenen Verkehrs nicht überfchreiten. 

Enifteht Verdacht, daß ſich Vorräthe von Waaren der legtgedachten Arı 
über das bezeichnete Bedürfniß und zum Zwecke des Scleichhandels gebilvet 
hätten, jo follen dergleichen Niederlagen, in foweit als es geſetzlich zuläſſig 
ift, unter fpecielle, zur Verhinderung des Schleichhandels geeignete Conirolle 
der Zollbehörde geftellt werden. 

Art. 4. Beide contrahirende Theile verpflichten fich wechfelfeitig, Die 
dem andern contrabirenden Theile angebörigen Unterthanen, welche ven Berdacht 
des Schleichhandels wider ſich erregt haben, innerhalb ihrer reip. Gebiete 
überwachen zu laffen. 

Demzufolge follen Untertbanen des anderen contrabirenden Theils, wenn 
fie Waaren ohne gefeglichen Ausweis transportiren, beim Betreffen durch 
die Zoll- und Steuerbeamten angehalten und die Gefege des Landes, wo 
fie betroffen worden find, gegen fie in Anwendung gebracht werden. Wird 
der gefegliche Ausweis in gültiger Form geführt, fo follen fie durch vie 
Beamten fo lange begleitet werden, bis die angemeldete Ausfuhr der Waaren, 
unter Beobachtung der Beftimmungen diefer Uebereinfunft, geſchehen ift. 

Wenn des Schleichhandels verdächtige Unterthbanen des andern contra- 
hirenden Theil zwar feine Waaren bei fich führen, aber mit regelmäßigen 
Päffen nicht verfeben find, fo follen fie vor die zuftändige Ortsobrigfeit gebracht 
und von berfelben, den Landesgefegen gemäß, an die Grenze zurüdge- 
ſchafft werben. 

Art. 5. Sämmtliche Waarentransporte, auch diejenigen des freien 
Verkehrs, welche aus dem Gebiete des einen der contrabirenden Theile in 
dasjenige des andern übergeben, müſſen mit der für vie Cireulation im 
Grenzbezirk gefeglicy erforderlichen Bezettelung verfeben fein, worin die Rich: 
tung des Transports auf das genenüberliegende Zollamt des andern Staats 
und die Dauer des Transports bis zur Landesgrenze, melde die nach ver 
ne Geſetzgebung erlaubte Transportzeit nicht überfchreiten darf, an- 
zugeben ift. 

Art. 6. Der Ausgang fremder unverzollter oder ſolcher Waaren, für 
welche eine Zoll- oder Steuerabfchreibung oder Rüdvergütung gewährt wird, 
über die Grenze des Zollvereins wird, feitens ver belgifchen Verwaltung, 
nur über die in der Anlage A.*) aufgeführten Zollämter und auf den darın 
verzeichneten Zollftraßen geftattet werpen. 

Auf aleidhe Weife wird der Ausgang fremder unverzollter oder folder 
Waaren, für welde eine Zolle oder Steuer-Abfchreibung oder Rüdvergü- 
tung gewährt wird, über vie Grenze Belgiens, ſeitens des Zollvereing, 
nur über die in der Anlage B.**) aufgeführten Zollämter und auf den darin 
verzeichneten Zollftraßen geftattet werden. 

Der Weitertransport diefer Waaren von den Ausgangsämtern ab, bis 
zur Grenze, in der Richtung nad) den gegenüberliegenden Eingangsämtern 
ſoll gegenſeitig nur auf den dazu erlaubten Straßen, welche in die Zoll— 
ſtraßen der Eingangsämter ausmünden, ſtattfinden. 

Die Transporte der in den beiden erſten Abſätzen dieſes Artikels ge— 
dachten Waaren ſollen durch einen oder mehre Beamte des legten Ausgangs— 
amtes des Staates, aus welchem fie ausgeben, bis zum erſten Zollamte im 
andern Staate begleitet werden. Die zu diefen Waaren gehörenden Bezet- 
telungen werden dem begleitenden Beamten mitgegeben, weldyer fie, mit dem 


*) G. ©, 47, m. 
”) G. ©, 47, 20. 
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Viſa des jenfeitigen Eingangeamtes verfehen, fogleih dem Ausgangs-Zoll- 
amte zurüdzubringen bat. 

Diefe Transporte dürfen, den Fall höherer Gewalt ausgenommen, 
zwifchen dem legten Ausgangsamte und dem fremden Gebiete nicht anhalten; 
vielmehr muß der Ausgang ohne Berzug gefcheben, und es ift die Rück— 
führung der Waaren nur dann zuläffig, wenn, wegen unzureichender Ab- 
fertigungsbefugniß des gegenüberliegenden Eingangs-Zollamtes, der Eintritt 
in den andern Staat nicht ftattfinden fann. Im diefem Falle foll der ge: 
dachte Umftand vom Eingangs-Zollamte auf den bei dem Transporte * 
findlichen Bezettelungen ſelb angemerkt und der Transport unmittelbar, 
unter Begleitung der mitkommenden Beamten des einen Staates, und eines 
oder mehrer Beamten des andern Staates, — von Seite der letztern blos 
bis zur Landesgrenze — unverweilt zurückgeführt werden. 

Art. 7. Die Zollverwaltungen der beiderfeits angrenzenden Staaten 
werben ſich eine Ueberficht der Hebe- und Abfertigungs-Befugniffe, welde 
den einander gegenüberliegenden Ein- und Ausgangsämtern eingeräumt 
find, mittbeilen. 

Sollte eine Derclaration zum Ausgange für eine MWaarenmenge oder 
Sattung abgegeben werden, weldye die Befugniß des gegenüberliegenven 
Eingangs-Amtes überfteigt, fo wird das Ausgangs-Amt hierauf den Derla- 
ranten aufmerkſam macen, und, wenn bverfelbe dennoch auf der begehrten 
erh ung beftehen möchte, davon dem Eingangs-Amte unverzüglid Nach— 
richt geben. 

Art. 8. Die Errichtung oder Beibehaltung der im Art. 3. gedachten 
Waarenniederlagen und Vorräthe, gegen das Verbot ver Zollbehörde, fowie 
die Verlegung der angeorbneten Controllemanßregeln, ferner der Transport 
der zum Ausgange aus dem einen Gebiete in das andere beftimmten Waaren, 
ohne die in den Artifeln 5. und 6. erwähnten Bezettelungen, oder ohne 
Einhaltung der darin zum Transport beftimmten Straßen und Zeitfriften, 
follen nady der in dem Staate, wo die Contravention gefchieht, beſtehenden 
Geſetzgebung geahndet werden. 

Wenn die Ausfuhr der im Artikel 6 Abfas 4, gedachten Waaren, ab» 
gefeben vom Eintritte einer höheren Gewalt, unerachtet der von Seiten ber 
begleitenden Beamten ergehenven Aufforderung, verzögert wird, fo muß deren 
vorläufige Beſchlagnahme erflärt werden, und es fann ihre fpätere Ausfuhr 
nur mit Genehmigung der dem Ausgangsamte vorgefegten Behörde erfolgen. 

Art. 9. Die Zoll- und Steuer-, nie die fonft zuftändigen Behörden 
und Beamten in den beiderfeitinen Staaten werben ſich —— und 
unter allen Umſtänden den verlangten Beiſtand zur Vollziehung derjenigen 
geſetzlichen Maaßregeln leiſten, welche zur Verhütung, Entdeckung und Be— 
ſtrafung von Zoll-Contraventionen dienlich ſind, die gegen einen dieſer 
Staaten verſucht oder begangen werden. 

Unter Zoll-Contraventionen werden nicht nur die Umgehungen der in 
den contrahirenden Staaten beſtehenden Eingangs-, Ausgangs- und Durch— 
gangs-Abgaben verſtanden, ſondern auch die Uebertretungen der erlaſſenen 
Ein-, Aus- und Durchfuhrverbote, und die verbotene Einbringung folder 
Gegenftände, deren ausfchließlicen Debit die Regierungen fih vorbehalten 
haben, wie 3. B. von Salz und Spielkarten in Preußen. Hierbei verfteht 
es fih von felbft, daß die Verbote der letztgedachten Gegenftände ohne 
Wirkung bleiben, wenn und foweit die Negierung des betheiligten Staates 
4 Einbringung der gedachten Gegenftände unter gewiffen Bedingungen 

eitattet. 
® Art. 10. Die im vorftehenden Artikel genannten Behörden und Beamten 
haben, auch ohne befondere Aufforderung, die Verbinvlichkeit, alle gefeglichen 
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Mittel anzumenven, welche zur Verhütung, Entdeckung oder Beftrafung ter 
gegen einen der contrabirenden Staaten verfuchten oder ausgeführten Zoll: 
Eontraventionen dienen könne, und ſich geaenfeitig von demjenigen in 
Kenntniß zu fegen, was fie in der gedachten eriehung in Erfahrung bringen. 

Art. 11. Die vorgedachten Behörden und Beamten follen insbefondere 
berechtigt fein, bei Verfolgung von Scleihhändlern oder von Spuren 
begangener ZolleUmgehungen, fi) auf das angrenzende Gebiet des andern 
contrahirenden Theils zu begeben, um die dortigen Behörden und Beamten 
davon in Kenntniß zu fegen, wonach die legteren fofort alle erforderlichen 
gefeglichen Mittel anzuwenden haben, welche zur Feftitellung und Beftrafung 
der verfuchten oder begangenen Zollelmgehungen führen können. 

Auch haben fie ſich gegenfeitig binnen der fürzeften Frift Mittheilung 
über die zu ihrer Kenntniß kommenden fchleichhänpdlerifchen Verſuche und 
Unterfchleife, melde gegen den andern contrabirenden Theil gerichtet find, 
zu maden; es foll, zu diefem Zmwede, bei jeder einander geiler ap 
Auffihtsftation ein Regifter geführt werden, in welches diefe Mittheilungen 
einzutragen find. 

Betreffen die Anzeigen das Beftehen von MWaaren-Niederlagen zum 
Zwede des Schleichhandels, fo follen fchleunige Nachforfchungen angeftellt 
und die Refultate derfelben, fomwie die angeordneten Maafregeln fofort den 
Behörden oder Beamten des beteiligten Staates mitgetheilt werben. 

Art. 12. Der im Artifel 9 erwähnte Beiftand der Behörden beiver 
Theile zur Entvefung oder Unterdrückung der Zoll-Eontraventionen begreift 
namentlich das Sammeln aller Beweismittel bezüglich der vollbrachten over 
verfuchten Zoll-Umgehung zu dem Zmwede in fi, um deren Verfolgung durch 
die Gerichtsbehörde des Landes, in welchem ſie begangen worden iſt, zu 
erleichten. In Folge dieſes Grundſatzes können die Zoll- und Steuer— 
beamten des einen Theils durch Requiſition ihrer vorgeſetzten Behörde von 
Seiten der zuſtändigen Behörde des anderen Theils aufgefordert werden, 
entweder vor letzterer ſelbſt, oder vor der competenten Behörde ihres eigenen 
Landes die auf die ZolleUmgehung bezüglihen Umftände auszuſagen. 

Art. 13. Die GrenzzolleAemter werben fich wechfelfeitig wöchentlich 
beglaubigte Ueberfichten aus ven Zollregiftern mittheilen, weldye die Gattung 
und Menge der zur Ausfuhr abgefertigten fremden unverzollten und folder 
MWaaren enthalten, für welche bei ver Ausfuhr eine Zoll» oder Steuer: 
Abfchreibung oder fonftige Nüdvergütung gewährt ift. 

In Beziehung auf die aus dem Gebiete des einen in dasjenige des 
andern der beiden contrabirenden Theile übergebenvden Gegenftände des freien 
Verkehrs ſoll den Zollbehörden und Beamten gegenfeitig die Befugniß zus 
ftehen, bei ver gegenüberliegenven Abfertigungsftelle von den dafelbft geführten 
un über die ertheilte Transport- und Ausgangs: Bezettelung Einſicht 
zu nehmen. 

Art. 14. Da die beftehenden Verorpnungen über die Waaren-Einz, 
Auss und Durchfuhr auf den Eifenbahnen alle erforderliche Sicherheit gegen 
ZolleUmgehungen darbieten, fo ift man übereingefommen, daß die Beſtim— 
mungen der obigen Artifel 5, 6 (Abſatz 4) und 13 CAbfag 1) auf die 
mittelft der rheinifch=belgifchen Eifenbahn erfolgenden Waaren-Ein-, Aus: 
und Durchfuhren feine Anwendung finden follen. 

Indem hierdurch zwar den ferner etwa zu erlaffenden Anordnungen ver 
beiderfeitigen Regierungen über den Transport auf den Eifenbahnen Fein 
Eintrag gefcheben foll, verfteht es fih, daß auch bei diefen weiteren Anord— 
nungen die Grundfäge, auf welchen die gegenwärtige Convention beruht, 
leiten bleiben werben. 

Art. 15. Um die Wirkfamfeit der vorftehend verabredeten Maafregeln 
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nod mehr zu fihern, follen die obern Zollbeamten in den gegenfeitig ans 
renzenden Verwaltungsbezirken angemwiefen werden, ein freundnachbarliches 
ernehmen zu unterhalten und von Zeit zu Zeit perſönlich zufammenzutreten, 
um fih ihre Wahrnehmungen und Nachrichten über fchleichhänpleriiche Bes 
mwegungen mitzutheilen, und ſich über die Dagegen zu ergreifenden Maaßregeln 
zu beiprecen. 

Art.16. Die gegenwärtige Uebereinkunft fol ratificirt, und die Ratifi- 
cationen derjelben follen zu Coln binnen acht Wochen, oder wo möglich früher, 
ausgewechfelt werben. 

Die Dauer viefer Uebereinfunft richtet fich nach der im Artikel 30 des 
Handeld- und Schiffahrtövertraged vom 1. September 1844 feftgefegten 
Frift; fie wird daher bis zum 1. Januar 1851, und fo auch fortgeſetzt, von 
einem Jahre zum andern, in Kraft und Wirffamfeit bleiben, im Falle, daß 
ſechs Monate vor Ablauf der oben erwähnten Frift weder von Seiten des 
einen noch des andern der hoben contrahirenden Theile eine Kündigung des 
vorgedachten Vertrags erfolgt fein follte. 

Zu Urfund deſſen, haben die beiverfeitigen Bevollmächtigten die gegen» 
wärtige Uebereinfunft unterzeichnet und derfelben ihre Siegel beigedrüdt. 

o gefchehen und doppelt ausgefertigt zu Brüffel am 26. Juni 1846, 


6. Reglement über den internationalen Eifenbahndienft. 8. October 1848. 


Die gemifchte Commiffion zur Regulirung des internationalen Eifen- 
bahn=Dienftes zwifchen Preußen, Frankreich und Belgien hat fih am 8. Oc— 
tober 1848 im Minifterium der Öffentlichen Arbeiten in Brüffel zum lesten 
Male verfammelt. Es waren gegenwärtig ꝛc. (folgen die Namen). 

Nachdem die Commiffarien bei ihren früheren Zufammenfünften vie 
Revifion der Grundlagen des in der Sigung vom 14. December 1847 ver: 
einbarten Bertrags-Entwurfs vollendet haben, und in Erwartung einer 
Verftändigung zwiſchen den betreffenden Regierungen über die Feſtſtellung 
eines befinitiven Vertrages, erklären fie, auf Grund der ihnen ertheilten 
und nachgewiefenen Ermädtigung, daß die nachſtehenden Beftimmungen 
vom 1. Januar 1849 an zur Ausführung fommen follen. 


Gapitel I. Beſtimmungen über die Güterzüge. 


Art. 1. Ale Waaren, melde fihb in Wagen, die von allen Seiten 
mit feften Wänden gefchlojjen find (Eouliffen-Wagen), oder in, mit Schug- 
deden verfehenen Wagen verpadt finden, follen, unter gehörigem Verſchluſſe 
diefer Wagen mittelft Bleie oder Vorlegefchlöffer, ſowohl bei dem Eingange 
ald bei dem Ausgange, bei Nacht wie bei Tage, an Sonn und Fefttagen 
wie an jedem andern Tage, der NRevifion bei den betreffenden Grenz-Zoll- 
Aemtern nicht unterliegen, wenn die in ven folgenden Artikeln bezeichneten 
Vorbehalte, Beringungen und Förmlichfeiten erfüllt find. 

Art. 2. Vorläufig bezieht fich diefe Ausnahme nur auf Güterwagen, 
weldye nach einem oder dem andern der nachgenannten Drte beftimmt find, 
nämlich: in Preußen: nach Aachen oder Cöln; in Franfreih: nad Lille, 
Balenciennes oder Paris; in Belgien: Mond, Brüffel, Antwerpen, Gent 
oder Lüttich. 

Art. 3. Colli, welche weniger, als 25 Kilogramme (einen halben 
Gentner Zoll-Gewicht des Zoll Vereins) wiegen, dürfen nur in einem, von 
allen Seiten mit feiten Wänden gefchloffenen Wagen (Eoulijjen-Wagen) 
verladen werden. 

Art. 4 Die ZolleBerwaltung eines jeden der drei Staaten wird den 
Verſchluß durch die von Seite der Zoll-Berwaltung eines der beiden andern 
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Staaten angelegten Bleie und Borlegefchlöffer :für genügend anerfennen, 
ſobald ſie Een vergewilfert bat, daß verielbe den verabreveten Bedin— 
gungen entfpricht, und vorbehaltlich einer Bervollftändigung, wenn es einer 
jolhen bedarf. 

Diefe Verabredung bezieht fi auf die Güter-Wagen, welde nach einem 
der im Artikel 2. genannten Beſtimmungs-Orte abgefertigt werden, unt 
außerdem, was Belgien betrifft, für die Einfuhr aus Preußen: auf die nad 
Verviers abgefertigten Wagen. 

Art. 5. Jeder Zug muß von einem Ladungs-Verzeichniſſe, getrennt 
nad) ven Beftimmungs-Orten, begleitet fein, für weldes in den drei Staaten 
ein übereinftimmendes Mufter in Anwendung fommt. 

Dieſes Ladungs-Verzeichniß, welches durd die Eifenbabn-Berwaltungen 
anzufertigen ift, unterliegt dem Bifa ver Zoll-Behörde an dem Ladungs— 
Drte. Daffelbe muß, außer der Anzahl und den Nummern der Wagen, 
alle diejenigen Angaben enthalten, welche in ven betreffenden Staaten für 
die eigentlihen Zoll-Declarationen vorgefchrieben find. 

Art. 6. Ein jeder Zug wird unter die ununterbrochene Begleitung 
von Zoll-Beamten geftellt, jedod ohne daß daraus für die Eiſenbahn-Ver— 
waltungen andere Verbindlichkeiten entftehen, als diejenige, ven Begleitungs— 
Beamten ihre Pläge unentgeltlich, fowohl bei der Hin- wie bei der Rückreiſe, 
und im Zuge fo nahe wie möglich bei ven Güter-Wagen einzuräumen. 

Art. 7. Die Begleitungs-Beamten haben die Züge auf das Gebiet 
des benachbarten Staates bis zur erften Station, wo fih ein Zollamt be- 
findet, zu begleiten. Sie dürfen den Zug nicht eher verlaffen, als bis fie 
die Ladungs-Papiere den Zoll-Beamten diefer Station übergeben haben. 

Art. 8 Die Wagen müjfen, vor dem Lebergange aus einem Staate- 
Gebiete in ein anderes, in folder Weiſe mit feiten Wänden verſchloſſen 
oder mit Deden verfehen werden, daß die Zoll-Behörde nur die Bleie oder 
die Borlegefchlöffer anzulegen braucht, nachdem fie fi von ver guten Be— 
fchaffenheit ver Verſchluß-Einrichtungen überzeugt hat. 

Art. 9. Die VBorlegefchlöffer werden in den drei Staaten nad) einem über: 
einftimmenden Mufter angefertigt und mit den vereinigten Wappen der Drei 
Länder bezeichnet werben. 

Auf ven Bleien fol das Zollamt angegeben fein, wo viefelben ange- 
legt worden find. 


Eapitel Il. Beftimmungen über die Perfonenzüge. 


Art. 10. Die im Artifel 1. für die Güterzüge zugeftandene Befugnif, 
die Landesgrenzen während der Nacht und an Sonn und Fefttagen zu über: 
fchreiten, wird auch auf die Perfonenzüge ausgedehnt. 

Art. 141. Die bei dem Grenz-Zoll-Amte nicht revidirten Neifeeffecten 
müfjen mit einem Ladungs-Verzeichniſſe und mit einer zollamtlichen Be- 
zettelung verfehen fein. Sie werden in die durch Bleie oder Schlöffer zu 
verfchließenden und von Zollbeamten begleiteten Wagen verladen. 

Art. 12. Das Gepäd der Reifenvden wird in der Regel bei dem Grenz 
Zoll-Amte revidirt. Jedoch follen diejenigen Neifenden, welche fich 

aus Frankreich: nah Brüffel über Duicvrain, nad Aachen oder 
Eöln durd Belgien, über Duievrain, Brüffel und Verviers, 

aus Belgien: nad Valeneiennes oder Paris über Duieyrain, nah 
Lille über Mouseron, nad Aachen over Eöln über Verviers, 

aus Preußen: nah Verviers dur Welfenrädt, nach Valenciennes 
oder Paris durch Belgien über Verviers, Brüffel und Duieyrain 
begeben, die Wahl haben, ihr Gepäd entweder bei dem Grenz» Eingangs- 
Zoll-⸗Amte eines jeden Landes, oder im Beftimmungs-Drte revidiren zu lajjen. 
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Art. 13. Die Neifenden dürfen in den Perſonen-Wagen fein Gepäds 
ſtück bei fich behalten, welches zollpflichtige oder verbotene Waaren enthält, 

Art. 14. Alle zollpflichtigen Gegenftände, welche mit Perfonen- Zügen 
befördert werben, find venfelben Bedingungen und Förmlichkeiten unter- 
worfen, welde für die mit den GütersZügen befürderten derartigen Gegen 
ftände gelten. 


Capitel II. Allgemeine Beftimmungen. 


Art. 15. Die Abfahrtd-Zeiten der Güter und Perfonenzüge, melde, 
auf der Zweigbahn über Lille, von Belgien nad Paris abgefertigt werden, 
müſſen in der Art geregelt werden, daß diefe Züge zu Douat, wo die beiden 
Bahnen nad Lille und Balenciennes ſich theilen, mit den Zügen vereinigt 
werden fünnen, welde unter amtlicher Begleitung vom Zoll-Berein und von 
Belgien ber auf der Bahn über Balenciennes kommen. 

Art. 16. Für die Zahl der Züge, welcde täglich, unter den in den 
gegenwärtigen Beſtimmungen verabredeten Erleichterungen, über die betreffen- 
ven Landesgrenzen eins und ausgehen dürfen, wird eine gewiſſe, ald Regel 
geltende Grenze feſtgeſetzt. 

Diefe Grenze kann indeffen, im Intereſſe des Eifenbahnpdienftes, über: 
fchritten werden, wenn die Zolle-Verwaltungen, fomweit es eine jede berfelben 
angeht, joldes als nüglich anerfennen. 

Art. 17. Die Waaren müfjen, nad) ihrem Eintreffen am Beſtimmungs— 
orte, in Räumen niedergelegt werden, welde die Eifenbahn > Berwaltungen 
zu diefem Behufe berzugeben haben, und welde von der Zoll-Verwaltung 
gut befunden worden und verjchlußfäbig find. Sie verbleiben daſelbſt unter 
der ununterbrochenen Aufficht der Zollbeamten und werden von dort, je nad) 
ihrer Beftimmung, zum inneren VBerbrauce, zur Öffentlichen Niederlage, oder 
zur weiteren Verjendung in das Ausland, auf Grund einer fperiellen, inner: 
halb ver dafür beftimmten Friſt abzugebenven Derlaration, und nad Er- 
füllung der vorgejchriebenen Förmlichfeiten, entnommen. 

Das Abladen der Wugen muß unmittelbar nad dem Eintreffen ber 
Züge ftattfinden. 

Art. 18. Auf den Stationen, wo Gebäude mit Räumen von der im 
vorhergehenden Artifel bezeichneten Beſchaffenheit noch nicht vorhanden find, 
foll das Abladen der Wagen fpäteftens innerhalb einer Frift von 36 Stunden 
nad dem Eintreffen des Zuges erfolgen. 

Art. 19. Die Eifenbahn-VBerwaltungen find verpflichtet, die Zoll-Bers 
waltungen mindeftens 8 Tage vorher von den Veränderungen in Kenntniß 
zu fegen, welche fie binfichtlich der Stunden ver Abfahrt, des Grenz-Ueber— 
ganges oder der Ankunft der Züge, ſei es der Tags oder Nachtzüge vor— 
nebmen wollen, widrigenfalls jie gehalten fein follen, auf der Grenze alle 
gewöhnlichen Zollförmlichkeiten zu erfüllen, 

Art. 20. Als Grundfag ift angenommen, daß eine Theilung der Züge, 
wenn darum nachgeſucht wird, von den Grenz: ZollsAemtern, jedod nicht 
unter 10 Wagen für jeven Theilzug, bewilligt werden darf. 

Bei nachbenannten Grenz-Zoll-Aemtern, nämlich: zu Quiévrain, Mouse 
ron, Antwerpen und Welfenrädt für Belgien, zu Balenciennes und 
Lille für Franfreih, und zu Aachen für Preußen, foll indeſſen eine 
noch weiter gehende Theilung der Züge erlaubt werden Fünnen, wenn ein 
Nothfall eintritt und diefer von dem oberften Zollbeamten der Station als 
ein folcher anerfannt wird. 

Art. 21. Unter denfelben Vorbehalten und unter Erfüllung der näm- 
lichen Bedingungen und Förmlichfeiten, welde für ven Eingang der Güter- 
und Verfonenzüge aus einem Lande in das andere verabredet find, follen 
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den Güter- und Perfonenzügen die gleichen Erleichterungen auch bei ihrem 
Durchgange durch das belgifche Gebiet, von Frankreich nach Preußen, oter 
umgefehrt zugeftanden werden. 

Desgleihen follen, was das franzöfiihe Staatsgebiet betrifft, vie 
Waaren, welche aus dem Zollvereine oder aus Belgien, mit der Beſtimmung 
für Rouen oder Havre, und umgefehrt, abgefertigt werden, in Paris nad 
den Bahnhöfen der Eifenbahn nady Rouen und der Nordbahn überlaten 
werben dürfen, um fo die zur Zeit in der unmittelbaren Verbindung Diejer 
Eifenbahnen noch vorhandenen Lücken auszufüllen, vorausgefegt, daß ver 
Zollvermwaltung Frankreichs jede erforderliche Sicherheit werde gemährt werden. 

Art. 22. Die Begleitungs-DBeamten follen, bei Perfonen- Zügen in 
einem Wagen zweiter Klaffe, und bei GütersZügen in den für die Schaffner 
beftimmten Räumlichfeiten befördert werden. 

Art. 23. Man ift darüber einverftanden, daß durd) die gegenwärtigen 
Beftimmungen den Gefegen eines jeden Landes, im Betreff der wegen Zoll: 
Defraudation oder Eontravention verwirften Strafen, oder denen, in melden 
Berbote oder Befchränfungen der Einfuhr, der Ausfuhr oder des Durd- 
gangs-Verkehrs angeorbnet find, in feiner Weife Eintrag geiheben, fo wie 
daß es in jedem Lande der Zolls Verwaltung unbenommen bleiben foll, in 
Fällen, wo dringender Verdacht einer Defraude obwaltet, zur Revifion ver 
Waaren und zu den anderen Förmlichkeiten bei dem Grenz - Zoll- Amte 
fchreiten zu laflen. 

Art. 24. Die ZollsBerwaltungen der drei Staaten werden fich die 
binfichtlicy der Ausführung der gegenwärtigen Beftimmungen an ihre Beamten 
ergehenden Inftructionen und Anweifungen gegenfeitig mittheilen. 

Diefelben werden in Uebereinftimmung dahin wirken, daß vie Ab- 
fertigungs » Stunden der ZolleBeamten fo viel ald möglih im Einflange 
mit den richtig bemefjenen Bedürfniſſen des Eifenbahndienftes geregelt werden. 

Art. 25. In dem Falle, wo einer der drei Staaten wünſchen möchte, 
daß die Wirkffamfeit der oben verzeichneten Beltimmungen aufböre, foll 
berjelbe die beiden anderen Staaten davon wenigftend 6 Monate voraus in 
Kenntniß fegen. 

Gegenwärtiges in frangöfifcher und deutſcher Sprade aufgenommenes 
Protocol ift in diefen Sprachen dreimal ausgefertigt und eine Ausferti- 
gung von den Commiffarien jeder der vertragenden Theile an fi) genommen 
worden. 

Geſchehen zu Brüffel, wie oben, vorgelefen und vollzogen. 


7. Uebereinfunft wegen Herftellung electrifcher Telegraphenlinien. 


Sr. Majeftät der König von Preußen und Se. Majeftät der König der 
Belgier, in der Abficht, durch electrifche Telegraphenlinien ven Verkehr ver 
beiderfeitigen Staaten zu erleichtern und die freundfchaftlichen Beziehungen 
zwifchen venfelben zu befördern, haben zum Abfchluffe einer Uebereinkunft 
bierüber Bevollmächtigte ernannt, welde, nachdem fie fi) ihre Vollmachten 

egenfeitig mitgetheilt und viefelben in guter und gehöriger Form befunden 
A über die nachfolgenden Artifel übereingefommen find: 

Art. 1. Es follen längs der Eifenbahnen electrifche Telegrapbenlinien 
zwiſchen Berlin, Brüjfel, Antwerpen und Oftende über Aachen angelegt und 
unterhalten werden. Die brüffeler Linie foll bis zu einem Punfte ver bel 
giNoeTrangdRThen Grenze verlängert und unterhalten werben, wo die belgifche 

inie ſich derjenigen von Paris anſchließen wird. 

Es verfteht fih übrigens, daß alle Beftimmungen der gegenwärtigen, 
fo wie einer jeden anderen hinſichtlich der telegraphifchen Eorrefponvenz 
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zwifchen Preußen und Belgien fünftig etwa noch zu ſchließenden Leberein- 
funft auf das ganze Neb der auf Staatsfoften in den beiden Ländern 
errichteten oder noch zu errichtenden eleetrifchen Telegraphen Anwendung finden. 

Art. 2. Die Eifenbahnftation zu Verviers wird für den Telegraphen- 
bienft ald Grenzftation zwiſchen ven beiden Ländern angejehen. In Bolge 
deſſen und um die unverzügliche Beförderung der telegrapbifchen Depeſchen 
zu erleichtern, foll Br ein Local befchafft werben, in welchem die preußi- 
hen und vie belgischen Beamten unmittelbar und ohne Zeitverluft mit ein- 
ander verfehren fünnen. Drei Räume dieſes Locals follen der preußifchen 
Verwaltung gegen eine zu vereinbarende Miethe überlaffen werden, um bie 
Apparate darin aufftellen und den Büreaudienft verrichten laffen zu fünnen. 

Art. 3. Die belgifche Regierung willigt ein, daß die —— Regie- 
rung auf ihre Koften zwei bis drei Fuß tiet unter dem Eijenbahn-Planum 
ifolirte Reitungsprähte von der Grenze bei Herbesthal bis nad Verviers 
legt, ohne zu irgend einer Entfhätigung dafür verpflichtet werben zu können. 

Es fann jedoch die preußifche Verwaltung zu irgend einer Arbeit, fei 
ed bei der erften Anlage, fei es bei der Unterhaltung, Reparatur oder Ber- 
legung der Reitungspräbte, nicht eher fchreiten laſſen, als fie fich mit der 
belgifhen Verwaltung über die Art und Zeit der Ausführung geeinigt bat. 

Da die vorftebende — nur widerruflich ertheilt wird, ſo tritt 
ſie zu derſelben Zeit und auf dieſelbe Weiſe außer Wirkſamkeit, wie es 
= le rückſichtlich des Aufhörens des gegenwärtigen Bertrags felt- 

eftellt iſt. 

i Die belgische Regierung verpflichtet fih, auf ihrem Gebiete die Sicher— 
beit der preußifchen Leitungspräbte durch die Wärter der Staats-Eifenbahnen 
überwachen zu laffen, ohne jevod dabei irgend eine Verantwortlichfeit zu 
übernehmen. 

Art. 4. Die auf der Grenzftation angeftellten preußifchen Beamten 
behalten ihr preußifches Unterthanenrecht. Sie Heben rüdfichtlich ihres Dienftes 
unter der preußifchen Telegraphen=Direetion und in allen übrigen Beziehungen 
unter den belgifchen Behörven. 

Sie können in Belgien zu feinerlei Militairdienften, weder in dem 
Heere, noch in der Bürgergarde, herangezogen werben. 

Art. 5. Die beiven Regierungen werben fich gegenfeitig alle, ihren 
Deamten rüdfichtlih der Annahme, der Weiterbeförderung und der Behand- 
lung der Depefhen, jo wie in Bezug auf ihr Berhalten im Auslande 
gegebenen Dienftanweifungen mittheilen. 

Art. 6. Es bleibt den beiden Regierungen völlig überlaffen, folche 
Leitungsdrähte und Apparate zu wählen, welde ihnen am angemefjenften 
erfcheinen. Die belgifche Regierung macht fich jedoch verbindlih, Apparate 
anzunehmen, welche nicht fo befchaffen find, daß fie die Beförderung der 
Depefchen beider Länder, fei e8 in gewöhnlichen Buchftaben, fei e8 in Ziffern, 
welche auf den von ber preußifchen Regierung ſchon eingeführten Apparaten 
ftehen, verhindern. Im Uebrigen wird jede Verwaltung fich beftreben, auf 
ihr Syſtem alle Erfindungen und Vervollfommnungen anzuwenden, melde 
die en der Depefchen immer fchneller und ficherer zu machen ge- 
eignet find. 

; Art. 7. Die auf Staatsfoften in Preußen und Belgien errichteten 
eleetrifhen Telegraphen follen zur Beförderung nicht allein der Depefchen 
der Regierungen, fondern auch derer des Publikums in den beiden Län— 
dern dienen. 

Art. 8 Da zwiſchen Berlin und Aachen, Berlin, Leipzig, Erfurt und 
Frankfurt am Main, Berlin und Stettin, Berlin und Hamburg, Breslau 
und Overberg bereits Telegraphenlinien beftehen, fo können dieſelben fofort 
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nad der NRatification der gegenwärtigen Uebereinkunft von ver belgiſchen 
Regierung und dem belgifhen Publicum mit ven in den folgenden Artifeln 
angegebenen Vergünftigungen benugt werden. Das Nämliche fol binfichtlid 
der ın der Anlage begriffenen Linien zwifchen Berlin und Overberg über 
Breslau, Berlin und Pofen über Stettin, Berlin und Swinemünde über 
Stettin, und zwiſchen Cöln und Coblenz ftattfinden, nad Maaßgabe ver 
Zeitpunftes, wo eine jede diefer Linien in Betrieb gefest werden wirn. 

Die belgiſche Regierung verpflichtet ſich, Tpäteftens bis zum 1. Detober 
dieſes Jahres die Zelegraphenlinien zwifchen Verviers, Brüffel, Ant- 
werpen und Ditende zu vollenden und fie von dieſem Zeitpunfte ab ver 
preußifchen Regierung und dem preußischen Publicum zur Benugung zu ftellen. 

Die preußifche Regierung übernimmt viefelbe ee 3 binfichtlic 
der Vollendung und Eröffnung der Linie zwifchen Aachen und Verviers 

Die Linie zwifchen Brüffel und der franzöfifchen Grenze foll ausgerübrt 
werden, fobald die belgifche Regierung die Gewißheit erlangt bat, * dieſe 
Linie bis nach Paris —*8* und von der belgiſchen Regierung und dem 
Publicum benutzt werden kann. 

Art. 9. Bis zu dem Zeitpunkte, wo ein gemeinſchaftlicher inter 
nationaler Tarif für die Beförderung der telegrapbifchen Depeſchen entweder 
zwifchen Preußen und Belgien allein, oder zwijchen diefen beiden Ländern 
und anderen, welde ihnen beitreten möchten, angenommen werden fann, 
follen die aus Preußen fommenden und auf belgifchen Telegrapbenlinien 
weiter zu fendenden Depefchen ver Regierung, fo wie die des Publicums, 
für die in Belgien durcdlaufene Strede dem belgifhen Tarife und die aus 
Belgien fommenden und auf preußifchen Telegrapbenlinien weiter zu ſendenden 
Depefchen der Regierung, fo wie die des Publicums, für die in Preußen 
durchlaufene Strede dem preußifchen Tarife unterworfen werden. 

Art. 10. Die hoben vertragenden Theile find übereingefommen, als 
Bafis eines gemeinfchaftlichen internationalen Tarifd den Grundfag anzu 
nehmen, daß die Beförberungs-Gebühren für eine Entfernungs-Einbeit in 
direetem Berhältniß mit der Ausvehnung der zu durdlaufenden Strede ſich 
vermindern und die Einnahme zwifchen den beiden Regierungen nah Maaf- 
gabe der auf jedem Gebiete vurchlaufenen Entfernung getheilt wird. 

Sie werden fid) außerdem beftreben, diefelben Regeln in ihren gemein- 
Ichaftlichen Unterbandlungen mit anderen Ländern zur Geltung zu bringen. 

Die Entfernung zwifchen Aachen und Verviers foll ver preußifchen 
Regierung zu gut gerechnet werden. 

Art. 11. Der Durdgang durch Preußen von urfprünglidy belgiſchen 
Depefchen, jo wie der Durdgang durcd Belgien von urfprünglich preußifchen 
Depefhen, erfolgt unter denfelben Bedingungen und nad denfelben Be: 
förderungsfägen, wie die Beförderung der urfprünglich belgifchen für einen 
Drt in Preußen beftimmten Depeichen, und umgefehrt. 

Art. 12. Die in den beiden Ländern auf den Linien zwifchen Brüffel, 
Antwerpen, Meceln, Cöln, Düffelvorf und Ruhrort errichteten oder zu 
errichtenden Telegrapbenftationen follen verpflichtet fein, unentgelvlich, in ver 
einen und in der anderen Richtung, alle Depefchen anzunehmen und zu 
befördern, welche ihnen auf den gedachten Linien von den Beamten der belgi- 
[hen und rheiniſchen Eifenbahnen zu deren Dienftbevarf übergeben werven. 

Die beiden Regierungen werden ſich gegenfeitig dad Namenverzeichnik 
der mit diefer Befugniß befleiveten Beamten mittheilen, und foll legteren 
anempfoblen werden, von derfelben nur mit Vorficht und im Fall der Notb- 
wendigfeit Gebrauch zu machen. 

Art. 13. Die der gemeinfchaftlichen Station zu Verviers oder anderen 
auf der belgifch-preußifchen Grenze etwa zu errichtenden Stationen zu über: 
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gebenven, durch die Telegrapben weiter zu befördernden Depefchen können 
ohne Unterjchied deutſch oder franzöſiſch abgefaßt fein, gleichwiel, ob dieſe 
Depeihen von der Regierung, oder von Privaten in einem ver beiden 
Länder ausgeben. 

Diefe Beftimmung findet ihre Anwendung eben jowohl auf der urfprüng- 
lich aus einem ver beiden Länder fommenden und nad dem anderen be- 
ftimmten Deyefchen, als auf diejenigen, denen der Durdgang nad Maafgabe 
und unter den Bedingungen des Artikel 11 geftattet ift. 

Art. 14. Die Depefhen ver beiden Regierungen können in gewöhn- 
licher Schrift oder in geheimen Chiffern abgefaßt fein. 

Die für ven Eifenbahnvienft beftimmten Depejchen, fo wie die des 
Publicums dürfen nur in gewöhnlicher Schrift abgefaßt fein, dergeftalt, daß fie 
den Beamten ver beiven Verwaltungen auf der Grenzftation verftändlich find. 

Art. 15. Die Depefchen werden in der Negel nady der Reihenfolge ver 
Annahme befördert, wobei jevod die den Eifenbahndienft betreffenden De- 
pefchen vor denen des Publicums, und die Depeichen der Regierungen vor 
denen der beiden anderen Gattungen ftets den Borzug erhalten. 

Als Ausnahme von diefer Negel follen die auf den Eifenbahndienft 
bezüglichen Depefchen felbft denen der Regierungen dann vorangehen, wenn 
aus der Verzögerung ihrer Beförderung eine bedeutende Gefahr ent- 
Feinden könnte. 

Inter ven Depefchen der Regierungen werben zuerft diejenigen beförbert, 
deren Auffchrift die Dringlichkeit bezeichnet, indem an den geraden Kalender— 
tagen den belaiichen und an den ungeraden Kalendertagen den preußifchen 
Depeichen ver Vorzug gegeben werden foll. 

Begegnen fih mehre aus Preußen nad Belgien oder aus Belgien nad) 
Preußen gehende Depefchen von gleichem Range, fo wird abwechſelnd die 
eine in der einen und die folgente in der anderen Richtung beförvert. 

Art. 16. Depefchen, deren Beftimmungsort außerhalb der Telegraphen- 
linien der beiden Länder liegt, follen, auf Verlangen des Abfenvers, von 
der Anfunftsftation bis zu ihrem legten Beitimmungsorte durd die betreffenden 
Poftanftalten weiter befördert werden. Koften und Bedingungen follen für 
diefe Weiterbeförderufg die nämlichen fein, wie für die urfprünglic in dem— 
felben Lande — und darin verbleibenden Depeſchen. 

Art. 17. ie Gebühren für die telegrapbiiche Beförderung in ven 
beiden Yändern werden von der Annahmeftation erhoben und dabei die Tarife 
eines jeden derfelben nad Verhältniß der auf jedem Gebiete durchlaufenen 
Strede zu Grunde gelegt. 

In dem Falle, wo die Depeiche über die Station hinaus durd) Eftaffette 
oder mittelft der Poft weiter befördert werden foll, find die Koften dafür 
gleichzeitig mit den vorhin angegebenen zu erheben. Können fie von der 
Annahmeſtation nicht berechnet werden, fo ift der Abſender verpflichtet, eine 
Summe niederzulegen, mittelft welcher fie, unter Borbehalt fpäterer genauerer 
Berechnung, gededt werben. 

Art. 18. Die Depefchen ver beiden Regierungen werden von allen 
preußifchen und belgifhen Stationen ohne Vorausbezahlung angenommen 
und befördert. Die Gebühren dafür follen nad den in dem vorigen Artikel 
für die Beförderung der Depefchen des Publicums feftgeftellten Grundſätzen 
berechnet werden. Es werben darüber von beiden Seiten Rechnungen ange: 
legt, die zu gemwilfen Zeiten und auf eine Weife, über welde man jich 
anderweit verftändigen wird, abgefchloffen und berichtigt werben follen. 

Die Durdgangsvepefchen betreffend, fo werden die obigen Beftimmungen 
nur für die in den beiden Ländern durdlaufenden Streden gelten, es fei 
denn, daß man ein neues Hebereinfommen in diefer Hinficht träfe. 
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Art. 19. Jede der beiden Regierungen bat das Recht, im Fall eines 
Krieges oder unter anderen Umftänden, deren Ermeſſen lediglich von ibr 
abhängen foll, auf ihrem ganzen Gebiete in einigen Richtungen oder in 
Bezug auf einige Länder die gefammte telegrapbifche Correſpondenz oder bie 
des Publicums allein zeitweife einzuftellen. 

Art. 20. Die gegenwärtige llebereinfunft wird für die Dauer von vier 
Fahren gefchloffen. Wenn fie ein Jahr vor ihrem Ablauf von dem einen 
oder dem anderen ver hoben vertragenvden Theile nicht gefündigt wird, fo 
fol fie ein Jahr über diefen Zeitraum hinaus in Kraft bleiben und fo fort- 
gelegt von einem Jahre zum anderen. 

Art. 21. Diefer Vertrag foll ratifieirt, und es follen die Ratificationen 
in kürzeſter Frift, und fpäteftens innerhalb vier Wochen, vom beutigen Tage 
an gerechnet, zu Brüffel ausgewechfelt werben. 

Zu Urfund deſſen haben die beiderfeitigen Bevollmächtigten die gegen- 
wärtige llebereinfunft unterzeichnet und ihre Siegel beigedrückt. 

oppelt ausgefertigt zu Brüffel am 16. Mai 1850. 

Die Ratificationgellrfunden des vorftehenden Vertrags find am 20. Juni 

in Brüffel ausgewechfelt worden. 


2. Düänemark*) 


1. Berzicht ber Kurfürftin Eliſabeth auf die väterliche Erbfchaft. 1502. 


Vonn gotts gnadenn wir Elisabet geborne königynn von Dennemarcken, 
Sweden unnd Norwegen etc. der durchleuchtigistenn hochgebornne fursten 
unnd furstin Herrn Johaansen zu Dennemarcken elc. unnsers liben Hern 
unnd valters und frawen Cristinen gebornne Hertzogin vonn Sachssen 
Meyssen unnd dhoringen etc. seiner gnaden gemahl unnser libenn Frawenn 
mutter Elichen tochter und des hochgebornnen fursten Herrn Joachims 
Marggraven zu Branndemburg Churfursten etc. Eliche gemahell Bekennen ete. 
Allsz dy vorgnanten unnser liben Herrn unnd valler unns dem vorgnanten 
unnserm liben Herrn unnd gemahl verheyrat unnd zu der heilligen Ee nach 
ordenunge unnd ausselzung der heiligen Christlichenn kirchenn gegebenn 
unnd zu heyrat gut dreyssig lawsennt guldin Reinisch versprochenn unnd 
verschribenn lawt der brive allennihalbenn daruber gemachet unnd auszge- 
gangenn, weliche dreyssig lawsent guldin Reinisch unnser liber Herr unnd 
valter an gutem Reinischen gold dem genannten unnserm lieben Herrn unnd 
gemahl auff hewi Jatum vergnugt hat, daran dem genannten unnserm lieben 
Herrn unnd valter und seiner gnaden erbenn unnd nachkommen verzigen 
geewsert unnd verzicht gelan, verzeyhen unnd ewsern unns auch wislich 
In crafl ditz brives mit willen gunst unnd verhengknus unnd volbort des 
vorgnanten unnsers liben Herrn unnd gemahlls aller unnd iglicher landı, 
lewt herschaft Slos stett mercke dorffer unnd Irer zugehorung unnd ge- 
meinigelich alles unnd iglichs unnsers veterlichen unnd multerlichen erbes 
erbtayls angefells unnd gerechligkait wy das namen hat oder haben magh 
nichts auszgeslossen Versprechen unnd globen auch bey unnserm furstlichen 
werden unnd Irewen an eins rechten Eydes stat, das wir noch unnser erben 
oder nachkomen noch nymannls von unnsern wegen da enigegen nwn 
furder kein ansprach oder forderung haben oder dhon noch hun lassen 
sollen noch wollen wider wenig noch vil mit gaistlichen noch weenntlichen 
gerichten oder Inn gericht In keinen weg Noch In keinerlei weiszs wy 


*) Brafilien, das der Neibe nach voraufgeben müßte, fällt weg, ba ber Handels— 
und Schiffabrts-Bertrag vom 9. Juli 1827 abgelaufen iſt. Bergl. oben unter 69, 
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ınann das erdenncken mag Es wer dann das unnser lieber Herr unnd valler 
on mennlich leibs lehenns erbenn fur unnd fur versturben Jas gott lang 
wennden, alszdann wollen wir unnd unnser erben unsers rechten Erbfalls 
unverzigen sein Sunnder unns des hiemit vorbehalten haben ungeverlich, 
des alles zu warer urkundt undt das dise sachen von unns unsen erben 
unnd nachkomen stelt unnd unverruckt bleiben sollen haben wir disen brive 
mil unnserm aigen hier angehanngen Insigel unnd merer bevestigung unnd 
bestelligung diser sachen mit des hochgebornnen fursten Herrn Joachims 
Marggraven zu Brandemburg kurfursten unsers liben Herrn unnd gemahls 
Insigel versigelt geben So Bekennen wir vorgenannter Marggraff Joachim 
kurfurst das dise vorgemelte verzicht mit unserm guten willen wissen volbort 
unnd verhengknus zugegangen unnd geschen ist unnd versprechen bey 
unnsern furstlichen wirden und trewen vor unns unnser erben unnd 
nachkommen darwider nicht zu sein noch zu ihun wider durch unns selbst 
noch durch ymants von unserm wegen weder heimlich noch oflenwar, mit 
gerichten noch on gericht durch kein sachen noch Inn keinerlei weis wy 
das ymants erdenncken oder vornemen mag, allerley ahrglist unnd geverd 
hir Inn auszgeschlossen unnd haben des zu merer sicherheit unnser aigen 
Insig! mit Rechtem wissen an disen brive zu der gnanten unser liben ge- 
mahl Ingesigl ihon henngen. Geben zu Stendal am mitwochen nach dem 
Sunlag Misericordia domini. Anno 1500 secundo. 


2. Grflärung König Jobanns I. von Dänemark über die Verzichtleiftung feiner 
Tochter Elifabetb. Um 1508. 


Wy Johans von golts gnaden konig to Dennemarckenn Sweden und 
norwegen der wende und golten koningk to Slezewick ock Herloge to 
Holstein Stormern und Dithmarschen Grave to Oldemburg und Delmenhorst 
Bekennen etc. Als wy die hochgebornne furstin fraw Elisabeth gebornne 
koningin to Dennemarcken Sweden und norwegen etc. Marggralfin to Bran- 
demburg ete. unser fruntliche leve dochter dem hochgebornnen fursten herrn 
Joachim Marggraven lo Brandemburg Chorforsten etb. unsem fruntlichen 
leven Sone und Ohem to dem Sacrament der hiligen Ehe gegeven und 
bygelegt, ock dat heyrat gelt und alle ulhfertigung so wir siner leven ge- 
lavet betalet und uthgericht dargegen dann gnanlte unse fruntliche leve 
dochter mit willen und volbort ores herrn und gemahels unsers fruntlichen 
liven Sons sich aller und iglicher unser landt lude herrschap Slot Stede 
merckte dorpe und ore togehorung und gemeinlich alles und igliches ores 
vederlichen und moderlichen erves erfldeyles unnd angefelles vertegen hell 
Eih wer dann dat wy one menliche lives erven vor und vor vorslorven 
alszdann soll ore live und er erven ores rechten erffalls unvertegen syn 
Inholt der brive darover uthgegan So wy dann befunden dat solcke afl- 
lichtung weder unse konigrike forstendhom und lande gewonheil und alther- 
kumen isz also wo sich begeve dat wy und unse menlicke lives lehns 
erven na dem willen godes dodes halven affghan dat die almechtig got 
lange verhude und wy oder unse Sone alleine frawicken nha uns lathen 
worden mocht villicht orer leve und oren lives erven solcke afllichtung to 
nadell und schaden gedien dat doch unse meynung noch gemot nicht isz, 
darum uth fruntlicher toneygung hebben wy vor uns unser erven unnd 
nakomen bewilligt und gevolbort bewilligen volborten In Craffl und macht 
diths brives und willen wo sich der fall In vorgeschrevener mate und wille 
an uns und unse Sone vor und vor begeve also dat wy und unse Sone 
nicht menlicke lives lehns erven sunder alleine frowicken verlieten dat 
alszdann orer leven und orer leven lives erven solcke aflichtung an orem 
erffdell landen ludenn Steden dorpern togehorunge und allen und iglichen 
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beweglichen und unbeweglichen erfigudern und alle dem so orer leven nha 
gewonheit und landtloMigem Rechte unser konnigrike und furstendhom 
unsshedich und keinen nadeil und affbrock bringen soll doch soll desse 
unse declaration und fruntliche bewilligung orer liven verlichtung brive In 
allen andern synen puncten und arliculn keinen schaden noch affbrock 
dhon sunder bey macht bliven getrewlich und ungeverlich. 


3. Kaifer Marimilian 1. beftätigt das Erbrecht der Kurfürftin Glifabetb auf 
den väterlichen Antheil von Schleswig und Holftein und dehnt es auf die 
andere Hälfte aus. 1517. 

Wir Maximilan von gots gnaden Erwelter Romischer kayser zu allen 
tzeiten merer des Reichs etc. Bekennen etc. das uns der hochgeborne 
Joachim Marggrave zu Brandenburg etc. unser lieber Oheim Churfurst und 
Rat furbracht hat wie er an stat der hochgebornen Frawen Elizabelh geborn 
ausz koniglichem Stamm zu Denmarkth und Marggraffen zu Brandenburg 
seiner gemahel und Ir baider Kinder zu den halben tailen der hertzog- 
tumben holstein und Sleszwig wo der durchlauchtig Furst herr Christian 
kunig zu Denemark, Norwegen und Schweden, unser lieber Brueder und 
Sun on Eeliche leibes Erben mit tode abgeen, ein Erblich gerechtigkeit 
habe und das dieselben an Ine und sein kinder in crafl solcher Erblichen 
gerechtighaiten kumen wurden und uns darauff diemuliglich gebeten, Ime 
solch sein Erblich gerechtigheit zu bestatigen und zu confirmiren, Auch 
Ime und sein kinder In Ansehung obberurter gerechtigheiten und ausz 
sondern gnaden mit den anndern zwayen teilen der gedachten Fursten- 
tumb und Lannde holstein und Slesewig, die unns als Romischen kayser 
und dem heiligen Reiche, wo der hochgeboren Fridrich hertzog zu holstein 
und Slesewig, unser lieber Oheim und Furst, on Eeliche leibs Erben wie 
obsteet abgeen haimfallen wurden zu begaben und die zuzustellen gnedig- 
lich geruehten das haben wir angesehen solchs sein will auch die getrewen 
und nutzlichen Dienste so sein lieb und sein vorfarn uns und dem heiligen 
Reiche of williglich gelan haben und noch hinfuro In kunflig Zeit wol 
Ihuen mugen und sollen Und darumb mit wolbedachtem mute guetem Rate 
und Rechter wissen dem obgemeldetenn Marggraf Joachim solch sein seiner 
gemahel und kinder obbestimbt Erblich gerechtigkeit als Romischer kayser 
confirmiret und bestätet und dartzu aus sonndern gnaden gnediglich zuge- 
sagt und vorsprochen haben das wir Inn oder seine kinder mit den andern 
zwayen halben teilen der gedachten Furstentumb und Lande holstain und 
Slesewig wo und wan uns und dem heiligen Reiche dieselben wie obsteet 
heimfallen werden, gnediglichen begaben und dieselben vor allen anndern 
vorleihen und zustellen sollen und wollen Confirmiren bestäten zusagen 
und vorsprechen das alles hiemit von Romischer kaiserlicher macht vol- 
komenheit wissentlich In krafft dits briefs und maynen und wollen das 
solch Unnser bestätung Confirmation und Zusagunge creflig sein und be- 
leiben staet gehalten und vollzogen und das gemeldt Marggraff Joachim 
und seyne Erben sich der gebrauchen und geniessen sollen und mugen 
von allermenniglich unvorhindert mit urkundt dits brieffs besiegelt mit unserm 
anhnagenden Insiegel Geben zu Prelaw am zehnten tag des Monats May 
Nach Chr. Geb. 1517. Unserer Reiche des Romischen im 32sten des hun- 
gerischen In 28sien Jaren. 


4. Kaifer Carl V. beftätigt dem Kurfürften Joachim I. dad Succeſſionsrecht 
in Holſtein und Schleöwig. 1530. 


Wir Karl der funft von goltes genaden Romischer Kaiser zu allen 
tzeitten merer des Reichs kunig in germanien Bekennen fur uns und unser 
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Nachkomen am Reich offentlich mit diesem brieve und thun kundt aller- 
menigklich Das uns der Hochgeborn Joachim Marggraue zu Brandenburg 
zu Sleltin pommern der Cassuben und wenden hertzogkh Burggraff zu 
Nurmberg und Furst zu Ruegen unser und des heiligen Romischen Reichs 
Erlzcamerer unser lieber Oheim und Churfurst einen pergamen brief etlicher 
seiner lieben gemahel und kinder erblich gerechtigkeilh auff den Fursten- 
thumb und lande Holstein und Sleswigg von weilendt kaiser Maximilian etc. 
unserm lieben herren und anherren loblicher gedechinus ausgangen fur- 
bracht hat der von wort zu wort also lautet: Wir Maximilian etc. (hier 
folgt die Urkunde von 1517.) Und uns darauf unterthenigklichen angeraſſt 
und gebeten hat, das wir jme seiner gemachel und kindern solichen brieve 
in allen seinen punclen, Clausuln Inhaltungen und mainungen zu bestalten 
und zu Confirmiren genedigklichen geruehten Des haben wir angesehen 
solich sein biel auch die gelrewen und nutzlichen Dienst so sein liebd und 
weilendt seine vorfaren Marggrauen und Churfursten zu Brandenburg uns 
und dem heiligen Reiche oM willigklich getan haben und noch furan in 
kunffligzeit woll Ihun sollen und mugen. Und darumb und aus sondern 
genaden mit wolbedachlem muele guetem Rath und rechter wissen dem 
obgemelten Marggraue Joachim solich sein seiner gemachel und kinder 
obbestimbt erblich gerechtigkeit als Romischer kaiser bestat und Confirmiert, 
Bestetten Confirmiren zusagen und versprechen das alles von Romischer 
Kaiserlicher macht volkomenheit wissentlich in crafft diesz brieues Mainen 
setzen und wollen das solicher brieue in allen seinen puncten Clausulen 
Inhaltungen und Mainungen gantz creflig sein und bleiben stet gehalten 
und volulzogen Und wan uns und dem heiligen Reich die andern zwei 
halbe teil der Furstenthumb und lande Holstain und mn heimfallen 
So sollen Er oder seine kinder von uns oder unsern Nachkomen am 
Reich damit genedigklichen begabt und jne die vor allen andern verliehen 
und zugesteldt werden. Als wir auch jme und bemelten seinen kindern 
die berurte unser oder unser nachkomen und des heiligen Reichs gerech- 
tigkeil wes wir der an bemelten zweien halben leylen der Furstenthumb 
und land Holstain und Schleswig haben und uns zufallen mochten in dem 
fall das gemelt ist yelzl alsdan und dan als ilzo wissentllich in crafli diesz 
unsers kaiserlichen brieues aus sondern genaden zuslellen Verleihen und 
geben Unnd ob wir auch etwas das dieser unser Confirmalion und Newen 
zustellung und verleichung zu entgegen were, hieuor aufgeen lassen 
heiten oder noch in kunfflig-zeit aufgeen lassen wurden jn was wege das 
bescheen were oder wurde Dem allen wollen wir hiemit gentzlichen 
derogieret und das aufgehebt getodt und vernicht haben unnd thun 
das auch wissenllich und gegenwurligklich aus obgemelter unser kaiser- 
lichen macht volkomenheit alles in crafft und mit Urkundt diesz brie- 
ves mit unserm keyserlichen anhangenden Insiegel besigelt. Geben in 
unser und des Reichs Stadt! Augspurg am ersten tag des Monals Octobris 
Nach Christi unsers lieben herren geburt jm funfftzehenhunderten und 
dreissigisten unsers kaiserlhumbs im zehenden und unser Reich jm 15. 
jarenn. 


5. Friedens-Tractat. 25. Auguſt 1814. 


Se. Majeſtät der König von Preußen und Se. Majeſtät der König 
von Dänemark, von gleichem Verlangen beſeelt, zwiſchen Ihren beiderſeitigen 
Staaten den Frieden, die Einigkeit und das gute Vernehmen wieder her— 
zuſtellen, welche unglücklicher Weiſe unterbrochen geweſen ſind, haben zu dem 
Ende Bevollmächtigte ernannt und autoriſirt, welche, nach Auswechſelung 
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ihrer beiderfeitigen, in guter und geböriger Form befundenen Vollmachten 
über folgende Artifel übereingefommen find: 

Art. 1. Zwiſchen Sr. Majeftät vem Könige von Preußen und Sr. Ma— 
jeftät vem Könige von Dänemark fol binführo Friede, Freundſchaft und gutes 
Vernehmen fein. Die beiden hohen contrabirenden Theile werden auf vie 
Erhaltung einer vollfommenen Eintracht zwifchen Ihren beivderfeitigen Staaten 
und Unterthanen die größte Aufmerffamfeit richten, und forgfältig alles 
vermeiden, was die fo glüdlich wieder bergeftellte Einigfeit ftören könnte. 

Art. 2. Alle zwifchen Preußen und Dänemarf und deren beiderfeitigen 
Untertbanen beftandene Berhältniffe follen, vom Tage der Unterzeichnung 
des gegenwärtigen Vertrags an, auf den Fuß wieder bergeftellt fein, worauf 
fie fi vor dem legten Kriege befanden. 

Art. 3. Um den Handelsverhältniffen beider Kinder mehr Ausdehnung 
zu geben, werben Ihre Majeftäten fofort einen auf Grundlagen, die wechſel— 
feitige Vortheile gewähren, ſich ftügenden Handels-Vertrag fchließen. 

Art. 4. Die hoben contrahirenden Theile beftätigen alle Beftimmungen 
der zu Paris den 2. Juni unterzeichneten vorläufigen Lebereinfunft, und 
insbefondre diejenigen, welche feftiegen, daß die Forderungen, welche Ihre 
beiderfeitigen Unterthbanen, es fei gegen die preußifche oder gegen die däniſche 
Regierung anzubringen haben möchten, der Unterfuhung und Entfcheidung 
einer Commiffion mirte zugewiefen werben follen, melde zu dem Ende zu 
Eopenhagen unmittelbar nach der Ratification des gegenwärtigen Vertrages 
zufammentreten foll. 

Art. 5. Da Se. Majeftät der König von Dänemarf Norwegen an 
Schweden abgetreten haben, fo werden Se. Majeftät ver König von Preußen 
gemeinfaftlig mit Schweden, Rußland und England ihre guten Dienfte 
anwenden, um Sr. Majeftät dem Könige von Dänemark eine angemeffene 
Entfhädigung, außer dem Ihnen von Schweden abgetretenen Pommern, zu 
verfchaffen. 

Art. 6. Die Ratification des gegenwärtigen Vertrags und die Aus. 
wechfelung der Ratificationen veffelben fol binnen ſechs Wochen vom Tage 
der Unterzeichnung an, oder wo möglich früher erfolgen. 

Zu Urfund deffen haben die erfp. Bevollmächtigten, Fraft ihrer Voll— 
ran den gegenwärtigen Vertrag unterzeichnet, und mit ihren Wappen 

efiegelt. 

Geſchehen zu Berlin, ven 25. Auguft 1814. 


6. Taufchvertrag Über Neuvorpommern mit Rügen und Lauenburg. A. Juni 1815. 


Art. 1. Seine Majeftät der König von Dänemarf entfagen für Sich 
und Ihre Nachfolger, unwiderruflid und auf ewige Zeiten, zu Gunften 
Seiner Majeftät des Königs von Preußen und Ihrer Nachfolger, allen 
Nechten und Titeln, welche Ihnen der zu Kiel ven 14. Januar 1814 mit 
Seiner Majeftät dem Könige von Schweden abgefchloffene Friedenstractat 
auf das Herzogthum Schwerifch-Pommern und das Fürftenthum der Inſel 
Nügen gegeben bat. 

Art. 2. Mit dem Antritt jener Rechte und Titel übernehmen Seine 
Majeftät der König von Preußen zugleich in Bezug auf das abgetretene 
Herzogtbum Schwediſch-Pommern und die Infel Rügen alle und jede Ber: 
bindlichfeiten, welche Seine Majeftät der König von Dänemarf durd vie 
Art. 8, 9, 10, 11, 12, 20, 22, 23, 24 und 26 des Flieler Trartats ein- 
gegangen ift. 

rt. 3. Seine Majeftät der König von Preußen treten auf ewige 
Zeiten Seiner Majeftät dem Könige von Dänemarf das Herzogthum Lauen— 
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burg ab, um in voller Landeshoheit und Oberherrlichfeit und mit vollem 
Eigenthbum, fammt allen feinen Rechten, Titeln und Emolumenten von 
Seiner Majeftät befeffen zu werden, fo wie befagtes Herzogthum Seiner 
königlich preußifchen Majeftät durch den Art. 4. des zu Wien den 29. Mai 
1815 zwifchen Ihnen und Seiner königlich großbritannifch = hannoverfchen 
Majeftät abgeſchloſſenen Tractatd abgetreten worden ift. Das zwifchen dem 
Medlenburgifchen und der Elbe gelegene Amt Neuhauß, imgleichen die dem 
Amte angrenzenden oder die in demfelben enclavirten lüneburgifchen Dörfer, 
find jedoch von diefer Abtretung ausgenommen. 

rt. 4 Seine Majeftät der König von Dänemark verpflichten Sich, 
die von Seiner Majeftät dem Könige von Preußen in Betreff des Herzog- 
thums Lauenburg durch die Art. 4, 5 und 9. des den 29. Mai 1815 zwifchen 
Preußen und Seiner königlich aroßbritannifch-hannoverfhen Majeftät abge: 
fchloffenen Tractats eingegangenen Berbindlichfeiten zu übernehmen; doch 
verfteht fih, dak das Amt Neuhauß im Verhältniß feiner Bevölkerung die 
Laft der Schulden theilen wird, die mit dem Befis des Herzogthums auf 
den neuen Erwerber übergeben. Diefer Punft foll dur die, einerfeits zur 
Uebergabe, andererſeits zur Uebernahme ver abgetretenen Provinz zu er: 
nennenben refpeetiven Commiffarien definitiv regulirt werden. Die im Art. 7. 
deffelben Tractats feftgefegten Bedingungen werden zu Gunften Seiner 
Majeftät des Königs von Dänemark beibehalten. 

Art. 5. Seine Majeftät der König von Preußen verpflichten Sich, 
Seiner königlich dänischen Majeftät alle den abgetretenen Theil des Herzog— 
thums Lauenburg betreffende Titel, Documente, Papiere, Karten und Pläne 
überliefern zu laffen, und zwar in vemfelben Zuftande und fobald wie bie 
bannoverfche Regierung Ihnen ſolche aushändigen wird. 

Art. 6. Kraft einer zwifchen ven Föniglich preußifchen und ſchwediſchen 
Höfen getroffenen Uebereinkunft verpflichten Sich Seine Majeftät der König 
von Preußen, Seiner Majeftät dem Könige von Dänemarf die Summe 
von 600,000 fchwerifchen Bancothalern zu zahlen, welche vie ſchwediſche 
Regierung Seiner königlich dänifchen Majeftät noch ſchuldig geblieben ift. 
Diefe Zahlung foll binnen zweimonatlicher Frift, von der Unterzeichnung 
des gegenwärtigen Tractats an gerechnet, und nad dem am Tage diefer 
Unterzeichnung beſtehenden Wechfeleours, baar geleiftet werden. 

Art. 7. Zur Ergänzung der Seiner Majeftät dem Könige von Däne— 
marf für die Abtretung von Schwerifch-Pommern und der Infel Rügen 
gebührenden Entfchädigung verpflichten Sih Seine Majeftät der König 
von Preußen noch außerdem Seiner füniglid dänischen Majeftät die Summe 
son 2 Millionen Thaler preußifch Courant zu zablen. Diefe Summe foll 
in folgenden Terminen abgetragen werden, nämlich: 500,000 Thaler am 
1. Januar des erften Jahres nah dem Friedensihluß, der den gegenwär— 
tigen Krieg mit Franfreich beendigen wird. 500,000 Thaler am 1. Juli 
deffelben Jahres, und gleihe Summe am 1. Januar und am 1. Juli des 
folgenden Jahres. 

Seine Majeftät der König von Preußen werden Seiner Majeftät dem 
Könige von Dänemark für diefe Summen vier Schuldverfchreibungen, eine 
jede über 500,000 Thaler in den vier befagten Terminen und zu 4 Prorent 
Zinfen zahlbar, aushändigen laffen. 

Diefe Obligationen werben zur Zeit der preußifchen Befisergreifung 
des Herzogthums Schwerifch- Pommern überliefert, und die Zinszahlung 
wird von demfelben Zeitpunft an gerechnet. 

Die erfte Zinszahlung foll ven 1. Januar 1816 geſchehen; und es foll 
mit dieſer Zahlung von ſechs zu ſechs Monaten hiernächſt fortgefahren werden. 

Alle diefe verſchiedenen Zahlungen, die Zahlung der im vorigen Artifel 
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flipulirten Summe mit einbegriffen, follen zu Hamburg an die von Seiner 
füniglich dänischen Majeftät mit dem Empfange verfelben beauftragten Per- 
fonen erfolgen. 

Art. 8. Seine Majeftät der König von Preußen verpflichten Sich, 
der dänifchen Regierung das Herzogthum Yauenburg, wenn es fein fann, 
binnen zweimonatlicher, oder fpäteftens binnen breimonatlicher Frift, von 
Unterzeichnung des gegenwärtigen Tractats an gerechnet, übergeben zu laſſen. 

Art. 9. Da beide hohe contrabirende Theile fobald als möglich die 
Erörterung der Forderungen zu beendigen wünfcen, welde aus den Be- 
ſchwerden und Klagen entiteben, die ihre refpectiven Unterthanen gegen vie 
eine oder die andere der beiden Regierungen vor dem letten Kriege an- 
bringen zu fünnen gemeint haben, und da die durch die Convention vom 
2. Juni vorigen Jahres, wie aud durd den Tractat vom 25. Auguft 
deifelben Jahres angenommene Behanplungsart diefes Gegenftandes, unver: 
meidlichen Verzögerungen und Schwierigkeiten unterworfen ift, fo fommen 
fie überein, diefen Gegenftand von Regierung zu Regierung zu bebanveln, 
und die Auseinanderfegung von beiden Seiten dergeftalt zu erleichtern und 
zu befördern, daß diefe Angelegenheit zur Zeit der Befigergreifung der re 
fpeetive abgetretenen Provinzen beendigt werden Fünne. 

Art. 10. Seine Majeftät der König von Preußen und Seine Majeftät 
der König von Dänemarf werden gegenwärtigen Tractat ratificiren, und vie 
Ratificationg - Urfunden follen binnen fechswöchentlicher Frift, oder cher, 
wenn es fein fann, im Hauptquartier der alliirten Souveraine ausgewech— 
felt werden. 

Zu deſſen Urfund haben die refpectiven Bevollmächtigten gegenwärtigen 
Trartat unterzeichnet und ihn mit ihrem Wappenfiegel verfeben. 

Sefchehen zu Wien, ven 4. Juni, im Jahre Ehrifti 1815. 


7. Handels-Vertrag. 17. Juni, ratificirt 8. October 1818. *) 


Im Namen der bochheiligen und untheilbaren Dreieinigfeit! 


Seine Majeftät der König von Preußen und Seine Majeftät der König 
von Dänemarf, von gleibem Berlangen befeelt, die zwiſchen Ihnen befte: 
hende Freundfchaft immer mehr zu befeftigen und die Handelsverbindungen 
zwifchen Ihren beiverfeitigen Staaten zu erweitern, find übereingefommen, 
einen auf gegenfeitig vortheilhaften Grundlagen ſich ftüsenden Handelsver— 
trag abzufcliegen. 

Dem zufolge haben Ihre Majeftäten Bevollmächtigte ernannt, welche, 
nach Auswechſelung ihrer in guter und geböriger Form befundenen Voll— 
machten, folgende Artikel verabredet und feftgefegt haben: 

Art. 1. (Freundſchaft.) Es foll ein unverbrüchlicher Friede und eine 
aufrichtige und vollfommene Freundſchaft zwifchen Er. Majeftät dem Könige 
von Preußen, Ihren Erben, Nachfolgern und Untertbanen, einerfeits, und 
Sr. Majeftät dem Könige von Dünemarf, andererfeits, ohne Ausnahme von 
Perfonen oder Orten, a. 

Art. 2. (Behandlung der gegenfeitigen Untertbanen.) Die preußiichen 
Untertbanen in Dänemarf und die dänifchen Unterthbanen in Preufen follen 
ftetS den Individuen der, nad Maaßgabe der zwilchen ven hoben contra- 
birenden Theilen und andern Mächten beftehenden Handelsverträge, am 
meiften begünftigten Nationen gleichgeachtet und behandelt werden. Ihre 
Majettäten machen Sich außerdem verbindlich, Ihren beiderfeitigen Unter: 
thanen alfe diejenigen Erleichterungen, Unterftügungen und Handelsvortheile 


*) Amtliche Meberfegung des franzöſiſchen Textes. 


731 


zu gewähren, welche aus einem Worzuge, der Natur der Sache nad, fließen 
können; es verftebt ſich jedoch, daß fowohl die preufifchen als dänifchen 
Untertbanen fi in ihrem Handel und Berfehr den Landesgejegen und Ber: 
orbnungen zu unterwerfen haben. 

Art. 3. (Zolle und Hafengelver.) Die in dem vorhergehenden Ar- 
tifel den beiderfeitigen Untertbanen zugeftandenen Vortheile ver am meiften 
begünftigten Nationen erftreden ſich gleichfalls auf die Maaren und Schiffe, 
weldye den Untertbanen ver contrabirenden Mächte zugebören. Um den 
Handel foviel als möglich zu begünftigen, ift man übereingefommen, daß 
die dänifhen Schiffe in ven Häfen ver Staaten Sr. Majeftät des Königs 
von Preußen derſelben Vorrechte, deren ſich die Nationalfchiffe zu erfreuen 
baben, genießen follen, und daß gegenfeitig ein Gleiches den preußifchen 
Schiffen in den Häfen Sr. Majeftät des Königs von Dänemark, mit Aug» 
nabme ver Farder Anfeln, ver Infel Jeland fo wie Grönlands und ber 
däniſchen Colonien geftattet werben foll. 

Die preußiſchen Sciffe follen in ven dänifchen Häfen die 50 Procent 
über den gewöhnlichen Tarif nicht bezahlen. Die Entrichtung der Hafen- 
gelver, der Eingangs: und Ausgangsabgaben oder des Zolld von Waaren, 
fo wie auch der von den Schiffen in den Häfen zu zahlenden Gebühren, 
fol in den Staaten Sr. Majeftät des Königs von Dänemark für die preu— 
ßiſchen Schiffe viefelbe fein, als für die Nationalfchiffe. Alle dieſe Vortheile 
find ebenfalls den däniſchen Schiffen in den Häfen ver preußifchen Mo— 
narchie bewilligt. 

Art. 4. (Sundzoll, Zoll in den beiden Belten und in dem bolfteinifchen 
Canal.) Die preußifhen Schiffe follen die Abgaben im Sunde und in den 
beiden Belten ebenfo erlegen, wie diefe Abgaben von den Schiffen der in 
Dänemark am meiften begünftigten Nationen entrichtet werben. Ein Gleiches 
fol rüdfichtlich der preußischen Waaren und Güter ftattfinden, welche durch 
den Sund und die Belte am Bord fremder und privilegirter Schiffe ge> 
führt werben. 

Der Sundzoll foll nah dem Tarif vom Jahre 1645, oder in folder 
Art erlegt werden, wie Dänemark ſich darüber mit den am meiften be— 
günftigten Nationen durch anderweite Verträge einigen wird. 

Rückſichtlich, der in dem Tarif nicht aufgeführten Waaren, follen vie 
preußifchen Untertbanen nur Ein Procent bezahlen, wie dies von Seiten der 
am meiften begünftigten Nationen gefchiebt. 

Die Bezahlung des Nofenobel und der 24 Schillinge, welcher die preus 
Fifchen Untertbanen bisher im Sunde, fowohl für Schiff als Yadung, unter: 
worfen geweſen, foll gänzlich aufhören. 

Die zum Beften ver Zollbeamten beftimmten Sporteln und andere Un— 
foften im Sunde follen von den preußifchen Untertanen in berfelben Art 
entrichtet werden, wie es von den, durch abaefchloffene Handelsverträge mit 
Dänemarf am meiften begünftigten Nationen gefchieht. Auf eben dieſe Art 
follen die preußifchen Untertbanen die Abgaben für die Durchfahrt durd den 
bolfteinifchen Canal erlegen. 

Art. 5. (Befreiung von der Vifitation.) Bei der Fahrt durch den 
Sund, durd die Belte und ven holfteinifchen Canal follen die Schiffe und 
Waaren, welche preußifchen Untertbanen zugebören, nicht pifitirt werben, fon- 
dern man wird, binfichtlich der Entrichtung der von dieſen Schiffen und 
Waaren zu zahlenden Abgaben, ven von dem Magiftrate oder dem Zollamte 
des Orts, von welchem die Schiffe abgegangen find, in behöriger Form aus— 
geftellten und von den preußifchen Sciffs-Capitainen vorzuzeigenden Zeug: 
niffen und Päffen, Glauben beimefjen, ohne eine weitere Auskunft über Die 
Waaren, aus melden die Ladung befteht, zu verlangen, e8 auch in Anſehung 
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des Gewichts, des Maafes, der Qualität und des Einballens ver Waaren, 
lediglich auf den Inhalt diefer Zeugniffe und Päſſe anfommen laſſen. Cs 
verftebt fich jedoch bierbei von felbft, daß wenn man einen in dieſer Hinsicht 
begangenen Unterfchleif gewahr werden follte, man auf den erften Antrag 
dieſerhalb auf Mittel bedacht ſein wird, demſelben abzuhelfen und ihm für 
die Zukunft vorzubeugen. 

Art. 6. (Zollquittung.) Das Zollamt des Sundes hat auf der Duit- 
tung über die bezahlten Zölle die von einer jeden Gattung von Waaren er: 
bobenen Zölle jevesmal einzeln anzugeben, damit auf dieſe Weife bewabr: 
beitet und feitgeftellt werden fann, ob nicht zu viel gefordert worden; und 
es joll dem gedachten Zollamte nicht geftattet fein, diefem Gebrauche zuwider 
zu handeln, es fei denn, daß die Sciffe-Eapitaine felbft, um ihre Abferti- 
aung zu befchleunigen, mit einer allgemeinen Befcheinigung der für die ganze 
Ladung bezablten Zölle zufrieden fein wollten. 

Art. 7. Abfertigung der Schiffe im Sunde.) Die preußifchen Schiffe 
follen im Sunde ohne allen Verzug abgefertigt werben, und die königliche 
Zollfammer foll andern Schiffen nicht den Borzug geben, es fei denn, daß 
diefe zuerft angefommen wären. 

Art. 8. (Die preußifchen Schiffe werden nicht zweimal zahlen.) Preu- 
ßiſche Schiffe, — den Sundzoll erlegt haben, ſei es wenn ſie von der 
Oſtſee kommen, oder wenn ſie nach der Oſtſee gehen, können nicht ange— 
halten werden, denſelben noch einmal zu erlegen, falls ſie durch Sturm, 
widrige Winde, oder auf andere Art genöthigt werden follten, in den Sund 
zurüczufebren. 

Art. 9. Schiffahrt auf der Elbe.) Preußifche Schiffe, welche vor 
der Feſtung Glüdftant und andern Däncmarf gehörigen feſten Plägen an 
der Elbe vorbeifegeln, ſollen weder vifitirt, noch aufgehalten over beunrubigt 
werden, es fei denn, daß in Kriegszeiten erwiefene Verdachtsgründe ob- 
walteten, daß dieſe Schiffe dem Feinde Striegs = Contrebande zuführen. 
Die preußifchen Schiffe werden auf der Elbe ‚gleich den Nationaljchiffen 
behandelt. 

Art. 10. (Zuflucht in der Gefahr.) Preußiſche Schiffe, welche durch 
Sturm, widrige Winde, oder andere Seezufälle genöthigt werden, ihre Zu— 
flucht in irgend einem Hafen der däniſchen Monarchie zu nehmen, können 
daſelbſt ungehindert Anker werfen, ſich aufhalten und ausbeſſern, ohne für 
ihre Waaren, ſo lange dieſe nicht ausgeſchifft oder verkauft werden, Zoll zu 
erlegen. Ein Gleiches ſoll rückſichtlich der däniſchen Schiffe in den preußi— 
ſchen Häfen ſtattfinden. 

Art. 11. (Befreiung von der Beſchlagnahme.) Kein Schiff, es ſei 
Kauffarthei- oder Kriegsichiff, welches ven Unterthanen einer der beiden 
contrabirenden Mächte gebört, fann in den Häfen der andern angebalten, 
noch können die Waaren in Beichlag genommen werden. Diefes iſt jedod 
ung auf gerichtliche Beſchlagnahmen und Arrefte wegen Schulden aus- 
zudehnen. 

Art. 12. (Embargo.) Keines von diefen Schiffen fann zum Kriege: 
dienfte, oder zu irgend einem andern Transport, wider feinen Willen, ge 
zwungen werden. 

rt. 13. (Ein- und Ausfuhr.) Jede der beiden Nationen ſoll be- 
rechtigt ſein, ſowohl ihre eigenen, als fremden Erzeugniſſe und Waaren, auf 
eignen, Schiffen in die Staaten der andern contrabirenden Macht einzuführen, 
auc einen gleichen Handel am Bord fremder Schiffe zu treiben. Die beider: 
feitigen Untertbanen find jedoch ftets verbunden, fih den Vorfchriften und 
Verordnungen zu unterwerfen, wodurd die Einfuhr over die Ausfubr ge 
wiffer Güter und Waaren, in dem Staate, wo der Handel getrieben wird, 
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entweder gänzlich verboten, oder vorzugsweife einer Gefellfchaft oder Gemeine 
überlaffen worden ift. 

Auch haben die beiderfeitigen bandeltreibenden Unterthanen fich nach ven 
alten Gefegen und Gebräucen der Städte zu richten, wofelbft fie Handel 
treiben und fraft welder ein — den Einwohnern dieſer Städte 
mehr oder minder vorbehalten iſt, wie dies in Königsberg, Elbing und 
Danzig, rückſichtlich des Handels mit polniſchen und ruſſiſchen Waaren, 
ſtattfindet. 

Art. 14. (EFreiheit des Ladens und Abladens.) Die Kaufleute, 
Capitaine, Befeblsbaber der Schiffe und andere Untertbanen einer jeden ver 
beiden Nationen, fünnen in den Häfen der andern weder gezwungen werden, 
irgend eine Art Waare in andere Schiffe zu laden, oder fie an Bord ihrer 
Schiffe aufzunehmen, noch länger auf die Berladung zu warten, als fie es 
für gut befinden. 

Art. 15. (Handel in Kriegszeiten.) Geräth eine der beiden contra- 
birenden Mächte in einen Krieg mit einer dritten Macht, jo wird folce 
dennoch ihrerfeits der anderen Macht Beweife ihrer fortvauernden Freund: 
fchaft geben, ohne irgend eine Begünftigung zu fordern, welde dem eigenen 
Intereſſe und ver Ruhe der neutral gebliebenen Macht nachtheilig werden 
fünnte; vielmehr wird ſich lestere, von Seiten der friegführenden Macht, des 
vollen Anerfenntniffes aller, ihr durch die Neutralität geficherten, Rechte zu 
erfreuen haben, wogegen fie aber auch ihrerfeitd die Damit verbundenen 
Pflichten ftrenge zu erfüllen hat. 

Art. 16. (Schiffahrt ver Neutralen.) In Folge des vorhergehenden 
Artikels können alle Schiffe der contrahirenden Mächte ungehindert von Hafen 
zu Hafen, und audy nad den Küften ver Friegführenden Nationen fegeln. 

Art. 417. (Waaren am Bord neutraler Schiffe.) Da vie hoben 
contrabirenden Mächte befchloffen baben, die Freiheit des Handels und ver 
Schiffahrt Ihrer Untertbanen, in dem Falle, wo die eine im Kriegszuftande 
fih befinden, während die andere neutral bleiben würde, unter binreichenven 
Schuß zu ftellen, fo find Sie übereingefommen, daß alle auf neutralen 
Schiffen verladene Waaren, mit Ausnahme der Kriegs- Eontrebande, frei 
fein follen. 

Es fteht mithin den neutralen Untertbanen frei, für ihre Rechnung, vie 
von ihnen erbandelten Erzeugniffe des Grund und Bodens oder der Manus 
faeturen des friegführenden Yandes zu transportiren. 

Diefelbe Freibeit foll fi auch auf die am Bord eines neutralen Schiffes 
befindlichen Perſonen erſtrecken, felbft wenn fie Feinde des anderen Theiles 
wären, dody mit Ausnahme der im feindlichen Dienft noch wirflich ftehenden 
Kriegsleuts. 

Um allen Nadıtheilen vorzubeugen, die aus der Unredlichfeit derjenigen 
erwachfen fünnen, weldye fich der Flagge einer Nation bedienen, der fie nicht 
angehören, ift man übereingefommen, als unabweichliche Regel feftzuftellen: 
daß auf jedem Schiffe, um als das Eigentbum des Yandeg, deſſen Flagge es 
führt, betrachtet werden zu können, der Capitain und die Hälfte der Manns 
Schaft aus Inländern befteben, und die Sciffspapiere und Päffe in guter 
und gehöriger Form, nadı Maafgabe der Verordnungen der Regierung aus— 

efertigt, welcher das Schiff anzugebören vorgiebt, befunden werden müffen. 

—5*— Schiff, welches dieſe Regel nicht beobachtet und den in dieſer Hinſicht 
bekannt gemachten Verordnungen zuwider handelt, gehet aller Rechte auf den 
Schutz der contrahirenden Mächte verluſtig. 

Art. 18. (Blokirte Häfen.) Die Schiffe der neutralen Macht ſollen 
jedoch in blofirten Häfen feinen Handel treiben. Man iſt darin überein— 
gefommen, nur ſolchen Drt als belagert oder blofirt zu erachten, welcder von 
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ver Seefeite durch zwei Kriegsfchiffe, und von der Landſeite durch eine 
Batterie Kanonen vergeftalt eingefchloffen ift, daß ver Eingang nicht gewagt 
werden fann, ohne ſich der augenfceinlichen Gefahr einer Beichiefung mit 
Kanonen Preis zu geben. 

Art. 19. (Viſitation auf der See.) Die Kauffartbeifchiffe, welce 
allein fegelnd, an ven Küften oder in offener Sec, auf Kriegsjchiffe oder 
Privatcaper der einen oder der anderen contrabirenden Macht BE welde 
mit irgend einem anderen Staate in Krieg verwidelt ift, haben ſich ver 
Vifitation zu unterwerfen. In diefem Falle ift es den Gapitainen unt 
Führern der gedachten Schiffe unterfagt, irgend etwas von ihren Papieren 
über Bord zu werfen. Gedachte Kriegsſchiffe oder Privatcaper follen ſich 
jederzeit einen Kanonenſchuß weit von den Kauffartbeiichiffen entfernt balten; 
und um gänzlich jever Unordnung und Gewalttbätigfeit vorzubeugen, ift 
man übereingefommen, daß erjtere niemals mehr als zwei oder drei Mann 
in ihrer Schaluppe an Bord der Kauffartbeifchiffe fenden dürfen, um vie 
Päſſe und Seebriefe zu prüfen, welde das Eigenthum und die Ladung dieſer 
Schiffe bewahrheiten. In den Fällen aber, wo die Kauffartheiſchiffe unter 
dem Geleit eined oder mehrerer Kriegsſchiffe fegeln, ſoll die einfache Er: 
Härung des befehlshabenden Dffiziers verjelben, daß jene Schiffe Feine 
Eontrebande am Bord haben, völlig genügen und feine „Vifitation weiter 
ftattfinven. 

Art. 20. (Schiffe, weldye mit Kriegs-Contrebande angetroffen werden.) 
Im Fall daß bei der Bifitation ein Schiff mit Kriegscontrebande angetroffen 
wird, foll fid der Caper aller Gewaltthätigfeit gegen dajjelbe enthalten. Er 
ift aber berechtigt, das Schiff in einen Hafen zu bringen, wo, nad anbängig 
gemachtem gejeglichen Verfahren und nad) gefälltem Endurtheile, die Waaren, 
welche Striegscontrebande find, confiseirt, die andern Güter dagegen zurüd- 
gegeben werben follen, ohne daß man jemals weder das Schiff noch die 
Güter, unter dem Borwande von Koſten oder Geldbuße, zurüdbalten darf. 
Im Laufe des Proceſſes ift der Capitain, nachdem er die für Kriegscontre: 
bande anerfannten Güter ausgeantwortet bat, nicht weiter verpflichtet, Das 
Ende feiner Angelegenheit abzuwarten, fondern fann, wenn er es für gut 
findet, mit feinem Schiffe und dem Reſte feiner Ladung wieder in See geben. 

Gefchieht die Entdeckung der Eontrebande auf offener See, fo kann ver 
Gapitain des Schiffs, an deffen Bord ſich die Gontrebande befindet, nad 
Gutfinden dieſe Contrebande dem Gaper überlaffen, welder fih alsdann 
mit diefer freiwilligen Uebergabe begnügen muß, ohne das Schiff auf irgend 
eine Art weiter zu beunrubigen. 

Art. 21. (Contrebande.) Unter der Benennung von Friegscontre: 
bande werden blog Feuergewehre und andere Waffen mit deren Zubehör 
verftanden, als: Kanonen, Musfeten, Mörfer, Petarden, Bomben, Granaten, 
Laffeten, Flinten, Piftolen, Stüd- und Stleingewehrfugeln, Flintenfteine, 
Lunten, Pulver, Salpeter, Schwefel, Cürafje, Lanzen, Degen, Degenfuppeln, 
Patrontafhen, Sättel und Zäume; doch foll von dieſen Saden dasjenige 
ausgenommen fein, was zur Vertheidigung des Schiffs und deſſen Mann- 
ſchaft erforverlih if. Diefe Waaren werden indeß nur in dem Falle als 
Kriegscontrebande erachtet, wenn fie in feindliches Land eingeführt werven. 
Alle andere Waaren, weldye in diefem Artikel nicht aufgeführt find, fünnen 
als Ktriegscontrebande nicht betrachtet werben, 

Art. 22. (Caperei.) Die Aufmunterungen, welde von demjenigen 
beider Theile, der Krieg führt, in feinen Verordnungen über Caperei, ven 
Beſatzungen feiner Kriegsſchiffe und jeinen Untertbanen, welche Caperſchiffe 
ausgerüftet haben, etwa bewilligt werden, find in feinem Falle auf Kauf- 
fahrteifchiffe der neutral gebliebenen Macht anzumwenven. 
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Art. 23. Echutz der gegenfeitigen Schiffe.) Jeder ver beiden con- 
trabirenden Theile wird bemüht fein, alle in vem Bezirk feiner Gerichte 
barfeit zu Waſſer und zu Lande befindlichen Schiffe und andere Güter zu 
bejhügen und zu vertheidigen. Dieſe Mächte wollen demnad nicht dulden, 
daß die Schiffe und Waaren ihrer beiverfeitigen Unterthanen, an ven Küften 
und in den Häfen, auf den Rheden und in den Strömen, die unter ihrer 
Herrſchaft ftehen, von den Kriegsjchiffen oder andern Fahrzeugen einer dritten 
Macht weggenommen werden, und in dem Falle, wo dieß doch geſchähe und 
der Schug nicht hätte ftattfinden können, werden die contrahirenden Theile 
alle ihre Macht anwenden, um vie Zurüdgabe des weggenommenen Schiffes 
und den vollftändigen Erſatz alles Schadens zu bewirfen. 

Art. 24. (Duarantaine.) In Anfehen der Duarantaine, welde in 
gewiffen Fällen in ven Staaten des einen oder des andern der contrabirenden 
Theile verordnet werden fann, haben ſich darnach ihre fchiffahrttreibenven 
Unterthbanen gegenfeitig in verfelben Art, ale die Eingebornen und die 
Unterthanen andrer befreundeter Nationen, zu richten; doc follen die Ver: 
ordnungen in diefer Hinficht gleichförmig und ohne Begünftigung oder Vor— 
recht für die eine oder andere Nation fein. 

Art. 25. Echiffbruch.) Wenn Schiffe der Untertbanen der beiden 
contrahirenden Theile ftranden, over an den Küften des einen oder des 
andern Schiffbruch leiden, fo follen die beiderfeitigen Untertbanen, fowohl 
für fich felbft, als in Hinficht ibrer Schiffe und Güter, jede mögliche Hülfe 
und jeden Beiftand, fo wie die Landeseingeborenen genießen; doch haben fie 
auch dafür diefelben Koften und Abgaben zu entrichten, welden in foldyen 
Fällen die Untertbanen des Staats, an deſſen Küſten fie geftrandet find oder 
Schiffbruch gelitten haben, unterworfen find. 

In dem Falle, wenn an den preußifchen oder dänifchen Küften ein 
Schiff, weldes Schiffbruch erlitten, gefunden werven follte, ohne daß man 
den Namen des Eigenthümers erfabren fann, wird die Regierung dreimal 
hintereinander in den Öffentlichen Blättern des Yandes, fo wie aud) in der 
Hamburger Zeitung, eine Beſchreibung des verunglüdten Schiffes befannt 
machen laffen, damit der Eigenthümer vie nöthigen Neclamationen anbringen 
fann; und nur erft nach Ablauf eines Jahres nad einer foldhen Bekannt— 
madhung foll, wenn fie ohne Erfolg geblieben ift, über das verunglüdte 
Schiff, nad den Landesgejegen, verfügt werden fünnen. 

Art. 26. (Confuln.) Die contrabirenden Mächte haben in ihren 
gegenfeitigen Staaten Confuln angeftellt, um ihren beiverfeitigen Unterthanen 
mit Rath und That an die Dand zu geben, und die zwiſchen beiden Nationen 
beftehenvden Hanvelsverbindungen zu befördern. Sollten Umftände die An- 
ftellung von Conſuln, Bice-Confuln oder Handeldagenten der eontrahirenden 
Theile in denjenigen preußifchen oder dänifchen europäifchen Häfen, in 
welchen fich noch feine befinden, wünfchenswerth maden, jo wird man joldyer 
nicht entgegen fein. 

Art. 27.  (MNefpective Untertbanen.) Die preußifchen Unterthanen, 
welche in Dänemark, und die dänischen Untertbanen, welde in Preußen 
fidy niedergelaſſen haben, follen ftets die Freiheit behalten, das Land, welches 
fie bewohnen, zu verlaffen, wofern fie ihre Schulden bezahlen und andern 
Verpflichtungen, nach den Gefegen des Staats, in welchem fie fid) befinden, 
Genüge leiften. 

Art. 28. (Bruch.) Sollte ungeachtet der aufrichtigen Gefinnungen der 
hohen contrahirenden Theile, und Ihres gegenfeitigen Berirebens, den Srieden 
unter Sidy aufrecht zu halten, es unglüdlicher Weife (was Gott verhüten 
wolle!) zu einem Bruch over wohl gar zu einem offenbaren Kriege zwiſchen 
Ihnen fommen, fo werden dennoch Ihre beiderfeitigen Untertanen, die fid) 
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in den gegenfeitigen Staaten befinden, fowohl in Anſehung ihrer Perſon als 
ihres Eigenthums ficher fein. 

Sie follen eine einjährige Arift haben, um ihre Angelegenbeiten in 
Richtigkeit zu bringen und ihre Güter und Effecten fortzuführen, wozu fie 
vollfommene Freibeit genießen, und Hülfe und Schus erhalten follen. 
Rechtspflege wird ihnen nad wie vor dem Sriege verwaltet, und nad 
Ablauf der einjährigen Frift wird man ihnen die erforderlichen Päſſe ertbeilen, 
damit fie fiher und frei mit ihren Familien, ihren Gütern, Effecten, Waaren 
und Schiffen in ihr Vaterland zurüdfehren Fönnen, 

Art. 29. (Dauer des Vertrags.) Gegenwärtiger Tractat foll zwan— 
zig Jahre beftehen, und alles was darin beſtimmt worden, während dieſes 
Zeitraums treulid) beachtet und feinem ganzen Inhalte nah vollzogen 
werden; auch foll es vor Ablauf des gedachten Zeitraums von dem Gut- 
befinden der beiden hoben contrahirenden Theile abhangen, über die Ver— 
längerung des Tractats mit einander Üübereinzufommen. 

Art. 30. (Ratification.) Gegenwärtiger Tractat foll ratificirt werden, und 
die Ratificationen find im Berlauf von zwei Monaten, vom Tage der linter: 
zeichnung deſſelben an gerechnet, oder wo möglidy noch früber, auszuwechſeln. 

Zu Urfund deſſen haben die reſp. Bevollmächtigten, kraft ihrer Woll- 
machten, denfelben unterzeichnet und mit ihren Wappen befiegelt. 

Geſchehen zu Copenhagen ven 17. Juni 1818. 


8, Gartel: Convention. 25. December 1820. 


Zwifchen der Föniglich preußifchen und der Föniglid dänischen Regie 
rung ift folgende Gartel-Convention verabredet und gejchloffen worden. 

$. 1. Alle in Zufunft, und zwar von dem Tage ver Bekanntmachung 
der Convention an gerechnet, von den Armeen Ihrer Majeftäten des Königs 
von Preußen und des Königs von Dänemarf defertirende Militairperfonen, 
ſollen gegenfeitig ausgeliefert werben. 

$. 2. AS Deferteurd werden, ohne Linterfchied des Grades oder ver 
Waffe, alle diejenigen angefeben, welche zu irgend einer Abtbeilung des 
ftehenden Heeres oder der bewaffneten Landesmacht, nad ven gefeglichen 
Beftimmungen eines jeden ver beiden Staaten gehören, und denſelben mit 
Eid und Pfliht verwandt find, mit Inbegriff ver bei der Artillerie over 
fonftigem Fuhrweſen angeftellten Knechte. 

$. 3. Sollte der Fall vorfommen, daß ein Deferteur der contrabiren- 
den Theile früher fchon aus einem anderen Staate defertirt wäre, jo wird 
dennoch, ſelbſt wenn mit dem legteren ebenfalld AuslieferungssVerträge be 
ftänden, die Auslieferung ſtets an denjenigen contrabirenvden Theil erfolgen, 
deſſen Dienfte er zulegt verlaffen bat. Renn ferner ein Soldat von den 
Truppen eines der pacisrirenden Staaten zu denen eines Dritten, und von 
diefen wiederum in die Lande des andern paciscirenden Staates, oder fonft 
zu defien Truppen befertirt, fo fommt es darauf an, ob legterer Staat mit 
jenem britten ein Gartel bat. Iſt diefes der Fall, fo wird der Deferteur 
dahin abgeliefert, woher er zulegt entwichen iftz im entgegengefegten Kal 
aber wird er dem paciscirenden Staate, deſſen Dienfte er zuerft verlaſſen 
bat, ausgeliefert. 

$. 4. Nur folgende Fälle werden ald Gründe, die Auslieferung eines 
Deferteurs zu verweigern, anerfannt: a) Wenn der Deferteur aus den 
Staaten Seiner Majettät des Königs von Preußen oder aus den Staaten 
Seiner Majeftät des Königs von Dänemarf, fo wie fie durch die neueften 
Verträge begrenzt find, gebüirtig ift, und alfo vermittelft der Defertion nur 
in feine Heimath zurüdfehrt; b) wenn ein Deferteur in dem Staate, in 
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welchen er entwichen ift, ein Verbrechen begangen bat, veffen Beftrafung 
vor feiner Auslieferung die Landesgefege —— Wenn nach überſtan— 
dener Strafe der Deſerteur ausgeliefert wird, ſollen die denſelben betreffen— 
den Unterfuchungsacten entweder im Original oder auszugsweiſe und in 
beglaubten Abfchriften übergeben werden, damit ermeſſen werben fann, 
ob ein dergleichen Deferteur nod zum Militairdienft geeignet fei oder nicht. 

Schulden oder andere von einem Deferteur eingegangene Verbindlich— 
feiten geben dagegen dem Staate, in weldhem er fi aufbält, Fein Recht, 
deſſen Auslieferung zu verfagen. 

$. 5. Die Verbindlichkeit zur Auslieferung erftredt fih auch auf die 
Pferde, Sättel und Neitzeug, Armatur- und Montirungsftüde, welche von 
den Deferteurs etwa mitgenommen worden find, und tritt aud dann ein, 
wenn ber Deferteur felbft, nad den Beftimmungen des vorhergehenden Ar- 
tikels, nicht ausgeliefert wird. 

$. 6. Die Auslieferung gefchieht in der Regel freiwillig, und ohne 
erft eine Nequifition abzuwarten. Sobald daher eine Militair- oder Civil— 
behörde einen jenfeitigen Deferteur entdeckt, wird fofort die Auslieferung 
dejjelben, fo wie ver bei ihm etwa vorgefundenen Effeeten, Pferde, Waffen ır. 
veranlaßt. 

$. 7. Sollte aber ein Deferteur der Aufmerffamfeit der Behörde des— 
jenigen Staates, in welden er übergetreten ift, entgangen fein, fo wird 
deſſen Auslieferung fogleidh auf die erfte desfallfige Requifition erfolgen, 
felbft dann, wenn er Gelegenheit gefunden bätte, in dem Militairvienfte des 
gedachten Staates angeftellt zu werden. Nur wenn über die Nichtigkeit 
mwefentlicher, in der Requiſition angegebener Thatfachen, welche die Ausliefe- 
rung überhaupt bedingen, ſolche Aweifel obwalten, daß zuvor eine nähere 
Aufklärung verfelben zwifchen der requirirenden und der requirirten Behörde 
nöthig wird, ift der Auslieferung Anjtand zu geben. 

$. 8. Ein Deferteur, deſſen Auslieferung requirirt wird, foll an der 
Grenze des refp. preußifchen oder dänischen Staats ausgeliefert werben, und 
die requirirende Behörde foll den Deferteur von da abholen laffen. 

Die Requifition zur Auslieferung der däniſchen Deferteurs, die zum 
preußifchen Krirgsdienfte angenommen fein möchten, gefchieht bei dem Ge— 
neral-Commando der Provinz, worin fid) der Deferteur befindet, in allen 
—— Fällen aber bei der betreffenden königlich preußiſchen Provinzial— 

egierung. 

i Die Requifitionen wegen Auslieferung der etwa in Föniglich däniſchen 
Dienften befindlichen preußifchen Deferteurs, werben ebenfalld bei dem Ge— 
neral= Commando der Provinz, wo der Deferteur fich befindet, angebracht, 
in allen übrigen Fällen aber an die betreffenden königlich dänifchen höchſten 
Civil-Dbrigfeiten gerichtet. Diele find der Polizeidirector in Copenhagen, 
und außerhalb Copenhagen die Amtmänner, in den Herzogthümern Schles— 
wig, Holftein und Lauenburg aber das ſchleswigſche Obergericht, die lauen- 
burgifche Regierung und der Oberpräfident in Altona. 

$. 9. An Unterhaltungsfoften werden für jeden augzuliefernden De— 
ferteur, von dem Tage der Verhaftung bis zum Tage feiner Auslieferung 
einfchlieglich, preußifcherfeits für den Tag drei Groſchen preußifh Courant, 
für ein Pferd aber täglich fechs Pfund Hafer, act Pfund Heu und vrei 
Pfund Stroh, berliner Gewicht, den Centner zu 110 Pfund, gut gethan; 
und dänifcherfeitö für den Tag ſechszehn Reichsbank-Schilling Eilbermfinze 
oder 5 Lübſch-Schilling, für ein Cüraffierpferd fieben Sechszehntel Scheffel 
Hafer, neun Pfund Heu und fehs Pfund Strob, für ein Lanzenier-, Dra- 
goner= und Hufarenpferd aber täglich fieben Sechgzehntel Scheffel Hafer, 
fieben Pfund Heu und ſechs Pfund Stroh, däniſch Maaß und Gewicht, 
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gut gethan. Die Berechnung der Futterfoften gefchiebt nah den Marft- 
preifen des Orts oder der nächſten Stadt, wo die Arretirung geſcheben ift, 
und die Bezahlung erfolgt, ohne die geringfte Schwierigfeit, gleich bei ver 
Auslieferung. 

Wenn auf die audzuliefernden Deferteurs nach ihrer zum Zweck ver 
Auslieferung erfolgten Berbaftung wegen Krankheit höhere Verpflegunge- 
foften haben verwendet werden müffen, fo werben dieſe ebenfalld bei ver 
Auslieferung, jedoch auf den Grund einer mitzutbeilenden befonderen Be— 
rechnung, erftattet. 

$. 10. Außer diefen Koften und der im nachfolgenden Art. 11. be 
merften Belohnung, fann ein Mebreres unter irgend einem Vorwande, wenn 
auch gleich der auszuliefernnde Mann unter den Truppen des Etaated, der 
ihn augzuliefern bat, angeworben fein follte, etwa wegen des Handgeldes, 
enofjener Löhnung, Bewachung und Fortfchaffung, oder wie es fonft Namen 
Ar möchte, nicht gefordert werden. 

$. 11. Dem Untertban, welder einen Deferteur einliefert, foll eine 
Gratification von fünf Thalern preußifch Courant Coänifcherfeits von ſechs 
Reichsbanco-Thalern vier Marf in Silbermünze) für einen Mann obne 
Pferd, und von zehn Thalern preußifch Courant CDänifcherfeits von dreizebn 
Reichsbanco-Thalern zwei Marf in Silbermünze) für einen Mann mit dem 
Pferde verabreicht, von dem ausliefernden Theile vorgefhoffen, und fofort 
bei der Auslieferung wienererftattet werden. 

In Rüdficht anderer ausgetretener Militairpflichtigen, die nicht nad 
Art. 2. in die Claſſe der eigentlichen Deferteurs gehören, fällt dieſes Car— 
telgeld weg. 

$. 12, Ueber ven Empfang der in Art. 9. und 11. gedachten Koften- 
und Gratifications- Erftattung bat die ausliefernde Behörde zu quittiren. 
Des etwa nicht fofort auszumittelnden Betrages der zu erftattenden Unkoſten 
halber ift aber die Auslieferung des- Deferteurs, wenn derfelben fonft Fein 
Bedenken entgegenftebt, nicht aufzuhalten. 

$. 13. Allen Behörden, beſonders den Grenzbehörden, wird es ftrenge 
zur Pflicht gemacht werden, auf die jenfeitigen Deferteurs ein wachſames 
Auge zu haben, und daher einen Jeden, aus deſſen Ausfagen, Kleidung, 
Waffen oder anderen Anzeichen ſich ergiebt, daß er ein folder Deſerteur 
fei, fogleih, ohne erft eine Requifition deshalb abzuwarten, unter Aufficht 
zu ftellen, oder nach Umſtänden zu verbaften. 

$. 14. Alle, nad der Berfaffung ver beiderfeitigen Staaten, reſerve— 
oder landwehr-, und überhaupt militairpflichtigen Untertbanen, melde ſich 
von Zeit der Publication diefer Convention an, in die Lande Seiner Majeftät 
des Königs von Preußen, und Seiner Majeftät des Königs von Däne- 
marf, oder zu den Truppen eined der paeiscirenden Staaten begeben, find 
auf vorgängige Neclamation der Auslieferung ebenfalls unterworfen, und 
es joll mit diefer Auslieferung im Uebrigen ſowohl in Hinficht der dabei 
zu beobachtenden Form, als aud wegen der zu erftattenden Verpflegungs— 
foften, ebenfo gehalten werden, wie e8 wegen der Auslieferung militwirischer 
Deferteurs in diefer Convention beftimmt ift. 

Dei allen ſolchen Auslieferungen aber, welche von der Obrigfeit auf 
jenfeitige Requifition bewirkt werden, wird ein Cartelgeld nicht entrichtet. 

$. 15. Den beiderfeitigen Behörden und Untertbanen wird ſtrenge 
unterfagt werden, Deferteurs oder ſolche Militairpflichtige, die ihre desfall: 
fige Befreiung nicht hinlänglich nachweifen fünnen, zu Kriegsdienften anzus 
nehmen, deren Aufenthalt zu verbeimlichen, oder diefelben, um fie etwanigen 
Reclamationen zu entziehen, in entferntere Gegenden zu befördern. Auch 
fol e8 nicht gejtattet werden, daß von irgend einer fremden Macht vers 
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gleichen Individuen innerhalb der Staaten der contrahirenden Theile ange- 
worben werben. 

$. 16. Wer fi der wiffentlichen Verhehlung eines Deferteurd oder 
Militairpflichtigen, und der Beförderung der Flucht deffelben ſchuldig macht, 
wird mit einer nachdrüdlichen Geld- oder Gefängnißftrafe belegt. 

$. 17. Gleihmäßig wird ed den Unterthbanen beider contrabirenden 
Staaten unterfagt werden, von einem jenfeitigen Deferteur Pferde, Sattel 
und Reitzeug, Armatur und Montirungsftüde zu kaufen, oder fonft an ſich 
zu bringen. Der Webertreter dieſes Verbots wird nicht allein zur Heraus— 
gabe dergleichen an ſich gebrachter Gegenftände, ohne den mindeften Erfas, 
oder zur Erftattung des Werths angehalten, fondern aud überdies noch mit 
einer Geld» oder Gefängnißftrafe belegt werden, wenn bemiefen wird, daß 
er wifjentlich von einem Deferteur etwas gefauft oder an fich gebracht bat. 
In einem foldyen Lebertretungsfalle bat ver vänifche Unterthban entweder 
eine Geloftrafe, oder eine Gefängnißftrafe bei Waffer und Brod bis zu 
dreimal fünf Tagen verwirft. 

$. 18. Jede gewaltfame oder heimliche Anmwerbung im jenfeitigen 
Territorio, Verführung jenfeitiger Solvaten zur Defertion, oder anderer 
Untertbanen zum Austreten mit Verlegung ihrer Militairpflicht, ift ftrenge 
unterfagt. 

Derjenige dänifche Untertban, weldyer ſich einer folchen Lebertretung in 
den preußifchen Landen ſchuldig gemacht, foll nad den unterm 9. und 25. 
Juni 1819 erlaffenen, die Beftrafung fremder Werbungen Fa ae Ver: 
oronungen für Dänemark und die Herzogtblimer Schleswig, Holftein und 
Lauenburg, beftraft werben. 

Mer fi aber diefer Beftrafung durch die Flucht entzieht, oder von 
feinem Baterlande aus auf obige Art auf jenfeitige Unterthbanen zu wirfen 
ſucht, wird auf desfallfige Requifition in feinem Baterlande zur Unterfuchung 
und Beftrafung gezogen werden, welche für einen dänifchen Unterthan in 
diefem Falle in gefänglicher Haft oder in Strafarbeit bis auf ein Jahr nad) 
den Umftänden beſtehen foll. 

$. 19. Diejenigen, weldye vor Bekanntmachung diefer Convention von 
den Truppen des einen der contrabirenden Staaten defertirt find, und ent- 
weder bei denen des anderen Staates Militairdienfte genommen haben, over 
fich, ohne dergleichen wiederum ergriffen zu baben, in deſſen Territorio auf 
halten, find der Neclamation und Auslieferung nicht unterworfen. 

$. 20. Den Landesfindern beider Theile, welde zur Zeit der Publi— 
cation wirflid in dem Militairdienfte des anderen Staates fich befinden, 
fol die Wahl freiftehen, entweder in ihren Geburtsort zurücdzufehren, oder 
in den Dienften, in welden fie fich befinden, zu bleiben. Doch müfjen fie 
ſich längſtens binnen einem Jahre, nad Publication gegenwärtiger Conven— 
ton, desfalls beftimmt erflären, und es foll denjenigen, welde in ihre 
Heimath zurüdfehren wollen, der Abjchied unweigerlich ertheilt werben, Bei 
freiwilligen Gapitulanten treten diefe Beſtimmungen erft nad) Ablauf ver 
Capitulation ein. 

$. 21. Gegenwärtige Convention wird, beiderfeits zu gleicher Zeit, 
zur genaueften Befolgung publicirt werden, und ift gültig und gefchloffen 
auf ſechs Jahre, mit ftillfchweigender Verlängerung, bis zu erfolgender Auf- 
fündigung, welde ſodann jederzeit jedem der contrabirenden Theile ein Fahr 
voraus freifteht. 

Wenn auf dem Bundestage jedoch allgemeine Beichlüffe gefaßt würden, 
welche mit den vorftehenden Beftimmungen unvereinbar find, fo wird dag 
bundesfchlugmäßige Verfahren fünftig an die Stelle treten. Ä 

Co gefchehen und unterzeichnet Troppau, den 25. December 1820. 
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9. Elbſchiffahrts- Acte vom 23. uni 1821 nebſt den barauf bezüglichen Wer: 
trägen der Uferftaaten. 
(8. Hannoper.) 


10. Vertrag wegen ber Berlin Hamburger Eifenbahn. 8. November 1841. 
(5. Hamburg.) 


11. Erneuerung bed Handels: Vertrags vom 17. Juni 1818. 26. Mai, ratif. 
6. Zuli 1846. *) 


Nachdem der Handelövertrag zwifchen Preußen und Dünemarf vom 
17. Juni 1818 nad Ablauf der im NArtifel 29 vefjelben beftimmten Dauer 
im Einverftändniffe beider Theile bisher in Ausführung erbalten worven 
iftz Seine Majeftät der König von Preußen und Seine Majeftät der König 
von Dänemark aber fi in dem Wunfche vereinigt haben, ven Zuſtand von 
Ungewißheit über die Dauer dieſes Verhältniffes durch Verabredung einer 
weiteren Friſt zu befeitigen, während welcher ver gedachte Vertrag, unter 
einigen für angemeffen erachteten Modiftcationen und zufäglichen Beftim- 
mungen, noch in Kraft bleiben joll, fo haben dieſelben in diefer Abficht 
Bevollmächtigte ernannt, welcde, nachdem fie ihre Vollmachten ausgewechielt 
und diefelben in guter und gehöriger Form gefunden haben, über die fol- 
genden Artifel übereingefommen find. 

Art. 1. Die Stipulationen des zwifchen beiden hohen vertragenven 
Theilen unter dem 17. Juni 1818 gefchloffenen Handelsvertrages follen bie 
zum 4. Juli 1851 und darüber binaus für die ganze Zeit der Dauer 
der gegenwärtigen Convention (Artifel 11) in voller Kraft bleiben, in 
foweit diefelben nicht durd die folgenden Artifel aufgehoben oder abge 
ändert werben. 

Art. 2. (Zum Art. 3, erftes Alinea des Bertrages vom 17. Juni 1818.) 
Man ift darüber einverftanden, daß die Stipulation des erften Alinea des 
dritten Artikels des Dandelsvertrags vom 17. Juni 1818 feine Anwendung 
findet auf die Küftenichiffahrt, d. 5. auf den Transport von Erzeugniſſen 
oder Waaren, welde in einem Hafen mit der Beftimmung für einen anderen 
Hafen veffelben Gebiets eingeladen werden, indem die hoben vertragenven 
Theile gegenfeitig Sich das Necht vorbehalten, diefen Berfehr beſonderen 
Beftimmungen zu unterwerfen. 

Art. 3. (Zum Art. 3, erfted Alinea, ebendafelbft) In ven über- 
feeifchen Eolonien Dänemarks follen die preußifchen Schiffe und Ladungen 
unter denfelben Bedingungen zugelaflen werben, unter denen die Schiffe 
der am meiften begünftigten Nationen es jegt find, oder fünftig fein werven. 
Daffelbe foll rücjichtlih der Farder Infeln, Islands und Grönlands ftatt- 
finden, in foweit als der Handel dafelbft anderen Nationen eröffnet fein wird. 

Art. 4 (Zum Art. 4 des Vertrags von 1818.) Man ift überein- 
gefommen, daß während der Dauer der gegenwärtigen Convention der von 
der königlich dänischen Regierung unter dem 1. Januar 1842 publicirte 
Sund- und Beltzolltarif nebft den darin enthaltenen reglementarifchen Be- 
ftimmungen **) auf die preußifchen Schiffe und Yadungen angewendet werden 
fol, fo daß der Handel und tie Schiffahrt der preußischen Untertbanen, in 
Allem was die Erhebung der Sund- und Beltzölle betrifft, nach den Be 
flimmungen des gedachten Tarifs behantelt werden follen. 

Da aud die gedachten preußifchen Unterthanen beftändig auf eben dem 
Fuße behandelt werden follen, wie die am meiften begünftigten Nationen, 


*) Amtliche Ueberfepung des franzöfifchen Originals. 
*) Mit den fpäteren Zufägen bis 1846 im Gonfularb, ©, 546-611, 
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fo ift man darüber einverflanden, daß jede Reduction des gedachten Tarife, 
fomwie jede andere Begünftigung oder Vortheil, welcher Art fie auch fein 
mögen, welde einer anderen Nation inzwiſchen zugeftanden fein over fünftig 
zugeftanden werden möchten, von rechtöwegen und ipso facto den preußifchen 
Unterthanen gleihmäßig zu Theil werben follen. 

Art. 5. (Zu Art. 5 des Bertrages von 1818.) Bei der Fahrt durd 
den fchleswig-holfteinifchen Canal und durd die Eider follen die preußifchen 
Schiffe und Ladungen in allen Beziehungen auf demfelben Fuße behanvelt 
werden, wie bie der am meiften begünftigten Nationen. 

Art. 6. (Zu Art. 7 des Vertrages von 1818.) Die föniglich pänifche 
Regierung verpflichtet fi, die Abfertigung der preußifchen Schiffe bei ven 
Zollftätten im Sunde und in den Belten fo viel als möglich zu erleichtern 
und zu beſchleunigen und darauf zu wachen, daß bei der Clarirung jeder 
nicht durdhaus nöthige Aufenthalt befeitigt werde; hiermit wird indeß ber 
feftftebende Grundfag, daß die Schiffe nah Ordnung ihrer Ankunft abges 
fertigt werden müſſen, nicht aufgehoben. 

Art. 7. (Zu Art. 9 des Vertrages von 1818.) Da die Schiffahrt 
auf der Elbe feit dem Abfchluffe des Vertrages vom 17, Juni 1818 durd 
befonvere zmwifchen den Elbuferftaaten gefchloffene Lebereinfünfte, nämlich 
durch die Convention vom 23. Juni 1821 und die Additional-Acte vom 
13. April 1844, geregelt worden ift, fo beziehen fih die hohen vertragenden 
Theile in Allem, was die Beihiffung des gedachten Stromes betrifft, au 
die in jenen lebereinfünften enthaltenen Beitimmungen, 

Art. S. (Zu Art. 10 des Vertrages von 1818.) Die hoben ver: 
tragenden Theile find übereingefommen, die Abgabenfreiheit, melde im 
Artifel 10 des Vertrages vom 17. Juni 1818 zu Gunften derjenigen Schiffe 
ftipulirt ift, welche in ven Häfen der beiderfeitigen Länder im Nothfalle 
einlaufen, auf alle Abgaben auszudehnen, welche das Schiff oder die Ladung 
treffen, fo daß preußifche oder dänische Schiffe, welche als Notbhafner in 
einen der Häfen der hohen vertragenden Theile einlaufen, fie mögen nun 
dafelbft ausladen oder nicht, weder Hafengelder noch irgend eine andere 
Abgabe entrichten follen, vorausgefegt, daß die Nothwendigfeit des Einlaufens 
gehörig feitgeftellt ift, daß ferner dieſe Schiffe feinen Handelsverkehr treiben, 
und daß fie fih in dem Hafen nicht länger aufhalten, ald der Umſtand, 
welcher das Einlaufen nothwendig gemacht bat, erbeifcht. 

Wenn die Schiffe ihre Ladung, fo wie fie diefelbe eingebracht haben, 
wieder ausführen, ſollen jie ebenfalls von der Entrichtung aller Ausgangs: 
Abgaben befreit fein. 

Art. 9. (Zum legten Alinea des Artifels 17 des Vertrages von 1818.) 
Man ift übereingefommen, die Beftimmung, weldhe in dem legten Alinea 
des 17. Artifelö des Vertrages vom 17. Juni 1818 enthalten ift, aufzu- 
heben, und fortan als preußiſche oter dänische Schiffe diejenigen zu betrachten, 
welche in dem Staate, dem fie angehören, nah Maafgabe der dort geltenden 
Gelege und Reglements, als foldye anerfannt werden. 

Die hoben contrahirenvden Theile behalten fi die Auswechſelung von 
Erflärungen vor, welche eine deutliche und beftimmte Bezeichnung der Papiere 
und Documente geben, mit welden, nad den Anordnungen der refpertiven 
Staatsregierungen, deren Schiffe verfehen fein müſſen. 

Wenn nad der, fpäteftens drei Monate nad) Unterzeichnung des gegen- 
wärtigen Bertrages vorzunehmenden Ausmechfelung einer der hohen contra= 
birenden Theile fich in dem Falle befinden follte, feine in Beziehung bierauf 
beſtehenden Vorfchriften abzuändern oder zu modificiren, fo foll dem anderen 
Theile davon amtliche Mittheilung gemacht werten. 

Art. 10, (Zu Art. 24 des Vertrages von 1918.) Die preußifchen 
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Schiffe, welche durch den Sund oder die Belte in die Dftfee eingeben une 
fid) nach einem preufifchen Hafen begeben wollen, ohne in einen däniſchen 
Hafen einzulaufen und ohne mit dem Rande in Verbindung zu treten, 
fönnen frei von Duarantaine durd den Sund und die Belte fahren, unt 
man bat fih ausprüdlic darüber verftändigt, daß dieſelben nit gebalten 
find, fi) einer vänifchen Duarantaine blos aus dem Grunde zu unterwerfen, 
daß fie gemöthigt find, die dänischen Zollftätten der Clarirung und Zol- 
Entrichtung wegen zu berühren. Die dänifchen Zollbehörden im Sunde unt 
in den Belten werden zu diefem Ende, unter Berückſichtigung der beftebenven 
Verordnungen, bie erforderlichen Einrichtungen treffen. 

Der Beiftand der Lootſen foll diefen Schiffen, in fomweit e8 unter ven 
bier vorgefehenen Umſtänden thunlich ift, und gegen eine angemefjene Ber- 
gütung, geleiftet werben. 

Wenn hingegen die Führer der gedachten, durd den Sund und bie 
Belte gehenden Schiffe ſich mit dänifhen Duarantaine » Eertificaten zu ver: 
feben wünſchen, fo follen viefelben in den däniſchen Duarantaine> Anftalten 
zugelaffen werden. Sie haben fid alsdann ven dort geltenden Reglements 
zu unterwerfen und follen vafelbit ſowohl hinfichtlid der Dauer ver Qua— 
rantaine, als binfichtlih der Gebühren und der Erpedition, ganz auf dem 
nämlichen Fuße behandelt werden, wie die Nationalfchiffe. 

Art. 11. Die gegenwärtige Convention foll bis zum 1. Juli 1851 in 
Kraft bleiben. Wenn diefelbe fehs Monate vor Ablauf diefer Frift nicht 
Hei ift, fo fol fie ferner von Jahr zu Jahr und fo lange verbinvlid 

leiben, bis einer der hoben vertragenden Theile dem anderen, jedoch ſechs 
Monate vorber, feine Abfiht angezeigt haben wird, viefelbe außer Wirf: 
famfeit zu fegen. 

Die gegenwärtige Convention wird von den hoben vertragenvden Tbeilen 
ratifieirt werden, und die Natificationen verfelben follen in dem Zeitraume 
von fehs Wochen, oder wo möglih noch früher, zu Copenhagen ausge: 
wechfelt werben. 

Zu Urkund deifen haben die beiderfeitigen Bevollmächtigten diefe Con: 
vention unterzeichnet und ihre Siegel beige t. 

Sp gefhehen zu Copenhagen, den 26. Mai 1846. 


12. Protocoll über die Friedens» Präliminarien. 10. Juli 1849. 


Les soussignes plönipolentiaires nommes respeclivement par S. M. le 
Roi de Prusse et Sa Majest&e le Roi de Danemark ä l’effet de poser les 
bases d’une paix definitive destinée a aplanir le differend qui s’est eleve 
entre Eux sur les rapports du Duche de Slesvic, sont convenus, avec le 
concours du Comte de Westmorland, Ministre de S. M. Britannique ä 
Berlin, comme representant de la Puissance medialrice, des articles pre- 
liminaires de paix suivans: 

Art. I. Le Duche de Slesvic aura une conslilulion separee pour ce 
qui regarde sa legislature et son administration interieure, sans elre uni 
au Duche de Holstein et laissant intacle l’union politique qui raltache le 
Duch& de Slesvic ä la couronne Danoise. f 

Art. II. L’organisation definitive du Duche de Slesvic resultant de 
cette base fera l’objet de negociations ullerieures auxquelles les Hautes 
Parlies contractantes invileront la Grande Brelagne à prendre part en qua- 
lite de Puissance mediatrice. 

Art. II. Les Duches de Holstein ct de Lauenbourg continueront ä 
faire parlie de la Confederation Germanique. 

Le reglement definilif de la position que ces Duches occuperont dans 
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le susdit corps politique par suite des changements qui vont s’operer dans 
la constilulion de l’Allemagne, est reserv& a une entenle ullerieure entre 
les hautes Parties conlraclantes. L’un des objets de celte entente sera de 
mainlenir, autant que le comporlte le principe consacre par l’arlicle I. de 
la presente Convention, el la position fulure du Duche de Holstein vis-a- vis 
des autres Etats allemands, les liens non poliliques des inter&is maleriels 
qui ont subsiste entre les Duches de Holstein et de Slesvic. 

S. M. le Roi de Danemark, Duc de Holstein, accordera a ce Duche, 
dans le plus bref delai possible, une constilution representalive. 

Art, IV. I est entendu que les slipulations renfermees dans les 
articles prec@dents ne prejugeront en aucune maniere la question de la 
succession dans les Elats reunis sous le sceptre de $S. M. Danoise ni les 
droits eventuels de qui que ce soil, 

Afın de prevenir les complications qui pourraient resulter des doutes 
souleves relativement a l’ordre de succession, Sadite Majeste, aussitöt apres 
la paix definilive, prendra l'iniliative de propositions tendantes ä regler cet 
ordre de succession d’un commun accord avec les Grandes Puissances. 

Art. V, Les hautes Parties contractantes conviennent de reclamer la 
garanlie des grandes Puissances pour la siriete execulion de la paix defi- 
nitive, relativement au Duche de Slesvic. 

Le present protocole expedie en double sera rev&tu de l’approbation 
de S. M. le Roi de Prusse et de S. M. le Roi de Danemark, et les deux 
exemplaires ainsi approuves respeclivement, seront changes ä Berlin dans 
l’espace de 8 jours, ou plutöt si faire se peut, à compter du jour de la 
signalure, apres quoi communicalion de ce protocole sera faite de part et 
d’autre a 8. M. la Reine de la Grande Bretagne. 

En foi de quoi les Plenipotentiaires ont signe ce prolocole el y ont 
apposc le sceau de leurs armes. 

Fait ä Berlin, le 10 Juillet 1849, 


13. Waffenitillftandd » Convention. 10. Juli, ratificirt 16. Juli 1849. 


La signature des preliminaires de la paix entre S. M. le Roi de Prusse 
d’une part et 5. M. le Roi de Danemark de l’autre ayant eu lieu ce jour, 
Leursdiles Majestes ayant vivement à coeur de mellre des ä present, un 
terme aux calamilds de la guerre et ä l’elffusion du sang, et croyant en 
outre devoir prendre, par rapport au Duche de Slesvic, des mesures proores 
a y preparer les voies a une pacificalion definitive et durable, en con- 
formite du principe elabli par lVarlicle I. des susdits preliminaires, ont re- 
solu de conclure, dans ce double but, une convention d’armislice, et ont 
nommé ä cet elfel des plenipotenliaires, qui, apres avoir echange 
leurs pleins-pouvoirs, trouves en bonne el due forme, ont arrete les arlicles 
suivans: 

Art. I. A dater du jour de l’echange des ralificalions de la presente 
convention, il y aura une suspension complete des hostilitös par terre et 
par mer pendanl six mois el au-dela de ce terme, jusqu’ ä l’expiration de 
six semaines apres que l’armistice aurail &l& denonce de part ou d’aulre. 

Si le present armislice etait dédit, les troupes Prussiennes et Alle- 
mandes pourront occuper la parlie continentale du Duche de Slesvic, laquelle, 
dans ce cas, serait evacude par les troupes neutres qui, d’apres l’arlicle V., 
pourraient s’y trouver encore. 

Art. I. S. M. le Roi de Prusse fera transmettre au General comman- 
dant en chef l’armee Prussienne et Allemande reunie dans le Jutland et 
dans les Duches de Slesvic et de Holstein, l’ordre d’evacuer le Jutland et 
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de prendre dans l’espace de 25 jours les positions indiquees dans les 
articles III. et V. 

Art. III. Le general en chef des troupes Prussiennes et Allemandes 
et celui des troupes Danoises nommeront des officiers Prussiens et Danois, 
lesquels, dans le but de fixer la delimitation des territoires ä occuper 
respeclivement par les troupes Prussiennes et neulres, lireront et consig- 
neront sur une carte une ligne de demarcation a parlir d’un point sur la 
cöte pres et au Sud-Est de la ville de Flensbourg, jusqu’a un point sur 
la cöte et au Nord-Ouest de la ville de Tondern, laissant la premiere de 
ces villes, ainsi que les enclaves Jutlandaises au Nord, et la ville de Tondern 
au Sud de ladite ligne de demarcation. 

Art. IV. 5. M. le Roi de Prusse pourra conserver, pendant la duree 
de l'armistice, dans le Duche de Slesvic et au midi de la susdite ligne de 
demarcalion, un corps d'armée dont la force n’exc&dera pas 6000 homines. 
S. M. le Roi de Danemark pourra continuer d’occuper militairement les iles 
d’Als et d’Arroe. 

Art. V. Les troupes Prussiennes et Danoises seront les seules forces 
militaires qui pourront rester dans le Duch& de Slesvic pendant la duree de 
l’armistice, ä l'’exceplion d’un corps de troupes neulres dont la force n’ex- 
cedera pas 2000 hommes et qui occupera la partie continentale du Duche 
de Slesvic, siluee au nord de la ligne de demarcation. L’entrelien et la 
solde desdites troupes neutres seront ä la charge de S. M. Danoise. 

Les hautes parlies contraclantes invileront S. M. le Roi de Suede el 
de Norvege, à vouloir bien fournir ce corps de troupes neulres. 

Il ne sera pas mis de part ou d’aulre de garnison dans les enclaves 
Jutlandaises dans de Duche de Slesvic pendant la durée de l’armistice. 

Art. VI. En même temps que les troupes reunies sous les ordres du 
General commandant en chef de l’armee Prussienne et Allemande prendront 
les posilions désignées dans l’Article II, S. M. le Roi de Danemark 
fera lever les blocus des ports Prussiens et Allemands, etablis par ses 
forces navales. 

Les ordres relatils a l'exécution des articles pr&ecedents seront expedies 
le mème jour aux generaux et ofliciers commandant les armees et les forces 
navales respeclives. 

Art. VI. Tous les bätiments marchands qui ont été amenes de part 
ou d’autre depuis le commencement des hostilites, seront rendus, ainsi que 
leurs cargaisons, immedialement apres la levee des blocus, Quant aux 
bätiments ou aux cargaisons qui auraient été vendus leur valeur sera resliluee. 

En revanche 8S. M. le Roi de Prusse s’engage & reslituer et & faire 
restituer les contribulions en argent prelevees dans le Julland par les troupes 
Prussiennes et Allemandes, ainsi que la valeur des chevaux requis militaire- 
ment pour l’usage de l’armee prussienne el allemande sans avoir et& rendus 
depuis ä qui de droit. L’approvisionnement et le logement desdites Iroupes 
ainsi que les fourrages qui leur ont été fournis demeureront ä la charge du pays. 

Afın de regler ce remboursement, un commissaire nomme par S. M. 
le Roi de Prusse, et un commissaire nomme& par S. M. le Roi de Danemark 
se r&uniront sur les lieux, 6 semaines apres l’echange des ratifications de 
la presente convention, 

Ces commissaires regleront cette affaire dans l’espace de qualre se- 
maines et, si à l’expiration de ce terme il y avait encore des reclamations 
contestees ä l’egard desquelles ils n’auraient pas pu tomber d’accord, ces 
reclamations seront soumises ä la decision definitive d’un arbitre, que les 
hautes parlies contractantes inviteront le Gouvernement de $. M. Britannique 
a vouloir bien designer. 
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Le montant des differentes compensalions sera rembourse au plus tard 
six mois à compler du jour de l’echange. 

Art. VIII. Tous les prisonniers de guerre et poliliques seront mis en 
liberte de part et d’autre sans restriclion. L’echange des prisonniers sera 
effectue à Flensbourg tout au plus lard 25 jours apres l’echange des rati- 
fications de la presente convenlion. 

Art. IX. 5. M. le Roi de Prusse invitera tous les Gouvernements, qui 
ont pris une part aclive à la guerre actuelle contre le Danemark ä declarer, 
aussi promptement que possible, leur accession ä la presente convention, 
dont les stipulalions deviendront par lä obligatoires pour eux en mèême temps 
quelles recevront leur pleine application pour ce qui les concerne, 

Art. X. 1 sera etabli, pour la totalit&E du Duche de Slesvic, une 
commission administrative (Landes-Verwaltung) qui, pendant la duree de 
l’armislice, gouvernera ce pays au nom de $. M. le Roi de Danemark. 

Elle sera composce de deux membres, dont l’un sera choisi par 8. M. 
le Roi de Prusse et l'autre par S. M. le Roi de Danemark, auxquels sera 
adjoint un commissaire que S. M. la Reine de la Grande Bretagne sera 
invitee à nommer, pour decider en qualit@ d’arbilre, en cas de diversite 
d’opinion entre les deux aulres membres. 

Les fonclions de cette commission seront d’administrer le Duché de 
Slesvic conform&ment aux lois en vigueur el d’y maintenir l’ordre et la 
tranquillite. Elle sera investie, dans ce bul, de toute l’aulorit@ necessaire, 
à l’exception toutefois du pouvoir legislatif, qui restera suspendu pendant 
la durée de l'armistice. 

Quant aux lois, ordonnances et mesures administralives quelconques 
emandes pour le Duche de Slesvic depuis le 17 Mars 1848, ladite com- 
mission aura la faculte d’examiner et de decider lesquelles de ces lois, 
ordonnances et mesures administratives il conviendra d’abroger ou de main- 
tenir dans l’interet bien entendu du pays. 

Art. XI. Les forces militaires necessaires pour le maintien de l’ordre 
seront fournies ä la commission administrative, et sur la requisition, dans 
la partie meridionale du Duche de Slesvic par le General commandant les 
troupes Prussiennes, pour les iles d’Alsen et d’Arroe par le General comman- 
dant les troupes Danoises, et pour la partie continentale du Duché de 
Slesvie située au nord de la ligne de demarcation par le Commandant en 
chef des troupes neutres — stationnées respeclivement dans ces districts, 

Art. XII. La commission administrative du Slesvic s’entendra avec le 
Gouvernement Danois pour convenir d’un pavillon inlerimaire sous lequel 
les navires Slesvicois pourront naviguer pendant la duree de l’armistice, en 
Jouissant des mömes avanlages que les bätiments Danois. 

Art. XI. Les postes et autres communications interieures reprendront 
leur cours regulier. 

Le passage libre des postes par le Duche de Holstein et le maintien 
de l’etablissement postal à Hambourg sont expresseäment röserves. 

Art. XIV. La presente convenlion sera ralifide et les ralifications en 
seront &changees ü Berlin dans l’espace de huit jours ou plus Löt, si faire 
se peut, à dater du jour de la signature, 

La presente-convention, expediee en double, a été dressee en langue 
frangaise, Allemande et Danoise. 1 est convenu, que les doutes qui pour- 
raient s’elever sur l’interpretalion de la convenlion seront decides d’apres 
la teneur du texte francais. 

En foi de quoi les Plenipotentiaires ont signe la presente convenlion 
et y ont apposé le sceau de leurs armes. 

Fait à Berlin, ce 10 Juillet 1849. 
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14. SFriedensfchluß mit dem deutfchen Bunde. 2. Juli 1850. *) 


Sa Majestic le Roi de Prusse, en Son nom el au nom de la Confede- 
ration Germanique, d’une part et Sa Majeste le Roi de Danemark de l’autre, 
animces du desir de retablir entre ladite Confederation et le Danemark la 
paix el la bonne harmonie, interrompues par les differents relalifs aux Duches 
de Slesvic et de Holstein, ont pour cet eflet nomme des Plenipotentiaires, 
lesquels, apres avoir communique leurs pleins-pouvoirs respectifs, trouves en 
bonne et due forme, sont convenus des Articles suivanls; 

Art. I. Il y aura à l’avenir paix, amilie et bonne intelligence entre 
la Confederation Germanique et le Danemark. On apportera des deux 
cöles Ja plus grande altention à maintenir l’harmonie si heureusement re- 
tablie, et évitera soigneusement lout ce qui pourrait l’alterer. 

Art. I. Tous les trailes et convenlions conclus entre la Confede- 
ralion Germanique et le Danemark sont par le present Traité relablis dans 
leur vigueur. 

Art. Ill. Les Hautes Parlies contraclantes se reservent tous les droits 
qui leur ont apparlenus reciproquement avant la guerre. 

Art. IV. Apres la conclusion du present Trail, Sa Majeste le Rei 
de Danemark, Duc de Holstein, conformement au droit federal, pourra 
reclamer Vintervention de la Confederalion Germanique, pour relablir l’exer- 
cice de Son aulorite legitime dans le Holstein, en communiquant en m&me 
temps Ses intentions sur la pacificalion du pays. Si sur celle reclamation 
la Confederation ne jugeail pas devoir intervenir, pour le present, ou que 
Son intervention restät inefficace, Sa Majeste Danoise sera libre d’elendre 
au Holstein les mesures mililaires et d’employer ä cet eflet Ses forces armees. 

Art. V. Dans l’espace de six mois apres la signature du present 
Trait& la Confederation Gerimanique et Sa Majeste le Roi de Danemark 
nommeront des Commissaires pour fixer, d’apres les documents et autres 
preuves y relatives, la limite entre les Etats de Sa Majest@ Danoise non 
compris dans la Confederalion Germanique et ceux qui y apparliennent. 

Art. VI. Le present Trait sera ralifie et les ralifications en seront 
echangees à Berlin dans l'espace de trois semaines, ou plus töt, si faire 
se peul, 

En foi de quoi le Ministre de ia Puissance mediatrice et les Pleni- 
potenliaires respectifs ont signes le present Traite, et y ont apposes le 
sceau de leurs armes. 

Fait a Berlin, le 2 Juillet 1850. 


Protocole entre la Prusse et le Danemark. 


Sa Majeste le Roi de Prusse el Sa Majeste le Roi de Danemark, venant 
de conclure la paix entre la Confederation Germanique et le Danemark 
par le Traité signe aujourd’hui par Leurs Plenipotentiaires, sont en outre 
convenus des stipulations suivanles: 

Art. I. Immediatement apres l’öchange des ralifications Prussienne 
et Danoise du present Protocole, Sa Majeste le Roi de Prusse relirera 
entierement hors des Duches de Slesvic, de Holstein et de Lauenbourg les 
troupes Prussiennes, stationneces en verlu de lart. IV. de la Convention 
d’armistice «du dix Juillet 1849, dans le Slesvic meridional, Les troupes 


*) Als Ergänzungen zu diefem Frieden find anzuführen: 1) Das Protocol vom 2. Juli 
1850, 2) Der Separat Artifel zu diefem Protocole. 3) Die Declaration des preußiicen 
rg von demjelben Datum. 4) Die Erklärung des engliiben Gefandten vom 
11. Juli 1850, 
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neulres, stalionnees au Nord de la ligne de demarcalion, quitteront le 
Slesvic en m&me temps que les troupes Prussiennes, 

Sa Majeste Prussienne S’oblige à ne meltre aucun obstacle aux me- 
sures mililaires qui, apres l’vacualion du Duche de Slesvie, seraient prises 
dans ce Duché par le Gouvernement Danois. 

Avant que les troupes Prussiennes n’aient effeclue leur relraile du 
Duche de Slesvic le Danemark ne fera entrer aucune force militaire sur 
le Continent de ce Duche à moins que les troupes Holsteinoises n'y entrent, 
Toutefois les troupes Danoises ne pourront pas depasser la ligne de de- 
marcalion avant que les troupes Prussiennes n’aient entierement evacue le 
Slesvie conformement ä larlicle suivant. 

Art. I. Onze jours apres l’echange des ratificalions Prussienne el 
Danoise du present Protocole les Iroupes Prussiennes devront avoir passe 
la frontiere, qui separe le Slesvie du Holstein. 

Onze jours apres ce dernier terme elles devront avoir evacue les 
Duches de Holstein et de Lauenbourg. 

Art. Il. Les Hautes Parlies contractantes S’engagent ä ralifier le 
present Protocole et ä en faire dchanger les ralifications ä Berlin dans 
V’espace de huit jours, ou plus töt, si faire se peut, 

Fait ä Berlin, ce 2 Juillet 1850. 


Article separe du Protocole entre la Prusse et le Danemark. 


Sa Majeste le Roi de Prusse par rapport à ce qui avail été slipule 
dans lart. IV des Preliminaires du 10 Juillet 1849 Se declare dispose à 
prendre part aux nögocialions, done Sa Majeste le Roi de Danemark prendra 
l’initiative à l'effet de regler l’ordre de succession dans les Etats réunis 
sous le sceptre de Sa Majeste Danoise. 


Declaration du Plenipotentiaire Prussien comme anneze au Protocole de la 
Conference finale du 2 Juillet 1850. 


Le Soussigne, Plenipotentiaire Prussien, apres avoir signe le Traite de 
paix et le Protocole de ce jour, a l’'honneur de remettre, comme annexe 
au Protocole de la Conference d’aujourd’hui la declaration suivanle: 1. 1 
repete, quant à l’art. III du Traitè de paix la m&me reservalion, qu'il avait 
consigne dans sa proposilion additionnelle du 12 Juin sous No.1, savoir: 
que la reservalion generale des droits, qui ont appartenu reciproquement 
aux Haules Parties contractantes avant la guerre, doive comprendre dans 
l’acceptalion de la Confédération, aussi les droits, quelle s’est reconnus 
par l’arrete de la Diete du 17 Septembre 1846. 2. Le Plenipotentiaire 
Prussien prend acte de ce qu'il a te reconnu dans la Conference du 1 Juillet 
de la part de M. M. les Plenipotentiaires Danois et de celle de Mr. le Comte 
de Westmorland: que les mols de l'art. IV du Traite: pourra.....reclamer, 
lesquels furent subslilues à celui de reclamera, ne doivent pas @lre inter- 
preies au préjudice du droit federal allemand, comme s’il etait abandonne 
au libre arbitre de Sa Majeste Danoise, Duc de Holstein, comme membre 
de la Conlederation de reclamer ou de ne pas reclamer l’intervention de 
la Confederation dans le Holstein, avant que d’en venir a des moyens plus 
violens et d’employer contre le Holstein ses forces armees, mais que lin- 
cerlitude, indiquee par le mot pourra, ne se rapporle qu’ä la circonstance, 
incerlaine a l’heure qu'il est, que Sa Majeste reussirait peulötre de retablir 
l’exereice de Son autorit& legitime dans le Holstein par des moyens paci- 
fiques. 3. Enfin le Soussigne prend acte de la declaration verbale, emise 
par Mr. le Comte de Westmorland dans la Conference du 1 Juillet par 
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rapport ä la suppression des mots: et autres droits territoriaux, que le 
Soussigne avait proposes pour ölre inseres dans l’article V du Traile apres 
les mots: la limite. Son Excellence le Representant de la puissance me- 
diatrice declara sur la demande du Soussigne: que la suppression de ces 
mols ne devait en aucune facon affecter les droits territoriaux que les deux 
Duches de Slesvic et de Holstein pouvaient posseder reciproquement, Yun 
sur le territoire de l’autre. 
Berlin, le 2 Juillet 1850. (signe) Usedom. 


Berlin, le 4 Juillet 1850. 
Monsieur le Baron! 

Je viens de recevoir du Baron de Pechlin, en son nom et au nom 
de ses Collögues, l’assurance quil n’a considere les mots: pourra reclamer, 
subslitues pour le mot: reclamera dans l’arlicle VI du Traite de Paix entre 
la Confederation Germanique et le Danemark, signe le 2 du courant, que 
comme aulorisant le Roi de Danemark ä essayer, par des moyens de con- 
cilialion, de relablir les relations pacifiques avec le Duche de Holstein, sans 
l’intervenlion de la Confederation. Si ses eflorts restaient inefficaces, le 
Baron de Pechlin reconnait l’obligation du Roi, contraclee par le Traite, 
de s’adresser à la Confederation, avant d’avoir recours ä des mesures mi- 
litaires, afin de retablir l’exerceice de son aulorile dans ce Duche. Ce n'est 
que dans le cas que cetie intervention, ainsi demandce, ne füt pas accordee 
ou reslät inefficace, que le Roi serait autorise à employer Ses forces mi- 
litaires ä cel eflet. Je profite de cette occasion pour renouveler etc. 

(signe) Westmorland. 


3, Srankreid. 


1. Friedens- und Freundſchafts-Tractat. 30. Mai 1814. 


Im Namen ver allerheiligften und untheilbaren Dreieinigfeit! 


Da Seine Majeftät der König von Preußen und Seine Alliirten an 
einem, und Seine Majeftät der König von Franfreih und Navarra am 
andern Theile, ein gleiches Verlangen hegen, ven langwierigen Erſchütte— 
rungen von Europa und dem Unglüde ver Völfer dur einen feften, auf 
eine richtige Vertheilung der Kräfte unter die Mächte, gegründeten, und in 
feinen Beftimmungen die Gewährleiftung für feine Dauer enthaltenden 
Frieden, ein Ende zu machen, und Seine Majeftät der König von Preufen 
und Seine Allüirten jest, wo Frankreich durch feine erfolgte Rückkehr unter 
die väterliche Regierung feiner Könige Europa ein Pfand der Sicherheit 
und der Beftändigfeit giebt, von demfelben diejenigen Bedingungen und 
Gewährleiftungen nicht mehr erbeifchen wollen, welche Sie ungern unter 
feiner vorigen Regierung von ihm gefordert hatten: fo haben Ihre gedachten 
Majeftäten Bevollmächtigte ernannt, um einen Friedens- und Freundfchafte- 
Bertrag zu unterbandeln, zu fchließen und zu unterzeichnen; diefelben ſind 
nach geſchehener Ausmechfelung, ihrer in quter und geböriger Form befundenen 
Vollmachten, über folgende Artifel übereingefommen. 

Art. 1. Bon dem heutigen Tage an wird zwifchen Seiner Majeftät 
dem Könige von Preußen und Seinen Alliirten an einem, und Seiner 
Majeftät dem Könige von Franfreich und Navarra am andern Theile, Ihren 
Erben und Nacfolgern, Ihren jederfeitigen Staaten und Untertbanen, auf 
immermwährende Zeiten Friede und Freundfchaft fein. 
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Die hohen contrabirenden Theile werben alle Sorgfalt anwenden, 
um nicht nur unter fih, fondern auch, fo weit es von ihnen abbängt, 
unter allen europäijchen Staaten, die Eintracht und das gute Einver: 
ftändniß aufrecht zu erbalten, welde zu der Ruhe von Europa jo noth— 
wendig find. 

Art. 2. Das Königreich Frankreich behält die Integrität feiner Grenzen, 
fo wie felbige in dem Zeitpunfte am 1. Januar 1792 beftanden. Es wird 
überdem eine, in der Demarcationslinie, welche der folgende Artifel beftimmt, 
begriffene Gebietövermehrung erhalten. 

Art. 3. Von ver Seite Belgiens, Deutichlands und Italiens wird 
die ehemalige Grenze, fo wie fie.den 1. Januar des Jahres 1792 beftand, 
von der Norpfee zwijchen Dünfirchen und Nieumpoort an, bis zu dem mittels 
ländifchen Meer zwiſchen Cagnes und Nizza, mit folgenden Reetificirungen 
wiederhergeftellt werden: 

. Im Departement von Jemappes werden die Cantone Dour, Merbes 
le Chateau, Beaumont und Chimay Frankreich verbleiben; die Demarcationg- 
linie wird da, wo fie den Canton Dour berührt, zwifchen dieſen und den 
Cantonen Bouffu und Paturage, fo wie fürder zwifchen vem Canton Merbes 
le Chateau und den Cantonen Bindh und Thuin binlaufen. 

2. In dem Departement der Sambre und Maas werden die Cantone 
MWalcourt, Florennes, Beauraing und Gedinne Frankreich gehören; die 
Grenze wird, wann fie an diefes Departement gelangt, der Xinie folgen, 
welche die vorgedacdhten Cantone von dem Departement Jemappes und von 
dem übrigen Theile des Sambre- und Maad-Departements fiheidet. 

3. In dem Mofel- Departement wird die neue Grenze, wo fie von 
der alten abweicht, vurd eine von Perle bis Fremersdorf zu ziehende, und 
durch diejenige Yinie gebilvet werden, welde den Canton Tholey von dem 
übrigen Theile des Maad-Departements trennt. 

4. In dem Saar-Departement werden die Cantone Saarbrüf und 
Arneval Franfreich verbleiben, imgleichen derjenige Theil des Kantons Lebach, 
welcher im Süden einer Linie liegt, die längs der Marfungen der Dörfer 
Herchenbach, Ueberhofen, Hilsbah und Hall (dieſe verjchiedenen Orte außer: 
halb ver franzöfifchen Grenze belajjend) bis zu dem Punfte hinläuft, mo 
bei Duerjelle (welches Frankreich gebört) die Linie, welde vie Cantone 
Arneval und Ottweiler von einander fcheidet, an diejenige trifft, welche die 
Cantone Arneval und Lebach von einander trennt; die Grenze in dieſem 
Landſtriche befteht in der oben befchriebenen und in einer Xinie, welche ven 
Canton Arneval von dem Canton Bliescaftel trennt. 

5. Da die Feftung Landau vor dem Jahre 1792 einen ifolirten Punft 
in Deutihland ausgemacht hat, fo behält Franfreich jenfeits feiner Grenzen, 
um dieſe Feftung und ihren Umfreis mit dem übrigen Theile des König: 
reichs in Verbindung zu ſetzen, einen Theil der Departements des Donners- 
berges und des Nieder-Rheins. Die neue Begrenzung gebt von dem Punfte 
aus, wo bei Oberfteinbady (welches außerhalb des franzöfifchen Gebietes 
bleibt) die Grenze zwifchen dem Mofel-Departement und dem Departement 
des Donnersberges an das Departement des Nieder-Rheins trifft, und folgt 
der Linie, welde die Cantone Weiffenburg und Bergzabern (auf Seiten 
Franfreihs) die Cantone Pirmafens, Dahn und Annweiler Cauf Seiten 
Deutſchlands) von einander fcheidet, bis zu dem Punfte, wo diefe Grenz- 
fcheiden, bei dem Dorfe Wolmersheim, den ehemaligen Umfreis ver Feſtung 
Landau berühren. Won dieſem Umkreiſe ab, welcher bleibt, wie er im 
Jahre 1792 gewefen, folgt die neue Grenze demjenigen Arme des Queich— 
fluffes, welcher jenen Umkreis bei Queichheim (zu Frankreich gehörig) verläßt, 
und bei den Dörfern Merlenheim, Knittelbeim und Belheim vorbei die 
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gleichfalls franzöfifch bleiben) nad dem Rhein binfließt, weldyer hierauf bie 
weitere Grenze zwifchen Frankreich und Deutſchland bilvet. 

Mas ven Rhein betrifft, fo wird der Thalweg, jedoch mit der Maaß— 
gabe die Grenzſcheidung ausmachen, daß die in der Folge mit dem Laufe 
diefes Stromes ſich ereignenden Veränderungen fünftigbin feinen Einfluß 
auf das Eigenthbum der darin befindlichen Inſeln baben werden; der Befig- 
ftand diefer Infeln wird, jo wie er zur Zeit der Unterzeichnung des Trac— 
tates von Luneville war, wiederbergeftellt werben. 

6. Am Doubs - Departement wird die Grenze vergeftalt reetifieirt 
werben, daß fie oberhalb la Ranconniere bei Kocle beginnt und dem Kamme 
des Jura zwiſchen le Gerneur:Pequignot und dem Dorfe Fontenelles bis zu 
einem, obngefähr 7 bis 8000 Fuß nordweftlic von dem Dorfe la Brevine 
belegenen Gipfel des Jura folgt, wo fie wieder in die ehemalige franzöftiche 
Grenze fällt, 

7. In dem Leman-Departement bleiben die Grenzen zwifchen dem 
frangöfifhen Gebiete, dem Waadtlande und den verfchietenen Gebiets— 
tbeilen der Republif Genf (welche einen Theil ver Schweiz ausmaden wird) 
eben fo, wie fie waren, ehe Genf dem franzdfifchen Gebiete einverleibt 
worden; aber der Canton Frangy, der Canton St. Julien (mit Ausnabme 
desjenigen Theiles, welcher im Norden einer Linie liegt, die von dem Punkte, 
wo der Fluß Laire bei Chancy in das Genfer Gebiet tritt, längs ver 
Markungen von Eefeguin, Laconer und Sefeneuve, die außerhalb der fran- 
zöfifchen Grenze bleiben, gezogen wird), der Canton Reignier (mit Ausnabme 
desjenigen Stüdes, welches ſich im Dften einer Linie befindet, die den Mar— 
fungen von Muraz, Bully, Pers und Cornier folgt, welde außerhalb ver 
franzdfiihen Grenze liegen), und der Canton de la Roche (mit Ausnabme 
der Ortſchaften la Roche und Armanoy und ihrer Bezirfe) werden Frank— 
reich verbleiben. Der Grenzzug wird den Grenzen diefer verſchiedenen 
Cantone und den Linien folgen, welche vie zu Fanfieis verbleibenven 
Stüde und diejenigen, welde es nicht behält, von einander trennen. 

In dem Montblanc = Departement erwirbt Frankreich vie Unter— 
Präfertur Ehambery, mit Ausnahme der Cantone de l'Hopital, St. Pierre 
d'Albigny, de la Rocette und Montmeillant, und die Unter-Präfectur Annecy, 
mit Ausnahme vesjenigen Tbeiles des Cantons Faverges, welcher öftlich 
einer Linie liegt, die zwifchen Duredhaife und Marlens auf franzöfifcher, und 
Martbod und Ugine auf der entgegengefegten Seite läuft, und biernädhit 
dem Kamme der Berge bis zur Grenze des Cantons Thones folgt; Diele 
Linie wird, mit den Grenzen der erwähnten Cantone, in der dortigen Gegend 
den neuen Grenzzug bilden. 

Auf der Seite der Pyrenäen bleiben tie Grenzen zwifchen den beiden 
Königreichen Franfreih und Spanien, jo wie fie in dem Zeitpunfte am 
1. Januar 1792 waren, und es wird von Seiten beider Kronen ſofort 
Äh Commiffion mirte ernannt werben, um die Final» Demarcation feft- 
zuftellen. 

Frankreich entfagt allen Souverainetäts-, Lehnsherrlichkeits- und Beſitz— 
rechten auf alle und jede außerhalb der obenbezeichneten Grenze belegenen 
Länder und Diftriete, Städte und Ortſchaften; dod wird das Fürſtenthum 
Monaco in die Berbältniffe, worin e8 fi vor dem 1. Januar 1792 befunden, 
zurüdgeftellt. 

Die verbündeten Höfe fihern Frankreich den Beſitz des Fürſtenthums 
Avignon, der Grafichaft Venaiſſin, der Grafſchaft Mümpelgard und aller 
der Enclaven zu, welde ebebin zu Deutjchland gebört haben und in ver 
obenbezeichneten Grenze begriffen find, fie mögen vor oder nad dem 1. Jar 
nuar 1792 Franfreich einverleibt worden fein, Die Mächte bebalten ſich 
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gegenfeitig die völlige Befugniß vor, diefen oder jenen Punft ihrer Staaten, 
welden, fie ihrer Sicherheit zuträglich erachten werden, zu befeftigen. 

Um jede Berlegung von Privat:Eigentbum zu vermeiden und nad) den 
liberalften Grundfägen die Befigungen der an der Grenze wohnenden Indi— 
viduen ficher zu ftellen, werden von jedem der an ranfreich grenzenden 
Staaten Commiffarien ernannt werden, um in Gemeinfchaft mit franzöfifchen 
Eommifjarien zur Grengbeziebung der jederfeitigen Länder zu ſchreiten. 

Sobald die Arbeit diefer Commiffarien beendigt fein wird, werden Karten 
aufgenommen und von den rejpectiven Commifjarien unterzeichnet, und Pfähle 
errichtet werden, welche die gegenfeitigen Grenzen befunden werden. 

Art. 4 Um die Verbindung zwifchen der Stadt Genf und anderen 
am Gee belegenen Theilen des Schweizergebietes zu ſichern, willigt Frank— 
reich ein, daß der Gebraud der Straße durd Verſoy beiden Ländern gemein 
fei. Die beiden Regierungen werden fich gütlich über die Mittel zur Ver: 
hütung des Schleihhandels, zur NRegulirung des Poftenlaufes und zur In— 
ftanpbaltung ver Straße einverfteben. 

Art. 5. Die Schiffahrt auf dem Rheine, von dem Punfte an, wo er 
fehiffbar wird, bis zur See, und umgefehrt, foll frei fein, in dem Maaße, 
dag fie Niemanden unterfagt werden fann, und man wird fi bei dem 
fünftigen Congrefje mit den Grunpfägen befhäftigen, nach welcden die von 
den Uferftanten zu erbebenven Gefälle auf die gleihmäßigfte unn dem Handel 
aller Nationen am meiften günftige Weiſe regulirt werden fünnen. 

Sleichergeftalt fol bei dem Fünftigen Congreſſe unterfucht und entſchieden 
werben, in welcder Art die obige Beftimmung, um den Verfehr zwifchen den 
Bölfern zu erleichtern und fie jich, eines dem andern, immer weniger fremd 
zu machen, aud auf alle andern in ihrem Laufe fchiffbaren und ver- 
ſchiedene Staaten trennenden oder durchfließenden Ströme ausgedehnt wer: 
den könne. 

Art. 6. Holland, unter die Souverainetät des Hauſes Dranien ge— 
ftelft, wird einen Gebietszuwachs erbalten. Der Titel und die Ausübung 
der Souverainetät fünnen vort in feinem Falle einem Fürften zufommen, 
der eine auswärtige Krone trägt oder fie zu tragen berufen ift. 

Die Staaten Deutfchlands werden unabhängig und durd ein föderatives 
Band vereiniget fein. 

Die Schweiz wird, unabhängig, fich felbit zu regieren fortfahren. 

Italien, außerhalb ver Grenzen der an Defterreich zurüdgelangenven 
Länder, wird aus fouverainen Staaten beftehen. 

- Art. 7. Die Infel Malta und ihre Depenvenzen follen zum völligen 
Eigenthbume und mit aller Souyerainetät Sr. britijchen Majeftät gehören. 

Art. 8. Se. britifche Majeftät, indem Sie für Sid und Ihre Bundes: 
genofjen ftipuliren, verbinden Sid, Sr. Allerchriſtlichſten Majeftät in ven weiter 
unten feftgefegten Zeiträumen die Colonien, Fifchereien, Comptoird und 
Niederlaffungen aller Art herauszugeben, welche Franfreih am 1. Januar 
1792 in den Meeren und auf dem feften Lande von Amerifa, Afrifa und 
Afien befaß, ausgenommen jedoch die Infeln Tabago und St. Yucia, Tele 
de France und deſſen Zubehörungen, namentlich Rodrigue und die Sechellen, 
welde Se. Allerchriftlichite Majeftät mit vollem Eigenthbume und aller Sou— 
verainetät Sr. britifchen Majeftät abtreten; imgleichen denjenigen Theil von 
St. Domingo, welden Frankreich im bafeler Frieden cevirt erhalten hat, und 
den Se. Allerchriftlichfte Majeftät Sr. Katholifhen Majeftät zum vollen Eigen- 
thume und mit aller Souverainetät wieder abtreten. 

Art. 9. Se. Majeftät der König von Schweden und Norwegen willigen 
im Gefolge der mit Ihren Alliirten und zur Vollziehung des vorhergehenden 
Artikels getroffenen Verabredungen ein, daß die Infel Guadeloupe Sr. Aller: 
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chriftlichften Majeftät herausgegeben werde, und rediren alle Rechte, die Ihnen 
an diefe Inſel zuftehen fünnen. 

Art. 10. Se. Allergetreuefte Majeftät verpflichten fi im Gefolge ver 

mit Ihren Alliirten und zur Vollziehung des 8. Artifelö getroffenen Leber: 
einfunft, Sr. Allerchriſtlichſten Majeftät in dem unten beftimmten Zeitraume 
das franzöfifhe Guiana, fo wie e8 am 1. Januar 1792 beſtand, beraus- 
ugeben. 
* Da die obige Beſtimmung zur Folge bat, daß die zur damaligen Zeit 
wegen der Grenzen beftandene Streitigfeit wieder auflebt, fo ift man über- 
eingefommen, daß diefe Streitigfeit durch eine gütliche Vereinbarung zwiſchen 
den beiden Höfen, unter der Vermittelung Sr. britifhen Majeftät, beigeleat 
werden ſoll. 

Art. 11. Die Pläge und Forts, welche in den Colonien und Nieder: 
laffungen vorhanden find, die vermöge der Artifel 8., 9 und 10, Sr. Aller: 
hriftlichften Majeftät zurüdgegeben werben follen, werden in dem Zuftanve 
überliefert werden, in weldem fie fi in dem Augenblide der Unterzeichnung 
des gegenwärtigen Vertrages befinden. 

Art. 12. Se. brititche Majeftät verpflichten fih, die Unterthanen 
Sr. Allerchriſtlichſten Majeftät, binfichtlich des Handels und der Sicherbeit 
der Perfonen und des Eigenthums, innerhalb der Grenzen der britijchen 
Souverainetät auf dem feiten Lande von Indien diefelben Bergünftigungen, 
Privilegien und Schug genießen zu laffen, weldhe ven am meilten be 
günftigten Nationen gegenwärtig zugeftanden find oder werden zugeftanten 
werben. Ihrerſeits übernehmen Se. Allerchriftlichfte Miajeftät — da Ihnen 
nichts mehr am Herzen liegt, ald die immerwährende Dauer ded Friedens 
wifchen den Kronen Franfreih und England, und da Sie, fo weit es in 

hrem Vermögen ſteht, dazu beitragen wollen, von nun an von den Ber: 
bältniffen beider Völker alles zu entfernen, was bdereinft das gegenfeitige 
ute Vernehmen ftören könnte — die Verpflichtung, fein Befeftigungswert 
n den Niederlaffungen anzulegen, die Ihnen herausgegeben werden follen, 
und innerhalb der Grenzen der britifchen Spuverainetät auf dem feften Lande 
von Indien belegen find, und in diefe Nieverlafjungen nur die zur Hand— 
babung der Polizei erforderliche Anzahl von Truppen zu legen. 

Art. 13. Was die Fifcherei-Gerechtigfeit der Franzofen auf den großen 
Untiefen von Terre-Neuve, an den Küften der Inſel diefes Namens und der 
umliegenden Infeln in dem Golfe de St. Laurent betrifft, fo wird alles 
wieder auf denfelben Fuß, wie im Jahre 1792, geſetzt werden. 

Art. 14. Die Colonien, Comptoirs und Niederlaſſungen, welche Sr. 
Allerchriſtlichſten Majeſtät von Sr. britiſchen Majeſtät oder Ihren Alliirten 
herausgegeben werden ſollen, werden, und zwar die in den nordiſchen Meeren 
und in den Meeren und auf dem feſten Lande von Amerika und Afrika, in 
drei Monaten, und die jenſeits des Vorgebirges der guten Hoffnung, in 
ſechs Monaten nach der Ratification des gegenwärtigen Vertrages über— 
liefert werden. 

Art. 15. Da die hohen contrahirenden Theile vermittelſt des 4. Ar- 
tifelö der Convention vom 23. des legt. verfloffenen Monats April fi vor— 
behalten haben, in dem gegenwärtigen definitiven Friedenstractate das Loos 
der Arfenale und der bewaffneten und unbewaffneten Sriegsfciffe zu regu- 
liren, welche fich in den, von Seiten Frankreichs zur Erfüllung ded 2. Ar- 
tifel8 jener Convention überlieferten Seepläßen befinden, fo iſt man über: 
eingefommen. daß die gedachten bewaffneten und unbewaffneten Kriegsichiffe 
und Kriegsfahrzeuge, vesgleihen das Schiffsgeſchütz und die Sciffsmunition 
und alle Materialien zum Baue und der Bewaffnung, zwifchen Franfreid 
und den Ländern, wo die Pläge liegen, in dem Berhältniffe von zwei Drit- 
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theilen für Frankreich und einem Drittheile für die Mächte, welchen vie bes 
fagten Pläge gehören werben, getheilt werden follen. Die im Baue be— 
riffenen Schiffe und Fahrzeuge, welche nicht in dem Zuftande fein follten, 
— Wochen nach Unterzeichnung des gegenwärtigen Vertrages in See 
gelaſſen zu werden, ſollen für Materialien angeſehen, und als ſolche, 
nach geſchehener Demolirung, in dem obenbemerkten Verhältniſſe vers 
theilt werden. 

Bon beiden Seiten werden Commiſſarien ernannt werden, um bie Thei- 
lung feftzufegen und eine Zufammenftellung darüber aufzunehmen, und die 
verbündeten Mächte werden Päſſe und Geleitsbriefe ertbeilen, um die Nüd- 
kehr der franzöfiichen Gewerks- und Seeleute und Dffizianten nad Franfs 
reich zu fichern. 

Die Schiffe und Arfenale, die fih in den Seeplägen befinden, melde 
vor dem 23. April in die Gewalt ver Allüirten gefallen fein möchten, des— 
gleichen die Schiffe und Arfenale, welde Holland gehörten, und namentlich) 
die Zerelflotte, find unter obigen Beftimmungen nicht begriffen. 

Die franzöfifhe Regierung verpflichtet fih, alles, was ihr vermöge ber 
oben angegebenen Beltimmungen zu Theil werden wird, binnen drei Mo— 
naten nach bewerfftelligter Theilung wegzufchaffen oder verkaufen zu laſſen. 
baf gi Hafen von Antwerpen wird Fünftighin lediglich ein Handels— 

afen fein, 

Art. 16. Da die hohen contrahirenden Theile die Spaltungen, welche 
Europa erjhüttert haben, in gänzliche Bergefienheit bringen und gebradht 
wifjen wollen, fo erflären und verſprechen fie, daß in den durch den gegens 
wärtigen Bertrag berausgegebenen oder abgetretenen Ländern fein Indivi— 
duum, weh Standes und Würden ed auch fei, für feine Perfon over an 
feinem Eigenthbume unter irgend einem Vorwande, oder wegen feines Ber 
tragend und feiner Meinung in politischen Angelegenheiten, over wegen jeiner 
Anhänglichkeit, es fei an irgend einen der rontrabirenvden Theile, oder an 
eine der Regierungen, deren Dafein aufgehört bat, oder aus fonft irgend 
einer Urſache, es fei denn wegen eingegangener Schuldverbinplicykeiten gegen 
Individuen oder wegen Handlungen, die fpäter als der gegenwärtige Vers 
trag find, verfolgt, beunrubigt over angefochten werden foll. 

Art. 17. In allen Ländern, welde theils Fraft des gegenwärtigen Ver: 
trages, theils Fraft der in Folge vefjelben zu treffenden Vereinbarungen, 
andere Beherrſcher erhalten over erhalten follen, wird den eingebornen und 
fremden Einwohnern, weß Standes und Volkes fie feien, ein ſechsjähriger 
Zeitraum, von Auswechſelung der Ratificationen an gerechnet, verftattet fein, 
um, wenn fie ed angemefjen finden, über ihr, es jei vor oder nach dem 
jegigen Kriege erworbenes Eigenthum zu fchalten, und fi) nad) felbftbe- 
liebiger Wahl in viefes oder jenes Land zurüdzuziehen. 

Art. 18. Da die alliirten Mächte Sr. Allerriftlichften Majeftät einen 
neuen Beweis ihres Verlangensd geben wollen, die Folgen der durd den 
gegenwärtigen Frieden fo glüdlicdy beendigten Unglücks-Epoche verſchwinden 
zu laffen, jo leiften fie auf die Zotalität der Summen Verzicht, weldye vie 
Staatöregierungen aus ontracten, für Lieferungen oder irgend welce 
Vorſchüſſe, die dem franzöfiichen Gouvernement in den verfchiedenen feit 
> — Kriegen geleiſtet worden find, an Frankreich zu fors 

ern haben. 

Ihrerfeits begeben Sich Se. Allerchriſtlichſte Majeftät aller Forde— 
rungen, die Sie in gleicher Beziehung wider die alliirten Mächte follten 
anbringen fünnen. 

‚ Zur Vollfiredung dieſes Artikels verpflichten fi die hohen contra> 
birenden Theile, fi wechfelfeitig alle auf die Schulpforderungen, denen fie 
+45 
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wechfelung der Ratificationen derfelben fol binnen vierzehntägiger Friſt, oder 
wo möglich früher, erfolgen. 

Zu Urfunde deſſen haben ihn die beiverfeitigen Bevollmächtigten unter— 
zeichnet und mit ihrem Wappen befiegelt. 

Geſchehen zu Paris, den 30. Mai 1814. 


Additioneller Artikel, 


Dbgleich der zu Bafel den 5. April 1795 gefchloffene Friedens-Vertrag, 
der zu Tilfit vom 9. Juli 1807, die parifer Convention vom 20. September 1808, 
fo wie alle feit dem bafeler Frieden zwifchen Preußen und Franfreich geſchloſſenen 
Eonventionen und Verhandlungen aller Art durch den gegenwärtigen Bertrag 
ſchon an und für ſich null und nichtig geworden, fo haben gleihwohl die hoben con— 
trahirenden Theile zweckmäßig erachtet, noch ausprüdlicy zu erflären, daß Die ge— 
dachten Tractate in allen ihren ſowohl öffentlichen als geheimen Artikeln 
aufhören verbindlich zu fein, und die Contrabenten gegenfeitig fich jeglichen 
Rechtes begeben und von jeglicher Verbindlichkeit losfagen, die daraus fließen 
fönnten, 

Se. Allerhriftlichfte Majeftät verfpricht, daß die wider franzöfifche oder 
vermeintlich franzöfifhe im Dienfte Sr. Preußifhen Majeftät befindlichen 
oder befindlich geweſenen Unterthanen ergangenen Decrete, gleichwie vie 
etwanigen zur Vollſtreckung derſelben gefällten Urtelsſprüche * Wirkung 
bleiben ſollen. 

Der gegenwärtige additionelle Artikel ſoll dieſelbe Kraft und Gültigkeit 
haben, als wenn er von Wort zu Wort dem Haupt-Tractate vom heutigen 
Tage einverleibt wäre. Seine Ratification und die Auswecjelung ver 
Ratificationen deffelben wird gleichzeitig erfolgen. Zu deſſen Urfunve baben 
Dr ie beiverfeitigen Bevollmächtigten unterzeichnet, und mit ihren Wappen 

efiegelt. 

Sefepen zu Paris, den 30. Mai 1814. 


Articles separes et secreis. 


La disposilion à faire des lerriloires auxquels S. M. T. Chr. renonce 
par l’article III du trait& patent, et les rapports desquels doit resulter un 
sysleme d’equilibre r&el et durable en Europe, seront regles au Congres 
sur les bases arröldes par les puissances alliees entre elles, et d’apres les 
dispositions generales contenues dans les articles suivanls. 

L’etablissement d’un juste equilibre en Europe exigeant que la Hollande 
soit constiluee dans les proporlions qui Ja mettent à m&me de soulenir son 
independance par ses propres moyens, les pays compris entre la mer, les 
fronlicres de la France, lelles qu’elles se irouvent reglees par le present 
Iraitc, et la Meuse, seront reunis à toule perpetuil& à la Hollande. 

Les fronlieres sur la rive droite de la Meuse seront reglees selon les 
convenances militaires de la Hollande et de ses voisins. 

La libert@ de navigalion sur l’Escaut sera établie sur Je m&me principe 
qui a regle la navigation du Rhin dans l’arlicle V du present traite. 

Les pays allemands sur la rive gauche du Rhin, qui avaient été reunis 
a la France depuis 1792, serviront à l’agrandissement de la Hollande et a 
des compensations pour la Prusse et aulres éltals allemands. 


2, Die Schlufacte des Congreffed zu Wien. 9. Juni 1815. 
(&. unter Deflerreid.) 


3. Zweiter parifer Friebe. 


Au nom de la tres-sainte et in- 
divisible Trinite ! 

Les Puissances alliees ayant, par 
leurs efforts reunis et par le succes 
de leurs armes, preserv& la France 
et l’Europe des bouleversemens dont 
elles etoient menacees par le dernier 
attentat de Napoleon Buonaparte, et 
par le syst&me revolutionnaire repro- 
duit en France pour faire reussir 
cet allenlat; 


Partageant aujourd’hui avec S. M. 
tres-chretienne le desir de consolider 
par le maintien inviolable de l’auto- 
rite royale et la remise en vigueur 
de la charte constitulionnelle, l’ordre 
des choses heureusement retabli en 
France; ainsi que celui de ramener 
entre la France et ses voisins ces 
rapports de confiance et de bien- 
veillance reciproque que les funestes 
eflets de la revolution et du systeme 
de conquete avoient troubles pendant 
si long-temps; 


Persuadedes que ce dernier but ne 
sauroit &tre alteint que par un ar- 
rangement propre ä leur assurer de 
justes indemnites pour le passe el 
des garanties solides pour l’avenir: 


Ont pris en consideration, de con- 
cert avec S. M. le Roi de France, 
les moyens de realiser cet arrange- 
ment; et ayant reconnu que indem- 
nite due aux Puissances ne pouvoit 
etre ni toute territoriale, ni toute 
pecuniaire, sans porter atteinte à l’un 
ou à l’autre des inler&ts essentiels 
de la France; et qu'il seroit plus 
convenable de combiner les deux 
modes, de maniere ä prevenir ces 
deux inconv£niens, Leurs Majestes 
Imperiales et Royales ont adopte 
cette base pour leurs transaclions 
actuelles; et se trouvant egalement 
d’accord sur celle de la necessite 
de conserver pendant un temps de- 
termine dans les provinces fronlieres 
de la France un certain nombre de 
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20. November 1815. 


Im Namen ver bocheiligen und 
untheilbaren Dreieinigfeit! 


Nachdem die verbündeten Mächte 
durch ihre vereinten Anftrengungen 
und den Erfolg ihrer Waffen Frank— 
reich und Europa vor den Zerrüt— 
tungen, womit fie durd das legte 
frevelbafte Unternehmen Napoleon 
Bonaparte’8 und die zur Unterftügung 
deffelben in Gang gebrachten revolu— 
tionairen Maafregeln bedroht waren, 
gerettet, und demnächſt mit Seiner 
Allerchriftlichten Majeftät ſowohl ven 
Wunſch, die glüclich wiederhergeftellte 
Ordnung der Dinge in Frankreich, 
durch unverbrüchliche Aufrechtbaltung 
der Föniglihen Macht, und erneuerte 
MWirffamkeit ver Berfaffungsurfunde 
zu befeftigen, als auch die Abficht, 
zwiſchen Frankreich und den benach— 
barten Staaten die ehemaligen, durch 
den verberblichen Einfluß der Revo— 
lution und des Eroberungs-Syftems 
lange Zeit geftörten Berbältniffe 
wechfelfeitigen Vertrauens und Wohl⸗ 
wollen® wieder anzufnüpfen, getbeilt, 
zugleich aber die Ueberzeugung er 
langt haben, daß viefer Teste Zweck 
nur durch eine Uebereinkunft, welche 
den verbündeten Mächten gerechte 
Schadloshaltung für das Vergangene, 
und befriedigende Gewährleiſtung für 
die Zukunft ſicherte, zu erreichen ſtand: 

So haben Dieſelben gemeinſchaft⸗ 
lich mit Sr. Majeſtät dem Könige 
von Frankreich die Mittel, um eine 
ſolche Uebereinkunft zu ſtiften, in Er⸗ 
wägung gezogen. Und da die den 
Maͤchten gebührende Schadloshaltung 
weder ausſchließend durch Länder— 
Abtretung, noch ausſchließend durch 
Geld geleiſtet werden konnte, ohne 
Frankreich in einem oder dem andern 
Zweige ſeiner weſentlichen Woblfahrt 
zu verletzen, daher rathſamer gefunden 
worden, beide Wege zu vereinigen, 
und beiden Nachtheilen auszuweichen, 
ſo iſt von Ihren kaiſerlich königlichen 
2c. Majeſtäten dieſes zur erften Grund— 
lage Ihrer gegenwärtigen Verhand⸗ 
lungen, die von beiden Theilen gleich— 
mäßig anerkannte Nothwendigkeit aber, 
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troupes alliees, elles sont convenues 
de reunir les differentes dispositions 
fondees sur ces bases, dans un traile 
definitif, 


Dans ce but, et ä cet eflet, S. M. 
le Roi de Prusse, pour elle el ses 
Allies d’une part, et S. M. le Roi de 
France et de Navarre, d'autre part, 
ont nomme des plenipotentiaires, pour 
discuter, arreter et signer le dit lraile 
definisif, lesquels, apres avoir echange 
leurs pleinpouvoirs, trouves en bonne 
et due forme, ont signe les articles 
suivans: 


Art. I. Les frontieres de la France 
seront telles qu’elles etoient en 1790, 
sauf les modificalions de part et 
d’autre qui se trouvent indiquees dans 
l’article present. 


1. Sur les fronlieres du nord, la 
ligne de demarcalion restera_ telle 
que le trait@ de Paris l’avoit fixee, 
jusque vis-aA-vis de Quievrain; de 
lä elle suivra les anciennes limites 
des provinces belgiques, du ci-devant 
evöche de Liege et du duche de 
Bouillon, telles qu’elles etoient en 
1790, en laissant les territoires en- 
claves de Philippeville et Marienbourg, 
avec les places de ce nom, ainsi 
que tout le duche de Bouillon, hors 
des fronlieres de la France; depuis 
Villers pres d’Orval (sur les confins 
du departement des Ardennes et du 
grand duche de Luxembourg) jusqu’ä 
Perle, sur la chaussee qui conduit 
de Thionville à Treves, la ligne restera 
telle qu’elle avoit étè designee par 
le trait@ de Paris. De Perle elle 
passera par Launsdorf, Wallwich, 
Schardorf, Niederweiling, Pellweiler, 
tous ces endroils restant avec leurs 
banlieues à la France, jusqu’a Houvre, 
et suivra de lä les anciennes limites 
du pays de Sarrebruck, en laissant 
Sarrelouis et le cours de la Sarre, 
avec les endroils silues a la droite 


während eines beftimmten Zeitraums 
in den franzöfifchen Grenz Provinzen 
eine beftimmte Anzahl verbündeter 
Truppen fteben zu laffen, zur andern 
Grundlage angenommen und be 
fchloffen worden, die auf diefen Grunt- 
lagen berubenden Maafnehmungen in 
einen Haupttractat —— 

In folder Abſicht und zur Unter: 
handlung, Feftfegung und Unterzeich- 
nung des befagten Tractats baben 
Seine Majeftät der König von Preu- 
fen und Höchſtdero Alltirten einer: 
feits, und Seine Majeftät der König 
von Franfreid und Navarra andrer- 
ſeits, Bevollmächtigte ernannt, welche, 
nadıdem ihre Vollmachten ausge— 
wechjelt, und in gehöriger form be> 
funden worden, die nachftehenven 
Artifel unterzeichnet haben: 

Art. 1. Die Grenzen von Frank: 
reich werben dieſelben fein, die im 
Sabre 1790 beftanden, mit Vorbebalt 
der Abänderungen auf einer oder ver 
andern Seite, welche der gegenwär— 
tige Artifel beftimmt: 

1) Auf der nördlichen Grenze bleibt 
die Demarcationglinie, wie der Trac- 
tat von Paris fie feftgefegt hatte, bis 
gegenüber von Quievrain; von da 
an folgt fie den alten Grenzen ber 
niederländifchen Provinzen, des ehe— 
maligen Erzſtiftes Lüttih und des 
Herzogtbums Bouillon, wie fie im 
Jahre 1790 beftanden, dergeftalt, daß 
die eingefchloffenen Bezirfe von Phi— 
lippeville und Marienburg mit ven 
Feftungen dieſes Namens, nebft dem 
— Hrrzogthum Bouillon außer— 

alb der franzöſiſchen Grenze bleiben. 
Bon Villers bei Orval (auf ver 
gg zwiſchen dem Des 
partement der Ardennen und dem 
Großherzogthum Luxemburg) bis nach 
Perle, auf der großen Straße von 
Thionville nach Trier, bleibt die Linie, 
wie fie im Tractat von Paris bezeich- 
net war. Don Perle läuft fie durch 
Launsdorf, Wallwick, Scardorf, 
Nieverweiling, Pellweiler, fo daß alle 
diefe Drtichaften mit ihren Kird- 
fpielen bei ranfreich verbleiben, bis 
nach Houvre, und folgt fodann den 
ehemaligen Grenzen des Fürftenthums 


de la ligne ci-dessus dösignde el 
leurs banlieues hors des limites 
frangoises. Des limites du pays de 
Sarrebruck, la ligne de d&marcalion 
sera la möme qui separe actuellement 
de Y’Allemagne les departemens de 
la Moselle et du Bas-Rhin, jusqu’a 
la Lauter, qui servira ensuite de fron- 
tiere jusqu’ä son embouchure dans 
le Rhin. Tout le lerritoire sur la 
rive guuche de la Lauler, y com- 
pris la place de Landau, fera partie 
de l’Allemagne; cependant, la ville 
de Weissenbourg, lraversce par celte 
riviere, restera loule entiere ä la 
France, avec un rayon sur la rive 
gauche, n’excedant pas mille loises, 
et qui sera plus parliculierement de- 
termine par les commissaires que 
l’on chargera de la delimitation pro- 
chaine. 


2. A parlir de l’embouchure de 
la Lauter, le long des departemens 
du Bas-Rhin, du Haut-Rhin, du Doubs 
et du Jura jusqu’au canton de Vaud, 
les frontieres resieront comme elles 
ont été fixees par le traite de Paris. 
Le Thalweg du Rhin formera la de- 
marcalion entre la France et les états 
de l’Allemagne; mais la propriele 
des iles, telle qu’elle sera fixce ä la 
suite d’une nouvelle reconnoissance 
du cours de ce fleuve, resiera im- 
muable, quelques changemens que 
subisse ce cours par la suite du 
temps. Des commissaires seront nom- 
mes de part ei d’autre par les hautes 
parties contractantes, dans le delai 
de Irois mois, pour proceder ä la 
dite reconnoissance. La moitie du 
pont entre Strasbourg et Kehl ap- 
partiendra ä la France, et l’aulre 
moitie au Grand-Duche de Bade. 


3. Pour etablir une communication 
directe entre le canton de Geneve 
et la Suisse, la parlie du pays de 
Gex, bornde ä l’est par le lac Leman, 
au midi par le territoire du canton 
de Geneve, au nord par celui du 
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Suarbrüden, vergeftalt, daß Saar 
louis und der Lauf der Saar mit den 
zur Rechten der oben bezeichneten Linie 
liegenden DOrtfchaften und ihren Kirch: 
fpielen außerhalb ver franzöſiſchen 
Grenze bleiben. Bon den Grenzen 
des ehemaligen Fürftentbums Saar: 
brüden bleibt die Demarcationslinie 
die nämliche, die gegenwärtig Deutfch- 
land von den Departements der 
Mosel und des Niederrbeing fcheivdet, 
bis an die Lauter, welche ferner bis 
an ihren Ausfluß in den Rhein die 
Grenze bildet. Das gefammte Ge— 
biet am linfen Ufer der Yauter, mit 
Inbegriff ver Feftung Landau, wird 
mit Deutfchland vereinigt. Jedoch 
bleibt die Stadt Weiffenburg, welde 
von dieſem Fluffe durchſchnitten wird, 
ganz bei Franfreich mit einem Um— 
freife von nicht mehr als taufend 
frangöfifhen Klaftern auf dem linfen 
Ufer ver Lauter, welchen die zur bevor- 
ftehenven Abgrenzung zu ernennende 
Commiffion näher beftiimmen wird. 

2) Dom Ausfluß der Lauter an, 
und längs der Departements des 
Niederrheind, des Oberrheins, des 
Doubs und des Jura, verbleiben vie 
Grenzen, wie fie durch den Tractat 
von Paris feftgefest waren, Der 
Thalweg des Rheins bildet die Grenz— 
ſcheidung zwifchen Frankreich und den 
deutfchen Staaten, das Eigenthum 
der Infeln aber, fo wie ed ım Ders 
folg einer neuen Ausmittelung des 
Laufes dieſes Stromes feſtgeſetzt wer- 
den wird, bleibt unverändert, welde 
Veränderungen fich auch fernerbin in 

edachtem Laufe zutragen mögen. Die 

Es contrabirenden Mächte werden 
binnen drei Monaten Commiffarien 
von beiden Seiten ernennen, um zu 
obbemelvdeter Ausmittelung zu fchreiten. 
Die Hälfte der Brücke zwiſchen Straß— 
burg und Kehl fol zu Frankreich, vie 
andere Hälfte zum Großherzogthum 
Baden gebören, 

3) Um zmwifchen dem Canton Genf 
und ber Schweiz eine unmittelbare 
Berbindung zu bewirfen, foll ver Theil 
des Landes Ger, der an der Oftfeite 
vom Genfer Ser, an der Mittags- 
feite vom Gebiet des Cantons Genf, 
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canton de Vaud, & l’ouest par le 
cours de la Versoix et par une ligne 
qui renferme les communes de Collex- 
Bussy et Meyrin, en laissant la com- 
mune de Ferney ä la France, sera 
cedee à la Confederation helvetique, 
pour &tre reunie au canton de Ge- 
neve. La ligne des douanes frangoises 
sera placce à l’ouest du Jura, de 
maniere que tout le pays de Gex se 
trouve hors de celte ligne. 


4. Des frontieres du canton de 
Geneve jusqu’a la Mediterrannee, la 
ligne de demarcalion sera celle qui, 
en 1790, separoit la France de la 
Savoie et du comte de Nice. Les 
rapports que le traite de Paris de 
1814 avoit relablis entre la France 
et la principaute de Monaco, cesse- 
ront ä perpcluile, et les m&mes rap- 
ports existeront entre cette princi- 
paute et S. M. le Roi de Sardaigne. 


5. Tous les territoires et distriets 
enclaves dans les limites du terri- 
toire frangois, telles qu’elles ont ete 
determinees par le present article, 
resteront reunis à la France. 


6. Les hautes parties contractantes 
nommeront, dans le delai de trois 
mois apres la signature du present 
traite, des commissaires pour regler 
tout ce qui a rapport à la delimi- 
talion des pays de part et d’autre; 
et aussitöt que le travail de ces com- 
missaires sera termine, il sera dresse 
des carles et place des poteaux qui 
constaleront les limites respeclives. 


Art. II. Les places et les distriets 
qui, selon l’article precedent, ne 
doivent plus faire partie du terri- 
toire francois, seront remis & la dis- 
position des puissances alliees, dans 
les termes fixes par Tlarticle IX de 
la convention militaire annexee au 
present Iraite, et $. M. le Roi de 
France renonce à perpeluite pour 
elle et ses heriliers et successeurs 
aux droits de souverainele et de pro- 


an der Norbfeite vom Gebiet des 
Cantond Waadt, und an der Weit: 
feite von einer Linie, welde die Ort⸗ 
fchaften Eoller- Buffy und Mevrin 
einfchließt, begrenzt wird, bergeftalt, 
daß der Drt Ferney bei Franfreid 
bleibt, an die helvetifche Conföderation 
abgetreten und mit dem Canton Genf 
vereinigt werben. Die franzöſiſche 
Zolllinie fol mweftlihd vom Jura zu 
ftehen fommen, fo daß das aanze 
Land Ger außerhalb diefer Linie bleibe. 

4) Bon den Grenzen des Cantons 
Bern bis and mittelländifche Meer 
bleibt die Demarcationslinie diefelbe, 
die im Jahre 1790 Franfreich von 
Savoyen und der Grafihaft Nizza 
fchied. Die durch den Tractat von 
1814 wiederbergeftellten Berbältniffe 
zwifchen Sranfreih und dem Fürften- 
tbum Monaco bören für immer auf, 
und es follen die nämlidhen Werbält- 
niffe zmwifchen gedachtem Fürftentbum 
und Sr. Majeftät dem Könige von 
Sardinien eintreten. 

5) Alle Gebiete und Bezirke, die 
fi) innerhalb der franzöfiihen Gren- 
zen, fo wie foldhe durch gegenwärtigen 
Artifel beftimmt find, eingeſchloſſen fin— 
den, bleiben mit Frankreich vereinigt. 

6) Die hoben contrahirenden Mächte 
werben binnen 3 Monaten nach Un— 
terzeichnung des gegenwärtigen Trac- 
tats Commiffarien ernennen, um alles, 
was auf Abgrenzung der beiverfeitigen 
Gebiete Bezug bat, feftzufegen; und 
nah Beendigung dieſes Geſchäfts 
werden Karten aufgenommen und 
Grenzpfähle geftedt werden, um bie 
Grenzen auf allen Punften zu be 
zeichnen. 

Art. 2. Die Plätze und Diftricte, 
welche nad dem vorftehenden Artikel 
nicht ferner zum franzöfifhen Gebiet 
gehören, follen, in den durch den Ar: 
tifel 9. der dem gegenwärtigen Trac: 
tat angehängten Militair-Convention 
beftimmten Terminen, ven verbünde: 
ten Mächten zur mweitern Berfügung 
tibergeben werden; und Ge. Majeftät 
der König von Frankreich entfagt für 
immer, für Sid, Seine Erben und 
Nachfolger allen über die gedachten 


priete qu’elle a exerc& jusqu’ici sur 
les dites places el districts. 


Art. III. Les fortifications d’Hu- 
ningue ayant été constamment un 
objet d’inquietude pour la ville de 
Bäle, les hautes parlies contraclantes, 
pour donner ä la Confederation hel- 
velique une nouvelle preuve de leur 
bienveillance et de leur sollicitude, 
sont convenues entire elles de faire 
demolir les forlificalions d’Huningue; 
et le gouvernement frangois s’engage, 
par le m&me motif, ä ne les réta- 
blir dans aucun lemps, et ä ne point 
les remplacer par d’autres forlifica- 
tions ä une distance moindre que 
trois lieues de la ville de Bäle. 


La neutralite de la Suisse sera 
etendue au territoire qui se trouve 
au nord d’une ligne ä lirer depuis 
Ugine, y compris celle ville, au midi 
du lac d’Annecy, par Faverge jusqu’ä 
Lecheraine, et de la au lac du Bour- 
get jusqu’au Rhöne, de Ja m&me ma- 
niere quelle a été étendue aux pro- 
vinces de Chablais et de Faucigny, 
par l’artice 92 de l’acte final du 
congres de Vienne. 


Art. IV. La partie pecuniaire de 
l’indemniteE & fournir par la France 
aux puissances allices est ſixée ä 
la somme de sept cent millions de 
francs. Le mode, les termes et les 
garanties du paiement de celte somme 
seront regles par une convention 
particuliere, qui aura la m&me force 
et valeur que si elle etoit textuelle- 
ment inseree au present traite. 


Art. V. L’etat d’inquietude et de 
fermentation dont, après tant de se- 
cousses violentes, et surtout apres 
la derniere catastrophe, la France, 
malgre les intentions paternelles de 
son roi, et les avanlages assur6s par 
la charte constitutionnelle à toutes 
les classes de ses sujets, doit neces- 


761 


Pläte und Diftriete bisher ausgeübten 
Souverainetätd- und Eigenthums⸗ 
Rechten. 

Art. 3. In Betradt, daß bie 
Feſtungswerke von Hüningen zu allen 
Zeiten ein Gegenftand der Beforg- 
niffe für die Stadt Baſel geweſen 
find, haben die hohen contrahirenden 
Mächte, um ver helvetiichen Conföde— 
ration einen neuen Beweis Ihres 
Wohlwollens und Ihrer Sorgfalt zu 

eben, ſich dahin vereinigt, daß bie 
—* . von Hüningen geſchleift 
werden, und die franzöſiſche Regie— 
rung verpflichtet ſich aus dem näm— 
lichen Grunde, ſie zu keiner Zeit 
wiederherzuſtellen, auch auf eine Ent⸗ 
fernung von weniger als drei fran⸗ 
zöfifchen Meilen von der Stadt Bafel 
feine neuen Befeftigungen anlegen zu 
laffen. 

Die Neutralität der Schweiz wird 
auf den Lanpftrih norbwärts einer 
Linie, die von Ugine mit Inbegriff 
diefer Stadt, nad der Mittagsfeite 
des Sees von Annecy, durch Faverge 
bis Lecheraine, und von da nach dem 
See von Bourget bis an die Rhone 
läuft, auf eben die Weife ausgedehnt, 
wie ſolche durch den Art. 92. des 
Schlußactes des miener Congrefies 
auf die Provinzen von Chablais und 
Faucigny ausgedehnt worden war. 

Art. 4. Der in Geld zu entrich— 
tende Theil der den verbündeten 
Mächten von Seiten Frankreichs vers 
heißenen Entfhädigung wird auf bie 
Summe von Siebenhundert Millionen 
Franken feftgefegt. Die Zahlungs- 
mweife, die Zahlungstermine, und bie 
Bürafchaften diefer Summe werben 
durd eine abgefonderte Convention 
beftimmt, welche die nämliche Kraft 
und Gültigkeit haben fol, ald wenn 
fie dem gegenwärtigen Tractat von 
Wort zu Wort einverleibt wäre. 

Art. 5. Da der Zuftand von Un— 
rube und Gährung, deffen Wirkungen 
für Frankreich nach fo heftigen Er: 
fchütterungen, und beſonders nach der 
legten Kataftropbe, ungeachtet ver 
väterlichen Gefinnungen feines Mo— 
narchen, und der dur die Berfaf- 
fungsurfunde allen Claffen Seiner 
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sairement se ressenlir encore, exi- 
geant pour la sürete des elals voisins 
des mesures de precaulion et de ga- 
ranlie temporaires, il a ele juge in- 
dispensable de faire occuper pendant 
un certain temps, par ur corps de 
troupes allices, des positions mili- 
taires le long des frontieres de la 
France, sous la reserve expresse que 
celte oceupation ne portera aucun 
prejudice ä la souverainele de S. M. 
T.Chr., ni a l’etat de possession lel 
qu’il est reconnu et confirme par le 
present traile, 


Le nombre de ces troupes ne de- 
passera pas cent cinquanle mille 
hommes. Le commandant en chef 
de celle armee sera nomme par les 
puissances allices. 

Ce corps d’armee occupera les 
places de Conde, Valenciennes, Bou- 
chain, Cambrai, le Quesnoy, Mau- 
beuge, Landrecy, Avesnes, Rocroy, 
Givet avec Charlemont, Mezieres, 
Sedan, Montınedy, Thionville, Long- 
wy, Bitsch, et la tete de pont du 
Fort-Louis. 

L’entrelien de l’armee destinee ä 
ce service devant &tre fourni par la 
France, une convenlion speciale ré— 
glera lout ce qui peut avoir rapport 
a cet objet. Cette convention, qui 
 aura la m&me force et valeur que 
si elle eloit textuellement inseree dans 
le present traitö, reglera de m&me 
les relations de l’armee d’occupalion 
avec les autorites civiles et militaires 
du pays. 


Le maximum de la duree de celte 
occupalion militaire est fixe a cing 
ans. Elle peut finir avant ce terme, 
si au bout de lrois ans les souverains 
allies, apres avoir, de concert avec 
8. M. le Roi de France, mürement 
examine la silualion et les interets 
reciproques el les progres que le 
retablissement de l’ordre et de la 
tranquillite aura fails en France, s’ac- 
cordent à reconnoilre que les mo- 


Unterthanen zugeficherten Wortbeile, 
nothwendig noch fühlbar bleiben müjfen, 
einftweilige Vorſichts und Schugmaaf- 
regeln für die benachbarten Staaten 
zur Pflicht macht: fo ift in dieſer 
Rückſicht als unumgänglih erachtet 
worden, während eines gewiſſen Zeit: 
raums durch ein Corps verbündeter 
Truppen militairifche Stellungen in: 
nerbalb ver franzöfifchen Grenzen be— 
fegen zu laffen, unter vem ausprüd: 
lichen Vorbehalt, daß diefe Befegung 
der Souverainetät Seiner Allerchrift- 
lichften Majeftät, und dem durch ge 
— Tractat anerkannten und 
ekräftigten Beſitzſtande keinen Ein— 
trag thun ſoll. 
ie Stärke des gedachten Truppen— 
Corps wird nicht über Einhundert 
funfzigtauſend Mann betragen. Der 
Oberbefehlshaber deſſelben wird von 
den verbündeten Mächten ernannt. 
Dieſes Corps wird die feſten Plätze 
Condé, Valenciennes, Bouchain, Cam— 
brai, Lequesnoy, Maubeuge, Landreco, 
Avesnes, Rocroy, Givet nebſt Charle— 
mont, Mezieres, Sedan, Montmedy, 
Thionville, Longwy, Bitſch, und den 
Brückenkopf von Fort-Louis beſetzen. 


Da der Unterhalt der zu dieſem 
Dienſt beſtimmten Armee von Frank— 
reich beſtritten werden muß, ſo wird 
alles, was auf dieſen Gegenſtand 
Bezug bat, durch eine Separat-Eon- 
vention regulirt werden. Diefe Se— 
parat-Convention, die eben die Kraft 
und Gültigkeit bat, als wenn fie dem 
— Tractat von Wort zu 
Wort einverleibt wäre, wird zugleich 
die Verhältniſſe zwiſchen der Occupa— 
tionsarmee und den Civil-und Mi— 
litairbehörden des Landes feſtſetzen. 

Die Dauer dieſer militairiſchen Be— 
ſetzung ſoll ſich nicht über 5 Jahre 
hinaus erſtrecken. Sie kann früher 
aufhören, wenn nach Verlauf von 3 
Jahren die verbündeten Souveraine, 
nach einer mit Sr. Maj. dem Könige 
von Frankreich gemeinſchaftlich ange— 
ſtellten Prüfung des Zuſtandes der 
Dinge, und des wechſelſeitigen In— 
tereſſes der Mächte, beſonders aber 
der Fortſchritte, welche Die Wiederher⸗ 


tifs qui les portoient ä celte mesure, 
ont cesse d’exister. Mais quel que 
soit le resultat de cette deliberation, 
toutes les places et positions occu- 
pees par les lroupes allices seront 
au terme de cing ans revolues, eva- 
cuées sans autre delai, et remises ä 
Sa Majeste tres-chrelienne, ou ä ses 
heriliers et successeurs. 


Art. VI. Les troupes elrangeres, 
autres que celles qui feront parlie 
de l’armee d’occupalion, Evacueront 
le territoire francois dans les termes 
fixes par article IX de la convention 
militaire, annexee au present traite. 

Art. VII. Dans tous les pays qui 
changeront de maitre, tant en verlu 
du present trait© que des arrange- 
mens qui doivent ötre faits en con- 
sequence, il sera accorde aux habi- 
tans naturels et elrangers, de quelque 
condition et nation qu’ils soient, un 
espace de cing ans ä compter de 
l’echange des ratificalions, pour dis- 
poser, s’ils le jugent convenable, de 
leurs proprietes, et se relirer dans 
tel pays qu’il leur- plaira de choisir. 


Art. VII. Toutes les dispositions 
du trait& de Paris du 30. Mai 1814, 
relatives aux pays c@des par ce traile, 
s’appliqueront également aux diffe- 
rens terriloires et distriets cédés par 
le present traite. 


Art. IX. Les hautes parlies con- 
tractantes s’etant fait representer les 
differentes r&eclamations provenant du 
fait de la non-execulion des articles 
XIX et suivans, du traite du 30. Mai 
1814, ainsi que des articles addi- 
tionnels de ce traité, signes entre la 
Grande-Bretagne et la France, de- 
sirant de rendre plus eflicaces les 
disposilions enoncdes dans ces ar- 
ticles, et ayant, ä cet effet, deler- 
mine par deux conventions sepa- 
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ftellung der DOrbnung und Ruhe in 
Franfreich bis dahin gemadt haben 
wird, zu ber gr Ueberzeu⸗ 
gung gelangen, daß die Beweggründe, 
welche fie zu dieſer Maaßregel ver: 
anlaßten, nicht ferner obwalten. Je— 
doch ſollen, wie auch das Reſultat 
dieſer Prüfung ausfallen möge, die 
ſämmtlichen, von den verbündeten 
Truppen beſetzten Plätze und Stel— 
lungen, nach Verlauf von 5 Jahren 
ohne weiteren Verzug geräumt und 
Seiner Allerchriſtlichſten Majeſtät, oder 
deren Erben und Nachfolgern, übers 
liefert werben. 

Art. 6. Die fremden Truppen, 
welche nicht zur Decupationdarmee 
gehören, räumen das franzdfifche Ge— 
biet in den durch ven Art. 9. der dies 
fem ZTractat angehängten Militair- 
Convention beftimmten Terminen. 

Art. 7. In allen Ländern, welche 
fraft des —— Tractats, 
oder der im Gefolge deſſelben abzu— 
ſchließenden Verhandlungen, an andere 
Herren übergehen, ſoll den Einwoh— 
nern, ſowohl Eingebornen als Frem— 
den, weß Standes oder Nation ſie 
fein mögen, eine Friſt von 5 Jahren, 
von Auswechſelung der Ratificationen 
an gerechnet, geftattet fein, um, wenn 
fie es nöthig finden, ihr Eigenthum 
zu veräußern, und fi in dem Lande, 
welches fie wählen werden, niebers 
zulaſſen. 

Art. 8. Alle Verfügungen des 
pariſer Tractats vom 30. Mai 1814, 
in Bezug auf die durch dieſen Trac— 
tat abgetretenen Länder, follen auf 
bie durch gegenwärtigen Tractat abs 
getretenen Diftriete gleichmäßig ans 
wendbar fein. 

Art. 9. Da die hohen contrabi- 
renden Mächte, nad geböriger Er- 
wägung der auf die Nichterfüllung 
des 19. und der folgenden Artifel 
des parifer Friedens von 1814, fo 
wie der zwifchen England und Frank— 
reich unterzeichneten additionellen Ars 
tifel des gedachten Friedens gegrün- 
deten NReclamationen, den Wunſch 
begen, ven in den befagten Artifeln 
enthaltenen Verfügungen mehr Wirk- 
famfeit zu geben, fo ift zu dieſem 
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rees, la marche ä suivre de part et 
d’autre pour lexecution complete 
des articles sus-mentionnes, ces deux 
dites conventions, telles qu’elles se 
trouvent joinles au present traite, 
auront la m&me force et valeur que 
si elles y etoient textuellement in- 
serces. 


Art.X. Tous les prisonniers faits 
pendant les hostilites, de m&me que 
tous les ölages qui peuvent avoir 
ete enleves ou donnes, seront ren- 
dus dans le plus court delai pos- 
sible. Il en sera de ım&me des pri- 
sonniers faits anterieurement au traite 
du 30. Mai 1814, et qui n’auront 
point encore étèé restilues. 


Art. XI. Le trait& de Paris, du 
30. Mai 1814, ainsi que l’acte final 
du congres de Vienne, du 9. Juin 
1815, sont confirmes et maintenus 
dans toutes celles de leurs disposi- 
tions qui n’auroient pas été modi- 
fies par les clauses du present 
traite. 

Art. XII. Le present traite, avec 
les conventions qui y sont jointes, 
sera ralifi& en un seul acte, et les 
ratificalions en seront @changees dans 
le terme de deux mois, ou plus töt, 
si faire se peut. 


En foi de quoi les plenipoten- 
tiaires respeclifs l’ont signe et y ont 
appose le cachet de leurs armes. 


Fait a Paris, le 20. Novembre, l’an 
de gräce 1815. 


Article additionnel. 


Les hautes puissances contrac- 
tantes, desirant sincerement de don- 
ner suite aux mesures dont elles se 
sont occupees au congres de Vienne, 
relativement ä l’abolition complete 
et universelle de la traite des nègres 
d’Afrique, et ayant deja, chacune 
dans ses etats, defendu sans restric- 
tion ä leurs colonies et sujets, toute 
part quelconque à ce trafic, s’en- 


Ende der zur vollftändigen Erfüllung 
mehrgedachter Artifel von beiden 
Theilen zu beobadtende Gang durch 
zwei Separat-Conventionen beftimmt 
worden. Diefe Conventionen, fo wie 
foldye dem gegenwärtigen Tractat bei- 
gefügt find, follen die nämlihe Kraft 
und Gültigfeit haben, ald wenn fie 
von Wort zu Wort vemfelben ein» 
verleibt wären. 

Art. 10. Sämmtliche während ver 
Feindfeligfeiten gemachte Gefangene, 
wie auch die Geifeln, die von einem 
oder dem andern Theile genommen 
oder gegeben worden fein fönnten, 
follen in ver fürzeft möglichen Friſt 
— werden. 

Daſſelbe gilt von den vor dem Trac— 
tat vom 30. Mai 1814 gemachten 
Gefangenen, inſofern deren Zurück— 
gabe noch unterblieben ſein möchte. 

Art. 11. Der Tractat von Paris 
vom 30. Mai 1814 und der Schluf- 
act des Congreffes zu Wien vom 9. 
uni 1815 werden in Rüdfiht aller 
darin enthaltenen Verfügungen, die 
durch die Befchlüffe des gegenwärtigen 
Tractats feine Abänderung erlitten 
haben, beftätigt und in Kraft erhalten. 

Art. 12. Der gegenwärtige Trac: 
tat foll, nebft den demfelben ange: 
bängten Conventionen, unter Einem 
ratifieirt werden, und die Auswechſe— 
lung der Ratificationen binnen zwei 
Monaten, oder, wenn es möglich ift, 
früber ftatthaben. 

Dep zu Urfund haben vie beider: 
feitigen Bevollmächtigten dieſen Trac: 
tat unterfchrieben, und mit ibren 
Wappen bevrudt. 

So gefchehen Paris, den 20. No- 
vember des Jahres Ehrifti 1815. 


Additional-Artikel. 


Da die hohen contrahirenden Mächte 
aufrichtig wünſchen, die Maaßregeln 
zu verfolgen, womit ſie ſich bereits 
auf dem Congreß zu Wien in Rüd: 
ficht der vollftändigen und allgemeinen 
Abihaffung des Sclavenhandels be- 
fhäftigt hatten, und auch ſchon, in 
ihren Staaten, ihren Eolonien und 
Untertbanen, jede und alle Art von 
Theilnahme an dieſem Handel, ohne 


gagent ä reunir de nouveau leurs 
efforts pour assurer le succes final 
des principes qu’elles ont proclames 
dans la declaralion du 4. Fevrier 
1815, et a concerler sans perte de 
temps, par leurs minisires aux cours 
de Londres et de Paris, les mesures 
les plus eflicaces pour oblenir l’abo- 
lition entiere et definitive d’un com- 
merce aussi odieux et aussi haule- 
ment reprouve par les lois de la 
religion et de la nature. 


Le present arlicle addilionnel aura 
la me&me force et valeur que s’il etoit 
insere mot à mot au traité de ce 
jour. 

En foi de quoi les plenipoten- 
tiaires respeclils l’ont signe et y ont 
appos& le cachet de leurs armes. 

Hardenberg. Humboldt. 
Richelieu. 
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Ausnahme unterfagt haben; fo ver: 
pflichten fie fi, von neuem ihre Ber 
mübhungen zu vereinigen, um ben 
endlichen Erfolg ver in der Declaras 
tion vom 4. —— 1815 aufge: 
ftellten Grundfäge zu fichern, und 
obne Zeitverluft durch ihre Gefandten 
an den Höfen zu London und Paris 
die wirffamften Maaßnehmungen zu 
verabreden, damit dieſer an ſich jo 
verabjcheuungsmwürdige, und den Ge— 
fegen ver Natur und der Religion jo 
offenbar zumwiderlaufende Handel gänz⸗ 
lich und auf immer abgeichafft werden 
möge. 

Diefer Apvitional-Artifel ſoll vie: 
felbe Kraft und Wirfung haben, als 
ob er in dem Daupttractat vom heu— 
tigen Dato wörtlid eingerüdt wäre, 

Deß zu Urfund haben vie Bevoll- 
nt ihn unterzeichnet und mit 
ihren Wappen bedrudt, 

Hardenberg. Humboldt. 

Richelieu. 


4. Convention über die von Frankreich den verbündeten Mächten zu leiſtende 
Geldentfchädigung. 20. November 1815. 


(Weggelaffen.) 


5. Erklärung wegen Befeitigung der Differenz, die fich rückfichtlich bes leyenſchen 
Diftrictö erhoben hat. 11. Juni 1827. 


Das preußifche und das franzdfifche Gouvernement find mit einander 
übereingefommen, die entitandene Differenz wegen des zwiſchen der Saar 
und Blies belegenen, aus den Dörfern Klein-Blittersdorf, Auersmachern, 
den Weilern Hanmweiler, Rildingen und dem Pachthofe Bintringer Hof be> 
ftehenven leyenfchen Diftriets durch den in den nachfolgenden Artikeln ents 
haltenen Bergleich zu befeitigen. 

Art. 1. Preußen verbleibt im Befige des leyenfchen Diftriets und 
— entſagt förmlich jedem Anſpruche auf den in Rede ſtehenden 

iſtrict. 

Art. 2. Als Entſchädigung für die Anſprüche, welche Frankreich nach 
dem Wortlaute des pariſer Friedens-Vertrages vom 20. November 1815 
auf den leyenſchen Diftriet gemacht hatte, erhält Letzteres die Dörfer Merten, 
Diblingen, Blatten und Gongelfangen mit ihren Weichbilven. 

Art. 3. Die Uebergabe diefer Dörfer an Frankreich ſoll fobald als 
möglih und ohne die Beendigung der definitiven Grenz-Regulirung abzu— 
warten, gefchehen. 

Art. 4. Das preußifche Gouvernement leiftet auf die am Tage der 
Uebergabe etwa noch rüdftändigen Steuern der Einwohner von Merten und 
Biblingen Verzicht. 

Art. 5. Da, wo die Saar und Blies das preußiſche Gebiet von dem 
franzöſiſchen ſcheiden, ſoll der Thalweg dieſer Flüſſe die Grenze bilden. 

Art. 6. Gegenwärtige im Namen Seiner Majeſtät des Königs von 
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ne und Seiner Majeftät ded Königs von Franfreih zweimal gleic- 
autend ausgefertigte Erklärung, fol, nach erfolgter Auswedfelung, in Kraft 
und Wirffamfeit treten. 

Sp gefchehen zu Paris, den 11. Juni 1827. 


6. Uebereinfunft wegen Wiederaufnahme der mit Heimatbfcheinen zu verfebenden 
reifenden Handwerfer. 21. Zuli 1827. 


Nachdem zwifchen vem königlich preußifchen und dem föniglich franzö- 

fifhen Gouvernement, Behufs der gegenfeitigen Gewähr der Wiederauf— 
nahme folder zur bandwerftreibenden Claſſe gehörigen Untertbanen ves 
einen Staates, welche zur Ausübung ihres Gewerbes fid auf das Gebiet 
ded anderen Staates begeben, eine Webereinfunft abgejchloffen worden ift, 
* die diesfälligen Verabredungen hierdurch zur öffentlichen Kenntnis 
ebracht. 
1. Jedes zur Claſſe der Handwerker gehörige Individuum, welches 
im Preußiſchen ſeine Heimath anzuſprechen hat, und ſich zur Ausũbung 
ſeines Handwerks nach Frankreich begeben will, muß, außer dem üblichen 
Wanderbuche, mit einem, die dieſſeitige Verpflichtung ſeiner dereinſtigen 
Wiederaufnahme unbedingt enthaltenden Heimathſcheine verſehen fein, gegen 
beffen Vorzeigung allein ihm von jest ab der Eingang in das Frangdfiiche 
Gebiet geftattet werden kann. 

Ebenfo fann auch Fünftig den zur bandwerftreibenden Claffe gebörigen 
franzöfifchen Untertbanen der Eingang in das preußifche Gebiet nur dann 
geftattet werden, wenn diefelben mit einem dergleichen unbedingten Heimatb— 
Icheine verſehen find. 

2. Diefe Heimathfcheine werden den Inhabern auf den Grenzen ver 
refp. Staaten abgenommen und ihnen dagegen andere Attefte ausgehändigt, 
mit denen fie in dem fremdem Staate frei umber reifen fünnen. 

. Die beiden Gouvernements werden, jedes an feinem Theile, vie 
nöthigen Maafregeln treffen, damit refp. die föniglich preußiſche Geſandt— 
haft zu Paris und vie föniglich franzöſiſche Gefandtichaft zu Berlin genau 
von dem Eingange ihrer refp. Nationalen in das Gebiet des anderen Staates 
unterrichtet werben. 

4. Zur Ertheilung von Heimathfcheinen find in den beiderfeitigen 
Staaten diejenigen Behörden berechtigt, welde nad der Verfaffung und 
Gefeggebung der refp. Staaten die Befugniß zur Ertheilung von Päſſen 
zur Reife ing Ausland haben. 

5. Diefe Beflimmungen, welde vom 1. d. M. an in Kraft treten, 
find allein auf diejenigen gegenfeitigen Unterthbanen anwendbar, welde zur 
bandwerftreibenden Claſſe gehören, und die fid) auf das Gebiet des andern 
Staates lediglich in der Abficht begeben, um dort ihr Handwerk auszuüben. 

In Anfehung aller, nicht ftrenge zu dieſer Categorie gehörigen Indivi— 
duen, behält es bei den, binfichts der Legitimation von Neifenden über- 
haupt, in den beiverfeitigen Staaten gefeglich feftgeftellten Grundſätzen aud 
di fein Bewenden. 

erlin, ven 21. Juli 1827. 


7. Gartel:Convention. 25. Juli 1828. 


Sa Majeste le Roi de Prusse et Nachdem Seine Majeftät der Kö— 
Sa Majeste le Roi de France et de nig von Preußen und Seine Maje- 
Navarre, elant convenus de conclure ftät der König von Frankreich und 
une convenlion de cartel, ont a cet Navarra übereingefommen find, eine 


effet, nomme des plönipolentiaires, 
lesquels, apres s’elre communique 
leurs plein-pouvoirs respectifs, sont 
convenus des arlicles suivans: 


Art. 1. A dater de l’echange des 
ratifications de la presente conven- 
tion, tous les individus qui deser- 
teront le service mililaire des hautes 
parties contractantes, seront resli- 
tues de part et d’autre. 


Art.2. Seront repules deserteurs, 
non seulement les militaires de toute 
arme et de toul grade, qui quilteront 
leurs drapeaux, mais encore les in- 
dividus appartenant ä la marine, et 
ceux qui, appeles au service aclif de 
la milice nationale ou de toule aulre 
branche militaire quelconque des deux 
pays, ne se rendraient pas & l’appel, 
et chercheraient ä se refugier sur le 
territoire de Tune des hautes parlies 
contractantes. 


Les jeunes gens résidant, soit par 
le fait de leur naissance, soit par 
toute autre circonstance, dans les 
Etats du souverain dont ils ne sont 
pas sujets, seront egalemen! soumis 
aux dispositions de la presente con- 
vention, à moins qu’ils n’aient obtenu 
des lettres de naluralisation par suite 
de lautorisation du gouvernement 
dont ils sont sujels. 


Art. 3. Sont exceples de la re- 
stitution ou de l’extradition qui pourra 
etre demandee en vertu de la pre- 
sente convention: 1) les individus 
nes sur le terriloire de l’Elat dans 
lequel ils auraient cherche un asile, 
et qui, par leur deserlion, ne fe- 
raient que rentrer dans leurs pays 
natal; 2) les individus qui, soit avant, 
soit apres leur deserlion, se seraient 
rendus coupables d’un crime ou delit 
queleonque, ä raison duquel il y 
aurait lieu de les Iraduire en justlice 
devant les Iribunaux du pays oü ils 
se sont relires. 
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Carteleonvention abzufchließen, haben 
Sie zu diefem Zwede Bevollmächtigte 
ernannt, welde nach Auswecfelung 
ihrer refp. Vollmachten, über folgende 
Artifel übereingefommen find: 

Art. 1. Vom Tage der Auswech— 
felung der Ratificationg-Urfunden zu 
gegenwärtiger Convention an geredy- 
net, Sollen alle Individuen, welde 
aus dem Militairdienfte der hoben 
contrahirenden Theile defertiren, ges 
genfeitig ausgeliefert werden. 

Art. 2. Als Deferteurd werden 
nicht allein die Militairperfonen, welche 
ihre Fahnen verlaffen, ohne Unter: 
fchied der Waffe oder des Grades, 
fondern auch die zur Marine gehb— 
rigen Individuen, fo wie auch die— 
jenigen angefeben, welche zum wirf- 
lichen Dienfte bei der Nationalmiliz 
(Landwehr) oder bei irgend einem 
andern Zweige des Militairweſens 
einberufen find, fidy aber auf die an fie 
ergangene Aufforderung nicht einftels 
len und in das Gebiet eines ver hohen 
eontrahirenden Theile zu flüchten ſuchen. 

Die jungen Leute, welche, fei es 
auf Beranlaffung ihrer Geburt, oder 
aus irgend einem andern Grunde, 
fi in dem Staate degjenigen Sou— 
verains aufbalten, als deſſen Unter— 
tbanen fie nicht betrachtet werden 
fünnen, follen ebenfalld ven Beſtim— 
mungen ber gegenwärtigen Conven- 
tion —— ſein, in ſofern ſie 
nicht mit Zuſtimmung des Gouverne— 
ments, deſſen Unterthanen ſie ſind, Na— 
turaliſations⸗Scheine erhalten haben. 

Art. 3. Von der Auslieferung 
oder Zurückſtellung, die auf den Grund 
der gegenwärtigen Convention ver— 
langt werden kann, ſind ausgenommen: 
1) Individuen, welche im Gebiete 
desjenigen Staates, wo fie eine Zu— 
flucht geſucht haben, geboren ſind und 
alſo vermittelſt ihrer Deſertion nur 
in ihre Heimath zurückkehren; 2) In— 
dividuen, die entweder vor oder nach 
ihrer Deſertion ſich eines Verbrechens 
oder Vergehens ſchuldig gemacht haben, 
um deſſentwillen ſie vor die Gerichte 
des Landes, wo ſie ſich aufhalten, 
zur rechtlichen Unterſuchung geſtellt 
werden können. 
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Neanmoins, en ce dernier cas, 
l’extradilion aura lieu apres que le 
deserleur aura el& acquill& ou aura 
subi sa peine. 

Si un deserteur elait relenu dans 
quelque prison pour le paiement d’une 
dette civile, son extradilion sera sus- 
pendue jusqu’au jour oü cet empri- 
sonnement aura Jü cesser, 

Art. 4. Lorsqu’un deserleur aura 
alteint le terriloire de celle des deux 
puissances ä laquelle il n’apparliendra 
pas, il ne pourra, sous aucun prelexle, 
y être poursuivi par les ofliciers de 
son gouvernement; les officiers se 
borneront à prevenir de son passage 
les autoriles locales afin qu’elles aient 
ä le faire arreter. Toutefois, pour 
accelerer l’arrestalion de ce deser- 
leur, une ou deux personnes chargées 
de la poursuite pourront, au moyen 
d’un passeport ou d'une autorisalion 
en regle qu’elles devront obtenir de 
leur chef immedial, se rendre au plus 
prochain village situ€ en dehors de 
la fronliere, ä l’effet de reclamer des 
aulorites locales l’execulion de la 
presente convenlion. 


Art.5. Les autorites qui voudront 
reclamer un deserteur, adresseront 
leurs reclamations à l’administration, 
soit civile, soit militaire, qui, dans 
les deux pays, se Irouvera le mieux 
ä porlece d’y salisfaire. 


Les dites auloriles reclamantes ac- 
compagneront leur requisiloire du 
signalement du deserleur, et dans le 
cas oü l’on serait parvenu ä l’arreter, 
l’aulorit& requeranle en sera preve- 
nue par un avis accompagne d’un 
exirail du registre du geolier ou con- 
cierge de la prison oü le deserteur 
aura été Ecrouc, 


Art. 6. Dans le cas oü les de- 
serteurs seraient encore porleurs de 
leurs armes ou revetus de leur equipe- 
ment, habillement, ou marques dis- 
linclives, sans ètre munis d'un passe- 


Sleihwohl findet auch in dieſem 
Falle die Auslieferung ftatt, nachdem 
der Deferteur freigeſprochen ift, oder 
feine Strafe —— hat. 

Wenn ein Deſerteur ſich wegen 
einer Privatſchuld in Haft befindet, 
ſo ſoll ſeine Auslieferung bis dahin 
ausgeſetzt werden, daß feine Verhaf⸗ 
tung aufgehört haben wird. 

Art. 4. Sobald ein Deſerteur 
das Gebiet Ddesjenigen der beiven 
Staaten betreten bat, welchem er 
nicht angehört, jo fann er unter feinem 
Vorwande von den Beamten feines 
Souvernements weiter verfolgt mer: 
den. Die Beamten müffen fi Darauf 
befchränfen, der Drtsbehörde von 
feinem MUebergange, Behufs feiner 
Verhaftung, Nachricht zugeben. Um 
jevoh die Verhaftung eines folden 
Dejerteurg zu bejchleunigen, Fönnen 
fih eine oder zwei Perſonen, welde 
mit der Verfolgung beauftragt und 
mit Pälfen oder einer offenen Ordte 
ihres unmittelbaren Borgefegten ver: 
feben find, nady dem der Grenze zu 
nächſt belegenen Dorfe begeben, um 
die betreffende Ortsbehörde zur Aus 
führung der gegenwärtigen Conven 
tion zu requiriren. 

Art.5. Behörden, die einen De 
ferteur reclamiren wollen, haben jid 
mit ihren Reclamationen an diejenige 
Civil oder Militairverwaltung zu 
wenden, die fih am leichteften im 
Stande befindet, denjelben Genüge 
zu leiften, 

Die gedachten rerlamirenden Be 
hörden werden ihre Requifitionen mit 
dem Signalement der Deferteure be 
gleiten und im Falle ein folder be 
reits in Verhaft gebracht worden fein 
follte, wird die requirirende Bebörde 
davon durch ein Benadrichtigunge- 
Schreiben Kenntniß erbalten, wobei 
ſich ein Auszug der Lifte befindet, 
welde der Auffeber des Gefängniſſes, 
wohin der Deferteur zur Haft gebradt 
ift, über feine Gefangenen führt. 

Art. 6. In dem Falle, daß De 
ferteure ihre Waffen nod bei ſich 
tragen, oder mit ihrer Montirung, 
ihren Kleidungsftüden oder fonftigen 
bezeichnenden Merkmalen, nicht aber 


port, et de m&me dans tous les cas 
oü il serailt constant, soit par l’aveu 
du deserteur, soil d’une maniere quel- 
conque, qu'un deserteur de l’une des 
hautes parties contraclantes se trouve 
sur le territoire de l’autre, il sera 
arrete sur le champ, sans requisition 
prealable, pour &tre immediatement 
livr& entre les mains des autorites 
competentes etablies sur les fronlieres 
de l’autre souverain. 


Art. 7. Si, par suite de la dene- 
gation de l’individu arrèêté, ou autre- 
ment, il s’elevait quelque doute sur 
l’identite d’un deserteur, la parlie re- 
clamante ou inleressee devra con- 
stater au pr£&alable les faits non suf- 
fisamment eclaireis, pour que l’in- 
dividu arr&t& puisse &tre mis en li— 
berte ou restilue à l’autre partie. 


Art. 8. Dans tous les cas, les 
deserlteurs arr&äles seront remis aux 
autorit&s compelentes qui feront eflec- 
tuer l’extradition selon les regles de- 
termindes par la presente convenlion. 
L’extradilion se fera avec les armes, 
chevaux, selles, habillemens et tous 
les autres objets quelconques, dont les 
deserteurs &taient nanlis ou qui au- 
raient été trouves sur eux lors de 
l’arrestation. Elle sera accompagnee 
du proc&s-verbal de l’arrestation de 
l’individu, des interrogatoires qu'il 
aurait subis, el de toules aulres 
pieces necessaires pour constater la 
deserlion. Pareille reslitution aura 
lieu des chevaux, eſſels d’armement, 
d’habillement et d’equipement empor- 
les par les individus designes dans 
l'arlicle 3. de la presente convention 
comme exceptes de l’extradition. 
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mit einem Paffe verjehen find und 
felbft in allen Fällen, wo entweder 
nah dem eigenen Geſtändniſſe des 
Deferteurd oder fonft auf irgend eine 
MWeife unzweifelhaft ausgemadt ift, 
daß ein Deferteur eined der hoben 
eontrahirenden Theile fih auf dem 
Gebiete des andern befindet, wird 
verfelbe auf der Stelle ohne vorgän- 
gige NRequifition in Verhaft genom— 
men werben, um demmächft Poaleich 
den competenten Grenz-⸗Behörden des 
andern Souverains überliefert zu 
werden. 

Art. 7. Sollten durd das Ab- 
leugnen des verhafteten Individui, 
oder auf andere Weife, Zweifel dar— 
über entftanden fein, ob ſolches mit 
einem auszuliefernden Deferteur eine 
und diefelbe Perſon fei, jo wird ver 
reclamirende, oder dabei interefjirte 
Theil, die nicht hinlänglich in’s Licht 

efegten Thatfachen vorläufig zu con= 
atiren haben, damit das verhaftete 
Individuum in Freiheit gefegt, oder 
dem andern Theile ausgeliefert wer: 
den könne. 

Art. 8 In allen Fällen find die 
verhafteten Deferteure den competen- 
ten Behörden zu übergeben, die nach 
den durch diefen Vertrag beftimmten 
Regeln die Auslieferung zu verans 
ftalten haben. Bei verjelben werben 
auch die Waffen, Pferde, Sättel, 
Kleidungsftüde und alle anderen Ges 
genftände, welche die Deferteure bei 
fih haben, over welche zur Zeit ihrer 
Verhaftung bei ihnen gefunden find, 
mit abgeliefert. Die Auslieferung 
gefchieht außerdem auch unter gleiche 
zeitiger Mittheilung der Protocolle, 
die über die Verhaftung des betref- 
fenden Individui und über die von 
demfelben beftanvdenen Berböre auf: 
genommen, fo wie aller andern Acten— 
ftüde, die zur Conftatirung der De— 
jertion nothwendig find. Cine gleiche 
Auslieferung findet auch rüdfichtlic) 
der Pferde, Waffen und Befleidungs- 
Gegenftände ftatt, welche von denjeni- 
gen Individuen mitgebracht werben, 
die nach der Beflimmung des Art. 3. 
der gegenwärtigen Convention von der 
Auslieferung ausgenommen find, 

49 


770 


Les hautes parlies contraclanltes se 
concerteront ulterieurement sur la 
designalion des places fronlieres oü 
la remise des deserleurs devra ötre 
operee. 

Art. 9. Les frais auxquels aura 
donne lieu l’arrestalion des deser- 
teurs, seront rembourses de part et 
d’autre à compter du jour de l’arre- 
station, qui sera conslate par l'extrait 
dont il est fait mention ä l'artiele 5. 
jusqu’au jour de l’extradition inclu- 
sivement. 

Ces frais comprendront la nourri- 
ture et l’entrelien des deserleurs et 
de leurs chevaux, el sont fixis à six 
gros trois fenins, argent de Prusse, 
ou svixanle quinze cenlimes, argent 
de France, par jour pour chaque 
homme; et ä huit gros neuf fenins, 
argent de Prusse, ou un france six 
cenlimes, argent de France, par jour 
pour chaque cheval. Il sera paye 
en oulre par la parlie requcrante ou 
inleressee une gralification de six 
ecus vingl cing gros, argent de Prusse, 
ou vingl cinq franes, argent de France, 
pour chaque homme, et de Irenle 
deux écus vingl qualre gros, ou cent 
vingt francs, pour chaque cheval et 
son equipage, au profit de quiconque 
sera parvenu à decouvrir et faire 
arreler un deserlteur, ou qui aura 
contribue ä la restitution d’un cheval 
et de son &quipage. 


Art, 10. Les frais et gralifica- 
tions dont il est fait mention dans 
l’article precedent, seront acquittes 
immediatement apres l’extradition. 

Les reclamations qui pourraient 
etre faites a cet égard, ne seront 
examindes qu’apres que le paiement 
aura été provisoirement effectue. 

Art, 11. Les hautes parties con- 
tractantes s’engagent mutuellement ä 


Ueber die Beftimmung der Grenz» 
orte, wo die Ablieferung der Deſer— 
teure ftatthbaben foll, werben vie 
boben contrabirenden Theile fih an- 
derweitig vereinigen. 

Art. 9. Vom Tage der Verbar- 
tung an, welcher durch den im Art. 5. 
erwähnten Auszug der Gefängnif— 
liſte auszumitteln ift, bis zum Lage 
der Auslieferung einſchließlich, werten 
vie Koften, wozu die Verbaftung der 
Deferteure Anlaß gegeben bat, gegen- 
feitig erftattet. 

Diefe Koften, worin Verpflegung 
und Unterbalt der Deferteure unv 
ihrer Pferde mitbegriffen find, werden 
zum täglichen Betrage von ſechs 
Silbergroſchen drei Dennigen preu- 
ßiſch Courant, oder fünf und fieben- 
zig Centimen in franzöfiichem Gelve, 
für jeten Mann, und von adıt Zil- 
bergrojchen neun Pfennigen preufiſch 
Gourant, oder einem Franfen ſechs 
Gentimen in franzöfiihem Gelde, für 
jedes Pferd, feitgefegt. Außerdem 
fol von Seiten des requirirenden 
oder dabei interefjirten Theils eine 
Prämie oder Gratification von ſechs 
TIhalern fünf und zwanzig Silber: 
grojchen preußifch Courant, oder fünf 
und zwanzig Sranfen in franzöfijchem 
Gelde, für jeden Mann, und von 
zwei und dreißig Thalern vier und 
zwanzig Silbergroſchen, oder ein- 
hundert und zwanzig Franken in fran- 
zöfifchem Gelve, für jedes Pferd mit 
Sattel und Zeug, zum Vortheile aller 
derjenigen gezahlt werden, welche 
einen Dejerteur ausfindig gemacht 
und baben verbaften lajfen, oder 
welche zur Zurüdgabe eines Pferves 
und des dazu gehörigen Geſchirrs 
— haben. 

rt. 10. Die im vorhergehenden 
Artikel erwähnten Koften und Prä- 
mien werden unmittelbar nach ver 
Auslieferung entrichtet. 

NReclamationen, welde in vieler 
Hinficht gemacht werden könnten, find 
erft, nachdem die Zahlung vorläufig 
geleitet ift, näber zu erörtern. 

Art. 11. Die hoben contrabiren- 
den Theile machen ſich gegenfeitig 


prendre les mesures les plus con- 
venables pour la repression de la 
desertion et pour la recherche des 
deserteurs. Elles feront usage, ä cet 
effet, de tous les moyens que leur 
offrent les lois du pays, et elles sont 
convenues particulierement: 1) de 
faire porler une attention scrupuleuse 
sur les individus inconnus qui fran- 
chiraient les frontieres des deux pays, 
sans ©lre munis de passeporls en 
regle; 2) de defendre severement a 
toute autorit@ quelconque d’enröler 
ou de recevoir dans le service mi- 
litaire, soit pour les armes de terre, 
soit pour la marine, un sujet de 
l’autre des hautes parlies contrac- 
tantes qui n’aura pas juslifie par des 
certificals ou alleslalions en due forme 
qu’il est dispense du service mili- 
taire dans son pays. 


La me&me mesure sera applicable 
dans le cas oü l'une des haules 
parties contraclanles aura permis ä 
une puissance elrangere de faire des 
enrölements dans ses Elals., 


Art. 12. La presente convenlion 
est conclue pour deux ans, ä l’ex- 
piralion desquels elle continuera ä 
etre en vigueur pour deux aulres 
annees, el ainsi de suile, sauf decla- 
ration contraire de la part de l'un 
des ‚deux gouvernemens. 


Art. 13. La presente convention 
sera ratifice, et les ralifications en 
seront &changees dans le terme de 
six semaines ou plulöt, si faire se 
peut. 


‚ En foi de quoi, les plenipoten- 
liaires respectifs l’ont signée, et y 
ont appose le cachet de leurs armes. 


Fait à Paris, le 25 Juillet 1828, 
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verbindlich, Die angemeffenften Maaß—⸗ 
regeln zur Abftellung ver Defertion 
und zur Ausfindigmachung der De— 
ferteure zu treffen. Zu diefem Ends 
zwecke werden fie ſich alfer Diittel be— 
dienen, welde ihnen die Landesge— 
ſetze darbieten, und insbefondere find 
fie übereingefommen: 1) eine ganz 
enaue Aufmerfjamfeit auf die unbe— 
annten Individuen richten zu laffen, 
welche, obne mit einem vorjchriftg- 
mäßigen Paſſe verſehen zu fein, über 
die Grenzen beider Länder fommen; 
2) den fämmtlichen beiderfeitigen Be: 
hörden, ohne Unterſchied, ftrenge zu 
verbieten, einen Unterthanen des ans 
dern der hoben contrabirenden Theile 
zum Kriegsdienſte, es ſei bei den 
Yandarmeen oder bei der Marine, 
anzumwerben, oder aufzunehmen, wenn 
derſelbe nicht durch ſichere Zeugnifje 
oder in gehöriger Form ausgeſtellte 
Beſcheinigungen geſetzlich dargethan 
haben ſollte, daß er vom Militair— 
dienſte in ſeinem Vaterlande losge— 
ſprochen worden iſt. 

Dieſelbe Maaßregel ſoll auch in 
dem Falle zur Anwendung kommen, 
wenn einer von den hohen contra— 
hirenden Theilen einer fremden Macht 
verſtattet hätte, in ſeinen Staaten 
Werbungen anzuſtellen. 

Art. 12. Die gegenwärtige Con— 
vention iſt für den Zeitraum von 
zwei Jahren abgeſchloſſen, nach Ab— 
lauf dieſes Zeitraums behält ſie Kraft 
für die nächſtfolgenden zwei Jahre 
und fo weiter für die Folge, in fofern 
nicht von Seiten des einen der beiden 
Gouvernements eine entgegengefeßte 
Erflärung erfolgt. 

Art. 13. Gegenmwärtige Conven- 
tion foll ratificirt und die Ratifi— 
cationd = Urfunden in einem Zeit: 
raume von ſechs Wochen, oder wo 
möglich noch früher, ausgewechfelt 
werden. 

Zur — * deſſen haben 
die reſp. Bevollmächtigten dieſelbe 
unterſchrieben und mit ihren Wappen 
verſehen. 

Sp geſchehen zu Paris, ven 25. 
Juli 1828, 
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8. Definitive Uebereinfunft über die Grenzberichtigung. 23. October 189. 


Die auf den Grund des 6, Paragraphs des 1. Artifels des Parin 
Triedend-Tractated vom 20, November 1815 ernannten Commiffarien, nas 
dem fie fich wechfelfeitig und in gehöriger Form ihre Vollmachten mitgeibe: 
und anerfannt hatten, daß die am 11. Juni 1827 unterzeichnete und au 
gewechfelte Erklärung, woburd ihre beiderfeitigen Regierungen übereins 
fommen waren, die wegen des leyenfchen Gebietes entftandenen Anitän: 
u befeitigen, in Beziehung auf den 3. Artifel diefer Erklärung wirflie ı 

usführung gefommen fei, nachdem fie aud) anerfannt hatten, daß das tur 
ihre Delcgirten, behufs Feftftellung der geometrifchen Lage der einen eigene 
Bann bildenvden Ortſchaften, unterm 20. Februar 1821 zu Saarbrüden a 
alla Protocoll, in Beziehung auf die Linie, welche zur Ausführung ve 

ractates vom 20. November 1815 von Perl bis nad) Houve gezogen werte 
foll, bei Feftftellung des Grenzzuges längs dieſer Linie zum Grunde gel 
werden müfje: jo haben fie die durd die nämlichen Delegirten bejchlofiene 
und in das erwähnte Protocol eingerüdten Einrichtungen und Vorſchläge jun 
Austaufhe angenommen, und find über die nachfolgenden Artikel überein 
gefommen. 

Art. 1.9 

Art. 2. Es verfteht fih, daß die beiden Staaten in ven Beſiß Mm 
Gebiete und Gebietd-Theile, welche wechielfeitig abgetreten worden find, It 
wie dies in dem erften Artifel näher angegeben worden ift, treten werte, 
ohne bis zum 1. Januar 1830 ausſchließlich binfichts ihrer früheren In 
pation auf irgend eine Geld-Entſchädigung Anſpruch machen zu fünne 
fowohl was die Steuer-Erhebung betrifft, als in Beziehung auf das fin 
liche oder Domanial-Eigenthum. 

Es verfteht fih aud, das jeder Staat auf dem wechfeljeitig abgetreten 
Gebiete oder Gebietstheile, rücfichtlih des Föniglichen oder Domaniı 
Eigeritbums aller Souverainetätd- und Eigenthums-Rechte genießen wir 
unbefchadet jedoch derjenigen Nechte, welche jede Gemeinde ver beitm 
ir — geltend machen kann; welche Rechte bei der Grenzbezeicnun 
und bei der Abfaffung der Grenz-Protocolle genau conftatirt werden, m! 
dies in dem Artifel 11. erklärt werden foll, vorbehaltlich der Befugnik, I 
die dabei intereffirten Perfonen ihren Recurs an die gewöhnlichen Geridt 
jedes Landes nehmen fönnen, um die unter ihnen entftandenen Streitigkeiten 
ſchlichten zu laffen. ur 

Art. 3. Auf allen Grenz-Theilen, wo das Gebiet beider Königreidt 
durd Flüffe und Bäche fich fcheidet, und namentlich auf ver Saar un U 
Blies, wird der Thalweg oder die Mitte des Wafferfadens der gedahtt 
Flüffe und Bäche die Grenze zwifchen beiden Staaten bilden; man mr 
feinerlei Baute oder Einrichtung machen dürfen, welde den gegenwärtige! 
Lauf derfelben verändern fünnte, es fei denn, daß diefe Baulichfeiten einet 
ven beiden Staaten gemeinfchaftlichen Nugen bezwedten, und daß von beitt! 
Seiten die Einwilligung dazu ertheilt worden wäre. In Betreff der Uft 
bauten und ver Brüden und Fähren, wird man fi an die gegenwärtg 
Dbfervanz halten, eben fo wie rüdfichtlich der freien Schiffahrt auf M 
Saar, fo weit diefe in ihrem Laufe von Saargemünd bis Güpingen ſchif 
bar fein follte. 

Art. 4. Man ift übereingefommen, daß auf allen Grenztheilen, v 
die Grenze durd Wege bezeichnet wird, diefe Wege oder alle Theile Mac" 
welche längs der Grenze hinziehen, zwifchen beiden Staaten gemeinfhattli® 


*) Enthält die Grenzbefchreibung. 
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fein jollen, ohne daß jedoch dadurch die Eigenthumsrechte ver Privaten, denen 
dieſe Wege etwa gehören fünnten, auf irgend eine Weife beeinträchtigt werden. 

Keiner der beiden Staaten darf auf dieſen Wegen over Wegetheilen Sou- 
verainetätsrechte ausüben, mit Ausnahme derjenigen, weldye zur Verhütung 
ver Vergehen oder Verbrechen erforderlich fcheinen möchten, die der Freiheit 
und der Sicherheit des Durchganges ſchädlich werden könnten. 

Als Grundeigenthbum betrachtet, werden dieſe Wege oder Wegetheile 
rüchfichtlid der Befteuerung demjenigen Staate ren in welchem ver 
Eigentbümer mwohnet. 

Art. 5. Künftigbin foll, im ntereffe beider Staaten, fein Gebäude 
und feine Wohnung irgend einer Art längs der Grenze in einer geringern 
Entfernung aufgebauet werden, als zehn Meter oder dreißig preußifche Fuß 
von der Grenzlinie. 

Wo jedoh ein Weg oder Bad die Grenze bildet, da foll diefe Ent- 
fernung auf fünf Meter oder funfzehn preußifche Fuß, von dem nächften Ufer 
an gerednet, befchränft werden. 

Art. 6. Wenn durd vie wechfelfeitigen, in der gegenwärtigen Ueber— 
einfunft enthaltenen Abtretungen ein Grunpftüd zerftüdelt werben follte, fo 
follen veffen Eigentbümer over Pächter die Befugniß haben, den erforderlichen 
Dünger und die nötbige Befferung darauf zu bringen, und die von diefen 
zerftücelten Grunpftüden berrührenden Erndten jeder Art, frei von allen 
Abgaben und Zöllen und ohne Hinderniß, einzuführen. Inzwiſchen follen 
die Eigenthümer gehalten fein, ein für alle Mal zu erflären, ob fie von der, 
durch den gegenwärtigen Artifel ihnen eingeräumten Befugnif, ibre Erndte 
einzuführen, Gebraudy maden wollen. Legtere dürfen fie jedoch in feinem 
Falle anders als roh, und fo wie der Boden, auf dem fie gewachſen fin, 
fie hervorgebracht bat, hereinbringen. 

Von diefer Beitimmung wird den Grenzgemeinden bei Gelegenheit der 
Grenzfteinfegung und bei Abfafjung der Grenzberichtigungs-Protocolle Nach— 
richt gegeben, und es foll ihnen eine Frift von drei Monaten bewilligt 
werden, von rem Tage an, wo bie gedachten Grenzberichtigungs-Protocolle 
zur Kenntniß jeder Grenzgemeinde gebracht werden, um vie fragliden Er: 
flärungen abzugeben und anzunehmen. 

Art. 7. Die nämlide Befugniß zum Bezug der rohen Producte der 
Landwirthſchaft foll ven Eigenthümern beider Staaten geftattet fein, welche 
in dem andern Ländereien befigen, wenn biefe in einer Entfernung von nicht 
mehr als fünf Kilometer oder zwölf hundert Ruthen preuß. von der Grenz- 
linie beider Königreiche gelegen find. 

Sie müſſen Sch dabei jedoch nach den Gejegen und Verordnungen über 
das Zollweſen eines jeden Landes, rüdfichtlicdh des Tranſits der Producte, 
richten; und fie find ein Mal für alle Mal zu einer Erflärung verpflichtet, 
ähnlich derjenigen, wovon im vorhergehenden Artifel Erwähnung geſchehen 
ift, und in der darin angeführten Frift. 

Art. 8. Die Güter, Realrechte, Nenten und Capitalien, welde ven 
Gemeinden und öffentlichen Anftalten eines der beiden Staaten in dem Ge- 
biet des andern zugebören, follen gehandhabt und aufrecht erhalten werden. 
Sie werden ald Privat- Eigentum betrachtet, deffen Verwaltung den ge: 
dachten Gemeinden oder Öffentlichen Anftalten vorbehalten bleibt, indem fie 
fih nad den Gemeinde-Gefegen ihres betreffenden Staates zu richten haben. 

Art. 9. Wenn Orte, welde bis jegt unter der Verwaltung einer und 
der nämlichen Mairie oder Bürgermeifterei vereinigt geweſen find, getrennt 
werben, fo ſollen fie die Verpflichtung haben, vie FR der Gemeindever- 
waltung bis zum 1. Januar 1830 auszubezahlen, die Befigergreifung mag 
in Folge früherer Einrichtungen ftattgefunden haben, oder erft in Folge der 
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egenwärtigen Convention vor fih gehen. Sobald die Abrebnung aufge 
ellt fein wird, follen der Caffenbeitand, die Gemeindegüter und vie Sul: 
den verbältnigmähig vertheilt werden. Um viefes Verbältniß zu ermitteln, 
wird man den Betrag der Grunpdfteuer ald Maafftab annehmen. 

Art. 10. Was die Dörfer, Weiler, Höfe und Gebietsthbeile an ve 
Grenze betrifft, deren Befisftand in Folge der Beftimmungen gegenwärtiar 
Uebereinfunft, und auf ven Grund des 9, Artifeld des Friedensvertrages vor 
20. November 1815, eine Veränderung erleiden wird, fo wird ausprüdlic 
hierdurch erflärt, daß der Befis, in welchem fie fich bis jest befunden baben, 
als rechtmäßig betrachtet wird, und daß folglich alle gerichtlihen und Ber 
waltungsacte aufrecht erhalten und gehanphabt werden follen, 

Die Bergleihe, Pacht: und Kaufverträge, Conceffionen und Veräufe 
rungen aller Art über Domanial- und Gemeindegegenftände, follen in ibrer 
Gültigkeit aufrecht erhalten werden, und zwar ohne daß zwifchen ven beiten 
Regierungen von einer diesfälligen Liquidation, oder einem Yequivalent die 
Rede fein kann. 

Art. 11. Da es die Abſicht der Regierungen beider Staaten iſt, baf 
die Grenzgemeinden ohne irgend eine Störung oder Berbinderung aller 
jener Rechte genießen follen, in deren rechtlichem Befige fie fih befinden, es 
mag fich diefer Befis auf Urfunden und Titel, oder in deren Ermangeluna, 
auf einen unvordenflichen und bis jegt nicht unterbrochenen Befig arünten, 
fo follen viefe Berechtigungen durch die Delegirten der Commiffarien con 
ftatirt werben, und wenn ihre Gültigfeit in Uebereinftimmung mit ven dabei 
intereffirten Theilen durd die feitend der gedachten Delegirten in ibrer 
Gegenwart anzuftellende contrabictoriiche Prüfung anerkannt werden folk, 
fo follen jene Gerechtfame in den Grenzberechtigungs-Protocollen fpeciell auf 
neführt werden, indem jedoch den Betheiligten die Befugniß vorbebalte 
bleibt, eintretenden Falles den gerichtlichen Weg einzufchlagen, wovon im 
Artifel 2. die Rede gewefen ift. 

Art. 12. Bis zum Ablauf der gegenwärtigen Pacht über dig, Fiſchert 
in der Saar und der Blies foll der Ertrag unter beiden Staaten getbail: 
werden. Dom Ablaufe dieſer Pächte an foll jedoch die Fifcherei in ver 
Saar von Güdingen bis zur Hälfte des Weges von Saargemünd der Kront 
Preußen, und die andere Hälfte der Krone Frankreich zugebören. 

Non dem dreifachen Grenzpunfte an bie zur Hälfte des Weges nad 
ber Mündung der Blies in die Saar, wird die Fifcherei in der Blies ver 
Krone Preußen, und die andere Hälfte der Krone ranfreih gebören. An 
den deöfallfigen Sceivepunften follen Grenzfteine von einer befondern Form 
gefegt werden, melche die Grenzen der Fiſcherei bezeichnen. 

Was den Ertrag der Fähren auf diefen beiden Flüffen anbelangt, fe 
foll derfelbe durch die Herren Delegirten requlirt werben, welche fich vorher 
von dem jährlichen Ertrag diefer Ueberfahrten Kenntniß zu verfchaffen baben. 

Art. 13. Die Delegirten find ermächtigt, zum Vortheil der Gren;- 
Air diejenigen Durchgangsberechtigungen zu bewilligen, die fie fomohl 
hinfichts der landwirthſchafllichen Arbeiten, als auch in Beziehung auf die 
Herausfchaffung des gefüllten Holzes aus den Waldungen, oder auch felbk 
um die Communicationen von einer Gemeinde zur andern zu erleichtern, in 
fofern diefe Communicationen ald nützlich anerfannt und durch gegenfeitige 
Bortheile aufgewogen werben, für nöthig erachten. 

Für alle dieſe Fälle wird in ven Grenzberichtigungs-Protocollen aus 
zubedingen fein, daß der preußifche oder franzöfifche Unterthban, welcher von 
dem bewilligten Durchgangsrechte Gebrauch macht, von feinem Wege nict 
abweichen noch fich darauf aufhalten darf, um auf oder abzuladen, bei 
Strafe der Befchlagnahme feiner Waaren, und unter den dur die Zoll 
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verordnungen und Gefege des Königreichs, welches er berührt, verhängten 
Strafen und Gelobußen, es fei denn, daß derfelbe bei feinem Eingang über 
die transportirten Gegenftände eine Erflärung abgegeben babe, und in diefem 
Falle bleibt er den Gefegen und Verordnungen über das Zollweien, und 
insbefondere über Alles, was die Eine und Ausfuhr von Waaren betrifft, 
vesjenigen Königreiches unterworfen, welches er durchzieht. 

In dem Falle des einfachen Durchganges ift durchaus feine Erflärun 
erforderlich, und es foll der bewilligten Befugnik zum Durchgange feinerlei 
Hinderniß entgegen geftellt werben. 

Es verſteht ſich von felbft, daß das bier bemeldete Durdgangsrecht auf 
feine Weife fih auf bewaffnete Mannfcaften, nod auf Seriegszeug irgend 
einer Art erftreden kann. 

Art. 14. Die Uebergabe aller auf die beiverfeitd abgetretenen Gebiete 
Bezug habenden Xcten, Titel und Urkunden foll gleichzeitig mit der Ab— 
faſſung der Grenzberichtigunge=Protocolle durd die Sorge der Herren De: 
legirten der Commiffarien bewirft werden, welde alsvann die Abtheilung 
der Schriften, Titel und Urfunvden, die jede der dabei betheiligten Ge: 
meinen befisen foll, vornehmen werden. 

Art. 15. Bon dem Tage an, wo jede Gemeinde von dem Grenzbe- 
richtigungs = Protocolle Kenntniß erhalten wird, foll den Einwohnern ver 
gegenfeitig abgetretenen Gebiete eine Friſt von drei Jahren geftattet_ fein, 
um nach ihrem Gutdünfen während dieſes Zwifchenraumes über ihr Eigen- 
thum zu verfügen, und fi in dem Lande, weldes fie wählen werden, 
niederzulajfen. 

Art. 16. Alsbald nad der Auswechlelung der Ratificationen gegen- 
wärtiger Uebereinfunft, und nachdem die ebergabe und Befigergreifung ver 
beiterfeitd abgetretenen Gebiete erfolgt fein wird, follen die Militaird, welche 
zu denjenigen Familien gehören, deren Wohnungen abgetreten worden find, 
gegenfeitig in ihre Heimath entlafjen werben. 

Art. 17. Sobald die Herren Delegirten nad den Beftimmungen des 
Artikel 1. die Uebergabe und Beſitznahme der gegenfeitig abgetretenen Ges: 
biete vollzogen haben werden, fo follen diefe nämlichen Delegirten der Com⸗ 
miſſarien obne Auffhub fih mit Anfertigung der Grenzberihtigungs-Proto- 
colle, Gemeinde vor Gemeinde, befchäftigen, nachdem fie vorher die Grenze 
auf ihrer ganzen Auspehnung durch Grenzfteine haben bezeichnen laſſen. 

Den Grengberihtigungs= Protocollen follen die von den gedachten De— 
legirten, und von den dem Gefchäfte beimohnenden Ingenieur und Geo— 
metern, jo wie von Maire’d und Bürgermeiftern der betheiligten Gemeinden 
unterfchriebenen Grenz = Karten beigefügt werben. 

Sie werden darin nad WVorfchrift des Artifel 11. alle jene Gerechtfame 
anführen, in deren Befig die Gemeinden und ihre Einwohner fidh befinden, 
und die ihnen gegen die angrenzenden Gemeinden zuftehen, welcher Art fie 
auch immer fein mögen. 

Bei diefem Gejchäfte werden die Herren Delegirten genau die Ins 
firuetionen befolgen, die ihnen zu diefem Behufe von den Herren Com: 
miffarien ertheilt worden. 

Die Sammlung aller diejer GrenzberihtigungssProtocolle, wovon bie 
‚ Herren Delegirten jedem Bürgermeifter und Maire der betreffenden Ge— 
meinden ein Eremplar übergeben, und ein zweites Eremplar an das Archiv 
der föniglichen Regierung zu Trier (für Preußen) und in das Ardiv des 
Mofeldepartements Cfür Frankreich) abgeben werden, wird die Fortfegung 
der gegenwärtigen Lebereinfunft bilden, und fomit zeigen, daß fie vollftändig 
in Ausführung gekommen ift. Zu dieſem Zwecke follen zwei andere Driginals 
Ausfertigungen der gedachten Grenzberichtigungs-Protocolle, fo wie der ihnen 
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beigefügten Grenz- Karten der gegenwärtigen Webereinfunft angefchloffen 
werden, damit die eine davon in dem Augenblide, wo vie — — die 
Arbeiten ihrer Delegirten unterſuchen und genehmigen werden, ausgetauſcht 
werde, und das Archiv eines jeden Staates, außer der Art und eiſe der 
Redaction, die er hat befolgen ſollen, auch die Redaction, die der ander: 
Staat befolgt hat, beſitzen möge. 

Die beſagten, von den Herren Commiſſarien verificirten und genehmigten 
Protocolle, follen die nämlihe Kraft und Gültigfeit haben, ald wenn fie ver 
gegenwärtigen Uebereinfunft von Wort zu Wort einverleibt wären. 

Art. 18. Wenn bei der Anfertigung der Grengberichtigungs- Protocol 
die Delegirten es für nützlich erachten follten, irgend eine Parcele Landes 
auszutaufchen, fei ed, um die Grenzlinie berzuftellen, oder um die Communi— 
cationen von Dorf zu Dorf zu erleichtern, fo find fie ermächtigt, diefe Austau- 
[chungen ihren betreffenden Commiffarien in Borfchlag zu bringen, Alles fo weit 
wie möglich mit wechfelfeitigem Bortheile, gleihem Fächeninhlalte und Wertbe. 

Art. 19. Die gegenwärtige Uebereinfunft foll ratificirt werben, unt 
die Auswechſelung der Natificationen binnen ſechs Wochen, oder, wenn es 
möglich ift, früher ftatthaben. 

Def zur Urfund haben die betreffenden Commiffarien Gegenwärtigrs 
unterzeichnet. 

Geſchehen zu Saarbrüden, ven 23. Drtober 1829, 


9. MNheinfchiffahrtd » Acte vom 31. März 1831 nebft den darauf bezüglichen 
Verträgen. 
(S. Baben.) 


10. Vertrag wegen Auslieferung flüchtiger Verbrecher. 21. Juni, ratificirt 
20. Auguft 1843. 


Art.1. Das preußifche und das franzöfiihe Gouvernement verpflid- 
ten ſich durch gegenwärtige Convention gegenfeitig, mit Ausnahme Ihret 
Nationalen, die von Preußen nah Franfreih und von Franfreihb nad 
Preußen flüchtig gewordenen, durch die competenten Gerichtshöfe als Ur— 
heber oder Theilnehmer der unten (Artikel 2) aufgeführten Verbrechen zur 
Unterfuhung gezogenen oder verurtheilten Individuen auszuliefern. Dieſe 
———— ſoll in Folge des von der einen der beiden Regierungen an 
die andere im diplomatiſchen Wege zu richtenden Antrags ftattfinden. 

Art. 2. Die Verbrechen, derentwegen gegenfeitig die Auslieferung 
bewilligt werden foll, find folgende: 1) Meuchelmord, Öiftmifchere, Pater: 
mord, Kindermord, Todtfchlag, Nothzucht, vollendete oder verfuchte gewalt- 
fame Verlegung der Schaamhaftigkeit; 2) Branpftiftung; 3) BVerfälfhung 
von autbentifchen Schriften oder Handelspapieren, und von Privatfchriften, 
mit Inbegriff ver Nachmachung von Banfbillets und öffentlihen Papieren, 
wenn die angefchuldigte That von Umftänden begleitet ift, die, falls dieſelbe 
in Franfrei begangen wäre, die Anwendung einer peinlihen und ent- 
ehrenden Strafe zur Folge haben würden; 4) Nachmachung oder Ausgebung 
falfher Münzen mit Inbegriff der Nachmachung, Ausgebung oder Verfäl: 
{hung von Papiergeld; 5) falfches Zeugniß, Berleitung von Zeugen zu einer 
falihen Ausſage; 6) Diebftahl, wenn derjelbe von Umftänden begleitet ift, 
die ihm nad der Gefeggebung beider Staaten den Character eined Ver— 
brechens geben; 7) Unterfchlagungen feitens öffentlicher Eaffenbeamten, für 
ven Fall, daß diefelben nad den frangöfifchen Gefegen mit einer peinliden 
und entehrenden Strafe beftraft werden; 8) betrüglicher Banferott. 

Art. 3. Alle Sachen, welche fih im Befiß eines Angefchuldigten zur 
Beit feiner Berhaftung befinden, follen in dem Moment mit überliefert werben, 
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wo die Auslieferung bewirft wird, und es wird fich diefe Aushändigung 
nicht blog auf die entwendeten Sachen befchränfen, fondern alle diejenigen 
Gegenftände mit umfafien, welche zum Beweiſe des Verbrechens dienen fönnten. 

Art. 4 Die Urkunden, melde zur Unterftügung des Antrags auf 
Auslieferung beigebracht werden müſſen, find ver Verhaftsbefehl, welcher 
gegen den Angeſchuldigten erlaffen und in den durd die Gefesgebung des 
die Auslieferung begehrenden Gouvernements vorgefchriebenen Formen aus— 
gefertigt ift, oder alle anderen Urfunden, die wenigfteng diefelbe Kraft ale ver ge: 
dachte Befehl haben, und ſowohl die Natur und Schwere des in Rede ſtehenden 
Verbrechens, ald auch das darauf anwendbare Strafgefeg näher bezeichnen. 

Art. 5. Wenn das Individuum, deffen Auslieferung verlangt wird, 
in dem Lande, wohin es ſich geflüchtet, bereits wegen eines eben dafelbft 
begangenen Verbrechens oder Vergehens zur Unterfuhung gezogen ober 
verurtheilt ift, fo braudt daſſelbe erft nad Abbüßung der gegen daſſelbe 
erfannten Strafe ausgeliefert zu werben. 

Art. 6. Die Auslieferung fannı nicht ftattfinden, wenn feit den ange: 
ſchuldigten Thatſachen, feit der eingeleiteten Unterfuhung oder der Verur- 
theilung, die Anflage oder die Strafe nach den Gefegen des Landes, wohin 
der aan oder Verurtbeilte ſich geflüchtet hat, verjährt ift. 

Art. 7. ie dur die Haft, den Unterhalt und den Transport der 
der Auggelieferten bis zu dem Orte, wo die Lleberlieferung bemirft wird, 
erwachfenen Koften trägt derjenige Staat, in deffen Gebiete die Ausgelieferten 
ergriffen worben find. 

Art. 8. Die Beftimmungen der gegenwärtigen Convention fönnen nicht 
auf Individuen Anwendung finden, die ſich irgend ein politiſches Vergehen 
haben zu Schulden fommen laffen. 

Die Auslieferung kann nur behufs der Unterfuhung und Beftrafung 
gemeiner Verbrechen erfolgen. 

Art. 9. Wenn ein reclamirtes Individuum Berbindlichfeiten gegen 
Privatperfonen eingegangen ift, an deren Erfüllung es durd feine Ausliefe- 
rung verhindert wird, fo foll daffelbe dennoch ausgeliefert werden, und bleibt 
dem dadurch beeinträchtigten Theile überlaffen, feine Rechte vor der compe- 
tenten Behörde geltend zu machen. 

Art. 10. Die gegenwärtige Convention wird erft zehn Tage nach ihrer 
in Gemäßbeit der durch die Geſetzgebung beider Länder vorgefchriebenen 
Formen erfolgten Publication zur Ausführung gebracht. 

Art. 11. Die gegenwärtige Convention bleibt bis zum Ablaufe von 
ſechs Monaten nach der feitend des einen der beiden contrabirenden Gou- 
vernements erfolgten Auffündigung in Kraft. 

Sie wird ratifieirt und die Ratificationen werden binnen zwei Monaten, 
oder wo möglich früher, ausgewechielt werben. 

Dep zu Urfund haben vie refpectiven Bevollmächtigten ſolche unter- 
fchrieben und verfelben ihre Wappen beigevrüdt. 

Geſchehen zu Paris, den 21. Juni 1845. 


11. Reglement über den internationalen Gifenbabndienft. 8. October 1848. 
(8. Belaten.) 


4. Griechenland. 


Handels- und Schiffahrtsvertrag. 31. Juli, ratifieirt 12. Auguft 1839. *) 


Seine Majeftät der König von Preußen und Seine Majeftät der König 
son Griechenland, gleihmäßig von dem aufrichtigen Wunfche befeelt, die 


*) Amtliche Meberfepung. 
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freundfchaftlichen Verhältniſſe aufrecht zu erhalten, welche bisher jo glücklich 
zwifchen Ihren beiverfeitigen Staaten beftanden haben, und die Danvels- 
verbindungen zwifchen felbigen auszudehnen und zu befeftigen; und überzeugt, 
daß diefer Zwed nicht beffer als durd Annahme eines beiden Staaten gleih 
vortheilhaften, auf Grundſätzen der Billigfeit beruhenden Syſtems einer 
gänzlichen Freiheit der Schiffahrt und vollfommenen Gegenfeitigfeit erreicht 
werden Fann, find in Folge deſſen übereingefommen, wegen des Abichluffes 
eines Handels- und Sciffahrtsvertrages in Unterhandlung zu treten, und 
haben zu diefem Behufe Bevollmädtigte ernannt, welde, nad Auswechſe— 
lung ihrer in quter und gehöriger Form befundenen Vollmachten, vie fol- 
genden Artikel feftgeftellt baben: 

Art. 1. Den lintertbanen der beiden hoben contrabirenden Theile fol 
es freifteben, in den Häfen, Plätzen und Flüffen der Gebiete des anderen 
Theile, überall wo der fremde Handel den eigenen Untertbanen erlaubt ift, 
mit aller Sicherheit für ihre Perfonen, Ladungen und Schiffe zu lanven. 
Sie follen dafelbft fih aufhalten, und in jevem Theile ver gedachten Gebiete 
Wohnſitz nehmen, Häufer und Magazine miethen und für ihren Handel inne 
haben dürfen, und überhaupt für ihre Perfonen wie für ihr Einentbum ver 
vollftändigften Sicherheit genießen, auch foll ihnen für ihre Handelsgeſchäfte, 
unter der Verpflichtung, fih den Gefegen und Verordnungen der rein. 
en zu unterwerfen, verfelbe Schuß gewährt werden, deſſen die Inländer 
genießen. 

Art. 2. Die preußifchen, mit Ballaft oder mit Yadung in die Häfen 
Griechenlands einlaufenden Schiffe, von weldhem Drte fie auch Fommen 
mögen und welcher Herkunft auch ihre Yadung fei, follen bei ihrem Ein- 
laufen, ihrem Aufenthalte und ihrem Ausgange, binfichtlih der Tonnenz, 
Leuchtthurm-, Lootſen- und Hafengelver, wie auch hinfichtlih der Gebühren 
der Öffentlichen Beamten und aller anderen Abgaben oder Laſten irgend einer 
Art oder Benennung, welde im Namen oder zum Vortheile ver Regierung, 
ber Drtsverwaltungen oder irgend welcher Privat-Anftalten erhoben werben, 
auf eben dem Fuße, wie die von demfelben Drte fommenvden Nationalichifte 
dehandelt werden. Umgekehrt follen die griechifhen, mit Ballaft oder mit 
Ladung in die Häfen des Königreichs Preußen einlaufenden Schiffe, von 
welhem Orte fie auch fommen mögen und welder Herfunft aud ibre 
Ladung fei, bei ihrem Einlaufen, ihrem Aufenthalte und ihrem Aus- 
gange, binfichtlih der Tonnen-, Leuchttburm-, Lootfen- und Hafengelder, 
wie auch hinfichtlich ver Gebühren ver öffentlichen Beamten und aller anderen 
Abgaben oder Laften irgend einer Art oder Benennung, welde im Namen 
oder zum Bortheile der Regierung, der Focalverwaltungen oder irgend meldyer 
Privat-Anftalten erboben werden, auf eben dem Fuße, wie die von demfelben 
Drte fommenden Nationalfchiffe behandelt werven. 

Art. 3. Alles, was geleglich mittelft preußiicher Schiffe in die Häfen des 
Königreichs Preußen eingeführt werdendarf, foll dafelbft gleicherweife durch grie- 
hifche Schiffe, von welchem Orte fie auch fommen, und ihre Ladung mag in Er: 
zeugniffen des Bodens oder ver Induftrie Griechenlands beftehen, oder aus irgend 
einem anderen Rande berfommen, eingeführt werden dürfen, ohne andere oder 
höhere Abgaben oder Gebühren irgend einer Art oder Benennung, weldye im Na- 
men ber zum Bortheile ver Regierung, der Ortöverwaltungen oder irgend welcher 
Privat-Anftalten erhoben werden, zablen zu müffen, als wenn die Einfuhr 
auf Nationalfchiffen ftattfände. Umgekehrt foll Alles, was geſetzlich mittelft 
griechifcher Schiffe in Griechenland eingeführt werden darf, dafelbft gleicher: 
weiſe durch preußifche Schiffe, von welchem Drte fie auch fommen, und ihre 
Ladung mag in Erzeugniffen des Bodens oder der Induftrie Preußens 
beftehen, oder aus irgend einem anderen Lande herfommen, eingeführt werden 
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dürfen, ohne andere oder höhere Abgaben oder Gebühren irgend einer Art 
oder Benennung, welde im Namen oder zum Vortheile der Regierung, der 
Drtöverwaltungen oder irgend welcher Privat-Anftalten erhoben werden, 
zahlen zu müfjen, als wenn die Einfuhr auf Nationalfchiffen ftattfünde. 

Art. 4 Alles, was geſetzlich auf preußifchen Schiffen aus den Häfen 
des Königreihs Preußen ausgeführt werden darf, foll aus viefen gleicher: 
weiſe auf griechischen Schiffen, mwobin fie auch beftimmt fein mögen, aus 
geführt werben dürfen, obne andere oder höhere Abgaben oder Gebühren 
irgend einer Art oder Benennung, melde im Namen over zum Vortheile 
der Regierung, der Drtsverwaltungen oder irgend welcher Privat: Anftalten 
erhoben werden, zablen zu müffen, als wenn die Ausfuhr auf Nationals 
fchiffen erfolgte. Umgekehrt foll Alles, was gefeglich auf griechiſchen Schiffen 
aus Griechenland ausgeführt werden darf, gleicherweife auf preußifchen Schiffen, 
wobin fie auch beftimmt fein mögen, ausgeführt werden dürfen, obne andere oder 
höhere Abgaben over Gebühren irgend einer Art oder Benennung, welde im 
Namen oder zum Vortheile der Regierung, der Ortöverwaltungen oder irgend 
welcher Privat-Anftalten erhoben werten, zablen zu müffen, als wenn bie 
Ausfuhr auf Nationalſchiffen erfolgte. 

Art. 5. Man bat fih ausprüdlid dahin verftändigt, daß die vorher— 
gehenden Artikel 2, 3 und 4 auf die Küftenfchiffakrt eder Cabotage, das 
heißt auf den Transport der Maaren, welde in einem Hafen mit der Be— 
ſtimmung für einen anderen Hafen veffelben Gebietes eingeladen werben, 
feine Anwendung finden, weldye Scyiffahrt ein jeder der beiden hoben contra— 
hirenden Theile fih vorbehält. 

Art. 6. Ein jeder der hoben rontrabirenden Theile verpflichtet ſich, 
bei feinen Anfäufen, oder bei denen, welche durch in feinem Namen und 
unter feiner Autorität handelnde Gefellfchaften oder Agenten gefchehen, ven 
auf feinen eigenen Schiffen oder auf denen einer dritten Nation erfolgten 
Einfuhren feinen Vorzug vor den Einfuhren auf den Schiffen des anderen 
contrabirenden Theiles zu gewähren. 

Art. 7. Es follen als preußifche oder griechifche Schiffe diejenigen 
angefehen werben, welche in Uebereinftimmung mit den in ihren refp. Ländern 
Ä Te Reglements befeffen und gefahren werden. Die hohen contra- 
birenvden Theile behalten fich die Ausmwechlelung von Erflärungen vor, um 
deutlih und beftimmt vie Papiere und Documente zu bezeichnen, womit, 
ihren Anordnungen gemäß, ihre Schiffe verfeben fein müffen. Wenn nad 
der, fpäteftens drei Monate nach Unterzeichnung des gegenwärtigen Vertrages 
sorzunehmenden Auswechfelung,, einer der hohen contrahirenden Theile fich 
in dem Falle befinden follte, feine in Beziehung bierauf beſtehenden Vor— 
Schriften abzuändern oder zu modificiren, fo foll dem anderen Theile davon 
amtlihe Mittheilung gemacht werben. 

Art. 8. Die beiven hohen contrabirenden Theile verpflichten fih, auf 
die Schiffahrt der beiderfeitigen Schiffe zwifchen ihren refp. Gebieten feine 
höhere oder andere Tonnengelder oder andere Abgaben, welder Art oder 
Benennung es auch fei, zu legen, als diejenigen, welde auf jede anvere 
Schiffahrt, mit Ausnahme der im Artifel 5 des gegenwärtigen Vertrages 
von ihnen vorbehaltenen, gelegt werden. 

Art. 9. In den preußifchen Häfen follen auf die Erzeugniffe des 
Bodens oder des Kunftfleißes Griechenlands feine Verbote, Befchränfungen 
der Ein- oder Ausfuhr, oder Abgaben irgend einer Art oder Benennung 
great werden dürfen, als in fo weit diefe Verbote, Befchränfungen und 

bgaben eben fo aud auf die gleichartigen Gegenftände, welche aus irgend 
einem anderen Rande herfommen, gelegt werden. Umgekehrt follen in den 
griechiſchen Häfen auf die Erzeugniffe des Bodens oder des Kunftfleißes 
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Preußens feine Verbote, Beichränfungen der Ein- oder Ausfuhr, oder Ab- 
gaben irgend einer Art oder Benennung gelegt werben dürfen, ale in fo meit 
diefe Verbote, Befchränfungen und Abgaben eben fo aud auf bie gleid- 
artigen Gegenftände, welche aus irgend einem anderen Lande herkommen, 
gelegt werden. 

Art. 10. Alle Niederlagebefugniffe und alle Prämien und Abgaben-Erftat- 
tungen, weldye in dem Gebiete des einen der hohen contrabirenden Theile ver 
Einfuhr oder der Ausfuhr zur See irgend eines Gegenftandes bewilligt werden 
möchten, follen in verfelben Weife den gleichartigen Gegenftänden, melde 
Erzeugniffe des Bodens oder des Kunftfleifes des anderen contrabirenven 
Theiles find, und den Ein- und Ausfuhren auf deffen Schiffen zugeftanden 
werben. 

Art. 11. Man ift dahin einverftanden, daß in dem Falle, wo dad 
eine der beiden Gouvernements in Folge eines fürmlichen Vertrages, gegen 
Zuficherung einer entiprechenden Verminderung der Abgaben oder anderer 
befonderen Handelsvortheile, die Abgaben von den rohen oder verarbeiteten 
Erzeugniffen eines anderen Landes ermäßigen, oder dieſem anderen Vortbeile 
oder J—— (wie z. B. ſolche, von denen in den Artifeln 9 und 10 
die Rede ift) zugeftehen würde, das andere der den gegenwärtigen Vertrag 
eingehenden Gouvernements die nämlichen Abgabenverminderungen für feine 
Einfuhren in die Häfen des erfteren, oder die nämlichen Vortheile und Er- 
leichterungen für ven Handel und die Schiffahrt feiner Interthbanen nur dann 
foll in Anfprudy nehmen fönnen, wenn es diefelbe Abgabenverminderung oder 
diefelben anderen Vortheile anbietet, auch erft in dem Augenblide in ven 
Genuß jener treten foll, wo es dieſe ficher geftellt, oder, ſofern es vergleichen 
nicht von eben dem Umfange und bverfelben Art vorfchlagen fünnte, eine 
angemefjene Gegenleiftung dafür gewährt haben wird. In jedem Kalle würde 
darüber eine befonvere Webereinfunft zwifchen beiven Gouvernements zu 
treffen fein. 

Art. 12. Den Untertbanen ver beiden hoben contrahirenden Theile, 
welche mit ihren Schiffen an einer der dem anderen Theile gehörigen Küften 
angelangt find, aber nicht in den Hafen einlaufen, oder, nachdem fie in den- 
felben eingelaufen find, feinen Theil ihrer Ladung Löfchen wollen, foll es 
freiftehen, wieder abzugeben und ihre Reife fortzufegen, ohne irgend andere 
Abgaben oder Gebühren für das Schiff oder deſſen Ladung zu entrichten, 
als die Lootſen⸗, Bollwerks- und Leuchtthurmsgebühren, wenn diefe in den— 
felben Fällen von den Nationalfchiffen erhoben werden. Es verftebt fich 
jedoch, daß fie fich ſtets nach den, die Schiffahrt und die Pläge oder Häfen, 
wo fie anlanden dürfen, betreffenden Reglements und Verordnungen, welche 
für die Nationalfchiffe beiteben oder beiteben werven, richten müſſen, und 
daß es den Zollbeamten geftattet ift, während vie Schiffe in deren amtlichen 
Bezirfe verweilen, diefelben zu unterfuchen, am Bord zu bleiben, und vie 
nöthigen Vorkehrungen zu treffen, um allen unerlaubten Handel vorzubeugen. 

rt. 13. Die boben contrabirenden Theile fommen überein, Feine 
Seeräuber in Häfen, Buchten und Anferplägen ihrer Staaten aufzunehmen, 
und die ganze Strenge der Gefege gegen alle ald Seeräuber befannte Per- 
fonen anzuwenden, jo wie auch gegen alle in ihren Staaten ſich aufbaltenve 
Individuen, welche des Einvernehmens over der Mitfchuld mit felbigen über: 
führt fein möchten. Alle ven Untertbanen der hoben contrabirenden Theile 
ehörigen Schiffe und Ladungen, welche von Seerüubern etwa genommen und 
n die Häfen des einen oder des anderen geführt werden, oder welche auf 
andere Weife in die Gewalt der Gouvernements fallen möchten, werben ibren 
Eigenthümern oder deren mit gehöriger Autorifation verfehenen Bevollmäd- 
tigten zurüdgegeben werben, wenn fie die Identität und das Eigenthum 
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beweifen, und diefe Zurüdgabe wird felbft dann fattfinden, wenn der zurüd- 
geforderte Gegenftand in den Händen eines Dritten befindlich fein follte, 
vorausgefegt, daß es erwiefen wäre, daß der Erwerber wußte oder wiffen 
fonnte, daß der fraglice Gegenftand von Seeraub herrühre. 

Art. 14. Es wird ferner verabredet, daß die Schiffe ded einen der 
hoben contrahirenvden Theile, wenn fie in die Häfen des anderen eingelaufen 
find, fih darauf beichränfen fünnen, ganz nad dem Wunfche des Capitains 
oder des Eigenthümers nur einen Theil ihrer Ladung zu löfchen, und daß 
fie mit dem Meberrefte frei wieder abgeben fünnen, ohne irgend Abgaben oder 
Gebühren, ald nur für den Theil ihrer Yadung zu entrichten, der an das 
Land gebracht, und auf dem das Verzeihni der Gegenftände, mit denen 
das Schiff beladen war, enthaltenen Manifefte notirt und durchftrichen werden 
wird, welches Manifeft ver Zollbehörde des Ortes, wo das Schiff gelandet 
ift, vollftändig vorgelegt werden muß. Für den Theil der Ladung, welden 
das Schiff wieder mit zurüdnimmt, ift Nichts zu entrichten; —8* kann 
damit feine Reife nach einem oder mehreren Häfen deſſelben Landes fort— 
jegen, und dafelbft, wenn der Ueberreft der Ladung aus zur Einfuhr erlaubten 
Gegenftänden beftehet, darüber gegen Erlegung der betreffenden Abgaben 
verfügen, over aud) nad jedem anderen Lande ſich begeben. Es ift jedoch 
wohl verftanden, daß die von den Schiffen felbft zu zahlenden Abgaben und 
Gebühren aller Art in dem erften Hafen, wo fie ihre Ladung brechen oder 
einen Theil verfelben ausladen werden, zu entrichten find; daß ihnen aber 
feine ähnlichen Abgaben oder Gebühren in den Häfen deſſelben Kandes, wo 
die fraglihen Schiffe fpäterhin einlaufen möchten, von Neuem abgeforvert 
werden follen, wenn nicht aud die Nationaljchiffe in demjelben Falle einigen 
weiteren Abgaben unterworfen fein follten. 

Art. 15. Es ift augdrüdlide Cinigung dahin erfolgt, daß die Be— 
fimmungen aller vorhergehenden Artifel, mit Ausnahme ver Artifel 1, 5, 
7, und 13, nur auf die Schiffahrt und ven Seehandel beider contrahirenden 
Theile, das heißt auf die Schiffe und Waaren Bezug haben, welde in den 
Seehäfen oder in allen anderen Ausladeplägen anfommen, wo der fremte 
Handel den eigenen Untertbanen erlaubt ift. 

Art. 16. Ein jeder der hoben contrabirenten Theile gefteht dem ans 
deren das Recht zu, in feinen Häfen und Hanvelsplägen Confuln, Vice— 
Conjuln oder Hanvdeld-Agenten zu unterhalten, welde allen Schuges ge- 
nießen und allen erforberlihen Beiftand erhalten follen, um ihre amtlichen 
Berrichtungen gehörig verwalten zu können; fie behalten fidy jedoch vor, den 
amtlichen Wohnfig eines Conſuls, Vice-Conſuls oder Agenten an einem 
folhen Drte zu verweigern, welchen fie davon auszunehmen für angemefjen 
erachten möchten. 

Die in gehöriger Form von den betreffenden Gouvernementd ernannten 
Eonfuln jeder Elaffe werten in einem wie in dem anderen Sande, nachdem 
fie von demjenigen Gouvernement, in deſſen Gebiete fie refiviren follen, das 
Erequatur erhalten haben werden, fowohl für ihre Perfonen, als auch für 
ihre Amtsverrichtungen derfelben Privilegien wie die Confuln der begünftigt- 
ften Nationen genießen; wohl verftanven jedod, daß, wenn dergleichen Pri- 
vilegien anderen Nationen nur unter bejonderen Bedingungen zugeftanden 
find, das betreffende Gouvernement darauf nur, wenn es diefelben Bedin— 
gungen erfüllt, Anſpruch machen fann. 

Uebrigeng wird ausdrücklich erklärt, daß den geraten Confuln, Vice: 
Conſuln over Hanvdelsagenten im Falle eines — oder eines un— 

eeigneten Betragens gegen die Geſetze oder die Regierung des Landes, wo 
Hr rejipiren, von dem verlegten Gouvernement, unter Mittheilung feiner Bes 
weggründe an das andere Gouvernement, die Ausübung ihrer Amtsver: 
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richtungen wird entzogen werben können. Es verftebt fih jedoch, daß bie 
auf die Gefchäfte des Conſulats Bezug habenden Archive und Urkunden 
vor jeder Unterfuchung gefichert find, und forgfältig unter dem Siegel ver 
Eonfuln, Biceconfuln oder Handelsagenten und demjenigen der Ortsbebörte 
aufbewahrt werden müſſen. 

Die Confuln, Viceconfuln und Handeldagenten, oder diejenigen, welde 
zu deren Vertretung gebörig autorifirt find, follen das Recht haben, in Diefen 
Eigenſchaften bei Streitigkeiten, welche zwiſchen den Gapitainen und den 
Mannſchaften der Schiffe der Nation, deren ntereffen fie wabrnebmen, 
entftehben möchten, als Richter und Echietgrichter zu dienen, obne daß Die 
Localbebörden dabei einfchreiten pürfen, wenn das Betragen des Schiffsvolks 
oder des Capitains nicht etwa die Ordnung oder Nube des Landes ftört, 
oder wenn nicht die Eonfuln, Viceconſuln oder Handelgagenten, deren Ein- 
fchreitung zur Vollziehung oder Aufrechtbaltung ihrer Entfcheidungen in 
Anfprucd nehmen. Es verftebt fi, daß diefe Art von Entſcheidungen over 
ſchiedsrichterlichen Ausſprüchen vie ftreitenden Theile nicht des ihnen zufteben- 
den Rechtes beraubt, bei ihrer Rüdfehr ven Recurs an die Gerichtsbehörden 
ihres Baterlandes zu ergreifen. 

Art. 17. Die gedachten Confuln, Biceconfuln oder Hantelsagenten 
follen befugt fein, zum Zwede der Ergreifung, Feſtnahme und BVerbaftung 
der Deferteurs von den Kriegs- und Handelsſchiffen ihres Yandes den Beis 
ftand der Ortsbehörden anzurufen; fie werden fi in dieſer Hinfiht an vie 
competenten Gerichtshöfe, Nichter und Beamten wenden, und die in Rede 
ſtehenden Deferteurs fchriftlih reelamiren, wobei fie durd Mittheilung ver 
Schiffsregifter oder Mufterrollen, oder durch andere amtliche Documente ven 
Deweis zu führen haben, daß diefe Individuen zur Mannfcdaft des be 
treffenden Schiffs gebört haben, bei welcher Beweisführung die Auslieferung 
nicht verfagt werden foll. 

Wenn dergleichen Deferteurs ergriffen find, follen fie zur Dispofition 
der gedachten Conſuln, Biceconfuln oder Handelsagenten geftellt, auch fünnen 
fie auf Regquifition und Koften des reclamirenden Theile in den Gefäng- 
niffen des Landes feftgehalten werden, um demnächſt ven Schiffen, denen de 
angehören, oder anderen Schiffen verfelben Nation zugefenvet zu werden. 
Würde aber diefe Zurüdfendung nicht binnen zweier Monate vom Tage ibrer 
Verhaftung an erfolgen, fo follen fie in Freiheit gefest, und wegen verfelben 
Urfache nicht wieder verhaftet werden können. 

Es verftebt fi) jedoch, daß, wenn der Deferteur irgend ein Verbrechen 
oder Vergeben begangen haben follte, jeine Auslieferung ausgefegt werden 
darf, bis der Gerichtshof, bei dem die Sache anbängig ift, fein Urtheil 
ausgeiprocen haben und viefes Urtheil vollftredt fein wird. 

Art. 18, In dem Falle, daß ein Schiff eines der hoben contrabirenden 
Theile an den Küften des anderen Theils Strandung, Schiffbruch oder fonft 
Beſchädigung erlitten haben follte, wird den verunglüdten oder in Gefabr 
befindlichen Perfonen alle Hülfe und Beiftand geleiftet, und follen ibnen 
Päſſe zur Nüdfehr in ihr Vaterland ertbeilt werden. Was von den Schiffen 
und Waaren gerettet ift, oder wenn es verfauft worden, der Erlös daraus, 
foll den Eigenthümern oder deren Rechtövertretern, wenn es binnen Yabr 
und Tag reclamirt wird, gegen Erlegung der Bergegelver znrüdgegeben 
werden, welde die Nationalfchiffe in demſelben Falle entrichten würden, und 
die Bergungsgefellfchaften follen die Annahme ihrer Dienfte nur in denfelben 
Fällen und nah Ablauf ver nämlichen Friften verlangen dürfen, welde den 
Capitainen und Mannfchaften der Nationalfchiffe bewilligt fein möchten, 
Die geborgenen Gegenftände follen der Entrichtung von Abgaben nur in 
jo weit unterworfen werben, als fie in der Folge zum Verbrauche in dem 
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Lande, wo der Schiffbruch ftattgefunden bat, beftimmt werben follten. In 
jedem Falle joll das Tafelwerf eines fchiffbrüchigen Schiffes feiner Abgabe 
unterworfen fein. 

Art. 19. Es ift verabredet worden, daß die Schiffe, welche direct aus 
dem Königreiche Preußen nad einem griedifchen Dafen, over aus dem 
Königreihe Griechenland nah einem unter der Herrſchaft Seiner Majeftät 
des Königs von Preußen ftebenden Hafen fommen, und mit einem von dem 
zuftändigen Beamten des Hafens, aus weldem jie abgegangen find, aus— 
geftellten Zeugniffe, daß in dieſem Hafen feine bösartige over anſteckende 
Krankheit vorhanden war, verfeben fein werden, feiner anderen Quarantaine, 
als derjenigen unterworfen werben follen, welche zu ihrer Unterſuchung von 
Seiten des Gefunpheitsbeamten des Hafens, wo fie angefommen find, erfor- 
derlich ift, worauf es dieſen Schiffen geitattet werden joll, fofort einzulaufen 
und ihre Ladungen zu löſchen. Es wird hiebei jedoch vorausgefegt, daß 
Niemand am Bord während der Reife von einer bösartigen oder anftedenden 
Krankheit befallen worden, daß die Schiffe während ihrer Ueberfahrt mit 
feinem Schiffe, welches felbit in vem Falle fein würde, eine Duarantaine 
halten zu müjfen, im Berfehr geftanden haben, und daß die Gegend, aus 
welcher fie fommen, zu jener Zeit nicht fo allgemein angeftedt over ver: 
dächtig fei, daß fchon vor ihrer Ankunft eine Berorpnung erlaſſen fein follte, 
mwonad alle aus diefer Gegend fommende Schiffe als verdächtig zu betrachten 
und daher einer Quarantaine unterworfen jein würden. 

Art. 20. Die hoben contrabirenden Theile find übereingefommen, über 
die Grundfäge, welche fie in Beziehung auf den Handel der Neutralen in 
Kriegszeiten, wie auch über die Kriegscontrebande befolgen wollen, fich be— 
fonders zu verftändigen. Indeſſen erflären fie fchon ſofort, daß in Rüdficht 
auf die Entfernung der reip. Yänder beider hoben contrabirenden Theile, 
und auf die daraus bervorgebende Ungewißheit über die möglicherweife ftatt- 
findenvden Begebenheiten, verabredet worden ift, daß ein, einem von Ihnen 
jugeböriges Sanvelsihir, welcdes nad einem zur Zeit feiner Abfahrt vor- 
ausfeglich blocirten Hafen beſtimmt ift, dennoc nicht wegen eines erjten 
Verfuches, in viefen Hafen einzulaufen, genommen oder condemnirt werden 
foll, es fei denn, daß bewiefen werden fünne, daß das gedadıte Schiff unter: 
weges die Fortdauer der Blocade des fraglichen Plages babe in Erfahrung 
bringen fünnen und müſſen; dagegen follen diejenigen Schiffe, welde nad 
einmaliger Zurüdweifung im Verlaufe derfelben Reife e8 zum zweiten Mal 
verfuchen follten, in —— blocirten Hafen während der Fortdauer dieſer 
Blocade einzulaufen, der Feſtnahme und Condemnation unterworfen fein. 

Art. 21. Seine Majeſtät der König von Griechenland erklären, bereit 
zu ſein, die Beſtimmungen des gegenwärtigen Vertrages (ſo weit dieſe Be— 
ſtimmungen nicht, als die Schiffahrt und den Seehandel betreffend, noth— 
wendig auf Preußen beſchränkt ſein müſſen), auch auf diejenigen mit Preußen 
zu dem Zoll- und Handelsvereine gehörigen deutſchen Staaten anzuwenden, 
welche etwa den Wunſch ausdrücken werden, mit Griechenland in das Ver— 
hältniß der Reciprocität zu treten. 

Art. 22. Der gegenwärtige Vertrag ſoll, vom Tage der Auswechſelung 
der Ratificationen ab, zehn Jahre hindurch gültig fein, und wenn vor Ab- 
laufe der erften neun Jahre der eine oder der andere der hoben contra- 
birenvden Theile dem anderen nicht feine Abficht, die Wirffamfeit des Ver: 
trages aufhören zu. laffen, mittelft einer officiellen Eröffnung angezeigt haben 
jollte, no ein Jahr ferner, und fo fort bis zum Ablaufe von zwölf 
Monaten nah einer folden Eröffnung, zu welder Zeit viefe auch erfolgen 
mag, verbindlich bleiben. 

Art. 23, Der gegenwärtige Vertrag wird von Seiner Majeftät dem 
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Könige von Preußen und von Seiner Majeftät dem Könige von Griechen- 
land ratificirt werden, und die Ratificationen deſſelben follen zu Athen binnen 
zwei Monaten, oder wo möglich nocd früher, ausgewechſelt werden. 

Zu Urkunde deffen haben die beiderfeitigen Bevollmächtigten ven gegen 
wärtigen Vertrag unterzeichnet und ihre un beigefügt. 

& gefchehen in doppelter Ausfertigung zu Athen, den 31. Juli/ı2 Aug. 1839. 


5. Großbritannien 


1. Schlufacte des Congrefjed zu Wien. 9. Juni 1815. 
(S. Deferreid,.) 


2. Vertrag in Betreff der jieben jonifchen Infeln. 5. November 1815. 


Im Namen der hochheiligen und untheilbaren Dreieinigfeit! 


Seine Majeftät der König von Preußen, Seine Majeftät der König 
des vereinigten Königsreihe von Großbritannien und Irland, Seine Ma- 
jefät der Kaifer von Defterreih, König von Ungarn und Böhmen, und 
Seine Majeftät der Kaifer aller Reußen wünſchen, von gleihem Berlangen 
befeelt, und in erfolg der zur Zeit ded wiener Congreſſes vertagten Unter: 
handlungen, das Schidfal ver fieben jonifhen Inſeln zu beftimmen, und 
die Unabhängigkeit, die Freiheit und das Glück der Einwohner dieſer Infeln 
dadurch zu fihern, daß fie und ihre Verfaſſung unter den unmittelbaren 
Schug einer der großen Mächte von Europa geftellt werden. Allerhöchſt— 
viefelben find daher übereingefommen, alled was ſich auf diefen Gegenftant 
beziebet, vurd eine befondere Convention definitiv zu reguliren, und Diele 
auf die aus dem parifer Tractat vom dreißigften Mai Ein Taufend Acht 
hundert und vierzehn erwachfenen Nechte, fo wie auf die brittifchen Erklä— 
rungen zu gründen, welche zur Zeit, wo die englifchen Waffen Eerigo, Zante, 
Gephalonien, St. Maure, Ithaka und Paro befreit haben, erlajjen wurden. 
Gegenwärtige Convention foll als ein Theil des zu Wien am neunten Juni 
Ein Taufend achthundert und fünfzehn, beim Abjchluß des Congreifes, 
unterzeichneten allgemeinen Tractats betrachtet werden; und es haben zu 
deren Verhandlung und Wollziehung die hohen contrahirenvden Theile Be— 
vollmächtigte ernannt, welde, nachdem fie ihre in guter und gehöriger Form 
befundenen Vollmachten ausgewechfelt haben, über folgende Artifel überein: 
gefommen find. 

Art. 1. Die Infeln Eorfu, Cephalonien, Zante, St. Maure, Ithaka, 
Cerigo und Paro, nebft ihrem Zubehör, fo wie fie in dem zwifchen Seiner 
Majeſtät vem Kaifer aller Reußen und der ottomannifchen Pforte am ein 
und zwanzigften März Ein Taufend Achthundert abgeſchloſſenen Tractat be 
zeichnet find, follen unter der Benennung der vereinigten Staaten der joni- 
hen Inſeln einen einzigen freien und unabhängigen Staat bilden. 

Art. 2. Diefer Staat foll unter den unmittelbaren und ausſchließlichen 
Schutz Seiner Majeftät des Königs des vereinigten Königsreichs von Groß— 
britanien und Irland, und Ihrer Erben und Nachfolger geftellt werden. 
Dem zu Folge entfagen die übrigen contrahirenden Mächte jedem befonvdern 
Rechte oder Anſpruche, welchen Sie in diefer Rückſicht hätten machen fönnen, 
und leiten für alle Beftimmungen des gegenwärtigen Tractats förm— 
lihe Gewähr. 

Art. 3. Die vereinigten Staaten der jonifchen Infeln werben mit 
Zuftimmung der fchügenden Macht die innere Einrichtung ihrer Verfaſſung 
anordnen, und um allen Theilen diefer inneren Einrichtung die erforberlide 
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FTeftigfeit und Thatkraft zu geben, werben Seine Großbritannifche Majeftät 
der allgemeinen Gefeggebung und Verwaltung diefer Staaten eine befondere 
Sorgfalt widmen. Zu dem Ende werden Se. Majeftät einen mit der er- 
forderlihen Macht und Anfehen befleiveten Lord zum Obercommifjarius 
ernennen, der dort beitändig refivire. 

Art. 4. Zur ungefäumten Ausführung der in den vorigen Artifeln 
enthaltenen Beftimmungen, und um die politifche Reorganifation der Ver— 
faſſung der vereinigten jonifchen Staaten auf die gegenwärtig bort beſtehende 
Verfaſſung zu gründen, fol der Lord Obercommiſſarius der ſchützenden 
Macht die Förmlichfeiten der Zufammenberufung einer gefeßgebenden Ver— 
fammlung anordnen, und ihre Arbeiten leiten, damit für diefen Staat eine 
neue Berfaffungs-Urfunde entworfen, und Seiner Königl. Großbritannifchen 
Majeftät zur Beftätigung vorgelegt werde. Bis zur Zeit, wo eine ſolche 
Verfaſſungs-Urkunde entworfen und gehörig beftätigt fein wird, follen vie 
beftehenven Berfaffungen in den verjchiedenen Inteln ihre Kraft behalten, 
und es foll darinnen feine andre Abänderung ale durd Seine Königliche 
Sroßbritannijche Majeftät in Ihrem Staatsrath gemacht werden fünnen. 

Art. 5. Um eines Theild den Einwohnern ver vereinigten Staaten 
der jonifhen Infeln, die aus dem hohen Schuß, unter welden fie geftellt 
find, entfpringenden Vortheile ohne Einfchränfung zu fihern, und um andern 
Theild die Ausübung der mit diefem Schuge verbundenen Rechte zu be: 
haupten, werden Se. Großbritannifhe Majeftät ermächtiget, die Feftungen 
und Pläge diefer Staaten zu bejegen und darin Garnifon zu halten. 

Die Militairmacht der befagten vereinigten Staaten foll ebenfalls unter 
die Befehle des commanpdirenden Generals ver Königl. Großbritannifchen 
Truppen geftellt werben. 

Art. 6. Se. Königl. Großbritannifhe Majeftät bewilligen, daß eine 
befondere mit der Regierung der befagten vereinigten Staaten abzufchließenvde 
Convention, nad Maafgabe der Staatieinfünfte, alle auf die Erhaltung 
der gegenwärtig beftehenden Feſtungen fowohl, als auf den Unterhalt und 
den Sold der brittiihen Befagungen und die Zahl der Mannfchaft, woraus 
fie in Friedengzeiten beftehen werden, fich beziehende Gegenftände regulire, 

Diefelbe Convention foll außerdem die Verhältniffe feftiegen, die zwifchen 
diefer bewaffneten Macht und der jonifchen Regierung beftehen. 

Art. 7. Die Kauffahrteiflagge der — Staaten der joniſchen 
Inſeln ſoll von allen contrahirenden Theilen als die Flagge eines freien, 
unabhängigen Staats anerkannt werden. Sie ſoll mit den Farben, und 
über den Wappen, welche ſie vor dem Jahre Ein Tauſend achthundert und 
ſieben führte, zugleich die Wappen aufnehmen, welche Seine Königl. Groß— 
britanniſche Majeſtät für gut finden wird, ihr zur Bezeichnung des Schutzes, 
unter welchen beſagte vereinigte joniſche Staaten geſtellt ſind, zu bewilligen, 
und um dieſem Schutze noch mehr Gewicht beizulegen, werden alle Häfen 
der befagten Staaten, rüdfichtlih der Militair- und Ehrenrechte unter brit- 
tifche Gerichtöbarfeit geftellt. 

Der Handel zwifchen den vereinigten jonifhen Staaten und den Staaten 
Seiner Majeftät des Königs von Preußen, fol viefelben Begünftigungen 
und Bortheile genießen ald der Handel von Großbritannien mit befagten 
vereinigten Staaten. 

Es follen bei ven vereinigten Staaten der jonifchen Infeln nur Com- 
mercagenten oder Confuln angeftellt, und diefe nur allein mit Führung der 
Commerrialgefchäfte beauftragt werden. Es haben felbige daher aud die 
nemlichen Borfchriften zu befolgen, denen die Commercagenten oder Eonfuln 
in andern unabhängigen Staaten unterworfen find. 

Art. 8 Alle Mächte, welche den parifer Trartat vom dreißigften Mai 
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Ein Tauſend achthundert vierzehn, und die wiener Congrefacte vom neunten 
uni Ein Taufend achthundert fünfzehn unterzeichnet haben, und außerdem 
auch Seine Majeftät ver König beider Sicilien und die ottomannifche Pforte, 
follen eingeladen werden, gegenwärtiger Convention beizutreten. 

Art. 9. Gegenwärtige Convention foll ratifieirt, und die Ratifications— 
urfunden follen binnen zweimonatlicher Frift, over früber, wenn es fein 
fann, ausgewechſelt werden. 

Zu deffen Urfund haben die refpectiven Bevollmächtigten felbige unter- 
zeichnet, und mit ihrem Wappenfiegel verſehen. 

Geſchehen zu Paris, den 5. November 1815. 


3. Allianz. 20. November 1815. 


Im Namen der allerheiligften und untheilbaren Dreieinigfeit! 


Nachdem der Zwed ver zu Wien am 25. März 1815 gefchloffenen 
Berbindung, durd die in Frankreich ftattgehabte Wiederberftellung derjenigen 
Drpnung, die durd das legte Attentat des Napoleon Bonaparte auf einen 
Augenblif umgeftoßen war, glüdlich erreicht worden, haben Ihre Majeftäten 
der König von Preußen, der Kaifer von Defterreich, der König Des ver- 
einigten Königreihs von Großbritannien und Irland und ver Kaiſer aller 
Neußen, in Erwägung: daß die Ruhe von Europa an die Befeftigung diefer 
auf die Aufrechthaltung der Föniglichen Autorität und der Verfaſſungs-Ur— 
funde gegründeten Ordnung wefentlich gefnüpft fei, und in der Abficht, alle 
in Ihrer Macht ftehenden Mittel vabin zu verwenden, daß die Öffentliche 
Ruhe, diefer Gegenftand der allgemeinen Wünfche, wie der bleibende Zwed 
Ihrer Anftrengungen, nicht von neuem geftört werde; fo wie in dem Wer: 
langen, die Bande, weldhe Sie zum gemeinfamen Wohl Ihrer Völfer ver: 
einigen, noch enger zu Fnüpfen, beichloffen, die Grundfäge, die durd die 
Trartate von Chaumont vom 1. März 1814 und von Wien vom 25. März 
1815, feierlich erklärt worden, auf die angemeffenfte Art dem gegenwärtigen 
Stande der Öffentlichen Angelegenheiten anzupaffen, und durch einen fürm- 
lichen Bertrag diejenigen Grundfäge feftzuftellen, welde Sie zu befolgen 
fi) vorfegen, Damit Europa vor den Gefahren, von welden ed noch einmal 
bedroht werden könnte, ficher geftellt werte. 

Zu diefem Zwede und um die Bedingungen eines ſolchen Tractats zu 
berathen, zu beſchließen und zu unterzeichnen, haben vie hoben contrabirenvden 
Mächte Bevollmächtigte ernannt, welche, nachdem fie ihre Vollmachten aus— 
gewechfelt und in rechter Form befunden, ſich über folgende Artifel ver: 
einigt haben. 

Art. 1. Die hohen contrahirenden Mächte verfprechen elnanver wechſel— 
feitig, den an diefem Tage mit Sr. Allerchriftlichften Majeftät gefchloffenen 
Trartat in feiner vollen Kraft aufrecht zu balten, und dahin zu wachen, 
daß den Stipulationen dieſes Tractats, fo wie denen der befonderen Con— 
ventionen die ſich auf denfelben beziehen, in ihrem ganzen Umfange genau 
und treulich nachgekommen werde. 

Art. 2. Da die hohen contrahirenden Mächte ſich in den jegt been- 
digten Krieg eingelafien haben, um vie für die Sicherheit und das Wohl 
von Europa zu Paris im vergangenen Jahre befchloffenen Anordnungen 
unverlegt zu erhalten, fo haben Ste zweddienlic erachtet, durch die gegen- 
wärtige Acte, fowohl diefe Anordnungen überhaupt, vorbehältlid derjenigen 
Movificationen, die durch den am heutigen Tage mit den Bevollmächtigten 
Sr. Majeftät des Königs von Frankreich geſchloſſenen Tractat hinzugefügt 
find, als gang befonders diejenigen Anordnungen zu erneuern und als wech— 
felfeitig verpflichtend zu beftätigen, durd welde Napoleon Bonaparte und 
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feine Familie, in Folge des Vertrags vom 11. April 1814, von der höchſten 
Gewalt in Franfreih für immer ausgejhloffen find; welche Ausfchliefung 
in voller Kraft und nöthigenfall® mit Anwendung aller Ihrer Macht auf- 
recht zu erhalten, die hoben Eontrabenten fich durd die gegenwärtige Acte 
nochmald ausdrüdlich verpflichten. Und da aud dieſelben revolutionären 
Grundſätze, durch melde der legte Uſurpations-Frevel unterftüigt worden, 
noch unter anderer Geftalt Franfreih in Aufruhr bringen, vemnad aud) 
die Ruhe fremder Staaten von neuem bedrohen fönnten: fo erfennen vie 
boben contrabirenden Mächte feierlichft die Pflicht, unter ſolchen Umſtänden 
mit verdoppelter Sorgfalt für die Ruhe und das Wohl Ihrer Wölfer zu 
wachen an, und verpflichten fih, in dem Falle, daß ein fo unglückliches 
Ereignip abermals ausbräde, unter einander und mit Sr. Majeftät dem 
Könige von Frankreich, diejenigen Maafregeln zu verabreden, melde zu 
ergreifen Sie für die Sicherbeit Ihrer refpectiven Staaten und für vie all— 
gemeine Ruhe von Europa, alsdann nothwendig erachten werten. 

Art. 3. Indem die hoben contrahirenden Mächte mit Sr. Majeftät 
dem Könige von Frankreich Übereingefommen find, während einer beftimmten 
Zahl von Jahren, durch ein Corps verbündeter Truppen eine militairifche 
Pofitiond-kinie in Frankreich befegen zu laffen, haben Sie zur Abficht ge- 
babt, den Erfolg der in den Artifeln 1. und 2. des en Tractats 
enthaltenen Stipulationen, fo weit es in Ihrer Macht ſteht, zu ſichern. 
Unabläſſig bereit, jede zur Befeſtigung des Ruheſtandes von Europa, durch 
Aufrechthaltung der jetzigen Ordnung in Frankreich, abzweckende wirkſame 
Maaßregel zu ergreifen, verpflichten Sie ſich, auf ven Fall, daß das ge— 
dachte Truppen⸗-Corps von Seiten Frankreichs entweder wirklich angegriffen, 
oder doch mit einem Angriff bedroht würde, oder daß die verbündeten Mächte 
zur Aufrechthaltung der einen oder andern der vorangeführten Stipulationen, 
oder auch zur Sicherung und Behauptung der großen Intereſſen, auf welche 
dieſe Stipulationen ſich beziehen, wiederum in Kriegsſtand gegen Frankreich 
zu treten genöthigt wären, nach den Beſtimmungen des Tractats von Chau— 
mont, und vorzüglih nad dem 7. und 8. Artifel diefes Trartats, dahin, 
daß Sie alddann außer der Truppenzahl, die Eie jest in Franfreich zurüd- 
laffen, eine jede noch Ihr volles Contingent von Sechszigtauſend Mann, 
oder einen ſolchen Theil diefes Contingents, den man in Thätigfeit zu 
fegen nad dem Bedürfniſſe des Falles befchließen wird, unverzüglich ber- 
geben mollen. 

Art. 4 Wenn aber die im vorhergehenden Artikel ftipulirte Macht 
fih wider Berhoffen unzureichend zeigte, fo werden die hohen rontrahirenden 
Mächte fi ohne Zeitverluft über die fernere Truppenzahl vereinigen, welche 
eine jede von Ihnen zur Unterftügung ver gemeinfchaftlihen Sache ftellen 
wird; und Sie verpflichten fih, nöthigenfalls ihre gefammte Streitmadt 
anzuwenden, um einen folden neu ausgebrochenen Krieg zu einem balvigen 
glüdlichen Ausgange zu fördern, wobei Sie ſich vorbehalten, in dem Frieden, 
den Sie unter gemeinfcaftlicher Uebereinfunft fchließen würden, nod folde 
Einrichtungen mit einander feftzufegen, die eine hinreichende Sicherheit gegen 
die nochmalige Wiederkehr eines ähnlichen Unglüds für Europa zu gewäh— 
ren vermöchten. 

Art. 5. Die hohen contrahirenden Mächte, indem Sie ſich zur Sicher- 
ftelung des Erfolgs Ihrer gemeinfchaftlihen Verpflichtungen während ver 
— Militair-Beſetzung, zu den in den vorhergehenden Artikeln 

eſtimmten Anordnungen vereinigt haben, fügen nod die Erflärung hinzu, 
dag aud alsvann, wenn die jest erwähnte Maaßregel ihr Enve erreicht 
haben wird, jene Verpflichtungen demungeachtet zur Ausführung derjenigen 
Maafregeln in voller Kraft verbleiben follen, die als nothwendig zur Auf 
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rechthaltung der im 1. und 2. Artifel der gegenwärtigen Acte enthaltenen 
Stipulationen anerfannt find. 

Art. 6. Um die — des gegenwärtigen Tractats zu ſichern 
und zu erleichtern, und um bag Re Freundfchatteverhältnig noch mebr 
zu befeftigen, welches dermalen die vier Souveraine zum Wohl der Welt 
verbindet, find die hohen rontrahirenden Mächte Übereingefommen, daß Sie 
zu beftimmten Zeiten, entweber durch unmittelbare Befimmung der Sou- 
veraine felbft, oder durch Ihre refpectiven Minifter, Vereinigungen er 
neuern wollen, die den gemeinfcaftlichen großen Intereſſen, jo wie ber 
Prüfung derjenigen Manfregeln gewidmet fein follen, die in jedem dieſer 
Zeitpunfte als die erfprießlichften für die Ruhe und Glüdfeligfeit ver Völker, 
fo wie für die Aufrechthaltung des Friedens von Europa, anerfannt fein werben. 

Art. 7. Der gegenwärtige Tractat wird ratificirt und die Ratifications- 
Urfunden werden ausgewechfelt werden binnen zwei Monaten, oder eber, 
wenn es thunlich ift. 

Zu Urfund deffen haben die refpectiven Bevollmächtigten diefen Tractat 
unterzeichnet, und mit ihren Wappen befiegelt. 

So gefchehen zu Paris, den 20. November 1815. 


4. Ueberfegung des in frangöfifcher und englifcher Sprache am 2. April 1824 
gefchloffenen Handeldvertrages, ratificirt 1. Mai 1824. 


Art. 1. Bon und nad dem 1. Mai viefed Jahres follen die in vie 
Häfen des vereinigten Königreiches Großbritannien und Irland ein= und 
aus denfelben auslaufenden preußifchen, ingleichen die in preußifche Häfen 
ein= oder aus diefen Häfen auslaufenden englifhen Schiffe, feinen andern 
oder höheren Abgaben oder Laften, welder Art dieſe immer fein mögen, 
unterworfen werben, als folchen, mit denen Nationalfchiffe bei ihrem Ein: 

ange in die beiderfeitigen Häfen oder bei ihrem Abgange aus denſelben 
jest belegt find, oder Fünftig belegt werden möchten. 

Art.2. Alle Erzeugni e des Bodens und des Kunftfleifes faämmtlicher, 
unter der Botmäßigfeit der hohen contrahirenden Mächte ftehenden Yänper, 
welche jet, oder in Zufunft, auf inländifchen Schiffen, in preußijche jo wie 
in großbritannifche Häfen ein- oder aus denen beider Staaten ausgeführt 
werden dürfen, follen auch auf ganz gleiche Weife in Schiffen des andern 
Staates in jene Häfen ein oder aus denfelben ausgeführt werden Fönnen. 

Art. 3. Alle Gegenftände, weldye nicht Erzeugniffe des Bodens oder 
des Kunftfleißes der von Sr. großbritannifchen Majeftät beberrfchten Länder 
find, und die gejeglid von dem vereinigten Königreiche Großbritannien und 
Irland aus, auf englifhen Schiffen, in preußifche Häfen eingeführt werden 
dürfen, follen nur mit denjenigen Abgaben belegt werden, welde für dieſe 
Gegenftände bei deren Einführung * preußiſchen Schiffen entrichtet werden. 
Auf ganz gleiche Weiſe ſollen in den Häfen des vereinigten Königreichs alle 
Gegenſtände behandelt werden, welche nicht Erzeugniſſe des Bodens oder des 
Kunſtfleißes der unter der Botmäßigkeit Sr. preußiſchen Majeſtät ſtehenden 
Länder ſind, und welche geſetzlich auf preußiſchen Schiffen in die Häfen des 
vereinigten Königreichs eingeführt werden können. 

Art. 4. Alle Güter, Waaren und Gegenſtände des Handels, deren 
Einbringung in die Häfen des einen oder des andern Staates erlaubt iſt, 
ſollen gleichen Abgaben unterworfen ſein, jene Güter, Waaren und Gegen— 
ſtände des Handels mögen auf Schiffen des andern Staates oder auf in— 
ländiſchen eingeführt werden, wie denn auch für alle, geſetzlich aus den 
beiderſeitigen Häfen auszuführende Güter, Waaren und Gegenſtände des 
Handels die nämlichen Prämien, Rückzölle und Vortheile gewährt werden 
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follen, diefe Ausführung gefhehe nun auf Schiffen des andern Staates oder 
auf inländifchen. 

Art. 5. Bei dem Einfaufe der in den einen Staat eingeführten Er- 
zeugniffe des Bodens oder Kunftfleißes des andern foll auf die Nationalität 
des Schiffes, durch welches diefe Gegenftände eingeführt worden find, feine 
Rüdfiht genommen und aus folhem Grunde weder unmittelbar noch mittels 
bar, weder durch die Regierung des einen oder des andern Staates, nod) 
durch, in deren Auftrag oder unter deren Zuftimmung handelnde, Gefell 
fchaften, Corporationen oder Agenten, irgend ein Vorzug gewährt werden, 
indem es die wahre und beftimmte Abficht der hoben contrahirenden Mächte 
ift, daß in diefer Hinficht durchaus fein Unterfchied gemacht werde. 

Art. 6. Gegenmwärtiger Vertrag foll, vom heutigen Tage ab, zehn 
Fabre und über dieſen Zeitpunft hinaus noch big zum Ablauf eines Zeit- 
raumes von zwölf Monaten beftehen, nachdem die eine oder die andere der 
eontrahirenden Mächte der andern ihre Abficht, venfelben aufzuheben, wird 
zu erfennen gegeben haben; indem eine jede der hoben contrabirenden Mächte 
fih das Recht vorbehält, der andern eine ſolche Erflärung, am Ende des 

edachten Zeitraums von zehn Nahren zugeben zu laffen; wie denn auch 

Biermit zwifchen Ihnen feftgefegt wird, daß gegenwärtiger Vertrag mit allen 
darin enthaltenen Beflimmungen, nad dem laufe von zwölf Monaten, 
von dem Zeitpunfte an gerechnet, wo die eine ver hohen contrahirenden 
Mächte jene Erflärung von Seiten der andern Macht wird erhalten haben, 
für beide Mächte nicht mehr verbindlich fein foll. 

Art. 7. Die gegenwärtige Uebereinfunft fol ratifieirt und die Rati— 
. fierationg=Urfunden jollen innerhalb eines Monate, oder wo möglich noch 
früber, in London ausgemwechfelt werben. 

Zu Urfund deſſen haben die beiverfeitigen Bevollmächtigten diefen Ver: 
trag unterzeichnet und mit ihren refpectiven Wappen befiegelt. 

Geſchehen zu London, den 2. April 1824. 


5. Handels: und Schiffahrtd: Convention des Zollvereind mit Großbritannien. 
2. März, ratificirt 26. April 1841. *) 


Art. 1. In Erwägung, daß britifchen Schiffen geftattet ift, aus den 
Häfen aller Länder mit ihren Ladungen in die Häfen Preußens und der 
übrigen Staaten des Zollvereind einzulaufen; in Erwägung der Zus 
geftändniffe, welche vermittelft der gegenwärtigen Convention dem briti= 
chen Handel binfichtlih aller Staaten dieſes Blondine gemacht worden 
find; in Erwägung ferner der Leichtigfeit, mit welcher in Folge der Ans 
wendung der Dampffraft auf die Binnenfchiffahrt die Beförderung von Güs 
tern und Waaren aller Art fowohl ftromauf-, als ſtromabwärts ftatifindet; 
in Erwägung endlich der neuen Auswege, welche auf diefe Weife dem Handel 
und der Schiffahrt zwifchen dem vereinigten Königreiche und den überſeeiſchen 
britifchen Befigungen einerfeits und den gegenwärtig zum Zollvereine ge— 
hörigen Staaten, deren einige fi als natürlicher Auswege für ihren Handel 
folher Häfen bedienen, welche nicht innerhalb ihres eigenen Gebietes liegen, 
andererfeits eröffnet werden fünnen, ift man übereingefommen, daß von 
und nach dem Tage der Auswechfelung der Ratificationen des gegenwär— 
tigen Vertrages, preußifche Schiffe und die Schiffe der Übrigen zu dem 
Zollvereine gehörigen Staaten nebft ihren Ladungen, fofern viefelben aus 
ſolchen Gütern beftehen, die gefeglid von biefen Schiffen in das ver- 
einigte Königreich und die auswärtigen britifchen Befigungen aus den Häfen 


N Der Vertrag ift in deutfcher und englifcher Sprache gefchloffen. 
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derjenigen Länder eingeführt werben bürfen, welchen viefelben angehören, — 
fünftig, wenn folde Eciffe aus den Mündungen ver Maas, der Ems, ver 
Wefer und der Elbe, oder aus den Mündungen irgend eines jchiffbaren, 
zwifchen ver Elbe und der Maas liegenden Fluſſes fommen, welcher einen 
Verbindungsweg zwilchen dem Meere und dem Gebiete irgend eines der 
deutfchen Staaten bildet, die an diefem Vertrage Theil nehmen, — in dir 
Häfen des vereinigten Königreichs und der auswärtigen britifhen Befigungen 
in eben fo vollftändiger und ausgedehnter Weife follen zugelaffen werden, 
ald wenn die Häfen, aus denen biefe Schiffe vorgedachtermagen fommen, 
fih innerhalb des Gebiete von Preuien oder eines andern der Zoll: 
vereind- Staaten befänden, auch diefen Schiffen geftattet fein foll, vie oben 
erwähnten Güter unter denfelben Bedingungen einzuführen, wie dergleichen 
Güter aus den eigenen Häfen folder Schiffe eingeführt werden dürfen. Auf 
gleiche Weife follen diefe Schiffe, wenn diefelben fih von Großbritannien 
oder ven britifchen Golonialbefißsungen nad den oben näher bezeichneten 
Häfen und Pläsen begeben, eben fo behandelt werden, ald wenn viefelben 
nah einem preußifchen DOftfeehafen zurüdfehrten. Es verftehbt ſich vabei 
jedoch, daß diefe Bergünftigungen den Schiffen Preußens und der Zoll 
vereind = Staaten nur in Bezug auf Diejenigen der gedachten Häfen zuge: 
ftanden werden können, in welden man fortfahren wird, britiihe Schiffe 
und deren Ladungen bei ihrer Anfunft und ihrem Abgange auf gleichen 
Fuß mit ven Schiffen Preußens und der übrigen Bereingftaaten zu ftellen. 

Art. 2. Seine Majeftät der König von Preußen willigt ſowohl für 

Sid als im Namen der Zollvereind = Staaten ein, den Handel und vie 
Schiffahrt ver Untertbanen Ihrer Großbritaniichen Majeftät, hinſichtlich ver 
Einfuhr von Zuder und Neis, in jeder Beziehung ftetd dem Handel und 
= Schiffahrt der meift begünftigten Nationen mit diefen Artifeln gleich— 
uftellen. 
Art. 3. Für den Fall, daß andere deutſche Staaten dem deutſchen 
Bollvereine beitreten follten, wird bierburd beftimmt, daß folde anvere 
Staaten in alle Stipulationen des gegenwärtigen Bertrages eingefchloffen 
fein follen. 

Art. 4. Die gegenwärtige Convention foll bis zum 1. Januar 1842 
in Kraft bleiben, und über diefen Zeitpunft hinaus noch auf die Dauer von 
ſechs Jahren; vorausgefest, daß feiner der hoben contrabirenden Theile dem 
andern feine Abficht, die Wirkung des Vertrags am 1. Januar 1842 auf- 
hören zu laffen, 6 Monate vor Ablauf dieſes Termins erklärt bat, und 
vorausgefegt, daß auch feiner der hohen contrahirenden Theile dem andern 
feine Abficht, diefen Tractat am 1. Januar 1848 erlöfchen zu laffen, 6 Mo: 
nate vor dem Eintritte diefes Termins angezeigt bat, fo foll die gegenwär— 
tige Convention bis zum 1. Januar 1854 und über diefen Zeitpunft hinaus 
noch bis zum Ablauf eines Zeitraums von zwölf Monaten beftehen, nachdem 
die eine oder die andere der hohen contrabirenden Mächte der anderen ibre 
Abficht, venfelben aufzuheben, wird zu erfennen gegeben haben; indem eine 
jede der boben contrabirenden Mächte fi) das Recht vorbebält, der anderen 
eine folche Erflärung zugeben zu laſſen; wie denn auch hiermit zwiſchen 
ihnen feftgefegt wird, daß gegenwärtiger Vertrag mit allen darin enthaltenen 
Beftimmungen, nad dem Ablaufe von zwölf Monaten, von dem Zeitwunfte 
an gerechnet, wo die eine der hoben contrabirenden Mächte jene Erflärung 
von Seiten der anderen Macht wird erhalten haben, für beive Mächte nicht 
mehr verbindlich fein fol. 

Art. 5. Der gegenwärtige Vertrag foll ratifieirt und die Ratificationd- 
Urfunden follen binnen zwei Monaten nach dem Tage der Unterzeichnung, 
oder, wenn es fein kann, noch früher, zu London ausgewechfelt werten. 
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Zu Urfund deſſen haben die refpectiven Bevollmächtigten venfelben, 
unter Beifügung ihrer refpeetiven Siegel, unterzeichnet. 
Sefchehen zu London, den 2, März 1841. 


6. Bertrag wegen Unterbrücung des Handels mit afrifanifchen Negern. 
20. December 1841, ratificirt 9. Movember 1812. 


Im Namen der bochheiligen und untheilbaren Dreieinigfeit! 

Ihre Moajeftäten der König von Preußen, der Kaifer von Defterreich, 
König von Ungarn und Böhmen, und der Kaiſer von Rußland, von dem 
Wunſche befeelt, diejenigen Grundſätze in volle Wirffamfeit treten zu laffen, 
welche in den, von Preußen, Defterreih und Rußland in Uebereinftimmung 
mit anderen europäifchen Mächten auf dem Congreſſe zu Wien unter dem 
8. Februar 1815 und auf dem Gongreffe zu Verona unter dem 28. No 
vember 1822 abgegebenen feierlichen Erflärungen ausgefprochen worden find, 

- Erflärungen, durch weldye die gedachten Mächte ihre Bereitwilligfeit ver— 
fündet haben, an Allem Theil zu nehmen, was die vollftändige und gänz- 
liche Unterprüdung des Handels mit Negern fichern und befihleunigen möchte; 
— haben nad erhaltener Einladung feitens Seiner Majeftät des Könige 
der Franzoſen und Ihrer Mazeftät der Königin des vereinigten Königreiche 
von Großbritannien und Irland, einen Vertrag behufs wirffamerer Unter: 
prüfung dieſes Handels einzugeben, befchloffen, einen Vertrag zum Zwede 
der gänzlichen Abfchaffung jenes Handels mit einander zu unterhandeln und 
abzufchliegen: und haben zu diefem Zwede Bevollmächtigte ernannt, welche, 
nachdem fie einander ihre Vollmachten mitgetheilt und dieſelben in guter 
und geböriger Form befunden haben, die folgenden Artikel vereinbart und 
unterzeichnet haben: 

Art. 1. Ihre Miajeftäten der König von Preußen, der Kaifer von 
Defterreih, König von Ungarn und Böhmen, und der Kaifer von Rußland 
verpflichten fich, allen Handel mit Negern zu unterfagen, — möge berfelbe 
von Seiten Ihrer refpeetiven Unterthbanen, unter Ihren refpectiven Flaggen 
oder vermittelt Capitalien betrieben werden, welche Ihren refpectiven Unter: 
thbanen angehören, — und ein foldhes Gewerbe für ein Verbrechen ver See- 
räuberei zu erflären. Ihre Majeftäten erflären überdies, daß ein jedes 
Schiff, weldes den Handel mit Negern zu betreiben verfucht, durch diefe 
Thatfache allein jedes Recht auf den Schug Ihrer Flaggen verlieren fol. 

Art. 2. Um den Zwed des gegenwärtigen Vertrags vollftändiger zu 
erreichen, find die hohen contrabirenvden Theile dahin übereingefommen, daß 
diejenigen von Ihren Kriegsſchiffen, welche mit Vollmachten und fpeciellen 
Drores, entfprechend den Sormularen in der Anlage A. des gegenwärtigen 
Vertrags, verſehen find, das Recht haben follen, ein jedes dem einen oder 
dem andern der hoben contrabirenden Theile angehörige Kauffartbeifchiff 
zu durchſuchen, welches nad begründeten Anzeigen verdächtig ift, ſich mit 
dem Negerbandel zu befaffen, oder für diefen Zweck ausgerüftet zu fein, oder 
ſich mit diefem Handel während ver Fahrt, auf welder e8 von den ge- 
dachten Kreuzern angetroffen werden wird, befaßt zu haben; fowie daß dieſe 
Kreuzer befugt fein follen, ſolche Schiffe in Beichlag zu nehmen und weg— 
zufenden oder mit ſich fortzuführen, damit dieſelben in der weiter unten ver— 
abredeten Weife vor Gericht geftellt werden können. 

Das vorerwähnte Recht zur Durchſuchung von Kauffartheifchiffen des 
einen oder des anderen der hoben rontrabirenden Theile foll jevody nur von 
Kriegsichiffen ausgeübt werden dürfen, deren Befehlshaber ven Rang eines 
Capitains oder eines Kieutenants in der föniglichen oder Faiferlihen Marine 
befleiden, e8 fei denn, daß der Befehl in Folge eines Todesfalles oder aus 
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einem anderen Anlaffe auf einen Dffizier geringeren Ranges übergegangen 
wäre. Der ein foldes Kriegsſchiff befehligende Offizier muß mit Bol: 
machten nad dem Formulare, welches sub Litt. A. dem gegenwärtigen Ver— 
trage angehängt ift, verfehen fein*). 

Das gedachte gegenfeitige Durchſuchungsrecht foll auf dem mittellänpi- 
[hen Meere nicht ausgeübt werden. Vielmehr foll das Meergebiet, auf 
welches die rn Sa in Rede ftehenden Rechts befchränft wird, fo lgende 
Grenzen haben: im Norden, den 32. Grad nördlicher Breite; im Weſten, 
die öftliche Küfte Amerifad, von dem Punfte an, wo der 32, Grad nörr- 
liher Breite diefe Küfte berührt, bis zum 45. Grade fünlicher Breite; im 
Süden, den 45. Grad füdlicher Breite, von dem Punfte an, wo viefer Breiten: 
arad die öſtliche Küſte Amerika's berührt, bis zum 80, Grave öÖftlicher 
Länge, vom Meridiane von Greenwich geredinet; und im Oſten, venfelben 
Längengrad von dem Punfte an, wo er von dem 45. Grade ſüdlicher Breite 
durdfchnitten wird, bis zur Küfte von Oſtindien. 

Art. 3. Jeder der hoben contrahirenden Theile, welcher Kreuzer 
behufs der Unterbrüdung des Negerbandeld ausrüften und das gegenfeitige 
Durchſuchungsrecht ausüben will, behält fih das Net vor, nach eignem 
Ermeffen ſowohl die Zahl der Kriegsſchiffe, welde zu dem im Artifel 2. 
negenmwärtigen Vertrages feftgefegten Dienfte verwendet werden, als auch die 
Stationen zu beftimmen, wo die gedachten Schiffe kreuzen follen. 

Die Namen ver zu diefem Zwecke beftimmten Schiffe und bie übrer 
Befehlshaber follen von jedem ver hohen contrahirenden Theile ven Uebrigen 
mitgetheilt werben; auch werben vdiefelben fich gegenfeitig jedes Mal benad- 
richtigen, wenn ein Kreuzer auf eine Station geſchickt oder von dort ab: 
gerufen wird, damit die nöthigen Vollmachten von denjenigen Gouverne: 
ments, welche zur Durchſuchung ermächtigen, ausgefertigt und eben dieſen 
Regierungen von Seiten des Gouvernements, welches diefelben erhalten Bat, 
wieder zurüdgeftellt werden fünnen, wenn dieſe Urfunven nicht mehr bebufs 
Ausführung des gegenwärtigen Vertrags gebraucht werden, 

Art. 4. Unmittelbar nachdem die Regierung, weldye die Kreuzer ver- 
wendet, dem Gouvernement, welches die Durchſuchung ermäcdtigen foll, vie 
Zahl und die Namen der Kreuzer, deren Verwendung fie beabfihtigt, an: 
gezeigt haben wird, follen die zur Durchſuchung ermächtigenden Bollmachten 
nad) dem, gegenmwärtigem Vertrage sub. Litt. A. angehängten Formulare 
auggefertigt und von Seiten der Regierung, melde zur Durchſuchung er- 
mächtigt, derjenigen, welche den Kreuzer verwendet, zugeftellt werden. 

In feinem Falle darf das gegenfeitige DurlaBuneb red gegen bie 
Kriegsichiffe der hoben contrahirenden Theile ausgeübt werden. 

Die hohen contrabirenden Theile werden fi über ein befonderes 
Signal vereinigen, das zum ausſchließlichen Gebrauche der Kreuzer, welchen 
das Durchſuchungsrecht zufteht, dienen foll. 

Art. 5. Die Kreuzer der hohen contrahirenden Theile, melde in Aus— 
führung des gegenwärtigen Vertrages ermächtigt find, das Recht der Durd- 
ſuchung und Befchlagnahme auszuüben, follen in Allem, was auf die Förm- 
lichfeiten der Durchſuchung und der Beichlagnahme, fo wie auf die Maaf- 
regeln Bezug bat, welche zu ergreifen find, um die, der Verwendung zum 
Negerhandel verdächtigen Schiffe den zuftändigen Gerichten zu überliefern, 
N genau nad den diefem Vertrage sub Litt. B. angefchloffenen Inftructionen 

ten **). 

Die hohen contrahirenden Theile behalten ſich das Recht wor, für dieſe 


2) G. ©, 44, 38. 
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Inſtructionen in gegenfeitigem Cinverftändniffe diejenigen Mopificationen 
eintreten zu laffen, weldhe die Umftände nothwendig machen fönnten. 

Die Kreuzer ver hoben contrabirenden Theile follen fih unter allen 
Umſtänden gegenfeitige Unterftügung leiften, wo ein Zufammenwirfen der— 
felben von Nugen erfcheinen möchte. 

Art. 6. So oft ein unter der Slagge eines der hoben contrabirenden 
Theile fahrendes Sauffartheifhiff von einem gehörig hierzu ermächtigten 
Kreuzer der andern Macht in Gemäßbeit des gegenwärtigen Vertrages in 
Befchlag genommen wird, follen diefes Handelsſchiff, fo wie der Capitain, 
die Mannfchaft, vie Ladung und die Sclaven, welche fi etwa am Bord 
befinden möchten, nady demjenigen Orte geführt werden, melden vie hohen 
eontrabirenden Theile refwective dazu beftimmt haben werben; und es follen 
diefelben an die, von der Regierung, innerhalb deren Befisungen jener Ort 
belegen ift, dazu beftellten Behörden, überliefert werden, damit fodann in 
der weiter unten angegebenen Art vor den zuftändigen Gerichten gegen die— 
felben verfahren werde. 


Wenn der Befehlshaber des Kreuzers die Führung und Leberlieferung 
des in Befchlag genommenen Schiffs nicht felbft übernehmen zu müſſen 
glaubt, fo foll er dies Gefchäft einem Dffiziere von dem Range eines Lieute- 
nants in der königlichen oder Faiferlihen Marine, oder wenigſtens cinem 
Offiziere anvertrauen, welcher zur Zeit an Bord des die Beſchlagnahme 
ausführenden Schiffs die dritte Stelle im Range einnimmt. 

Art. 7. Wenn der Befeblöbaber eines Kreuzerd eines der hohen 
eontrabirenden Theile Grund zu dem Verdachte hat, daß ein unter Eonvoy 
oder in Gefellichaft eines Kriegsfchiffes eines andern ver hohen contra> 
birenden Theile fahrendes Kauffabrteifchiff fih mit dem Negerhandel befaßt 
babe over zu diefem Handel ausgerüftet worden fei, — fo foll er feinen 
Verdacht dem Befehlshaber des Kriegsichiffes mittheilen, welcher alsdann 
allein die Durchſuchung des verdächtigen Schiffs vorzunehmen hat; und im 
Falle diefer legtere Befehlshaber anerkennen follte, daß der Verdacht ge- 
gründet ift, foll er das Schiff, fo wie den Capitain, die Mannfchaft, vie 
Ladung und die Sclaven, welde ſich am Bord befinden möchten, nad einem 
Hafen, welcher der Nation des in Befchlag genommenen Schiffs zugehört, 
führen laffen, damit dort vor den zuftändigen Gerichten das weiter unten 
verordnete Verfahren eingeleitet werde. 

Art. 8 Sobald ein in Beſchlag genommened und behufs der Ab- 
urtelung weggeführtes Rauffabrteifchiff in dem Hafen angefommen fein wird, 
wohin es in Gemäßheit der Anlage B. des gegenwärtigen Vertrages zu 
führen war, muß der Befehlshaber des Kreuzers, welcher vaffelbe in Be— 
fhlag genommen hat, oder der mit der Führung vefjelben beauftragte Dffi- 
ier den zu diefem Ende beftellten Behörden eine von ihm unterzeichnete 

usfertigung aller Inventarien, Verhandlungen und der andern Documente 
übergeben, welche in den, gegenmwärtigem Bertrage sub Litt. B. hinzugefügten 
Anftruetionen aufgeführt find, und die gedachten Behörden follen vem zu 
Folge zu einer Durdfuhung des in Beichlag genommenen Schiffe und 
deffen Ladung, fo wie zu einer Befichtigung feiner Mannfchaft und der etwa 
an Bord befindlichen Sclaven fchreiten, nachdem fie zuvor den Befehlshaber 
des Kreuzerd oder den Offizier, welcher das Schiff eingebracht bat, von der 
zu diefer Durchſuchung und Befichtigung angefesten Zeit benachrichtigt haben, 
damit er dabei gegenwärtig fein oder fich vertreten laffen könne. 

Ueber dies Verfahren follen zwei gleichlautende Protocolle aufgenommen 
werben, welche von den Perfonen, die dabei thätig oder zugegen gewefen, 
zu unterzeichnen find; und das eine diefer Documente foll dem Befehlshaber 


794 


des Kreuzers oder dem von ihm mit der Führung des in Befchlag genem- 
menen Schiffs beauftragten Dffiziere eingehändigt werden. 

Art. 9. Jedes, in Gemäßheit der Beitimmungen dee gegenwärtigen 
Vertrages durchfuchte und in Beſchlag genommene Kauffahrteifchiff einer 
oder der anderen der fünf Nationen ift, wenn es nicht Beweife vom Gegen 
theile geben fann, verdächtig, fi) mit dem Negerhandel befaßt zu baben 
oder für diefen Handel augsgerüftet worden zu fein, wenn fib in ver Ein 
rihtung, in der Augrüftung oder am Bord des gedachten Schiffes währen: 
der Fahrt, auf welder es in Befchlag genommen worden, einer ber nad 
ftebend verzeichneten Artikel befunden hat: 1) vergitterte Lufenflappen unt 
nicht folche in ganzen Planken, wie fie die Kauffabrteifchiffe gewöhnlich fü 
ren; 2) eine größere Anzahl von Abtheilungen in dem Zwiſchendecke over 
auf dem Dberloff, ald es den Bedürfniffen der in einem erlaubten Werfebr: 
begriffenen Schiffe entfpricht; 3) Referveplanfen, welche zugerichtet find, um 
daraus ein zweited Ded oder ein fogenanntes Sclavendeck zu machen; 9) 
Halseifen, Fuß- und Handfchellen; 5) ein größerer Waffervorratb in Fäſſern 
oder Behältern, als es den Bepürfniffen der Mannſchaft des betreffenden 
Kauffahrteifchiffes entſpricht; 6) eine ungewöhnliche Anzahl von Waſſer 
fäffern oder anderen zur Bewahrung von Flüffigfeiten beftimmten Gefäßen, 
fall8 nicht der Capitain ein Certificat der Zollbehörde des Abfahrtsortee 
vorlegt, wodurch befcheinigt wird, daß die Rheder des gedachten Schiffes id 
genügend ausgemwiefen Bahn, daß dieſe ungewöhnliche Anzahl von Fäſſern 
oder Gefäßen nur mit Palmöl gefüllt werden, oder zu einem anderen er 
laubten Handelszwecke dienen follen; 7) eine größere Anzahl bölzerner €: 
näpfe oder Kannen, als es dem Berarfe der Mannſchaft des betreffenden 
Kauffahrteifchiffes entfpricht; OD ein fupferner Keffel oder ein anderes Ge 
räth von ungewöhnlihem Umfange zur Bereitung der Mundvorrätbe, um 
zwar größer, oder beftimmt, größer gemacht zu werden, ald es ven Bedürf 
niffen der Mannfchaft des betreffenden Kauffahrteifchiffs entipricht, oder 
mehr als Ein fupferner Keffel oder anderes Küchengerätb von gewöhnlichen 
Maaße; 9) eine ungewöhnliche Duantität von Reis, von brafilianifchem 
Maniocmehle oder Caffada, gewöhnlich „Farina“ genannt, oder von Mais 
oder indifchem Korne, oder von anderen Mundvorrätben irgend einer Arı 
über das muthmaaßliche Bepürfniß ver Schiffsmannfchaft hinaus; es fei denn, 
daß diefe Duantität von Neis, Farina, Mais, indifchem Korne oder irgent 
einem anderen Mundvorratbe, als ein Theil der zum Handel beftimmten 
Ladung des Schiffs in dem Manifefte aufgeführt iftz 10) eine beträchtlichere 
Duantität von Matten, im Stüde oder einzeln, als es den Bedürfniſſen 
des betreffenden Kauffabrteifchiffes entipricht, wenn dieſe Matten nicht ale 
ein Theil der Ladung im Manifefte aufgeführt find. 

Wenn feftgeftellt ift, daß ein oder mehrere der voraufgeführten Artifel 
am Bord fidy befinden, oder während ver Fahrt, auf welder das Schiff in 
Defchlag genommen worden, am Bord geweſen find, fo foll diefe Thatſache 
als ein Beweis prima facie dafür gelten, daß das Schiff im Negerbanvel 
begriffen geweſen iftz und das letztere foll demgemäß verurtbeilt und für 
gute Prife erklärt werden, falls nicht der Capitain oder die Rheder auf eine 
flare und unverwerfliche Weife dem Gerichte die Leberzeugung gewähren, 
daß das Schiff zur Zeit feiner Beſchlagnahme oder Captur in einem em 
laubten Gefchäfte begriffen war, und daß Diejenigen von den verfdiedenen, 
obengenannten Artikeln, welche bei ver Befchlagnabme am Bord gefunden 
worden, oder weldye während der Fahrt, auf der das Schiff in Befchlag ge— 
nommen wurde, am Bord gewefen waren, zur Erreihung des erlaubten 
Zwecks feiner Reife nothwendig waren. 

Art. 10, Wie oben erwähnt ift, fol wider das in Befchlag genom- 
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mene Schiff, feinen Capitain, feine Mannfchaft und Ladung vor den zu— 
ftändigen Gerichten des Landes, welchem vaffelbe angehört, unverzüglich ver- 
fahren werben, und zwar foll das Urtheil über felbige nad den I diefem 
Lande beftehenden Formen und Geſetzen erfolgen; und wenn fid bei dem 
Verfahren ergiebt, daß das gedachte Schiff fih mit dem Negerhanvel befaßt 
bat, over für diefen Handel ausgerüftet worden ift, foll das Schiff, fein 
Inventarium und feine zum Handel beftimmte Ladung confiscirt, und in 
Betreff des Capitains, der Schiffsmannfhaft und ihrer Mitfchuldigen nad) 
ven Gefegen des Landes geurtheilt und verfahren werben. 

Im Falle der Confidcation ift der Erlös aus dem Verkaufe des vor: 
erwähnten Schiffs innerhalb fehs Monaten, von dem Datum des Berfaufs 
an gerechnet, zur Dispofition der Regierung des Landes zu ftellen, welchem 
das Schiff, das die Prife gemacht hat, angehört, um in Gemäßheit der Ge— 
fee diefed Landes verwendet zu werten. 

Art. 11. Wenn einer der im Artikel 9. gegenwärtigen Vertrages auf: 
geführten Artifel am Bord eines Kauffahrteifchiffes gefunden, oder wenn 
feftgeftellt worden ift, daß ein folcher fih während ver Fahrt, auf welcder 
das Schiff in Befchlag genommen worden ift, auf demfelben befunden habe, 
fo wird in feinem Flle weder dem Gapitaine, noch dem Rheder, nod 
irgend einer anderen, bei der Augrüftung oder Ladung intereffirten Perfon 
irgend eine Entihädigung für die aus der Beſchlagnahme des Schiffe ſich 
herleitenden Berlufte, Schäden oder Koften gewährt, felbft dann nicht, wenn 
ein verurtbeilendes Erfenntniß gegen das Schiff in Folge der Beſchlagnahme 
nicht gefällt werden follte, 

Art. 12. Im allen Fällen, wenn ein Schiff in Gemäßbeit des gegen- 
wärtigen Bertrages ald im Negerhandel begriffen oder zu dieſem Handel 
ausgerüftet, in Beichlag genommen und demnächſt verurtbeilt und confiscirt 
worden ift, fol die Regierung des Kreuzers, welcher die Prife gemacht bat, 
oder die Regierung, deren Gerichtshof das Schiff verurtbeilt bat, das ver- 
urtbeilte Schiff für den Dienft in ihrer Kriegsmarine zu dem Preife ans 
faufen können, welcder von einer, durch den gedachten Gerichtshof zu dieſem 
Ende auszumählenden geeigneten Perfon beftimmt wird. Die Regierung, 
deren Kreuzer die Beſchlagnahme ausgeführt hat, foll das Vorzugsrecht beim 
Ermwerbe des Schiffe haben. Wenn aber das verurtheilte Schiff nicht in ver 
vorangegebenen Weife angefauft wird, foll daffelbe unmittelbar nad er- 

angenem Confiscationdurtheile auseinander genommen werden und dem— 
nächſt der Verkauf der einzelnen Theile ftattfinden. 

Art. 13. Wenn durd das Urtheil des zuftändigen Gerichts anerfannt 
worden ift, daß ein fraft gegenwärtigen Vertrages in Befchlag genommenes 
Kauffabrteifchiff fihb nicht mit dem Negerhandel befaßt bat, auch nicht zu 
diefem Handel ausgerüftet gewefen ift, fo foll es dem oder den als Eigen: 
thümern legitimirten Rhedern zurüdgegeben werden. Und wenn im Laufe 
des Verfahrens dargethan worten fein follte, daß das Schiff wiverrechtlicher- 
weife, oder ohne hinreichende Verdachtsgründe, durchſucht und in Beſchlag 
—— worden iſt; oder daß bei der Durchſuchung und Beſchlagnahme 

erſtöße oder Bedrückungen begangen ſind, ſo ſoll der Befehlshaber des 
Kreuzers, oder der Offizier, welcher an Bord des beſagten Schiffs gegangen 
iſt, oder derjenige, dem die Führung deſſelben anvertraut war und unter 
deſſen Autorität, nach Lage des Falls, Verſtoß oder Bedrückung ſtattgehabt 
hat, dem Capitaine und den Eigenthümern des Schiffs und der Ladung für 
Schäden und Intereſſen verantwortlich fein. 

Diefe Schäden und Antereffen fünnen von demſelben Gerichte feftgefegt 
werden, vor welchem das Verfahren gegen das in Beichlag genommene Schiff, 
feinen Eapitain, feine Mannfchaft und feine Ladung ftattgefunden bat; und 
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die Regierung des Landes, welchem der jene Verurtheilung veranlaffente 
Dffizier angehört, foll verpflichtet fein, den Betrag der gedachten Schäten 
und Intereffen zu bezahlen, und zwar innerhalb eines Zeitraums won feds 
Monaten, von dem Datum bes Urtheild an gerechnet, wenn das Urtbeil ven 
einem in Europa befindlichen Gerichtehofe gefällt ift, und innerhalb tes 
Zeitraums von einem Jahre, wenn das gerichtliche Verfahren außerbalt 
Europa ftattgefunden bat. 

Art. 14. Wenn bei einer Fraft de gegenwärtigen Vertrages ausge: 
führten Durchſuchung oder Beſchlagnahme eines Kauffahrteiſchiffs irgent 
ein Berftoß over eine Bedrüdung begangen und das Schiff nidt der Juris- 
dietion feiner Nation überliefert worden ift, fo muß der Capitain eine eidlid 
zu erhärtende Erflärung binfichtlih der Verftöße und Bedrückungen, über 
die er ſich zu beflagen er fo wie in Betreff der Schäden und Interefien 
abgeben, deren Erfag er beanfprucen will; und zwar muß dieſe Erflärung 
von ihm vor den competenten Behörden des erften Hafens feines Landes, 
in welchem er anlangt, oder in einem fremden Hafen, vor dem Confular- 
Agenten feiner Nation abgegeben werben, falld das Schiff zuerft in einem 
fremden Hafen einläuft, wo ein ſolcher Agent ſich befindet. 

Diefe Erflärung foll durd eine eidliche VBernehmung der angefebenften 
Perfonen unter der Schiffsmannfchaft oder den Paffagieren, welche Zeugen 
der Durchſuchung oder Beichlagnahme gemwefen find, beglaubigt und über das 
alles ein Protocoll aufgenommen werden, von weldhem dem Capitaine zwei 
Ausfertigungen zuzuftellen find, deren eine er feiner Regierung zur Untet— 
ftügung feiner Forderung an Schäden und ntereffen einzureihen bat. 

Wenn der Capitain dur höhere Gewalt abgehalten wird, feine Er- 
klärung felbft abzugeben, fo fann diefelbe durch den Eigenthümer des Shift: 
oder durch jede andere bei der Ausrüftung oder Ladung des Schiffs inte 
refiirte Perfon ———— werden. 

Auf die officielle Mittheilung einer Ausfertigung des oben gedachten 
Protocoll8 wird die Negierung des Landes, welchem der, folder Werftött 
oder Bedrückungen befchuldigte Offizier angehört, unverzüglid eine Unter: 
fuchung einleiten laffen; und wenn bie Beſchwerde für begründet anerfann 
worden ift, wird dieſe Regierung dem Gapitaine oder Eigenthümer, over 
jeder anderen bei der Ausrüftung oder Ladung des moleftirten Schiffe 
intereffirten Perfon ven Betrag des ihnen gebührenden Erfages an Schäden 
und Intereſſen zahlen laffen. 

Art. 15. Die hoben contrabirenden Theile verpflichten fich, auf dies— 
falliges Anfuchen fich gegenfeitig Foftenfrei Abfchriften der angeordneten Unter: 
fuhungs-Verhandluugen und der ergangenen Urtbeilsfprüce mitzutbeilen, 
welche Schiffe betreffen, die in Ausführung der Beftimmungen des gegen: 
wärtigen Bertrags durchiucht oder in Beſchlag genommen worden find. 

Art. 16. Die boben ceontrabirenden Theile fommen darin überein, 
allen Sclaven die unverzügliche Freigebung zuzufidern, melde am Bord ver 
fraft der Beftimmungen des gegenwärtigen Vertrages in Beſchlag genom— 
menen und verurtbeilten Schiffe vorgefunden werden follten. 

Art. 17. Die hohen contrabirenden Theile fommen dahin überein, 
diejenigen Seemächte Europas, welche noch feine Verträge wegen Abfchaffung 
ded Negerhandels abgefchloffen haben, einzuladen, dem gegenwärtigen Ber 
trage beizutreten. 

Art. 18. Die Urfunden oder Inftrumente, die dem gegenmärtigen 
Vertrage angehängt find, und welche ald integrirender Theil deſſelben zu 
betrachten man gegenfeitig übereingefommen ift, find folgende: A. Formulare 
für die Vollmachten und für die Ordres, beftimmt, den Kreuzern jeder 
Nation bei den Fraft des gegenwärtigen Vertrags auszuführenden Durch— 
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fuhungen und Beſchlagnahmen zur Richtfehnur zu dienen; B. Önftructionen 
für die Kreuzer der Kriegsmarine, welde in Gemäßheit des gegenwärtigen 
Vertrages zur Unterdrückung des Negerhandels verwendet werben. 

Art. 19. Der gegenwärtige, aus 19 Artifeln beftehende Vertrag foll 
ratifieirt werden und die Auswechfelung der Ratificationen innerhalb zweier 
Monate, vom heutigen Tage an gerechnet, oder wenn möglich noch früher, 
zu London erfolgen. 

Zu Urfund deſſen haben die refpectiven Bevollmächtigten den gegen- 
wärtigen Vertrag im englifchen und franzdfiihen Terte unterzeichnet und 
ihre Siegel beigepdrudt. 

So gefchehen zu London, am 20. December 1841. 


7. Vertrag wegen gegenfeitigen Schuges der Autorenrechte gegen Nachdruc 
und unbefugte Nachbildung. 13. Mai, ratificirt 16. Juni 1846.*) 


Seine Majeftät der König von Preußen und Ihre Majeftät die Kö— 
nigin des vereinigten Königreihg von Großbritanien uud Irland, von dem 
Wunſche befeelt, auf Erzeugniffe ver Literatur und der fchönen Künfte, 
weldye in einem der beiden Staaten zuerft erfchienen find, in dem anderen 
Staate viefelben Privilegien hinfichtlich des ausſchließlichen Rechtes zur Ber- 
vielfältigung auszubehnen, welche gleichartigen in dieſem Staate zuerft er- 
fchienenen Werfen zuftehen, haben zu dieſem Zwede eine Lebereinfunft zu 
treffen befchlofjen und Bevollmächtigte ernannt, welche, nachdem fie ſich ihre 
Vollmachten mitgetheilt und diefelben in guter und gehöriger Form befunden, 
die folgenden Artifel vereinbart und abgejchloffen haben: 

Art. 1. Die Autoren von Büchern, dramatifchen Werfen oder muſi— 
falifhen Compofitionen, und die Erfinder, Zeichner oder Berfertiger von 
Stichen und Werfen der Bildhauerkunſt, fo wie die Autoren, Erfinder, 
Zeichner oder Berfertiger von irgend einem anderen Werfe der Fiteratur und 
der fchönen Künfte, für weldes die Gefege Preußens und Großbritanieng 
ihren eigenen Unterthbanen ein ausſchließliches Recht zur Vervielfältigung 

egenwärtig beilegen oder in Zufunft ertheilen mögen, follen in Betreff eines 
jeden ſolchen Werkes oder Gegenftandes, der in dem einen der beiden Staaten 
zuerft erfchienen ift, in dem anderen Staate das gleiche ausschließliche Recht 
zur Vervielfältigung genießen, ald dem Autor, Erfinder, Zeichner oder Ber: 
fertiger eines gleichartigen Werfes gefeglich zuftehen würde, wenn es in 
diefem anderen Staate zuerft erfhienen wäre; gegenfeitig mit deu gleichen 

ejeglichen Nechtsmitteln und gleihem Schuge gegen Nachdruck und unbe- 
al Vervielfältigung. 

Die gefeglichen Vertreter oder nenne der Autoren, Erfinver, 
Zeichner oder Verfertiger follen in allen diefen Beziehungen auf demfelben 
Fuße behandelt werden, wie die Autoren, Erfinder, Zeichner oder Berfer- 
tiger felbft. 

Art. 2. Niemand foll in einem ver beiden Staaten ein Recht auf den 
durch den vorftehenden Artikel verheißenen Schug haben, bis das Werf, in 
Betreff deffen ein ausfchließliches Recht zur Vervielfältigung in Anſpruch 
— wird, ſeitens des urſprünglichen Autors, oder ſeiner geſetzlichen 

ertreter oder Rechtsnachfolger, in nachſtehender Weiſe zur Einregiſtrirung 
ebracht worden iſt: 1) Wenn das Werk zuerſt innerhalb des Gebietes Sr. 
ajeftät des Königs von Preußen erſchienen ift, muß daffelbe in das Re— 
giftrirungs-Bud; des Buchhändlervereins in London eingetragen werben. 


*) Der beutiche Tert des Vertrags ift von dem preußifchen, der englifhe von dem 
großbritannifchen Bevollmächtigten unterzeichnet, 
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2) Wenn das Werf zuerft innerhalb des Gebietes Ihrer Britifchen Majetä 
erfchienen ift, muß dafjelbe in das Verzeichniß eingetragen werden, melde 
zu diefem Zwede bei dem preußifhen Minifterium ver geiftlihen, Unterricht: 
und Bar ae geführt werden fol. Auch fol Niemanv eır 
Recht auf folden Schuß, wie er oben erwähnt worden, haben, als big ir 
Betreff des Werkes, hinfichtlich dejfen der Schuß in Anfpruh genommer 
wird, den Gefegen und Reglements der refp. Staaten gehörig nachgefomme 
ift; noch in folden Fällen, wo mehrere Eremplare von dem Werfe vorbanter | 
find, eber, als bis ein Eremplar von der beften Ausgabe oder beften Ar 
unentgeltlich derjenigen Behörde überliefert worden ift, welche dazu in de 
reip. Staaten geſetzlich beſtimmt worden. Cine beglaubigte Abfchrift ve 
Eintragung in das erwähnte Negiftrirungs-Buch des Buchhändlervereing ;ı 
London ſoll innerhalb des britifhen Gebietes als Beweis für das ausfchliek: | 
liche Recht zur Bervielfältigung gelten, bis ein befjeres Recht durch irgem 
eine andere Partei vor einem Gerichtshofe nachgewieſen worden iſt; Das nad 
preußifchen Gejegen ausgeftellte Atteft über die Eintragung irgend eines 
Werkes in diefem Staate foll zu dem gleihen Zwede innerhalb des preu- 
ßiſchen Gebietes gelten. 

Art. 3, Die Autoren von dramatifchen und mufifalifhen Werfen, 
welche in einem der beiden Staaten zuerſt Öffentlich dargeftellt oder aufge 
führt worden find, fo wie die gefeglichen Vertreter oder Rechtänachfolarr 
folder Autoren, follen in gleicher Weife in Betreff ver öffentlichen Daritel- 
lung oder Aufführung ihrer Werfe in dem anderen Lande in derfelben Aus 
dehnung gefchügt werden, in welcher die eigenen Unterthanen in Betreff ver 
in diefem Staate zuerft dargeftellten oder aufgeführten vramatifchen over 
mufifalifhen Werfe gejchügt werden, vorausgefegt, daß fie zuvor ihr aus 
Ichliegliches Necdht bei den in dem vorftehendem Artikel erwähnten Behörden 
nad) den Gefegen der refp. Staaten haben gehörig eintragen lafjen. 

Art 4 An der Stelle ver Zollfüge, welche zu irgend einer Zeit 
während der Dauer dieſer Uebereinfunft von der Einfuhr nad dem ver: 
einigten Königreihe von fremden Büchern, Stihen und Zeichnungen zu 
entrichten fein mögen, follen auf die Einfuhr von Büchern, Stichen over 
Zeichnungen, welde innerhalb des preußifchen Gebietes erfchienen find um 

efeglich in Das vereinigte Königreich eingeführt werten vürfen, lediglich die 

in der bier folgenden Xifte fpecifieirten Zollfäge gelegt werden, und zwar: 
Zölle auf Bücher, nämlich: — Werfe, urfprünglid im vereinigten König- 
reich herausgegeben und in Preußen wieder erfchienen, der Center £ 2 10s.; 
Werke, nicht urfprünglic im vereinigten Königreiche herausgegeben, ver 
Gentner 15 8.; Stiche oder Zeichnungen: Stiche —— oder colorirt, einzeln 
— ein jedes d., gebunden oder geheftet, das Dutzend 1'% d. 

Es verfteht ſich, daß alle Werke, von denen ein Theil urfprünglich in 
dem vereinigten Königreiche herausgegeben war, als „Werke, urfprünglid 
im vereinigten Königreiche herausgegeben und in Preußen wieder erſchienen“, 
betrachtet und dem Zolle von funfzig Schillingen pro Gentner unterworfen 
werden, obgleich diefelben auch Originalfachen, die anderswo herausgegeben 
find, enthalten mögen; es fei denn, daß ſolche Driginalfahen an Maſſe 
wenigftens dem Theile des Werkes gleich wären, der urfprünglich in dem 
vereinigten Königreiche herausgegeben ift, in weldhem Falle das Werf nur 
dem Zolle von funfzehn Schilling pro Eentner unterworfen fein foll. 

Art. 5. Man iſt Übereingefommen, daß Stempel nad einem den Zoll 
beamten des vereinigten Königreichs befannt zu machenden Mufter ange 
fchafft werden, und daß die Municipals oder fonftigen Behörden der ver: 
fchievenen Städte Preußens damit alle Bücher ftempeln follen, welcde zur 
Ausfuhr nach dem vereinigten Königreiche beftimmt find. Nur diejenigen 
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Bäücher follen in Gemäßbeit dieſer Lebereinfunft, foweit diefelbe ſich auf vie 
ZoUfäge bezieht, zu melden foldye Bücher zuzulaffen find, als in Preußen 
erfchienen angefeben werden, welde nad ihrem Titelblatte als in einer Stadt 
oder einem Plage innerhalb des preußifchen Gebietes erfchienen ſich dar- 
ftellen, und welche gehörig durch die zuftändige Municipal» oder fonftige 
Behörde irgend einer Stadt oder eines Plage in Preußen geftempelt 
worden find. 

Art. 6. Keine Beftimmung dieſer Webereinfunft fol fo ausgelegt 
werven, daß diefelbe das Recht eines ver beiven hoben contrabirenden Theile 
beeinträctigte, die Einfuhr folder Bücher nad feinem eigenen Gebiete zu 
verhindern, weldhe nad jeiner inneren Gefeggebung oder in Gemäßheit 
feiner Berträge mit anderen Staaten für Nachdrücke oder Verlegungen des 
ausfchließlihen Rechtes zur Vervielfältigung erklärt werven. 

Art. 7. Im Fall einer der beiden hohen contrahirenden Theile mit 
irgend einer tritten Macht einen Bertrag über internationalen Schuß des 
Rechtes zur Vervielfältigung abjchließen würde, foll eine Beftimmung, welche 
der in dem vorhergehenden Artifel enthaltenen entfpricht, in folchen Vertrag 
aufgenommen werben. 

Art. 8 Diejenigen deutſchen Staaten, welde zufammen mit Preußen 
den BZolle und Sandelöverein bilden, oder weldhe dem gedachten Bereine 
ſpäter noch ſich anſchließen möchten, follen das Recht haben, gegenwärtiger 
Uebereinfunft beizutreten. Bücher, Stiche und Zeichnungen, die in einem 
Staate, welder auf folhe Weiſe Theilnehmer an diefer Hebereinfunft wird, 
erfchienen und aus einem anderen Staate, der auch Theilnehmer an der— 
felben ift, ausgeführt werden, jollen in Gemäßheit viefer Uebereinfunft fo 
angefehen werden, als feien fie aus dem Lande ihres Erfcheinens ausge- 
führt worden. 

Art. 9. Die gegenwärtige Uebereinfunft foll vom 1. September 1846 
ab in Wirffamfeit treten. Diefelbe foll fünf Jahre von diefem Datum an 
und von da ab weiter bis zum Ablauf eines Jahres nad) der Auffündigung 
in Kraft bleiben, welche von einer oder der anderen Seite zu irgend einer 
Zeit nach dem 1. September 1851 erfolgen möchte. 

Art. 10. Die gegenwärtige Hebereinfunft foll ratifieirt, und die Aus— 
wecfelung der Ratificationsurfunden zu Berlin binnen zwei Monaten, oder 
wo möglich früher, bewirkt werden. 

Zu Urfund deſſen haben die refp. Bevollmächtigten diefelbe unterzeichnet, 
und derfelben ihre Siegel beigeprudt. 

Sp gefchehen Berlin, den 13. Mai 1846. 


6. Ionifdhe Infeln. 
(S. Großbritannien 8.) 


7. Mexiko, 


Treundfchafts:, Schiffahrts- und Hanbdeld- Vertrag. 18. Februar 1831. *) 


Im Namen der hochheiligen Dreieinigfeit! 


Nachdem zwifchen dem Königreiche Preußen und den vereinigten Staaten 
von Merifo bereits feit einiger Zeit Handels-Verbindungen begründet worden 
find, hat e8 zur Erhaltung und Förderung der gegenfeitigen Intereſſen zweck— 


°) Amtliche Ueberſetzung des franzöfifchen Originals. 
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mäßig gefchienen, diefe Verbindungen durch einen Freundſchafts-, Schiffahrt 
und Handeld-Vertrag zu befeftigen und zu beſchützen. 

Zu dem Ende En Bevollmächtigte ernannt, welche nach gegenfeitige: 
Mittheilung ihrer Vollmachten die folgenden Artikel verabredet haben: 

Art. 1. Es ſoll beſtändige Freundſchaft zwiſchen Sr. Majeſtät der 
Könige von Preußen und Allerhöchſt Ihren Unterthanen einerſeits, und ve 
vereinigten Staaten von Merifo und deren Bürgern andererfeits befteben 

Art. 2. Zwifchen Preußen und den vereinigten Staaten von Merik: 
foll eine gegenfeitige Handelsfreiheit ftattfinden. Die Einwohner der beite 
Länder follen gegenfeitig vollfommener Freiheit und Sicherheit genießen, un 
fi) mit ihren Schiffen und Ladungen nad allen denjenigen Orten, Häfe 
und Flüffen zu begeben, wo einzulaufen anderen Fremden gegenwärtig ae 
ftattet ift oder fünftig geftattet werden wird. 

Desgleichen follen die Kriegsſchiffe der beiden Nationen gegenfeitig vie 
Defugniß haben, ſicher und ohne Hinderniß in allen denjenigen Häfen, 
Flüſſen und Orten zu landen, wo den Sriegsfchiffen anderer Nationen das 
Einlaufen gegenwärtig geftattet ift oder fünftig wird geftattet werden, jeved 
mit Unterwerfung unter die dafelbft beftehenden Gefege und Verordnungen. 

Unter der Befugniß zum Cinlaufen in die in gegenwärtigem Artikel 
erwähnten Orte, Häfen und Flüſſe ift zwar das Nedt, die mitgebradte 
Ladung theilweife in verfchiedenen Häfen für den Handel zu löfchen (Ccom- 
merce d’echelle), nicht aber das den Nationaljchiffen vorbehaltene Recht, ax 
einem Küftenpunfte Güter einzunehmen und fie nach einem anderen KKüften- 
punfte deſſelben Gebiets zu verführen (cabolage), einbegriffen. 

Art. 3. Die jedem der contrahirenden Theile zugehörigen Schiffe folk: 
in dem Gebiete des anderen Theile binfichtlich der Kaften- oder Tonnengeldet 
der Leuchte, Hafen, Lootfene, Duarantainegelver, ferner des Bergelobe 
im Falle von Havarie oder Schiffbrud, fo wie binfichtlicd anderer ähnlicher. 
jeien es allgemeine oder Örtliche Laften, feinen anderen oder höheren A 
gaben unterworfen werden, als denen, welcde die nationalen Scyiffe ven 
gegenwärtig entrichten over Fünftig entrichten werben. 

rt 4 Es follen in den merifanifchen Häfen für die Einfuhr over 
Ausfuhr von Waaren jeder Art auf preußifchen Schiffen, und eben fo in 
dem Königreihe Preußen für die Einfuhr over Ausfuhr von Maaren auf 
merifanifchen Schiffen, Feine andere oder höhere Abgaben erhoben werten, 
ale diejenigen, welche von denfelben Waaren, wenn folde auf Schiffen ver 
begünftigteften Nation dort eins over ausgeführt werden, gegenwärtig zu 
entrichten find, oder fünftig zu entrichten fein werden. 

ede Waare, welche gefeglicd auf den Schiffen ver begünftigteften Nation 
in die Häfen der contrabirenden Theile vingeführt oder von dort ausgefübr 
werden darf, foll in gleicher Weiſe gegenfeitig auch auf preußifchen un 
merifanifchen Schiffen, welches auch deren weitere Beltimmung oder der Ort 
ihres Auslaufeng fein mag, in jene Häfen ein- oder ausgeführt werden Dürfen. 

Art.5. Die beiden contrabirenven Theile find übereingefommen, gegen: 
jeitig als preußifche oder merifanifche Schiffe alle diejenigen anzufeben unt 
zu behandeln, welde als folde in den Yänvdern und Staaten, denen fie 
angebören, zufolge der dort bejiehenden over fünftig noch ergebenden Ge 
jege und Beftimmungen — von welden Gefegen und Beftimmungen ein 
jeder Theil dem andern zur gehörigen Zeit Mittheilung machen wird — 
anerfannt find; vorausgefegt, daß die Führer jener Schiffe deren Nationa- 
lität durd Seebriefe, welche in der gebräudlihen Form abgefaßt, und mit 
der Unterfchrift der betreffenden beimathlichen Behörde verfeben find, nad 
zumweifen im Stande find. 

Art. 6. Es follen in dem Königreiche Preußen auf die merifanifchen 
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Erzeugnifle des Bodens oder des Kunftfleißes, und eben fo in den ver: 
einigten Staaten von Mexiko auf die Erzeugniffe des Bodens und de 
Kunftfleiges Preußens feine andere oder höhere Eingangs-Abgaben, als die, 
welde von anderen Nationen für diejelben Gegenftände gegenwärtig zu ent: 
richten find, oder fünftig zu entrichten fein werden, gelegt, aud foll der— 
felbe Grundſatz in Betreff der Ausfuhr beobachtet werven, 

Imgleichen foll bei Gegenftänden des gegenfeitigen Handels der beiden 
contrahirenden Theile Fein Einfuhr- oder Ausfuhr-Verbot ftattfinden, welches 
nicht gleichmäßig auf alle andere Nationen erftredt wird, 

Art. 7. Alle Hanveltreibende, Schiffspatrone und andere Unterthanen 
Sr. Majeftät des Königs von Preußen follen in den vereinigten Staaten 
von Merifo vollfommene Freiheit haben, fih dort aufzuhalten, Häuſer und 
Magazine zu miethen, zu reifen, Handel zu treiben, Producte, Metalle und 
Münzen zu verführen, und ihre eigenen Geſchäfte entweder felbit zu be— 
treiben, oder deren Führung nad Gurfinden einem Anperen, er ſei Com— 
miffionair, Gourtier, Agent oder Dollmetfcher anzuvertrauen, ohne gezwungen 
zu fein, zu diefem Behufe andere Perfonen, als diejenigen, deren die Ins 
länder fi) bevienen, zu gebrauchen, oder dafür mehr Xohn oder Vergütung 
zu entrichten, als die Inländer bezahlen. 

Desgleichen foll es jedem Berfäufer oder Käufer vollfommen frei fteben, 
in allen Fällen, unter Beobachtung ver Geſetze und Gebräude des Landes, 
den Preis der eingeführten und auszuführenden Waaren aller Art nad Be— 
lieben zu beftimmen und feftzufegen. 

Derfelben Rechte follen unter gleichen Beringungen die merifanifchen 
ne in den Staaten Sr. Majeftät des Königs von Preußen theil- 
aftig fein, 

Zu der Befugnif, Waaren im Großen einzuführen und zu verfaufen, 
ift diejenige, Gegenftände der Kriege-Contrebande oder andere durch Die 
beiderfeitigen Tarife verbotene Waaren einzuführen oder zu verfaufen, nicht 
mit einbegriffen. 

Obgleich durd gegenwärtigen Artikel die Bürger und Unterthanen eines 
jeden der eontrabirenvden Theile nur zum Betriebe des Großhandels, oder 
des Hanvelebetriebs ohne offenen Laden befähigt werden, jo erflärt dennoch 
das merifanische Gouvernement, DaB es außerdem, und für fo lange ale 
feine Geſetzgebung es zuläßt, die Befugniß offenen Laden zu balten und 
den Kleinhandel zu treiben allen denjenigen preußifchen Untertbanen bewil- 
ligt, welcye ihre Familie mit ſich bringen, oder welche nad ihrer Anfunft 
in der Republif ſich daſelbſt verheirathen oder ihre in der Fremde gebliebene 
Familie nachkommen laffen. 

Das preußiſche Gouvernement erklärt ſeinerſeits, daß Die merifanifchen 
Bürger und Unterthanen in Bezug auf den Kleinhandel in den ganzen Um— 
fang der Rechte treten ſollen, welche die Geſetze und Reglements den Ein— 
gebornen der begünſtigteſten Nation zugeſtehen. 

Art. 8. In Allem was auf die Hafen-Polizei, auf Ladung und 
Löſchung der Schiffe, und auf Sicherung der Waaren und Effecten Bezug 
bat, follen die Untertbanen und Bürger der contrabirenden Theile gegen- 
jeitig den Gefegen und Local-Verordnungen des Landes, wo fie fi auf- 
halten, unterworfen fein. 

Diefelben follen von jedem unfreiwilligen militairifchen Dienfte zu Waſſer 
und zu Lande frei fein. Kein gezwungenes Anlehen foll auf fie bejonvers 
gelegt, und ihr Eigenthum joll feinen anderen Laſten, Requifitionen oder 

uflagen unterworfen werden, al& denen, welche von den Landes-⸗Einge— 
borenen ſelbſt gefordert werden, 

Art. 9. Die Untertbanen und Bürger der contrahirenden Theile follen 
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gegenfeitig für ihre Perfonen, ihre Häufer und Güter des vollftändigfe 
und unveränderlichften Schuges genießen. Sie follen zur Verfolgung un 
Bertheivigung ihrer Gerechtfame freien und leichten Zugang vor den Gt 
richtshöfen haben, fich) der Advocaten, Procuratoren oder Agenten, meld 
ir erwählen fie angemefjen finden, frei bedienen dürfen, und überbaupt v 

ngelegenheiten der Rechtspflege, jo wie in Allem, was die teftamentarifä 
oder andere Erbfolge in perfönliches Vermögen, ingleichen was die Befus 
niß, über perfönliches Vermögen durch Berfauf, Schenfung, Tauſch, le: 
willige Beftimmung oder auf irgend eine andere Weife zu verfügen, ante 
langt, mit den Eingeborenen des Landes, wo fie fid) aufhalten, gleiche Pri 


rogative und Freiheiten haben, und in feinem viefer Fälle oder Werbälmit | 


ftärferen Auflagen und Abgaben unterworfen werden, als es die Einge 
bornen find, 


Wenn durd den Tod einer Perfon, die in dem Gebiete eines der cn 


trabirenden Theile Grunpftüde befist, diefe Grunpftüde nad den Landesgt 


fegen einem Bürger oder Untertban des andern Theild etwa zufallen, viele 
aber wegen feiner Eigenſchaft als Fremder fie zu befisen nicht fäbig fen 


follte, fo fol ihm eine angemefjene Frift bewilligt werden, um dieſelben | 


verfaufen, und den Ertrag davon ohne Hinderniß und frei von allem Abzus 
von Seiten der Regierung des betreffenden Staates zu beziehen. 

Art. 10. Die in den vereinigten Staaten von Merifo befindlichen In 
tertbanen Seiner Majeftät des Königs von Preußen follen auf Feine Wei 
wegen ihrer Religion beläftigt over beunruhigt werden, vorausgefeßt, tu 
fie die Religion, fo wie auch die Verfaſſung, die Gefege und Gebräu 
des Landes achten. Diefelben follen des ihnen bereits bewilligten Vorredt: 
theilbaftig bleiben, die in den genannten Staaten mit Tode abgebente 
Unterthanen Seiner Majeftät an den bierzu beftimmten Drten beerpdigen j! 
dürfen, und die Beerdigungen und Gräber follen in feinerlei Art und um 
feinem Vorwande geftört oder bejchädigt werden. 

Die merifanifhen Bürger follen in den gefammten füniglichen Staaten 
ihre Religion fowohl öffentlid ald privatim, in ihren Häufern over in den 
zum Gottesvienfte beftimmten Gebäuden frei ausüben dürfen. 

Art. 11. Zur größeren Sicherung des Handels zwifchen ven Unter 
thanen und Bürgern der beiden contrabirenvden Theile ift ferner verabredet 
worden, daß, wenn jemals die gegenwärtig zwifchen ven lesteren beftebenten 
freundfchaftlihen Beziehungen abgebrochen werven follten, den alsdann an 
den Küften befinvlichen Handeltreibenden eine Frift von ſechs Monatın, un 
denjenigen, welde fi) im Innern des Landes aufhalten, eine Friſt von 
einem ganzen Jahre zur Berichtigung ihrer Gefchäfte und zur Verfügung 
über ihr Eigenthum gewährt, ferner auch venfelben ein Geleitsbrief zu 
Einfhiffung in ven hierzu nad) eigenem Gutfinden ausgewählten Hatın 
ertheilt werden foll. 

Alle anderen Unterthbanen und Bürger, welche ſich in den reſp. Staat! 
behufs der Ausübung eined Handwerks oder anderen Nahrungszweigs M 
und dauernd niedergelaffen haben, follen den Vortheil geniehen, vajelit 
bleiben und ihr Gejchäft fortfegen zu dürfen, ohne irgendwie in dem vollen 
Genuffe ihrer Freiheit und ihres Vermögens beunruhigt zu werden, fo langt 
fie ſich friedlich betragen und die Yandesgefege nicht verlegen; ihr Eigentbun 
oder ihr Vermögen, von welcher Beichaffenheit es auch fein mag, ſoll wert 
einer Beichlagnahme, einem Sequefter, nod anderen Yaften oder Auflage 
unterliegen, als jolden, welche von den Eingeborenen gefordert werden. 

Eben jo follen weder Privat-Schuldforderungen, noc öffentliche Fonde 
oder Geſellſchafts-Actien jemals mit Beſchlag belegt, ſequeſtrirt oder confiscitt 
werden dürfen, 
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Art. 12. Sollte ver Fall eintreten, daß einer der contrabirenvden Theile 
mit irgend einer Macht, Nation oder irgend einem Staate im Kriege wäre, 
fo dürfen die Untertbanen des anderen Theild ihren Hantel und ibre 
Schiffahrt mit eben diefen Staaten fortfegen, ausgenommen mit den Städten 
oder Häfen, welche zur See oder zu Lande blorirt oder belagert wären. 

Aus Rüdficht jedoch auf die Entfernung der refp. Lande der beiden 
eontrabirenden Theile, und auf die daraus hervorgehende Ungemwißheit über 
die möglicher Weiſe ftattfindenden Begebenheiten, ift verabredet worden, daß 
ein dem einen von ihnen zugehörendes Handelsſchiff, weldyes nad einem zur 
Zeit feiner Abfahrt vorausjeglich blocirten Hafen beftimmt ift, dennoch nicht 
wegen eines erften Verfuches, in den fraglichen Hafen einzulaufen, genommen 
oder verurtbeilt werden foll; es fei denn, daß bemwiefen werden fünnte, daß 
gedachtes Schiff während der Fahrt die Fortdauer der Blorade des in Rede 
ſtehenden Plages babe in Erfahrung bringen fünnen und müſſen; dagegen 
jollen diejenigen Schiffe, welche, nachdem fie bereits einmal zurüdgewiefen 
worden, es während derfelben Neife zum zweiten Male verfuchen follten, in 
venfelben bloeirten Hafen während ver Fortfegung dieſer Blocade einzu- 
laufen, der Anbaltung und Condemnation unterworfen fein. Es verftebt 
fi, daß in feinem Falle der Handel mit Gegenftänden, welde für Kriegs— 
Contrebande gelten, erlaubt fein joll; zum Beifpiel mit Kanonen, Mörfern, 
Gewehren, Pijtolen, Granaten, Zündwürfen, Laffetten, Wehrgehängen, Pulver, 
Salpeter, Helmen und anderen zum Gebrauche im Striege verfertigten Werk— 
zeugen irgend einer Art. 

Art. 13. Jeder der contrahirenden Theile fol Confuln, Vice-Conſuln 
und Hanveld-Agenten in dem Gebiete des anderen Theild zum Schutze des 
Handels ernennen dürfen. - Bevor aber irgend ein Confulars Beamter feine 
eonfularifchen Functionen ausüben darf, muß derfelbe von demjenigen Gou— 
vernement, in deſſen Gebiet er refiviren foll, in ver hergebrachten Form 
anerfannt und zugelaffen worden fein, wobei von beiden Theilen die Ber 
fugniß vorbehalten wird, von der Niederlaffung der Eonfuln einzelne Pläße 
auszunehmen, wofelbft er vergleichen zuzulaffen nicht angemeffen fintet. Die 
diplomatischen Agenten und Confuln Merifos in den Staaten Seiner Majeftät 
des Königs von Preußen werden aller derjenigen Prärogative, Freiheiten 
und Vorrechte theilbaftig fein, welche den in gleihem Range ſtehenden Agenten 
der begünftigteften Nation zufteben oder noch ferner eingeräumt werden möd)- 
ten; umgekehrt werden vie diplomatischen Agenten und Confuln Seiner 
Majeftät des Königs in dem Gebiete der vereinigten Staaten von Merifo 
aller derjenigen Prärogative, Freiheiten und Vorrechte genießen, weldye ven 
———— diplomatiſchen Agenten und Conſuln in dem Königreich Preußen 
zuſtehen. 

Die beiderſeitigen Conſuln, Vice-Conſuln und Handels-Agenten follen 
bei dem Abſterben eines ihrer Nationalen berechtigt ſein, auf Auſuchen der 
betheiligten Parteien oder auch von Amts wegen, den von der competenten 
Behörde auf die Effecten, Meubel und Papiere des Verſtorbenen gelegten 
Siegeln die ihrigen hinzuzufügen, in welchem Falle diefe doppelten Siegel 
nicht anders ald im gemeinſchaftlichen Einverftänpniffe gelöfet werden fünnen. 
Diefelben werden der nad Abnahme der Siegel erfolgenden Inventarifation 
des Naclafjes beiwohnen, und es foll ihnen durch die betreffende Behörde 
eine Abſchrift ſowohl des Inventars als der etwa binterlafjenen legtwilligen 
Dispofition des Berftorbenen ertheilt werden. Wenn die Eonfuln, Bice— 
Conjuln und Handels-Agenten von Seiten der gebörig legitimirten Erben 
mit Vollmacht in gefeglicher Form verfeben find, fo foll ihnen ver Nachlaß 
jofort ausgeliefert werden, ven Fall der Einfprache eines einheimifchen oder 
fremden Gläubigers ausgenommen. 


51” 


804 


Die Confuln, Vice-Confuln und Handeld-Agenten follen als folde de 
Recht haben, bei Streitigkeiten zwifchen ven Eapitainen und der Mannſche 
von Schiffen derjenigen Nation, deren Interejjen fie wahrnehmen, als Ride 
und Schiedsmänner zu dienen, obne daß die Local-Behörden dabei cir 
fchreiten dürfen, fofern nicht das Betragen der Mannjchaft over des Can 
tains etwa die Ordnung oder Ruhe des Landes ftört, oder wenn nicht we 
Eonfuln, Vice-Conſuln oder Hanvdeld: Agenten zur Ausführung oder Au 
rechthaltung ihrer Entſcheidungen das Einfchreiten jener Behörden nachſuchen 
Es verfteht fih, daß dieſe Art von Entſcheidungen oder ſchiedsrichterliche 
Ausſprüchen vie ftreitenden Parteien nicht des ihnen zuftebenven Recht 
beraubt, nach ihrer Heimkehr ven Recurs an die Gerichtsbehörden ihre 
Landes zu ergreifen. 

Die gedachten Confuln, Vice-Conſuln oder Handeld-Agenten jolen 
ermächtigt fein, zum Zwede der Ausmittelung, Ergreifung, Feſtnahme un 
Verhaftung der Deferteure von Kriegs- und Handelsſchiffen ihres Yante 
den Beiftand der Ortsbehörden anzurufen; fie werden zu dem Ende an die 
competenten Gerichtsbehörden, Nichter und Beamten fi wenden und bie 
erwähnten Deferteure fchriftlich reclamiren, wobei fie durch Mittheilung ver 
Schiffsregifter oder Mufterrollen, oder durd andere amtliche Documente ven 
Beweis zu führen haben, daß dieſe Individuen zu der betreffenden Schifft 
Mannſchaft gehört haben; nach welcher Beweisführung die Auslieferung nid! 
verweigert werden fol. Solche Deferteurs Sollen nad ihrer Ergreifung zu 
Dispofition der Confuln, Vice-Conſuln oder Hanvdelö-Agenten geftellt, könne 
aud auf Anfuchen und Koften des reclamirenvden Theils in den öffentlicher 
Gefängniſſen feitgehalten werden, um fodann den Schiffen, denen fie ange 
hörten, over anderen Schiffen derjelben Nation zugewenvet zu werden. Würt 
aber viefe Ueberfendung nicht binnen dreier Monate vom Tage ihrer Ber 
baftung an gerechnet, erfolgen, jo follen fie in Freiheit gefegt, und megen 
derfelben Urfache nicht wieder verhaftet werden dürfen. 

Sollte der Deferteur irgend ein Verbrechen over ein Vergeben begangez 
haben, fo fann feine Auslieferung ausgefegt werden, bis der betreffen: 
Gerichtshof fein Urtheil ausgeſprochen haben und dieſes vollftredt fein wir. 

Art. 14. Sollte einer der contrabirenvden Theile in der Folge anderen 
Nationen irgend eine befondere Begünftigung in Beziehung auf Handel oder 
Schiffahrt zugeftehen, fo fol viefe Begünftigung fofort audy dem andern Theil 
mit zu Gute fommen, welche derfelben ohne Gegenleiftung, wenn das Zw 
ee ohne eine ſolche erfolgt ift, oder aber unter Gewährung verfelben 
Bergeltung, an welde das Zugeftändnig gefnüpft ift, genießen foll. 

Art. 15. Gegenwärtiger Vertrag fol zwölf Jahre hindurch, angerednt! 
vom Tage der Ratifications-Auswechſelung, gültig fein, und wenn zwöh 
Monate vor dem Ablaufe diefes Zeitraums feiner von beiden contrabirender 
Theilen dem anderen mittelft einer officiellen Erklärung feine Abjict, du 
Wirkung des Vertrags aufbören zu laſſen, fund thun ſollte, fo foll legteret 
nody ein Jahr über diefen Zeitraum hinaus, und fo fortvauernd bis zum 
Ablaufe von zwölf Monaten nach einer folhen Erflärung, zu welder Zeit 
aud) diefe erfolgen mag, verbindlich bleiben. 

Art. 16. Gegenwärtiger Vertrag foll ratifieirt, und die Ratificationen 
defjelben follen innerhalb zwölf Monaten, oder wo möglich noch rüber, zu 
London ausgewechſelt werden. 

Zu Urfund deſſen haben ihn die obengenannten Bevollmächtigten unkr 
zeichnet und mit ihren Wappen befiegelt zu London, den 18. Februar 181. 


Borftehender Vertrag wird mit der Bemerkung zur öffentlichen Kenntmif 
gebracht, ra in Gemäßheit einer zwifchen beiden Theilen unter dem 10. Dar 
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1832 bei Verlängerung der Ratificationsfrift deſſelben getroffenen Ueber— 
einfunft: 1) die Anwendung der PVerabredungen des dritten Abfates des 
aweiten Artifels, ingleichen des dritten Abfages des dreizehnten Artifeld auf 
fo lange ausgeſetzt fein foll, als in den Gefegen des einen oder des anderen 
Landes Beftimmungen, welche diefen Verabredungen zuwiderlaufen, beftehen 
follten, von denen aud nicht zu Gunften einer andern Nation eine Aus— 
nahme gemacht worden wäre; 2) binfichtlih der im erften Abſatze des fie- 
benten Artifels feftgefegten Verkehrs-Befugniſſe der beiderfeitigen Untertbanen 
einem jeden der contrabirenden Theile vorbehalten bleibt, dieſe Befugniife, 
fo meit fie fid auf die Verfendung und Ausführung von Metallen beziehen, 
nach Belieben zu befcehränfen oder auch aufzuheben, in welchem Falle jedoch 
auch nicht zu Gunften einer anderen Nation eine Ausnahme hiervon gemacht 
werden darf. 

Die Ausmwecfelung der Ratificationg = Urfunden bat zu London am 
6. December 1834 ftattgefunden. 

Berlin, ven 27. Februar 1835. 


8 Monaco, 
(S. Sarbinien 2.) 


9. Hiederlande, 


1. Territorial: Vertrag. 31. Mai 1815. *) 


Art. 1. Die ehemaligen Provinzen der vereinigten Niederlande, und 
die ehemaligen belgifhen Provinzen, werden zufammen in den durch fols 
genden Artifel beftimmten Grenzen, nebft den im felbigen Artifel bezeich- 
neten Ländern und Gebieten unter der Xandeshoheit und Oberberrlichkeit 
Seiner füniglihen Hoheit des Fürften von Naffau-Dranien, fouverainen 
Fürften der vereinigten Provinzen, das Erb- Königreich der Niederlande 
bilden, und als ein foldhes in der durd die Verfaſſungs-Urkunde der bes 
fagten vereinigten Provinzen bereits feftgefegten Erbfolge-Dronung beftehen. 
Seine königlich preußiſche Majeftät erfennen den Titel und die Vorrechte 
der Föniglichen Würde in dem naſſau-oraniſchen Haufe. 

Art. 2. Die Grenz-tinie, welche die Gebiete enthält, aus denen das 
Königreich der Niederlande befteben foll, wird auf folgende Art beftimmt zc. 

Die Enclaven Huiffen, Malburg, Lymers mit der Stadt Sevenaer und 
der Herrfhaft Weel follen einen Theil des Königreichs der Niederlande aus— 
machen, und Seine königlich preußifche Majeftät leiften auf ewige Zeiten 
für Sich und alle Ihre Nahfommen und Nachfolger darauf Verzicht. 

Art. 3. Der in den im folgenden Artifel bezeichneten Grenzen ent- 
baltene Theil des ehemaligen Herzogthums Yuremburg, wird dem fouverainen 
Zürften der vereinigten Provinzen, nunmehrigem Könige der Niederlande, 
gleihmäßig abgetreten, um von Ihm und Seinen Nadfolgern in vollem 

igenthbum und mit voller Landeshoheit und Dberherrlichfeit auf ewige 
Zeiten befeffen zu werden. Der Souverain der Niederlande wird zu feinen 
bisherigen Titeln den eines Großherzogs von Luremburg hinzufügen, und 
e8 bleibt Seiner Majeftät die Befugniß vorbehalten, rüdfichtlich der Erbfolge 
im Großberzogthbum eine foldhe Familien-Ausgleihung zwifchen den Prinzen 
Ihren Söhnen zu treffen, welde Sie dem Sntereffe Fhrer Monardie und 
Ihren väterlichen Abfichten gemäß erachten werben. 


*) Amtliche Ueberſetzung dee franzöfiichen Originale. 
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Das zum Erſatz für die Fürſtenthümer Naffau- Dillenburg, Siegen, 


Hadamar und Dies dienende Großherzogthum Luremburg, foll einen te 
Staaten des deutſchen Bundes ausmachen, und der Fürft, König der Nie 
derlande, wird mit allen den übrigen veutichen Fürften zu ertheilenven Bor 
zügen und Vorrechten ale Großherzog von Ruremburg in den Bund eintreten 

Die Stadt Yuremburg foll in militairifcher Beziehung als Buntes 
fetung angefehen werden. Indeſſen behält ver Großherzeg das Recht, der 
Militairgouverneur und Commandanten ver Feftung zu ernennen, jedeh 
unter Vorbehalt der Beftätigung der ausführenden Gewalt des Bunves, un 
unter jedweden andern Bedingungen, die in Gemäßheit der fünftigen Buntes 
Verfaſſung feftzufegen für nöthig erachtet werden möchten. 

Art. 4. Das Großberzogibum Luremburg beftehbt aus dem ganzen 
Gebiet, welches zwifchen dem im Art. 2. bezeichneten Königreich der Nieder: 
lande, Franfreich, der Mofel bis zur Mündung ver Sure, dem Laufe ver 
Cure bis zum Zufammenfluß der Dure, und dem Laufe des legteren Fluſſes 
big zu den Grenzen des ehemaligen frangöfifchen und nicht zum jepigen 
Herzogthume Luremburg aehörigen Cantons St. Vith belegen ift. 

Da über vas Eigenthum des Herzogtbums Bouillon ſich Streitigfeiten 
erhoben haben, fo verpflichten Sich Seine Majeftät der König der Nierer 
lande, Großherzog von Luxemburg, demjenigen Theilbaber, vdeffen Reit: 
aefeglicher Weife werden beftätigt worden fein, den in oben angeführte 
Demarcationd= Linie enthaltenen Antheil des befagten Herzogthums zurüd 
ugeben. 

* Art. 5. Seine Majeſtät der König der Niederlande entſagen auf ewigt 
Zeiten für Sich und Ihre Nachkommen und Nacfolger, zu Gunften Sein 
Majeftät des Könige von Preußen, ven fouverainen Befigungen, melde ven 
Haufe Naffau-Dranien in Deutfchland zuftanden, und namentlidy den Kür 
ftentbümern Dillenburg, Dieg, Siegen und Hadamar, mit Einfchluß ve 
Herrfchaft Beilftein, fo wie diefe Befisungen zwifchen den beiden Linie 
des Haufes Naffau durh den im Haag am 14. Juli 1814 abgefchloffene 
Trartat definitiv regulirt und feftgefest worven find. Seine Majeftät leiten 
auf das Fürftenthbum Fulda und auf die übrigen Bezirfe und Gebiete, di 
Shnen durch den Art. 12. des Haupt-Neceffes der außerordentlihen Reiche 





Deputation vom 25. Februar 1803 zugefichert waren, gleihmäßig Berzidt 


Art. 6. Das Erbfolgereht und die Erbfolgeordnung, melde dur 
den fogenannten naflauifhen Erbverein im Jahre 1783 unter den beiten 
Zweigen des naffauifchen Haufes feftgefest worden find, werden aufrecht au 
halten, und von den vier naffausoranifchen Fürftenthümern auf das Grof- 
berzogtbum Luremburg übertragen. 

—* 7. Indem Seine Majeſtät der König der Niederlande unte 
Ihrer Randeshoheit und DOberherrlichfeit die in den Art. 2. und 4. bejeid 
neten Länder vereinigen, treten Sie in alle Rechte, und übernehmen rüd 
fichtlich der von Frankreich getrennten Provinzen und Bezirfe alle in dem 
zu Paris am 30. Mai 1814 abgefchloffenen Friedenstractat feftgefegten Laften 
und Verbindlichkeiten. 

Art. 8 Da Seine Majeftät der König der Niederlande unter dem 
21. Juli 1814, die acht in der Beilage zum gegenwärtigen Tractat enthal 
tenen Artifel als Grundlagen der Bereinigung Belgiens mit den vereinigten 
Provinzen anerfannt und beftätigt haben, fo follen befagte Artikel dieſelbe 
Kraft und Gültigfeit haben, ald wenn fie von Wort zu Wort in den gegen‘ 
wärtigen Vertrag eingefchaitet wären. 

Art. 9. Es foll von Seiten Seiner Majeftät des Königs won Preußen 
und Seiner Majeftät des Königs der Niederlande unverzüglich eine Com 
miffion ernannt werden, um alles, was ſich auf die Abtretung der nafaul 
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fchen Befisunnen bezieht, rüdfichtlih der Archive, des Schuldenweſens, der 
Caſſenüberſchüſſe und anderer Gegenftände diefer Art zu reguliren. Der 
Theil der Archive, welcer nicht die abgetretenen Länder, fondern das Haus 
Dranien betrifft, und alles, was zum Privat- und perfönlichen Eigenthum 
Seiner Majeftät des Königs der Niederlande gehört, als Bibliotheken, 
Kartenſammlungen und andere vergleichen Gegenjtände, foll Sr. Majeftät 
verbleiben und Ihnen ſogleich übergeben werden. Da ein Theil der ober> 
wäbhnten Befitungen gegen berzoalih und fürftlih naſſauiſche Befisungen 
ausgetaufcht werden ift, jo verpflichten Sih Seine Majeftät der König von 
Preußen, und Seine Majeftät der König der Niederlande willigen ein, daß 
die Durch gegenwärtigen Artifel ftinulirte Verbindlichkeit auf Ihre berzoglich 
und fürftlih naſſauiſche Durchlauchten für den mit Ihren Staaten zu ver: 
einigenden Theil befagter Befigungen übertragen were. 

Art. 10. Da Seine Majeftät der König von Preußen, nad der Ein— 
nahme ver holländiſchen Feſtungen durch die preußifhen Truppen, Seiner 
Diajeftät dem Könige der Niederlande auf Ihr Anfuchen, einer desfalljigen 
freundfchaftliben Ausgleichung unbeſchadet, die in jenen Feſtungen genom— 
mene Artillerie überlaffen haben, fo behalten Sich Seine königlich preußifche 
Majektät hierüber Ihre Rechte vor. 

Art. 11. Gegenwärtiger Tractat foll ratificirt, und die Ratificationg- 
Urfunden binnen ſechs Wochen, oder früher, wenn es fein fann, ausge— 
mwechfelt werben. 

Zu deifen Urfund haben vie betreffenden Bevollmächtigten ihn unter- 
zeichnet und mit ihren Wappen-Siegeln verfehen. 

Geſchehen zu Wien, ven 31. Mai, im Jahre Ehrifti 1815. 


Beilage zu Art. 8. des Tractats vom 31. Mai 1815. 

Acte, unterzeichnet von dem Staats - Secretair der auswärtigen Angelegenheiten, 
zur Annahme der Landeshoheit und Dberberrlichkeit Sr. königlichen Hoheit in 
den belgifchen Provinzen. 

(Weggelaſſen.) 


2. Grenz-Vertrag. 26. Juni 1816. *) 


Da Seine Majeftät der König von Preußen und Seine Majeftät der 
König der Niederlande, zur definitiven Feftfegung der Grenzen Ihrer res 
fpectiven Staaten am rechten Ufer der Maas und längs dem Großherzog: 
thume Luremburg zu fichreiten willens find, und zugleich wünſchen, die 
Schmierigfeiten zu BrIEHAEN, die in Betreff der proviforifchen Befegung 
einiger an den Grenzen liegender Gemeinden oder Gemeinvetheile, deren 
Dberherrlichfeit zweifelhaft fchien, entftanden find: fo haben Sie dem Art. 2, 
des Tractatd vom 31. Mai 1815 gemäß Gommiffarien ernannt und mit 
Ihren Bollmadten verfehen, melde, nad Auswechſelung ihrer in guter 
Form befundenen Bollmadıten, über nachſtehende Punkte und Artifel über- 
eingefommen find. 

Art. 1. Die durd gegenwärtigen Tractat feſtgeſetzte Scheidelinie be— 
flimmt den Grenzzug zwifchen beiden Staaten, von den an der Mofel be— 
a. — Frankreichs an bis zum ehemaligen holländiſchen Gebiet 
bei Mook. 

Art. 2. Die Demarcationslinie fängt bei der Mofel, bei dem Punkte 
an, wo auf dem rechten Ufer diefer Fluß die Grenzen Frankreichs verläßt. 
Sie läuft bis zur Mündung der Sure die Mofel hinunter, fteigt bis zur 


*) Amtliche Ueberfegung des franzöfifchen Originals, 
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Mündung der Dure die Sure hinauf, und folgt bei diefem Wiederauffteign 
aleichfalls dem Laufe der Dure, bis auf den Punft, wo dieſer Bad de 
Grenzen des ehemalinen Cantons St. With erreicht, jedoh mit Worbebat 
der in folgenden Artifeln feftgefesten Mopiftcationen. 

Art. 3. Da der Art. 17. des wiener Congrefprotocolld (Art. 25. da 
Haupteongrefacte vom 9. Juni 1815) feftgefegt hat, daß die Ortſchaften 


welche die Mofel, die Sure und die Dure durchfchneiden, nicht getheil 


werden, fondern mit ihren Weichbilden der Macht angehören follen, au 
deren Gebiet der größere Theil belegen ift, fo ift die Uebereinkunft getrofen 
worden, daß die Bevölferung den größeren Theil einer Ortfchaft beftimmen, 
und bei gleicher Bevölferung tie Grundſteuer entfcheiden folle. 

Art. 4 Da der wiener Congreß den Grundfag der Integralität der 
Gemeinden, nur auf die Fälle, wo die Ortichaften felbft, und nicht auf bie 
jenigen, wo die Weichbilde allein von einem Fluß durdftrömt werden, an 
gewendet zu haben fcheint, fo ift noch feftgefegt worden, daß in dieſem legten 
alle der Fluß zur Grenze dienen und daß die von den Ortfchaften felkt 
dur den Fluß getrennten Weichbilvetheile davon abgefondert bleiben un 
den auf demfelben Ufer belegenen Staaten einverleibt werden follen. *) 

Art. 9. Sollte die preußifche Regierung oder die Stadt Malmer:, 
zur Umgebung des vor diefer legten Stadt gelegenen Berges, die neu, 
ſchon projectirte Deerftraße anlegen wollen, und diefe von der Staveloride 
Chauflee ab, unterhalb Malmedy, zwiſchen diefen beiden Gemeinden auf ta 
Grenze dergeftalt purdfchlängeln, daß fie den Berg umzingeln: fo follen ı 
diefem Kalle die Grenzen der Stavelotfchen Gemeinde auf jene Straße, in 
fofern fie in ihr Gebiet bineinreicht, beichränft werden. Die Straße felbi, 
fo wie die mit niedrigen Gefträuchen bewachſenen kleinen Streden Landet 
welche diefe neue Grenze den Niederlanden entziehen würde, und ungefäh 
eine Fläche von 5 bis 6 Hectaren betragen würden, follen Preußen, at 
ne jene Straße angelegt haben wird, mit vollem Eigentbumsrechte an 

ebören. 

i Die Staselotfchen Einwohner, oder andere niederländifche Untertbanen 
werben, um denfelben zwifchen Stayelot und Spa ſich ausdehnenden Ber 
zu vermeiden, jene neue Straße wählen fönnen, ohne irgend andere Ab 
gaben als die zur Unterhaltung verfelben üblichen Hedgelver zu entricten. 

Die angrenzenden Yandleute follen fogar auch von allem Heckgelde m 
fofern befreit bleiben, als fie nur zum Anbau ibrer Felder, oder zum Gt 
brauch ihres in der Nähe liegenden Eigenthums, fich diefer Straße bedienen. 

Art. 12. Es foll den preußifchen Unterthanen freiftehen, in dem zwiſchen 
der Saure und der Helle belegenen Theile des Hertogenwald Holz und Rinde 
zu faufen und ganz zollfrei auszuführen. Die Unterthanen Sr. Majefit 
des Königs der Niederlande follen in Nutzung des den Niederlanden zug 
hörigen Theile des Waldes diefelben Vortbeile genießen, und es foll ihnen 
freifteben, Holz und Baumrinde durch das preußifche Giebiet auszuführen. 
ohne andere Abgaben als das Heckgeld zu entrichten. Alles mit Vorbehab 
ver Maafiregeln, die jede Negierung zur Verhütung von Unterfchleifen zu 
treffen für gut balten wird. 

Art. 13. Die Strafe von Eupen nach Malmedy foll den preußiſchen 
Unterthanen beftändig frei und offen bleiben, und Transporte jeder Art, die 
durch dieſe Straße geben, können feiner Zollabgabe unterworfen werden 
diefe Zolfreiheit foll indeffen die Erhebung eines Heckgeldes (droit de bar- 
rieres) nicht ausschließen, das etwa blos zum Bau und zur Unterhaltung 
der Straße eingeführt werben könnte. 


*) Die weggelaffenen Artifel enthalten die fpecielle Grenzbeſchreibung. 


809 


Die übrigen, jenen großen Wald in allen Richtungen durchkreuzenden 
Straßen follen, infoweit fie für die Nußung der in ihrer Nähe belegenen 
Theile von Gehölze ald nothwendig anerfannt werben, aum gemeinfchaft- 
lichen Gebraud dienen. Die Ober-Forſtbedienten beider Regierungen follen 
dieſe Straßen beftimmen, und, wenn es nöthig ift, nach einer zu treffenden 
Uebereinfunft eine vesfallfige Verordnung entwerfen. 

Art. 14. Da die Eupenfchen Fabrifanten von der ehemaligen Bers 
waltung die Erlaubniß erhalten haben, gewiſſe in gedachtem Walde zmifchen 
ver Helle und der Saure belegene Gräben und Rinnen zu Öffnen und zu 
fäubern,. um dadurch den Waffervorratb der Helle und folglich auch ber 
Verdre, auf welchem Fluffe alle ihre Hämmer angelegt find, zu vermehren, 
fo ift feftgefegt worden, daß befagter Gemeinde oder ihren Fabrifanten jener 
Gebrauch gelaffen werben foll, und daß fie fortfahren fönnen, die gegen- 
wärtig beftehenden Rinnen und Gräben zu reinigen und zu fäubern; jedoch 
obne daß dieſer Gebrauch den Privatrechten, deren Beibehaltung durd den 
untenftehenden Art. 30. ftipulirt wird, gleichgeachtet werden fünne. Es darf 
vielmehr dieſer Gebrauch die Schranfen einer bloßen Erlaubniß nicht über- 
fchreiten, und es bleibt felbft der niederländifchen Regierung vorbehalten, 
felbige zurüdzunehbmen, wenn das Dafein jener Gräben und Rinnen, oder 
deren Ausräumung der Waldnugung fchädlich fcheinen oder ihren Berbeffe- 
rungsplänen hinderlich fein follte. 

Diefe Arbeiten müflen fogar, ebe fie angefangen werben, den Forftbe- 
dienten vorläufig angefündigt, und hiernächſt unter ihrer Anleitung und 
Dberaufficht beftritten werben. 

Art. 18. Vom Berührungspunfte der drei Departements an gerechnet 
folgt die Demarcationglinie den Grenzen zwifchen dem ehemaligen Roör- 
und dem Nieder-Maad-Departement bis zur Aachener Chauffee zu Geilen- 
kirchen. Die den Niederlanden zugehörige Välfer Gemeinde nebft der ihr 
zugethbeilten, auf der Linie felbft ftehenden Pfarrwohnung, bleibt zur linfen 
Seite liegen; alsdann geht die Grenze längs ver Chauffee bis zu den 
Grenzen der Rolducſchen Gemeinde, und zulest länge den Rolducſchen 
Grenzen auf der öſtlichen Seite bis auf den Punft, wo fie die Worms erreicht. 

Alfo wird der zur rechten Seite der Chauffee belegene Theil von 
Kerfräde, fowie der ganze auf dem linfen Ufer der Worms belegene Theil 
der Rolducſchen Gemeinde Seiner Majeftät dem König von Preußen abge- 
treten. Nod wird der zwifchen den Grenzen des Roör-Departements und 
Rolduc enthaltene Theil der Ehauffee demfelben Königreiche abgetreten, der— 

eftalt, daß befante Gemeinde mit allen Eigenthbums- und Landeshoheits— 
Rechten dem Königreih Preußen ganz angehöre. 

Art. 19. Die fo eben im vorigen Nrtifel erwähnte Abtretung ber 
Kerfräder und Rolducſchen Theile foll dem Steinfohlgruben - Bau feinen 
Schaden oder Nachtheil bringen. Diefer Bau der Steinfohlgruben gehörte 
ehemals ver Abtei Rolduc zu, und wird beute in den Kerkräder und Rol- 
duefhen Gemeinden für Redinung der niederländifchen Regierung fortgefeßt, 
vergeftalt, daß dieſe Negterung, oder der ftatt ihrer eintretende Rechts-In— 
baber, die Befugniß behält, in den abgetretenen Theilen die zur Ausgrabung 
der Steinfohlen oder zur Abwäflerung vienlichen Arbeiten vornehmen zu 
laffen. Jedoch müffen die Eigenthümer der Oberfläche entweder durch güt- 
liches Abkommen, oder durch Ausſpruch von Sachverſtändigen, entſchädigt 
werden. 

Die preußifche Regierung fann weder unter dem Vorwand einer ihren 
Ingenieurs übertragenen Direction, noch durch Auflagen, oder durd andere 
Hinderniffe, ven Grubenbau und die zu Tage Förderung der Kohlen ftören, 
oder beichränfen, noch fonft ven Abfas hemmen. 
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Die preußifche Regierung darf auch in den abgetretenen Theilen fein 
Privat-Conceffionen bemilligen. Die jest fchon beftebenden bleiben in te 
Grenzen befchränft, die ihnen durch die Ceſſionsacte oder durch die Gel 
unter deren Gewalt fie bewilligt worden, angewiefen find. 

Art. 20. Diefer dem Königreiche der Niederlande zuftändige Ste: 
kohlenbau genießt nod außerdem folgende Privilegien oder Vortheile: 

1) Alle Steinfohlen, die nach der Provinz Yüttich oder einer ander: 
Gegend der Niederlande verfendet werden und das preußifche Gebiet & 
rühren müßten, jollen zoll- und tranfitfrei fein. Es bedarf dazu blos ein: 
Atteſtes des Gruben-Dirertors. 

2) Diefer Bau genießt das Recht, zur Verfaufgzeit in der zum Stein 
boſch gebörigen Fleinen Privathaide das benöthigte Stutzholz anmzufaufr. 
und zollfrei auszuführen. Diefer Vortheil erſtreckt ſich gleichfalls auf w 
übrigen Bauten und Nugungen, welche in der Kerfräverfchen oder in anten 
benachbarten Gemeinden Privat-Eigentbümern zuftehen. 

3) Die niederländifche Regierung fann auf der ganzen Strede ber ıl 
getretenen Theile jedwede beliebige, zur Ausgrabung ver Steinfoblen, om 
zur Abwäfferung erforderliche bypraulifche Werfe, an der Worms anlegn. 

Die preußiiche Regierung darf an dem gegenwärtigen Zuftande de— 
Worms Feine Aenderung noch Neuerung vornehmen, welche ven wi 
der niederländifchen Regierung angelegten oder anzulegenden Werfen ji 
den könnte. 

Art. 21. Die niederländifche Regierung fowohl als Privatperione 
dürfen die im Steinbofch befinvlichen Kiesgruben faufen oder nugen, un 
den Stein zollfrei ausführen. Die preußifchen Untertbanen können fih ® 
den niederländifchen Vorrathslagern zu gleichen Preifen als die niederlir 
bifchen Untertbanen mit Steinfoblen verfehen und, mit Ausnahme des di 
geldes, abgabenfrei ausführen. 

Art. 27. Ueberall wo Bäche, Flüffe und Ströme Grenzen mad 


follen fie beiden Staaten gemeinfchaftlich angehören, wenn nicht das Gem 


theil ausprüdlich feftgefegt worden. Da wo fie beiden Staaten gemein 
haftlidy angehören, fol die Unterhaltung ver Brüden, die Ausräumung x 
in Uebereinftimmung beider Theile und auf gemeinfchaftliche Koften geſchehen 
Jedem Staat überbleibt aber ausfchließlih die Erhaltung der auf fein 
Seite liegenden Ufer. Es darf weder an dem Lauf der Flüffe, nod u 
dem gegenwärtigen Zuſtande der Ufer irgend eine Neuerung, noch ob 
Mitwirfung und Zuftimmung beider Regierungen irgend eine Gonecttet 
oder Waffer-Eingriff bewilligt werden. Diefelbe Bewandniß foll eg mit da 
Gräben, Rinnen, Furchen, Wegen, Canälen, Heden oder mit jedweder 
andern zur Grenze dienenden Gegenftand haben. das heißt, daß diefe Gegen 
fände in Betreff der Oberberrlichfeit beiden Mächten gemeinschaftlich any 
hören follen, und daß mit ihrem gegenwärtigen Zuftande feine Beränderun 
als in gemeinfchaftlicher Uebereinftimmung vorgenommen werden darf, ® 
fei denn in Fällen, wo das Gegentbeil ausgemacht wäre. 
Obgleich die beiden Ufer der Dure von der Viandenſchen Gemei 
befegt find, und diefe Gemeinde den Niederlanden gänzlich angehört, fo ſel 
der Gebraud dieſes Fluſſes dennoch frei fein und beiden Staaten gemen 
bleiben, ohne daß jedoch die Landeshoheitsrechte über das Ganze ber ge 
dachten Gemeinde, den Fluß mit einbegriffen, befchadet würden. 1, 
Die in diefem Augenblid auf ver Mofel und auf andern Grenzflüſen 
beftehenden Wafferfabrten follen in ihrem gegenwärtigen Zuftande erhaltet 
werden. Die aufgelegten Abgaben follen für Rechnung eben berjelben 
Staaten, die fie am heutigen Tage genießen, fortvauernd erhoben merkt. 
Beiderſeits wird man die Befugnik haben, auf dem gegenüberftehenden UN! 
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die nöthigen Werke anzulegen und zu unterhalten, um den Hinüberfahrenden 
die Anlandung zu erleichtern. 

Die Fiſcherei ſoll ebenfalls gemein ſein, und fortwährend für Rechnung 
beider Staaten öffentlich verſteigert und zugeſchlagen werden. Dieſer Zu— 
ſchlag geſchieht wechſelsweiſe in einer dem Königreich Preußen und in einer 
dem Königreich der Niederlande angrenzenden Gemeinde. Ueber die dabei 
zu befolgende Verfahrungsart und über die Ortſchaften, wo der Zuſchlag 
zu balten iſt, müſſen ſich die Ortsbehörden beider Staaten mit einander 
verftänpigen. 

Art. 28. Die von ihren Gemeinden durch den Hauptitrom netrennten 
Inſeln der Mofel, der Sure und der Dure follen in die Claſſe der in obigem 
Artifel erwähnten durchſchnittenen MWeichbilde gebradt werden, und dem 
Staate, an deſſen Ufer fie belegen find, angehören. Die übrigen verbleiben 
fortwährend ihren Gemeinden und folglih auch dem Königreiche, zu dem 
diefe Gemeinden gehören. Iſt es zweifelhaft, auf welder Seite der Haupt: 
ſtrom fich befinde, fo folgen die Inſeln ven Gemeinden, von denen fie ab» 
bängen, und im Falle diefe Gemeinden durch gegenwärtigen Tractat getbeilt 
fein follten, folgen fie vem Theile, wo der Hauptort liegt. 

Folglich werden die Mofel-:Infeln: 1) Kleine Beſche (petite Besche) 
von der Wintringenfchen Gemeinde abhängig; 2) die beiden Remich der 
Gemeinde gleichen Namens angehörig; 3) Wormelvingen von der Gemeinde 
diefes Namens abhängig, dem Königreich Preußen zufallen, und die übrigen 
ebenfalls in der Mofel liegenden Inſeln, nämlich: 1) Die von der Gemeinde 
gleichen Namens abhängige Infel Remichen; 2) die von der Schwebfingen- 
fchen Gemeinde abhängige große Befche (grande Besche); 3) die von der Ge- 
meinde gleihen Namens abhängige Infel Mader; 4) die von der Stabbres 
dimusfchen Gemeinde abhängigen vier Infeln dem Königreich der Nieder: 
lande zugebören. 

Das Scidfal der in der Sure und Dure liegenden unbebauten, höchſt 
unmichtigen Infeln, foll von den mit der Errichtung der Grenzpfähle beauf- 
tragten Commijlarien nach obigen Grunpfägen beftimmt werden. In allen 
Fällen gehört die bei Efternady belegene, und ungefähr ein Drittel Hectar 
Fläche enthaltende Fleine Inſel fortwährend dem Königreich der Niederlande. 

Art. 29. Die Staatd-Domainen, die etwa in den zu einer anderen 
Oberherrſchaft übergehenden Gemeinden oder Gemeindetheilen fich befinden 
möchten, follen, mit Vorbehalt des in Beziehung auf die Roldueſchen Stein- 
tohlen-Nußungen feftgefegten Beftimmungen, ſtets dem Gebiet folgen, und 
dem neuen Landesherrn angehören. Hingegen behält jeder Landesherr feine 
Privat-Domainen, unter weldyer Oberberrfchaft felbige auch belegen oder zu 
ftehben fommen mögen. Die Steuern (contribulions) und andere Staats— 
einfünfte follen, vom Tage der Beſitznahme an gerechnet, für die Rechnung 
des neuen Randesherrn laufen und erhoben werden. Der Tag vieler Beſitz— 
nahme darf jedoch den durch ven Art. 41. feftgefegten, für die Räumung 
und die Uebergabe der durd gegenwärtigen Tractat abgetretenen oder aus— 
gewechfelten Ortfchaften angenommenen Termin, auf feinen Fall überfchreiten. 
Und wenn alfo durch unvorhergefehene Begebenheiten die Beſitznahme einer 

Gemeinde oder eines Theil der Gemeinde verzögert würde, fo ſollen dennoch 
die Steuern (contribulions) und andere Staatseinfünfte, vom beftimmten 
Tage an gerechnet, nichts defto weniger dem neuen Landesherrn zufallen. 

Art. 30. Aufredht und beibehalten werden in den mwechlelfeitig abge- 
tretenen, ausgetaufchten oder getheilten Drtfchaften und Gebieten, die den 
Gemeinden, öffentlichen Inftituten und Privat-Anftalten der einen oder der 
andern Oberberrfchaft zufommenven und zugehörigen Güter, Nealrechte und 
Ansprüche, als da find, Wälder und andre in den von ihren Hauptorten 
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he Meichbilderheilen nelegene Communalgüter, dad Mecht, auf urk 
aute, unbefäcte oder auch Stoppelfelder fein Vieh zu treiben (droit de pr- 
cours ou de vaine päture), Torf auszugraben, Schweine auf die Maftn 
in das Eckerich einzufchlagen, des Aehrenleſens u. f. m. 

Art. 31. Noch wird beſonders feftgefest, daß irgend eine Weränden: | 
der Oberberrfchaft oder der Regierung den zur Galmey-Nutzung den Her 
Dony und Comp. zugeftandenen Necdten feinen Schaden und Nadtir 
bringen follen, vergeftalt, daß die ihnen verliehene Eonceffion in allen Filc 
unangetaftet bleiben, und fortwährend viefelben Vortheile und dieſelben Ir 
rechte genießen fol, vie urfprünglich damit verbunden gewefen find. E 
dachte Eonceffion bleibt andrerfeits den ihr auferleaten Zaften, und namen 
lih der Verbinplichfeit unterworfen, die in den Staaten der beiden ber 
contrabirenden Mächte angelegten Kupferfabrifen, zu den in der Eonceffien: 
Acte feftgefesten Preifen mit Galmey zu verfeben. 

Art. 32, Wenn Gemeinden oder Gemeinde-PWeichbilde Durch die D 
marcationglinie getbeilt find, fo wird das Activ- und Paffiv-Wermögen dien 
Gemeinden, das heißt, ihre Communalgüter fomwohl als ihre Sculten, ı 
demfelben Verhältnis auch getheilt fein, oder noch getheilt werden mühe. 
Um dieſes Verhältniß feftzufegen, wird man ven Betrag der vereinten Grun 
und Perfonalfteuer, und in Ermangelung der legteren, die Grunpfteuer aleı 
zur Grundlage nehmen. Die Communalgüter und Einfünfte, die unter de 
Einwohnern kopf- oder feuerftellenweife vertbeilt werden mußten, follen nu 
der, für die jährlichen Bertheilungen (wenn ja wirflic und von Rechtsmaz 
dergleichen befteben) angenommenen einzigen Grundlage getbeilt wer« 
Jedoch verfteht fih, daß, nach gefchebener Theilung, dieſe Güter den Min 
cipalgefegen des neuen Staats, in welchem fie begriffen werben, untt 
worfen fein müſſen. 

Art. 33. Adersleute, deren Eigenthum theils dies-, theils jenfeits X 
Grenzen belegen ift, fönnen Mift, Strob, Streu und fonftigen Dünger Ü 
den Anbau ihrer Felder, fo wie eine jede Art Feldfrüchte aus und einführe 
ohne daß fie irgend einer Zolls, fei e8 Ein- oder Ausfuhr, Tranfıt- em 
andern desfallfigen Abgaben unterworfen werden fünnten. Sie braude 
blos durch Attefte ver Ortsbehörde auszumeifen, daß fie jenfeitS der Grenn 
ein Eigentbum befisen und anbauen, müſſen fich aber den Durchſuchunge 
und Befichtigungen der Zolleinnehmer oder anderer zur Verhütung der T! 
fraudation gefeglich angeftellten Beamten nicht entziehen. Hingegen dürtt | 
dieſe Zolleinnehmer oder fonftige Beamten nur auf ihren refpectiven Gt 
bieten Durchfuchungen halten. 0 

Art. 34, Für Tuch- oder fonftige Fabrifanten, welche auf dem Gebiet | 
beider Staaten gleichmäßig belegene, und gegen einander abhängige Ir | 
lagen bejisen, oder welche die zu verarbeitenden roben Producte (maleriam | 
primam) von einem Staate in den andern ſchicken, follen in einem Hand | 
tractat, den beide hohe contrahirende Theile unverzüglich abzufchliefen m) 
lens find, verhältnigmäßig gleiche Vortheile ausgemacht werden, als im MT 
bergebenven Artifel zu Guniten der Adersleute ftinulirt worden. Inzwiſche 
find von Seiten beider Commiffionen proviforishe Maaßregeln getroftt 
worden, welche fo lange zur Richtfehnur dienen follen, als fie yon der ein 
oder von der andern Negierung nicht widerrufen oder modificirt werden. 

Art. 35. Es ift gegenfeitig erlaubt, in dem benachbarten Geht 
Steine, Sand und andre zum Bau und zur Unterhaltung der angrenzende— 
— erforderliche Materialien anzukaufen, auch ganz abgabenfrei aus 
zuführen. 

Art. 36. Militairperfonen jedweden Grades, welche in einer durd 
gegenwärtigen Trartat abgetretenen oder vertaufchten Gemeinde geboren fit, 
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tollen, wenn fie in Europa dienen, in breimonatlicher, und wenn fie in den 
Colonien oder in irgend einem andern Welttheile ſich befinden, in Jahres— 
frift dem Landesherrn dieſer Gemeinde zurüdgejchicdt werden. Jedoch follen 
die Dffiziere die Wahl haben, in ihr Vaterland zurüdzufehren, oder im 
Dienjte des Yandesherrn, unter dejjen Fahnen fie ſich befinden, zu verbleiben. 
Sie müſſen in den erjten ſechs Monaten, von Bekanntmachung des gegen- 
wärtigen Tractats an gerechnet, ſich deshalb erklären. 

Urt. 37. Die Einwohner, welde fraft einer oder andrer Beſtim— 
mung des gegenwärtigen Tractats, von einem Staat zum andern übergeben, 
fönnen ohne weitere Bedingung oder Verbindlichkeit in vierjähriger Frift 
ihren Wohnfig verändern; fie fünnen fogar ihre Güter verfaufen oder jonft 
veräußern, ohne andre Abgaben als die übrigen Einwohner deijelben Landes 
zu entrichten. 

Art. 38. Die in den abgetretenen oder vertaujchten Gemeinden over 
Gemeindetheilen angeftellten Beamten, welche nach den Gejegen, unter deren 
Herrſchaft fie ernannt worden find, nicht ohne Entſchädigung verjegt werden 
können, jollen beibehalten werden und viejelben Rechte genießen, als unter 
der Regierung, die fie ernannt hatte. 

Art. 39, Obgleich beide Commifjionen ſich möglicht bemüht haben, 
die fich darbietenden Schwierigfeiten aus dem Wege zu räumen, jo iſt doch 
möglich, daß bei Errichtung ver Grenzpfähle fi) noch andre Schwierigfeiten 
vorfinden; deshalb ift feitgefegt worden, das diejenigen Mitglieder beider 
Commiſſionen, unter deren Yeitung jene Operation ftattfinden wird, ermäd)- 
tigt werden follen, alle vergleichen Zwiftigfeiten beizulegen, auch bejonders 
über alle in Betreff der Ungewißheit ver Grenzen einiger Gemeinden etwa 
entftebenven Streitigfeiten, nad) Abhörung der Ortsbehörden, zu richten. 

Art. 40. Die gegenjeitig abgetretenen, oder vertaufchten, oder nod) 
zurüdgugebenvden DOrtichaften follen innerhalb eines Dionats, von, Auswechſe— 
lung ver NRatificationen an gerechnet, geräumt und vie Verwaltung den 
rechtmäßigen Behörden überliefert werden. 

Art. 41. Die Archive, Karten und andre die Verwaltung der fraft 
gegenwärtigen Tractats von einer Herrichaft zur andern übergehenvden Schultz 
heißen-Aemter und Gemeinden betreffenden Schriften und Urfunden follen 
zu gleicher Zeit mit den Gebieten ſelbſt den neuen Behörden übergeben 
werden. In den Fällen, wo nur ein Theil der Gemeinde oder des Schult— 
heißen-Amts abgetreten oder vertaufcht worden, verbleibt das Archiv dem— 
jenigen Theile, wo ver Hauptort fid) befindet, dod mit dem Beding, dem 

egenfeitigen Theile, fo oft er es nöthig haben wird, den Zugang zum 
Archiv zu verftatten. 

Art. 42. In den erften vierzehn Tagen nad der im vorigen Artifel 
erwähnten Räumung und Uebergabe wird mit Errichtung der Grenzpfähle 
der Anfang gemadt. Dieſe Grenzpfähle follen von Eichenholz fein, 12 
rheinl. Fuß Länge haben, 8 Fuß über und 4 Fuß unter der Erde ſtehen; 
fie jollen vieredigt fein; der Theil unter der Erve muß wenigftens 12, ver 
über der Erde 8 Zoll Die haben; fie follen auf der preußifchen Seite 
ſchwarz und weiß, und auf der niederländifchen Seite orange und weiß anges 
ftriden werden; fie werden mit Nummern verfehen, die bei ver Mofel anfangen. 

Es follen jo viel Grenzpfähle gefest werden, ald die Commijjarien zur 
deutlihen Beftimmung fämmtlicher Grenztbeile für nöthig erachten. Da wo 

ein Fluß oder Straße Grenze macht, follen jevesmal zwei Grenzpfähle ge- 
jegt werden, nämlich der eine auf preußifcher, der andre auf niederlänpifcher 
Seite; diefe beiven Pfähle jollen nur mit einer einzigen Nummer verjehen, 
und blos mit der für das rejpective Gebiet angenommenen Farbe ange— 
ſtrichen werden. 
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Art. 43. Gegenmwärtiger Trartat ſoll beiden Höfen zur Genebmign. 
vorgelegt, und die Natificationen binnen fehsmwöchentlicher Friſt nad Um 
zeichnung, oder eher, wenn es thunlich ift, ausgewechjelt werben. 


Zu deffen Urfund haben die Commiffarien der boben contrabirm 


Theile felbigen unterzeichnet und mit ihren Siegeln verfeben. 
GSefcheben zu Aachen, ven 26. Juni 1816. 


Vorläufige Ausgleihung zu Gunften der auf der Grenze beider Staaten mık 

aften Fabricanten, betreffend Die ungehinderte und abgabenfreie Ein- und Au 

* der rohen Producte und nicht völlig verarbeiteten Manufactur-Waaren « 
ihren refp. Anlagen. 


(BWeggelafien. ) 


3. Zerritorial: Vertrag. 7. October 1816. *) 


Nachdem Seine Majeftät ver König von Preußen und Seine Majc: 
der König der Niederlande, Prinz von Dranien-Nafjau, Grofberjog m 
Yuremburg, die Grenzen beiver Königreiche von den Marfen Franfreide u 
der Mofel an bid zum ehemaligen holländischen Gebiet bei Moof durd m 
Tractat vom legtverflojjenen 26, Juni, beftimmt haben, und nunmebro m. 
lens find, viefe ehemalige Grenze unterfuchen und am Niederrhein alr 
was die hydrotechniſchen Arbeiten und andre ähnliche Gegenftände ben 
auf die billigfte und den gegenfeitigen VBortheil beider Staaten angemeflt 
Weiſe feftfegen zu laſſen: jo haben Sie, dem fünf und zwangzigften Art 
der SchlußsActe des wiener Congrejjes gemäß, Bevollmächtigte ernam 
welche, nach Auswechfelung ihrer in gehöriger Form befunvdenen Bollmadır 
über nachftehende Punkte und Artifel übereingefommen find. 

Art. 4. Der durd gegenwärtigen Tractat aufgeftellte Grenzzug 
ftimmt die Grenzen zwifchen beiden Staaten, von dem Punft an gerehre 
wo die Grenzen längs der Maas, bei ven fogenannten Aan-Het-End-det 
fern das ehemalige bollänvdifche Gebiet berühren, bis zum bannöverfcen E 
biet, wo die Demarcationslinie zwifchen den beiden Königreichen aufbör. 

Art. 2. Die Demarcationslinie fängt beim obgenannten Punkte 
und zieht fi längs der Grenze zwiſchen ven ehemaligen holländiſchen w 
preußifchen Gebieten, wie fie im Jahre Ein Taufend ſiebenhundert fünf un 
neunzig beftand; vergeftalt daß der Plaf, ver Schilobrod, die fteenberaik 
Haide und der niederreichifche Cneevderyfiche) Wald dem Königreich der Nieder 
lande, hingegen ver cleffche Wald, ver lindenbergfche Hoff, der rotbe Kim 
ver halbe Mond und das wilderfche Gebiet dem Stönigreich Preußen verbleiben 

Beim halben Mond geht fie quer durdy die Heerftraße von Eleve md 
Nimmegen, und folgt diefer Strafe bis zum fogenannten König von Pre 
en, weldes Haus dem Königreich Preußen verbleibt, fo daß befagte Straf‘ 
vom halben Mond an gerechnet, dem Königreich der Niederlande ganz zug 
bören wird. u 

Vom Haufe, genannt König von Preußen, an gerechnet, verläft 
Scheidelinie die Heerftraße, nimmt ihre Nichtung nad) dem fogenannt“ 
muffenbergfchen Haufe unweit der Dorfichaft Beed bin, und überläßt Im“ 
Haus an Preußen, diefe Dorfichaft aber ven Niederlanden. 

Von Muffenberg läuft die ehemalige Grenze nach Often bie zum Aut 
jenshoff, welder mit der wilderfchen Straße Preußen verbleibt; yon B 
wendet fie fih nad) Norden und folgt der Alten Wafferleitung ¶ Oude⸗Wale 
leiding) bis zum Äbfluß des zufflichichen Waſſers, hiernächſe dieſem Abft 


») Amtliche Ueberſehung des ſranzöſiſchen Originals, 
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dis zu den Grenzen zwiſchen Zufflih und Löth, vergeftalt, daß ver tornfche 
Meonlen mit den dort belegenen Häufern, fo wie der zufflichfche Grund und 
Boden zwilchen vem Abflug und dem oyfche Water den Niederlanden, bins 

egen der wilderiche See (wilderfche Meer) mit dem Theile des zyfflichfchen 
Abfluſſes zwifchen dem tornſche Moolen und ven löthichen Grenzen Preußen 
ganz zugebören werben. 

Nachher läuft fie längs befagter Grenze zwifchen Zyfflich und Löth bie 
zum mittäglicften Punft der Herrihaft Millingen, und endlich längs ven 
ehemaligen öftlichen Grenzen diefer Herridhaft bis zur Waal, vergeftalt daß 
Zyfflich, Niehl und Bimmen dem Königreid Preußen verbleiben, und Löth, 
Hulbaufen, Kekerdom und Millingen einen Theil des Königreichs der Nieder— 
lande ausmachen. 

Art. 3. Vom Punkte an gerechnet, wo die millingenſchen Grenzen 
die Waal berühren, nimmt die Scheidelinie ihre Richtung in grader Linie 
nach dem Aarther Thurm bis zur Mitte oder zur Axe der Normalbreite des 
Fluſſes bin, welche Are beim Heraufſteigen für ven Thalweg gelten, und 
die Grenze bis gegenüber der Verlängerung der linfen Seite der Straße 
von Stodmann nah Elten, beftimmen fol, vergeftalt, daß die Schenfen- 
ſchanz mit ihrem Gebiet einen Antheil des Königsreichs Preußen ausmachen, 
und Daß der Kyfwaard, der Bylanpichewaard, 'SGraavenwaard, Lobith, 
der Dber- und Nievder-Spyd, mit Inbegriff der Enclave des eltenfchen Ge- 
biets dem Königreich der Niederlande angehören werden. *) 

Art. 11. Alle hydrotechniſchen Arbeiten auf der einen ſowohl als der 
andern Seite des Flufies fallen fünftighin dem Landesherrn zur Zaft, welcher 
das Gebiet auf jeder Seite des im dritten Artikel feſtgeſetzten Thalwegs 
befist, und find Seiner Specialverfügung anbeimgeftellt. 

Art. 12. Es darf im Bette des Fluſſes feine Anlage gemacht werden, 
welche ven Kauf des Stroms hemmen, und dem entgegengefesten Ufer dadurch 
fhäplicy werden könne, es müßte denn eine vorläufige vesfallfige Verab— 
redung und gemeinfchaftliche Uebereinfunft beider Mächte ftattgefunden haben. 
Eben fo foll es mit neuen Anlagen gehalten werden, welde an den äußern 
Erpflächen ver Deiche dem Strom binverlich fein oder die Eisfchollen auf- 
balten fönnten, 

Art. 13. Die Normalbreite des Fluſſes foll hundert und fünfzig Nuthen 
Crheinlänpifchen Maaßes) bei ver Mittelhöhe von acht Fuß ſechs Zoll panner— 
denfchen Maaßftabes betragen, weldye mit ſechs Fuß vier Zoll emmerichichen 
Maafftabes übereinftimmt. 

Es foll nicht erlaubt fein, das geringfte Weidengebüfch oder irgend eine 
Pflanzung zu dulden, welche nicht wenigftens hundert und funfzig Ruthen 
weit vom entgegengefegten Ufer des Fluſſes abſtehe, vergeftalt, daß nicht 
nur eine jede folche Pflanzung in diefer Normalbreite unterfagt wird, fondern 
daß jogar eine jede gegenwärtig bejtehende und über eine Breite von hundert 
Ruthen hinausragende Pflanzung niedergeriffen oder bis zur Wurzel aus— 
gerottet werben foll. 

Sollte e8 indejfen von der einen oder von der anderen Seite für nöthig 
gehalten werden, dieſer Stipulation zuwider irgend eine Pflanzung anzu— 
legen, jo müſſen die refpectiven Behörden fich Über die Ausführung diejes 
Vorſatzes vorläufig verftändigen. 

Art. 14. Keine beiver Mächte darf in der Normalbreite von bundert 
und fünfjig Ruthen, auf ihrem Ufer und dem fremden Ufer gegenüber den 
Lachsfang oder irgend eine andere Fifiherei treiben laffen oder geftatten, 


Iafen Art. 4. bis 10, enthalten die fpecielle weitere Grenzbejchreibung, fie find mweg- 
gelaſſen. 


816 


wenn dazu Behälter oder irgend andere Mittel gebraudt werden, bien 
Lauf des Stromes im geringften hemmen, oder aber die Anjchwemnu: 
des Stiefes und Sandes beförvdern, oder fonft den Zuwachs des Ufers u 
geringften vermehren können. 

Art. 15. Die Oberberrlichfeit über die Fiſcherei am Niederrhein mı 
dur eine vom kekenſchen bis zum lobithſchen Thurm zu ziebende a 
Linie feftgefegt, Ddergeftalt, daß der aufwärts gehende Theil vieler kin 
Seiner Miajeftät dem König von Preußen und der abwärts gehende Ti 
derjelben Seiner Majeftät dem Könige der Niederlande geböre. 

Art. 16. Im Falle, daß eine Untiefe oder Sandbank in ver Mitte de 
Fluſſes fih zeige, die etwa erfordere, dem für die allgemeine Shift 
daraus entipringenvden Nachtheile vorzubeugen, wird man über gemeinſdet 
lich zu treffende Maafregeln fi) verabreven, um anderweiten fände 
Folgen zu begegnen. 

Art. 17. Weder die ehemalige Mündung des alten Rheins bei fol 
noch irgend ein anderer Theil des alten Rheins, in fo weit er diem 
Seiten Seiner Majeftät des Königs von Preußen dem Königreich der Nur 
lande durd gegenwärtigen Tractat abgetretenen Gebiete berührt, fell ww 
irgend eine Art anders gefchloffen werden, als infofern das Rheinwaſſer (m 
es durch die Convention vom vierten Juli Ein Tauſend fiebenhunver m 
und fiebenzig ftipulirt worden), überall bei einer gewöhnlichen Breite 
neunzig Ruthen (rbeinländifchen Maaßes) und einer Höhe von dreijte 
Fuß nad dem Arnhemſchen Maaßſtab Pegel), frei und ohne das gerint 
Dinderniß durd den alten Rhein abfliegen fünne. 

Dem geringften Abbruch diefer Stipulationen foll in ver Fürzeften je 
frift durch die niederländische Regierung abgebolfen werden. Im ber 
Sommer-Waſſerſtande fann zwar die Verſchließung der Mündung des alt 
Rheins die oben fejtgefegte Höhe überfteigen; jedoch) ſollen die niederläudiſce 
Orts-Obrigfeiten bei der cleviſchen Regierung anfragen, ob von ihrer cu 
ein gültiger Beweggrund ver vorgeichlagenen Erhöhung entgegenftik 
Wenn in dem Zeitraume von adıt Tagen nad dem Empfange des W 
ſchreibens, befagte Negierung feine Antwort darauf ertheilt, und aud im 
preußifcher Commifjarius in der vorgefchlagenen Zeitfrift ſich einfindet, 1 
mit den competenten niederländifchen Behörden ſich zu verftändigen, } 
werden fie diefes Stillſchweigen als eine Bewilligung des gejchehenen I 
trags anſehen. 

Die befagten gegenfeitigen Commiſſarien follen Sorge tragen, den ge 
punkt der Eröffnung des alten Rheins genau zu beftimmen, und fogle® 
nad Auswechſelung der Ratificationen, foll befagte Mündung in den dur | 
den gegenwärtigen Tractat erforderten Stand gelegt werven. J 

Art. 18. Die Convention vom drei und zwanzigſten September 0° | 
Taufend fiebenhunvert fünf und vierzig, und vom vierten Juli Ein Tauſh 
ſiebenhundert ein und fiebenzig, werden Durch gegenwärtigen Tractat yermidt! 

Art. 19. Die preußiihe Regierung fol vie Befugniß baben, vie Di 
dung des alten Rheins zu jeder Zeit befichtigen zu laſſen; jedoch ur 
fie die niederlänpifchen competenten Ortsbehörden vorher davon benachtic 
tigen, und dieſe fünnen alstann zu demfelben Behuf einen Commiſſatue 
aborpnen, . 

Der preußifche Abgeorpnete fann feine Befichtigung anfangen und IT 
fegen, wenn innerhalb achttägiger Frift nad Empfang der Benadridng! 
feine Antwort von den obgenannten Behörden eingeht, oder Fein Comm 
farius in der vorgeſchlagenen Zeit ſich einfinder, 

Art. 20. Damit der Abfluß des hetterſchen Polvers, ohne dem benad 
barten niederländiſchen Gebiet zu ſchaden, bewerkſtelliget werde, ſoll in vB 
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klein⸗netterdenſchen Sommerdamm eine Fleine gemauerte Schleufe mit zwei 
woblverwahrten Schußbrettern angelegt werben. 

Die Abflugöffnung foll vier oder fünf Fuß Crheinländifhen Maafes) 
betragen, und die Grundfchwelle nicht über einen Fuß Tiefe unter der Grund— 
fchmwelle ver großen nieder-hetterſchen Schleufe bei Xeumenberg, in dem Haupt⸗ 
deiche des Rheins oberhalb Emmerich, angelegt werden. 

Meder das Mauerwerf noch die Dämmung des Wafferd der neuen 
fleinsnetterdenfchen Schleufe follen je unter der ge enwärtigen Höhe des be> 
fagten netterdenfhen Sommerdamms ftehen. Diet Höhe ift der Nummer 
dreizehn Fuß, nad dem jest auf der Auffeite der befagten großen leuwen- 
bergſchen Schleufe beitehenden Maaßſtabe, gleich. 

Art. 21. Es foll feins von den Schußgbrettern der neuen Fleinsnetter- 
denſchen Scyleufe aufgezogen werden, als wenn die netterdenjche Landweher 
oder Schaugraben (Schouwgraaf) die bergfche Wetering und die Wildt vie 
durch den zwei und zwanzigften Artifel ftipulirte gänzliche Tiefe, Breite und 
Deffnung haben werden, und wenn alsdann das Waffer im Schaugraben 
(Schouwgraaf) abwärts der befagten neuen Scleufe wenigftens bis zur 
Nummer Zehn Fuß nad dem Maapfiabe der großen leuwenbergſchen Schleufe, 
oder, was auf eins herauskömmt, bis zu drei Fuß von unten herauf, vie 
durch folgenden Artifel, für die neue Fleinsnettervenfhe Scyleufe und ven 
erhabenen Theil des Sommerdamms gleichen Namens beftimmte größte Höhe, 
gefallen fein wird. 

Art. 22. Die für den Abfluß beftimmten allgemeinen Ausmeffungen 
find die folgenden: 1) Die Tiefe des Abzugsgrabens in der Grunpfläce 
an dem öftlihen äußerften Ende, nahe der obgenannten Fleinsnetterdenjchen 
neuen Scleufe, wird mit dem Bett oder dem Boden diefer Schleufe, waage— 
recht fein und in allmählig berunterfleigendem Abhang das entgegengefeste 
äußerfte Ende in den alten Rhein zur gegenwärtigen Tiefe der Wildt unter 
der Brüde in den Poftweg nahe am eltenfchen Berge ausgeben. 2) Die 
mindefte Grunpflächen- Breite des Canals wird fein, a) für den anzulegenden 
Abzugsgraben und ven Theil, genannt netterdenſche Landweher, oder Schouw⸗ 

raaf, jehs Fuß; b) für die bergjche Wetering, 8 Fuß; c) für den Wildt- 

ah, zwölf Fuß. 3) Die Böſchungen werden nad der Eigenfchaft der 
auszugrabenden Erde ein und ein halb, oder zweimal die Höhe betragen. 
4) Die Höhe des Sommerdamms oder irgend einer andern Wafferdämmung 
von der neuen klein-netterdenſchen Schleuſe bis Emmeridy foll nicht unter 
der Nummer dreizehn Fuß nad) dem obbefagten Maafftab ver großen leu- 
wenbergihen Schleufe fallen. 

Es foll niemals in dem befagten Sommerdamm irgend eine Schleufe, 
außer ver Fleinsnetterdenfchen, noch irgend eine Wafferableitung oder Abfchnitt 
angelegt oder angebradt werden. 

In der Grundfläde foll fein Abzugsgraben von mehr als drei Fuß 
Dreite angelegt werden, a) abwärts vefjelben Sommerdamme; b) in der 

anzen Strede des Grund und Bodens zwiſchen der Wildt, der bergfche 
etering, dem ——— und den ehemaligen emmerichſchen Grenzen; 
e) in dem huttumſchen Boden bis zum Poſtweg von Elten bis Stockmann. 

Die preußifche Regierung foll in der fürzeften Zeitfrift jeder Beeinträch— 
tigung diefer Beftimmungen sub quarto abhelfen laffen. 

Art. 23. Auf beiden Seiten des Abzuggrabend follen die Bermen 
Coder Abfäge) durch Erde, welche im Nothfall von beiden Seiten des Grabeng 
ausgeworfen wird, erhöhet und geebnet werden; jedoch wird für die vom 
Abraum bevdedten Theile des Grund und Bodens feine Entſchädigung gut 
getban, fondern fie fallen der preußifchen Regierung zur Laſt. 

rt. 24, Im Fall der anzulegende neue Graben, fo wie der netterjche 
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Scoumgraaf, Feldwege oder irgend andre Straßen und Wege durchſchneüe 
möchte, wird die preußiiche Negierung ftarfe und hinlängliche Brüden tv 
über bauen laffen, damit der Pak im geringften nicht gehemmt werte. 

Derfelben Regierung liegt nicht allein die Verbindlichkeit ob, nad da 
im drei und zwanzigften Artifel angenommenen Ausmeffungen vie Wildt un 
die bergfche Wetering zu erweitern, imgleichen den neuen Abzugsgraben e— 
Ben fondern auch alle neue Bauten, es fei in Erde oder in Maur 
werf, zu übernehmen. 

Art. 25. Die Unterhaltung des befagten Abzugs, in fo weit er w 
der niebershetterfchen Grenze an eine Scheidelinie bildet, übernehmen bat 
Staaten gemeinschaftlich; hingegen fällt fie jeder Macht zur Yaft, in dern 
Gebiet er ganz belegen ift. Die Koften für die niedershetterfche Sale‘ 
beftreitet die preußifche Regierung allein. 

Art. 26. Im fofern Erweiterungen oder Abänderungen alter Brüde 
zum Abflug des Hetter-Wafjers nothwendig find, trägt die preußiſche X 
gierung die Koften des erften Baues. Aber die Unterhaltung, ſowohl dieſt 
neuen Bauten als der Brüden und Werfe, welde früher als der Abiu: 
graben angelegt worden, foll beiden Staaten zur Laſt fallen. 

Art. 27. Die in dem Hauptdeiche des Rheins von Emmeridy na! 
Weſel beftehenden großen Schleufen follen in ihrer Abzugstüchtigfeit bis zur 
befagten großen Fluffe auf feinerlei Art und Weife zerftört, geſchloſſen om 
eingeengt werden, damit alle diefe Scyleufen in gutem Zuftanvde bleiben, w 
in der ganzen Randesftrede hinter diefen Hauptdeichen, ven Abfluß der Rege 
oder Ueberfchwenmungs-Gewäffer, wie gegenwärtig, zu befördern. Ealt 
preußifcherfeitö eine Beränderung an befagten Schleufen für nötbig gebalie 
werden, fo wird man mit den competenten niederländifchen Behörden 1? 
darüber verabreden, und tritt die niederländische Negierung den Vorſchlägt 
bei, fo fann in der Beftimmung, welde viefer Artifel enthält, eine Abi 
derung gemacht werden. 

Art. 28. Alle obbenannte Werfe und Gegenftände vom Flein netter 
denfchen Sommerdamm bis zum Zufammenfluß der Wildt und des altn 
Rheins, follen — im Jahre und zwar in den Monaten Juni un | 
Detober, von beiderfeits zu ernennenden Commiffarien und Sachverſtändigen 
nad einer in gemeinfchaftlicher Uebereinftimmung abzufaffenden Vorſchnf 
befichtigt werben. 

Diefe Commtiffarien und Sachverſtändigen follen, som Augenblid ibre 
Ernennung an gerechnet, vie Befugniß haben, über alle anzulegende und il 
unterbaltende Werfe die Auffidst zu führen. 

Art. 29. Diefen Infpeetionen unbefchadet, foll die Königl. mieder 
ländifhe Generaldirection des Waſſerſtandes zu jeder Zeit die Berugnit 
haben, alle Werfe, die zum Abfluß vom Flein=netterdenfchen Sommervamz 
bis zur Vereinigung der Wildt mit dem alten Rhein gehören, zu inſpickten 
nachdem die preußifche Direction bei Zeiten davon benachrichtiget wort? 
damit fie mit den Ingenieurs oder Inſpectoren der Generaldireetion ME 
Wafferftandes auch ihrerfeits Ingenieurs und Infpectoren vereinigen Fnnt, 
um zu demfelben Zwed mitzuwirken, 

Art. 30. Ueberall, wo die Bäche Grenzen machen, follen fie beim 
Staaten gemeinfchaftlih angehören, wenn nicht das Gegentbeil ausprüdlit 
flipulirt worden, Iſt der Beſitz gemeinfchaftlich, fo geichieht der Brüden 
unterhalt, die Reinigung ꝛc. in Uebereinftimmung und auf gemeinfchaftlid 
Koften, es fei denn, daß die beftehenden Communal-Conventionen andre I 
flimmungen enthalten. Jever Staat forgt aber ausfchließlih und allein e 
die Erhaltung der auf feiner Seite belegenen Ufer. Eben fo foll es mi 
ben Gräben, Abzügen, Wegen, Canälen, Heden und jedem andern zut 
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Grenze dienenden Gegenftande gehalten werben, das heißt: daß dieſe Gegen- 
ftänve, in Anfehung ver Oberberrlichkeit, beiven Mächten gemein fein follen, 
und daß man in ihrem gegenwärtigen Zuftande nur in gemeinfchaftlicher 
Uebereinftimmung eine Abänderung wird treffen Fünnen, wenn nicht das 
Gegentheil ftipulirt worden. 

Art. 31. Die in den gegenfeitigen Gebieten gegenwärtig vorhandenen 
Waſſer-Abzüge follen ebenfalls für die Zufunft erbalten werden, und es barf 
feine Einrichtung getroffen werben, die dem Abzuge der inneren Gewäller 
CBinnenwajfer) ſchaden fünne. 

Art. 32. Die auf dem Rhein in diefem Augenblid beſtehenden Wafjer- 
fahrten, follen in ihrem jegigen Zuftande erhalten werden. Die eingeführten 
Auflagen follen fortwährend für Nechnung des Staats erhoben werden, dem 
fie gegenwärtig zuftehen. Beide Staaten haben die Befugniß, die zur Erz 
leichterung der Yandung der Pafjagiere nöthigen Werfe auf dem entgegen- 
geſetzten Ufer anzulegen und zu unterhalten. Bon der Millingenichen Grenze 
am Waal bis zu Stodmann am Rhein fol aber Feine neue Fahrt angelegt 
werden fünnen, wenn nicht etwa eine desfallfige vorläufige Berabredung und 
eine gemeinfchaftliche Uebereinſtimmung beider Theile ftattfinvet. 

Art. 33. In den Gemeinden oder Gemeindetheilen, die zu einer andern 
Herrfchaft übergeben, folgen die dort etwa liegenden Staatspomainen dem 
Gebiet, und gehören dem neuen Yandesherrn an. 

Finden ſich in den beiverfeitö abgetretenen Gebieten Domainen, deren 
Ur-Regiſter beweifen, daß fie unter der franzöfifchen Regierung verfauft, und 
der Verfauf im Namen dieſer Regierung durch bie anzöfifihen Behörden 
beſtätiget worden, deren Verkaufpreis-Rückſtände aber noch ganz oder zum 
Theil erhoben werden ſollen, ſo ſoll der Landesherr, dem dieſe Güter vor 
dem gegenwärtigen Tractat gehörten, die Befugniß haben, den Käufer, nad) 
den unter dem neuen Yandesberrn beſtehenden Gejegen, in Anſpruch zu nehmen. 

Die Domainen-Einfünfte, die nach ver Räumung der Franzofen nicht 
in die Caffen des rechtmäßigen Landesherrn gefloffen find, follen demſelben 
aus den Caſſen wieder erftattet werden, welde mißbräuchlich diefe Einnahme 
genoſſen haben. 

Die Einfünfte der in der Uebergabe ver Enclaven am legtverfloffenen 
25. Mai nicht begriffenen und durch gegenwärtigen Tractat den Niederlanden 
überwiefenen Theile des Lymers, follen von jenem Tage an gerechnet erftattet 
werben, 

Art. 34. Die Contributionen und übrigen Staatseinfünfte laufen und 
werden für Rechnung des neuen Landesherrn vom Tage der Befignahme 
an geredinet, erhoben. Diefer Tag darf in feinem Fall über den Zeitpunkt 
hinausgehen, welder durdy den drei und vierzigften, auf die Räumung und 
die Hebergabe der durch gegenwärtigen Tractat abgetretenen oder ausgetaufchten 
Ortſchaften ſich beziehenden Artifel feitgelegt worden, fo daß wenn durch eine 
unvorbergejebene Begebenbeit die Beſitznahme einer Gemeinde oder eines 
Gemeindetheils ſich verzögert fände, die Contributionen und übrigen Staats— 
einfünfte nichts deſto weniger vom feftgefegten Tage an gerechnet, vem neuen 
Landesherrn gebühren. 

Art. 35. Ale Güter, Nealrechte und Befugniffe, die den Gemeinden 
oder Privatperfonen der einen oder der andern Oberherrſchaft in den gegen- 
feitig abgetretenen, ausgetaufchten over getheilten Ortfchaften oder Gebieten, 
etwa zufommen, bleiben ihnen bewährt und aufrecht vorbehalten. 

Art. 36. Wenn Gemeinden oder Gemeinde» Weichbilde durch bie 
Scheidelinie getheilt find, dann foll oder muß das Activ- und das Paffiv- 
Vermögen diefer Gemeinden, das beißt, ihre Communalgüter jo wie ihre 
Schulden, in demjelben Berhältnifje getheilt werden. Um dieſes VBerhältmiß 
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auszumitteln, wird der Betrag der vereinigten Grund» und Perfonalfiır 
und wenn die Perfonalfteuer nicht vorhanden ift, die Grunpfteuer allein :: 
Bafis angenommen, Die Communalgüter und Einfünfte, welche Kopf- o- 
Feuerftellenweife unter den Einwohnern vertheilt werden follten, follen n: 
der für die jährlihen BVertbeilungen angenommenen einzigen Gruntl:: 
eingetheilt werden, wenn anders ſolche Art Vertheilungen wirflicb und * 
Rechtswegen vorhanden find; jedoch verfteht es fih, daß, nach gefchebrr-' 
Eintheilung, diefe Güter den Municipalgefegen des neuen Staats, unr 
deſſen Herrichaft fie fich befinden werden, unterworfen find. 
Die dem Königreich der Niederlande durch den gegenwärtigen Tracı | 
abgetretenen und zum Duffelfche-Polver gehörigen Dorficaften Kekerder 
und Löth, ingleichen ver zufflichiche Theil, find verpflichtet, ihren Anıbe 
an den rüdjtändigen Schulden beizutragen, welche vieler Polver bis zu ver 
durch den drei und vierzigften Artifel beftimmten Tage ver Befignabe: 
contrabirt bat. | 
Art. 37. Die Adersleute, deren Eigentbum theils dieſſeits, theils im 
feitd der Grenzen belegen ift, fünnen Mift, Strob, Streu und fonftiae 
Dünger für ihren Aderbau, wie auch jede Art ihrer eingeerndteten Feldfrüct 
aus⸗ und einführen. Sie haben ebenfalls die Befugniß, ihr Weidevieb eir 





und austreiben zu laſſen, und zwar ohne irgend einer Zoll-, ſei es Ei: 
oder Ausgangs-, Tranfito- oder vergleichen Fonftigen Abgabe unterworte 
werden zu fünnen. Es ift binlänglid, wenn fie durd ortsobrigfeitlis 
Attefte erweifen, daß fie jenfeits ver Grenzen Güter befigen und anbaur: 
fie fönnen fich aber ven Durdfuchungen der Zollbevienten, oder andrer mi 
Auffiht über die Eontrebanve gefeglich beauftragten Beamten nicht entzieben. 
Jedoch verfteht es fih, daß dieſe Zollbeamten nur in ihren reſp. Gebiete: 
Nachſuchungen anftellen fönnen. 

Art. 38. Man fann die zur Unterhaltung der Deihe (Dämme) um 
Straßen nöthigen Materialien beiverfeits in dem benachbarten Gebiet ar 
faufen, und ganz abgabenfrei ausführen. 

Art. 39. Die ın einer durch den gegenwärtigen Tractat abgetretenen 
oder ausgetaufchten Gemeinde oder Gemeindetheil etwa gebornen Militair- 
perfonen jedweden Grades follen, wenn fie in Europa dienen, in dra 
monatlicher, und wenn fie fid in den Kolonien oder in irgend einem anten 
Welttheil befinden, in Jahresfriſt, dem Landesherrn dicker Gemeinde or 
diefes Gemeindetheils zurüdgefendet werden. Jedoch follen die Officiett 
die Wahl haben, in ihre Heimath zurüczufehren, oder in den Dienften dei 
Landesherrn zu verbleiben, unter deſſen Fahnen fie fich befinden. Sie müſſer 
in den erften jehs Monaten, von der Befanntmahung des gegenwärtigen 
Tractats an gerechnet, ihre Wahl treffen und fich enticließen. 

Art. 40. Die durd die eine oder die andere Stipulation des gegen 
wärtigen Tractats von dem einen Staat zum andern übergebenven Ein 
wohner fünnen, ohne irgend einer Bedingung oder läftigen Verbindlichkei: 
unterworfen zu fein, in einer vierjährigen Frift ihren Wohnort verändern; 
je fünnen fogar ihre Güter verfaufen oder fonft veräußern, obne anpıe 
Abgaben als die übrigen Bewohner defjelben Landes zu entrichten. 

Art. 4. Die in den abgetretenen oder gegen einander vertaujchten 
Gemeinden oder Gemeindetheilen wohnenden Beamten, mwelde nad ven 
Gefegen, unter deren Herrichaft fie ernannt worden find, ohne Entſchädigung 
nicht verfegt werben können, follen beibehalten werden, und diefelben Rechte 
genießen, als unter der Regierung, die fie ernannt hatte. 

Art. 42. Da ungeadtet aller Sorgfalt, welche beide Commiffionen 
verwendet haben, alle vorgefommenen Schwierigfeiten zu beben, es dennoch 
möglich ift, daß zur Zeit der Errichtung der Grenzpfäble, ſich noch mebrere 
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ergeben, fo ift beftimmt worden, daß diejenigen ver Mitglieder beider Com— 
miffionen, unter deren Leitung diefe Operation ftattfinden wird, bevollmächtigt 
fein follen, alle diefe Zwiftigfeiten zu fchlichten und vornehmlich nad) ab 
börung der Ortsbehörden alle Streitigfeiten zu enticheiden, welche über die 
Ungewißheit einiger Gemeindegrenzen ſich erheben Fünnten. 

Art. 43. Die refpective abgetretenen, gegenfeitig vertaufchten oder 
aber zurüdzugebenden Ortſchaften jollen in monatlicher Frift, von der Aus- 
wechfelung der Ratificationen an gerechnet, geräumt, und deren Verwaltung 
den competenten Behörden in verjelben Frift übergeben werben. 

Art. 44. Die auf die Verwaltung der Schultheißämter oder Gemeinden 
fich beziehenden Archive, Karten und übrigen Documente, welche vermöge 
des gegenwärtigen Tractats von einer Derrfchaft zur andern übergeben 
werden, follen zu gleicher Zeit als die Gebiete felbft, ven neuen Behörden 
übergeben werden. Im Falle nur ein Gemeinde- oder Schultheifamtstheil 
abgetreten oder gegenfeitig vertaufcht werben follte, verbleibt das Archiv dem 
Theil, wo der Hauptort fidy befindet, unter dem Beding, dem gegenfeitigen 
Theile fo oft er es nöthig hat, den Zugang in das Ardiv zu geftatten. 

Art. 45. Im den vierzehn Tagen nadı der Räumung und der Leber- 
gabe, von der im vorhergehenden Artifel die Rede ift, wird mit der Errichtung 
der Grenzpfähle ver Anfang gemadıt. 

Diefe Grenzpfähle follen von Eichenholz fein, und zwölf rheinländiſche 
Fuß, adt über und vier unter der Erde lang fein. Sie müffen vieredigt 
fein, der Theil unter der Erde foll wenigftens zwölf, der über der Erde 
acht Zoll Dicke haben; fie follen preußifcherfeits Schwarz und weiß, und 
niederländifcherfeitd orange und weiß angeftrihen fein; fie follen mit 
Nummern bezeichnet werden, und ihre Nummern follen der Reibe derjenigen 
folgen, welde zwifchen beiden Staaten von den Grenzen Frankreichs an bie 
zum ehemaligen bolländifchen Gebiet bei Moof zu errichten find. Es follen 
fo viel errichtet werden, als die Commiffarien e8 für nötbig halten, um nicht 
die geringite Ungewißheit über irgend einen Grenztbeil übrig zu laffen. Da 
wo ein Fluß oder ein Weg eine Grenze bildet, follen jedesmal zwei Grenz- 
pfähle, nämlich der eine preußifcher- der andre niederländifcherfeits errichtet 
weeden; diefe beiden Pfähle follen nur mit einer einzigen Nummer bezeichnet, 
und nur mit den einzigen von den rejp. Gebieten angenommenen Farben 
angeftrichen werben. 

Art. 46. Gegenmwärtiger Tractat foll, behufs der Ratification, beiden 
Höfen vorgelegt und die Ratificationen innerhalb zwei Monaten nad) Unter: 
zeichnung, oder cher, wenn es möglich ift, ausgewechſelt werben. 

Zu deffen Urfund haben die Commiffarien ver hoben contrahirenden 
Theile ihn mit Beidruckung ihrer Siegel unterzeichnet. 

Geſchehen zu Eleve, den 7. Detober 1816. 


4. Ergänzungs-Tractat. 8. November 1816. *) 


Art. 1. Seine Majeftät der König der Niederlande, Großherzog von 
Luremburg, werden für Sich, Ihre Descendenten und Nachfolger mit vollem 
Gigentbum, und in voller Yanvdeshoheit und Oberherrlichkeit, alle Diftriete 
* welche im Jahre 1790 einen Theil des ehemaligen Belgiens, des 
Bisthums Lüttich und des Herzogthums Bouillon ausgemacht hatten, und 
durch den am 20. November 1815 zu Paris abgeſchloſſenen Tractat den 
alliirten Mächten von Frankreich abgetreten worden ſind, ſo wie alle durch 
denſelben Tractat abgetretenen, mit den Plätzen Philippeville und Marien— 


) Amtliche Ueberſetzung des franzöſiſchen Originale. 
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burg enclavirten Gebiete. Als eine Folge diefer Anordnung bleiben de 


Grenzen der königlich niederländifchen und großberzoglih luremburgiſce 
Staaten und die Grenzen Frankreichs, von der Norpfee an gerechnet, fo mr 


fie durch den parifer Tractat vom 30. Mai 1814 bis Quiévrain gegenütc | 


feftgefegt worden find. Von Duicvrain aus folgt die Scheivelinie ven ck 
maligen äußern Grenzen Belgiens, des ehemaligen Bisthums Lüttich um 
des Herzogtbums Bouillon bis Villers ohnweit Orval, fo wie diefe Grenze 


im Jahre 1790 beftanden, mit Inbegriff ver Totalität dieſer Länder um] 


beſonders der Pläge und Gebiete Philippeville und Marienburg, in Gemäi 
heit der Stipulationen des Artifel 1 des befagten Tractats vom 20. N: 
vember 1815, und ohne anders die königlich niederländifhen und grofber 
zoglich Turemburgifchen Grenzen abzuändern, melde fo wie fie durd ta 
wiener Tractat vom 31. Mai 1815 feftgefegt worden find, beibebalten 
Denn ſollen. In allen übrigen Punften wird vdiefer wiener Tractat völı: 
eftätiget. 

Art 2. Da Ein Theil der Geld-Entihädigungen, weldhe Seine Al 
chriſtlichſte Majeftät durch den Artifel 4 des parifer Tractats vom 20, NR: 
vember 1815 zu zahlen übernommen haben, kraft der zwiſchen den alliirtm 
Mächten zu Paris getroffenen Ausgleihungen, beftimmt ift, die Vertheiti 
gungslinie der Franfreich angrenzenden Staaten zu verftärfen, fo erbäl 
Seine Majeftät der König der Niederlande, Großherzog von Lurembura, ; 
diefem Behuf die Summe yon 60 Millionen Kranfen, 

Seine Majeftät der König der Niederlande, Großherzog von Lurembur 
verpflichten Sich, tiefe Summe auf die zur Vertheidigung der Grenze 
Ihrer Staaten nöthigen Werfe zu verwenden, und zwar in Gemäßbeit ve 
zwifchen ven Berbündeten, im Conferenz Protocol! Ihrer Minifter vom 21. N: 
vember 1815 angenommenen Syſtems und der deshalb getroffenen Uebereit 
funft. Befagtes Protocoll ift dem gegenwärtigen Tractat beigefügt werten 
und foll dafjelbe Kraft und Gültigkeit haben, ald wenn e8 darin mwörtlid 
mit aufgeführt wäre. 

Art. 3. Da Seine Majeftät der König der Niederlande, Großberjs 
von Luremburg, die Vortheile mit gutem Nechte anerkennen, welche fomeh 
für den Zuwachs als für die Vertbeivigungsmittel Ihres Gebiets aus te 
vorhergehenden Anordnungen entfpringen, fo entfagen Sie, gegen vie ir 
Artifel 4 des pariler Tractat3 vom 20. November 1815 ftipulirten Summen, 
dem Antheil, auf den Sie vermöge eines Entſchädigungsrechts Anſprüch 
machen fünnten, und welcer durch das Conferenz> Protocol! vom 20. Ne 
ventber 1815 auf die Total- Summe von 21,264,532 Franken 22", Centimen 
feftgefest worben ift. Seine Majeftät ftimmt dem Grundfag bei, daß vieier 
Antheil dazu diene, die öfterreichifchen und preußifchen Entſchädigungen zu 
verpollftändigen, und in gleiche Theile unter beiden Mächten getbeilt werte 

Art. 4 Da der Artifel 3 des zu Wien am 31. Mai 1815 aba: 
ſchloſſenen Tractats und der Artifel 67 ver wiener Congreß-Acte beftimm: 
haben, daß die Feltung Puremburg als deutſche Bunpdesfeftung betrachte 
werden jollte, fo wird dieſe Beltimmung dur gegenwärtige Convention 
aufrechtgehalten und ausdrücklich beftätigt. 

Inzwilhen, da Seine Majeftät der König von Preußen und Seine 
Majeftät der König der Niederlande, in der Eigenschaft als Großberzog yon 
Luremburg, willens find, die übrigen Beltimmungen befagter Artikel den 
durch den parifer Tractat vom 20. November 1815 vorgefallenen Verände 
rungen anzueignen und für die vereinigte Vertheidigung Ihrer reipectiven 
Staaten auf die wirffamfte Art und Weife Sorge zu tragen: fo find Ihre 
Majeftäten übereingefommen, in der Feſtung Yuremburg eine gemeinfchaftlice 
Befagung zu halten, ohne daß diefe, blos und allein in militairifcher Be— 
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ziehung, getroffene Uebereinfunft den landesherrlichen Rechten Seiner Majeftät 
Des Königs der Niederlande, Großherzogs von Luremburg auf, die Stadt 
und Feſtung Yuremburg im geringften Abbruch thun Fünne. 

Art. 5. Seine Majeftät der König der Niederlande, Großherzog von 
Luremburg, treten Seiner Majeftät dem König von Preußen das Nedt ab, 
den Gouverneur und Kommandanten diefes Platzes zu ernennen. Sie ber 
willigen, daß fowohl die Befagung Überhaupt als jede Waffen: Gattung 
insbefondere in drei Viertheilen aus preußifchen und in einem Viertheil aus 
niederländifchen Truppen beftehe, und entfagen alfo dem durd den Artikel 67 
der wiener Congreß-Acte Ihnen zugefiherten Ernennungsredhte. 

Diefe Truppen werden auf Koften ihrer refpectiven Regierungen befolvet 
und ausgerüftet. Eben fo foll e8 mit ihrer Verpflegung gehalten werden, 
wenn die Feftung nicht in Belagerungszuftand erflärt if. In dieſem Fall 
foll fi die Beſatzung aus ven Fellungs - Magazinen verpflegen und ihr 
Proviant foll nad den im Artifel 14 feftgefegten Grundſätzen ergänzt werben. 

Art. 6. Da das landesherrliche Recht in feiner ganzen Fülle Seiner 
Majeftät dem Könige der Niederlande, Großberzoge von Luremburg, ſowohl 
in der Stadt und Feftung Luremburg, als aud in dem ganzen übrigen 
Großherzogthum zuftebt, fo verbleibt die Juftizverwaltung, die Erhebung der 
Auflagen und Abgaben jeder Art, fo wie jeder andere Zweig der Civil: 
verwaltung ausjchließlich in den Händen der Beamten Seiner Majeftät, und 
der Gouverneur und Commandant follen ihnen, nöthigenfalls, Hilfe und 
Beiftand leiften. 

Andererſeits wird dem Gouverneur alle nöthige Macht und Gemalt 
ertheilt, um in Gemäßbeit der ihm auferlegten Verantwortlichfeit die freie 
und unabhängige Ausübung feiner Amts-Verrichtungen zu fihern. Die 
Civil- und Ortsobrigfeiten jollen in allem, was die BVertheidigung des 
Platzes betrifft, ihm untergeordnet fein. 

Um indeffen allem Streit zwifchen ver Militair» und der Eivilbehörbe 
vorzubeugen, werden Seine Majeftät der König der Niederlande, Großherzog 
von Yuremburg, einen Speeial-Commiffarium ernennen, welcher zwifchen dem 
Gouverneur und den Civilbehörden als Mitteldmann dienen, und in ven 
Polizei> Angelegenheiten, fofern fie mit den Militairverhältniffen und der 
Vertheidigung des Plagesd verbunden find, die Anmweifungen vom befagten 
Gouverneur erhalten foll. 

Der Gouverneur fann feinerfeitS zu demfelben Behuf, und ftets in den 
fo eben angezeigten Grenzen Jemanden wählen und abordnen; und dieſe beiden 
Beamten follen eine gemijchte Commiſſion bilden, 

Aber im Fall eines Krieges, oder wenn eine oder die andere beider 
Monardien, der preußifchen oder der niederländifchen, mit einem Kriege 
bedroht, und vie Feftung in Belagerungszuftand erflärt würde, foll die Macht 
des Gouverneurs unumfchränft fein und feine andere Grenzen fennen, als 
die Vorficht, dad Herfommen und das Völkerrecht. 

Wenn endlich ver deutfche Bundestag etwa entjcheiden follte, daß die 
Bundes-Feftungs-Gouverneurs und Commandanten in Eid und Pflicht ge- 
nommen werden müßten, fo follen ver Gouverneur und der Commandant 
der Feftung Luremburg den Eid nad der von dem Bundestage entworfenen 
Formel leiften. 

Art. 7. Die Stärfe der luremburgifchen Bürgergarde foll in Gemäß- 
heit des Füniglich niederländifchen Gefeges vom 28. Juni 1815, nad Ab- 
ſchätzung der Total- Bevölferung der Stadt, im Verhältniffe von drei zu 
hundert ftehen, und fie fann in feinem Fall, und unter feinerlei Benen- 
nung, diefe Zahl überfchreiten. Sie foll nur dann die Wade beziehen, 
wenn Feine Militair-Befagung in dem Drte liegt; wenn fie aber nicht auf- 
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eforbert wird, zur Bertheidigung der Feftung bilfreihe Hand zu Ieifie 
—* ihr Dienſt, vorzüglich bei Feuersbrünſten, ſich auf die Erhaltung te 
oͤffentlichen Ruhe, und auf Sicherſtellung der Beſitzungen ihrer Mitbürer 
befhränfen. Jedesmal daß fie einen folden oder jeden andern Militairrier 
verrichten muß, foll fie den Befehlen des Feftungs-Gouverneurs untermwortr | 
fein, und fie fann, ohne deffen Einwilligung, fih weder zu den Militaır } 
Uebungen, nod zum wirklichen Dienft verfammeln. Da ver Plag Kurembur: 
eine deutſche Bunvesfeftung ift, fo wollen die hoben contrabirenden Thri: 
alle Anordnungen und Berfügungen noch vorläufig ausfesen, welche wu 
Bundes-Verſammlung für die Bürgergarden in allen Bundesfeftungen, « 
fei überhaupt, oder insbefondere in Bezug auf den von ihr zu verlangenter | 
Eid, treffen möchte. 

Art. 8 Im eintretenden Kriegsfalle, oder im Falle eines nahe bever 
ftehenden Krieges, erfordert die Pflicht und Nerantwortlichfeit des Gouver 
neurs, daß er, für die zu treffenden Militairs- Berfügungen, außerbalb te 
Teftung diefelbe Macht und Gewalt ausübe, mit welcher er im Innern ve 
Platzes verfehen if. Sollte er e8 in Friedengzeiten für nötbig halten 
Patrouillen anzuordnen over Vorpoſten auszuftellen, fo dürfen diefe Truppe 
nicht das Geringfte requiriren, noch den Einwohnern zur Laft fallen. 

Art. 9. Die Feftungsbefasung, die unmittelbar unter den Befeble 
des Gouverneurs zu ftehen fommt, foll in Friedenszeiten aus 6000 Mann 
beftehben. Indeſſen find Seine Majeftät der König von Preußen und Sein 
Majeftät der König der Niederlande, Großherzog von Luxemburg, überein 
gefommen, für jebt, und fo lange die allüirten Truppen einen Theil Frant 
reichs befegt halten, Sich blos und allein auf 4000 Mann zu befchränfen 
wovon 3000 von Preußen und 1000 von den Niederlanden geftellt werden. 

Art. 10. Seine Majeftät der König der Niederlande, Großherzog vor 
Luremburg, bemwilligen, daß der Artillerie-Commandant und der Commandam 
des Ingenieur-Eorpg in der Feſtung Luxemburg von Preußen ernannt werden, 
jedoch mit dem Vorbehalt, daß Sie Ihrerſeits zwei Officiere von derſelben 
Waffengattung ernennen werden, welche Seiner Majeſtät beſonders verant 
wortlich bleiben. Die Befugniſſe dieſer vier Officiere ſind folgende: 

Der Artillerie-Commandant hat die freie Dispoſition über das Matertale. 
Er verfügt deſſen Vertheilung in Friedens- und deſſen Gebraud in Kriegs 
zeiten; nur verftebt fich, daß fein Stüd von der Feltung abgenommen werden 
darf. Es liegt ihm ebenfalls ob, darauf zu feben, daß das Materiale unt 
die Munitionen in dem durch den Tractat ftipulirten Zuftanvde fich befinden. 

Der niederländifche Artillerie Dfficier wacht über die Erhaltung und 
Unterhaltung des Materials. Da die Anzahl der Feuerfchlünde, der Zuftant 
der Laffetten und aller zum Material gehörigen Gegenftände, fo wie die 
Duantitit der Munitionen, nach den Beftimmungen gegenwärtiger Con- 
vention feftgefegt werden follen, jo foll das darüber aufgenommene Ber 

eichniß jenen beiden Dfficieren zur Norm dienen. Der in niederländifchen 

ienften ſtehende Dfficier fol, von denen auf Befehl des Artillerie-Comman: 
danten aus dem Zeughaufe und aus dem Magazin abzulicfernden Gegen: 
ftänden, Nacdmeifungen und Berzeichniffe erhalten, und über viefelben Gegen: 
ftände die Controlle führen. 

Der in niederländifchen Dienften ftehende Commandant des Ingenteur: 
Corps und der Ingenieur theilen beide die Pflicht, auf Erhaltung der 
Werfe zu fehen, und verabreden gemeinfchaftlih vie nöthig befundenen 
Reparaturen und neuen Bauten. Sind aber diefe Arbeiten einmal beftellt, 
fo entwirft der Commanvant des Ingenieur-Corps allein den umftändliden 
Plan dazu, und leitet die Ausführung. Wird indeffen die in den Nieder: 
landen übliche Berfahrungsart, nämlich der Zufchlag der öffentlichen Arbeiten 
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an den Mindeſtfordernden, nicht angenommen, fo muß ber nieberländifche 
Ingenieur bei den mit den Unternehmern oder den Arbeitern abzufchließenden 
Verträgen mit zugezogen werben. 

Alle etwa entftehende Streitigfeiten follen, unter der Leitung des Gou— 
verneurs, durch eine gemifchte Commiffion entfchieden werden. 

Diefe auf die Reparaturen und die fortlaufende Unterhaltung der Werfe 
fich beziehenden Verfügungen, follen den Beftimmungen des Artifel 13 nicht 
den geringften Abbruch thun, da dieſe lediglich auf einen erften Plan ver 
Feftungsmwerfe überhaupt, und auf die Aufficht über diefe Arbeiten, nach ihrer 
Vollendung, Bezug haben. 

Art. 11. Der preußifche Theil der Beſatzung foll die freie Ausübung 
des Gottesdienftes genießen, und die Stadt ihm auf Berlangen des Gou- 
verneurs ein dazu fchiefliches Local anweifen. 

- Art. 12. Da die hoben contrahirenden Theile für nöthig gehalten 
baben, ven Feftungs-Gouverneur in Stand zu fegen, nach Erforderung der 
Umftände die Befasung unverzüglich zu verftärfen, fo foll in den der Feſtung 
zunächft liegenden Bezirken beider Monarchien eine Landmiliz von 8000 Mann 
gebildet werden, nämlich 6000 für Preußen und 2000 für die Niederlande, 
damit der Gouverneur in jedem Auaenblid darüber verfügen könne. Diefe 
Miliz foll von beiden Geiten aus ftreitbaren, geübten und mwohlbewaffneten 
Leuten befteben. 

Die von den Niederlanden zu ftellenden 2000 Mann follen der Die- 
pofition des Militair-Gouverneurs der Feftung Luremburg unmittelbar über- 
laffen werden, fobald ver in niederländifchen Dienften ftebende, in vem Groß— 
herzogthum Luremburg commandirende General von ihm deshalb requirirt 
worden. Gedachter General foll mit der eventuellen Drdre, diefe Maafregel 
zu bemerfftelligen, jederzeit verfehen fein. 

Art. 13. Man wird fi unverzüglih mit der gänzlichen und voll- 
fommenen Wieverberftellung der Feſtungswerke befhäftigen. Die preußifche 
und die niederländifche Regierungen verpflichten ſich, felbige innerhalb ver 
Frift zu beendigen, welche im parifer Tractat vom 20. November 1815, für 
die Beſetzung eines Theils Frankreichs durch die allüirte Armee angenommen. 
worben iſt. Nach dieſer Wiederherftellung fol ein regelmäßiger Plan ent- 
worfen werben, um bie Unterhaltung der Beftungsmerfe zu fihern. Die nadı 
diefem Plan befchloffenen und von beiden Regierungen genehmigten Arbeiten 
follen unter der Leitung des Gouverneurs mit Zuziehung eines Commiffairs 
Seiner Majeftät des Königs der Niederlande, Großherzogs von Luremburg, 
ausgeführt werben. 

Die zu diefen Arbeiten nöthigen Gelder follen einer unter der Leitung 
des Gouverneurs geftellten gemiſchten Commiffion ausgehändigt werben. 
Diefelbe Commiffion fol gleihmäßig über die auf befante Arbeiten verwen— 
deten Summen quittiren, und dieſe Arbeiten follen bei jedem jährlichen 
Rechnungs-Abfhlug von einem preußifchen und von einem niederländifchen 
Dfficier revidirt werben. 

Art. 14. Die zur Verpflegung und für die Lazarethe erforderliche 
Berproviantirung des Plates muß für 10,000 Mann und auf ein Jahr 
gefichert werden. Aber um dieſe Laft dur Theilung und mit Rüdficht auf 
die Beſetzungszeit eines Theils Frankreichs zu erleichtern, wird man ſich vor 
der Hand darauf einfchränfen, eine Verproviantirung für 6000 Mann zu 
fihern. In jedem Jahre wird dieſe Verproviantirung für 1000 Mann 
erböhet, jo daß nad Verlauf von vier Jahren felbige für 10,000 Mann 
vollſtändig fein wird. 

Die BVerforgung mit Munitionsgegenftänden jeder Art foll der Größe 
des Pages und der Stärfe der Befasung in Kriegszeiten angemeifen fein. 
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Art. 15. Damit der Feftungsdienft durd ven Mangel an ven nötbian 
Fonds niemals unterbrochen werben könne, foll ein jährlib zu erlegenz 
Dotationsfonds errichtet, darüber eine genaue Verrechnung gebalten, unp :ı 
Ende eines jeden Jahres beiden Regierungen Recdenihaft abgelegt werten | 
Diefer Fond dient zugleid) zur Gehaltszahlung derjenigen Beamten, meld 
wie 3. B. die Magazın- und Wall-Infpectoren und andere, eigentlich nic 
zur Befagung, fondern zur Feſtung felbft gehören; imgleichen zur Beftreitun: 
der Bureaufoften und ähnlichen andern Ausgaben. 

Art. 16. Da der Play Luremburg eine deutfhe Bundesfeftung ik 
und folglib den preußifchen und niederländifchen Regierungen nicht die Ver 
bindlichfeit zugemutbhet werden fann, fie zur allgemeinen Vertheidigung aus 
Ichlieglich auf ihre Koften zu unterhalten, fo wird die Enticheidung der Frau. 
ihren Unterbalt betreffend, unter den in den vorhergehenden Artifeln ſpeck 
eirten Movificationen ven Berhandlungen ded Bundestages ausprüdlis 
vorbehalten. 

Art. 17. Der refp. Zollvienft darf nicht durdy Truppendurchzüge geftör 
oder unterbrochen werden. Die Equipirungs- und Montirungsitüde, fo mi 
die übrigen der preußifchen Befasung der Feſtung Yuremburg nöthigen over 
ben durchziehenden Truppen zugehörigen Gegenftände follen von aller Ein 
und Ausfuhr-Abgabe frei fein; es muß aber durdy die competenten Bebörten 
gehörig beglaubigt werden, das fie befagtem Gebrauch gewidmet find orer 
daß fie das Eigenthum gedachter Truppen ausmachen. 

Art. 18. Der preußiiche Theil der Befasung foll auf den trierſche 
und farrebrüdichen Poftrouten die Portofreibeit genießen. Was Die Spem 
gelvder auf großberzoglich luremburgifchen Heerſtraßen betrifft, jo follen ba 
ven Barrieren, welche dem Staat gehören, und nicht Communal- oder Privat 
Eigenthum find, die Militairperfonen von der preußiichen Beſatzung Diefelber 
Vortheile genießen als die niederländiichen, und in einer Entfernung vor 
vier Meilen um den Plag, wenn jie fi in Uniform zeigen, immer fo an 
gefeben werden, als wären fie im Dienft. 

Art. 19. Die hoben contrabirenden Theile bebalten fih vor, unver 
‚züglid und fpiäteftens in dreimonatlicher Frift, vom Tage der Ratiftcatien 
gegenwärtigen Tractats an gerechnet, über die Militairftraßen in ibren rein. 
Staaten eine Separat-Convention abzufcließen. Unterdeſſen bewilligen ſit 
proviforifch, daß die nadı Furemburg gebenden oder von dieſer Feſtung fom 
menden preußiichen Truppen, imgleichen diejenigen Truppen, welche zu dem 
in Frankreich ftationirten Armee-Corps gehören, oder zu demfelben beftimmt 
find, der von Grevemadern aus nad Yuremburg und von dort nach den 
franzöfifchen Grenzen gegenwärtig beitebenden Militairftraße ſich bedienen, 
und daß die für die Bataillone im Solde des Königreichs der Niederlande 
beftimmten fchweizerifchen und deutſchen Recruten die Straße von Coblen; 
nad) Yüttidy und Maftricht einfchlagen. Alles dasjenige, was auf die Preiſe 
und auf die Bezahlung ver diefen Truppen zu leiftenden Lieferungen Bezug 
bat, foll die Anwendung der Beftimmungen und Bedingungen der fünftigen 
Convention erhalten, und felbige eine zurüdwirfende Kraft in dieſer Hin 
fiht haben. 

Art. 20. Der mit Seiner Majeftät dem Könige der Niederlanve, 
Großherzog von Luremburg, zu Wien am 31. Mai 1815 abgefchloiiene 
Tractat, imgleichen alle, das Antereife Seiner Majeftät betreffende oder mit 
Ihnen ftipulirte Artifel der wiener Congreß-Acte vom 9. uni 1815, 
werden in allen den Punkten und in allen den Beltimmungen, welde 
a gegenwärtige Convention nicht ausdrücklich abgeändert worden fint, 

eftätiget. 

Art. 21. Gegenwärtige Convention foll ratifieirt, und die Ratificationg: 
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Urfunden innerhalb zwei Monaten, oder früher, wenn es gefchehen kann, 
ausgewechjelt werden. 

Zu Urfund deſſen haben die reip. Bevollmächtigten felbige unterzeichnet 
und mit ihrem Wappenfiegel verfehen. 

Geſchehen zu Franffurt am Main, ven 8. November 1816, 


3. Vertrag wegen Quremburg. 12. März 1817. *) 


Art. I. S. M. le roi des Pays-Bas, grand-duc de Luxembourg, posse- 
dera pour lui, ses descendants et successeurs, en toule souverainete et 
propriele, tous les districts qui, ayant fail partie en mil sept cent quatre- 
vingt-dix des provinces belgiques, de l’eveche de Liege et du duche de 
Bouillon, ont ete cedes par la France aux puissances allices par le traite 
conclu ä Paris le vingt Novembre mil huit cent quinze, ainsi que les terri- 
toires enclaves de Philippeville et Marienbourg, avec les places de ce nom, 
cedes par le meme traite. Par suite de cette disposition, les limites des 
etals de S. M. le roi des Pays-Bas, grand-duc de Luxembourg, et celles 
de la France, resteront, a commencer de la mer du Nord, telles qu’elles 
ont ele fixces par le trail& de paix de Paris du trente Mai mil huit cent 
quatorze, jusque vis-a-vis de Quievrain. De Quievrain la ligne de demar- 
cation suivra les anciennes limites des provinces belgiques, du ci-devant 
ev£che de Liege el du duche de Bouillon jusqu’a Villers pres d’Orval, comme 
elles etaient en mil sept cent quatre-vingt-dix, en y comprenant la totalite 
de ces pays, avec les places et terriloire de Philippeville et de Marienbourg, 
conformement aux stipulations du premier article dudit trail& du vingt No- 
vernbre mil huit cent quinze. Sur tous les autres points les limites du 
royaume des Pays-Bas et du grand-duche de Luxembourg seront conservees, 
telles qu'elles ont ete fixees par le trait@ de Vienne du Irente et un Mai 
mil huit cent quinze, 

Art. IM. Une partie des indemnites pecuniaires, que 8S. M. T. Chr. s’est 
engagee de payer par l’arlicle quatre du trait& de Paris du vingt Novembre 
mil huit cent quinze, etant destinee, en verlu des arrangements faits a Paris 
entre les puissances allices, à renforcer la ligne de defense des états limi- 
trophes de la France, S. M. le roi des Pays-Bas, grand-duc de Luxem- 
bourg, recevra pour cet eflet la somme de soixante millions de franes. 

S. M. le roi des Pays-Bas, grand-duc de Luxembourg, s’engage ä 
employer ceile somme aux ouvrages necessaires ä la defense des fronlieres 
de ses clats, conformdment au systeme qui a été adopte par les puissances 
allices, et qui a été consigne au protocole de la conference de leurs mi- 
nistres du vingt et un Novembre mil huit cent quinze. Ce prolocole est 
annex& au present traite, et aura la m&me force et valeur comme s’il etail 
textuellement insere au present lraite. 

Art, IL S. M. le roi des Pays-Bas, grand-duc de Luxembourg, re- 
connaissant & juste litre les avanltages qui resultent des disposilions précé— 
dentes, tant pour l’accroissement que pour les moyens de defense de son 
territoire, renonce pour les sommes stipulces dans l’article quatre du traite 
de Paris du vingt Novembre mil huit cent quinze, à la quote-part ä laquelle 
elle pourrait pretendre ä titre d’indemnile, et qui est ſixée par le protocole 
de la conference du vingt Novembre mil huit cent quinze au total de vingt 
et un millions deux cent soixanle-qualre mille huit cent trente-deux franes 
vingt-deux et demi centimes. $. M. adhere au principe, que cette quote- 


*) Diefer Vertrag ift gleichlautend mit Großbritannien, Rußland und Defterreich ge- 
ſchloſſen worden, 
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part serve à completer les indemnites de l’Autriche et de la Prusse, et si 
parlagee en parlies ee entre ces deux puissances. 

Art. IV. L/article trois du trait& conclu a Vienne le trente et un Ms 
mil huit cent quinze, et larticle soixante-sept de l’acle du Congres & 
Vienne, ayant slipule, que la forteresse de Luxembourg soit consider« 
comme forteresse de la Confederalion germanique, cette disposition est main- > 
tenue et expressement confirmde par la pr@sente convenlion. ; 

Art. V. 5. M. le roi des Pays-Bas, grand-duc de Luxembourg, ces: 
à 8. M. le roi de Prusse le droit de nommer le gouverneur et le com- 
mandant de cette place, et consent à ce que, tant la garnison en geners 
que chaque arme en parliculier, soit composce pour les trois quarts & 
troupes prussiennes, et un quart de troupes des Pays-Bas, renoncant ains 
au droit de nominalion que article soixante-sept de l’acte du Congres de 
Vienne assurait a 8S. M., sans que cet arrangement, sous le rapport militaire. 
puisse alterer en rien le droit de souverainete de S. M. le roi des 
Pays-Bas, grand-duc de Luxembourg, sur la ville et la forteresse d 
Luxembourg. 

Art. VI. Le droit de souveraineté apparlenant dans toute sa plenitude 
a 8. M. le roi des Pays-Bas, grand-duc de Luxembourg, dans la viile & 
forteresse de Luxembourg, comme dans tout le reste du grand-duche, T’ad- 
ministralion de la justice, la perception des impositions et contributions d 
toute espece, ainsi que toule autre branche de l’administration eivile, rester 
exclusivement entre les mains des employes de S. M. 

Art. VII. La place de Luxembourg etant forteresse de la Confede- 
ration germanique, el les gouvernementis de Prusse et des Pays-Bas ne pouvan! 
en consequence elre censes avoir l’obligation de Ventretenir exclusivemen! 
à leurs frais, la question de son entretien est rdservee aux discussions de 
la diele. 

Art. VII. Le trail& conclu entre S. M. I. et R. Apost. et S. M. le 
roi des Pays-Bas à Vienne, du trente et un Mai mil huit cent quinze, est 
confirme dans toutes celles de ces dispositions qui n’ont pas étè changees 
ou ınodifi6es par les clauses du present traite. 

Art. IX. Le present traite sera ratifie, etc. 


6. Gartel: Convention. 11. Juli, ratificirt 18. October 1818. 


Art. 1. Nach Auswechfelung der Ratificationen des gegenwärtigen 
Bertrages follen fofort alle Deferteure von den Armeen der beiden hoben 
eontrahirenden Theile gegenfeitig ausgeliefert werden. 

Art. 2. Als Deferteure werden nicht allein die Militairperfonen, welche 
ihre Fahnen verlaffen, ohne Unterfchied der Waffe oder des Grades, ſondern 
auch diejenigen Individuen angefehen, welche zum wirklichen Dienfte bei ver 
Landwehr, bei ver Nationalmiliz oder bei irgend einem andern Zweige des 
Militairwefens einberufen find, fich aber auf die an fie ergangene Auf- 
forderung nicht einftellen, und in das Gebiet eines der hohen contrabirenven 
Theile zu flüchten fuchen. 

Art. 3. Von der Auslieferung oder Zurüdftellung, die auf den Grund 
des gegenwärtigen Vertrages verlangt werden fann, find ausgenommen: 
a) Individuen, weldhe im Gebiete desjenigen Staates, wo fie eine Zuflucht 
gefucht haben, gebürtig find, und alfo vermittelft ihrer Defertion nur in 
ihre Heimath zurüdfehren; b) Individuen, welche fich nach ihrer Defertion 
ſchon zwei Jahre lang in den Staaten des andern Souverains aufgehalten 
haben; c) Individuen, die entweder vor oder nach ihrer Defertion ſich irgend 
eines Verbrechens oder Vergehens ſchuldig gemacht haben, um veffentwillen 
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fie vor die Gerichte des Landes, wo fie fih aufhalten, zur rechtlichen Unter: 
fuchung geftellt werden können. 

Gleichwohl findet auch in dieſem Falle die Auslieferung ftatt, nachdem 
der Dejerteur freigefprochen ift, oder feine Strafe überftanden bat. 

Privatrechtliche Verbinplichfeiten, die ein Deferteur im Staate des 
anpern Souverains eingegangen fein fönnte, fünnen in feinem Falle ein 
Grund zur Verweigerung feiner Auslieferung werven. 

Art. 4 Behörden, die einen Deferteur reelamiren wollen, haben fich 
mit ihren Reclamationen an viejenige Civil- oder Militair-Berwaltung zu 
wenden, die fih am leichteften im Stande befindet, venfelben Genüge zu 
leiften. Die gedachten reclamirenden Behörden werden ihre Requifitionen 
mit dem Signalement der Dejerteure begleiten, und im alle ein folder 
bereits in Verhaft gebracht worden fein follte, wird die requirirende Be— 
hörde tavon durdh ein Benadrichtigungsichreiben Kenntnis erhalten, wos 
bei fid ein Auszug ver Lifte befindet, welche der Scließer oder Aufieber 
des Gefüngniffes, wohin der Deferteur zur Haft gebradyt ift, über feine 
Gefangenen führt. 

Art. 5. In dem Falle, daß Deferteure ihre Waffen noch bei fich tragen, 
oder mit ihrer Montirung, ihren Kleivungsftüden oder fonftigen bezeichnenden 
Merkmalen, nicht aber mit einem Paife verſehen find, und ſelbſt in allen 
Fällen, wo entweder nach dem eigenen Geſtändniſſe des Deferteurs over 
ſonſt auf irgend eine Weife als unzweifelhaft ausgemadt ift, daß ein Des 
ferteur von einem ver hoben contrabirenvden Theile fi auf dem Gebiete des 
andern befindet, wird derſelbe auf der Stelle ohne vorgängige Nequifition 
in Verhaft genommen werden, um demnächſt gleich den competenten Grenz— 
bebörven des andern Souverains überliefert zu werden. 

Art. 6. Sollten durch das Ableugnen des verhafteten Individuums 
oder auf andere Weife Zweifel darüber entjtanden fein, ob folches mit einem 
auszuliefernden Deferteur eine und dieſelbe Perfon fei, fo wird der reclas 
mirende oder dabei intereſſirte Theil die nicht hinlänglich ins Licht gejegten 
Thatſachen vorläufig zu conftatiren haben, damit das verhaftete Individuum 
in Freiheit gefegt oder dem andern Theile ausgeliefert werden fünne. 

Art. 7. In allen Fällen find vie verhafteten Deferteure den compe— 
tenten Behörden zu übergeben, die nach den durch diefen Vertrag bejtimmten 
Regeln die Auslieferung zu veranftalten haben. Bei derfelben werden auch 
die Waffen, Pferde, Sättel, Kleidungsſtücke und alle andere Gegenftände, 
welche die Deferteure bei fih haben, over welche zur Zeit ihrer Verhaftung 
bei ihnen gefunden find, mit abgeliefert. Die Auslieferung geſchieht außerdem 
aud unter gleichzeitiger Mittheilung der Protocolle, die über die Verhaftung 
des betreffenden Individuums, und über die von demfelben beftandenen Ver— 
böre aufgenommen, fo wie aller andern Actenftüde, die zur Conftatirung der 
Dejertion nothwendig find. 

Ueber die Beftimmung der Grenzorte, wo die Ablieferung der Dejer: 
teure ftattbaben foll, werden die hoben contrahirenden Theile fih ander: 
weitig vereinbaren, 

Art. 8 Vom Tage der Verhaftung an, welcher durch den im Ar- 
tifel 4. erwähnten Auszug der Gefängnißlifte auszumitteln ift, bis zum 
Tage ver Auslieferung einfchließlich, werden die Koften, wozu die Verbaf- 
tung der Dejerteure Anlaß gegeben bat, gegenfeitig zurüderftattet. Diefe 
Koften, worin Verpflegung und Unterhalt der Deferteure und ihrer Pferbe 
mit begriffen find, werden zum täglichen Betrage von fieben Stüvern 
—— Geld für jeden Mann, und von zehn Stüvern für jedes Pferd 

eſtgeſetzt. 

Außerdem ſoll von Seiten des requirirenden oder dabei intereſſirten 
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Theile eine Prämie oder Gratification von fieben Gulden holländiſée 
Geld für jeden Mann, und von fünf und fiebenzig Gulden in verfel: 
Münzforte für jedes Pferd mit Sattel und Zeug, zum Vortbeile aller tz 
jenigen bezahlt werden, welche einen Deferteur ausfindig gemadt baben, 
daß er den Behörden überliefert worden ift, und welche zur Zurüdgabe eine 
Pferdes und des dazu gebörigen Geſchirrs beigetragen baben. 

Die obengedahten Summen fünnen von ven betreffenden Bebörte 
auch in — Courant entrichtet werden, in welchem Falle ver be. | 
ländifche Gulden von zwanzig Stüvern auf dreizehn drei Viertel Grofder ı 
preußifch Courant zu beredynen ift. 

Art. 9. Die im vorhergehenden Artifel erwähnten Koften werden ur 
mittelbar nach der Auslieferung entrichtet. | 

Reclamationen, welche in diefer Hinficht gemacht werden fönnten, im 
erft, nachdem die Zahlung vorläufig geleiftet it, näher zu erörtern. 

Art. 10. Die hohen contrabirenden Theile maden fit wechſelſeint 
verbindlich, die angemefjenften Maafregeln zur Abftellung der Defertione 
und zur Ausfindigmahung der Deferteure zu treffen. Zu diefem Endzwedt 
werden ſie fih aller Mittel bedienen, welde ihnen die Landesgeſetze var 
bieten, und insbefondere find fie übereingefommen: a) eine ganz genau 
Aufmerflamfeit auf die unbefannten Individuen richten zu laſſen, melde. 
ohne mit einem vorfchriftsmäßigen Paffe verfeben zu fein, über vie Grenze 
beider Länder fommen; b) ven fämmtlichen beiverfeitigen Behörden, obn 
Unterschied, ftrenge zu verbieten, einen Untertban des andern der bobe 
eontrabirenden Theile zum Sriegsdienfte, fei e8 bei den Yandarmeen ore 
bei der Marine, anzumwerben oder aufzunehmen, wenn verfelbe nicht durs 
fihere Zeugniffe oder in gehöriger Form ausgeftellte Beſcheinigungen a 
feglich dargetban haben follte, daß er vom Militairdienfte in feinem Water 
lande losgeſprochen ift. Dieſelbe Maafregel fol aub in dem Falle zw 
Anwendung fommen, wenn einer von den hoben contrabirenden Theilet 
einer fremden Macht verftattet hätte, in feinen Staaten Werbungen anzufteler. 

Art. 11. Der gegenwärtige Vertrag ift für den Zeitraum von fe: 
Jahren gefchloffen, wobei die contrahirenden Theile fich vorbehalten, das 
jenige darin abzuändern, worüber fie ſich etwa mit einander vereinbaren 
fönnten, aud nad) Ablauf des angegebenen Zeitraums den Vertrag jı 
erneuern. 

Die Natificationen des gegenwärtigen Vertrages werden binnen feds 
Wochen, oder wo möglih nod früher, ausgewecfelt, und deſſen nbalı 
wird in beiden Staaten zur genaueften Beobadtung und Befolgung publi 
eirt werben. 

Zur Beglaubigung deſſen haben die reſp. Bevollmächtigten venfelben 
unterfchrieben, und mit ihren Wappen unterfiegelt. 

Sp geſchehen Berlin, den 11. Juni 1818, 


7. GEonvention wegen ber in Unterfuchungs: Sachen zu erjtattenden baaren 
Auslagen, 7. Juni 1823. 


Nachdem die Föniglich preußifche und die königlich niederländifche Re— 
gierung von dem Nugen einer Vereinbarung über die von Seiten der Ge 
richtsböfe und übrigen competenten Behörden ver beiderfeitigen Staaten zu 
leiſtende Erftattung der in Criminalfaden aufgelaufenen baaren Auslagen 
ſich überzeugt haben: fo erflären der Geſchäftsträger Sr. Majeftät des Ko— 
nigs von Preußen und der Minifter der auswärtigen Angelegenheiten Sr. 
Majeftät des Königs der Niederlande, beive dazu gehörig bevollmädhtigt, 
dag ihre Regierungen ſich über folgende Punkte vereinigt haben, 
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1) ES follen gegenfeitig die erforderlichen Befehle ertheilt werden, damit 
die zu einem der beiden Staaten gehörigen Gerichtshöfe, Auftizbeamten und 
fonftige Dazu befugte Behörden, wenn fie von Denen des andern Staats 
requirirt worden, nur die eigentlichen baaren Auslagen in Anrechnung brin- 
gen, und namentlich a) die Reiſe- und Aufenthaltsfoften der Zeugen, b) die 
Neifefoften und Gebühren der Sach- und Kunftverftändigen; c) die Inſer— 
tionsgebübhren für Bekanntmachungen in Zeitungen und andere öffentliche 
Blätter, und d) die Koften für ven Transport der Verbrecher, lettere nad) 
dem Sabe von 4 Gr. alter oder 5 Gr. neuer preußischer Silbermünze oder 
29'Aı Gentimes in niederländifchem Gelde für die Meile; die Verpflegungs— 
foften Dagegen nad) den in der zwifchen beiden Staaten abgefchloffenen Cartel— 
Eonvention vom 11. Juni 1818 in Betreff des Unterhalts der Deferteure 
angenommenen Süßen, 

2) E83 werden diefe Auslagen nad den bei dem Gerichtöhofe, wo die 
Bernehmung ftattgefunden bat, beſtehenden geſetzlichen Taren liquidirt. In 
vem Falle, wenn Zeugen, Sad)- oder Kunftverftändige vor fremde Gerichts- 
höfe vorgeladen werden, bebalten fich jedoch die beiderfeitigen Regierungen 
das Recht vor, ſich gegenſeitig nach Bewandniß der Sache davon zu be— 
nachrichtigen, und wenn ein beſonderer Werth auf das Erſcheinen der Zeugen, 
Sad ober Kunftverftändigen gefegt wird, erflären fie fich bereit, eine be> 
fondere Entſchädigung für diefelben zu beftimmen, damit ſolche ihnen zugleich 
mit der Mufforderung, fi vor Gericht zu ftellen, befannt gemacht werden könne. 

3) Es follen feine andere Gerichtsfoften liquibirt werben. 

4) Diefe Grundfäge jind nur bei Nequifitionen in Griminalfachen 
anwenpbar. 

5) Die obgedachten von dem einen oder andern Gerichtshofe, Juſtiz— 
beamten oder der fonftigen competenten Behörde bereits gemachten oder noch 
zu machenden baaren Auslagen, werden vermittelft unmittelbarer Correjpons 
denz und ohne diplomatifche Dazwifchenfunft von der requirirenden Behörde 
der requirirten erftattet. 

Sp gefchehen und unterzeichnet in doppelter Ausfertigung im Hotel des 
Departements der auswärtigen Angelegenheiten in Brüffel, ven,7. Juni 1823. 


8. Declaration, die Verlängerung der unterm 11. Juni 1818 abgefchloffenen 
Gartel: Gonvention betreffend. 10. Juni, publicirt 24. Juli 1828. 


Art. 1. Nachdem das Füniglich preußiſche und das königlich nieder- 
ländifche Gouvernement dahin übereingefommen find, die unterm 11. Juni 
1818 abgefchloffene Cartel-Convention, mit Vorbehalt einiger Abänderungen, 
zu verlängern; fo wird hierdurch erflärt: daß die gedadte Conven- 
tion, ald vom 1. Januar d. J. ab, auf ſechs Jahre verlängert anzu— 
ſehen ift, und daß die Beftimmungen berfelben, mit Ausnahme der in den 
Artifeln 2. und 3. enthaltenen, deren Fafjung fünftig folgende fein wird, 
aufrecht erhalten werden follen. 

Art. 2. Als Deferteure werden nicht allein die Militairperfonen ohne 
Unterfhied der Waffe und des Grades, welche ihre Fahnen verlaffen, ſon— 
dern auch die ausgetretenen Militairpflichtigen, d. h. diejenigen Individuen 
angefeben, melde, zum wirflihen Dienfte bei der Landwehr, bei ver Na- 
tional- Miliz oder bei irgend einem anderen Zweige des Militairdienftes ein- 
berufen oder in dem Falle, einberufen zu werden, fih auf die an fie 
ergangene Aufforderung nicht einftellen, over fich diefer Einftellung zu ent— 
ziehen fuchen, indem fie fich auf das Gebiet des andern der hohen contra= 
birenden Theile flüchten. 


Art, 3. Bon der Auslieferung oder Zurüdftellung, die auf den Grund 
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des gegenwärtigen Vertrages verlangt werben fann, find ausgenommrz 
a) Individuen, welde in dem Staate, wo fie eine Zufludht gefucht babe 
geboren find, in dem anderen Staate aber, nad den gegenfeitig in Krai 
befindlichen Gefegen und Beroronungen, noch fein beftiimmtes Wobnfigrei 
erworben hatten, und die ſonach vermittelft ihrer Defertion nur in ihre 9a 
math zurüdfehren; b) Individuen, welde, obwohl fie in dem Staate, va 


fie verlaffen haben, geboren find, dod in dem anderen Staate, wo fie ein 


Zuflucht geſucht, einen beftimmten Wohnfig nad) den dieferbalb vafelbft u 
Kraft befindlichen Geſetzen und Verordnungen, erworben haben; ce) Int 
viduen, die entweder vor oder nach ihrer Defertion fi) irgend eines Ya 
brechens oder Vergehens ſchuldig gemacht haben, um vefjentwillen fie me 


die Gerichte des Landes, wo fie ſich aufbalten, zur rechtliden linterfuchun: | 


geitellt werden können. 


Gleichwohl findet auch in diefem Falle die Auslieferung ftatt, nadter | 


der Deferteur freigefprochen ift, oder feine Strafe überftanden hat. 

Privatrechtliche Verpflichtungen, die ein Deferteur im Staate des anden 
Souverains eingegangen fein möchte, fünnen in feinem Falle ein Grun 
zur Verweigerung feiner Auslieferung werden. 

Urfundlich ift gegenwärtige Erklärung, melde gegen eine übereinftim- 
mende Erklärung des Füniglich niederländischen Gouvernements ausgewedhiel: 
werden foll, von dem unterzeichneten Minifter der auswärtigen Angeleger 
beiten Seiner Majeftät des Königs von Preußen vollzogen und mit den 
föniglichen Infiegel verfehen worden. 

Sp geſchehen Berlin, den 10. Juni 1828, 


Zufag: Artikel. 


Da e8 die aufrichtige Abficht der hohen contrahirenden Mächte ift, dure 
Annahme eines Syitems vollfommener, auf billigen Grundfägen berubente 
Gegenjeitigfeit dem Handel alle mögliche Freiheit zu gewähren, fo ift mar 
übereingefommen, daß alle Schiffahrts- oder Handels-Vortheile, welche vor 
einer der beiden hohen contrahirenden Mächte irgend einer Stadt, einer Nu 
tion oder einem Staate, mit Ausnahme der portugiefiichen Nation, bewil 
ligt fein, oder fünftig bewilligt werden follten, bierdurh auch den Unter 
thanen der anderen Macht eben fo, als ob dieſe Bortheile in den obenge 
dachten Vertrag wörtlid aufgenommen wären, jedoch unter ven Bedingungen, 
unter welden ihre Bewilligung erfolgt ift, zugeftanden fein follen. 

Es ift verabredet worden, daß der gegenwärtige ZufagsArtifel diefelbe 
Kraft und Gültigkeit haben foll, ala ob er Wort für Wort in den Vertrag 
vom 9. Juli 1827 eingerüdt wäre. 

Dep zu Urfund haben die Bevollmächtigten Ihrer Majeftäten ves Kö— 
nigs von Preußen und des Kaiſers von Brafilien fraft ihrer Vollmachten, 
den gegenwärtigen Artifel unter Beidrückung ihrer Wappen unterzeichnet. 

Sp geihehen zu Rio de Janeiro am 18. April 1828. 


9, Uebereinfunft wegen Verhütung der Forftfrevel in den Grenzwaldungen. 
16. Auguft 1828. 


Die fönigl. preußifche und die füniglich niederländische Regierung, ent 
ichloffen, durch gegenfeitige Maaßregeln ven Forftfreveln zu fleuern, welde in 
den GÖrenzwaldungen beider Staaten verübt werden, find durch die bevoll— 
mächtigten Commiffarien über folgende Punfte und Artifel übereingefommen: 

Art. 1. Die preußifchen Unterthbanen, welde in dem preußifchen 
Staate einen Forftfrevel verübt, und fi in das Königreich der Niederlande 
geflüchtet, ingleichen die nieverländifchen Unterthbanen, welche fi) eines gleichen 
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Freveld in dem Königreiche der Niederlande ſchuldig gemacht, und fih in 
die preußifchen Staaten geflüchtet haben, werden den Gerichten ihres Landes, 
auf das bloße desfallfige Anfuchungsichreiben des Föniglichen Procurators 
bei dem Gerichte, in deſſen Bezirf der Frevel verübt worden, oder bei dem 
Gerichte, des Wohnſitzes des Frevlerd oder auf das Anfuchungsfchreiben 
derjenigen Gerichtöbehörde, welder in der Kolge die gegenwärtigen Amts— 
verrichtungen des fünigl. Procurators übertragen werden könnten, ausgeliefert. 

Diefes Anfuhungsfhreiben muß mit den Beweismitteln, oder wenigſtens 
mit den Anzeigen des Frevels unterftügt fein. 

Art. 2. Die preußifchen Forftbeamten können auf niederländiſchem 
Gebiete, bis auf 5 Meilen von der Grenze, die preußiſchen Unterthanen 
verfolgen, welche auf preußiſchem Gebiete Forſtfrevel verübt haben. Iſt der 
Frevler ergriffen worden, ſo wird er ſogleich nach dem Preußiſchen zurück— 
geführt und den Gerichten ausgeliefert. 

Eben ſo kann der niederländiſche Unterthan, welcher in dem Königreich 
der Niederlande gefrevelt, und ſich in das Preußiſche geflüchtet hat, durch 
die niederländiſchen Forſtbeamten bis auf 5 Meilen von ver Grenze ver: 
folgt, und nad dem Niederländifchen, um ven dortigen Gerichten ausge: 
liefert zu werden, zurüdgeführt werben. 

Art. 3. Die zwei voritebenvden Artikel find auch auf einen Frevler an- 
wendbar, welcder weder preußifcher noch nieverländifcher Untertban iftz er 
wird demjenigen Gouvernement ausgeliefert, auf deſſen Gebiet er gefrevelt hat. 

Art. 4 Dei diefer Verfolgung fünnen die Forftbeamten ver beiden 
Gouvernements verlangen, daß die Behörden eine Hausfuchung anjtellen, 
jedoch nur in dem Falle, und in der Art, welche durd die Öefepe des 
Landes, wo die Hausſuchung ſtatthaben ſoll, vorgeſchrieben ſind. 

Art. 5. Bei ver Verfolgung des Frevlers, wie fie in dem 2. Artikel 
vorgefchrieben ift, find die Forftbeamten, Zollbevienten, Feldhüter, und alle 
Inhaber der öffentlihen Macht, da wo der Frevler fich geflüchtet bat, ver- 
bunden, ben verfolgenden Forftbeamten thätigen Beiftand zu leiften, wenn 
fie darum durch legtere, welche den Auftrag, mit dem fie verfehen find, 
vorzuzeigen haben, erfucht werden. 

Art. 6. Die gegenwärtige llebereinfunft ift auf 10 Fahre abgeſchloſſen, 
nad deren Ablauf fie fo lange fortbeftebt, bis fie von einem der contra= 
hirenden Theile aufgefündigt wird, in welchem Falle fie 6 Monate nach der 
Auffündigung ihre verbindliche Kraft verliert. 

Art. 7. Die gegenwärtige lWebereinfunft wird doppelt ausgefertigt, 
und foll ihre Wirfung erft äußern, wenn fie won beiden Gouvernements 
ratificirt fein wird. 

Sp geſchehen Aachen, den 16. Auguft 1828, 


10. Diheinfchiffabrts: Ucte vom 31. März 1831 nebft den darauf bezüglichen 
Verträgen. 
(S. Baben.) 


11. Schiffahrtd: Vertrag. 3. Juni, ratif. 27. Juni und A. Juli 1837. 


Seine Majeftät der König von Preußen und Seine Majeftät der König 
der Niederlande, von gleihem Wunfche befeelt, die Dandels- Verbindungen 
zwifchen Ihren Untertbanen zu erleichtern und zu begünftigen, baben zum 
Zwede der Abſchließung eines Vertrages über dieſen Gegenftand Bevoll- 
mäctigte ernannt, weldye ſich über die folgenden Artikel geeinigt haben. 

Art. 1. Die preußifchen Schiffe, welche mit Ballaft oder beladen in 
die Häfen des Königreichd der Niederlande einlaufen oder aus diefen aus— 
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laufen, und umgefehrt, die niederländifchen Schiffe, melde mit Ballaſt cr 
beladen in die Häfen des Stönigreihe Preußen einlaufen oder aus Dice 
auslaufen, follen feinen anderen over höheren Tonnen>, Flaggen-, Dafer 
Anker-, Lootſen-, Schlepp-, Feuer-, Scleufen-, Canal-, Duarantainı 
Bergegeldern, Niederlage-Gebühren, ingleichen keinen anderen oder höbere 
Abgaben oder Gebühren irgend einer Art oder Benennung unterworft 
werden, fie mögen im Namen oder zum Vortheile der Regierung, ver öfſen 
lichen Angeftellten, ver Communen oder irgend einer Anftalt erhoben werte 
alö denjenigen, weldhe den Nationalfchiffen bei deren Einlaufen in bie « 
dachten Häfen, ihrem Aufenthalte dafelbft oder bei ihrem Ausgange ie 
auferlegt find, oder fünftig etwa auferlegt werben möchten. | 

Art. 2. Ale Erzeugniffe und andere Handeldgegenftände, deren Ein 
fuhr oder Ausfuhr auf Nationalfciffen in den Staaten ver hoben contra 
birenden Theile gefeglih ftattfinden darf, follen daſelbſt auh auf tm 
dem anderen Staate zugehörigen Schiffen ein=, oder von dort ausgefühn | 
werden dürfen, 

Art. 3. Da es die Abficht der hoben contrahirenden Theile ift, zwiſcher 
ten Ihren beiderfeitigen Staaten angebörigen Schiffen, in Rüdfiht auf vera 
Nationalität, feinen Unterfchied in Betreff des Anfaufes ver auf denſelber 
eingeführten Erzeugniffe oder anderen Handelsgegenftände zuzulaffen, fo ic- 
in diefer Beziehung weder unmittelbar noch mittelbar, weder von den hobe 
contrahirenden Theilen, no durd in deren Namen oder unter deren Ar- 
torität handelnde Gefellfchaften, Corporationen oder Agenten, den Einfubre 
auf einheimifchen Schiffen eine Priorität oder irgend ein Vorzug eingt 
räumt werden. 

Art. 4. Mle Producte und andere Handelsgegenftänpde ohne Untericie 
des Urfprungs, welche direct aus den Häfen des Königreichs Preußen au 
preußischen Schiffen in Häfen des Königreichs der Niederlande in Eurona, 
oder aus lekteren auf niederländifchen Schiffen in preußiſche Häfen einar 
führt werben, ingleichen alle Produfte und andere Handelsgegenſtände obn 
Unterfchied des Urfprungs, weldye direct aus preußifchen Häfen auf nieder 
ländifchen Schiffen nach niederländifchen Häfen in Europa, over aus Iestere 
auf preußifchen Schiffen nach preußifhen Häfen ausgeführt werden, folle 
in den betreffenden Häfen feine andere oder höhere Abgaben entrichten, als 
wenn die Einfuhr oder Ausfuhr derſelben Gegenftände auf Nationalfciffen 
erfolgt wäre. 

Die Prämien, Nüdzölle oder andere Vortheile dieſer Art, welche in ven 
Staaten eines der hohen contrahirenden Theile der Einfuhr oder der Aus | 
fuhr auf Nationalfchiffen bewilligt find, follen gleichmäßig auch bei der viren 
zwifchen ven beiverfeitigen Häfen auf Schiffen des anderen Staates er 
folgenden Ein- oder Ausfuhr gewährt werden. 

Art. 5 Wenn einer der hohen contrahirenden Theile in ver Folge 
einem anderen Staate irgend eine befondere Begünftigung in Betreff ver 
Schiffahrt zugeftehen follte, fo foll diefe Begünftigung auch dem anderen 
Theile mit zu Gute fommen, welcher derfelben, wenn fie ohne Gegenleiftung 
zugeftanden ift, ebenfalls ohne eine foldhe, wenn fie aber an vie Bedingung 
einer Vergeltung gefnüpft ift, gegen Bewilligung derfelben Vergeltung ge 
nießen wird. 

Art. 6. Die DBeftimmungen_ der vorftehenden Artifel finden ſowobl 
auf die Seefchiffahrt wie auf die Flußſchiffahrt Anwendung. 

Es follen gegenfeitig als preußifche und niederländifhe Schiffe die 
jenigen angeſehen werden, welche in den Staaten, denen fie angehören, als 
folhe in Folge der beftehenden Gefege und Neglements anerkannt find; 
wobei jedoch fich verftebt, daß der Beweis ihrer Nationalität ſtets von den 
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Führern der Seefchiffe durch Seebriefe, welche in der gebräuchlichen Form 
ausgeftellt und mit der Unterfchrift der betreffenden heimathlichen Behörde 
verfeben find, und von den Patronen der Rheinſchiffe durch das in Gemäßheit 
Des Artifels 42. der Mainzer Convention vom 31. März 1831 ausgefertigte 
Patent geführt werden muß. 

Art. 7. Zu dem Zwede, um die Entwidelung des Rheinhandels und 
der Mheinfchiffahrt zu befördern, haben die hoben contrabirenden Theile in 
Betreff der Schiffahrtsabgaben auf diefem Strome zu folgenden Beſtim— 
mungen Sid vereinigt: 

A. Seine Majetät der König von Preußen bewilligen, vie nieder: 
länpifchen Schiffe an allen Vortheilen Theil nehmen zu laffen, welche auf 
dem preufifchen Theile des Rheinſtroms den preußifchen und ven dieſen 
gleich geftellten Schiffen bewilligt find. 

Demgemäß follen I. vie niederländifchen Schiffe für ihre Ladungen 
gänzliche Freiheit von dem in dem Tarif, welcher der Mainzer Convention 
vom 31. März 1831 unter Litt. C. angehängt ift, feftgefegten Rheinzolle 
genießen: a) bei der Ausfuhr aus Preupen, ſtromauf- oder ftromabwärtg, 
aller inlänpifchen oder ausländischen Gegenftände, die fih im freien Verkehr 
befinden; b) bei dem Transporte aller Gegenftände aus einem nach einem 
anderen preußifchen Rheinhafen; c) bei ver Einfuhr ausländifcher Gegen- 
fände auf ver preußiſchen NRheinftrede zum — ſie mögen nun 
direct aus dem Auslande, oder aus den zum deutſchen Zollvereine gehörigen 
Staaten unter Steuer-Eontrolle fommen; d) bei dem Transporte der im 
freien Berfehr befindlichen —— nicht überſeeiſchen Urſprungs, welche 
entweder in einem oberhalb Coblenz belegenen preußiſchen Orte, oder in 

einem der Häfen des Rheins und ſeiner Nebenſtröme, welche in den König— 
reichen Baiern und Württemberg, in den Großherzogthümern Baden und 
Heſſen, oder in dem Gebiete der freien Stadt Frankfurt liegen, eingeladen, 
und zur Einfuhr in einen preußiſchen Rheinhafen oder zur Durchfuhr nach 
den Niederlanden beſtimmt ſind; e) bei der Erb durd Das Ge- 
biet des Zollvereing, bei welcher nur ein Theil des preußifchen Rheins be> 
nugt wird, wenn diefe Waaren zu Lande auf dem rechten Rheinufer eins 
geführt und auf dem Rhein ausgeführt, oder auf dem Rhein eingeführt 
werden und auf Landwegen des rechten Rheinufers ausgehen. 

1. Die niederländifchen Schiffer follen bei ver Binnenfahrt zwifchen 
Coblenz und Emmeridy, ohne Weberfchreitung der einen oder der anderen 
diefer Zollftellen, der Freiheit von der Sciffsgebühr genießen, welche in dem 
be Mainzer Convention vom 31. März 1831 angehängten Tarif Litt. B. 

immt i 

II. Endlich follen diefe Schiffer bei der directen Durchfuhr nicht ge— 

halten fein, die Schiffahrtsabgaben an den verfchiedenen, in Gemäßheit der vor- 

edachten Mainzer Convention errichteten Zollftellen zu erlegen; ſondern es 
ar ihnen geftattet fein, die Gefammtbeit der Abgaben bei ver Thalfahrt, 
für die fieben Zollftellen von Coblenz bis Wefel, zu Coblenz, und bei der 
Bergfahrt, für die acht Zollftellen von Emmerich bis Coblenz, zu Em— 
merich zu entrichten. 

B. In Erwiederung diefer dem Handel und der Schiffahrt der Niever- 
lande günftigen Beftimmungen bewilligen Seine Majeftät der König ver 
Niederlande: 1) gänzliche Freiheit von den in dem Tarif, Anlage Litt. C. 
der Mainzer Convention vom 31. März 1831 verzeichneten Rheinzolle für 
alle Gegenftände ohne Unterfchied der Herkunft, melde auf dem heine thal- 
wärtd auf preußiſchen Schiffen eingeführt werden, und zur Ausladung in 
einem niederländijchen Hafen beftimmt find, um dort entweder der Confumtion 
übergeben, oder in die Niederlagen gebracht zu werden; 2) Herabfegung der 
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vorgedadhten Abgaben auf die Hälfte, für alle Gegenſtände, obne Untericdie 
der Herfunft oder der Beftimmung, welche in einem nieverlänpifchen Dafır 
auf preußifche Schiffe geladen find, und auf dem Rheine zu Berg ausge 
führt werden; 3) Befreiung der preußifchen Schiffe von ver oben unter U 
gedachten Sciffsgebühr bei der Binnenfahrt zwifchen Lobith, Krimpen um 
Gorcum ohne Ueberfchreitung einer dieſer Zolftellen. 

Die hoben contrabirenden Theile verpflichten Sich außerdem gegenteitiz 
die Schiffe des anderen Landes und deren Ladungen an denjenigen Be 
freiungen und Erleichterungen binfichtlih der Nheinfcdiffahrts- Abgaben, ie 
wie an jedem anderen Vortheile Theil nehmen zu lafjen, welhe Sie in in 
Folge den Nationalfchiffen oder teren Ladungen etwa bewilligen möchten. 

Die dem einen ver beiden Staaten angebörigen Schiffer follen br 
rechtigt fein, die Binnenſchiffahrt zwifchen verfchiedenen Orten des rbeim 
hen Stromgebietes des anderen Staates zu treiben, ohne dafelbft einer 
höheren Gewerbes (Patent-) Steuer, ald die einheimifchen Schiffer, unter 
worfen zu werben. 

Art. 8. Um fo weit ald möglidy Alles zu entfernen, wad dem rbein 
ſchen Handel und der Rheinfchiffahrt hinderlich fein fünnte, wollen die beben 
contrabirenden Theile es Sich angelegen fein laffen, fo weit ale tbunlie 
die in Ihren Zollgefegen und Anordnungen vorgefchriebenen Sormalitäten 
in diefer Hinficht zu vereinfachen. : 

Art. 9. Die hoben contrabirenden Theile wollen Sich fofort über die 
Anwendung des Artifel 52. der Mainzer Convention vom 31. März 1831, 
in Betreff der Conceffionen vereinbaren, welche für die Aufftelung ven 
Dampfſchiffen erforberlih find, die zum Transport von Reifenden, der 
Gepäck oder Wagen, und audy von Waaren, in regelmäßiger Fahrt zwiſchen 
zweien oder mehreren, den beiderfeitigen Staaten angehörigen Drten be 
fimmt werden; desgleichen über die, nad) der Beftimmung des Artifel 6. 
der gedachten Convention, zu ergreifenden Maafregeln, um die Dampf: 
hiffabrt auf dem Rheine zu befördern und zu fohügen und dem Handel vie 
anerkannten Vortheile diefes neuen Zweiges der Gewerbthätigfeit zu fichern. 

Diefelben werden bierbei von dem Grundfag einer vollfommenen 
Gegenfeitigfeit und der Zulaffung einer nach dem Bedürfniſſe zu regelnven 
Concurrenz ausgehen. 

Art. 10. Die hohen contrahirenden Theile werden fortfahren, bre 
Aufmerffamfeit und Sorgfalt auf die Verbefferung und Unterhaltung ver 
zwifchen Ihren Staaten befindlichen Lanpftraßen, und überhaupt auf die 
Erleichterung der Communicationsmittel zu richten. 

Wenn die hoben contrabirenvden Theile Sich dereinft wegen Anlegung 
einer die beiderfeitige Grenze überfchreitennen Eifenbahn, und über die Be: 
nugung des Transports auf derfelben geeinigt haben follten, fo joll viele 
Unternehmung zu allen ven Bortheilen obne Unterfchied zugelaffen werden, 
weldhe von Ihnen irgend einer anderen ähnlichen Unternebmung einer 
Ihre Grenzen überfchreitenden Eifenbahn bewilligt ift oder fünftig bewilligt 
werden jollte, 

Art. 11. Da die hoben contrahirenden Theile aufrichtig wünſchen und 
beabfichtigen, weitere Vereinbarungen zum Zwede möglichfter Erleichterung 
und Belebung ver gegenfeitigen Handelöbeziehungen und des Austauſches 
der Erzeugnifje Ihrer Staaten zu treffen, fo bebalten diefelben Eid) ver, 
zu einer näber zu verabrevenden Zeit hierüber Unterhandlungen zu eröffnen. 

Inmittelft verpflichten die hoben contrahirenden Theile Sich, für die 
Dauer eines Jahres von Unterzeichnung des gegenwärtigen Vertrages ab: 

1) feine Ein» oder Ausfuhrverbote anzuorbnen, welche die Eins oder Aus- 
fuhren des anderen Landes treffen würden, während diejenigen dritter 
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Staaten bei Gegenftänden bverfelben Gattung davon unberührt blieben; 
2) Die gegenfeitigen Ein- oder Ausfuhren mit feinen anderen oder höheren 
Abgaben oder Laſten irgend einer Art zu belegen, ald mit denen, welche in 
Ihren in Kraft ftebenden Tarifen allgemein ohne Unterſchied des Landes, 
wo die Waaren berfommen oder wohin fie beftimmt find, feftgefest fein 
werden; 3) Ihre Untertbanen und Erzeugniffe gegenfeitig an allen Prämien, 
Zollvergütungen und anderen Vortheilen diefer Art Theil nehmen zu laffen, 
welche in Ihren Staaten für gewiſſe Gegenftände der Einfuhr oder der Aus— 
fuhr allgemein, ohne Unterfchied des Landes, der Herfunft oder der Be: 
ftimmung, bewilligt werden könnten. 

Art. 12. Die hoben contrabirenden Theile erflären, daß Sie die in 
gegenmwärtigem Vertrage gegenfeitig gemachten Zugeftändniffe als verabredet 
betrachten, um in ihrem ganzen Zufammenbange als BVergeltungen für die 
durch denfelben Bertrag erworbenen PVortheile zu dienen, und daß Sie 
mithin jene Zugeftänpniffe nur in Ermwieverung dieſer Bortheile einge- 
räumt baben. 

Art. 13. Der gegenwärtige Vertrag fol vierzehn Tage nad Aus— 
wechjelung der Ratificationen in allen feinen Artifeln in Ausführung ge- 
bracht werden, und bis zum Ende des Jahres 1841 in Kraft bleiben; und 
wenn fehs Monate vor dem Ablaufe diefes Zeitraumes feiner von beiden 
boben contrabirenvden Theilen dem Anderen feine Abfiht, die Wirfung des 
Vertrages aufhören zu laffen. mittelft einer officiellen Erflärung fund thun 
follte, fo wird verfelbe noch ein Jahr über viefen Zeitraum hinaus, und fo 
fort von Jahr zu Jahr, verbindlich bleiben. 

Art. 14. Der gegenwärtige Vertrag foll ratifieirt und die Ratificationgs 
Urfunden veffelben follen innerbalo ſechs Wochen vom Tage der Unter: 
zeichnung ab, oder wenn es fein fann noch früher, zu Berlin ausgewechfelt 
werben. 

Zu Urfund deſſen haben die oben genannten Bevollmächtigten den— 
felben unter Beifügung ihrer refp. Siegel unterzeichnet. 

Geſchehen zu Berlin, ven 3. Juni 1837. 


12. Vertrag mit den Großmächten wegen der Trennung Belgiens von Holland. 
19. April 1839. 


Art. I. S. M. le roi des Pays-Bas, grand-duc de Luxembourg, s’en- 
yage A faire immedialement converlir en trail& avec $.M. le roi des Belges 
les arlicles annexes au present acle, et arreles d’un commun accord sous 
les auspices des cours de France, d’Autriche, de la Grande-Bretagne, de 
Prusse et de Russie *). 

Art. II. S. M. le roi des Francais, S. M. l’empereur d’Autriche, roi de 
Hongrie et de Bohême, S. M. la reine du royaume uni de la Grande-Bre- 
tagne et d’Irlande, S. M. le roi de Prusse et S. M. l’empereur de toules 
les Russies, declarent que les articles menlionnes dans larticle qui precede 
sont eonsideres comme ayant la même force et valeur que s’ils etaient 
inseres textuellement dans le present acle, et qu'ils se trouvent ainsi places 
sous la garantie de leursdites Majestes. 


Art. III. L’union qui a existe entre la Hollande et la Belgique en 
verlu du traite de Vienne du 31. Mai 1815, est reconnne par S.M. le roi 
des Pays-Bas, grand-duc de Luxembourg, &tre dissoule. 


Art. IV. Le present traité sera ralifie, etc. 


2) Es ift dies der nieberländifch-belgifche Vertrag v. 19, April 1839. Cussy IV., 571, 
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13. Vertrag wegen gegenfeitiger Auslieferung flüchtiger Verbrecher. 17. Mov. 18% 


Art. 1. Das preufifhe und das niederlänvifche Gouvernement ww 
pflichten fich, gegenfeitig auf Antrag des anderen Theiles ſich diejenigt 
Individuen, mit Ausnahme ihrer Nationalen, auszjuliefern, welche verw 
theilt oder in Anklagezuftand verfegt find, oder gegen weldhe eine Verfe 
gung mit Berhaftsbefehl von den Gerichten oder einem Richter Desjeniar | 
der beiden Staaten angeordnet worden ift, in weldem oder gegen welde | 
die Verbrechen over Vergehen begangen worven find. 

Es werden in ie, auf die Anwendung diefes Vertrages unter tr ' 
Bezeihnung von Nationalen diejenigen Fremden mitbegriffen, welche as | 
den Geſetzen ded Landes, bei dem die Auslieferung in Antrag gebrat: ' 
wird, den Eingebornen gleichgeftellt find, ebenfo diejenigen Ausländer, wel | 
fih im Lande niedergelaffen und nad) ihrer Verheirathung mit einer Inlär | 
derin ein oder mehrere Kinder aus viefer Ehe befigen, welde im Lande ar | 
boren find. | 

Art. 2. Die Auslieferung foll nur im Falle ver Verurtheilung, Ar 
klage oder Verfolgung wegen folgender Verbrechen und Vergeben ftattfinven, 
und zwar, wenn diefe außerhalb des Gebietes desjenigen Staates begange 
find, bei welchem dte Auslieferung in Antrag gebracht wird: 1) Meudel | 
mord, Giftmifcherei , Vatermord , Kindermord, Todtſchlag, Notbzudt. 
2) Brandftiftung; 3) BVerfälfhung von Schriften, mit Inbegriff der Nas 
madhung von Banfbillets, von Papiergeld und öffentlichen Papieren; 4) 4: 
fertigung falfcher Münzen, Verfälſchung der gefegmäßigen Münzen, um 
wiffentlihe Ausgebung falfchen Gelves; 5) falſches Zeugniß; 6) Diebitai. 
unter erfchwerenden Umftänden, Unterfchlagung feitens öffentlicher Caſſer 
beamten und Steuererheber, Erpreffung; 7) Beſtechung öffentliher Beamtr: 
8) betrüglicher Banferott. 

Art. 3. Die Auslieferung foll nicht ftattfinden, wenn fie auf Grum 
deſſelben Verbrechens oder Vergehens beantragt wird, wegen deſſen das r 
clamirte Individuum in dem Lande, in welchem es fid) befindet, verfola 
worden ift, oder verfolgt wird. 

Wenn das reclamirte Individuum wegen eined anderen Werbrechen: 
oder Vergehens gegen ven Staat, bei dem die Auslieferung in Antrag ge 
bracht wird, verfolgt wird oder verhaftet ift, fo foll feine Auslieferung bis 
zur erfolgten Abbüßung der Strafe aufgeichoben werden; dies findet aus 
ftatt, wenn das reclamirte Individuum, in Folge einer dem Auslieferungs 
Antrage — Verurtheilung, Schulden halber verhaftet iſt. 

Art. 4. Die Beſtimmungen des gegenwärtigen Vertrages können nidı 
auf Individuen Anwendung finden, die ſich irgend ein politifches Wergeben 
haben zu Schulden fommen lafjen. Die Auslieferung kann nur bebufi 
der Unterfuchung und Beftrafung der gemeinen Verbrechen und Vergeben 
erfolgen, weldye im Art. 2, diefes Vertrages aufgeführt find. 

Art. 5. Die Auslieferung fann nicht ftattfinden, wenn die Anklage 
oder die Strafe nady den Gefegen desjenigen Landes verjährt if, bei welden 
die Auslieferung in Antrag gebradht wird. 

Art. 6. ie Auslieferung foll auf diplomatifhen Wege in Antrag 
gebradht und nur dann bewilligt werden, wenn ein verurtheilendes Erfennt 
niß oder ein Anklageact, oder ein Steckbrief mit Verbaftsbefehl, im Drigindl 
oder in authentifcher Ausfertigung der competenten Gerichte oder des Einzel 
richter8, in den durd die Gefesgebung des die Auslieferung begebrenven 
Gouvernements vorgefchriebenen Formen beigebradt wird, weldes Schrift 
ftüf das in Nede ſtehende Verbrechen over Vergehen und das darauf an 
wendbare Strafgefeg bezeichnet. 
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Art. 7. Die beiderfeitigen Regierungen verzichten darauf, vie Er- 
ftattung der Unterbaltungs-, Transport- und anderer Koften, welche aus 
ver Auslieferung erwachfen, in Anſpruch zu nehmen. 

Sie willigen gegenfeitig darin, dieſe Koften felbft zu tragen. 

Art. 8. Wenn im Berfolg eines ftrafrechtlichen Verfahrens eine der 
Negierungen die Vernehbmung von Zeugen für notbwendig erachtet, die in 
vem anderen Staate wohnhaft find, fo foll auf diplomatifhen Wege zu 
diefem Behufe eine Requifition um Vernehmung überfandt, und derſelben 
unter Beobachtung der Gefege des Landes, wo die Zeugen vorzuladen find, 
Folge gegeben werden. 


Die refp. Regierungen verzichten Beiverfeits auf jeden Anſpruch wegen 
Zurüderftattung der daraus entftebenden Koften. 

Jede Nequifition, melde eine Zeugen-Bernehmung zum Zwed bat, muß 

von einer franzöfifchen Ueberfegung begleitet fein. 

rt. 9. Wenn in einem ftrafrechtliden Falle das perſönliche Erfcheinen 
eines Zeugen in dem anderen Staate nothwendig ift oder gewünſcht wird, 
fo wird die Regierung defjelben ihn auffordern, der Vorladung Folge zu 
leiften, welde an ibn gerichtet wird, und im Zuftimmungsfalle follen ibm 
Reiſe- und Aufentbaltsfoften nach den beftebenden Taren und Reglements des— 
jenigen Yandes bewilligt werden, in welchem die Vernehmung ftattfinden foll. 

Art. 10. Wenn in einem ftrafredhtlichen Falle die Confrontation von 
Verbrechern, weldye in dem anderen Königreiche in Haft find, oder die Mit: 
theilung von Beweisftüden over Documenten, die fih im Befite der Be— 
börden des anderen Staates befinden, nüßlich oder nothmendig befunden 
wird, jo foll das Erfuchen darum auf diplomatifhem Wege ergeben, und 
vemfelben, unter der Verpflichtung der AZurüdlieferung der Verbreder und 
ver Bemweisftüde, Folge gegeben werden, fo weit nicht befondere Rückſichten 
vorhanden find, welche dem entgegenftehen. Die betreffenden Regierungen 
entfagen beiverfeits jedem Anfpruce auf Erftattung von Koften, welde aus 
dem Hin- und Zurüdbefördern der zu confrontirenden Verbrecher, fo wie 
der Zufendung und Rüdfendung von Beweisftüden und Documenten entſtehen. 

Art. 11. Dei Ausführung der vorſtehenden Beftimmungen wird nad) 
denjenigen Geſetzen ver beiden Staaten verfahren, welcde die Leitung des 
regelmäßigen Ganges der Auslieferung zum Gegenftande haben over Fünftig 
deshalb erlaffen werben. 

Art. 12. Der gegenwärtige Bertrag foll erft 20 Tage nach feiner in 
Gemäßheit der durch Die Gefeggebung beider Länder vorgefchriebenen Formen 
erfolgten Veröffentlichung zur Ausführung gebracht werden. 

Er verbleibt bis auf 6 Monate nach der ſeitens der einen ver beiden 
contrabirenden Regierung erfolgten Auffündigung in Kraft. 

Derfelbe wird ratifieirt und die Ratificationen werben binnen eines 
Monates, oder wo möglich früher, ausgewechſelt werben. 

Def zu Urfund haben die reip. Bevollmächtigten denfelben unterzeichnet 
und ibm ihre Wappen beigebrüdt. 

Geſchehen zu Berlin, ven 17. November 1850. 


14. Poft: Vertrag. 26. Januar, ratificirt 21. März 1851. *) 


Seine Majeftät der König von Preußen und Seine Miajeftät der König 
der Niederlande, in der Abjicht, die poftdienftlihen Beziehungen zwifchen 
den beiderfeitigen Staaten in einer den gegenwärtigen Verkehrs-Verhältiſſen 
mehr entfprechennen Weife ordnen zu laffen, haben die Vereinbarung eines 
neuen Poft: Vertrages befchloffen, und für diefen Zwed Bevollmächtigte ers 


*) Zur Ausführung biefes Vertrages dient die Uebereinkunft d. d. Berlin, den 1. Febr, 1851. 
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nannt, melde nach Auswechfelung ihrer in guter und gehöriger Form k 
fundenen Bollmadıten über folgende Artifel übereingefommen ſind. 


I. Die gegenfeitigen Poft- Verbindungen betreffend. 

Art. 1. Zwiſchen den königlich preukifchen Staaten und dem Könit 
reiche der Niederlande follen, behufe der Zuführung der Briefe und alr 
fonftigen Briefpojt- Gegenſtände, welche vie beiderſeitigen Poſt-Anſtalten pi 
gegenſeitig auszuliefern haben, regelmäßige Briefpoft-Berbindungen unter 
halten werden. 

Die zur Zeit beſtehenden Verbindungen, fo wie die jetzigen Grm; 
Poft-Stationen bleiben vorläufig unverändert. Den beiderſeitigen Poſt⸗ Vet 
waltungen bleibt vorbehalten, wegen deren anderweiter Regulirung, fobalı 
ſolche pegmaßis erſcheint, fi ch zu verftändigen. 

Art. Jede Poft-Verwaltung jorgt für die fihere und rechtzeitige 
Beförperung der Poften bis zur-gegenüberliegenden Grenz-Station und träsı 
die Koften für dieſe Beförderung. 

Im Fall, daß die beiden Verwaltungen für zwedmäßig erachten follten, 
mit einem und demfelben Unternehmer über die Hin- und Zurüdbeförterun: 
der Poft zwifchen den Grenz-Stationen zu contrabiren, werden die Koften 
des Transports gemeinschaftlich zur Hälfte getragen. 

Art. 3. Die erforderlichen Felleifen, fo wie die etwa nöthigen Couts 
Ubren werden 2 gemeinichaftliche Koften angefchafft und unterhalten. 

Art. 4 Die Pferde und Wagen der Briefpoft find ſowohl auf dem 
Hin- als Nüdwege von Erlegung des Wege- und Brüdengelves befreit 
fomweit folches nicht an Communen oder Private nach ven —— Pri 
vilegien aud für die Staatspoften zu entrichten ift. 


II. Die Ueberlieferung der Correfpondenz betreffend. 


Art. 5. Don föniglicher preußifcher Seite werden den föniglich nieder 
ländiſchen Soden alle bei den preufifchen Poft-Anftalten aufgegebene, ves 
gleichen alle diefen Poft-Anftalten aus fremden Ländern zugehende Briefe 
und fonftige Briefpoft- Gegenftände, welde nad dem Königreiche der Nieder 
lanvde beftimmt find, unmittelbar zugeführt werben. 

Die Briefe und Briefpoft- Gegenſtände nad den niederländifchen Er 
lonien und nach fonftigen überfeeifchen Ländern werden infoweit den königlich 
niederländifchen Poiten ausgeliefert werden, als feitens der Abſender durd 
einen Vermerf auf der Moreffe die Spedition durch die Niederlande verlangt 
wird, oder, falls Fein beftimmter Beförderungsweg auf der Adreſſe ange 
geben ift, bei der Spedition durch die Niederlande eine fchnellere Beför- 
derung, als auf anderen Wegen zu erreichen ift. 

Königlich niederländifcherfeit8 werden dagegen den Föniglich preußifchen 
Poften alle in dem Königreiche der Niederlande zur Poft kommende, fo wit 
alle ven niederländifchen Voften etwa aus anderen Ländern zugebende Briefe 
und Briefpoft- Gegenftände, welde nad) dem preußifchen Poftbezirfe beftimmt 
find, unmittelbar ausgeliefert werden, 

Außerdem werden von Föni glich niederländischer Seite den preußiſchen 
Poften auch die Briefe und fonfit en Briefpoft-Gegenftände nach ven Faifer: 
lich öfterreichifchen Staaten, nad) —— Württemberg, Baden, dem fürſt— 
lich thurn⸗ und taxisſchen Poſtbezirke, Braunſchweig, Sachſen, Mecklenburg 
Schwerin und Strelitz, ferner nach dem kaiſerlich ruſſiſchen Reiche mit Ein- 
Schluß von Polen, nach Serbien, der Moldau und der Wallachei, fo wie 
nad) Schweden und Norwegen, infomeit die Correſpondenz vc. nach dieſen 
beiden letzteren Ländern über Stralſund oder Stettin zu befördern ift, zuge: 
führt werden. Die Briefe und fonftigen Briefpoft-Gegenftände nad der 
Schweiz, den zu Defterreich nicht gehörigen italienischen Staaten, ven jo: 
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nifchen Infeln, Griechenland, der Türfei und ver Levante, Aegypten u. f. w., 
werden ebenfalld den preußifchen Poften überliefert werden, infoweit nicht 
durch Benugung anderer Poft-Anftalten eine fchnellere Beförderung erreicht 
wird, oder von dem Abfender eine andere Spedition auf der Adreſſe ver: 
langt ift. 

en 6. Zwifchen melden preußifchen und niederländifchen Poft-An- 
ftalten die Auswecjelung der Correſpondenz ftattzufinden hat, bleibt ver 
Berftändigung der beiderfeitigen Poft- Verwaltungen vorbehalten. Beite 
Poft-Berwaltungen find verpflichtet, zur Beförderung der beiderfeitigen Na- 
tional-Eorrefpondenz, fo wie der Tranfit-Eorrefpondenz, die fchnellften, ihnen 
zu Gebote ftehenden Beförderungsmittel zu benugen. 

Art. 7. Eine Declaration des Inhalts: Werthes ift bei feiner Ver— 
fendung mit der Briefpoft zuläffig. Ein Erfag-Anfprud für nicht recom- 
manbdirte Briefe findet gegenüber den Poft-Verwaltungen nicht ftatt. 

Art. 8. Um den Porto-Anfag und die rechtzeitige Abſendung controls 
liren, aud nöthigenfalld die Zurüdfendung an den Abfertigungsort bewirken 
zu fönnen, follen alle aus den beiderfeitigen Poft-Bezirken abgebende Briefe 
mit dem Orts- und Tagesftempel der Abgangs-Poft-Anftalt, die aus fremden 
Staaten eingehenden aber, falls fie feinen Ortsſtempel tragen, mit der An- 
gabe des Landes, aus dem fie fommen, bezeichnet fein. Bei Briefen, welche 
das Gewicht des einfachen Briefes überfchreiten, muß das Gewicht derfelben 
auf der Adreſſe deutlich bemerft werben. 


11 Die in Anwendung zu bringenden Porto-Taren, die Abrechnung u. f. w. 
betreffenv. 


A. Gegenfeitige National-Eorrefponden;. 


Art. 9. Das Porto für die gegenfeitige National-Eorrefponvdenz, zu 
welcher auch die niederlindifche Correſpondenz nad und aus denjenigen 
Staaten zu rechnen ift, in denen Preußen das Briefpoft-Regal verwaltet, 
bildet fih aus dem preußifchen und aus dem niederländifchen Porto. 

Das preußifche Porto foll nad der Entfernung in gerader Linie be> 
meffen werden, und für ven einfachen Brief bei einer Entfernung von der 
meberländifchpreußifchen Grenze bis 10 deutfche (geographiſche) Meilen ein- 
ſchließlich Sgr., über 10 bis 20 deutfche (geographifche) Meilen einfchließ- 
lih 2 Sgr., über 20 deutiche (geographifche) Meilen 3 Sgr. betragen. 

Das niederländifche Porto wird gleichfalls nach der Entfernung in ge— 
rader Linie bemeſſen, und für alle Orte, welche von den niederländifchen 
Grenz-Poſt-Comtoirs gegen Preußen nicht weiter als 30 niederlänpifche 
Meilen entfernt find, jo wie für die Orte felbft, in denen fich diefe Grenz— 
Poft-Eomtoird befinden, mit 5 Cents, für alle über 39 niederländifche 
Meilen von den gedachten Grenz-Poft-Comtoird entfernte Orte aber mit 
10 Cents für ven einfachen Brief berechnet werden. 

Die vorftehenvden preußifchen und niederländifchen Portoſätze fommen 
ohne alle Rüdficht auf die Spedition der Correfponvdenz in Anwendung. 

Die Reduction der gegenfeitigen Portofäge in Landesmünze foll mög: 
ihft genau bewirft werden. Zur Vermeidung von Bruchrechnungen und 
damit auch bei den gegenfeitigen Verbindungen die Frankirung durch Franko— 
marfen gefchehen fann, werden jedoch preußifcherfeitS die niederländifchen 
Portofäge nur auf volle Silbergrofchen, niederländifcherfeit8 aber die preu— 
ßiſchen Portofäge nur in Cents-Beträgen, welche durd fünf theilbar ſind, 
redueirt werben. Die gegenfeitige Vergütung des Porto und Franko findet 
lediglich nach den vorftehend ftipulirten Sägen von 1, 2 und 3 Silber, 
groichen, refp. 5 und 10 Cents ftatt. 


Für die Local⸗Correſpondenz zwifchen den gegenfeitigen Grenzpoft-An. 
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ftalten wird das Gefammt-Porto nur 1 Sgr., refp. 5 Eents betragen, wm 
gegenfeitig in der Art bezogen werben, daß für die franfirte Correjponbe: 
das Franfo der abfendenven Poft-Anftalt, und für die unfranfirte Com 
fpondenz das Porto der beftellenden Poft-Anftalt ungetheilt verbleibt. 

Art. 10. Als einfache Briefe werden foldhe behandelt, welche mis 
mehr als 15 Grammen wiegen. Bei fchwereren Briefen fteigt Das Por: 
in der Art, daf über 15 bis 30 Grammen das 2fache Porto, über 30 bi 
45 Grammen das Zfache, über 45 big 60 Grammen das Afache Den: 
u. f. w. für jede 15 Grammen mehr ein einfacher Briefporto-Sag mer 
erhoben wird. 

Briefe aus dem Königreiche der Niederlande nad) Preußen over übe 


Preußen hinaus, welche das Gewicht von 60 Grammen erreihen oder übe | 
Ichreiten, Fönnen von der preußifchen Grenze ab als Fabrpoft-Gegenftänn | 
weiterbefördert werden, und find alsdann in Preußen auch nur der Zablum | 


des Fahrpoft-Porto unterworfen. Cine derartige Weiterbeförderung mut 
jedoch von dem Abfender durch einen befonderen Bermerf auf der Moreile 
ausbrüdlid verlangt werden. Briefe aus Preußen nah dem Königreic 
der Niederlande, welde das Gewicht von 60 Grammen erreichen oder über 
fchreiten, werben, fofern die Beförderung mit der Briefpoft von dem A 
fender nicht ausprüdlich vorgefchrieben worden ift, bis zur niederländiſche 
Grenze ald Fahrpoft-Gegenftände befürdert und demgemäß tarirt. Gin 
gleiches Berfabren findet bei den durch Preußen tranfitirenden Briefen nad 
dem Königreiche der Niederlande ftatt, welche ven preußifchen Poften al 
Fahrpoſt-Gegenſtände überliefert worden find. 

Art. 11. Zeitungen, Journale, Preis:-Courante, gevrudte Kireuları 
und gedrudte Empfehlungs-Schreiben unter Kreuz: oder Streifband, meld: 
außer der Adreffe, dem Datum und der Nameng-Unterfchrift nichts Geſchrie 
benes enthalten, werden, wenn ſolche franfirt abgefandt werden, eine Porte 
Moderation in der Art genießen, daß ohne Unterfchien der Entfernung bis 
zum Gewichte von 15 Grammen, wenn die Abfendung in Preußen erfolat, 
nur ein Gefammt-Porto von 1 Sgr., und wenn die Abfendung in ver 
Niederlanden ftattfindet, nur ein Geſammt-Porto von 5 Cents, und ka 
fchwererem Gewichte von 15 zu 15 Grammen 1 Sgr., refp. 5 Cents mehr 
erhoben wird. Bon diefem Gefammt-Porto vergütet Preußen an die Fönig 
lich niederländische Poft-Verwaltung 2 Cents, die königlich niederlänviice 
Poftverwaltung an Preußen dagegen '; Sar. für je 15 Grammen. 

Kreuz: oder Streifband-Sendungen, welche nicht franfirt find, werden 
dem vollen tarifmäßigen Briefporto unterliegen. 

Art. 12. Waarenproben und Mufter dürfen nur bi zum Gemicte 
von 45 Grammen mit der Briefpoft befördert werden. Diefelben zablen, 
wenn fie in erfennbarer Weife verpadt find, big zum Gewichte von 30 Gram 
men das einfache, nach Maaßgabe der Entfernung zu berecdhnende Brief 
porto. Bei fchwererem Gewichte wird dafür das doppelte Briefporto erboben. 

Den obigen Sendungen darf, wenn die Porto-Ermäßigung Anwendung 
finden foll, nur ein einfacher bis 15 Grammen fchwerer Brief angehängt 
fein, welcher bei der Austarirung mit den Proben oder Muftern zufammen 
zu wiegen ift. 

Art. 13. Die föniglich niederländifchen Poft-Anftalten werden fich bei 
Wiegung der Briefe u. ſ. w. des metrifchen Gewichts, die Föniglich preu— 
ßiſchen Poft-Anftalten des preußifchen Gewichts bedienen, wobei ein preu 
Bifches Loth gleih 15 Grammen zu rechnen ift. 

Art. 14. Briefe, binfichtlich deren der Abfenvder den Nachweis ver 
richtigen Auflieferung zur Poft und nad) Umftänden aud den Nachweis der 
richtigen Beförderung an den Adreſſaten zu erlangen wünfcht, können recom- 
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manbirt werben, und werben alddann mit einem, die Necommandation be- 
zeichnenden Bermerfe verfeben fein. Das Porto für derartige Briefe, welche 
franfirt werben müſſen, wird nad venfelben Sägen, wie das Porto für ge- 
wöhnlidhe Briefe erhoben. Die Abgangs-Poft-Anftalt wird jedoch außerdem 
zu Gunften der Polt-Verwaltung, zu welcher foldye gehört, vom Abſender 
eine NRecommandationsgebühr, in Preußen mit 2 Sgri, und in dem König- 
reiche der Niederlande mit 10 Cents erheben, welde in dem Falle, daß 
dem Briefe ein vom Empfänger zu vollziehendes Retour-Recepiſſe beigefügt 
wird, auf den doppelten Betrag erhöht werden darf. Die Zurüdfendung 
ver befceinigten Recepiffe gefchieht — Porto⸗Anſatz. 

Eine Werths-Angabe iſt, wie bei allen Briefen, auch bei recomman— 
dirten Briefen unzuläffig. 

(rt. 15. Die Poft-Verwaltung, in deren Bereich ein recommanbirter 
Brief aufgegeben worden ift, foll, wenn verfelbe verloren gebt, gehalten 
jein, dem Reclamanten, fobald der Berluft conftatirt ift, eine Entſchädigung 
von 14 Thlr. preußifch, refp. 25 Gulden niederländifch zu bezahlen, vorbe- 
haltlich des Regreſſes an diejenige Poft-Verwaltung, in deren Bereich ver 
Verluſt erweislich ftattgefunden bat. Die Neclamation muß innerhalb eines 
Jahres, nad dem Tage der Aufgabe angebracht werden, widrigenfalld jede 
Verpflichtung zur Entihädigung aufbört. 

Art. 16. Mit Ausnahme ver in den Art. 11. 14. und 22. gedachten 
Fälle, fann die Eorrefpondenz zwifchen dem preußifchen Poftbezirfe und dem 
Königreiche der Niederlande unfranfirt oder bis zum Beftimmungsorte fran- 
firt zur Poft gegeben werden. Cine theilweiſe Sranfatur wird nicht ftattfinden. 


B. Portofäpe für die tranfitirende Correſpondenz. 


Art. 17. Bei der durd den preufifchen Poftbezirk ſtückweiſe tranfiti- 
renden Correfpondenz nad und aus dem Königreiche der Niederlande wird 
in Bezug auf die Berechnung des Portos unterfchieden werden: a) ob die 
Correſpondenz in ſolchen Poftbezirfen entfprungen, refp. nach ſolchen Poft- 
bezirfen beftimmt ift, welde zu dem veutich-Öfterreichifchen Poft-Berein ge: 
hören, oder b) ob die Abgangs-, refp. Beltimmungsorte in Staaten be— 
legen find, welche zu dieſem Vereine nicht gehören. 

In dem erften Falle wird ftatt des im Art. 9. ftipulirten preußifchen 
internen Portoß das deutfche Vereind- Porto berechnet, weldes mit ven Süßen 
vollfommen übereinftimmt, welche in dem gedachten Artifel für vie Berech— 
nung des preußifchen Portos angegeben worden find. 

In dem zweiten Falle wird das preußifche, refp. Vereins-Tranſit— 
Porto ebenfalls nad venfelben Sätzen berechnet werden, welde für das 
preußifche interne Porto angegeben worden find. Für dieſes Porto wird 
die Beförderung hinwärts nach dem Königreiche der Niederlande von dem— 
jenigen Punkte ab, an welchem die Correjpondenz den preußifchen Poftbe- 
zirf, oder wenn folche zuvor noch durch Gebiete anderer Poſt-Vereins⸗Ver— 
waltungen tranfitirt, das deutfch-öfterreichifche Poft-Vereind-Gebiet erreicht, 
bis zur preußifcheniederländifchen Grenze, umgefehrt bei den Sendungen aus 
dem Königreiche der Niederlande von der niederländifch-preußifchen Grenze 
bi8 zu demjenigen Punkte, an welchem die Eorrefpondenz den preußifchen 
Poftbezirf oder, wenn viefelbe noch weiter durch Poft-Vereing-Gebiet gehen 
muß, das legtere verläßt. Für die durch fremdes, nicht zu dem Poftverein 
gehöriges Gebiet zu fpedirende Correſpondenz, iſt außer dem preußifchen, 
refp. Vereins-⸗Porto auch noch das fremde Tranfitporto zu entrichten, 

Art. 18. Für die Correfpondenz nad und aus Staaten, welche zu 
dem deutfch-öfterreichifchen Poftverein nicht gehören, wird den nach dem vor- 
ſtehenden Artikel fich ergebenden Portofäsen noch dasjenige Porto binzuge- 
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fchlagen, welches nach den, in den betreffenden fremden Staaten geltende 
Tarifen oder den beftehenden Verträgen für die Beförderung vom Abganss 
orte bis zum Punfte des Eintrittes in Preußen, refp. in dag Gebiet ve 
deutfchsöfterreichifchen Poft-Vereindg, und umgefehrt vom Punfte des Aus 
trittes aus Preußen, refp. aus dem Vereind-Gebiete bis zum Beftimmuna: 
orte zu entrichten ift. 

Für unfranfirte Briefpoft-Sendungen nad dem Königreihe der Nieder 
lande, fowie für franfirte Briefpoft-Sendungen aus dem Königreiche ver 
Niederlande werden zur Vergütung des fremden Porto's foweit als tbunlis 
Durchſchnittsſätze beftimmt werden, über deren Höhe ſich die beiderfeitiger 
Poftverwaltungen verftändigen werben. 

Art. 19. In Gemäfbeit des gegenwärtig zwifchen ver föniglich preu 
ßiſchen und der berzoglich braunfchmweigifchen Regierung beftehbenden BPoftzer 
trages ift zur Zeit die niederländische Correfpondenz nah und aus Dem Her 
zogthbume Braunfchweig eben fo wie die niederländifche Correfpondenz nad 
und aus dem preußiſchen Poftbezirf zu behandeln. Auf die erftgedachte Corr« 
fponvdenz fommen daher alle Beftimmungen in Anwendung, welche in ven 
vorftebenden Art. 9. bis 16. binfichtlih der gegenfeitigen National-Eorre 
fpondenz verabredet worden find. Sobald das Herzogthum Braunſchweit 
dem beutfcheöfterreichifchen Poftvereine beigetreten fein wird, ift die braus 
fchmweigifche Correfpondenz eben fo wie poftvereinsländifche Correfponten; 
zu behandeln. 

Art. 20. Sp lange die großherzoglid badiſche und die fürftlich tbum 
und tarisfche Poft-Verwaltung dem deutich-öfterreichifchen Poft-Vereine nid 
beigetreten find, follen die zur Zeit beftehenden Portofäge und fonftige 
Tarirungs-Beftimmungen für die Correfpondenz aus Baden und der Schwei, 
fowie aus dem thurn- und tarisfchen Poftbezirf, mit Einfhluß von Württem 
berg und Hohenzollern, nach dem Königreihe der Niederlande und umge 
kehrt bis zur niederländifch-preußifchen, reſp. von der preußifch-niederlän 
difhen Grenze ab einftweilen beibehalten werben. 

Art. 21. Für fämmtliche durch Preußen ſtückweiſe tranfitirende Cortt 
fpondenz wird das niederländifche Porto von der preußifch-niederländifcen 
Grenze bis zum niederländifchen Beftimmungsorte und umgefehrt vom nieder: 
ländifchen Abgangsorte bis zur gedachten Grenze demjenigen niederländifchen 
Porto nleich fein, welches nach Art. 9. für die preußifchniederländifche Na 
tional-Eorrefpondenz zu berechnen ift. 

Art. 22. Für die zwifchen Preußen und dem Königreiche der Nieder: 
lande zur Auswechfelung fommenve, durch das Königreich der Niederlante 
ſtückweiſe tranfitirende Correfpondenz, wird das niederländische Tranfitporte 
bei einer Entfernung bis 30 niederländifhe Meilen auf 5 Cents, und ba 
einer Entfernung über 30 niederländische Meilen auf 10 Cents für ven ein- 
fachen Brief feftgefegt mit der Maafgabe, daß die Berechnung der Entfer- 
nung von oder big zu dem betreffenden niederländischen Grenz-Poft-Comtoir 
gegen Preußen ftattfindet. Außer dieſem Tranfitporto ift Das etwaige fremde, 
reſp. See- Porto den niederländischen Poft-Anftalten zu vergüten. 

Art. 23. Die Beftimmungen im Art. 14. über die Tarirung von 
Kreuzbandfendungen, im Art. 12. über die Tarirung von Waarenproben 
und Muftern, und im Art. 14. über vie Behandlung recommandirter Briefe, 
fomwie die im Art. 25. und 26. enthaltenen Beftimmungen über die Behand— 
lung von Retourbriefen und Yaufzetteln werden auch auf die durd das 
Königreih der Niederlande tranfitirenden Briefpoft-Gegenftände nah unt 
aus Preußen u. ſ. w., ſowie auf die durch Preußen tranfitirenden Briefpoft- 

Gegenſtände nad und aus dem Königreiche der Niederlande mit der Maat- 
gabe ausgedehnt, daß ſolche gleichmäßig für den ganzen Umfang des deutſch— 
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öfterreichifchen Vereins-Gebietes Anwendung finden follen, und daß alle 
diejenigen Tarirungs-Beftimmungen, welche in jenen Artifeln für das preu- 
Bifche interne Porto gegeben worden find, ſich auf das vereinsländifche ins 
terne, refp. auf das preußifche und vereinsländifche Tranfitporto zu bes 
zieben haben. 

Art. 24. Bei fämmtlichen Briefen, welche ftüdweife nah und aus 
dem Königreiche der Niederlande durd den preußischen Poftbezirk tranfitiren, 
wird ald Negel angenommen, daß foldye entweder unfranfirt oder bis zum 
Beftimmungsorte franfirt fein müffen. In wie weit jedoch hiervon abwei- 
chend bei den durd Preußen tranfirirenden Briefen aus und nach fremden, 
nicht zum deutich-öfterreichifchen Poſt-Vereine gebörigen Staaten eine theil- 
weife Franfatur zuläffig oder felbft nothwendig fein wird, darüber wird die 
königlich preußifche Doll-Bermaltung ver königlich niederländiſchen jpecielle 
Mittheilung machen. 

C. Sonftige Beftimmungen. 

Art. 25. Briefpoft-Sendungen, welche am Beftimmungsorte aus irgend 
einem Grunde nicht beftellt werden fünnen, werden nad dem Abgangsorte 
zurüdgefandt werden. Die Zurüdnahme verfelben feitens der Poſt-Ver— 
waltung, in deren Bezirfe der Abſendungsort liegt, ift jedoch an die Be— 
dingung gefnüpft, daß der urfprüngliche Siegelverfchluß unverlegt fei. 

In welchen Terminen die Rüdjendung ftattzufinden bat, darüber ent- 
ſcheiden die in den ea Staaten für den inneren Poſtverkehr beites 
benven Verordnungen. In allen Fällen wird der Grund der unterbliebenen 
Beftellung auf den Briefen angegeben werben. 

Bei der Rüdfentung der unbeftellbaren Briefpoft-Sendungen wird ein 
befonderes Netourporto nicht in Anfag fommen. Sind diefelben bei ver 
Hinfendung franfirt gewefen, fo wird die Nüdfendung ohne Anrechnung 
einer Auslage gefchehen. Sind diefelben dagegen bei der Hinfendung uns 
franfirt gewefen, fo wird bei der Nüdfendung nur dasjenige Porto ange— 
rechnet werben, welches bei der Hinfendung in Rechnung geitellt war. 

Art. 26. Offene Lauffchreiben, welde von den Abjenvdern von Briefen 
behufs Ermittelung der richtigen Beförderung und Beftellung erlaffen werden, 
follen mit dem einfachen Briefporto bis zum Beftimmungsorte franfirt werden. 
Wird durd die Lauffchreiken, welche feitens der betbeiligten Poft-Anftalten 
pünktlich erledigt und zurüdgefandt werben follen, jedoch ermittelt, daß bei 
der Beförderung des in Frage geftellten Briefes Unregelmäßigfeiten vorge— 
fommen find, jo wird diejenige Poft-Berwaltung, in deren Bezirk foldye 
ftattgefunden haben, das gezahlte Franko erftatten laffen. Die Rüdfendung 
der Yauffchreiben wird in allen Fällen unter der Bezeichnung „Poſt-Sache“ 
portofrei gefchehen. 

Art. 27. Briefe, welche irrig inftradirt worden, find ohne Berzug an 
ven wahren Beftimmungsort zu befördern, wofelbft nur dasjenige Porto zu 
erheben ift, welches ſich bei der richtigen Inftradirung ergeben bätte, 

Art. 28. Die beiderfeitigen Poft-Berwaltungen haben fich Die einer jeden 
derfelben zuftehenden Porto-Auslages und Franko-Beträge in derjenigen 
Währung zu vergüten, in welcher die Süße verabredet worden find. Die 
preußifchen Poft-Anftalten werden demnach Porto und Auslagen in Silber: 
grofchen, von denen 30 auf einen preuß. Thaler geben, Kae und das 
der niederländischen Poft-VBerwaltung zuftebende Franko in Cents, von denen 
100 einen niederländischen Gulden ausmachen, vergüten, die niederländifchen 
Poft-Anftalten dagegen ihr Porto und ihre Auslagen in Cents anfegen, das 
Franko aber in Silbergrofchen vergüten. In gleicher Weife follen ſowohl 
die Porto und Auslages, als auch vie Franfo-Beträge auf den Adreſſen 
bemerkt werden. 
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Art. 29. Die Abrechnung über Porto, Auslage und Franfo fol vier: | 


teljährlich bewirkt und die Rechnung von preußifcher Seite aufgeftellt werten 
Die Saldirung wird fpäteftens vier Wochen nad Empfang ver Rechnun: 
erfolgen. Etwaige Differenzen werden durch die nächftfolgende Nednun: 
ausgeglichen werden. Bei der Ausgleihung foll Ein Thaler preuß. Ever 
rant = 1'/, Gulden niederländifch gerechnet werden. Die Saldirung win 
in der Währung desjenigen Staates erfolgen, welcher zu empfangen bat. 

Art. 30. Die beiden Poft-VBerwaltungen werden darüber wachen, dei 
feitens der Poftbeamten vem Sammeln und Couvertiren von Briefen nic: 
die Hand geboten, und daß überhaupt von diefen Beamten, fo wie von ten 
Unterbeamten, Poftillonen und Poftboten, nicht minder von den Diligener 
Unternehmern, Fubrleuten und Sciffern die beftebenvden Gefege und Ber 
ordnungen zur Aufrechthaltung des Poft-Regals befolgt werden. Defrauda— 
tionen, welche von Unterthanen des einen Staat auegegangen unD in ben 
andern Staate entdedt worden find, werden, behufs Einleitung der Beftra- 
fung nad den Gefegen eines jeden Landes, fogleich zur Kenntnig der be 
treffenden Poft-Berwaltung gebracht werben. 

IV. Den Zranfit verfchloffener Brief-Padete betreffend. 

Art. 31. Die Föniglih preußifche Poft-Verwaltung geftattet in ® 
meinfchaft mit der Faiferlich öſterreichiſchen Poft-Verwaltung die Beförverun: 
verfchloffener Brief⸗ und Zeitungs-Padete zwifchen dem Königreiche vn 
Niederlande und den niederländifchen Befigungen in Indien, von der nierer 
länpdifch-preußifchen Grenze bis Trieft et vice versa. Die Vergütung, welde 
die königlich niederländische Poft-Verwaltung für ven Tranfit diefer Packt 
auf obiger Strede zu leiften bat, wird für Briefe auf 3 Sgr., und für 
Kreuzband- Sendungen, Zeitungen und Drudfachen auf 's Sar. pro 15 Gran 
men Netto:Gewicht feftgefest. 

Die Benugung der Route über Trieft für die Verfendung der gedachte 
Brief und Zeitungs-Padete bleibt von der Berftändigung abhängig, meld: 
die königlich niederländifche Poft-Verwaltung über vie Befdrderung dieſet 
Packete zwiſchen Trieſt und niederländiſch Indien mit ven betreffenden Be 
hörden herbeizuführen hat. 

Art. 32. Ueber ven Tranſit der verſchloſſenen Brief: ıc. Packete, welt: 
königlich niederländifcherfeits mit Föniglich hannoverſchen Poft-Anftalten, je 
wie mit den Poft-Aemtern in Hamburg und Bremen durch Wermittelung 
der preußifchen Poften zur Zeit gewechfelt werden, imgleichen über vie zu 
leiftende Vergütung, werden ſich die betreffenden deutſchen Poft-Berwaltungen 
mit der preußifchen Poft-Verwaltung verftänvdigen. 

Art. 33. Die königlich nievderländifche Poſt-Verwaltung geftattet ver 
föniglich preußiichen Poſt-Verwaltung den Tranfit verfchloffener Brief-Packett 
nad und aus Großbritannien und Irland, fo wie nad und aus Amerifa 
auf dem Wege über England, für eine Bergütung von 10 Gents für je 
15 Grammen Briefe Netto-Gewicht und von '%, Gent für jede Zeitungs 
Nummer oder für jeden Drudbogen. 

Art. 34. Königlich nieverländifcherfeits wird der Tranfit verfchloffener 
Brief- und Zeitungs-Padete zwifhen Preußen und Belgien geftattet. Leber 
die zu leiftende Vergütung wird ſich die königlich beigifihe mit der Föniglie 
niederländischen Poft-Verwaltung verftändigen. 

v. Portofreiheit. 

Art. 35. Die Eorrefpondenz zwilchen Seiner Majeftät dem Könige 
von Preußen, den Mitgliedern des füniglich preußifchen Regentenbaufes, und 
ren Negenten-Familien derjenigen Staaten, welche zu dem preußifchen Poſt— 
Berwaltungsbezirfe gehören, einerfeits, und Seiner Majeftät dem Könige 
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der Niederlande und den Mitgliedern des königlich niederländifchen Regenten— 
baufes andererſeits, wird portofrei befördert. 

Ferner wird die Eorrefpondenz in reinen Staatsdienft-Angelegenheiten 
zwifchen ven beiderfeitigen Behörden, fo wie zwifchen den nievderländifchen 
Behörden und den Behörden derjenigen Staaten portofrei befördert werden, 
welche zu dem preußifchen Poftverwaltungs-Bezirfe gehören. Jedes Dienft- 
fchreiben, für welches Portofreiheit in Anfprudy genommen wird, muß als 
Official-Sache bezeichnet und mit dem Dienftfiegel verfchloffen fein, auch auf 
der Adreſſe die Benennung der abjendenden Behörde enthalten. 


VI. Den Zeitungs-Debit betreffend. 


Art. 36. Diejenigen Zeitungen und periodifhen Schriften, auf welche 
von preußifchen bei niederländifchen oder yon niederländiſchen bei preußiſchen 
Poft-Anftalten abonnirt wird, werden ven beftellenden Poft-Anftalten zu feinem 
höheren als zu demjenigen Preife geliefert werden, für welche die, die Be— 
ftellung augführenden Poft-Anftalten die betreffenden Zeitungen und perio- 
diſchen Schriften im eigenen Lande abſetzen. Hiernach aufgeftellte Preis— 
Verzeichniffe mit Angabe der Abonnements-Bedingungen werden die beider- 
feitigen Poft-Verwaltungen fi gegenfeitig mittheilen. 


vi. Den Eftafetten-Dienft betreffend. 


Art. 37. Jede Eftafette, welche von einer ver beiden Grenz-Stationen 
ausgeht und auf ihrem Wege eine jenfeitige Station berührt, muß auf diefer 
Station das Pferd wechleln. 

Beide Poft-Berwaltungen werden fich die gegenfeitigen Tariffäge für 
die Eftafetten-Beförderung mittheilen und darnach die Eftafettenkoften berich- 
tigen laffen. Jede Verwaltung vertritt die Bezahlung der von ihren Poft- 
Anftalten abgefandten Eftafetten, doch muß die Schuld der betreffenden Poſt— 
Anftalt binnen 6 Monaten der vorgefegten Behörde verfelben angezeigt werden. 

Die Abrehnung über die Eftafetten- 2c. Gelver erfolgt zwifchen ven 
beiderfeitigen Grenzpoſt-Anſtalten. Wertbs-Derlarationen dürfen bei Efta- 
fetten-Sendungen nicht zugelaffen werden. Für ven Berluft einer Eftafetten- 
Sendung wird diefelbe Vergütung geleiftet, welche für den Berluft eines 
recommandirten Briefes feſtgeſetzt worden ift. 


vi. Schluß - Beftimmungen. 


Art. 38. Ueber das bei dem Wechſel-Verkehr zwiſchen den beiderfeitigen 
Poft-Anftalten zu beobachtende Expeditions-Verfahren, über vie Spedition, 
fiber die Abrechnungsmweife, fo wie über alle fonftige zur Ausführung des 
gegenwärtigen Bertrages zu treffende Maafregeln werben fid) die beiderfei- 
tigen PoftzBerwaltungen verftändigen. Die Beftimmungen des hierüber 
zwifchen ven beiden Poft-VBerwaltungen abzufchließenven Uebereinkommens 
fünnen in gegenfeitigem Einverftänpniffe zu jeder Zeit geändert werden. 

Art. 39. Gegenwärtiger Bertrag tritt mit dem 1. April 1851, mit 
welhem Tage ber zu Utrecht unterm 21. Juni 1817 abgefchloffene Poft- 
Vertrag erlitcht, in Kraft, und foll vorerft bis zum Scluffe des Jahres 
1860, bis zu welcher Zeit der deutjchsöfterreichifche Poft-Vereing-Bertrag ab- 
geihloffen worden ift, Gültigfeit haben, 

Art. 40. Vorſtehender Bertrag wird ratificirt und follen die Ratifica- 
tiongellrfunden innerhalb ſechs Wochen zu Berlin ausgemwechfelt werden. 

Urfundlich haben vie beiderfeitigen Bevollmächtigten venfelben unter: 
ſchrieben und mit ihren Siegeln verjehen. 

Sp gefcheben zu Berlin, am 26, Sanuar 1851. 
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10, Nordamerika. 


u: Freundfchafts: und Handels» Vertrag. 10. September 1785. 


Art. Xl. Si l’une des parlies contraclantes &lail en guerre avec uw 
aultre puissance, la libre correspondance el le commerce des ciloyens « 
sujels de la parlie qui demeure neutre envers les puissances belligeranie 
ne seront point inlerrompus. Au conlraire, et dans ce cas comme en pleine 
paix les vaisseaux de la, parlie neulre pourront naviguer en loule sürel- 
dans les ports et sur les cötes des puissances belligerantes, les vaisseawm 
libres rendant les marchandises libres, en tant qu'on regardera comme librı 
tout ce qui sera à bord d’un navire apparlenant äà la partie neutre, quanı 
meme ces elfels apparliendraient ä l’ennemi de Taulre. La mèême libert 
s’elendra aux personnes qui se lrouveront ä bord d’un vaisseau libre, quan! 
meme elles seraient ennemies de l’aulre parlie, excepte que ce fussent de 
gens de guerre acluellement au service de l'ennemi. 


2. Freundſchafts- und Handels: Vertrag. 11. Juli 1799. 


Art. Alll. En cas qu’une des parlies conlractanles soit en guerr 
avec une aulre puissance, pour prevenir toules les difficulles et mesintel- 
ligence qui s’elevenl communement au sujel des marchandises de contre- 
bande, telles qu’armes, munilions et provisions de guerre de loulte espece 
aucun de ces arlicles que les vaisseaux des sujels ou ciloyens d’une parte 
ou qu’elles-memes transporteront à l’ennemi, ne pourra ötre regarde& comm 
eontrebande, de maniere qu’il en resulte pour les individus la confiscatios 
ou Ja condamnalion et la perte de leur propriete. Cependant ces bätiments 
et ces objels devront &tre arrölds, el relenus aussi longlemps que les arrö- 
tanls le jugeront necessaire pour prevenir le dommage qui pourrait resulter 
de leur navigalion ullerieure, en payant loulelois aux proprietaires une 
juste eompensalion pour la perte qu’une pareille arrestation pourra leur 
avoir occasionnde. Il sera en oulre permis & la partie arr&tante d’employer 
a son service, en tout ou en parlie, les approvisionnements de guerre ar- 
rôtés de cette maniere, en payant aux proprietaires l’entiere valeur de c#s 
objels aux prix couranis sur les lieux de leur deslinalion. Mais si, dans 
le cas suppose qu’un bätiment soit arrete pour cause de contrebande, ie 
maitre de ce bätiment veut delivrer les objets qui seront regardes comme 
contrebande, il en aura la liberle; le bätiment ne sera alors conduit dans 
aucun port, il ne pourra èêtre retenu plus longtemps, et il conlinuera sa 
route librement. Seront regardes comme objetls de contrebande: mortiers, 
armes ä feu, pistolets, bombes, grenades, boulets et balles, mousquets, fusils, 
möches, poudre, salpätre, soufre, cuirasses, piques, sabres, baudriers, gi- 
bernes, selles, brides, au dela du nombre ou de la quanlit& necessaire pour 
usage du bätiment, ou pour chacun des individus qui servironl a son bord, 
ou qui s’y trouveront comme passagers, et en general tout ce qui est 
compris sous la denomination d’armes et de munitions de guerre, de quelque 
espece que ce soil. 

Art. XIV. Pour assurer aux habilanis des deux parlies contlraclantes 
lavantage d’elre reconnus avec promplitude et sürele en temps de guerre, 
ils seront munis de passeporls de mer el pieces suivantes: 1) D’un passe- 
porl, qui enonce le nom, la propriete et la cargaison du bätiment, ainsi 
que le nom el le domicile de son proprictaire. Ce passeport sera expedie 
dans la meilleure forme, et renouvele aussi souvent que le bätiment entrera 
dans un port: il sera exhibe toutes les fois qu’on le requerra. Mais si le 
bäliment est convoy& par un ou plusieurs vaisseaux de guerre, apparlenants 
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ä la partie neutre, la simple declaration de l’officier qui commandera le 
convoi, savoir, „que ledit bätiment appartient à celte partie,“ sera regardde 
comme une preuve suffisante du fait, et dispensera les deux parlies de la 
peine de tout examen ulterieur. 2) Du contrat pour le fret de tout le bä- 
timent, ou de lettres parliculicres de chargement. 3) D’un état nominatif 
et detaille de l’equipage. — Ces pieces devront &tre en tous temps löga- 
lisees suivant les formes introduites dans le lieu oü le bätiment a mis a 
la voile. Comme elles ne pourront &tre demandees que dans le temps oü 
une des parties contraciantes sera en guerre, et que leur exhibilion ne 
peut avoir d’autre but que de prouver la neutralit€ du bätiment, de la car- 
gaison et de l’equipage, elles ne seront point regardees comme absolument 
necessaires a bord des bätiments de la partie neutre qui seront sorlis de 
ses ports, avant ou pendant les trois premiers mois apres que le gouver- 
nement de celite partie aura regu la nouvelle de la guerre dans laquelle 
sera engagée la parlie belligerante. A defaut de tels documents parlicu- 
liers, la neutralit& du bätiment pourra &tre etablie par telles autres preuves 
que jugeront necessaires les tribunaux competents à prononcer dans ce cas. 

Art. XV. Pour prevenir, en pareils cas, tout desordre ou violence, 
si les bäliments de la partie neulre, naviguant sans convoi, sont renconires 
par un vaisseau d’elat ou un corsaire de l’autre partie, ce dernier ne pourra 
envoyer que deux ou trois hommes ä bord du bäliment neutre, pour exa- 
miner ses passeporis et autres papiers. Toute personne appartenant à un 
vaisseau de guerre, soil vaisseau d’etat, soit corsaire, qui offenserait d’une 
maniere quelconque les @quipages, ou endommagerait les vaisseaux ou eflets 
de l’autre partie, sera responsable, corps el biens, des dommages el interets; 
a cet effel, les commandants des corsaires armes fourniront une caulion 
suffisante avant de recevoir leurs leltres de marque. 

Art. XVI. Si en temps de guerre, ou dans les cas d’une pressante 
necessite, une des parties belligerantes se trouvait obligee de meltre un 
embargo general dans tous ses ports ou dans certaines places determindes, 
les bätiments de l’aulre parlie seront soumis à celte mesure comme ceux 
des nations les plus favorisees, mais sans pouvoir reclamer en leur faveur, 
les exemptions stipulees dans l’artice XVI du traite precedent de 1785. 
Mais d’autre part, les propri@laires des vaisseaux qui auront été retenus, 
soit pour une enireprise mililaire, soit pour tout aulre usage, devront re- 
cevoir du gouvernement qui les aura employes une indemnité convenable, 
tant pour le frei que pour la perte occasionnee par le relard. Dans tous 
les cas de sequestre, arrestalion ou detenlion pour deltes ou faules de la 
part d’un citoyen ou sujet d’une partie dans la juridiction de l’autre, l’af- 
faire aura lieu et sera poursuivie dans les formes legales, et conformement 
aux procedes reguliers en usage dans pareilles circonstances. 

Art. XVII. Si des bätiments ou eflets de la partie neutre sont pris 
par un ennemi de l’autre ou par un corsaire, et qu'ils soient repris par la 
partie belligerante, ils seront rendus au premier proprielaire aux conditions 
arrêtées dans l’article XXI ci-dessous, pour les cas de reprise. 

Art. XVII. Si les eitoyens ou sujets d’une partie se refugient avec 
leurs bäliments el effets dans les ports ou la juridicetion de l’aultre, pour se 
meitre ä l’abri de la tempete, des pirates, des ennemis ou de tout autre 
accident, ils y seront regus, prolöges et traitles avec humanite et bien- 
veillance, et il leur sera permis de se pourvoir, à un prix modere, de tous 
les rafraichissements, vivres et autres objets necessaires pour leur entrelien, 
leur santé et commodite, et pour la reparation de leurs bätiments. 

Art. XIX. Les vaisseaux de guerre (vaisseaux d’etat ou corsaires) 
des deux parties pourront conduire les bätiments et eflets qu’ils auront pris 
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sur leurs ennemis, partout oü ils voudront, sans ôtre obliges de payer aucuz 
droit, impöt ou oclroi, aux employes de l'amiraute, des douanes, ou autr«s 
De pareilles prises ne seront ni arröides, ni visitees, ni soumises a auen 
procede juridique, lorsqu’elles entreront dans les ports de l’autre partie; 
elles pourront en sorlir en tout temps et sans gene, pour &tre conduites 
par les vaisseaux qui les auront capturdes, dans les lieux designes par le 
patentes de ces derniers, à l’exhibition desquelles les ofliciers commandant 
seront tenus. Cependant, en consequence des traites subsistants entre les 
Etats-Unis et la Grande-Bretagne...... 

Art, XX. Aucun citoyen ou sujet d’une des parties contractantes ne 
pourra recevoir d’une puissance quelconque avec qui l’aulre serait en guerre. 
une palente ou lellre de marque, pour armer en course conlre ladite autre 
partie, quelque bäliment que ce soil, sous peine d’etre puni comme pirale. 
Aucune des deux parties ne louera, enverra ou cedera à l’ennemi de l’autre, 
la moindre partie de ses forces marilimes ou militaires, pour l’assister conire 
l’aulre offensivement ou defensivement, 

Art. XXI. Dans le cas oü les deux parties contraclanles seraient en 
guerre avec un ennemi commun, elles observeront entre elles les points 
suivants: 1) Si un bätiment, appartenant à l’une des deux parlies, ei ayan! 
ele pris par l’ennemi, est repris par un vaisseau de guerre ou un corsaire 
de l’aulre partie, avant d’avoir été remorqu& dans un porl neutre ou ennemi, 
il sera restitud avec la cargaison au premier propriclaire, moyennant une 
indemnite du huilieme de la valeur du bätiment et de la cargaison, si ke 
vaisseau qui l’a repris est un vaisseau d’etat, el du sixieme, si c’est m 
corsaire. 2) La restilution en pareil cas s’effectuera sur la presentation 
des preuves convenables de propriete, el d’une garantie pour la part ä 
laquelle le repreneur aura droit. 3) Les vaisseaux de guerre (vaisseaus 
d’elat el corsaires) “des deux parlies seront regus avec leurs prises dans 
les ports respectifs ; mais lesdites prises ne pourront y être d&echargees ou 
vendues avant que la legilimite n’en ait été reconnue, non d’apres les lois 
et reglements de l’etat dont sera le preneur, mais par les tribunaux du lien 
‚oü la prise aura été amenee, 4) Il sera libre à chaque partie de faire tels 
reglements qu’elle jugera à propos, relalivement à la conduite de leurs 
vaisseaux de guerre respeclifs (vaisseaux d’etal ei corsaires) envers les 
bäliments qu’ils prendront et qu'ils conduiront dans les ports des deu 
parties, 

Art. XXI. Si les parlies contractantes ont un ennemi commun, ou 
si toules deux sont neulres, les vaisseaux de chacune d’elles devront, dans 
toutes les occasions, prendre sous leur protection les bätiments de l’autre 
faisant la m&me roule, et les defendre contre toutes violences, aussi long- 
iemps qu’ils suivront ensemble le même chemin, comme ils seraient tenus 
de proteger et de defendre les vaisseaux appartenants & leur propre etat. 

Art, XXIII. En cas de guerre entre les deux parlies contractantes, 
il sera permis aux commergantis des deux pays qui ä celle Epoque seroni 

domiciliös dans 'un ou dans l’aulre, d’y rester neuf mois, pour faire rentrer 
leurs ereances et regler leurs aflaires; ils auront la liberle de partir avec 
toutes leurs proprieies, sans eprouver aucune gene ou obstacle. Les femmes, 
enfants, savants de toute faculic, gens de campagne, ouvriers, fabricants et 
pècheurs, qui ne sont point armes, et habitent des villes, villages ou endroits 
non fortifies, et en general tous ceux dont le travail sert ä& l’eniretien 
commun et au bien de l’humanite, pourront conlinuer leurs occupalions 
respeclives; ils ne seront point inquietes dans leurs personnes; leurs mai- 
sons ou biens ne seront ni brüles, ni detruits, ni leurs champs ravages 
par la force armee de l’ennemi au pouvoir duquel le sort de la guerre 
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les ferait tomber, et, s’ils doivent fournir quelque chose pour le service de 
ladite force armee, ils en seront payés convenablement. 

Art. XXIV. Pour prevenir le deperissement auquel seraient exposes 
les prisonniers de guerre, si on les transportait dans des pays éloignés, 
rigoureux, ou s’ils @laient accumules dans des lieux fermes et malsains, les 
deux parties conlraclantes s’engagent solennellement, devant Tunivers, ä ne 
prendre ancunes mesures de ce genre. Aucune d’ellesne fera Iransporter 
les prisonniers de l’autre dans les Indes orientales, ou dans une aulre 
contrée quelconque d’Asie ou d’Afrique; mais elles les feront placer dans 
leurs possessions d’Europe ou d’Amerique et dans des lieux sains; ils ne 
seront detenus dans aucun chäleau fort, vaisseau de prison, ou prison; ils 
ne seront point mis aux fers ni enchaines, ni restreints dans Vusage de 
leurs membres. Les officiers pourront sejourner dans un arrondissement 
convenable, sur leur parole d’honneur; ils recevront des logements com- 
modes. La troupe sera reparlie dans des cantonnements ouverls; elle aura 
suffisamment de place, lant pour le bon air que pour le mouvement; et elle 
sera logee dans des casernes aussi spacieuses et a.ssi bonnes que les 
troupes me&mes de la partie au pouvoir de laquelle elle se trouvera. Les 
officiers recevront, par jour, de ladite parlie, aulant de ralions, des mömes 
arlicles et de la m&me qualite, qu’elle donne, soit en nature, soit par esli- 
malion, dans sa propre armee, aux officiers du m&me rang; tous les autres 
recevront d’elle la m&öme ralion que les soldats qui sont a son service, 
Le montant en sera paye par l’aulre partie, à la fin de la guerre, lors de 
la liquidation des comptes respectifs, relativement ä l'entretien des prison- 
niers; lesdils comples ne pourront ötre amalgames, ni porles en deduclion 
d’autres comptes; Texcedant qui resiera ä payer ne pourra @lre relenu & 
titre d’indemnite ou par repressailles pour aucun autre article, ou pour une 
raison quelconque fundee ou pretendue telle. 11 sera permis a chaque 
partie d’avoir dans chaque cantonnement de prisonniers au pouvoir de 
l’autre, un commissaire nomme par elle. Ce commissaire pourra voir les 
prisonniers aussi souvent qu’il le jugera à propos; recevoir pour eux et 
leur distribuer les secours de toule esp&ce que leur enverront leurs amis, 
et rendre compte ä ses commeltants par des leitres non cacheldes. En cas 
qu’un officier manque à sa parole d’honneur, ow que tout autre prisonnier 
s’evade de l’arrondissement qui lui aura été prealablement designe par son 
cantonnement, cet olficier seul ou cet aulre prisonnier sera prive du bien- 
fait du present arlicle, par rapport ä sa liberte sous parole d’honneur et 
a son canlonnement. Il est nolifi& que, ni la raison que la guerre annulle 
tous les traites, ni aucun aulre prelexle, ne pourront ötre consideres comme 
detruisant ou suspendant le present et le précédent articles; mais qu’au 
eontraire l’etat de guerre est precisement celui pour lequel ees articles ont 
ete arröles, el durant lequel ils devront &tre observes saintement, comme 
les articles les plus reconnus du droil naturel et public. 


3. Kabinetäordre vom 11, April 1822, wegen zu beobachtender Reciprocität in 
der WUbfchoß = Freibeit gegen die nordamerifanifchen Freiftaaten wie gegen 
jede andere Staaten. 


Auf Ihren gemeinichaftlichen Bericht vom 16. v. M. beftimme Ach 
biermit, daß, da das Jus detractus (Abſchoß- und Abfahrtsgeld) in keinem 
Theile der norvamerifanifchen Freiftanten mehr befteht, die Reciprocität genau 
beobachtet und in jämmtlichen preußiihen Staaten gegen die vereinigten 
ne * Nordamerika weder Abfahrts- noch Abſchoßgeld genommen 
werden ſoll. 
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Hiernach haben Sie jest bei dem zur Sprache gefommenen Falle, we 
von Erfurt nad NeusDrleans Vermögen ausgeführt werden foll, zu verfahren. 

Bei diefer Veranlaffung beftimme Ich zugleich, daß aud gegen anden 
Staaten, in denen das Jus detractus nicht mehr zur Anwendung fommı 
fortbin weder Abſchoß- noch Abfahrtögeld genommen werden foll. 

Berlin, ven 11. April 1822, 


4. Handels- und Schiffahrts-Vertrag. 1. Mai 1828. *) 


Seine Majeftät der König von Preußen und die vereinigten Staaten 
von Amerifa, von gleihem Wunſche befeelt, die freundfchaftlihen Berbält- 
niſſe aufrecht zu erhalten, welche bisher fo glüdlich zwiſchen Ihren beiver 
feitigen Staaten beftanden haben, und die Handelöverbindungen zmifcen 
felbigen auszudehnen und zu befeftigen; und überzeugt, daß diefer Zwei 
nicht beffer als durdy Annahme eines auf, beiden Staaten gleich vortbal 
he in Friedens- wie in Kriegszeiten anmwendbaren Grunpfägen ber 

illigfeit beruhenden Syſtems gänzlicher Freiheit der Schiffahrt und »el- 
fommener Gegenfeitigfeit erfüllt werden könne, find in Folge deſſen überein- 
gefommen, wegen des Abjchluffes eines Handels- und Schiffahrts-Wertrages 
in Unterbandlung zu treten. Zu diefem Behufe haben beite hohe contrab: 
rende Theile Bevollmädhtigte ernannt, welde, nach Auswechſelung ibrer ın 
guter und geböriger Form befundenen Bollmadıten, die folgenden Artikel 
feftgeftellt und unterzeichnet haben. 

Art. 1. Zwiſchen den Gebieten ver hohen rontrabirenden Theile ſel 
Freiheit und Gegenfeitigfeit de8 Handels und der Schiffahrt ftattfinven. 
Den Untertbanen Ihrer beiderfeitigen Staaten foll der Eingang in die Häfen, 
Pläge und Ströme der Gebiete beider Theile gegenfeitig überall, wo ver 
fremde Handel erlaubt ift, offen ftehen. Sie follen die Freiheit haben, ſid 
dafelbft aufzubalten, und in jedwedem Theile der gedachten Gebiete zu rei 
diren, um dafelbft ihre Gefchäfte zu beforgen, zu weldem Zwede fie ber: 
felben Sicherheit und deſſelben Schußes, wie die Einwohner des Landes, 
in welchem fie fich niederlaffen werden, unter der Verpflichtung, fich ven 
dafelbft beftehenden Gefegen und Verordnungen zu unterwerfen, genießen follen. 

Art. 2. Die preußifchen, mit Ballaft oder mit Ladung in den Häfen 
der vereinigten Staaten von Amerifa anfommenden Schiffe, und umgefebr 
die Schiffe der vereinigten Staaten, welche mit Ballaft oder beladen in ven 
Häfen des Königreihs Preußen anfommen, follen bei ihrem Cinlaufen, 
ihrem Aufenthalte und ihrem Ausgange, binfichtlih der Tonnen-, Leuct: 
thurm⸗, Lootſen-, Berg: und Hafengelver, wie auch hinfichtlih der Gebühren 
der Öffentlichen Beamten und aller andern Abgaben und Gebühren irgend 
einer Art oder Benennung, welde im Namen oder zum Vortheile ver Re 
gierung, der Ortsbehörden oder Privatanftalten erhoben werden, auf dem 
jelben Fuße, wie die mit ihnen von demfelben Orte fommenden National- 
chiffe behandelt werben. 

Art. 3. Die Waaren und Handeldgegenftände jeglicher Art, mögen 
fie Erzeugniffe des Bodens oder des Kunftfleifes der vereinigten Staaten 
von Amerifa, oder jedes andern Landes fein, weldye gefeglid auf preußiſchen 
Schiffen in die Häfen des Königreichs Preußen eingeführt werden dürfen, 
follen dafelbft gleicherweife auf Schiffen der vereinigten Staaten von Amerika 
eingeführt werden fünnen, ohne andere oder höhere Abgaben over Gebühren 
irgend einer Art oder Benennung, welde im Namen oder zum Bortbeile 
der Regierung, der Ortsbehörden oder irgend von Privatanftalten erhoben 


*) Amtliche Ueberfegung des franzöfifchen Originals, 
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werben, zahlen zu müſſen, als wenn fie auf preußifchen Schiffen einge: 
führt würden. 

Umgefebrt follen die Waaren und Handeldgegenftände jeglicher Art, 
mögen fie Erzeugniffe des Bodens oder des Kunftfleißes des preußifchen 
Staats oder jedes andern Landes fein, welche gefeglich in die Häfen der 
vereinigten Staaten von Amerifa auf Schiffen dieſer Staaten eingeführt 
werden bürfen, vafelbft gleicherweife auch auf preußifchen Schiffen eingeführt 
werden fünnen, ohne andere oder höhere Abgaben oder Gebühren irgend 
einer Art oder Benennung, welde im Namen oder zum Bortheile der Re— 
gierung, der Ortsbehörden oder irgend von Privatanftalten erhoben werben, 
zahlen zu müffen, als wenn fie auf Schiffen der vereinigten Staaten von 
Amerika eingeführt würden. 

Art. 4. Um alle möglichen Mißverftänpniffe oder Zmweideutigfeiten zu 
vermeiden, wird hierdurch erflärt, daß die in den beiden vorhergehenden 
Artikeln enthaltenen Beftimmungen in ihrem ganzen Umfange auf die preußi- 
fhen Schiffe und deren Ladungen, welde in die Häfen der vereinigten 
Staaten von Amerika, und umgefehrt auf die Schiffe diefer Staaten, welche 
in die Häfen des Königreihs Preußen einlaufen, anwendbar find, die ge- 
dachten Schiffe mögen nun aus den Häfen des Bandes, welchem fie ange: 
hören, oder aus denen irgend eines andern fremden Landes anfommen. 

Art. 5. Auf den Eingang der Erzeugniffe des Bodens oder des Kunſt— 
fleißes des Königreichs Preußen in die vereinigten Staaten, und auf den 
Eingang der Erzeugniffe des Bodens oder des Kunftfleißed der vereinigten 
Staaten in das Königreich Preußen, follen weder andere noch höhere Ab- 
Ben gelegt werden, als diejenigen, welche auf viefelben Artifel, wenn fie 

rzeugniffe ded Bodens oder des Kunftfleiges irgend eines andern fremden 
Landes find, gelegt find, oder gelegt werden möchten. Auch foll die Einfuhr 
oder die Ausfuhr der Erzeugniffe des Bodens oder des Kunftfleißes der 
vereinigten Staaten oder des Königreichs Preußen, ſowohl hinfichtlich des 
Einganges in die Häfen, als auch in Hinficht des Ausganges aus den Häfen 
der vereinigten Staaten oder des Königreichs Preußen, mit feinem Berbote be> 
legt werden, welches nicht gleichmäßig auf alle andere Nationen ausgedehnt wäre. 

Art. 6. Alle Waaren und Handeldgegenftände, Erzeugniffe des Bodens 
oder des Kunftfleißes der vereinigten Staaten oder eines jeden andern Landes, 
deren Ausfuhr aus den Häfen diefer Staaten auf Nationalfchiffen geſetzlich 
erlaubt ift, follen in gleicher Art auch auf preußifchen Schiffen aus felbigen 
ausgeführt werben dürfen, ohne andere oder höhere Abgaben oder Gebühren 
irgend einer Art oder Benennung, melde im Namen oder zum Bortheile 
der Regierung, der Drtsbehörben oder irgend von Privatanftalten erhoben 
werben, bezahlen zu müffen, ald wenn vie Ausfuhr derfelben Güter over 
Waaren auf Schiffen der vereinigten Staaten von Amerifa erfolgt wäre. 

In den Häfen des Königreichs Preußen wird eine vollftändige Erwie— 
derung beobachtet werben, fo daß alle Waaren und Handelsgegenftände, Er: 
zeugniffe des Bodens oder des Kunftfleifes des preußifchen Staats oder 
jedes andern Landes, deren Ausfuhr aus den Häfen dieſes Königreichs auf 
Nationalfchiffen gefeslich erlaubt ift, ebenfo auch auf Schiffen der vereinigten 
Staaten follen ausgeführt werben dürfen, ohne andere oder höhere Abgaben 
oder Gebühren irgend einer Art oder Benennung, melde im Namen oder 
zum Bortheile der Regierung, der Ortsbehörden oder irgend von Privat- 
anftalten erhoben werben, entrichten zu müffen, ald wenn die Ausfuhr der— 
felben auf preußifchen Schiffen erfolgt wäre. 

Art.7. Die vorftehenden Artikel find auf die Küftenfahrt oder Cabotage 
beider Ränder nicht anwendbar, melde ein jeder der hoben contrahirenden 
Theile fich ausfchlieglich vorbehält. 
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Art. 8. Bei dem Einfaufe der gefeglich eingeführten Handelsgegenftän: 
fell auf die Nationalität des Schiffes, welches dieſelben eingeführt babı 
wird, es geböre dem einen oder dem andern Theile, feine Rüdficht genommen 
und aus folbem Grunde weder unmittelbar nod mittelbar, von Zeit 
eines der contrabirenden Theile oder dur in deren Namen oder unter dem 
Autorität handelnde Gefellfchaften, Corporationen oder Agenten, eine Pie 
rität oder irgend ein Vorzug zugeftanden werden, indem es bie beftimm 
Abficht der contrabirenden Theile ift, das in diefer Hinfiht durchaus fm 
Unterfchied gemacht werde, 

Art. 9 Wenn von einem der contrabirenven Theile in ver Felz 
anderen Nationen irgend eine befondere Begünftigung in Betreff des Sur 
dels oder der Schiffahrt zugeftanden werden follte, fo foll vierte Begünti 
ung fofort auch dem andern Theile mit zu Gute fommen, welder ta 
Felben, wenn fie ohne Gegenleiftung zugeftanden it, ebenfalls ohne mu 
foldye, wenn fie aber an die Bedingung einer Vergeltung gefnüpft ift, gege 
Bewilligung derfelben Vergeltung geniehen wird. 

Art. 10. Beide contrahirende Theile geſtehen fich gegenfeitig die Dr 
fugniß zu, in den Häfen des andern Theiles felbftgewählte Confuln, Bir 
Eonfuln, Agenten und Commiſſarien zu unterhalten, welche verfelben Irin 
legien und Befugniffe, wie diejenigen ver begünftigteften Nationen, genieke, 
jedoch, wenn fie Handel treiben wollen, denfelben Geſetzen und Gebräude 
unterworfen fein follen, denen die Privaten ihrer Nation an dem Orte, m 
fie reſidiren, unterworfen find, 

Die Eonfuln, Vice-Conſuln und Handelsagenten follen das Kt 
haben, in dieſer Eigenfchaft bei Streitigkeiten, welche zwifchen ven Gapin: 
und den Mannfchaften ver Schiffe ver Nation, deren Antereffe fie wahr 
nehmen, entftehen möchten, als Nichter und Schiedsrichter zu dienen, obt 
daß die Loralbehörden dabei einfchreiten dürfen, wenn Das Petragen ve 
Schiffsvolfs oder des Capitains nicht etwa die Ordnung oder Nube di 
Landes flört, oder wenn nicht die Confuln, Vice-Conſuln und Handels 
agenten deren Mitwirfung zur Vollziebung oder Aufrechthaltung ihrer Eu 
—— in Anſpruch nehmen. Es verſteht ſich, daß dieſe Art von En 
ſcheidungen oder ſchiedsrichterlichen Nusfprücen die ftreitenden Theile niet 
des ihnen zuftebenden Rechts beraubt, bei ihrer Nüdfehr ven Recurs © 
die Gerichtsbehörden ihres Yandes zu nehmen. 

Art. 11. Die gedachten Confuln, Vice-Conſuln oder Handeldagenn 
folfen befugt fein, zum Zwede der Ausmittelung, Ergreifung, Feſtnahme 
und Verhaftung der Deferteurs von den Kriegs- und Handelsſchiffen ıbret 
Landes den Beiftand der Ortsbehörden anzurufen; fie werben ſich im dicſet 
Hinfidyt an die rompetenten Gerichtsböfe, Richter und Beamten wenden, un 
die in Rede ſtehenden Deferteurs fchriftlich veclamiren, wobei fie durd Mit 
theilung der Schiffsregifter oder Mufterrollen, orer durch andere amtlidt 
Dorumente den Beweis zu führen haben, daß diefe Individuen zur Equi 
page des betreffenden Schiffe gehört haben, bei welcher Beweisführung M 
Auslieferung nicht verfagt werden foll, = 

Wenn dergleichen Deferteurd ergriffen find, follen_ fie zur Diepoften 
der gedachten Confuln, Vice: Confuln over Handelsagenten geftellt, Finn 
auch auf Nequifition und Koften des rerlamirenden Theile in den Gefün 
niffen des Landes feftgehalten werden, um demnächſt ven Schiffen, dena 
fie angehören, oder andern Schiffen verfelben Nation, zugefendet zu wert. 
Würde aber diefe Zurücfendung nicht binnen dreier Monate vom Tagt 
ihrer Verhaftung an erfolgen, fo follen fie in Freiheit gefegt, und mer 
derfelben Urſache nicht wieder verhaftet werden fünnen. 

Wenn jedoch der Deferteur irgend ein Berbreden oder Vergeben br 
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gangen haben follte, fo kann feine Auslieferung ausgefegt werden, bis ber 
betreffende Gerichtshof fein Urtheil ausgeſprochen haben und viefes Urtheil 
vollftredt fein wird. 

Art. 12. Der zwölfte Artifel des zwifchen beiven Theilen im Jahre 
1785 abgefchloffenen Freundfcafts- und Handeldvertrages, imgleichen der 
Art. 13. und folgende bis zum Art. 24., einfchließlich des zu Berlin im 
Fahre 1799 gefchloffenen Vertrages, mit Ausnahme jedoch des legten Ab- 
ſatzes des Art. 19., betreffend die Verträge mit Großbritannien, find wieder 
in Kraft bergeftellt, und follen diefelbe Kraft und Gültigfeit haben, als 
wenn fie einen Theil des gegenwärtigen Tractats ausmachten. Es verfteht 
fich jedoch, daß die, in den auf diefe Weife wieder in Kraft gelegten Artifeln 
enthaltenen Beftimmungen ftets als an den von dem einen oder dem andern 
Theile in dem Zeitraume zwifchen dem Ablaufe des gedachten Vertrages von 
1799 und dem Beginne der Ausführung des gegenwärtigen Bertrages mit 
andern Mächten geichloffenen Verträgen und Conventionen Nichts abändernd 
erachtet werden jollen. 

Da e8 immer noch der Wunfch der contrabirenden Theile ift, ihrer im 
Art. 12. dee Vertrages von 1799 ausgefprocenen Abficht gemäß, unter 
Sid, oder in Verbindung mit andern Seemädten, auf fernere Beftim- 
mungen Bedacht zu nehmen, welche dazu dienlich fein Fönnten, dem Handel 
und der Schiffahrt ver Neutralen einen gerechten Schug und Freiheit zu 
fichern und diefe Angelegenheit der Eivilifation und der Menfclichfeit zu be— 
fördern, fo verpflichten fie Sich bier wie damals, zu einer fünftigen dazu 
paſſenden Zeit über diefen Gegenftand in Verabredungen zu treten. 

Art. 13. In Rüdficht auf die Entfernung der refpectiven Länder beider 
hohen contrahirenden Theile, und auf die daraus hervorgehende Ungewißheit 
über die möglichermweife ftattfindenden Begebenheiten ift verabredet worden, 
daß ein, Einem von Ihnen zugehöriges Handelsſchiff, welches nad einem 
zur Zeit feiner Abfahrt vorausfeglih blofirten Hafen beftimmt ift, dennoch 
nicht wegen eines erften Verſuchs, in diefen Hafen einzulaufen, foll genommen 
oder condemnirt werden fünnen, es fei denn, daß bewiefen werden fünne, 
daß Das gedachte Schiff während der Fahrt die Fortvauer der Blofade des 
fraglichen Plages habe in Erfahrung bringen fünnen und müſſen; dagegen 
follen diejenigen Schiffe, welche nach einmaliger Zurüdweifung es im Laufe 
derfelben Reife zum zweiten Mal verfuchen follten, in venjelben blofirten 
Hafen, während ver Fortfegung dieſer Blofaden, einzulaufen, der Anhaltung 
und Condemnation unterworfen fein. 

Art. 14. Die Bürger oder Unterthanen beider contrahirenden Theile 
follen in ven Staaten des andern Theils die Freiheit haben, über ihr per- 
fönliches Vermögen durch Teftament, Schenfung oder auf andere Weife zu 
verfügen, und wenn ihre Erben Untertbanen oder Bürger des andern con— 
trabirenden Theil find, fo follen diefe in ihr Vermögen, fei es in Folge 
eines Teſtaments oder ab intestato nadyfolgen, perfönlich oder durch Bevoll- 
mächtigte davon Befig nehmen und nad Gefallen darüber disponiren dürfen, 
ohne andere Abgaben als diejenigen zahlen zu müffen, denen die Einwohner 
des Landes, wo das fragliche Vermögen befindlih ift, in gleichen Fällen 
unterworfen find. In Abweſenheit ver Erben wird man bis dahin, daß 
der gefegliche Eigenthümer vie Beranftaltungen, um die Erbfchaft zu erbeben, 

genehmigt haben wird, für ein foldes Vermögen vorläufig diefelbe Sorge 
tragen, ald man in gleichem Falle für das Vermögen der Eingebornen bes 
Landes tragen würde. Sollten Streitigkeiten zmifchen verfchiedenen Erb— 
ſchafts⸗Prätendenten entftehen, fo follen fie nach den Gefegen und durch die 
Gerichte des Landes, wo die Erbichaft liegt, definitiv entfchieven werben. 
Wenn endlich durch den Tod einer Perfon, weldhe in dem Gebiete eines 
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der contrabirenden Theile Grunpftüde befist, diefe Grundſtücke nach ter 
Landesgefegen einem Bürger oder Untertban des andern Theiles zufall 
follten, und dieſer wegen feiner Eigenfhaft als Fremder nicht fäbig feir 
follte, fie zu befigen: fo fol ihm eine angemeffene Friſt bewilligt werten 
um fie zu verfaufen, und den Ertrag ohne Hinderniß, und frei von allem 
Abzug von Seiten der Negierung der refpertiven Staaten, aus dem Yantı 
zu ziehen. Diefer Artikel foll jedoch in feiner Art der Kraft der von Seiner 
Majeftät dem Könige von Preußen zur Verhinderung der Auswanderung 
Alterböchft Ihrer Unterthanen erlaffenen oder etwa noch zu erlaffenven Ge 
fege Abbruch thun. 

Art. 15. Der gegenwärtige Vertrag fol zwölf Jahre hindurch, vom 
Tage der Auswechfelung der Natificationen ab gerechnet, gültig fein, um 
wenn zwölf Monate vor dem Ablaufe diefes Zeitraums feiner von beiden 
boben contrabirenden Theilen dem Andern mittelft einer officiellen Erklärung 
feine Abfiht, die Wirfung deffelben aufbören zu laffen, fund thun follte, 
fo wird der gedachte Vertrag noch ein Jahr über diefen Zeitraum hinaus 
und fo fortdauernd bis zum Ablauf von zwölf Monaten nad einer folden 
Erklärung, zu welcher Zeit diefe auch erfolgen mag, verbindlich bleiben. 

Art. 16. Der gegenwärtige Bertrag wird von Seiner Majeftät dem 
Könige von Preußen und von dem Präfidenten der vereinigten Staaten von 
Amerifa, unter Berathung und mit Zuftimmung des Senats derfelben, ar 
nehmigt und ratifieirt, und die Ratificationen veffelben follen binnen neun 
Monaten vom heutigen Tage, oder wo möglich früher, in der Stat 
Waſhington ausgewechfelt werben. 

Zur Urfunde deffen haben die beiverfeitigen Bevollmächtigten die vor 
ftehenvden, fowohl in franzöfiiher als auch in engliſcher Sprade abaefaßten 
Artikel unterzeichnet und ihre Siegel dabei gefegt, mit der Erflärung jevos, 
daß die Unterzeichnung in diefen beiden Sprachen in Fünftigen Fällen werer 
als Beweis angeführt, nody ven beiden contrahirenden Theilen -im irgent 
einer Art zum Präjudiz aereichen foll. 

Sp gefchehen in ZTriplicaten in der Stadt Wafbingten, ven 1. Mai 
im Jahre des Heils 1828, im 52, Jahre der Unabhängigkeit der vereinigten 
Staaten von Amerifa. 


11. Portugal. 


1. Schlußacte des Congreffes zu Wien. 9. Juni 1815. 
(&. Deſterreich.) 


2. Handeld: und Schiffahrts : Vertrag. 20. Februar, ratificirt 6. Juni 184. 


Seine Majeftät der König von Preußen und Ihre Majeftät die Königin 
von Portugal und Algarvien, gleichmäßig von dem Wunfche befeelt, vie 
Bande der Freundfchaft, melde die beiden Kronen verbinden, enger zu 
nüpfen, und die Handels-Verbindungen zwifchen Ihren beiderfeitigen Staaten 
und Untertbanen zu erweitern, find übereingefommen, einen Dandels- und 
Schiffahrtsvertrag abzufchließen, und find zu diefem Zwede Bevollmächtigte 
ernannt, welche, nachdem fie fich ihre VBollmachten mitgetheilt und ſolche in 
guter und gehöriger Form befunden haben, über die folgenden Artifel überein: 
gefommen find. 

Art. 1. Es foll gegenfeitige Freiheit des Handels und der Schiffahrt 
zwifchen ven Staaten einer Majeltät des — von Preußen und denen 
Ihrer Allergetreueſten Majeſtät beſtehen. Den Unterthanen eines jeden der 
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beiven hoben contrahirenden Theile foll es geftattet fein, fich nach den Häfen, 
Plägen und Flüffen der Gebiete des anderen Theiles, überall wo der fremde 
Danpvel erlaubt ift oder in Zufunft erlaubt fein wird, zu begeben. Sie 
follen in jedem Theile der gedachten Gebiete ſich aufhalten und Mohnfik 
nehmen dürfen, um dort ihre Gefchäfte zu beforgen, und fie follen zu diefem 
Behufe derſelben Sicherheit und defjelben Schuges wie die Nationalen ge: 
nießen, dagegen aber auch viefelben Abgaben entrichten, und ſich den Gefegen 
und Berordnungen des Landes, fo wie den auf den Berfehr bezüglichen 
Reglements, welde daſelbſt beftehen oder in Zufunft erlaffen werden, 
unterwerfen. 

s Art. 2. Die preußifhen und portugiefifhen Schiffe, welche, woher es 
auch fei, mit Ballaft oder mit Ladung, in die Häfen des anderen der hoben 
contrahirenden Theile einlaufen, follen dafelbft ſowohl bei ihrer Ankunft als 
auch während ihres Aufenthalts und bei ihrem Ausgange, binfichtlich der 
Hafen-, Tonnen-, Leuchtthurms- und Rootfengelver, fo wie binfichtlich ver 
Gebühren der öffentlichen Beamten, und in Betreff aller anderen Abgaben 
oder Laften irgend einer Art oder Benennung, melde im Namen oder zum 
Vortheile der Regierung, ver Ortsbehörden oder irgend welcher Privat: 
Anftalten erhoben werden, auf eben dem Fuße, wie die von demfelben Orte 
fommenden Nationalfchiffe behandelt werden. 

Art. 3. Es follen als preußifche oder portugiefifche Schiffe diejenigen 
angeſehen werden, welche als foldhe in dem Staate, welhem fie angehören, 
nah Maafgabe ver beftehenden Gefege und Reglements anerfannt werden. 
Die hoben contrabirenden Theile behalten fi) vor, Erflärungen auszumechfeln, 
welcye eine deutliche und beftimmte Bezeichnung der Papiere und Documente 
enthalten, womit, ihren Anordnungen gemäß, ihre Schiffe verfeben fein 
müffen. Wenn nad) diefer, fpäteftens drei Monate nach Unterzeichnung des 
gegenwärtigen Vertrags vorzunehmenden Auswechfelung, einer der hoben 
contrabirenven Theile fih in dem Falle befinden follte, feine in Beziehung 
bierauf beftehenden Vorfchriften abzuändern oder zu mobdifieiren, fo foll dem 
anderen Tbeile davon amtliche Mittheilung gemacht werben. 

Art. 4 Auf die Einfuhr der Erzeugniffe des Bodens oder des Kunft- 
fleißes des Königreich8 Preußen in das Königreich Portugal, und auf die 
Einfuhr der Erzeugniffe des Bodens oder des Kunftfleißes des Königreichs 
Portugal und feiner Gebietstheile und Befigungen in das Königreich Preußen, 
follen weder andere noch höhere Abgaben gelegt werden, als diejenigen, welche 
auf dieſelben Artifel, wenn fie Erzeugniffe des Bodens oder Kunftfleißes 
ar eines anderen fremden Landes find, gelegt find oder gelegt werden 
mödten. 

Derfelbe Grundfag foll in Betreff der Abgaben von der Ausfuhr beob- 
achtet werben. 

Die hoben contrahirenden Theile verpflichten fih, weder die Einfuhr 
irgend eines Artifeld, welder das Erzeugniß des Bodens oder des Kunft- 
fleißes des anderen Landes ift, noch die Ausfuhr irgend eines Handels-Artikels 
nad dem anderen Sande, mit einem Berbote zu belegen, wenn nicht diefelben 
Verbote fich gleichmäßig auf alle fremde Staaten erftreden. 

Die Ausfuhr von Salz aus dem Hafen von Setubal foll auch ferner 
den dafelbft beſtehenden beſonderen Reglements unterworfen bleiben. 

Art. 5. Alle Erzeugniffe des Bodens oder des Kunftfleifes des König: 
reichs Preußen, welche auf directem Wege und auf preußifchen Schiffen aus 
den Häfen diefes Königreichs in die Häfen des Königreichs Portugal, mit 
Einfhluß der Infeln Madeira und Porto-Santo und der Azoren, fo wie 
alle Erzeugniffe des Bodens oder des Kunftfleißes des Königreichs Portugal 
und feiner Gebietstheile und Befigungen, welche auf dirertem Wege und 


858 


auf portugiefifchen Schiffen in die preußifchen Häfen eingeführt werden, ſe— 
in den beiverfeitigen Häfen weder andere nod höhere Eingangs- oder Dur: 
gangs-Abgaben entrichten, ald wenn die Einfuhr verfelben Erzeugniife un 
der National Flagge oder unter der Flagge der begünftigteften Nation ftattfänt 

Art. 6. Waaren, welche nicht inländische Erzeugniffe find, follen ır 
direetem Wege aus den Häfen des Königreichs Preußen unter preukiik 
Flagge in die Häfen des Königreihe Portugal, mit Einfchluß der Inkl 
Madeira und Porto-Santo und der Azoren, und umgefehrt aus den pom 
piefiichen Häfen unter der Nationals Flagge in die preußifchen Häfen, ı 
derfelben Weife und unter denfelben Bedingungen eingeführt werden dürm 
unter welden ven Schiffen der begünftigteften Nation geftattet ift, frem. 
Erzeugniffe auf directem Wege aus den Häfen des Staates, melden % 
angehören, in die Häfen des anderen der contrabirenden Theile einzufübre 

Art. 7. Die Erzeugniffe und andere Handeldgegenftände irgend einer Ar. 
welche gefeslidh aus den Häfen der hoben contrahirenden Theile auf National 
fchiften ausgeführt oder wiederausgeführt werden dürfen, follen in glade 
Weiſe von dort auf Schiffen des anderen Theild ausgeführt oder mim 
ausgeführt werden dürfen, ohne antere oder höhere Abgaben over Lafıen = 
tragen, ald wenn die Ausfuhr oder Wiederausfuhr derfelben Gegentänt 
auf Nationalfchiffen erfolgte. 

Art. 8 Die Prämien, Abgabenerftattungen oder andere Begünftigune 
diefer Art, welche in dem Gebiete des einen der hohen contrabirenven Ihn: 
der Einfuhr oder Ausfuhr auf Nationalfchiffen bewilligt werden, follen in deri. 
ben Weife bewilligt werden, wenn die Einfuhr auf directem Wege zwiſchen dea 
beiven Staaten (Artikel 5), oder die Ausfuhr Artikel 7), auf Schiffen de 
anderen Staates erfolgt. 

Art. 9. In Betracht, daß die an den Mündungen der Maas, v 
Ems, ver Wefer und der Elbe gelegenen Häfen, mit Rüdficht auf die gi 
graphifche Yage des Königreichs Preußen, der Zahl der für feine Cinfik 
und Ausfuhr wichtigften Wege beigerechnet werden müſſen, find die bein 
contrahirenden Theile übereingefommen, dieſe Häfen den preußiſchen Pin 
in Allem, was auf die gegenfeitige Einfuhr der beiden Länder Bezug ii 
gleichzuſtellen. Demgemäß follen die Erzeugniffe des Bodens oder M 
Kunftfleißes Preußens, welche auf preufifchen Schiffen in den gedadt« 
Häfen oder aud in den Häfen an den Mündungen irgend eines ande 
Fluffes zwifchen der Maas und der Elbe, in welchen fi ein die preußildee | 
Staaten berührenvder fchiffbarer Fluß ergießt, verladen und auf direct 
Wege in die portugiefiihen Häfen eingeführt werden, dort genau ehem 
zugelaffen und behandelt werden, als wenn fie auf direetem Wege aus einem 
preußifchen Hafen und unter preußiicher Flagge fümen. Gegentbeilig jole 
die Erzeugniffe Portugals und feiner Gebietstheile und Befigungen, mel 
unter portugiefifcher Flagge in die gedachten Häfen eingeführt werden, in 
ihrer demnächftigen Einfuhr in Preußen auf den gedachten Flußwegen eben! 
behandelt werden, als wenn fie auf directem Wege auf portugiefifchen SM 
in einen preußifchen Hafen eingeführt wären. Ä 

Ueberdies bewilligen Seine Majeftät der König von Preußen, in 
portugiefifchen Schiffe und deren Ladungen, wenn fie aus den gerad 
Häfen in preußifche Häfen eingehen, ebenfo behandeln zu laffen, ale mer 
fie auf directem Wege aus einem portugiefifhben Hafen gekommen mare. 

Man ift dahin einverftanden, daß die Gleichitellung der in dieſem Alt 

gedachten fremden Häfen mit den preußifchen Häfen nuf unter der Bedingun 
wird ſtattfinden können, daß in jenen Häfen die portugieſiſchen Schiffe, M 
von portugiefifhen Häfen fommen oder dorthin gehen, nicht weniger gu E 
als die preußifchen Schiffe werden behandelt werden. 
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Art. 10. Die Erzeugniffe, welche aus den preußifchen oder aus den im 
vorhergehenden Artifel gedachten fremden Häfen fommen, follen von Urſprungs— 
zeugnifjen begleitet fein, welde von den competenten preußijchen Behörden oder 
von ven portugiefifcden Confuln over Confular-Agenten verabfolgt werden. 

Art. 11. Mas den indireeten Einfuhrhandel betrifft, fo follen die 
Ladungen, welde auf preußifchen Schiffen aus fremden Häfen in die Häfen 
Portugals, mit Einfluß der Infeln Madeira und Porto-Santo und der 
Azoren, eingeführt werden, und gegentheilig die Ladungen, welde auf portu> 
giefifchen Schiffen aus fremren Häfen in die Häfen Preußens eingeführt 
werden, in diefen Häfen auf dem Fuße der begünftigteften Nation zugelaffen 
und behandelt werden. Die Einfuhr von Erzeugniffen und Waaren aus 
Afien in die Häfen von Portugal foll den beftehenden Gefegen und Regle— 
ments unterworfen bleiben. 

Ueber die Zulaffung und Behandlung der preußifchen Schiffe in ven 
portugiefiihen Colonien bebalten die hoben contrabirenden Theile fid vor, 
in befondere Unterhbandlungen zu treten. 

Art. 12. Die boben contrabirenden Theile find übereingefommen, daR 
feiner von ihnen in Zukunft anderen Nationen in Beziehung auf den Hantel 
und die Schiffahrt irgend welche Privilegien, noch irgend welde Begünfti- 
gungen oder Befreiungen gewähren will, welde nicht ebenfalls und fofort 
auch auf die Untertbanen des anderen Theiles in Anwendung gefegt würden, 
und zwar unentgeltlih, wenn die Bewilligung unentgeltlich geicheben ift, 
oder, wenn legtere gegen ein Aequivalent ftattgehabt bat, gegen Gewährung 
defjelben Nequivalents, oder, in deſſen Ermangelung, einer billigen und 
angemefjenen Vergeltung. 

Insbeſondere ift man darüber einverftanden, daß in dem Falle, wo die 
eine der beiten Regierungen einem anderen Ttaate in Folge eines Handels— 
vertrages oder einer befonderen Ucbereinfunft, und zur Vergeltung gewiſſer 
von dieſem anderen Staate gewährten Abgaben- Ermäßigungen, Vortbeile 
oder Begünſtigungen, auch ihrerfeits Ermäßigungen der Abgaben auf deſſen 
Erzeugniſſe des Bodens oder des Kunftfleißes bewilligen, oder demfelben andere 
Rortheile oder befondere Begünftigungen in Beziehung auf Handel und Schiffahrt 
zugeftehen follte, die andere der beiten Regierungen diefelben Vortheile und 
Erleichterungen nur dann für den Handel und die Schiffahrt ihrer Unter- 
thanen foll in Anfpruch nehmen fünnen, wenn fie, in Ermangelung gleicher 
Vortheile von derfelben Art und Ausdehnung, Nequivalente und Vergeltungen 
anbietet, welche durd ein befonvderes Uebereinfommen zwifchen ven beiden 
Regierungen gehörig feftzuftellen fein würden. 

Art. 13. Die Beftimmungen ded gegenwärtigen Vertrages follen auf 
die Küftenfchiffahrt zwifchen ven Häfen eines jeden der beiden Länder Feine 
Anwendung finden, indem diefe Art des Verkehrs den Nationalfchiffen vor- 
behalten bleibt. 

Man bat ſich aber darüber verftändigt, daß es den Schiffen des einen 
der hoben contrabirenden Theile, nachdem fie in die Häfen des anderen 
eingelaufen find, freifteben fol, nur einen Theil ihrer Ladung zu löfchen, 
und mit dem leberrefte frei wieder abzugeben, um ſich entweder nad einem 
anderen Hafen vefjelben Yandes oder anderswohin zu begeben, ohne andere 
oder höhere Abgaben zu entrichten, als die Nationaljchiffe in vemfelben Falle 
zu entrichten get haben würden. 

‚ Art. 14. In dem Falle, daß ein Schiff des einen der hohen contra» 
hirenden Theile an den Küften oder in einem Hafen des anderen Strandung 
oder Schiffbrud erlitten haben follte, wird dem Capitain und der Mannſchaſt, 


ſowohl für ihre Perfonen als aud für das Schiff und deſſen Ladung alle 
mögliche Hülfe und Beiftand geleiftet werden, 
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Die geborgenen Gegenftände follen erforderlichen Falls unter die Ur 
fiht der competenten Behörden geftellt, und dem Berechtigten zurüdgegen 
werben, nachdem die Bergungs- und andere Koften berihtigt find, mes 
nicht höher fein follen, als diejenigen, denen die Nationalfhiffe in gleide 
Falle unterworfen fein würden. Es follen davon feine Abgaben erboir 
werben, infofern die fraglichen Gegenftände nicht zum Verbra uche im Yan 
beftimmt find. 

Art. 15. Jedes einem Untertbanen der contrabirenden Theile anı 
börende Hanvelafchiff, welches in einen Hafen des anderen Theiles im Rei 
falfe einläuft, fol dafelbft von allen Hafen- oder Schiffahrtd = Abgaben ir 
fein, wenn die Urfahen, welche das Einlaufen in den Hafen nothwende 
gemacht haben, wirklich vorhanden und dargethan find, vorausgefest, de 
das Schiff in dem Notbhafen Feine Handelss Operation durch inladum 
oder Yölhung von MWaaren vornimmt — wobei indeß die zum Zmede de 
Ausbefferung des Schiffes erforderlichen Löfchungen und Mieder-Einlabunge 
nicht als eine Hanvdels-Dperation betrachtet werden follen, wodurch die En! 
richtung von Abgaben veranlaßt würde — und daß daffelbe feinen Aufen: 
halt in dem Hafen nicht über die nach den Umſtänden nothwendige 3a 
hinaus verlängert. 

Art. 16. Ein jeder der hohen contrahirenden Theile gefteht Dem antern 
die Befugniß zu, in feinen Häfen und Handelsplätzen General = Conful. 
Eonfuln, PVice-Confuln oder Hanvdeld-Agenten zu haben, behält fich jerst 
das Recht vor, von dieſer Befugniß nad feinem Ermeffen einen oder u 
anderen Ort auszunehmen. 

Die gedachten Confular-Agenten jeder Claſſe follen, fobald fie von ihre 
refpeetiven Regierungen in geböriger Form ernannt find und dag Erequatr 
von derjenigen Regierung, in deren Gebiete fie refiviren follen, erbalın 
haben, daſelbſt ſowohl für ihre Perſonen als auch binfichtlich ihrer Amt: 
verrichtungen derfelben Privilegien, wie die derſelben Elaffe angebörentı 
Eonfular-Agenten der begünftigteften Nation geniefen. 

Art. 17. Die gedachten General» Confuln, Eonfuln, Vice - Eonful 
oder Handeld-Agenten follen befugt fein, zum Zwede der Ergreifung, Art 
nahme oder Verhaftung der Deferteurs von den Kriegs- und Handelsſchift 
ihred Landes den Beiftand der Ortsbehörden anzurufen; fie werden fid iz 
diefer Hinficht an die competenten Gerichtöhöfe, Richter und Beamten wenten. 
und die in Rede ſtehenden Deferteurs fchriftlich reclamiren, wobei fie durd 
Mittheilung der Schiffsregifter oder Mufterroffen, oder durch andere amtlich 
Documente ven Beweis zu führen haben, daß diefe Individuen zur Mann 
ſchaft des betreffenden Schiffes gehört haben; auf die in folcher Weiſe gerecht 
fertigte Reclamation foll die Auslieferung bewilligt werden. 

Wenn vergleichen Deferteurs ergriffen find, follen fie zur Dispoftter 
der gedachten General-Conſuln, Confuln, Vice-Conſuln oder Handels-Agente 
geftellt, auch fönnen fie auf Requiſition und Koften des rerlamirenven Ihr? 
in den Gefängniffen des Landes feftgehalten werden, um bemnädit de 
Schiffen, denen fie angehören, oder anderen Schiffen verfelben Nation zugeſentt 
zu werden. Würde aber diefe Zurüdfendung nicht innerhalb zmeier Monat 
vom Tage ihrer Verhaftung an erfolgen, fo follen fie in Freiheit gefegt un 
wegen derſelben Urfache nicht wieder verhaftet werben. 

Es verfteht fich jedoch, daß, wenn der Deferteur irgend ein Werbredt 
oder Vergeben begangen haben follte, feine Auslieferung ausgeſetzt merk! 
darf, bis der Gerichtshof, bei welchem die Sache anhängig ift, fein Uirtkel 
ausgefprocen haben und dieſes Urtbeil vollſtreckt fein wird. 

Art. 18. Die Unterthanen eines jeden der hoben contrabirenden Theilt, 
welche in dem Gebiete des anderen Theiles jetzt oder in Zufunft Erbidartn 
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zu erbeben haben, oder welche ihr Eigenthum oder Effecten irgend einer Art 
von dort herausziehen wollen, jollen feine anderen Abgaben, Xaften oder 
Auflagen entrichten, als folde, welche unter gleichen Umftänden von ven 
Nationalen zu entrichten fein würden. 

Art. 19. Ihre Allergetreuefte Majeftät erflären, bereit zu fein, vie 
Beftimmungen des gegenwärtigen Vertrages (mit Ausnahme jedoch derjenigen, 
welche die Schiffahrt und den Seehandel betreffen, und ſonach nur auf die 
Beziehungen zwifchen Preußen und Portugal Anwendung finden fönnen) 
auch auf diejenigen Staaten des deutjchen Zollvereind anzuwenden, melde 
etwa den Wunfc zu erfennen geben werden, mit Portugal in das Verhältniß 
der Reciprocität zu treten. 

Art. 20, Der gegenwärtige Vertrag fol bis zum 1. Januar 1843 in 
Kraft bleiben. Wenn der eine der hoben contrabirenden Theile nidyt dem 
anderen feine Abfiht, die Wirlſamkeit des Vertrages aufhören zu lajjen, 
mittelft einer officiellen Erflärung ſechs Monate vor dem 1. Januar 1848 
angezeigt haben follte, jo wird der Bertrag noch bis zum 1. Januar 1854 
verbinplich bleiben. Bon dem 1. Januar 1854 an foll verfelbe feine Rechts— 
beftänpigfeit nicht anders verlieren, als zwölf Monate nachdem der eine der 
hoben contrabirenden Theile dem anderen feine Abficht erflärt haben wird, 
ihn nicht ferner aufrecht halten zu wollen. 

Art. 21. Der gegenwärtige Vertrag wird von den hohen contrahirenden 
Theilen ratifieirt, und die Natificationen vejjelben follen zu Berlin binnen 
drei Monaten nach der Unterzeichnung, oder wo möglich noch früher, ausge: 
wechjelt werden. 

Zu Urfund deſſen haben die beiderjeitigen Bevollmächtigten ven Vertrag 
unterzeichnet und ihre Siegel beigefügt. 

So geſchehen zu Berlin, den 20, Februar 1844. 


12. Rom. 


1. Allerhöchſte GCabinetd-Ordre vom 23. Auguft 1821, betreffend die Fönigliche 
Sanction der päpftlichen Bulle, d. d. Rom den 16. Juli c. a. 


Da die Mir von Ihnen vorgelegte päpftlihe Bulle, weldhe mit ven 
Worten; De salute animarum anbebt, und aus Nom vom 16, Juli dv. I. 
(XVII. Cal. Aug.) datirt ift, nach ihrem wejentlichen Inhalte mit jener Vers 
abredung zufammenftimmt, die unter dem 25. März d. J. in Betreff ver 
Einrichtung, Ausftattung und Begrenzung. der Erzbisthümer und Bisthümer 
der tatbolifihen Kirche des Staats, und aller darauf Bezug habenden Gegen= 
ftände, getroffen, aud) von Mir bereits unter dem 9, Juni d. 3. genehmigt 
worden iftz jo will Ich, auf Ihren Antrag, aud dem wefentlihen Inhalt 
diefer Bulle, nämlidy dem, was die auf vorerwähnte Gegenftänve fid) be— 
ziebenden fachlichen Verfügungen betrifft, hierdurch Meine königliche Billigung 
und Sanetion ertheilen, Fraft deren dieſe Berfügungen als bindendes 
Statut der fatholifhen Kirche des Staats von allen, die e8 angeht, zu 
beobachten find. 

Diefe Meine fönigliche Billigung und Sanction ertheile Ich, vermöge 
Meiner Majeftätsrechte, und diefen Rechten, wie auch allen Meinen Unter: 
thanen evangelifcher Religion, und der evangelifchen Kirche des Staates, 
unbeſchadet. 

Demnach iſt ein Abdruck dieſer Bulle in die Geſetzſammlung aufzu— 
nehmen, und für die Ausführung derſelben durch das Miniſterium der geiſt— 
lichen Angelegenheiten zu ſorgen. 

Berlin, den 23. Auguſt 1821. 
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Pius Bifhof, Knecht ver Knechte Gottes, zu ewigem Gedädtnif.* 


Indem Wir das Heil der Seelen und vie MWoblfabrt ver katholiſ 
Religion, wie Unfer apoftoliicher Beruf es fordert, eifrig zu Derzen neber 
trachten Wir beftändig, Alles zu bereiten, was irgend zur geiftlichen Aü 
rung der Chriften tauglid und nützlich ift. Im ſolcher Gefinnung bar 
Wir längft Unfere Gedanfen auf jene Gegenden gerichtet, Die der Dur 
lauchtigfte Fürft Srievrih Wilhelm, König von Preußen, dDermalen beber | 
ſchet; Wir wünfcdten, mit Hülfe Seiner Macht und Areigebigfeit die | 
gelegenbeiten der Religion dafelbft auf vie beftmöglichite Weife zu orten 

Denn jener Gegenden jegiger Zuftand jhwebte Uns vor Augen; u 
Wir hatten nicht aufgehört, die Unfälle zu beweinen, die aus Der allgemein | 
Zerrüttung hervorgegangen, jene einft fo blübenven, fo reihen Kirchen sr’ 
Deutfchland ihres alten Olanzes und Befistbums beraubt, und fie in de 
tieffte Elend herabgeſtürzt hatten; woraus für ven katholiſchen Glauben un | 
feine Befenner großes Unheil entftanden ift. 

Da nun die Umftände nicht vergönneten, dieſe Kirchen Der rubmvol« 
deutichen Nation in vorigen Glanz bergeftellt zu feben, fo haben Xir ui 
Mühe und Fleiß angewandt, Uns wenigjtens jene Mittel zu verfchaffen, de 
Wir als nöthig oder dienfam erachteten, um in jenen Gegenden den Fatbel 
hen Glauben zu erhalten und das Seelenbeil der Ehriften zu befürten 

Diefem Unjeren Berlangen bat der vorbelobte König von Preußen is 
überaus günftig erwiefen, deſſen geneigten Willen gegen vie zablrecn 
feinem Scepter unterworfenen Katholiken, befonvers in den Ihm zugetbeiltn 
Provinzen am Rhein, Wir mir dDanfbarem Herzen erfennen. So vermör 
Wir denn nun endlich Alles zu einem guten und beilfamen Ausgang 
leiten, nad) Lage der Drte und Bequemlichfeit der Inwohnenvden einen ne 
Zuftand der Kirchen des preußifhen Reihe, mit neuer Begrenzung de 
Sprengel, einzurichten, und den einzelnen Stühlen, da, wo es daran mangel 
würdige und tüchtige Hirten zu verleihen, 

Derohalben, indem Wir als ausprüdlich erwähnt und von Wort a 
Wort hier eingejchaltet anfehen alles dasjenige, was die Aufhebung, Un 
wandelung oder Einrichtung der unten nambaft zu machenden Kirchen un 
Capitel, wie auch deren befonderer früheren Nechte und Vorrechte, imgleict 
die Theilung und Zufammenfegung der Sprengel und die Vernichtung jet 
früheren Metropolitanredyts betrifft — indem Wir ferner durdaus ergän 
die Zuftimmung aller derer, die irgend zur Sache betheiligt find — au 
fiherer Unferer Erkenntniß, nach reifer Ueberlegung, aus Fülle apoſtoliſche 
Gewalt, und in Borgang gänzlicher Aufhebung, Erlöfhung und Vernichtung, 
fhon jest der bifchöflichen Kirche von Aachen Cderen Domcapitrl in em 
Eollegiarftift verwandelt werden foll), wie aud der bifchöflichen Kirche um 
des Domcapitels zu Corvei, und der Abtei Neuzell, dereinft aber (nämlid 
nach dem Abgange des jegigen Abts, Unfers ehrwürdigen Bruders, Joſck 
von Hohenzollern, Bifhofe von Ermland), aud der Abtei Dliva — ml 
fahrend dem allgemeinen Wunſche von Deutſchland, welcher Ung durd de 
Empfehlung des Königs doppelt werth geworden ift — dem allmäctg 
Gott zur Verherrlihung, und zur Ehre des Haupts der Apoftel, des heilige 
Petrus, fegen Wir hierdurch wieder ein in den Rang einer Metropole, U, 
jenem Haupt der Apoftel geweihte, Kirche zu Eöln, vie an Glanz und alt 
thümlicyer Würde feinem andern Stuhle von Deutfchland nachgiebt, IM 
verfügen, daß fie zu ewigen Zeiten folder Ehre genießen, und ibr M 
biihöflihen Kirchen von Trier, Münfter und Paverborn als Suffragan 
untergeben fein follen. 


*) Amtliche Ueberſetzung des lateinischen Originals. 
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Die bifchöfliche Kirche zu Pofen, auf den Namen ver feligen Apoftel 
Petrus und Paulus geweiht, erheben Wir gleichfalls zum Range einer 
Metropole. Wir vereinigen fie für beftändig mit jener andern, dem Namen 
Des feligen Adalbert geweihten, gleichfalls erzbifchöflichen, Kirche zu Gneſen, 
Die durch freiwillige, zu Unferen Händen gefchebene und von Uns genehmigte 
Entfagung Unfers ehrwürdigen Bruders Ignatz Raczynski, ihres legten Erz- 
bifchofs vermalen erledigt if. Die Obhut, Weide und Verwaltung dieſer 
Kirche zu Gnefen übertragen Wir gänzlich Unſerm ehrwürdigen Bruver 
Timotheus Gorzensfi, Bifchofe zu Pofen, welchen Wir hierdurch zum Erz- 
bifchofe son Gnefen und Pofen beftellen. Wir wollen, daß er für immer 
Namen und Würde eines Erzbifchofs von Ginefen und Pofen annebme und 
führe. Seinem Metropolitanrechte unterorpnen Wir die bifchöflihe Kirche 
son Gulm. 

Anlangend die bifhöflihen Kirchen von Breslau und Ermland, fo find 
und bleiben viefelben Unferm heiligen Stuble unmittelbar unterworfen. 

Diefen Erzbifchöfen und Bifchöfen allen verleihen und beftätigen Wir 
den vollen Inhalt jener Gerechtfame, Ehren, Vorzüge und Freiheiten, deren 


ſich andere Erzbifchöfe und Bifchöfe jener Gegenden rechtmäßig erfreuen. 


Was anlangt das Capitel der Metropolitan » Kirche zu Eöln, fo er- 


richten Wir in demfelben zwo Würden, nämlich vie Probftei, welde den 


Rang bat nächſt dem Erzbifchofe, und zur zweiten Würde die Dedantei, 


' fodann zehn wirfliche und vier Ehren: Canonicate, auch act Vicarien oder 
Pfründen. 


Das Capitel der erzbiſchöflichen Kirche zu Gneſen wird künftig nur 
aus Einer Würde beſtehen, nämlich der probſteilichen, und aus Canonicaten 


ſechs an der Zahl; dahingegen bilden das Capitel der anderen erzbiſchöflichen 


Kirche zu Poſen zwo Würden, Probſtei und Dechantei, acht wirkliche und 
vier Ehren-Canonicate, auch acht Vicarien oder Pfründen. 

Die Capitel der beiden biſchöflichen Kirchen von Trier und Paderborn 
werden ein jedes beſtehen aus zwo Würden, nämlich Probſtei und De— 
chantei, aus acht wirklichen und vier Ehren-Canonicaten, und ſechs Vicarien 
oder Pfründen. — 

In der biſchöflichen Kirche zu Münſter werden das Capitel ausmachen 
zwo Würden, nämlich als Erſte die Probſtei, und als Andere die Dechantei, 
ſodann acht wirkliche und vier Ehren-Canonicate, auch acht Vicarien oder 
Pfründen. 

Das Capitel der biſchöflichen Kirche zu Culm wird beſtehen aus zwo 
Würden, Probſtei und Dechantei, aus acht wirklichen und vier Ehren-Ca— 
nonicaten, auch aus ſechs Vicarien oder Pfründen. 

Das. Capitel der biſchöflichen Kirche zu Breslau werden bilden zwo 
Würden, nämlich die Probſtei und Dechantei, dann zehn wirkliche Canoni— 
cate, deren Erſtes die Schulpräbende mit ſich führt, und ſechs Ehren-Ca— 
nonicate, auch acht Vicarien oder Pfründen. 

Was endlich angeht das Capitel der biſchöflichen Kirche von Ermland, 
ſo bleibet ſolches für jetzt in ſeiner bisherigen Verfaſſung, jedoch ſo, daß 
Uns und Unſern Nachfolgern, ven Päpſten zu Rom, vorbehalten ſei, das— 
felbige in Zufunft nach der Weife anderer Capitel des preußifchen Reiche 
umzugeftalten. 

— ſoll in allen den vorgenannten erzbiſchöflichen und biſchöflichen 
Kirchen die Seelſorge über die Pfarrgemeinen zwar ein Recht des Capitels 
fein; fie foll jedod einem, eigens dazu beftellten, von dem Erzbifchofe oder 
Biihofe in Vorgang gehöriger Prüfung, nad Vorſchrift ver canonifchen 
Satzung beſtätigtem Mitgliede anvertraut und von demſelben mit Hülfe der 
Vicarien ausgeübt werden. Auch ſollen in jedem der gedachten Capitel von 
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dem Erzbifchofe oder Bifchofe zwei Chorherren für immer angewieſen wer« 
deren der Eine des Beichtvater- Amtes, der Andere hingegen des Ans 
eines Gottesgelehrten, welcher an beftimmten Tagen dem Wolfe vie beis 
Schrift erfläret, treulich zu warten bat. 

Die Ehren-Canonici vorgedacdhter Eapitel follen zur perfönlichen Reit 
und Abwartung der Chorftunden durdaus nicht verpflidtet, aber ven) 
berechtigt fein, an diefen Stunden und allen gottesdienftlihen Werrictungn 
gleich den wirfliden Ganonieis, Theil zu nehmen. Und zu Zier ır 
größerem Glanze jener Kirchen beftätigen und nach Unterfchied verlak 
Wir allen Würden und Canonicis ſich folcher Auszeichnungen zu gebraude 
als bisher üblich gewefen find. 

Zugleih ermäcdtigen Wir die vorgenannten Domcapitel, fo jegt © 
fünftig, daß fie zu neuer und angemefjener Ordnung des Dienftes ir 
Kirchen und des täglichen Stundengebets darin, auch zu beilfamer Leitu: 
Führung und Verwaltung geiftliher und zeitlicher Angelegenheiten un & 
rechtfame, zu Erfüllung ihrer Obliegenheiten, zu Einziehung und Verte 
lung der täglichen und übrigen Hebungen und Nugungen, zu Anortnu 
der Strafen wider foldhe, fo im Gottespienfte fäumig find, zu Aufzeihnu: 
der Anmefenden und Abwefenden, zu Haltung der Geremonien und & 
bräuche, und was fonft zu allem dieſem irgend nüglib und nötbig ik - 
Sagungen, Ordnungen, Gapitel und Beſchlüſſe, ebrbaren und erlaut 
Inhalts, jo den heiligen Canons, den apoftoliichen Verordnungen und a 
Beichlüffen ver Verfammlung von Trient nicht widerſprechen, unter Bor 
und mit Gutheißuug ihrer Ordinarien, aufrichten, erflären, auslegen, 
befjere Faſſung bringen, abändern, auch deren ganz neue, fo von allen“ 
es jegt angeht und bereinft angeben wird, zu beobadıten find, abfajjen w 
ausgeben lajjen mögen. 

Und nachdem Wir eines jeden Metropolitan und Domſtifts-Würde 
Canonicate, Vicarien und Pfründen der Zahl nad, wie vorftebet, feſtgeſttl 
als fegen Wir zu deren jegiger und zufünftiger Einrichtung bierburd MM 
daß, wer immer zu vorgedadten Würden und Ganonicaten gelangen mi. 
mit nachftehenden Erforderniſſen begabt fein fol; nämlich: daß er die N 
heren heiligen Weihen empfangen, zum mindeften fünf Jahre lang in de 
Haupt- oder Hülfsfeelforgeramte, oder in dem Kehramte der Gottesgelabrii“ 
und des ranonifchen Nechtes, oder in eines preußifchen Bifchofes Vermaltun 

eftanden und der Kirche mit Nugen gedient, oder die höchſte gelehrte Wirt | 
in der Gottesgelahrtheit oder in dem canonifchen Rechte gehörig erwordr 

haben müſſe. Diefes legteren Erforderniffes bindende Kraft wird jedoch au 
erheblidhen Gründen für den Verlauf der nächften zehn Jahre von dieſet 
Tage ab noch ausgejegt. Uebrigens follen Stand und Geburt ver Geil 
lichen in Erlangung der Würden und Canonicate von nun an feinen Une | 
jchied des Nechts weiter begründen. Zugleich verfügen Wir bierdurd, Wi 
in dem Sathepral-Eapitel zu Münfter, wie auch zu Breslau, Ein Canenkt 
auserlefen werde, um von demjenigen, dem es nad der Monate Medi 
gebühret, je allezeit einem öffentlichen Lehrer an ven hohen Schulen geradt 
Städte, ver jedoch mit den canonifchen Erfordernifien begabt fei, verliche 
zu werden. Gleichermaaßen verorpnen Wir, daß der jeweilige Probit 
der Pfarrkirche der heiligen Hedwig zu Berlin, wie auch der jeweilige fan 
dechant der Grafſchaft Glag, den Ehren-Canonicis der Domfirche zu Bresit 
folen zugezäblt werden, alfo daß fie durchaus mit den übrigen gleiche Reit 
genießen, und ihre Stelle und Ordnung einnehmen nad dem Alter ‚em 
Ernennung. Ein Jeglicher aber ver — vorgedachter Kirdtt 
insgemein fol aus der Zahl der Erzprieſter genommen fein — derer, de 
fi in der Spelforge mit Ehren — haben. 
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Mas aber für jego die neue Zufammenfegung vorgedachter Capitel be- 
trifft, welche allerbalveft zu bewirken ift, fo ertbeilen Wir Unferm, unten zu 
benennenden Bollzieher die Gewalt, in einer jeden der vorgenannten Kirchen, 
folche Würden, Canonicate und Bicarien, ald wirklich erledigt find, und bie 
zur Erfüllung vorgedadter Zahl, an würdige und geſchickte Geiftliche, aus 
befonverer ibm übertragenen apoftolifihen Macht und im Namen dieſes 
heiligen Stubls, zu verleihen; dergeftalt indeß, daß jene, welde durd ihn 
zu Würden und Canonicaten befördert werden, gehalten fein follen, innerhalb 
der nächſten fehs Monate nach ihrer Beförderung bei Unferer apoftolifchen 
Datarie neue Verleibungs- und Beftätigungs- Briefe einzuholen und aus— 
fertigen zu laffen. Und, da fi zutrüge, daß in einem oder andern Mes 
tropolitan- oder Cathepral-Eapitel des preußiſchen Neiche, von den Würden, 
Canonicis und PVicarien oder Pfründnern, rechtmäßig und canonifch eins 
gefest, noch mehr am Leben wären, als Unfere oben erwähnte Anzahl feit- 
ſtellet: fo foll vorgedachter apoftolifcher Vollzieher, nad vorgängiger Ladung 
und Anhörung der Betheiligten, durch freiwilligen Verzicht aller oder einiger 
yon ihnen, die Sache abthun, vorforgend, * durch angemeſſenes lebens— 
längliches Jahrgeld, wie der Durchlauchtigſte —— verſprochen hat, der— 
ſelben Unterhalt geſichert werde. — Wo aber ſolche Verzichtungen, entweder 
gar nicht, oder nicht in genügender Anzahl, zu erhalten wären, ſollen als— 
dann die Hiberzähligen Würden, Canonici und Vicarien oder Pfründner, 
welche fpäter zum Beſitze gelangt find, falls fie bei ihren Kirchen wohnen, 
und fortfahren wollen, Capitularen und Vicaren zu fein, in dem Genuffe 
der Rechte und Vorzüge, die ihnen dermalen zufommen, nicht geftört werden, 
und follen ihre Einfünfte nad dem Maaßgabe, wie jest, fortfahren zn ber 
ziehen. Wenn aber ihre Pfründen, die fie jegt befigen, dermaleinft, gleich- 
viel auf welche Weife, zur Erledigung gelangen: fo können ſolche keines— 
wegs wieder befegt, ſondern follen nun alsdann für aufgehoben und er- 
lofhen angeſehen und in den unterfchienlichen Capiteln die oben feftgefeste 
Zahl genau gehalten werden. Wo aber in irgend einem Gapitel die Ca— 
nonici bisher geringere Einfünfte bezogen hätten, als viefe Verordnung 
ihren Nachfolgern beftimmt, follen fie feinen Anſpruch auf dieſen Zuwachs 
haben, ed wäre denn, daß der apoftolifche Vollzieher ihnen einzeln und aus— 
drücklich foldye größere Einfünfte beigelegt hätte. 

Zufünftig aber, bei ſich ereignenden Erledigungen in den gedachten 
erzbifchöflichen und bifchöflichen Kirchen, auch in der Kirche zu Aachen (vie, 
wie fchon erwähnt, in ein Eollegiatftift verwandelt werden foll) werden Wir 
und Unfere Nachfolger, die Päpfte zu Rom, nicht nur die Probftei, welches 
die erfte Würde nächſt der bifchöflichen ift, fondern auch die in ven Monaten 
Januar, März, Vai, Julius, September und November zur Erledigung 
gelangenden Ganonicate verleihen, und zwar in berfelbigen Art und Weife, 
wie bisher zu Breslau gefcheben if. Was aber die Dechanteien an ges 
dachten Metropolitan- und Cathevrals Kirchen anbelangt, desgleichen die 
Canonicate, fo dafelbft und in dem Fünftigen Collegiatftifte zu Aachen, in 
den übrigen Monaten des Jahrs erledigt werden: fo fallen foldye der Ber: 
gebung der betreffenden Erzbifchöfe und Biſchöfe anheim. Die Virareien aber 
oder Pfründen, in was für einem Monat fie ledig werden mögen, über: 
laffen Wir gänzlich zur Verleihung der betreffenden Erzbifchöfe und Biſchöfe. 

Endlich glauben Wir der Teutfchen Nation etwas Angenchmes und dem 
vorbelobten Könige von Preußen etwas Wohlgefälliges zu erweifen, wenn 
Wir das Recht ver Wahlen, welches in den überrbeinifchen Kirchen erhalten 
und beftätiat, in den dieſſeits Rheins belegenen aber, durch apoitolifche Ver— 
fügung vom Jahre 1801 außer Gang gebracht worden ift, in jenen viefjeits 
Rheins belegenen Sprengeln, die dem Scepter des genannten Königs im 
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Zeitlihen unterworfen find, wieder berftellen. Daber verorpnen und w 
fügen Wir, in Anfehung der zu Deutichland gehörigen Kirchen von Ci: 
Trier, Breslau, Paderborn und Münfter: dag mit Aufbebung jeder anım 
bisher beftandenen Weife und Gewohnheit, auch jedes Unterfchiedes m 
Wahl und Poftulation, und des Erforderniffes adlicher Geburt, belax 
Capitel (ſobald fie auf vorerwähnte Weife eingerichtet und zufammengeir 
fein werden) ſich folden Rechts follen zu erfreuen haben. Es follen nin 
lich bei jeder Erledigung jener Stühle, e8 fei durd Todesfall extra curian 
oder dur Abdanfung und Entjagung (mit Ausnahme jedoch ver jegtan 
Erledigungen von Eöln und Trier) innerhalb der gewöhnlichen Arılt = 
drei Monaten, die Würden und Ganonici rapitularifch verfammelt, un m 
Beobachtung der canoniſchen Borfchriften, aus der gefammten Geiftliht 
des preußifchen Reiche fidy einen würdigen, und mit den canonifchen Erie 
derniffen begabten Mann zu ihrem WVorgefegten canonifh zu ermählen 
mächtigt fein. Bei vergleihen Wahlen aber follen nicht blos die wirflide 
fondern aud die Ehren-Canonici eine Stimme führen, felbft jene, vie ik 
die, in diefer Verordnung feftgefegte Anzahl, auf ihre Lebzeit in den Capich 
beibehalten werden, follen nidyt davon ausgeſchloſſen fein. 

In Anfehung der Eapitel der bifchöflichen Kirchen von Ermland m 
Culm, und der erzbifchöflihen von Gnefen und Pofen (ie beftändig da 
einigt find), enthalten Wir Ung, etwas Neues zu verfügen, außer, daft 
Capitularen von Gnefen und Pofen bei der Wahl ihres Erzbiſchofs gemen 
Ichaftlid verfahren follen. Was aber die erledigte bifchöfliche Kirche w 
Breslau betrifft, fo ertheilen Wir den dermalen in ibr beftebenven fir 
Würden, nämlich dem Probfte, Dedant, Ardiviacon, Scolafter und Luft 
wie auch den acht refivirenden und ven ſechs Ehren-Canonicig, die geam 
wärtig das Capitel jener Kirche vorftellen, die befondere Befugniß, var! 
zur canonifhen Wahl ihres neuen Bifchofs, in der Art und Weiſe wie w 
gemeldet ift, auch für dieſes erfte Mal vorfchreiten können. 

Es foll jedoch über jede folhe Wahl eine in beglaubigter Form ad 
faßte Urkunde an Unfern heiligen Stuhl eingefendet werden. Wenn di 
dann die Wahl für canonifh vollzogen anerfennt, und fraft der Un 
ſuchung, die der römische Papft jederzeit einem preußifchen Erzbiſchof er 
Biſchof auftragen, und diefer nah Borfchrift ver Dienftanweifung Un 
Vorfahrs Urban’s VII. feeliger Gedächtniß mit allem Fleiße führen mr 
fi) von des Erwählten Tüchtigfeit überzeugt: fo werden Wir und Une 
Nachfolger, die Päpfte zu Rom, jede ſoiche Wahl, beſtehendem Gebraus 
gemäß, durch apoftolifhe Briefe beftätigen. 

Es fol überdem in jeder erzbifhöflichen und biſchöflichen Stadt 

eiftlihes Seminar erhalten oder neu gegründet werden, damit darın ga 
5 Anzahl angehender Cleriker J—— und nad Vorſchrift der | 
jchlüffe von Trient unterrichtet und gebildet werden möge, als es der In 
fang und Bedarf der Sprengel fordern, und der Vollzieher dieſes gar | 
wärtigen Briefes genau anordnen wird. Dem Erzbifchofe yon Gneſen W 
Pofen überlaffen Wir: ob er in beiden Städten ein befonderes oder In d 
Stadt Pofen, wo die Gebäude befjer find, für beide Sprengel ein gem | 
fames Seminar zu haben vorziehe, nad) dem, was zum größeren Wobl N | 
Kirche gereichet, zu beftimmen. 

Indem Wir nun, nad vorgängiger Theilung, Trennung und Pi 
derung einiger Derter und Pfarreien, die der Jurisdiction ihrer bishenge 
Ordinariate entzogen, und den unten namhaft zu machenden Sprengeln 1° 
hinzugefügt und einverleibt werden follen; — gemäß Unferer beften Erfean 
nif in dem Herrn, auch nad angehörtem Rath Unferer ehrwürdigen Ba 
jener Cardinäle ver heiligen Kirche zu Nom, die der Berfammlung dar“ 
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Verbreitung des Glaubens vorftehen, zu neuer Umfchreibung der Didcefen 
übergehen: fo ordnen, fegen und verfügen Wir, damit bei genauer Grenz- 
beftimmung allen Irrungen in Betreff der Ausübung der geiftlichen Juris— 
diction vorgebeuget werde, wegen deren Bertheilung in nachfolgender Weiſe: 

Der Sprengel der Metropolitansfirhe von Köln foll gebildet werden 
aus 680 Pfarreien, welde theils am rechten, theils am linken 
Ufer des Rheins belegen find. Und zwar am linfen Ufer begreift er 
alle Pfarreien der aufgelöften Didces Aachen unter fi, die zu den Negie- 
rungsbezirfen Cöln, Aachen und Düfjelvorf gehören; nämlich neben ven 
Pfarreien der Städte Cöln und Aachen aud vie fogenannten Cantonpfar- 
reien Bergheimersdorf, Bonn, Brühl, Kerzen, Xechenich, Leſſenich, Löwenich, 
Medenheim, Münftereiffel, Zülpih, Crefeld, Dahlen, Dormägen, Elfen, 
Padbach, Neuß, Urdingen, Bierfen, Burticheid, Düren, Erfelenz, Ejchweiler, 
Gemünd, Heinsberg, Jülich, Linnig, Montjoie und Niedeggen fammt ihren 
innerhalb des preußiſchen Reichs und gedachter Regierungsvezirfe belegenen 
Hülfspfarreien und Nebenkirchen; vergeftalt: daß die außerhalb des Reichs 
belegenen Hülfspfarreien und Nebenfirden getrennt, umgefebrt die innerhalb 
vefjelben belegenen, weldye zu ausländifhen Gantonals Kirchen bisher ge: 
börten, mit inländifchen Kirchen diefer Art vereinigt werden follen. Außer: 
dem wird diefer Sprengel in ſich faffen jene Cantonpfarreien des Bisthums 
Lüttich, deren Verwaltung dem Capitular-Vicariat zu Aachen vom apofto- 
lifchen Stuble übertragen war, namentlich: Stronenburg, Eupen, Malmedy, 
Nieder-Krüchten, Schleiden und St. Veith mit ihren eignen Hülfspfarreien 
und Nebenfirhen auf preußifchem Gebiete; wie auch mit den Hülfs- und 
Mebenfirhen, Namens: Afven, Alsdorf, Merkftein, Roldau, Ubach und Welz, 
fo dermalen zu der, in dem Königreiche der Niererlande belegenen Canton— 
firche, Namens Herferad, gehören. Ferner die in dem Regierungsbezirfe 
Aachen belegenen, zum Bistum Trier gehörigen Pfarreien, Namens: Als 
lenvorf, Blanfenbeim, Dollenvorf, Holleratb, Lommersdorf, Mardenfeld, 
Marmagen, Müllheim, Nettersheim, Reifferfcheidt, Reſcheid, Rigsvorf, Rohr, 
Schmittheim, Schönberg, Steinfeld, Tondorf, Wellhofen und Wildenburg 
mit ihren angebörigen Kirchen. An dem rechten Ufer des Rheins hingegen, 
innerhalb der Negierungsbezirfe Cöln, Düffelvorf und Coblenz: alle Prar- 
reien der Regionen Deus, Düffelvorf, Efjen und Siegburg mit allen ange— 
börigen Kirchen, jedoeh mit Ausnahme der Pfarrei Nömershagen, die zu 
dem Bisthum Paderborn gefchlagen werden foll, und der Pfarreien Hachen— 
berg und Marienftädt, die in dem Herzogthume Naſſau liegen. 

Der Sprengel der bifchöflichen Kirche von Trier, die Wir allem Me: 
tropolitan-Einflujie des Erzbiſchofs von Mecheln entziehen, und der Metro: 
politansstirche zu Cöln überweifen, wird innerhalb der Grenzen des preußi- 
ſchen Reihe aus 634 Pfarreien beftehen. Nämlich, auf dem linfen Ufer des 
Rheins aus den in dem Regierungsbezirfe Trier belegenen, welcde jest 
ihren Sprengel bilden; dann aber von dem aufgehobenen Bisthum Aachen, 
innerhalb des Coblenzer Regierungsbezirk folgende: als die Stadt Coblenz 
und die Cantonalsftirchen Adenau, Ahrweiler, Andernach, Boppard, Kaftellauen, 
Kochem, Kreuzenach, Kaiſerseſch, Kirchberg, Hirn, Lützerath, Mayen, Müniter- 
mayfeld, Nievderziffen, Dberwefel, Polch, Punverih, Nemagen, Rübenach, 
Simmern, Sobernheim, St. Goar, Stromberg, Treiß, Ulmen, Wanderath 
und Zell mit ihren Hülfspfarreien und Nebenfirchen. Weiter aber aus 132, 
theils Cantonal- theils Hülfsfirden, die nad) der Umfchreibung vom Jahre 
1501 zum Bisthume Meg gehörig, auf Verfügung des anoftolifchen Stuhls 
dem Capitular-Vicariat zu Trier einftweilen waren anvertraut worden. 
Ferner am rechten Rheinufer alle Kirchen des preußifchen Gebiets, die vor: 
dem zum Trierfchen Sprengel gehörig, durch Umfchreibung vom Jahre 1801 
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davon getrennt worden, und bermalen dem apoftolifhen Vicar zu Ehre 
breitftein untergeben find. Endlich aus allen ven bereits jegt zum Spren« 
gehörigen Pfarreien in den angrenzenden Gebieten der Fürften von Cobun 
Homburg und Oldenburg belegen. 

Den Sprengel der bifchöflichen Kirche zu Münfter, die der Metrone 
von Cöln angehört, bilden ihre innerhalb der Grenzen des preußifchen Ras: 
belegenen 287 Pfarreien fammt mehreren, außerhalb diefer Grenzen bi 
genen, und zu ihrer Diöces gehörigen, über die Wir Uns und Unſern Ns 
folgern, den Päpften zu Rom, die Macht vorbehalten in Zufunft, wie « 
Uns in dem Herrn wohlgefallen wird, zu verfügen. Außerdem we 
einigen Wir mit ihr die Regionen Redlinghaufen, Sterferatb und Re: 
fonft zur Cölner Diöces gehörig, jedoch mit Ausihluf der Pfarrei Om: 
auf belgiihem Staatsgebiet; fodann von der gegenwärtig aufgehoben 
Aachener Diöcefe die Canton-Pfarreien Calcar, Eleve, Cranenburg, Dalk« 
Geldern, God, Kempen, Meurs, Rheinsberg, Wanfum, Wefel, Kanten m: 
ihren Hülfspfarreien und Nebenfirchen, jevoh mit Ausnahme ver auf de 
(Sebiete des Königs der Niederlande belegenen. Wir fügen ferner bin 
die Pfarreien Elten und Emmeridy mit ihrer Tochterfirche, jo bisher un 
der holländiſchen Miffion geftanden, vdesgleichen die Pfarrei Damme, de 
Wir von der Didced Dsnabrüf trennen, und die Gemeine zu Dlvenbun, 
die Wir von der nordifchen Miffion ausfcheiden laffen, und welche zum © 
biete des Herzogs von Didenburg gehören. Endlich übergeben Bir de 
jegigen und fünftigen Bifchofe von Münfter zu beftändiger Leitung und I 
waltung die fünf Pfarreien Namens Brechterbed, Ibbenbühren, Mettinat 
Nede und Halverde, die der Verwaltung des Weihbifhofs von Osnahr 
widerruflich anvertraut waren. 

Der Sprengel der bifchöflichen Kirche von Paderborn, deren Metrom! 
ebenfalls die Kirche von Cöln ift, behält feinen bisherigen Umfang. M 
ihm vereinigen Wir den ganzen Sprengel des gegenwärtig aufgehoben 
Bisthums Corvey, außerdem aber noch von dem überrheinifchen Gebiet ir 
yormaligen Erz-Didces Cöln: die Decanate Mefcheve, Attendorn, Brilen 
Rormbach, Medebah und Wattenfcheid, mit ihren Pfarr: und Tochterfirden 
ferner das Commiffariat Haaren und die Deranate Nietberg und Wirt 
brüdf mit ihren Pfarreien und Tochterfirchen, welche von der Didces Dein 
brüd abgelöft werden; fodann, mit Ablöfung von der Didces Mainz, nad 
her Regensburg: die Pfarreien Siegen und Obernepfften, ſammt der Zt 
Heiligenftadt mit ihrem Decanate und den Deranaten Beuren, Bifhofbret 
Kirhworben, Kühlſtädt, Langenfelde, Neuendorf, Nordhauſen, Rüftentelt 
Wiefenfelde mit ihren Pfarreien und Tochterfirhen, und der Stadt Erin 
mit den drei vorftädtiichen Pfarreien, wie auch die Pfarreien des Grokh 
zogtbums Weimar; nicht minder die Pfarrei Eppe im Fürftenthume Bald 
jonft zum cölnifchen Sprengel gehörig. Endlic übergeben Wir, mit AN 
fung vom apoftolifhen Picariat der nordiſchen Miffionen, dem jegigen UM 
fünftigen Bifchöfen von Paderborn zu beftändiger Verwaltung die Pfarri® 
Minden in Weſtphalen, und Apersleben, Althaldensieben, Ammensled", 
Afchersleben, Hatmersleben, St. Andreas und St. Catharina zu Hal 
ftadt, Hammersieben, Hadersleben, Huisburg, Magdeburg, Marienbed, M 
rienftubl, Mayenbof, Stendal, Halle und Burg. In Erwägung aber de 
boben Alters Unfers ehrwürdigen Bruders, des trefflichen Biſchofs yon N 
derborn und Hildesheim und apoftolifhen Vicars in Norden, Franz Ca" 
von Fürftenberg, wie auch feines ausgezeichneten Verdienſtes um bie Kirkt 
und fatholifche Religion, und um ihn mit neuer Bürde der Verwaltung # 
verfchonen, verfügen und verordnen Wir, daß aus Nückficht vieles bad 
würdigen Hirten einftweilen feine Veränderung vorgenommen, vielmehr al 
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in dem Stande, worin es dermalen fidh befindet, belaffen, und die vorge: 
dachte Erweiterung der Didcefe Paderborn erft dann zur Vollziehung ge: 
langen foll, wenn nadı dem Abgange des vorbelobten Bifchofs Franz Egon 
auf den erledigten Stuhl zu Paderborn ein neuer Bifhof durch Autorität 
des apoftolifhen Stuhls eingefegt fein wirt. Indeß follen alle von den 
Diödcefen Cöln und Osnabrüd, wie vor befagt, getrennten Orte und Pfar- 
reien einem, von Uns zu beftellenden, apoftolifchen Vicar überwiefen werben, 
um felbige bis zur Erledigung des Stuhl von Paderborn und des neuen 
Biſchofs Einfegung einftweilen zu verwalten. In gleicher Art follen auch 
Die, von der Diöces Mainz, fpäter Regensburg, abgelöften Orte und Pfar: 
reien, die von dem vormaligen Bifchofe von Corvey, jest Bifchofe von 
Münfter, verwaltet werden, der einftweiligen Leitung eines apoftolifchen 
Picard anvertraut werden. 

Den Sprengel der beiden erzbifhöflihen und für immer zu gleichen 
Rechten vereinigten Kirchen von Gnefen und Pofen werden jene Orte aus— 
machen, die dazu jeßo, feit der legten Diöceſan-Umſchreibung des König- 
reich8 Polen, aebören, jedocd mit Ausnahme ver Decanate Schlochau, Tuchel 
und Kamin, die, wie unten angeführt werden foll, zur Diöcefe Culm abs 

etreten werden. — Dazu fommen die Decanate Kruswig, Gniewfowo und 
— bisher zur Diöces von Wrazlawek gehörig und einſtweilen 
unter die Verwaltung des apoſtoliſchen Vicariats zu Danzig geſtellt; ſodann: 
die Decanate Oſtrzeszow und Kempen, die von der Didces Breslau abge— 
löſt werden. Was aber die Bertbeilung dieſes Sprengel an die beiden 
vereinigten Metropolitan-Kirhen anlangt, fo überlaffen Wir dem unten zu 
— Vollzieher dieſes Briefs, darüber die näheren Verfügungen 
u treffen. 
Der Sprengel der biſchöflichen Kirche zu Culm, welche Suffragan des 
Erzbiſchofs von Gneſen und Poſen iſt, wird beſtehen aus 215 Pfarreien, näm— 
lich aus den Decanaten: Leſſen, Rehden, Neumark, Löbau, Lautenburg, 
Straßburg, Gollub, Thorn, Culm, Culmſee und Gurzno mit ihren Hülfs— 
pfarreien und Tochterkirchen, ſammt der Pfarrei Bialluten (die, wie Gurzno 
vormals zur Diöces Plock gehörig, dermalen vom Weihbiſchof zu Culm 
verwaltet werden) — ſodann aus den Decanaten: Danzig, Putzig, Mirchau, 
Dirſchau, Stargard, Möwe, Neuenburg, Schwez, Lauenburg, Schlochau, 
Tuchel, Kamin und Fordon, die vormals zur Dibces Wrazlaweck gehörig, 
jetzt von dem vorerwähnten apoſtoliſchen Vicar zu Danzig beaufſichtigt 
werden — endlich aus dem Gebiete der Abtei Oliva, jedoch erſt nach dem 
Abgange ihres gegenwärtigen Beſitzers. Und da Uns vorgetragen iſt, daß 
es zu Culm an Gebäuden zur angemeſſenen Wohnung des Biſchofs und 
Capitels fehle: ſo geben Wir dem Vollzieher dieſes apoſtoliſchen Schreibens 
hierdurch die beſondere Macht: nach vorgängiger Anhörung der Betheiligten 
und reifer Erwägung, jedoch unter Beibehaltung des Titels und Namens 
des Bisthums Culm, und mit Ueberweifung von Kirche und Gebäuden, 
wenn es ihm in dem Herrn alfo gut zu fein bedünken wird, den Bifchof 
und das Domcapitel von Eulm nad Pelplin zu verfegen, vergeftalt jedoch, 
daß für die Erhaltung der Kirche zu Culm auf angemeffene Weife Sorge 
getragen werde. 

Der Sprengel der bifchöflichen Kirche zu Breslau, welche dem apoftoli- 
hen Stuhle unmittelbar unterworfen ift, bildet deren dermaliges Gebiet, 
mit Ausfchluß der Deranate Oſtrzeszow und Kempen, welde mit der Didces 
Pofen vereinigt find. Ferner tie Decanate Beuthen und Plef, die von dem 
Bisthume Krafau abgefondert werden. Sodann nachſtehende, in der Lauſitz 
belegene Pfarreien, als: Neuzell (gegenwärtig aufgehobenes vormals eremted 
Rloker), Wittihenau, Guntersporf, Hennersdorf, Pfaffendorf, Ullersdorf, 
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die bisher von dem Dechant des Collegiatftifts von St. Peter zu Bau: 
in der Oberlaufig verwaltet worden. Ueberhaupt 621 Pfarreien innerbil 
der Grenzen des preußifchen Reihe. Außerdem bebält dieſer Sprengel fen 
auf öfterreichifchem Gebiet belegenen Pfarreien. Endlich unterordnen 8: 
den Bifchöfen zu Breslau für jegt und fünftig die von dem apoftoliiie 
Nicariat der nordifhen Miffionen zu trennenden Pfarreien ver Str 


Berlin, Potsdam, Spandau, Franffurt a. d. D., Stettin und Gtraliun ) 


welche von dem vorermwähnten Probfte zu St. Hedwig in Berlin, ale Teı 
gaten des Bifchofs von Breslau, verwaltet werden follen. 

Den Sprengel der bifchöflihen Kirche von Ermland, welche ebentil: 
dem apoftolifhen Stuhle unmittelbar unterworfen ift, bildet ihr dermaliı« 
Gebiet, nebft den von dem Bisthume Culm getrennten Decanaten: Fürfte 
werder, Neuteih, Marienburg, Stuhm und Chriftburg mit ibren Hült 
—5 und Tochterkirchen, ſo daß der ganze Sprengel 119 Pfarreien ı 
i aſſet. 

Vorgedachte Städte nun und Kirchen, erzbiſchöfliche und biſchöflict 
fammt Pfarreien und Orten, ihnen zum Sprengel beigelegt, auch Einmwohnen 
beiverlei Geſchlechts, ſowohl geiftlichen als weltlichen Standes, übermeie 
Wir den Kirchen und deren Hirten zu ewigen Zeiten ald Stadt, Sprena 
Diöces, Geiftlichfeit und Gemeine, und unterwerfen fie ihnen im Geiftlice 
dergeftalt und alfo: daß, nachdem vorerwähnter Biſchof Joſeph von.Ermlar 
diefen Brief gehörig wird vollzogen haben, und einiger, in der Form: dam 
ale nun, getroffene befondere Verfügungen Zeit gefommen fein mird, " 
felbft oder durd; andere in ihren Namen, wahren, wefenbaften, und mil 
lichen Befis der geiftlichen Leitung und Verwaltung, und jegliches Diörefar 
und Orpinariatrechts, in gedachten Städten und deren Sirchenfprengei 
wie auch Gütern und Einfünften, zu ihrer Ausftattung, wie unten fol 
ausgefegt, Fraft canonifcheapoftolifcher Einfegungsbriefe, frei ergreifen, au 
in dem ergriffenen Befige fich erhalten mögen. Daher denn auch, von des 
Augenblide, da fie nad diefer Unferer Verordnung von den einzelnen {ma 
beigelegten Sprengeln werden Befig ergriffen und deren Leitung mit Mi 
That angetreten haben, alle Jurisvietion der vorigen Vorgeſetzten, gleicher 
ob Ordinarien oder PVicarien, aufbört, und alle venfelbigen ertheilte Facul 
täten in den ihrer Jurispietion entzogenen Diftrieten und Orten fofort ihr 
Kraft und Gültigfeit verlieren. 


Auch wollen Wir zum Nutzen der unterfchiedlihen Sprengels-Einſaſtn 


hierdurch vorschreiben und verfügen: daß alle, auf die abgetrennten un 
anderweitig einverleibten Kirchen- Sprengel, Pfarreien und Orte fih & 
ziebenden Beweisthümer aus den alten Canzleien ausgezogen, und an 
derjenigen Bisthümer, dahin die Einverleibung geſchehen ift, zu beftändgt 
Aufbewahrung abgeliefert werben follen. . 
Inzwifchen werden Unfere ebrwürbigen Brüder, die Erzbifchöre ꝛ 
Prag und Ollmüg, wie auch die Bifchöfe von Königingräg und Leitner 
er Jurisdietion, fo fie bisher im preußiichen Gebiet ausgeübt, auch rem 
ehalten. 
Hingegen werden die in biefer Unferer Verordnung nicht mit ein 
griffenen und außerhalb des preußifchen Reichs belegenen Tochterfiränt 
Pfarreien und Brüche von Pfarreien, von ihren Mutter und Pfarrfirtt 
fo innerhalb vefjelben Reichs belegen find, hierdurch abgeſchieden; und ® 
folfen die nächften Orbinariate dafür Sorge tragen, daß diefelben mit and“ 
Mutterfirchen und Pfarreien von einerlei Staatsgebiet vereinigt wert! 
leichwie Wir es umgefehrt mit den innerhalb des preußischen Reichs vr 
egenen, zu ausländiſchen Müttern gehörigen Pfarreien, Tochterkirchen IM 
Pfarrbrüchen, ebenfo gehalten wiffen wollen. Und behalten Wir Und um 
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dieſem apoftolifhen Stuhle vor, was die geiftliche Führung anderer Bezirfe 
und Orte angeht, wenn es nöthig ift, befondere Fürforge zu thun. 

In Erwägung aber des großen Umfangs der Kirchiprengel des preu— 
Bifchen Reichs, und der großen Anzahl der Eingewidmeten, wie auch: daß 
es biernady den Erzbifhöfen und Bifchöfen überaus fchwer fallen dürfte, 
allen Gläubigen das Sarrament der Firmung augzufpenden, und ohne Bei- 
ftand eines fremden Biſchofs alle gottespienftlihen Handlungen des bifchöflichen 
Standes zu verrichten, wollen Wir die weibbifchöfliche Würde in denjenigen 
Sprengeln des preußifchen Reichs, in denen fie bereits befteht, nicht allein 
hierdurch beftätigen, fondern auch in den Sprengeln von Trier und Eöln 
berftellen und von neuem errichten; demzufolge dann jeder Erzbifchof und 
Bifchof an Uns und Unſere Nachfolger, die Päpfte zu Rom, die Bitte zu 
bringen hat, daß ein mit ven Bergen Erforderniffen verfebener Mann, 
geiftlichen Standes, zu der weihbifhöflihen Würde beftimmt, und in Vor: 
gang des canoniſchen Proceſſes, auch mit Beachtung bergebrachter Formen, 
und nad Anweifung eines anftändigen Ausfommeng zu einem Titular-Bis— 
thum in Landen der Ungläubigen erhoben werden möge. 

Und weil Wir die Herftellung des berühmten, uralten erzbifchöflichen 
Stuhls zu Cöln, der Erhaltung des vor 20 Jahren, gleihfam an feiner 
Statt, errichteten Bisthums Aachen vorgezogen haben, aber auch, in Ueber: 
einftimmung mit des Durdlaudhtigften Königs von Preußen Wunfh und 
geneigtem Willen, der Stadt Aachen etwas Angenebmes ermeifen wollen: 
10 beichließen und verfügen Wir, daß vie bieherige Cathedrale zur heiligen 
Jungfrau Maria vafelbft in ein Collegiatftift umgewandelt werden foll, bes 
ſtehend aus der einzigen Würde eines Probftes und aus 6 Canonicaten, 
deren Verleihung, was die Probftei betrifft, dem heiligen Stuble ausſchließ— 
lich, was hingegen die Canonicate angeht, ihm in Abwechſelung mit dem 
Erzbifchofe zu Cöln, gebühren wird. Diefen Capitularen verleihen Wir 
aus befonderer Gnade die Erlaubniß, violettfeivene Großtalare zu tragen, 
mit feidenen Schnüren aufgefchürzt, und im Winter Hermelinfell, im Sommer 
Mozetten über die Chorhemden. Berner: die Befugniß eigene Sasungen 
aufzurichten, in verfelbigen Form und Weife, wie oben von den Gathevral- 
Capiteln geſagt worden ift. 

Zum Vollzieher vieles Unferes Briefes ernennen, wählen, fegen und 
serorbnen Wir Unfern ehrwürdigen Bruder, Joſeph, Bifhof von Ermland, 
auf deffen Einficht, Gelehrfamfeit und Rechtlichkeit Wir in dem Herrn ein 
großes Zutrauen fegen. Ihm überlaffen Wir, alle und jedes Borbefagte 
und von Uns Verfügte zum vorgefegten Ziel zu leiten, und (damit die er— 
ledigten Stühle, wie es die Noth erfordert, des baldigften mit tüchtigen 
Hirten verfeben und die kirchlichen Angelegenheiten in befferen Stand und 
Ordnung gebracht werden mögen) die Kirchen mit angemefjener und feiter 
Ausftattung zu verforgen. Die dazu erforderlichen Mittel wird der vorge— 
priefene Durclauctigfte König von Preußen, feiner Huld nad, freigebig 
bewilligen, als welcher Fürft Uns Gefinnungen ver höchſten Großmuth und 
Güte gegen die feinem Scepter unterworfenen Ratholifen, zu erkennen ge- 
geben und zu unverzüglicher Herftellung aller Diöcefen feines Reiche folgende 
Art und Weiſe der Ausftattung dargeboten hat: 

Es follen auf die, namentlich dazu angemwiefenen Staatd-Waldungen 
fo viel Grundzinfen errichtet werden, als auszuftattende Sprengel da find; 
und zwar zu jolchem Betrag: daß die davon jährlich zu erhebenden reinen, 
von jeglicher Beläftigung freien Einfünfte ausreichen, entweder zu gänzlicher 
Ausftattung der Sprengel, wenn es durchaus daran gebricht, oder zur Er— 
ganzung der Ausftattung, wenn Sprengel einen Theil ihrer Güter noch be— 
figen, fo daß jede Didces zufünftig ein foldhes Jahreinfommen haben möge, 
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welches bie für die erzbifchöfliche oder bifchöfliche Tafel, für Das Domcapit 
für das Seminar und für ven Weihbifchof ausgefesten, unten aufzuführen 
Einfünfte vollfommen vede; und daß das Eigenthum folher Grundzine: 
durch Urkunden, in bündiger ven Gefegen jenes Reichs entfprechenver Fon 
abaefaßt und von dem vorgepriefenen Könige felbft vollzogen, einer jan 
Kirche übertragen werde. Und weil vorgedachte Waldungen, wie Die Staat: 
güter überhaupt, aus Anlaß ver, im Kriege gemachten, Schulden mit I 
pothef belaftet find, venfelben daher fein Grundzins auferlegt, auch ihr Ei 
fommen nicht bezogen werden fann, bevor dur Zahlungen, welche vie Kr 
gierung den Oypothefar-Gläubigern geleiftet, ver Betrag der Staatsſchü 
vermindert, und ein zureichender Theil der Staats » Waldungen von te 
Hypothek frei geworden ift; ferner, da nach dem Gefege, wodurch der Durs 
lauchtigſte König den Staategläubigern diefe Sicherheit gewährt bat, i 
Jahre 1833 durch die Behörden ſich enticheiden wird, was für Grundſtüt 
von der Hypothek erledigt oder noch damit befchwert bleiben werden: io 
Schließen Wir, daß die Eintragung gedachter Grundzinfen in dem ermähnte 
Sabre 1833, oder auch theilmeife früher, wenn nämlich ein Theil der Tal 
dungen von jener Hypothek befreiet würde, ftattfinden fol. ES werben ven 
nach, wenigftens vom Jahre 1833 ab, jene Grundzinfen von den einzelne 
Didcefen unmittelbar erboben; von nun an aber bis zu gedachten Jatır 
bin, oder bis dahin, da die Errichtung des Grundzinfes früher zu Stand 
füme, foll eine, dem Ertrag der Grundzinfen gleichkommende Baaridı 
aus den Negierungshaupteajien ver Provinz einer jeglichen Diöces ausr 
zahlt werden. Und um jede Beforguiß zu heben, daß diefe Art ver Zu 
lung aud über das Jahr 1833 hinaugreichen könne, wenn vielleicht die F 
börde der Errichtung gedachter Grundzinfen widerfpräche, weil die Staat: 
ſchuld noch nicht genugfam vermindert worden fei; fo bat der belobte Kim 
fid) erboten und feft zugefagt und verbeißen: wenn wider alle Ermartun 
fid) folches zutragen möchte, daß dann mit baarem Gelvde des Staat N 
viel Grunpftüde erfauft und den Kirchen zu eigenthümlichem Beftge üb 
geben werden follen, als erforderlich find, um durch ihr jährliches Ein 
fommen den Betrag jener Grundzinfen zu erreichen. Da nun der Dur 
lauchtigfte König verbeißen bat, über diejes Alles bündige, in feinem Ant 
zu Recht beftehende, von Ihm felbft zu vollziehende Urfunden zu deſto ficer“ 
Vollführung ausftellen zu laffen; fo fol gedachter Biſchof Joſeph verpflicht 
fein, jeder Kirche eine dergleichen Urkunde zur Aufbewahrung in ihrem Arc! 
zu überliefern. | 
Es haben aber die Einfünfte diefer Art, ver föniglichen Verbeigung | 
gemäß, frei von allen Laften, folgenden Betrag jührlicher Ausftattung U | 
erreichen, als: für ven Erzbifchof von Cöln, auch für ven Erzbifher vor | 
Gnefen und Pofen 12,000 preußifche Thaler. Für die Bifchöfe yon Ir, | 
Münfter, Paderborn und Culm 8000 Thaler felbiger Währung. Für! | 
Biſchof von Breslau 12,000 Thaler felbiger Währung, außer feinem Gurt | 
MWürben im Preußifchen und außer feinen Einfünften aus demjenigen Theil 
der Didces, welcher dem Scepter Unferes geliebteften Sohnes in Chr, 
des Kaifers von Defterreih und apoftolifhen Königs von Hungarn m 
Böhmen, Franz, unterworfen if. Anlangend die Ausftattung des biſch 
lichen Tifhes von Ermland, fo erflären Wir, daß, da diefer Stuhl Gir 
und feftes Einkommen befiget, vor der Hand feine Veränderung ſtattfindes 
fol. Es wird jedoch zu feiner Zeit eine ähnliche Einrichtung, wie in A 
ſehung der übrigen Stühle, durch apoftolifche Autorität getroffen werden. 
Sleichermaaßen wird das Metropolitancapitel zu Cöln ausgefaltt 
werden zum jährlichen Betrage: für ven Probft von 2000 preußifchen Thal; 
für den Dechant ebenfalls 2000 Thaler; für die beiden erften wirlichen 
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Canonici mit 1200 Thalern; für jeden der ſechs folgenden wirklichen Ca— 
nonici mit 1000 Thalern; für die beiden jüngften wirklichen Canonici mit 
SOO Thalern; für jeden der vier Ehren-Canonici 100 Thaler; für jeden ver 
acht Vicarien oder Pfründner 200 Thaler. 

Bei der erzbiichöflichen Kirche zu Gnefen werden der Probft und bie 
ſechs Gapitularen, welche in Zufunft deren Eapitel ausmachen, fortfahren 
daſſelbe Einfommen zu beziehen, welches der Probft und die fechs älteften 
Eapitularen gegenwärtig genießen. Ale Einfommen der erzbifchöflichen Kirche 
zu Pofen werden in ver vorerwähnten Weife angewiefen werden: dem Probfte 
41800 Thaler; dem Dechant ebenfalls 1800 Thaler; jedem ver beiden älteften 
Canonici 1200 Thaler; jedem der vier folgenden 1000 Thaler; jedem ber 
beiden Jüngften 800 Thaler; jedem Ehren-Canonico 100 Thaler; jedem 
Vicar oder Pfründner 200 Thaler. 

In ven Domcapiteln Trier und Paderborn dem Probfte 1400 Tbaler; 
dem Dedant ebenfalls 1400 Thaler; den beiden älteften Canonicis jedem 
1000 Thaler; den beiden folgenden jevem 900 Thaler; den übrigen jedem 
800 Thaler; jedem der vier Ehren-Canonici 100 Thaler; jedem der ſechs 
Vicarien oder Pfründner 200 Thaler. 

In dem Domrapitel zu Münfter dem Probfte 1800 Thaler; dem Dechant 
1800 Thaler; jedem der beiden älteften Canonici 1200 Thaler; jedem ber 
vier nachfolgenden 1000 Thaler; jedem der beiden jüngften 800 Thaler; 
jevem ver vier Ehren» Canonici 100 Thaler; jedem der acht Vicarien oder 
Pfründner 200 Thaler. 

In der Catbepralfirche zu Culm dem Probfte 1200 Thaler; dem Dechant 
ebenfall8 1200 Thaler; dem älteften Canonico 1000 Thaler; dem zweiten 
900 Thaler; jedem der übrigen ſechs 800 Thaler; jedem ver vier Ehren- 
Canonici 100 Thaler; jedem der ſechs Vicarien oder Pfründner 200 Thaler. 

In der Domfirche zu Breslau dem Probfte 2000 Thaler; dem Dedant 
ebenfalls 2000 Thaler; dem erften Canonico der die Scholafterpfründe hat 
1500 Thaler; jedem der beiden nächftfolgenden Ganonici 1100 Thaler; den 
übrigen fieben Canonicis jedem 1000 Thaler; ven ſechs Ehren-Canonicis 
jedem 100 Thaler; jedem der acht Vicarien oder Pfründner 200 Thaler. 

Anlangend das Domcapitel des Bisthums Ermland, erflären Wir, daß 
für jest eine Veränderung feiner Ausftattung nicht eintreten fol, behalten 
aber Uns und Unſern Nacfolgern, ven Päpften zu Rom, vor, ihm in Zu: 
eg — ähnliche Einrichtung, als den übrigen Domcapiteln, angedeihen 
zu laſſen. 

Das Collegiatſtift zu Aachen, aus einem Probſte und ſechs Capitularen 
beſtehend, wird jenen Betrag des Einkommens behalten, den das bisherige 
Domcapitel dafelbft bezog. 

Serner foll gedachter Bifchof Iofeph, von Ermland, zu angemejjener 
fiherer Ausftattung der Seminarien jeder Diöces, dieſen Anftalten, mit 
Beibehaltung der Güter, die fie etwa fchon haben, jene ganz neue oder 
ergänzende Ausftattung überweifen, zu welcher der Durdlaucdtigfte König 
in feiner Freigebigfeit ſich erboten bat. 

Deögleichen tragen Wir ihm, dem Biſchofe Joſeph, bierdurd auf: daß 
er den Erzbifchöfen und Bifchöfen zu ihrer anftändigen Wohnung entweder 
die alten bifchöflichen Reſidenzen, wenn dieſes füglich gefchehen fann, over 
andere Häufer in den Städten, auch, wo die Umſtände es begünftigen, einen 
Sommeraufentbalt, Alles, wie die Gnade des Königs es verleihen wird, 
feft beftimme und anweiſe. Ein Gleiches gilt in Betreff ver Wohnungen und 
des Gelaffes für die Würden, Chorberren, here oder Pfrünpner, wie audı 
für die bifchöfliche Canzlei, das Domcapitel und Archiv. 

Zu baulicher Unterhaltung der Metropolitan- und Cathedralkirchen (mit 
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Einfhluß der als Catheprale fupprimirten, übrigens aber beibebaltenen &ı | 
chen zu Corvei und Aachen) wie auch behufs des Aufwandes für ven Gott 
dienft und für die Kirchenbedienten, follen alle jene Güter und Einfünk 
auch künftig gewitmet bleiben, welche e8 gegenwärtig bereits find, und dere 
forgfältigfte Erhaltung ver Durdlauchtinfte König Uns verheißen hat. It 
Fall außerordentlicher Noth vertrauen Wir, daß für dieſes Bedürfniß au 
dem Vermögen des königlichen Schatzes mit Freigebigfeit werde geforgt werten. 

Dem vorgedachten Biſchofe Joſeph legen Wir überdies auf, Daß er in 
jedem Grzbistbum und Bisthum für herkömmlich angemejjene Ausftattun 
der weibbifchöflichen Würde forge; aucd den Erzbifchöfen und Bifchöfen vu 
erforderlichen Einnahmen zur Befolvdung des General-Birars und zu 
Unterhalte der Bebörde, nach der höchſt freigebigen und fürforglichen Ber 
fügung des Königs übermweife. 

Und da der Durclauctigfte König von Preußen verheißen bat, du 
jene Häufer, die zur Verſorgung ausgedienter, alter und franfer Priefe, 
wie auch zur Zähmung ungeratbener Geiſtlichen, bereitet find, nicht eingeber, 
vielmehr da, wo es noch daran gebricht, deren neue errichtet werden jollen: 
fo überlaffen Wir Ihm, dem Bifchofe Jofepb, in vorgängiger Erfenntmi 
veffen, was der vorbelobte König dieferwegen verfügt hat, auch nad einge 
zogenem Gutachten der betreffenden Ortsordinarien, unter deren Auffidı 
dergleichen Häufer bleiben müfjen, alles, was zu deren Ausftattung gebön, 
anzuordnen, 

Da ſich aber in ven Domfirchen zu Aachen und Corvei heilige Gerät 
befindet, veffen diefelbigen zur Ausübung der Pontifical-Hanplungen in Ju 
funft ferner nicht bevürfen, fo ertbeilen Wir dem erwähnten Bifchofe Jolm 
die Macht, folches zum Gebrauche und Nugen der Metropolitanfirde jı 
Cöln, wenn foldes nötbig ift, fonft aber zum Nusen anderer Kirchen ti 
preußifchen Reichs zu verwenden. 

Ferner, mit Nücdficht auf den Betrag des Einfommens, weldes de 
erzbifchöflichen und bifchöflichen Sitzen des preukifchen Reihe dermalen bi 
gelegt worden ift, wollen Wir, daß fie in den Büchern der apoftolifchen Kam 
mer in Zufunft geichäst fein follen, wie folgt: die Kirche zu Coln mit 1000 Bolt 
gulden des Kammerſatzes; die vereinte Kirche von Gneſen und Pofen eben 
falls mit 1000 Gulden; die Kirche zu Breslau mit 1100%, Gulden, m 
Kirchen von Trier, Münfter, Paverborn, Eulm und Ermland, jede zu 
666°, Gulden. 

Auf daß aber Alles, was bier verordnet worden, gehörig, gut und dal 
ing Werf gerichtet werde, ertheilen Wir dem mehrgedachten Bifchofe Joler) 
von Ermland, ale angeorpnetem Vollzieher dieſes Vriefes, alle und jet 
Vollmachten, fo zu diefem Gefchäfte nöthig oder dienlich find, auf daß et, 
nad vorgängiger Ausftattung mittelft ver, in rechtsgültiger Form abzu 
faffenden Urfunven, zur Errichtung oder neuer Geftaltung einer jeden Kirde, 
wie auch ihres Kapitels, desgleichen zur Umfchreibung ihres Sprengels ver 
fchreiten, auch alles Uebrige, wie vor befchrieben ift, ausrichten und ordnen 
möge, als wozu Wir ihm hiermit Unfer apoftolifches Anfehen leihen. Fern 
legen Wir Ihm, dem Biſchofe Joſeph, die Befugniß bei: zu deſto vol 
kommenerer Vollziehung dieſer Sachen, zumal an Orten, die von feinem 
Aufenthalte weit entlegen find, Eine oder auch mehrere Perſonen, die a 
gleicher oder anderer kirchlicher Würde ftehen, ftatt feiner mit Bollmadt it 
verfehben. Und fomohl er felbft als jene Perfon oder Perfonen, jo er mit 
Vollmacht verfehen baben wird, follen ermächtigt fein, über jeden Einwand, 
der vielleicht bei Gelegenheit der Vollziehung dieſes Briefs gemacht werden 
dürfte, mit Beobachtung jedod der Formen des Rechts, ſchließlich und ent 
Berftattung einiger Berufung zu erfennen. 
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Mir machen aber auch dem befagten Bifchofe Joſeph zur Pflicht und 
gebieten ihm, daß er Abfchriften aller Verhandlungen, fo fih auf die Voll— 
ziehung gegenwärtigen Briefes beziehen, ſowohl feiner eigenen ala derer, die 
er ftatt feiner bevollmächtigt haben wird, innerhalb vier Monate nach voll- 
brachter Vollziebung, in beglaubigter Geftalt, an diefen apoftolifchen Stuhl 
überichide, damit folde in dem Ardiv der Verſammlung, vie über vie 
Eonfiftorial-Angelegenbeiten gefegt ift, altem Gebraucde gemäß, aufbewahrt 
werden mögen. 

Es foll aber diefer Brief und Alles was darin enthalten und befchloffen 

ift, weder darum: daß die, oder die, fo an dem Borbefagten, ganz oder 
tbeilmweife, berechtigt oder betheiligt find, oder aud erft fünftig zu fein 
behaupten (fie mögen fein weß Standes oder Ranges fie wollen, ſelbſt aus— 
drücklicher und namentliher Melvung würdig) nicht darein gewilligt; oder 
daß Einige aus ihnen nicht dazu gerufen, oder gar nicht, oder nicht genug- 
fam angehört; noch felbft um Verlegung willen, oder aus einem anderen in 
den Rechten noch fo fehr begünftigtem Grunde, Anfchein, Vorwand, oder 
Verfügung, felbit des gefchloffenen ranonifchen Geſetzbuchs, weder ale 
erſchlichen, oder nichtig, oder Unferer wahren Willensmeinung und der Be— 
ftimmung der Betheiligten ermangelnd, oder mit einem andern, noch fo großen 
und weſenhaften Gebreden, wie es immer ausgedacht werden möge, behaftet; 
noch auch darum: daß die Feierlichfeiten und Formen nicht gehörig beob- 
achtet und vollbradyt; oder daß die Urſachen, um derentwillen Vorgedachtes 
ergangen ift, nicht genugfam angeführt, nachgewiefen und gerechtfertigt worden, 
jemals fünnen in Anfpruc genommen, angefeindet, entfräftet, ausgefeßt, 
befchränft, befchnitten, in Zweifel gezogen, noch dagegen Wiedereinfegung in 
den vorigen Stand, Erlaubniß zu reden, oder irgend ein anderes Rechts— 
mittel der Form oder des Thatbeftandes zugeftanden werden. Auch foll diefer 
Brief unter die Verfügung der ibm etwa widerwärtigen Verordnungen, 
Mivderrufe, Suspenfionen, Beichränfungen, Aufbebungen, Weränderungen, 
Verfügungen und Erflärungen, allgemeinen und beionveren, keineswegs 
begriffen, vielmehr gänzlid davon ausgenommen fein und bleiben, und als 
von Ung, aus päpftlicher Fürforge, gewiffer Erfenntniß und Fülle anoftolifcher 
Gewalt erlaffen, fih durchaus vollfommener Kraft und Gültigfeit erfreuen, 
mithin zu feiner vollen Wirffamfeit gelangen, und zufünftig von Allen, die 
es angeht und angehen wird, beftändig und unverbrüchlich beobachtet werden ; 
aud den Bifchöten und Gapiteln vorgedachter Kirchen und anderen darin 
mit Gunft bedachten Perfonen zu ewigen Zeiten in alle Wege zum Nusen 
gereihen. Sie follen daher, in Betreff des Vorgedadhten und aus deſſen 
Anlaß von Niemanden, er fei welches Anfehens er wolle, beläftigt, geftört, 
beunruhigt oder gehindert werben; auch nicht zum Beweife over zur Be— 
fräftigung deſſen, was in dieſem Briefe gefchichtlich angeführt ift, verpflichtet 
fein, und dazu weder im Gerichte noch außergerichtlich jemals können ange: 
halten werden. Und fall es fich zuirüge, daß Jemand, mweldes Anſehens 
er auch fei, wifjentlich oder unwiſſentlich hiergegen handelte, foll foldyes ale 
null und nichtig angefehen werden. 

Auch fol nicht dawider fein: „daß wohlerworbene Nechte nicht aufzu— 
heben,” ferner: „daß bei Suppreffionen vie Vetheiligten zu hören” und was 
dergleichen Unferer und der apoftolifhen Ganzlei-Regeln mehr find. So 
a nicht der gedachten Kirchen mit päpftlicher oder fonftiger Betätigung 
verfehene Statuten, uralte Gewohnheiten, aud Privilegien, Indulte und 
Berleihbungen von noch fo befonderem Inhalt, felbft ausprüdlicher Meldung 
Würdige. Auch nicht die von den Päpften und in den Provinzial- oder 
Generalſynoden ausgegangene Verordnungen und Beſchlüſſe aller Art, vie 
Wir vielmehr fammt und fonders, ihrem ganzen Inhalte und ihrer Form 
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nad, und (dafern deren befondere ausprüdliche und eigentliche Ermähne 
nöthig oder dazu eine andere befondere Weife erforderlib wäre) gleid :: 
ob ihr Inhalt von Wort zu Wort, nichts ausgelaffen, bier eingetragen, ur 
jene Form genau beobachtet worden wäre, aus apoftolifher Gewalt, jom: 
ed deffen zur Vollziehung und Ausführung alles Vorgedachten bedarf, bın 
durch gänzlich entfräften,; wie auch in gleicher Weife alle8 Ulebrige w« 
Dbigem entgegenftebt. 

Auch wollen Wir, daß den Abfchriften diefes Briefes, felbft Aborüde 
die durch Unterfchrift eines öffentlichen Notar beglaubigt, und mit im! 
Siegel einer Perfon, die in kirchlicher Würde fteht, verfeben find, über. | 
wo fie dargereicht und vorgezeigt werden, gleicher Glaube, wie der Urfän| 
zu Statten fommen fol. 

Niemand alfo, wer er auch fein möge, foll diefen Unfern Brief x 
Aufhebung, Erlöfhung, Vernichtung, Herftellung, Erridtung, Wereinigu: 
Theilung, Trennung, Abfonderung, Beifügung, Zuwendung, Umfchreibur: 
Verleihung, Berftattung, Gewährung, Ueberweifung, Ergänzung, Unte 
werfung, Beilegung, Sasung, Erflärung, Ueberlafjung, Aborpnung un 
Beauftragung, Befchliefung, Aufhebung und Willensäußerung, auf iram 
eine Weiſe brechen oder freventlih dagegen handeln. Wer aber Soldes 
tbun wagt, foll mwiffen, daß er die Ungnade des allmädıtigen Gottes ım 
feiner heiligen Apoftel Petrus und Paulus auf fich lenfe. 

Gegeben Nom an der Kirche der heiligen Maria, der Aelteren, ir 
Jahre nad ver Menfchwerbung des Herrn Eintaufend Achthundert Zwanz: 
und Eins, ven fechszehnten Tag des Monats Julius. Unſeres Dberbirte 
Amtes im zwei und zwanzigſten Jahre. 


2. Minifterielle Bekanntmachung wegen der den Schiffen des Kirchenftaats u 
dieffeitigen Häfen zugeftandenen Abgaben-Gleichftellung mit den inländifde 
Schiffen. 22. September 1834. 


In Folge der von der päpftlien Regierung nah vorangeganaeın 
diesfälligen Verbandlung verfügten qänzlichen Gleichftellung der preußiſcha 
Schiffe mit den päpftlichen binfichtlih aller Schiffabrte-Abgaben, iſt zur 
mehr auch den Schiffen des Kirchenftaats die Gleichftellung mit den preuf 
fen in ven vieffeitigen Häfen vergeftalt zugeftanden worden, Daß in de 
preußifchen Häfen die Schiffe des Kirchenftaats bei ihrem Ginlaufen mt | 
bei ihrer Abfahrt, binfichtlich aller Hafen-, Tonnen», Leuchtthurm-, Lootſen 
und Bergegelver, und überhaupt binfichtlih aller andern, jest oder fünfts 
der Staatscaffe, den Städten oder Privatanftalten zufließenden Abgadır 
oder Laften irgend einer Art oder Benennung, auf ganz gleihem Fuße mi 
den preußifchen Schiffen behandelt, auch die auf pävſtlichen Schiffen ein 
oder ausgeführten Waaren feinen höheren oder anderen Abgaben irgen! 
einer Art, als die auf preußifchen Schiffen ein- oder ausgeführten Waarer 
zu erlegen haben, unterworfen fein foll. 

Berlin, ven 22. September 1834. 


13. Rußland. 


1. Bertrag in Betreff des Herzogthums Warfchau. 3, Mai 1815. 


Im Namen der allerheiligiten und untheilbaren Dreieinigfeit! 

Se. Majeftät der König von Preußen und Se. Majeftät der Kailt 
von Rußland, von dem Berlangen befeelt, die Bande noch fefter zu ſchließen— 
die Ihre Heere und Bölfer in einem barten und mörberifchen Kriege MT 
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einten, deſſen heiliger Zwef war, Europa den Frieden und den Nationen 
die Ruhe wiederzugeben, haben, um Ihre unmittelbaren Verbindlichfeiten 
zu erfüllen und aller Ungewißheit ein Ziel zu fegen, für nöthig erachtet, 
alles, was die auf das Herzogthum Warfchau ſich beziehenden Bereinba- 
rungen und die Ordnung der Dinge betrifft, die in diejer Hinficht aus dem 
Vereine der Unterhandlungen auf dem Congrefje zu Wien, und der Grund» 
ſätze von Gleihgewicht und Kräfte-Vertheilung entipringt, die dafelbft in 
Berbandlung genommen und aufrecht erhalten worden jind, definitiv und 
durch einen feierlihen Vertrag feftzuftellen. Der Nationalgeift, der Vortheil 
des Handels, die Berhältniffe, die geeignet find, Beftändigfeit in die Ver— 
waltung, Ordnung in die Finanzen, Wohlfahrt des Ganzen und der Ein» 
zelnen in die Provinzen Ihrer neuen Aneinandergrenzung zurüdzubringen, 
alles ijt zu Nathe gezogen worden; und, um viefes heilſame Werf zu voll: 
enden, die Grenzen Ihrer Staaten definitiv zu beftimmen und zu zieben, 
und wegen aller der Stipulationen übereinzufommen, wodurd das Wohl 
beider Staaten gefidhert zu werden vermag, haben Ihre königliche und fai- 
ſerliche Majeftäten Bevollmächtigte ernannt, welche, nad) gejchehener Aus- 
— ihrer in guter und gehöriger Form befundenen Vollmachten, über 
folgende Artifel übereingefommen fin. 

Da dieſe Artifel auf gemeinjamer, zum Behufe der gegenfeitigen Ver— 
träge zwifchen Preußen, Rußland und Defterreich gepflogener Unterhandlung 
beruhen, fo find fie, ihrer ganzen Geftalt und ihrem ganzen Inhalte nach, 
bis auf die, dur die Beſchaffenheit der Dinge felbjt begründeten Aus— 
nahmen, in den mit Seiner faiferlih Föniglichen apoftoliihen Majeftät ge- 
fchlofienen Vertrag eingerüdt. 

Art. 1. Derjenige Theil des Herzogthbums Warfhau, welden Seine 
Majeftät ver König von Preußen mit aller Souverainetät und zum völligen 
Eigenthume, für Sich und Ihre Nachfolger, unter dem Titel: Großber- 
zogthum Pofen, befigen werden, fol in ver nachſtehenden Linie be> 
griffen fein: 

Die neue Grenzfcheive hebt, an der Grenze yon Oftpreußen, bei dem 
Dorfe Neuboff an, folgt ver Grenze von Weftpreußen, fo wie dieje jeit 
1772 bis zum Tilſiter Frieden beftand, bis zum Dorfe Xeibitih, welches 
zum Herzogthume Warfchau verbleibt; von da wird eine, die Derter Kom— 
pania, Grabowice und Szytno zu Preußen laffende, bei legtgedachtem Orte 
über die Weichfel gehende Linie, an der andern Seite des, Szytno gegen- 
über in die Weichjel fallenden Fluſſes, bis an vie ehemalige Grenze des 
Nespiftrietes, bei Groß-Oporzfo, gezogen, fo daß Sluzewo dem Herzog- 
thbume, und Przybranowa, Holländer und Maciejewo Preußen gehört. Bon 
Groß-Opoczko geht e8 über Chlewisfa, welches preußifch bleibt, zum Dorfe 
Przibislaw, und von da über die Dörfer Piasfv, Chelmee, Witowiczky, 
Kobylinfa, Woyezyn, Orchowo, bis zur Stadt Pomwiedz. 

Don Powiedz gebt es weiter über die Stadt Slupre bis zu dem 
Punkte des Zufammenfluffes der Wartha und der Prosna. 

Von diefem Punfte folgt man dem Laufe der Prosna ftromaufwärtd 
bis zum Dorfe Koscielnawiez, eine Stunde Weges von der Stadt Kaliich. 

Dort wird zu diefer Stadt, auf dem linfen Prosna-Ufer, ein Gebiet 
im Halbfreife, nach dem Abftande des Dorfes Koscielnawiez von der Stadt 
Kaliih gemeffen, belaſſen, ſodann in den Lauf der Prosna zurüdgetreten 
und derjelbe weiter ftromaufmwärts, durch die Städte Grabow, Wierufjom, 
Boleslawice verfolgt, bis bei dem Dorfe Gola, an der fchlefiihen Grenze, 
Pitſchen gegenüber, die Linie endigt. 

Art. 2. Die Stadt Krafau wird, nebft vem Gebiete, weldes in dem 
additionellen, zwifchen den Höfen: Preußen, Rußland und Oeſterreich ge 
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meinfam unterzeichneten Vertrage bezeichnet ift, für frei und unabbär: 
erflärt. 

Art. 3. Das Herzogtbum Warfhau, mit Ausnahme der freien Ste 
Krakau und ihres Gebietes, imgleicdhen des, auf dem rechten Weichfelur 
an Seine Majeftät den Kaifer von Defterreich zurüdgelangenvden Bezut 
und der Provinzen, worüber fraft obiger Artifel ein Anderes verfügt wortr 
ift mit dem ruffifchen Reiche vereinigt. Seine Conftitution wird es daz: 
unwiderruflich verbinden, damit e8 auf immerwährende Zeiten ein Bei 
thum Seiner Majeftät des Kaifers von Rußland und Seiner Erben ıw 
Nachfolger fei. Seine faiferlide Majeftät behalten Sich vor, diefem Stae— 
im Genuffe einer abgefonderten Verwaltung, diejenige innere Ausdebnum 
zu geben, die Sie für angemefjen erachten werden. Sie werben zu Ibte 
übrigen Titeln den Titel: Czar, König von Polen, dem Formulare gemä: 
annehmen, weldes bei den mit Ihren übrigen Befigungen verfnüpften Titeh 
Gebrauches und Herfommene ift. 

Den Polen, die, beziebungsweife, ver hoben contrabirenden Theile La 
tertbanen find, follen Einrichtungen, welde die Erhaltung ihrer Nationalı: 
fihern, nad den Formen bürgerlichen Dafeins zu Theil werden, vie je: 
der Regierungen, denen fie angehören, ihnen zujugefteben für angemene 
erachten wird. 

Art. 4. Die Einwohner und Eigenthümer in den Ländern, vem 
Trennung der gegenwärtige Bertrag zur Folge bat, follen, wenn fie i 
unter einer andern Regierung niederlaffen wollen, fedhs Jahre hindurch de 
Freiheit haben, über ihr beweglidhes oder unbeweglidies Eigentbum, es e 
beichaffen wie e8 wolle, zu fchalten, e8 zu verfaufen, das Yand zu verlafen 
und den Erlös aus dergleihem Verkaufe, in baarem Gelde over in fonftige 
Werthmitteln, ungehindert und ohne Entrihtung irgend einigen Abzus: 
gelves, außer Landes zu bringen. 

Art. 5. Eine völlige, allgemeine und befondere Amneftie fol ; 
Gunſten aller Individuen, weß Standes, Gefchledhtes und Würden fie je: 
mögen, ftatthaben. 

Art. 6. Zufolge des vorhergehenden Artifeld fol Niemand in Zufunf: 
aus irgend welcher Urſache einer unmittelbaren oder mittelbaren, es feı x 
welcher Zeit es wolle, an den politifhen, bürgerlihen und Kriegs-Ermi: 
niffen in Polen gehabten Theilnahme, auf irgend eine Weife zur Unter 
ſuchung gezogen, nody beunruhigt werden können. Alle diesfälligen Proceikk, 
Rechtsjchritte oder Unterfuhungen follen als nicht geſchehen betrachtet, vi 
Deichlaglegungen oder vorläufigen Einziehungen aufgehoben, und es fol 
feinem, aus einer folden Angelegenheit berrührenden Acte Folge gegeben 
werden. 

Art. 7. Ausgenommen find von dieſen allgemeinen Beftimmunger 
wegen der Einziehungen alle die Fälle, mo die Verordnungen over in legter 
Inſtanz ergangenen Erfenntnifje bereits zur gänzlichen Bouftredung gelang: 
und durd Die nachher eingetretenen Begebenheiten nicht etwa wieder zu 
nichte gemacht worden find. 

Art. 8. Die Eigenfchaft eines Unterthans gemifchter Gattung (suje 
mixte) in Hinſicht auf Eigentbum, wird anerfannt und aufrecht erhalten. 

Art. 9, Jedes Individuum, weldyes unter mehr als Einer Landeshen 
ſchaft eigenthümliche Befigungen bat, muß binnen Jahresfrift vom Tage ve 
Ratifiention des gegenwärtigen Vertrages an, bei dem Magiſtrate der nädhiten 
Stadt, oder dem Kreishauptmanne des nächſten Kreiſes, oder der nächſten 
Givilbebörde, in dem von ihm erforenen Lande die in Anſehung feines feiten 
Wohnortes von ihm getroffene Wahl fchriftlich erklären. Diet von der em 
wähnten Magiftrats> oder fonftigen Behörde der Provinzial: Oberbehörte 
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einzureichende Erklärung macht das Individuum für feine Perfon und feine 
Samilie zu Untertbanen ausſchließlich desjenigen Landesherrn, in deſſen 
Staaten e3 feinen beftändigen Wohnſitz aufgefchlagen bat. 

Art. 10. Was die Minderjährigen und andere, unter VBormundfchaft 
oder Guratel ſtehende Perſonen betrifft, jo find die VBormünder oder Cura— 
toren Die nöthige Erflärung in der beftimmten Friſt abzugeben gehalten. 

rt. 11. Wenn irgend ein Individuum gemifchten Eigenthumsbeſitzes 
zu Ente der vorgefchriebenen Jabresfrift, die Abgabe der Erklärung über 
feinen beftändigen Wohnort unterlaffen haben jollte, fo ift felbiges als Un- 
tertban derjenigen Macht zu betrachten, in deren Staaten fich jein legter 
Wohnort befand. Seine Nichtäußerung wird ſolchen Falles als ſtillſchwei— 
gende Erflärung angefeben. 

Art. 12. Jeder Eigenthümer gemiſchten Befiges, der einmal feines 
Wohnorts wegen Erklärung gethan, behält nichts deſto weniger, binnen 
eines actjährigen Zeitraums vom Tage der Natification des gegenwär- 
tigen Vertrages an, die Freibeit, unter Abgebung einer neuen Wohnorts— 
Erflärung und Beibringung des Zulafjungsbriefes (Concession) von Seiten 
der Macht, unter deren Regierung er fich niederzulaffen gedenft, unter eine 
andere Yandesherrfchaft überzutreten. 

Art. 13. Der Eigenthümer gemifchten Befiges, der feine Wohnorte- 
Erflärung abgegeben bat, over, als ob er fie abgegeben babe, in Gemäßheit 
der Beftimmungen des Art. 11. angeſehen wird, hat nicht nöthig, fid), es 
fei zu welcder Zeit e8 wolle, der etwanigen, in den Staaten eines Landes— 
berrn, von dem er nicht Unterthan ift, ibm zuftändigen Beligungen zu ent: 
äußern. Er genießt in Anfehung folden Gigentbums aller, mit dem Be— 
fige verfnüpften Rechte. Er fann vie Einfünfte davon in dem Lande, 
worin er fidh feinen Wohnſitz erlefen, verzehren, ohne beim Derausbringen 
irgend einiger Abzugsgelder-Entrichtung unterworfen zu fein. Er fann jene 
Befitsungen verfaufen und den Betrag hinüberbringen, obne daß ihm davon 
etwas innebehalten werden darf. 

Art. 14. Die in dem vorftebenden Artikel in Betreff der Abzugs- 
freiheit bemerften Vorrechte erjtreden fi jedoch nur auf das Vermögen, 
welches ein folder Eigenthümer zur Zeit der Natification Des gegenwärtigen 
Vertrages befigt. 

Art. 15. Inzwifchen fommen eben diefe Vorrechte in Anjehung jeder, 
in dem einen von beiden Staaten durch Erbjchaft, Deirath oder Scyenfung 
gemachten Erwerbung eines, zur Zeit der Natification des gegenwärtigen 
Vertrages einem Eigenthümer gemifchten Befiges zulegt gehörig gewejenen 
Gutes, in Anwendung. 

Art. 16. Fällt einem Individuum, welches jest nur in einem von 
beiden Staaten einen Befit bat, in dem andern durd Erbichaft, Vermächt— 
niß, Schenfung, Heirath irgend einiges Vermögen zu, fo wird ein ſolches 
Indivivuum dem Eigenthümer gemijchten Befiges gleichgeftellt und ift, binnen 
der vorgeichriebenen Friſt, über feinen beftändigen Wohnfig Erklärung zu 
thun verbunden. Diefe Jahresfrift läuft von dem Tage, wo von ihm ver 
gefegmäßige Beweis feiner Erwerbung beigebracht wird. 

Art. 17. Dem Eigenthümer gemifchten Befises oder feinem Bevoll- 
mächtigten jteht frei, fich zu jeder Zeit von der einen feiner Befigungen nad) 
der anvern zu begeben, und zu dem Ende ift ver beiven Höfe Wille, daß 
der Gouverneur der zunächft gelegenen Provinz, auf Anfuchen der Partheien, 
die nöthigen Päſſe ertbeile. Diefe Päſſe reichen bin, um von dem einen 
Gebiete fi in das andere zu begeben, und werden gegenfeitig anerfannt. 

Art. 18. Die Eigenthümer, deren Befigungen die Grenze durchſchneidet, 
werben binfichtlich diefer Befigungen nach ven liberalften Grundſätzen behanpelt. 
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Die Eigenthümer folcher gemifchten Befisungen, ihre Dienftboten x 
die Einwohner follen berechtigt fein, fih, ohne Nüdficht auf die Verſchitda 
heit des Gebiets, mit ihrem Acergeräthe, ihrem Viehe, ihren Werkzeugen ıc.: 
von dem einen Theile der, foldergeftalt durch die Grenze durchſchnitten 
Befigung nach dem andern zu begeben, vesgleichen ihre Ernptefrüdte, : 
Erzeugniffe des Bodens, ihr Vieh und alle ihre Fabricate, ohne Ertone 
niß von Päſſen, ungehindert und gebühren- und abgabenfrei, berüber m 
binüber zu bringen. 

Diefe Begünftigung ift jedoch auf die natürlichen und Gewerbäfe: 
Erzeugniffe aus den, ſolchermaaßen von der Grenzlinie durchſchnittenen e 
dereisBezirfen beichränft. Auch erftredt fie fih nur auf die Ländereien, ıı 
einem und demfelben Eigentbümer innerhalb eines, auf beiden Seiten m 
Meile (zu funfzehn auf einen Grad) weiten, von der Grenzlinie dur 
fchnittenen, Raumes gehören. 

Art. 19. Die Untertbanen ver einen und der andern von ac 
Mächten, namentlich die Viehtreiber und Hirten, follen ver Rechte, Am 
beiten und Privilegien, deren fie im VBergangenen fidh erfreuten, ferner x 
niegen. Gleichmäßig foll dem täglichen Girenzverfehr zwifchen den Anwohn« 
fein Hinderniß in den Weg gelegt werven. 

Art. 20. Das Gericht des Wohnorts entjcheidet, zwifchen Privanı 
fonen auch über die, folcher Kändereien wegen, entitehenden Streitigfeie 
Aber das Gericht des Bezirks, worin das ftreitige Eigenthum liegt, * 
das Erkenntniß vollftreden. Diefe Berfügung foll zehn Jahre lang ® 
fteben, nad deren Ablaufe die beiden hoben Höfe, erforderlichen Kult 
wegen einer andern Vorſchrift, zu einigen fich vorbehalten. 

Art. 21. Das Gebietsrecht über vie, auf der Bettbreite eines 
Grenze bildenden Fluffes errichteten Mühlen, Fabrifen und Hüttenmer! 
übt der Landesherr aus, auf deffen Gebiete das Dorf oder ver Drt lich 
wozu fie gehören. 

Machen fie ein Privateigentbum aus, fo wird den, mit der Grm 
beziehung beauftragten Commiffarien das Gefchäft zugewiefen, was in! 
fiht auf das Gebietsrecht angemefjen ift, nach ven Regeln gegenirihat 
Billigfeit, und ven Dertlichfeiten, zu beftimmen. : 

Es verftcht fih, daß neue Werfe diefer Art ohne die gegenfeitige Er 
willigung der Regierungen an den beiden Ufern nicht errichtet werven fonne 

Art. 22. Die Schiffahrt auf allen Strömen und Canälen Polene ” 
Vorzeit (Jahres 1772), ihrer ganzen Ausdehnung nad, bis zu ihrer Mi 
dung, fowohl abwärts, als aufwärts, diefe Ströme mögen bereits hin“ 
fein, oder fünftig fchiffbar gemacht werden, imgleichen auf den Ganile 
die etwa werden angelegt werben, foll vergeftalt frei fein, daß fie kin? 
Einwohner der, unter preußifcher und rufjiicher Botmäßigfeit ftehenden, I 
nifchen Provinzen unterfagt werden fann. 

Diefelben, zu Gunften ver Untertbanen beider hoben Mächte au 
ftellten Grunvfäge, follen auf den Beſuch der Häfen durch die gerad 
Untertbanen Anwendung finden: verftebt fih, daß bier nur von den PN 
die Rede ift, wohin fie vermittelft der Schiffahrt auf den bemelveten EI" 
men, Ganälen und Flüffen, und, behufs des Einlaufens in den Par 
von Königsberg, vermittelft der Schiffahrt auf dem Haff, gelangen Finn“ 

Art. 23. Das Recht des Schiffsziebens und Anlegens an den Eirtf 
ufern und am Rande ver Flüffe und Ganäle follen alle im Rede Hein 
Untertbanen gemein haben. Die Schiffer müſſen jedoch den, den in 
Schiffahrtsverfehr betreffenden, polizeilichen Anordnungen fich fügen. _ 

Art. 24. Um defto mehr die Freiheit und Lebenvigfeit der Schiff 
zu fihern und fie fortan jever effel zu emtheben, find vie beiden hehe 
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eontrabirenden Theile übereingefommen, nur eine einzige Art von Schiffahrte- 
Abgaben feftzuftellen, die nach Raum- nach Tonnengehalt des Gefäßes, oder 
nach dem Gewichte feiner Ladung bemeſſen fein foll. 

Beide Theile werden Commiffarien zur Regulirung diefer Abgabe er- 
nennen, bei der ein fehr mäßiger, lediglich dazu beftimmter Sas, die in 
Rede ſtehenden Ströme und Canäle in fhiffbarem Stande zu erhalten, zum 
Grunde gelegt werben fol. Wenn diefe Abgabe von den beiden Höfen ein- 
mal genehmiget ift, fo fann fie nur durch ein gemeinſames Uebereinfommen 
wieder abgeändert werden. Daffelbe gilt von den, zur Erhebung diefer Ab- 
gabe anzuordnenden Zoll-Aemtern. Der in folder Art feftgefeste Zoll wird 
auf dem Gebiete jeder von beiden contrahirenden Mächten, beziehungsweife 
für die Rechnung einer jeden von ihnen, erhoben. 

Wenn jedod eine der beiden contrabirenden Mächte, auf ihre Koften, 
einen neuen Canal anlegt, fo fünnen den Untertbanen Seiner preußiichen 
Majeſtät niemals höhere Schiffahrts-Abgaben, als ven Untertbanen Seiner 
Majeftät des Kaifers von Rußland auferlegt werden. Es hat in viefer 
Hinficht eine gänzliche Erwiederung ftatt. 

Art. 25. Dem, in dem vorhergehenden Artifel angenommenen Grund: 
ſatze zufolge follen alle und jede beichwerliche Gerechtiame der Niederlage, 
des Umfchlages, des Stapeld, des Nicht-Lichtens, und andere folder Art, 
die, im Wiverfpiele mit ver Freiheit der Schiffahrt auf den obgedachten 
Strömen, Flüffen und Canälen ihrer ganzen Auspehnung nach, etwa be— 
ftanden haben mögen, für immer abgefchafft fein. 

Art, 26. Was die Gerehtjame und Vorrechte einiger Städte und 
ihrer Häfen betrifft, die den Eigenthbums-Rechten Eintrag thun Fünnten und 
daher mit den gegenfeitig angenommenen Grundfägen im Widerſpruche 
ftehen würden, fo ıft man übereingefommen, daß fie von einer, aus Com— 
miffarien beider Höfe beftehenden Commiffion geprüft werden follen, damit 
wegen deſſen, was abzufchaffen nöthig, Uebereinfunft getroffen, und dem 
Handel die zu feinem Gedeihen erforderliche Freiheit und Regſamkeit ver: 
fchafft werde. 

Die hierzu anzuordnenden Commiffarien follen unverzüglid ernannt 
werben und ihre Arbeit foll fpäteftens feche Monate nad) dem Tage der Ra- 
—— des gegenwärtigen Vertrages, beendiget, durchgeſehen und geneh— 
miget ſein. 

Art. 27. Einer jeden von beiden Mächten ſoll freiſtehen, bei der an— 
dern Conſuln und Handels-Agenten anzuſtellen, aber mit dem Beding, daß 
ſelbige in den gebräuchlichen ren dazu thun, daß fie anerfannt werden. 

Art. 28. Um in allen Theilen Polens der Vorzeit fo viel ald möglich 
den Aderbau zu beleben, die Betriebfamfeit der Einwohner zu weden und 
ihre Wohlfahrt zu feftigen, find die beiden hohen contrahirenven Theile, 
damit über Ihre wohlthätigen und väterlichen Abfichten in diefem Betrachte 
fein Zweifel bleibe, übereingefommen, fünftig und für immer in allen Ihren 
polnifchen Provinzen (ſeit 1772) alle dem, was der Boden und die Betrieb- 
famfeit diefer Provinzen erzeugen und bervorbringen, den unbefchränfteften 
Umlauf zu gen Die zu den Vereinbarungen ernannten Commiffarien, 
welhe in Gemäßheit der Beftimmungen des 26. Artifeld zu treffen find, 
follen ebenmäßig beauftragt werden, in der angezeigten fechsmonatlichen Zeit 
fi über einen Tarif zu einigen, nad) weldem ver Ein- und Äusgangs— 
Zoll von allen natürlichen Erzeugnifjen des Grundes und Bodens, und von 
den Erzeugniffen der Manufacturen und Fabriken in jenen Provinzen, ent- 
richtet werden fol. Diefer Zoll darf zehen vom hundert des Werthes der 
Waare am Abfendungsorte, nicht überfteigen. Sollten vie beiden Höfe die 
Belegung der gegenfeitigen Getreiveeinfuhr mit einer Zollabgabe angemeffen 
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finden, fo fol diefe, mit Zugrundelegung der mindeft läftigen Sägen, m 

denfelben Commifjarien, nad) den, ihnen zu ertheilenden Inftructionen, ir 

pelest werden. Um vorzubeugen, daß nicht Fremde von den, zu Gunir 

efagter Provinzen getroffenen Vereinbarungen Vortheil ziehn iſt beſchloſt 

dag alle, aus einem Staate in den andern gehende, in Erzeugniijen je 
Provinzen beſtehende Artifel von einem Urfprungsbeglaubigungs- Scheine b 

gleitet jein follen, ohne den fie nicht eingelaffen werden. Im Ermangelum | 
eines ſolchen Sceined von dem Conful, wenn bdiefer zu weit entfernt im 
follte, wird ein dergleihen Schein der Orts-Obrigkeit zugelajfen. 

Art. 29. Was den Durdgangsbandel betrifft, fo ſoll felbiger in al 
Theilen vom ehemaligen Polen vollfommen frei fein. Er foll mit wm 
mäßigften Zolle belegt werden. Diefelbe, in dem Artifel 26 und 3 h 
zeichnete, Commiffion foll die Art und Weife beftiimmen, wonad jener & 
trag darzuthun ift, und wegen der ficheriten Mittel Vorforge treffen, worer 
alle Art von Aufenthalt bei der Abfertigung auf den Zollämtern, und se 
fonftigen — mie ed aud fein möge, gearteten — Beprüdungen, a 
mieden wird. 

Art. 30. Die Beftimmungen, welde in den obigen, den Handel ın 
die Schiffahrt betreffenden Artifeln feſtgeſetzt find, laffen ſich nicht theilweit 
in Anwendung bringen. Demnach dauert, bis zu dem Zeitpunfte (der nie 
über das fechbsmonatliche Ziel hinaus fein fann), wo die erwähnte Commilie 
ihr Gefchäft beendigt haben wird, die Schiffahrt auf dem Fuße, worauf \ 
fi) in der legten Zeit befand, fort. In Anfebung des Einfuhrbandels mır 
jeder von beiden Staaten während dieſer Zwifchenzeit die ihm gut vünfene 
Maafregeln ergreifen. 

Art. 31. Die Regulirung der Schulden und die Feftfegung der Be 
bältniffe, nad welchen jede der contrabirenden Mächte zu einer Handlun 
mitwirken foll, auf welcher der Wohlftand der Einzelnen, die Ordnung v 
den Finanzen und die Anwendung der Verträge beruht, haben die befonten 
Aufmerffamfeit der beiden hoben Höfe auf fi gezogen. Man ift dab, 
um mit der bei vergleichen Beftimmungen erforderlihen Genauigfeit p 
Werke zu gehen, übereingefommen, die Schulden in alte — nämlich die de 
Königs Stanislaus Auguft und der vormaligen Republif Polen — und 
neue — nämlid die des Herzogtbums Warſchau — zu theilen. | 

Art. 32. Was die erfte Gattung betrifft, fo ift, da der ganze Ihr! 
diefer Schulden, den Preußen zufolge des Tractats von 1797 zu tragen hatt, 
in Seehandlungs-Obligationen, die unter dem Namen: Neconnotjjantt 
befannt find, verwandelt worden ift, und Seine Majeftät der König mit de 
Sefammtbeit diefer Obligationen nebft den Zinfen davon, belaftet bleibe 
wollen, die, desfalls Preußen, von dem Herzogtbume Warfchau, unter M 
Garantie Sr. Majeftät des Kaifers von Rußland, zu leiftenve Vergütung, 
in der angefügten BZufammenftellung A., an Capitale und Zinfen feitgettel! 
worden. Demzufolge ift bejchloffen worden, daß dieſe Zufammenftellung " 
als ob fie dem gegenwärtigen Artifel Wort für Wort eingerüdt wäre, 
tracdhtet werden foll. Sie ift zu dem Ende befonders unterzeichnet wort“, 
und die gefammte daraus zu Gunften Preußens hervorgehende Summe il 
diefer Macht in acht gleichen und jährlichen Friften, die Zinfen zu yier dr 
Hundert gerechnet, ausgezahlt werden. Die Zahlungen werden, wie Mt 
ftanden ift, fo eingerichtet, daß nie Zinfen von Zinfen gezahlt werden DU. 
Die erfte Friftenzahlung ift den 12/24. Juni 1816 fällig. Im Ermägun 
des gegenwärtigen Zuflanes der Dinge und der neuen Anftrengungel 
welche die Umftände erheifchen werden, find jedoch die hohen contrahitende 
Theile übereingefommen, die erfte Zahlungsfrift, und fo fortfchreitend, in MT 
angezeigten Ordnung, die andern, wenn in dem vorbemerften Zeityunkte MT 
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Friede noch nicht wiederhergeſtellt fein follte, bis zu der Zeit, wo die beider- 
feitigen Truppen in ihre Heimath zurüdfehren werden, hinauszurüden. 

Art. 33. Dem Herzogthume Warſchau foll freifteben, Preußen Capital 
und Zinfen, wie beides in der erwähnten Zufammenftellung feſtgeſetzt ift, 
entweder in Seehandlungs-Obligationen — Reconnoiffanren genannt, 
wie auch in jeglichen andern, diefe Reconnoiffancen etwa zu vertreten fähigen 
Papieren, oder in baarem Gelve heimzuzablen, in welchem legtern Falle 
Seine Preußifche Majeftät einen Abfchlag von zehn vom Hundert zugeftehn, 
Diefer Abſchlag fann auf die laufenden Zinfen nicht angewendet, doch 
fünnen diefe in laufenden Coupons entrichtet werden. 

Art. 34. Was die neuen Schulden des Herzogthums Warfchau betrifft, 
fo übernehmen Ee. Preußiſche Majeftät, dabei nad dem Verhältniffe von 
drei Zehntheilen zuzutreten. Es verfteht ſich, daß der preußifche Hof, nad) 
vemfelben Verhältniffe, an dem aus ver Liquidation, die ftatthaben wird, 
fich ergebenden Activbetrage Theil nimmt. 

Art. 35. Da der Antheil, womit Seine Majeftät der Kaifer von Ruß— 
land bei den älteren Schulden des Herzogsthbums Warfchau zuzutreten Sich 
verbinden, in der angefügten — Mh B. auseinanter- und feft- 

eſetzt ift, jo wird dieje, ald ob fie dem gegenwärtigen Artifel von Wort zu 
Wort eingereiht wäre, betrachtet, und die kaiſerlich ruffiiche Staatscaffe wird 
ven aus jener Zufammenftellung ſich darlegenden Betrag der preußiſchen 
Regierung in derfelben Reihenfolge, venfelben Friften und mit denfelben 
Zinfen, als folches alles behufs der von ver Staatseaffe des Herzogthums 
Warſchau, unter der Garantie Sr. Kaiferlihen Majeftät, zu leiftenden Gut— 
thuungs-Zahlungen beftimmt und feftgefegt worden ift, unmittelbar zahlen, 
jo daß die Staatscaſſe des Herzogthums Warſchau nur nod) die Summe 
von 18,573,952 "30, Gulven polnifh an Preußen zu entrichten behält. 

Art. 36. Unmittelbar nad Unterzeichnung des gegenwärtigen Bertrages 
fol eine Commiſſion ernannt werden, die in Warfchau zufammentreten wird. 
Sie wird aus einer hinlänglichen Anzahl von Commiſſarien und angeftellten 
Mitarbeitern befteben. Ahr Gefchäft ift: 1) über das, was die auswärtigen 
Negierungen fchulvig find, eine genaue Bilanz aufzunehmen; 2) unter den 
contrabirenden Theilen, die, au& den Anfprücen des einen und des andern 
von ihnen, fi erzeugenden Rechnungen gegenfeitig zu reguliren; 3) die 
Forderungen der Unterthanen an die ———— zu liquidiren; kurz allem, 
was auf Ermittelungen dieſer Art Bezug hat, ſich zu widmen. 

Art. 37. Sobald die in dem vorſtehenden Artikel erwähnte Commiſſion 
niedergeſetzt iſt, ernennt ſie einen Ausſchuß mit dem Auftrage, ſofort zu den 
nöthigen Verfügungen behufs der Wiedererſtattung aller, es ſei in baarem 
Gelde, oder in Rechtsbriefen und Urkunden beſtehenden Cautionen zu ſchreiten, 
die von den Unterthanen eines der contrahirenden Theile beſtellt worden, 
und in den Staaten des andern befindlich find. Ein Gleiches gefchieht in 
Anfehung der gerichtlichen und jeglicher andern Depofita, die etwa von einer 
Provinz in die andere hinüber gebracht worden find. Sie werden den 
Gerichten der Lande, wohin fie gehören, wieder zugeftellt. 

Art. 38. Alle in den Ardiven des einen oder des andern contra= 
hirenden Theiles etwa befindlichen Urfunden, Plane, Karten und Nechtsbelege 
irgend einer Art, follen gegenfeitig der Macht, deren Gebiet fie betreffen, 
herausgegeben werben. 

Iſt eine dergleichen Urfunde für Beide erheblich, fo behält fie ver Theil, 
der fie befigt, und der andere erhält eine beglaubigte, zu Rechte befundigte 
Abſchrift davon. 

Art. 39. Die Verwaltungs-Acten werden gefondert; jeder Contrahent 
erhält den, feine Staaten betreffenden Theil. 
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Nah derfelben Regel wird in Anfehung der Hypothekenbücher um 
Hypotheken-⸗Acten verfahren. 

In dem, in dem nächitobigen Artifel bevachten Falle, wird geſetzmäfi 
befundigte Abjchrift ertheilt. 

Art. 40. Hinfichtlich aller Arten Depofita, die während des Krieges 
von 1806 von den preußifchen Beamten nad Königsberg in Sicherbeit ge 
fchafft worden find, fol, wenn ihre Zurüdgewähr noch nicht bewerkſtelligt ır, 
felbige unmitteibar nad den, in der Convention vom 10. September 18i0 
beftimmten Grundfägen, und demjenigen gemäß ftattfinden, was in ve 
Eonferenzen der beiderfeitigen, diefes Gegenftandes wegen, zu Warſchau mu 
einander in Verhandlung geftandenen Commiffarien, feftgefegt worden it. 

Art. 4. Es foll Poor eine gemifchte Militair- und Civil-Com miſſiet 
ernannt werden, um von der neuen Grenze eine genaue Karte aufzunebmen. 
eine örtliche Befchreibung davon zu machen, die Grenzpfühle zu errichtet 
und die Winfel, die davon gebildet werden, zu bezeichnen, fo daß in feinem 
Falle der geringfte Zweifel, Streit noch Scwierigfeit entfteben fünne, wen 
ed in der Folgezeit auf die Wiedererrichtung eines, durch irgend einen Zufel 
zerftörten Grenzzeichens anfommen follte. 

Art. 42. Sogleich nad Ratification de gegenwärtigen Vertrags folk 
ben Befehlshabern der Truppen in dem Herzogtbum Warfhau und ve 
betreffenden Behörden die nöthigen Befehle zur Räumung ver, an Se. 
Preußiſche Majeftät zurüdgelangenden Provinzen, und zur Uebergabe vicie 
Länder an die Commifjarien zugehn, Die zu dem Ende bezeichnet fein werten 
Sie wird in der Art bewerfftelligt werden, daß fie binnen 21 Tagen br 
endigt fein kann. 

Art. 43. Der gegenwärtige Vertrag foll ratifieirt und die Natificatione 
darüber jollen in Zeit von 6 Tagen ausgemwechfelt werden. 

Zu Urfund deſſen haben vie beiverfeitigen Bevollmächtigten ibn unter 
zeichnet und mit ihren Wappen befiegelt. 

Geſchehen zu Wien, ven 3. Mai 1815. 


A. Summen, welde die Staatscaffe des Herzogthums Warfhau gut zu thun bat 
(®. S. 1815, 151.) 


B. Summen, welde die kaiſerlich ruffiihe Staatscaffe gut zu thun bat. 
(®. ©. 1815, 154.) 


2. Die Schlufacte des Wiener Congreifes. 9. Juni 1815. 
(8. unter Deflerreid.) 


3. Die heilige Alliance. 2% /14. September 1815. 
(8. Deferreid,) 


4. WUlliance. 20. November 1815. 
(8. Grofbritannien.) 


5. Grenz: Vertrag. 11. November /30. October 1817. 


Im Namen der hochheiligen und untheilbaren Dreieinigfeit! 

Da fih Schwierigfeiten bei der Anwendung des 1. Artifeld des zu 
Wien am 21. April/3, Mai 1815 abgefchloffenen Staatsvertrages zeigten: 
fo haben die hohen contrabirenden Mächte beichloffen, fie freundicaftlie 
durch eine beſondere Webereinfunft zu beben, und zu diefem Zwecke Bevol: 
mächtigte ernannt, welche, nachdem ihre Vollmachten ausgewechjelt und in 
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auter und gehöriger Form befunden worden, tiber folgende Artifel überein- 
gekommen An. 

Art. 1. Ausgehend von der Grenze Oftpreußens bis Neuhoff, wird 
der erfte Grenzpfahl an der ſchwediſchen Redoute gefest werden, und man 
wird von da der Grenze MWeftpreußeng, wie fie vom Sabre 1777 bis zum 
Tilfiter Frieden beftanden hat, bis dahin folgen, wo fie den Fluß Dremenz 
berührt. Won dieſem Punfte an, big Leibig, wird der Thalweg der Dremwenz 
die Grenze machen. Polnifch-Keibis auf vem linfen Ufer der Drewenz wird 
dem Königreiche Polen verbleiben; Deutſch-Leibitz auf dem rechten Ufer diefed 
Fluffes wird, wie vormals, zu Weftpreußen gebören. In Rüdficht der auf 
der Dremwenz zwiſchen dieſen beiden Dörfern belegenen Mühlen wird ber 
Befisftand von 1777 wieder bergeftellt :c. 

Art. 2. Ueberall, wo die vorbemerfte Grenze durch Gewäffer gebildet 
wird, foll ver Thalweg des Waffers, nach dem Inhalte des Wiener Staatd- 
vertrages vom 1. April/3, Mai 1815 die Grenze beider Staaten bezeichnen; 
aber da, wo eine foldhe Grenzbezeichnung fehlt, follen die Grenzen der Feld— 
marfen die Landesgrenze in fo mweit bilden, ald eine Ausnahme nicht aus 
drüdlic in dem 1. Artikel erwähnt ift. 

Ark 3. Die Beftimmung des vorftehenden Artikels fol jedoch nicht 
auf die Städte, Dörfer und Befitungen angewendet werden, welche bie 
Tonzyna (Kurf auf der Gillsichen Karte) durchſchneidet, und es ift aner- 
fannt, daß in diefem Falle, wie aud in demjenigen, wo die Grenzen der 
Feldmarken die Landesgrenze bilden, derjenige Zubehör einer Befisung, 
der mit ihr unmittelbar zufammenbängt, dahin fallen fol, wohin der Haupt- 
ort fällt. 

Art. 4. Unter ver Benennung von Zubehör find begriffen: die Vor- 
werke gleichen Namens, die Schäfereien, die abgefonvert liegenden Krüge, 
die Holländer (Coloniften), melde den Namen des Hauptorts tragen, die 
Häufer und Wirthſchaften ver Waldwarte und Felowächter, die Mauer: und 
Dachftein-Ziegeleien, die Glashütten, die Theerdfen, die Papierfabrifen und 
die Mühlen, alle jevodh nur, fofern fie ven Namen des Hauptorts tragen 
und unmittelbar mit feiner Feldmark grenzen. 

Die Bormwerfe, wie auch alle andere Ortfchaften, welche einen befonderen 
Namen haben, find, obwohl fie auch dem Beſitzer des Hauptorts gehören, 
dennoch ausdrüdlich von der Elaffe des Zubehörs ausgefchloffen. 

Art. 5. Die von der Feldmarf des Hauptort abgefonvert liegenden 
Zubehörungen follen derjenigen Macht überlaffen werben, in deren Gebiet 
fie eingefchloffen find. 

Art. 6. Wenn ein Zweifel wegen eines Hauptorts entfteben follte, 
der durch die vorftehenden Artifel nicht gehoben werben fünnte: fo foll eine 
gerade Linie zwifchen ven beiden nächften Dertern, deren Befit unzweifelhaft 
ift, gezogen werden, und der ftrittige Ort foll, nad den oben beftimmten 
Grundfägen, an diejenige Macht fallen, auf deren Seite er, in Bezug auf 
die gedachte Linie, liegt. 

Art. 7, Die Forften und Weideländereien follen, nad dem während 
des Jahres 1807 und fpäter aufgenommenen Catafter, dem Hauptorte bei- 
gelegt werden, zu dem fie als Eigenthum gehören, fall8 fie unmittelbar an 
die Feldmark deſſelben ftoßen. 

Art. 8. Die Forften und MWeideländereten, welche zu einzelnen Städten, 
Fleden, Dörfern, Höfen oder Vorwerfen gehören und unmittelbar an ihre 
Feldmarfen ftoßen, follen als ein Zubehör derfelben angefehen und als 
foldye8 nach dem 3. Artikel behandelt werden. 

Art. 9. Die Forften und Weivelänvereien, mweldhe zu dem Ganzen 
einer durch die Landesgrenze getheilten Herrfchaft oder landesherrlichen Do- 
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maine gehören, und an deren Felder unmittelbar ftoßen, follen unter vı 
einzelnen Ortfchaften, die einerfeits an Preußen, andererfeit8 an Polen cı 
fallen find, im Verhältniſſe ver Grundfteuer, melde viefe Ortfchaften, ne— 
dem Cataſter von 1807, zu zablen haben, vertheilt werden. 


Art. 10. Die vorerwähnten Beftimmungen find jedoch nicht anwendbe 


auf vormalige Kandesgrenzen, welche vielmehr durd gegenwärtige Lleberein 
funft geradebin, ohne die geringfte Aenderung, wiederhergeftellt werven. 
Art. 11. Sogleich nad der Ratification der gegenwärtigen Lleberein 
funft wird die zu Bezeichnung der Grenze beftimmte Commiffion fich zu 
Stelle begeben, um auf der Grenzlinie Pfähle zu fegen, und eine Kart 


davon aufzunehmen, wie dies der Art. 41. des zu Wien am 21. April /3, m: 


1815 unterzeichneten Staatsvertrages beftimmt. 

Art. 12. Es foll eine Commiſſion von Sadhverftändigen ernanr: 
werden, um zu prüfen, ob die Drewenz fchiffbar zu machen if. In vielen 
Falle foll vie Freifchleufe bei Leibig weggeichafft oder ein ſchiffbarer Canal 
zwifchen beiden Staaten, durdy welchen fie umfahren werben fann, auf ar 
meinfchaftliche Koften gegraben werden. Im entgegengefegten Falle fol vı 
Freifchleufe auf Koften der hohen contrahirenden Mächte unterhalten werten. 

Art. 13. Unmittelbar nad der Auswechſelung der Ratificationen ver 
gegenwärtigen Webereinfunft, und fpäteftend vier Wochen nachher, werder 
die Truppen und Officianten jeder der beiden hohen contrabirenden Mäkıe 
die der anderen zugefallenen, von ihnen noch befegten Yandestbeile räumen. 

Art. 14. Die Grundbücher, Urkunden und andere Öffentliche um 
Privat-Documente, die über das Eigenthum fprechen, follen, auf ven Grum 
eines deshalb aufzunehmenden WVerzeichniffes, innerhalb drei Monaten de 
Commiffarien der Regierung, welcher fie zuftehen, ausgehändiget werben. 

Art. 15. Alle Reeruten, weldye eine der hoben contrabirenden Mächt 
in dem Gebiete der andern, fo wie e8 durch gegenwärtige Lebereinfunft be 
grengt wird, ausgehoben haben Fünnte, werden binnen drei Monaten, nat 

uswechfelung der Ratificationen, in ihre Heimath zurüdgefanpt. 

Art. 16. Das vreußiihe Grengpoftamt, welches ſich jest zu Sluptt 
befindet, joll nah Strzalkowo verlegt werden, wo fünftig das preußiſche 
Grenzpoſtamt fein wird. 

Art. 17. Die gegenwärtige Convention foll ratifieirt, und Die Rat 
firationen innerhalb zwei Monaten, oder eher, wenn es fein fann, ausge 
wechfelt werden. 

Dep zu Urfund haben die beiverfeitigen Bevollmächtigten dieſe Weber 
einfunft unterzeichnet und mit ihren Wappen bejiegelt. 

Geſchehen zu Berlin, ven 11. November/3Q, October des Jahres 1817. 


Separat = Artifel. 


Art. 1. Die Souverainetätd- und Eigenthbumsrechte, welche Preuken 
über das Amt Jemelin und deffen Zubehörungen ausgeübt bat, find anerkannt. 

Art. 2. Preußen willigt nur unter der Bedingung in die Abtretung 
von Koscielnawies (Kirchdorf) in der Gegend von Kaliſch, daß den preus 
ßiſchen Släubigern, deren Capitale auf befagte Ortichaft eingetragen fin, 
die Wahl gelajfen werde: ob fie ihr Hypothekenrecht, wie es jest beftebt, 
behalten, over ob fie gegen Abtretung ihrer Rechte, fo wie fie bei Uebergabe 
des gedachten Dorfes befteben, von der ruſſiſch-polniſchen Regierung Be: 
zahlung in preußifchen Banfo-Obligationen annehmen wollen. 

Die ruffifhen Herren Bevollmächtigten nehmen diefe Bedingung an. 

Art. 3. Diefe Separat-Artifel follen ratifieirt, und die Natificationen 
zugleich mit der Webereinfunft vom heutigen Tage ausgewechſelt werben. 


— 
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Deß zu Urkund haben die beiderſeitigen Bevollmächtigten ſie unterzeichnet 
und mit ihren Wappen beſiegelt. 


Geſchehen zu Berlin, ven 11. November /30, October 1817. 


6. Gonvention in Betreff der Forderungen öniglich polnifcher Unterthanen aus 
alten fchlefifchen Schuldverfchreibungen. 20. Februar, ratif. 14. April 1822. 


Im Namen der allerheiligften und untheilbaren Dreieinigfeit! 

Seine Majeftät der König von Preußen, Großherzog von Pofen, und 
Seine Majeftät der Kaifer von Rußland, König von Polen, haben, — in 
Erwägung, daß die Forderungen, welde fich auf von der ehemaligen Banfa- 
litäts-Cameral-Caſſe zu Breslau und dem ehemaligen jchlefiichen Steueramt 
eingegangene Berbinvlichfeiten gründen, oder die fih im Allgemeinen aus 
auf die Domainen, oder auf die Fonds und Einfünfte von Schlefien ver: 
ficherten Darleben berfchreiben, einen Gegenftand zwifhen Preußen und 
Defterreich gefchloffener Verträge ausgemacht haben; daß die ehemalige Bans 
falitäts-Cameral-Eafje zu Breslau nichts, weder mit der Banf zu Berlin, 
noch mit dem nur eine abgezweigte Anftalt von ver legtern bildenden Banko— 
Comtoir zu Breslau, gemein bat; daß in ver berliner Convention vom 
22/10. Mai 1819 die Gapitalien, welde die Banf und die General⸗Inva— 
liden-Caſſe zu Berlin in Polen befisen, für Privateigenthbum erflärt worden 
find, und folglib auf den Grund ve einiger Forderung oder irgend 
einigen Anſpruchs an die preußifche Regierung nicht können angefochten 
werden; da Sie nächſtdem die Zweifel, die über die Anwendung der in dem 
43. und 14. Artifel der erwähnten Convention vom 2%/ıo. Mai 1819 ent- 
baltenen Beftimmungen erhoben worben find, zu befeitigen, und in Abficht 
auf diefe Beftimmungen Auslegungen vorzubeugen wünſchen, die, falls fie 
für erforderlich erachtet würden, nur den Negierungen allein zu machen zu— 
ſtehen würde, — zu dem Ende Bevollmädtigte ernannt, welde, nad) Aus— 
wechfelung ihrer in guter und gehöriger Form befundenen Vollmachten, über 
folgende Artifel übereingefommen find. 

Art. 1. Die Anſprüche, welde fi) auf Forderungen gründen, die aus 
von der ehemaligen Banfalitäts-Cameralcaffe zu Breslau und dem ehema— 
ligen fchlefiihen Steueramt eingegangenen PVerbindlichfeiten herrühren, oder 
fih aus auf die Domainen oder auf die Fonds und Einfünfte von Schlefien 
verfiherten Darlehen berichreiben, und, fei es gegen die Banf und die 
General-Invalidencafie zu Berlin, fei e8 gegen irgend eine andere preus 
ifche, in Polen Capitalien oder Vermögen — 58* öffentliche Anſtalt oder 
Caſſe erhoben werden möchten, können der Prüfung und Entſcheidung der 
Gerichtshöfe des genannten Königreichs nicht unterworfen ſein. Dieſe Ge— 
richte können daher auch nicht aus ſolchem Grunde auf das Eigenthum, 
welches die gedachten Anſtalten in Polen beſitzen, oder was ſie daſelbſt er— 
werben möchten, Beſchlag legen, und wo ein ſolcher Beſchlag bereits an— 
gelegt wäre, ſoll er ſofort aufgehoben werden. 

Art. 2. Die polniſchen Unterthanen, welche Rechtstitel beſitzen möchten, 
die geeignet wären, Forderungen ſolcher Art, als wovon in dem vorherge— 
henden Artifel die Rede ift, zu begründen, werden fie ihrer Regierung über- 
urn, welche fie dem Minifter Seiner Kaiferlihen und Königlichen Majeftät 

ei Seiner Majeftät dem Könige von Preußen quftellen wird, damit diefer 
Minifter fie unmittelbar dem berliner Gabinette vorlege. 

Art. 3. Die preußifche Regierung wird diefen Anfprücen, fobald fie 
als rehtmäßig und gegründet werden anerfannt worden fein, und foweit fie 
Berbindlichfeiten zum Gegenftande haben, die bei ven nei welche 
fie demnächſt mit der öfterreichifchen Regierung zur enpfchaftlichen Ausführung 
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des berliner Vertrags von 1742 treffen wird, auf fie fallen werben, Kr 
widerfahren laffen. Die vergleihen Schuldverfchreibungen in erfter over : 
zweiter Hand, oder vermittelft weiterer Veräußerungen, befigenden polniic« 
Untertbanen follen in dieſer Hinfiht ganz wie die preufifchen LUntertbana 
deren Forderungen in diefelbe Claffe gehören, behandelt werben. 

Art. 4 Die im 2. und 3. Artifel diefer Convention enthaltenen Se 
fimmungen treten in Kraft, fobald vie zwifchen Preußen und Defterrui 


vorzunehmende Theilung der fehlefifhen Schulden wird bewerfftelligt wm 


den fein. 
Art. 5. Verſtanden ift, daß die in dem 2., 3. und 4. Artifel vice 


Convention getroffenen PBeftimmungen nur auf Forderungen polniſchen 


fprungs, nämlich auf diejenigen anwendbar find, welde von Anbeginn a 
einem Einwohner des Gebiets gehört haben, aus dem das jeßige Polen & 
ftebt. Alle Forderungen gleicher Art, deren polnifcher Urfprung nicht gemur 
fam dargethan ift, treten für die preußifche Regierung in die Claſſe ver in 
Beſitze von Ausländern befindlichen Forderungen, und obgleidy gegenmärn 
polnische Untertbanen ihre Inhaber fein fünnen, und fie der Natur der Saör 
nach der Wirfung der Beftimmungen des 1. Artifeld der gegenwärtigen Cm 
vention gefügt bleiben, fo fünnen fie doch nicht der in dem 2., 3. und 4. & 
tifel bevungenen Begünftigung theilbaftig fein. 

Art. 6. Die Beltimmungen der gegenwärtigen Convention finden ar 
die bei ven Civilgerichten gegenwärtig anbängigen Anfprühe Anwendung. 

Art. 7. Die gegenwärtige Convention foll ratifieirt, und die Ratit 
eationen darüber follen in Zeit von ſechs Wochen, oder wo möglich früke 
gegeneinanter ausgemechfelt werden. 

Zu Urfund veffen haben vie beiderfeitigen Bevollmächtigten diefelbe unter 
zeichnet und mit ihren Wappen befiegelt. 

So geſchehen zu Berlin, den 20/8. Februar 1822, 


7. Stipulationen wegen der Auslieferung politifcher Verbrecher. 15. März 184. 
(8. Defterreid.) 


8. Definitiv-Tractat zur Feitftellung der Grenze zwiſchen den fönigl. preußifcher 
Staaten und dem Königreiche Polen, von der Grenze bed Großherzogthum— 
Pofen bis zur Grenze des Frei:Staated Cracau. 4. März /20. Februar, rati— 

ficirt 29/47. April 1835. 


Seine Majeftät ver König von Preußen und Seine Majeftät ve 
Kaifer von Rußland, König von Polen, entichloffen, durd ein freunpfchaft 
liches Uebereinfommen die Landes- Grenz - Streitigkeiten, welche zwiſchen 
Schleſien und Polen ftattfinden, zu beendigen und die Grenze, weldye beit 
Länder trennt, definitiv bezeichnen und feftfegen zu laffen, haben hierzu Be— 
vollmächtigte ernannt, welde, nad Auswechſelung ihrer in guter und gül 
tiger Form befundenen Bollmachten, genommener Kenntniß von den vork 
reitenden Arbeiten, und erfolgter gemeinfchaftliher Anhörung der Worträg 
der befonders dazu ernannten Commiffarien; in Erwägung, daß die im 
Jahre 1808 ernannte Commiffion zur Feftfegung der Grenzen zwiſchen ven 
preußifchen Staaten und dem Herzogthume Warfchau, diefe Grenzlinie nick 
auf allen Punften beftimmt bat, wo von einer oder der andern Seite Grund 
ftüde in Anfpruch genommen waren; in Erwägung, daß alle Maaßregeln, 
welche von den Regierungen der beiverfeitigen Länder zu verſchiedenen Zeiten 
ergriffen worden find, um den fortwährenden Beichwerven ein Ziel zu fegen 
(weldye zum Theil bis in das 14. und 15. Jahrhundert hinauffteigen) — 
fein definitives Nefultat herbeigeführt haben, und daß der zu Wien am 
3. Mai /21. Aprit 1815 gefchloffene Vertrag lediglich die Grenze zwifchen dem 
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Sroßherzogtbume Pofen und dem Königreiche Polen beftimmt hat; endlich 
nach gefchebener Prüfung der gegenfeitig vorgebradten Forderungen und 
Bemweisftüde, und Erörterung der verfhiedenen Streitfragen und Argumente, 
über folgende Artifel übereingefommen find. 

Art. 1. Die Beftimmungen des gegenwärtigen Vertrages follen die 
Grenze zwifhen Sclefien und Polen definitiv feftfesen, von dem Punfte 
an, mo bdiefe Grenze die des Großherzogthums Polen berührt, fo wie legtere 
durch ven zwifchen Preußen und Rußland zu Warfchau am ?%,. April 
1823 abgefchlofjenen Vertrag beftimmt worden, bis zu dem Punfte, wo fie 
die Grenze des Freiftaats Krafau berührt, fo wie dieſe lestere durch ven 
wiener Bertrag vom 3. Mai 21. Aprit 1815 feftgefegt worden ift. 

Art. 2. Die auf diefer ganzen Linie durch die im Jahre 1808 errich— 
teten Grenzpfähle bereits bezeichnete Grenze foll nad den von den Com— 
mifjarien unterzeichneten Protocollen und Plänen aufredht erhalten werben, 
was aber vie Lüden betrifft, wo damals feine Grenzbeftimmung ftattges 
funpen bat, fo foll die Grenze gezogen werben wie folgt. *) 

Art. 45. Die durch Teiche gehende Grenzlinie wird vermittelft einer 
möglichft geraden Linie beftimmt, welche, indem fie von dem Punfte aus— 
geht, wo der Thalmeg des Fluffes fih im Teiche verliert, mit dem Thal— 
wege, da wo er wieder anfängt, ſich wieder vereinigt. Diefe Linie (welche 
ar ven Antrag eines der Betheiligten durch eingerammte Pfähle bezeichnet 
werben wird, und welche auf den, von den Grenzberichtigungs-Commiffarien 
aufzunehmenden Karten gezeichnet werben ſoll), wird die ganze Wafferflädye 
des Teiche in zwei gleiche Hälften theilen, wovon die eine unter preußifcher, 
die andere unter polnifcher Hoheit bleibt. 

Die beiden hoben contrabirenden Theile find darüber einverftanden, daß 
die Fifcherei, welche in den gedachten Teichen, von den Unterthanen beider 
Länder ausgeübt wird, mit feiner Auflage belaftet werden foll, es fei denn 
mit übereinftimmender Bewilligung beider vertragfchließenvden Theile. 

Art. 46. Da die in ven vorftehenden Yrtifeln enthaltenen Beftim- 
mungen nur die Feftftellung der Landesgrenze zwifchen beiden Staaten zum 
Gegenftande haben, fo können dieſelben in feiner Art die Eigenthumsrechte 
des Domainen-Figcus oder der Einwohner des einen oder des andern Landes 
beeinträchtigen. Im Gegentheil wird der Befig der durch die Feftftellung 
der neuen Grenze von dem Lande, wozu fie bisher nehört haben, abge- 
trennten Grundftüde durch den gegenwärtigen Vertrag den bermaligen Be— 
figern derſelben verfichert und den Betheiligten überlaffen, ihre Anfprüche 
vor den zuftändigen Gerichten vesjenigen Landes zu verfolgen, welche Fünftig 
das Landeshoheit- und Gerichtsbarkeits-Recht über das abgetretene Grund- 
ftüf ausüben und folchergeftalt in allen Fällen dieſer Art die gehörige Ge- 
richtöftelle (forum rei sitae) bilden werben. 

Art. 47. Alle Vorrechte, welche durd den miener Vertrag vom 
3. Ma / u. Aprit 1815 im Art. 18. und 19. den Grund-Eigenthümern des 
Großherzogthums Pofen und des Königreichs Polen bewilligt worden, deren 
Befigungen durch die Grenze durchſchnitten werden dürften (proprietaires 
mixtes), finden ihre vollftändige Anwendung auf die Grund-Eigenthbümer 
Schleſiens und Polens, 

Art. 48, Die hoben vertragfchließenden Theile find darüber einver- 
fanden, daß die Bewohner der zufolge des gegenwärtigen Bertraged von 
Polen an Preußen abgetretenen Grundftüde- in diefer Abtretung nicht mit- 
begriffen find, und daß namentlich die der Förftermohnungen, Zemela und 
Duda genannt, von der polnifchen Regierung zurücdberufen werben fünnen; 


) Art, 3. bis 45. enthalten bie fpecielle Grenzbefchreibung: fie find weggelaſſen. 
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bi8 dahin verfteht es fich won felbft, daß fie den preußifchen Geſetzen unte 
worfen fein werben. 

Art. 49. Die Mühlen, Dämme, Scleufen, Rinnen u. f. w., meld 
jest an den Grenzflüffen vorhanden find, follen bleiben und in dem Jr 
Ba, in welchem fie fich befinden, erhalten werden; und um vie Belize 
n den Stand zu fegen, die nothwendigen Ausbeſſerungen zu bemerfftellige. 
follen fie das Recht haben, Die dazu erforberlichen Arbeiten auf einem mc 
dem andern Ufer zu unternehmen. Wenn Untertbanen des einen oder ii 
andern Staates zwedmäßig erachten follten, Dämme auf dem zu ibm 
Lande gehörigen Ufer zu errichten, oder dafelbft Mühlen, Schleujen str 
Rinnen anzulegen, fo find fie zuvörderſt gehalten, fi an die Verwaltung: 
Behörden der beiderfeitigen Staaten zu wenden, um deren Genebmigun 
zu erlangen, worauf von beiden Seiten Sadyverftändige mit der Unterfuhun 
der für Solche Unternehmungen gewählten Lage beauftragt werden foln 
und es wird die Ermächtigung zu der beabfichtigten Anlage in dem Aalı 
ertheilt werden, wenn fie weder den benachbarten Grundſtücken, noch ta 
andern bereits vorhandenen Wafferwerfen nachtheilig ift. 

Art. 50. Da die Wafferhöhe in ven Grenzflüffen bereits zu Streits 
feiten unter den Grenzbewohnern Beranlaffung gegeben hat, fo ıft au 
diefer Gegenftand an Ort und Stelle unterfucht worden, und man ift übe 
eingefommen, den status quo vom Jahre 1827 für die auf der Grenze k 
legenen Mühlen» und Hüttenwerfe aufrecht zu erhalten. Bon vieler % 
fimmung find nur die im folgenden Artifel bemerften Anlagen ausgenommen 

Um für die Folge jedem Anlaß zu Streitigfeiten über diefen Gran 
ftand vorzubeugen, find die beiderfeitigen Ortsbehörden gehalten, auf da 
Antrag der Betheiligten Sicer:Pfähle zur Bezeichnung der angemeſſent 
Waſſerhöhe errichten zu laflen. 

Art. 51. Um alle Schwierigkeiten zu befeitigen, welche fich in del 
eines Proceſſes erheben fünnten, den die polnifhe Domaine Kowale mi 
lichen Falles auf den Grund eines am 23. März 1804 zwifchen dem lan 
desherrlichen Fiscus und dem Befiter des Gutes Krzyzankowitz in Schleie 
errichteten Erbpachts-Vertrages gegen das genannte Gut anitellen Fönnt 
macht fich die preußifche Negierung verbindlich, ſechs Wochen nad Yu 
wechfelung ver Ratificationen des vorliegenden Vertrages dem polniiät 
Fiscus die Summe von 750 Thalern preußifch gegen die Lebereignung em 
jährlichen Rente von 37 Thlr. 10 Sar. 7Y, Pf., welche ver oben ermähnt 
Vertrag bisher dem polnischen Fiscus zuficherte, zu bezahlen. 

Zwiſchen dem fchlefiichen Dorfe Wendzin und dem vpolnifchen Der 
Radly wird ein von dem Befiser des ſchleſiſchen Dorfes angelegter Grat 
auf gemeinfchaftliche Koften zugefüllt werden; es ſei denn, daß ber Beſißt 
des Dorfes Radly in die Beibehaltung dieſes Grabens willigte. | 

Zwifchen dem fchlefifchen Dorfe Ponofchau und der polnischen Domam 
Krzepig foll auf Antrag eines der Betheiligten eine Schleufe erbaut wert 
um das vereinigte Waffer der Liswarta und des von dem hoben Dfen 
Zborowski abfließenden Wafferlaufs zu theilen. Diefe auf gemeinſchafllid 
Koften an der Edarenze der Feldmarken von Zborowski, Ponoſchau un 
Krzepitz errichtete Schleufe foll den Wafferlauf (das Waffergefälle) m de 
Art tbeilen, daß die eine Hälfte in den Ponoſchauer Graben zum Beht 
der ſchleſiſchen Werke fließt, die andere Hälfte aber ſoll, dieſem Fluſſe el 
gend, ausfchließlich für vie polnifchen Anlagen beftimmt fein. Cs ver 
fich hierbei jedenfalls, daß durch diefe Anordnung die den Werfen von Zbe— 
rowski zuftehbenden Nechte in feiner Art werden verlegt werden fünnen. _ 

Art. 52. Um für die Folge Streitigkeiten dieſer Art zu begegnen, N 
es fernerhin nicht mehr erlaubt, die mindefte Neuerung an den Grenznält 
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und an ber MWafferböhe vorzunehmen. Die nothwendigen Wiederberftellungen 
fallen demjenigen zur Laft, zu deffen Vortbeil fie unternommen werben. Es 
verfteht fich hierbei von felbft, taß die Ausbefferungen an den Ufern und 
der Wiederaufbau von Wafferwerfen nur mit negenfeitiger Einwilligung beider 
Theile und unter Aufiicht der Verwaltungs-Behörden vorgenommen werden 
fönnen. Derfelbe Fall findet ftatt bei Gräben, Wegen und Hütten oder 
andern Gegenftänden jeder Art, welche die Grenze bezeichnen; fo daß dieſe 
Gegenftände beiden Staaten gemeinfchaftlid gehören und deren gegenwär— 
tiger slalus quo nur mit Genehmigung beider Theile verändert werden kann, 
ausgenommen in dem Falle, wo unter den betheiligten Einwohnern entgegen- 
ſtehende Berbinvlichfeiten vorhanden find. 

Art. 53. Jeder, der ſich erlauben follte, die zwiſchen beiden Ländern 
gezogene Grenze durch Ummwerfung der Grenzpfähle oder Grenzhaufen, oder 
durch PVerübung bierauf abzwedender unbefugter Handlungen oder Gewalts 
thätigfeiten irgend einer Art zu verrüden, und dadurd die in dem gegen— 
wärtigen VBertrage getroffenen Feſtſetzungen zu verlegen, wird nach aller 
Strenge der in dem betreffenden Lande ———— Geſetze beſtraft werden; 
und um jeder Entſchuldigung vorzubeugen, wird unmittelbar nach der Ge— 
nehmigung dieſes Vertrages ſeine förmliche Bekanntmachung in den Grenz— 
gemeinden erfolgen. 

Art. 54. Binnen drei Monaten nach der Auswechſelung der Ratifica— 
tionen des gegenwärtigen Vertrages, oder früher wenn es geſchehen Tann, 
werden die von beiden Theilen ad hoc ernannten Grenz-Berichtigungs-Com— 
miffarien fih an Ort und Stelle begeben,’ um die Grenze feftzuftellen, die 
Srenzpfähle zu errichten, deren Richtungswinfel zu verzeichnen, und eine 
Grenzkarte mit der dazu nöthigen Befchreibung aufzunehmen, damit Fünftig 
nicht der gerinafte Zweifel, noch die mindefte Schwierigkeit über die Aus— 
führung der Arbeit der gedachten Commiffarien ftattfinden fann. 

Art. 55. Da die Grenze, wie fie im Jahre 1808 mit Pfählen be- 
zeichnet worden, durch den Art. 2. diefes Vertrages auf allen Punkten, wo 
fie nicht durch denfelben anderweit feftgeftellt ift, aufrecht erhalten worden, 
aber die Arbeit ver Grenz-Berichtigungs-Commilfton des vorgedachten Jahres 
unbeendet geblieben ift, fo werben die mit der Ausführung des gegenwärs 
tigen Bertrages beauftragten Commiffarien angemwiefen werben, die Grenz— 
Berichtigung vom Jahre 1808 nad Maafgabe des vorftehenden Artifeld zu 
vervollftändigen, indem fie auf der ganzen Linie den Abftand der — 
pfähle von einander und die Binfel mit der Nordlinie feftzuftellen, vie 
Grenzpfähle von 1808 zu erneuern, und ba, wo es für nöthig erachtet 
werden möchte, Zmwifchenpfähle zu errichten haben. 

Art. 56. Im allen Fällen, wo die betreffenden Grundbeſitzer beider 
Länder über die Grenzen ihrer Privatbefisungen einig find, haben fie das 
Recht, unter der Aufjicht der gedachten Commiſſion, zwifchen ven Grenz— 
pfählen, Grenzhügel zu errichten. 

Art. 57. In allen Fällen, wo die Landesgrenze den Grenzfcheidungen 
der Privatbefisungen folgen foll, ift man dahin übereingefommen, daß der 
status quo vom 1. Januar 1828 — wo die Commifjarien beider Regie— 
rungen an Drt und Stelle waren — aufrecht erhalten wird. Auch follen 
die Pläne, welche unter ver Leitung diefer Commiffarien aufgenommen worden, 
bei ver Ausführung des vorliegenden Vertrages zum Grunde gelegt werben. 

Art. 58. Der gegenwärtige Vertrag foll ratifieirt und die Ratifica> 
tionssUrfunden innerhalb dreier Monate oder früher, wenn es geſchehen 
fann, ausgemwechfelt werden. Zu deſſen Urfund haben die refp. Bevollmäch— 
tigten denfelben unterzeichnet und mit ihren Wappen befiegelt. 

Gegeben zu Berlin, den 4. Mär) /20. Februar 1835. 
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9. Declaration des Artifels 20. des am 3.Mai/21. Aprii 1815 binfichtlich te 
Herzogthums Warfchau abgefchloffenen Tractats. ®-/j, Dezember 183. 
publicirt 18. Januar 1836. *) 


Die Bevollmächtigten Seiner Majeftät des Königs von Preußen un 
Seiner Majeftät des Kaifers aller Reußen, in Betradht: daß der 20. Ar 
tifel des zu Wien am 3. Mai / 21. April 1815 zwifchen Preußen und Rußlam 
unterzeichneten Tractats die Entfcheidung Über die Streitigfeiten in Berer 
der von der Grenzlinie durchichnittenen Grund-Befisungen dem Forum re: 
Domicils beigelegt; in Betracht ferner: daß die für die Dauer diefes Grum 
ſatzes beftimmte zehnjährige Frift abgelaufen ift, und daß die boben con 
trahirenden Theile Sich durd den vorgedachten Artifel vorbehalten baber. 
nach Ablauf diefer Frift erforderlichen Falles wegen einer anderen Regel über 
einzufommen, haben die nachfolgenden Beftimmungen verabredet und feftgefert: 


Beftimmung des Forums. 


$. 1. Die Haupt-Befigung der von der Grenzlinie zwifchen dem Gref- 
berzogthbum Pofen und dem Königreiche Polen durdfchnittenen Güter, vieie 
Güter mögen Privatperfonen oder Gemeinden, nftituten und öÖffentlicen 
Anftalten angehören, foll bei der Beftimmung des Forums in dem einem 
der beiden Länder zur Entfcheidung der jene Güter betreffenden Streitigfeiter 
ald Grundlage dienen. 


Was unter Haupt-Beſitzung zu verftehen fei. 


$. 2. Als Haupt-Befis ift derjenige Antheil des von der Grenze durs 
fohnittenen Guts zu betradıten, unter deſſen Namen alle übrigen Deper 
denzen und Pertinenzgien, die entweder in lanpwirtbfchaftliher oder in an 
derer Beziehung einen integrirenden Theil veffelben ausmahen, mit ink 
griffen find, 

Iſt das von der Grenze durdhfchnittene Grundſtück eine Haupt-Beſitzung 
fo foll derjenige Theil verfelben, auf weldhem die Wohnung des Grundbern 
und die Wirtbichaftsgebäude belegen find, als die Haupt-Befigung betrat 
tet werben, 

Bon den Hypotheken. 

$. 3. Die Hypothefen-Bücher find nad folgenden Regeln zu führen. 
A. Wenn Befisungen, die aus mehreren Gütern oder ganzen Derrfchaften 
befteben, von ver Grenzlinie dergeftalt durchfchnitten werden, daß ganit 
Dörfer oder Borwerfe, die einer Haupt-Befigung angehören, ſich in vem 
Gebiete des andern Staats befinden, fo follen die Hypotbefen-Bücher eine 
foldhen Grunpftüds von den preußifchen und von ven polniſchen Gerichtsböfen 
geführt werden, und zwar von einem jeden für diejenigen Dörfer oder 
Meiereien, die in dem Gebiete feiner Gerichtöbarfeit eingefchloffen fint. 
B. Werden Befisungen von minderer Wichtigkeit, wie Müblen, Höfe, 
Acker, Wiefen, Hütungen, Waldungen, Schäfereien, Krüge, Wald: un 
Felvhüter-Wohnungen und Wirthfchaften, Ziegeleien, Glashütten, Theeröfen 
und Papiermühlen, von ihrem Hauptorte durch die Grenzlinie getrennt, 
bergeftalt, daß fie in dem Gebiete desjenigen Staates eingefchloffen fint, 
unter deſſen Herrichaft das Gut, zu welchem fie gehören, nicht liegt, fo fin 
die Gerichtöhöfe des Landes, in deſſen Gebiete jene Depenvenzen belegen 
find, nicht gehalten, für ſolche abgefonderte Enclaven ein befonderes Hyvo 
theken⸗Buch anzulegen; es ift aber C. die Pflicht des Ortsgerichts, Hopo 
thefen-Bücher für vergleichen Devenvdenzen in dem Falle zu führen, vaf 
diefelben als Eigenthum an Privat-Befiger gelangt find. D. In allen Fällen, 


*) Branzöfifch und deutfch ausgefertigt. 
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wo nach den obigen Beſtimmungen das Hypothekenbuch einer aus mehreren 
Guütern, Dörfern oder Meiereien beſtehenden Beſitzung, theils von preu— 
Bifchen, theils von polniſchen Gerichtshöfen geführt wird, muß der Gläu— 
biger, der eine Hypothef auf die ganze Befigung erworben bat, die Eins 
tragung derfelben bei den Gerihtshöfen beider Staaten nachſuchen. Iſt ihm 
Dagegen nur ein Theil der Befisung als Hypothek beftellt worden, fo bat 
er fich bloß an denjenigen Gerichtshof zu wenden, der die Oypothefenbücher 
über den mit der Hypothek belafteten Gebietsantheil zu führen hat. 
Regulirung der Hypothefen. 

$. 4. Diejenigen Hypothefen, worüber die Bücher nad) $. 3. in beiden 
Staaten zu führen find, follen nad den in einem jeden derfelben beftehenven 
Geſetzen regulirt werden. Die Hypothefen-Regulirung findet nur für das 
Grund-Eigenthum der Privatperfonen und derjenigen ftatt, die feit der Erz 
richtung des Königreichs Polen noch nicht ihre Befigtitel nad den von 
den Reichstagen in den Jahren 1818 und 1825 erlaffenen Reglements be> 
richtigt haben. 

Eben fo foll e8 gehalten werden mit dem Grund-Eigentbum der in 
re Falle fich befindenvden preußifchen Unterthanen; die neue Hypotheken— 

egulirung fol nämlich hier gleichfalls nur für foldes Grund-Eigenthum 
ftattfinden, deſſen Beſitzer noch nicht feinen Befigtitel nach den preußifchen 
Geſetzen berichtigt haben möchte. 
Forum für die GStreitigfeiten. 


$. 5. In allen Fällen, wo es fi darum hanvelt, über Streitigfeiten 
in Betreff der von der Grenze durdfchnittenen Grundſtücke zu enticheiden, 
oder den gerichtlichen Verkauf verfelben zu verfügen, find die Gerichtöhöfe 
beider Länder gehalten, folgende Regeln zu beobachten: a) Streitigkeiten, 
die die Gejammtheit des Grunpftüds zum Gegenftande haben, find von 
demjenigen Tribunale zu entfcheiven, zu deſſen Gerichtsbarfeit die Haupt: 
Befigung gehört. b) Dafjelbe Tribunal entjcheivet auch über ſolche Streitig— 
feiten, die fich über das von der Grenze durdfchnittene Grundftüd jelbft er- 
hoben haben. c) Was dagegen die Streitigkeiten über ein Grund-Eigen— 
thum betrifft, das nur einen Theil eines von der Grenze durchſchnittenen 
Guts bildet und als ſolches ausſchließlich in den Grenzen des einen oder 
des andern der beiden Staaten liegt, fo follen fie vor dem Forum desjenigen 
Landes entichieden werden, zu weldem das ftreitige Eigenthum gehört. 
d) Ueber Streitigfeiten, die von den Hypotheken herrühren, erfennen bie: 
jenigen Gerichtshöfe, weldye die Hypothekenbücher führen. 

Forum für die Vollziehung des Erfenntniffes. 

$. 6. Der Gerichtshof des Landes, in welchem das Grund-Eigenthum 
liegt, ift mit der Vollziehung des Erfenntniffes nach den in diefem Lande 
——— Formen beauftragt. 

Die Vollziehung ſoll in ſolchen Fällen von den competenten Gerichts— 
höfen zugelaſſen werden, inſofern das Erkenntniß nicht den Geſetzen des 
Landes zuwider iſt, in deſſen Gebiete es vollzogen werden ſoll. 


Tranſitoriſche Beſtimmung. 
$. 7. Die obigen Beſtimmungen finden auf die bereits anhängigen 
Rechtsſachen feine Anmwentung, und follen legtere vor dem Tribunale, vor 
weldhem fie fchweben, fortbetrieben werden. 
Dauer der gegenwärtigen Beftimmung. 
$. 8. Das gegenwärtige Abfommen foll fo lange bindend fein, als die 


beiderfeitigen Höfe es nicht für nöthig erachten, fich über neue Grundſätze 
zu verftändigen, 
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Befanntmahung. 


$. 9. Diefes doppelt ausgefertigte und unterzeichnete Abfommen ':. 
nad geaenfeitiger Auswechfelung in beiden Staaten publicirt werden. 
erlin, ven 31/19. December 1835. 


10. Bertrag wegen Unterdrücung bed Handels mit afrifanifchen Megern. 
20. December 1841. 
(S. Großbritannien.) 


6. artel- Convention, 2, Mai 1844. 


Im Namen der hochheiligften und untheilbaren Dreieinigfeit! 

Nachdem die zwifhen Sr. Majeftät dem Könige von Preußen une St 
Majrftät vem Kaifer von Rußland, König von Polen, unterm 29/17. März Id 
abgejchloffene Earteleonvention abgelaufen ift, und einige ihrer Beftimmunge 
einer näheren Erläuterung und größeren Beftimmtheit fähig erachtet worde 
find, während andere aufgehört haben, auf die gegenwärtigen Berbälmit 
anwendbar zu fein: fo haben Ihre Majeftäten es nüglih und angemene 
ge eine neue Gartelconvention abzujchliegen, und find zu viel 
Behufe Bevollmächtigte ernannt, weldye, nad) Auswechſelung ihrer in gute 
und gehöriger Form befundenen Vollmachten, diejenige Gartelconvention abge 
ſchloſſen und unterzeichnet haben, deren wörtlicher Inhalt folgendermaaßen lauitt 

Art. 1. Die gegenwärtige Convention, welde vier Wochen nach Aus 
wechſelung ver Ratibrationen zur Ausführung gebracht werden foll, erftret 
fi) a) auf alle aus dem activen Dienfte der beiverfeitigen Armeen vein 
tirten Individuen und die von ihnen mitgenommenen Militair-Effecten, als: 
Pferde, Neitzeug, Armatur- und Montirungsftüde,; vesgleihen auf Die aus 
dem activen Dienfte, unter Vorbehalt ihrer Verpflichtung zu demfelben 
beurlaubten, mithin zur SKriegsreferve gebörigen Individuen; b) auf alk 
nach den Gefegen des Staats, welden fie mit oder ohne Abjicht der Rüd 
kehr verlaffen haben, wenn auch erit für die Folge, zum Militairvienfte wer: 
pflichteten Individuen; c) auf diejenigen Individuen, welche, nachdem fie ie 
einem der beiden Staaten ein Criminalverbreden begangen, fi ver Linter 
ſuchung und Beftrafung deſſelben durch die Flucht aur das Gebiet des anden 
Staats zu entziehen gewußt haben. 

Art. 2. Die im vorftehenvden Artifel unter a, bezeichneten Individuen 
find, wenn fie in militairischer Befleivung, oder mit andern Gegenftänne 
der militairifchen Ausrüftung betroffen werden, oder wenn überhaupt darüber, 
daß fie aus dem Militairdienfte des andern Staats entwichen find, fen 
Zweifel obwaltet, fofort, ohne daß es dazu einer vorgängigen Requifitien 
ſeitens dieſes Staates bedarf, zu verhaften, und mit den bei ihnen gefun 
denen Militair-Effecten zur Grenze, weldye beide Staaten trennt, zu trans: 
portiren, um bafelbft an die zu ihrer Empfangnahme beauftragten jenfeitigen 
Behörden abgeliefert zu werden. Bei denjenigen Individuen, deren Defertien 
nicht offenbar, ſondern in Folge befonderer Umftände oder ihrer eigenen 
Ausfagen nur wahrfcheinlic ift, muß von den Militair- oder Civilbebörten, 
weldye von ihrem Aufenthalte Kenntniß erhalten haben, fofort für ihre Sicher: 
ftellung geforgt werden. Demnächſt haben fie darüber ein Protocol auf 
nehmen zu laſſen, und foldes der jenfeitigen Provinzial-Militaırbehörde mit: 
zutbeilen, weldye bierauf zu erflären bat, ob das bezeichnete Individuum 
wirklich defertirt ift oder nicht, welchemnächſt, im Bejahungsfalle der Defer: 
teur ihr auf die oben erwähnte Weife auszuliefern ift. 

Was die im vorigen Artifel unter b. bezeichneten Individuen betrifft, 
fo findet, deren Bean und Auslieferung nicht anders jtatt, als in 


u 


— 
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Tolge einer jevesmaligen ausprüdlichen Nequifition von Seiten der compe— 
tenten Bebörde desjenigen Staats, welchem die Individuen angehören. 

Art. 3. Die Auslieferung der zu den Claſſen a. und b. des Art. 1 
gehörigen Individuen wird jedoch nicht ftattfinden, wenn dieſelben, ehe fie 
fich in ven zulegt von ihnen verlaffenen Staat begeben oder dafelbit Dienfte 

enommen batten, Untertanen desjenigen Staats waren, wohin fie ſich bei 
ihrer Entweichung geflüchtet haben, und diejenigen Verhältniſſe, welche für 
fie aus diejer Eigenschaft entjpringen, nidyt nach den in diefem Staate gel» 
tenden geſetzlichen Vorſchriften aufgelöft worden find. Doch werden, felbft 
in Diefem Falle, die von folden Individuen bei ihrer Entweichung mitge- 
nommenen Pferde und Miilitair-Effeeten zurüdgegeben. 

Eben fo fann die Auslieferung eines zu diejen zwei Claſſen gehörigen 
Individuums, wenn daffelbe fi) in dem Staate, wohin es entwichen ift, 
ein Werbrechen oder Vergehen bat zu Schulden fommen lajjen, bie zur Ab- 
büßung der nad den Gefegen dieſes Staats dafür verwirften Strafe ver: 
weigert werben. 

In den Fällen endlich, wo die Verhaftung und Auslieferung eines 
Individuums nur in Folge vorheriger Requifition ftattfinden fol, wie dies 
im Artifel 2 namentlicd wegen der Deferteurs verabredet ift, welche nicht 
als folde fenntlid find, ift, wenn feit der Defertion oder dem Austritte 
eines Individuums diefer Kategorie bereits ein Zeitraum von zwei Jahren 

‚ verftrichen ift, der requirirte Staat nicht verpflichtet, der an ihn ergebenden 
Auslieferungsreauifition Folge zu leiften. 
Art. 4. Die im Artikel 2 vorgefchriebenen Mittheilungen wegen ber 
‚ ver Defertion aud dem Dienfte der jenfeitigen Macht Verdächtigen, werden 
‚ königlich preußifcherfeitd an den Commanbdirenden en chef, und an die der 
Auslieferung der Deferteure vorgefegten Officiere, faiferlich rufjifcher- oder 
‚ Königlich polnifcherfeits aber an das Generalcommando der nächſten preußi— 
ſchen Provinz gerichtet; wogegen die Requifitionen, weldye fid) auf Individuen 
der im Artifel 1 unter b. erwähnten Claſſe beziehen, füniglich preußiſcherſeits 
‚ an bie nädten ruffiihen oder polnifchen Militair- und Eivilbehörden, und 
faiferlidy ruffiicher= oder Föniglich polnifcherfeits an die nächfte preußiiche 
‚ Provinzialregierung zu richten find. 
| Art.5 Wenn der Fall eintritt, daß ein Individuum, bevor ed aus 
dem Dienite des einen oder des andern der hoben contrabirenvden Theile 
entwichen ift, fchon von den Truppen eines andern Souverains oder eines 


‚ andern Staats, mit welchem einer der hohen contrahirenden Theile eine 


) 


Gartelconvention geichloffen hat, defertirt wäre, fo foll gleichwohl ein jolcyer 
Ueberläufer derjenigen Armee ausgeliefert werden, von welder er zulegt 
deſertirt ift. 

Art. 6. Den beiderfeitigen Militair- und Civilbehörden ift ausdrücklich 
unterfagt, ein Individuum, deſſen Defertion aus dem jenfeitigen Militair- 
dienst als gewiß oder felbft nur ala wahrfcheinlich anzunehmen ift, in ven 
Militair- over Civildienft ihres Souverains aufzunehmen; auch dürfen fie 
feine Unterofficiere oder Soldaten der jenfeitigen Armee auf der Grenze 
durchgehen laffen, wenn fie nicht mit einem Paffe oder Abfchieve von dem 
Chef oder Commandeur des Truppentheild, dem fie angehören, verſehen 
find. Jedes ohne einen folhen Pag oder Abſchied von ihnen betroffene oder 
von ihren Untergebenen ihnen angezeigte Individuum, welches in Folge 
äußerer Merkmale oder fonftiger Umftände den Truppen des andern Staats 
anzugehören verdächtig ift, haben fie, mit fämmtlichen bei ihm befindlichen 
Effecten, fofort zu verhaften, und zu Protocol! vernehmen zu lajfen, welchem: 
nächſt nad) dem im Artikel 2 enthaltenen Beftimmungen zu verfahren ift. 

Art. 7. Die hohen contrabirenden Theile werden darauf halten, daß 
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den an ihre Behörden zu richtenden Auslieferungs-Requifitionen jchnell we 
ohne Nüdhalt genügt werde. Selbſt in vem Falle, wo die reclamirten \ 
dividuen in den Dienft des Staates aufgenommen fein follten, auf teie 
Gebiete fie fich befinden, fol diefer Umftand auf die aus dem gegenmärtier 
Artifel entfpringenden gegenfeitigen Verpflichtungen von feinem Einfluſſe in 


Art. 8. Sollten über die re irgend eines in dem Requifitien| 


fchreiben angeführten Umftandes Zweifel entftehen, fo fünnen viefe, view 
Artifel 3 erwähnten Fälle ausgenommen, eine Verweigerung der Auslır 
rung nicht begründen. 

Art. 9. Bei der Auslieferung eines Deferteurs oder Militairpfliction 
ift jederzeit und ohne Ausnahme nicht allein das bei feiner Verbaftung ik 
die Veranlafjung und Umftände vefjelben aufgenommene Protocoll, ſonde 
ed find au, wenn derfelbe zur Claſſe der nad Artifel 2. von Amtswen 
Auszuliefernden gehört, die Militaireffecten, durch welche feine Defertion ie 
ergeben bat, jofort mit zu überliefern. Gehört er dagegen zu den erft na 
vorheriger Communication mit den refpectiven Militärbehörden oder in Aolx 
einer befonderen Requifition augzuliefernden Individuen, fo ift, um jea 
Zweifel darüber zu befeitigen, daß feine Auslieferung den im gegenmwärtun 
Vertrage beftimmten Grundfägen gemäß fei, allemal das Original oder an 
beglaubte Abjchrift des ihn betreffenden Requifitionsfchreibens bei jene 
Auslieferung vorzuzeigen. 

Art. 10. Die Grenzorte, wo früher die ordnungsmäßige Auslieferus 
der Deferteure und anderer Individuen ftattgefunden hat, werben auch ferın 
und zwar fo lange zu diefem Zwede beibehalten, als die beiverfeitigen & 
hörden nicht etwa über eine Abänderung in diefer Beziehung fich vereinbar 
Die an diefen Drten mit dem Auslieferungsgefchäft beauftragten Beamten 
find, je nachdem fie zum Militair- oder Eivilftande gehören, von Seiten de 
——— Militair- oder Civilbehörden den jenſeitigen namhaft zu mad 

rt. 11. An Unterhaltungsfoften werben für jeden Deferteur om 
Militairpflichtigen, von dem Tage an, wo er zum Zwede feiner von Amt 
wegen oder auf Requifition zu bewirfenvden Auslieferung verhaftet wort 
ift, 2, Silbergrofcen preußifch Courant oder 7%, Kopeken Silber täglıd 
vergütet. Hat der Deferteur ein Dienftpferd mit fi) genommen, fo wert, 
von dem eben gedachten Zeitpunfte ab täglich, auf daſſelbe 2 Megen Halt 
und 8 Pfund Heu, nebft dem nöthigen Stroh, gutgethan, und dieſe Foura« 
wird nach den jedesmaligen Marftpreifen ver nächſten Stadt bezablt. 

Die Auslieferung des Deferteurs wird fpäteftens acht Tage nad fein 
bei deſſen Entdeckung fofort ftattfindenden Verhaftung erfolgen, und W 
Koften für feinen Unterhalt follen auch gegenfeitig nur für Den Zeitraum 
von act Tagen erftattet werden, es fei denn, daß feine Auslieferung an!“ 
betreffenden Behörden, wegen der Entfernung des Ortes, wo berfelbe m 


griffen worden, oder wegen anderer hinreichend nachgewiefener Umftint 


über jenen Zeitraum hinaus verzögert werden müßte. Iſt der Weberläuf 
Kranfheits halber in ein Hospital aufgenommen worden, fo werden I 
desfalljigen Koften von dem reelamirenden Gouvernement mit 3'/, Silk 
grofchen preußiſch Courant oder 10', Kopefen Silber täglich für die gamt 
geit feines Aufenthalts dafelbft erftattet. f 

Art. 12. Wird außer dem Deferteur zugleich das von ihm mg 
nommene Dienftpferd entdedt und dem Staate, weldhem es gebört, zuric 
gegeben, ſo erhält derjenige, durch deſſen Anzeige die Beſchlagnahme 
Pferdes erwirkt worden ift, von dem Staate, an den die Auslieferung m 
folgt, eine Belohnung von 7, Thaler preußifch Courant (6 Rubel 75 8% 
pefen Silber). 

Art. 13. Zur Berichtigung diefer Belohnung, fo wie der im An-1. 
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bemerften Unterbaltungstoften, welde in feinem Falle erhöhet werden dürfen, 
werden die hohen contrabirenden Theile bei den mit dem Auslieferungsge- 
ſchäft in den dazu beftimmten Grenzorten beauftragten Beamten eine ge- 
wifje Summe Geldes niederlegen laffen, von welcder dieſe Beamten fofort 
bei Auslieferung des Deferteurd oder Militairpflichtigen und des Dienft- 
pferdes fowohl die Unterhaltungsfoften auf den Grund einer Berehnung, 
welche bei der Auslieferung von der dazu beauftragten jenfeitigen Behörde 
mit zu übergeben ift, als auch die Belohnung für die Befchlagnahme des 
Dienftpferdes zu berichtigen haben. Sollte dieſe Berechnung für unrichtig 
—— werden, was jedoch bei der genauen Feſtſetzung des Satzes der 
Belohnung und der Unterhaltungskoſten nicht leicht wird ſtattfinden können, 
ſo ſoll dennoch die Zahlung der aufgerechneten Summe erfolgen, und erſt 
ſpäter iſt eine desfallſige Reclamation zu unterſuchen, mit alleiniger Aus— 
nahme des Falles, wo der im Artikel 9. enthaltenen Beſtimmung wegen 
gleichzeitiger Ueberlieferung ver bei einem Deſerteur gefundenen Militair— 
effeeten oder Vorzeigung des Driginal-Requifitionsfchreibeng oder einer be> 
glaubten Abjchrift davon, nicht genügt wäre, indem alsdann weder die 
Unterbaltungsfoften, nody die Belohnung gezahlt werden. 

Art. 14. Da weder von Deferteuren, nod von ausgetretenen Militair- 
pflichtigen Schulven contrahirt werden fönnen, die den auf ihre Perfon An- 
ſpruch habenden Staat zu deren Erftattung rechtlich verpflichten, fo kann 
auch die Bezahlung folder Schulden bei der Auslieferung nie einen Gegen 
ftand der Erörterung zwijchen ven Behörden beider Staaten bilden. Hat 
ein ſolches Individuum während feines Aufenthalts in dem Staate, von 
welchem es auszuliefern ift, Berbindlichfeiten gegen Privatperſonen über— 
nommen, an deren Erfüllung es durch die Auslieferung verhindert wird, 
ſo bleibt dem dadurch verletzten Theile nur übrig, ſeinen Schuldner bei deſſen 
competenter vaterländiſchen Behörde zur Geltendmachung ſeiner Rechte in 
Anſpruch zu nehmen. 

Ebenſo befreiet die perſönliche Haft, in welcher ein Deſerteur oder aus— 
getretener Militairpflichtiger ſich im Augenblicke ſeiner Reclamation etwa 
wegen eingegangener Privatverbindlichkeiten befinden ſollte, den Staat, an 
welchen die Reclamation gerichtet iſt, keineswegs von der Verpflichtung zur 
fofortigen Auslieferung des reclamirten Individuums. 

Art. 15. Diejenigen, welde in den Staaten eines der beiden Sou— 
veraind ein Griminalverbrechen begeben, oder eines ſolchen angefchulvigt 
oder bezüdhtigt find, und darauf entfliehen und in das Gebiet des andern 
Souverains fi begeben, werden gegenfeitig auf eine Requifition, welche 
auf die unten im Artikel 16. bezeichnete Art erfolgen muß, ausgeliefert. 

Der Stand oder die bürgerlichen Verhältniffe des Verbrechers, Anges 
ſchuldigten oder Bezüchtigten machen bierin feinen Unterfchied, und felbiger 
wird ausgeliefert, weh Standes er auch fei, Edelmann, Stadt- over Lands» 
bewohner, ein Freier oder Leibeigner, ein Soldat oder vom Civilftande. 

It aber der erwähnte Verbrecher oder Angeſchuldigte ein Unterthan 
desjenigen Souveraing, in deſſen Land er geflüchtet ift, nachdem er in dem 
Lande des andern Souverains ein Verbrechen begangen hat, fo findet die 
Auslieferung nicht ftatt, fondern der Souverain, deifen Unterthan er ift, 
wird denfelben fofort nad) feinen Kandesgefegen zur Unterfuhung und Strafe 
ziehen laffen. Sobald jedod ein Individuum in dem Lande, wo daſſelbe 
ein Criminalverbrechen oder irgend ein Vergeben fih hat zu Schulden 
fommen lafjen, deshalb verhaftet worden ift, fo kann der Souverain des 
Landes, in mweldiem die Verhaftung erfolgt ift, denfelben zur Unterfuchung 
ziehen und die verwirfte Strafe vollftreden laffen, wenn auch dieſes In— 
dividuum ein Untertban des andern Landesherrn wäre. 
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Art. 16. Die Verhaftung eines Berbrechers behufs deſſen Auslieferm: 
foll erfolgen auf die Nequifition einer Polizeis oder Gerichtsbehörde te 
Staates, in welchem der Angefchuldigte das ihm ſchuldgegebene Verbreche 
begangen hat. Dieſe Requifition wird an eine Polizeis oder Gerichtsk 
hörde des anderen Staates gerichtet. Die betreffenden Behörden find zer 
pflichtet felbit dann, wenn fie zur Erfüllung der ihnen zugebenden Requiſitie 
nicht competent find, diejelbe anzunehmen und fie unverzüglich an Die com 
petente Behörde zu befördern. 

Die wirflihe Auslieferung gefchieht jedoch allemal erft von Seit 
Preußens auf die Neguifition des General-Souverneurs derjenigen Prosir: 
des Kaifertbums Rußland oder auf die Requifition des Obergerichtes ver 
jenigen Provinz des Königreichs Polen, wo gegen den Verbrecher over An 
geſchuldigten eine gerichtlihe Unterfuchung bereits ftattgefunden bat oter 
ftattfinden fol. In dem einen wie in dem anderen Falle wird die Neam 
fition an das Obergericht derjenigen Provinz der preußifhen Monarde 

erichtet, wo der Verbrecher oder Angefchulvigte dem Vermuthen nad 3: 
ht geſucht hat. 

Von Seiten Rußlands und des Königreichs Polen wird die Auslier 
rung nur auf die Requifition des Obergerichtes derjenigen preußijchen Pre 
vinz erfolgen, wo gegen den Verbrecher oder Angefchulvigten eine geridı 
liche Unterfuchung bereits flattgefunden hat oder ftattfinden fol. Diefe Re 
quifition wird an den General-Gouverneur derjenigen Provinz des Kaiſet 
thums Rußland oder an das Dbergericht derjenigen Provinz des Königreict 
Polen gerichtet, wo der Verbrecher oder Angefchuldigte dem Vermutben nas 
Zuflucht gefucht hat. 

Beide Regierungen werben ſich gegenfeitig das Verzeichniß ver Ober 
gerichte der preußiihen Monarchie und des Königreihs Polen mittbeilen, 
welchen die Erlaſſung diefer Requifitionen anvertraut ift. 

In allen vorgedadten Fällen, der Antrag auf Auslieferung möge von 
einem Dbergerichte Preußens oder des Königreichs Polen gemacht fein, over 
von einem der ruffiichen General-Gouverneure ausgeben, foll die Nequifitien 
von einer Ausfertigung entweder des Erfenntniffes, wenn ein folches ſcher 
ergangen ift, oder des Beſchluſſes über die Eröffnung der Criminal-Unter 
fuhung begleitet fein, in weldem die näheren Umftände des VBerbrecen: 
auseinander gejegt find. 

Der Antrag auf Auslieferung und die zur Begründung deſſelben bie 
nenden Documente follen binnen ſechs Monaten von dem Tage an, wo die 
Anzeige über die Verhaftung des Verbredyers oder des Angeichulvigten ar 
den requirirenden Beamten oder das requirirende Gericht abgeſandt wirt, 
sorgelegt werden. Im Berzögerungsfalle erliſcht die Verbindlichkeit zur 
Auslieferung des Verbrechers oder Angefchuldigten. 

Die Auslieferung felbft fol erfolgen, nachdem durch Vernehmung de— 
Angeſchuldigten die Iventität feiner Perfon feftgeftellt worden, und wenn bir 
ibm fchuldgegebene Handlung eine foldhe ift, daß auch nad den Gefegen 
des requirirten Staates der Schulvige gleichfalld zur Criminalunterfuchun 
gezogen werden müßte. 

Behufs der Auslieferung fol der Verbrecher bi8 zur Grenze transpor 
tirt und gegen Erftattung der Koſten den Behörden des requirirenden Staatei 
übergeben werden. 

Art. 17. An Koften werden a) für den Unterhalt des Berbrecers, 
vom Tage feiner Verhaftung an, 2%, Silbergrofhen preußifch Courant 
(7'/% Kopefen Silber); b) an Koften der Haft, fo lange diefe dauert, täglid 

Silbergroſchen preußifch Courant (9%, Kopefen Silber) und außerdem 
c) die in jedem einzelnen Falle zu liquidirenden Auslagen für den Trank 
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port des Perbrechere und für Anfchaffung der zu feiner Befleidung erfor 
derlich gemefenen Gegenftände bezahlt. 

Art. 18. Weder Deferteure, noch Milttairpflichtige, noch Verbrecher 
fönnen von Seiten des rerlamirenden Staats auf gewaltfame, eigenmäd- 
tige oder heimliche Weife auf das Gebiet des anderen Staates verfolgt 
werden. Es ift daher unterfagt, das zu dieſem Zwede irgend ein Militair- 
oder Eivilcommando oder geheimer Abgeorpneter die Grenze beider Staaten 
überfchreite. Iſt von Seiten der reelamirenden Macht die Verfolgung eines 
oder mehrerer Deferteure, oder Militairpflichtiger, oder geflüchteter Ver— 
brecher mittelft eines Militair- oder Civilcommando's, oder auf andere Art 
verfügt worden, fo darf ſich diefe Verfolgung nicht weiter als big zur Grenze, 
welche beide Staaten yon einander trennt, erftreden. Hier muß das Com— 
mando Halt maden, und nur Ein Mann darf die Grenze überfchreiten. 
Diefer muß fih, bei Enthaltung jeder Ausübung von Gewalt oder Eigen- 
macht, unter Vorzeigung des Nequifitionsfchreibend feiner Vorgefegten, an 
die competente Militair- oder Civilbehörde wenden und auf die Auslieferung 
antragen. Ein folder Abgeordneter wird mit denjenigen Rüdfichten, welche 
beide Gouvernements fich gegenfeitig fchulvig find, empfangen werben, und 
* weitere Verfahren erfolgt ſodann nach der Vorſchrift des gegenwärtigen 

ertrages. 

Art. 19. Jede amtliche Handlung, welche ein Civil- oder Militair- 
beamter des einen der beiden Staaten auf dem Gebiete des anderen Staates 
ausübt, ohne von ber competenten Militair- oder Civilbehörde dieſes letz— 


‚ teren Staates dazu ausprüdlic ermächtigt zu fein, foll als eine Gebiets— 


verlegung angefeben und demgemäß beftraft werben. 
Wenn fid) Zweifel über die Thatfache der Gebietsverlegung felbft oder 


| über die befonderen Umſtände erheben, welde fie begleitet haben, fo foll eine 


gemifchte Commiſſion unter Vorfig des Commiffarius des verlegten Theiles 


‚ niedergefegt werden. Beftändige, hierzu im Voraus beftimmte Commifjarien 


follen für Preußen der Landrath desjenigen Kreifes, an deſſen Grenze die 
Sebietsverlegung vorgefommen fein foll, und für Rußland die Sperialcom> 


' miffarien fein, melde fowohl auf der Grenze dee Kaiſerthums, ald auf ver 


! 
’ 


des Königreihs Polen, mit Aufrechthaltung der freundnachbarlichen Ver: 
hältniſſe beauftragt find. 

In befonderen Fällen bleibt e8 den beiden Regierungen vorbehalten, 
diefe Unterfuhung befonders zu dem Zwede abgeordneten Beamten ans 
zuvertrauen. 

Die Commiffarien follen das Recht haben, in befonderen Fällen ſich 
einen Juftizbeamten zuzuordnen, um die Zeugen zu vernehmen und zu ver: 
eivigen. Ihre Aufgabe ift, die Thatſachen vollftändig aufzuflären, um feft- 
zuftellen, ob wirklich eine Gebietsverlegung ftattgefunden, und wer fie be- 
gangen bat. Wenn die Commiſſion hierüber einig ift, werden die verhan— 
delten Acten dem competenten Gerichte des Staates, welchem der Ange- 
Ichulvigte angehört, überfandt, um die Strafe feftzufegen, von welcher uns 
— en Staate, deffen Gebiet verlegt worden, Kenntniß gegeben 
werden ſoll. 

Jedes Individuum, weldes in dem Staate felbft, wo baffelbe eine 
Gebietöverlegung begangen bat, verhaftet worden ift, foll vor das nächfte 
Militair- oder Civilgericht diefes Staates, je nachdem der Schuldige dem 
Militair- oder Eivilftande angehört, gebracht werden. Diefes Gericht foll 
die Thatfahe unterfuchen, die Zeugen vernehmen und die Sache fo weit in- 
ftruiren, daß die Abfafjung des Erfenntniffes erfolgen kann. Die verhan— 
beiten Arten werben alsdann entwerer dem commandirenden General der 
Truppen, zu denen der Schuldige gehört, oder, wenn letzterer ein Civil 
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beamter ift, feiner vorgefegten Behörde Überfandt, um das Urtheil nad de 
Geſetzen des Landes fällen zu laffen. 

Die Unterfuhung ſoll ohne Unterbrechung geführt und möglichit beicla 
nigt werden. Begehrt das Gericht, welches das Urtheil zu fprechen ba 
zuvor nody anderweite Aufflärungen, fo follen dieſe auf Requifition dei x 
dachten Gerichtes durch die mit der Unterfuchung beauftragten Commiflanı 
befchafft werben. 

Art. 20. Beide hohe contrahirende Theile verbieten ibren Bebörte | 
oder Untertbanen, einen Deferteur, bereitd reelamirten Militairpflichtigr 
oder zur Auslieferung geeigneten Verbrecher zu verbergen, oder demſelbe 
nad) anderen entfernten Gegenden fortzubelfen, um ihn auf dieſe Weile de 
Auslieferung zu entziehen. | 

Wider diejenigen, welcde ſich eines Vergehens diefer Art fchuldig mad 
werden die beiderfeitigen Gouvernements, nad Maaßgabe ihrer refpertim 
Landesgefeße, verfahren, und die Behörden beider Staaten werden einantc 
zu ihrer Genugthbuung Kenntniß davon geben, daß und auf welde Um 
die Contravenienten zur Verantwortung und Strafe gezogen worden im 

Art. 21. Die hoben contrahirenden Theile werden ihren reipectm 
Eingefeffenen auf das ftrengjte unterfagen, von irgend einem Individet 
auch wenn daſſelbe als Deferteur noch nicht erfannt oder reclamirt fein fol 
Efferten anzufaufen, welde den Character von Staatseigentbum unverfen 
bar an ſich tragen. Diefelben follen ganz befonvers vor dem Anfaufe de 
von einem Deferteur mitgebrachten Dienftpferdes und vor der Ermerbun 
der von einem flüchtig gewordenen Verbrecher mitgebradhten, widerrechte 
von ihm befeffenen Sachen gewarnt werden. Jede der beiden Regierung 
wird alle ihr durd die Landesgefege zu Gebot ftehenten Mittel anwende 
um ſich gegenfeitig zur unentgeltlichen Wiedererlangung diefer Gegenftänt 
fo wie der obgedachten Militair-Effeeten, bebülflich zu fein. 

Art. 22. Wenn die Auslieferung eines Deferteurs, Militairpflictin 
oder Verbrechers der oben bezeichneten Art in einem folden Falle nicht e 
folgt ift, wo fie nach diefer Convention hätte erfolgen follen, und ein it 
gleihen Individuum durd die Flucht wieder in das Land zurüdfehre, der 
daſſelbe hätte ausgeliefert werden follen, fo ift der Souverain dieſes Yan 

nicht verpflichtet, ein foldhes Individuum wieder herauszugeben. 

Art. 23. Jeder der beiden Staaten verpflichtet fi, diejenigen fein 
Untertbanen wieder zu übernehmen, welde ver andere Staat, weil fie ie | 
aus irgend einem Grunde läftig geworden find, ausweifen will. Dieſe Ver 
binvlichfeit fol allemal erlöfchen, wenn das auszumeifende Individuum ft 
im Auslande zehn Jahre lang ohne einen Paß oder Heimathſchein ver com 
petenten Behörden feines Vaterlandes aufgehalten hat, oder diefer Paß ot 
Heimathichein jeit zehn Jahren abgelaufen ift. 

Die Individuen, deren Päſſe, Heimathſcheine oder andere Legitim 
tiong=- Papiere noch gültig oder nicht länger als feit Jahresfrift abgelauft 
find, follen, wenn fie Untertbanen des einen der beiden Staaten find, " 
denjelben ohne vorgängige Correfpondenz mit deſſen competenten Bebön 

ausgemwiejen werden fünnen. 

Die Ausweifung und die Ucbernahme der vorftehend bezeichneten Pr 
fonen geſchieht a) von Seiten Preußens durch Vermittelung der Landräfk 
der Girenzkreife, b) von Seiten Rußlands durd Bermittelung der Spenil 
Commijfarien, welche fowohl auf der Grenze des Kaifertbums, als auf M 
des Königreichs Polen, mit Aufrechthaltung der freundnachbarlicen Tr 
hältniſſe beauftragt find. 

Mit Ausnahme diefer Fälle fol Fein Individuum, welches fich für eınm 
Unterthban eines ver beiden hohen contrahirenden Theile ausgiebt, an 
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auf das Gebiet des anderen Staated ausgewiefen werben dürfen, als nad 
vorgängiger Verftändigung zwiſchen vorftehend gedachten Beamten und nach— 
vem fefgefteilt fein wird, daß das in Rede ftehende Individuum wirklich 
Untertban des Staates ift, welcher daſſelbe übernehmen foll. 

In allen vorerwähnten Fällen bleiben die Koften jeglicher Art, welche 
durch eine ſolche Ausmweifung entftehen, dem ausweiſenden Staate zur Laſt. 

MWenn indeffen die kaiſerlich ruffifche oder die königlich polnifche Regie— 
rung in den Fall fommen follte, fi) eines Individuums entlevigen zu wollen, 
deſſen Transportirung in feine Heimath nicht füglich anders, als durd dag 
preußifche Gebiet geſchehen könnte, fo wird die Föniglich preußiſche Regie— 
rung ihre Einwilligung bierzu nie verfagen, wenn, bei Ueberlieferung des 
Auszumeifenden an die preußifchen Grenzbehörden, diefen zugleih 1) eine 
befcheinigte Annahme» Erflärung derjenigen Landesregierung, welcher ver 
Auszumeifende angebört, und 2) der vollftändige Betrag der Transport- 
und Unterhaltungsfoften des Augzumeifenden für den ganzen Weg bis in 
feine Heimath, übergeben wird. 

Ohne die vollftändige Erfüllung der beiden vorftehenden Bedingungen 
fann fid die Föniglich preußifche Regierung bei den zwiſchen ihr und andern 
Staaten in diefer Beziehung beftehenden vertragsmäßigen Vereinbarungen 
zur Uebernahme irgend eines, einem dritten Staate zuzumweifenden, Indi— 
siduums nicht verftehen. 

In dem Falle, wo dergleichen einem dritten Staate angehörige Indi— 
viduen dennoch in die preußifchen Staaten auf Grund eines ihnen von 
einer ruffiihen oder polnifhen Behörde ertheilten Paſſes zugelaffen fein 
follten, und ihr angeblicher Heimatheftaat ihre Aufnahme verweigerte, follen 
die preußifchen Behörden fie nah Rußland oder Polen binnen einer Frift 
von einem Jahre, von ihrem Eintritte aus einem diefer Länder nach Preußen 
an gerechnet, zurüdweifen dürfen, indem auf ihren Päffen der Grund diefer 
Zurüdweifung vermerft wird. 

Art. 24. Die Dauer der gegenwärtigen Convention, veren ſämmtliche 
Beftimmungen gleichmäßig auf das Königreicd Polen Anwendung finden, ift 
auf zwölf Jahre feſtgeſetzt. 

Art. 25. Die gegenwärtige Convention wird ratifieirt werden, und 
die betreffenden — ſollen in Berlin binnen ſechs 
Wochen, oder noch früher, wenn es thunlich iſt, ausgewechſelt werden. 

Zur Beglaubigung deſſen haben die beiderſeitigen Bevollmächtigten ſolche 
unterzeichnet und mit ihren Siegeln verſehen. 

Geſchehen zu Berlin, den 20. Mai 1844. 


14. Sardinien. 
1. Wiener Tractat, die Wiederherſtellung des Königreichs Sardinien betreffend. 
20. Mai 1815. *) 
(Wesagelaflen.) 


2. Handeld: und Schiffahrts-Vertrag mit dem Zollverein. 23. Juni 1845. **) 


Seine Majeftät der König von Preußen, fowohl für Sid und in Ver— 
tretung der Ihrem Zolls und Steuerfyfteme angefchloffenen ſouverainen 
Ränder und Landestheile einerfeits, und Seine Majeftät der König von 


) In der Beilage A.A. biefes Vertrages find bie Bedingungen enthalten, unter welchen 
Genua mit Sardinien vereinigt worden ift. 


0) Amtliche Ueberſetzung des franzöfifhen Originals. 
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Sardinien anbererfeits, von dem Wunſche befeelt, vie Handels-Beziehun— 
zwifchen dem deutfchen Zoll» und Hanvelsverein und den ſardiniſchen Staam 


zu befeftigen und auszudehnen, und überzeugt, daß es eines der geeianertr 
Mittel zur Realifirung dieſes Wunfces ift, einen auf dem Grundfage eine 


vollfommenen Reciprocität beruhenden Schiffahrts- und Handelsvertrag ab 


zufchließen, haben zu diefem Behufe Bevollmäctigte ernannt, welche, nas 
dem fie ihre Vollmachten ausgemwechfelt und diefelben in guter und gebörisr 
Form gefunden haben, über die folgenden Artikel übereingefommen find. 

Art. 1. Die Schiffe Preußens oder eines der übrigen Staaten de— 
deutfchen Zolle und Handelsvereins, welche mit Ballaft oder mit Yarun 
in die Häfen des Königreichs Sardinien eingehen oder von Dort ausgeben 
werben, und umgekehrt, die fardinifchen Schiffe, welche mit Ballaft over mr 
Ladung in die Häfen des Königreichs Preußen oder in einen Der Häfer 
der andern Staaten des gedachten Vereins eingeben oder von dort ausgebe 
werben, follen dort, weldyes auch der Drt ihrer Herfunft oder ihrer Beftim 
mung fei, bei ihrem Cingange, während ihres Aufenthaltes und bei ihre 
Ausgange hinfichtlich der Hafen-, Tonnen-, Leuchtthurms-, Lootſen-, Baten 
Anker, Bollwerkö-, Duarantaines, Abfertigungs-Gelver und überhaupt bin 
fihtlih aller das Schiff betreffender Zölle und Abgaben, welcher Art ede 
Benennung es fei, mögen diefe Zölle im Namen oder zum Bortbeil ve 
Regierung, oder mögen fie im Namen oder zum Bortheil öffentlicher Bean 
ten, Ortöverwaltungen oder Anftalten irgend einer Art erhoben werden, — 
auf demfelben Fuße behandelt werden, wie vie Nationalfchiffe, welche wer 
demfelben Drte fommen oder nach derfelben Beftimmung abgeben. 

Art. 2. Alle Erzeugniffe und andere Grgenftände des Handels, dern 
Einfuhr oder Ausfuhr gefeglih in die Staaten der hohen vertragente 
Theile auf Nationalfchiffen wird ftattfinden können, follen auch auf Schiffe 
des andern Staates dorthin eingeführt oder von dort ausgeführt werden können 

Art. 3. Die Maaren jeder Art, ohne Unterfchied des Urſprungs, die. 
von welchem Lande es fei, durch preußiiche Schiffe over diejenigen eine 


andern Staats des deutfchen Zoll- und Handelevereins in die Häfen Sur 


diniens, oder durch fardinifche Schiffe in diejenigen Preußens over eine 
andern Staates des gedachten Vereins eingeführt werden, desgleichen vu 
Waaren, die, für welche Beftimmung es fei, aus den Häfen Sarpiniem: 
durh Schiffe ver Zollvereinsd-Stauten, oder aus den Häfen des Zollverein: 
durch farbinifhe Schiffe ausgeführt werden, follen in den beiderfeitiae 
Häfen feine anderen oder höheren Abgaben entrichten, ala wenn die Einfuh 
oder Ausfuhr derfelben Gegenftände durd Nationalfdyiffe ftattfänpe. 

Die Prämien, Abgabenerftattungen oder andere Begünftigungen viele 
Art, weldhe in dem Gebiete des einen der beiden hohen vertragenden Theil: 
der Einfuhr oder Ausfuhr auf Nationalfchiffen bewilligt werden, follen in 
gleicher Weife bewilligt werden, wenn vie Einfuhr oder Ausfuhr auf Schiffe 
des andern Staats erfolgt. 

Art. 4. Die vorftehenden Artifel finden feine Anwendung auf me 
Küften-Schiffahrt, das heißt, auf die Beförderung von Erzeugniffen oder 
MWaaren, die in einem Hafen mit der Beftimmung für einen andern Hafen 
deffelben Gebiets geladen werden, infoweit nad den Gefegen des Landee 
diefe Beförderung der Nationalfciffahrt ausschließlich vorbehalten ift. 

Art. 5. Da die fardinifche Regierung aus befonveren Gründen id 
noch verhindert findet, von jegt ab die DifferentialsZölle aufzubeben, meld 
fie gegenwärtig von Getreide, Dlivenöl und Wein erheben läßt, melde 
dirert aus den Häfen des fchwarzen Meeres, des adriatifhen Meeres un 
des mittelländifchen Meeres bis zum Cap Trafalgar unter fremder Flagge 
eingeführt werden, ift man übereingefommen, daß dieſe Differential» Zölle 
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als eine Ausnahme son dem vorftehenden Art. 3. auch rüdfichtlicy ver Schiffe 
des Zollverein bis zum Ausnang des Jahres 1847 follen fortbeftehen fünnen. 

Wenn jedod die farbinifche Regierung alsdann nicht in der Page fein 
follte, die gedachten Differential-Zölle aufhören zu laffen, follen die Staaten 


des Zollvereins die volle Befugniß haben, vom 20. December 1817 ab, 


— TH — — 


e 
- 


— dem Zeitpunft, von weldem an Dänemarf, nad feinem Handelövertrage 
mit Sardinien vom 14. Auguft 1843, daſſelbe Recht erlangt, — zum Nadı 
theil ver fardinifchen Flagge gleihmäßige Differential-Zölle auf dieſelben 
Artifel, wenn fie aus denſelben Häfen eingeführt werben, zu legen. Die 
Erhebung diefer Differential-Zölle wird invefjen aufhören, fobald die Staaten 
des Zollvereind amtlih von dem Aufhören der fardinifchen Differential- 
Zölle benachrichtigt worden fein werben. 

Art. 6. In Allem, was das Aufftellen ver Schiffe, ihr Ein- und ihr 
Ausladen in den Häfen und auf ten Rheden der Staaten der beiden hoben 
vertragenden Theile betrifft, fol den Nationalfchiffen feine Begünftigung noch 
Bevorzugung bewilligt werden, die nicht in gleicher Weife auch den Schiffen 
des andern Staats bewilligt wird. 

Art. 7. Da es die Abficht der hohen vertragenden Theile ift, feine 
Unterfcheidung zwiſchen den Schiffen ihrer beiverfeitigen Staaten nad ihrer 
Nationalität, in Betreff des Anfaufs der auf diefen Schiffen eingeführten 
Erzeugniffe oder anderen Gegenftände des Handels zuzulaffen, fo foll in 
diefer Nüdficht weder direct noch indireet, weder durch den einen oder andern 
der beiden hoben vertragenden Theile, noch durd irgend eine Gefellfchaft, 
irgend eine Corporation oder irgend einen Agenten, in ihrem Namen oder 
unter ihrer Autorität, den Einfuhren der einheimifchen Schiffe irgend ein 
Vorrecht oder Vorzug bewilligt werden. 

Art. 8. Die Schiffe des einen der beiden hoben vertragenven Theile, 
welche in einen ver Häfen des andern einlaufen, und melde vafelbft nur 
einen Theil ihrer Yadung löfchen wollen, fünnen, ebenfo wie die National: 
fchiffe, vorausgefegt, daß fie fih nad den Geſetzen und Reglements des 
Landes richten, den nach einem andern Hafen veffelben oder eines andern 
Landes beftimmten Theil der Ladung an Bord behalten und ihn wieder aus— 
führen, ohne gendthigt zu fein, für dieſen Theil der Ladung irgend eine 
Zollabgabe, außer wegen der Bewachung, zu entrichten. 

Art. 9. Die Schiffe eines der Staaten des Zollvereing oder Sardi— 
niens, welche in einen der Häfen der hohen vertragenvden Theile im Noth— 
falle einlaufen, follen vafelbit weder für das Schiff, noch für feine Ladung 
andere Abnaben bezahlen, ald diejenigen, welden die Nationalichiffe in 
gleihem Falle unterworfen find, und follen dafelbit gleiche Begünftigungen 
und Freiheiten genießen, vorausgefegt, daß die Nothwenpdigfeit des Eins 
laufen gefeglich feftgeftellt ift, daß ferner dieſe Schiffe feinen Handelsver— 
kehr treiben, und daß fie fih in dem Hafen nicht längere Zeit aufbalten, 
als der Umftand, welder das Einlaufen nothwendig gemacht hat, erheifcht. 
Das Aus- und Wiedereinladen, welches durch das Bedürfniß einer Repa— 
ratur der Schiffe veranlaßt wird, fol als Handelsverkehr nicht angefehen 
werden. 

Art 10. Im Falle der Strandung over des Schiffbruchs eines 
Schiffes des einen der hohen vertragenden Speile an den Küften des andern 
wird dem Capitain und der Mannfchaft, Sowohl für ihre Perfonen als aud 
für das Schiff und deſſen Ladung, alle Hülfe und Beiftand geleiftet werben, 

Die Maafregeln wegen der Bergung werben in Gemäßheit der Lan— 
desgeſetze ftattfinden. Alles, was von dem Schiff und der Yadung geborgen 
fein wird, oder der Erlös aus diefen Gegenftänden, wenn viefelben verfauft 
worden find, foll ven Eigenthümern oder den Rechtövertretern derjelben zus 
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rüdgegeben werden, und es follen feine höheren Bergungsfoften entridr 
werden, als diejenigen, welden die Nationalen in gleichem alle un 
worfen fein würben. 

Die geborgenen Waaren follen zu feiner Abgaben» Entrichtung e 
pflichtet fein, e8 fei denn, daß fie in den Verbrauch übergeben. 

Art. 11. Auf die Einfuhr der Erzeugniffe des Bodens oder des Kurt 
Heißes der Staaten des Zollvereind in die fardinifchen Staaten, un ır 
die Einfuhr der Erzeugniffe ded Bodens oder ded Kunftfleißes ver fartım 
fchen Staaten in die zum Zollverein gehörigen Staaten follen weder antın 
noch höhere Abgaben gelegt werden, als viejenigen, welde auf dieſelbe 
Artifel, wenn fie Erzeugniife des Bodens oder des Kunſtfleißes irgend cin: 
andern fremden Landes find, gelegt find oder gelegt werden. 

Derſelbe Grundfag foll in Betreff ver Ausfuhrabgaben beobachtet were 

Die hoben vertragenvden Theile verpflichten fih, weder die Einft 
irgend eines Artikels, welcher das Erzeugnif des Bodens oder des Kur 
fleißed der Staaten des andern ift, noch die Ausfuhr irgend eines Dante: 
artifeld nad den Staaten des andern vertragenden Theild, mit einem ir 
bote zu belegen, wenn nicht diefelben Verbote fi) gleichmäßig auf alle frm 
den Staaten erftreden. 

In dem Falle jedoch, wenn einer der beiden hoben vertragenven Thri: 
einem andern Staate Herabfegungen der Eingangszölle auf deſſen Cru 
niffe des Bodens oder des Kunſtfleißes, oder der Ausgangszölle auf im“ 
Ausfuhren, in Folge eines Handelsvertrages oder einer befonveren Me 
einfunft und in Vergeltung von Zollberabfegungen oder anderen Beginn 
gungen, die von dieſem andern Staate gewährt find, bewilligt haben mödt 
oder noch bemilligen würde, fann der andere der beiden hoben vertragen 
Theile Ddiefelben Vortheile nicht in Anfprudh nehmen, ale wenn er mi 
Aequivalente darbietet, welche ven Gegenftand einer befondern WVerftänvigun: 
bilden werden. 

Art. 12. Wenn in der Folge einer der hohen vertragenten Th 
anderen Nationen binfichtlic des Handels oder der Schiffahrt irgend am 
andere befondere Begünftigung bewilligen möchte, foll dieſe Begünftigun 
alsbald auch auf den Handel oder die Schiffahrt des anderen vertragen 
Theile Anwendung finden, welcher viefelbe unentgeltlich genießen foll, mer 
die Bewilligung unentgeltlich geſchehen ift, oder gegen Gewährung verielta | 
oder A äquivalenten Vergeltung, wenn für die Bewilligung etwas | 
dungen ift. | 

Art. 13. In Rüdfiht auf die Entfernung ver beiverfeitigen Län 
der beiven hohen vertragenden Theile von einander, und in Rückſicht av 
die Ungewißheit über die verfchiedenen möglichen Ereigniffe, welche daran 
hervorgeht, it man übereingefommen, daß ein dem einen der vertragen! 
Theile angehöriges Handelsſchiff, mweldes nad) einem im Augenblid I 
Abfahrt diefes Schiffes vorausfeglich blofirten Hafen beftimmt ıft, denne 
nidyt wegen eines erſten Verſuchs, in den gedachten Hafen einzulaufen, au 

ebracht oder verurtheilt werden foll, es fei denn, daß bewiefen mer 
Önnte, daß gedachtes Schiff während der Fahrt die Fortdauer der Blokt! 
des in Rede ftehenvden Plates babe in Erfahrung bringen fönnen und mült" 
Dagegen follen diejenigen Schiffe, welde, nachdem fie bereitd einmal jun 
gewiefen worden, zum zweiten Male auf derfelben Reife das Einlaufen " 
denfelben Hafen während der Dauer diefer Blofade verfuchen möchten, Dim 
der Aufbringung und Verurtheilung unterliegen. = 

Art. 14. Die Schiffe der Staaten des Zollvereins und vie Sdiff 
Sardiniens follen der Freiheiten und Vortheile, welche ihnen die gegenmärt!! 
Uebereinfunft bewilligt, nicht anders theilhaftig werden fünnen, ald mM 
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fie fich im Beſitze derjenigen Papiere und Zeugniffe befinden, welche in den 
darüber in den beiderfeitigen Ländern beſtehenden Reglements zur Feſtſtellung 
ibres Hafens und ihrer Nationalität erfordert werben. 

Die hoben vertragenden Theile behalten fih vor, ein deutliches und 
beftimmtcd Verzeichniß terjenigen Papiere und Documente auszumecfeln, 
mit denen nad den Anordnungen der beiderfeitigen Staaten ihre Schiffe 
verfeben fein follen. Wenn nad diefer, fpäteftens drei Monate nach der 
Ausmwecfelung der Ratificationen des gegenwärtigen Vertrags vorzunehmen- 
den Auswechſelung einer der betheiligten Staaten ſich in dem Falle befinden 
follte, feine Vorfcriften über diefen Gegenftand zu wechleln oder abzuändern, 
fo foll dem andern Theile davon amtliche Mittheilung gemacht werden. 

Art. 15. Um den Durdfuhrverfehr zwiſchen ihren beiverfeitigen Staaten 
zu begünftigen, ertheilen fich die beiden hoben vertragenven Theile gegenfeitig 
die Sufderung, in Beziehung auf die Beförderung der Erzeugniffe des 
Zollverein bei der Durdfuhr durch die fardinifchen Staaten, und ver fars 
vinifchen Erzeugniffe bei der Durchfuhr durch die Staaten des Zollverein 
alle Erleichterungen zu gewähren, welche mit den Intereſſen der Zollverwal— 
tung ſich vereinigen laffen. 

Art. 16. Die hoben vertragenden Theile geftehen fich aegenfeitig die 
Befugniß zu, in den Häfen und Handelsplägen des anderen Confuln, Vice— 
Confuln und Handeld-Ngenten zu ernennen, indem fie ſich jedoch vorbehalten, 
folhe an denjenigen Plägen nicht zuzulaffen, binfichtlich deren fie es für 
angemeffen halten möchten, eine allgemeine Ausnahme zu machen. Diefe 
Eonfuln, Vice-Conſuln und Agenten follen diefelben Privilegien, Befugniffe 
und Freiheiten genießen, welche diejenigen der begünftigtften Nationen ge— 
nießen; in dem Falle aber, daß biefelden Handel treiben wollen, find fie 
gehalten, fi denfelben Gefegen und Gewohnheiten zu unterwerfen, denen 
die Privatperfonen ihrer Nation in Bezug auf ihre Handelsverbindlichkeiten 
an demfelben Orte unterworfen find. 

Art. 17. Die beiderfeitigen Confuln follen die Befugniß haben, die 
Matrofen, welche von den Schiffen ihrer Nation tefertirt find, verhaften zu 
laffen, und fie entweder an Bord oder in ihr Rand zurldzufenden. Zu 
diefem Behufe werben fie ſich fchriftlih an die zuftändigen Ortsbehörden 
wenden, und durch Vorlegung der Tamara oder der Mufterrolfe, in 
Urfchrift oder in gehörig bealaubigter Abfchrift, oder durch andere amtliche 
Dorumente den Nachweis führen, daß die Individuen, welche fie reclamiren, 
’ der gedachten Schiffamannfchaft gebört haben. Auf den in folher Weife 

egründeten Antrag wird die Auslieferung ihnen nicht verweigert werden 
fönnen. Es foll he aller Beiftand bei der Auffuchung und Verhaftung 
der gedachten Deferteurs geleiftet werden, welche auf den Antrag und bie 
Koften der Eonfuln felbft in den Landesgefängniffen fo lange feitzuhalten 
und zu bewahren find, bis dieſe Agenten eine Gelegenheit zu ihrer Fort— 
fendung gefunden haben. Wenn eine folde Gelegenbeit fid) jevod innerhalb 
einer 44 von drei Monaten, von dem Tage der Verhaftung an gerechnet, 
nicht zeigen ſollte, würden die Deſerteurs in Freiheit zu ſetzen ſein und 
wegen derſelben Urſache nicht weiter verhaftet werden können. Man iſt über— 
eingekommen, daß die Seeleute, welche Unterthanen des anderen Staates 
ſind, von der gegenwärtigen Beſtimmung ausgenommen ſein ſollen. 

Art. 18. Die Regierungen der Staaten des Zollvereins willigen in 
Gemäßheit des Wunſches der fardinifchen Regierung darein, daß alle Verab— 
redungen in dem gegenwärtigen Vertrage auf das unter dem Protectorat 
Sr. Majeftät des Königs von Sardinien ſtehende fouveraine Fürftenthum 
Monaco ausgedehnt werden, unter der Bedingung der Neciprorität feiteng 
des gedachten Fürftenthums. 
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Art. 19. Jever deutfche Staat, welcher dem deutſchen Handels: un 
Zollvereine beitreten wird, foll als mitvertragender Theil bei dem gear 
wärtigen oo. angejehen werden, 

Art. 20. Der gegenwärtige Bertrag foll in Wirffamfeit bleiben be 
zum 1. Januar 1852, und wenn fehs Monate vor dem Ablauf viefes Zr 
punkts weder der eine noch der andere der hoben vertragenden Theile mitte‘ 


einer amtlichen Erflärung feine Abficht, die Wirkſamkeit deffelben aufbir 
zu laffen, zu erfennen gegeben bat, foll feine verbindende Kraft bie sm 


1. Januar 1858 fortvauern. Vom 1. Januar 1858 an wird feine Kir 
famfeit erft zwölf Monate nach vem Zeitpunft aufhören, wo einer ver bo« 
vertragenden Theile dem anderen feine Abficht, denfelben nicht länger au 
rechthalten zu wollen, erflärt haben wird, 

Art. 21. Die Ratificationen des gegenwärtigen Vertrages follen jı 
Berlin in einer Frift von zwei Monaten, vom Tage der Unterzeichnung 
gerechnet, oder wo möglich früher, ausgewechfelt werden. 

Zu Urfund deſſen haben die beiderfeitigen Bevollmächtigten denſelbe 
gezeichnet und ihm die Siegel ihrer Wappen beigerrüdt, 

Geſchehen zu Berlin, ven 23. Juni 1845. 


3. Additional: Vertrag zu dem vorftehenden Vertrage. 20. Mai 1851. 


Se. Majeftät der König von Preußen, ſowohl für Sih und in Ir 
tretung der Ihrem Zoll- und Steuerfyftem angefchloffenen fouverainen für 
der und Landestheile, nämlich des Großherzogthums Luremburg, der gre 
berzoglich medlenburgifchen Encrlaven Roſſow, Neteband und Schön 
des großberzoglich oldenburgifchen Fürftenthbums Birkenfeld, der Herzogtbünn 
Anhalt» Eöthen, Anhalt Deffau und Anhalt» Bernburg, der Fürftenthüme 
Walde und Pyrmont, des Fürftentbums Lippe, und des landgräflid be— 
fiihen Oberamts Meifenheim, ald aud im Namen ver übrigen Mitgliede 
des deutfchen Zoll» und Handelsvereing, nämlich der Krone Baiern, da 
Krone Sachen und der Krone Würtemberg, des Großherzogthums Baden 
des Kurfürftenthums Heffen, des Großherzogthums Heffen, zugleid de 
landgräflich heſſiſche Amt Homburg vertretend; der den tbüringichen gel 
und Handelsyerein bildenden Staaten, — namentlich: des Großherzogtbum: 
Sadhfen, der Derzogtbümer Sachen » Meiningen, Sadyfen » Altenburg un 
Sachſen-Coburg und Gotha, der Fürftenthümer Schwargburg-Rupolftadt un 
Schwarzburg- Sonvdershaufen, Reuß-Greitz und Neuß-Scleig > Lobenfti 
Ebersvorf —; des Herzogtbums Braunfhweig, des Herzogibums Nail 
und der freien Stadt Rranffurt einerfeits, und Se. Majeftät der Kim 
von Sardinien andererfeits, von dem Wunfche befeelt, den Hanvesbeziebung?! 
zwifchen ven veutfchen Zollvereind- und den fardinifchen Staaten eine gröftt 
Ausdehnung zu geben, find übereingefommen, dem zu Berlin am 23. Jun 


1845 abgeichloffenen Handels- und Schiffahrts-Vertrage die nachftebent" | 


Artifel hinzuzufügen: * 

Art. 1. Se. Majeſtät der König von Preußen, ſowohl für Sid ı 
auch im Namen der übrigen Mitglieder des deutichen Zoll» und Hantılt 
Vereins, verpflichtet Sich: 1) vie gegenwärtig für farbinifchen Reis Mi 
feinem Eingange in die Staaten des Zollverein beſtehenden Zölle a) 
geſchälten Heis von 2 Thlr. auf 1 Thlr. pro Centner, b) für ungelhält 
Neis von 2 Thlr. auf 25 Thlr. oder 20 Sgr. pro Centner zu ermäfigen 
2) die Zölle aufzuheben, welche bisher von dem Baumöl erhoben wur, 
das in Fäffern aus ven fardinifchen Staaten eingeführt wird und if 
Eingange in die Staaten des Zollvereing einen Zufag von Terpentinöl shi 

Art. 2. Se. Majeftät der König von Sardinien wiligt darein, M 


nn 
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farbinifcherfeits Franfreih, Belgien und Großbritannien mittelft der mit 
diefen Mächten abgefchloffenen Verträge vom 5. November 1850, 24. Ja— 
nuar und 27. Februar 1851 gewährten Zollermäßigungen vom 14. Juni 
1851 an aud auf die Staaten des Zollvereind audzudehnen. 

Art. 3. Die beiden hohen vertragenvden Theile behalten Sich vor, ges 
meinfcaftlih Maafregeln zu ergreifen, welche geeignet find, die Herftellung 
einer Eifenbahnlinie zur Verbindung der Schienenwege des deutſchen Zolls 
vereins mit der von Genua nach der Grenze der Schweiz im Bau be— 
griffenen Bahn zu fördern. 

Art. 4. Die gegenwärtige Uebereinfunft foll gleiche Kraft und Gültig- 
feit mit dem Bertrage vom 23, Juni 1845 haben, veffen Anbang fie fortan 
bildet, und beide follen bis zum 1. Januar 1858 in Wirffamfeit bleiben. 
Bon diefem Zeitpunfte an wird ihre Wirffamfeit erft zwölf Monate nad) 
dem Zeitpunfte aufbören, wo einer der hoben vertragenden Theile dem 
anderen feine Abficht, diefelben nicht länger aufrecht halten zn wollen, er- 
flärt haben wird. 

Art. 5. Die gegenwärtige Uebereinfunft foll ratificirt und die Rati— 
ficationen follen fobald als möglid in Berlin ausgewechfelt werben. 

Zu Urfund veffen haben ver außerordentliche Gefandte und bevollmädy- 
tigte Minifter Er. Majeftät des Könige von Preußen und der föniglich fars 
dinifche Minifter für Marine, Aderbau und Handel, auch betraut mit dem 
Minifterium der Finanzen, auf Grund der ihnen zu diefem Behuf ertheilten, 
in guter und geböriger Form befundenen Vollmachten die gegenwärtige 
Uebereinfunft unterzeichnet und ihr die Siegel ihrer Wappen beigedrüdt. 

Geſchehen zu Turin in doppeltem Original, den 20. Mai 1851. 


15. Schleswig. 
(&. Dänemarl.) 


16. Shweden. 
1. Vertrag wegen Neuvorpommern und Rügen. 7. Juni 1815. 


Art. 1. Seine Majeftät der König von Schweden und Norwegen 
tritt auf ewige Zeiten für Sih und Seine Thronfolger nady der Erbfolge: 
Ordnung vom 26. September 1810, Seiner Majeftät dem Könige von 
Preußen und Ihren Thronfolgern das Herzogthbum Pommern und das Für: 
ſtenthum Nügen mit allen Zubehörungen, Snfeln, Feftungen, Städten und 
Ländern ab. 

Art. 2. Seine Majeftät der König von Schweden und Norwegen 
verpflichtet Sich, Seiner Majeftät vem Könige von Preußen mit der Veſte 
Stralfund und den übrigen befeftigten Punften in Pommern und in der 
Infel Rügen aud die dazu gehörigen Artillerie und Militair-Effecten zu 
überliefern, fo wie Seine Majeftät gegen Seine Majeftät den König von 
Dänemarf durch den Art. 24. des Kieler Tractats fih dazu verpflichtet 
hatte. Seine ſchwediſch-norwegiſche Majeftät wird noch außerdem Seiner 
preußifchen Majeſtät 200 Stück Vertheivigungsgefhüs und 6 Kanonier: 
ſchaluppen zur Küſtenvertheidigung Lüberliefern laffen. 

Art. 3. Die von der königlichen Regierung in Pommern contrahirte 
oͤffentliche Schuld gebt auf Seine Majeſtät den König von Preußen ale 
pommerfchen5Randesherrn über, und Seine Majeftät übernimmt die zur 
Tilgung diefer Schuld in jener Hinficht |feftgefegten Beftimmungen. Aus— 
genommen find jedoch alle auf die Fönigliche Regierung in Pommern ehe: 
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dem haftende Schulden, welche mit Einwilligung der füniglich ſchwediſche 


Stände zu den fchwerifchen Schulden gefchlagen worden. 

Art. 4. Die von Seiner Majeftät dem Könige von Schweden un 
Norwegen gemachten Domainen- Schenfungen, welde fih auf eine jäh 
lihe Summe von 43,000 Thlr. pommerfch Courant belaufen, follen Seine 
Majeftät vem König von Preußen von Seiner Majeftät dem König vo 
Schweden und Norwegen zurüdgegeben werben, und leßterer übernimmt vi 
Vergütung der Donatarien. 

Mas die Übrigen Krondomainial-Güter in Pommern und in der nk! 
Rügen betrifft, fo follen fie Seiner Majeftät dem Könige von Preußen n 
dem Zuftande übergeben werden, worin fie fih im Augenblic® der Unter: 
zeichnung gegenwärtigen Tractats befinden. 

Art. 5. Seine Majeftät ver König von Preußen verpflichtet Sid. 
Seiner Majeftät dem König von Schweden und Norwegen für bie Abm 
tung des Herzogthums Pommern und der Inſel Rügen die Summe se 
3 Millionen 500,000 Thlr. preuß. Courant zu zahlen. Diefe Summe il 
in den Terminen und unter den Beringungen ausgezahlt werden, meld 
pie Commiffarien Seiner Majeftät des Königs von Preußen und Seine 
Majeftät des Königs von Schweden und Norwegen näher verabreten un 
feftfegen werden. Gedachte Commiffarien werden ſich unmittelbar nad tr 
Unterzeichnung Neal Tractats zu diefem Behuf in Berlin vereinigen 

Art. 6. Die Uebergabe des Herzogthums Pommern und des Fürter 
thums Rügen an Seine Majeftät den König von Preußen foll einen Monz 
nach Auswecfelung der Ratificationen des gegenwärtigen Tractats ftatthaber 

Art. 7. Seine Majeftät der König von Preußen und Seine Majtii 
der König von Schweden und Norwegen werben beiderfeitig die mit mötbiam 
Vollmachten verfehenen Commiffarien ernennen, melde die Uebergabe x: 
Herzogtbumsd Pommern und des Fürftenthums Rügen, dem Inhalte vi 
gegenwärtigen Tractatd gemäß, bewerfitelligen follen, | 

Art. 8. Seine Majeftät der König von Preußen verpflichtet Ci 
feierlihft, ven Einwohnern von Schwedifch-Pommern und der Inſel Rügen 
nebft Zubehörungen ihre Nechte, Freiheiten und Privilegien zu beſtätigen 
fo wie fie gegenwärtig befteben, und in den Jahren 1810 und 1811 fi 
gefegt worden find. | 

Art. 9. Seine Majeftät der König von Preußen verpflichtet Sid, di 
milden Stiftungen und namentlich die Univerfität zu Greifswalde in ihren 
ca Zuftande zu erhalten, und ihnen zu dem Ende den Gm 
hrer wirflichen Capitalien, Einfünfte und liegenden Gründe zu belaflen. 

Art. 10. Seine Majeftät der König von Preußen verpflichtet Sic 
den engliihen Handel in allen den Begünftiqungen und VBorrechten zu 
balten, welche ihm durch den Stodholmer Tractat vom 3. März 1813 N 
willigt und im Kieler Tractat vom 14. Januar 1814 zugefichert worden fi 

Art. 11. Da die Einwohner des Herzogthums Pommern und M 
Fürſtenthums Rügen, durch rine lange Vereinigung mit dem Königreis 
Schweden, fih mit ven Unterthanen Seiner Majeftät des Königs m 
Schweden und Norwegen in fehr genauen aegenfeitigen, für das Gli⸗ 
beider Länder gleich wichtigen Bedarfs und Haändelsverhältniſſen befinde 
fo find Seine Majeſtät der König von Preußen und Seine Majeſtät da 
König von Schweden und Norwegen übereingefommen, den Handel zmiid 
den Staaten Seiner Majeftät des Königs von Schweden und Norma 
einerfeits, und dem Herzogthum Pommern und Fürftentbum Rügen antı! 
feits während eines 25jährigen Zeitraums, von Unterzeichnung gegen 
tigen Tractats an gerechnet, in demfelben Zuftande, worin er ſich in dieſen 
Augenblicke befindet, beſtehen zu laſſen, und weder von der einen noch m" 
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der andern Seite irgend eine Abänderung zu treffen, die ihn neuen nach— 
tbeiligen Abgaben, Auflagen oder Anordnungen unterwerfe. 

Irt. 12. Dede von pommerfchen Untertbanen in Schweden und vice 
versa von fchwedifchen Untertbanen in Pommern contrabirte Privat: oder 
Öffentlihe Schuld, foll unter den eingegangenen Beringungen und in den 
bejtimmten Terminen abgetragen werden. 

Art. 13. Die Schweden, die fi gegenwärtig in Pommern und auf 
der Inſel Rügen, und die Einwohner Bommerns und der Infel Nügen, 
die fi) in Schweden befinden, follen völlige Freiheit haben, in ihr Water: 
land zurüdzufehren, und über ihr Eigenthum, beweglidhes und unbeweg- 
liches Bermögen, nad ihrem Wohlgefallen zu jchalten und zu walten, obne 
die geringfte Steuer, Zoll oder irgend eine andere Abgabe davon zu ent 
richten. Die Untertbanen ver hohen contrabirenden Mächte jollen während 
des Zeitraums der erften ſechs Jahre von der Auswecfelung der Ratifica- 
tionen gegenwärtigen Tractats an gerechnet, völlige Freiheit haben, ihren 
MWohnungsort nad Willführ zu verändern. Nur allein liegt ihnen ob, in 
gedachtem Zeitraume ihr Eigenthbum einem Untertban der Macht, die fie vers 
laffen, zu verfaufen oder zu vermiethen. Die Güter derer, die nad) Ablauf 
der gefegten Friſt diefer Verfügung nicht genügt haben, follen durd die 
obrigfeitlide Behörde öffentlih dem Meiftbietenden verfauft und der Ertrag 
dem Eigenthümer zugeftellt werden. Während ver ſechs Jahre foll e8 einem 
even freiftehen, von feinem Eigenthum den Gebraud zu machen, der ihm 
für gut dünfen wird, da ver gänzliche Genuß deſſelben ihm fürmlidy ge: 
währt if. Die Eigenthümer und ihre Agenten fünnen auch frei und unge— 
hindert von einem Staate nad dem anvern reifen, um als Unterthanen 
der einen und der andern Macht ihre Angelegenheiten zu berichtigen und 
ihre Rechte zu verwahren. Ä 

Art. 14. Die zu den Domainen gehörigen Archive, Documente und 
andere Privat oder Öffentliche Papiere, die Pläne und Starten der Feftungen, 
Städte und Länder, welche durch den gegenwärtigen Trartat Seiner Ma— 
jeftät dem König von Preußen abgetreten worden find, imgleichen die zum 
Vermeſſungs-Bureau gehörigen Starten und Papiere follen binnen ſechs 
Monaten, oder wenn Died nicht möglich ift, fpäteftens binnen Jahresfriſt, 
nach Uebergabe der Länder felbft, von den Commiſſarien Seiner Majeftät 
des Königs von Schweden und Norwegen den Commiljfarien Sr. Majeftät 
des Königs von Preußen überliefert werden. 

Art. 15. Die Gehalte und Befoldungen der öffentlichen Beamten im 
Herzoathum Pommern und in dem Fürftentbum Nügen fallen, vom Tage 
der Uebergabe diefer Provinzen an gerechnet, Seiner Majeftät vem Könige 
von Preußen zur Laſt. Die Penfionaire follen die ihnen von ihrer gegen— 
an Regierung bewilligten Penfionen ohne Berzug oder Verminderung 

ehalten, 

Art. 16. Der Lauf der Poften foll auf diefelbe Art, wie er im Augen 
blif der Unterzeihnung des gegenwärtigen Tractats befteht, auf dem Fuß 
der vollfommenften Reciprocität zwifchen beiden hohen contrahirenden Theilen, 
beibehalten werden. 

Art. 17. Die hoben contrabirenden Theile werden Se. Majeftät den 
Kaifer aller Reußen und Se. Majeftät den König des vereinigten Königs 
reihe von Großbritannien und Jrland einladen, den verfchiedenen im gegens 
wärtigen Tractat feftgefegten Bedingungen, fowohl als den gegenfeitigen 
Erklärungen der Bevollmächtigten Sr. Majeftit des Königs von Schweven 
und Norwegen und Sr. Miajeftät des Königs von Dänemark, die dem gegen- 
wärtigen Tractat beigefügt find, Ihre Beiftimmung zu geben. 

rt. 18, Gegenwärtiger Tractat fol ratifieirt, und die Ratificationen 
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follen binnen fechsmwöchentlicher Frift, som heutigen Tage an gerechnet, ede 
eher, wenn es thunlich ift, zu Berlin ausgewechjelt werden. 
Zu Urfund veffen haben vie refpectiven Bevollmächtigten gegenwärtige: 
Tractat unterzeichnet, und das Inſiegel ihrer Wappen beigeprüdt. 
Geſchehen zu Wien, den 7. Juni 1815. 


Nachdem Wir, erfter Bevollmächtigter Seiner Majeftät des Kaifers ale 
Reußen am wiener Congreß, in den zwiſchen ven ſchwediſchen und preum 
fhen Höfen verabredeten und feftgefegten Ausgleihungen als Bermitt« 
eingetreten find, erflären Wir, daß der am heutigen Tage zwiſchen S— 
Majeftät dem Könige von Schweden und Norwegen, und Sr. Mazeftät ten 
Könige von Preußen unterzeichnete Tractat, nebjt den beiden Dazu gebörn 
dänischen und ſchwediſchen Separat-Erflärungen mit allen darin_ enthalten 
Claufeln, Bedingungen und Beftimmungen, unter Bermittelung Sr. Maja 
des Kaifers aller Reußen abgejchloffen worden ift. Zu deſſen Urfund hab 
Wir fraft unferer General-Bollmadıten, und in Unferer Eigenſchaft als terte 
Bevollmächtigter Höchftbefagter Majeftät am wiener Congreß, gegenwärtig 
Erklärung unterzeichnet, und mit Unferm Wappenfiegel bevruden lajien. 

Geſchehen zu Wien, den 7. Juni 1815. 

(L. 8.) Der Fürft von Rafoumoffsfr. 


Befonderer und geheimer Artikel. 


Da Seine Majeftät der König von Preußen ven Wunjch gebegt, m 
völligen Ausgleichung der in Gefolge des unterm 14. Januar 1814 zu Ki 
abgefhloffenen Tractats zwiſchen Seiner Majeftät dem König von Schwert 
und Norwegen und Seiner Majeftät dem König von Dänemarf erhoben: 
Zwiftigfeiten, möglichjt beizutragen: fo bat Allerhöchſtderſelbe die von da 
Bevollmächtigten Seiner Königlid Däniſchen Majeftät unterzeichnete, di 
nachſtehende Erklärung Ihres Hofes erlangt, und vem Bevollmächtigia 
Seiner Königlid Schwerifhen Majeftät übergeben lajjen. w 

„Se. Königlid Däniſche Majeftät erklären hiermit auf das fürmlidit 
und in Folge eines mit Sr. Majeftät dem König von Preußen eingegut 
genen Vergleichs, daß Sie in Bezug auf Schweden allen auf die Nice 
vollſtreckung des Artifel 7 des AFriedenstractats vom 14. Januar 1814 ie 
gründeten Anfprüden und Reclamationen entfagen. Daß Sie Seine Majett 
den König von Schweden und Norwegen von der Zahlungs-Verbindlicte 
der auf eine zu Gunften Ihrer ftipulirte Million Reichsthaler ſchwediſt 
Banco noch ſchuldigen 600,000 Rthlr. ſchwediſch Banco losfprechen, un 
daß Sie von jetzt an den Kieler Tractat jo anſehen werden, als babe « 
feinem Inhalte nah, und in allen durd gegenwärtige Declaration nid 
abgeänderten oder mopificirten Bedingungen und Elaufeln völlige und gan 
Kraft behalten. 2 

Gegenwärtige im Namen Ihres erlauchten Souveraing gegebene Er 
flärung ver dänischen Bevollmächtigten foll von Seiner Königlich Däniide 
Majeftät ratifieirt und die Natification binnen fehswöchentlicher Friſt dm 
Minifterio Seiner Majeftät des Königs von Preußen übergeben werden, IE 
gegen die Königlich Schwedifche Ratification einer unterm heutigen dato ven 
dem Königlid Schwediſchen Bevollmächtigten ertheilten gleichmäßigen Erflärun 
ausgewechfelt zu werben. 

Zu dejlen Urfund baben die Bevollmächtigten Seiner Majefät Mi 
Königs von Dänemark gegenwärtige Erklärung unterzeichnet, und e 
Wappenfiegel beigedrudt. 

Geſchehen zu Wien, den 7. Juni 1815.“ 
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Seine Majeftät der König von Schweden und von Norwegen hat Seiner- 
feits eine von Seinen Bevollmächtigten unterzeichnete fürmliche Erflärung 
folgenden Inhalts dem Preufifchen Hofe übergeben laffen, um von vemfelben 
ven Bevollmächtigten Seiner Majeftät des Königs von Dänemarf ausge- 
händigt zu werben. 

„Seine Majeftät der König von Schweden und Norwegen erflären 
biermit auf das Förmlichite, daß in Folge eines mit Seiner Majeftät dem 
König von Preußen eingegangenen Bergleihe, Sie, in Bezug auf den 
unterm 14. Januar 1814 zwifchen Schweden und Dänemarf unterzeichneten 
Triedenstractat allen Anfprüden und NReclamationen entfagen, welde fpäter 
als ver Abjchluß dieſes Friedens eingetreten find, und fich insbeſondere auf 
Nichtvollftredung des Artifel 15 des befagten Tractats gründen, und daß 
Seine Majeftät von jegt an obgefagten Tractat jo anfehen werve, ald babe 
er feinem ganzen Inhalte nad, und in allen durch die gegenwärtige Erflä- 
rung nicht abgeänderten oder mobdifieirten Bedingungen und Elaufeln völlige 
und ganze Straft behalten. 

iefe vom Schwediſchen Bevollmächtigten im Namen feines Erlauchten 
Souverains ausgeftellte Erflärung foll von Seiner Schwediſch-Norwegiſchen 
Majeftät ratifieirt, und die Ratification binnen ſechswöchentlicher Frift dem 
Minifterio Sr. Majeftät des Königs von Preußen übergeben werden, um 
egen die Natification Sr. Königlid Dänifhen Majeftät einer unterm 
Veutigen dato von den Bevollmächtigten diefes Souveraing ertheilten gleich- 
mäßigen Erflärung ausgewechſelt zu werden. 

Zu deſſen Urfund bat der Bevollmächtigte Seiner Majeftät des Könige 
von Schweden und Norwegen gegenwärtige Erflärung unterzeichnet und fein 
Wappen-Infiegel beigedrüdt. 

Geſchehen zu Wien, den 7. Juni 1815. 

Gegenwärtiger befonderer und geheimer Artifel foll diefelbe Kraft und 
Gültigkeit haben, als wäre er wörtlich im Tractat mit aufgeführt. Er foll 
ratificırt, und die Natificationen follen binnen jechswöchentlicher Friſt aus— 
gewechfelt werden. 

Geſchehen zu Wien, den 7. Juni 1815. 


2, Schlufacte des Congreſſes zu Wien. 
(8. Defterreid.) 


9. Juni 1815. 


3. Handeld- und Schiffahrts » Vertrag. 

Au.nom de la Tres-Sainte et in- 
divisible Trinite ! 

Sa Majest@ le Roi de Prusse et 

Sa Majeste le Roi de Suede et de 


14. Mär; 1827. 

Im Namen der bodpheiligen und 
untheilbaren Dreieinigfeit! 

Seine Majeftät der König von 
Preußen und Seine Majeftät ver 


Norvege, @galement animes du desir 
d’elendre, et de consolider pour le 
bien r&eciproque de Leurs sujets les 
relalions commerciales, qui subsistent 
entre Leurs Elals respectifs, et con- 
vaincus que ce but salulaire ne sau- 
rait ölre mieux rempli que par l’a- 
doption d’un sysi&me de parfaite re- 
eiprociie, base sur des principes 
equilables, sont convenus en conse- 
quence d’entrer en negocialion pour 


König von Schweden und Norwegen, 
von gleihem Wunfche befeelt, die 
zwifchen Ihren beiderfeitigen Staaten 
beftehenden Handelsverbindungen zum 
gegenfeitigen Wohle Ihrer Unterthas 
nen zu erweitern und zu befeftigen, 
und überzeugt, daß dieſer heilfame 
Zwed auf feine Weife beijer als durch 
Annahme eines auf Grundfägen der 
Billigfeit beruhenden Syſtems voll: 
fommner Gegenfeitigfeit erreicht wer- 
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la conclusion d’un Trail de com- 
merce, et ont nomme pour cet eflet 
des Plenipotentiaires, lesquels apres 
avoir échangé leurs pleinpouvoirs 
respeclifs, trouves en bonne el düe 


forme, sont convenus des articles 
suivans: 


Art, 1. Les bätimens Prussiens 
qui arrivent sur leur lest ou charges 
dans les ports des Royaumes de 
Suede et de Norvege, de même que 
les bätimens Suedois et Norvegiens 
qui arrivent dans les ports du Ro- 
yaume de Prusse, sur leur lest ou 
charges, seront trailes lant ä leur 
entree qu’ä leur sorlie, sur le m&me 
pied que les bälimens nalionaux, par 
rappor! aux droils de porl, de ton- 
nage, de fanaux, de pilotage, et de 
sauvelage, ainsi qu’ä tout aulre droit 
ou charge, de quelle espece ou de- 
nominalion que ce soil, revenant ä 
la Couronne, aux villes, ou ä des ela- 
blissemens parliculiers quelconques. 

Art. 2. Toutes les marchandises 
et objets de commerce, soit produc- 
tions du sol ou de l’industrie du 
Royaume de Prusse, soil de lout au- 
re pays, dont l’imporlalion dans les 
ports des Royaumes de Suede et de 
Norvege est legalement permise dans 
des bälimens Suedois et Norvegiens, 
pourront egalement y être imporles 
sur des bälimens Prussiens sans &tre 
assujellis ä des droils plus forls ou 
aulres de quelle denominalion que 
ce soil, que si les m&mes marchan- 
dises ou produclions avaient été im- 
porlees dans des bälimens Suedois 
et Norvegiens, et reciproquement 
toules les marchandises et objels de 
coınmerce, soit produclions du sol 
ou de l’indusirie des Royaumes de 
Suede et de Noryege, soil de tout 
aulre pays, dont l’imporlalion dans 
les porls du Royaume de Prusse est 
legalement permise dans des bäli- 
mens Prussiens, pourront @galement 
y &lre imporles sur des bätimens 
Suedois et Norvegiens sans elre as- 
sujellis ä des droits plus forts ou 
aulres de quelle denomination que 


den könne, find in Folge deſſen ütr 

eingefommen , wegen Abiclieku 

eines Handelsvertrages in Unterbar 

lung zu treten, und haben zu dieiem® 

hufe Bevollmächtigte ernannt, meld 

nad Austauſch ihrer in guter w 
gehöriger Form befundenen gegenic | 
tigen Vollmachten, über folgende % 

tifel übereingefommen ſind: 

Art. 1. Die preußischen, mit du | 
laft oder mit Ladung in den Dim 
der Königreihe Schweden und Au 
wegen anfommenden, ingleichen vı 
Ihwerifchen und norwegiihen, = 
Ballaft over Ladung in den Pin 
des Königreichs Preußen anfomma 
den Schiffe, jollen, bei ihrem Er 
laufe wie bei ihrer Abfahrt bin 
lich der Hafen=, Tonnen-, Keuchtehure 
Lootſen- und Bergegelver, wie an 
binfichtlidy aller anderen ver Krow 
den Städten, oder Privat-Antale 
zufließenden Abgaben und Xaften ı 
gend einer Art oder Benennung, 
demfelben Fuße wie Die Nation 
jhiffe behandelt werven. 

Art. 2. Alle Waaren und Gen 
fände des Handels, mögen es E 
zeugnijje des Bodens oder des Kun 
fleißes des Königreichs Preußen, 8° 
jedes andern Landes fein, welde 
jeglih auf ſchwediſchen und nem 
giſchen Schiffen in die Häfen derX! 
nigreihe Schweden und None 
eingeführt werden dürfen, follen % 
jelbft gleicherweife auf preußiſte 
Schiffen eingeführt werden fünns 
obne mit höheren oder anderen I 
gaben irgend einer Benennung N 
legt zu werden, als wenn diefe Wuart 
oder Erzeugniſſe auf ſchwediſchen a7 
norwegifchen Schiffen eingeführt me‘ 
den wären; und in Erwiederung jol® 
alle Waaren und Gegenftände des bou 
dels, mögen es Erzeugnifje des Bor“ 
oder des Kunftfleißes der König 
Schweden undNorwegen, oder jedeil® 
deren Landes fein, welche gejeglid 
preußifchen Schiffen in die Häfen?“ 
Königreichs Preußen eingeführt M. 
den dürfen, gleichmäßig aud a 
ſchwediſchen und norwegijden Chi 
dafelbft eingeführt werben Finn, 
ohne höheren over anderen Abgaht 


ce soit, que si les mömes marchan- 
dises ou productions avaient été im- 
portees dans des bätimens Prussiens. 


Les stipulations de l’article pre- 
cedent et de celui-ci sont dans toute 
leur plenitude applicables aux na- 
vires Prussiens, qui entreront dans 
les ports des Royaumes de Suede 
ei de Norvege, ainsi qu’aux navires 
Suedois et Norvegiens qui enireront 
dans les ports du Royaume de Prusse, 
alors m&me que ces navires respec- 
tifs, sans venir directement des ports 
de la Monarchie Prussienne, ou bien 
de ceux des Royaumes de Suede el 
de Norvege, arriveraient en droiture 
des porls d’une dominalion lierce ou 
elrangere. 


Art, 3. Toutes les marchandises 
et objels de commerce, soil produe- 
tions du sol ou de l’industrie du 
Royaume de Prusse, soil de toul au- 
Ire pays, dont l’exportalion des ports 
dudit Royaume dans ses propres 
bätimens est legalement permise, 
pourroni de même &tre exporles des- 
dits porls sur des bälimens Suedois 
et Norvegiens sans &lre assujeltis ä 
des droits plus forls ou autres de 
quelle denomination que ce soil, que 
si l’exporlalion avait été faite en des 
bätimens Prussiens. Une exacle ré— 
eiprocile sera observ@e dans les porls 
des Royaumes de Sudde et de Nor- 
vege, de sorte que loules les mar- 
chandises et objets de commerce, 
soil productions du sol ou de l'in- 
dustrie des Royaumes de Suede et 
de Norvege, soit de toul aulre pays, 
dont l’exporlation des ports desdits 
Royaumes dans leurs propres bäti- 
mens est legalement permise, pour- 
ront de m&me ätre exportes desdits 
poris sur des bätimens Prussiens, 
sans @lre assujellis à des droils plus 
forts ou aulres de quelle denomina- 
tion que ce soil, que si l’exportation 
avait été faile dans des bätimens 
Suedois et Norvegiens. 


Art. 4, Les stipulalions gend- 
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irgend einer Benennung, ald wenn 
diefe Waaren und Erzeugniffe auf 
preußifchen Schiffen eingeführt wor— 
den wären, unterworfen zu fein. 

Die Beftimmungen des vorberge- 
benvden und des gegenwärtigen Ar- 
tifels find in ihrer ganzen Ausdeh— 
nung auf die preußifchen, in die Hä— 
fen ver Königreihe Schweden und 
Norwegen einlaufenden, und auf die 
ſchwediſchen und norwegifchen, in die 
Häfen des Königreichs Preußen ein- 
laufenden Schiffe felbft dann anwend— 
bar, wenn bieje beiderfeitigen Schiffe 
nicht unmittelbar aus den Häfen des 
Königreihs Preußen oder refpective 
der Königreihe Schweden und Nor: 
wegen, fondern geraten Weges aus 
den Häfen einer dritten oder fremden 
Macht ankommen follten. 

Art. 3. Alle Waaren- und Han- 
velögegenftände, fowohl Erzeugniffe 
des Bodens oder des Kunftfleißes dee 
Königreichs Preußen, als aud jedes 
anderen Yandeg, deren Ausfuhr aus 
den Häfen des gedachten Königreichs 
auf inländifchen Schiffen geſetzlich er- 
laubt ift, follen aus diefen Häfen 
auch auf ſchwediſchen und norwegischen 
Schiffen ausgeführt werden dürfen, 
ohne mit höheren oder anderen Ab- 
gaben, weldhen Namen fie haben 
möchten, belegt zu werden, als wenn 
die Ausfuhr auf preußifchen Schiffen 
ftattfände. In den Häfen der Kö— 
nigreihe Schweden und Norwegen 
foll eine vollfommene Gegenfeitigfeit 
beobachtet werden, dergeftalt, daß alle 
Waaren und Handelögegenftände, fo: 
wohl Erzeugniffe des Bodens oder 
des NKHunftfleifes ver Königreiche 
Schweden und Norwegen, als auch 
jedes anderen Landes, deren Ausfuhr 
aus den Häfen der gedachten König- 
reiche auf inländifchen Schiffen ge: 
feslich erlaubt ift, aus dieſen Säten 
auch auf preußiichen Schiffen follen 
ausgeführt werden dürfen, obne mit 
höheren oder anderen Abgaben, wel- 
chen Namen fie haben möchten, be: 
legt zu werben, als wenn die Aus— 
fuhr auf ſchwediſchen und norwegifchen 
Schiffen ftattfände. 

Art. 4. Dir allgemeinen Beftim- 
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rales des articles premier, second et 
troisieme inclusivement seront de 
meme appliquces aux navires Prus- 
siens, qui entreront dans la Colonie 
de St. Barthelemy de Sa Majeste le 
Roi de Suede et de Norvege aux 
Indes occidentales, et aux navires de 
cette Colonie qui entreront dans les 
ports de la Monarchie Prussienne. 


Art. 5. Une sera donne ni di- 
rectement ni indirectement, ni par 
!’Un des deux Gouvernemenis ni par 
aucune compagnie, corporation ou 
agent agissant en Son nom ou sous 
Son autorite, aucune preference quel- 
conque pour l'achat d’aucune pro- 
duction du sol ou de Tiindustrie soit 
de l!’Un des deux Etats, soit de tout 
aulre pays, importée dans le terri- 
toire de l’aulre, ä cause ou en con- 
sideration de la nalionalite du navire, 
qui aurait Iransporler celte produc- 
tion lögalement permise, l’intenlion 
bien posilive des deux hautes Parties 
contraclantes elant, qu’aucune diffe- 
rence ou distinction quelconque n’ait 
lieu a cel egard. 


Art. 6. Les bätimens Prussiens 
ainsi que les bältimens Suedois et 
Norvegiens ne pourront profiler des 
immuniles et avanlages, que leur ac- 
corde le present Traile, qu’aulant 
qu’ils se trouveront munis des papiers 
et cerlificals voulus par les reglemens 
existans des deux coles, pour con- 
stater leur port et leur nationalite. 


Les haules Parties contraclantes 
Se röservent d’echanger des declara- 
rations pour faire une énumération 
claire ei précise des papiers et docu- 
mens dont l’un et l’autre Etat exigent 
que leurs navires soient munis. Si, 
apres cet change qui aura lieu au 
plus tard deux mois apres la signa- 
ture du present Traite, ’Une des 
hautes Parties contraclantes Se trou- 
verait dans le cas de changer ou mo- 
dilier Ses ordonnances A cel egard, 


mungen der Art. 1. 2. und 3. ic. 
aud) auf diejenigen preußiſchen ©c* 
Anwendung een, welde ın: 
Seiner Majeftät dem Könige x 
Schweden und Norwegen angeböm 
Colonie St. Barthelemy in Kr 
dien, und auf die Schiffe dicler \: 
lonie, welde in Häfen des ie: 
reichs Preußen eingeben werden. 


Art. 5. Bei rem Einfaufe te: 
den einen Staat eingeführten © 
zeugniffe des Bodens oder des Kun 
Heißes ded andern ober jedes drin 
Staats foll auf die Nationalität ve 
Schiffes, durch welches dergltie 
gefeglih zur Einfuhr geftattete — 
genftände eingeführt worden 
feine Rüdficht genommen, und w 
folbem Grunde weder unminthe 
noch mittelbar, weder durd vie 
ren, des einen oder des ann) 

taats, noch durch, in deren Nun 
oder unter deren Autorität bandax | 
Gefellfchaften, Corporationen | 
Agenten, irgend ein Vorzug gem” 
werden, indem es die wahre um“ 
ftimmte Abficht der hoben conm- 
renden Mächte ift, daß in vieler!" 
fiht durchaus Fein Unterfhie ® 
macht werde. 


Art. 6. Die preußifchen fon! 
wie die ſchwediſchen und norwegiſch 
Schiffe follen ver Freibeiten und Ler 
theile, welche ihnen der gegenmir“ 
Vertrag zuficert, nur im forma) 
nießen, als fie mit denjenigen * 
pieren und Zeugniffen verfeben 
werden, welde nach den auf bar 
Seiten beftebenden Anordnungen 7 
Beweife ihrer Trächtigfeit und ih 
Nationalität erforderlich find. 

Die boben contrabirenven Tr 
behalten fih die Ausmwecfelung 
Erflärungen vor, um deutlich w 
beftimmt die Papiere und Docum 
zu bezeichnen, womit, ihren Ant 
nungen gemäß, ihre Schiffe sent!“ 
fein müſſen. Wenn nad) diefer, 
tefteng zwei Monate nach Unter 
nung des gegenwärtigen Verf 
vorzunehmenven Ausmwechielung, 7 
eine oder der andere der beiden If 
eontrabirenden Theile im den e 


ii en sera fait ä l’aulre une com- 
municalion officielle. 


Art. 7. Les stipulations de l’ar- 
'tiele onze du Traite conclu a Vienne 
‚le sept Juin mil huit cent quinze 
entre les deux haules Parlies con- 
‚traclantes, sont maintenues dans loute 
leur integrite. 


Art, 8, Le present Trait& sera 
en vigueur pendant huit anndes ä 
- compter du premier Avril de la pre- 
sente annee, et si douze mois avant 
_ Vexpiralion de ce lerme l’Une ou 
'YAutre des deux haules Parties con- 
traclantes n’aura point annonce A 
l’Autre Son intenlion d'en faire 
' cesser l’effel, ce Traile restera encore 
' obligaloire une année au-de-lä el 
' ainsi de suile, jusqu’ä l’expiralion des 
' douze mois, qui suivront l’annonce 
' officielle faile par l’Une des deux 
' hautes Parties contraclanles à l’Aulre, 
' pour qu'il soit annulle. 


Art. 9. Le present Trail sera 
ratifi& par les hautes Parlies contrac- 
tantes, et les ralificalions en seront 
echangees a Stockholm dans l'espace 
de qualre semaines apres la signature 
ou plutöl, si faire se peut. 


En foi de quoi Nous Soussignes, 
en verlu de Nos pleinpouvoirs avons 
signe le present Traite, el y avons 
appose le cachel de Nos armes. 


Fait a Stockholm le 14 Mars 1827. 
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fommen follte, feine in Beziehung hier— 
auf beftebenden Vorfchriften abzuän- 
dern oder zu modificiren, fo foll dem 
andern Theile davon amtlide Mit: 
theilung gemacht werden. 

Art. 7. Die Beltimmungen des 
eilften Artifels des am fiebenten Juni 
achtzehnhundert und funfzehn zwifchen 
den beiden hoben contrabirenven Theis 
len abgejchloffenen Bertrages werden 
in ibrer vollen Gültigkeit aufrecht er- 
halten. 

Art. 8. Gegenwärtiger Bertrag 
fol vom erften April des gegenwär— 
tigen Jahres ab, acht Jahre bindurd 
in Kraft befteben, und wenn nicht 
zwölf Monate vor dem Ablaufe die- 
jed Zeitraums die eine over die andere 
der beiden hoben contrabirenden Mächte 
ibre Abficht, denſelben aufzuheben, 
der anderen Fund gethan haben wird, 
jo fol diefer Vertrag noch ein Jahr 
weiter und fo fort bis zum Ablaufe 
eines Zeitraums von zwölf Monaten, 
nach der von der cinen ver beiden 
boben contrabirenden Mächte ver an- 
deren wegen deſſen Aufhebung ge— 
machten amtlichen Eröffnung, ver: 
bindlich bleiben. 

Art. 9. Der gegenwärtige Ver— 
trag foll von den hoben contrabiren- 
ven Theilen ratifieirt, und die Rati— 
ficationsurkunden follen innerhalb vier 
Wochen nach der Unterzeichnung, oder 
wo möglich noch früher, in Stodholm 
ausgewechlelt werden. 

Zu Urfund deſſen baben wir, die 
Unterzeichneten, kraft unferer Boll: 
machten den gegenwärtigen Vertrag 
volljogen und mit unferen Wappen 
befiegelt. 

Geſchehen zu Stockholm, 
14. März 1827. 


den 


17. Shweiz, 


1. Sentence d’investiture de la sounerainete de Neufchatel et de Valangin, 
adjugee a Sa Majesie le Roi de Prusse par les trois etats de Neufchatel 
le 3. Novembre MDCCVN. 


(Weggelaſſen) 


2. Erklärung der Congreſtzmächte über die Angelegenheiten der Schweiz. 
20. März 1816. 
(Weggelaſſen) 
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3. Beitrittö-Grflärung der Schweiz zur Erklärung vom 20. Wär; IS; 
27. Mai 1815. 


( Weggelaſſen.) 


4. Erklärung der Großmächte über die Neutralität der Schweiz. 20. Non. IN 
(Weggelaflen. ) 


18. Sicilien. 


Hanbdeld: und Schiffahrtd- Vertrag mit dem Zollverein. 27. Januar, ratinz 


12. Mai 1847. *) 
Seine Majeftät der König von Preußen, fowohl für Sih und in 


tretung der Ihrem Zolle und Steuerfsfteme angejchlojfenen jouperr- 


Länder und Yandestheile, insbefondere ded Großherzogthums Yurembz 
der Herzogthümer Anhalt-Cöthen, Anhalt-Deſſau und Anhbalt-Bernburg, ? 
Fürftentbümer MWaldef und Pyrmont, des Hürftentbums Lippe, un 
landgräflich heſſiſchen Oberamts Meifenheim, als audy im Namen ver übn— 
Mitglieder des deutſchen Zoll- und Handelsvereing, nämlich der K 
Baiern, der Krone Sachſen und der Krone Württemberg, zugleich die Für 
thümer Hobenzollern= Hechingen und Hohenzollern » Sigmaringen vertreie 
des Großherzogthums Baden, des Kurfürftentbums Heflen, des Grefe 
zogthums Heffen, zugleich das landgräflich beifiihe Amt Homburg vertrat 
der den thüringifchen Zolle und Handelsverein bildenden Staaten, näml: 
des Großherzogthums Sachſen, der Herzogthümer Sacfen = Meinin- 
Sadjfen-Altenburg und Sachſen-Coburg-Gotha, der Fürftenthümer Sam 
burg-Rudolftadt und Echwarzburg-Sonvershaufen, Reuß-Greitz, Reuf-Fon 
und Reuß-Lobenſtein und Ebersporf, — Des Herzogstbums Braunide: 
des Herzogthums Naffau und der freien Stadt Frankfurt einerfeits, = 
Ge. Maietät der König des Reiches beider Sicilien anderfeits, gleihmis 
yon dem Wunfche befeelt, die Hanvelöbeziebungen zwiſchen dem deuſee 
Zolle und Handelsyereine und dem Königreich beider Sicilien zu befeis 
und auszudehnen, und überzeugt, daß es eines der geeignetften Mittel jr 
Erreihung diefes Zwedes it, einen auf dem Grundfage einer vollkommen 
Reciprorität beruhenden Handels: und Sciffahrtsvertrag abzufchließen, hate 
zu diefem Behufe Bevollmächtigte ernannt, welche, nachdem fie ihre ve 
machten ausgewechfelt und diefelben in guter und gehöriger Form gerum® 
haben, über die folgenden Artifel übereingefommen find: j 

Arı. 1. Es joll gegenfeitige Freiheit ver Schiffahrt und des Hart‘ 


fowohl für die Schiffe, als für die Untertbanen und Bürger Preußens u | 


der anderenStaaten des deutfchen Zoll- und Handelsvereins und des Kin 
reiche beider Sieilien in allen Theilen ihrer beiverfeitigen Befigungen beit“ 

Art. 2. Die Schiffe Preußens oder eines der anderen Staaten F 
Zollvereing, welche in die Häfen des Königreichs beider Sieilien einget 
oder von dort ausgehen werden, und umgefehrt, die Schiffe des Könige 
beider Sicilien, welche in die Häfen des Königreichs Preußen oder in m 


der Häfen der anderen Staaten des Zollvereins eingeben over von MU 


ausgehen werden, follen dort bei ihrem Eingange, während ihres Aut 
baltes, und bei ihrem Ausgange binfichtlich der Hafen=, Tonnen, Mi 
thurms-, Lootſen-, Baken-, Anfers, Bollwerfö-, Duarantaines, Abertigun? 
Gelder und überhaupt binfichtlich aller das Schiff betreffenden Zölle w 
Abgaben, von welcher Art oder Benennung fie auch fein mögen, und ei 


*) Amtliche Meberfegung des franzöfifchen Originaltertes. 
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aterfchied, ob dieſe Zölle im Namen oder zum Vortheil der Regierung, 
‚er im Namen oder zum Vortheil öffentliher Beamten, Ortöverwaltungen 
er WAnftalten irgend einer Art erhoben werden, — auf demfelben Fuße 
ehandelt werden, wie die Nationalfchiffe, und zwar, wenn fie beladen find, 
ur in fofern als diefe Schiffe auf direetem Wege aus einem der Häfen 
es Dollvereind nach einem der Häfen des Königreichs beider Sicilien oder 
us einem der Häfen des Königreichs beider Sicilien nad) einem der Häfen 
es Zollvereing fommen, wenn fie aber Ballaft führen, bei jeder Art von Reife. 

Art 3. Alle Erzeugniffe des Bodens und des Gewerbefleißes des 
;olfvereing und des Königreiches beider Sieilien, deren Einfuhr, Nieder: 
gung, Auffpeicherung oder Ausfuhr gefeglih in den Staaten ver hoben 
ertragenden Theile auf Nationalfchiffen zuläffig fein wird, follen aud auf 
Schiffen des anderen hohen vertragenden Theils dorthin eingeführt, nieder- 
jelegt, aufgejpeichert oder von dort ausgeführt werben können. 

Art. 4 Alle Erzeugniffe des Bodens und des Gewerbefleißes der 
Staaten des Zollvereins und des Königreichs beider Sieilien, welde auf 
direetem Wege durch preußische Schiffe oder diejenigen eines anderen Staats 
sed deutſchen Zoll- und Handelsvereins in die Häfen des Königreichs beider 
Sicilien oder durch Schiffe beider Sieilien in einen der Zollvereinshäfen 
eingeführt werden; — desgleichen alle Erzeugniffe des Bodens und des 
Sewerbefleißes der Staaten des Zollvereind und des Königreichs beider 
Sieilien, welde durch Schiffe beiver Sicilien aus den Häfen des Zollver- 
eins nach einem Hafen des Königreichs beider Sieilien, oder durd Zoll: 
vereinsfchiffe aus den Häfen des Künigreichs beider Sicilien nach einem 
Hafen des Zollverein ausgeführt werden, jollen in den beiderfeitigen Häfen 
feine anderen oder höheren Einfuhr>, Ausfuhr oder Durdyfubr- Abgaben 
entrichten, al8 wenn die Einfuhr oder Ausfuhr derfelben Gegenftände durch) 
Nationalfchiffe ſtattfände. Die Prämien, Abgabenerftattung oder andere Be- 
günftigungen dieſer Art, weldhe in den Staaten des einen der beiden hoben 
gertragenden Theile der Einfuhr oder Ausfuhr auf Nationalfchiffen bewilligt 
werden, follen in gleicher Weife bewilligt werden, wenn die Einfuhr oder 
Ausfuhr auf Schiffen des anderen hohen vertragenden Theile erfolgt. 

Art. 5. Die vorftehenden Artikel finden feine Anwendung auf die 
Küftenfchiffahrt, das beißt, auf die Beförderung von Erzeugniffen oder 
Waaren, die in einem Hafen mit der Beftimmung für einen Hafen veifelben 
Gebiets geladen werden, in foweit nach den Gefegen des Landes dieſe Be— 
förderung der Nationalfchiffahrt ausschließlich vorbehalten ift. 

Art. 6. In Betracht, daß die an den Mündungen der Schelde, der 
Maas, ver Ems, der Wefer und der Elbe gelegenen Häfen, mit Rüdficht 
auf die geographifche Kage der Staaten des Zollvereind der Zahl ver für 
ihre Einfuhr und Ausfuhr wichtigften Wege beigerechnet werden müſſen, 
jind die hoben vertragenden Theile übereingefommen, diefe Häfen den Häfen 
des Zollvereins in Allem, was auf die gegenfeitige Schiffahrt, Einfuhr und 
Ausfuhr des Zollvereins und des Königreichs beider Sicilien Bezug bat, 
gleichzuftellen.. Demgemäß follen die Erzeugniffe des Bodens und des Ge- 
werbefleißes des Zollvereins, welche auf Zollvereinsfchiffen in den gedachten 
Häfen oder auch in den Häfen an den Mündungen irgend eined anderen 
Fluſſes zwifchen der Schelde und Elbe, in welche ſich ein die Staaten des 
Zollvereins berührenvder ſchiffbarer Fluß ergießt, verladen und auf directem 
Wege in die Häfen des Königsreichs beider Sirilien eingeführt werben, 

dort genau ebenfo zugelaffen und behanvelt werden, als wenn fie auf 
directem Wege aus einem Hafen des Zollvereins und unter der Flagge eines 
der Zollvereinsſtaaten kämen, und die Zollvereinsſchiffe, welche auf directem 
Wege von den vorerwähnten Häfen nach einem Hafen des Königreichs bei— 
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der Sicilien fommen, follen dort genau ebenfo behandelt werben, ala me 
fie auf direetem Wege aus einem Hafen des Zollvereind kämen. Desgleide 
follen die Schiffe des Zollvereind und ihre Ladungen, wenn fie aus m 
Häfen des Königreichd beider Sieilien nach den oben gedachten Häfen gehn 
bei ihrem Ausgange ebenſo behandelt werden, ald wenn fie auf virectr 
Wege nad einem Hafen des Zollvereing zurüdfehrten. 

In Ermwiederung deffen follen die Erzeugniffe des Königreichs beim 
Sieilien, welche auf directem Wege aus diefem Königreich fommen und unte 
der Flagge beider Sieilien über die obenbezeichneten Häfen in den Zolvere 
eingeführt werden, ebenfo behandelt werden, als wenn fie auf directem Ber 
durch Schiffe des Königreichs beider Sieilien in einen Hafen des Zollverein: 
eingeführt würden. 

Man ift dahin einverftanden, daß vie Gleichftellung der in dieſem % 
tifel gedachten fremden Häfen mit den Häfen des Zollvereind nur unter vr 
Bedingung zuläffig fein wird, daß in vielen Häfen die Schiffe beider S 
eilien, welche von den Häfen des Königreichs beider Sicilien fommen m 
dorthin gehen, nicht weniger günftig, als die Schiffe des Zollvereing werte 
behandelt werden. 

Art. 7. In allem, was das Aufftellen der Schiffe, ihr Ein- un — 
Ausladen in ven Häfen und auf den Rheden ver Staaten der beiden bek 
vertragenden Theile betrifft, fol den Nationalfchiffen feine Beaünftigung n- 
Bevorzugung bewilligt werden, die nicht in gleicher Weiſe auch den Sci 
des anderen hohen vertragenden Theil bewilligt wird. 

Art. 8 Da es die Abficht der hohen vertragenden Theile ift, kin 
Unterfcheidung zwifchen ven Schiffen ihrer beiderfeitigen Staaten nad ihr 
Nationalität, in Betreff des Anfaufs der auf diefen Schiffen eingeführt 
Erzeugniffe oder anderen Gegenftände des Handels zuzulaffen, je fl 
diefer Rücdficht weder direct, noch indirert, weder durch den einen oder andern 
ver beiden hohen vertragenden Theile, noch durch irgend eine Geiellint 
irgend eine Corporation oder irgend einen Agenten, in ihrem Namen 7 
unter ihrer Autorität, den Einfuhren der einheimifchen Schiffe irgent 
Vorrecht oder Vorzug bewilligt werben. 

Art. 9. Die Schiffe des einen der beiden hoben vertragenvden Ih! 
welche in einen der Häfen des anderen einlaufen, und welche vafelbit 17 
einen Theil ihrer Ladung löfchen wollen, fünnen, eben fo wie die Nation! 
fchiffe, vorausgefegt, daß fie fih nad ven Gefegen und Reglement e 
Landes richten, den nach einem anderen Hafen deſſelben oder eines anden 
Landes beftimmten Theil der Ladung an Bord behalten, und ihn me“ 
ausführen, ohne genöthigt zu fein, für diefen Theil ver Ladung irgend 
Zollabgabe, außer wegen der Bewachung, zu entrichten. 

Die Schiffe der beiden hohen vertragenden Theile follen in glei 
Meife, wenn fie im Laden begriffen find, ihre Ladung allmälig in 
Häfen deffelben Staates vervollftändigen dürfen, vorausgefegt, daß fie 
* un anderen Handelsverkehr, ald dem auf das Laden bezüglie” 

efaffen. 

Art. 10. Die Schiffe eines der Staaten des Zollvereins oder W 
Königreichs beider Sicilien, welche in einen der Häfen der hoben ver“ 
genden Theile im Nothfalle einlaufen, ſollen dafelbft weder für das Cd 
noch für feine Ladung andere Abgaben bezahlen, als diejenigen, melden!" 
Nationalichiffe in gleichem Falle unterworfen find, und follen daſelbſt gli 
Begünftigungen und Freiheiten genießen, vorausgeſetzt, daß bie Nothwendigle 
des Einlaufens geſetzlich feſtgeſtellt iſt, daß ferner dieſe Schiffe feinen Mu 
delsverkehr treiben, und daß fie ſich in dem Hafen nicht längere Zeit au 
halten, als ver Umſtand, welcher das Einlaufen nothwendig gemacht nit | 
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erbeifcht. Das Aus- und MWiedereinladen, welches durch das Bedürfniß einer 
Ausbefferung der Schiffe veranlaßt wird, foll als Handelöverfehr nicht an- 
aefeben werden. 

Art. 11. Im Falle der Strandung oder des Schiffbruchs eines Schiffes 
ver Staaten des einen der hoben vertragenden Theile an den Küften des 
anderen wird dem Gapitain und der Mannfchaft, ſowohl für ihre Perfonen, 
als aud für das Schiff und deſſen Ladung alle Hülfe und Beiftand geleiftet 
werden. Die Maafregeln wegen der Bergung werden in Gemäßbeit ver 
Yanvdesgefese ftattfinden. Alles, was von dem Schiff und der Ladung ge: 
borgen fein wird, oder der Erlös aus Dielen Gegenftänden, wenn biefelben 
verfauft worden find, foll den Eigenthümern oder den Nechtövertretern der— 
felben zurüdgegeben werden, und es follen feine höheren Bergungsfoften 
entrichtet werden, als diejenigen, welden die Nationalen in gleichem Falle 
unterworfen fein würden. 

Die geborgenen Waaren follen zu feiner Abgaben-Entrihtung verpflichtet 
fein, es ſei denn, daf fie in den Verbrauch übergehen. 

Art. 12. Auf die Erzeugniffe des Bodens oder des Gewerbefleißes der 
Staaten ter hoben vertragenden Theile, mögen fie zur See oder zu Lande 
son dem einen in ten anderen eingeführt werben, foll weder eine andere 
oder höhere Zoll:Abgabe, noch eine fonftige Auflage gelegt werden, als dies 
jenige, welde auf diefelben Erzeugniffe gelegt ift, die von irgend einem 
anderen Lande eingeführt worden. 

Derjelbe Grundfag foll in Betreff der Ausfuhr-Abgaben beobachtet werden. 

Die hoben vertragenden Theile verpflichten fih, weder die Einfuhr irgend 
eines Artifels, welcher das Erzeugniß des Bodens oder des Gewerbefleifes 
der Staaten des anderen ift, noch die Ausfuhr irgend eines Handels-Artifels 
nach den Staaten des anderen vertragenden Theild mit einem Berbote zu 
— wenn nicht dieſelben Verbote ſich gleichmäßig auf alle fremden Staaten 
erſtrecken. 

Art. 13. Wenn in der Folge einer der beiden hohen vertragenden 
Theile anderen Nationen binfichtlic des Handels oder der Schiffahrt irgend 
eine befonvere Begünftigung bewilligen möchte, ſoll dieſe Begünftigung als— 
bald auch auf den Handel oder die Schiffahrt des anderen vertragenben 
Theils Anwendung finden, welcher diefelbe unentgeltlich genießen foll, wenn 
die Bewilligung unentgeltlich geſchehen ift, oder gegen Gewährung berfelben 
oder dt äquivalenten Vergeltung, wenn für die Bewilligung etwas be> 
dungen fft. 

rt. 14. Es ift unter den hoben vertragenden Theilen vereinbart, daß 
alle Erzeuaniffe des Bodens und des Gewerbefleißes der Staaten des Zoll- 
vereins, melde auf directem Wege in die Häfen des Königreichs beider 
Sicilien durch Schiffe des Zollvereing oder durch Schiffe beider Sicilien 
eingeführt werden, einen Nachlaß von 10 Procent auf die durd den Zolltarif 
angeordneten Zölle für die ganze Dauer des gegenwärtigen Bertrages 
genießen follen, 

Man ift eben fowohl dahin einverftanden, daß die Zollvereind:Staaten 
zufolge der Beftimmungen des gegenwärtigen Vertrags alle Tarif-Ermäßi- 
gungen mitzugenießen haben werben, welche anderen Nationen und namentlich 
Franfreich bewilligt worden find. 

Und um hiefür eine Gegenleiftung zu gewähren, machen Se. Majeftät 
der König von Preußen fowohl für Sich als im Namen der anderen Mits 

lieder des Zollvereins Sich verbinplich, für die Dauer ded gegenwärtigen 
ertragd die zur Zeit für Del in Fäſſern beftebende Eingangs-Abgabe um 

20 Procent zu ermäßigen. 
Und außerdem erflären Se. Majeftät der König von Preußen, daß die 
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Borfchriften der Cabinets-Ordre som 20. Juni 1822, welche Die Schiff : 

Nationen, von denen die preußifchen Schiffe und ihre Ladungen nidt :. 
demfelben Fuße behandelt werden, wie die Nationalfhiffe oder die Sir 
der begünftigteften Nation, außerordentlihen Flaggengelvdern unterer: 
(nämlich: 1. beladene Schiffe mit zwei Thalern pro Yaft beim Eingang ır 
mit einem Thaler pro Laft beim Ausgang; 2. Schiffe, vie nur bis ;w 
vierten Theil ihrer Tragfähigkeit oder weniger beladen find, mit einem Tbalr 
pro Laft beim Eingang und einem halben Thaler pro Laſt beim Audganı 
ferner nicht mehr auf die Schiffe beider Sicilien anwendbar fein jele 
vorausgefegt, daß dieſe Schiffe auf Direetem Wege aus einem Der Häfen x: 
Königreichs beider Sieilien nach einem der preußifchen Häfen fommen, sr 
daß fie aus einem preußifchen Hafen mit der directen Beftimmung für ein 
der Häfen des Königreichs beider Sicilien ausgehen. 


Art. 15. Alle Mal, wenn in den Staaten des einen der beiden behr 


vertragenden Theile die aus den Staaten ded andern eingeführten Waam 
nach dem Werthe verzollt werden, foll der Zollſatz in nachſtehender Be: 
beftimmt und feftgeftellt werden: Die Eigenthümer oder Confignatare ix 
gedachten Waaren follen, wenn fie fi) auf dem Zollamt zur Berihtign: 
des Zolls einfinden, eine Declaration unterzeichnen, welche deren Wertb na 
ſolcher Schäßung angiebt, als fie für diefelben eintreten zu laffen für s< 
finden. Diefe Declaration muß von den Zollbeamten ohne Schwierigte 
angenommen werden: in dem Falle, wo fie die Werthsangabe für zu gerin 
halten möchten, foll ihnen nur die Befugniß zufteben, die Waare nah i 
zu nehmen, während fie dafür den Declarirenden eine dem declarirten Wertk 
gleiche Summe und ein Zehntheil darüber zahlen. Alle Abgaben, welde de 
Eigenthiimer oder Confignatare auf die eingeführten Waaren fchon bezatt 
haben möchten, follen ihnen zugleich wiedererftattet werden. 

Art. 16. In Nüdfiht auf die weite Entfernung, weldye die beta 
feitigen Länder der hohen vertragenden Theile von einander trennt, und ı 
Nüdficht auf die Ungewißheit über die verfchtedenen möglichen Ereignifr 
welche daraus hervorgeht, ift man übereingefommen, daß ein dem einen N 
vertragenden Theile angehöriges Handelsſchiff, welches nach einem im Auge 
blife der Abfahrt diefes Schiffes vorausfeglich blofirten Hafen beftimmt ıt, 
dennoch nicht wegen eines erften Verſuchs, in den gedachten Hafen einzu 
laufen, aufgebracht oder verurtheilt werden foll, es fei denn, daß bemicht 
werden könnte, daß gedachtes Schiff während der Fahrt die Fortdauer in 
Blokade des in Rede ſtehenden Platzes babe in Erfahrung bringen fünne 
und müffen. Dagegen follen diejenigen Schiffe, welche, nachdem fie bereit 
einmal zurüdgemwiefen worden, zum zweiten Male auf verfelben Reife dee 
Einlaufen in denfelben Hafen während der Dauer diefer Blofade verfuhe 
möchten, dann der Aufbringung und BVBerurtheilung unterliegen. = 

Art. 17. Die Schiffe der Staaten des Zollvereind und die Sc 
des Königreichs beider Sieilien follen der Freiheiten und Vortheile, wel‘ 
ihnen die gegenwärtige UWebereinfunft bewilligt, nicht anders theilbatt, 
werden fönnen, ald wenn fie fi) im Befise derjenigen Papiere und Je 
niffe befinden, welche in den darüber in den beiderfeitigen Ländern beſichen 
den NReglements zur Feftitellung ihres Hafens und ihrer Nationalität et 
dert werden. RR 

Art. 18. Die hoben vertragenden Theile geftehen fich gegenfeitig de 
Befugniß zu, in den Häfen und Handelsplägen des andern Conjuln, Bir 
Eonfuln und Hanvelsagenten zu ernennen, indem fie fich jedoch vorbehalten, 
ſolche an denjenigen Plägen nicht zuzulaffen, binfichtlich deren fie ea U 
angemeſſen balten möchten, eine allgemeine Ausnahme zu madyen. Li 
Confuln, Bice-Confuln oder Agenten follen dieſelben Privilegien, Bey 
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niffe und Freiheiten genießen, welche diejenigen ver begünftigteften Nationen 
genießen, in dem Falle aber, daß diefelben Handel treiben wollen, find fie 
gehalten, ſich venfelben Gefegen und Gewohnheiten zu unterwerfen, denen 
die Privatperfonen ihrer Nation in Bezug auf ihre Handelsverbindlichkeiten 
an demfelben Orte unterworfen find. 

Art. 19. Die beiderfeitigen Confuln follen die Befugniß haben, die 
Matrofen, welde von den Schiffen ihrer Nation defertirt find, verhaften zu 
laffen, und fie entweder an Bord oder in ihr Land zurüdzufenden. Zu 
diefem Behufe werden fie fich fchriftlih an die zuftändigen Ortsbehörden 
wenden, und durch Vorlegung der Sciffsregifter oder der Mufterrolle, in 
Urfchrift oder in gehörig beglaubigter Abfchrift, oder durch andere amtliche 
Documente den —*8 führen, daß die Individuen, welche ſie reclamiren, 
zu der gedachten Schiffsmannſchaft gehört haben. Auf den in ſolcher Weiſe 
begründeten Antrag wird die Auslieferung ihnen nicht verweigert werden 
können. Es ſoll ihnen aller Beiſtand bei der Aufſuchung und Verhaftung 
der gedachten Deſerteurs geleiſtet werden, welche auf den Antrag und auf 
Koſten der Conſuln ſelbſt in den Landesgefängniſſen ſo lange feſtzuhalten 
und zu bewahren ſind, bis dieſe Agenten eine Gelegenheit zu ihrer Fort— 
ſendung gefunden haben. Wenn eine ſolche Gelegenheit ſich jedoch inner— 
halb einer Friſt von drei Monaten, von dem Tage der Verhaftung an ge— 
rechnet, nicht zeigen ſollte, würden die Deſerteurs in Freiheit zu ſetzen ſein 
und wegen derſelben Urſache nicht weiter verhaftet werden können. Man 
iſt übereingekommen, daß die Seeleute, welche Unterthanen des andern 
Staates ſind, von der gegenwärtigen Beſtimmung ausgenommen ſein ſollen. 

Art. 20. Die Capitaine und Führer der Schiffe der Zollvereins— 
Staaten und des Königreichs beider Sicilien follen gegenfeitig von jeder 
Verbindlichfeit frei fein, fi in den beiderfeitigen Häfen der hoben vertra- 
genden Theile an die öffentlichen Spediteure zu wenden, und demzufolge 
follen fie fih ebenfowohl ihrer Confuln, als der von diefen etwa bezeichneten 
Spediteure bedienen fünnen, die Fälle ausgenommen, welde in den Gefegen 
des betreffenden Landes vorhbergefeben find, in deren Beftimmungen durch 
den gegenwärtigen Vorbehalt nichts geändert wird. 

Art. 21. Die Untertbanen und Bürger jedes der beiden hohen ver- 
tragenden Theile follen das völlige und unbeftreitbare Recht haben, in den 
Staaten des andern zu reifen und zu wohnen, und fie follen zu diefem 
Zwed ſowohl für ihre Perfonen ale für ihr Eigenthum venfelben Schutz 
und diefelbe Sicherheit genießen, deren die Landeseinwohner oder die Un— 
tertbanen der begünftigteften Nation genießen, jedoch unter der Verpflichtung, 
fih den beftebenden Handels- und Polizei-Verordnungen zu unterwerfen. 
Sie follen das Recht haben, Grunpftüde zu befisen, Häufer und Waaren— 
lager inne zu haben und über ihr perfönliches Eigenthbum, von welcher Art 
und Benennung es auch fei, durch Verkauf, Schenfung, Tauſch oder legts 
willige Derordnung oder auf irgend eine andere Weife zu verfügen, ohne 
daß ihnen das geringfte Hinvderniß in den Weg geftellt wird. 

Sie follen unter feinem Vorwande gehalten fein, andere Steuern oder 
Auflagen zu entrichten, als diejenigen, welche in vdenfelben Staaten von den 
Untertbanen der begünftigteften Nation entrichtet werden oder fünftig ent: 
richtet werden fünnen. Sie follen von jedem Kriegsvienft, zur See wie zu 
Lande, von gezwungenen Anlehen und jeder andern auferordentlichen Auf: 
lage, welche nicht allgemein und durch ein Gefeg eingeführt wird, ausge: 
nommen fein. Ihre Wohnungen, Waarenlager und Alles, was einen Theil 
davon bildet und ihnen als Gegenftand des Handels oder zur Bewohnung 
J— ſoll reſpectirt werden. Sie ſollen keinen eigenmächtigen Nach— 
ſuchungen oder Nachforſchungen unterworfen werden. an ſoll keine will— 
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fürliche Prüfung oder Einfichtnahme ihrer Bücher, Papiere und Handel— 
Rechnungen ausführen dürfen, und die Maafregeln diefer Art follen nur v 
Folge eines gefetlichen Befchluffes der zuftändigen Behörden ftattfinden fönne- 

Die Untertbanen und Bürger des einen der hoben vertragenven Thr! 
follen in den Staaten des andern nad) freier Wahl ihre eigenen Angel 
genheiten felbft beforgen oder deren Wahrnehmung jeder Perfon übertran 
fünnen, welche fie zu ihrer Mittelsperfon, ihrem Factor oder Agenten \ 
ftellen wollen, ohne in der Wahl dieſer Perfonen in irgend einer Rei 
befchränft zu fein. Sie follen nicht gehalten fein, einen Lohn over tiv 
Vergütigung an irgend eine Perfon zu zahlen, die nicht von ihnen gemät: 
worden ift. In allen Fällen foll dem Käufer und dem Verkäufer vol: 
Freiheit gelaffen werden, mit einander zu handeln und den Preis irgen 
eines Gegenftandes oder einer Maare, welche in die beiderfeitigen Staat 
eingeführt wird oder zur Ausfuhr aus denfelben beftimmt ift, Feftzuftelln, 
ausgenommen im Allgemeinen diejenigen Angelegenheiten, für melde vı 
Geſetze und die Gewohnheiten des Landes die VBermittelung beſondem 
Agenten erfordern. 

Die Untertbanen und Bürger ver beiden hoben vertragenden Theil: 
follen in den beiderfeitigen Staaten nicht einem ftrengeren Reviftong- un 
Unterfuhungs-Berfahren feitens der Zollbeamten unterworfen werden, al: 
dasjenige ift, weldhem die Nationalen unterworfen find. 

Art. 22. ever deutfche Staat, welcher dem deutfchen Handels un 
Zollvereine beitreten wird, foll als mitvertragenvder Theil bei dem gear 
wärtigen Vertrage angefehen werben. 

Art. 23. Der gegenwärtige Vertrag foll in Wirffamfeit bleiben b: 
zum 1. Januar 1857, und falls nicht ſechs Monate vor dem Ablauf viekt 
Zeitpunfts der eine oder andere der hoben vertragenden Theile mittelft eine 
amtlichen Erflärung feine Abficht, die Wirkſamkeit veffelben aufbören iı 
laffen, zu erfennen gegeben bat, foll feine verbindliche Kraft bie zum 
1. Januar 1858 fortvauern. Vom 1. Januar 1858 an wird feine Wir 
famfeit erft zwölf Monate nach dem Zeitpunft aufhören, wo einer der bob 
vertragenden Theile dem andern feine Abficht, venfelben nicht länger au' 
rechtbalten zu wollen, erflärt haben wird. 

Art. 24. Die Ratificationen des gegenwärtigen Vertrages follen 
Neapel in einer Frift von drei Monaten, vom Tage der Unterzeichnung & 
gerechnet, oder wo möglich früher, ausgemwechfelt werden. | 

Zu Urfund deſſen haben die beiverfeitigen Bevollmächtigten denſelba 
unterzeichnet und ihm die Siegel ihrer Wappen beigedrückt. = 

Geſchehen zu Neapel, den 27. Januar des Jahres der Gnade IM. 


19. Spanien 


Die Schlufacte des Congreffes zu Wien. 9. Juni 1815.*) 
(S. Defterreid.) 


W. Türkei. 
1. Freundfchafts= und Handels: Vertrag. 1761. 


Art. 1.**%) Il y aura une paix conslante el une amilie reeiproque € 
sincere entre le serenissime et Irös-puissant roi de Prusse et le sublin 


*) Spanien bat an ben Verhandlungen in Wien Theil genommen, bie Schlußactt ah 
richt mit unterzeichnet. Vergl. Klübers Acten VI., 95. 

*0) Vorauf gebt eine fchwülftige Einleitung. Das für Preußen audgefertigte Iremplat 
ift in italienifher Sprache abgefaft. 
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tr&es—puissant empire oltloman. Il sera permis aux sujets et habitanis des 
deux cötes de trafiquer librement tant par mer que par terre, et les sujels 
prussiens qui voyageront avec le pavillon et les passeports de S. M, prus- 
sienne, et les mariniers de leurs vaisseaux entrant dans les ports et dans 
les echelles et iles des provinces oltomanes avec leurs cargaisons el mar- 
chandises, ne seront pas molestes lors de leur arrivee, de leur sejour et 
de leur retour, et, si par quelque accident leurs vaisseaux souffraient quelque 
endommagement, il leur sera permis de les faire radouber; ils pourront 
aussi acheter des vivres, boissons et toutes choses dont ils auront besoin 
pour leur entrelien, en les payant de leur argent, sans être emp&ches de 
personne; quant à l’achat et la vente de toutes sorles de biens et mar- 
chandises, on leur accordera, ainsi qu’aux marchands prussiens en general, 
le m&me lraitement qui s'observe envers les autres puissances amies. Les navires 
prussiens qui toucheront les forteresses des Dardanelles ou autres ports et 
echelles seront recus de la möme maniere qui se pralique envers les vais- 
seaux des aulres puissances amies, el apres avoir payé lrois cenis aspres, 
suivant l’usage, sous Je nom de salvo arrivo, ils ne seront point molestes 
par d’aulres péages nouvellement inventes, et, si quelques navires prussiens 
faisaient naufrage dans les ports et echelles de l’empire oltoman, les gou- 
verneurs, juges et officiers du lieu auront soin de les garantir de tout acle 
d’hostilitö et de consigner tous les biens et marchandises sauves du nau- 
frage à ceux des consuls prussiens qui se Irouveront dans le voisinage, 
pour être reslitues a leurs proprietaires, sans que pour celle raison on puisse 
demander autre chose que le payement ordinaire pour ceux qui ont servi 
a les sauver et Iransporler, et si telles choses venaient ä èêtre enlevees, on 
tächera de les reprendre et de les retrouver, et elles seront consignees et 
restitudes en enlier. 

Art. II. Les marchands prussiens el ceux qui leur seront assujellis 
ne payeront que lrois pour cent de droits de douane en monnaie couranle 
pour les biens et marchandises qu’ils importeront et exporteronl, comme 
les officiers de la douane ne fixeront pas le prix des choses au delä de leur 
valeur; si cependant on ne pouvait s’accorder sur le prix, ils donneront de 
ces marchandises m&mes en nature ä raison de trois pour cent. Les mi- 
nistres de Prusse ne seront soumis ä aucun droit de douane ou peage pour 
les biens, hardes et autres choses destinees pour sa propre personne ou 
pour en faire des presents. EI s’ils ne jugeaient pas à propos de faire 
decharger leurs biens des navires prussiens, ils n’y seront point forcds; et 
s’ils voulaient les Iransporter sur leurs navires à quelque autre endroil, on 
ne les en empeöchera pas, et ne leur demandera aucune redevance; mais 
s'ils dächargeaient une partie et portaient le reste a quelque aulre endroit, 
on ne leur demandera les droits de douane que pour les choses qui sont 
dechargees; et si les biens pour lesquels la douane aura étèé payee une 
fois, etaient transportés ensuite dans quelque autre port et echelle de l’em- 
pire ottoman, lacquit authentique du payement fait à la douane sera re- 
gard comme suffisant, et on ne leur en demandera pas une seconde fois 
le payement; et quant à tous les autres points qui concernent les douanes, 
le traitement qui s’observe vis-a-vis des anlres puissances amies aura lieu 
aussi envers les Prussiens, et on ne demandera des Prussiens et de ceux 
qui leur sont assujettis aucun payement sous le nom de droit cassabeie. 

Art. II. Lorsque des vaisseaux de guerre des deux puissances se 
rencontreront, la ceremonie du salut se fera de la maniere usilee vis-a-vis 
des vaisseaux de guerre d’autres puissances. Toutefois lorsque des vais- 
seaux marchands prussiens rencontreront des vaisseaux de guerre ei mar- 
chands de l’empire ottoman, ils les salueront amicalement suivant l’usage, 
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et on ne les empöchera point dans leur voyage, et ne demandera en 
prendra rien d’eux avec violence, et les vaisseaux prussiens ne seront poix 
forces de transporter des troupes, canons, munilions de guerre el aulr« 
choses semblables. Lorsque des marchands de la sublime Porte louerv 
des navires prussiens pour transporler leurs biens et marchandises, on - 
servera, louchant le fret, le m&me traitement qui a lieu vis-a-vis des autte 
puissances; et les marchands prussiens, qui porteront ou remporteront de 
biens sur leurs navires, payeront düment aux ambassadeurs et consuls pru- 
siens le droit appel& consolato pour ceux qui, suivant l’ancien usage, se 
sujels au payement de la douane. 

Art. IV. Le ministre prussien residant aupres de la sublime Por 
jouira de l’independance et des privilöges dont les ambassadeurs des aulrs 
puissances amies ont coulume de jouir; et dans toule la juridietion de ı 
sublime Porte dans chaque echelle, port et ile oü il se trouve des consuk 
vice-consuls et drogmans de la part des autres puissances amies, les m- 
nistres prussiens pourront aussi envoyer des consuls, vice-consuls et drog- 


mans, les congedier et en constituer d’autres à leur place. Les ministrs | 


qui resideront aupres de la sublime Porte pourront se servir de qualre 
drogmans, et pour ces endroils oü il residera un consul, d’un drogman, © 
les consuls, vice-consuls, drogmans et passagers, les negociants et les aulrs 
sujels de leur nation jouiront de la m&me immunite dont jouissent les sujes 
des autres puissances amies. 

Art. V. S’il arrivait quelque dispute entre les Prussiens et leurs s- 
jets, le ministre ou les consuls prussiens decideront l’affaire d’apres leu: 
lois, et tant que les Prussiens ne demandent pas eux-m&mes ä ire jugs 
par la justice otlomane, les juges et gouverneurs de la sublime Porte w 
pourront s’ingerer par force & vouloir les juger. Les consuls qui res- 
deront dans le territoire olloman ne seront pas mis aux arréèts, et tous le 
proces qu'ils auront, se decideront dans la residence imperiale par le x- 
cours de leurs ministres. Leurs maisons seront exemptes de scelle, « 
recherche et de visite, et s’il s’elevait quelque proces entre les sujels d 
la sublime Porte et ceux de la Prusse, on procedera dans les tribunauı 
oltomans avec assislance de leurs ministres, consuls ou vice-consuls el aus 
par celui des drogmans; et si quelque Mahométan ou autre sujet de ha 
sublime Porte forgait quelques sujels prussiens ä comparaitre devant le In- 
bunal dans un temps oü aucun de leurs drogmans ou procureurs ne serif 
present, ils ne seront point obliges de repondre; el si des proces des co" 
suls et drogmans surpassent la valeur de quatre mille aspres, ils seron 
examinds dans la residence de l’empire oltoman. S'il arrivait quelque dis 
pute entre les Mahomclans ou autres sujets de la subliine Porte et les Prus- 
siens ou leurs sujels, touchant les causes qui concernent la vente, l'achal 
et les emprunts d’argent, et qu'il ne se trouve point d’instruments ou aulrs 
documents valides, on n'écouiera point les tömoignages forces; et si) ar- 
vive quelque dispute au moment du depart de quelque vaisseau prussiel, 
elle sera decidee sans delai par le secours du consul ou du drogman, & 
le vaisseau ne sera point arr&i ni retard& dans sont depart sans raist; 
et si quelque Prussien endett ou coupable prenait la fuite, un autre Prus- 
sien qui n’est pas coupable du delit ne sera pas saisi ni moleste, et si © 
quelque endroit oü demeure un Prussien on trouve le corps de quelque 
homme tué, le Prussien ne sera pas moleste par la recherche appele® 
preszo di sangue, si l’on ne peut le convaincre legalement qui esl 
coupable. 

Art. VI. II ne sera point permis de réduire en esclavage un suje 
prussien. Cependant si en temps de guerre un sujet prussien est pris@l" 


925 


semble avec quelques troupes ennemies en guerre avec la sublime Porte, 
il sera permis de le faire esclave; mais si lorsqu'il fut fait esclave il ne 
s’est trouve que par imprudence ou de quelque semblable maniere parmi 
les troupes ennemies, il sera mis en liberté apres avoir été reclame et re- 
connu pour être Prussien. De m&me aucun Mahomelan et autre sujet de 
la sublime Porte ne sera fait esclave par la cour prussienne, et si de la 
me&eme maniere il se trouvait quelqu’un qui eüt été fait esclave, il sera mis 
en liberte sans delai et relardement. Lorsque quelque Prussien ou quel- 
qu’un de ceux qui leur sont assujellis, viendra ä mourir dans les &lats de 
la sublime Porte, leurs biens qui resteront apres leur mort, seront mis entre 
les mains des ministres ou consuls prussiens pour &tre restilues ä leurs 
heritiers, et s’il ne se trouvait aucun minisire ou consul, ils seront delivres 
à leurs compalriotes, el ils ne seront pas molestes par les juges et officiers 
de la sublime Porte ottomane. Si cependant il ne se trouvait aucun sujel 
prussien ä l’endroit oü le defunt est venu à mourir, on fera un invenlaire 
de ses biens qui sera scell& du sceau du juge de ce lieu, et les biens seront 
remis et consignes sans difficulte à celui que le ministre de Prusse enverra 
pour les prendre, et on ne demandera pas le droit appele resmivismet. On 
employera tous les soins ‚et diligence possibles, tant pour mettre en bon 
ordre toutes les choses qui concernent le commerce, que pour empächer 
tout ce qui pourrait lui @tre nuisible.. Quant à l’exercice de la religion el 
autres malieres, on accordera aux Prussiens le m&öme traitement qui s’ob- 
serve envers les aulres puissances amies. 

Art. VII. Apres que les articles susdits concernant l’amitie et le com- 
merce auront été signes des deux parties, il ne sera permis en aucune ma- 
niere de les violer; ils seront au contraire observes düment et religieuse- 
ment, et le trailement qui en verlu de ces articles aura lieu envers les 
marchands et sujets de S. M. susmentlionnde, aura lieu receiproquement de 
la m&me maniere envers les negociants et sujels soumis A la sublime Porte. 

Art. VIll. Il sera permis a l’avenir de proposer en cas de besoin 
quelques articles uliles et avantageux aux deux parlies, comme fruit de la 
presente amitie el qui ne soient point prejudiciables aux deux parties, les- 
quels apres avoir été mis en ordre et regles, pourront &tre joints aux pre- 
sents arlicles. 

Epilogue. — Donne ä Constantinople, à la sublime Porte ottomane, le 
12. Mars v. st. 1761. 


2. Allianz: Bertrag. 31. Januar 1790, *) 


Art. II. Les deux cours, prussienne et otltomane, renouvellent et con- 
firment le trait@ de commerce conclu entre elles a Constantinople 'année 
1761 et pour Vex&cuter comme il faut en tous les points y contenus, il 
doit etre annex& à la presente convenlion. Apres cela la cour ottomane 
s’oblige à laisser aller et venir dans la Mediterrande les bätiments mar- 
chands prussiens avec pleine liberte sous leurs propres pavillons et patentes, 
sur le pied des autres cours amies les plus favorisees et ä ne laisser au- 
cunement molester et infester lesdits bätiments prussiens de la part des 
regences d’Alger, de Tunis et de Tripoli. Et pour que lesdites regences, 
selon l’exigence de leur independance, fassent d’un accord reciproque des 
convenlions sé parées avec la cour de Prusse, les regences susmenlionnees 
doivent etre informees et sommees apres la conclusion de ce traile, 


) Der bier folgende Artikel bat noch Gültigkeit, Natificirt wurbe von Preußen ber 
Vertrag am 20. Juni 1790 mit Modificationen. Schoell XIV., 475. 
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3. Firman an die Barbaresfenftaaten zum Schutze des preußifchen Handels. 14 


Vous, qui &tes distingue entre les nobles seigneurs, grand entre « 
grands et les puissants, couronne de plusieurs gräces de l’Etre supröm 
vous, digne bey......, que le present diplöme imperial puisse trouwe 
dans une prosperite non interrompue, — sachez, que la cour de Prıs 
et la sublime Porte sont liees de la paix, de l’amilie et de la bonne inteli- 
gence, depuis le 24 de la lune Zilhige de l’an de l’Hegire 1174, et qu— 
cette epoque on a accorde aux Prussiens les capitulations imperiales ds 
lesquelles il est declare qu’il subsiste entre le roi de Prusse et la sublm 


Porte paix durable, amitie et liaison etroite; qu'il ne sera apporle aucu | 


göne au commerce des sujets des parlies respectives, soit par mer, s« 
par terre; que les sujels prussiens, tant leurs personnes que leurs pr- 
prietes, leurs marchandises et effets, pourront, sous la protection du ® 
villon et des patentes du roi de Prusse, enirer librement dans les pla® 
de commerce et ports de l’empire ottoman, y sejourner et en ressorir 
sans difficulte; et que leurs navires, qui auraient été endommages u 
quelque accident que ce soit, pourront être repares, et pourvus & lu: 
frais de vivres et d'autres objets necessaires, sans que personne enin- 
prenne de s’y opposer. En consequence desdites capitulalions, il & 
d’usage, pour plus grande sürel@E du commerce et de la navigation ds 


Prussiens, de munir chaque capitaine marchand de cette nation d’un ordr 


ou passeport pour les capilaines des bätiments algeriens dans la Ned- 
terranee. Et, quoique ces capilaines n’aient point donne occasion ä de 
plaintes contre vous, et qu'ils se soient toujours conduits amicalement € 
en conformite des trailes envers des vaisseaux marchands prussiens mun 
d’un firman de la Porte, cependant le ministre du roi de Prusse, en res- 
dence pres de ma sublime Porte, a lemoigne aujourd’hui en particulier k 
desir que les navires prussiens conlinuassent à &prouver ce trailemen 
amical de la part des capitaines algeriens dans la Mediterranee. Par cr 
sequent ma volonte est que vous, qui tes lechef de......, renouvellen. 
ä tous ceux que cela concerne, les ordres les plus precis de se conduir 
d’une maniere amicale et conforme aux trailes; et c’est pour cet eflet qw 
je vous envoie le present ordre. Aussitöl donc que vous aurez appris que 
la cour de Prusse est l’une des amies les plus intimes de la Porte, el gw 
je ne permeltrai point qu’il se fasse rien contre les capitulations el conin 
ma volonte, qu’au contraire les negociants prussiens et leur commert 
doivent être favorises de toutes les manieres; aussilöt, sans tarder un ir 
stant, vous donnerez les ordres les plus severes pour qu’aux vaissealı 
marchands prussiens munis de firmans de ma sublime Porte, il n’arne 
du cöle des capilaines algeriens, pas la moindre chose qui soit contra 
aux frailes et ä ma volonle, mais qu’au contraire on se conduise loujour 
amicalement envers leurs marchandises et &quipages, en leur accordant W 
passage libre el sans obstacle. Tele est ma volonte, qui doil ötre sum 
exaclement. Sachez ceci, et pretez foi a mon cachel imperial, 

Donne à Constanlinople, au milieu de la lune Gemuzinlevel, lan & 
l’Hegire 1218 (commencemen! de Septembre 1803). 


4. Grflärung über die Zulaffung preußifcher Handelsſchiffe zum ſchwarjen 
Meere. 1806. 


La sublime Porte ayant appris, par la note que le Charge d’aflare 
de Prusse lui a presentee, que sa cour, notre amie sincöre, demandait ! 
libre passage dans la mer Noire pour ses bäliments marchands; consider! 
que toute faveur accordee au commerce entre les sujets des puissanc® 
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fait prosperer et fleurir leurs elals; que depuis quelque temps les sujets 
de la sublime Porte en liaison de commerce avec l’Europe penetrent dans 
toutes les mers, rivages et conirees, et que le desir d’elendre ce com- 
merce croit de jour en jour; que lesdits sujels commergants dans les elals 
prussiens et leurs navires seront regardes et traités comme ceux des aulres 
nations les plus favorisees, ei jouiront des m&mes exemptions, privileges 
et prerogalives, el que la cour de Prusse s’elforcera de faciliter et aider 
le commerce desdils sujeis, el de leur procurer tous les avanlages pos- 
sibles ; en consequence on fail savoir audit Charge d’aflaires, par la pre- 
sente note en reponse ä la sienne, qu'il est accorde aux bätiments mar- 
chands prussiens la permission imperiale d’aller et venir dans les ports de 
la Turquie situes dans la mer Noire. 
Le 2 de la June Gemazinlevel, l’an 1221 (le 17 Juillet 1806). 


5. Handels: Vertrag mit bem Zollverein. 1042 October 1840. 


Während der langjährigen Allianz, welche glüdlicher Weife zwiſchen 
Preußen und der Hohen Pforte beftanden bat, haben vie zwijchen beiden 
Mächten abgefchlojjenen Verträge den Betrag der von den aus der Türfei 
ausgeführten oder dahin eingeführten Waaren zu entrichtenden Abgaben be- 
ftimmt, und die Rechte, Privilegien, Freiheiten und Pflichten der preußifchen 
Kaufleute, welde im Gebiete des ottomanifchen Neiches Handel treiben und 
fid) aufhalten, auf feierliche Weiſe beftimmt. Gleichwohl find vielfältige 
Beränderungen neuerlich eingetreten, eines Theils, was die Hohe Pforte be- 
trifft, fowohl in der inneren Verwaltung des Reiches, ald in ihren äußeren 
Beziehungen zu anderen Mächten, und anderen Theils, was Preußen be> 
trifft, in Folge der Errichtung des Handeld- und Zoll-Vereins zwifchen 
Preußen ꝛc. In Betracht diefer Veränderungen find Seine Majeftät der 
König von Preußen, ſowohl für Sid als im Namen der übrigen Staaten, 
welche Mitglieder des Handels- und ZolleBereins find, und Seine Kaifer- 
lihe Majeftät der Sultan übereingefommen, durdy eine befonvere und zu— 
ſätzliche Acte die Handelöbeziehungen Ihrer Untertbanen von Neuem zu 
orpnen, und gleichzeitig in die unter Ahnen Schon beſtehenden Verträge, jo 
wie in die neuen Stipulationen die Vereinbarungen zwifchen den übrigen 
obengenannten Staaten und der Hohen Pforte aufzunehmen, Alles zu dem 
Zwede, den Handel zwifchen den beiverfeitigen Staaten zu vermehren, und 
den Austaufh ihrer Erzeugnijfe noch mebr zu erleichtern. Zu dem Ende 
find Bevollmädhtigte ernannt, welche, nadıdem fie ſich ihre Vollmachten ge- 
genfeitig mitgetheilt und diejelben in auter und gehöriger Form befunden 
haben, über die nachfolgenden Artifel übereingefommen find. 

Art. 1. Alle Punkte ver bisherigen Handels-Verträge zwifchen Preußen 
und der Hoben Pforte, und namentlich alle Verabredungen des Freund— 
Ihafts- und Handeld-Vertrages vom 22. März 1761 (alten Style), in fo 
weit fih folche nicht im Wivderfpruche mit der gegenwärtigen Webereinfunft 
befinden, werden aufrecht erhalten, für immer beftätigt, und mit den daraus 
hervorgehenden gegenjeitigen Rechten und Pflichten, auf alle übrigen vorer- 
wähnten Staaten, welde den Handels- und Zoll-Berein bilden, ausgedehnt. 

Die Untertbanen und die Erzeugniffe des Bodens und der Induſtrie 
von Preußen und den übrigen Staaten des Handels- und Zollvereins, fo 
wie die preußiichen Schiffe follen von Rechtswegen in dem ottomanijchen 
Reihe die Ausübung und den Genuß aller ver Vortheile, Privilegien und 
Freiheiten haben, melde ten Unterthanen, den Erzeugnifen des Bodens 
und der Induſtrie, und den Schiffen jeder anderen meift begünftigten Nation 
zugeſtanden find oder in der Folge zugeſtanden werden möchten. 
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Art. 2. Die Untertbanen Seiner Majeftät des Königs von Irmi 
und die der übrigen Mitglieder des Handels- und ZolleWereins over 
Rechtsnachfolger follen in allen Theilen des ottomanifchen Meiches all ® 
genftände ohne Ausnahme, mögen ed Erzeugniffe des Bodens oder ver‘ 
duftrie dieſes Landes fein, faufen dürfen, fei eg in der Abficht, damit Han 
im Innern treiben zu wollen, oder felbige auszuführen. Die Hobe Vir 
verpflichtet fih ausprüdlih, alle Monopole, welde die Producte des Ar 
baues und die übrigen Erzeugniffe ihres Reiches, welcher Art dieſe i 
mögen, betreffen, abzufchaffen, jo wie Sie aud auf ven Gebrauch ver Tr: 
keres Verzicht leiftet, welche von den Orts-Behörden behufs des Anfır 
diefer Waaren oder des Transports der gekauften von einem Orte zum 
deren, erbeten worden find. Jeder Verſuch, welcher von irgend einer ® 
börde gemacht werben follte, um die preußifchen Untertbanen oder die 
übrigen Mitglieder des Handels- und Zoll-Bereins zu zwingen, fid r 
dergleichen Erlaubnißfcheinen oder Teskeres zu verfeben, fol als eine ie 
legung der Verträge angejeben werden, und die Hohe Pforte wird irrt 
mit Strenge alle Beziere oder andere Beamte, welchen eine folche Verlegu 
zur Laft fällt, betrafen, und Sie wird die preußifchen Untertbanen fe > 
diejenigen der übrigen Staaten des Vereins wegen der Verlufte oder & 
fchwerungen, welche viejelben erweislich erfahren haben, ſchadlos halten. 

Art. 3. Die preußifchen Kaufleute und die der übrigen Staaten x 
Handels- und Zollvereins oder ihre Nechtönachfolger, welche irgend ein 
zeugniß des Bodens oder der Induſtrie der Türfei zu dem Zwecke fur 
werden, um folches für ven Berbraud im Innern des ottomanifchen Reid 
wieder zu verfaufen, follen bei vem Anfauf over bei dem Verfauf viele, 
Abgaben zahlen, welche unter gleichen Umftänden von den mufelmännii 
Unterthanen oder von den meift begünftigten Rajas, welche fich mit m 
Handel im Innern befchäftigen, entrichtet werben. 

Art. 4. Jedes Erzeugniß des Bodens oder der Induſtrie der Türe 
foll, wenn es für die Ausfuhr gefauft ift, frei von jeder Art von Belaftun 
und Abgabe dur vie preußifchen oder durd die Kaufleute ver ührim 
Staaten des Handels- und ZolleBereind oder durd ihre NRechtönadfelar 
nad einem zur Berfchiffung geeigneten Orte gebracht werben. Dort an 
fommen, foll e8 beim Eingange eine ein für alle Mal beftimmte Abgı' 
von Neun vom Hundert feines Werthes entrichten, an Stelle der alten 
gaben des innern Berfehrs, welche durch die gegenwärtige Uebereinkur 
aufgehoben werden. Bei feinem Ausgange foll e8 die ſchon von Alters Y 
feftgefegte und auch gegenwärtig beibehaltene Abgabe von Drei vom Mm 
dert entrichten. Es verftebt ſich jedoch, daß jever Artifel, welcder an de 
Berfhiffungs-Orte für die Ausfuhr gefauft ift, und bereits bei feinem Er 
gange die innere Abgabe entrichtet hat, ferner nur der urfprünglicden I 
gabe von Drei vom Hundert unterworfen fein foll. ; 

Art. 5. Jedes Erzeugnif des Bodens oder der Induftrie von Preuf 
oder von den librigen Staaten des Hanvels- und Zoll-Bereins, und ı 
Waaren jepwerer Art, welche zu Lande oder zu Waffer aus anderen Yüntm 
durch preußifche oder durch Unterthanen der übrigen Staaten des genannt 
Vereins eingeführt werden, follen in allen Theilen des ottomanifchen Rridrt 
ohne irgend eine Ausnahme, gegen eine Abgabe von Drei vom Hunt 
nach dem Werthe diefer Artifel berechnet, zugelaffen werden. * 

An Stelle aller Abgaben des inneren Verkehrs, welche gegenwaͤmn— 
von den genannten Waaren erhoben werden, foll der preußifche Kaufman 
oder der Kaufmann aus den Übrigen Staaten des Vereins, melder fe 
führt, ſei es, daß er folde am Orte der Anfunft verfauft, oder va 
diefelben in das Innere verfendet, um fie dort zu verfaufen, eine an 
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seite Abgabe von Zwei vom Hundert entrichten. Wenn in der Folge diefe 
‚Baaren im Innern oder nad Außen wieder verfauft werben, fo fol feine 
nebrere Abgabe, weder von dem Verkäufer noch von dem Käufer, noch von 
yemjenigen, welder, nachdem er diejelben gefauft, folde in das Ausland 
u verſenden wünſcht, verlangt werben. 

Die Waaren, welde den alten Eingangszoll von Drei vom Hundert 
in einem Hafen entrichtet haben, follen frei von jeder Abgabe nad einem 
anderen Hafen gebracht werden dürfen, und erft dann, wenn biefelben dort 
verfauft oder von dort nadı dem Innern des Landes gebracht werben, foll 
die andermweite Abgabe von Zwei vom Hundert entrichtet werben, 

Es verfteht fih, das die Regierungen Seiner Majeftät des Könige 
von Preußen und der Übrigen Mitgliever des Handels- und Zoll-Bereing 
nicht beabfichtigen, fei e8 durch diefen oder durch irgend einen anderen Ars 
tifel Des gegenwärtigen Vertrages, Sih etwas anderes ald was aus dem 
natürlichen und beftimmten Sinne der gewählten Ausorüde folgt, zu be- 
Dingen, oder in irgend einer Weiſe die Regierung Seiner Majeftät des 
Staltere der Türfei in der Ausübung Ihrer Rechte ver inneren Verwaltung 
zu befchränfen, in fo weit als diefe Rechte nicht die Berabredungen ver alten 
Merträge over die durd die gegenwärtige Mebereinfunft den preußifchen und 
ven Unterthanen der übrigen Staaten des Zoll-Vereins und Ihrem Eigen- 
thume bewilligten Privilegien offenbar verlegen werden. 

Art. 6. Die preußifchen Untertbanen und die der übrigen Staaten 
des Handels- und Zollvereindg, oder ihre Nechtsnachfolger follen in allen 
Theilen des ottomanifchen Reiches mit den von fremden Kändern eingeführten 
MWuaren frei Handel treiben dürfen; und wenn diefe Waaren bei ihrem Eins 
tritt nur die Eingangs» Abgabe entrichtet haben, jo foll dem preußifchen 
Kaufmann, oder dem Kaufmann der übrigen Vereinsftaaten over feinem 
Rechtsnachfolger frei fteben, damit zu handeln, wenn er die andermeite Ab- 
gabe von Zwei vom Hundert entrichtet, welcher er für ven Berfauf der eigenen 
von ibm felbft eingeführten Waaren, oder für deren Berfendung nad dem 
Innern in der Abficht, folche dort zu verfaufen, unterworfen fein würde. 
Nach Zahlung diefer Abgabe follen die Waaren frei von jeder anderen 
Abgabe fein, welche fernere Beftimmung aud den Waaren gegeben wer- 
den mag. 

Art 7. Keine Abgabe irgent einer Art foll von den Erzeugniffen 
des Bodens oder der Induſtrie der Staaten von Preußen und den übrigen 
Mitgliedern des Handels- und Zollvereing, noch von den Ihren Unterthanen 
gehörigen und von dem Boden oder der Induftrie eines anderen fremden 

tandes fommenden Waaren voraus erhoben werben, wenn diefe beiden 
Sattungen von Waaren die Meerengen der Darbanellen, des Bosporus 
oder des ſchwarzen Meeres paffiren, Bi ed, daß jene Waaren durch dieſe 
Meerengen auf denjenigen Schiffen paffiren, in welchen viefelben fich bis 
dahin befunden haben, oder daß diefelben auf andere Schiffe umgelaven, 
oder vor dem andermweiten WVerfaufe, für eine beftimmte Zeit an dag Land 
gefegt werden, um an Bord anderer Schiffe gebracht zu werben und ihre 
Reife fortzufegen. 

Alle Waaren, welche in die Türfei eingeführt werben, um nach anderen 
Kindern gebracht zu werben, oder welche in den Händen des Einführenden 
bleiben und von diefem nach anderen ändern verfendet werden, um dort 
verfauft zu werben, follen nur die erfte Eingangs -Abgabe von Drei vom 
Hundert entrichten, ohne daß man biefelben unter irgend einem Vorwande 
anderen Abgaben unterwerfen darf. 

Art. 8 Die von den preußifchen Hanpvelafchiffen bei ihrer Durchfuhr 
durd die Dardanellen und durch den Bosporus nachgeſuchten Fermang 
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follen ihnen ftets in der Weife bebändigt werden, daß Daraus fo me 
Aufenthalt wie möglich entitebt. 

Art. 9. Die hohe Pforte genehmigt, daß die in Folge gegenwäm— 
Uebereinfunft erlaffenen Verordnungen in allen Theilen Des ottomanii- 
Reiches, das heißt, in den in Europa und Afien belegenen Befigun« 
Seiner kaiſerlichen Majeftät des Sultans, in Egypten und in ven übnır 
der hoben Pforte gehörigen Theilen von Afrifa in Ausführung fomm« 
und daß felbige auf alle Elaffen ottomanifcher Untertbanen Anwendung fine 

Art. 10. In Gemäkheit ver zwifchen Preußen und der boben Pier 
beftehenden Gewohnheit, und um jeder Schwierigfeit und jeder Werzögerx 
bei Schätung des Wertbed der von den preußifchen Untertbanen in 
Zürfei eingeführten oder aus den ottomanifchen Staaten ausgeführten Gear 
fände vorzubeugen, find alle vierzehn Jahre in der Kenntniß des Hank 
beiver Länder erfabrene Commiffarien ernannt worden, um durch mm 
Tarif den Betrag an Gelvde in ver Münze des Grofberrn feftzuftele 
welcher als Abgabe von Drei vom Hundert von dem Werthe jedes Gar 
ftandes gezahlt werden fol. Da nun der Zeitraum der vierzehn Nat | 
während welcher ver legte Tarif in Kraft fein follte, abgelaufen it, w 
ſchon vor einiger Zeit Commiffarien zur Feititellung eines neuen Tut | 
ernannt worden find, fo ift man fübereingefommen, daß der Tarif, ie 
welchen viefelben fich einigen werden, für die preufifchen Untertbanen ı 
für die der Übrigen zum Handels- und Zollvereine gehörigen Staaten, fe 
Fahre hindurch, vom Tage der Feftitellung an gerechnet, in Kraft blade 
fol. Nach diefer Zeit fol jever ver hoben contrabirenden Theile das Ri 
haben, auf eine Revifion des Tarifd anzutragen; wenn aber währen? x 
ſechs Monate, welche dem Ablaufe der fieben erften Jahre folgen, weder " 
eine noch der andere Theil von diefer Erlaubniß Gebrauch macht, ſo d 
der Tarif ferner auf fieben andere Jahre in gefeglicher Kraft bleiben, eu 
dem Tage an gerechnet, wo die erften abgelaufen find, und eben ball“ 
fol am Ende jeder folgenden Veriode von fieben Jahren ftattfinden ?). 


Schluf. Die gegenwärtige Uebereinfunft fol fofort zur Natifeaie 
aller betheiligten Regierungen vorgelegt, und die Ratifications-Urfunden ſele 
binnen vier Monaten von heut ab, oder, wenn es fein kann, noch früb 
zu Conftantinopel ausgemwechfelt werden. Diefelbe foll fofort nad Au 
wechfelung der Ratificalions-Urkunden publicirt und in Ausführung gebrei 
werben. 

Geſchehen zu Eonftantinopel, den 10/22. Drtober 1840 (und der Hedſch 
den 26. Schaban 1256). 


6. Vertrag wegen der Paffage der Dardanellen. 13. Juli 1841. 


LL. MM. le roi des Frangais, l’empereur d’Autriche, roi de Hongne« 
de Boh&me, la reine du royaume-uni de la Grande-Brelagne et d’Irland: 
le roi de Prusse et l’empereur de toutes les Russies, persuades que I# | 
union et leur accord offrent à l’Europe le gage le plus certain de la * 





servalion de la paix generale, objet constant de leur sollicitude, el Leu 
dites Majestes voulant altester cel accord en donnant à 8. H. le Sula 
une preuve manifeste du respeel qu’elles portent à l’inviolabilite de ® 
droits souverains, ainsi que de leur desir sincere de voir se consolider 
repos de son empire, Leursdites Majestes ont resolu de se rendre & ſur 


*) An Stelle des mit dieſem Vertrage publicirten Tarifs, ber bie compentianf‘ 
mäßigen Weribsfäpe der Waaren enibält, ift unterm 16. October 1851 ein neuer getre. 
G. ©. 51, 1079. 
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vitation de S. H. le Sultan, afin de conslater en commun, par un acle 
formel, leur determination unanime de se conformer ä l’ancienne regle de 
Vempire oltoman, d’apres laquelle le passage des detroils des Dardanelles 
et du Bosphore doit toujours &lire ferme aux bäliments de guerre eiran- 
gers, lant que la Porte se trouve en paix. 

Leursdites Majestes, d’une part, et 8. H. le Sultan, de l’autre, ayant 
resolu de conclure entre elles une convention à ce sujet, ont nomme & 
cet eflet des plenipotentiaires, etc. etc. 

Art. I. S. H. le Sultan, d’une part, declare qu'il a la ferme reso- 
lution de maintenir, à l’avenir, le principe invariablement etabli comme an- 
cienne regle de son empire, et en vertu duquel il a ei& de tout temps 
defendu aux bätiments de guerre des puissances etrangeres d’entrer dans 
les detroits des Dardanelles et du Bosphore; et que, tant que la Porte se 
trouve en paix, Sa Hautesse n’admeltra aucun bätiment de guerre etranger 
dans lesdits detreits; et LL. MM. le roi des Frangais, l’empereur ———— 
roi de Hongrie et de Bohèême, la reine du royaume-uni de la Grande- 
Bretagne et d’Irlande, le roi de Prusse et l’empereur de toutes les Russies, 
de l’aulre part, s’engagent a respecler celle delerminalion du Sultan, et 
a se conformer au principe ci-dessus énoncèé. 

Art. ID. Il est entendu qu'en conslatant l’inviolabilit® de l’ancienne 
regle de l’empire ottoman mentionnee dans l’article pr&ec&dent, le Sultan 
se reserve, comme par le passe, de delivrer des firmans de passage aux 
bätiments legers sous pavillon de guerre, lesquels seront employes, comme 
il est d’usage, au service des legaltions des puissances amies. 

Art. Ill. S.H. le Sultan se reserve de porter la presenle convenlion 
a la connaissance de toules les puissances avec lesquelles la sublime Porte 
se trouve en relation d’amilie, en les invilant a y acceder. 

Art. IV. La presenle convenlion sera ralifiee, elc. elc, 





Anmerfung Während des Drudes find mehrere Verträge geſchloſſen worden, wo— 
von en Theil in der zweiten Abtbeilung bereits Aufnahme gefunden bat, die übrigen werden 
im näcjten Supplementbefte erſcheinen. Den disponiblen Raum benupe ich zu einigen Zuſätzen. 

S. 10. Anm. 6. Unterm 3. October 1851 find die Provinzen Preußen und Poſen ald 
nicht zum deutfchen Bunde aebörig von der Bundesverfammlung anerfannt worben. 

©. 38, In Folge des mit Hannover unterm 7. September 1851 (5. 693.) geſchloſ— 
fenen Vertrags, dem die preußifchen Kammern bereits ibre Zuſtimmung ertbeilt haben, bat 
Preußen vorläufig die Zollvereins Verträge gefündigt. 

©. 47. Der Zujag-Bertrag mit Sardinien vom 20. Mai 1851 ift ©. 906 abgedrudt. 

©. 62%. Dem deutſch-öſterreichiſchen Poftvereine find ferner beigetreten: Braunichweig, 
Oldenburg, Yuremburg, Hamburg, Lübeck, Bremen. Bon den Abgeordneten jämmtlicher 
Staaten ift ein weiterer Vertrag unterm 5. December 1851 gefchloffen worden. 

S. 73. Unterm 15. Juli 1851 (9. ©. 51, 711.) bat Preußen mit Baiern, den ſäch— 
fiihen, anhaltinifchen, ſchwarzburgiſchen, reußifchen Staaten, ferner mit Oldenburg, Waldeck 
und Lippe unter Adoption der in dem PBertrage mit Sadfen vom 31. December 1850 ent- 
baltenen Feſtſetzungen eine Uebereinkunft wegen Uebernabme der Ausgewieſenen gejchloffen, 
ber Naſſau, Heflen- Eaffel und Heffen- Darmftadt beigetreten find. 

©. 141. Unterm 23. März 1848 erflärte die deutiche Bundesverfammlung alle feit 
dem Jahre 1819 erlaffenen Ausnabmegelene des deutſchen Bundes für „förmlich auf- 
gehoben.“ Hierunter werden nach officiöfen Zeitungsmittbeilungen begriffen: 1) Die pro- 
viſoriſchen Mafregeln zur nöthigen Aufrechtbaltung der innern Sicherbeit und öffentlichen 
Ordnung im Bunde, vom 20 September 1819; 2) die gleihen Beſchlüſſe vom 16. Auguft 
1824; 3) vom 31. October 1830; 4) vom 28. Juni 1832; 5) vom 5. Juli 1832. 

&. 915. Da die vom Verleger beftimmte Bogenzabl fchon erheblich überfchritten ift 
und um dem Bande nicht eine unverbältnißmäßige Stärfe zu geben, find bie auf bie 
Schweiz bezüglihen Documente bier wegaelallen. Bei dem Üntereffe, welches fie namentlich 
he ee baben, wird ihre Aufnahme in das nächte Supplementheft gerecht— 

gt ſein. 
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1324. 
1338. 
1356. 


Dritte Abtbeilung. 
Chronologiſches Negiiter. 


Erpertangertheilung auf Anhalt. Riedel II, 18. 

Erbvergleidh mit onen Elettin Riedel II, 125— 129. 
Goldene Bulle Kaiſer Karls IV. Schmauß 12, wo fi auch litterariiche 
Nachweiſe — Vergl. Eichhorn, deutſche R. und Rechte— 
geſchichte 8. 395. 


1411. 8. Juli. Köni Siegmund beftellt den Burggrafen Friedrih von 
Nürnberg zum Verweſer der Marf. Riedel III, 178. 

1415. 30. April. Friedrich von Hohenzollern erwirbt die Marf. Riedel III, 226. 

1415. Yehnsbefenntniß feiteng der Herren von Wenden u. Werle. Riedel IT, 239. 

1417. 18. April. König Siegmund belehnt Friedrich I. mit der Mark Bran- 
denburg, der Kur und dem Erzfäümmerer-Amte. Riedel Ill, 255. 
Pauli Ill, 595. Oelrichs ©. 104. 

1427. Revers Herzog Johanns von Medlenburg, daß er Land und Leute 
von Kurfürft Friedrich I. zu Mannlehen empfangen. Riedel Ill, 482. 
Lünig 5. Dumont Il, 2, 192. 

1435. Erbeinigung mit Sadıfen. Riedel IV, 140. 

1437. Transfumpt Kaiſer Siegmunds über das Lehnsbefenntnig Wilhelm 
und Chriftophs von Medlenburg. Riedel IV, 153. Lünig 3. Du- 
mont III, 1, 20. 

1442. Wittftoder Erbvertrag mit den Dergögen von Medlenburg. Lünig 7. 
Dumont Ill, 1, 116. Riedel IV, 2 

1442. Staiferliche Betätigung der —— ſeitens Mecklenburgs ge— 
leiſteten Eventualhuldigung und Eventualbelehnung mit Medlen- 
burg. Riedel IV, 274. 

1443. Die Fürften von Anhalt begeben ſich in Schutz und Schirm des 
Kurfürſten von Brandenburg. v. Raumer, Codex dipl. Brand. contin. 
I, 170. Riedel IV, 286. 

1444. Kaiferliches Privilegium über den dem Haufe Brandenburg zuftebenden 
Schuß der Keßlerzunft. Lünig Contin. 244. 

1445. Cottbus gefauft. Riedel IV, 350. 

1451. Die Nebtiffin von Gandersheim belehnt Brandenburg mit der After- 
TV ae über die Herrfhaft Dernburg. v. Raumer I, 181. 

iedel IV 

1451. Erbeinigung mit Sadfen. Riedel IV, 445, 451. 

1455. Erwerb der Neumark auf Wiederfauf. 1) Riedel IV, 495. V, 15. 

1457. Erbverbrüderung mit Sachſen und Heffen. Riedel v. 22, 26. 
Lünig, Contin. 763. Dumont, Supplem. I, 2, 406, 

1459. ET. Bulle KHaifer Friedrichs für das Brandenburgifche Haus. 
Riede 

1459. Erbeinigung mit Böhmen. Lünig, C. G. dipl. I, 1482. Riedel V, 47. 

1462. Gubener Vertrag. Riedel V, 65. Gtenzel I, 194. 


1) Auf dies Recht verzichtete 1517 der Hochmeifter des Ordens. Stenzel I, 288, 
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1465. 
1472. 
1473. 
1473. 
1482. 
1487. 


1493. 
1500. 


1502. 
1508. 
1517. 
1521. 


1525, 


1529, 


1530, 


1532, 
1537, 
1552, 
1555, 


1555, 
1563, 


1564, 
1569, 
1571. 


1574, 
1582, 


1599. 
1603. 


Beleihung des Kurfürften Friedrih und Markgrafen Albrecht mit dem 
Fürftenthbume Stettin. Riedel V, 75. 

Friedensſchluß mit Pommern. Riedel v, 179, 

Dispositio Achillea. Lünig, Contin. ©. 45. v. Kamptz, Pitteratur der 
Berfaffung des Königlichen Haufes $. 12. v. Lancizolle, ©. 521. 
Schoell II, 317. 

Erbeinigung mit Böhmen. Lünig, C. G. dipl, I, 1526. 

Friede mit Hand von Sagan. Pauli Ill, 609. Riedel V, 404. Oel- 
richs ©. 172. Gtenzel I, 242. 

Erneuerung und nähere Beftimmung der Erbverbrüderung mit Sachſen 
und Heffen. Riedel V, 437, 450. 

Erbvertrag mit Bogislam von Pommern. Riedel V, 483, 488. 
König Johann von Dänemarf verlobt feine Tochter an Kurfürſt 
Joachim I. v. Raumer Il, 205. 

SM der Kurfürftin Elifabeth auf die väterlihe Erbfchaft. v. Rau- 
mer ll, 206. 


König Johannes Erflärung über die Verzichtleiftung feiner Tochter. 
v. Raumer Il, 207. 


Kaiferliches Privilegium über den Anfall von Schleswig u. Holftein. 

v. Raumer Il. 247, 

Brübderlihe Einigung mit den Hurfürften von Mainz, Trier, Cöln, 

Pfalz und Sachſen zur Handhabung furfürftliher Ehr! und Würde 

und Erhaltung guter Freundſchaft. (Erneuerung der Verträge von 

Frankfurt 1446 und von Gelnhauſen 1502.) Lünig, P. spec. Ab- 

theilung II, ©. 244. Dumont IV, 1, 338. 

8. April. Strafauer Friede. !) Dogiel IV, 225. Dumont, Supplem. 

1,1,74. Schmauf, Jus gent., S. 212. Pauli IV,407. Schoell XII, 16. 

Stenzel I, 292. 

Erbfolgevertrag mit Pommern. Lünig, P. spec. Contio. II, Abfag III, 

©. 236. Dumont, IV, 2, 50. 

Beftätigung_ des Succeffionsrechte in Holftein und Schleswig. 

Helwing, — des Königl. Preuß. Hauſes an Schleswig— 

Holſtein, S. 251. 

Nürnberger Religionsfriede. Lünig, P. spec., Abtheilung I, ©. 25. 

Dumont IV, 2, 84. 

Erbverbrüderung mit Friedrich II. von Wohlauu. Brieg. Pauli III, 22, 

Scheell II. 291. Gtenzel I, 320. 

Paffauer Vertrag. Lünig, P.gen. I, 1,119. Schmauß 147. Schoell I, 42. 

Erbeinigung mit Sachſen und Heffen. Lünig, P. spec. II, 77. 

Neligionsfriede zu Augsburg. Lünig, P. gen. I, 137. 

König Sigismund Auguft von Polen ertheilt die Mitbelehnung wegen 

nn dem Slurfürften en Il. zur gefammten Hand. Dogiel 
341. Lünig 60. Stengel I, 

— auf Grubenhagen. * 

19. Juli. Geſammtbelehnung über Preußen (Lublin). Dogiel IV, 360. 

Lünig 62. Stenzel I, 342. 

Erbyertrag mit Pommern unter Juftimmung von Sachſen und Heffen. 

Lünig 65. Dumont VW, 1, 208. Pauli Ill, 222, 

Expectanz auf Braunfhweig und Grubenbagen. 3) 

Kaiferlihe Beftätigung der Brandenburg zuftehenden Schupbefugnig 

über die Keßlerzunft. Lünig, Contin. 244. 

Geraiſcher Vertrag. Lünig, Contin. ©. 45. Dumont, Suppl. II, 1, 468. 

Pauli III, 369. 


Confirmation des geraifchen Vertrages (d.d. Onolzbach, d. 11. Juni 1603.) 
Lünig a. a. D. 


N) Nullitätserflärung deſſelben durch Kaiſer Earl V. bei Lünig 34. 
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124 
125 
726 


258 


259 


2) Das Driginal auf Pergament mit Siegel befindet fib im Königl. Geheimen 
Staatd- und Cabinetsarcive. 


3) Das Original auf Pergament mit Siegel befindet fihb im Königl. Geheimen 
Staais- und Eabinetsardive. 
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1609. Kurfürft Johann Sigismund zum Curator Herzogs Albrecht Friedrid 
von Preußen beftellt (29. April). Dogiel IV, 418. Dumont V, 2, 102. 

1609. Dortmunder Vertrag mit Wolfgang Wilhelm, Pfalzgrafen von Naum: 
burg, wegen der Zülich-Clevefhen Erbfhaft (lekte Mai.) Lünig, 69. 
Dumont V, 2, 103. Schoell I, 54. 

1609. Düffeldorfer Receß ( 29/10, Juni.) Lünig, 69. 

1610. AnderweiterReceß (Hallin Schwaben) mit Pfalz-Neuburg. Lünig, 70. 76. 
Dumont V, 2, 121. 125. 

1611. Yüterbogfer Ber lfeih mit Sachſen und Pfalz-Neuburg wegen Yül.- 
Clev. ———— Lünig, P. spec. II, Abtheilung IV, Abſatz 2, 
©. 135. Dumont V, 2, 160. 

1611. Brandenburg mit Preußen belehnt (16. Novbr.) Lünig, 78. Dumont V, 
2, 179, 183, 181. 

1614. Erbeinigung mit Sadfen und Heffen. Lünig, P. spec. II, Ab— 
tbeilung IV, Abſatz 2, ©. 148. Dumont V, 2, 237. Pauli Ill, 555. 

1614. 30. März. Naumburger Erbverbrüderung mit den Häufern Heſſen 
und Sadfen. Lünig, P. spec. Il, Abtheilung IV, Abſatz 2, ©. 154. 
Dumont V, 2, 242. Pauli III, 565. 

1614. Vertrag zu Kanten über die Jül. Erbfchaft. Lünig, 82. Dumont V, 
2, 259. (Pauli III, 573.) 

1618. Vertrag mit Polen wegen der Schiffahrt und des Handels auf ber 
Martha und Over. Oelrichs, S. 265. 

1622. Bündniß mit den Niederlanden. Lünig, Contin., S. 54. Dumont V, 2, 409. 

1624. Düffeldorfer Vergleich. Lünig, 89. Dumont V,2, 446. 

1624. Allianz mit den Niederlanden. Lünig, Contin, 57. Dumont V, 2, 465. 

1626. Vergleich mit den Niederlanden wegen der Yül.-Elev. Erbfchaft, ra- 
tificeirt 1629. Lünig, 99. 

1628. Neuhaufer Defenfiv - Allianz mit Dänemark und dem Bifchofe von 
Münfter. Lünig. Specil. eccles. Il, 565. 

1629. Düffelvorfer Vergleich mit Pfalz-Neuburg über fernere Adminiftration 
der Jül.Clev. Yande. Lünig, 106. Dumont V, 2, 569. 

1630. Vertragmit Pfalz-Neuburg überdieül.-Elev. Erbichaft. Lünig, 113. 
Dumont V, 2, 612. 

1632. Allianz mit den ii ie Niederlanden. Lünig, Contin. 62. 
Dumont VI, 1, 

1633. Vertrag mit Eudiig XIII. von Branfreid. Dumont VI, 1, 44. 

1636. Vertragmitd. Niederlanden wegen der Jül. Cleveberg. Länder. Lünigl14. 

1646. Heirathsvertrag des großen Kurfürſten mit der Prinzeſſin Louiſe von 
Dranien. Lünig, Contin. 64. Dumont VI, 1, 354. 

1647. Düffeldorfer Provifional-Vertrag. Lünig 120. Dumont VI, 1, 386. 

1647. Dsnabrüder Bertragmit Schweden wegen Pommern. Lünig Contin. 69. 
Dumont VI, 1, 366. 

1648, 14/24, Oktober. Weſtphäliſcher Sriebe, Lünig Pars general. I, 831. 
Dumont VI. 1, 469. Scmauf, ©. 741.) 

1651. Cleveſcher Vergleich mit Pfalz-Neuburg wegen der Jülich-Cleve— 
Bergifchen Fänder. Lünig 138, 

1653. Stettiner Vertrag mit Schweden. Lünig 142. Dumont VI, 2, #8. 
Schoell I, 237. 

1655. Haager Defenfiv- Allianz mit den Niederlanden. Lünie Contin. 8. 
Dumont VI, 2, 108. Schoell XII, 174. Stenzel I. 106. 

1655. Allianz mit den Ständen in Preußen. Lünig Contin. 88. 

1656. 7-7. Januar. Pacta fendaliamit Schweden Königsberg.) Lünig Contin.9. 
Dumont VII, 2, 127. Schoell XII, 177. Stenzel II, 110. 

1656. Königsberger Bündniß mit Ludwig XIV. von Sranfreic. Lünig 
Contin. 91. Dumont VI, 2, 129. Schoell XII, 260, XIll, 40. 


1) J. G. von Meiern, Acta pacis Westphalicae publica oder Weſtphäliſche Ari 
bandlungen. Höttingen und Hannover. 6 Bände. 1734--1736. Fol Megifter das 
J. S. Walther. Göttingen. 1740. Fol. €. W. Gärtner, Weitpbälifche Friedenecanleiw|" 
9 Bände. Leipzig. 1731—1737. 8. Artieulus XI des Instrumenti pacis Osnabrug. tu ent 
bie Satisfactio Electoris Brandenburgici. 





‚ 2. Imi 


. 22. Auguft. De 


15-125. Juni. Marienburger Bündnig mit Schweden. Lünig Contin. 95. 
Dumont VI, 2, 136. Schoell XII, 183, 185, 186. 

Labiauer Bertrag und Geheimer Labiauer Vertrag mit Schweden 
10.99. November. (ratifle. 23: Nevdr.Iz, Dechr.) Lünig Contin. 103 u. 109. 
Dumont VI, 2, 148. 151. Schoell XII, 188. Stengel II, 129. 


Zielenziger Friedensartifel mit Polen. (22ı2. Decbr.) Lünig Con- 
tin. 111. Dumont VI, 2, 153. 


. 19. September. Welauer Friedensfhluß mit Polen. Dogiel IV, 486, 


Lünig 166. Lünig Contin. 112. 114. Dumont VI, 2, 191. Schmauß 
Jus gent. 652. Pauli V, 78. Schoell XII, 212. 


. 10. Novbr. Kopenhagener Allianz mit Dänemark. Schoell XII, 219. 
- 6. Novbr. Bromberger (Bydgofter) Vertrag mit Polen wegen Yauen- 


burg und Bütom. Lünig 171. Lünig Contin. 114. Schoell XII, 216. 


. 7. Januar. Allianz mit Dänemarf. Cöln an der Spree. Lünig 


Contin 116. Dumont VI, 2, 201. 


. 9. Februar. Allianz mit Defterreih (Eöln a. d. Spree). Lünig 


Contin. 117, 119, 121. Dumont VI, 2, 203. Schoell XII, 221, 223. 
Stenzel IL, 141. 


. 15. November. DVergleih mit Herzog Friedrih zu Holftein Got- 


torp. Lünig Contin. 123 


. 31. Januar. Allianz zu Ripen mit Dänemark. Schoell XII, 263. 


Stenzel II, 148. 


. 23. Mel mi Friedensſchluß mit Schweden zu Dliva. Lünig 172. 


Dumont VI, 2, 303. Schmauß Jus gent. 715. Schoell XII, 337. 
Stengel II, 162, 


. Bündniß mit Carl II. von England (Weftminfter). Lünig Contin. 


127. Dumont VI, 2, 379. Stengel II, 257. 


. Allianz mit Ludwig XIV. Lünig Contin. 139. Dumont VI, 3, 28. 


Stengel 11, 263. 


. &ıs. Februar. Bündnig mit den Niederlanden (Eleve). Lünig 


Contin. 140. Dumont VI, Anhang 86, 92. Schoell I, 307. 


. Defenfiv-Allianz mit Carl XL von Schweden (Stodholm). Lünig 


Contin, 144. Schoell XIII, 47. Stengel II, 278. 


. Glevefher Bergleihb mit Pfalz-Neuburg megen der Jül.Clev. 


Yande. Lünig 210. Dumont VI, Anhang 120. Pauli VI, 589. Schoelll, 
251. Stenzel II, 280. 


. 25. October. Quadrupel- Allianz mit Dänemarf, den Nieder- 


landen, Braunſchweig-Lüneburg. Lünig Contin, 147. Dumont 
VI, Anhang 122. Schoell I, 310, XI, 37, 39. Stenzel II, 282. 
2. Zu. Bündniß mit Karl XI. von Schweden megen der 
polnischen —— Lünig Contin, 151. 


enfio-Alliang mit Köln, Braunfhmweig, Heffen ır. 
Dumont VII, 1, 57. 


. Zinnaifcher Vergleih mit Sachſen wegen Ausmünzung der Scheide: 


münzen (27. Auguft). Lünig Pars spec. Contin. 1, Abth. IV, Abfag 2, 
S. 200. Dumont VII, 1, 58. Stenzel II, 288, 


. 15. December. Bündniß mit Frankreich. Stenzel Il, 292. 
.sMailg, April. Defenfiv-Allianz mit den Niederlanden (Eöln a. d. 


Spree). Lünig Contin. 154. Dumont VII, 1, 194. Schoell I, 348. 
XIII, 49. Stenzel II, 311. 


. 6. April ;. gun. Religionsvergleich mit Pfalz-Neuburg. Lünig 232. 
1 


Dumont VII, 1, 171. 


. 3-lıs. Juni. Allianz mit Kaiſer Yeopold I. Lünig Contin. 153. 


Dumont VII, 1, 201. Stenzel II, 314. 


. 12134. September. Braunfhmweiger Allianz mit Kaiſer Leopold I, 


Dänemarf, Braunfhmweig und Heffen-Eaffel. Lünig 162. 
Schoell XII, 51. Stenzel II, 318. 


. 16. Juni. Friede mit Frankreich zu Voſſem. Lünig Contin. 159. 


Dumont VII, 1, 234. Schoell I, 354. XII, 50. Stengel II, 323. 
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1673. 9. Iultl,g, September. Andermweiter Religionsvergleih mit Pfalz-Neu- 
burg. Lünig 253. Dumont VI, 1, 237. 

1673. 1. December. Allianz mit Schweden (Eöln a. d. Spree). Lünig 
Contin. 161. Dumont VI, 1, 246. Stenzel II, 327. 

1674, 21. Juni, gun Bündniß mit Kaiſer Leopold, Carl. von Spa- 
nien und den Niederlanden (Eöln a. d. Spree). Lünig Contin, 
167. Bumont VI, 1, 267. Stengel II, 329. 

1675. 25. September. Dobraner Bündniß mit Dänemarf. Schoell XII, 
66. Stenzel II, 361. 

1677. 2, Januar. Copenhagener Bündnig mit Dänemark. Lünig Contin. 
170. Dumont VII, 1, 325. Schoell XIII, 70. Stengel II, 371. 

1678. 8. März. Allianz mit den Niederlanden (Eöln a. d. Spree) !) 
Dumont VI, 1, 342. Schoell XIII, 74. Stenzel II, 379. 

1678. 4. Auguft. Abkommen mit Dänemarf und dem Erjbifchofe von 
Münfter megen des Friedensfchluffes mit Schweden. Schoell XII, 
79. Stengel II, 385. 

1679. 29. Juni. Friedensfhluß mit Frankreich und Schweden zu 
St. Germain ®). Lünig 259. Dumont VII, 1, 409. Schoell I, 377. 
XIII. 81. Stengel II, 403. 

1681. 7. Januar. Vergleih mit Anhalt wegen der magdeburgifchen Xebne. 
Lünig Prs spec. der andern Gontinuation dritte ————— S. 277. 
Pauli V, 255. 

1682. 22. Januar. Bündniß mit Frankreich. Stenzel II, 414. 

1682, Allianz mit Dänemarf und dem Bifhofe von Münfter (Cöln a. 
d. Spree). Lünig Contin. 176. Dumont VII, 2, 36. Stenzel 11, 415. 

1684. 4. November. Vertrag mit Frankreich wegen Garantie des regene— 
burger Waffenftillftandse. Dumont VII, 2, 83. Schoell I, 387. 

1685. Receß zu Lentzen mit Braunfhmweig wegen Retablirung des Com- 
mercii auf dem Elbftrome. Lünig Contin. 345. Dumont VII, 2, 101. 

1686. 10. Februar. Allianz mit Schweden. Lünig Contin. 189. Dumont 
VII, 2, 123. Schoell I, 387. Stengel II, 445. 

1686, 7. Mai. Geffionsvertrag mit Kaiſer Yeo pold wegen des ſchwiebuſer 
Sireifes (Cöln a. d. Spree) 9). Lünig 269. Schoell I, 387 #). 

1686. 7. Mai. Defenfiv-Allianz mit Kaiſer Leopold). Lünig, P. spec. 
III. ©. 13. Dumont VII, 2, 128, 

1687, Bergleih mit Sahfen- Weißenfels, wodurd Burg erworben mwird 
gegen Entlaffung Querfurts aus dem Lehnsnexus. Lünig 271. 

1688, 30. Juli. Erneuerung der Allianz vom 8. März 1678 mit den Nieder- 
landen (Cölna.d. Spree). Lünig Contin, 192. Dumont VII. 2, 156. 

1688. 12. Dectober. Magdeburger Bündnig mit Sachſen, Hannover, 
Heffen-Eaffel zum Schuß des deutfhen Reihe. Stenzel IN, 21. 

1690. 16. Januar. Leipziger Münzreceß mit Kurſachſen und Braun- 
ſchweig ). Lünig Pars spec. 2. Theil. S. 235. Dumant VIL, 2, 245. 

1693. 1212,. Juli. Anerkenntniß der Eventual-Succeffion in Medlenburg 
jeitens Herzogs Friedrich Wilhelm. 4 

1693. 1235. Juli. Brandenburgifhe Gegenerflärung. Lünig 278, 279. 
Dumont VII, 2, 327. 

1693. 12.195. Juli. Zu beiden: Geheime Nebendeclarationen in Betreff der 
Herzogtbums Güftrom. Lünig Contin. 583. 584. A... 

1693. 15. Dectober. Erpertanzertheilung auf Limburg. Lünig Contin. 968. 


1) Erneuert den 30 Juni 1688. Nach Stengel II, 433, ift diefe Allianz ſchon untır 
23. Auguft 1685 bis 1700 ermeuert worden: der darin angeführte Dumons meilt aber BF 
obige Datum nad. 

2) Horn, Leben tes großen Kurfürften ©. 158. 

3) Hierüber Stenzel II, 444. 

4) Der Revers des Kurprinzen wegen Nüdgabe dieſes Kreiſes ift vom 28. — 
1686. Olenſchlager Geſchichte des Interregni I, 281. Martens Cours diplomatique Il, 100: 
Stengel II, 443. 

5) Jrrtbümlich bei Stenzel III, 209, in’s Jahr 1691 verjept. 


694. 


1694. 
1694. 


1695. 


1696. 
1697. 


1697. 
1698. 
1699. 


1700. 


Wilhelm IIL.,, König von Großbritannien, tritt feine Anſprüche auf 
Neufchatel an Brandenburg ab. Lünig 280. 

Anwartihaft auf Oftfriesland. Rousset XIX, 1 ff. Stengel Il, 636. 
Hauptretraditionsreceß wegen des fchwiebufer Kreiſes. Olenſchläger, 
Geſch. d. Interr. 1. 284, 285. Stengel III, 13. 

27. Auguft. Beitritt zu dem erneuerten Bündniffe der Niederlande 
mit Kaiſer Yeopold (Köln a. d. Spree). Dumont VI, 2, 356. 
Stenzel III, 38. 

Allianz mit Schweden. Schoell XIII, 208. Stenzel III, 100. 
Erwerb einiger ftreitigen Aemter, der Erbvogtei über Quedlinburg 
und der Reichsvogtei über Nordhaufen von Kurſachſen. Lünig Contin, 
248. Dumont VIl, 376. Stengel III, 75. 

20. Septembderizn Octeber. Ryswiker Friedensfchlüffe Y. Dumont VII, 2, 
381, 399, 421. Schmauß 5. 1002. Schorli I, 420. Stenzel IN. 4. 
23. Juni. Erneuerte Allianz; mit Schweden. Schoell XII, 208. 
Stenzel III, 100. 

12. December. Warfhauer Vertrag mit Polen wegen Elbingen. 
Dogiel IV, 517. Lünig Contın. 200, 249. Dumont VII, 2, 474. 
Schmauß Jus zent. 1137. Schoell XI, 371. Stenzel II, 83. 

6. April. Geheimes Bündniß mit Dänemark. Schoell XIII, 162. 
Stenzel II, 101. 


. 8. Juni. Affecuration, daß die Annahme der Königswürde der Krone 


von Polen nicht präjudiciren folle. Dogiel IV, 523. Lünig Contin, 
998. Schmauß Jus gent, 1142. Schoelt XII. 373. 


. 6. November. PVertheidigungsbündniß mit Auguft von Sachſen. 


Stenzel III, 102. 


. 16. November. Kronenvertrag mit Kaiſer Yeopold. Dumont Supplem. 


I, 1, 461. Schoell II, 33. Stengel III, 105. 


. 10. Januar. Gubfidienvertrag mit Großbritannien und den 


Niederlanden. Dumont VII, 1,96. Schoell I, 33. Stenzel III, 121. 


. 29. Juli. Haager Allianz mit Schweden. Schoell XIII, 208. 


Stenzel II, 124. 


. Uebernahme der Regierung der Beflgungen des Grafen von Geyer 


in Franken. Stengel III, 44. 


. Düffeldorfer Neligionsreceß mit Kurpfalz. Dumont VIII, 1, 179. 
. 1626. Auguſt. Bündniß mit Schweden. M. Supplem. 1, 73. Schoell 


XIII. 211. Stengel II, 156. 


. 3. November. Zuerfenntniß von Neufcbatel und Balangin. Lünig 


2855 Schmauß Jus gent. 1217 2). 


. 7. Mai. Aiffecuration gegen Medlenburg-Strelig über die Annahme 


des Titeld und Wappens von Medlenburg. Lünig 289. 


. 1. October. Gonfirmation der Accordpunfte wegen Neufchatel. 


Lünig Contin, 1006. 


. 7. Juli. HFreundfhaftsbündnig mit Dänemarf und Auguft 1. 


(Berlin). Schoell XIII, 229. Stenzel III, 160. 


21. Octeber gopemper. Marienwerder Bündniß mit Rußland. Schoell 
Xi, 231. Stenzel III, 162. 


.31, März. Erftes Haager Concert. Dumont VIII, 1, 249. Stenzel 


Il, 162. 


. 4. Auguſt. Haager Uebereinfunft mit dem Kaiſer, Großbritannien, 


den Niederlanden u. f. w. zum Schuße des nördlichen Deutſchlands. 
Dumont VII, 1, 254. Schoell XII, 234. Stengel III, 163 3). 
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Erite. 


1) Der Friede zwiſchen Kaiſer Leopold und Franfreib fam unter Schwedens Ver- 
mittelung den 30. October zu Stande: in Betreff Brandenburgs beftätigt Artifel VII. den 
Fritden von St. Germain; die gleiche Beitimmung enthielten bereits die beiden Friedens— 
ſchlüſſe Ludwigs XIV. mit England und Holland vom 20. September. 


Lünig 


— 


Contin. ©. 219 


3) Der Bertrag wird bier vom 4. Mai 1710 datirt. 


2) Auch einzeln gedrudt erfchienen: auf diefe An-elegenbeiten bezügliche Piecen bei 
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1713. 2. April. Utrechter Vergleih mit Defterreihb wegen Geldern. | 
Dumont VIII, 1, 337. Schoell Il, 114. Stengel II, 244. 

1713. 11. April. Friede mit Frankreich zu Utrecht. Dumont VIIL, 1, 356. 
Schmauß Jus gent. 1366, 1372. Schoell II, 110. Stenzel III, 244. 

1713. 3. Juli. Berliner Bündniß mit Holftein-Gottorp. Stenzel II, 250. 

1713. 16. Detober. Schwedter Vertrag wegen Stettin. Dumont VILL, 1, 407. 
Stenzel III, 255. 

1714. 12. Juni. Garantievertrag mit Rußland. Stenzel III, 259. 

1714. 7. September. Badener Friedensfchluß *). Dumont VIII, 1, 436. 
Rousset I, 1. Schmauß 1235. Stengel III, 247. 

1716. 4. September. Allianz mit Frankreich. Schoell XIII, 266. Sten- 
zel IH. 283. 

1717. #15. Auguft. Amfterdamer Bündnif mit Rußland und Frankreich 
Dumont VIII, 1, 490. Schoell XIII, 268. Stenzel III, 288. 

1717. 13. December. Erneuerung des medlenburger Erbvertrags. 

1719. 18199, Augufl. Präliminar-Convention mit Schweden. Schoell 
XIII. 288. 

1720. 21. Janvar|,, gepeuar Stockholmer Friede mit Schweden. Dumont Vill, 
2, 21. Rousset 1, 371. Schmauß Jus gent. ©. 1813. Pauli VIIL, 183. 
Schoell XII, 294. Stengel III, 305. 

1720. 31. Mai. Stodholmer Webereinfunft mit Schweden wegen des 
Stettiner Zolles Dumont VIII, 2, 26. Schoell XIII, 298. 

1725. 3. September. Beitritt zu der berrenhaufer Allianz. Dumont VII, 
2, 127. Ronsset II, 189. Schoell IH, 205. Stengel Ill, 538. 

1726. 10. Auguft. St. Petersburger Bündnig mit Rußland. Dumont VII, 
2, 135. Schoell XIII, 319. 

1726. 12. Dctober. Tractat von Wufterhaufen mit Kaiſer Carl VI. 
Förſter, Urfundenbuh zur Geſchichte Friedrich Wilhelms 1. 1. 
©. 159%. Stenzel II, 551. 

1728. 23. December. Berliner geheimes Bündnig mit Kaiſer Carl VI. 
Schoell Il, 292. 

1732. 14 Mailıg guni. Berliner Theilungsvertrag über die oranifche Erbſchaft. 
Dumont Supplem. Ill. 2, 338. Rousset VIll, 408. Pauli VIII, 237. 
Schoell II, 114. Stengel III, 637. 

1732. December. Löwenwoldeſcher Bertrag mit Defterreih und Ruß— 
nn wegen der polnifchen Angelegenheiten. Schoell Il, 233. Sten- 
sel TIL, 648. 

1740. 16. December. Petersburger Tractat mit Rußland zur Erneuerung 
der früheren Allianzen. Wenck I, 529. Schoell Il. 295. 

1741. 5. Juni. Allianz mit Frankreich. Schoell Il, 297 3). Stengel IV, 143. 

1741. 9. Detober. Verabredung von Klein-Schnellendorf mit Defterreid. 
Rousset XVII, 473. Schoell Il, 303. Stengel IV, 161. 

1741. 1. November. Frankfurt a. M. Schuß» und Trutzbündniß mit Sach— 
fen und Baiern. Stengel IV, 170, 

1741. 4. November. Breslauer Allianz mit Baiern. Schoell Il, 307. 

1741. 24. December. Abkommen mit dem Nurfürften von der Pfalz wegen 
Jülich. Schoell II, 309, 

1742. 11. Juli. Präliminarfriede zu Breslau mit Maria Therefia. 

1742. 28. Juli. Definitiver Friedensfchluß zu Berlin. Wenck I, 734,739. 
Rousset XVII, 33. Pauli VIII, 440, 443. Schoell II, 311. Sten— 
zel IV, 186. 


1) Das babener Äriedensinftrument weicht nur im ber Sprade — es if lat“ 
abgefaßt — und in den Artifeln 32-37. von dem raſtädtiſchen (6. März 1714), mit 
franzöſiſch niedergefchrieben it, ab. Artifel 19. bandelt von den preußijcen Beſhuneũ 
in den Niederlanden. vi 

2) Ueber die Abbrüde bei Schmauf Jus gent, f. Schoell II, 211., bei Damen! 
2, 239. f. Ranke, Neue Bücher preuß. Geſchichte I, 231. — 

3) Mach der bei Schoell notirten Bemerkung Flaſſans — in der Geſchichte MT mi 
zöfifhen Diplomatie — war dies der erite Vertrag, wo Frankreich Preußen das 
zugeſtand. 
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742. 29.) November. Weſtminſter. Allianz und Garantievertrag mit 
5 rofbritannien. Wenck I, 640. Schoell II, 315. Sten- 
zet IV, 19. 


1742. 6. Dezember. Natibor. Schlefifher Grenzreceß. Wenck I. 748. 
Schoell Il, 313. 

1743. 16, Juli. Verzicht der böhmifchen Stände auf Schleſien. Wenck I, 778. 

1743. November. Rußland tritt dem Breslauer Bertrage bei. Sten- 
zel IV, 204. 

1744. 22. Mai. Frankfurt. Bündniß mit Haifer Earl VII, Rheinpfals, 
Heſſen-Kaſſel. Rousset XVII, 446. Wenck Il, 163. Schoell 347, 444. 

1744. 7. Juni. Geheimes Bündnig mit Frankreich. Stenzel IV, 215. 

1744. 24. Juli. Frankfurt. Geheimer Vertrag mit Carl VII. Schoe!l II, 
349). Stengel IV, 216. 

1744. 21. Auguſt. Bergleih mit den Niederlanden wegen Oftfriesland. 
Rousset XIX, 123, 153. 

1745. 26. Auguf. Convention mit Großbritannien über den Friedens— 
fehluß mit Ofterreih. Ronsset XIX, 441. Wenck II, 194. Sten— 
zel IV, 250. 

1745. 25. December. Dresven. Friedensfhluß ?) a) mit Maria The- 
refia, b) mit dem Nönige son Polen, Kurfürſten von Sadjen. 
Wenck II, 194, 207. Rousset XX, 432, 423. Schmauß 1511, 1514. 
Schoell I, 386. Stengel IV, 275. 

1747. 29. Mai. Allianz mit Schweden. Rousset XX, 486. Wenck Il, 235. 
Stenzel IV, 369. 


1748. 18. Dctober. Aachener Friede 3). Rousset XX, 179. Wenck Il, 
337. Schoell II, 413, 416. 

1752. 14. April. Berlin. Erneuerung der Erbverträge mit Medlenburg. 

1756. 16. Januar. Weftminiter. Bündniß mit Großbritannien. Wenck Ill, 
84. Schoell IV, 64. Stenzel IV. 389, 

1757. 11. Januar. Allianz mit Großbritannien. Schoell II, 30 #). 

1758. 11. April. Berlin und London. Allianz und Subfidienvertrag mit 
Sroßbritannien. Wenck III, 173. Schoell II, 54. 

1758. 7. Dechr. Yondon. Erneuerung der Allianz mit Großbritannien ®). 
Wenck IH. 178. Schoell III, 65. 

1761. 2 Arrillge Mär. Konftantinopel. Freundſchafts- und Handelsvertrag 
mit der Türfei. Wenck III, 270. Hertzberg Recueil I, 486. II. 34. 
M. 1.1. Cussy I, 11. 922 

1762. 16. März. Stargarder Waffenftillftand mit Rußland. Schoell III, 94, 

1762. 7. April. Ribnitzer Waffenſtillſtand mit Schweden. M. I, 38. 
Schoell III, 96. 

1762. 5. Mai St. Petersburg. Friede mit Rußland. Hertzberg Recneil 1, 
288. Wenck IH, 299. M. I, 30. Schoell III, 94. 

1762. 23 Mai. Hamburg. Friede mit Schweden. Hertzberg Recweil I, 
295. Wenck III, 307 M. 1, 37. Cussy I, 25. Schoell Ill, 96. 

1763. 15. Rebruar. Hubertusburg. Friedensfchlüffe mit a) Maria The— 
refia®), b) Sachſen. Hertzberg Recueil I, 299, 308. Wenck Il, 


368. 380 Schmauß 1521, 1525. M. I, 136, 146. Cussy I, 28. 
Schoell I11, 106. 


1) Hier iſt auch der Text abaedrudt. 

2) (Großbritannien übernahm zu Gunften Preußene die Garantie» Erflärung vom 
19. September 1746 (Wenck Il, 203), welche Preußen dur die Erflärung vom 13, October 
deſſelben Jahres annahm (Wenck II, 205). Auch das beiline Nömifche Reich übernahm 
auf Antrag der Paciscenten die Garantie des Vertrags. Meichegutadten d. d. Nürnberg, 
den 14. Mai 1751. Schmauß 1515. Rousset XX, 479, 

3) Art. XXI. garantirt Preußen den Befis Schlefiene. 

% Der Tert des Vertrages findet ſich bier abgebrudt. 

5) Diefelbe ift ferner unterm 9. November 1759 und 12. December 1760 erfelat 
Wenck III, 180 
69) Die Erflärung vom 12.20, März 1763 führt die Verbündeten auf, welche (Art. XX.) 
in bem Frieden mit begriffen find. Wenck Il, 378. M. I, 144. 


1764. 11. Moritz, Mir. St. Petersburg. Allianz mit Rußland. M.I, 224 
Cussy I, 40. Schoell Il, 121. 

1764. 27. Mai. Anerkennung des Königlichen Titel Preußens jeitens Po- 
lene. Hertzberg Recueil I, 317. M. I, 234. 

1765. 8. September. Vertrag über die Grenzen von Neufhatel und ber 
Srafichaft *— bat M. 1, 291. 

1766. 18. Juni. Handelsvertrag mit Sachſen. M. I, 387. 

1767. 23. April. Geheime Convention a en in Betreff der pol- 
nifhen Diffiventen. Schoell XIV, 

1769. 26. Auguft. Handelsvertrag mit — in Betreff der Stadt 
Minden. M. l, 678. 

1772. 17. Februar. St. Petersburg. Geheime Convention wegen der pol- 
nifhen Angelegenheiten. Schoell XIV, 37. 

1772. 3: Iulil, Auguſt. St. Petersburg. Verträge mit Rußland und Defter- 
reich über die Theilung Polens ). M. Ill, 93. Cussy I, 103. 
Schoell XIV, 42. 

1773. 18. September. Warſchau. Geflionsvertrag mit Polen nebit zwei 
Separat-Artifeln vom 15. und 18. SL 1775. Hertzberg Recueil Il, 
392. M. It, 149, 160. Schoell XIV, 

1776. 22. Auguft. Grenzvertrag mit 5 Mr. I, 168. Schoell XIV, 68. 

1778. 29. April. Erklärung mit Polen zu Ounften des Handels von 
Königsberg und Memel. N. S. I, 230. 

1779. 13. Mai. Teſchen. Friedensſchluß mit Maria Therefia. Hertzberg 
Reeueil II, 267, M. II, 661. Cussy I. 167. Schoell III, 326. 
1781. 8. Mai. Petersburg. Beitritt zur erften bewaffneten Neutralität der 
nordifhen Seemädte. Hertzberg Recueil I, 464. M. III, 245. 

Cussy I, 223. Schoell IV. 55. 

1785. 22. Februar. Vergleich mit Danzig, befonders den Handel betreffend. 
Hertzberg Recueil I, 443. M.IV, 3. 

1785. 23. Juli. Berlin. Der deutfhe Fürftenbund. M. IV, 18. Hertzberg 
Recueil II, 364. Schoell III, 352. 

1785. 10. September. Im Haag. Freundichafts- und Handelsvertrag mit 
den vereinigten Staaten von Amerifa. Hertzberg Recueil I, 472. 
M IV. 37. Cussy I. 343. Schoell II, 3. 

1787. 13. März. PVertrag mit Medlenburg- Schwerin wegen Rüdgabe 
vier herzoglicher Aemter 2). Hertzberg Recueil II, 465. M. IV. 263. 

1788, 15. April. Berlin. Schupbündniß mit den Niederlanden. Hertz- 
berg Recueil II, 444. M. IV, 377. Cussy II. 1. Schoell IV, 108. 

1788. 13. Juni. Foo. Vorläufiges Schugbündnig mit England. Herlz- 
berg Recueil II, 448. M. IV, 382. Schoell IV, 109. 

1788. 13. Auguft. Berlin. Definitives Schupbündniß mit England. 
Hertzberg Recuveil Il, 452. M. IV, 390. Schoell IV, 110. 

1790. 31. Januar. Conftantinopel. Allianz mit der Türfei. Hertzberg 
Recueil II. 36. M. IV, 466. Cussy II. 30. Schoell XIV, 413. # 

1790. 29. März. Warſchau. Freundfchaftsbündniß mit Polen. Hertzberg 
Recueil Til, 1. M. IV, 471. Schoell XIV. 118, 

1790. 27. Juli. Reichenbacher Erflärungen. Hertzberg Recueil Il, 8. 
M. IV, 500. es XIV, 482, 

1790. 10. December. Haager Vertrag mit dem Kaiſer, Großbritannien und 
den Seneralftaaten über die belgifchen —— — Hertzberg 
Recueil III. 342. M. IV, 535. Schoell IV, 147. 

1790. 16. December. Sreizügigfeits-Uebereinkunft mit Dänemarf. Ay- 
lius €. N. VII. Band ©. 2997. M. IV, 527. 

1791. 25. Juli. Wiener Allianz mit Kaifer Leopold IL. M. V, 236. 
Schoell IV, 186, 


.. den 
1) —— —— waren die Erklärungen vom 19. Februar und 4. Mön Im 
Schoell XIV, Pr 
2) Urt. Yin. diefes Vertrags erneuert den Erbvereinigungs-» und Succeſſienene 
som 14. April 1752, 


27. Auguſt. Pilniger Erflärung. M. V, 260. Schoell IV, 189. 


7. Februar. Berliner Bündnig mit Defterreid. M. V, 301. 


Schoell IV, 191. 


7. Sanuar. Berliner Uebereinfunft mit Sadfen. M. V, 401. 


Schoell IV, 222. 


14. Juli. Im Lager vor Mainz. Allianz mit Großbritannien. 


M. V, 483. Schoell IV, 236. 


25. September. Grodno. Geffionsvertrag mit Polen. M. V, 544. 


Schoell XIV, 144. 

19. April. Im Haag. Subfldienvertrag mit Großbritannien und 
ven Niederlanden. M. V, 610. Schoell IV, 269. 

5. April. Bafel. SFriedensfhluß mit Sranfreid. M. VI, 45. 
Schoell IV, 294. 

17. Mai. Bafel. Vertrag mit Frankreich über die Neutralität 
eines Theiles Deutfchlande. M. VI, 52. Schoell IV, 299. 


. 24113. October. St. Petersburg. Vertrag mit Rußland und Defter- 


reich über die völlige Theilung Polens. M. VI, 171. Cussy II, 103. 
Schoell XIV, 164. 


. 5. Auguft. Berlin. Zwei Verträge mit Frankreich: a) über eine 


neue Neutralitätslinie Norddeutſchlands, b) über die Entjchädigungen 
der Häufer Heflen und Naffau-Oranien. M. VI, 56. Schoell IV, 388. 


. 19. September. Reglement für die General-Confuls, Confuls, Agenten 


und Vice-Conſuls in fremden Handelspläten und Seehäfen. Mylius 
N.C.C.X, 651. Conſularb. — Miruß II, 338. 


. 26. Januar. Et. Petersburg. Vertrag mit Rußland und Deiter- 


reich über die polnifhen Schulden. M VI, 177. Schoell XIV, 167. 


. 9. Septbr. Freizügigfeitserflärung mit Sardinien. N. 8. Il, 94. 
. 11. Juli. Berlin. Freundſchafts- und Handelsvertrag mit den ver- 


einigten Staaten von Amerifa. M. VI, 668. Cussy Il, 194. 


. 1816. Decbr. St. Petersburg. Beitritt zur zweiten bewaffneten Neu- 


tralität zur See. M. VII, 188. Cussy Il, 219. Schoell VI, 77. 


. 9. Februar. Xiineviller Friede. M. VII, 296. Schoell V, 357. 
. 24. Mai. !) Paris. Zwei Verträge mit Frankreich über die Ent- 


fhädigungslande: a) für Preußen, b) für Naſſau-Oranien. M. VII, 424. 
Schoell VI, 253. 254. 


. 5. Septbr. Paris. Vertrag mit Frankreich und Baiern über die 


dem letztern zu gewährende Entſchädigung. M. VIL, 431. Schoell 
VI, 305. 2) 


. 14.Novbr. Berlin. Cejitonsvertrag mit der batavifhen Republif. 


M. VI, 425. Schoell VI, 257. 


. 25. Februar. Regensburg. Reichsdeputationshauptfchluß. M. VII, 435. 3) 
. 6. April. Vertrag mit Oldenburg wegen des Elsflether Zolles. 


M. VIII, 6. Schoell Vi, 445. 


. 30. Zuni. Ansbach. Grenzenregulirungsevertragmit Baiern. N.S. 1,281. 


Schoell VII, 136. 


. September. Ferman des Sultans, erlaflen an die Barbaresfen- 


faaten zum Schuße des Handels preußifcher Unterthanen. M. VII, 
465. Cussy II, 311. 


. 3. Noobr. Potsdam. Geheime Convention mit Rußland. M. S.l, 


218. Schoell VIII, 19. 


. 15. Decbr. Wien. Gonvention mit Napoleon wegen Hannover. 


Schoell VIII, 29. 


. 4. Januar. Berlin. Vertrag mit Großbritannien wegen der 


Belebung Hannovers. Schoell VIII, 29. 


I) Meber das Datum Schoell IV, 253. not. 


2) Der Tert ift auch bei Schvell abgedrudt. 
8) Protocoll der außerordentlihen Reichsdeputation zu Regensburg. 6 Bde. Regensb. 
1803. 4. Gaspari, ber Deputationsreceß mit biftorifchen, geograpbijchen und ftatijtifchen 
Erläuterungen. 2 Thle. Samburg. 1803. 8. 
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1806, !5. Bebruar|, min, Paris. Nachtrag zur Convention vom 15. December 
1805 ) Schoell VIII, 32, 

1806. 17. Zuli. Erklärung der türkiſchen Negierung, wonach Die preufi- 
ſchen Handelsfchiffe freien Zutritt zum fchwargen Meere haben. M. vill. 
467. Cussy Il, 321. 

1806. Auguft. Berlin. Allianz mit Nurbeffen. N. S. 1, 321. 

1896. 22. Detbr. Grodno. Convention mit Rußland wegen Der Kriege— 
bülfe. Schoell VIIL, 397, 

1807. 28. Januar. Memel. Friede mit Großbritannien. M. VII, 601. 
Schoeli VIII, 400. 

1807. 20. April. Bartenftein. Militair » Convention mit Schweden 
M. VIII, 603. Schoell IX, 130. 

1807. 26. April. Bartenftein. Verabredung mit Rußland über Die Baiis 
eines allgemeinen Friedens. M. VII, 606. Schoell VIII, 406. 
1807. 25. Juni. Tilſit. Waffenftilftand mit Frankreich. M. VIL, 635. 

Schoell VIII, 424. 

1807. 27. Juni. Subfidien-Bertrag mit England. M. VII, 651. 

1807. 9. Zuli. Tilſit. Friede mit Frankreich ?). Mylius N. C. XI, 
C. S. 226. M. VIII, 661. Schoell VIII, 443. 

1807. 12. Juli. Königsberg. Militair » Convention mit Frankreich. 
Mylıus N. C. C. XII, 242. M. VIII, 668. Schoell VIII, 448, 

1807, 13. Dctober. Elbingen. Convention mit Sranfreih und Sachſen 
wegen der Militair- und Commercialftraßen für Sadfen nah War— 
ſchau. M. VII, 646. Schoell IX, 7. 

1807. 10. November. Elbingen. Bertrag mit Sahfen wegen des Miche— 
lauſchen Streifes. Schoell IX, 8. 

1807. 6. December. Elbingen. Convention wegen Danzig. Schoell IX, 11. 

1808. 8. Septbr. Paris. Convention mit Franfreich wegen der Striege- 
contribution und der Räumung des Yandes. N.R,1, 102. Schoell IX, 16. 

1808. 5. November. Berlin. Convention mit Frankreich wegen Zablung 
der Striegscontributionen. N. R. I, 106. Schoell IX, 23. 

1808. 12. November. Berlin. Convention mit Frankreich wegen der 
Hospitäler. N. R. I, 113, 

1808. 28.29. November. Zwei Eonventionen mit Frankreich zur Ergän- 
jung der vom 8. September 1807. N. R. I, 124, 126. 

1808. 30.Novbr. 1. Decbr. Zwei Conventionen mit Frankreich wegen Ber- 
proviantirung der Feftungen. N. R. 128. 129. Schoell IX, 26. 

1809. 22. Februar. Etappen-Gonvention mit Sranfreid. N. R. I. 130. 
Schoell IX, 25. 

1810. 10. September. Dresden. Convention mit Sachſen wegen der 
bayonner Convention ®). N. R. I, 283. Schoell IX, 30. XI, 84. 

1810. 1.18 November. Convention mit dem Herzogthbume Warfhau we— 
gen der gegenfeitigen Abſchoßfreiheit. G. ©. 10, 135. N. R. I, 318. 

1811. 26. April. Vertrag mit Weftphalen megen der Schulden und 
Riqnibationegegenflände. G. ©. 11, 213. N. R. I, 364. 

1811. 14. Mai. Vertrag mit Weftphalen wegen der Grenzen und ber 
Schiffahrt. ©. ©. 11, 230, N. R. I, 382, 

1811. 14. Mai. Vertrag mit Weftphalen wegen Auslieferung der Ver— 
breher und Vagabonden. ©. ©. 11, 236. N. R. I, 388, 

1811. 4. Juni. Vertrag mit Baiern über gegenfeitige Abfchoßfreibeit. 
G. ©. 11, 248. N. R. I, 44. 

1811. 28. Juni. Berlin. Convention mit Napoleon wegen der confiscir- 
ten Eolonialwaaren. Schoell IX, 35. 

1811. 6. Auguft. Aufbebung des Abfchoffes mit Franfreid. ©. ©. 11, M. 


1) Großbritanniſche Erklärung über die erfolgte Befepung von Hannover vom M. dp 
1806. N. S. II, 1. 

2) Natificirt zu Königsberg, den 12. Juli 1807. nu 

3) Durch die Convention von Bayonne vom 10. Mai 1808 hatte Napoleon dt pre 
Gifchen im Herzogtbume Warſchau ftebenden Hypotbefen-Gapitalien der Krone Salt 
Kigentbum überwiefen. N. R, I, 71. 





S11. 6. Auguf. Aufhebung des Abjhoffes mit Medlenburg- Strelig. 
&. ©. 11, 250. 

811. 16. Detbr. Aufhebung des Abfhofles mit Medlenburg- Schwerin. 
®. ©. 11, 350. 

811. 14.Novbr. Bagabunden-Eonvention mit Medlenburg- Schwerin. 
G. ©. 11, 357. 

1811. 20.November. Abfhoßfreibeit mit Anhalt-Eöthen. ©. ©. 11, 371. 

811. 30. December fFreizügigfeitserflärung mit Baden. G. S. 12,7. 
N. R. I, 401. 


1812. 10. Be Sreizügigfeitserflärung mit S©.-Eoburg. ©. ©. 12, 11. 
N. R. I, 104. 
1812. 24. Bebruan, mir, Paris. Allianz mit Frankreich )y. ©. ©. 12, 101. 
N. R. I. 414. Schoell X, 116. 
1512. u. März. Freizügigfeitsvertrag mit der Shweiz. ©. ©. 12, 163. 
. R. I, 404. 
1812. 8. April. Verordnungen über Aufhebung des Abjchoffes mit Naſſau, 
Anbalt- Bernburg. ©. ©. 12, 35, 36. N. R. I, 406, 407. 
1812. 10. Mai. Paris. Gonvention mit Frankreich wegen Auslieferung 
der Deferteure. ©. ©. 12, 103. N. R. 1, 424. Schoell X, 120, 
1812. 22. Juni. Sreizügigfeitserflärung mit Anhalt-Deffau ©. ©. 
12, 113. N. R. I, 556. 
1812. 4. Auguf. Abkommen mit Frankreich wegen Abfchoffreiheit. 
&. ©. 12, 1860. N. R. I, 399. 
1812. 10. December. Convention des General von VYork mit dem ruffifchen 
General Diebitfh in der Mühle von Pofcherun. N. R. I, 556. 
1813. 16/98. Februar. Kaliſch. Friedens», Freundſchafts- und Allianzver— 
trag mit Rußland. N. R. Ill, 234. Stlüber’s Acten VII, 281. 
1813. 19. März Breslau. Vertrag mit Rußland über die Bildung einer 
Gentral»-Apminiftration 2). N. R. I, 566. Schoell X, 197. 
1813. 7. April. Kaliſch. Gonvention mit Rußland wegen der Truppen- 
Verpflegung. N. R. Ill, 238. Schoell X, 198, 551. 
1813. 4. Juni. Prifhwiser Waffenftillftand. N. R. I, 582. Schoell X, 226. 
1813. 14. Juni. Reichenbacher Subfidienvertrag mit Großbritannien. 
N. R. I, 568, III, 267. Schoell X, 254. 
1813. Gartel-Convention mit Medlenburg- Strelik. ©. ©. 13, 93. 
1813, 9. September. Töplis. Freundfchafts- und Defenfiv-Alliang-Tractat 
mit Defterreid. ©. ©. 13, 121. N. R. III, 295. Schoell X, 258. 
1813, 9 September augun. Töplitz. Freundſchafts- und Defenfiv- Allianz- 
Tractat mit Rußland. ©.©.13, 124. N.R. 1, 600. Schoell X, 258. 
1813. 30. September. Ergänzung zum Neichenbacher Subfidienvertrag vom 
14. Juni 1813. N. R. 1, 577. 
1813. 21. October. Leipzig. Convention mit Großbritannien, Oeſter— 
reih und Rußland über die Berwaltung der eroberten Länder. 
N. R. I, 615. Schoell X, 348. 
1814. 1. März. Chaumont. Allianz mit Großbritannien, Defter- 
reich und Rußland. N.R.I, 683. Klüber's Ueten I, 11. Schoell X, 365. 
1814. 11. April. Paris. Vertrag der Alliirten mit Napoleon). N.R.1, 
695. Cussy II, 3. Schoell X, 435. 
1814. 23. April. Paris. Convention der Alliirten mit dem Grafen Artois. 
N. R. I, 706. Cussy III, 8. Schoell X, 439. 
1814 30. Mai. Paris. Friedens- und Freundfchaftsvertrag mit Frank— 
reid. ©. ©. 14, 113. Klüber's Acten I, 1, 8, 32. N. R. Il, 1. 
Cassy III, 11. N. S. I, 329. Cussy III, 22. Schoell X, 485, 522. 748 


1) Ueber die dazu gehörigen geheimen Artifel und Eonventionen vgl. N. R. I, preface. 
Schoell X, 117, 118, 118, 

2) Mitglieder diefer Commiffion feitens Preußens waren ber geheime Staatsrath von 
Schön und der Staatsrath Rhediger. Später — durch die Convention vom 21. October 
1813 — folgt das Eentral-Berwaltungs- Departement der Berbündeten. (Eichhorn) Die 
Eentral-Verwaltung der Verbündeten unter dem Freiherrn von Stein. Deutſchland 1814. 

3) Bon dieſem ratificirt zu Fontainebleau, den 12, April 
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1814. 


1814. 
1814. 
1814. 
1815. 


1815. 


1815. 


1815. 


1815. 


1815. 


1815. 
1815. 
1815. 


1815, 


1815. 


1815. 


1815. 


1815. 


1815. 


1815. 


1815. 


2. Juni. Paris. Borläufiges Abfommen mit Dänemarf megen 


Herftellung der Handelsbeziehungen. N. R II, 304. Cussy Ill, 23. 
Schoell X, 316. XIV, 225. 

29. Juni. London. Vertrag mit Großbritannien zur Ergänzung 
des Vertrages von Chaumont N. R. I, 40 Schoell X, 530. 

25. Auguft. Berlin. Friedensvertrag mit Dänemart © ©. 14, 
137. N. R. Il, 66. Cussy Ill, 37. 

27. November. Freizügigfeitserflärung mit S.-Gotha und Alten- 
burg. ©. ©. 14, 141. 

8. Februar. Wien. Erklärung der acht Congreßmächte über die Ab- 
Ihaffung des Erlavenhandels (Beilage 15. der Congreßacte). Klü— 
ber’ Acten IV, 531. N. R. II, 432. Cussy Il, 175.  Schoell 
X1, 188. 

13. März. Wien. Erklärung der acht Mächte gegen Napoleon. Klü- 
ber’s Ncten I, 4, 51. N. R. II, 110. Schoell XI, 208. 

19. März. Wien. Reglement über den Rang der diplomatifchen 
Agenten (Beilage 17. der Gongrefacte). Klüber's Acten VI, 204 
N. R. Il, 449. Cussy IH, 190. 

20. März. Erklärung des wiener Congreffes über die Angelegenbeiten 
der Schweiz (Beilage 11. der ee Klüber’s Acten V. 310. 
N. R. II, 157. Cussy III, 159. 

24. Märı. Wien NReglements über die freie Flußſchiffahrt (Bei- 
lage 16. der Congreßacte). Klüber's Acten II, 254, 257, 245. N. 
R. II, 434. Cussy Ill, 177. 

25. März. Wien. Allianz mit Großbritannien, Defterreid 
und Rußland. Klüber's Acten I, 4, 57. N. kR. II, 112. Schoell 
XI, 212. 


30. März. — mit Rußland über die Aufhebung der Bayonner 
Gonvention. ©. ©. 15, 27. N. R. IL, 181. Schoell XI, 87. 
30. April. Wien. Subfldienvertrag mit Großbritannien. Klü— 


ber's Acten IL, 291. N. R. Il, 121. 

3. Mailz;, Ari. Wien Bertrag mit Rußland und Defterreid 
über das Herzogthum Warfhau (Beilage 2. der GCongrefacte). ©. 
©. 15, 128, Klüber's Acten VI, 97. NR. II, 236. Cassy Ill, 111. 
Schoell XI, 78. 

3.Maiz, ri Wien. Vertrag mit Defterreih und Rußland wegen 
der freien Stadt Srafau (Beilage 3. *, Congreßacte) ©. ©. 15, 
161. Klüber's Arten V, 138. N, I, 251. Cussy Il, 116. 
Schoell XI, 84. Ki 

18. Mai. Wien. Friedens- unt  undfhaftsvertrag mit Sachſen 
(Beilage 4. der Gongrefarte). @. S. 15, 53. N.R. Il, 272. Cussy 
III, 120. Schoell Xl, 67. 

20. Mai. Wien. Tractat mit Sardinien (Beilagen 13, 14. der 
Congreßacte). ©. ©. 18. Anhang ©. 14. Klüber's Arten VI, 18% 
N. R. II, 316. Cussy II, 131. Schoell XI, 94. 

27. Mai. Beitrittserflärung der Schweiz zur Erflärung vom 20. Mär 
1815 (Beilage 11. der Congrefacte). Klüber's Acten V, 323. N. 
R. 11, 173. Cussy I, 159. Schoell X1, 115. 

28.6 Mai. Wien. Erneuerung und Ergänzung des am 7. April 1813 
mit Rußland zu Kaliſch —— Vertrags. N. R. IV, 129. 
Schoell XI, 230. 

29. Mai. Wien. Territorialvertrag mit Hannover (Beilage 6. 
der Eongreßacte). ©. ©. 18. Anhang ©. 14. Klüber's Acten VI. 


141. N. R. II, 316. Cussy II, 131. Schoell XI, 129. ai 


31. Mai. Wien. — mit den Niederlanden (Bei 
fage 10. der Congreßacte). ©. ©. 18. Anhang S. 22. Klüber? 
Acten VI, 167. Cussy II, 153. Schoell XI, 119. 

31. Mai. Wien. Territorialvertrag mit Naffau (Beilage 8. dir 


Congreßacte). ©. ©. 18. Anhang ©. 30. Klüber’s Arten VI, 151, m | 


Vi, 456. N. R. II, 333. Schoell XI, 136, 619. 


315. 
- 815. 


815. 


1815. 
21815. 


1815. 
: 1815. 


: 1815. 
1815. 
1815. 
1815. 
1815. 
1815. 
1815. 


1815. 
1815. 


1815. 


1815. 


1815. 
1816. 
1816. 


31. Mai. Wien. Separat-Artifel zu vorftehendem Vertrage '). 
G. ©. 19. Anhang ©. 97. N.R. IV, 133. 

1. Zuni. Wien. Territorial-Vertrag mit S -Weimar (Beilage 7. 
der Congreß-⸗Acte) ©. S. 18. Anhang ©. 50. Klüber's Acten VI, 
152. N. R. Il, 324. Cussy Ill, 136. Schoell XI, 138, 

4. Zuni. Wien. Vertrag mit Dänemarf wegen Neuvorpommern 
und Lauenburg. ©. ©. 18. Anhang S. 35. Klüber's Acten V, 505. 
N. R. Il, 349. Cussy Ill, 55. Schoell XI, 144. 

7. Juni. Wien. Vertrag mit Schweden wegen Neuvorpommern. 
G. ©. 18. Anhang 46. N. R. IV, 149. Cussy III, 57. Schoell XI, 146. 
8. Juni. Wien. Deutihe Bundes-Acte. G. ©. 18. Anhang S. 143. 
Klüber's Acten I, 590. N. R. II, 353. Cussy Ill, 144. Nau- 
werck I, 3. Schoell XI, 286 2). 

9. Zuni. Schlußacte des Eongreffes zu Wien. Klüber's Acten VI, 12, 
N. R. II, 379. Cussy III, 61. Schoell XI, 340 3). 

10. und 30. Juni. Wien. Vertrag mit Heffen-Darmftadt wegen 
des Herzogthums Weftphalen. ©. S. 18. Anhang ©. 46. Klüber’s 
Acten VI, 572. N.R.11,459. Cussy III, 191. Schoell XI, 149,161. 

2. nr. Paris. Vertrag der Verbündeten mit Großbritannien 
über Napoleon. N. R. II, 605. Schoell XI, 550. 

22. September. Wien. Territorial- Vertrag mit ©.- Weimar. 
©. ©. 18. Anhang ©. 53. N. R. III, 323. 

23. September. Paris. Territorial-Bertrag mit Hannover. G. S. 18. 
Anhang ©. 57. N. R. II, 652. Schoell XI, 135. 

26.44, September Paris. Die heilige Allianz mit Defterreid 
und Rußland. N. R. Il, 656. Cussy III, 203. Schoell XI, 552. 
16. October. Caſſel. Zerritorial- Bertrag mit Heffen-Eaffel. 
G. ©. 18. Anhang 59. N. R. III, 331. Schoell XI, 164. 

16. October. Gafel Zerritorial» Vertrag mit Heffen-Rothen- 
burg ©. ©. 18. Anhang 65. N. R. IV, 158. 

5. November. Paris. Vertrag mit Großbritannien, Defter- 
reich und Rußland in Betreff der fieben joniſchen Inſeln. G. S. 18. 
Anhang 66. N. R. II, 663. Cussy Ill. Schoell XI, 558. 

20. November. Paris. Friedensfhluß mit Sranfreid. ©. ©.16,13. 
N. R. II, 682. Cussy Ill, 211. Schoell XI, 501. 

20. November. Paris. Drei Conventionen mit Frankreich a) zur 
NRegulirung der von Fra "id den verbündeten Mächten zu leiftenden 
Geldentſchädigung, b) üb "ofegung einer Militairlinie in Frank— 
reih, ec) in Betreff der r Nichterfüllung des Bertrags vom 
30. Mai 1814 herrührende, tderungen. ©. ©. 16, 24, 29, 42. 
N. R. II, 692. Cussy Ill, 210.” Schoell XI, 508, 510, 517. 

20. November. Paris. Allianz mit Großbritannien, Defter- 
reich und Rußland. ©. ©. 16, 66. N. R. 734. Cussy Ill, 240. 
Schoell XI, 561. 

20. November. Paris Erklärung der fünf Großmächte über bie 
Neutralität der Schweiz. Klüber's Acten V, 483. N. R. Il, 740. 
Schoell XI, 560. 

25. November. Convention mit Sahjen wegen der Kaffen-Billete. 
G. ©. 19. Anhang ©. 76. 

20. Februar. Convention mit Sachſen wegen Abgabe und Fort- 
feßung der anhängigen Rechtsſachen. ©. ©. 19. Anhang ©. 39. 
25. Mai. Gartel mit Rußland nebft den Additional-Artikeln vom 
5. Mpriljyg gär, 1817. ©. ©. 17, 209. N. R. IV, 293. 


Kapenelnbogen gegen Siegen. 


2) Befondere Ausgabe mit der Wiener Eongref-Ncte nebft Lesarten von Klüber. 
Erlangen 1815. ge Ausgabe 1818. 
| 


3) Außer 
des wiener Congreſſes ꝛc. 3 Abtheilungen. 
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1) €8 enthält biefer Vertrag das Verfprechen eines eventuellen Taufches von 


über's Acten find deſſelben Ueberficht der biplomatifhen Verhandlungen 
frankfurt 1816, de Pradt, du congres de 


Vienne, 2. tom. Paris 1815, Hassan, histoire du congres de Vienne, 3. tom. Paris 1829, 
anzuführen. 
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1816. 


1816. 
1816. 
1816. 
1816. 
1816. 


1816. 
1816. 


1816. 
1816. 


1816. 
1516. 


1816. 
1816. 
1816. 
1816. 
1816. 
1817. 
1817. 
1817. 
1817. 
1817. 
1817. 
1817. 
1817. 
1817. 
1817. 
1817. 
1817. 
1817. 


1) 


15. Zuni. Berlin. Territorial-Vertrag mit Shwarzburg- Son- 
dershaufen nebft Separat-Artifel. ©. ©. 18. Anhang S. 71. 
N. R. IV, 293. Schoell XI, 577. 

19. Juni. Berlin. Staatsvertrag mit Shmwarzburg-Rupdol- 
ftadt. ©. ©. 18. Anhang ©. 74. N. R. IV, 236. 

19. Juni. Separat- Artikel zu vorftehendem Vertrage. ©. ©. 19. 
Anhang ©. 9. 

26. Juni. Aachener Grenzvertrag mit den Niederlanden. ©. ©. 18. 
Anhang 77. N. R. II, 24. Cussy III, 270. 


30. Juni. Frankfurt. Territorial-Bertrag mit Heffen-Darmftadt. 
G. ©. 18. Anhang 99. N. R. III, 72. Cussy III, 298. Schoell XI, 582. 


20. Auguft. Verordnung wegen Retorfion der niederlänpifchen 
und däniſchen Collateralfteuer. ©. 16, 209. 

16. September. Freizügigfeits-Erflärung mit Hannover. G.S.17,9. 
18. September. Vertrag mit Medlenburg-Strelig über vor- 
läufige nn G. ©. 18. Anhang ©. 111. N.R. IV, 259. 
6. October. Freizügigkeits-Erflärung mit S.- Coburg. ©. ©. 17, 10. 
7. October. Cleve. Örenzvertrag mit den Niederlanden. G. S. 18. 
Unhang 113. N. R. III, 45. Cussy III, 286. 

31. October. Freizügigfeits-Erflärung mit Naffau ©. ©. 17, 11. 
8. November. aa ER Ergänzungstractat mit den Niederlan- 
den. ©. ©. 18, Anhang 128. N. R. IV, 264. Schoell XI, 120. 
18. Novbr. Freizügigfeits-Erflärung mit Medlenburg- Schwerin. 
®. ©. 16, 239. | 

6. December. Durchmarſch- und Etappen -Convention mit Han— 
nover. ©. ©. 17, 77. N. R. IV, 321. Schoell XI, 133. 

17. December. Convention mit Defterreih und Heſſen in Be- 
treff der Feftung Mainz. N. R. III, 341. 

23. December. Hreizügigfeits-Erflärungen mit S.-Weimar und 
Unhalt- Deffau ©. ©. 17, 13, 14. 

31. Decbr. Durchmarſch- und Etappen-Eonvention mit ©. - Weimar. 
G. ©. 17, 85. N. R. IV, 334. Schoell XI, 143. 

3. Januar. Gotha. Durhmarfh- und Etappen- Convention mit 
Sachſen-Gotha. ©. ©. 17, 93. Schoell XI, 143. 

17. Januar. Frankfurt. Durchmarſch- und Etappen-Eonvention mit 
Heffen-Darmftadt. ©.©. 17, 101. N.R. IV, 344. SchoellX1,587. 
17. Januar. Wiesbaden. Durchmarſch- und Etappen» Convention 
mit Naffau. ©. ©. 17, 112. N. R. IV, 358, 

12. Februar. SFreizügigfeits-Erflärungen mit Baiern und Olden— 
burg. ©. ©. 17, 31, 32. 

12. März. Frankfurt. Vertrag mit den Niederlanden wegen Lurent- 
burg!) N. ß. II, 413. Cussy III, 331. 

12. März. Convention mit Heffen- Darmftadt wegen der Activa 
und Pafliva des Herzogthums Weftphalen. ©. ©. 18. Anhang ©. 138. 
N. R. IV, 394. 

22. März. Warſchau. Handels- und Schiffahrts-Vertrag mit Defter- 
reich in Bezug auf die beiderfeitigen ehemals polnifhen Provinzen. 
G. ©. 19, 213. N. R. IV, 537. 

9. April. Ueberweifung von Birkenfeld an Oldenburg. N.R. IV, 405. 
18. April. Cartel-Convention mit Sadfen. ©. ©. 17, 125. 
N. R. IV, 349. 

3. Mai. Sreizügigfeits - Erflärung mit ©.-Hildburgbaufen. 
©. ©. 17, 123. 

9. Mai. Berlin. Durchmarſch- und Etappen-Eonvention mit Kur— 
beffen. ©. ©. 17, 133. N. R. IV, 379. Schoell XI, 170. 

17. Mai. Sreizügigfeits-Erflärungen mit Sadhjen und Medlen- 
burg-Strelip. ®. ©. 17, 132, 145. 

3. Juni. Sreizügigfeits-Erflärungmitden Niederlanden. G.©.17,149. 


Deiterreih und Rußland gejchloffen worden, 
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Diefer Vertrag ift feitens der Niederlande gleichlautend mit Großbritannien, 
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1818, 
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1818. 
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1518. 
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1818. 
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1818. 


10. Juni. Paris. Bertrag der Großmächte und Spaniens 
über Parma, Piacenza und Guaftalla. N. R. IV, 416. Cussy 
Il, 339. 

16. Juni. Beſchluß der Bundesverfammlung die Aufträgal-Drdnung 
betreffend. Nauwerck Ill, 63. 

23. Juni. Beſchluß der Bundesverfammlung wegen Aufhebung des 
Übfahrtsgeldes innerhalb der deutſchen Bundesjtaaten. Protocolle 
d. 2.9. IN, ©. 266, N. R. II, 130, Nauwerck I, 85. 

6. Juli. Ergänzungsvertrag mit Hefjen- Darmjtadt zu der Con- 
vention vom 12. März 1817. ©. ©. 185, Anhang ©. 141. 

23. Juli. Convention mit Sachſen über die Peräquationg-, Liefe— 
runge-, Yequivalent- und Gentralfteuer- Angelegenheiten. ©. ©. 19, 
Anhang ©. 69. N. R. IV, 421. Schoell Xl1, 71. 

27. Juli. Convention mit Sachſen wegen Auseinanderfeßung der 
Stiftungen. G. ©. 19, Anhang ©. 9. 

10. Auguft. Karlsbad. Militairconvention mit Dejterreih in Be— 
treff der Feftung Mainz. N. R. IV, 480, 

23. September. Freizügigfeits-Erflärung mit Anhalt- Cöthen. 
G. ©. 17, 298. 

25 Oectbr. Freizügigfeits-Erflärung mit der Schweiz. ©. ©. 18,1. 
28 Octbr Bagabunden-Eonvention mit Medlenburg- Schwerin. 
G. ©. 17, 300. 

31. October. Cartel-Convention mit Zippe- Detmold. ©. ©. 18, 2. 
11. Revemberizg October. Örenzvertrag mit Rußland. ©. ©. 18, 9. 
N. R. Ill, 152. Cussy Ill, 352. Schoell XI, 79. 

8. Decbr. Sreizügigfeits-Erklärung mit Württemberg. ©. S. 18, 8. 
149. December. Frankfurt. Auseinanderfegungs-Necep mit Naffan. 
G. ©. 19, Unhang 5. 98. 

23. December. Durdmarfch- und Etappen-Eonvention mit Braun- 
ihweig. ©. ©. 19, 5. 

21. März. Hreizügigfeits - Erklärung mit Schwarzburg-Rudol— 
ſtadt. ©. ©. 18, 25. 

31. März Cartel-Konvention mit Hefjen- Darmftadt. ©. ©. 18,26. 
25. Upril. Uebereinkunft mit Sranfreich wegen der reclamirten 
Entfhädigungen. N. R. II, 417. Cussy Ill, 359. Schoell XI, 
596, 604, 

3. Mai. Lartel- Convention mit Medlenburg- Schwerin und 
Hamburg. ©. ©. 18, 30, 37. 

4. Mai. Sartel-Convention mit Shaumburg- Lippe. G. S. 18, 42, 
4. Mai. Erklärung über die zum deutſchen Bunde gehörigen Pros 
vinzen. Nauwerck Il, 16. 

16. Mai. Freizügigkeits-Erklärung mit dem Königreiche beider Si- 
cilien. ©. ©, 18, 157. N. R. V, 178, 

19. Mai. Gartel-Konvention mit Yübed und Bremen. ©. 5.18, 42, 
21.0, Mai Vagabunden-Eonvention mit Baiern. ©. ©. 18, 53, 
6. Jung December ısı7. Cartel-Convention mit Baiern. ©. ©. 18, 145. 
11. Juni. Gartel-Gonvention mit den Niederlanden. 

17. Iunil;g, October. Nopenhagen. Handelsvertrag mit Dänemark, 
G. ©. 18, 183. N. R. IV, 527. Cussy Ill, 378. Gonfularb. ©. 533. 
18. Juni oz Auguſt. Durchmarjch- und Etappen-Gonvention mit Lippe— 
Detmold. ©. ©. 19, 53. 

25. Juni. Qartel-Convention mit Kurheffen und Medlenburg- 
Strelif ©. ©. 18, 49, 51. 

1. Juli. Gartel-Gonvention mit Hannover. ©. ©. 18, 58. N. 
R. IV, 319. 

20. Juli. Gartel-Eonvention mit Heffen- Homburg. ©. S.18, 64. 
8. Auguſt Gartel-Gonvention mit Oefterreid. ©. ©. 19, 61. 
26. Auguſt. Gartel- Convention mit Sachſen-Hildburghauſen. 
G. S. 18, 154. 

19. September. Gartel- Convention mit S.-Gotha-Altenburg. 
©. ©. 18, 160, 
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28. September. Durchmarfch- und Etappen-Eonvention mit DIden- 
burg. G. ©. 19, 125. 
9. October. Aachener Uebereintommen mit Franfreih wegen Räu- 


mung des Yandes. Protocolle der B. V. VII, ©. 25. N.R. IV, 549. 


Cussy III, 391. 
22. Drtober. Gartel-Gonvention mit ©.-Meimar, ©.- Meinin- 
gen, —— — Rudolſtadt, Anhalt-Bernburg. G.S. 19, 
169— 172 
6. November. artel=- Convention mit Anhalt-Cöthen, Reuf- 
Plauen. ©. ©. 18, 173, 174. 
12. November. Durhmarfeh- und Etappen-Eonvention mit Anbalt- 
Bernburg ©. ©. 19 
12. November. Dursmarfe- und Etappen-Eonvention mit Anhalt— 
Cöthen. ©. ©. 
12. November. Turänare- und Etappen-Eonvention mit An balt- 
Deffau G. ©. 19, 34. 
16. ai: Cartel-Eonvention mit Shwarzburg-Sondere- 
haufen. ©. ©. 18, 182. 
21. Novbr. Aachener Conferenzprotocoll über den Gefandtenrang. 
N. R. IV, 648, 
16. December. Sreizügigfeits - Erflärung mit Braunfch weig. 
G. ©. 19, 52, 
16. December. Cartel- N — S.Coburg-Saalfeld 
und Anhalt-Deſſau. G. S. 198 
19.7, December. St. RR — und Schiffahrtsvertrag 
mit Rußland (f. g. Acte additionnel). ©. ©. 19, 166. N. R. IV, 582. 
Cussy III, 397. 
19. December. Öreigügigfeite- -Erflärung mit Kurheſſen. ©. ©. 19, 1. 
12. Januar. Kartel-Eonvention mit Oldenburg. ©. ©. 19, 4. 
22. Januar. Freizügigfeits-Erflärungen mit ©. -Meiningen und 
Schwarzburg-Sondershaufen. ©. ©. 19, 20. 
2. Februar. Abkommen der Berbündeten mit Sranfreid wegen Der 
Geldforderungen. N. R. IV, 566. 
2 en Freizügigfeite- Erflärung mit Schaumburg-Lippe. 
23. Februar. Gartel-Convention mit Braunfhmweig. ©. ©. 19, 81. 
6. März. Freizügigfeits - Erflärungen mit Lippe- Detmold "und 
Hobenzollern- Sigmaringen. G. ©. 19, 69, 70. 
a en al 4 a Erflärung mit Reuf- Plauen j. 8. 
185. März. — — mit Naſſau. ©. ©. 19, 87. 
22. März. FreizügigfeitserflärungmitReuß- Plauen ä.!. 9.8. 19,72. 
29. März. Sreizügigfeits-Erflärung mit Liechtenſtein. 9. ©. 19, 76. 
31. März. Abkommen mit ©.- Weimar wegen der Koſten in Cri⸗ 
minal⸗Unterſuchungen. G.S. 19, 
31. März. Cartel-Convention mit J———— G. S. 19, 89. 
F en. Freizügigfeits - Erflärung mit Seffen - Homburg. 
2 sur elanntmadung der Bagabunden- Convention mit Naffan. 

e. 19, 
30. Art. Befanntmadung, der Bagabunden-Eonvention mit Heffen- 
Darmftadt. ©. ©. 19, 132. 
7. — Convention mit Medlenburg- Strelig. 
G. S. 137. 
8. ii, —— mit S.Gotha-Altenburg wegen der Koſten 
in Griminal-Unterfuhungen. ©. 19, 133. 
11. Mat. Berordnung über die Aufhebung des Abſchoß⸗ und Abfahrte- 
— in den deutſchen Bundesſtaaten. 

Mai. Berlin. Vertrag mit Medlenburg-Strelig über e 
titel 3 des Vertrages vom 18. September 1816. ©. ©. 19, 154 
2.0. Mai. Convention mit Rußland wegen der Forderungen zwi- 
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1820. 
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1821. 
1821. 
1821. 
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1821. 
1821. 


1821. 
1821. 
1821. 


ſchen Preußen und dem Slönigreiche Polen. ©. ©. 19, 197. M. R. IV, 
Fa Cussy Ill, 421. 

. Juni. Gartel- Gonvention mit Baden. ©. ©, 19, 192, 
10 Juli. Bertrag mit Baden wegen Modification des Vertrages 
d. d. Frankfurt 10 November 1813 !). Cussy Ill, 428. 
20. Juli. General-Receß der Frankfurter Territorial - Commiſſion. 
N. R. IV, 604 Cussy Il, 431. 
28. Auguft. Dresden. Haupt- Convention mit nn zur Volle 
ziehung des Friedens vom 18. Mai 1815. ©. ©. 19. Anhang 1. 
20. Septbr. Bundestagsbeichlüffe über eine proviforifche Erecutiong- 
Ordnung, über die in Anfehung der Univerfitäten zu ergreifenden 
Manfregeln, wegen eines Preßgeſetzes, wegen einer Eentral-Unter- 
ſuchungs⸗ Commi ſion. ©. ©. 19, 218. 
23. September. Freizügigfeits - Erflärung mit Hobenzollern- 
Hechingen. ©. ©. 19, 217. 
410. Dectober. Abkommen mit Baiern wegen Year geridhtlicher 
Requifitionen. v. Kamptz Jahrbücher, Band 14, ©. 197 
25. October. Vertrag mit Schwarzburg-Sondershaufen we⸗ 
gen des Anſchluſſes von Enclaven an das preußiſche Steuerſyſtem. 
G. ©. 20,1. N. R. V, 406. 
21. Januar), gebruar. Bagabunden-Eonvention mit Sadfen. ©. ©. 20,40. 
N. R. VI, 108. 
18. —* Freizügigkeits-Erklärung mit Sardinien. G. S. 20, 73. 
N. R. 449. Cussy Ill, 458. 
8 — Sm. a. Schlußacte der Miniftsrial-Eonferenzen. G.S. 20, 
113. N. „467. Cussy III, 463. Nauwerck 9. 
3. —2 —— nr Bundesverfammlung über die Flußſchiffahrt. 
Protocolle d. B.-B. IX. 228. 
3. Auguſt. Befätuß Bir hun über das Aufträgal- 
Verfahren bei Streitigkeiten der Bundesmitglieder unter einander 
nebjt Erecutions-Drdnung. 
28. September. DANSTLRUNE. * Vagabunden-Convention mit 
Kurheſſen betreffend. ©. ©. 20, 
25. December. Gartel-Convention it Dänemark. ©. ©. 21, 33. 
N. R. V, 547. 
15. März. MWebereinfunft mit Sachſen über die Großjährigkeits— 
Erflärung von Minorennen, die im Slönigreiche und im Herzogthume 
Sachſen Vermögen befigen. ©. ©. 21, 39. N. R. VI, 108, 
5. April. Ba agabunben-Gonyention mit Reuß- Plauen j. G. S.21,41. 
9. April. Beſchluß der Bundesverſammlung über die Nintairver⸗ 
faſſung des deutſchen Bundes. N. R. V, 667. Cussy III, 499. 
3. Juni. Webereinfunft mit Kurbeffen wegen rn der Forſt⸗ 
frevel. ©. ©. 21, 105. 
23. Juniigo, November. Dresden. a ade He. ©. ©. 22, 10. 
N. R. V, 714. Cussy Ill, 518 
23. Sun zg, November. Sonvention mit Sachſen, Hannover, Medlen- 
A ge —— über das Reviſions-Verfahren auf der Elbe. 


* ———— mit Reuß-Plauen ä. L. G. 
08 


16. Iulilgz, auguſt. Bulle de salute animarum. ©. ©. 21, 113. 

10, Oetober. — mit Naſſau wegen unierdrůckung der 
Forſtfrevel. G. S. 3. 

20. November. — mit Hannover wegen Beſtrafung der 
Forſtfrevel. ©. ©. 2 

4. December. en mit ©. re. wegen der Forftfrevel. 
(S. 22. Dechr. 1847.) ©. ©. 22, 

8. December. ven mit —— zur Unterdrückung der 
Forſtfrevel. G. S. 2 


1) N. R. l, 649. — VBgl. Art, IX, ders Frankfurter Territorial⸗Receſſes. 
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1823. 


1823. 
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. 20. Rebruar. Convention mit Rußland in Betreff der Forderungen 


königlich polnifher Unterthanen aus alten ſchleſiſchen Schuldverfchrei- 
bungen. 9. ©. 22, 125. N. R. VI, 7. Cussy III, 539. 


. 11. April. Verordnung über die Abfchoßfreiheit mit Nordamerika. 


G. ©. 22, 181. N. R. VI, 15 


.?2. ni Freizügigfeits-Erflärung mit Dänemarf. ©. ©. 22, 173. 
28 


N. R. VI, 28. 

. 4. Mai. Uebereinkunft mit Baiern zur — der Forſtfrevel 
in den Grenzwaldungen. ©. ©. 22, 144. N. R. VI, 35. 

4. Mait,,, Mär, Uebereinfunft mit Heffen- Darmdadt wegen Bejtra- 
fung der Forftfrevel. ©. ©. 22, 151. N. R. 

. 12. Juni. Bagabunden-Convention mit S Ne G. S. 22,175. 
N. R. VI, 44. 

. 22. Juni. Uebereinfunft mit Anhalt-Deſſan Be der Koſten in 
Griminalunterfuhungen. ©. ©. 22, 193. N. R. 51. 

2%. Iunligg Oetober. Vertrag wegen der Zollgefäte. in ſchwarzburg— 
 rubolftädtifchen Enclaven. ©. ©. 22, 225. N. R. VI, 53. 

. 16. Zult. Uebereinkunft mit Shwarzburg- -Sondersbaufen zur 
——— der Forſtfrevel in den Grenzwaldungen. G. S. 22, 190. 
N. R. VI, 


. 31. Zuli. Usbersintunft mit Lippe- Detmold zur Verhütung der 


Forftfrevel. ©. ©. 22, 191. N. R. VI, 87. 
November. Uebereinfommen mit Walded zur Verhütung der 
Forftirevel. ©. ©. 22, 217. N, R. VI, 153. 
13. November. Grflärung mit Schwariburg- Rudolftadt zur 
Unterdrüdung der Forftfrevel. ©. ©. 22, 219. N. R. VI, 137. 
17. December. Bagabunden - Convention mit ©.- Gotha und Al— 
tenburg'!). ©. ©. 23, 14. N. R. VI, 140. 
26. December. Vagabunden-Consention mit Shwarzburg-Son 
ia G. S. 23, 14 N. R. VI, 143. 
. Kebruar. Erneuerung der Durchmarſch⸗ und Etappen-Convention 
Lippe-Detmold GeS. 28, 24. NR VI 24. 
12. März. Uebereinkunft mit Sachfen wegen der Koſten in Cri— 
minal⸗ Untexſuchungen. G. S. 23, 37. N. R. VI, 244. 
Juni. Convention mit den Niederlanden wegen der baaren 
Yislogen in Unterfuhungsfachen. G. ©. 23. 153. N. R. VI, 266. 
Juni. Berlin. Vertrag mit S.- Weimar wegen der Zollgefälle 
hr den Enclaven Altftedt und Oldisleben. G. S. 23,169. N.R. VI, 269. 
16. Juli. Freizügigfeits-Erflärung mit Hamburg. G. ©. 23, 155. 
N, R. VI, 280. 
15. Auguft. Uebereinfunft mit Hannover wegen der Noften bei 
Auslieferung von Verbredern. ©. ©. 23, 157. N. R. VI, 298. 
10. September NRevember. Minden. Wefer-Schiffahrts-Xete. G. 
©. 24, 25. N. R. VI, 301, 
10. September. Vertrag mit Bremen über Artifel 15. der Mefer- 
Schiffahrts-Acte. ©. 5. 24, 54. N. R. VI, 338. 


23. 10. Detober. Berlin. Vertrag mit Anhalt-Bernburg wegen An 


1823. 


1824. 
1824, 
1824. 


jchluffes des Amtes Mühlingen an das preußifche indirecte Steuer- 
ſyſtem. ©. ©. 23, 177. N. R VI, 344 

10. October. Berlin. Vertrag mit Anhalt-Bernburg über den 
Anſchluß des obern Herzogthumse an das preußifche Steuerfpitem. 
G. S. 24,1. N. R. VI, 349. 

26. Januar. Ergänzung der mit Medlenburg- Strelig beftehen- 
den Vagabunden-Convention. ©. ©. 24, 56. N. R. VI, 390, 

23. Februar. erg mit Schaumburg- Lippe zur Unter 
brüdung der Forftirevel. ©. ©. 24, 59. N. R. VI, 412. 

2.5, April. London. aa mit Großbritannien. G 
©. 24, 117. N. R. VI, 434. Cussy II, 591. Gonfularb. 612. 


1) Berg, ©. ©. 39, 110, 
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1826. | 


1826, 


1826. ® 


1826. 


1826. 
1826. 
1826. 
1826, 


1826. 


1827. 


1827, 


in Mai. ae a iin mit Rußland. ©. ©. 24, 165. 
. Vl, 

25.8 — — mit S.Weimar zur Beförderung der 
Rechtspflege. G. ©. 24, 149. N. R. VI, 449. 

10. Zuli. Gasabunisn-omearlion mit ©. "Coburg. G. ©. 24, 159. 
N. R. VI, 608. 

16. Auguft. Beihluß der Bundesverfammlung über die Rechte der 
Landftände, die Univerfitäten und die Prefle. 

18. September. — IN 44 — 
viſtſons-Commiſſion. ©. ©. 25, 173. N. R. V 

28. October. Uebereinfommen mit ©.- ee jur Be- 
ftrafung der in den Grenzwaldungen verübten Forftfrevel. ©. S.24,179. 
N. R. VI, 608. 

26. November. — —————— mit ©.-© — zur Verhütung der 
Forſtfrevel. G. S. 2 N.R VI, 

HM. Mir gg, gebruar. Belle Santele KR Viffahrto⸗ Vertrag mit 
Rußland. G. S. 25, 57. M. R. VI, 688. Cussy Ill, 622. 

4. April. Uebereinfommen it Sadıfı en — der er fnangiellen Aus- 
— milder Stiftungen. G. S. nhang ©. 45. 

1.7 

8. Juni Genehmigungsurkunde des hamburger Schlußprotocolls der 
Eiger Reifen Eommiffion vom 18. September 1824, 

25, 173 

21. Deremberljg, Februar. Bremen. Grodugungen zur Wefer- Schiffahrts- 
Ace. ©. ©. 26, 25. N.R 

14. Februar. Genehmigungs- „ultunde zu den ergänzenden Beſtim— 
mungen (d. d. Bremen, den 21. December 1825) zur Wefer-Sciff- 
Fabrtö-Ücte. ® ©. 26, 25. N. R. VI, 840. 

Mail, guni, Auseinanderfegung mit ©.-Weimar in Beziehung auf 
vormals a ſächſiſchen Gebietstheile.. G. S. 26. Anhang 

. 1. M. VI. 


20. Mai. Befehl Aber die Begünftigung des Handels und der Schif- 
RAN Unterthanen. G. ©. 26, 50. N. 8. II, 469, 
Confularb. 614. 

97. Juni. Vertrag mit Lippe- Detmold wegen der Zollgefälle in 
den Enclaven Lipperode, Cappel und Grevenhagen. ©. ©. 26, 101. 
N. R. VI, 1023. 

17. Juni Vertrag mit Anhalt-Bernburg wegen Anſchließung 

des untern Herzogthums — an das preußifche indirecte Steuer- 

foftem. ©. ©. 26, 65. N. R. VI, 1023. 

31. Juli. Befannimahung wegen — des vo mit 

Schweden und Norwegen. ©. © 26, 78. N R. 

1. Auguft. Erklärung mit Württemberg "ber die Rofien * ge- 

rihtlihen Requifitionen. von Kamptz Jahrbücher, Band 28. ©. 115. 

15. Augu SENT mit ar wegen Beſtrafung 

der Sorfifr revel. ‚79. N. R. VI, 1048, 

2. Derember. — mit Medienburg- Schwerin wegen des 

Anſchluſſes mehrerer Enclaven an das preußifche indirecte Steuer- 

ſyſtem. ©. ©. 27,1. N. R. VI, 

19. December. Berlin. Handels- und Schiffahrtsvertrag mit Medlen- 

burg-Schwerin. ©. ©. 27, 21. N. R. VI, 1204. Cussy IV, 49, 

Gontularb, 618. 

23. January, gehruar. Uebereinkommen mit Braunſchwei ig au dur Verhü⸗ 

u der Forſtfrevel in den Grenzwaldungen !). 27, 59. 
VII, 120, 

14. Mörzlıo Ma. Stockholm. Handels- und a — — mit 

Schweden und Norwegen. ©. ©. 27, 39. N. R. VII, 138. 

Cussy IV, 64. Gonfularb. 620. 


1) ©, den 25, Ianuar 1839. 
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11. Juni. Paris. Vergleih mit Frankreich wegen des leyenfchen 
Diftriets. ©. ©. 30, 35. N. R. Yin 52. on. 85. r 

19. Junt. Erneuerung der Durchmarſch und Etappen Convention 
mit Lippe-Detmold. G. ©. 27, 74. M. R. VII, 270. 

9. Juli. Grenzregulirung mit Hannover. Mh. IV, 207. 

9 Sullizı, pri ıg28. Rio de Janeiro. Freundfchafts-, Schiffahrts- und 
Handelsvertrag mit en nebſt Zufaß-Artifel vom 18. April 1828. 
G. ©. 28, 75. N. R. VII, 470, Cussy IV, 107. 

21. Juli. Uebereinfunft mit Sranfreid ge —— Des Auf- 
enthaltes von Handwerfsgehülfen. ©. ©. 2 R. VII, 292. 
16. Auguſt. abinetsordre wegen ar — * Büher-Nachbrud 
au fliegenden Verträge. se 


123, 
. September. — — den Nachdruck mit Hannover 
6. ©. 27, 81. . VI, 292. 


q 


18. September. — — mit Heffen- Darmftadt. ©. ©. 27, 125. 
N. R. VII, 317. 

24. September. — — mit Shaumburg-Fippe. G. S. 27, 163. 
NR. VII, 319. 

vn. — — — mit Oldenburg ©. ©. 27, 126. M. R. 
4. October. — — mit Braunfhmeig. ©. ©. 27, 164. N. R. VII, F 
6. October. — — mit Schwarzburg— -Sondershaufen. 8.©.2 

165. N. R. VII, 327. 

19. October. — — mit Lübeck. ©. ©. 27, 167. N.R. 330. 

20. Detober. — — mit Bremen, Lippe- Detmold und Schwarz— 


burg-Rudolftadt. ©. ©. 27, 169, 170, 175. N. R. VII, 330, 
333, 332. 


28. October. — mit Sadfen. ©. ©. 27, 172. N. R. VII, 336. 


. November. — — mit Naffau. ©. ©. 27, 177. N.R. VII, 338. 
7. November. — — mit Medlenburg- Schwerin. G. S. 28, 2. 
N. R. VII, 207. 

22. November. Uebereinfunft gegen den nm mit Hohenzol— 
lern- Sigmaringen. ©. ©. 27, 179. N. R. VIl, 353. 

26. November. — — mit Walded. ©. & 28, 21..N. R. VII. 508. 
27. November. — — mit Medlenburg- Strelik und S.-Coburg- 
Gotha. ©. S. 28, 3. 27, 181. N. R. VII, 509, 355. 

dr — — — mit Anhalt-Deffau— ©. &. 238, 13. N. R. 
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11. December. — — mit Dänemark in Beziehung auf die zur 
thümer Holftein, Lauenburg und Schleswig. ©. ©. 38, 17. 


N. R. VII, 503. 
12 December. Greniregulirungsvertrag mit Hannover. Mh. IV, 232. 


4. Januar. ——— gegen den Nachdruck mit Baden. ©. &.2, 
14. N. R. „516. 


8. Januar. — — mit ©.- Altenburg. ©. S. 28, 7. N. R. VII, 519. 
8. Januar. — — mit Denen uulternn Oele ®. ©. 28, 9. 
N, R. VII, 521. 

9. Januar. — — mit Anhalt- Bernburg. ©. ©. 238, 10. N.R. 
VII, 522, 

10. Januar. — — mit Reuß-Schleitz und Kobenftein. G. S. 28, 
11. N. R. VII, 524, 

18. Januar. — — mit Reuß- Plauen ä. L. G. S. 28, 15. 
N. R. VII, 528. 

18. Januar. — — mit S.-Weimar. ©. S. 28, 22. N.R. VII, 5%6. 


2/8. Februar. Erklärung über bie Verlängerung der Convention som 
23. Juni 1821 das Revifionsverfahren auf der Elbe betreffend, auf 
fernere fechs Jahre. ©. 5. 28, 20. N. R. VII, 547 

7. Februar. Uebereinkunft gegen den Nachdruck mit ©.- Meiningen. 
G. ©. 28, 27. N. R. IX, 210 

1 Bedruarjg. Mai. gu und Sanbelosertrag mit Heffen-Darmftadt. 
©. ©. 28, 50. N. R, VII, 550. 





N 


| 


1829. 
1829. 


1829. 
1829. 
1829. 


1830, 


. 19. Februar. Uebereinfunft wider den Nahdrud mit Württemberg. 
562. 


®.©.28, 23. N. R. VII, 5 


- 27. März. Abkommen mit Naffau wegen der Koften in Unter— 


ſuchungen gegen Unvermögende. ©. ©. 28. 43. N. R. VII, 602. 

4. Molly, Mär 1829. Washington. Handels- a Sciffahrtsvertrag mit 
Den vereinigten Staaten von Amerifa. ©. ©. 29, 25. N. R. VII, 
615. Cussy IV, 166. Gonfularb. 626. 

2. Junilig, September. Uebereinfunft mit Sachſen wegen des Fräulein- 
ſtiftes zu Joachimsſtein bei Radowitz. N. R. VII, 627. Königl. 
ſächſ. G. S. 27. 


’ 


. 10. Juni. Verlängerung der Cartel-Convention mit den Nieder- 
Ianden ©. ©. 28, 88. N. R. VII, 638. Cussy IV, 172. 
. 2. Juli. Hauptvertrag mit Defterreic, Baiern, Heffen- Eaffel, 


Frankfurt wegen der Schulden des ehemaligen u 
Frankfurt und des Fulda-Departements. N R. VII G. ©. für 
Kurheſſen 29, 110. 


. 13. Zuli. üebereinkunft gegen den Nachdruck mit Hamburg. 
VII, 644 


G. S. 28, 9. N. R. 


. 17. Juli. eben mit Anhalt— Cöthen und Deſſau wegen Be— 


freiung der beider 


eitigen Unterthanen vom Elbzolle. G. S. 28, 99. 
N. R. VII, 


. 17. Juli. Bertrag mit Anhalt» —— und Deſſau über Zoll— 


und Verkehrsverhältniſſe. ©. S. 28, 99. N. R. VII, 656. 


. 25. an Gartel- Convention nit Beast ®. ©. 28, 111. 


N. VII, 671. Cussy IV, 177. 


. 16. ln uf. Vertrag mit den Niederlanden wegen Unterbrüdung 


der Forftfrevel. ©. ©. 29, 101. N. R. VII, 54. 


. 4 Ortoberi,g Rovember. Berlin. Handelg- und Schiffahrtsvertrag mit 


Lübeck, Bremen und Hamburg. G.S. 28, 135. N. k. VII, 742. 
Cussy IV, 184. Confularb. 623. 


. 7. Ocioberl,g Januar 1832, Erneuerung der Daraus. und —5— 


Convention mit Heſſen-Darmſtadt. ©. ©. 32, 17. M. R. IX, 37. 


. 5. November. Uebereinfunft mit ———— ie zur 


Verhütung der Forftfrevel in den Grenzwaldungen. ©. ©. 28, 131. 
N. R. VII, 763. 


. 22. Januar. Uebereinkunft gegen den Nahdrud mit DBaiern. 
®. ©. 29,9. N. R. VII, 75. 


’ 


. 8. Juni. Ben „gegen den Nahprud mit Anhalt-Eöthen. 
G. ©. 2 R. „80. 


9, 39. N 


. 27. Mai. Zoll— und — mit Baiern und Württem— 
. VIIL, 90. 


berg. ©. ©. 29,53. N. R. V 


. 3. Juli. Vertrag mit ©. - Meiningen u... — Verkehrs⸗ 


Erleichterungen. ©. ©. 29, 105. M. R. 


9. 4. Juli. Vertrag mit S. »Eoburg- Gotha wegen Grleidhterung 
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des Verkehrs. ©. ©. 29, 111. N. R. VII, 


. 4. Juli. Vertrag mit ©.- -Eoburg-Botha wegen der Zollgefälle 
18. 


im Amte Volkenrode. G. ©. 29, 121. N. R. VII, 

8123, Detbr. Durchmarfch- und Etappen-Convention mit S.Gotha!). 
23. October. a a ar eg mit Sranfreid. 
©. ©. 30, 26. N. VIII, 162. Cussy IV, 234. 

30. October. —— mit Heſſen— Gaffel gegen den Nach— 
drud. ©. ©. 29, 127. N. R. VIII, 162. Cussy IV, 234. 

9. December. Beitritt von Reuß— Scieiße Ebersvorf und Lo— 
benftein zum preußiſchen Zollverbande. ©. ©. 30, 105. N. R. VIII, 177. 
31. Derember. Vertrag mit Heffen- Homburg wegen Anfcluffes 
* —— an das preußiſche Steuerſyſtem. G. S. 30, 

4 


10. Januarlı,, Januar ı832. Erneuerte Durchmarſch- und Etappen-Conven— 
tion mit S.-Weimar. ©. ©. 32, 31 


’ 


1) S. G. ©. 42, 35, 
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185 
766 
832 


418 
402 


430 
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1830. 


1830. 
1830. 
1830. 


1830. 


1830. 
1831, 
1831. 
1831. 


1831. 
1831. 
1831. 
1831. 
1831, 


1831. 


1831. 
1831. 


1831. 
1831, 


1831. 
1831. 
1831. 


B 
6. März. Vertrag mit ©.-Coburg- Gotha wegen Anfhluffes des 


Fürftenthums Fihtenberg an den preuf. Zollverband. &. ©. 30, 
57. N. R. VII, 244. 

23. März. Vertrag mit Hannover über die gegenfeitigen Liqui- 
dationen und Compenfationen. N. R. VIII, 256. 

2.7. März. Gartel- Convention mit Rußland. ©. ©. 30, 85. 
N. R. VIII, 244. 

18. Mai. Bereinbarung mit Medlenburg- Streli wegen ber 
Koften in Eivil-, Vormundſchafts- und Criminalfahen. v. Kamptz 
Jahrbücher Bo. 35. ©. 277. 

24. Zuli. Vertrag mit Oldenburg über den Anfchluß des Fürften- 
thums Birfenfeld an das Zollfyitem der weftlihen preuß. Pro- 
vinzen. ©. ©. 30, 121. N. R. VII, 375. 

26. ulilig Yugup. Berlin. Eciffahrtsvertrag mit Oldenburg. ©. ©. 30, 
114. N.R. VII, 385. Cussy IV, 251. Gonfularb. 632. 

10. gebruar 2. Mir, Allgemeine Cartel-Eonvention der deutihen Bundes- 
ftaaten. ©. ©. 31, 

HM. gebruan, mu, Staatsvertrag mit S.-Meimar über den fünftigen 
Beitritt zum preuß. Zollſyſteme. ©. ©. 31, 45. 

18. Februar. London. Freundſchafts-, Schiffahrts- und Handels- 
vertrag mit Merifo. ©. ©. 35, 21. N. R. XI, 534. Cussy IV, 
265. Gonfularb. 634, 

28. Februar. Erläuterung des $. 3. der Bagabunden-Eonvention mit 
Medlenburg- Schwerin. ©. ©. 31,4. N. R. IX, 216. 

12. Mörzlız, pri. Erläuterung der mit Walded beftehenden Ueberein- 
kunft, zur Verhütung der Forftfrevel. ©. ©. 31, 73. N. R. IX, 251. 
1. Märzlıg Ma. Mainz. Rheinfhiffahrts-Acte ©. ©. 31, 73. 
N. R. IX, 252. Cussy IV, 271. 

16. April. Vertrag mit Walded über den Anſchluß des Fürftenthums 
Waldeck an das preuß. Zollſyſtem. ©. S. 31, 159. N. R. IX, 340. 
1. Mai. Erklärung mit Defterreich über die gleihe Behandlung 
der Schiffe und ihrer Ladungen der beiderfeitigen Untertbanen in den 
Häfen. ©. ©. 31, 51. N. R. IX, 353. Konfsiazb. 642. 

17. Mai. Erneuerung der Berträge mit Anhalt-Bernburg wegen 
des Anichluffes an das preuß. indirecte Steuerfpftem. ©. ©. 1831, 53. 
N. R. IX, 536. 

17. Mat. Vertrag mit Anhalt-Bernburg wegen der Schiffahrts- 
Abgaben auf der Elbe und Saale). ©. ©. 32, 145. N.R. IX, 365. 
28. Juli. Erklärung über die Gültigkeit der 1824 mit S.-Mei- 
ningen gefchloffenen Bagabunden-Eonvention für den Länderbeftand 
von S.-Meiningen-Hildburghaufen 2). ©. ©. 31, 159. N. R. IX, 470. 
10. Auguft. Webereinfunft mit S.- Weimar wegen Ausführung be 
Staatsvertrags vom 11. Februar 1831. G. ©. 31, 173. N. R. IX, 471. 
22. Augufige, September. Erneuerung der Durchmarſch- und Etappen« 
Eonvention vom 28. September 1818 mit Oldenburg. ©. S. 31, 184. 
N. R. IX, 493. 

25. Auguft. Zoll» und Handelövertrag mit Heffen-Enffel. ©. 
©. 31, 227. N. R. IX, 496. 

15. November. London. Vertrag der Großmächte mit Belgien über 
die Trennung des lebteren von Holland '). N. R. XI, 390. 

14. December. London. Vertrag mit Belgien wegen der belgifchen 
Seftungen 2). N. R. XI, 410. Cussy IV, 569. 
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11 


561 


1% 


2 Wird in der ©. ©, irrthümlich unter den Verträgen aus dem Jahre 18% 
aufgeführt. : i 
2) 1825 ftarb S.⸗Gotha und Altenburg aus; in Folge der hiernächſt eintretende 
Erbtbeilung und Landestaufches erhielt die zeitherige Linie Hildburgbaufen das Herzogthun 


Altenburg und gab Meiningen auf, welches an Hildburghauſen fiel; die L 


inie Coburg erde 


Gotha und trat Saalfeld an Hildburgbaufen ab. Protocol ber deutſchen Bundes / ber⸗ 
ſammlung XIX, S. 13. 


: 1832, 
1832. 
1832. 
1832. 
1832. 
1832. 


1832. 


1832. 


1833. 


1833. 


1833 


1833. 
1833. 
1833. 


1833 


1833. 


1833. 
1833. 
1833. 


1833 


1833. 
1833. 
1833, 


1833. 
1334. 


10. Janwarlz, October 1828. Durchmarſch⸗ und Etappen» Convention mit 
Helfen-Darmftadbt. ©. ©. 32, 17. N. R. IX, 37. 

10. Zanuar Januar ıs30. Erneuerte Durchmarſch- und Etappen - Eon- 
vention mit S.-MReimar. 

18. Februar. Uebereinkunft mit S.-Altenburg wegen der Gerichts» 
barfeits-Berhältniffe. G. S. 32, 105. N. R. X, 538. 

16. Mail, December 1994. Zufabartifel zu dem Vertrage mit Merilo vom 
18. Februar 1831. ©. ©. 35, 35. N. R. XII, 553. 

14. Juni. Beihluß der Bundes-Verfammlung zur Erläuterung des 
Preßgeſetzes. G. ©. 47, 189 

15. Juni. Publicationspatent des Befchluffes der Bundes-Verfamm- 
lung über die Art. XI. und XVIII. ver deutfhen Eartel-Eonvention. 
G. S. 32, 177. 

28. Juni, un Befchlüffe der Bundes» Berfammlung über die Maaß— 
regeln zur Aufrechthaltung der gefeglihen Ordnung und Ruhe in 
Deutfhland. ©. S. 32, 216, 221. Nanwerck IV, 65, 68. 

6. Sertemberi;, gebruar 1838. Beſchluß der Bundes-Berfammlung über die 
Sicherſtellung der Rechte der Schriftfteller und Verleger gegen den 
Nachdruck. ©. ©. 33, 25. Nauwerck IV, 29. 

22. März. Zollvereinigungs-PDertrag zwifhen Preußen, Kurheffen 
und Großherzogthum Beifen einerfeits und Baiern und Württem- 
berg andrerfeitde. ©. ©. 33, 145. N. R. XI, 225. Cussy V, 235. 
Gontularb, 112. 

30. März. Beitritt Sachſens zum Zollverein. ©. ©. 33, 210. 
N. R. XI, 549. 

30. März. Vertrag mit Sachſen wegen gleicher Befteuerung innerer 
Erzeugnilfe.. ©. ©. 33, 230. N. R. XI, 571. 

10. Mai. Vertrag über Errichtung des thüringifhen Zoll- und 
Handelsvereind. ©. 5. 33, 232. N, R. 574. 

11. Mai. Beitritt des thüringifhen Zoll- und Handelsvereind zum 
deutihen Gefammt- Zollvereine. 

11. Mai. Zoll-Gartel der Zollvereinsftaaten. ©. ©. 33, 258. 
N. R. XI, 606, 

11. Mai. Vertrag mit Sachſen und dem thüringifhen Zoll— 
und Handelsvereine wegen gleicher Befteuerung innerer Erzeugniife. 
®. ©. 33, 265. N. R. XI, 615. 

25. Mai. Vertrag mit Shwarzburg-Rudolftadt wegen des An- 
ſchluſſes der Unterherrſchaft an das preuß. indirecte Eteuerfpftem. 
©. ©. 33, 169. N. R. XI, 619. 

30. Mai. Bertrag mit S.-Weimar wegen Allitedt und Oldisleben. 
G. ©. 33, 274. N. R. XI, 626. 

8. Juni. Vertrag mit Shwarzburg-Sondershaufen wegen 
der Unterherrſchaft. ©. ©. 33, 279. N. R. XI, 637. 

26. Juni. Vertrag mit S.-Eoburg-Gotha wegen Volkenrode. 
G. 5. 33, 284. N. R. XI, 649. 

35. September, Octeber. Erneuerte Durchmarſch- und Etappen-Eonven- 
tion mit Heſſen-Caſſel. ©. ©. 33, 97. 

31. October. Zufaßartifel von dem Zollvereinigungs-Vertrage vom 
22. März; 1833. ©. ©. 33, 162. N. R. XI, 778. 

31. Detober. Jufag- Artikel zu dem ge mit 
Sadfen vom 30. März 1833. ©. ©. 33, 228. N. R. XI, 779. 

4, November. Bekanntmachung über das Uebereinfommen mit Sach— 
fen und ©.-Weimar wegen der Realberechtigungen, welche Gütern 
an Grundftüden, die im andern Staatsgebiete liegen, zuftehen ?). 
von Kamptz Jahrbücher, Band 42. ©. 288. 

23. December. UWebereinfommen mit S.-Eoburg- Gotha zur Be- 
förderung der Rechtöpflege. ©. ©. 34, 9. N. R. XVI, 23. 

10. Januar. Uebereinfommen mit Krakau wegen foftenfreier Erle- 


1) ©, ben Bertrag som 19, April 1839. 
) Mitcontrabenten: Großbritannien, Defterreih und Rußland, 
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1834, 


1834. 


1834. 
1834, 


1834. 


1834. 


1834. 


1834. 


1834. 
1834. 
1834. 
1834. 


1834. 


1835. 


1835. 


1835. 
1835. 


1835. 


1835. 


1835. 


1835. 
1835. 


Bigung — od Requifitionen in Armenfahen. ©. S. 34, 11, 


10. Mir Piniferiat-Erflärung wegen Berlängerung der Conven- 
tion vom 23. Juni | > Elbrevifiong- Verfahren betreffend, auf 


fehs Jahre. ©. ©. 3 


15. März. a der mit Defterreih ud Rußland 


Se Stipulationen über die Auslieferung politifher Verbrecher. 
G. N. XV, 44. 


“ 
4 


1. Maljog, Su. Uebereinfunft mit Reuß- Plauen j. 2. jur — 


der Jagd- und Forſtfrevel. G. S. 34, 79. M. R. XV 
12. Mai. Bekanntmachung der föniglich ſächſiſchen He — übe 


T 


die mit Preußen getroffene Uebereinfunft wegen der durd die Yandes- 
grenze von den Hauptgütern getrennten Zubehörungen. N.R. X VI, 39. 
17. Malin gun. Abkommen mit Baiern über die Gorrefpondenz der 


beiberfeitigen Gerichtsbehörden. ©. ©. 34, 73. N. R. XVI, 41. 


2 


31. Mai. Berlin. Staatsvertrag mit S.-Eoburg- Gotha wegen 


Abtretung des Fürftenthums Lichtenberg. ©. ©. 34, 159. N.R.XTI, 701. 
5. Juli. Uebereinfommen mit Reuße 
der Rechtspflege. ©. ©. 34, 124. N. R. 


non i. L. zur Beförderung 
. 44. 


x 
De 


22. September. Belanntmachung über bie Gleiäßellung der päpft- 


lihen Schiffe in den Dem mit den preußifhen. ©. ©. 34, 164 
N. R. XV, 48. Gonfularb. 643. 

30. October. Beichluß der Bundes-Verfammlung über das Bundbes- 
Schiedsgericht. ©. ©. 43, 270. Nauwerck IV, 22. 

9. November. Gabinetsordre über die Entziehung des aan 
der Confuln. von Kamptz Annalen 34, 933. Cussy IV, 399 

13. November. Beſchluß der Bundes- -Berfammlung über Auslegung 
des Art. 12. der deutihen Bundesace. G. ©. 35, 

14. November. Beichluß der Bundes-Verfammlung — der deutſchen 
Univerſitäten und anderer Lehr- und Erziehungsanſtalten. G. S. 35, 287. 
Nauwerck IV, 81. 

j i —— aufn tie IAIV zur Rheinfhiffahrts-Acte. ©. ©.36, 
15. Januar. Befchluß der Bundes-Verfammlung über das Wandern 
und die Verbindungen der Handwerksgeſellen. Nauwerck IV, 90. 

4. Märzgo, gebrnar. Vertrag mit Rußland zur Feftftellung der. Se 
zwifchen Scleflen und Polen. ©. ©. 35, 69. N. R. XIV, 58. 
Cussy IV, 404. 

12. Mai. Beitritt von Baden zum Zollverein. ©. ©. 35, 145. 
N. R. XIII, 228. 

14. uni. a der Zufaßartifel I—IV zur Rhein- 
igehrte Arte. @ 36, 121. 

24. Jung, September. Erflärung mit Defterreich wegen gegenfeitiger 
Aufhebung des cl mit tan von Ungarn und Sieben» 
bürgen. ©. ©. 193. N. R. XV, 


. 8. September. — und —— mit Braun— 


ſchweig. ©. ©. 35, 199. N. R. XVI, 60. 

8. September. Grflärung mit Defterreich wegen Aufhebung des 
Abſchoſſes in Betreff des von ULEB SIR binterlaffenen Ver— 
mögend. ©. ©. 35, 2%. N. R. XV, 

12.118, October. Abtommen mit Sad rn zur Verhütung der Forſt⸗ 
frevel. ©. ©. 35, N. R. XVI, 70. 

10. December. Beitritt Naff au’s zum Zollvereine. ©. ©. 36, 126. 
N. R. XIII, 439. 

3.1, December. Derlaration des Artifel XX. des mit Rußland 
am 3. Mailz,, gprig 1815 - das —A Warſchau geſqloſſenn 
Vertrags. ©. ©. 36, 1. N. R. XV, 64. Cussy IV, 428 


1836. 2. Januar. Beitritt der freien — Frankfurt zum Zollvereine. 


G. ©. 36, 141. N. R. XII, 
1) Bergl, bie Beklanntmachung vom 12. Mai 1834, 


ð 


fi 


zt 
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‚836. 26. Januar. Bertrag mit Anhalt-Eöthen und Deffan die Er- 
neuerung der Verträge über Zoll-, Er und Beiteuerungsverhält- 
nife. ©. ©. 36, 157. N. R, XV 

1836. 29. Juli. Vertrag mit a Bene gegenfeitiger Auslieferung 
der Berbreder. ©. ©. 36, 221. XV, 98. Cussy IV, 441. 

1836. 18. ir Bundestagsbeichluß — Auslieferung politifcher Ber- 
breder. . 36, 309. Nauwerck IV, 92. 

1836. 1-Jıa. Sale Protocol der Grenzverpfählung zwifchen Schlefien 
und Polen. N. R. XIV, 127. 

1836. 31. December. Vertrag mit Oldenburg über die Zoll-, Handels- 
und Befteuerungsverhältnifle im Fürſtenthume Birkenfeld. G. S. 37,33. 
"N. R. XV, 140. 

1837. 10. Mai. " Staatsvertrag mit Oldenburg wegen der aus dem An- 
fchluffe der katholiſchen Kirchen in Dldenburg an die Diöcefe 
bervorgehenden ſtaatsrechtlichen Berhältniffe. ©. ©. 37, 125. 

XIV, 222, 
1837. 5. — Berlin. — mit den Niederlanden. G. 
©. 37, 112. N.R.XIV, 250. Cussy IV, 486. Conſularb. 644. 

1837. 1. Augußl,, October. Zufagartifel 2. — Rheinſchiffahrts⸗Acte nebſt 
Genehmigungsurkunde. G. S. 3 

1837. 1. November. Vertrag der —— mit Hannover, Ol— 
denburg und ie eig wegen Beförderung der gegenfeitigen 
Berkehrsverhältniffe nebit fünf Beilagen. &.©.37, 173. N.R.XIV,333. 

1837. 1. November. UWebereinfunft mit Hannover wegen des Anfcluffes 
einiger bannöverfcher Yandestheile an das preußijche indirecte Steuer- 
foftem. ©. ©. 37, 209. N. R. 366. 

1837. 1. November. Uebereinfunft mit Braunfhmweig wegen bes An- 
fchluffes mehrerer Gebietstheile an das preußiſche Zoll- und Steuer- 
foftem. ©. ©. 37, 213. N. R. XIV, 362. 

1837. 8.20 November. Bundestagsbeichluß —* Schutze des literariſchen 
und künſtleriſchen Eigenthums. ©. ©. 37 161. Cussy IV, 498. 
Nauwerck IV, 30. 

1837. 25. November. Staatsvertrag mit Hannover wegen der Hoheits- 
grenze an der Wefer und Erledigung der Territorialverträge von 1815. 
G. ©. 38, 17. N, R. XIV, 468, 

1837. 12. December. Erneuerung der Durchmarſch⸗ und Etappen-Eonven- 
tion mit ©.-Weimar!). ©. ©. 3 N. R. XIV, 604. 

1838. 6. Januar|,, gepruar. Uebereinkommen mit ———— Strelig wegen 
Beftrafung der Forftfrevel. ©. ©. 38, 30. N. R. XV, 332, 

1838. 9. Januar. Vertrag mit Walded wegen fernerer Bereinigung des 
Fürftentbums Walded mit ER zu einem übereinfiimmenden Zoll» 
und Steuerſyſteme. G. ©. 38, N. R. XV, 334 

1838. 23. Januar. Verordnung, das — Zollvereinsſtaaten verabredete 
Zollgeſetz und die Zollordnung betreffend. ©. ©. 38, 33 
GConfularb. 142 

1838, 7. März. — über das mit Schwarzburg-Sonders— 
hauſen getroffene Uebereinkommen wegen Beitreibung der Gebühren 
der Rechtsanwalte. von Ramptz Jahrbücher Band 51, ©. 154. Er— 

ter Amtsblatt 38, 90, 

1838, 9. Märzigz, Auguſt. Erneuerung der Durchmarſch⸗ und — — 
tion mit Heffen-Eaffel. 9. ©. 38, 434. N. R. XV, 

1838, 25. Mail,z, Yugup. Erneuerung der Durchmarfch- und Giopen-Gonoention 
mit Hannover. ©. ©. 38, 435. N. R. XV, 

1838. 26. Mai. Uebereinfommen mit — ae Unterdrüdung der 
Forftfrevel. ©. ©. 35, 349. N. R. XV, 

1838, 17. Julie, September. Genchmigungsurfunde * dem X. Zufaßartifel zur 
aeinjpinahrie-Mche. 9.6.4 

1838, 9. Juli), Januar 1839. — J—— G.S. 39, 18. 


) S. Vertrag vom 10. Juli 1847. 
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222 
675 
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1838. 
1838. 
1838, 


1839. 
1839. 
1839. 
1839. 
1839. 
1839. 
1839. 
1839. 


1839. 
1839. 


1839. 


1839. 


1839, 


1839. 
1839, 
1839. 


1839. 
1839. 


1839. 
1839. 


1839. 
1839. 
139. 
1839. 
1839. 
1839, 


nn 
1 


12. November. Ergänzung der Vagabundenconvention mit Sachſen. 
G. ©. 38, 542. N. KR. XV, 756, 

20. Novembder|,g gebruat 1999. Erneuerung der Durchmarfch- und Etappen- 
Convention mit Hejfen- Darmftadt. ©. ©. 39, 85. Mh. 11, 551. * 
27. November. Bekanntmachung über das mit Württemberg, Kur— 
beifen und Baden getroffene Uebereinfommen wegen Beitreibung 
der Gebühren der Rechtsanwalte. Jahrbücher Band 50, S. 509. 

18. Januar|g gepruar. Erläuterung der Bagabunden -» Convention mit 
Schwarzburg-Sondershaufen. ©. ©. 39, 62. 

18. Janvarıg ur, rläuterung der VBagabunden- Convention mit S.- 
Altenburg. ©. ©. 39, 110. 5 
21. Janwarl, gr. Berlin. Handelsvertrag des Zollvereinsg mit Den 
Niederlanden. G. S. 39, 113. N.R.XVI, 410. Cussy IV, 55%. 

25. Janvarlz pri, Erläuterung des Abkommens mit Braunſchweig 
wegen Beftrafung der Forftfrevel. ©. ©. 39, 108. Mh. II, 561. 265 
4. Februar. Bagabunden-Gonvention mit Shwarzburg-NRudol- 
ftadt. ©. ©. 39, 61. Mh. II, 554. 


16. Februar. Erläuterung der VBagabunden-Convention mit Reuß— 
Plauenä.t. ©. ©. 39, 70. Mu. Il, 558, 5tt 
4. März. Erläuterung der Bagabunden-Convention mit 5.-Weimar. 
G. ©. 39, 78. Mh. II, 563. 50 
29. März, September. Breizügigfeitserflärung mit Griechenland. 


G. ©. 39, 254, 

16. April. Erläuterung der Bagabunden- Convention mit S.Co— 
eg erh G. ©. 39, 158, 555 
19. April. London. Vertrag der Großmächte mit den Nieder- 
landen über die definitive Trennung Belgiens von Holland. N.R. 
XVI, 770. Cussy IV, 571. 78 
19. April. London. Bertrag der Großmächte mit Belgien über 

die definitive Trennung Belgiens von Holland. N. R. XVI, 788. 


Cussy IV, 572. 8 
22. Maljig Jui. DBagabunden-Eonvention mit Yippe-Detmold. ©. 
©. 39, 228. Mh. IV, 394. 417 
30. Mai. Bagabunden-Eonvention mit Shaumburg-tippe ©. 
©. 39, 198. Mh. IV, 285. 570 
12. Juni. Erläuterung der Bagabunden- Convention mit Reuß— 
Plauen j. L. ©. ©. 39, 218. Mh. IV, 285. 512 
21. Junijas, Zus. Dagabunden-Convention mit Anhalt-Deffau ©. 
©. 39, 239. Mh. IV, 401. 185 
11. Juli. Vertrag mit Anhalt- Bernburg wegen fortbauernder 
Anſchließung an das preußifche indirecte re Ren ©. ©. 39, 245. 
Mh. IV, 327. 631 
24, Juli. Bagabunden-Eonvention mit Anhalt-Cöthen. G. ©. 
41, 87. Mlı. IV, 408. 187 


31. Juli . augun. Athen. Handels- und Schiffahrtsvertragmit Griech en— 
land. ©. ©. 40, 65. Mh. I, 581. Cussy IV, 608. Confularb. 650. 77 
16. Auguſt. Wejer-Schiffahrtsprotocoll, |. 22. October. 

20. Bugufjzs. September. Vagabunden » Convention mit Hannover. ©. 

©. 39, 257. 364 
5. September. Erflärung mit Anhalt- Bernburg über die Ber- 
folgung der Forſt- und Jagdfrevelin den Grenzwaldungen. ©. ©.39,252. 1 


27. September. Bagabunden-Eonvention mit S.“Meiningen. ©. 
©. 39. 267. 56? 
27. September ,g, October. VBagabunden-Eonvention mit Anhalt-Bern- 
burg. ©. ©. 39, 329. 118 
4. October. Bagabunden =» Convention mit Braunfhweig. ©. _ 
©. 39, 272. Hi 
14. Ortober|j, December. Mebereinkunft mit Sachſen zur Beförderung ber 

Rechtspflege. ©. ©. 39, 353. 531 
16. October. Vertrag mit Hannover und Didenburg über die 


Vertheilung der Activa und Paffiva des Diünfterlandes. Mh. IL, 575. 


1839. 


1839. 
1839. 
1839. 


1840. 


1840. 
1840. 
1840. 


1840. 
1840. 
1840. 
1840, 
1840. 
1840. 
1840, 
1840, 


1840. 
1840. 
1840. 


1841. 
1841. 


1841. 


1841. 


1841, 


1841. 


1841, 


22. October. Genehmigungs-Urkunde zu dem Sclußprotocolle der 
Wefer-Schiffahrtsrevifionscommiffion d. d. Nenndorf, den 16. Auguft 
1839. ©. ©. 40, 89. Mh. II, 626. 

31. October. Verordnung über die Einführung des Zollgewicdhts. 
©. ©. 39, 325. Confularb. 199. 

12. December), mir ısıo, Dagabunden - Convention mit Walded. ©. 
©. 40, 83. Mh. 1, 27. 

31. December. Uebereinfunft mit Hamburg wegen gegenfeitiger 
BVerfehrserleichterungen. G. ©. 40, 1. Mh. II, 595. 

30. Januar. Uebereinfunft mit S.- Altenburg über die Ablöfung 
von Realrechten bei den durd die Grenze getrennten berechtigten 
und pflichtigen Befitungen. Merjeburger Amtsblatt 40, 85. 

19. Februar. Ergänzung der Bagabunden-Eonvention mit Heſſen— 
Darmjtadt. ©. ©. 40, 26. Mh. 1, 15. 

16. Märzlo, Ari. Ergänzung der Bagabunden-Eonvention mit Baiern. 
&. ©. 40, 105 Mh. I, 35. 

29. Märzizg mai. Aufhebung des $. 108. Nr. 6. der Procef-Orbnung 
für die Fürftenthümer Walded und Pyrmont vom 4. Juli 1836 
in Betreff preußifcher Unterthanen. ©. ©. 40, 118. Mb. I, 34. 

25. Aprili,, a Freizügigfeits-Erflärung mit Frankfurt in Betreff der 
nicht zum deutſchen Bunde gehörigen Provinzen. G.S. 40, 119. Mh.1,53. 
26. Mailg, gun, Erläuterung der Bagabunden-Eonvention mit Heffen- 
Gaffel. ©. ©. 40, 146. Mh. I, 109. 

6. Juli. Vertrag des Zollvereinsg mit Bremen wegen gegenjeitiger 
Verfehrserleihterungen. ©. ©. 40, 144. 

15. Juli. London. Vertrag der Großmächte mit der Türkei wegen 
Ordnung der Angelegenheiten in der Yevante. Mh. 1, 156. Cussy V, 42, 
12. Auguß DOetober. Mebereinkunft mit Schwarzburg- Rudolftadt 
zur Beförderung der Rechtspflege. G. ©. 40, 239. Mh. I, 431. 
ar. September. Webereinfunft mit Anhalt-Bernburg zur Beför- 
derung der Rechtspflege. G. S. 40, 250. Mh. I, 394. 


21. September. Zuſatz-Artikel XIV., XV. zur Rheinfchiffahrts - Acte. 


G. ©. 42, 29. Mh. 1, 386. 

10.92. Detober. Conftantinopel. Handelsvertrag des Zollvereins mit 

der Zürfei. ©. ©. 41, 157. Mh. I, 444. Cussy V, 78. Con— 

fularb. 659. | 

25. October. SFr Pi der Zufag-Artifel XL, X. 

und XI, zur Rheinſchiffahrts-Acte. G. ©. 41, 83. Mh. I, 537. 

31. October jg. Rovember. Bagabunden » Convention mit Oldenburg. 

G. ©. 40, 366. Mh. I, 543. 

5. December. Bertrag mit Heffen- Homburg wegen des erneueten 

Anjchluffes des Oberamtes Meijenheim an das preuß. Zolle und 

indirecte Steuerfyftem. ©. ©. 41, 17. Mh. I, 549. 

12. Februar. Uebereinfunft mit Sach ſen zum Schue der Waaren- 

begeihnungen. G. ©. 41, 44. 

2. Märyige, pri. London. Handels» und Schiffahrts- Convention mit 

Großbritannien. ©. ©. 41, 69. Mh. II, 11. Cussy V, 99. Eon» 

fularb. 615. 

27. März. Erklärung mit ©.-Altenburg wegen der durch die 

Örenze Arien Hauptgüter und Pertinenzen. Erfurter Amtobl. 41, 

121. Merſeburger Amtebl. 41, 129. 

10. April. Staatsvertrag mit Hannover und Braunſchweig 

Ba Der nelung der Magdeburg-Mindener Eifenbahn. ©. ©. 42, 
. 1. 1, 31. 

10. April. Staatsvertrag mit Braunſchweig über die von diefem 

innerhalb des preußifchen Gebietes auszuführende Eifenbahn von 

Oſchersleben bis Wolfenbüttel. ©. ©. 42, 51. Mh. II, 38. 

10. April. Uebereinfommen mit Heffen-Darmftadt wegen Ver— 

telgung — Verbrecher über die Landesgrenze. G. S. 41, 67. 
1. II, 35. 


2. rg, Mopemder, Bundestagsbeichluß wegen des den Verfaffern mu— 


392 


960 


. 18. Detober. Vertrag der ee mit Fippe wegen beffen 


&. 
ſtkaliſcher Compofitionen und dramatifher Werke zu gemährenden 
Schupes. ©. ©. 41, 385. ls 


. 8. Mai. Vertrag der Zollvereinsftaaten über die Fortdauer des Zol- 


und Handelsvereind. ©. ©. 41, 141. Mh. II, 56. Cussy V, 251. 
Gonfularb. 127. & 


. 8. Mai. Uebereinkunft der Sr wegen Befteuerung 


des Nunfelrübenzudere. ©. ©. 41, 151. Mh. II, 67. Cussy V, 258. % 


.8. Mai. Vertrag mit —— und dem thüringifchen "300. 


und Handelsvereine über die gleiche Beftenerung innerer Erzeugniſſe. 
G. ©. 41, 154. 71. 


. +. Juni Uebereinkommen mit Heſſen-Darmſtadt — der 


a a ran von Eivil- Erfenntniffen. ©. ©. 4 
R 4 


. 13. Juli. London. Vertrag der Großmächte mit der Türfei wegen A 


der Paffage der Dardanellen. Mh. II, 128. Cussy V, 123. 


. 8. October. DB REUNURBE HEN. der Zufaß- Artifel XIV. und XV. 


zur Rheinſchiffahrts Acte. ® ©. 42, 29. Mh. I, 386. * 


Anſchluß an den Zollverein. ©. ©. 41, 337. Mh. II, 209. 6£ | 


. 18. October. Vertrag mit Lippe zmsgen Befteuerung — Er⸗ 


zeugniſſe im Fürſtenthume Lippe. 41, 345. Mh. II, & 


Lipperode, Cappel und Grevenhagen an das preuß. Zoll- und Steuer- 
foftem. ©. ©. 41, 348. Mh. II, 222. 


| 
| 
. 18. October. Vertrag mit Lippe über den erneuerten an von 


. 19. October. Vertrag der Zollvereingftaaten mit ——— — 


wegen deſſen Beitritt zum deutſchen Zollvereine. G. S. 41, 353 
Mh. Il, 228. Cussy V, 264. 


. 19. October. Vertrag mit a chweig wegen — Beſteue⸗ 


rung innerer Erzeugniſſe. ©. 41, 373. Mh. Il, 250 


. 19. October. Vertrag mit Becunläneie wegen des Anfchluflee 


mehrerer Gebietstheile deffelben an das preuß. Zoll» und Gteuer- 
foftem. ©. ©. 41, 378. Mh. II, 253. 68 


. 19. October. Vertrag mit Braunfhmweig wegen des Anfchluffes 


preußifcher Gebietstheile an das braunfhweigifhe Zoll- und Steuer- 
foftem. ©. ©. 41, 378. Mh, II, 260. Gmeig MM 


. 8. November. Zwei Verträge mit Dänemark, Medlenburg- 


Schwerin, Lübeck und Hamburg über bie Serfetlung einer Ei # 
fenbahn zwiſchen Berlin und Hamburg. G. S. 45, 195. * 


. 13. November. Vertrag der Zollvereingftaaten nik Kurheff en über | 


den Anfhluß der Grafihaft Shaumburg an den Zollverein. 
®. ©. 41, 386. Mh. II, 308, 


. 13. November. Vertrag mit Kurheſſen wegen Belteuerung bes 


Branntweing und des Runfelrübenzuders in der Grafihaft Schaum- 
burg. ©. ©. 41, 390. Mh. Il, 314. 


. %lo. December. Uebereintunft mit — —— zur Beförderung * 


der Rechtspflege. ©. ©. 42, 1. Mh. II, 325 


. 11. December. Bertrag der Zollvereinsflaaten mit Walded über den 


Anflug des Fürftenthums Pyrmont an den Zollverein. ©. ©. 4, 
393. Mh. II, 342. er 


. 11. December. Vertrag mit Walded wegen der Beftenerung innerer 


Erzeugniffe und wegen * Salzdebits im Fürſtenthume Pyrmont. 
G. ©. 41, 400. Mh. II, 350. bie 


. 16. December. Bertrag der Zollvereinsftaaten mit Hannover un 


Oldenburg über die 


— om verſchiedener Gebiets⸗ 
— Braunſchwei 


107. M. Il, 357. 


. 17. December. lg der — mit Hannover, 


Oldenburg und Braunſchweig über die Erneuerung der unterm 
1. November 1837 abgeſchloſſenen Verträge, mit fünf Beilagen). 
®. ©. 41, 412. Mh. Il, 361. 


1) Ueber die Verlängerung biefer |. G. ©, 43, 3, und den 16. October 184. 


341. 


17. December. UWebereinfunft mit Hannover wegen Erneuerung bes 
— vom 1. November 1837 über die Zoll- und Steuerver- 


bältni einiger Gebietstheile Hannovers ). ©. ©. 41, 431. 
Mh. Il, 383. 


- 20. Dercbr. Bertrag mit Kurbeffen, S.-Weimar und S.-Gotha 


wegen Herftellung einer Eifenbahn von Halle nach Eaffel. ©. ©. 44 
438. Mh. U, 385. 

20. December), gopember 1842. London. Vertrag mit Defterreih, Groß— 
britannien und Rußland wegen Unterbrüdung des Handels mit 
a Negern. ©. ©. 44, 371. Mh. II, 392. Cussy V, 469, 
10. Januar. Erneuerung der Durchmarſch und Etappen⸗Convention 
mit S.Coburg-Gotha. ©. ©. 42, 35. Mb. III, 110. 

8. Februar. Bertrag der Zollvereinsftaaten mit Lurembur über 
deflen Beitritt zum Zollverein. G. ©. 42, 92. Mh. Ill, 61. 
Cussy V, 266. 


. 3. März. SFreizügigfeitserflärung mit Lübed in Betreff der nicht 


zum deutfchen Bunde gehörigen preußifchen Provinzen. ©. ©. 42, 
102. Mh. II, 121. 

21. Däry|ıg, pri. Webereinfunft mit Defterreich zur Verhütung der 
Forſt⸗, Jagd⸗, si und Feldfrevel an den gegenfeitigen Landes— 
grenzen. ©. &.4 ‚112. Mh. Il, 124. 


. 29. Zuli. — Vertrag mit Hannover, Kurheſſen und 


Braunſchweig wegen Regulirung der Central⸗Schuldverhältniſſe 
des vormaligen — Weſtphalen. G. S. 43, 78. Mh. III, 410, 


. 15. September. Beſchluß der B.-B. wegen Bildung, no Recurd- 
269. 


Iran für Befchwerden der Meviatifirten. ©. ©. 

September. Uebereinfunft der — — wegen der 
eat und Privilegien. ©. ©. 43, 265. Mh, III, 584. 
Conſularb. 197. 

5. Ortober g Revember Webereinkfunft mit Neuß- Plauen f. 8. zum 
Schutze der gewerblichen Waarenbezeichnungen. G. S. 42, 311. 
Mh. Ill, 588. 


. 18. Mön;,z, Mai. Bertrag mit Hannover über die Emsfhiffahrt. 


G. S. 43, 


. 24. Juli. ebereintunft mit Baiern wegen des Schubes der 


MWaarenbezeihnungen. G. ©. 43, 309. 


. 24. Juli. Staatsvertrag mit Sadfen über die Herftellung einer 


_. zwiihen Breslau und Dresden. ©. ©. 43, 403. 


. 15. Auguft. Uebereinkunft mit re Ada wegen des Schutzes 


der Waarenbezeichnungen. ©. ©. 43 


. 30. Auguft. Staatsvertrag mit as, Hannover, Däne- 


marf und Medlenburg- AN über das Revifionsverfahren 
auf der Elbe. G. ©. 44, 


„ 18. November], December. Uebereinkunft mit Shwarzbu 29 Sonders- 


haufen zur Beförderung der Rechtspflege. ©. ©. 


. 20. Bebrwar|, guni. Berlin. Handels- und A er mit Por- 


tugal. ®. ©. 44, 151. Cussy V, 472. 


März. Im Hang. Vertrag mit — wegen der Aus- 
Te Ba flüchtiger Berbreder. G. ©. 44, 233. 


. 13. April, Additional=-Acte zur Eibfhiffahrte- Ucte. G. S. 44, 458, 
. 13. April. Uebereinfunft mit den Elbuferjtaaten über die Grlafung 


Koitahrte- und ftrompolizeiliher Vorſchriften für die Elbe. 
2 518. 


. 13. Horit. Vertrag der Elbuferftaaten mit Hannover über den 


brunshaufer Zoll. ©. ©. 44, 525. 


. 19. April. Bertrag mit S.-Weimar und — ⸗Coburg⸗Gotha 


über die thüringiſche Eiſenbahn. G. S. 44, 


. 12 Mails guni. Uebereinkunft mit — * Fr Beförderung dor 


Rechtspflege in Fällen des Concurſes. ©. ©. 44 


1) Ueber die Verlängerung dieſer ſ. G. ©. 43, 3, und ben 16. October 1845. 
61 


961 


Seite, 
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1844. 

1844. 

1844. 
1844. 
1844. 
1844. 
1845. 

1845. 
1845. 
1845. 
1845. 
1845. 
1845. 


1845. 
1845. 


1845. 
1945, 


1845. 


1845. 
1845. 


1845, 
1845. 


1845. 


1845. 
1846. 


1846. 


1846. 





er 
2.15 Mat. Garteleonvention mit Rußland. ©. ©. 44, 19. > 
13. Augußi;g, September. Mebereinfommen mit DOefterreih wegen der 
gegenfeitigen foftenfreien Erledigung gerichtlicher Requifitionen in 
Armenfahen. G. ©. 44, 454. F 
27. 30. Auguſt. Zufabattitel XVI. und XVII. zur Rheinfchiffabrts- 
Acte. ©. S. 45, 587. % 
1. Geptemberiig Oeteober. Brüſſel. Handels- und Schiffahrtsvertrag mit 
Belgien. ©. ©. 44, 577. Cussy V, 407. Gonfularb. 672. ri 
11. —— N u 1846. Zufaßartifel XVII. zur Rheinſchiffahrts-Acte. 
G. ©. 46, px 
16. Oetober],g Auguf 184. Vertrag mit Heffen- Darmftadt und Naffau 
über die —— auf der Lahn. G. S. 45, 669. 
19. Juni. Bundestagsbefhluß wider den Nachdruck. G. S. 46, 149. 
Nauwerck IV, 32. 1: 
21. Sunligo, Augup. Vertrag mit Frankreich — gegenſeitiger Aus— 
lieferung flüchtiger Verbrecher. G. S. 45, 579 rel) 
23. Juni. Berlin. Bertrag des Zollvereing mit Sardinien. ©. | 
5. 45, 657. Cussy V, 559. Gonjularb 683. wi 
4. Juli. Genehmigungsurfunde * — XVI. und XVII. zur 
Rheinſchiffahrts-Acte. G. ©. 45, 2a | 
12. Juli. Erneuerung der re und Etappen-Eonvention mit 
ar Erbe G. ©. 45, 583. 5 
Auguf. Erneuerte Durchmarſch- und Etappen-Eonvention mit | 
———— G. ©. 45, 585. ei | 
10. October. Publication des Zolltarifs für 19%. ©. ©. 45, 605. 6 | 
10. October. abinetsordre wegen Erhöhung einiger Zollfäße des | 
Tarife. ©. ©. 45, 655. 665 | 
16. October. Braunfchweig. Vertrag der Zollvereinsftaaten mit 
den Staaten des Steuervereins wegen Beförderung der gegen 
feitigen Verfehrsverhältniffe. G. S. 45, 685. 2 
16. October. Vertrag des Zollvereins mitdem Steuervereine 
wegen Unterdrüdung des Schleichhandels. G. ©. 45, 689. 68 
16. October. Vertrag des Zollvereins mit Hannover wegen Des 
au verfchiedener Theile des legteren an den Zollverein. ©. * 
. 45, 69 
16. October. _Mebereinkunft der Staaten des Zollverein mit den 
Staaten des —* — eins wegen Erleichterung des gegenſeitigen 
Verkehrs. G. 707. 68 
21. October. Min a rtel unter den zum Zollvereine verbundenen 
Staaten. G. ©. 46, 478. Cussy V, 578. GConfularb. 218. 619 
25. November. Bekanntmachung über das Uebereinfommen mit OT- 
a wegen der Befugnifje der Conſuln. Juftiz-Minifterialblatt iu 
5 5 
25. Rovemberjjg December. Uebereinkunft mit Reuß-Plauen ä. L. zur 
Beförderung der Rechtspflege. G. ©. 45, 819 Sit 
4. December), gebruar 196. Vertrag mit Hannover, Kurheffen und 
Schaumburg-Lippe über eine Eiſenbahn von Hannover nah 
Minden. ©. ©. 46, 77, ‚d 
4. Desember|,, gepruar 181. Vertrag mit Hannover über den Bau und 
—— der preußiſchen Strecke der Hannover-Mindenſchen Eiſenbahn. 
. ©. 46, 83. 
5 December. Bagabunden- Convention mit Württemberg. ©. _ 
©. 45, 779. 5er 
30. April. — — des Zuſatzartikels XVIII. zur Rhein— 
Ihiffahrts-Acte. ©. ©. 46, 227 230 
3. Mailıg Juni. Vertrag mit Großbritannien zum Schuße des lite- 
rariſchen und künftlerifchen — ſo wie über die Zölle von m 
5*8 


Büchern und Stichen !) ©. 46, 343. Cussy V, 645. 
26. Mailg gu. Convention * Dänemark wegen "Erneuerung des 


I) Beitritt von Sadfen unterm 24. Auguſt 1846. ©. ©. 544. 


Handelsvertrags vom 17. Juni 1818. ©. ©. 46, 327. Cussy V, 679. 
Eonfularb. 542. 


19. Zuntigs, Januar. Beſchluß der deutichen Bundes-VBerfammlung wegen 


des Schupes für Werfe der Yiteratur und Stunfl. ©. ©. 46, 149. 
26. uni. Uebereinkunft des Zollvereing mit Belgien wegen 
Unterdrüdung des Scleihhandele. ©. ©. 47, 5. Cussy V, 664. 
6. Auguſt. Beihluß der Bundes-Berfammlung gegen Die commu- 
niftijchen Vereine. ©. ©. 47, 111. 

27. Dctober. Erläuterung der mit Walded 1822 getroffenen Ueber— 
einkunft zur Verhütung der Forftfrevel. G. ©. 46, 461. 

28. October. Gabinetsordre über einige Abänderungen des Zolltarifs. 
©. ©. 46, 165. 

27. Januarlız Ma Neapel. Handels- und Sciffahrtsvertrag des Zoll- 
vereins mit Sicilien. ©. ©. 47, 211. Confularb. 691. 


2. Aprill;s, gun. Erneuerung des Zollvertrags mit Luxemburg. ©. 
©. 47, 253. 


. 20. April. Grneuerte Durchmarſch- und Etappen-Convention mit dem 


Großherzogthume Heffen. G. ©. 47, 209. 


. 3. Mai. Kabinetsordre wegen Ermäßigung des Eingangszolles für 


Del in Fäſſern. G. ©. 47, 239. 


. 10. Juli. Erneuerung der Durhmarfh- und Etappen-Eonvention 


mit ©.-MWeimar. ©. ©. 47, 257. 


- 26. Auguſt MUebereinfunft mit Anbhalt-Defjau wegen Verhütung 


der Forftfrevel. ©. S. 47, 324. 


. 21. September. Beitritt von Oldenburg (für Birkenfeld), Deffau, 


Bernburg, Walded und Lippe zu dem Münzcartel vom 21. Dcto- 
ber 1845. ©. ©. 47, 355. 


. 19. December. Belanntmachung des General-Poftamtes den Poftver- 


trag mit Frankreich betreffend. Handelsarchiv 1948, I, 1. 


. 21. December. Uebereinkunft mit ©.-ECoburg-Botha wegen Ver— 


hütung der Forft- und Jagdfrevel in den Grenzwaldungen. ©. S. 48, 10. 
21. 22. December. —— des General-Poſtamtes den 


Poſtverkehr mit Schweden und Norwegen betreffend. Handels— 
archiv 1848, I, 5. 


. 15-24. Januar. Erneuerung der Uebereinkunft mit Oeſterreich zur 


Verhütung von Forft-, Jagd», Fiſch- und Feldfreveln. G. ©. 48, 29. 


. 1612 Februar. Ausdehnung der mit Braunfhmweig wegen Verhü— 


tung der Forſtfrevel beſtehenden Uebereinfunft uuf die Jagdfrevel. 
G. ©. 48, 75. 


. 6. März. Vertrag mit Sachſen über die Anlage einer Eifenbahn 


zwijchen Berlin und Dresten. ©. ©. 48, 139. 


. 8. October. Brüffel. Reglement über den internationalen Eifenbahn- 


dienft mit Sranfreich und Belgien. Handelsardhiv 1849, I, 75. 


. 8. November. Erlaß wegen Fortdauer des Vereins - Zolltarifs. ©. 


©. 48, 351. 


. 9. December. Zufaßartifel XIX, zur Nheinfchiffahrtsacte. G.S. 49, 375. 
. debruar ig Mir. Vertrag mit Yuremburg wegen Verhütung und 


Beitrafung der Forſt-, Jagd- und Fiſchereifrevel. G. ©. 49, 131. 


.3. März. Grlaß betreffend den ingangszoll von ungereinigter 


Soda. ©. ©. 49. 129, 


. 30, April. Poftvertrag mit Braunfhmweig. Handelsardiv 1849, I, 1. 
. 26. Mai. Berlin. Bündnig mit Hannover und Sadfen zum 


Zwede der Erhaltung der äußern und innern Sicherheit Deutfchlande. 
Uctenftüde betreffend das Bündnig vom 26. Mai x. Berlin, 
1849 (amtlich). 


. 10. Juli. Protveoll über die Friedenspräliminarien mit Dänemarf. 


Handelsardhiv 1849, II, 106. 


. 1%ıs. Zuli. Berlin. Waffenftillftands-Convention mit Dänemarf. 


Handelsardhiv 1849, II, 101. 


. 31. Auguft. Beitritt Anhalt-Cöthens zu dem Münz-Eartel vom 


21. October 1545. ©. ©. 49, 356. 


561 


494 


73 
544 
717 


650 
231 


422 
670 


742 
743 


964 

1849. 
1849. 
1850. 
1850. 
1850. 


1850. 
1850. 
1850. 
1850, 
1850. 


1850. 


1850. 


1850. 


1850. 
1850. 


1850. 
1851. 


1851. 


1851. 


1851. 
1851. 
1851. 


1851. 
1851. 


10. September. Genehmigungs-Urkunde des Zufah-Artifels XIX. zur 
Rheinſchiffahrts-Acte. ©. ©. 49, 375. 
7. December] 9 Mär, ısso. Berlin. Vertrag wegen Erwerb der Fürftenthümer 
Hopenzollern-Dedingen u. Sigmaringen. ©. ©. 50, 289. 
4. Sebruar), mir, Erweiterung der mit Anhalt-Bernburg beftebenden 
Uebereinfunft zur Verhütung der Jagd- u. Forftfrevel. ©. S. 50, 73. 
15. Februar. Geſetz betrefen die Einführung der allgemeinen deut- 
[hen Wechſel-Ordnung. G. ©. 50, 53. Handelsardiv 1850. ©. 1. 
0. März, guni. Vertrag mit Baiern über die Fortfeßung der pfälzifchen 
er nah Saarbrüden.. G. S. 50, 357. Handelsardirv 

51, 1, 

8 ———— Poſtvertrag mit Oeſterreich. Handelsarchiv 

50 ©. 11. 

16. Mailoo, guni. Brüffel. Uebereinkunft wegen Herftellung electrifcher 
Telegraphenlinien. Handelsardiv 1850. ©. 145. 

17. Mailgg März, 1. Aprit ıssı. Vertrag mit Lippe wegen Erwerb der mit- 
landesherrlihen Rechte über Lippſtadt. ©. ©. 51, 90. 

2. Zuli. Berlin. Friedensfhluß des deutfhen Bundes mit Däne- 
mark. Actenftüde zur fchleswig-holfteinifchen Frage. 4. Heft. Kiel. 1850. 
25. Zuli. Dresden. Vertrag mit Defterreih, Baiern und 
Sachſen wegen Bildung des deutfh-öfterreihiihen Telegraphenver- 
eind. Handelsardiv 1850. ©. 363. 

6. Septbr. Erklärung mit Baden, dem Großherzogthume Heffen, 
ee ea Naffau, Sachſen-Weimar, Mei- 
ningen, Eoburg-Gotha, Altenburg, Oldenburg, Anbalt, 
Schwarzburg, Reuß, Lippe und Schaumburg-Lippe, Wal- 
ded, Lübeck, Bremen, Hamburg über die Aufßercursjegung von 
Papiergeld. ©. ©. 50, 399. Handelsarhiv 1851, I, 24. 

11. Septbr. Berlin. Vertrag mit Anhalt-Bernburg wegen Ausfüb- 
rung der Gemeinheitstheilungs- und Ablöfungs-Gelhäfte im dort⸗ 
feitigen Gebiete durch preußiiche Behörden. ©. ©. 50, 413. 

21. October. Dresden. Paßfarten-» Convention mit Baiern, 
Sachſen, Hannover, Medlenburg-Schwerin, S.-Weimar, ©.-Alten- 
burg, S.-Coburg-Gotha, Rd Neuß, Schaumburg-Yippe, 
Bremen und Hamburg. Min.-Blatt 51, 10. 

17. November. Vertrag mit den Niederlanden über die Ausliefe- 
rung flüchtiger Verbreder. ©. ©. 50, 509. 

29. November. Olmütz. Convention mit Defterreih über bie 
deutichen — on 

31. December. Bagabunden-Eonvention mit Sachſen. ©. ©. 51, 5. 
26. Januarlz,, Mir. Poftvertrag mit den Niederlanden. Handels- 
archiv 1851, I, 378, 

1. Bedruar'g, 28 Februar. Vertrag mit Walded wegen Beſtellung des 
Obertribunals zu Berlin zum oberften Gerichtshofe in Straflachen 
für die Fürftenthümer Waldeck und Pyrmont. G. ©. 51, 18 

22. jebrwarj,, 5 Mär, Vertrag mit Anhalt- Bernburg wegen Beitel- 
lung des Obertribunals zu Berlin zum oberften Gerichtshof in Straf- 
fahen und in Disciplinarfahen der Nichter für das Herzogthum 
Anhalt-Bernburg. ©. ©. 51, 25. 

20. Mai. Aoditional-Vertrag zu dem Handelsvertrage mit Sar di— 
nien (23. Juni 1845). 

12. Juni. Verordnung wegen Ermäßigung des Eingangszolles für 
Reis und Baumöl. ©. ©. 51, 369. 

2 ar Verordnung wegen Veränderung des Bereins-Zolltarife. 

. ©. 51. 

21. Juli. Verordnung wegen Ermäßigung der Rheinzölle. G. ©. 51. 
7. September. Vertrag mit Hannover megen Vereinigung des 
Zoll- und Steuervereins. 


Drud von Eduard Aranfe in Berlin. 
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